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20 der Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen b 


des 


Steuerreformausſchuſſes 


über die 


Negierungsvorlage, betreffend die Gebäudeſteuer. 
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Zum vierten Male im Laufe eines Jahrzehnts erſcheinen Vorlagen über Umgeſtaltung der Steuer- 
geſetzgebung vor den legislativen Körperſchaften. Die erſten Male wurde kein Abſchluß erzielt, erſt im 
Jahre 1869 wurde das Geſetz über die Grundſteuer von beiden Häuſern des hohen Reichsrathes ange— 
nommen, die Entwürfe über die Gebäudeſteuer und die Erwerbſteuer machten wohl noch weitere Stadien 
der Berathung durch, aber einem Zuſtandekommen dieſer wichtigen Geſetze, wozu alle Ausſicht vorhanden 
war, trat der in der Regierung eingetretene Wechſel und die darauf folgende Auflöſung des Abgeordneten⸗ 

hauſes hemmend entgegen, und ſeitdem wurden die wirthſchaftlichen Fragen durch die für die Fortentwicklung 
des ſtaatlichen Lebens fo dringenden politiſchen und confeſſionellen Vorlagen in den Hintergrund 
gedrängt. 

Der Umſtand, daß ein wichtiges Glied in der Reihe der Steuergeſetzgebung, die Grundſteuer, durch 
die kaiſerliche Sanction Geſetzeskraft erhalten hat, machte es dem vom hohen Hauſe im Jänner 1874 
niedergeſetzten Ausſchuſſe nicht möglich, die allgemeinen Principien, welche einer Geſammtreform der 
Steuergeſetzgebung zu Grunde liegen follten, einer eingehenden Berathung zu unterziehen. Dieſe Bemerkung 
bezweckt nicht ſo ſehr einem etwaigen Vorwurf, daß der Ausſchuß ſeiner Aufgabe durch ein derartiges Ber- 
ſäumniß nicht entſprochen, vorzubeugen, ſondern vornehmlich die Annahme nicht aufkommen zu laſſen, als 
ſtimme der Ausſchuß in ſeiner Geſammtheit den in dem Motivenberichte niederlegten Anſichten über die 
Grundlagen der Steuergeſetzgebung vollftandig bei. 

Der Verfaſſer des trefflich gearbeiteten Berichtes hat ſich die Mühe gegeben, die Grundſätze, auf 
denen die Vorlagen aufgebaut ſind, in eingehender Weiſe zu rechtfertigen und hat nicht blos aus der Praxis, 
ſondern auch aus der Wiſſenſchaft fid) ein Arſenal von Gründen geholt, um die Anſichten der Regierung 
zu vertheidigen. So ſehr ein derartiges Streben alle Anerkennung verdient und auch gefunden hat, ſo muß 

doch hervorgehoben werden, daß es wohl nur Wenigen, die mit dem gegenwärtigen Standpunkte der 

Wiſſenſchaft und der Praxis vertraut ſind, möglich wäre, den Auseinanderſetzungen über Ertragsſteuer und 
Einkommenſteuer in allen Punkten beizutreten, und ſich aus den Gründen, welche in dem Motivenberichte y 
\dargelegt find, fiir bie erjtere gu entſcheiden. | 
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Bekanntlich find es die Ertragsſteuern, welche in den öſterreichiſchen Entwürfen aufrecht erhalten 
werden, nur daß an Stelle der Prineiploſigkeit, welche denſelben theilweiſe ſchon bei der Einführung 
anklebte, theilweiſe im Laufe der Jahrzehnte bei den mannigfachen Amendirungen verſchuldet wurde, 
ein einheitlich durchgeführtes Syſtem von Ertragsſteuern treten ſoll. Auf bie Rechtfertigung wurde viele 
Mühe verwendet, aber vollkommen überzeugende Kraft wohnt ihr nicht bei. 

Die Theorie ber objectiven und fubjectiven Beſteuerung ift nicht haltbar. Bei jener ſoll die Sache, 
bei dieſer die Perſon erfaßt werden. 

Wie wenig dieſer Geſichtspunkt in den Vordergrund geſtellt werden kann, zeigt ein Blick auf die 
Grundſteuer. Wenn irgendwo müßte fie die volle Rechtfertigung und Anwendbarkeit der objectiven 
Veranlagungsmethode erhärten. In der That erblickten auch die Anhänger der Ertragsbeſteuerung in ihr 
die Perle aller Steuern. Sorgfältige Prüfung und eingehendes Studium der verſchiedenen Steuergattungen 
haben jedoch eine entſchiedene Umwälzung der Anſichten hervorgerufen. Der hervorragendſte Vertreter der 
Ertragsbeſteuerung, Hoffmann, ſcheute ſich nicht am Abende ſeines dem Studium der Finanzwiſſenſchaft 
gewidmeten erfahrungsreichen Lebens den inhaltsvollen Satz auszuſprechen: „Der Grundſatz, worauf die 
Grundſteuer beruht, (der Reinertrag eines gewiſſen Raumes) iſt durchaus irrig; die todte Sache kann nicht 
ſteuern, ſondern nur der lebende Menſch. Das Einkommen aus landwirthſchaftlich benütztem Boden ift 
bei Weitem abhängiger von den perſönlichen Cigenfdajten feines Bewirthſchafters und von Begebenheiten, 
welche die Wirthſchaftskoſten und die Fruchtpreiſe beſtimmen, als von der Größe und Beſchaffenheit der 
benützten Räume.“ Natürlich laſſen fid) bei ber Erwerbsſteuer Subject und Object noch viel weniger 
auseinanderhalten, und die Bemühungen der Geſetzgebung bei dieſer Gattung von Steuern die richtigen 
objectiben Merkmale feftzuftellen, haben wenigſtens bisher zu keinem allgemein anerkannten Reſultate geführt. 

Dazu kommt, daß ſelbſt das lonſequenteſte durchgebildetſte Syſtem der Ertragsſteuer die derſelben 
an und für ſich anhaftenden Mängel nicht beſeitigen kann, und befonders gewichtig fällt der Umſtand in 
die Wagſchale, daß es ungemein ſchwierig iſt, ein richtiges Verhältniß der verſchiedenen Steuergattungen 
unter einander feſtzuſtellen. Der Grundfehler des herrſchenden Steuerſyſtemes, heißt es in einem Motiven 
berichte der ſächſiſchen Regierung treffend, iſt, daß es nicht auf einheitlicher Baſis ruht, ſondern eine 
Mehrzahl ganz verſchiedener und unter fid) nicht zuſammenhängender Steuern umfaßt, die eben deßhalb 
die Möglichkeit eines Vergleiches unter ſich ausſchließen und die Beantwortung der Frage, in welchem 
Verhältniſſe die einzelnen Claſſen der Pflichtigen von der Steuer betroffen werden, vollkommen unmöglich 
machen. 

In der That gibt es nur einen zwingenden Grund für die volle Beibehaltung und Reform der 
Ertragsſteuer: die Opportunität. Zum Verlaſſen dieſer ausgefahrenen Geleiſe gehört nicht bloß Muth, 
ſondern auch ein hoher Culturgrad des Volkes, namentlich ein durchgebildetes, alle Schichten durchdringendes 
ſtaatliches Gefühl. Wir find in Oeſterreich noch nicht auf jener Stufe angelangt, um auch nur den Gedanken 
faſſen zu können, mit der Ertragsbeſteuerung zu brechen, und die Erfahrungen anderer Länder mit der 
Einkommenſteuer kommen uns nicht zu Gute, da die Form, in welcher fie in Oeſterreich Eingang gefunden, 
klare und richtige Vorſtellungen durch die ungefüge Form ihrer Veranlagung nicht ermöglicht, während für 
andere Staaten der Satz Helferichs gilt: „Wo einmal ein Ertragsſteuerſyſtem von der Einkommenſteuer 
auch nur in einzelnen Stücken durchbrochen iſt, gewinnt dieſe mehr und mehr Geltung, und es wird keine 
Ruhe, bis ſie zur Herrſchaft gelangt iſt“. | 

Es wäre indeß eine müßige Sache geweſen, fid) in einen theoretiſchen Kampf über Prineipien einzu— 
laſſen, nachdem die legislativen Körperſchaften durch Annahme des Grundſteuergeſetzes die Frage für die 
öſterreichiſche Geſetzgebung entſchieden haben, aber im Laufe der Debatten hatten mehrere Mitglieder des 
Ausſchuſſes Veranlaſſung, ſich darüber auszuſprechen, daß keine wie immer geartete Reform der Ertrags— 
ſteuern allen Anforderungen entſpreche, und nur deßhalb die principielle Erörterung dieſer Frage vermieden 
werde, weil ein jeder Verſuch, das Syſtem der Ertragsſteuer über Bord zu werfen, bei dem gegenwärtigen 
Stande der Dinge nutzlos ſein würde. Es iſt dies zum Theil eine Folge des Umſtandes, daß die Steuer— 
geſetzgebung in Oeſterreich nur ſtückweiſe zu Stande kommen kann. Eingehende Discuſſionen konnten auch 
inſoferne vermieden werden, als auch die Regierung die Verwirklichung der Reform in einer Reihe von 
Specialgeſetzen anſtrebt. Die Gebäudeſteuer ſchließt ſich im Großen und Ganzen an die Grundſteuer an, 
beruht auf ähnlichen Grundſätzen, während die drei noch übrigen Geſetzesentwürfe, die Erwerb, Renten- und 
Einkommenſteuer, wieder mit einander in einer engeren Verbindung ſtehen und Gelegenheit bieten werden, 
die denſelben zu Grunde liegenden Geſichtspunkte einer ſorgfältigen kritiſchen Prüfung zu unterziehen. 

Hat nun auch der Ausſchuß ſich darauf beſchränken zu müſſen geglaubt, bei jedem einzelnen Geſetze 
die Grundlagen desſelben ins Auge zu faſſen, fo hatte er doch im Laufe der Debatten vielfachen Anlaß, 
manche Frage, die in dem allgemeinen Theile des Motivenberichtes enthalten iſt, zu berühren und zu 
beleuchten. 
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Es ift eine Eigenthümlichkeit der geſammten modernen Steuergeſetzgebung, wie fie auch in den 


ten Entwürfen, die feit einem Jahrzehnt den geſetzgebenden Körperſchaften dev verſchiedenen Länder vorgelegt 
ing wurden, zu Tage tritt, daß ſie lediglich Kataſtergeſetzgebung iſt und daher über die künftige Höhe des 
de, Steuerfußes keine ziffermäßigen Anhaltspunkte bietet, und doch iſt es gerade dieſer Punkt, welcher 
ele naturgemäß zumeiſt die Steuerträger am meiſten intereſſirt. Der Ausſchuß ergriff zu wiederholten Malen 
die Gelegenheit, um die Intentionen der Regierung kennen zu lernen, und er erhielt immer aus dem 
e, Munde Seiner Excellenz des Finanzminiſters die Verſicherung, daß durch die Reform der Ertragsſteuern ) 
nicht eine Erhöhung, ſondern blos eine gleichmäßige Vertheilung der Abgaben erzweckt wird. Iſt auch 
jie diefe gewiß dankenswerthe Erklärung einigermaßen beruhigend, und ermöglicht fie es, ohne fid) allzugrofen / 
en Befürchtungen hinzugeben, an die Berathung der Geſetzesentwürfe über die Steuern zu gehen, einen 
hr vollkommenen Einblick in die eigentlichen Abſichten der Regierung gewährt fie nicht. Es wäre jedenfalls ` 
en im Intereſſe der Sache zu wünſchen geweſen, wenn man in den maßgebenden Kreiſen ſchon volle Klarheit — 
er gewonnen hätte, über die Ziffer, mit welcher künftighin jede Gattung von Steuern im Geſetz erſcheinen 
ft ſoll. Das in den weiteren Kreiſen herrſchende Mißtrauen, daß e$ fid) in erer Linie nicht um eine Reform | 
ie der Steuern handle, ſondern die geheime Abſicht obwalte, die Steuerſchraube noch mehr anzuſpannen, 
jl wäre zum Schweigen gebracht worden, wenn den legislativen Körperſchaften auch nur einige Anhaltspunkte 
ft zur Beurtheilung ber eſſentiellſten Seite der Frage geboten worden wären, Auch war ber Ausschuß in feiner ent- 
1, ſchiedenen Majorität ber Anſicht, daß bie beſtehende Steuergeſetzgebung in Oeſterreich zu einer vielfach 
Y qewaltjamen Anſpannung der Steuerträger führt, obgleich er zugleich die Nothwendigkeit anerkannte, für 
T die Beſtreitung der gefteigerten und fid) alljährlich ſteigernden Staatsausgaben neue Einnahmsquellen 
T flüſſig zu machen. Der bisherige Weg, durch Zuſchläge oder Verdoppelung des Ordinariums die klaffende 
[. Lücke auszufüllen, kann künftighin nicht mehr betreten werden; es gilt, die durch Zwangslagen aufgedrun— 


genen Mittel durch andere den Geſetzen der Wirthſchaft entſprechendere zu erſetzen, und ohne den Volks— 
wohlſtand zu ſchädigen oder einzelne Claſſen der Bevölkerung allzuſehr zu überbürden, der Gejanmtfeit, — * 
das heißt dem Staate, die erforderlichen Mittel zur Verfügung zu ſtellen. 


Daß bei der jetzigen Veranlagungsform eine Erhöhung der ſtaatlichen Einnahmen ſchwer, vielleicht 
2 gar nicht erreichbar ift, wird wohl einem Zweifel nicht unterliegen. Gerade das Syſtem der Ertragsſteuern 
) erweist fid) in Fällen, in denen die durch bie erhöhten Anſprüche hervorgerufenen Ausgaben fid) faft jährlich 
| mehren, als wenig zweckentſprechend, weil eine jede Steigerung des Procentſatzes in höchſt ungleicher Weiſe 
die verſchiedenen Schichten der Bevölkerung trifft. In Oeſterreich hat man diesbezüglich viele Erfahrungen 

zu machen Gelegenheit gehabt, die jedoch auch anderswo nicht fehlen. — 


Allerdings iſt der Motivenbericht im Rechte, wenn er hervorhebt, daß die abſolute Höhe der Ge— 
ſammtſteuer ſo wenig ein Criterium eines überbürdeten Landes, wie eine geringe Geſammtbeſteuerung der 
Beweis mäßiger Anforderungen iſt. Aber die Folgerungen, die daraus gezogen werden, können nicht 
durchweg als richtig gelten. Nach der Anſicht des Verfaſſers des Berichtes gibt es ein Kennzeichen einer 
Ueberlaſtung oder mindeſtens allzuſtarken Belaſtung: wenn durch die Steuern die Erzeugung neuer 
Werthe gehemmt wird. Allein ein ſicheres, auf ziffermäßiger Grundlage ſich gründendes Urtheil läßt ſich 
durch Anwendung dieſes Grundſatzes ſchwer gewinnen, und dem fubjectiven Ermeſſen iſt ein weiter Spiel— 
raum geöffnet. 4 

Auf dieſem Felde gibt es für die Theorie und Praxis nur einen ſicheren Anhaltspunkt, der zu faſt 
unumſtößlichen Reſultaten führen kann, — die vergleichende Statiſtik. Der Vergleich der Steuer— 
leiſtung eines Landes mit anderen Ländern, die auf derſelben Stufe der Cultur ſtehen und in ſtaatlicher 
Beziehung an der Löſung gleicher Aufgaben arbeiten, iſt überdies ungemein belehrend, nicht bloß für die 
Totalſumme der Geſammtſteuererträgniſſe, ſondern namentlich für die Höhe der Beſteuerung in jeder 
Kategorie von Auflagen und Schatzungen. 

Ein Vergleich Oeſterreichs mit den deutſchen Nachbarſtaaten führt in dieſer Beziehung leider zu 
keinem erfreulichen Bilde, Nicht nur, daß in Oeſterreich die directen Steuern faſt durchwegs höher find, jo 
liefert auch das Verhältniß derſelben zur Production den ſtrikteſten Beweis, daß die Steueranforderungen 
bei uns in weit beträchtlicherer Weiſe geſtiegen ſind als die Production; denn ſo groß auch die Fortſchritte 
ſind, die Oeſterreich im Laufe der letzten Jahrzehnte gemacht hat, ſo wird ſich an der Hand ſtatiſtiſcher 
Belege kaum in Abrede ſtellen laſſen, daß ſie ſich mit jenen der Induſtrie- und Handelsſtaaten nicht meſſen 
können. Und es dürfte der Beweis kein glücklicher genannt werden können, wenn in dem Motivenberichte 
zur Entkräftung der vielfach mit Recht angenommenen Ueberlaſtung auf die Zunahme der Production hinge— 
wieſen und zu dieſem Behufe die Branntweinerzeugung und die Steigerung der Verzehrungsſteuer 
vorgeführt wird. Abgeſehen davon, daß die Anführung Eines Productionszweiges keinen Anhalts— 
punkt zur Beurtheilung bietet, ſo iſt es immerhin mißlich, ſich ſpeciell auf die Branntweinerzeugung zu 
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berufen, und; die Verzehrungsſteuer ließe nur dann einen fideren Maßſtab zu, wenn auch die anderen 
Culturſtaaten in demſelben Zeitraume zur Vergleichung herangezogen würden. 

Eine vergleichende Darſtellung der Staatsſteuern allein liefert jedoch kein vollſtändig ausreichendes 
Material; dazu wäre die Heranziehung ber Communal- und Provinzbeſteuerung, welche in den letzten anderthalb 
Decennien eine früher ungekannte Ausdehnung erhalten hat, erforderlich. Es iſt eine allgemein bekannte 
Thatſache, daß die Communalſteuernzim Laufe der letzten Jahrzehnte eine beträchtlichere Steigerung erfahren 
haben als die ftaatlichen Steuern. Allerdings weiſen auch die anderen Länder ähnliche Erſcheinungen auf, 
jedoch mit dem bedeutſamen Unterſchiede, daß der Staat anderswo den Provinzen und Tommunen wenig— 
ſtens einige Steuerquellen freigelaſſen hat, welche zur Beſtreitung der Koſten der Autonomie herangezogen 
werden können, während man in Oeſterreich den autonomen Körperſchaften eine Fülle von Verpflichtungen 
auferlegte, ohne ihnen die Mittel zu gewähren, dieſelben zu erfüllen. 

Eine jede Steuerreform wird ein unvollſtändiges Werk bleiben, welches ſeinen Zweck ganz oder 
theilweiſe verfehlen wird, wenn nicht zugleich die Frage der Communal- und Landesſteuern in reifliche 
Erwägung gezogen wird, und die Regierung würde ſich ein großes Verdienſt erwerben, wenn ſie derſelben 
ein ernſtes Studium zuwenden möchte. 

Auch die Form der Steuererhebung bildet in Oeſterreich einen Mißſtand, deſſen Beſeitigung dringend 
wünſchenswerth wäre, und wenn der Ausſchuß einen hierauf bezüglichen ſelbſtändigen Antrag zu ſtellen 
vermeidet, ſo geſchieht es aus dem Grunde, weil Seine Excellenz der Finanzminiſter, als dieſe Frage 
im Ausſchuſſe zur Sprache kam, die Erklärung abgab, daß er die Nothwendigkeit einer diesbezüglichen 
Vorlage anerkenne und dieſelbe im Zuſammenhange mit der Geſammtheit der Steuerreform einzubringen 
beabſichtige. 


Die leicht erkennbaren und faßbaren Anhaltspunkte machten die Gebäude von jeher zu einem Liebe 
lingsgegenſtande der Beſteuerung. Unter allen Gegenſtänden, welche die Staatspraxis zur Beſteuerung 
herangezogen, tragen fie noch am meiſten jene objectiven Merkmale an ſich, welche der Theorie zufolge bei 
der Ertragsbeſteuerung ins Auge zu faſſen ſind, und die großen Vortheile der letzteren laſſen ſich gerade bei 
dieſen Steuerobjeeten ins helle Licht ſetzen. Von der Herde und Rauchſteuer, wie fie fon im Mittelalter 
als Peterspfennig in England erhoben wurde, und deren ſich ſpäter die Reſtauration als vielverſpre— 
chende ftaatfide Einnahmsquelle bemächtigte, bis zur Thür- und Fenſterſteuer, welche gegenwärtig noch, 
wenn auch vielfach hinſichtlich des Tarifs verändert und umgeſtaltet in Frankreich beſteht, ferner bis zur 
Gebäudeſteuer in unſerem Sinne liegen Jahrhunderte menſchlicher Entwicklung. Je geringer die politiſche 
und geiſtige Bildung eines Volkes iſt, umſomehr haftet auch die Verwaltung an blos äußerlichen Merk— 
malen, um die Steuerkraft des Einzelnen oder der Geſammtheit abzuſchätzen und zu ermitteln. Und die 
Geſchichte dieſer Steuergattung liefert für den bekannten Satz draſtiſche Belege, daß jede alte Steuer, ſei ihre 
Erhebungsform auch unzweckmäßig, weit weniger läſtig empfunden wird, als eine neu eingeführte oder 
reformirte Steuer, ſelbſt wenn ſie den ſtrikteſten Grundſätzen der Gerechtigkeit entſpricht. Faſt überall, wo 
dieſe Steuergattung ſelbſt in roher und drückender Form ſich eingebürgert hatte, erhoben ſich gegen ihre 
Umgeſtaltung viele Stimmen. 

In Oeſterreich erſcheint die Gebäudeſteuer bis in unſer Jahrhundert, wie bei allen vorwiegend 
ackerbautreibenden Völkern mit der Grundſteuer innig verknüpft, und der erſte Verſuch einer ſelbſtändigen 
Steuergattung wurde bei uns wie mett anderswo bei der Inangriffnahme einer durchgreifenden Grund- 
ſteuerregulirung gemacht. 

Das joſephiniſche Steuerpatent vom 1. September 1788 nahm hiezu den erſten Anlauf. 
Schon nach einem halbjährigen Beſtande wurde das Patent aufgehoben und das alte Steuerſyſtem 
rehabilitirt. Bei Einführung des allgemeinen Grundſteuerproviſoriums ſtellte ſich die Nothwendigkeit 
beſonderer Beſtimmungen für die Gebäudeſteuer heraus, und durch die Allerhöchſte Entſchließung vom 
23. Februar 1820 wurden jene Normen über die Gebäudeſteuer fanctionirt, die mit einigen Abänderungen 
vornehmlich bezüglich der Höhe der Steuerſchuldigkeit bis auf der Gegenwart in Kraft blieben. 

Auf Grundlage des Steuerpatents vom 23. Februar 1820 werden die Gebäude entweder nach dem 
wirklichen oder nach dem möglichen Zinsertrage oder im Wege der Claſſification der Beſteuerung unter— 
zogen. Als Maßſtab der Veranlagung bei der ſogenannten Claſſenſteuer wurde die Zahl der Wohn— 
beſtandtheile und der Stockwerke normirt. Während urſprünglich jene Orte namentlich bezeichnet wurden, 
wo die Gebäudeſteuer nach dem Zinsertrage eingehoben werden ſollte, wurde im Jahre 1849 beſtimmt, 
daß dieſelbe in allen jenen Ortſchaften, in denen wenigſtens die Hälfte der Gebäude einen Zinsertrag durch 
Vermiethung abwerfen, bei allen Gebäuden, in allen übrigen Ortſchaften bei den vermietheten Gebäuden 
in Anwendung zu kommen habe. 
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Bei der Hausclaſſenſteuer werden die Gebäude nach 12 Claſſen gereiht und für jede Claſſe ein fixer 
Steuerbetrag beſtimmt. Die urſprünglichen Sätze waren: 
TE de Et P G CT PORT, WERDE 
80 fl. 25 fl. 20 fl. 16 fl. 12 fl. 8 fl. 6 fl. 4 fl. 8 fl. 2 fl. 1 fl. — 20 kr. 


Die geſammte Steuer auf die Gebäude ſollte damals den Entgang erſetzen, der durch Ermäßigung 
der Grundſteuer eingetreten war, allein der Erfolg rechtfertigte nur bei der Hauszinsſteuer die Erwartungen. 
Dagegen ergab fic) bei der Hausclaſſenſteuer ein Ausfall. Um dieſen zu decken, half man fid), wie jo oft 
ſpäter, einfach durch Verdopplung des urſprünglichen Betrages, und in dieſem Ausmaße wurde die 
Steuer ſeit 1822 eingehoben. Eine Steigerung trat ſodann erſt im Jahre 1850 durch Zuſchlag eines 
Drittels ein, und ſeit 1869 wird noch ein außerordentlicher Zuſchlag in der Höhe des Ordinariums erhoben. 

Die gegenwärtigen Steuerſätze ergeben nun folgende Scala: 


Claſſe 1. IL III. IV. V. VI. VII. 
147 fl. 122 fl. 50 kr. 98 fl. 78 fl. 40 kr. 58 fl. 80 kr. 39 fl. 10 kr. 29 fl. 40 kr. 
VIIL TX: X XI. XII. 


19 fl. 40 kr. 14 fl. 70 kr. 9 fl. 80 kr. 4 fl. 90 kr. 1 fl. 64 kr. 


Die Schöpfer der Hausclaſſenſteuer täuſchten ſich über die Mangelhaftigkeit, weil Aeußerlichkeit des 
ganzen Syſtems nicht. Die Staatsverwaltung hatte ſeit der Einführung oft Gelegenheit dasſelbe einer 
ſorgfältigen Prüfung zu unterziehen, da die aus den einzelnen Ländern laut gewordenen Stimmen bei ver- 
ſchiedenen Anläſſen Klagen über dasſelbe ergoſſen. 

Eine eingehende Darſtellung dieſer Verhältniſſe würde jedenfalls an dieſem Orte zu weit abführen, 
aber es dürfte geſtattet fein, aus der Fülle des Materials einen Fall herauszugreifen, ber nach mancher 
Richtung ein Streiflicht auf die vorliegende Frage wirft. Als im Jahre 1829 durch eine Allerhöchſte Ent— 
ſchließung vom 25. Mai bie Einführung der Hausclaſſenſteuer im Salzburgiſchen in Anregung gebracht 
wurde, ſprach ſich das Kreisamt in einem ziemlich ausführlichen Votum dagegen aus und auch die damalige 


obderennſiſche Regierung verhehlte ihr Bedenken gegen das Syſtem nicht. Die Höhe derſelben, wurde aus- 


geführt, ſtehe mit dem Werthe der auf höchſt einfache Art erbauten Häuſer im gröbſten Mißverhältniſſe. 
Es wurde darauf hingewieſen, daß die Häuſer im Salzburgiſchen auf dem Lande nach beſonderen Verord— 
nungen der ehemaligen geiſtlichen Regierung, die das Bauholz unentgeltlich lieferte, erbaut würden; 
„der Aufbau von Stockwerken und mehreren Gemächern ſei jedoch zur Bedingung gemacht, und durch die 


Sittenordnung vom Jahre 1736 und 1756 bei ſtrenger Strafe angeordnet worden, daß die Kinder über d 


7 Jahre und bie Dienftboten nach Geſchlechtern abgeſondert und in verſchiedenen Gemächern ſchlafen 
müßten“. Die Hausclaſſenſteuer ſtehe im Mißverhältniſſe zu dem Capitalswerthe des ſteuerbaren Objectes, 
rejpective zu deffen Ertrage, treffe die ärmften Bewohner am härteſten; durch das ſtrenge Klima, beſonders 
wegen des Schnees im Winter, ſei die Bauart mit Stockwerken erforderlich, daher als eine Nothwendigkeit 
und nicht als Beweis größeren Wohlſtandes zu betrachten; ein einziger Wohnbeſtandtheil, fet es auch nur 
eine elende Kammer, ſteigere nach dem Claſſentarif die Steuer um 100 Percent, fie treffe das Object ohne 
Unterſchied der Ertragsfähigkeit, verletze daher das Rechtsprineip der gleichen Vertheilung in der Beſteuerung 
des Ertrages. 


Man ſieht, es war eine ſtattliche Anzahl nicht unwichtiger und unrichtiger Gründe, die ins Feld | 
geſchickt wurden, die nur inſoferne Beachtung fanden, als eine kleine Erleichterung in der Tarifirung gu- | 


geftanden wurde, ohne jedoch die Einführung der Steuer gänzlich zu hintertreiben, obgleich eine Anzahl 
von Stimmen den angeführten Argumenten vollſtändig beipflichtete. Die Hofkanzlei plaidirte jedoch im 
Jutereſſe der Finanzen für die Beibehaltung der Steuer, und die ganze Verhandlung, bie fid) mehrere 
Jahre hinzog, lieferte eigentlich nur ein nennenswerthes Reſultat, daß bei der Entſcheidung im Jahre 1841 
das inhaltsvolle Wort: Reform der directen Beſteuerung in einer kaiſerlichen Entſchließung aug- 
geſprochen wurde. 

Was das Princip anbelangt, worauf das gegenwärtige Geſetz aufgebaut iſt, ſo bezeichnet der erſte 
Paragraph als Gegenſtand der Gebäudeſteuer entweder den Miethzinsertrag oder den Nutzungswerth der 
Wohngebäude. Dies iſt im Grunde genommen nur eine Fortbildung der actuell beſtehenden Geſetzgebung. 
Denn daß das Patent bei der Eintheilung der Wohngebäude in Claſſen nur den Nutzungswerth derſelben 
im Auge hatte, geht aus den Protokollen, welche bei der Vorberathung jenes Patents abgefaßt wurden, 
auf das klarſte hervor. Jedes Gebäude, heißt es daſelbſt, bildet ein ſchickliches Object der Beſteuerung, 
wenn erwogen wird, daß es durch die Area, auf welcher es aufgeführt wird, der Production einen Flächen— 
raum entzieht, welcher der Beſteuerung unterläge, wenn er für ſolche benützt würde, daß er aber außerdem 
ſeinem Eigenthümer einen ungleich größeren Nutzen als Befriedigungsmittel der weſent— 
lichen Bedürfniſſe der Wohnung ſichert. 
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Auch war man ſich über die Schwierigkeit vollſtändig klar, einen ſicheren Maßſtab ausfindig zu 
machen, „durch welchen der Nutzen der Gebäude verhältnißmäßig der Beſteuerung unterzogen werden 
kann“. Folgerichtig, heißt es in dem Vortrage an den Monarchen, ſollte es der Zins ſein, welchen ein 
Gebäude wirklich einbringt ober einbringen würde, wenn es vermiethet werden könnte. Und wenn man 
damals Abſtand nahm, dieſen ganz richtigen Grundſatz zu verwerthen und praltiſch zu verwirklichen, ſo 
fag die Urſache ausſchließlich darin, weil man fo rajh als möglich eine Einnahmsquelle flüſſig machen 
wollte und mit Grund annahm, „daß eine allgemeine Zinsermittlung eine Operation erfordern würde, die, 
wenn ſie dem Zwecke einigermaßen zuſagen ſollte, erſt in mehreren Jahren zu Stande gebracht werden 
könnte,“ weßhalb man es „für gerathen fand, die Zahl der Wohnbeſtandtheile bei der Claſſification zu 
Grunde zu legen“. Allein die Verfaſſer des Patents vom Jahre 1820 gaben bereitwillig zu, daß dem 
Principe der vollſten Gerechtigkeit durch diefe Veranlagungsmethode nicht vollſtändig entſprochen fei, 
indem, wie fie fid) ausdrückten, „die genaueſte Beachtung der unendlichen Nuancirungen, die dabei eine 
treten können, nicht möglich und einige Willkür ſowohl in der Anzahl der Claſſen, in die man die Gebäude 
reihet, als in den Steuerbeträgen unvermeidlich fei”. Es mag nicht unerwähnt bleiben, daß die Mitglieder 
ber Commiſſion, welche mit der Berathung der geſetzlichen Normen fid) beſchäftigten, auch nach anderen 
Claſſificationsmerkmalen ſuchten und Anträge geſtellt wurden, auf bie Bevöllerungsziffer, auf das Material 
und die Größe der Wohnbeſtandtheile Rückſicht zu nehmen. Wie wenig jedoch auch dieſe Momente bei ber 
Veranlagung einen ſicheren Maßſtab ergeben, wurde damals fon treffend hervorgehoben und alle 
etwaigen Bedenken gegen die angenommene Claſſificationsmethode durch den Hinweis auf den leeren Staats: 
ſäckel zum Schweigen gebracht. 

Entſpricht nun einer der wichtigſten Grundſätze der hiſtoriſchen Rechtscontinuität, fo ſteht er auch 
im Weſentlichen im Einklange mit den Forderungen ber Wiſſenſchaft. Man lann verſchiedener Anſicht fein 
über bie Nothwendigkeit und Nützlichkeit der Ertragsftenern überhaupt, und auch im Ausſchuſſe Hat, wie 
jhon erwähnt, die Einkommenſteuer ihre Vertreter; allein das Princip der Ertragsſteuer einmal als Aus— 
gangspunkt und Grundlage der Beſteuerung angenommen, ſo erheiſcht eine conſequente und richtige 
Durchführung derſelben die Ertragsfähigkeit der Objecte zu ermitteln und die verſchiedenen Kataſter in 
Reinertragsſummen anzulegen. 

Auch die Geſetzgebung in den verſchiedenen Ländern hat dieſem Grundſatze Rechnung zu tragen 
geſucht. Ueber das Prineip herrſcht wenigſtens in den deutſchen Staaten leine Verſchiedenheit der Anſichten, 
nur die praktiſche Verwerthung desſelben, die anzuwendende Methode, um den beabſichtigten Zweck zu 
erreichen, iſt keine gleichartige. 

Die deutſche Geſetzgebung ſcheidet fid) in zwei Gruppen; die eine geht direct auf die Ermittlung des 
Reinertrages los, die andere ſucht denſelben auf einem Umwege ſeſtzuſtellen. Preußen und Sachſen 
gehören der erſten, Baden und Württemberg der letzten Richtung an. 

Pa Der Urtikel Y des badischen Geſetzes beſtimmt, daß das Steuercapital der Gebäude auf dem Capitale 

des Reinertrages beruhe, wie ſich dasſelbe im mittleren Kaufwerthe der Gebäude des Steuer— 

| Diftrictes aus der Periode von 1853 bis 1862 zu erkennen gebe. Dieſer mittlere Kaufwerth foll nun 

folgendermaßen ſeſtgeſtellt werden: Wenn ein Gebäude innerhalb der erwähnten Periode einmal ber: 
äußert worden ijt, fo gilt der Kaufſchilling als mittlerer Kaufwerth, bei mehrmaligen Veräußerungen 
dagegen der Durchſchnitt aus den Kaufſchillingen. Sind in einem Bezirke keine genügenden Anhaltspunkte 
zur Ermittlung des Kaufwerthes vorhanden, ſo iſt derſelbe durch vergleichende Schätzung auf Grund der 
Preiſe eines benachbarten Steuerbezirkes, in welchem die örtlichen Häuſerpreiſe beiläufig die nämlichen ſind, 
zu beſtimmen, und wenn auch dieſes nicht thunlich wäre, ſo iſt der mittlere Kaufwerth nach der Ertrags— 
fähigkeit, beziehungsweiſe nach dem Gebrauchswerthe fejizuftellen, Hiebei muß jedoch bemerkt werden, daß 
das Geſetz zur Ermittlung des letzteren keine Anhaltspunkte bietet, 

Die ältere württembergiſche Geſetzgebung beruht auf demſelben Principe. Nach $. 7 des Geſetzes 
und der Inſtruction vom 24. September 1821 ijt der Capitalswerth eines Hauſes aus den Kaufpreiſen 
und dem Miethertrage zu ermitteln, und wenn keine Verkäufe vorliegen, ſo ſind die Einſchätzungen mit 
Rückſicht auf die benachbarten Gemeinden zu ermitteln. Die Klagen über die Mangelhaftigkeit der Ein— 
ſchätzungen, über daraus entſtehende Mißſtände und Ungleichheiten wiederholten ſich in den letzten Jahr— 
zehnten mit faft ſtereotyper Regelmäßigkeit, und wenn auch die Regierung durch die eine oder andere 
Verordnung mancherlei Mängeln abzuhelfen beſtrebt war, ſo war es ihr trotz aller Bemühungen nicht 
möglich den richtigen Maßſtab für die Steuerkraft der Gebäude zu gewinnen. 

Das neue würtembergiſche Steuergeſetz vom 28. April 1873 hat an dem Grundgedanken der bis— 
herigen Geſetzgebung nichts geändert. Nach Art. 76 bildet den Maßſtab der Beſteuerung der durch Schä— 
bung zu ermittelnde volle Capitalswerth der Gebäude, d. h. derjenige Werth, um welchen ein Gebäude 
ſammt Grundfläche (Area) und Hofraithe nach ſeiner Lage, Nutzbarkeit, ſeinem Umfange, Bauzuſtande, 


— 
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ſeiner inneren baulichen Einrichtung und nach den übrigen auf den Werth einwirkenden Berhältniſſen, 
jedoch ohne Berückſichtigung der mit einem Gebäude etwa verbundenen nutzbaren Rechte zur Zeit der 
Gebäudekataſtrirung von dem Beſitzer abgegeben und einen Käufer finden würde. 

Eine weſentliche Aenderung in der bisherigen Steuerveranlagung iſt dadurch nicht getroffen. Während 
früher der Capitalswerth aus den Kaufpreiſen und der Miethsertrage ermittelt wurde, ſollen erſtere 
nunmehr allein und ausschließlich zur Grundlage bienen, Aber es iſt jedenfalls bezeichnend, daß die Män— 
ner, welche an dem Reformwerke ſich betheiligt haben, einſichtig genug find, zuzugeſtehen, daß die feſtgeſetz- 
ten Normen eigentlich Breſche legen an das Princip der Ertragsbeſteuerung. Daß es ein Bruch in dag \ 
Syſtem der Reinertragsbeſteuerung iſt, heißt es in dem trefflichen Berichte der Steuergeſetzeommiſſion, . 
wenn man bei den Gebäuden allein den Kaufwerth als ſolchen zum Maßſtabe der Beſteuerung wählt, ſo— 
wie daß namentlich durch dieſe Anomalie der Zuſammenhang der Steuern und die wünſchenswerthe 
Herſtellung eines einheitlichen Nenners mit (relativ) gleichem Quotienten geſtört wird, bedarf keines 
weiteren Nachweiſes. 

Ift Schon das Verfahren, die Kaufpreiſe zu ermitteln, und das Kataſterwerk durch Vornahme einer 
etwaigen Reduction auf den reinen Ertrag darauf aufzubauen, mit großen Schwierigkeiten verbunden, und 
iſt man eingeſtandenermaßen auch bei dieſer Methode genöthigt, auf Miethsergebniſſe in vielen Fällen 
Rückſicht zu nehmen, um die Kaufpreiſe mit annähernder Sicherheit dort zu ermitteln, wo alle anderen 
Anhaltspunkte fehlen, fo ift damit das Werk noch nicht abgethan, ſondern es handelt fid) nun die Ertrags— 
fähigkeit der Gebäude oder beſſer geſagt die Schätzung der Erträge durch Reduction auf einen entſprechen— 
den Rentenertrag feſtzuſetzen. Manche Geſetzgebungen haben dies auch von vorneherein auf die Dauer zu 
beſtimmen geſucht. So wurden im Großherzogthume Heffen im Jahre 1824 4 Percent des mittleren localen 
Kaufpreiſes als reiner Ertrag normirt. 

Ein in derſelben Richtung ſich bewegender Antrag wurde auch bei den Verhandlungen in Württem— 
berg von Seite des Abgeordneten v. Schad geſtellt, der die Aufnahme eines Artikels befürwortete, dahin 
lautend: Den Steueranſchlag der Gebäude (Reinertrag) bilden in Stadtmarkungen drei, in den übrigen 
Markungen zwei vom Hundert des mittleren Kaufwerthes. Die Aufnahme einer derartigen Beſtimmung 
in das Geſetz wurde zwar abgelehnt, aber dafür der Beſchluß gefaßt, die beſtimmte Vorausſetzung aus— 
zuſprechen, daß nach vollgogener Herſtellung des Gebäudekataſters durch Geſetz der Percentſatz behufs 
Umwandlung des Capitalswerthes in ſteuerbare Rente feſtgeſetzt werde, um hiedurch ein Reinertrags— 
fatafter zu erhalten. 

Mit den württembergiſchen Verhältniſſen vertraute Praktiker ſind der Anſicht, daß dieſe Voraus— 
ſetzung nicht in Erfüllung gehen wird, denn die Umwandlung in Rente erfordert, wenn dieſelbe irgendwie 
auf Genauigkeit Anſpruch machen will, geradezu eine neue Kataſtrirung, da ja bei Kataſtrirung der 
Capitalswerthe auf die Rentabilität der Gebäude nur ganz untergeordnete Rückſicht genommen werden 
darf. (Vergl. das neue Grund-, Gebäude- und Gewerbeſteuergeſetz für das Königreich Württemberg. 
Herausgegeben von Maier. Stuttgart 1873. S. 73, 74.) 

Dagegen beruhen die Geſetzgebungen der großen norddeutſchen Staaten auf demſelben Prineipe 
wie die öſterreichiſche. In Sachſen erfolgt die Abſchätzung der Gebäude nach Verſchiedenheit derſelben, 
theils nach dem wirklichen oder möglichen Miethzinſe, welchen ſie abwerfen können, theils nach der Ober— 
fläche des Bodens. Als Maßſtab der Abſchätzung wird die Nutzungsfähigkeit oder die Möglichkeit eines 
Nutzungsertrages durch Vermiethung angenommen, welchen der Eigenthümer, er mag das Gebäude nun 
ſelbſt bewohnen, oder von Anderen umſonſt oder gegen einen billigeren Zins bewohnen oder auch leer 
ſtehen laſſen, während einer Reihe von Jahren entweder wirklich daraus gezogen hat oder möglicher— 
weiſe nach den örtlichen Umſtänden hätte daraus ziehen können. 

Das preußiſche Geſetz vom 21. Mai 1861 ſchließt fid) an das ſächſiſche an. Nach demſelben erfolgt 
die Veranlagung derart, daß der jährliche Nutzungswerth in eine der Steuerſtufen eingeſchätzt wird. Die erſte 
Stufe beginnt mit 4 Thaler per Jahr und bewegt ſich Anfangs in mäßigen Sätzen bis zu 15 Thaler in der 
fünften Steuerſtufe, ſteigt ſodann bis 50 Thaler in der zwölften Steuerſtufe, um je fünf Thaler in jeder 
Stufe, von 50— 100 Thaler in fünf Stufen um je zehn Thaler, von 100 — 200 Thaler gleichfalls in fünf 
Stufen um je zwanzig Thaler, von 200—400 Thaler in acht Stufen um je 25 Thaler, von 400 — 1000 Thaler 
von der dreißigſten bis zur zweiundvierzigſten Stufe um je 500 Thaler, und endet in der dreiundvierzigſten 
Stufe mit 1100 Thaler jährlichem Schätzungswerth. Hierauf ſteigt jede Stufe bis 2000 Thaler um je 
100 Thaler, von 2000 und weiter um je 200 Thaler. 

Sorgfältige Prüfung der in den verſchiedenen deutſchen Staaten beſtehenden Normen kann eine 
Entſcheidung nicht ſchwer machen. Daß die Schwierigkeiten bei Feſtſtellung eines Gebäudekataſters auf Grund— 
lage der Kauſpreiſe oder durch Ermittlung des Kapitalwerthes zum Behufe der Steuerveranlagung keine 
geringen ſind, wird ſelbſt dort, wo man an dieſem Syſteme feſthält, zugeſtanden, und unter den Gründen, 
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welche der Motivenbericht der württembergiſchen Regierung für die Beibehaltung anführt, dürfte der 
wichtigſte und unbeſtrittenſte wohl jener ſein, welcher den Vortheil des in dem Kaufwerthe ausgedrückten 
Gebäudekataſters darin fucht, daß dieſer „der Anſchauungsweiſe der Bevöllerung am nächſten ſteht“. Da 
zu kommt, daß die württembergiſchen und badiſchen Verhältniſſe ganz andere ſind als in Oeſterreich. In 
verlehrsreichen Gegenden, wo der Beſitz oft wechſelt, wird es an und für ſich leichter ſein, den Kauſwerth 
eines Hauſes aus dem Kaufſchillinge zu ermitteln, aber in vielen Theilen Oeſterreichs dürften fid) ſch erlich 
die Anhaltspunkte zu einer gleichmäßigen Feſtſetzung finden, beſonders wenn man berückſichtigt, daß die 
relative Gleichheit des Kataſters es nothwendig macht, einen nahe liegenden, nicht allzu großen Zeitraum 
zur Ermittlung des Durchſchnitts heranzuziehen, und bet einem weiteren Zurückgreifen würde das Material 
zur Berichtigung der Preiſe auch ſchwerlich zu befdjaffen fein. 


Anſtatt demnach auf einem Umwege, durch vorhergehende Ermittlung des Kaufswerthes und durch 
Reduction auf einen entſprechenden Rentenbetrag, die Ertragsfähigkeit des Gebäudes feſtzuſtellen, beab— 
ſichtigt der uns vorliegende Entwurf, ohne Rückſicht auf die Kaufpreiſe das Ziel zu erreichen, indem die 
Schätzung des Nutzwerthes im Vergleiche mit dem Zinsertrage der vermietheten Wohnbeſtandtheile ange— 
ſtrebt wird. 


Der Nutzungswerth eines Gebäudes iſt von een Factoren abhängig, in ähnlicher Weiſe wie 
der Miethzins. Die mehr oder minder günſtige Lage des Gebäudes, ob an großen Verkehrſtraßen oder in 
größerer Entfernung von denſelben gelegen, die Bauart, das Materiale, die größere ober geringere Bevölkerung, 
die Anzahl und broke bet Saala (Küche, iuad u. EI w.) E dem Eigenthümer im Bers 


Beles Ja ag welche Om Ee Marr PR. alg leitende Geſichtspunkte bei dem eck nicht 
leichten Werke bienen follen. Iſt ein Theil der Gebäude in der Ortſchaft ſelbſt vermiethet, fo foll auf bie 
bedungenen Miethzinſe in den der Schätzung vorhergehenden fünf Jahren Rückſicht genommen werden. 
Finden ſich in einem Orte keine genügende Anzahl von Vermiethungen vor oder fehlen dieſe durchgängig, 


(f follen bie Vermiethungen in den Nachbarorten mit ähnlichen Wietse, Verkehrs- und Wohnungsverhältniſſen 


zur Vergleichung herangezogen werden. Es iſt dies ein ähnlicher Vorgang, wie er auch in jenen Ländern, die 
nach Kaufpreifen die Kataſtrirung vornehmen, eingeſchlagen wird. Nur dürfte die Operation theilweiſe 
einfacher fein, die Miethzinſe der Nachbarorte, als die Kaufwerthe zur Vergleichung heranzuziehen. Auch 
wird hier eine Schwierigkeit befeitigt, die fid) bei Veranlagung nach dem Kaufwerthe dann ergibt, wenn, 
wie dies vielfach der Fall ijt, nur ein Theil des Gebäudes, und zwar der kleinere, zur Wohnung dient, 
während der größere zu anderen Zwecken, ſei es landeswirthſchaftlichen oder gewerblichen, verwendet wird. 


ha Es ift eine Conſequenz des Principes der Ertragsbefteuerung, daß dieſelbe ohne Rückſicht darauf 
e 


d. 


inzutreten hat, ob ber Eigenthümer die Wohnbeſtandtheile benützt oder nicht; ferner daß das Object aus. 
ſchließlich ohne Rückſicht auf die Perſon in Betracht gezogen wird. Wenn die öſterreichiſche Geſetzgebung 
bei der Hauszinsſteuer von einer conſequenten Durchführung abſieht und Leerſtehungen der Wohnungen 
bei der Steuerveranlagung berückſichtigt oder eine Steuerabſchreibung zuläßt, ſo erklärt ſich dies durch die 
Höhe der Steuer, welcher die vermietheten Gebäude unterliegen. Dieſelben Gründe dürften auch bei ber künf— 
tigen Nutzwerthſteuer in Betracht gezogen werden, um in einigen Fällen es als geboten erſcheinen zu 


| laſſen, Milderungen und Erleichterungen eintreten zu laffen, obgleich fie fid) theoretiſch nicht ganz redt- 


fertigen laſſen. So wünſchenswerth es wäre, hier und ba die Steuerträger zu entlaften, jo wird es doch nur 

unter ganz beſonders günſtigen Verhältniſſen möglich ſein, den Ertrag aus der Häuſerſteuer ſelbſt nach 
durchgeführter Reform mit einem geringeren Ausmaße als bisher feſtzuſetzen. Die Höhe der Steuerſchul— 
digkeit wird vorläufig wohl im Großen und Ganzen eine Verminderung nicht erfahren. Bei dieſem Sach— 
verhalte ijt eine Linderung in einzelnen Fällen fajt Pflicht der Geſetzgebung, denn in keinem Qande ijt 
der Percentſatz der Gebäudeſteuer ſo hoch bemeſſen, wie in Oeſterreich. Die anderen Länder können die 
Gewährung von Erleichterungen mit Fug und Recht abweiſen, weil die Steuerſätze ſehr niedrig gehalten 
ſind, wie ja ſchon aus dem Umſtande hervorgeht, daß zum Beiſpiel in Oeſterreich die Gebäudeſteuer dreimal 
ſo viel abwirft, als in dem wohlhabenden Nachbarlande Preußen. 


Von dieſem Geſichtspunkte geleitet, hat der Ausſchuß geglaubt, einer Reihe von Beſtimmungen 
Raum geben zu ſollen, welche als eine Remedur gegen die allzugroße Belaſtung ganzer Claſſen der Bevöl— 
kerung oder Einzelner betrachtet werden können. Hieher gehört der Zuſatz im $. 5 bei Zinsermittlungen, 
auf einige Schichten der Bevölkerung unter beſtimmten Verhältniſſen und Bedingungen Rückſicht zu 
nehmen, ebenſo auch der Zuſatz bei 8. 18: Gebäude, Wohnbeſtandtheile oder zu ſolchen gehörige Neben— 
localitäten, welche in den der Steuerveranlagung vorausgegangenen fünf Jahren gänzlich unbenützt und 
leer ſtanden, find bei der Nutzwertherhebung nicht zu berückſichtigen. 


lo 
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Doch verdient es hervorgehoben zu werden, daß auch andere Geſetzgebungen für gewiſſe Fälle eine 
Erleichterung zulaſſen, die mit den in dem vorliegenden Geſetze gewährten eine Analogie geſtatten. Die 
preußiſche Geſetzgebung hat einige diesbezügliche Beſtimmungen, die ſich trotz des verhältnißmäßig geringer 
geſetzlich feſtgeſtellten Steuerausmaßes dadurch erklären, daß die Gebäudeſteuer in Preußen neueren 
Datums ift, und eine günſtigere Behandlung ganzer Bevölkerungsclaſſen, die in Folge der früher ein- 
geführten Einkommen- und Claſſenſteuer ohnehin zur directen Beſteuerung herangezogen wurden, angezeigt 
erſchien. Auch in Sachſen geſtattet das Geſetz mannigfache Ausnahmen. So enthält die Inſtruction vom 
Jahre 1838 die Beſtimmung, daß bei Schlöſſern und anderen Wohngebäuden auf dem Lande, ſie mögen 
nun ausſchließlich als Wohnhäuſer zu betrachten ſein oder mit anderen landwirthſchaftlichen Gebäuden in 
Verbindung ſtehen, nur 10 Stuben als Wohnſtuben abgeſchätzt, die übrigen aber nicht berückſichtigt werden, 
inſoferne ſich zu deren Vermiethung oder anderweiten Benützung keine Gelegenheit findet. 

Der $. 1 involvirt noch in einer Beziehung eine Aenderung der actuellen Geſetzgebung. Während bisher 
die Hauszinsſteuer nur von jenen Gebäuden erhoben wurde, die durch Vermiethung benützt wurden, ſoll in 
Zukunft die Beſteuerung nach dem Miethzinsertrage für den geſammten Ort, und zwar dort eintreten, wo 
die Anzahl der Gebäude, welche einen Zinsertrag abwerfen, und zugleich die Anzahl der vermietheten 
Wohnbeſtandtheile jene der nicht vermietheten Gebäude und Wohnbeſtandtheile überſteigt. Die Ungu- 
kömmlichkeiten der bisherigen Praxis find in dem Motivenberichte der Regierung klar dargelegt, und ber 
Ausschuß hat fid) den daſelbſt angeführten Gründen nicht verſchloſſen. Auch in vielen dem hohen Haufe vore 
liegenden Petitionen iſt dieſer Gegenſtand angeregt und auf die Mißſtände hingewieſen worden, welche in 
Folge der Erhebung der Hauszinsſteuer entftehen, wenn bloß ber eine oder der andere Gebäudebeſtandtheil 
vermiethet wird. Schon vom Standpunkte der ausgleichenden Gerechtigkeit empfiehlt ſich die Ausdehnung 
der Beſteuerung nach einem und demſelben Modus auf ganze Ortſchaften. An Anhaltspunkten, für die nicht 
vermietheten Wohngebäude den wahrſcheinlichen Zinsertrag feftzuftellen, kann es in ſolchen Orten, wo die 
eine Hälfte der Wohnungen vermiethet wird, nicht fehlen, und etwaigen Uebergriffen von Seite der Steuer— 
behörde, einen höheren Betrag zur Grundlage der Beſteuerung zu wählen, ſoll durch die Beſtimmung im 
8. 5 von vornherein vorgebeugt werden. 

Denn die Hauseigenthümer oder ihre Vertreter haben alljährlich die Hauszinsratenbekenntniſſe ein— 
zubringen; der Steuerbehörde, iſt bloß das Recht der Prüfung anheimgegeben. Findet ſie, daß bei nicht 
vermietheten Wohngebäuden der etwa im Falle der Vermiethung erzielbare Zins nicht entſprechend ange— 
geben ſei, ſo hat ſie nicht aus eigener Machtvollkommenheit eine höhere Ziffer zu fixiren, ſondern eine 
commiſſionelle Erhebung unter Beiziehung der Steuerträger ſelbſt anzuordnen. Die Zuſammenſetzung 
dieſer Commiſſion iſt eine derartige, daß die Wahrung der Hauseigenthümer gegen etwaige Ueberbürdung 
getroft erwartet werden kann. Auch hat der Ausſchuß ganze Claſſen der Bevölkerung gegen eine allzuſtarke 
Inanſpruchnahme zu ſchützen geſucht. 

Die Abänderungen des §. 1 wurden von dem Antragſteller in folgender Weiſe begründet: Als 
Motiv für die Gebäudeſteuer nach dem Zinsertrage müſſe billigerweiſe wohl die überwiegende Art der 
Verwendung der Gebäude in einer beſtimmten Ortſchaft angenommen werden. Iſt die Mehrzahl der 
Hausbeſitzer in der Lage, ihre Gebäude durch Vermiethung zu verwerthen, dann möge die Beſteuerung 
g nach dem Zinsertrage auch die Minorität dev Hausbeſitzer treffen. Haben aber nur wenige Hausbeſitzer, 

und zwar vielleicht nur zum Zwecke ihrer ſonſtigen Unternehmungen, ihre Häuſer vermiethet, ſo liege kein 
Grund vor, die Mehrzahl der übrigen Hausbeſitzer mit einer höheren Steuer gu belaſten. Wenn bloß die 
Anzahl der vermietheten Wohnbeſtandtheile als Grund zur Steuerbemeſſung nach dem Zinsertrage ins 
Auge gefaßt wird, ſo ſei der Fall ſehr möglich, daß in kleinen Orten, wo bloß ein oder mehrere größere 
Gebäude neben einer großen Anzahl von Kleinhäuſern, die nur von ihren Eigenthümern bewohnt werden, 
beſtehen, die Hauszinsſteuer eingeführt wird, bloß weil jene großen Gebäude vermiethet ſind, während 
die übergroße Mehrheit der Hausbeſitzer jener Orte keinen Wohnungsbeſtanbtheil vermiethet, ſondern die 
Gebäude ſelbſt benützt. 

Obwohl gegen dieſe Gründe mancherlei eingewendet wurde, ſo adoptirte die überwiegende Majorität 
die beantragte Aenderung, nachdem Seine Excellenz der Finanzminiſter ſich mit derſelben einverſtanden 
erklärte. 


§. 2. Die feſtgeſtellten Ausnahmen von der Steuerpflicht find als vollſtändig begründet anzuerkennen, 
und der Ausſchuß hat ſich darauf beſchränkt, in den Punkten 6 und 7, eine klarere und beſtimmtere Stili— 
ſirung des auch in dem Entwurfe der Regierung ausgeſprochenen Gedankens vorzunehmen, theils eine 
Erweiterung eintreten zu laſſen durch Aufnahme von Idioten-, Blinden- und Taubſtummenanſtalten unter 
die von der Steuer befreiten Gebäude, und jedem Mißbrauche durch den Zuſatz „inſoferne dieſe keine 
Erwerbsunternehmung bilden“ vorzubeugen geſucht. Dagegen wurden „die Amtswohnungen der Seel— 
ſorger“ geſtrichen. Die Geſetzgebungen der deutſchen Staaten haben darüber keine gleichartigen Beſtim— 
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mungen. In Preußen find die Dienſthäuſer der Erzbiſchöfe, Biſchöſe, der Dom- und Curate oder Pfarr— 
geiſtlichen und fonjtigen mit geiſtlichen Functionen bekleideten Perſonen der mit Corporationsrechten ber: 
ſehenen Religionsgeſellſchaften frei. Aehnlich in Württemberg. Dagegen beſtimmt das ſächſiſche Geſetz 
ausdrücklich, daß die Wohnungen derſelben der Steuer unterliegen. Es iſt jedoch zu bemerken, daß dort, wo 
die Pfarrgebäude von jeder Steuer befreit ſind, auch die Schullehrerwohnungen ſich ihnen zugeſellen wie in 
Preußen und Württemberg. Vollſtändig begründet iſt das letzte Alinen, daß ein Gebäude oder ein Gebäude 
beſtandtheil ganz oder theilweiſe der Steuerbefreiung verluſtig wird, wenn es zu anderen als den die 
Steuerfreiheit begründenden Zwecken verwendet wird. 

Ueber eine Anfrage bezüglich der Beſteuerung landwirthſchaftlicher Gebäude gab der Regierungs— 
vertreter die Aufklärung, indem er auf den Motivenbericht verwies, daß der 8. 2 in dieſer Beziehung 
maßgebend fei, fo daß mur die zu Wohnzwecken verwendeten landwirthſchaftlichen Gebäude der Beſteue— 
rung unterliegen, oder ſolche, die nicht zu landwirthſchaftlichen Zwecken verwendet werden, alle übrigen 
landwirthſchaſtlichen Gebäude jedoch nicht der Gebäudeſteuer anheimfallen. 


S. . Die Beſtimmungen über Feſtſtellung der Beſteuerungsgrundlage, ſowie über Prüfung ber 
Belenntniffe und Ermittlung des ſteuerbaren Miethzinſes entſprechen im Weſentlichen den getuellen 
Geſetzesnormen und faſſen blos in Geſetzesform zuſammen, mas feit einem halben Jahrhundert im Wege ber 
Verordnung als Vorſchrift allmälig ſich eingebürgert hat. Für die Steuerträger erwächſt nur ein Vortheil, daß 
für gewiſſe Fälle, wie ſchon hervorgehoben wurde, eine commiſſionelle Erhebung der Zinswerthe ſtattzu 
finden hat, während bisher die Steuerbehörde ſelbſtändig vorging. Der von dem Ausſchuſſe hinzugefügte 
Zuſatz, „daß bei ſolchen Zinsermittlungen in den Fällen, in welchen eigene Wohnungen von Gewerbsleuten 
geringerer Claſſe oder Grundbeſitzern, die den Grund ſelbſt bearbeiten, benützt werden, ferner bei 
Wohnungen, welche der Hauseigenthümer an ſeine eigenen Arbeiter vermiethet, billige Rückſicht zu nehmen 
fei”, entſpricht zum Theile wenigſtens den bisher in Kraft ſtehenden Vorſchriſten (Inſtruetion vom 
26. Juni 1820, $. 32 und 43), und ift auch oben mit Rückſicht auf die Höhe der Steuer in Oeſterreich 


prineipiell gerechtfertigt worden. Gegen die im vorletzten Alinea des $. 5 feſtgeſetzte Superrevidirung 


wurden viele Bedenken erhoben, und nur die Darlegungen des Miniſterialreferenten, der einige draſtiſche 
Beiſpiele aus der Praxis aufführte, beſtimmten den Ausſchuß zur Annahme. Die Einſchaltung, „in welcher die 
monatweiſe oder wöchentliche Vermiethung überwiegt“, erfuhr Anfechtung von jenen, welche die allgemeine 
Faſſung des Regierungsentwurfes vorzogen, da auch in anderen Orten das häufige Vorkommen unrichtiger 
Angaben der Miethzinſe nicht in Abrede zu ſtellen fei. Dieſe Anſicht errang fid) jedoch nicht die Mehrheit. 
Der Berichterftatter erlaubt ſich die Bemerkung, daß er zur Minorität gehörte. 

$. 6— 10. Commiſſionen. Dem Principe der Mitwirkung der Steuerträger bei ber Einſchäßung 
iſt in der öſterreichiſchen Geſetzgebung in einer ausgedehnten Weiſe Raum gegeben, und die Tendenz nach 
Erweiterung der Autonomie, die auf dem Gebiete der politiſchen Verwaltung im vorigen Jahrzehnt ſich 
Eingang verſchaffte, hat auch in der Finanzverwaltung zur Einführung von Commiſſionen mit einem ſehr 
umfangreichen Wirkungskreiſe geführt. Ob fid) die neue Inſtitution im wahrhaften Intereſſe der einzelnen 
Steuerträger einerſeits, und andererſeits vom fiscalifden Standpunkte bewähren wird, in welchem 
Falle ſie als eine der bedeutſamſten Errungenſchaften begrüßt werden müßte, wird erſt die Zukunft lehren. 
Die bisher gemachten Erfahrungen ermöglichen ein abſchließendes Urtheil nicht. Wären in allen Kreiſen 
der Bevölkerung richtige Vorſtellungen von dem Staate und feinen Aufgaben verbreitet, und die Ueber- 
zeugung feſtgewurzelt, daß der Staat nicht als etwas Fremdes den Staatsbürgern gegenüberſteht, ſondern 
nur die Geſammtheit, bei welcher jeder Einzelne ein integrirendes Mitglied bildet, repräſentirt, und ver— 
fügten wir auf der anderen Seite über eine hinreichende Anzahl durchgebildeter Steuerbeamten, die 
genügende Vertrautheit mit den Lehren der Volkswirthſchaft und der Finanzwiſſenſchaft beſäßen, dann 
läge eine Ausgleichung der einander im Grunde genommen nicht einmal entgegenſteher nden Intereſſen im 
Bereiche der Möglichkeit. 

Die eminente Bedeutung der Schätzungscommiſſionen braucht wohl nicht erft betont zu werden. Von 
ihren Arbeiten hängt die Richtigkeit oder Unrichtigkeit der für die Steuereinhebung ſo wichtigen Grundlagen 
ab Ein einſeitiges Ueberwiegen der Intereſſen der Steuerträger oder des Fiskus bei dem Schäßungswerfe 
würde die Herſtellung richtiger Kataſter in vitaler Weiſe ſchädigen. 

Die Regierungsvorlage überwies das Schätzungswerk, das iſt die Feſtſtellung und Erhebung des 
Nutzwerthes, den für die Grundſteuer beſtellten Commiſſionen. Zumeiſt die Erwägung, daß es ſich, wenn 
die Steuergeſetzgebung baldmöglichſt den wirklich vorhandenen Ungleichheiten abhelfen und auch den 
bedürftigen Finanzen des Staates neue Quellen eröffnen ſoll, um eine baldige Vollendung des Kataſters 
handelt, um an Stelle der bisherigen Steuergrundlage eine andere gerechtere zu ſetzen, bewog die 
Majorität des Ausſchuſſes, ſich für Einführung beſonderer Commiſſionen zu entſcheiden. Auch die 


Rückſicht auf künftige Reviſionen des Kataſters war hiefür maßgebend, da dieſe namentlich mit großer 
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Raſchheit ausgeführt werden müſſen, und die Befürchtung Platz griff, daß ein und dieſelbe Commiſſion 
zur Abſchätzung des Grundes und Bodens und der Gebäude allzuſtark überbürdet ſein würde, Endlich kam 
auch der Umſtand in Betracht, daß bei Gebäuden ſelbſt im Laufe einer und derſelben Steuerperiode 
Aenderungen eintreten, die auf die Steuerſchuldigkeit einwirken, und den Commiſſionen nicht wie bei der 
Grundſteuer nur periodiſch ein Wirkungskreis zugewieſen iſt, ſondern ihre Mitwirkung alljährlich in 
Anſpruch genommen werden dürfte, e$ deßhalb nicht räthlich ſchien, die aus einer größeren Anzahl von Per- 
fonen beſtehenden Grundftenercommiffionen wegen des beträchtlichen Mehraufwandes fortbeſtehen zu laſſen. 

Es darf jedoch nicht unerwähnt bleiben, daß die Anſichten darüber divergirten, ob durchgängig ſelbſt— 
ſtändige Commiſſionen ins Leben gerufen werden follen, oder ob bloß für die Bezirkscommiſſion neben ber 
Grundſteuercommiſſion ein ſelbſtändiges Organ zu ſchaffen ſei. Allein das Moment der Sparſamkeit, 
welches bei den Erwägungen der Mitglieder des Ausſchuſſes als Factor für die Schaffung ſelbſtändiger 
Commiſſionen theilweiſe maßgebend war, ließ gerade die ſelbſtändigen Landes- und Centralcommiſſionen 
als empfehlenswerth erſcheinen, weil diefe numeriſch weit geringer find, als bei der Grundftener, 

Im Weſentlichen hat ſich der Ausſchuß bei den über die Commiſſionen feſtgeſtellten Normen an jene 
Beſtimmungen gehalten, die in dem Geſetze über die Regelung der Grundſteuer ihren Ausdruck gefunden 
haben, war aber zugleich ſorgfältig bemüht, ſich jene Erfahrungen zunutze zu machen, die ſeit dem Ins— 
lebentreten der Grundſteuercommiſſionen gemacht worden find. Er nahm deßhalb von der Schaffung ber 
Landesſubeommiſſionen Umgang, nachdem namentlich die dem Königreiche Böhmen angehörigen Abgeord— 
neten darauf hinwieſen, daß dieſelben die Erzielung eines gleichförmigen Vorganges im Lande vielfach 
erſchweren und leineswegs jenen Nutzen bringen, der von denſelben ſeiner Zeit bei Berathung des Grund— 
ſteuergeſetzes erwartet wurde. 

§. 7. Die Art und Weiſe der vorzunehmenden Wahl in die Bezirkscommiſſionen bildete den 
Gegenſtand ſehr eingehender Debatten. Anſtatt die Wahl, wie es in der Vorlage des Ausſchuſſes der 
Fall iſt, den Gemeindevorſtänden zu übertragen, wurde die Anſicht verfochten, daß in denjenigen 
Ländern, in welchen Bezirkvertretungen beſtehen, die Mitglieder der Bezirkscommiſſionen von den 
Bezirksausſchüſſen gewählt und, wenn in einem politiſchen Bezirke mehrere Bezirksvertretungen vorhanden 
find, die Bezirksausſchüſſe zu einem Wahllörper zuſammentreten follen; nur wo Bezirksvertretungen fehlen, 
ſei die Wahl von den Gemeindevorſtänden des Bezirkes vorzunehmen. Dies Princip wurde in der neun— 
ten Sitzung des Ausſchuſſes mit 14 Stimmen gegen 6 abgelehnt. 

In der folgenden Sitzung, am 2. November, wurde auf Antrag eines Abgeordneten aus Galizien, 
der darauf hinwies, daß die daſelbſt beſtehenden Verhältniſſe bei dem letzten Beſchluſſe keine Berückſich— 
tigung gefunden hätten, der Antrag auf nochmalige Berathung geſtellt, und ſtatt der ſchon angenommenen 
Faſſung: „die übrigen werden von den Gemeindevorſtänden gewählt“, folgende Styliſirung in Anregung 
gebracht: „die übrigen werden in Galizien von dem Bezirksausſchüſſen, in den anderen Ländern von den 
Gemeindevorſtehern gewählt“, oder, wenn dieſer Autrag nicht angenommen werden ſollte, zu jagen: 
„die übrigen werden von den Gemeindevorſtehern des Bezirkes und von den Beſitzern der im Bezirke gele— 
genen, zum Gemeindeverbande nicht gehörigen Gutsgebiete, welche nicht zu den 20 höchſtbeſteuerten 
gehören, gewählt“. Dieſe Anträge wurden abgelehnt, dagegen der in der vorigen Sitzung verworfene 
Antrag mit 13 gegen 7 angenommen, da jedoch in der neunten Sitzung des Ausſchuſſes der Beſchluß mit 
einer Majorität von 14 Stimmen angenommen wurde, fo mußte nach $. 32 ber Geſchäftsordnung der 
einmal gefafte Beſchluß aufrechterhalten werden. 

S= S und 9, Von einer Seite wurde die Aufnahme der Beſtimmung in Anregung gebracht, daß 
den Landescommiſſionen und der Centralcommiſſion das Recht zuſtehen ſoll, für einzelne Fälle beſondere 


Referenten zu beſtellen und deg: mit herathender Stimme hinzuzuziehen, da jedoch mehrere 
Mitglieder und auch Seine Excellenz des Finanzminiſter letzteres als ſelbſtverſtändlich bezeichneten, hielt 
die Majorität des Ausſchuſſes es nicht für nothwendig, dies ausdrücklich im Geſetze auszusprechen. Der 
Minoritätsantrag, dahin lautend: „Die Centralcommiſſion hat in Wirkſamkeit zu treten, ſobald die 
Schätzungsarbeiten in allen Ländern begonnen haben,“ wurde mit 13 gegen 10 Stimmen abgelehnt. Die 
dagegen vorgebrachten Gründe waren: Die Commiſſionen würden aus Mangel an Material nicht in 
genügender Weiſe beſchäftigt werden können, dagegen nicht unbeträchtliche Koſten verurſachen, auch läge 
die Gefahr nahe, daß ſich dieſe Commiſſionen, die doch nur mit der Ueberprüfung und Richtigſtellung der 
Schätzungsoperate ſich zu befaſſen hätten, zu Adminiſtrativbehörden heraus bilden. 

S. 10. Ganz neue Beſtimmungen enthält der S. 10 bezüglich der Wahl der Commiſſionsmit— 
glieder. Insbeſondere ber Grundſatz, daß Niemand Mitglied zweier Commiſſionen eines und desſelben Qan- 
des fein darf, erhielt eine genaue Formulirung. Für den Fall ber Auflöſung eines Vertretungskörpers 
wurden beſondere Cautelen aufgenommen, und auch die Art und Weiſe der Wahl in die Bezirks- und 
Ortscommiſſion beſtimmter geregelt, als es in dem Regierungsentwurfe der Fall war. 
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SS. 12 unb 13 (alt 8 und 9). Die verhältnißmäßig nicht febr einſchneidenden Aenderungen ber 
88. 12 und 13 erheiſchen wohl eine eingehende Motivirung nicht, Das Einſchiebſel, daß bie Landescom— 
miſſion für Abſtellung hervortretender Mängel Sorge tragen ſoll, rechtfertigt ſich von ſelbſt, indem auf 
diefe Weiſe fon in den unteren Inſtanzen eine größere Gleichförmigkeit des Vorganges angebahnt werden 
kann, und der Fuſatz im $. 13, daß bie Centralcommiffion die wahrgenommenen Ungleichförmigkeiten 
erſt nach Einvernehmung der betreffenden Landescommiſſion beheben ſoll, hat zum Zwecke, ein vielleicht 
willkürliches Vorgehen der Centralcommiffion zu verhüten, und erſcheint hier umſomehr am Platze, ba in 
derſelben bei der geringen Anzahl der Mitglieder nicht alle Königreiche und Länder in gleichmäßiger Weiſe 
ihrer Vertretung finden lönnen. 

Die Faſſung des Geſetzes über die Grundſteuer bezüglich des Stimmenrechtes des Vorſitzenden hat 
dazu geführt, daß derſelbe in allen Fällen ein Votum abgab. Der Ausſchuß konnte ſich dieſer Anſicht 
nicht anſchließen und beantragt daher eine genauere Beſtimmung über das dem Vorſitzenden zuſtehende 
Stimmrecht. 


§. 15 (alt 12). Die Normen über den Koſtenaufwand der Commiſſionen find dem Geſetze über 
die Grundſteuer nachgebildet. Die Aenderungen beſchränken fid) einerſeits auf die hinzugefügte Beſtimmung, 
daß eine Vergütung nur für eine etwaige Verwendung außerhalb des Wohnortes einzutreten habe, 
ſodann auf den Zuſatz, daß fie entfallen fol, wenn die Mitglieder in Orten in Function find, wo fie 
ohnehin ſolche Bezüge aus dem Staatsſchatze beziehen. Von Seite eines Mitgliedes des Ausſchuſſes wurde 
auch eine Entſchädigung für die im Wohnorte eintretende Verwendung befürwortet, da ſich ſchwerlich 
überall Perſonen finden werden, die Mühe und Zeit ohne Entgelt dem ſchwierigen Geſchäfte zuwenden 
dürften. Die große Majorität des Ausſchuſſes war anderer Anſicht; da die Commiſſionen zumeiſt im 
Intereſſe der Steuerträger ins Leben gerufen werden, ſo ſei auch die Forderung keine berechtigte, daß 
der Staat derartige Dienſte entlohne; auch ſei zu erwarten, daß ſich aller Orten genügende Kräfte finden 
bürften, die fid) zur Mitwirkung bereit zeigen werden. 


$. 16 (alt 13). Zu einer lebhaften Controverſe gab die Beſtimmung über vie Einreihung ber 
Orte in die Hauszinsſteuer oder Nutzwerthſteuer handelt, Anlaß. Während die Regierungsvorlage dieß 
Geſchäft, welches durch den erſten Paragraph des Geſetzes ohnehin ein ſcharf umgrenztes iſt und daher 
zu einer willkürlichen Auslegung keinen Raum bietet, den Steuerbehörden erſter Inſtanz zugewieſen 
wiſſen will, die auf Grundlage der vorliegenden Kataſter die Einreihung vorzunehmen haben, hat 
die Majorität des Ausſchuſſes im Intereſſe der Steuerträger es für rathſam erachtet, bie Bezirkscommiſ— 
ſionen damit zu betrauen. Letztere Auffaſſung erhält die Majorität mit 15 gegen 9 Stimmen. 

Der letzte Zuſatz, daß während der Dauer der fünfjährigen Steuerperiode eine Veränderung in der 
Einreihung nicht ſtattfindet, ift in dem Principe der Ertragsſteuer, die doch eine größere Stabilität mit 
ſich bringt, gerechtfertigt. 

$. 17 (alt 14). Die vorgenommenen Aenderungen rechtfertigen fid) dadurch, daß die Regie— 
rungsvorlage das rein mechaniſche Geſchäft der Anfertigung von Verzeichniſſen durch Abſendung zweier 
Mitglieder von Seiten der Bezirkscommiſſion durchgeführt wiſſen will, während der Ausſchuß der Anſicht 
huldigte, daß cine commiſſionelle Erhebung nicht immer vorgenommen zu werden braucht, und es ber 
Bezirkscommiſſion überlaſſen werden kann, fih auf die ihr geeignet erſcheinende Weiſe derartige Mer: 
zeichniſſe zu verſchaffen. In den meiſten Ländern wird man die Anfertigung derſelben mit voller Beruhi— 
gung den Gemeindenvorſtänden überlaſſen können, da ja eine Berichtigung derſelben durch die zur Erhebung 
und Feſtſetzung des Nutzwerthes zu entſendende Commiſſion vorgenommen werden kann. Jedenfalls wird 
das Geſchäft der letztern dann ein weniger zeitraubendes ſein, als es der Fall wäre, wenn ihr auch die 
Aufnahme der Wohngebäude nach Hausnummern, Wohnbeſtandtheilen u. ſ. w. ausſchließlich zugewieſen 
wäre. In jenen Gegenden, wo eigenthümliche Schwierigkeiten obwalten, und richtige den Anforderungen 
entſprechende Verzeichniſſe nicht erwartet werden können, bleibt es der Bezirkscommiſſion überlaſſen, einen 
anderen Weg ausfindig zu machen, um in den Beſitz derſelben zu gelangen. 


S. 18 (alt 15). Die Grundſätze über die Erhebung des Nutzungswerthes find ſchon oben ein— 
gehend beleuchtet worden, hier ſollen bloß einige Punkte gerechtfertigt oder erläutert werden. 

Die Regierungsvorlage geht von der Anſicht aus, daß auf den Nutzungswerth eines Gebäudes 
nicht allein die Größe und Anzahl der Wohnbeſtandtheile, ſondern auch die zu denſelben gehörigen Neben— 
localitäten einen Einfluß haben, und um künftighin unrichtigen Anwendungen der für die Erhebung und 
Feſtſetzung des Nutzungswerthes maßgebenden Grundſätze vorzubeugen, wurde eine Textirung vorgeſchla— 
gen, welche dieſer Auffaſſung im Geſetze Ausdruck geben ſoll. Um die ziffermäßigen Anhaltspunkte zu 
gewinnen, wird feſtgeſetzt, in Orten, in welchen ein großer Theil der Gebäude dauernd vermiethet 
iſt, den fünfjährigen Durchſchnitt der Miethzinſe zur Vergleichung und Abſchätzung herbeizuziehen, wo 


wo 
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dies jedoch nicht der Fall ijt, auf die Nachbarorte mit ähnlichen Mieths-Verkehrs- und Wohnungsverhält— 
niſſen Bedacht zu nehmen. 

Die weit überwiegende Majorität des Ausſchuſſes ſtimmte im Weſentlichen dieſen Geſichtspunkten 
bei und nahm die Faſſung der Regierungsvorlage mit geringfügigen ſtiliſtiſchen und meritoriſchen Aende- 
rungen an. 

Die Minorität, deren Anſichten in einem ſelbſtändigen Antrage Ausdruck gefunden, bekämpfte die 
Anſichten, von denen die Regierungsvorlage ausgeht. Nicht jeder Wohnungsbeſtandtheil und jede 
Nebenlocalität haben einen beſonderen Werth, ſondern das ganze Gebäude in feinen Geſammtverhältniſſen 
fol ins Auge gefaßt, und deßhalb der Nutzungswerth des Gebäudes nach deffen Größe u. f. w. ermit- 
telt werden. Im Grunde genommen ſtehen die Principien der Minorität nicht in einem ſtrengen Gegenſatze 
zu der von der Regierungsvorlage vorgeſchlagenen und von der Majorität angenommenen Faſſung. Denn 
auch nach der Anſicht der Majorität ſoll nicht jeder Wohnungsbeſtandtheil und jede Nebenlocalität einer 
ſelbſtändigen Schätzung unterliegen, ſondern die Totalität des Gebäudes in Betracht gezogen werden, 


nur vertritt fie bie Auſicht, daß als Anhaltspunkte die beſonderen Merkmale, auf welche die Schätzung“ 


Bedacht zu nehmen haben wird, im Geſetze fpeciell anzuführen find, während bie Minorität „auf die 
Größe“ des Gebäudes ein Hauptgewicht legt, ein Ausdruck, der keineswegs beſtimmt und genau genug 
die Weſenheit der Sache bezeichnet, und in ſeiner Unbeſtimmtheit willkürlichen Auslegungen Thür und 
Thor öffnet. Daß die Größe eines Gebäudes allein, ohne Rückſicht auf die in demſelben vorhandenen Loca— 
litären für den Nutzungswerth nicht entſcheidend ſein kann, dürfte einen ek) Beweis nicht ers 


heiſchen. [dans d 


Weiter wünſcht bie Minorität fefte Anhaltspunkte für jene Orte, in welchen die Vermiethung zur 
Schätzung des Nutzungswerthes herangezogen werden darf, und beantragt deßhalb die Fixirung des 
fünften Theiles der Gebäude, aber ſelbſt in dieſem Falle follen bie Miethzinſe nicht ausſchlaggebend 


fein, ſondern auf dieſelben fei „auch Bedacht zu nehmen, jedoch mit genauer Berückſichtigung der Ver- 


miethbarkeit und ſonſtigen Ertragsfähigkeit der übrigen nicht vermietheten Gebäude“. Für Orte, in welchen 
eine Vermiethung gar nicht oder nur ſporadiſch vorkommt, ſoll das Geſetz „den Schätzern keine wie immer 
gartete Vorſchrift geben, die Miethzinſe der Nachbarorte follen den Schätzern als Anhaltspunkte nicht auf- 
gezwängt werden, weil eine ſolche Aufzwängung die Einſchätzer nur beirren kann“ 

Unbeſtritten dürfte es ſein, daß das Schätzungswerk an und für ſich große Schwierigkeiten bietet. 
Gerade dieſer Umſtand war es, ber bei der Einführung der Hausclaſſenſteuer der Claffification nach 
Zimmern und Stockwerken den Vorzug geben ließ. Aus dieſem Grunde wird es aber jedenfalls gerechtfer— 
tigt ſein, ſchon im Geſetze wenigſtens einige Anhaltspunkte feſtzuſetzen, welche ſo viel möglich als Maßſtab 
dienen ſollen. Die Regierungsvorlage bindet nicht blos den Schätzern die Hände, wie die Minorität meint, 
ſondern auch ſich ſelbſt, und Verſchiedenheiten der Auffaſſung über den größeren oder geringeren Nutzungs— 
werth können weniger hervortreten, als es nach der Faſſung der Minorität unbedingt der Fall ſein würde. 
In allen Ländern, wo irgendwelche Schätzung, ſei es nach dem Capitals- oder Kaufwerthe oder nach dem 
Nutzungswerthe zu Beſchaffung der Grundlagen der Steuerveranlagung, vorgenommen wird, ſind im 
Geſetze für die Schätzer einige Normen aufgenommen, die ihnen als Richtſchnur zu dienen haben, und je 
weniger ein Geſetz ſpäteren bei Steuern ſo verſchiedenen Auslegungen und Erklärungen überläßt, deſto beffer, 
das vollkommenſte Geſetz wäre unſtreitig jenes, welches alle etwa im praftifchen Leben vorkommenden 
Fälle in eine allgemeine Formel bannen könnte. Die unbeſtimmtere Faſſung der Minorität überläßt Alles 
der Zukunft, wobei es an Differenzen zwiſchen den verſchiedenen Mitgliedern einer und derſelben Com— 


miſſion und der verſchiedenen Commiſſionen nicht fehlen kann. chee UN deels Öyrvüg, epa lo 


Der zweite und dritte Abfa bei Punkt b) geſtattet einige Ausnahmen von dem ſtrikten Syſteme 
der Ertragsſteuer, und der Ausſchuß hat blos eine klare Faſſung der Regierungsvorlage angeſtrebt. Eine 
Abänderung trat nur durch Hereinzie hung der zu gewerblichen Unternehmungen gehörigen Arbeiter— 
wohnungen ein, indem dieſe jedenfalls auf eine mildere Behandlung denſelben Anſpruch haben, wie die zu 
größeren Gutsbeſitzungen gehörigen Taglöhner- und Geſindewohnungen. Der Minoritätsantrag erſtrebt die 
Einbeziehung der „Beamten und Diener“, weil die zur Unterbringung derſelben erforderlichen Wohnungs— 
räume „keinen Gegenſtand des Ertrages, ſondern eher einen Gegenſtand der Auslagen“ bilden. Die Majo— 
rität hielt jedoch dieſe Motivirung nicht für ſtringent genug, um ein Begünſtigung dieſer Kategorie recht— 
fertigen zu können. 


Die Fixirung eines Minimalſatzes für den Nutzungswerth rief die mannigfachſten Anträge hervor. 
Während ein Theil der Mitglieder des Ausſchuſſes, wenngleich nur eine verſchwindende Minorität⸗ 
die Streichung des ganzen Satzes beantragte und die Feſtſetzung des Nutzungswerthes ganz und aus— 
ſchließlich den Bezirkscommiſſionen, ohne denſelben eine Cynoſur zu geben, überlaſſen wiſſen wollte, hat 
die eutſchiedene Majorität jid) principiel für die Aufnahme einer derartigen Beſtimmung ausgeſprochen; 
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nur über die Fixirung des Minimalausmaßes gingen ſodann die Anſichten auseinander. Zwar wurde über 
die Anſätze des Nutzungswerthes bei Gebäuden mit Einem Wohnbeſtandtheile ſchließlich eine Einigung 
erzielt, aber bei Gebäuden mit zwei und mehreren Gebäudebeſtandtheilen werden von der Majorität und 
Minorität abweichende Anfábe beantragt. 

Die Verſchiedenheiten der Steuerveranlagung bei Annahme des einen oder des anderen Minimal 
betrages treten bei den Anträgen der Regierung und der Majorität ober Minorität des Ausſchuſſes 
zunächſt in bedeutſamer Weiſe bei jenen Gebäuden hervor, welche gegenwärtig in die XII. Tarifelaſſe 
gehören, wie aus folgender Ueberſicht hervorgeht; wobei jedoch zu bemerken ijt, daß der Berechnung 
der Steuer die Annahme eines 2Opercentigen Steuerſatzes zu Grunde liegt, 


Häuſer Gegenwärtige nach der Regie Majoritäts Minoritäts 
rungsvorlage anträge anträge 

— PEN - NT re MP er — | er — 

Steuerhaſis Steuer Steuerbaſis Steuer Steuerbaſis Steuer Steuerbaſis Steuer 
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* Der Steuereingang für ſämmtliche Häuſer zwölfter Claſſe beträgt gegenwärtig 3,826,577 fl, und 
zwar ftenern die Häuſer mit Einem Wohnbeſtandtheil 1,331,027, jene mit zwei Wohnbeſtandtheilen 
14.832.346, endlich mit drei Wohnbeſtandtheilen 663,204 fl. Bei Annahme der Anſätze der Majorität des 


B WA Ausschuffes wird das Erträgniß fid) allerdings höher Wellen, wogegen fid) ein beträchtlicher Ausfall ergiebt, 
e x? 
O d a Viel weiter gehen die Differenzen, wenn man die Berechnung auf die höheren Tarifelaſſen ausdehnt. 


wenn man die Anſätze der Minorität zu Grunde legt. 


Denn wenn auch zu erwarten iſt, daß die in dieſelben gehörigen Häuſer zu einem höheren Nutzungswerthe 
als dem minimalen geſchätzt werden dürften, fo werden die Fälle auch nicht felten fein, in welchen die 
Schätzung nach dem niedrigſten Anſatze vorgenommen werden wird. Nehmen wir z. B. ein gegenwärtig in 
die V. Tarifelaſſe gehöriges Haus, fo liefert dieſes eine Steuerbaſis von 420 fl., das heißt, der Brutto— 
miethzinswerth für einen Wohnbeſtandtheil beträgt bei Häuſern ohne Stockwerk 17 fl. 50 kr. — 19 fl. 9 kr. 
oder im Durchſchnitt 18 fl.; bei Häuſern mit Stockwerk 20—22 fl., oder im Durchſchnitte 21 fl. Nach den 
Anträgen ber Ausſchußmajorität ift der Minimalſatz bei Gebäuden mit mehr als drei Wohnbeſtandtheilen 
auf 8 fl. feſtgeſetzt. Würde blos der Minimalſatz in Anwendung kommen, und dieſer Fall wird gewiß nicht 
ſelten eintreten, fo würde die Steuerbaſis zwiſchen 152 — 192 fl. je nach der Anzahl der Wohnbeſtand— 
theile ſchwanken, bie fid) in dieſer Tarifclaffe zwiſchen 19—24 bewegt. Bei Annahme des Minoritäts— 
antrages wäre die Steuerbaſis natürlich noch eine geringere, nämlich 114 — 144 fl. Je höher die Tarif- 
claffe deſto bedeutſamer ſtellt fid) die Differenz zwiſchen den Anträgen der Mehrheit und Minderheit 
heraus. 

Der Ausſchuß hat fid) in das Gewirr der Berechnungen bis in die Einzelnheiten nur zum Theile zu 
vertiefen vermocht. Die Majorität konnte jedoch die Befürchtung, daß durch die Annahme ihrer Anſätze eine 
allzu ſtarke Inanſpruchnahme der Steuerträger eintreten dürfte, nicht theilen, und eine Steuerreform 
anzubahnen, welche vielleicht zu einer Verkürzung der Einnahmsquellen des Staates führen könnte, mußte, 


och mit Rückſicht darauf, daß die ſtaatlichen Finanzen ohnehin neuer Fundgruben bedürfen, von vornherein 


aufgegeben werden. Von Jahr zu Jahr wiederholen ſich dieſelben Klagen über die Mangelhaftigkeit 
unſerer indirecten Steuern, und Anträge zur Beſeitigung oder Verbeſſerung einiger derſelben, ſowie zur 
Aufhebung des Lotto's kehren mit Regelmäßigkeit wieder. Den in dieſer Beziehung berechtigten und 
begründeten Forderungen und Wünſchen könnte nie Rechnung getragen werden, wenn es nicht möglich 
wäre, durch eine wie immer geartete Reform der directen Beſteuerung den durch eine Verzichtleiſtung auf 
anderweitige Einnahmen unausbleiblichen Ausfall zu decken. Der Hinweis auf das letzterwähnte Moment 
war für die Majorität ausſchlaggebend, die Anſätze der Regierung nicht noch tiefer herabzuſetzen. Gerade 
weil ein Theil der Ausſchußmitglieder von der Unhaltbarkeit unſeres indivecten Steuerſyſtemes überzeugt 
ift, hat er mit vollem Bedacht bie Anſätze der Regierung mit geringfügigen Aenderungen angenommen, 
$. 19— 22 (16—19 alt). Die vorgenommenen Aenderungen find nur geringfügige. Im $. 19 
ſoll der Bezirkscommiſſion auch noch das Recht zuerkannt werden, eventuell, wenn ſich das Bedürfniß dazu 
herausſtellt, eine nochmalige Ueberprüfung an Ort und Stelle vornehmen zu dürfen, weil doch Fälle vor— 
kommen werden, in welchen ſie auf Grundlage der Berichte der von ihr entſendeten Commiſſion ſich ein 
abſchließendes Urtheil nicht wird bilden können. Bei erlangter Uebung im Schätzungwerke werden ſolche Fälle 
wohl ſeltener eintreten; allein es ſchien angezeigt im Geſetze dieſe Freiheit ausdrücklich zu wahren. ; 
Ferner war in ber Regierungsvorlage (8. 17 alt) blos von einer Veröffentlichung der Schätzungs— 
reſultate im Allgemeinen die Rede, während der Ausſchuß im Intereſſe der Steuerträger den Gemeinde— 
vorſtehern die Verpflichtung auferlegt, jedem einzelnen Hausbeſitzer die Anſätze des Nutzungswerthes und 
der Abzugspercente mitzutheilen. In dem zweiten Abſatze desſelben Paragraphes ſind die Befugniſſe und 
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der Wirkungskreis der Landescommiſſion eingehender normirt als es in der Vorlage der Regierung 
der Fall war. Die Einſchaltung der Worte „im Sinne dieſes Geſetzes“ im S. 22 (alt 19) wurde dadurch 
veranlaßt, daß darauf hingewieſen wurde, es könnte ſonſt die Regierung besondere EIERE über Die 
Kataſterreviſion erlaſſen. 


S. 22 (alt 19). Die Feſtſetzung einer Steuerperiode auf fünf Jahre und insbeſondere bie 
Beſtimmung, daß von fünf zu fünf Jahren eine Reviſion des Gebäudeſteuerkataſters vorzunehmen ſei, 
erlitt viele Anfechtung. Es wurde darauf hingewieſen, daß innerhalb eines ſolch' kurzen Zeitraumes keine 
ſo bedeutenden Aenderungen ſich vollziehen, um eine mit beträchtlichem Geldaufwande verbundene Reviſion 
zu rechtfertigen, da ſich dieſe auf die Bemeſſung der Steuergrundlage beziehe, welche auf dem Lande erſt 
in gewiſſen Zeitabſchnitten eine erhebliche Steigerung erfahre. Ohnehin müſſen nach §. 25 alle Aenderun— 
gen in der Steuerſchuldigkeit, die eine Erhöhung oder eine Abſchreibung der Steuer nach ſich ziehen, im 
Laufe der Steuerperiode der Behörde angezeigt werden. Der Hinweis, daß gerade das letzte Jahrzehent den 
Beleg für beträchtliche Aenderungen liefere, ſei nicht maßgebend, indem mannigfache Factoren, die in 
normalen Zeiten nicht in Anſchlag gebracht werden könnten, auf die Preisſteigerung einen Einfluß aus— 
geübt haben. Die Majorität des Ausſchuſſes ſprach ſich jedoch gegen einen längeren Termin aus und lehnte 
bie bezüglichen Anträge, auf eine Erweiterung auf zehn und fünfzehn Jahre ab. 

$. 2% (alt 21). Das Abzugspercent für die Erhaltung der Gebäude und bie Amortiſation des 
Anlagecapitals iff in den Königreichen und Ländern kein gleichförmiges; es ſchwankt zwiſchen 15—331/s 
Percent. Künftighin ſoll in dieſer Beziehung eine gewiſſe Gleichartigkeit“ eintreten und bei den der 
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theiles bei Berechnung des Abzuges in Betracht kommen. Hera Mor > 

Am gerechteſten wäre es allerdings, bei jedem Zinsſteuerobject von Jahr zu Jahr eine commif ſſtbnelle 
Erhebung vornehmen zu laſſen und mit Rückſicht auf den Bauzuſtand des Hauſes, auf die eventuelle 
Dauerhaftigkeit u. f. w. den zu geſtattenden Abzug feſtzuſtellen, der ſodann bei neuen Häuſern ein gerin- 
gerer, bei älteren ein größerer fein müßte. Allein derartige Prüfungen würden jedenfalls einen gewaltigen 
Auſwand an Zeit, Mühe und Koſten erfordern, und die Regierung entſchloß ſich daher für einen aller— 
dings äußerlichen aber doch verhältuißmäßig richtigen Maßſtab behufs Feſtſetzung der Höhe der Erhal— 
tungs- und Amortifationstoften. Eine eingehende Prüfung aller einſchlägigen Verhältniſſe ergibt, daß bie 
Anſätze in der Regierungsvorlage nicht zu niedrig bemeſſen ſind. 

Zwar ſprachen fich gegen die Fixirung der Sätze des Abzugspercentes im Geſetze mehrere Stimmen 
aus, und ein, eine allgemeine Faſſung bezweckender Antrag gipfelte dahin: daß die Steuerbehörde im 
Wege der in S. 5 feftgefebten commiſſionellen Erhebung dasſelbe zu beſtimmen und als Grundſatz zu gelten 
habe, daß die Abzugspercente um fo geringer zu bemeſſen feien, je höher der Durſchnittsmiethzins des 
einzelnen Gebäudebeſtandtheiles fid) herausſtelle und je günſtiger die Lage und der Bauzuftand des 
betreffenden Gebäudes ſei; allein die Majorität des Ausſchuſſes hielt es für angezeigt, beſtimmte Normen 
im Geſetze auszuſprechen, welche gegenüber den beſtehenden Verordnungen dem Steuerträger doch einige 
Erleichterung gewähren. 

Noch geringerer Zuſtimmung erfreute ſich ein anderer weitergehender Antrag. Hiernach ſollte die 
Landes- (oder Bezirks- oder Orts-) Commiſſion genaue Erhebungen über die Erhaltungs- und die 
Amortiſationskoſten des in dem Bau angelegten Capitales veranlaſſen, ohne den Werth der Bauarea ein- 
zurechnen. Bei dieſen Erhebungen ſeien alle auf die Koften Einfluß nehmenden Umſtände zu berückſich— 
tigen: die elimatiſchen Verhältniſſe, die Bauart und die Beſchaffenheit der zum Baue verwendeten Mate— 
rialien, die Dauer der einzelnen Bautheile und die wiederkehrenden Nachbeſſerungen, die üblichen Bau— 
verſicherungsprämien und die ſonſtigen zur Inſtandhaltung der Gebäude erforderlichen Auslagen. Eine ſolch' 
eingehende Prüfung, welche allen dieſen Factoren in zweckentſprechender Weiſe vollſtändig Rechnung 
tragen ſollte, wäre eine kaum zu bewältigende Aufgabe, deren gerechte Löſung mit großen Schwierigkeiten 


verbunden fein würde, und die Commiſſionen im Sinne des $. 5 wären hierzu auch nicht bie vollſtändig geeig- Meer 


neten Organe, ſondern es müßten zu dieſem Behufe fpecielle Bauſchätzer beſtimmt und herangezogen werden. 

Hier möge auch ein Antrag ſeinen Platz finden, der ſchon bei der Generaldebatte angeregt 
und ſpäter bei verſchiedenen Anläſſen ſpecialiſirt wurde. Bei der Beſteuerung der Gebäude, wurde 
bemerkt, fei ein Unterſchied zu machen zwiſchen dem Grundcapital und dem Baucapital; erſteres fei in 
größerem Verhältuiſſe zur Steuer heranzuziehen, da es eine Steigerung, beſonders in größeren 
Städten, im Laufe der Zeit erfährt. Der Steuerpercentſatz ſoll deßhalb kein gleichmäßiger, ſondern ein 
mit Rückſicht auf die Grundrente verſchiedener ſein. Principiell ließ ſich die Richtigkeit dieſer Anf ſicht 
vom wiſſenſchaftlichen Standpunkte inſoferne erhärten, als in der That die Rente eines Hauſes in eine 
Baurente und in senaten zerlegt werden kann, und auch bie beiden Beſtandtheile der Haus— 
rente nicht den gleichen Geſetzen folgen. 
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Die Theorie iſt nicht neu. Ihr Begründer iſt kein geringerer als Adam Smith, und in Deutſchland 
hat ſie bei ſeinen unbedingten Nachfolgern Anklang gefunden. Die engliſchen Verhältniſſe waren für 
diefe Auffaſſung maßgebend, welche in neuerer Zeit in der finanzwiſſenſchaftlichen Literatur keinen 
nennenswerthen Vertreter gefunden hat, denn ſelbſt Diejenigen, welche, wie Höfken, die Richtigkeit des 
Principes mit Schärfe hervorheben, befürworten die Anwendung desſelben auf die concreten Verhältniſſe 
nicht. (Hüften. Die Steuerreform in Oeſterreich. Wien. 1864. S. 202.) 

Der Feſtſetzung der Abzugspercente in der Regierungsvorlage liegt die Anſicht zu Grunde, daß 
der Durchſchnittszins aller Gebäude eines Ortes als Baſis der Berechnung dienen und das Abzugs, 
percent für ganze Orte daher ein gleichmäßiges ſein ſoll. Hienach würde z. B. in Wien, Pola und Prag. 
wo der Bruttomiethzins per Beſtandtheil der ſteuerpflichtigen Häuſer auf 50 fl. 34 kr., 55 fl. 37 kr 
und 49 fl. 92 kr. in der Tabelle V berechnet iſt, bloß ein Abzugspercent mit 15 Percent geftattet werden 
dürſen. Allein die Behauptung der Regierung in dem Motivenberichte, daß in der Regel bie Miethsverhält— 
niſſe in einem und demſelben Orte von Gebäude zu Gebäude wenig oder gar nicht differiren und die 
Durchſchnittszahlen, die aus der Geſammtheit der Wohnbeſtandtheile gewonnen werden, der Wahrheit 
viel näher kommen, als jene, die aus der Berechnung für jedes Haus reſultiren, wird durch evidente 
Thatſachen widerlegt. In Wien werfen 5683 Häuſer einen Durchſchnittsmiethzins von über 45 Gulden 
ab, 4981 Häuſer liefern einen geringeren Miethzins, und zwar 40 Häuſer bloß im Durchſchnitt 5 fl., 
268 zwiſchen 5 bis 15 fl. und 4673 zwiſchen 15 bis 45 fl. Aehnliche, noch tiefer gehende Unterſchiede 
dürften ſich in anderen Orten herausſtellen. Der Aufwand an Zeit und Mühe von Seiten der mit der 
Steuerbemeſſung betrauten Organe ift in ſolchen Fällen ein gebotener, wenn e$. fid) darum handelt, dem 
wichtigſten Grundſatze bei der Steuerveranlagung, der Gerechtigkeit, volle Rechnung zu tragen; auch iſt 
die Arbeit leine übermäßige, da es fid) um einfache Rechnungsexempel handelt, für welche in den Zins- 
faffionen das Subſtrat vorhanden iſt. 

Die Faſſung der Regierungsvorlage, betreffend die Abzugspercente der nach bem Nutzungswerth zu 
beſteuernden Gebäude gab der Auslegung Raum, daß bei denſelben ein geringerer Betrag als 15 Percent 
in Anſchlag gebracht werden kann, eine Auffaſſung, welche der Ausschuß einſtimmig als eine den factifchen 
Verhältniſſen entſprechende nicht anerkennen konnte. Gerade bei Gebäuden auf dem Lande, bei welchen das 
Anlagecapital ein geringeres iſt, erhöhen ſich die Erhaltungskoſten und ein Herabgehen unter 15 Percent 
ließe ſich ſchwer begründen. In der Regel dürften die Abzugspercente mehr betragen. 

Der letzte Punkt des Paragraphs hat in der von der Majorität angenommenen Faſſung Aufechtungen 
erfahren. Während diefe von ber Anſicht ausgeht, daß ein höheres Abzugspercent als 30 Percent nur 
bei Gebäuden, deren Eigenthümer nicht zugleich Eigenthümer der Bauarea ſind oder welche gegen einen 
Demolirungsrevers erbaut wurden, zugeſtanden werden foll, wünſcht die Minorität (vergleiche Votum XIII) 
die Geſtattung eines höheren Abzugspercentes bei allen Gebäuden, welche durch ihre Lage, ihren Bau— 
zuſtand oder ihre Benutzungsweiſe erheblich größere Auslagen für ihre Erhaltung erfordern. Eine gewiſſe 
Berechtigung wurde dieſer Anſicht nicht abgeſprochen, allein die Anſicht, daß durch Gewährung von 
30 Percent billigen. Anforderungen vollkommen Rechnung getragen fei, beſtimmte die Majorität zur 
Annahme des Regierungsantrages. 

Die beiden Amendirungen im Punkte 4 erklären ſich dadurch, daß nach der Regierungsvorlage die 
höheren Abzugsprocente in den geſetzmäßig feſtgeſtellten Fällen nur in den der Hauszinsſteuer unter- 
liegenden Orten geſtattet werden ſollen, während nach der Anſicht des Ausſchuſſes auch anderswo Gebäude 
vorhanden fein können, deren Eigenthümer nicht zugleich Eigenthümer der Banarea find. Dort hat bie 
Steuerbehörde, hier die Bezirks- oder Ortscommiſſion die Berechnung der Erhaltungs- und Amortiſations— 
koſten zu einem höheren Betrage als 30 Percent bis zu 50 Percent zu bewilligen. 


$. 25 (alt 22). Die Beſtimmungen über die zeitlichen Befreiungen erfuhren nur kleine Aenderun— 
gen, die eine logiſchere Anordnung der Fälle, in welchen eine derartige Befreiung eintreten ſoll, bezwecken. 
Den eine größere Steuerfreiheit genießenden Arbeiterwohnungen wurden auch jene Gebäude beigeſellt, 
welche für das Geſinde bei der Land- und Forſtwirthſchaft beſtimmt ſind. Indeß wurde das Princip 
einer allzugroßen Steuerfreiheit auch angefochten. Durch den Hinweis auf die Geſetzgebungen anderer 
Länder, welche für neue Häuſer eine weit geringere Steuerfreiheit zugeſtehen, ſo in Preußen bloß zwei 
Jahre, u. f. w., wurde der Antrag auf Feſtſetzung von ſechs Jahren geſtellt, der fid) jedoch 
der Zuſtimmung der Majorität nicht erfreute. Es wurde zwar von Vielen, die für die Anträge 
der Regierung ſich ausſprachen, zugeſtanden, daß die öſterreichiſche Geſetzgebung in dieſer Be— 
ziehung zu weit gehe, aber die Beibehaltung von 12, reſpective 15 Jahren bei Arbeiterwohnungen 
ſich durch die langjährige Praxis rechtfertige. Auch ein Antrag auf Erweiterung der ſteuerfreien Jahre 
auf 15 blieb in der Minorität. Von Seite der Minorität wurde mit großer Wärme die Bewilligung 
einer zwanzigjährigen Steuerfreiheit bei Arbeiterwohnungen vertreten und ein hierauf bezügliches 
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Minoritätsvotum eingebracht. Die Majorität anerkannte die entſchieden löbliche und nicht genug zu 
billigende Tendenz dieſes Antrages; ſie pflichtete dem Antragſteller vollſtändig bei, wie wünſchenswerth 
es wäre, wenn in Oeſterreich ähnliche Beſtrebungen wie in anderen Induſtrieſtaaten ſich Bahn brechen 
würden, allein fie hielt eine fünfzehnjährige Steuerfreiheit für genügend zur Erreichung und Förderung 
des anzuſtrebenden Zweckes. 

S. 28 (alt 25). Die Normen unter A bezüglich der Aenderungen der Steuerſchuldigkeit während 
der Steuerperiode bei Gebäuden, die nach dem Zinsertrage beſteuert werden, erfuhren nur geringfügige, 
zumeiſt ſtiliſtiſche Verbeſſerungen. Deſto größer ſind die in dem zweiten Theile dieſes Paragraphes, welcher 
die nach dem Nutzungswerthe zu beſteuernden Gebäude betrifft, angebrachten Modificationen. Die 
Beſchränkung der Regierungsvorlage, daß bei den einzelnen Wohnbeſtandtheilen nur dann eine Steuer— 
abſchreibung eintreten ſoll, wenn dieſelben „in Folge Abtragung der Umfangsmauer des Gebäudes gänzlich 
eingehen“, wurde fallen gelaſſen. Die Aufnahme der neuen Beſtimmung: Wenn ein Gebäude erweislich 
während eines ganzen Jahres leer ſteht, ſteht zwar mit den Grundſätzen der Ertragsbeſteuerung nicht 
im vollſtändigen Einklange, rechtfertigt ſich jedoch durch die oben im allgemeinen Theile angeführten 
Bemerkungen mit Rückſicht auf die Höhe des Steuerſatzes in Oeſterreich. Allerdings erfordert es die 
Conſequenz, ſodann als Zuwachs die e von Gebäuden oder einzelner Wohnbeſtandtheile aufzu— 
nehmen, die in Folge der vom Ausſchuſſe bei $. 18 beantragten Zuſätze bei der Nutzwertherhebung nicht 
berückſichtigt werden ſollen. Ein hierauf bezüglicher Antrag wurde jedoch von der Majorität des Ausſchuſſes 
abgelehnt. pra 

$. 29 (alt 26), Die Majorität ſchloß fid) der st omg. ber Regierungsvorlage an, daß bie Gebäude— 
ſteuer „im Vorhinein“ vierteljährig zu entrichten fei. Die Minorität beantragt bie Streichung der bezeichneten 
Worte, weil dieſe Beſtimmung zur Folge hätte, daß die Steuerträger im erſten Vierteljahre nach Einführung 
dieſes Geſetzes die Steuer für zwei Quartale auf einmal zu entrichten hätten. Die Majorität verkannte 
nicht die Richtigkeit dieſer Bemerkung, allein ſie wähnte, daß bei der Durchführung des Geſetzes auf dieſen 
Umſtand Rückſicht genommen werden könne, ohne die bisher beſtehenden Verſchiedenheiten bei der Ent— 
richtung der Steuer auch künftighin aufrecht erhalten zu müſſen. Gegenwärtig wird die Hauszinsſteuer 
entrichtet in Niederöſterreich am erſten Tage des zweiten Monats jedes Quartals, in Oberöſterreich. und. 
Salzburg am 15. des letzten Monats jedes Quartals, in Steiermark am letzten jedes Monats, in Kärnten 
am 15 des erſten Monats jedes Quartals, in Krain, und zwar Stadt Laibach am 1. Februar, 1. Mai, 
1. Juli und 1. October, auf dem flachen Lande am erſten Tage eines jeden Quartals, im Küſtenlande, 
in Mähren und Schleſien am erſten jeden Monats, in Galizien und der Bukowina am letzten Tage des 
Quartals, desgleichen in Dalmatien, wo jedoch die vierte Rate am letzten October zur Erhebung kommt, 
endlich in Böhmen am erſten Tage jeden Quartals. — Die von dem Ausſchuſſe am Schluſſe beantragte 
Reſolution fordert die Regierung auf, bei der Durchführung dieſes Geſetzes auf dieſe Verhältniſſe billige 
Rückſicht zu nehmen und den Uebergang allmälig eintreten zu laſſen, um eine allzugroße Inanſpruchnahme 
der Steuerträger zu vermeiden. 

Die genauere Faſſung im dritten Alinea entſpricht ganz der eigentlichen Abſicht des Geſetzes, welches 
in dieſer Beziehung auf der Allerhöchſten Entſchließung vom 30. November 1839 beruht. Nach der 
Regierungsvorlage könnte jedoch vielleicht eine andere Auslegung Platz greifen, als die bisher giltigen 
Beſtimmungen, die geſetzlich fixivt werden follen, zulaſſen; denn nur die nicht länger als drei Jahre aus: 
haftenden Steuerſchuldigkeiten gehen bislang allen bücherlich eingetragenen Laſten vor, während die übrigen 
ausſtehenden Schuldigkeiten ein den Hypothekarforderungen nachſtehendes Pfandrecht genießen. 


§. BO (alt 27). Die Ueberweiſung der Einreihung der Orte nach dem Zinsertrage oder dem 
Nutzungswerthe an die Bezirkscommiſſion (§. 16) erheiſchte hier eine Aenderung, um den erſten Abſatz in 
Einklang mit dem obigen Beſchluſſe zu bringen. 


$. 32 (alt 29). Was die Strafbeſtimmungen anbelangt, konnte der Ausſchuß den hierüber im 
Motivenberichte dargelegten Anſichten nicht beiſtimmen. Man könnte ſich eher zu der Auffaſſung bequemen, 
die Straffälligkeit von dem Abgange eines entſchuldbaren Irrthumes und nicht von dem Vorhandenſein 
der böſen Abſicht bedingen zu laſſen, wenn den Steuerbehörden die Judicatur nicht eingeräumt 
wäre. Auch andere Geſetzgebungen gehen von denſelben Geſichtspunkten aus, welche in den Anträgen des 
Ausſchuſſes Ausdruck gefunden haben. So ſehr die Majorität des Ausſchuſſes mit dem Principe, daß die 
Strafe hoch bemeſſen ſein ſoll, einverſtanden iſt, glaubte ſie doch die Höhe des Strafbetrages und der 
Ordnungsgelder herabmindern zu ſollen. 


§. 37 (alt 34). Bezüglich des Zeitpunktes des Aufhörens der bisherigen Gebäudeſteuer wurde 
eine genauere Faſſung beliebt durch die aufgenommene Beſtimmung, daß dies durch ein beſonderes Geſetz 
beſtimmt werden ſoll. Der Ausſchuß iſt nämlich einſtimmig der Anſicht und betonte dieſelbe bei verſchiede— 
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nen Gelegenheiten, daß die Einhebung der Gebäudeſteuer auf Grund dieſes Geſetzes mit jener der Grund— 
ſteuer und der übrigen directen Steuern auf Grund des ſchon beſchloſſenen Geſetzes vom 24. Mai 1869 
und der zu beſchließenden Geſetze gleichzeitig zu beginnen haben werde, da nur auf dieſe Weiſe der eigent— 
liche Zweck der Steuerreform, eine gleichmäßige gerechtere Veranlagung der Steuer erreicht werden könne. 
Seine Excellenz der Finanzminiſter erklärte, daß dieſe Anſichten des Ausſchuſſes mit den ſeinigen voll 
lommen übereinſtimmen. 

Die Uebergangsbeſtimmung erſchien aus folgenden Gründen nothwendig: Es handelt ſich hier 
zwei Fälle auseinanderzuhalten: einmal Gebäude und Gebäudebeſtandtheile, die vor dem Inslebentreten 
dieſes Geſetzes ſchon vollendet find, ferner ſolche, deren Bau vor Eintritt der Wirkſamleit des Geſetzes 
bloß begonnen wurde und die erſt ſpäter ihrer Vollendung zugeführt werden. Daß die erſtere Kategorie eine 
längere Steuerbefreiung zu genießen hat, wenn ſie durch bisher beſtehende Normen darauf Anſprüche 
erworben, war an und für fid) zwar zweifellos, allein es ſchien nicht überflüſſig, eine hierauf bezügliche 
Beſtimmung aufzunehmen, welche im Alinea 1 des $. 38 ihren Ausdruck gefunden hat. Venen Gebäu 
den, deren Bau vor Beginn der Wirkſamleit dieſes Geſetzes nicht vollendet worden iſt, wurde ebenfalls 
eine längere Steuerbefreiung zugeſprochen, welche auch jenen zu Theil werden foll, die erft nach dem Ins— 
lebentreten dieſes Geſetzes begonnen werden, wenn ſie den Beſtimmungen, welche in der Allerhöchſten 
Entſchließung vom 14. Mai 1854 und im Geſetze vom 18. März 1874 feſtgeſtellt find, entſprechen. 
Dieſen Erwägungen entſpricht Alinea 2 des 8. 38. 


Auf Grund dieſer Darlegung erlaubt ſich der Ausſchuß den Antrag zu ſtellen: 


Das hohe Haus wolle dem Geſetzentwurſe über die Gebäudeſteuer in ſeiner vorliegenden Faſſung 
ſeine Zuſtimmung ertheilen. 


Ferner beantragt der Ausschuß unter Hinweis auf die Darlegung zu $. 29 folgende Reſolution: 


Die hohe Regierung wird aufgefordert, die bisherige Ungleichheit bezüglich des Zeitpunktes der 
Entrichtung der Gebäudeſteuer, wie ſie in einigen Ländern beſteht, in einer die Steuerträger möglichſt 
wenig belaſtenden Weiſe zu beſeitigen. 


Wien, 3. Februar 1875. 


Eichhoff, 


Obmann. 


Dr. Adolf Beer, 


Berichterftatler. 
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Gebäude 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes verordne Ich, wie folgt: 


Anträge der k. k. Regierung: 
8. 1. 
Gegenſtand der Gebäudeſteuer. 


Gegenſtand der Gebäudeſteuer ift entweder ber 
Miethzinsertrag der Gebäude oder der Nutzungs— 
werth der Wohngebäude. 

In Orten, in welchen die Anzahl der vermie— 
theten Wohnbeſtandtheile in dem, der Steuerveran— 
lagung vorausgegangenen Jahre jene der nicht ver— 
mietheten überſtieg, tritt die Beſteuerung nach dem 
Miethzinsertrage, das iſt nach jenem Betrage ein, 
welchen der Hauseigenthümer für die vermietheten 
Localitäten wirklich erhält, oder welchen er für die 
nicht vermietheten Localitäten im Falle ihrer Ver— 
miethung erhalten würde. 

In allen übrigen Orten wird die Steuer nach 
dem im Wege der Einſchätzung zu erhebenden jähr— 
lichen Nutzungswerthe der Wohngebäude bemeſſen. 


Befreiungen von der Gebäudeſteuer. 
Von der Gebäudeſteuer find befreit: 


1. Die Gebäude, welche zur Allerhöchſten Hof- 
dotation gehören, dann die Staatsgebäude. 
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In Orten, in welchen die Anzahl der Gebäude, Va 


welche einen Zinsertrag durch Vermiethung ab: 
werfen und zugleich die Anzahl der vermietheten 
Wohnbeſtandtheile, in dem der Steuerveranlagung, 
beziehungsweiſe Kataſterreviſion (S. 22) voraus- 
gegangenen Jahre, jene der nicht vermietheten Ge— 
bände und Wohnbeſtandtheile überſtieg, tritt die 
Beſteuerung nach dem Miethzinsertrage, das iſt nach 
jenem Betrage ein, welchen der Hauseigenthümer 
für die vermietheten Localitäjen wirklich erhält, oder 
welchen er für die nicht vermietheten Localitäten 
im Jacke ihrer Vermiekhung erhalten würde. 

In allen übrigen Orten wird die Steuer nach 


dem im Wege der Einſchätzung zu erhebenden jähr- 


lichen Nutzungswerthe der Wohngebäude bemeſſen. 


8. 2. 


Befreiungen von der Gebäudeſteuer. 


Von ber Gebäudeſteuer find befreit: 
1. Die Gebäude, welche zur Allerhöchſten Hof— 
dotation gehören, dann die Staatsgebäude. 
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Anträge der k. k. Regierung: 


2. Die Gebäude auswärtiger Staaten, inſo— 


— 


Anträge des Ausſchuſſes: 


2. Die Gebäude auswärtiger Staaten, inſo— 


ferne fie von den bei dem Allerhöchſten Hofe aceredi= ferne fie von den bei dem Allerhöchſten Hofe accrebi: 


tirten Geſandtſchaften benützt werden. 

3. Die für Zwecke der öffentlichen Verwaltung 
beſtimmten Gebäude der Landes-, Bezirls- und Ge 
meindevertretungen. 

4. Kirchen und andere dem Gottesdienſte ge— 
widmete Räumlichkeiten. 

5. Die Amtswohnungen und Amtslocalitäten 
der zur Seelſorge gehörigen Perſonen aller geſetzlich 
anerkannten Kirchen und Religionsgenoſſenſchaften. 

6. Die Gebäude der öffentlichen Lehre, Bil 
dungs und Erziehungsanſtalten und der zur freien 


tirten Geſandtſchaften benützt werden. 

3. Die für Zwecke der öffentlichen Verwaltung 
beſtimmten Gebäude der Landes-, Bezirks- und Gee 
meindevertretungen. 

4. Kirchen und andere dem Gottesdienſte ge— 
widmete Räumlichkeiten. 

5. Die Amtslocalitäten der zur Seelſorge ge— 
hörigen Perſonen aller geſetzlich anerkannten Kirchen 
und Religionsgenoſſenſchaften, 

6. Die öſſentlichen, das ift aus Landes», Bezirks- 
oder Gemeindemitteln ganz oder theilweiſe, ferner 


öffentlichen Benützung gewidmeten Bibliotheken und die von Stiftungen erhaltenen, dann die von Corpo: 


Muſeen.— 
7. Die öffentlichen, das ift aus Landes „Bezirks 
oder Gemeindemitteln erhaltenen, dann die von 


rationen oder Privatperſonen gewidmeten Kranken, 


Waifen=, Irren, Findel- und Armenverſorgungs— 
häuſer, Kleinkinderbewahr-, Idioten, Blinden und 


Corporationen ober Privatperſonen zur unentgelt- Taubſtummenauſtalten, ſoferne dieſelben keine 
lichen Benützung gewidmeten Kranken, Waiſen-, Erwerbsunternehmung bilden. A 


Nrren=, Findel- und Armenverſorgungshäuſer, Klein 
kinderbewahranſtalten. 

8. Die zum Betriebe der Landwirthſchaft ge 
widmeten Gebäude, mit Ausnahme der darin beſind 
lichen Wohnbeſtandtheile, zu welchen jedoch die zeit— 
weiligen Unterſtände für die bei der Oekonomie ver— 
wendeten Arbeiter nicht gehören. 

9. Leichenkammern und Todtengräberwoh 
nungen. 

10. Die für öffentliche Behörden und Aemter, 
dann für Quaſi-Caſernen unentgeltlich gewidmeten 
Gebäude und Gebäudetheile. 


11. Die auf öffentlichen Plätzen vorübergehend- 


aufgeſtellten Marktbuden und Kramläden. 

12. Die zu Zwecken von Bauführungen errich— 
teten Baukanzleien, Wächter- und Werkhütten, bis 
zur Vollendung des bezüglichen Baues. 

Die Steuerbefreiung der unter 2 bis einſchließ— 
lich 9 bezeichneten Gebäude und Gebäudebeſtand— 
theile tritt nicht ein, wenn dieſelben für einen der 
gedachten Zwecke gemiethet ſind; ſie erliſcht ganz 
oder theilweiſe, wenn dieſe Gebäude oder einzelne 
Beſtandtheile zu anderen Zwecken entgeltlich oder 
unentgeltlich verwendet werden. 


yy d sa 


Ausführende Organe. 


Die oberſte Leitung der von den Steuer— 


( 


7. Die Gebände der zur freien öffentlichen 


Benützung gewidmeten Bibliotheken und Muſeen 


und der öffentlichen, dann der von Corporationen 
oder Stiftungen erhaltenen, mit dem Decffentlid) 
keitsrechte verſehenen Lehr, Bildungs- und Gr: 
ziehungsauſtalten, ſoferne dieſelben keine Erwerbs: 
unternehmung bilden. = #2 

8. Die zum SSetriepe der Lantfoutbidaft ge: 
widmeden Rer Mi M noni der darin befind- 
lichen Wohnbeſtandtheile, zu welchen jedoch bie zeit- 
weiligen Unterſtände für die bei der Oekonomie ver 
wendeten Arbeiter nicht gehören. 

9. Leichenkammern und Todtengräberwoh— 
nungen. | vu 
Jovy 10, Die für öffentliche Behörden und Member, 
daun Mr OiuaficSaferuen unentgeltlich /gewibmeten 
Gebäude und Gebäudetheile. EY et 

11. Die auf öffentlichen Plätzen vorübergehend 
aufgeſtellten Marktbuden und Kramläden. 

12. Die zu Zwecken von Bauführungen errich— 
teten Baukanzleien, Wächter- und Werkhütten bis 
zur Vollendung des bezüglichen Baues. 

Die Steuerbefreiung der unter 2 bis einſchließ— 
lich 9 bezeichneten Gebäude und Gebäudebeſtand— 
theile tritt nicht ein, wenn dieſelben für einen der 
gedachten Zwecke gemiethet ſind; ſie erliſcht ganz 
oder theilweiſe, wenn dieſe Gebäude oder einzelne 
Beſtandtheile zu anderen Zwecken entgeltlich oder 


unentgeltlich verwendet werden. 


8. 8. 
Ausführende Organe. 


Die oberſte Leitung der von den Steuerbehörden 


behörden und von den im 8. 6 erwähnten Com- und von den in den 88. 6—9 erwähnten Com- 
miſſionen beſorgten Geſchäfte zur Durchführung des miſſionen beſorgten Geſchäfte zur Durchführung des 


S ee 
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29% ber Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — VIII. Sefton. 


Anträge ber k. k. Regierung: 


Gebäudeſteuergeſetzes führt der Finanzminiſter, 
welcher zur Ueberwachung der Schätzungsarbeiten 
in den einzelnen Ländern (88. 13 bis 16) eigene 
Organe verwendet. 


8. 4. 
Feſtſtellung der Beſteuerungs-Grundlage. 
I. Bei der Beſteuerung nach dem Zinsertrage. 
a) Einbringung von Bekenntniſſen. 


Jeder Hauseigenthümer oder deſſen geſetzlicher 
Vertreter hat jährlich in dem von der Steuer— 
Landesbehörde anzuberaumenden Termine das Haus— 
zinsertragsbekenntniß bei der Steuerbehörde eviter 
Inſtanz einzubringen. 

Dieſes Bekenntniß hat die topographiſche Be— 
ſchreibung aller Beſtandtheile des Hauſes nach fort— 
laufenden Nummern, und im Falle Hofräume be— 
ſonders vermiethet werden, auch den Umfang der— 
ſelben und die Art der miethweiſen Benützung, dann 
den mit den Miethparteien vereinbarten Bruttozins, 
das ift ſämmtliche, den Miethparteien für die Bee 
nützung der gemietheten Hausbeſtandtheile, be— 
ziehungsweiſe Hofräume obliegenden Leiſtungen in 
Geld und Geldeswerth aus dem, dem Steuerjahre 
unmittelbar vorausgegangenen Zinsjahre, und im 
Falle der Nichtvermiethung den im Verhältniſſe zu 
wirklich vermietheten Objecten für das Vorjahr zu 
berechnenden Miethzinswerth der nicht vermietheten 
Localitäten, ferner die Beſtätigung des Hauseigen— 
thümers oder ſeines geſetzlichen Vertreters über die 
Richtigkeit aller Angaben, ſowie die Beſtätigung der 
Miethparteien über die Richtigkeit der ihre Mieth— 
objecte betreffenden Angaben zu enthalten. 

Gehören zur Wohnung auch Einrichtungsſtücke, 
Gärten, Gewerbsrechte u. dgl., oder wird vom 
Miether auch ein Entgelt für andere Leiſtungen, 
z. B. für Bedienung, Beheizung u. f. w. entrichtet, 
ſo iſt der entrichtete Geſammtbetrag einzubekennen 
und der auf die mitvermietheten Gegenſtände und 
bedungenen Leiſtungen entfallende Betrag zum Be— 
hufe der Abrechnung desſelben von dem geſammten 
Miehzinſe der Partei anmerkungsweiſe anzugeben. 

Von jenen Gebäudebeſtandtheilen, welche der 
Eigenthümer ſelbſt benützt, nicht vermiethet, oder an 
Adminiſtratoren, Hausbeſorger, Anverwandte oder 
ſonſt an Jemanden unentgeltlich oder um einen 
billigeren Miethzins als an andere Parteien überläßt, 
muß jener Zinsbetrag einbefaunt werden, welcher 
im Falle einer ſonſtigen Vermiethung erzielt werden 
würde. 

Wird das Zinsertragsbekenntniß innerhalb des 
anberaumten Termines nicht eingebracht, ſo iſt das 
Zinserträgniß auf Koſten des Hauseigenthümers 
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Anträge des Ausſchuſſes: 


Gebäudeſteuergeſetzes führt der Finanzminiſter, 
welcher zur Ueberwachung der Schätzungsarbeiten 
in den einzelnen Ländern (88. 16 bis 19) eigene 
Organe verwendet. 


8. 4. 


Feſtſtellung der Beſteuerungs-Grundlage. 
I. Bei der Beſteuerung nach dem Zinsertrage. 
a) Einbringung von Bekenntniſſen. 


Jeder Hauseigenthümer oder deſſen Vertreter 
hat jährlich in dem von der Steuer-Landesbehörde 
anzuberaumenden Termine das Hauszinsertrags— 
befenntniß bei der Steuerbehörde erſter Inſtanz 
einzubringen. 

Dieſes Bekenntniß hat die topographiſche Be— 
ſchreibung aller Beſtandtheile des Hauſes nach fort— 
laufenden Nummern, und im Falle Hofräume be— 
ſonders vermiethet werden, auch den Umfang der— 
ſelben und die Art der miethweiſen Benützung, dann 
den mit den Miethparteien vereinbarten Bruttozins, 
das iſt ſämmtliche, den Miethparteien für die Be— 
nützung der gemietheten Hausbeſtandtheile, be— 
ziehungsweiſe Hofräume obliegenden Leiſtungen in 
Geld und Geldeswerth aus dem, dem Steuerjahre 
unmittelbar vorausgegangenen Zinsjahre, und im 
Falle der Nichtvermiethung den im Verhältniſſe zu 
wirklich vermietheten Objecten für das Vorjahr zu 
berechnenden Miethzinswerth der nicht vermietheten 
Localitäten, ferner die Beſtätigung des Hauseigen— 
thümers oder ſeines Vertreters über die Richtigkeit 
aller Angaben, ſowie die Beſtätigung der Miethpar— 
teien über die Richtigkeit der ihre Miethobjecte 
betreffenden Angaben zu enthalten, 

Gehören zur Wohnung auch Einrichtungsſtücke, 
Gärten, Gewerbsrechte u. dgl., oder wird vom 
Miether auch ein Entgelt für andere Leiſtungen, 
z. B. für Bedienung, Beheizung u. ſ. w. entrichtet, 
ſo iſt der entrichtete Geſammtbetrag einzubekennen 
und der auf die mitvermietheten Gegenſtände und 
bedungenen Leiſtungen entfallende Betrag zum Be— 
hufe der Abrechnung desſelben von dem geſammten 
Miethzinſe der Partei anmerkungsweiſe anzugeben. 

Von jenen Gebäudebeſtandtheilen, welche der 
Eigenthümer ſelbſt benützt, nicht vermiethet, oder an 
Adminiſtratoren, Hausbeſorger, Anverwandte oder 
aus privatrechtlichem Titel an ſonſt Jemanden unent⸗ 
geltlich oder um einen billigeren Miethzins als an 
andere Parteien überläßt, muß jener Zinsbetrag 
einbekannt werden, welcher im Falle einer ſonſtigen 
Vermiethung erzielt werden würde. 

Wird das Zinsertragsbekenntniß innerhalb des 
anberaumten Termines nicht eingebracht, ſo iſt das 
Zinserträgniß auf Koſten des Hauseigenthümers 
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Anträge der k, k. Regierung: 


durch die Steuerbehörde zu erheben. Außerdem iſt 
gegen den ſäumigen Steuerpflichtigen nach $. 29 
vorzugehen. 


8. 5. 


b) Prüfung der Bekenntniſſe und Feſtſtellung des 
ſteuerbaren Miethzinſes. 


Die Steuerbehörde hat die Zinsertrags 
belenntniſſe in Bezug auf Form und Inhalt zu 
prüfen und etwaige Mängel nach Einvernehmung 
der Parteien zu befeitigen. 

Wird bei nicht vermietheten Gebäudebeſtand 
theilen der im Vermiethungsfalle erzielbare Bing 
nicht einbekannt, oder der in ſolchen Fällen als erziel 
bar einbefaunte Zins dem Ertrage wirklich bere 
mietheter Gebäudetheile nicht angemeſſen befunden, ſo 
hat eine commiſſionelle Erhebung der Zinswerthe unter 
Beiziehung des Hauseigenthümers oder deſſen geſetz 
lichen Vertreters ſtattzufinden. Die hiezu berufene 
Commiſſion beſteht unter der Leitung eines Finanz— 
organs, aus einem oder zwei von der Gemeindever— 
tretung gewählten und aus einem oder zwei von 
der Steuerbehörde berufenen Hausbeſitzern, welche 
nach vorgenommener Beſichtigung der bezüglichen 
Steuerobjecte den der Beſteuerung zu unterziehenden 
Zinswerth derſelben im Vergleiche mit anderen ver— 
mietheten ähnlichen Gebäuden oder Gebäudebeſtand— 
theilen ziſſermäßig ſeſtzuſtellen haben. Die Beſchluß— 
fafjung hat auf die im 8.11 feſtgeſetzte Weiſe ſtattzu— 
finden, 

Wird die Wahl ber von ber Gemeindever— 
tretung zu wählenden Commiſſionsmitglieder aus 
was immer für Gründen nicht rechtzeitig vorge— 
nommen, ſo iſt die zur Ergänzung der Commiſſion 
erforderliche Anzahl der Mitglieder von der Steuer— 
behörde zu berufen. 


Dasſelbe Verfahren findet ſtatt: 

a) Wenn bei Gebäudebeſtandtheilen, welche der 
Eigenthümer ausnahmsweiſe an Jemanden 
unentgeltlich oder um einen billigeren Mieth— 
zins als an andere Parteien überläßt, der in 
Gemäßheit des $. 4 einzubekennende Miethzins 
dem unter gewöhnlichen Verhältniſſen erziel— 
baren Ertrage nicht entſprechend befunden 
wird; 

b) wenn bei Wohnungen, welche mit Einrich— 
tungsſtücken, Gewerberechten, Gärten und dergl. 
vermiethet werden, oder wo ein Entgelt für 
bejonbere Leiſtungen bedungen ift (S. 4), ein 
unverhältnißmäßig hoher Betrag für dieſe 
Objecte, beziehungsweiſe Leiſtungen angegeben 
erſcheint. 


2014 der Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — VIII. Seſſion. 


Anträge des Ausſchuſſes: 


durch die Steuerbehörde zu erheben. Außerdem iſt 
gegen den ſäumigen Steuerpflichtigen nach $. 32 
vorzugehen. 
8. 5. 
b) Prüfung der Bekenntniſſe und Feſtſtellung des 
ſteuerbaren Miethzinſes, 


Die Steuerbehörde hat die Zinsertrags 
Belenntniſſe in Bezug auf Form und Inhalt zu 
prüfen und etwaige Mängel nach Einvernehmung 
der Parteien zu beſeitigen. 

Wird bei nicht vermietheten Gebäudebeſtand 
theilen der im Vermiethungsfalle erzielbare Zins 
nicht einbelannt, ober der in ſolchen Fällen als erziel 
bar einbekannte Zins dem Ertrage wirklich ver— 
mietheter Gebäudetheile nicht angemeſſen befunden, fo 
hat eine commiſſtonelle Erhebung ber Zinswerthe unter 
Beiziehung des Hauseigenthümers oder beffen Ver- 
treters ftattzufinden, Die hiezu berufene Commiſſion 
beſteht unter der Leitung eines Finanzorgans, aus 
zwei von der Gemeindevertvetung f gewählten und 
aus zwei von der Steuerbehörde berufenen Haus— 
beſitzern, welche nach vorgenommener Beſichtigung 
ber bezüglichen Steuerobjeete den der Beſteuerung 
zu unterziehenden Zinswerth derſelben im Vergleiche 
mit anderen vermietheten ähnlichen Gebäuden oder 
Gebäudebeſtandtheilen ziffermäßig ſeſtzuſtellen haben. 
Die Beſchlußfaſſung hat auf die im 8. 14 feſtgeſetzte 
Weiſe ſtattzufinden. 

Wird die Wahl der von der Gemeindevertre— 
tung zu wählenden Commiſſionsmitglieder innerhalb 
der von der Steuerbehörde entſprechend feſtzu— 
ſetzenden Friſt nicht vorgenommen, ſo iſt die zur 
Ergänzung der Commiſſion erforderliche Anzahl der 
Mitglieder von der Steuerbehörde zu berufen. 

Dasſelbe Verfahren findet ſtatt: 

a) Wenn bei Gebäudebeſtandtheilen, welche der 
Eigenthümer ausnahmsweiſe an Jemanden 
unentgeltlich oder um einen billigeren Mieth 
zins als an andere Parteien überläßt, der in 
Gemäßheit des $. 4 einzubekennende Miethzins 
dem unter gewöhnlichen Verhältniſſen erziel— 
baren Extrage nicht entſprechend befunden wird, 
Bei ſolchen Zinsermittlungen iſt in den 
Fällen, in welchen eigene Wohnungen von 
Gewerbsleuten geringerer Claſſe oder Grund— 
beſitzern, die den Grund ſelbſt bearbeiten, 
benützt werden, ferner bei Wohnungen, welche 
der Hauseigenthümer an feine eigenen Arbeiter 
vermiethet, auf diefe Verhältniſſe und auf die 
in den unmittelbar vorausgegangenen fünf 
Jahren durchſchnittlich bedungenen Mieth⸗ 
zinſe) billige Rückſicht zu nehmen; 
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„on ber Beilagen au den ftenogr. * Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — VIII. Seſſion. 


Anträge der k. k. Regierung: 


Ergeben ſich gegründete Bedenken gegen die 
Richtigkeit aller oder eines größeren Theiles der 
einbekannten Miethzinſe einer Ortſchaft, ſo kann die 
Steuerbehörde eine commiffionelle Erhebung der 
Miethzinſe, beziehungsweiſe Zinswerthe unter Bei— 
ziehung von zwei bis vier Mitgliedern der zur Ab- 
ſchätzung der Nutzungswerthe beſtellten Bezirkscom— 
miſſion veranlaſſen und hiernach die Miethzinſe be— 
ziehungsweiſe Zinswerthe ziffermäßig ſeſtſtellen. 

Von dem nach den vorausgehenden Beſtim— 
mungen feſtgeſtellten Bruttozinsertrage wird durch 
Abzug der Erhaltungs- und Amortiſationskoſten 
(8. 21) von demſelben, der ſteuerbare reine Bins: 
ertrag ermittelt und hievon die Steuer mit Rückſicht— 
nahme auf die eingetretenen Aenderungen ($, 25 A.) 
jährlich bemeffen, 


8. 6. 
Feſtſtellung ber Beſteuerungs-Grundlage— 


Il. Bei der Beſteuerung nach dem Nutzungswerthe. 
Organe. 


Zur Erhebung und Feſtſtellung des Nutzungs— 
werthes der Gebäude ſind die auf Grund des Ge— 
ſetzes vom 24. Mai 1869 (R. G. Bl. Nr. 88) zur 
Regelung der Grundſteuer beſtellten Commiſſionen 
berufen. 

Außerdem kann der Finauzminiſter für größere 
Orte mit vorwiegend induſtrieller Bevölkerung die 
Aufſtellung beſonderer Ortsſchätzungscommiſſionen 
anordnen. 

Jede Ortscommiſſion beſteht außer dem Vor— 
ſitzenden, welcher, ſowie deſſen Stellvertreter vom 
Finanzminiſter ernannt wird, noch aus ſechs Mit— 
gliedern, welchen eine entſcheidende Stimme zuſteht. 

Die Hälfte der Mitglieder, von denen zwei aus 
der Reihe der Hausbeſitzer zu entnehmen ſind, beruft 
der Finanzminiſter, die andere Hälfte wird von der 
Gemeindevertretung gewählt. 

In gleicher Weiſe wird auch dieſelbe Anzahl 
Erſatzmänner vom Finanzminiſter, 


beziehungsweiſe 
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Anträge des Ausſchuſſes: 


b) wenn bei Wohnungen, welche mit Einrichtungs— 
ſtücken, Gewerberechten, Gärten und dergl. ver— 
miethet werden, oder wo ein Entgelt für beſon— 
dere Leiſtungen bedungen iſt (§. 4), ein unver— 
hältnißmäßig hoher Betrag für diefe Objecte 
beziehungsweiſe Leiſtungen angegeben erſcheint. 

Ergeben ſich gegründete Bedenken gegen die 

Richkigkeit aller oder eines größeren Theiles der ein: 
bekannten Miethzinſe einer Ortſchaft, in welcher 
die monatweiſe oder wöchentliche Vermiethung 
möblirter Wohnungen überwiegt, 
Steuerbehörde, eine commiſſionelle Erhebung der 
Miethzinſe beziehungsweise Zinswerthe veranlaſſen 
und hiernach dieſelben ziffermäßig feſtſtellen. 
Dieſer nach U Da by 2 zuſammengeſetzten 
Commiſſion finoraud zwei ſtimmberech— 
tigte Vertrauensmänner beizuziehen, 
welche von der zur Abſchätzung des 
Nuhungswerthes in SR fem Bezirke be 
ſtehenden Bezirkscommi n nam haft zu 
machen ſind, jedoch T den Haug- 
beſitzern der betreffenden Oktfhaft ent 
nommen werden dürfen. 

Von dem nach den vorausgehenden Beſtim— 
mungen ſeſtgeſtellten Bruttozinsertrage wird durch 
Abzug der Erhaltungs- und Amortiſationskoſten 
(8. 24) der ſteuerbare reine Zinsertrag ermittelt 
und hievon die Steuer mit Rückſichtnahme auf die 
eingetretenen Aenderungen (8. 28 A) jährlich De 
meſſen. 


8. 6. 
Feſtſtellung der Beſteuerungsgrundlage. 


II. Bei der Beftenerung nach dem Nutzungswerthe 
Organe. 


Zur Erhebung und Feſtſtellung der Nutzungs⸗ 
werthe der Gebände werden beſondere Commiſſio⸗ 
nen beſtellt, und zwar Bezirks-, eventuell Orts- 
commiſſionen, ferner Landescommiſſionen, 
dann eine Centralcommiſſion. 


jo kann bie 7) 


24 29% ber Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — VIII. Seffion. 


Anträge ber k. k. Uegierung: Anträge des Ausſchuſſes: 


von der Gemeindevertretung berufen. Die Berufung 
oder die Wahl der Mitglieder und Erſatzmänner 
erfolgt auf die Dauer von fünf Jahren. 

Die Referenten der Bezirks- und Ortscommiſ— 
fionen werden vom Finanzminiſter ernannt. 


8. 7. 
a) Bezirks- und Ortscommiſſionen. 


Jede Bezirkscommiſſion beſteht außer dem 
Vorſitzenden, welcher ſowie deſſen Stellvertreter 
vom Finanzminiſter ernannt wird, aus ſechs Mit- 
gliedern, welchen eine entſcheidende Stimme zur 
ſteht. 
Von dieſen wird die Hälfte vom Finanz⸗ 
miniſter, darunter zwei aus den betheiligten Hans: 
» ks beſitzern des Bezirkes berufen. 
ar DA ya, 00 | Ein Mitglied wird von den 20 höchſtbeſtener— 
Ladd / ten betheiligten Hausbeſitzern des Bezirkes und 
die übrigen werden von den Gemeindehorſtänden 
des Bezirkes gewählt. 
In gleicher Weiſe wird auch dieſelbe Anzahl 
Erſatzmänner vom Finanzminiſter, beziehungs⸗ 
, i weije vou den Wahlberechtigten berufen. 
. Die Berufung oder die Wahl der Mitglieder 
Kë SS m und Erſatzmänner erfolgt auf die Dauer von 
<maart 5 M fünf Jahren. 

Die Wirkſamkeit der Bezirkscommiſſionen 
erſtreckt ſich in der Regel auf den Umfang eines 
politiſchen Bezirkes. Doch kann anferdem der 
Finauzminiſter, auf Antrag oder mit Zuſtimmung 

> der Landescommiffion, fiir größere Orte mit vore 
» rt m Daa, rand wiegend induſtrieller Bevölkerung ober für mehrere 
ſolche Orte gemeinſchaftlich bie Aufſtellung beſon— 

derer Ortscommiſſionen anordnen. 

Auf die Zuſammenſetzung dieſer Orts- 
ſchätzungscommiſſionen ſinden obige Beſtimmungen 
ſinngemäße Anwendung. 

Wo die Thätigkeit der Commiſſion ſich auf 
einen einzigen Ort beſchränkt, übt die Gemeinde— 
vertretung das fonft den Gemeindevorſtänden zus 
ſtehende Wahlrecht aus. 

Die Referenten für dieſe Commiſſionen 
werden vom Finanzminiſter ernannt, denſelben 
ſteht jedoch nur daun ein entſcheidendes Stimm- 
recht zu, wenn fie Mitglieder der betreffenden 
Commiſſionen find, 


8. 8. 


b) Landescommiſſionen. 


In jedem Kronlande wird unter dem Vorſitze 
eines Vorſtandes, welcher ſowie deſſen Stellver- 
treter vom Finanzminiſter ernannt wird, eine 
Landescommiſſion gebildet, welche außer dem Vor⸗ 
ſitzenden noch aus vier bis acht Mitgliedern mit 
eutſcheidender Stimme zu beſtehen hat, wovon die 
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Anträge ber k. k. Regierung: 


§. 10. 


Allgemeine Beſtimmungen bezüglich der Wahl der 
Commiſſionsmitglieder. 


Bezüglich der Wahl in die Ortscommiſſionen 
haben nachſtehende Beſtimmungen zu gelten: 

1. Als gewählt ſind jene anzuſehen, welche die 
relative Majorität erlangen. 

2. Von der Ausübung des paſſiven Wahlrechtes 
find Diejenigen ausgeſchloſſen, welche wegen einer 
ſtrafbaren Handlung von der Ausübung des Wahl— 
rechtes in der Gemeinde ausgeſchloſſen find. 

3. Die Wahl darf nur aus Gründen abgelehnt 
werden, aus welchen die Ablehnung der Wahl in 
die Gemeindevertretung zuläffig iſt. 

4. Ein Mitglied oder Erſatzmann einer Orts— 
commiſſion kann nicht gleichzeitig Mitglied oder 
Erſatzmann der Landescommiſſion fein, 

5. Werden die Wahlen der Commiſſionsmit⸗ 
glieder und Erſatzmänner durch die zur Vornahme 


Anträge des Ausſchuſſes: 


eine Hälfte der Finanzminiſter, und zwar minde— 
ſteus zur Hälfte aus den betheiligten Hausbeſitzern 
des Landes, beruft, die andere Hälfte die betreffende 
Landesvertretung wählt. 

Für die Mitglieder werden vom Finanz: 
minifter, beziehungsweiſe von der bezüglichen Lan- 
desvertretung Erſatzmänner in gleicher Anzahl und 
auf gleiche Weiſe beſtimmt. 

Die Berufung oder Wahl der Mitglieder, 
ſowie der Erſatzmäuner erfolgt auf die Dauer 
von fünf Jahren. 

Der Referent der Landescommiſſion wird vom 
Finanzminiſter ernannt, hat jedoch, wenn er nicht 
Mitglied der Commiſſion ift, kein eutſcheidendes 
Stimmrecht. 

Die Feſtſetzung der Anzahl der Mitglieder 
der Laudescommiſſionen bleibt bem Finanzminiſter 
nach Einvernehmung des betreffenden Landesaus⸗ 
ſchuſſes vorbehalten. 


5. 9. 
e) Centralcommiſſion 


Unter dem Vorſitze des Finanzminiſters oder 
deſſen von ihm ernannten Stellvertreters beſteht 
die Centralcommiſſion aus 18 Mitgliedern und 
ebenſo viel Erſatzmännern, wovon je feds ber 
Finanzminiſter beruft, je drei das Herrenhaus und 
je neun das Abgeordnetenhaus auf die Sauer von 
fünf Jahren wählt. 

Beide Häuſer des Reichsrathes ſind bei ihrer 
Wahl nicht auf die eigenen Mitglieder beſchränkt. 

Der vom Finanzminiſter zu ernennende Ne- 
ferent hat, wenn er nicht Mitglied der Commiſſion 
ijt, kein eutſcheidendes Stimmrecht. 


5. 10. 


Allgemeine Beſtimmungen bezüglich ber Wahl ber 
Commiſſionsmitglieder. 


Bezüglich der Wahl in die Commiſſionen 
haben nachſtehende Beſtimmungen zu gelten: 

1. Von der Wählbarkeit ſind Diejenigen aus⸗ 
geſchloſſen, welche wegen einer ſtrafbaren Hand- 
lung von der Ausübung des Wahlrechtes in der 
Gemeinde ausgeſchloſſen ſind. 

2. Ein Mitglied oder Erſatzmann der Cen- 
tralcommiſſion kann nicht gleichzeitig Mitglied 
oder Erſatzmann einer Landes-, Bezirks- oder 
Ortscommiſſion, ebenfo ein Mitglied oder Erſatz⸗ 
mann einer Landescommiſſion nicht gleichzeitig 
Mitglied oder Erſatzmann einer in demſelben 
Lande fungirenden Bezirks- oder Ortscommiſſion 
fein. > 

3. Wird die rechtzeitige Vornahme ber Wah⸗ 
len in die Landes-, beziehungsweiſe Bezirks⸗ oder 


Anträge ber k. k. Uegierung: 


der Wahl berechtigten Vertretungskörper aus was 
immer fiir einem Grunde nicht vorgenommen, fo ift 
die zur Ergänzung einer jeden Commiſſion erforder— 
liche Anzahl der Mitglieder oder Erſatzmmänner vom 
Finanzminiſter zu berufen. 

Dieſe Mitglieder und Erſatzmänner haben die— 
ſelben Rechte und Pflichten, wie die von den Vertre— 
tungslörpern zu wählenden Mitglieder und Erfah 
männer. 

Ihr Mandat erliſcht jedoch ſogleich, wenn die 
Wahlen nachträglich von den Gemeindevertretungen 
vorgenommen werden und die von dieſen Gewählten 
in die Commiſſion eintreten, 


B 
Wirkungskreis. 
a) Der Bezirks- und Ortscommiſſionen. 
Den Bezirks- und Ortscommiſſionen obliegt vie 
Vornahme der Schätzungsarbeiten bezüglich der in 
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Anträge des Ausſchuſſes: 


Ortscommiſſionen durch die Wahlberechtigten ver: 
weigert, oder werden die Wahlen durch Verſchulden 
der Wahlberechtigten nicht vorgenommen, ſo iſt die 
zur Ergänzung einer jeden Commiſſion erforder- 
liche Anzahl der Mitglieder ober Erſatzmänner aus 
der Reihe der Hausbeſitzer vom Finauzminiſter zu 
berufen. 

Dieſe Mitglieder und Erſatzmänner haben 
dieſelben Rechte und Pflichten, wie die von den 
Wahlberechtigten zu wählenden Mitglieder und 
Erſatzmänner. 

Ihr Mandat erliſcht jedoch ſogleich, wenn die 
Wahlen nachträglich von den Wahlberechtigten vor 
genommen werden und die von dieſen Gewählten 
in die Commiſſion eintreten. 

4. Die gewählten Mitglieder oder Erſatz— 
männer behalten ihr Mandat für die in den vore 
hergehenden Paragraphen feſtgeſetzte Dauer von 
fünf Jahren, wenn auch während dieſer Zeit die 
zur Wahl berechtigten Vertretungskörper in der zur 
Zeit der vorgenommenen Wahl beftandenen Zu— 
ſammenſetzung nicht mehr beſtehen. 

Sind dieſelben im Zeitpunkte des Erlöſchens 
des Mandates nicht verſammelt, oder erfolgt die 
Neuwahl erft nach Ablauf der regelmäßigen fiinf= 
jährigen Wahlperiode, ſo verbleibt gleichwohl bis 
zu der nach dieſer Wahl erfolgten Conſtitnirung 
der neuen Commiſſion die frühere in Function. 

5. Erſatzwahlen während der Dauer der 
Wahlperiode gelten ſtets für die noch übrige Zeit 
ber Functionsdanuer. 

6. Die durch die beiden Häuſer des Reichs⸗ 
rathes, beziehungsweiſe die Landtage vorzuneh— 
menden Wahlen, werden nach den verfaſſungs— 
und geſchäftsorduungsmäßigen Beſtimmungen der: 
ſelben vorgenommen. 

Für die Wahlen in die Bezirks- und Orts: 
commiffionen gilt die Regel, daß Diejenigen als 
gewählt anzuſehen find, welche bei vorhandener 
abſoluter Majorität der abgegebenen Stimmen die 
meiſten derſelben erhalten haben. 

Kommt beim erſten Wahlgange eine abfolute 
Majorität für alle zu Wählenden nicht zu Staude, 
jo ſindet die engere Wahl ſtatt, in welche die dop: 
pelte Anzahl der zu Wählenden, auf welche die 
meiſten Stimmen gefallen ſind, einzubeziehen iſt. 
Bei gleicher Stimmenzahl eutſcheidet in allen 
Fällen das Loos. 

Die Wahlen finden mit Stimmzetteln und 
die der Mitglieder und Erſatzmäuner getrennt ftatt, 


11. 
Wirkungskreis. 
a) Der Bezirks- und Ortscommiſſionen. 
Den Bezirks- und Ortscommiſſionen obliegt die 
Vornahme der Schätzungsarbeiten in Gemäßheit 


Anträge der k. k. Regierung : 


ihrem Rayon befindlichen Gebäude in Gemapheit 
dieſes Geſetzes und der in Uebereinſtimmung mit 
demſelben vom Finanzminiſter zu erlaſſenden In— 
ſtructionen. 


8. 8. 
b) Der Landescommiſſionen. 


Die Landescommiſſion hat die gleichmäßige 
Ausführung des Einſchätzungswerkes im Lande zu 
überwachen und zu dieſem Behuſe fid) erforderlichen 
Falles durch Entfendung ihrer Mitglieder von dem 
Vorgange der Einſchätzungscommiſſionen zu unter— 
richten; fie entſcheidet über die gegen das Verfahren 
der Einſchätzungscommiſſionen eingebrachten Be 
ſchwerden überhaupt und insbeſondere über Recurſe 
gegen die Einſchätzungen dieſer Commiſſionen. 

In jenen Ländern, in welchen auf Grund des 

Yefepeg vom 24. Mai 1869 (R. ©. Bl. Nr. 88) 
a, Subcommiffionen aufgeftellt wurden, kommt 
es den Landescommiſſionen zu, fid) behufs Erzielung 
eines gleichmäßigen Vorganges im Lande von der 
Geſchäftsführung ber Landes-Subeommiſſionen jeder 
zeit zu überzeugen und über alle von den Subcom 
miſſionen an die Centraleommiſſion gelangenden 
Vorlagen das Gutachten mit Rückſicht auf die Tota: 
lität des Landes beizufügen. 

Der Referent dev Landescommiſſion wird vom 
Finanzminiſter ernannt. 


§. 9. 
e) Der Centralcommiffion. 


Die Centralcommiffion hat die Borlagen aller 
Landescommiſſionen (8. 17) im Zwecke der Her: 
ſtellung der Gleichmäßigkeit der Steuerveraulagung 
eingehend zu prüfen und die im Vergleiche der ver— 
ſchiedenen Länder und im Hinblicke auf die Ergeb— 
niſſe der Einſchätzung in den einzelnen Ländern, 
Bezirken und Orten wahrgenommenen Ungleichför— 
migkeiten in den Bemeſſungsgrundlagen ſofort oder 
nach Vornahme einer neuen Einſchätzung zu beheben. 

Den Referenten der Centraleommiſſion ernennt 
der Finanzminiſter. 


8. 11. 
Beſchlußſähigkeit und Art der Beſchlußfaſſung der 
Commiſſionen. 


Zu jeder Commiſſionsſitzung hat der Vorſitzende 
alle Mitglieder derſelben, und im Falle dauernder 
Verhinderung eines Mitgliedes, den Erſatzmann 
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Anträge des Ausſchuſſes: 


dieſes Geſetzes und der in Uebereinſtimmung mit 
demſelben vom Finanzminiſter zu erlaſſenden In— 
ftenctionen, 


Un 
— 


b) D 


Die Landescommiſſion hat die gleichmäßige 
Ausführung des Schätzungswerkes im Lande zu 
überwachen und zu dieſem Behufe ſich erforderlichen 
Falles durch Entſendung ihrer Mitglieder von dem 
Vorgange der Bezirks- und Ortscommiſſionen zu 
unterrichten und für Abſtellung hervortretender 
Mäugel Sorge zu tragen; ſie entſcheidet über die 
gegen das Verfahren dieſer Commiſſionen einge— 
brachten Beſchwerden überhaupt und insbeſondere 
über Recurſe gegen die Einſchätzungen dieſer Com- 
miſſionen. 


er Landescommiſſionen. 


8. 13. 
c) Der Centralcommiſſion. 


Die Centralcommiſſion hat die Vorlagen aller 
Landescommiſſionen (S. 20) zum Zwecke der Here 
ſtellung der Gleichmäßigkeit der Steuerveranlagung 
eingehend zu prüfen und im Vergleiche der ver— 
ſchiedenen Länder und im Hinblicke auf die Ergeb— 
niſſe der Einſchätzung in den einzelnen Ländern, 
Bezirken und Orten die wahrgenommenen Ungleich— 
förmigteiten in den Bemeſſungsgrundlagen, nach Cin- 
vernehmung der belreffenden Landescommiſſion, 
ſofort oder nach Vornahme einer neuen Einſchätzung 
zu beheben. 


5. 14. 


Beſchlußfähigkeit und Art der Beſchlußfaſſung der 
Commiſſionen. 
Zu jeder Commiſſionsſitzung hat der Vorſitzende 


alle Mitglieder derſelben, und im Falle dauernder 
Verhinderung eines Mitgliedes den Erſatzmann 


— —ÓM — — 


Anträge der k. k. Regierung : 


desſelben einzuladen, Die Commiſſionen find con 
ſtituirt und beſchlußfähig, wenn außer dem Vor 
ſitzenden wenigſtens die Hälfte der Milglieder an 
weſend iſt. Sollte jedoch die beſchlußfähige Anzahl 
der Mitglieder nicht erſcheinen, ſo ſind alle Mitglieder 
zur nächſten Sitzung mit dem Bemerken ſchriftlich ein 
zuladen, daß die Commiſſion auch ohne Rückſicht auf 
die Zahl der Anweſenden beſchlußſähig fein würde. 


Die Commiſſionen fällen ihre Entjcheidungen 
mit abſoluter Stimmenmehrheit der Auweſenden. 
Bei gleichgetheilten Stimmen iſt jene Anſicht zum 
Beſchluſſe zu erheben, für welche der Vorſitzende ſich 
ausgeſprochen hat. Kommt bei der Abſtimmung über 
die Höhe einer Ziffer eine abfolute Stimmenmehrheit 
nicht zu Stande, ſo ſind die Stimmen für die höchſte 
Ziffer zu den Stimmen für die nächſt niedere hinzu 
zu zählen, bis fid) für die bezügliche Ziffer die abſo— 
lute Mehrheit ergibt. 


8. 12. 
Koſtenaufwand für die Commiſſionen. 


Die Mitglieder der Commiſſionen haben aus 
Anlaß ihrer wirklichen Verwendung bei den com 
miſſionellen Verhandlungen auf die Vergütung ihrer 
baren Auslagen Anſpruch. Dieſe Vergütung wird 
aus dem Staatsſchatze geleiſtet. 

Die bei den Commiſſionen verwendeten Staats 
beamten ſind rückſichtlich ihrer Gebühren nach den 
beſtehenden Normen zu behandeln. 


§. 13. 


Einreihung ber Orte nach Maßgabe der Miethver— 
hältniſſe. 


Die Erhebung und Feſtſtellung des Umſtandes, 
in welchen Orten die Beſteuerung nach dem Zins— 
ertrage und in welchen nach dem Nutzungswerthe 
einzutreten hat, obliegt der Steuerbehörde erſter 
Inſtanz. 
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Anträge des Ausſchuſſes: 


desſelben einzuladen. Die Commiſſionen ſind beſchluß— 
fähig, wenn außer dem Vorſitzenden oder deſſen 
Stellvertreter wenigſtens die Hälfte der Mitglieder 
auweſend ift. Sollte jedoch die beſchlußfähige Anzahl 
der Mitglieder nicht erſcheinen, ſo ſind alle Mit— 
glieder zur nächſten Sitzung mit dem Bemerken 
ſchriſtlich einzuladen, daß die Commiſſion auch ohne 
Rückſicht auf die Zahl der Anweſenden beſchlußfähig 
ſein würde. 

Die Commiſſionen fällen ihre Entſcheidungen 
mit abſoluter Stimmenmehrheit der anweſenden 
Mitglieder. Der Vorſitzende ſtimmt nur bei gleich— 
getheilten Stimmen und entſcheidet in dieſem Falle 
jene Auſicht, für welche er fid) ausgeſprochen hat. 
Kommt bei der Abſtimmung über die Höhe einer 
Biffer eine abfolute Stimmenmehrheit nicht zu 
Stande, ſo ſind die Stimmen für die höchſte Ziffer 
zu den Stimmen für die nächſt niedere hinzu zu 
zählen, bis ſich für die bezügliche Ziffer die abſolute 
Mehrheit ergibt. 


$. 15. 
Koſtenaufwand für bie Commiſſionen. 


Die Mitglieder der Commiſſionen und die 
beigezogenen Sachverſtändigen haben, inſoferne ſie 
nicht als Staatsbeamte fungiren, für die Tage 
ihrer wirklichen Verwendung bei den commiſſionellen 
Erhebungen und Beratjuugen auſierhalb ihres 
Wohnortes auf das Taggeld von 10 fl. ö. W. 
bei der Centralcommiſſion, von 6 fl. bei der 
Landescommiſſion und von 3 fl. bei der Bezirfs- 
und Ortscommiſſion Auſpruch; auch gebührt den- 
ſelben die Vergütung der aus dieſem Aunlaſſe 
nothwendigen Fuhrkoſten mit 1 fl. per Meile. 

Die Vergütung von Taggeldern und Reiſe— 
gebühren entfällt, wenn die Mitglieder an Orten 
in Function find, wo fie ohnehin ſolche Bezüge 
aus dem Staatsſchatze genießen. 

Die bei den Commiſſionen verwendeten 
Staatsbeamten ſind rückſichtlich ihrer Gebühren 
nach den beſtehenden Normen zu behandeln. 

Sowohl dieſe Gebühren, als auch alle ande— 
ren aus dem Schätzungsgeſchäfte entſpringenden 
Auslagen werden aus dem Staatsſchatze beſtritten. 


§. 16. 
Einreihung der Orte nach Maßgabe der Miethver— 
hältniſſe. 


Die Erhebung und Feſtſtellung des Umſtandes, 
in welchen Orten die Beſteuerung nach dem Zins— 
ertrage und in welchen nach dem Nutzungswerthe 
einzutreten hat, obliegt den Bezirkscommiſſionen. 


KT 


Anträge der k. k. Regierung: 


Das Ergebniß der diesfälligen Schlußfaſſung 
iſt in den einzelnen Ortsgemeinden behufs allfälliger 
Einwendungen (8. 27) in entſprechender Weiſe zu 
veröffentlichen. 


8. 14. 
Erhebung des Nutzungswerthes. 
1. Vorerhebungen. 


Nach erfolgter Einreihung der Orte nach den 
vorerwähnten Kategorien ſchreitet die Bezirks- und 
Ortscommiſſion zur Erhebung der Nutzungswerthe 
ſämmtlicher ſteuerpflichtigen Gebäude mit Einſchluß 
jener, welche nach 8. 22 von der Gebäudeſteuer 
zeitlich befreit ſind. 

Behufs der Erhebung derſelben entſendet die 
Bezirkscommiſſion in eine beſtimmte Anzahl von 
Gemeinden je zwei Mitglieder aus ihrer Mitte, 
welche mit Beiziehung der zuſtändigen Gemeindevor— 
ſteher unter Controle ſeitens der bei den Commiſſio— 
nen beſtellten Regierungsorgane über ſämmtliche 
Wohngebäude Verzeichniſſe nach fortlaufenden Haus— 
nummern anzufertigen haben, welche die Hausnum— 
mern, die Namen der Hauseigenthümer, die Anzahl 
der Wohnbeſtandtheile und der zu jeder Wohnung 
gehörigen Küchen, Speiſe- und Vorrathskammern, 
Keller, Stallungen, Bodenabtheilungen u. ſ. w., dann 
die Anzahl der Stockwerke zu enthalten haben, und 
in denen auch erſichtlich zu machen iſt, aus welchem 
Materiale das Gebäude erbaut iſt. 

Ferner iſt aufzunehmen: die Lage des Gebäu— 
des im Allgemeinen, und zwar ob dasſelbe in oder 
außer dem Orte, ob es näher oder entfernter von 
den Hauptverkehrsplätzen gelegen iſt. 

Mit Berückſichtigung dieſer und allfälliger anz 
derer, auf den Nutzungswerth Einfluß nehmender 
Umſtände machen die entſendeten Commiſſionsmit⸗ 
glieder in beſonderen Rubriken des Verzeichniſſes 
den Betrag erſichtlich, welcher nach ihrer Auffaſſung 
den Nutzungswerth der von ihnen beſichtigten Ge— 
bäude darſtellt, ſowie das Percent, welches für 
Erhaltung der Gebäude und Amortiſation des 
Anlagecapitals nach 8. 21 in Abſchlag zu bringen 
wäre. 

In gleicher Weiſe iſt in Beziehung auf die Er— 
hebung und Veranſchlagung der Nutzungswerthe, 
dann der Abzugspercente von den zum Behufe die— 
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Anträge des Ausſchuſſes: 


Die Finanzorgaue ſind verpflichtet, alle dazu nöthi⸗ 
gen Behelfe den Bezirkscommiſſionen zu liefern. 

Das Ergebniß der diesfälligen Schlußfaſſung 
iſt den einzelnen Gemeindevorſtehungen behufs all— 
fälliger Einwendungen (8. 30) ſchriftlich mitzuthei- 
len und durch dieſelben in entſprechender Weiſe zu 
veröffentlichen. 

Außerdem hat dasſelbe an der Amtstafel der 
Steuerbehörde verlantbart zu werden. 

Während der Daner der fünfjährigen Stener- 
periode findet eine Veränderung der Einreihung 
nicht ſtatt. 


8. 17. 
Erhebung des Nutzungswerthes. 
1. Vorerhebungen. 


Ueber ſämmtliche nach dem Nutzungswerthe 
zu beſtenernde Gebäude eines Ortes mit Cin- 
ſchluß jener, welche nach $. 25 von der Gebäude: 
ftener zeitlich befreit find, läßt die Bezirkscom— 
miſſion auf die ihr geeignet erſcheinende Weiſe 
Verzeichniſſe nach fortlaufenden Hausnummern an— 
fertigen, welche die Hausnummern, die Namen der 
Hauseigenthümer, die Anzahl der Wohnbeſtandtheile 
und der zu jeder Wohnung gehörigen Küchen, 
Speiſe- und Vorrathskammern, Keller, Stallungen, 
Bodenabtheilungen u. ſ. w., dann die Anzahl der 
Stockwerke zu enthalten haben, und in denen auch 
erſichtlich zu machen iſt, aus welchem Materiale das 
Gebäude erbaut iſt. In dieſe Verzeichniſſe iſt 
ferner aufzunehmen: die Lage des Gebäudes im Allge— 
meinen, und zwar ob dasſelbe in oder außer dem Orte, 
ob es näher oder entfernter von den Hauptverkehrs— 
plätzen gelegen D. Für jede Ortſchaft ijt die Zahl 
der vermietheten Wohnbeſtandtheile, ſowie der 
Miethparteien und deren Berufsbeſchäftigung 
anzugeben. 

Nach Einlangen dieſer Verzeichniſſe entjendet 
die Commiſſion in eine beſtimmte Anzahl von Gez 
meinden je zwei Mitglieder aus ihrer Mitte, welche 
mit Beiziehung der zuſtändigen Gemeindevorſteher, 
beziehungsweiſe der Vorſteher der ausgeſchiedenen 
gutsherrlichen Gebiete und der bei den Commiſſio⸗ 
nen beſtellten Regierungsorgane die Verzeichniſſe 
richtigzuſtellen haben. Mit Berückſichtigung der in 
denjelben enthaltenen und allfälliger anderer, 
auf den Nutzungswerth Einfluß nehmender Umſtände 
haben bie entſendeten Commiſſionsmit⸗ 
glieder in beſonderen Rubriken des Verzeichniſſes 
den Betrag erſichtlich zu machen, der nach ihrer 
Auffaſſung den Nutzungswerth der Gebäude dar— 
ſtellt, ſowie das Percent, welches für Erhaltung der 
Gebäude und Amortiſation des Anlagecapitales nach 
§. 24 in Abſchlag zu bringen wäre. 
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Anträge der k. k. Regierung: 


fer Vorerhebungen beſtellten Mitgliedern der Orts— 
commiſſion vorzugehen. 

Die definitive Feſtſtellung der Werthziffer 
erfolgt erſt von Seite der nach Beendigung der Vor 
erhebungen zuſammentretenden Bezirks, bezie 
hungsweiſe Ortscommiffion, 


8, 15. 
2. Grundſätze. 


In Bezug auf die Ermittlung der Werthziffer 
werden die entfendeten Commiſſionsmitglieder wie 
auch die Bezirks- und Ortscommiſſionen nach fol 
gen Grundſätzen vorzugehen haben: 


a) Der Nutzungswerth eines Gebäudes ift nach 
der Anzahl und Größe der Wohnbeſtandtheile 
und der dazu gehörigen Nebenlocalitäten 
(Speiſekammern, Böden und Keller, ꝛc.), der 
Bauart und Beſchaffenheit, unter Berückſichti 
gung der Anſprüche zu ermitteln, welche den 
Ortsverhältuiſſen gemäß an die Befriedigung 
des Wohnbedürfniſſes nach dem Verhältniſſe 
des Beſitzes von dem Eigenthümer des 
ren geſtellt zu werden pflegen, wobei zur Ge— 
winnung ziffermäßiger Anhaltspunkte in Or— 
ten, in welchen die Vermiethung zwar nicht 
vorwaltet, in denen jedoch ein größerer Theil 
der Gebäude fortdauernd vermiethet iſt, auf 
die üblichen Miethzinſe, welche innerhalb der 
der Abſchätzung unmittelbar vorangegangenen 
fünf Jahre durchſchnittlich bedungen worden 
ſind, und in Orten, in welchen Vermiethungen 
nur vereinzelt oder gar nicht vorkommen, auf 
die Durchſchnitts Miethzinſe der letzten fünf 
Jahre in nahe gelegenen Orten mit ähnlichen 
Verkehrs- und Wohnungsverhältniſſen, in denen 
Vermiethungen vorkommen, Bedacht zu nehmen 
ſein wird. 


b) Die Commiſſionsmitglieder haben das richtige 
Verhältniſſe der Gebäude eines und desſelben 
Ortes zu einander zu ermitteln, wozu nebſt 
den ad a angedeuteten Momenten auch die 
Lage des Gebäudes im Allgemeinen, und zwar 
ob in oder außer dem Orte, ob näher oder ent— 
fernter von den Hauptverkehrsplätzen zu berid- 
ſichtigen ſein wird. 


letzte⸗ 
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Anträge des Ausſchuſſes: 


In gleicher Weiſe iſt in Beziehung auf die Er 
hebung und Veranſchlagung der Nutzungswerthe, 
dann der Abzugspercente von den zum Behuſe dieſer 
Vorerhebungen beſtellten Mitgliedern der Ortscom 
miſſion vorzugehen. 


Die definitive Feſtſtellung der Werthziffer 
erfolgt erſt nach Beendigung der Vorerhebungen von 
Seite der zuſammentretenden Bezirks-, beziehungs 
weile Ortscommiſſton. 


8. 18. 
2. Grundſätze. 


In Bezug auf die Ermittlung ber Werthziſſer 
werden die entſendeten Commiſſionsmitglieder, wie 
auch die Bezirks- und Ortscommiſſionen nach fol 
genden Grundſätzen vorzugehen haben: 


a) Der Nutzungswerth eines Gebäudes ift nach 
der Anzahl und Größe der Wohnbeſtandtheile und 
der zu Wohnungen gehörigen Nebenlocalitäten 
(Speiſekammern, Böden, Keller fac.), der Bau 
art und Beſchaffenheit, unter Berückſichtigung 
der Anſprüche zu ermitteln, welche den Orts 
verhältniſſen gemäß an die Befriedigung des 
Wohnbedürfniſſes nach dem Verhältuiſſe des 
Beſitzes von dem Eigenthümer des letzteren 
geſtellt zu werden pflegen. Zur Gewinnung 
ziffermäßiger Anhaltspunkte iſt in Orten, 
in welchen die Vermiethung zwar nichl vore 
waltet, in denen jedoch ein größerer Theil der 
Gebäude fortdauernd vermiethet iſt, auf die 
üblichen Miethzinſe, welche innerhalb a Der 
Abſchätzung unmittelbar vorangegangenen NA 

Jah e Aurchſchuittlich bedungen worden ino L, 

Go in Orten, in welchen Bormiethunger muy Y 
vereinzelt oder gar nicht vorkommen ' Auf die 
Durchſchnitts-Miethzinſe der letzten fünf Jahre 
in nahe gelegenen Orten mit ähnlichen Mieths-, " 
Verkehrs- und Wohnungsverhältniſſen, in denen y” pvp ses 
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Vermiethungen vorkommen, Bedachtſ yr neh- quei 
Gebäude, Wohübeſtand⸗ Lom 
theile oder zu folden gehörige Neben- 


localitäten, welche in den der Stenerveran- 
lagung vorausgegangenen fünf Jahren gänzlich 
unbenützt und leer ſtanden, ſind bei der Nutz⸗ 
wertherhehung nicht zu berückſichtigen. 


l 
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Die Commiſſionsmitglieder haben das richtige 
Verhältniß der Gebäude eines und desſelben 
Ortes zu einander zu ermitteln, wozu nebſt 
angedeuteten Momenten 48 bie 


ben ad a 
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Anträge der k. k. Regierung: 


Insbeſondere wird auf dem flachen Lande 
ſelbſt bei gleicher Anzahl von Wohnungs— 
beſtandtheilen, eine Unterſcheidung einzutreten 
haben zwiſchen Wohngebäuden, welche zu einem 
größeren Grundbeſitze gehören und jenen, deren 
Beſitzer gar keine oder Grundſtücke von ſo 
geringem Ertrage hat, daß derſelbe zu ſeinem 
Unterhalte noch anderweitigen Verdienſt durch 
Taglohn ſuchen muß. i 

Letzteren gleichzuſtellen find auch bie 
Wohngebäude der kleinen Handwerker und die 
zu Taglöhner- und Geſindewohnungen beſtimm— 
ten, zu größeren Gutsbeſitzungen gehörigen 
Gebäude. 


e) Der Nutzungswerth darf bei Gebäuden mit 


nur Einem Wohnbeſtandtheile nicht unter 10 fl., 
bei den übrigen Gebäuden nicht unter 8 fl. für 
Einen Wohnbeſtandtheil beranjd)fagt werden. 


Nur bei den Morlakenhütten in Dalma— 
tien, daun bei Rohrhütten, Erdhütten, oder 
aus bloßem Ruthenflechtwerke oder eingeramm— 
ten Pflöcken errichteten Hütten iſt die Annahme 
eines geringeren Nutzungswerthes geſtattet. 


w 
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Anträge des Ausſchuſſes: 


Lage des Gebäudes im Allgemeinen, und zwar 
ob in oder außer dem Orte, ob näher oder ent— 
fernter von den Hauptverkehrsplätzen zu berück— 
ſichtigen ſein wird. 


Jusbeſondere wird auf dem flachen Lande, 
im Gegenſatze zu Wohngebäuden, welche zu 
einem größeren Grundbeſitze gehören, ſelbſt bei, 


gleicher Anzahl von Wohubeſtaudtheilen eine / m 


Unterſcheidung zu Gunſten folder Wohnge— 
bände einzutreten haben, deren Beſitzer ihren 
Unterhalt ganz oder zum Theile ans dem 
Taglohne ziehen. 


Letzteren gleichzuſtellen ſind auch die 
Wohngebäude der kleinen Handwerker und die 
zu Arbeiter-, Taglöhner- und Geſindewohnun— 
gen beſtimmten, zu größeren Gutsbeſitzungen 
oder gewerblichen Unternehmungen gehörigen 
Gebäude. 


Der Nutzungswerth darf bei Gebäuden mit nur 
Einem Wohnbeftandtheile nicht unter 10 fl., bei 
Gebäuden mit zwei und drei Beſtandtheilen 
nicht unter def, bei den übrigen Gebäuden 


o d) Neben den ad a und b hervorgehobenen Mo— „nicht unter 8 fl. für Einen Wohubeſtandtheil 
y menten ift bei Feſtſtellung der Werthziſſer von y veranſchlagt werden 
KN den Commiffionen auch auf das Verhältniß ber 


eingeſchätzten Orte des Bezirkes zu einander 

Bedacht zu nehmen, damit nicht zwiſchen Orten 

mit ähnlichen Wohnungs- und Verkehrsverhält— 

niſſen auffällige Ungleichheiten entſtehen. 
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Nur bei den Morlakenhütten in Dalma⸗ 
tien, dann bei Rohrhütten, 
Mauerwerk, oder aus bloßem) Ruthenflecht— 
werke oder eingerammten Pflöcken errichteten 
Hütten iſt 
Nutzungswerthes geſtattet⸗ aid tien 
Neben den ad a und b RE ER Meo- 
menten ift bei Feſtſtellung der Werthziffer von 
den Commiſſionen auch auf das Verhältniß der 


/ Tom alc hase t eingeſchätzten Orte des Bezirkes zu einander 
x art wet D Bedacht zu nehmen, damit nicht zwifchen Dr- 
Me ten mit ähnlichen Mieths-, Wohnungs- und 
Verkehrsverhältniſſen auffällige Ungleichheiten 
entſtehen. 
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3. Feſtſtellung ber Werthziffer durch die Bezirks— 


und Ortscommiſſion. 


Findet die Commiſſion bei ihrem Zuſammen— 


3. Feſtſtellung der Werthziffer durch die Bezirks— 


und Ortscommiſſion. 


Findet die Commiſſion bei ihrem Zuſammen— 


die Annahme eins geringeres 


f 


Erdhütten ohne Das 


tritte das ihr durch die Erhebungen ber Commiſſions— 
mitglieder gebotene Material zureichend, um ein 
poſitives ſicheres Urtheil ſchöpfſen zu können, oder 


tritte das ihr durch die Erhebungen der Commiſ— 
ſionsmitglieder gebotene Materiale zureichend, um 
ein pofitives ſicheres Urtheil ſchöpfen zu können, oder 


— > — 


Anträge der k. k. Regierung : 


find die nachträglichen Verbeſſerungen entdeckter 
Mängel durchgeführt, ſo entſcheidet ſie über die Höhe 
des Nutzungswerthes der einzelnen Gebäude und 
über die Höhe des Percentes der Erhaltungs- und 
Amortiſationskoſten (8. 21) und gibt das Ergebniß 
mittelſt Verzeichniſſen den Gemeindevorſtehern bekannt, 


§. 17. 


4, Veröffentlichung und endgiltige Feſtſtellung der 
Schätzungsreſultate. 


Die Gemeindevorſteher veröſſentlichen in geeig— 
neter Weiſe die Schätzungsreſultate mit dem Bei— 
fügen, daß Necurfe gegen dieſelben binnen der im 
9. 27 feſtgeſetzten Friſt einzubringen find. Nach abe 
gelaufener Necursfrift haben die Commiffionen die 
Schätzungsoperate nach vorgenommener Richtigſtel— 
lung jener Anſätze, die in Folge eingebrachter Recurfe 
für unrichtig erkannt wurden, in Begleitung der zur 
Berückſichtigung nicht für geeignet befundenen Re— 
curſe, ſowie ihres Gutachtens über die letzteren, 
dann der allfälligen Bemerkungen des Referenten 
an die Landescommiſſion vorzulegen. 


Die Landescommiſſion entſcheidet ſohin end— 
giltig über die vorgelegten Recurſe und erſtattet 
unter Nachweiſung des Reſultates des Einſchätzungs— 
geſchäftes und unter Berückſichtigung der allfälligen 
Bemerkungen der Referenten ihr Gutachten über die 
Angemeſſenheit der erzielten Reſultate an den Finanz- 
miniſter, welcher die Centralcommiſſion zur Aus— 
übung der ihr nach §. 9 obliegenden Functionen 
beruft. : 


$. 18. 


5. Berechnung des fteuerbaren Nutzungswerthes. 


Aus dem nach den vorausgehenden Beſtim— 
mungen feſtgeſtellten Nutzungswerthe wird durch 
Abzug der Erhaltungs- und Amortiſationskoſten 
(8. 21) von demſelben der ſteuerbare reine Nutzungs- 
werth ermittelt und hievon durch die Steuerbemeſ— 
ſungsbehörde die Steuer zu dem geſetzlich feſtgeſetzten 
Percente (8. 20) bemeſſen. 
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Anträge des Ausſchuſſes: 


ſind die nachträglichen Verbeſſerungen entdeckter 
Mängel eventuell nach einer an Ort und Stelle 
vorgenommenen Ueberprüfung durchgeführt, ſo ent— 
ſcheidet ſie über die Höhe des Nutzungswerthes der 
einzelnen Gebäude und über die Höhe des Percentes 
der Erhaltungs- und Amortiſationskoſten (8. 24) 
und gibt das Ergebniß durch Verzeichniſſe den Gee 
meindevorſtehern, beziehungsweiſe den Vorſtehern ber 
ausgeſchiedenen Gutsgebiete bekannt. 


8. 20. 


A, Veröffentlichung und endgiltige Feſtſtellung der 
Schätzungsreſultate. 


Die Gemeindevorſteher haben den einzelnen 
Hausbeſitzern die von den Bezirks-, beziehungs— 
weiſe Ortscommiſſionen beſchloſſenen Auſätze des 
Nutzungswerthes und der Abzugspercente ſchrift— 
lich mitzutheilen und in geeigneter Weiſe die 
Schätzungsreſultate mit dem Beifügen zu veröffent— 
lichen, daß Recurſe gegen dieſelben binnen der 
im $. 30 feſtgeſetzten Friſt einzubringen find, Nach 
abgelaufener Recursfriſt haben die Commiſſionen 
die Schätzungsoperate nach vorgenommener Richtig— 
ſtellung jener Anſätze, die in Folge eingebrachter 
Recurſe für unrichtig erkannt wurden, in Begleitung 
der zur Berückſichtigung nicht für geeignet befundenen 
Recurſe, ſowie ihres Gutachtens über die letzteren, 
dann der allfälligen Bemerkungen des Referenten an 
die Landescommiſſion vorzulegen. 


Die Landescommiſſion unterzieht die Schätzungs⸗ 
operate einer ſorgfältigen Prüfung, veranlaßt die 
Beſeitigung vorkommender Mängel und Bedenken, 
entſcheidet ſohin endgiltig über die vore 
gelegten Recurſe, ſtellt die Operate richtig 
und erſtattet ihr Gutachten über die Angemeſſenheit 
der erzielten Reſultate an den Finanzminiſter, welcher 
die Centralcommiſſion zur Ausübung der ihr nach 
§. 13 obliegenden Functionen beruft. 


8. 21. 


5. Berechnung des ſteuerbaren Nutzungswerthes. 


Aus dem nach den vorausgehenden Beſtim— 
mungen feſtgeſtellten Nutzungswerth wird durch 
Abzug der Erhaltungs- und Amortiſationskoſten 
(8. 24) der ſteuerbare reine Nutzungswerth ermittelt 
und hievon durch die Steuerbemeſſungsbehörde die 
Steuer zu dem geſetzlich feſtgeſetzten Percente ($. 23) 
bemeſſen. 
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Anträge der k. k. Regierung: 


§. 19. 


Steuerperiode für die nach dem Nutzungswerthe 
beſteuerten Gebäude. 


Die von den Commiſſionen feſtgeſtellten 
Nutzungswerthe haben für einen Zeitraum von fünf 
Jahren als Grundlage der Steuerbemeſſung zu 
dienen. Von fünf zu fünf Jahren findet eine Revi— 
ſion des Gebäudeſteuer-Kataſters ſtatt (8. 28). 


$. 20. a 

Steuerausmaß. - 

Das Ausmaß der Gebäudeſteuer wird im Wege 

des Geſetzes feſtgeſtellt. 


8. 21. 
Abzugspercente für die Erhaltung der Gebäude und 
die Amortiſation des Anlagecapitals. 


Der Abzug der Erhaltungs- und Amortiſations— 
foften wird für jeden Ort, in welchem die Steuer 
nach dem Zinsertrage bemeſſen wird, nach dem von 
der Steuerbehörde erſter Inſtanz zu erhebenden 
durchſchnittlichen Brutto-Zinsertrage eines Gebäude— 


beſtandtheiles, und zwar für jene Orte, in welchen Gebäudebeſtandtheiles, id zwar für jene Gebäude, 
dieſer Durchſchnittspreis 45 fl. erreicht oder über- in welchen dieſer Durchſchnittszins 45 fl. erreicht oder 


ſteigt, mit 15 Percent, für Orte, wo er 15 fl. iher- 
ſteigt und 45 fl. nicht erreicht, mit 20 Percent, für 
Orte, wo er 5 fl. überſteigt und nicht höher als 15 fl. 
iſt, mit 25 Percent, endlich für jene Orte, in welchen 
derſelbe ſich auf oder unter 5 fl. herausſtellt, mit 
30 Percent von dem Bruttozinſe geſtattet. 

Die Höhe ber ermittelten Abzugspercente ift in 
geeigneter Weiſe zu veröffentlichen. 

Kommen in ſolchen Orten Gebäude vor, deren 
Eigenthümer nicht zugleich Eigenthümer der Bau— 
area ſind, oder welche gegen einen Demolirungs— 
revers erbaut wurden, ſo kann von der Steuer— 
behörde auf Grund der unter Beiziehung von 
Gemeindevertretern vorgenommenen commiſſionellen 
Erhebungen über den Umfang und die Tragweite der 
vorgedachten Eigenthumsbeſchränkungen die Abrech— 
nung der Erhaltungs- und Amortiſationskoſten bis 
zu 50 Percent des Bruttozinſes bewilligt werden. 

In Orten, in welchen die Gebäude nach dem 
Nutzungswerthe beſteuert werden, hat die Commiſſion 
das Abzugspercent für jedes einzelne Gebäude in 
Abſtufungen von fünf zu fünf Percent feſtzuſtellen; 
doch darf dasſelbe nicht mehr als 30 Percent des 
angenommenen Nußungswerthes betragen. 


f * 
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Anträge des Ausſchuſſes: 


8. 22. 


Steuerperiode für die nach dem Nutzungswerthe 
beſteuerten Gebäude. 


Die von den Commiſſionen feſtgeſtellten 
Nutzungswerthe haben für einen Zeitraum von fünf 
Jahren als Grundlage der Steuerbemeſſung zu 
dienen. Von fünf zu fünf Jahren findet eine Nevi- 
ſion des Gebäudeſteuerkataſters im Sinne dieſes 
Geſetzes ſtatt. (8. 31.) 


8. 23. d ES Dra LAS 
Steuerausmaß. Pom teen rn 


Das Ausmaß ber Gebäudeſteuer wird im 


Wege des Geſetzes feſtgeſtellt. Tr» y 


S c j n 
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Abzugspercente für die Erhaltung der Gebäude und 
die Amortiſation des Anlagecapitals. 


1. Der Abzug der Erhaltungs- und Amorti— 
ſationskoſten wird in jenen Orten, in welchem die 
Steuer nach dem Zinsertrage bemeſſen wird, nach dem 
von der Steuerbehörde erſter Inſtanz zu erhebenden 
durchſchnittlichen Jahres Brutto- Zinsertrage eines 


überſteigt, mit 15 Percent, für Gebäude, wo er 15 fl. >; 


überſteigt und 45 fl. nicht erreicht, mit 20 Percent, für 
Gebäude, wo er 5 fl. überſteigt und nicht höher als 
15 fl. iſt, mit 25 Percent, endlich für jene Gebäude, 
in welchen derſelbe fid) auf oder unter 5 fl. herausſtellt, 
mit 30 Percent von dem Bruttozinſe berechnet. 


2. Die Höhe der ermittelten Abzugspercente iſt 


in geeigneter Weiſe zu veröffentlichen. T 


3. In Orten, in welchen bie Gebäude nad) dem 
Nutzungswerthe beſteuert werden, hat die Commiffion ~ 
das Abzugspercent für jedes einzelne Gebäude in 
Abſtufungen von fünf zu fünf Percent feſtzuſtellen; 


doch ſoll dasſelbe nicht unter 15 Percent und 
in der Regel nicht mehr als 30 Percent des ange— 
nommenen Nutzungswerthes betragen. 

4. Bei Gebäuden, deren Eigenthümer nicht zu— 
gleich Eigenthümer der Bauarea ſind, oder welche 
gegen einen Demolirungsrevers erbaut wurden, 
kann in Orten, in welchen die Steuer nach dem 


Zinsertrage bemeſſen wird, von der Steuerbehörde, 


auf Grund der unter Beiziehung von Gemeindever— 
tretern vorgenommenen commiſſionellen Erhebungen 
über den Umfang und die Tragweite der vorgedachten 
Eigenthumsbeſchränkungen, in allen übrigen Orten 
von der Bezirks- oder Ortscommiſſion die Abrech- 
nung der Erhaltungs- und Amortiſationskoſten bis 
zu 50 Percent des Bruttozinſes, beziehungsweiſe 
Nutzungswerthes, bewilligt werden. 


por Do" 


Anträge der k. k. Regierung: 


Zeitliche Steuerbefreiungen. 


Eine zeitliche Befreiung von der Gebäudeſteuer 
findet rückſichtlich aller nach dem Eintritte der Wirk 
ſamleit dieſes Geſetzes begonnenen Bauten ſtatt: 


a) Wenn ein Gebäude auf unverbautem Grunde 
neu hergeſtellt, oder wenn ein beſtehendes Ge 
bäude durch den Bau auf einer noch unverbauten 
Area, ober durch Aufſetzen eines Stockwerkes 
in der Art vergrößert wird, daß dadurch ein 
neues ſteuerpflichtiges Object entſteht; 


b) wenn ein beſtehendes Gebäude bis an die Erd 
oberfläche niedergeriſſen und von da an neu 
aufgebaut wurde; 


e) wenn ganze, zur ſelbſtändigen Benützung 
geeignete Theile eines Gebäudes bis an die 
Erdoberfläche niedergeriſſen, oder einzelne 
Stockwerke im ganzen Umfange abgetragen und 
neu erbaut werden. 


Für alle dieſe Bauführungen wird die Gebäude— 
ſteuerfreiheit auf zwölf Jahre vom Zeitpunkte der 
behördlich bewilligten oder früheren factifchen Be 
nützung feftqefebt; jedoch kann fid) dieſelbe immer 
nur auf jenen Theil der Steuer erſtrecken, welcher 
flix die neu entſtandenen Objecte entfällt. 


Unter denſelben Bedingungen a bis e genießen 
Gebäude, welche ausſchließlich zum Zwecke der 
Bewohnung durch eine größere Anzahl vom Tag 
lohn lebender Arbeiter der Induſtrie oder der Forſt— 
und Landwirthſchaft errichtet werden, eine Steuer— 
freiheit von fünfzehn Jahren, wenn ſie innerhalb 
dieſes Zeitraumes ununterbrochen dieſem Zwecke 
gewidmet bleiben. Erhalten ſolche Gebäude während 
der erſten zwölf Jahre eine andere Widmung, 
ſo genießen dieſelben lediglich die den anderen 
Gebäuden zugeſtandene Steuerbefreiung. 


Tritt die geänderte Widmung nach Ablauf der 
erſten zwölf Jahre ein, ſo erliſcht die Steuerbefreiung 
mit dem Aufhören der urſprünglichen Widmung. 


§. 23. 


Beſchränkung der Steuerbefreiung auf die l. f. 
Steuer. 


Die zeitliche Befreiung von der Gebäudeſteuer 
begründet keinen Anſpruch auf die Befreiung von 
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des Abgeordnetenhauſes. — VIII. Seſſion. 


Anträge des Ausſchuſſes: 


Zeitliche Steuerbefreiungen. 


Eine zeitliche Befreiung von der Gebäudeſteuer 
findet rückſichtlich aller nach dem Eintritte der Wirk— 
ſamkeit dieſes Geſetzes begonnenen Bauten ſtatt: 


a) Wenn ein Gebäude auf unverbautem Grunde 
neu hergeſtellt; 


b) wenn ein beſtehendes Gebäude bis an die Erd 
oberfläche niedergeriſſen und von da an neu 
aufgebaut wurde; 


e) wenn ein beſtehendes Gebäude durch den Bau 
auf einer noch unverbauten Area, oder durch 
Aufſetzen eines Stockwerkes in der Art ber 
größert wird, daß dadurch ein neues ſteuer— 
pflichtiges Object entſteht; 


d) wenn ganze, zur ſelbſtändigen Benützung 
geeignete Theile eines Gebäudes bis an die 
Erdoberfläche niedergeriſſen, oder einzelne 
Gtodwertelim ganzen Umfange abgetragen und 
neu erbaut werden. | 


Für alle dieſe Bauführungen wird die Gebäude 
ſteuerfreiheit auf zwölf Jahre vom Zeitpunkte der 
behördlich bewilligten oder früheren faetiſchen Bes 
nützung feſtgeſetzt; jedoch kann ſich dieſelbe in den 
sube und d angeführten Fällen immer nur auf 
jenen Theil der Steuer erſtrecken, welcher für die 
neu entſtandenen Objecte entfällt. 


Unter denſelben Bedingungen a bis d genie- 
Den Gebäude, welche ausſchließlich zum Zwecke der 
Bewohnung durch Arbeiter, Taglöhner und Geſinde 
der Induſtrie oder der Forſt- und Landwirthſchaft 
errichtet werden, eine Steuerfreiheit von fünfzehn 
Jahren, wenn ſie während dieſes Zeitraumes dieſem 
Zwecke gewidmet bleiben. Erhalten ſolche Gebäude 
innerhalb der erſten zwölf Jahre eine andere 
Widmung, ſo genießen dieſelben lediglich die den 
anderen Gebäuden zugeſtandene Steuerbefreiung. 
Tritt die geänderte Widmung nach Ablauf der 
erſten zwölf Jahre ein, ſo erliſcht die Steuerbefreiung 
mit dem Aufhören der urſprünglichen Widmung. 


8. 26. 


Beſchränkung der Steuerbefreiung auf die l. f. 
Steuer. 


Die zeitliche Befreiung von der Gebäudeſteuer 
begründet keinen Anſpruch auf die Befreiung von 


— — ———— 


PIK 


Anträge ber k. k. Regierung: 


anderen öffentlichen oder Gemeindelaſten, welche der 


Hauseigenthümer rückſichtlich des Gebäudes zu 
tragen hat. 
§. 24. 


Friſt zur Einbringung der Geſuche um zeitliche 


Steuerbefreiung. 


Die Geſuche um zeitliche Befreiung von der 
Gebäude Heer find von Denjenigen, welche darauf 
Anſpruch machen, längſtens 45 Tage nach vollendetem 
Baue des Gebäudes oder eines zur ſelbſtändigen 
Benützung geeigneten Gebäudetheiles, und jeden— 
falls vor Benützung desjenigen Objeetes, für welches 
die Steuerfreiheit in Anſpruch genommen wird, 
bei der betreffenden Steuerbehörde erſter Inſtanz 
einzubringen, welche hierüber zu entſcheiden hat. 

Ueber ſpäter eingelangte Geſuche wird in dem 
Falle, wenn fi) die zur Eutſcheidung erforderlichen 
Thatſachen und Verhältniſſe noch conſtatiren laſſen, 
die Steuerfreiheit nur für jene Zeitdauer eingeräumt 
werden, welche von dem dem Tage der Einbringung des 
Geſuches nächſtfolgenden Steuerquartale bis zum 
Schluſſe der mit Rückſicht auf den Zeitpunkt der 
Vollendung des Baues ($. 22) zu berechnenden 
Dauer der zwölf, beziehungsweiſe fünfzehnjährigen 
Steuerfreiheit noch nicht abgelaufen iſt. 

Mecurfe gegen Entſcheidungen über Steuer— 
EE find binnen vierzehn Tagen, vom 
Tage der Zuſtellung der Entſcheidung an gerechnet, 
bei der Steuer-Landesbehörde einzubringen, welche 
hierüber endgiltig entſcheidet. 


Aenderungen in der Steuerſchuldigkeit während der 
Steuerperiode. 


A. Bei Gebäuden, welche nach dem Zinsertrage 
beſteuert werden, ſind alle Aenderungen, welche ſich 
nach Einbringung des Zinsertrags-Bekenutniſſes 
(8.4) bis zum Schluſſe des Zinsjahres in der topo— 
graphiſchen Beſchreibung und durch Erhöhungen 
oder Verminderungen des Zinsertrages ergeben, 
binnen vierzehn Tagen nach eingetretener Aenderung 
der Steuerbehörde anzuzeigen, welche hierauf bei der 
Steuervorſchreibung Rückſicht zu nehmen hat. 

Die im Laufe des Zinsjahres vorkommenden 
Leerſtehungen und Wiedervermiethungen ſind binnen 
vierzehn Tagen nach ihrem Eintritte der Steuerbe— 
hörde beſonders anzuzeigen, und hat dieſe die, der 
Dauer der Leerſtehung entſprechende Steuerabſchrei— 
bung zu verfügen. 


Anträge des Ausfchuffes: 


anderen öffentlichen Hemeindelaſten, welche 


Hauseigenthümer rückſichtlich des Gebäudes zu 
tragen hat. 
8. 27. 


Friſt zur Einbringung der Geſuche um zeitliche 
Steuerbefreiung. 


Die Geſuche um zeitliche Befreiung von der 
Gebäudeſteuer ſind von Denjenigen, welche darauf 
Auſpruch machen, längſtens 45 Tage nach vollen- 
detem Baue des Gebäudes oder eines zur ſelbſtändigen 
Benützung geeigneten Gebäudetheiles, und jedenfalls 
vor Benützung desjenigen Objectes, für welches die 
Steuerfreiheit in Anſpruch genommen wird, bei der 
betreffenden Steuerbehörde erſter Inſtanz einzu— 
bringen, welche hierüber zu entſcheiden hat. 

Ueber ſpäter eingelangte Geſuche wird in dem 
Falle, wenn ſich die zur Entſcheidung erforderlichen 
Thatſachen und Verhältniſſe noch conſtatiren laſſen, 
die Steuerfreiheit nur für jene Zeitdauer eingeräumt 
werden, welche von dem dem Tage der Einbringung des 
Hefuches nächſtfolgenden Steuerquartale bis zum 
Schluſſe der mit Rückſicht auf den Zeitpunkt der 
Vollendung des Baues (8. 25) zu berechnenden 
Dauer der zwölf, beziehungsweiſe fünfzehnjährigen 
Steuerfreiheit noch nicht abgelaufen iſt. 

Recurſe gegen Entſcheidungen über Steuer— 
befreiungsgeſuche ſind binnen vierzehn Tagen, vom 
Tage der Zuſtellung der Eutſcheidung an gerechnet, 
bei ber Steuer-Landesbehörde einzubringen, welche 
hierüber endgiltig entſcheidet. 


8.28, i 
Aenderungen in der Steuerſchuldigkeit während der 
Steuerperiode. 


A. Bei Gebäuden, welche nach dem Zinsertrage 
beſteuert werden, ſind alle Aenderungen, welche ſich 
nach Einbringung des Zinsertrags Bekentniſſes 
(8. 4) bis zum Schluſſe des Zinsjahres in der topo— 


graphiſchen kohake ik und durch Erhöhungen 


oder Verminderungen des Zinsertrages ergeben, 
binnen vierzehn Tagen nach eingetretener Aenderung 
der Steuerbehörde anzuzeigen, welche hierauf bei der 
Steuervorſchreibung Rückſicht zu nehmen hat, 244 
Die im Lanfe des Zinsjahres vorkommenden“ 
Leerſtehungen und Wiedervermiethungen, beziehnugs⸗ 
weiſe Wiederbenützung, ſind binnen vierzehn Tagen 
nach ihrem Eintritte der Steuerbehörde beſonders an— 


í 


zuzeigen, und hat diefe die, der Dauer der Leerftehung _ 
entſprechende Steuerabſchreibung zu verfügen. 
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Anträge der k. k. Uegierung: 


Wird die Anzeige über die Leerſtehung eines 
ſteuerpflichtigen Objectes nach obiger Friſt überreicht, 
ſo wird die Steuer nur vom Tage der Ueberreichung 
der Anzeige abgeſchrieben. Im Falle der Unterlaſſung 
der Wiedermiethungsanzeige iſt nach $. 29 vorzu— 
gehen. 


Ebenſo ift 

a) wenn ſteuerpflichtige Gebäude oder einzelne 
Beſtandtheile derſelben in die Claſſe der ſteuer— 
freien oder 

b) ſteuerfreie Gebäude oder einzelne Beſtandtheile 
derſelben in die Claſſe der ſteuerpflichtigen 
übergehen und 

e) wenn Gebäude oder einzelne Beſtandtheile neu 
entſtehen oder gänzlich eingehen, die Anzeige 
binnen 30 Tagen, vom Zeitpunkte der Aende— 
rung an gerechnet, an die Steuerbehörde zu er— 
ſtatten. 

Die Zuwächſe werden ſohin von dem, dem 
Zeitpunkte ihres Eintrittes nächſtfolgenden Zahlungs— 
termine in Beſteuerung, die Abfälle von dem, dem 
Zeitpunkte der überreichten Anzeige nächſtfolgenden 
Zahlungstermine außer Beſteuerung gebracht. 


B, Bei Gebäuden, die nach bem Nutzungswerthe 
beſteuert werden, ſind Aenderungen im Laufe der 
Steuerperiode in der Regel nicht zu berückſichtigen. 
Ausnahmsweiſe findet eine gänzliche oder theilweiſe 
Steuerabſchreibung ſtatt: 

a) wenn ein Gebäude vom Eigenthümer gänzlich 
abgebrochen oder durch Brand, Ueberſchwem— 
mung ober durch ſonſtige Ereigniffe ganz unbe- 
wohnbar gemacht worden iſt; 

b) wenn einzelne Wohnbeſtandtheile in Folge Ab— 
tragung der Umfangsmauer des Gebäudes 

gänzlich eingehen; 

q) wenn ſteuerpflichtige Gebäude ganz oder theil— 
weiſe in die Claſſe der ſteuerfreien übergehen. 
Als Zuwächſe ſind nachſtehende Aenderungen 

zu berückſichtigen: 

1. Wenn ſteuerfreie Gebäude ganz oder theilweiſe 
in die Claſſe der ſteuerpflichtigen übergehen; 

2. wenn Gebäude auf unverbautem Grunde oder 
an Stelle eines bis an die Erdoberfläche nieder— 
geriſſenen Gebäudes neu entſtehen; 

3. wenn einzelne Wohnbeſtandtheile in Folge von 
Bue oder Erweiterungsbauten neu errichtet 
werden. 

Von allen dieſen, einen Steuerabfall oder Zu— 
wachs begründenden Aenderungen iſt die Anzeige 
binnen 30 Tagen, vom Zeitpunkte der eingetretenen 
Aenderung an gerechnet, an die Steuerbehörde zu er- 
ſtatten. 

Dieſe hat in den Fällen sub a) die Steuerabſchrei— 
bung ſofort zu veranlaſſen, in den anderen Fällen 
aber den Nutzungswerth ber in Zuwachs ober in Ab— 


des Abgeordnetenhauſes. — VIII. Seſſion. 


Anträge des Ausſchuſſes: 


Wird die Anzeige über die Leerſtehung eines 
ſteuerpflichtigen Objectes nach obiger Friſt überreicht, 
ſo wird die Steuer nur vom Tage der Ueberreichung 
der Anzeige abgeſchrieben. 

Ebenſo iſt 

a) wenn ſteuerpflichtige Gebäude oder einzelne 
Beſtandtheile derſelben in die Claſſe der ſteuer— 
freien oder 

b) ſteuerfreie Gebäude oder einzelne Veſtandtheile 
derſelben in die Claſſe der ſteuerpflichkigen 
übergehen und 

€) wenn Gebäude oder einzelne Beſtandtheile neu 
entſtehen oder gänzlich eingehen, die Anzeige 
binnen 30 Tagen, vom Zeitpunkte der Aende— 
rung an gerechnet, an die Se zu ers 
ftatten, ue 

Der Zuwachs wird Sa von "bem, dem Beit: 
punkte des Eintrittes nächſtfolgenden Zahlungs 
termine in Beſteuerung, der Abfall von dem, dem 
Zeitpunkte der überreichten Anzeige nächſtfolgenden 


Zahlungstermine außer Beſteuerung gebracht. 


B. Bei Gebäuden, die nach dem Nutzungswerthe 
beſteuert werden, findet eine gänzliche oder theilweiſe 
Steuerabſchreibung ftatt: 

a) wenn ein Gebäude oder einzelne Wohnbejtand- 
theile gänzlich abgebrochen oder durch Brand, 
Ueberſchwemmung ober durch ſonſtige Ereigniffe 
ganz unbewohnbar gemacht worden ſind; 

b) wenn ein Gebäude erweislich während eines 
ganzen Jahres leer ſteht; 

e) wenn ſteuerpflichtige Gebäude ganz oder theil— 
weiſe in die Claſſe der ſteuerfreien übergehen. 
Als Zuwachs ſind nachſtehende Aenderungen 

zu berückſichtigen: 

1. Wenn ſteuerfreie Gebäude ganz oder theilweiſe 
in die Claſſe der ſteuerpflichtigen übergehen; 

wenn Gebäude auf unverbautem Grunde oder 
an Stelle eines bis an die Erdoberfläche nieder— 
geriſſenen Gebäudes neu entſtehen; 

3. wenn einzelne Wohnbeſtandtheile in Folge von 
Bue oder Erweiterungsbauten neu errichtet 
werden. 

Von allen dieſen, einen Steuerabfall oder Zu— 
wachs begründenden Aenderungen iſt die Anzeige 
binnen 30 Tagen, vom Zeitpunkte der eingetretenen 
Aenderung an gerechnet, an die Steuerbehörde zu er— 
ſtatten. 

Dieſe hat in den Fällen, in welchen es ſich 
um den Abfall ganzer Gebäude handelt, 
die Steuerabſchreibung fofort zu veranlaſſen, in den 
anderen Fällen aber den Nutzungswerth der in Zu— 
wachs oder in Abfall gekommenen Wohnbeſtandtheile 
unter Berückſichtigung der im 2. 18 feſtgeſtellten 
Grundſätze im commiſſionellen Wege zu erheben, wobei 


bo 


in Beziehung auf die Zuſammenſetzung ber Come ` 
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Anträge der k. k. Regierung: 


fall gekommenen Wohnbeſtandtheile unter Berückſich— 
tigung der im 8.15 feſtgeſtellten Grundſätze im come 
miſſionellen Wege zu erheben, wobei in Beziehung auf 
die Zuſammenſetzung der Commiſſion und die Be— 
ſchlußfaſſung die einſchlägigen Beſtimmungen des 
g. 5, alinea 2, in analoge Anwendung zu bringen 
ſind. 


Die Erhebungsreſultate ſind' der zuſtändigen 
Commiſſion zur vorſchriftsmäßigen Amtshandlung 
bekannt zu geben; gleichzeitig aber ijt nach Maßgabe 
der erhobenen Beſteuerungsgrundlage die Steuer 
vore ober Abſchreibung, und zwar die erſtere von 
dem, dem Zeitpunkte des Zuwachſes, die letztere von 
bem, dem Zeitpunkte der überreichten Anzeige nächſt— 
folgenden Steuerquartale proviſoriſch und vorbehalt 
lich der ſeinerzeitigen Ausgleichung nach erfolgter de— 
finitiver Feſtſtellung der bezüglichen Nutzungswerthe 
durch die competente Commiſſion von der Steuer— 
behörde vorzunehmen. 


Gegen die proviſoriſche Steuervor 
ſchreibung iſt ein Recurs nicht zuläſſig. 


oder Abe 


8. 26. 


Entrichtung der Gebäudeſteuer 
dieſelbe. 


und Haftung für 


Die Gebäudeſteuer iſt von dem Hauseigen— 
thümer oder bleibenden Nutznießer vierteljährig vor— 
hinein zu entrichten. 

Wenn die feſtgeſetzten Zahlungstermine nicht 
eingehalten werden, ſo ſind die Schuldigkeiten von 
dem auf den beſtimmten Einhebungstag folgenden 
Tage angefangen als Rückſtände zu behandeln und 
ſammt den nach dem Geſetze vom 9. März 1870 
(R. G. Bl. Nr. 23) entfallenden Verzugszinſen auf 
dem für die zwangsweiſe Einbringung der directen 
Steuern überhaupt und der Realſteuern insbeſondere 
vorgezeichneten Wege einzubringen. 

Die Gebäudeſteuer ſammt Nebengebühren hat 
ein geſetzliches Pfandrecht an jenen Realitäten, von 
welchen ſie zu entrichten iſt. Dieſes Pfandrecht geht 
im Falle einer Einzelnexecution rückſichtlich der für 
die letzten drei Jahre vor der executiven Feilbietung 
der Realität rückſtändigen Schuldigkeit allen auch 
bücherlich eingetragenen Laſten vor. 

Aeltere Rückſtände genießen, wenn ſie nicht 
bücherlich einverleibt ſind, das Pfandrecht unmittelbar 
nach den Hypothekargläubigern. 

Wie das Pfand- und Vorzugsrecht dieſer Steuer 
in Concursfällen geltend zu machen iſt, beſtimmt die 
Concursordnung (R. G. Bl. Nr. 1 vom Jahre 
1869). 


Anträge des Ausſchuſſes: 


miſſion und die Beſchlußfaſſung die einſchlägigen 
Beſtimmungen des $. 5, alinea 2, in ſiungemäße 
Anwendung zu bringen ſind. | 

Die Erhebungsreſultate find der zuſtändigen 
Bezirks⸗ oder Orts-Commiſſion zur vorſchrifts— 
mäßigen Amtshandlung bekannt zu geben; gleich— 
zeitig aber iſt nach Maßgabe der erhobenen Beſteue— 
rungsgrundlage die Steuervor- oder Abſchreibung, 
und zwar die erſtere von dem, dem Zeitpunkte des 
Zuwachſes, die letztere von dem, dem Zeitpunkte der 
überreichten Anzeige nächſtfolgenden Steuerquartale 
proviſoriſch und vorbehaltlich der ſeinerzeitigen Aus— 
gleichung nach erfolgter definitiver Feſtſtellung der 
bezüglichen Nutzungswerthe durch die competente 
Commiſſion von der Steuerbehörde vorzunehmen. 

Gegen die proviſoriſche Steuervor- oder Ab— 
ſchreibung ijt ein Recurs nicht zuläſſig. 
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8. 29. 


Entrichtung der Gebäudeſteuer und Haftung für 
dieſelbe. | 


Die Gebüubejteuer ift von dem Sie 
thümer oder bleibenden Nutznießer vierteljährig) vor 


hinein zu entrichten. YET liede Aff 10 

Wenn die feſtgeſetzten Hapag e nicht 
eingehalten werden, ſo ſind die Schuldigkeiten von 
dem auf den beſtimmten Einhebungstag folgenden 
Tage angefangen als Rückſtände zu behandeln und 
ſammt den nach dem Geſetze vom 9. März 1870 
(R. G. Bl. Nr. 23) entfallenden Verzugszinſen auf 
dem für die zwangsweiſe Einbringung der directen 
Steuern überhaupt und der Realſteuern insbeſondere 
vorgezeichneten Wege einzubringen. 

Die Gebäudeſteuer ſammt Nebengebühren hat 
ein geſetzliches Pfandrecht an jenen Realitäten, von 
welchen ſie zu entrichten iſt. Dieſes Pfandrecht geht 
im Falle einer Einzelnexecution, ſofern die Steuer— 
ſchuldigkeit nicht für länger als für die 
letzten drei Jahre vor der executiven Feilbietung der 
Realität im Rückſtande iſt, allen auch bücherlich 
eingetragenen Laſten vor. 

Aeltere Rückſtände genießen, wenn ſie nicht 
bücherlich einverleibt ſind, das Pfandrecht unmittelbar 
nach den Hypothekargläubigern. 

Wie das Pfand- und Vorzugsrecht dieſer Steuer 
in Concursfällen geltend zu machen iſt, beſtimmt die 
Concursordnung (R. G. Bl. Nr. 1 vom Jahre 
1869). 


Anträge der k. k. Regierung: 


8. 27. 
Recurſe. 


Gegen den Ausſpruch über den richtiggeſtellten 
Nutzungswerth und die bei jedem Objecte zugeſtan— 
denen Abzugspercente (8. 21) ſteht dem fid) beſchwert 
erachtenden Hauseigenthümer (bleibenden Nutznießer) 
das Recht des Mecurfes an die Landescommiſſion zu, 
welcher bei der Bezirks-, beziehungsweiſe Ortscom 
miſſion einzubringen iſt. 

Mecurfe gegen die nach $. 13 vorgenommene 
Einreihung der Orte, ſowie die nach 8. 21 ermittelte 
Höhe der Abzugspercente in den nach dem Zinsertrage 
ber Beſteuerung unterzogenen Orten können von den 
zuſtändigen Gemeindevertretungen, Recurſe gegen die 
Steuerbemeſſung auf Grund des einbekannten oder 
nach 8. 5 commiſſionell erhobenen Zinsertrages, 
ſowie gegen das Ausmaß der Erhaltungs- und Amor— 
tijationspercente rückſichtlich jener Gebäude, bei 
welchen von der Steuerbehörde ein Abzug bis 50 
Percent des Bruttozinſes bewilligt werden kann 
(8. 21), von den betreffenden Hauseigenthümern 
(bleibenden Nutznießern) im Wege der Steuerbehörde 
erſter Inſtanz bei der Steuer-Landesbehörde ein— 
gebracht werden, gegen deren Entſcheidung keine 
weitere Berufung zuläſſig iſt. 

Alle Recurſe find binnen 30 Tagen einzubringen, 
Dieſe Friſt iſt bei den von Gemeindevertretungen ein 
gebrachten und den gegen die Einſchätzung des 
Nutzungswerthes (8. 16) gerichteten Recurſen vom 
Tage der Veröffentlichung der angefochtenen Be— 
ſchlüſſe der Steuerbehörde rückſichtlich der Commiſſion 
(88. 13, 17, 21), bei den übrigen Recurſen vom 
Tage der Zuſtellung des angefochtenen Auftrages 
oder Beſcheides zu berechnen. 

Die Commiſſionen und Steuerbehörden erſter 
Inſtanz haben bei Richtigbefund der im Necurfe 
vorgebrachten Gründe ihre urſprünglichen Beſchlüſſe 
abzuändern, im anderen Falle aber die Recurſe der 
Landescommiſſion, beziehungsweiſe Steuer-Landes— 
behörde vorzulegen. 

Recurſe haben keine einhaltende Kraft rückſicht— 
lich der Maßregeln zur Einbringung der Steuern. 

Nach Maßgabe der über den Recurs ergehenden 
Entſcheidung erfolgt jedoch bei dem nächſtfolgenden 
Zahlungstermine die entſprechende Steueraus— 
gleichung. 


6. 28. 


Gebäudeſteuer-Kataſter. 


Ueber die der Beſteuerung nach dem Zinsertrage 


ſowohl, als auch nach dem Nutzungswerthe unters 
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Anträge des Ausſchuſſes: 


$. 30. 


Recurſe. 


Gegen den Ausſpruch der Bezirkscommiſſion 
über die nach $. 16 vorgenommene Einureihung der 
Orte ſteht der betreffenden Gemeindevertretung, 
gegen den Ausſpruch über den richtig geſtellten 
Nutzungswerth und die bei jedem Objecte zugeſtan— 
denen Abzugspercente ($. 24) ſteht dem Hauseigen— 
thümer (bleibenden Nutznießer), beziehungsweiſe 
beffen Vertreter, das Recht des Recurſes an die 
Landescommiſſion zu, welcher bet der Bezirks-, bezie 
hungsweiſe Ortscommiſſion einzubringen iſt. 

Recurſe gegen die nach $. 24 ermittelte Höhe der 
Abzugspercente, in den nach dem Zinsertrage ber 
Beſteuerung unterzogenen Orten, können von den zu 
ſtändigen Gemeindevertretungen, Recurſe gegen die 
Steuerbemeſſung auf Grund des einbekannten oder 
nach 8. 5 commiſſionell erhobenen Zinsertrages, 
ſowie gegen das Ausmaß der Erhaltungs- und Amor— 
tiſationspercente rückſichtlich jener Gebäude, bei 
welchen von der Steuerbehörde ein Abzug bis 50 
Percent des Bruttozinſes bewilligt werden kann 
(8. 24), von den betreffenden Hauseigenthümern 
(bleibenden Nutznießern ), beziehungsweiſe Vertretern, 
im Wege der Steuerbehörde erſter Inſtanz bei ber 
Steuer-Landesbehörde eingebracht werden, gegen 
deren Entſcheldung leine weitere Berufung zuläſſig ift. 

Alle Recurſe find binnen 30 Tagen einzubringen. 
Dieſe Friſt iſt bei den von Gemeindevertretungen 
eingebrachten und den gegen die Einſchätzung des 
Nutzungswerthes (8. 19) gerichteten Recurſen vom 
Tage der Veröffentlichung der angefochtenen Bee 
ſchlüſſe der Steuerbehörde rückſichtlich der Commiſſion 
(8.16, 20, 24), bei den übrigen Recurſen vom Tage 
der Zuſtellung des angefochtenen Auftrages oder 
Beſcheides zu berechnen. 

Die Commiſſionen und Steuerbehörden erſter 
Juſtanz haben bei Richtigbefund der im Reeurſe 
vorgebrachten Gründe ihre urſprünglichen Beſchlüſſe 
abzuändern, im anderen Falle aber die Recurſe der 
Landescommiſſion, beziehungsweiſe Steuer-Landes— 
behörde vorzulegen. 

Recurſe haben keine einhaltende Kraft rückſicht— 
lich der Maßregeln zur Einbringung der Steuern. 

Nach Maßgabe der über den Recurs ergehenden 
Entſcheidung erfolgt jedoch bei dem nächſtfolgenden 
Zahlungstermine die entſprechende Steueraus— 
gleichung. 


8. 31. 
Gebäudeſteuer-Kataſter. 


Ueber die der Beſteuerung nach dem Zinsertrag 
ſowohl, als auch nach dem Nutzungswerthe unter 
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Anträge der k. k. Regierung: 


liegenden Gebäude werden beſondere Gebändeſteuer— 
Kataſter geführt. 

Wie dieſe Kataſter anzulegen und fortzuführen 
ſind, wird durch eine eigene Vorſchrift beſtimmt. 


8. 29. 
Strafbeſtimmungen. 


Wer in dem Zinsertragsbekenntniſſe einen der 
Steuer unterliegenden Bezug, oder Umſtände, welche 
auf die Steuerbemeſſung von weſentlichem Einfluſſe 
ſind, verſchweigt oder ſo unrichtig angibt, daß dadurch 
die Steuer ganz oder doch zum Theile umgangen 
würde, fermer wer eine unrichtige Angabe in dem 
Bekenntniſſe beſtätigt, oder wer die Anzeige über das 
Entſtehen eines ſteuerpflichtigen Objectes während 
ber Dauer des geſetzlichen Termines unterläßt, untere 
liegt, inſoferne die Verſchweigung oder unrichtige 
Angabe, beziehungsweiſe Beſtätigung, ſowie die unter— 
lafjene Anzeige nicht auf einem entſchuldbaren Irr— 
thume beruht, einer Geldſtrafe, welche mit dem vier— 
bis zehnfachen Betrage der Steuer, um welche der 
Staatsſchatz verkürzt wurde oder verlürzt werden 
ſollte, zu bemeſſen iſt. 

Außerdem iſt von dem Steuerpflichtigen der 
entgangene Steuerbetrag nachzuzahlen. 

Das Straferkenntniß iſt von der zur Durchfüh— 
rung der Unterſuchung ſolcher Geſetzesübertretungen 
beruſenen Steuerbehörde erſter Inſtanz unter An— 
gabe der Gründe zu fällen, gegen welches der Recurs 
binnen 30 Tagen vom Tage der Zuſtellung desſelben 
an die Steuerlandesbehörde eingebracht werden kann, 
welche hierüber in letzter Inſtanz entſcheidet. 


Andere Außerachtlaſſungen dieſes Geſetzes oder, 


die Nichtbefolgung der von den Steuerbemeſſungs— 
organen auf Grund dieſes Geſetzes erlaſſenen Auf— 
träge ſind von denſelben mit Ordnungsſtrafen von 
1 bis 100 fl. zu ahnden, gegen welche, falls dieſe 
Strafe den Betrag von 10 fl. überſteigt, der Recurs 
binnen 3 Tagen vom Tage der Zuſtellung des Er— 
lenntniſſes im Wege des Bemeſſungsorganes bei ber 
Steuer-Landesbehörde einzubringen iſt, die hierüber 
endgiltig entſcheidet. 

Die Vollſtreckung von Straferkenntniſſen, gegen 
welche ein Recurs ergriffen wurde, iſt bis zur end— 
giltigen Entſcheidung zu verſchieben; jedoch kann die 
Sicherſtellung des Strafbetrages veranlaßt werden. 


Straferkenntniſſe werden nach fruchtlos ver— 
ſtrichener Recursfriſt mit Ablauf derſelben, im Falle 
des eingebrachten Recurſes aber mit dem Zeitpunkte 
der Zuſtellung des Erkenntniſſes der Steuer-Landes— 
behörde rechtskräftig. 


{ , 
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Anträge des Ausſchuſſes: 


liegenden Gebäude werden beſondere ping. 
Kataſter geführt. 

Wie dieſe Kataſter anzulegen und fortzuführen 
find, wird im Verordnungswege beſtimmt. 


8. 32. 
Strafbeſtimmungen. 


Wer in dem Zinsertragsbekenntniſſe einen der 
Steuer unterliegenden Bezug, oder Umſtände, welche 
auf die Steuerbemeſſung von weſentlichem Einfluſſe 
find, in der Abſicht, um den Staatsſchatz in feiner 
Steuerforderung zu verkürzen, verſchweigt oder fo 
unrichtig angibt, daß dadurch die Steuer ganz oder 
doch zum Theile umgangen würde, ferner wer in 
derſelben Abſicht eine unrichtige Angabe in dem 
Bekenntniſſe beſtätigt, oder die Anzeige der Wieder— 
vermiethung eines Wohubeſtandtheiles (S. 28) 
oder über das Entſtehen eines ſteuerpflichtigen Ob— 
jectes während der Dauer des 
unterlafteuntertiegt einer Geldſtrafe, welche mit dem 
cin- bis fachen Betrage der Steuer, um welche 
der Staatsſchatz verkürzt wurde oder verkürzt werden 
ſollte, zu bemeſſen it. 

Außerdem ijt von dem ſchuldtragenden Steuer: 
pflichtigen der entgangene Steuerbetrag nachzu— 
zahlen. 

Das Straferkenntniß iſt von der zur Durchfüh— 


rung der Unterſuchung ſolcher Geſetzesübertretungen 2 — 
berufenen Steuerbehörde erſter Inſtanz unter Angabe 


der Gründe zu fällen, gegen welches der Recurs 
binnen 30 Tagen vom Tage der Zuſtellung desſelben 


an die Steuer-Landesbehörde eingebracht werden 7 


kann, welche hierüber in letzter Inſtanz entſcheidet. 


Andere Außerachtlaſſungen dieſes Geſetzes oder 
die Nichtbefolgung der von den Steuerbemeſſungs— 
organen auf Grund dieſes Geſetzes erlaſſenen Muf- 
träge ſind von denſelben mit Ordnungsſtrafen von 
1 bis 50 fl. zu ahnden, gegen welche, falls dieſe 
Strafe den Betrag von 10 fl. überſteigt, der Recurs 
binnen 8 Tagen vom Tage der Zuſtellung des Er— 
kenntniſſes im Wege des Bemeſſungsorganes bei ber 
Steuer-Landesbehörde einzubringen iſt, die hierüber 
endgiltig entſcheidet. 

Die Vollſtreckung von Straferkenntniſſen, gegen 
welche ein Recurs ergriffen wurde, iſt bis zur end— 
giltigen Entſcheidung zu verſchieben. 


Straferkenntniſſe werden nach fruchtlos ver— 


ſtrichener Recursfriſt mit Ablauf derſelben, im Falle 
des eingebrachten Recurſes aber mit dem Zeitpunkte 
der Zuſtellung des Erkenntniſſes der Steuer-Landes⸗ 
behörde rechtskräftig. 
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geſetzlichen Termines . 


c 
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Anträge der k. k. Regierung: 


8. 30. 
Haftung für die Strafe. 


Vereine, Geſellſchaften und einzelne Perſonen, 
welche durch Geſchäftsführer, Beſtellte oder Macht 
haber überhaupt, hinſichtlich der ihnen durch die 
Steuervorſchriften auferlegten Verpflichtungen vere 
treten werden, haften auch für jene Geldſtrafen, 
welche wegen Außerachtlaſſung dieſer Verpflichtungen 
gegen die ſie vertretenden Perſonen verhängt werden. 

Pupillen und Curanden ſind der Haftung für 
die ihren behördlich beſtellten Vertretern auferlegten 
Strafen enthoben. 


8. 31. 
Einbringung und Zuweiſung der Strafgelder. 


Die Strafgelder ſind ſo, wie die Steuer ſelbſt 
einzubringen und fließen dem Gemeindearmen 
fonde zu. 


8. 32. 
Verjährung der Strafe. 


Die Strafbarkeit der dieſem Geſetze zuwider— 
laufenden Handlungen oder Unterlaſſungen, welche 
mit dem vier- bis zehnfachen Betrage der verkürzten 
Steuer geahndet werden, iſt durch Verjährung er— 
loſchen, wenn der Straffällige innerhalb drei Jahren 
nach Ablauf jenes Steuerjahres, auf welches ſich die 
ſtraffällige Handlung oder Unterlaſſung bezieht, nicht 
zur Verantwortung gezogen worden iſt, und wenn 
derſelbe innerhalb dieſer Friſt ſich nicht ein neues 
Vergehen gegen dieſes Geſetz zu Schulden kom— 
men läßt. 

Wird die Verjährung durch eine neue ſtraf— 
fällige Handlung oder Unterlaſſung unterbrochen, ſo 
beginnt auch in Anſehung des früheren Vergehens 
der zur Verjährung vorgeſchriebene volle Zeitraum 
erſt von dem Zeitpunkte, in welchem das letzte Ver— 
gehen begangen worden iſt, wieder zu laufen. 

Zur Verjährung der erkannten Strafe wird ein 
Ablauf von fünf Jahren nach Rechtskräftigwerdung 
des Erkenntniſſes erfordert. 

Rückſichtlich der nach $. 29 mit Ordnungs- 
ſtrafen zu ahndenden Außerachtlaſſungen der geſetz— 
lichen Vorſchriften wird die Verjährung innerhalb 
ſechs Monaten vollendet. 


8. 33. 
Verpflichtung der öffentlichen Behörden und Organe. 


Alle öffentlichen Behörden und Organe ſind 
verpflichtet, die Steuerbehörden und Commiſſionen 
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Anträge des Ausſchuſſes: 


8. 33. 
Haftung für die Strafe. 


Vereine, Geſellſchaften und einzelne Perſonen, 
welche durch Geſchäftsführer, Beſtellte oder Macht 
haber überhaupt, hinſichtlich der ihnen durch die 
Steuervorſchriften auferlegten Verpflichtungen ver 
treten werden, haften auch für jene Geldſtrafen, 
welche wegen Außerachtlaſſung dieſer Verpflichtungen 
gegen die ſie vertretenden Perſonen verhängt werden. 

Pupillen und Curanden ſind der Haftung für 
die ihren behördlich beſtellten Vertretern auferlegten 
Strafen enthoben. 


Einbringung und Zuweiſung der Strafgelder, 


Die Strafgelder ſind ſo, wie die Steuer ſelbſt 
einzubringen und fließen dem Armenfonde jener 
Gemeinde zu, in welcher ſich das Stenerobject 
befindet. 


8, 35. 
Verjährung der Strafe, 


Die Strafbarkeit der dieſem Geſetze zuwider 
laufenden Handlungen oder Unterlaffungen, welche 
mit dem ein- bis ſechofachen Betrage der verkürzten 
Steuer geahndet werden, iſt durch Verjährung er 
loſchen, wenn der Straffällige innerhalb drei Jahren 
nach Ablauf jenes Steuerjahres, auf welches ſich die 
ſtraffällige Handlung oder Unterlaſſung bezieht, nicht 
zur Verantwortung gezogen worden iſt. 

Zur Verjährung der erkannten Strafe wird ein 
Ablauf von fünf Jahren nach Rechtskräftigwerdung 
des Erkenntniſſes erfordert. 

Rückſichtlich der nach 8. 32 mit Ordnungs- 
ſtrafen zu ahndenden Außerachtlaſſungen der geſetz— 
lichen Vorſchriften wird die Verjährung innerhalb 
ſechs Monaten vollendet. Eine Verjährung der 
Steuerſchuldigkeit findet nicht ſtatt. 
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8, 36. 
Verpflichtung ber öffentlichen Behörden und Organe, 


Alle öffentlichen Behörden und Organe ſind 
verpflichtet, die Steuerbehörden und Commiſſionen 
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E Anträge der k. k. Regierung: 

wirkſam zu unterſtützen, insbeſondere ihnen über 
Anſuchen die für die Zwecke der Steueranlage und 
Einbringung nöthigen Auskünfte mit Beſchleunigung 
mitzutheilen. 


§. 34. 
Zeitpunkt des Aufhörens der bisherigen Gebäude 
ſteuer. 

Mit dem Zeitpunkte der Einhebung der Ge 
bäudeſteuer nach dieſem Geſetze treten die über die 
jetzige Beſteuerung der Gebäude beſtehenden Geſetze 
und Verordnungen außer Kraft. | 


wo 


8. 35. 


Vollzug des Geſetzes. 


Der Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge dieſes 
Geſetzes beauftragt. 
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Anträge des Ausſchuſſes: 


wirkſam zu unterſtützen, insbeſondere ihnen über 
Anſuchen die für die Zwecke der Steueranlage und 
Einbringung nöthigen Auskünfte mit Beſchleunigung 
mitzutheilen. 


8. 37. 


Zeitpunkt des Aufhörens der bisherigen Gebäude— 
ſteuer. 


Der Zeitpunkt, von welchem ab die Einhebung 
der Gebünbeftener nach den durch dieſes Geſetz 
beſtimmten Grundlagen zu erfolgen hat, wird durch 
ein beſonderes Geſetz beſtimmt. 

Mit dieſem Zeitpunkte treten die über die jetzige 
Beſteuerung der Gebäude beſtehenden Geſetze und 
Verordnungen außer Kraft. 


8. 38. 
Uebergangsbeſtimmungen. 


Durch die im 8. 25 feſtgeſetzten Beſtim⸗ 
mungen werden die bereits vor der Wirkſamkeit 
des Geſetzes erworbenen Anſprüche auf zeitliche 
Steuerbefreiung nicht berührt. ; 

Gebände und Gebäudebeſtandtheile, deren Bau 
vor Eintritt der Wirkſamkeit der gegenwärtigen 
Beſtimmungen begonnen wurde, ſind hinſichtlich 
der Gewährung der Steuerbefreiung nach den bis 
zu jenem Zeitpunkte geltenden Geſetzen und Ver⸗ 
ordnungen, jene Gebäude, die auf den in der Aller: 
hüchſten Eutſchließung vom 14. Mai 1859 
bezeichneten Stadterweiterungsgründen in Wien 
erbaut wurden, oder den im Geſetze vom 18. März 
1874 (R. G. Bl. Nr. 18) feſtgeſetzten Beſtim⸗ 
mungen entſprechen, find nach deuſelben zu be: 
handeln. 


8. 39. 
Vollzug des Geſetzes. 


Der Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge dieſes 
Geſetzes beauftragt. 
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Minoritätsankräge. 


J. Bei der Generaldebatte. 
Das hohe Haus wolle beſchließen: 


„1. In die Berathung des vorliegenden Geſetzentwurfes über die Gebäudeſteuer ift nicht eine 
zugehen; 


C 2, die Regierung wird aufgefordert, einen neuen Geſetzentwurf über die Gebäudeſteuer auszu— 
arbeiten und denſelben ſammt den zur Beurtheilung der weſentlichen Beſtimmungen erforderlichen Daten 
und Erhebungen dem Reichsrathe vorzulegen.) In dieſem Geſetzentwurfe ift an dem Grundſatze ſeſtzu— 
halten, daß die Steuergrundlage für alle Gebäude ohne Unterſchied entweder 


a) in dem erhobenen Capitalswerthe, um welchen ein Gebäude nach allen auf den Werth einwirkenden 
Verhältniſſen zur Zeit der Gebäudekataſtrirung einen Käufer finden würde, oder 


b) in dem ermittelten reinen, durch den oberwähnten Capitalswerth controlirten Nutzungswerthe zu 
beſtehen habe.“ i 


Arzeczunowicz, 
Berichterſtatter der Minorität, 


II. Zu den SS. 6 bis 9. 


Der Regierungsantrag (§. 6), welcher die Schätzung des Nutzungswerthes der Gebäude den Grund— 
ſteuereommiſſionen überlaſſen will, wäre dem, neue Commiſſionen beantragenden Ausſchußentwurfe vor— 
zuziehen, und zwar ſchon aus dem Grunde, weil die Grundſchätzungsoperationen in vielen Beziehungen 
einen Zuſammenhang haben mit der Schätzung des Nutzungswerthes der Gebäude auf dem flachen Lande, 
indem bei der Grundertragsſchätzung, namentlich bei der Prüfung der Pacht- und Kaufverträge der 
Beſitzungen, auch der Capitals- und Nutzungswerth der zuſammen mit den Grundſtücken gekauften oder 
gepachteten Wohngebäude beurtheilt und berückſichtigt wird. Die Grundſteuercommiſſionen können gleich— 
zeitig mit der Vornahme der Grundertragsſchätzung die Geſchäfte der Gebäudeſchätzung beſorgen. Die in 
das Schätzungsgeſchäft eingeübten Mitglieder dieſer Commiſſionen werden auch die Einſchätzung des 
Nutzungswerthes der Gebäude entſprechender beſorg en können als Neugewählte. 


v 
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Wir ftellen daher den Antrag: 
Anſtatt ber 88. 6 bis 9 wäre im Sinne der Regierungsvorlage anzunehmen ein einziger 


8. 6. 


„Zur Erhebung und Feſtſtellung des Nutzungswerthes der Gebäude ſind die auf Grund des Geſetzes 
vom 24. Mai 1869 (R. G. Bl. Nr. 88) zur Regelung der Grundſteuer beſtellten Commiſſionen berufen. 

Außerdem kann der Finanzminiſter über Antrag oder mit Zuſtimmung der Landescommiſſion für 
größere Orte mit vorwiegend induſtrieller Bevölkerung oder für mehrere ſolche Orte gemeinſchaftlich die 
Aufſtellung beſonderer Ortsſchätzungseommiſſionen anordnen. 

Jede Ortscommiſſion beſteht außer dem Vorſitzenden, welcher, ſowie deſſen Stellvertreter, vom 
Finanzminiſter ernannt wird, noch aus ſechs Mitgliedern, welchen eine entſcheidende Stimme zuſteht. 

Die Hälfte der Mitglieder, von denen zwei aus der Reihe der Hausbeſitzer der bezüglichen Orte zu 
entnehmen find, beruft, der Finanzminiſter, die andere Hälfte wird von der Gemeindevertretung, und, wenn 
die Commiſſion für mehrere Orte aufgeſtellt iſt, von den Gemeindevorſtänden dieſer Orte gewählt. 

In gleicher Weiſe wird auch dieſelbe Anzahl Erſatzmänner vom Finanzminister, beziehungsweiſe 
von der Gemeindevertretung (Gemeindevorſtänd en) berufen. 

Die Berufung oder die Wahl der Mitglieder und Erſatzmänner erfolgt auf die Dauer von fünf 
Jahren., ^ 
Die Referenten der Bezirks- und Ortscommiſſionen werden vom Finanzminiſter ernannt.“ 


Weiyk, 


III. Zu S. 4. 


Das dritte Alinea des $. 7 wäre zu ändern, conform mit $. 9 des Grundſteuergeſetzes vom 24. Mai 
1869. Es wäre nämlich nach den Worten: „und die übrigen werden“ .. . einzuſchalten die Worte: 
„in denjenigen Ländern, in welchen Bezirksvertretungen beſtehen, von den Bezirksausſchüſſen gewählt. 
Wo der politiſche Bezirk mehrere Vezirksvertretungen enthält, treten die Bezirksausſchüſſe zu einem 
Wahlkörper zuſammen. Wo keine Bezirksvertretungen beſtehen, werden zwei Mitglieder von den 
Gemeindevorſtänden gewählt.“ 


Weiyh. 


IV. Zu SS. 8 und 9. 


Es wäre überhaupt angemeſſener, daß die Wirkſamkeit bei der Schaffung der Grundlagen für direete 
Steuern den politiſchen Behörden zugetheilt werdeß und nicht den Finanzorganen, welche in ihrer Amts- 
thätigkeit bei der Einhebung der Steuer und Wahrung ärariſcher Intereſſen fid) parteiiſche, fiscaliſche 
Anſchauungen aneignen. 

Nach dem Geſetze über die Grundſteuer wird der Vorſitz in der Landescommiſſion dem politiſchen 
Landeschef ausdrücklich zugewieſen. Es iſt kein Grund vorhanden, daß im Gebäudeſteuergeſetze davon 
abgewichen wird. 

Im Grundſteuergeſetze, 88. 7 und 8, ift ber Central- und der Landescommiſſion ausdrücklich das 
Recht gewahrt, Referenten für einzelne Fälle zu ernennen und Sachverſtändige zu berufen. Würde eine 
ſolche Beſtimmung im Gebäudeſteuergeſetze fehlen, ſo wäre der Schluß richtig, daß den Gebäudeſteuer— 
commiſſionen dieſes Recht nicht zuſtehe. Dieſes Recht iſt ihnen aber, unſeren Erfahrungen nach, zur 
Löſung ihrer Aufgabe unbedingt nothwendig. 

Wir ſtellen daher, conform mit den Beſtimmungen des Grundſteuergeſetzes vom 24. Mai 1869, 
folgende Anträge: 


In dem erſten Alinea des $. 8 
anſtatt der Worte: „unter dem Vorſitze eines Vorſtandes, welcher, ſowie deſſen Stellvertreter, vom Finanz— 
miniſter ernannt wird“, wäre anzunehmen: 
„unter dem Vorſitze des politischen Landeschefs oder deffen Stellvertreters“ .. .; 
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Zum vierten Alinea des $. 8 wäre beizufügen: 

„Die Landescommiſſion kann für einzelne Fälle beſondere Referenten beſtellen, und hat das Recht, 
erforderlichen Falles Sachverſtändige mit berathender Stimme beizuziehen.“ 

Im 8. 9 wäre beizufügen ein neues Alinea, lautend: 

„Die Centralcommiſſion kann für einzelne Fälle beſondere Referenten beſtellen, und hat das Recht, 
erforderlichen Falles Sachverſtändige mit berathender Stimme beizuziehen.“ 


Weiyk. 


V. Zu S. De (Centralcommiſſion) als Schlußſatz. 


Die Centralcommiſſion hat in Wirkſamkeit zu treten, ſobald die Schätzungsarbeiten in den einzelnen 
Ländern begonnen haben. aaa 


Schönerer. 


Das Minoritätsvotum zu S. 9 des Gebäudeſteuergeſetzes, dahin lautend, daß die Cent ralcommiſſion 
in Wirtfamteit zu treten habe, ſobald die Schätzungsarbeiten in den einzelnen Ländern begonnen haben, 
findet ſeine Begründung namentlich dadurch, daß es ſehr weſentlich erſcheint, daß die Mitglieder 
ber Centraleommiſſion ſchon beim Beginne der Arbeiten ſich für ihre ſpätere Wirkſamkeit vorbereiten 
können; es iſt daher nöthig, daß die Centralcommiſſion fid) conſtituire, ſobald die Arbeiten in den ein— 
zelnen Ländern begonnen haben, und braucht ſie erſt wieder zuſammenzutreten, wenn der Zeitpunkt für 
ihre eingreifende Wirkſamkeit nach dem Geſetze eintritt. 

Dadurch aber, daß die Mitglieder dieſer Commiſſion gleich bei Beginn der Arbeiten gewählt werden 
und ſich conſtituiren, werden ſelbe von dieſem Zeitpunkte an ein Intereſſe an den Arbeiten haben und 
tönnen fie dann ſeinerzeit vorbereitet und informirt zuſammentreten. 

Außerdem iſt aber die Exiſtenz der Centralcommiſſion auch deßhalb zweckmäßig, weil dadurch eine 
Art Controlorgan gegenüber allenfalls zu weit gehenden fiscaliſchen Maßregeln geſchaffen iſt, deſſen 
Exiſtenz allein ſchon oft genügen dürfte, um die Regierungsorgane vorſichtig bei Durchführung des Geſetzes 
vorgehen zu laſſen. 

Die Mitglieder der Eentralcommiffion follen daher inſoferne ſtändig ſein, als ſie auf die ganze 
Dauer der Schatzungsarbeiten zu wählen fein werden, wodurch in dieſem Körper auch eine gewiſſe Sta— 
bilität der Anſichten und Grundſätze ſich bilden kann, welche dem ganzen Geſchäfte nur frommen wird; 
die Centraleommiſſion, wenn gleich bei Beginn gewählt, kann ununterbrochen den Gang und die Fort— 
ſchritte des Schätzungsgeſchäftes verfolgen, ſelbes ſtudiren, fi) informiren und ſomit vielleicht auch für- 
dernd und anregend, wenn auch oft nur moraliſch einwirken und könnte fie auch ſelbſt entſcheiden, ob 
und in welcher Weiſe ihr Einſchreiten wünſchenswerth, ſachdienlich und nothwendig ijf, denn wohlgemerkt, 
der Finanzminiſter hat die oberſte Leitung, die Centralcommiſſion aber nach dem Principe der Selbſt— 
ſchätzung die entſcheidende Stimme. 

Das Minoritätsvotum bezweckt ſchließlich überhaupt, daß die Centralcommiſſion nicht verhindert 
ſein ſoll, in ihrem eigenſten Wirkungskreiſe bei Zeiten thätig ſein zu können und iſt das Beſtehen derſelben 
allein ſchon eine Erleichterung für die Verantwortlichkeit des Miniſters. 

Nachtheile ſind durch Annahme dieſes Minoritätsvotums in keiner Weiſe zu begründen. 


Schönerer. 


VI. Zu $. 17. 


Auf dem flachen Lande haben bie Nebenlo calitäten (Böden, Keller u. dgl.) einen ſehr geringen, oft 
keinen Nutzungswerth, oder werden zur Aufbewahrung landwirthſchaftlicher Producte oder zu anderen 
landwirthſchaftlichen Zwecken benützt. Nach dem Antrage des Steuerreformausſchuſſes vom Jahre 1869 
war auch nur der Nutzungswerth der Wohn beſtandtheile einzuſchätzen. Dieſe Beſtimmung wäre auch in 
dem vorliegenden Entwurfe aufzunehmen. 
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Wir ſtellen daher den Antrag: 

In dem zweiten Alinea des 8, 17 wäre: 
anſtatt der Worte: „der Nutzungswerth der Gebäude“ anzunehmen: „der Nutzungs— 
werth der Wohnbeſtandtheile der Gebäude.“ 


Arzeczunowicz. 


VII. Zu §. 18. 


Litera a habe zu lauten: 
„Der Nutzungswerth“ Antrag des Ausſchuſſes bis — „bedungen worden find, Bedacht zu 


nehmen fein wird und in Orten“ — Antrag des Ausſchuſſes bis — „vorkommen, Rückſicht 
genommen werden kann. Wohnbeſtandtheile oder“ — Antrag des Ausſchuſſes bis — „zu berid 
ſichtigen.“ 
Korb, Doblhoff. 
Zedtwitz. Dr. Schaup. 
Turtmüller. Schönerer. 


C. Der Nutzungswerth darf bei Gebäuden mit nur Einem Wohnbeſtandtheile nicht unter 10 fl., 
bei Gebäuden mit zwei und drei Woh beſtandtheilen nicht unter 6 fl., bei den übrigen Gebäuden nicht 
unter 6 fl. für Einen Wohnbeſtandtheil veranfchlagt werden. 


Schönerer. Dr. Schaup. 
Heilsberg. Korb jun. 
Doblhoff. Zedtwitz. 
Portugall, Coronini, 
Cnoblod). Oberleithner. 
London. 


VIIL Zu S. 18. 


Bum Abſatze lit. a, In Orten, wo Vermiethungen nicht vorwiegen, und der Nutzungswerth 
eingeſchätzt werden foll, hat nicht jeder Wohnbeſtandtheil und jede Nebenlocalität einen beſonderen Werth. 
Es ſoll daher nicht die Zahl und Größe der Wohnbeſtandtheile und Nebenlocalitäten, ſondern vielmehr 
das ganze Gebäude nach ſeinen Geſammtverhältniſſen ins Auge gefaßt werden. In Orten, wo Vermie— 
thungen nicht vorwiegen, jedoch in größerer Zahl vorkommen, können die Durchſchnittsmiethzinſe nur 
mit genauer Berückſichtigung der Vermiethbarkeit und Ertragsfähigkeit der nicht fortdauernd vermietheten 
Häuſer zum Anhaltspunkte für die Einſchätzung des Nutzungswerthes genommen werden. Für Orte aber, 
wo Vermiethungen in kleiner Zahl oder gar nicht vorkommen, ſollen Miethzinſe anderer Orte den Ein— 
ſchätzern zum Anhaltspunkte nicht aufgezwängt werden, weil eine ſolche Aufzwängung die Einſchätzer nur 
beirren kann. Die Ertragsverhältniſſe der Orte, wo Vermiethungen vereinzelt oder gar nicht vorkommen, 
ſind ſchon aus dieſem Grunde weſentlich verſchieden von den Verhältniſſen jener Orte, wo Vermie— 
thungen in größerer Zahl vorkommen. Aus dieſen Gründen ſtellen wir den Antrag: 

Das Alinea a habe zu lauten: 

„Der Nutzungswerth das Gebäudes iſt nach deſſen Größe, Bauart und Beſchaffenheit unter 
Berückſichtigung der Anſprüche zu ermitteln, welche den Ortsverhältniſſen gemäß an die Befriedigung des 
Wohnbedürfniſſes nach dem Verhältniſſe des Beſitzes von jedem Eigenthümer des letzteren geſtellt zu 
werden pflegen. 
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In Orten, in welchen die Vermiethungen zwar vorwalten, in welchen jedoch ein bedeutenderer, und 
zwar wenigſtens der fünfte Theil der Gebäude und Wohnbeſtandtheile fortdauernd vermiethet iſt, wird zur 
Gewinnung ziffermäßiger Anhaltspunkte auch auf die üblichen Miethzinſe, welche innerhalb einer der 
Abſchätzung unmittelbar vorangegangenen fünfjährigen Periode durchſchnittlich bedungen worden ſind, 
Bedacht zu nehmen ſein, jedoch mit genauer Berückſichtigung der Vermiethbarkeit und ſonſtigen Ertrags— 
fähigkeit der übrigen nicht fortdauernd vermietheten Gebäude.“ 

Zum Abſatze lit. b. Die zum Grundbeſitze oder Gewerbsunternehmungen gehörigen Wohnungen 
der Wirthſchaftsbeamten und Diener find, ebenſo wie die Taglöhner und Geſindewohnungen, kein Gegen- 
ſtand des Ertrages, ſondern eher ein Gegenſtand der Auslagen; ſelbe ſollen daher mit niedrigeren Sätzen 
geſchätzt werden. 


Im Abſatze b hätte daher das dritte Alinen zu lauten: 


„Letzteren gleichzuſtellen ſind auch die Wohngebäude der kleineren Handwerker und die zu 
Beamten, Diener, Arbeiter- Taglöhner- und Geſindewohnungen beſtimmten, zu größeren Guts- 
beſitzungen oder gewerblichen Unternehmungen gehörigen Gebäude.“ 


Zum Abſatze lit. e. Die im Ausſchußentwurfe beantragten Minimalſätze des Bruttonutzungs— 
werthes würden die Steuern der geringſten Häuſer — insbeſondere der jetzt in die XII. Claſſe fallenden 
Häuſer mit zwei und drei Wohnbeſtandtheilen — bedeutend erhöhen. 


Für die beantragten Minimalſätze find im Ausſchuſſe keine Daten und ſonſt auch keine aus faetiſchen 
Zuſtänden entnommenen Gründe angeführt worden. Die im Finanzminiſterium vorfindigen Daten über die 
Durchſchnittsmiethzinſe in den ſchon dermalen der Hauszinsſteuer ganz unterliegenden Orten ſprechen 
dafür, daß die beantragten Minimalſätze für fer viele Orte zu hoch gegriffen fein werden. 


Ueberdies kann bie Feſtſtellung der Minimalſätze für den Bruttonutzungswerth nur beirrend auf 
die Schätzung einwirken. Dort, wo der Werth faetiſch höher iſt, wird man doch bis zu dem im Geſetze 
angedeuteten Minimalſatze herunterſteigen wollen. Dort, wo der Werth factiſch geringer ijt, wird man den 
Minimalſatz für die ſchlechteſten Gebäude annehmen, und von dieſem ausgehend für beſſere Gebäude immer 
höhere Sätze annehmen müſſen, um der in lit. b angeordneten Einhaltung des richtigen Verhältniſſes 
zwiſchen den einzelnen Gebäuden Genüge zu leiſten. 


Es kann weiters auch den factiſchen Zuſtänden nicht entſprechen, einen Minimalſatz per Wohn— 
beſtandtheil anzunehmen, zumal ein Wohnbeſtandtheil in einem kleinen Hauſe ebenſo groß oder größer 
ſein kann, als zwei oder drei Wohnbeſtandtheile in einem anderen kleinen Hauſe. In den Geſetzen anderer 
Staaten, wo Minimalſätze aufgeſtellt wurden, ſind ſolche nicht für Wohnbeſtandtheile, ſondern für ganze 
Gebäude, und nicht für den Bruttonutzungswerth, von welchem die Erhaltungskoſten in Abzug zu bringen 
find, ſondern für den reinen ſteuerbaren Ertrag feftgeftellt worden (3. B. im Königreiche Sachſen mit 
zwei Thalern, in Baiern mit 3 fl. für ein ganzes Gebäude. Im Preußiſchen Geſetze vom Jahre 1861 ijt 
der Minimalſatz nicht für den Nutzungswerth, ſondern für die Steuer, und zwar mit vier Silbergroſchen 
für ein ganzes Gebäude feſtgeſtellt worden). 


Da feine Daten zur Beurtheilung des Minimalſatzes vorliegen, fo wäre es entſprechend, auch ke in 
Minimum im Geſetze aufzuſtellen, und die Commiſſionen auf Grund der Erhebungen vorgehen zu laſſen. 
Wird ſich ſpäter die Nothwendigkeit herausſtellen, einen Minimalſteuerſatz für die geringſten Gebäude zu 
beſtimmen, fo kann dieſes geſchehen in einem ſpäteren, im §.23 angedeuteten Geſetze, in welchem das Aus— 
maß der Gebäudeſteuer feſtgeſetzt werden foll, 


Wenn man aber doch Willens iſt, ein Minimum im vorliegenden Geſetze zu beſtimmen, ſo wäre es 
jedenfalls angemeſſener, dieſes Minimum für den reinen ſteuerbaren Nutzungswerth im F. 21 feſtzu— 
ſtellen. Denn in dieſem Falle hätte nur die den ſteuerbaren Ertrag berechnende Steuerbehörde dieſes 
Minimum anzuwenden. Dieſes Minimum würde daher die Schätzungscommiſſionen bei der, dem factifchen 
Zuſtande entſprechenden Einſchätzung des Bruttonutzungswerthes, und bei Feſtſtellung der Abzugspercente 
nicht beeinfluſſen und ihr Urtheil, welches ſie auf Grund der Erhebungen und ihrer eigenen Kenntniſſe 
abzugeben haben, nicht beirren. 


Auf Grund des hier Auseinandergeſetzten beantragt die Minorität: 
„Der Abſatz lit. e habe im S. 18 zu entfallen.“ 


Arzeczunowicz. 
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IX. Annahme eines neuen S. 18 a. 


Ebenſo wie bei ber Grundertragsſchätzung die Kaufwerthe ein Combinationsmittel abgeben, wäre 
auch hier der Capitalswerth der Gebäude zur Vergleichung mit dem reinen Nutzungswerthe anzuwenden, 
zumal der Capitalswerth den Commiſſionsmitgliedern aus vorgefallenen Käufen bekannt, daher auch von 
denfelben viel leichter erfaßt werden kann, als der ideelle Nutzungswerth, aus welchem erft über Abſchlag 
der Abzugspercente ber reine Nutzungswerth gebildet werden foll, 


Wir ſtellen daher den Antrag: 
Nach dem $. 18 wäre einzuſchalten ein neuer 


8. 18 a. 


„Die entſendeten Commiſſionsmitglieder, ſowie die Bezirls- und Ortscommiſſionen haben ferner den, 
nach Abzug des Percentes für Erhaltung der Gebäude und Amortiſation des Anlagecapitals fid) ergeben— 
den reinen Nutzungswerth, durch Vergleichung mit dem gemeinen Capitalswerthe, um welchen das 
Gebäude nach allen auf den Werth einfließenden Verhältniſſen zur Zeit der Einſchätzung einen Käufer 
leicht ſinden würde, — zu prüfen und hiernach richtig zu ſtellen. 


Arzeczunowig. 


X. Zu $. 22. 


Nach 8. 41 des Grundſteuergeſetzes vom 24, Mai 1869 foll die allgemeine Revifion des Grund 
ftenerfatafiers von 15 zu 15 Jahren eintreten. 


Im 8. 22 des vorliegenden Entwurfes wird aber eine Reviſion des Gebäudeſteuerkataſters von 5 
zu 5 Jahren beantragt. Namhafte Koſten, viel Mühe und Zeitaufwand würden die oft wiederkehrenden 
Revifionen verurſachen, ohne erhebliche Reſultate zu erzielen, zumal die während der Steuerperiode eine 
tretenden wichtigeren Aenderungen zu Folge S, 28 auch ohne allgemeine Reviſion zu berückſichtigen fein 
werden. 

Die Minorität beantragt daher, im $. 22 bie Steuerperiode auf fünfzehn Jahre feftzuftellen und 
bie Nevijionen von 15 zu 15 Jahren eintreten zu laffen. 


Werk. 


XI. Zu $. 24, 


Dem Steuerreformausſchuſſe find keine Schätzungen, keine Erhebungen, keine Daten vorgelegt 
worden, welche die Richtigkeit der im 8. 24 beantragten Abzugspercentenſätze darweiſen würden. In 
Bezug auf die Höhe der Abzugspercente für die nach dem Hauszinsertrage beſteuerten Orte will ein 
Maßſtab geſucht werden in der Höhe des Durchſchnittszinſes eines Wohnbeſtandtheiles, während dieſer 
Durchſchnittszins offenbar kein richtiges Merkmal bildet zur Beurtheilung der Gebäudeerhaltungskoſten, 
auf welche andere Verhältniſſe weſentlich einfließen. Für die nach dem Nutzungswerthe zu beſteuernden 
Gebäude iſt ein Maximalabzugspercent willkürlich beantragt, und durch keine aus factiſchen Zuſtänden 
entnommenen Daten begründet worden. Bei ſo bewandten Umſtänden kann man die Abzugspercente 
nicht im Voraus ziffermäßig beſtimmen, und müſſen ſolche, wenn ſie den factiſchen Zuſtänden ent— 
ſprechen ſollen, erſt bei der Ausführung des Geſetzes mit Rückſicht auf alle hiebei maßgebenden Verhält— 
niſſe erhoben und feſtgeſtellt werden. 

Wir ſtellen daher den Antrag: 

L Der $. 24 hätte zu lauten: 


„Die Bezirks- und Ortscommiſſionen ($$. 5 und 7) haben die Erhaltungskoſten der Gebäude und 
die Amortifation des in den Bau — ohne Einrechnung des Werthes der Bauarea — angelegten Capitales 
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zu erheben, hiebei alle auf dieſe Koſten Einfluß nehmenden Umſtände, die klimatiſchen Verhältniſſe, die 
Bauart und die Beſchaffenheit der Baumaterialien, die Dauer der einzelnen Bautheile und der wiederkeh— 
renden Nachbeſſerungen, die üblichen Feuerverſicherungsprämien und andere zur Inſtandhaltung der 
Gebäude erforderliche Auslagen zu berückſichtigen, ſodann das Verhältniß der erhobenen Koſten zum 
Bruttoertrage zu ermitteln und die hiernach für dieſe Koſten entfallenden Abzugspercente für jedes einzelne 
Gebäude in Abſtufungen von 5 zu 5 Percenten feſtzuſtellen.“ 


II. Für den Fall der Ablehnung des obigen Antrages ſtellt die Minorität den Antrag auf Abände— 
rung des dritten Alinea, welches zu lauten hätte: 


„In den Orten, in welchen die Gebäude nach dem Nutzungswerthe beſteuert werden, haben die 
Commiſſionen (8. 7) die Erhaltungskoſten der Gebäude und die Amortiſationskoſten des in den Bau — 
ohne Einrechnung des Werthes ber Bauarea — angelegten Capitales zu erheben, hiebei alle auf diefe - 
Koſten Einfluß nehmenden Umſtände — die elimatiſchen Verhältniſſe, die Bauart und die Beſchaffenheit 
der Baumaterialien, die Dauer der einzelnen Bautheile und die wiederkehrenden Nachbeſſerungen, die 
üblichen Feuerverſicherungsprämien und andere zur Inſtandhaltung der Gebäude erforderlichen Auslagen 
zu berückſichtigen, — ſodann das Verhältniß der erhobenen often zum Bruttoertrage der Gebäude zu 
ermitteln und die hiernach für diefe Koſten entfallenden Abzugspereente für jedes einzelne Gebäude in 
Abſtufungen von 5 zu 5 Percenten feſtzuſtellen.“ 


Arzeczunowicz. 


XII. Zum $. 25 des Gebäudeſteuergeſetzes. 


Bei der Berathung des $. 25 des Gebäudeſteuergeſetzentwurfes ſtimmten ſämmtliche Mitglieder des 
Steuerreſormausſchuſſes in der Anſchauung mit der Regierung überein, daß es durch fociale und ſonſtige 
öffentliche Rückſichten geboten ſei, die Errichtung von Arbeiterwohnungen durch Gewährung einer längeren 
Steuerfreiheit zu fördern. 

Nur über die Zeitdauer der zu gewährenden zeitlichen Befreiung von der Gebäudeſteuer war man 
nicht einig, indem 12 Stimmen des Ausſchuſſes ſich für die im Regierungsentwurfe vorgeſchlagene Steuer— 
freiheit von 15 Jahren ausſprachen, während die übrigen 12 Stimmen der anweſenden Ausſchußmitglieder 
eine längere Steuerfreiheit, und zwar von 20 Jahren gewähren wollten, ſo daß bei ſo gleichgetheilten 
Stimmen der Obmann durch ſeine Stimme den Ausſchlag zu geben hatte, und für eine 15jährige Steuer— 
freiheit entſchied. ; 

Die ſonach verbliebene Minorität hielt jedoch dieſe Angelegenheit für fo außerordentlich wichtig, daß 
ſie ihren Antrag aufrecht erhalten, und dem hohen Hauſe zur Beſchlußfaſſung vorlegen zu ſollen 
erachtete. 


Denn es gibt nicht leicht eine zweite Angelegenheit, wo das öffentliche Intereſſe des Staates mit den 
privaten Intereſſen des Arbeiterſtandes, ſowie den Intereſſen der Induſtrie und Landwirthſchaft ſo ganz 
zuſammentrifft, wie hier, und es liegt ſchon darin die Beachtungswürdigkeit des Falles. 


Es iſt ein längſt in allen Staaten Europas anerkannter Satz, daß für die Arbeiterbevölkerung etwas 
geſchehen müſſe, und der erfahrene Staatsmann ſowohl, wie der einſichtsvolle Fabrikant und der vorſorg— 
liche Landwirth haben es als eines der beſten Mittel zur Unterſtützung des Arbeiterſtandes gefunden, für 
gute und billige Wohnungen der Arbeiter zu ſorgen. Dies gilt für die große Stadt nicht minder wie für das 
Land. 

Soeben geht man in London daran, eine ganze Stadt billiger Arbeiterwohnungen zu gründen, wo— 
bei nicht allein der Zweck verfolgt wird, den Arbeitern billige Wohnungen zu ſchaffen, ſondern auch die 
weitere Aufgabe gelöſt werden ſoll, dem Arbeiter das Erlangen des Eigenthumes ſeiner Wohnung, ſeines 
Arbeiterhauſes zu ermöglichen. Im Auslande iſt auf dieſem Gebiete ſchon ſehr viel geſchehen, in Oeſter— 
reich noch wenig, obſchon auch ba ſchon einige febr lobenswerthe und bereits recht wohlthätige Anfänge, 
wie z. B. mit den Arbeiterhäuſern in Holeſchowitz und am Smichow bei Prag gemacht worden ſind. Auch ein— 
zelne Fabriksherren haben es ſchon erkannt, von welchem wohlthätigen und ſittlichenden Einfluſſe auf die 
Arbeiterfamilien es ſei, wenn ihnen geſunde und billige Wohnungen, ja wenn ihnen gar die Möglichkeit 
geboten wird, ſich einen feſten Wohnſitz eigenthümlich zu erwerben. Der Fabriksherr, der Landwirth, 
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welche auf dieſem Wege ihren Arbeitern zu helfen trachten, wirken damit nur zu ihrem eigenen Beſten, in- 
dem fie eine ihrem Wohnorte anhängige, weil daſelbſt anſäſſige Arbeiterbevöllkerung fid) ſchaffen, welche 
ihnen jederzeit zu Gebote ſteht und gewiß immer einige Anhänglichkeit für ihre Arbeitgeber und Wohl— 
thäter bethätigen wird. | 


Geſellſchaften, wie Einzelne, haben es in die Hand genommen, ſolche Tendenzen zu verbreiten und 
derlei Aufgaben zu erfüllen, Bücher ſind jhon genug darüber geſchrieben worden, wie ſolche Arbeiterhäuſer 
am zweckmäßigſten herzuſtellen find, und die wirkliche Ausführung hat verſchiedene Verſuche gezeigt. So 
viel wurde aber Schon durch die Erfahrung erwieſen, daß kleine Arbeiterhäuſer, in welchen nur wenige 
Familien und wo möglich ganz getrennt von einander ihre Unterkunft finden, viel zweckmäßiger ſowohl in 
fanitärer, wie in moraliſcher Beziehung erſcheinen, als große Arbeitereaſernen, wobei die kleinen Arbeiter 
häuſer vorzüglich den Vortheil bieten, daß der Arbeiter, welcher einmal deren Eigenthum erwirbt, dann 
einen ganz ſelbſtſtändigen Beſitz erlangt, mit dem er leichter verfügen kann, als wenn er bloß eine untrenn 
bare Wohnung in einem größeren Gebäude beſitzt. 


Selbſtverſtändlich ift es, daß folde kleine Arbeiterhäuſer wegen des nothwendigen beſonderen 
Daches u. dgl. m. immer einen verhältnißmäßig größeren Aufwand für ihre Herſtellung in Anſpruch nehmen, 
und daß nur eine längere Steuerfreiheit ein genügendes Anregungsmittel zur Erbauung folder Häuſer 
ſein wird, umſomehr dann, wenn dem Arbeiter auch noch die Gelegenheit geboten werden will, durch 
allmälige Ab zahlung in den eigenthümlichen Beſitz zu gelangen. 


Oeſterreich ſollte die Errichtung von Arbeiterhäuſern und Arbeitercolonien ganz beſonders unter— 
ſtützen, weil wir auf dieſem Felde noch einen großen Mangel haben, und einzelne Private, wie Geſell— 
ſchaften, allzu große Opfer bringen müßten, wenn ſie die wahre Aufgabe erfüllen wollten. Die Regierung 
erklärte es ſelbſt als ein ſehr geeignetes Mittel, derlei Unternehmungen zu fördern, indem ſie ſelbſt eine 
fünfzehnjährige Steuerfreiheit proponirte, Die Minorität des Steuerreſormausſchuſſes meint nun, es folle 
dieſes zu Gebote ſtehende wirkſame Mittel in noch ausgedehnterem Maße zur Anwendung gelangen, damit 
es ſeinen Zweck um ſo ſicherer erreicht. 


Bei der Errichtung von Arbeiterhäuſern wird die Aufgabe der Unternehmer nicht bloß darin 
beſtehen, der Arbeiterfamilie eine geſunde, anſtändige Wohnung um einen billigen Bing zu ſchaffen, ſondern 
auch darin — und dies iſt wohl die höchſte und nützlichſte Leiſtung — dem Arbeiter durch geringe, von 
ſeinem Verdienſte entbehrliche Beiträge die Möglichkeit zu bieten, in den eigenthümlichen Beſitz einer 
Wohnung oder gar eines beſonderen Wohnhäuschens zu gelangen. 


Nur eine längere Steuerfreiheit wird den Erbauern ſolcher Wohnungen einigen Erſatz für die 
großen augenblicklichen Opfer bringen, welche die Erreichung jener Zwecke erfordert, und der Staat darf 
da nicht bedenklich ſein, eine längere Steuerfreiheit zu gewähren, wo ſo wichtige öffentliche Intereſſen im 
Spiele ſind. 


Die Wohnungsnoth trifft den Arbeiter am härteſten, welcher die elendeſte Wohnung verhältniß— 
mäßig am theuerſten zahlt; dieſer Wohnungsnoth und der Arbeiternoth für viele Landwirthſchaften und 
Induſtrialwerke wird nur dadurch dauernd abgeholfen werden können, wenn durch Auſäſſigmachung eine 
ftabile Arbeiterbevölkerung geſchaffen wird, dem Staate werden ſchließlich viele Stenerobjecte und eine 
leiſtungsfähigere Arbeiterbevölkerung hervorgerufen, daher für denſelben die Gewährung einer längeren 
Steuerfreiheit für die Arbeiterhäuſer kein vergebliches, kein allzugroßes Opfer ijt, welches bald feinen reid- 
lichen Nutzen bringen wird. 

Wer die Verhältniſſe der Induſtrie, wie auch der Landwirthſchaft kennt, der weiß es, daß die— 
Arbeiter oft ſtundenweit zum Arbeitsorte herbeikommen müſſen, wo fie Beſchiftigung finden, jedoch wegen 
der Entfernung die ganze Woche vom Hauſe abweſend bleiben und mit der ſchlechteſten Unterkunft und 
Nahrung vorlieb nehmen müſſen. Welche traurige Folgen dies für das Familienleben des Arbeiters, für 
ſeine Geſundheit und Arbeitskraft, und ſchließlich für die Arbeitgeber herbeiführt, das vermag ein Jeder 
leicht einzuſehen. 


Die Abhilfe kann nur durch Errichtung von Arbeiterwohnungen geſchehen, und der Fabriksherr, wie 
der Grundbeſitzer, deren Intereſſen mit denen des Arbeiters und des Staates hier ſo enge verknüpft ſind, 
werden gerne ein Opfer für die Herſtellung von Arbeiterwohnungen bringen, wenn ihnen nur durch eine 
längere Steuerfreiheit einiger Erſatz hiefür in Ausſicht geſtellt wird. 


` Zur Förderung fo hochwichtiger Zwecke glaubt bie Minorität des Steuerreformausſchuſſes bei ihrer 
Meinung beharren zu ſollen und erlaubt ſich, den Antrag zu ſtellen, das hohe Haus wolle beſchließen: 
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Es werde Hatt ber im $. 25 des Gebäudeſteuergeſetzentwurfes für Arbeiterhäuſer ausgeſprochenen 
Steuerfreiheit von fünfzehn Jahren unter den ſonſtigen dort feſtgeſetzten Bedingungen eine Steuer— 
freiheit von zwanzig Jahren gewährt. 


Wien, am 


Dr. Tram Dier, 


Berichterſtatter der Minoritát. 


| Wickhoff. Oberleithner. 
Iriedrid Suef. Fur. 
Dr. Schaup. Ciani. 
Proskomeh, Coronini. 
Wi d 
Ga XIII. Zu $. ZR. 
A. Bei Gebäuden, deren Eigenthümer nicht zugleich Eigenthümer der Banarea ſind, oder welche 
gegen einen Demolirungsrevers erbaut wurden, oder welche durch die eigenthümliche Ortsbeſchaffenheit, 
durch ihre Lage, ihren Bauzuſtand oder Benützungsweiſe erheblich größere Auslagen für ihre Erhaltung 
erfordern, hat in Orten u. ſ. w. 
| Portugall. Dr. Schaup. 
Schönerer. Cnobloch. 
k Heilsberg. Doblhoff. 
sa Y Zedtwitz. Coronini. 
Korb. Toudon. 


XIV. Zu $. 28, lit. B. 


Die Gerechtigkeit erfordert, daß die nach dem Nutzungswerthe zu beſteuernden Gebäude in Bezug 

auf Abſchreibung der Steuer bei Leerſtehungen nicht ungünſtiger behandelt werden als jene Gebäude, 

| welche nach dem Zinsertrage zu beftenern find. Es hätte daher das erſte Alinea im Abſatze B zu lauten: 

„Bei Gebäuden, welche nach dem Nutzungswerthe beſteuert werden, finden die oben (A) über die 

Leerſtehungen feſtgeſtellten Beſtimmungen, in Fällen von Leerſtehungen ganzer Gebäude oder einzelner 

Beſtandtheile analoge Anwendung. Bei dieſen Gebäuden findet eine gänzliche oder theilweiſe Steuer— 
abſchreibung ſtate“ . . . 20.20, 


Krzeczunowich. 


| XY. Zu S. 29. 

| Im Allgemeinen wird die Gebäudeſteuer dermalen zu Ende des Quartales entrichtet. Die Beſtim— 
mungen, daß die Steuer in der Zukunft im Vorhinein zu entrichten ſei, hätte die Folge, daß die 
| Steuerträger im erſten Quartale nach Einführung dieſes Geſetzes die Steuer für zwei Quartale auf ein— 
| mal zu entrichten Hätten. Wir ftellen daher den Antrag: 

| In dem erften Alinea wäre das Wort: „vorhinein“ — zu ſtreichen. 


Weyl. 
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XVI. Zu § 30. 


In dem erſten Alinea nach den Worten: 


„beziehungsweiſe Vertretern“ 
wäre einzuſchalten: 


„gegen die für einen ganzen Ort aufgeſtellten Nutzungswerthe und Abzugspercente, insbeſondere in Bezug 
auf das Verhältniß zu anderen Orten, ſteht der betreffenden Gemeindevertretung das Recht des 
Recurſes ꝛc. ꝛc.“ 


Weiyk. 


Y e 
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Bericht 


der 
Minorität des Steuerreformausſchuſſes 
über den 


Geſetzentwurf, betreffend die Gebäudeſteuer. 


Zu den wichtigſten, in das Intereſſe der Staatsbürger tief eingreifenden Geſetzen gehören unbedingt 
die Steuergeſetze. Jede Reform dieſer Geſetze hat die unausweichliche üble Folge, daß ſie eine Aende— 
rung, eine Ueberwälzung der Steuerlaſt, daher eine Störung der Werth- und Vermögensverhältniſſe, in 
welche die Steuerträger ſich eingelebt haben, veranlaſſen muß. 

Schon aus dieſem Grunde ſollen die Steuerreformen nur in Fällen unbedingter Nothwendigkeit 
eintreten, und mit jenen Garantien umgeben werden, welche die Erzielung der beſtmöglichen Reſultate, 
namentlich aber eine gerechte und gleichmäßige Steuerumlage in ſichere Ausſicht ftellen. 

Dieſe Garantien ſind in dem vom Steuerreformausſchuſſe eingebrachten Geſetzentwurfe über die 
Gebäudeſteuer nicht enthalten. Dies zu erweiſen, iſt es Aufgabe der Minorität, welche ſich gegen dieſen 
Entwurf ausſpricht. 


IF 
In Bezug auf die Beſteuerung nach dem Miethzinsertrage. 


Dem vorliegenden Geſetzentwurfe gemäß ſollen ebenſo wie bisher, der Beſteuerung nach dem Mieth— 
zinsertrage jene Ortſchaften unterliegen, in welchen die Vermiethungen vorwiegen. 

Nach den bisherigen Vorſchriften beſteht aber ein bedeutender Unterſchied in der Steuergrundlage 
und im Steuerſatze zwiſchen den Ortſchaften, welche der Hauszinsſteuer urſprünglich unterzogen waren, 
und jenen, auf welche dieſe Steuer erſt in Folge des Geſetzes vom Jahre 1850 ausgedehnt worden iſt. 
Es wird nämlich dermalen für die Erhaltungskoſten der Gebäude und Amortiſirung des Anlagecapitales 


ein Abzug in Anwendung gebracht, welcher in den erſteren Ortſchaften 15, in den letzteren 30 Percent 


vom Bruttoertrage beträgt, und wird die Steuer von dem hiernach übrigbleibenden Reinertrage in den 
erſteren Ortſchaften an Ordinarium mit 16, an den Zuſchlägen mit 10%, zuſammen mit 262/; Percent, 
in den letzteren hingegen am Ordinarium mit 12, an den Zuſchlägen mit 8, zuſammen mit 20 Percenten 
bemeſſen. Es entfällt daher die Steuer von je 100 fl. des Brutto ertrages in den erſteren Drt- 
ſchaften auf 22 fl. 66% fr., in den letzteren auf 14 fl. 


Zu Folge des vorliegenden Geſetzentwurfes würden in dieſen Beſteuerungsverhältniſſen z wei 
wichtige Aenderungen eintreten. 
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Nach dem $. 24 des Geſetzentwurſes follen nämlich die Abzüge vom Bruttoertrage für die Erhal— 
tungs- und Abnützungsloſten in allen hauszinsſteuerpflichtigen Orten nach dem für jedes Gebäude zu 
erhebenden Durchſchnittszinſe eines Gebändebeſtandtheiles, und zwar: für jene Gebäude, in welchen dieſer 
Durchſchnittszins 45 fl. erreicht ober überfteigt, mit 15 Percenten, für Gebäude, wo er 15 fl. überſteigt 
und 45 fl. nicht erreicht, mit 20 Percenten, für Gebäude, wo er 5 fl. überſteigt und nicht höher ift als 
15 fl., mit 25 Percenten, endlich für jene Gebäude, in welchen derſelbe fid) auf oder unter 5 fl. heraus— 
ſtellt, mit 30 Percenten vom Bruttoertrage bemeſſen werden. 

Die zweite wichtige Aenderung wird in der Ausgleichung des Steuerſatzes beſtehen. Obwohl ber 
8. 23 des Geſetzentwurſes das Ausmaß der Gebäudeſteuer einem ſpäteren Gefebe vorbehält, fo kann ber 
Sinn dieſer Veſtimmung im Zuſammenhange mit den übrigen Beſtimmungen des Entwurſes nicht anders 
gedeutet werden, als daß die Steuer den zu ermittelnden Reinertrag in allen Orten mit einem gleich 
mäßigen Percente treffen fol. Denn es wird im Geſetzentwurfe die Schaffung einer gleichmäßigen 
Steuergrundlage bezweckt, durch Ermittlungen des ſteuerbaren Reinertrages aller Gebäude. Dieſe Ermitt— 
lungen werden unter einander ſo verwoben ſein, daß es nicht möglich ſein wird, zu beurtheilen, ob und 
inwieweit der ermittelte Reinertrag bei den einen Ortſchaften oder Gebäuden mit einem höheren oder 
geringeren Steuerſatze getroſſen werden lönne, als bei den anderen. Zu einer ſolchen Beurtheilung werden 
auch keine Anhaltspunkte vorhanden fein, Bei der Ausgleichung des Steuerſatzes wird aber mit Rückſicht 
auf unſere finanziellen Zuſtände die Abſicht oſſenbar nicht darauf gerichtet ſein, den vom Rein ertrage 
bemeſſenen Steuerſatz von 26% Percent in Orten, wo er ſchon beſteht, zu ermäßigen, ſondern vielmehr 
darauf, den für andere Orte beſtehenden geringeren 20percentigen Steuerſatz auf 26% Percent, das ijt 
um ein Drittel zu erhöhen. ; 

Unter der Vorausſetzung, daß ber Steuerſatz mit 26%; Percent vom Reinertrage auf alle Orte 
angewendet werden wird — und mit Zugrundnahme der vom k. k. Finanzminiſterium für die einzelnen 
haus zins ſteuerpflichtigen Orte geſammelten Daten über die im Jahre 1871 beſtandenen Durchſchnitts- 
miethzinſe eines Gebäudebeſtandtheiles — kann man die für ganze Gruppen dieſer Orte zu gewärtigenden 
Folgen der im vorliegenden Geſetzentwurſe beantragten Maßregeln annäherungsweiſe in Biffern darſtellen. 

In Wien iſt der Durchſchnittszins eines Gebäudebeſtandtheiles für die ganze Stadt mit 50 fl. 34 tr, 
in Prag mit 49 fl. 92 kr. ausgewieſen. In dieſen Städten hat die größere Anzahl von Gebäuden einen 
Durchſchnittszins für einen Gebäudebeſtandtheil über 45 fl., und werden die dieſen Gebäuden bisher 
zugeftandenen 15percentigen Abzüge für die Erhaltungskoſten aufrecht erhalten. Bei einer bedeutenden 
Anzahl von Gebäuden wird ſich jedoch der Durchſchnittszins zwiſchen 15 fl. und 45 fl., bei einer geringe— 
ren Zahl auch unter 15 fl. ellen. Dieſe Gebäude würden einen größeren Abzug, als ihnen bisher zuge— 
ſtanden war, nämlich einen Abzug von 20 und 25 Percent erhalten. Im Ganzen würde ſich die Steuer— 
grundlage, daher auch die nach dem beſtehenden Steuerſatze zu bemeſſende Steuerſumme in dieſen Städten 
geringer ſtellen, und müßte der ſich hieraus ergebende Steuerausfall aus anderen Quellen gedeckt 
werden. ; 

In 39 anderen Städten, welche der urſprünglichen Hauszinsſteuer unterliegen, ftellen fid) die 
Durchſchnittszinſe eines Gebäudebeſtandtheiles in jeder einzelnen Stadt nicht über 45 fl. und nicht unter 
15 fl. Es wird in diefen Städten einzelne Gebäude geben, deren Beſtandtheile einen durchſchnittlichen 
Zins über 45 oder unter 15 fl. abwerfen, und würden die erſteren Gebäude bei dem ihnen bisher zuge— 
ſtandenen Abzuge von 15 Percent verbleiben, die letzteren aber einen 25percentigen ober 3Opercentigen 
Abzug erhalten. Für die meiſten Gebäude wird ſich aber der Durchſchnittszins auf 15 bis 45 fl., daher 
der Abzug auf 20 Percent ſtellen. Im Ganzen und Großen wird daher in dieſen Städten der Abzug 
durchſchnittlich nicht wie bisher 15, ſondern 20 Percent betragen, und wird in Folge deſſen der ſteuerbare 
Reinertrag von 85 Percent auf 80 Percent des Bruttoertrages ermäßigt werden 1), 


1) Zu dieſen Ortſchaften gehören: 


in Niederöſterreich, und zwar in der Umgebung von Wiek 22 Orte 
in Oberöſterreich die Städte Linz und Urfahhuunn rr „„ ms 
in Böhmen fünf Badeorte. „ UA NT 5 n 
in Galizien die Städte Lemberg, Krakau, Brody. ss ET BET: ` HES 
in Mähren bie Städte Brünn und Olmip ee ` De? 
in Schleſien die Stadt Troppau ohne Borftädte `... «o B t Br * 
in Steiermark die Hauptſtadt Grag „ D 
in Kärnten 2 E GEROER A ab re Dag A Le R EE, LS E 
in Krain n " Stern UE SCARPE HUE ET EDO a bal bce D veas) E, Léi? 
im Küſtenlande die Stadt Görz. Vli he A T PA RTT Me ene REI 3 


zuſammen . 39 Orte 


$ 
— 


= M e .) 
= 


20% der Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — VIII. Seſſion. 55 


Die 827 Orte, welche nach den Daten vom Jahre 1871 der ausgedehnten Hauszinsſteuer unter- 
liegen, haben dermalen einen Abzug von 30 Percent für die Gebäudeerhaltungskoſten, und einen Steuer- 
ja, welcher 20 Percent vom Reinertrage und 14 Percent vom Bruttoertrage beträgt. Unter der Vor- 
ausſetzung, daß in dieſen Orten der Steuerſatz auf jene Höhe gebracht werden wird, welche dermalen in den 
urſprünglich zinsſteuerpflichtigen Orten beſteht, d. i, auf die Höhe von 26°/, Percent vom Reinertrage, 
werden jid) in Folge der im Geſetzentwurſe beantragten Beſtimmungen für die einzelnen Gebäude dieſer Orte 
folgende Reſultate ergeben: 


Die mit Gegenüber der 
Für Gebäude mit einem f Verbleibt an | gegenwärtigen 
NEW LE Abzug für 26% Percent a 
Bruttodurchſchnittszinſe zugf dem ſteuerbaren t P | Steuer von 
bie i , bom Reinertrage Pe 
eines Reinertrage in : a 9 85 pa vom 
" ' Erhaltungskoſten | bemejjene Steuer ruttoertrage ere 
Gebäudebeſtandtheiles eke Percenten T x Te E y 
E in E beträgt in gibt fid) eine 
on hom E, 
Percenten Percenten vom Steuer 
Gulden Bruttozinſe erhöhung in 
Bruttoertrage s 
Percenten 
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45 und darüber. UK RA: 85 2966 61.9 
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In jedem einzelnen Orte werben die einen Gebäude in bie höhere, die anderen in die geringere Stufe 
der Abzugspercentſcala fallen, daher die erſteren eine geringere, die letzteren eine größere Steuererhöhung 
erleiden. Für den ganzen Ort wird jedoch bei allen Gebäuden durchſchnittlich das Abzugspercent und die 
Steuererhöhung fid) nach dem für dieſen Ort durchſchnittlichen Bruttozinſe richten. Dieſer Bruttozins und 
die für jeden Ort zu gewärtigende durchſchnittliche Steuererhöhung ift in der Anlage A ausgewieſen. 

Man lönnte zwar einwenden, daß der Steuerſatz nach Durchführung der Steuerreform nicht mehr 
26% Percent vom Reinertrage in Anſpruch nehmen, ſondern fich geringer Dellen würde, daher die oben 
angedeuteten Steuererhöhungen nicht eintreten dürften. Allein bei unſeren finanziellen Zuſtänden können 
wir eher eine Erhöhung des Steuerſatzes erwarten, ſchon aus dem Grunde, daß die Koſten der neuen 
Steuerveranlagung einzubringen ſind, nebſtbei aber jener Ausfall im Steuerertrage gedeckt werden muß, 
welcher ſich in Folge der Erhöhung der Abzugspercente für eine bedeutende Anzahl der Gebäude in Wien 
und in anderen Orten, welche der urſprünglichen Hauszinsſteuer unterliegen, ergeben wird. — Wenn aber 
auch die unerhoffte Herabminderung des Steuerſatzes eintritt, fo wird fie ſicher nur in einem ſolchen Maße 
erfolgen können, daß fie in den urſprünglich hauszinsſteuerpflichtigen Orten, welche dieſen Steuerſatz der- 
malen haben, eine geringe Ermäßigung der Steuer, hingegen aber in jenen Orten, in welchen die aus— 


Auch die urſprünglich zinsſteuerpflichtigen dalmatiniſchen Städte Zara, Spalato, Cattaro, dann die Stadt 
Salzburg haben den Durchſchnittszins eines Wohnbeſtandtheiles zwiſchen 15 und 45 fl. In dieſen Städten wird 
aber die Hauszinsſteuer dermalen niedriger als in anderen bemeſſen, weßhalb ſie zufolge der im Geſetzentwurfe 
beantragten Aenderungen im Durchſchnitte für alle Gebäude keine Ermäßigung, ſondern eine Erhöhung der Steuer 
zu gewärtigen hätten. | 4 

In Salzburg wird nämlich dermalen die Steuer ſammt Zuſchlägen mit 20 fl, von je 100 fl. des Brutto» 
ertrages bemeſſen, und würde auf 21 fl. 33% fr., daher um 7 Percent erhöht werden. 

In Zara, Spalato und Cattaro wird dermalen für die Erhaltungskoſten ein Drittel des Bruttoertrages in 
Abzug gebracht, und wird von dem übrigbleibenden Reinertrage die Steuer ſammt Zuſchlägen mit 25°75 bemeſſen, 
wonach ſelbe auf 17 fl. 17 kr. von je 100 fl. des Bruttoertrages entfällt; ſie würde aber durchſchnittlich auf 21 fl. 
33% fr, daher um 24˙3 Percent erhöht werden. 


- 
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gedehnte Hauszinsſteuer befteht, noch immer eine bedeutende Steuererhöhung herbeiführen würde, zumal 
die nach dem bisherigen Beſteuerungsmodus zu erwartende Gebäudeſteuerſumme der erſteren Orte nad) den 
in der Anlage B dargeſtellten Daten 82 Percent, jene der letzteren aber nur 18 Percent der geſammten 
Hauszinsſteuerſumme beträgt, woraus erhellt, daß zur Deckung eines Ausfalles, welcher ſich aus der 
Ermäßigung der Steuer in den erſteren Orten um ein Percent ergeben würde, es nothwendig wäre, den 
Steuerſatz im Verhältniſſe zum Bruttoertrage in den letzteren Orten um vier Percent zu erhöhen. 

Daß ein Ausfall im Steuerertrage der zinsſteuerpflichtigen Orte ſich gerechterweiſe auch durch 
Erhöhung der Steuer von den bisher ber Hausclaſſenſteuer unterliegenden Gebäuden nicht hereinbringen 
laffen wird, werden wir im zweiten Theile dieſer Schrift nachweiſen. 

Mag nun aber die Steuererhöhung in den bisher der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterliegenden 
Orten ihrer abſoluten Ziffer nach die oben angedeutete Größe nicht erreichen, ſo wird ſie doch in ihrer 
relativen Ziffer, d. i, im Verhältniſſe zur Steuer jener Orte, welche dermalen der urſprünglichen Hauszins— 
ſteuer unterliegen, in eben derſelben Höhe erfolgen, daher immer eine Steuerüberwälzung von den 
Einen auf die Anderen veranlaſſen. 

Es iſt nunmehr zu erörtern, ob die im Geſetzentwurſe vorgeſchlagenen Maßregeln, welche zu ſolchen 
Folgen führen, gerecht, ob ſie nämlich geeignet ſeien, die Gleichmäßigkeit der Steuerveranlagung, welche die 
wichtigſte Aufgabe eines Steuerreformgeſetzes bilden ſoll, herbeizuführen, oder wenigſtens die bisher 
beſtandene Ungleichmäßigkeit in einer erheblichen Weiſe zu vermindern. 

Für die im 8. 24 beantragte Bemeſſung der Abzugspercente find im Motivenberichte der Regierung 
feine aus factiſchen Zuſtänden entnommenen Gründe angeführt. Bei den Berathungen im Ausſchuſſe haben 
wir erfahren, daß keine Erhebungen, keine Schätzungen gepflogen worden ſind zur Darweiſung der faeti— 
ſchen Gebäudeerhaltungskoſten und des Verhältniſſes derſelben zum Bruttoertrage. Man hat das Beſte— 
hende zum Ausgangspunkte genommen und eine ziffermäßige Ausgleichung in der Richtung treffen wollen, 
daß die Abzüge bei allen Ortſchaften in den Stufen von 15, 20, 25 oder 30 Percent vom Bruttoertrage 
zu ſtellen ſind und als einziges Merkmal zur Anwendung der höheren oder geringeren Stufe bei 
einem Gebäude der Durchſchnittszins eines Gebäudebeſtandtheiles zu gelten habe. 

Daß aber dieſes Merkmal kein richtiges ift, erhellt fon aus dem Umſtande, daß die Gebäude- 
beſtandtheile in einem Hauſe viel größer ſind als in einem anderen. Zu den Gebäudebeſtandtheilen wollen 
neben den Wohnzimmern auch Boden- und Kellerabtheilungen und andere Nebenlocalitäten gerechnet 
werden, deren Zahl von der Einrichtung und Benutzung des Hauſes abhängt, jedoch auf das Verhältniß 
ber Gebäudeerhaltungskoſten zum Bruttoertrage meiſtens keinen Einfluß hat. In drei- bis fünfſtöckigen 
Zinshäuſern wird es viele Miethparteien geben, daher auch in einem Flächenraume von 100 bis 
150 Quadratklaftern 20 bis 40 Boden- und Kellerabtheilungen untergebracht werden, während in eben— 
erdigen oder einſtöckigen Häuſern bei einem gleichen Flächenraume 2 bis 10 Boden- oder Kellerabtheilungen 
beſtehen. 

Offenbar ſind andere Umſtände für die Beurtheilung des Verhältniſſes der Gebäudeerhaltungs— 
foften zum Bruttoertrage maßgebend, nämlich: bie klimatiſchen Verhältniſſe, die Bauart, bie Vere 
miethungsverhältniſſe, das Verhältniß des Bruttoertrages zum Flächeninhalte ber Bauarea oder des 
Werthes biefer Area zu dem in den Bau ſelbſt angelegten Capitale. Auf alle diefe Verhältniſſe wird aber 
im Geſetzentwurfe bei der Feſtſtellung der Abzugspercente gar keine Rückſicht genommen. 

Daß in den klimatiſchen Verhältniſſen zwiſchen den einzelnen Ländern, ja zwiſchen den Gebirgs- und 
anderen Gegenden desſelben Landes Unterſchiede vorkommen, welche auf die Gebäudeerhaltungskoſten ein— 
fließen, iſt unleugbar. Eben ſo wenig kann geleugnet werden, daß die Erhaltungs- und Abnützungskoſten 
der aus ſchlechterem Materiale gebauten Häuſer im Verhältniſſe zum Werthe und Ertrage derſelben größer 
ſind als die Erhaltungskoſten der aus beſſerem Materiale gebauten, und gerade iſt das zum Baue verwen— 
dete Materiale in den größten Städten im Allgemeinen bedeutend beſſer, als in den kleineren Ortſchaften. 
Die Vermiethungsverhältniſſe haben ſich in den größten Städten, insbeſondere in Wien, zu Gunſten der 
Hauseigenthümer derart geſtaltet, daß Termine feſtgeſtellt ſind, in welchen die Wohnparteien ein- und aus— 
ziehen, ohne daß der Hauseigenthümer auch nur einen Zinstag verliert; ferner, daß die Wohnparteien die 
Wohnung ſelbſt nicht nur in Stand halten, ſondern auch einrichten, daß die einziehende Wohupartei die 
von der ausziehenden bewirkten Einrichtungen ablöſt oder auf eigene Koſten die Einrichtung (die Ausſtat— 
tung der Wände mit Tapeten, Lackiren der Thüren und Fenſter u: dgl.) beforgt; da hingegen in anderen 
Ortſchaften dieſe Auslagen ganz oder zum großen Theile dem Hauseigenthümer zur Laſt fallen und der 
Hauseigenthümer nach dem Ausziehen einer Partei die Wohnungseinrichtungen verbeſſern oder neu 
anſchaffen muß, zwiſchen dem Ausziehen der einen und Einziehen der anderen Partei aber eine Zeit ver— 
geht, während welcher der Hauseigenthümer keinen Zins bezieht. 
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7 Der Werth ber Bauarea hat ebenfalls einen bedeutenden Einfluß auf das Verhältniß der Gebäude— 
erhaltungskoſten zum Geſammtbruttoertrage eines Gebäudes. 

Um in dieſer und auch in den anderen angedeuteten Beziehungen eine Vergleichung zwiſchen den 
hauszinsſteuerpflichtigen Orten anzuſtellen, müſſen wir die Stadt Wien zum Ausgangspunkte nehmen, zumal 
diefe, die Reichthümer der Monarchie an fih ziehende Großcommune eine bedeutende Rolle in der 
Gebäudeſteuer ſpielt, denn die Summe der Exträgniſſe ihrer Gebäude bildet die Hälfte der Geſammt— 
erträgniſſe aller der Hauszinsſteuer unterliegenden Gebäude, und wird diefe Summe laut Anlage B ſtets 
durch Neubaten in einem weit höheren Maße als in allen anderen Orten vergrößert. 

Keiner beſonderen Sachkenntniß bedarf man, um zu erkennen, daß bei Gebäuden am Graben, 
Kohlmarkt und anderen dergleichen beſuchteſten Plätzen und Gaſſen Wiens, wo eine von der Miethpartei 
eingerichtete Gewölbslocalität einen Zins von 2000 bis 5000 fl. abwirft, die Erhaltungskoſten factijd) 
nicht 15 Percent vom Bruttoertrage, ſondern bedeutend weniger in Anſpruch nehmen können. Dieſer 
hohe Miethzins ift durch die fiir den Verkehr günſtige Lage begründet. Dieſe Lage bringt es mit ſich, 
daß der Werth ber Bauarea groß iff. Das in die Bauarea angelegte Capital trägt Zinſen. Dieſes 
Capital wird nicht abgenützt und erfordert die Erhaltungskoſten nicht. Nur für das in den Bau ſelbſt 
angelegte Capital ſind Erhaltungs- und Abnützungskoſten erforderlich. In den beſuchteſten Plätzen und 
Gaffen der inneren Stadt Wien ift die Quadratklafter Bauarea ſchon mit 900 bis 7000 fl. bezahlt 
worden, während die Ueberbauung dieſer Area bei gewöhnlichen drei- bis vier- und fünfſtöckigen Zins— 
häuſern 900 bis 1200 fl., bei mit mehr Luxus gebauten Häuſern bis 1500 fl. koſtet. Bei ſolchen 
Häuſern verhält ſich der Werth der Bauarea zu dem in den Bau ſelbſt angelegten Capitale wie 100, 200, 
300, 400, 500 und in maximo wie 600 zu 100. Hieraus ergibt ſich, daß der Werth der Bauarea, fo 
wie ber auf dieſen Werth entfallende Ertrag 50, 66, 75, 80 und 86 Percent, das in den Bau ſelbſt angelegte 
Capital und der Ertrag desſelben aber 50, 34, 25, 20 und 14 Percent des Geſammtwerthes und Ertrages 
dieſer Häuſer bildet. Da aber für diefe Gebäude, welche einen durchſchnittlichen Miethertrag über 45 fl. 
für einen Beſtandtheil haben, für die Erhaltungs- und Abnützugskoſten 15 Percent von dem geſammten 
Bruttoertrage in Abſchlag gebracht werden wollen, ſo würde ſich dieſer Abzug im Verhältniſſe zu dem 
Ertrage des in den Bau angelegten Capitales, welches allein der Erhaltungs- und Abnützungskoſten 
bedürftig iſt, auf 30, 45, 60, 80 und 105 Percent ſtellen. Eine ſolche Bemeſſung der Abzugspercente 
kann zur Gleichmäßigkeit der Beſteuerung dieſer Gebäude nicht führen, um ſo weniger zur Gleichmäßigkeit 
der Beſteuerung dieſer ertragreichſten, Gebäude im Verhältniſſe zu jenen in den entfernteren Vorſtädten, 
wo der Werth der Bauarea viel geringer iſt, wo die Erhaltungskoſten vieler Gebäude auch anderer 
Umſtände wegen ſich im Verhältniſſe zum Bruttoertrage höher ſtellen. Zu dieſen Umſtänden gehört ins— 
beſondere die Art der Benützung der Gebäude und deren Bauart. Niemand wird es leugnen können, daß 
die Fabriksgebäude eher abgenützt werden als andere — daß die Erhaltung dreier Dächer, welche in drei 
einſtöckigen Vorſtadthäuſern zuſammen 180 Beſtandtheile decken, bedeutend mehr koſte, als die Erhaltung 
eines Daches, welches in einem vierſtöckigen Hauſe eine gleiche Zahl der Beſtandtheile deckt. 

Obgleich in einem geringeren Maße, als in Wien, würden ſich aus ähnlichen Gründen auch in 
anderen hauszinsſteuerpflichtigen Orten Ungleichmäßigkeiten in der Beſteuerung der einzelnen Gebäude 
ergeben, zumal unter dieſen Orten viele vorkommen, wo die einen Gebäude gemauert und feuerfeſt gedeckt, 
die anderen aber von Holz oder Flechtwerk gebaut, mit Schindel- oder auch Strohdächern verſehen ſind. 


Im offenbaren Nachtheile gegenüber Wien befinden ſich ſchon dermalen alle Orte, welche der 
urſprünglichen, nach denſelben Modalitäten wie in Wien veranlagten Hauszinsſteuer unterliegen; 
denn in keinem dieſer Orte find die Werthe der Bauplätze und der Ertrag der Gebäude im Verhältniſſe zu 
dem in den Bau gelegten Capitalien ſo groß — in keinem derſelben haben ſich die Vermiethungsverhält— 
niſſe durch Ueberwälzung der Einrichtungs- und anderer Laſten auf die Miethparteien, für die Hausbeſitzer 
ſo günſtig geſtaltet — in den meiſten dieſer Orte ſind die Bauart und die Baumaterialien, in vielen auch 
die klimatiſchen Verhältniſſe ſchlechter — in allen dieſen Orten ſind daher die Erhaltungskoſten der Gebäude 
im Verhältniſſe zum Bruttomiethzinſe durchſchnittlich bedeutend größer als in Wien. — Gegenüber 
Wien gebührt einem jeden dieſer Orte eine den localen Verhältniſſen entſprechende, größere oder geringere, 
durchgehends aber eine bedeutend höhere Steuerermäßigung, als ſolche denſelben laut der oben dargeſtellten 
Berechnung zugedacht werden will. 

In Bezug auf die Orte, welche der urſprünglichen Hauszinsſteuer unterliegen, wird man vielleicht 
den Grund geltend machen wollen, daß die Werthverhältniſſe der Gebäude ſich in die ſeit Jahren beſte— 
hende hohe Steuer eingefügt, und dadurch auch die Ungleichmäßigkeiten der Merten rung fic) von ſelbſt 
ausgeglichen haben. 

Allein dieſer Grund — wenn er überhaupt bei einer die Steuerausgleichung bezweckenden Reform 
anwendbar wäre — kann nicht angeführt werden für die beabſichtigte übermäßige Steuererhöhung 
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bei den Gebäuden jener Orte, welche dermalen der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterliegen; für eine 
Steuererhöhung welche ſowohl in ihrer abſoluten Ziffer, als auch relativ, namentlich im Verhältuiſſe zu 
Wien, höchſt ungerecht und drückend wäre. | 

In dieſen Heineren Orten ift ber Werth ber Bauarea überhaupt febr gering; bei den metten Gee 
bäuden Hat er gar leine Bedeutung. In dieſen Orten mun fol ein Abzug für die Gebdudeerhaltungstoften 
ſeſtgeſtellt werden, welcher im Verhältniſſe zum Ertrage des in den Bau gelegten Capitales viel geringer 
iſt als in Wien, und zwar geringer nicht nur bei den einzelnen Gebäuden, ſondern auch durchſchnittlich, 
weil der Werth der Banarea in dieſen Orten auch durchſchnittlich bedeutend niedriger ijt, als in Wien, 
Factiſch ſind die Gebäudeerhaltungskoſten in den erwähnten Ortſchaften nicht nur im Verhältniſſe zum 
geſammten, den Werth der Bauarea einſchließenden Ertrage der Gebäude, ſondern auch im Verhältniſſe 
zum Ertrage des eigentlichen Baucapitales bedeutend größer als in Wien, weil in dieſen Orten alle 
anderen Verhältniſſe — Bauart, Baumaterialien, Vermiethungsverhältniſſe — fid) für die Hausbeſitzer 
bedeutend ſchlechter geſtalten, als in Wien. 

Bei genauer Erwägung aller dieſer Verhältniſſe wird man ſich der Ueberzeugung kaum verſchließen 
können, daß die dermalen geltende Beſteuerung, welche in Wien 22˙66% Percent und in den erwähnten Orten 
14 Percent, daher in dieſen letzteren Orten um 8.66% Percent vom Bruttoertrage weniger als in Wien in 
Anspruch nimmt, im Ganzen und Großen gerechter und gleichmäßiger ift, als jene, welche nach 
den im vorliegenden Geſetzentwurſe beantragten Beſtimmungen einzutreten hätte. , 

Man wird fid) wenigſtens der Ueberzeugung nicht verſchließen wollen, daß ſolche tiefgreiſende Maß 
regeln ohne genaue Erwägung der maßgebenden factiſchen Verhältniſſe nicht beurtheilt werden dürfen, 
und da über dieſe Verhältniſſe keine genauen Daten und Erhebungen vorliegen, der Gegenſtand auch nicht 
als ſpruchreif angeſehen werden kann. i 


II. 
In Bezug auf die Beſteuerung nach dem Nutzungswerthe. 


Dieſer bei uns neuen Art der Beſteuerung follen dem Geſetzentwurſe gemäß, hauptſächlich jene 
Orte unterzogen werden, deren Gebäude dermalen in der Regel der Hausclaſſenſteuer unterliegen. 

Im Steuerreſormausſchuſſe ift zu wiederholten Malen die Anſicht geltend gemacht worden, daß die 
beſtel ende Hausclaſſenſteuer im Verhältniſſe zur Hauszinsſteuer viel zu gering fei. Für diefe Anſicht find 
aber feine Gründe, keine Daten angeführt worden. — Die vom Finanzminiſterium geſammelten Daten 
ſprechen eher gegen dieje Anſicht. In den dem Regierungsmotivenberichte beigeſchloſſenen ſtatiſtiſchen 
Tabellen (Seite 14) finden wir eine Berechnung des, der gegenwärtigen Hausclaſſenſteuer nach dem Um: 
laͤgsmaßſtabe fiir die ausgedehnte Hauszinsſteuer entſprechenden Bruttomiethzinſes eines Wohnbeſtand— 
theiles. Dieſer Bruttoertrag geſtaltet fid) verſchiedenartig bei den einzelnen Claſſen, beträgt aber in feinen 
Extremen. und zwar in der unterſten XI. Claſſe bei Gebäuden mit drei Wohnbeſtandtheilen 3 fl. 89 tr., in 
ver höchſten, I. Claſſe 35 fl. für einen Wohnbeſtandtheil. Nach den im Finanzminiſterlum vorfindigen 
Daten aus dem Jahre 1871 find 827 Orte der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterzogen. Von dieſen 
Orten haben die größten (211 an der Zahl) den Durchſchnittszins eines Gebäudebeſtandtheiles über 15 fl. 
Mit einem geringeren Durchſchnittszinſe find die übrigen 616 Orte, und zwar 422 mit einem Durchſchnitts— 
zinſe von 5 bis 15 fl., 116 mit 3 bis 5 fl., und 78 mit 1 bis 3 fl. ausgewieſen. Wenn nun auch die 
obigen Durchſchnittszinſe für einen Gebäudebeſtandtheil, daher nicht nur für die Wohn-, ſondern auch für 
die Nebenlocalitäten ausgewieſen erſcheinen, ſo iſt doch zu erwägen, daß bei Vermiethungen der größeren 
Objecte die Zahl der Wohn n bejtanbtbeile, jene der Nebenlocalitäten in der Regel überſteigt und bei Ver— 
miethungen von einer oder wenigen Stuben für kleine Miethparteien entweder wenige oder keine Neben— 
Localitäten zugegeben werden, daß daher die durchſchnittlichen Miethzinfe der eigentlichen Wohn n bejtaub- 
theile in den erwähnten Orten ſich kaum auf das Doppelte des für einen Beſtandtheil ausgewieſenen 
Durchſchnittszinſes, ſomit in 422 Orten auf 10 bis 30 fl., in 116 Orten auf 6 bis 10 fl., in 78 Orten 
auf 3 bis 6 fl., und im Ganzen und Großen noch immer niedriger ſtellen, als der obenerwähnte, für die 
der Hausclaſſenſteuer unterzogenen Gebäude berechnete Bruttozins, von welchem eine Steuer entrichtet 
wird, welche der ausgedehnten Hauszinsſteuer der gedachten 616 Orte gleichkommt. Hiebei iſt noch zu 
erwägen, daß in dieſen Orten Vermiethungen vorwiegen, daher auch die wirkliche Ertragsfähigkeit der 
Gebäude größer iſt, als in Orten, wo Vermiethungen nicht vorwiegen, und die Hausclaſſenſteuer vor— 
herrſchend iſt. 
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Die erwähnten Daten und Erwägungen deuten darauf hin, daß die fon dermalen Hodge elle 
Hausclaſſenſteuer — welche feit 1850 eine Erhöhung von ah ſodann von 100 Percent über tie urſprüng— 
lichen Tarife erlitten hat — gerechterweiſe im Großen und Ganzen nicht erhöht werden könne. Bei einer 
gerechten Einſchätzung des ſteuerbaren, deinen Nutzungswerthes der Gebäude, welche dieſer Steuer 
zu unterliegen haben, wären daher finanzielle Vortheile — das ift eine Vergrößerung des Steuereinkommens 
— nicht zu erwarten. Dieſe Einſchätzung würde aber bedeutende Koſten verurſachen, welche in den ſtati— 
ſtiſchen Tabellen (Seite 243) auf 1030,00 fl. veranfchlagt worden find, und dieſer Voranſchlag wird 
vorausſichtlich bedeutend überſchritten werden. Die erſchwerte Evidenzhaltung wird auch eine Koſtenver— 
mehrung zur Folge haben. Bedeutende Koſten werden endlich aus den beantragten periodiſchen, alle 
fünf Jahre wiederkehrenden Reviſionen erwachſen. Es muß daher genau erwogen werden, ob und in wie 
weit es angemeſſen ijt, an der beſtehenden Hausclaſſenſteuer, in welche fid) die Werth- und Vermögens— 
verhältniſſe ſchon eingefügt haben, zu rütteln. 


Wenn man aber willens iſt, über dieſe ſchwer wiegenden Bedenken hinauszugehen, und eine neue 
Steuergrundlage für die bisher der Hausclaſſenſteuer unterliegenden Gebäude durch Einſchätzung des 
ſteuerbaren Nutzungswerthes zu Schaffen, fo follen die fid) darauf beziehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
nicht unbillig fein, nicht eine die Einſchätzung einzwängende, fiscale Richtung verfolgen, wie dies gerade 
im vorliegenden Geſetzentwurſe der Fall ijt. 

In Bezug auf ſiscale Richtung ift die Regierungsvorlage des Jahres 1869 und der damals im 
Ausſchuſſe des Abgeordnetenhauſes beſchloſſene Antrag durch den gegenwärtig vorliegenden Entwurf über: 
boten. 


Schon in den Anträgen des Jahres 1869 war die für das flache Land nicht paſſende Beſtimmung 
enthalten, daß ber Nutzungswerth der Gebäude nach der Anzahl und Größe ber Wohnbeſtandtheile eine 
zuſchätzen ift ). Im gegenwärtigen Geſetzentwurſe will aber auch die Anzahl und Größe ber zu den Woh- 
nungen gehörigen Nebenlocalitäten bei der Einſchätzung berückſichtigt werden (S. 18). Als Neben- 
tocalitäten werden beiſpielsweiſe die Speiſekommern, Böden, Keller angeführt und hiezu ein recht dehn— 
bares et cetera beigefügt **). Dieſe Beſtimmung, im Zuſammenhange mit der anderen über die Minimal- 
ſätze des Nutzungswerthes für jeden Wohnbeſtandtheil, zwingt der Einſchätzung eine ſolche Richtung auf, 
daß nicht jener wirkliche und richtige Nutzungswerth, welchen das Gebäude als ein Ganzes unter den 
gegebenen Verhältniſſen hat, zu erfaſſen, ſondern vielmehr die Nutzungswerthe aller Gebäudebeſtandtheile 
zu ſuchen und aus der Summe derſelben der Nutzungswerth des ganzen Gebäudes feſtzuſtellen fein wird. 
Ein folder Vorgang dürfte den Verhältniſſen großer Städte entſprechen, weil in dieſen ein jeder Gebäude— 
beſtandtheil einen Miethwerth und auch Miethertrag haben kann. Auf dem flachen Lande haben aber die 
ſogenannten Nebenlocalitäten entweder keinen, oder einen geringen Nutzungswerth und werden auch 
meiſtens zur Aufbewahrung landwirthſchaftlicher Producte oder zu anderen landwirthſchaftlichen Zwecken 
benützt“). In Dörfern und auch in kleineren Städten gibt es Gebäude, welche unter vorübergehenden 


) Antrag des Steuerreformausſchuſſes vom Jahre 1869, 88. 13 und 14 lit, a, 

**) Dieſe Veſtimmung ijt noch erhärtet durch die im Motivenberichte der Regierung (Seite 14) dargelegte Ar- 
ſchauung, welche bei der Ausführung des Geſetzes fid) wird Geltung verſchaffen wollen; durch bie Anſchauung nämlich, 
hañ bei den nach dem Nutzungswerthe zu beſteuernden Gebäuden bie Nebenlocalitäten „in der für das ganze Haus 
erhobenen Werthſumme ebenſo vollſtändig berückſichtigt erſcheinen, wie in dem vertragsmäßig vereinbarten 
Jahres zinſe für eine Wohnung in zinsſteuerpflichtigen Orten“. 

AAK) So z. B. Böden, Keller in Bauernhäuſern, oder die in Wohnhäuſern eingebauten Räume für Wägen, Vieh 
u. dgl., welche, ba fie Beſtandtheile der Wohnhäuſer bilden unter die im $. 2, Punkt 8, von der Steuer befreiten land- 
wirhſchaftlichen Gebäude nicht gehören dürften. — Aus dieſem Anlaſſe glauben wir eine im Regierungsmotivenberichte 
(Seite 22 und 23) enthaltene Anfchauung hervorheben zu müſſen, welche dahin geht, daß der Ertrag jener Gebäude, 
welche zur Beſchaffung des von der Grundſteuer getroffenen Ertrages nothwendig ſind, bei Ermittlung des ſteuerbaren 
Grundertrages nicht berückſichtigt ift, — ferner, „daß ſchon durch die Befreiung der ſelbſtbenützten landwirthſchaftlichen 
Gebäude von der Gebäudeſteuer von Seite der Geſetzgebung eine Conceſſion gemacht wird, die fid) principiell 
keineswegs rechtfertigen läßt und nur durch techniſche Schwierigkeiten begründet werden kann“. — Solche 
Anſchauungen können nicht für's Allgemeine principiell aufgeſtellt werden, denn es muß hiebei auf den Stand der 
jeweilig beſtehenden Geſetzgebung Bedacht genommen werden. — Unſer Grundſteuergeſetz vom 24. Mai 1869, welches 
bei Abfaſſung des Motivenberichtes über die Gebäudeſteuer in Vergeſſenheit gerathen zu fein ſcheint, läßt den ſteuerbaren 
Reinertrag der Grundſtücke derart feſtſtellen, daß dadurch jener Ertrag erfaßt werde, welcher ſich unter der Vorausſetzung 
einer im Diftricte gemeingewöhnlichen Bewirthſchaftung nach Abſchlag aller nothwendigen gemeingewöhnlichen 
Bewirthſchaftungs- und Gewinnungskoſten durchſchnittlich für jeden Beſitzer ergibt. — Der gemeingewöhnliche Ertrag 
der Grundſtücke ift ohne gemeingewöhnliche landwirthſchaftliche Gebäude nicht erzielbar; er kann daher nur jo erfaßt 
werden, wie er fid) von den Grundſtücken ſammt den erforderlichen Gebäuden ergibt. — Der Ertrag der landwirthſchaft— 
lichen Gebäude wäre in dem eingeſchätzten gemeingewöhnlichen Grundertrage nur in dem Falle nicht einbegriffen, 
wenn man bei der Grundertragsſchätzung nicht nur die Koften der Erhaltung und Abnützung der landwirthſchaftlichen 
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einen Zinsertrag oder ſonſt einen Nutzen verſprechenden Verhältniſſen — z. B. für Unterbringung des 
Militärs oder eines Amtes und deſſen Beamten oder für zahlreiche Mitglieder einer Körperſchaft oder 
einer Familie — erbaut, mit der Aenderung dieſer Verhältniſſe aber ganz oder zum Theile unvermiethbar 
und nutzlos geworden ſind oder einen ſehr geringen Nutzen abgegeben. 


Bei Einſchätzung des Nutzungswerthes aller dieſer Gebäude in Orten, wo Vermiethungen zwar nicht 
vorwalten, aber ein größerer Theil der Gebäude fortdauernd vermiethet ift, foll nach dem Geſetzentwurfe 
(8.18 a) zur Gewinnung ziffermäßiger Anhaltspunkte auf die üblichen durchſchnitttlichen Miethzinſe der 
unmittelbar vorausgegangenen fünf Jahre Bedacht genommen werden. Welcher Theil der vermietheten 


Gebäude als ein größerer zu betrachten, und wie die Bedachtnahme auf die Miethzinſe zu geſchehen habe, 


ift den Anſichten der ausführenden Organe überlaſſen, und nicht einmal die nothwendige und gerechte 
Beſtimmung aufgenommen worden, daß dieſe Bedachtname nur unter genauer Berückſichtigung der Bere 
miethbarkeit und Grtragsfüfigfelt ber vorwiegenden Anzahl unvermietheter Gebäude ſtattfinden dürfe. 


Die Ertragsverhältniſſe der Gebäude in Orten, wo Vermiethungen vereinzelt oder gar nicht vor— 
kommen, find fon dieſes Umſtandes wegen offenbar verfdieden von den Ertragsverhältniſſen jener Orte, 
wo Vermiethungen in größerer Zahl vorkommen. Der Geſetzentwurf zwingt aber den ausführenden 
Organen die Anſchauung auf, daß die Nutzungswerthverhältniſſe der erſteren Orte jenen der letzteren 
ähnlich ſeien und nach dieſen beurtheilt werden können. Der Geſetzentwurf läßt nämlich auch in Orten, in 
welchen Vermiethungen vereinzelt oder gar nicht vorlommen, einen ziffermäßigen Anhaltspunkt für die 
Einſchätzung des Nutzungswerthes der Gebäude in den durchſchnittlichen Miethzinſen der anderen, ähnliche 
Verhältniſſe beſitzenden naheliegenden Orte ſuchen, ohne anzudeuten, wie die Aehnlichkeit und das 
Naheliegen zu verſtehen und zu beurtheilen ſei. 


Im Abſatze ¢ des 8, 18 wird den Einſchätzungscommiſſionen ein Minimum aufgezwungen, 
unter welches ſie den Bruttonutzungswerth nicht einſchätzen dürſen, und will dieſes Minimum nicht für 
ein ganzes Gebäude, ſondern für einen Wohnbeſtandtheil ſeſtgeſtellt werden, ſo daß ein kleines Gebäude, 
wenn es eine Schlafſtelle unter dem Dahe oder einen durch Holzwand in zwei getheilten Wohnungsraum 
hat, (don bedeutend höher eingeſchätzt werden müßte, als ein Gebäude von gleicher Größe, welches keine 
ſolchen Abtheilungen beſitzt. 


Das Minimum will bei Gebäuden mit einem Wohnbeſtandtheile auf 10 fl., bei Gebäuden mit zwei 
oder drei Wohnbeſtandtheilen auf 7, bei den übrigen Gebäuden auf 8 fl. für einen Wohnbeſtandtheil 
feſtgeſetzt werden“). 


Gebäude, ſondern auch den eigentlichen Ertrag dieſer Gebäude — nämlich die Zinſen von dem in dieſe Gebäude ange— 
legten Capitale — als eine Auslage betrachten und dieſelbe vom Grundertrage in Abzug bringen würde. — Go ift es in 
Preußen geſchehen, wo das Geſetz die Grundſtücke, mit Ausſchließung der Gebäude, einſchätzen ließ, und 
wo bie Gentralcommijfton im Sinne des Geſetzes principiell entſchieden hat, daß bie Zinſen des Gebäude- und Inven— 
tarialcapitals als Abzugsgegenſtand zu betrachten ſeien. — Anders verhält ſich die Sache bei uns. Bei der Berathung 
des Grundſteuergeſetzes im Hauſe der Abgeordneten wurde der Antrag geſtellt, nur die Erhaltungs- und Abnützungs— 
foften der Gebäude zu erheben und in Abſchlag zu bringen; biejer Antrag ift aber gefallen (Sitzung des Abgeordneten— 
hauſes vom 17. April 1869, ſtenogr. Prot. Seite 5618). Freundlicher wurde ein ähnlicher Antrag im Herrenhauſe vom 
damaligen Finanzminiſter aufgenommen, welcher erklärte, daß die Erhaltungs- und Abnützungskoſten der Gebäude nicht 
ſpeciell zu erheben ſeien, aber in einem gewiſſen Betrage berückſichtigt werden können (Sitzung des Herrenhauſes vom 
12. Mai 1869, ſtenogr. Prot. Seite 1997), — Den Antrag aber, daß auch der Ertrag der landwirthſchaftlichen 
Gebäude — das iſt: die Zinſen von dem in dieſe Gebäude angelegten Capitale — bei der Grundertragsſchätzung in 
Abzug gebracht werde, hat ſich Niemand bei uns zu ſtellen getraut. Dieſer Ertrag der Gebäude wird daher bei uns im 
eingeſchätzten Grundertrage einbegriffen fein, und zwar nicht nur der Ertrag der Scheuern, Speicher und ber zur Erzen- 
gung des Düngers und Verwerthung des Futters nothwendigen Stallungen, ſondern auch der Ertrag der Wohnungen 
lanbwirthſchaftlicher Beamten und Diener, zumal bei der Einſchätzung des Grundertrages auch keine Rückſicht genommen 
wird auf die Verwaltungskoſten, welche nicht nur beim Großgrundbeſitze, ſondern auch beim Kleingrundbeſitze beſtehen, 
da der Bauer ſeine Zeit und Mühe der Verwaltung ſeines Grundbeſitzes widmet. — Gegen den Vorgang, daß die Zinſen 
des Gebäudecapitales keinen Abzugsgegenſtand bei der Grundertragsſchätzung bilden, wollen wir keine Einwendung 
erheben, weil die Ausſcheidung des Ertrages der laudwirthſchaftlichen Gebäude vom gemeingewöhnlichen, ohne dieſe 
Gebäude nicht einmal denkbaren Grundertrage, und die abgeſonderte Einſchätzung und Beſteuerung dieſer Gebäude unge— 
meine Schwierigkeiten und Willkürlichkeiten zur Folge haben würde. 

Allein unter dieſen Umſtänden kann von einer durch die Geſetzgebung der Landwirthſchaft gemachten, principiell 
nicht zu . in der Befreiung landwirthſchaftlicher Gebäude von der Gebäudeſteuer liegenden „Conceſſion“ 
keine Rede fein. 


*) Im Regierungsentwurfe vom Jahre 1869 war das Minimum geringer feſtgeſetzt, nämlich für Gebäude mit 
nur einem Wohnbeſtandtheile auf 6 fl., für andere Gebäude auf 5 fl. für einen Wohnbeſtandtheil. In dem damaligen 
Entwurfe des Steuerreformausſchuſſes war dieſes Minimum angenommen, jedoch mit der Beſchränkung auf die 
benützten Wohnbeſtandtheile. Auch diefje Beſchränkung ijt in dem dermaligen Geſetzentwurfe weggefallen. 


i Durch diefe Feſtſtellung des Minimums werden zunächſt jene Gebäude mit ein bis brei Wohnbeſtand— 
theilen getroffen, welche dermalen in die XII. Hausſteuerclaſſe fallen und ſammt Zuſchlägen 1 fl. 63 kr. an 
Steuer entrichten. Zufolge des feſtgeſtellten Minimums dürften dieſe Gebäude, wenn ſie einen Wohn— 


beſtandtheil haben, nicht unter 10 fl., wenn ſie zwei Wohnbeſtandtheile haben, nicht unter 14 fl., wenn ſie 


drei Wohnbeſtandtheile haben, nicht unter 21 fl. eingeſchätzt werden. Bei Anwendung auch des höchſten 


für Erhaltungskoſten im $. 24 geſtatteten Abzuges von 30 Percent und des anzuhoffenden Steuerſatzes 


von 26% Percent vom Reinertrage dürften bie erſteren Gebäude nicht unter 1 fl. 87 fr, die zweiten nicht 
unter 2 fl. 61 kr., die dritten nicht unter 3 fl. 92 kr. beſteuert werden; es würden daher im günſtigſten 
Falle bie erſteren Gebäude, gegenüber der bisher entrichteten Steuer von 1 fl. 63 fr, eine Steuerhöhung 
von 9 Percent, die zweiten eine Steuerhöhung von 60 Percent, und die dritten von 140 Percent erleiden. 


Im 6. 18 lit. e des Geſetzentwurfes ift zwar ein zweites Alinea enthalten, welche ben Nutzungswerth 
der Morlakenhütten in Dalmatien, dann der Rohrhütten, Erdhütten und anderen ſchlechteſten Hütten auch 
unter das oben gedeutete Minimum zu ſtellen geſtattet. Dieſe Hütten haben aber auch dermalen einen 
geringeren Steuerſatz, welcher ſammt Zuſchlägen 81½ Tr, in Dalmatien 41 kr. beträgt, welcher aber cone 
ſequenterweiſe, ebenſo wie jener der anderen Häuſer von geringem Werthe, in demſelben, und vielleicht in 
einem noch höheren percentualen Verhältniſſe erhöht werden dürfte. Ueberdieß hat der Steuerreform— 
ausſchuß die Regierungsvorlage hierin derart geändert, daß der Nutzungswerth unter dem feſtgeſetzten 
Minimum nur bei jenen Erdhütten angeſetzt werden könne, welche kein Mauerwerk haben, ſo daß dieſe 
Hütten von der gerechten Begünſtigung ſchon ausgeſchloſſen wären, wenn ſie einen gemauerten Kamin 
oder Feuerherd beſitzen. 


Doch abgeſehen von der für derlei ſchlechteſte Hütten geſtatteten Ausnahme, iſt zu erwähnen, daß 
das im Geſetzentwurfe beantragte Minimum für die zu dieſer Ausnahme nicht gehörigen Gebäude einer 
aus factiſchen Zuſtänden geſchöpften Begründung entbehrt. 


Beim Finanzminiſterium haben wir zwar die in der Anlage 4 zuſammengeſtellten Daten über die 
Durchſchnittsmiethzinſe eines Gebäudebeſtandtheiles gefunden, jedoch nur aus ſolchen Orten, welche der 
Hauszinsſteuer ganz unterliegen, weil die Vermiethungen daſelbſt vorwiegen, welche Orte daher fon aus 
dieſem Grunde beſſere Gebäudeertragsverhältniſſe haben, als jene, in welchen die Vermiethungen nicht 
vorwiegen, und welche der Steuer nach dem eingeſchätzten Nutzungswerthe zu unterliegen haben. In 116 
dieſer Orte beträgt der Durchſchnittszins für einen Gebäudebeſtandtheil 3 bis 5 fl., in 78 aber nur 1 bis 
3 fl. für einen Gebäudebeſtandtheil. Viele dieſer Ort: find in Ländern und Gegenden gelegen, wo es keine 
Morlaken-, Rohr- und Erdhütten gibt, auf welche die Ausnahme von dem Minimum anwendbar wäre. Die 
daſelbſt für einen Gebäudebeſtandtheil ausgewieſenen Durchſchnittszinſe würden ſich für einen Wohn— 
beſtandtheil kaum mehr als auf's Doppelte ſtellen. — Dieß ſind aber Durchſchnittszinſe von ganzen Orten; 
bei den einzelnen Gebäuden können ſich die Zinſe oder Zinswerthe noch niedriger, daher offenbar geringer 


ſtellen, als die im Geſetzentwurfe für den Nutzungswerth feſtgeſetzten Minimalſätze von 10 fl. und 7 fl. 


Nach den bisherigen Vorſchriften war — bei allen der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterliegenden 
vermietheten Gebäuden, bei welchen die Steuer nach dem Miethzinſe geringer entfiel als die Hausclaſſen— 
ſteuer — der Steuerbetrag nach den für die Hausclaſſenſteuer beſtehenden Beſtimmungen zu bemeſſen und 
einzuheben. Nach dem neuen Geſetzentwurfe wird dies nicht mehr der Fall ſein. Es dürften ſich daher Fälle 
ereignen, daß die nach dem Miethzinſe zu bemeſſende Steuer in Orten, wo Vermiethungen vorwiegen, für 
die geringſten Gebäude niedriger ſein wird, als die nach dem feſtgeſetzten Minimalſatze des Nutzungs— 
werthes zu bemeſſende Steuer in naheliegenden Orten, wo Vermiethungen vereinzelt oder gar nicht vor— 
kommen. 


Bei den Ausſchußberathungen iſt zur Begründung des für den Nutzungswerth beantragten Minimums 
die Erreichung eines finanziellen Zweckes geltend gemacht worden. Von den 2,638.866 Häuſern, welche 
dermalen der Hausclaſſenſteuer unterliegen, ſind 2,363.211 oder 89.55 Percent in die geringſte 
XII. Claſſe eingereiht. Es will für ſolche Häuſer ein Minimum des Nutzungswerthes feſtgeſtellt werden, 
um einen Ausfall im Steuerertrage zu verhindern, ja auch eine Vermehrung dieſes Ertrages zu erzielen, 
zumal dieſe Vermehrung für die Beſitzer ſolcher Häuſer nicht drückend wäre, da auch ein vom Taglohn 
lebender Hausbeſitzer eine allenfalls auf 1 fl. 87 fr., 2 fl. 61 tr, 3 fl. 92 kr. entfallende Steuer von feinem 
Erwerbe aufbringen kann. 


In Folge der Feſtſtellung eines Minimums aus dieſen Gründen würde aber die Steuer bei allen 
Gebäuden, deren wirklicher Nutzungswerth unter das ſeſtgeſetzte Minimum fällt, nicht mehr das Gebäude, 
ſondern den perſönlichen Erwerb vom Taglohne treffen, und um gleichmäßig zu fein, müßte ſie auch auf 
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jene Orte, welche der Hauszinsſteuer unterliegen, ausgedehnt werden, und müßte ferner bei deren Bemeſſung 
auf den Preis des Taglohnes, welcher in den einen Orten bedeutend höher iſt, als in den anderen, Rückſicht 
genommen werden. 


Der obgedachte finanzielle Zweck ließe ſich in einer viel ſicheren und ſogar gerechteren Weiſe erreichen 
durch Aufſtellung eines Minimalſatzes für die Steuer ſelbſt. Dies wird geſchehen können nach 
Beendigung der Gebäudeeinſchätzungsoperationen auf Grund der hiebei geſammelten Daten, 
und zwar in dem im $. 23 des Geſetzentwurfes angedeuteten beſonderen Geſetze, in welchem das Ausmaß 
der Gebäudeſteuer feſtzuſtellen ſein wird. 


Will man aber ein Minimum des Nutzungswerthes im Voraus ohne gehörige Grundlage feſt— 
ſetzen, fo ſtelle man es nicht für den Bruttonuutzungswerth, ſondern für den reinen ſteuerbaren 
Ertrag, und zwar derart, daß dieſes Minimum nicht für die Commiſſionen bei der Einſchätzung maßgebend 
ſei, ſondern von der Steuerbehörde bei der Bemeſſung der Steuer angewendet werde. 


Denn das im $. 18 des Geſetzentwurſes beantragte, bie Commiſſionen bei der Einſchätzung bindende 
Minimum des Bruttonutzungswerthes kann und muß das Einſchätzungsgeſchäft beeinflußen und dasſelbe 
nicht nur in Bezug auf die Gebäude, auf welche das Minimum anwendbar iſt, ſondern auch in Bezug auf 
andere Gebäude beirren. Dort, wo der Nutzungswerth factiſch höher iſt, wird man doch auf die im Geſetze 
angedeutete Minimalziffer herunterſteigen wollen. Dort, wo der Werth factijd) geringer ift, wird die Come 
milf on. den Minimalſatz für die ſchlechteſten Gebäude anwenden müſſen. Der angewendete Minimalſatz wird 
ſodaun zum Ausgangspunkte dienen, an welchen die Nutzungswerthe der beſſeren Gebäude in ſteigenden 
Sätzen gereiht werden müßten, um der in 8. 18 Abſatz b angeordneten Einhaltung des richtigen Vere 
hältuiſſes zwischen den Gebäuden Genüge zu leiſten, 


mr —— 


Wir haben bereits die Ungleichmäßigkeiten und Ungerechtigkeiten in der Beſteuerung dargeftellt, 
welche fid) aus den im $. 24 beantragten Abzügen für Gebäudeerhaltungskoſten zwiſchen den einzelnen 
nach dem Miethzinsertrage zu beſteuernden Orten, insbeſondere zum Nachtheile der kleineren, ergeben 
müſſen. 

Am härteſten werden aber die nach dem Nutzungswerthe zu beſteuernden Gebäude auf dem flachen 
Lande durch die für fie (S. 24, Abſatz 3) in ähnlichen Ziffern wie in Städten ſeſtgeſetzten 15: bis 30per— 
centigen Abzüge für Erhaltungskoſten getroffen werden. Zu gering ſind dieſe Percente in ihrer abſoluten, 
noch mehr aber in ihrer relativen Ziffer, das iſt im Verhältniſſe zu den für Städte zugeſtandenen. Es iſt 
ſchon dargeſtellt worden, welchen Einfluß der Werth des Bauareacapitals auf das Reſultat der Bemeſ— 
ſung der Abzugspercente übt. Während die für Wien, wo der Areawerth der größte ift, mit 15 Percent 
vom Geſammtertrage der Gebäude für deren Erhaltung zugeſtandenen Abzüge bei vielen Gebäuden 30 
bis 105 Percent vom Ertrage des in den Bau gelegten Capitals bilden, follen fie auf dem flachen Lande, 
wo der geringe Werth der Bauarea gar nicht in die Wagſchale kommt, mit mur 15 bis 30 Percent von 
dieſem Ertrage, alſo viel geringer bemeſſen werden, während factiſch die Sache ſich gerade umgekehrt 
verhält. Rauher iſt das Klima auf dem flachen Lande und übt auf die daſelbſt iſolirt ſtehenden Gebäude 
einen nachtheiligeren Einfluß als in den Städten. Von großem Einfluſſe auf die Erhaltungskoſten iſt auch 
die Bauart. Wenn in großen Städten ein Dach nothwendig iſt für Gebäude, die 10.000 bis 50.000 fl. 
Ertrag abwerfen, ſo ſind auf dem flachen Lande 10 bis 40 Gebäude mit ebenſo großen Dächern noth⸗ 
wendig, um einen folden Ertrag zu bieten. Deutlich ftellt fid) auch die Unzulänglichkeit der für das flache 
Land beantragten Abzugspercente bei Gebäuden von geringſtem Werthe heraus. Hölzerne Gebäude mit 
dem geringſten Nutzungswerthe von 10 fl. werden einen Capitalswerth von wenigſtens 100 fl. haben. 
Der höchſte 3Opercentige Abzug wird 3 fl. betragen, wovon auf die Feuerverſicherung allein, bei einer 
Prämie von 1%, Percent vom Capitalswerthe, 1 fl. 25 kr. entfällt, und für die anderen Erhaltungs- 
koſten der Betrag von 1 fl. 75 kr. übrig bleibt. Es wäre jedoch unmöglich, zu behaupten, daß die 1 fl. 
75 fr. oder auch die 3 fl. für die Abnützung eines folden aus undauerhaften Materialien gebauten Hauſes 
und für die jährlichen zur Inſtandhaltung desſelben erforderlichen Reparaturen ausreichen können. 


Um nun aber auch den für das flache Land ungerechten, im Geſetzentwurfe enthaltenen, grundſätz— 
lichen Beſtimmungen die Krone aufzulegen, will im $. 28 die Steuerabſchreibung, in den nach dem Mieth⸗ 
zinsertrage zu beſtenernden Orten für jeden Fall der Leerſtehung der Gebäude oder der Gebäudebeſtand— 
theile zugeſtanden werden, während ſie auf dem flachen Lande nur auf ſeltene Fälle eingeſchränkt wird, 


y 
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und zwar auf ſolche Fälle, welche wahrſcheinlich nicht eintreten werden“). Der Beſitzer eines nach dem 
Nutzungswerthe zu beſteuernden Gebäudes oder Gebäudebeſtandtheiles, welches ihm keinen Nutzen bringt, 
wird ſich von der ſchweren darauf laſtenden Steuer nur durch das Niederreißen des Gebäudes befreien 
lönnen. i 


Bei den Berathungen im Steuerreformausſchuſſe ift oftmals betont worden, daß bie Einſchätzung 
des Nutzungswerthes der Gebäude durch Commiſſionen erfolgen wird, welche aus Mitgliedern zuſammen— 


geſetzt werden, deren Mehrheit dem Stande der betheiligten Hausbeſitzer angehört, welche daher den Ber- 


hältniſſen billige Rückſicht tragen werden. Allein dieſe Commiſſionen müſſen nach den geſetzlichen Beſtim— 
mungen und nach den innerhalb derſelben zu erlaſſenden finanzminiſteriellen Juſtructionen vorgehen; fie 
werden in ihrem durch die Minimen der Nutzungswerthe, durch die ziffermäßig feſtgeſtellten Abzugs— 
percente und andere unbillige Beſtimmungen gebunden fein. Die Finanzorgane werden in dieſen Commiſ— 
fionen auch ein gewichtiges Wort führen. Wenn die Beſchlüſſe der einen oder der anderen Commiſſion von, 
den Anträgen der durch das Finanzminiſterium ernannten Referenten in Bezug auf Bruttonutzungswerthe 
differiren, ſo werden dieſe Anſichten, ebenſo wie es bei der Grundertragsſchätzung der Fall iſt, neben den 
Commiſſionsbeſchlüſſen in den Acten erſichtlich gemacht und werden ſich bei den oberen Commiſſionen 
Geltung verſchaſſen, insbeſondere bei der Centraleommiſſion, wo auch die vom Reichsrathe gewählten, 
mit den Verhältniſſen aller Länder nicht bekannten Mitglieder zumeiſt auf die Referentenanträge compro— 
mittiren werden. Die Sanirung der unbilligen geſetzlichen Beſtimmungen kann nicht bei der Ausführung 
derſelben geſucht werden. 


Man hat ſich auch bei den Ausſchußberathungen auf die Beiſpiele anderer Staaten, insbeſondere 
der angrenzenden deutſchen Staaten: Preußen, Sachſen und Baiern berufen. Es iſt überhaupt ſchwer, 
angemeſſene Vergleichungen mit den Gebäudeſteuergeſetzen anderer Staaten anzuſtellen, denn es wäre 
hiezu die genaue Kenntniß auch der anderen Steuergeſetze dieſer Länder erforderlich, forie der Verhält— 
wife, welche vor der Erlaſſung dieſer Geſetze beſtanden haben. Auch müßte auf die in dieſen Staaten 
geltenden Steuerſätze Rückſicht genommen werden. Denn viel ſchärfer muß bei uns auf die Gleichmäßigkeit 
der Steuergrundlage Bedacht genommen werden — da wir eine Steuer von 26 Percent vom 
Reinertrage oder darüber zu gewärtigen haben — als in anderen Staaten, welche geringe Steuerſätze 
haben, wie z. B. Preußen, wo der Steuerſatz für hauptſächlich zur Wohnung dienende Gebäude mit 
vier Percent und für andere Gebäude mit zwei Percent vom Bruttoertrage feſtgeſtellt worden iſt. 
Allein auch in Preußen, ebenſo wie in Sachſen und Baiern, iſt in den geſetzlichen Beſtimmungen 
ein ſtrenger Unterſchied zwiſchen den Orten, wo Vermiethungen vorwiegen, und den anderen Orten vor— 
handen, und find zur Einſchätzung des ſteuerbaren Extrages ſolche Regeln feſtgeſtellt worden, welche 
dieſen Ertrag in den letzteren Orten gerechterweiſe bedeutend mäßiger als in den erſteren zu ſtellen anord— 
nen“); denn obgleich man auch dort die betheiligten Steuerträger bei der Ausführung der Gebäudeein— 
ſchätzung mitwirken ließ — und insbeſondere in Preußen und Baiern alle Mitglieder der Veranlagungs— 
commiſſionen mit Ausnahme des Vorſitzenden dem Stande der betheiligten Steuerträger angehören, in 
Baiern überdies alle von den Steuerträgern gewählt werden — ſo wollte man doch im Geſetze ſelbſt 
keine unbilligen Einſchätzungsvorſchriften feſtſtellen. Man wollte ſich dort der Ueberzeugung nicht ver— 
ſchließen, daß in ſolchen Orten die Gebäude in der Regel nicht vermiethet werden und auch nicht ver— 
miethet werden können, daß es bei ſolchen Gebäuden keinen eigentlichen Ertrag gibt, daß die darauf 
laftende Steuer fid) nicht als eine eigentliche Ertragsſteuer, ſondern vielmehr als eine Conſumtionsſteuer, 
als eine Beſteuerung des befriedigten Wohnbedürfniſſes darſtelle, daß dieſe Steuer nicht vom Einkommen 
des beftenerten Gegenſtandes, ſondern von einem anderweitigen Einkommen oder Verdienſte beſtritten, 


) Im $. 18 lit. a ift zwar die Beſtimmung enthalten, daß bie Gebäudebeſtandtheile, welche in den, der 
Steuerveraulagung vorausgegangenen fünf Jahre gänzlich unbenützt und leer ſtanden, bei der Nutzwertherhebung 
nicht zu berückſichtigen ſeien. Iſt es aber denkbar, daß es Gebäude gebe — mit Ausnahme jener, deren Theile ſeit Jahren 
in Verfall gerathen und nur Ruine bilden — in welchen einzelne Beſtandtheile durch ganze fünf Jahre auch nicht vorüber— 
12 benützt worden ſeien oder bei denen eine ſolche fünfjährige gänzliche Nichtbenützung und Leerſtehung erweisbar 
väre 

Im g. 28 lit. B, Abſatz b ift weiter für die nach dem Nu zungswerthe zu beſteuernden Gebäude die Conceſſi te 
gedacht, daß bie Steuerabſchreibung ſtattzufinden habe, wenn ein G e bäude rwe lic während eines ganze y Jahres 
leer ſteht. Eine vorübergehende Benützung im Jahre hindert ſchon die Steuerabſchreibung. Ueberdies iſt es auch hier 
nicht denkbar, daß ein Gebäude mit Ausnahme eines wegen Baufälligkeit geſperrten durch ein ganzes Jahr nicht einmal 
ſolche Bewohner habe, welche es vor Beſchädigung ſchützen. ` 


%) Siehe die betreffenden Auszüge aus den Geſetzen Preußen, Baierns und Sachſens in der Anlage C. 


d 
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daher geringer bemeſſen werden müſſe, als die Steuer von Gebäuden in Orten, wo Vermiethungen 
vorwiegen und der Zinsertrag vom Hausbeſitzer wirklich eingehoben wird oder jederzeit in Folge der 
Vermiethung eingehoben werden kann. 


Eine ſolche Ueberzeugung hat ſich aber in dem Geſetzentwurfe unſerer Regierung und des Steuer— 
reformausſchuſſes die Bahn nicht gebrochen, 


Im Allgemeinen. 


Die aus den Beſtimmungen des Geſetzentwurſes zu gewärtigenden Folgen laſſen ſich fürs Große und 
Ganze derart zuſammenfaſſen, daß der ſteuerbare Reinertrag in Wien, ebenſo wie in anderen Orten, welche 
der urſprünglichen Hauszinsſteuer unterliegen, vermindert, in anderen hauszinsſteuerpflichtigen oder nach 
dem Nutzungswerthe zu beſteuernden Orten aber bedeutend erhöht werden ſolle. 


Abgeſehen von den Beſtimmungen, welche die Feſtſtellung des Bruttonutzungswerthes in eine 
fiscale Richtung einzwängen, wollen wir hier die Folgen der im Geſetzentwurfe beantragten Bemeſſung 
der Abzugspercente ziffermäßig darſtellen. 


Unſerer Anſicht nach ſtellen ſich die Erhaltungs- und Abnützungskoſten in den ertragsreichſten 
Häuſern Wiens — wo der Bauarealwerth drei- bis ſechsmal größer ift, als das in den Bau angelegte 
Capital — factiſch kaum auf fünf Percent vom Miethzinsertrage, während fie in den kleinen 
Städten und Dörfern factiſch auch 40, 50, 60 und 75 Percent des Bruttoertrages in Anſpruch nehmen. 


Dieſe Anſicht ift im Steuerreſormausſchuſſe von mehreren Mitgliedern desſelben als nicht begründet 
und übertrieben angeſehen worden. Den Mangel an aus factiſchen Zuſtänden geholter Begründung 
können wir aber auch den von der Majorität des Ausſchuſſes beantragten Abzugspercenten vorwerfen “). 


Zur Begründung unſerer Anſchauung diene auch das Beiſpiel Sachſens, wo es keine ſo heterogenen 
Verhältniſſe wie in Oeſterreich gibt, wo es weder ſolche Gebäude gibt, welche den ertragsreichſten Wiens 
gleichlommen, noch fo ſchlechte wie in vielen Städtchen und Dörfern Oeſterreichs. In Sachſen find jedoch 
im Geſetze vom Jahre 1838 die Ubzugspercente für Wohnhäuſer mit 10 bis 50 Percent, für Fabriks— 
und Gewerbshäuſer bis 70 Percent vom Bruttoertrage zugeſtanden. In einer von der ſächſiſchen Regie— 
rung im Jahre 1868 berufenen Verſammlung von Sadyverftärdigen, an welcher auch Steuerbeamte 
theilgenommen haben, wurde einſtimmig beſchloſſen, daß die Abzugspercente im Allgemeinen bis 
50 Percent und bei Fabriks- und Gewerbsgebäuden bis 75 Percent von Bruttoertrage anzunehmen ſeien. 

Wäre nun unſere Anſchauung, welche jener der ſächſiſchen Sachverſtändigen nahekommt, die richtige, 
fo würde bei der Anwendung der unrichtigen im Geſetzentwurfe der Ausſchußmajorität beantragten Abzugs— 
percente bie Beſteuerung des factiſchen Reinertrages fid) in folgenden Ziſſern darſtellen: 


*) Aus ben Aeußerungen des Herrn Regierungsvertreters im Ausſchuſſe haben wir entnommen, daß keine Gre: 
bungen, keine Daten über Minimalmiethzinſe auf dem flachen Lande oder aus probeweiſe eingeſchätzten Nutzungswerthen 
vorliegen, welche zur Darweiſung der Angemeſſenheit der für den Nutzungswerth im 8. 18 beantragten Minimalſätze 
und der im §, 24 für die Erhaltungskoſten beantragten Abzugspercente dienlich wären. Erſt am 19. December erlangten 
wir einige Daten, welche die beantragten Minimalſätze des Nutzungswerthes als zu hoch gegriffen darſtellen dürften. Wir 
haben daher bei der Wiederaufnahme ber Berathungen nach den Ferien im Ausſchuſſe den Antrag geſtellt: 1. daß Sad- 
verſtändige aus verſchiedenen Ländern einzuladen wären, welche Aufklärungen über die Koſten der Gebäudeerhaltung bei 
Gebäuden von verſchiedener Lage und Bauart und über das Verhältniß dieſer Koſten zum Bruttoertrage zu ertheilen 
hätten; 2. daß der Regierungsvertreter erſucht werde, die ſich auf das flache Land beziehenden Daten vorzulegen, und 
zwar über die Durchſchnittsmiethzinſe, über die geringſten Miethzinſe für ein Gebäude- und einen Wohnbeſtandtheil, und 
über den geringſten Capitalswerth von Gebäuden mit einem bis drei Wohnbeſtandtheilen. Dieſer Antrag wurde jedoch 
vom Ausſchuſſe abgelehnt. 


— TUTTA 
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` L Die mit 26 Percent von jenem 
Bleibt von je 100 Reinertrage, welder nach den 

des Bruttoertrages on Beſtimmungen des Geſetzentwurfes 

Reinertrag feſtgeſtellt wird, bemeſſene Steuer 


Bei Gebäuden, wo die 
Erhaltungskoſten in Percenten 
vom Bruttoertrage 


nach dem nach den belaſtet 
fi factifd) [Geſetzentwurfe v Beſtimmungen x den factiſchen 
gelen auf ſaber zu bemeſſen factiſch des beträgt Reinertrag mit 
ſind auf Geſetzentwurfes Percenten 
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Zu folden Härten und Ungleichmäßigkeiten führen bte Beſtimmungen des Geſetzentwurfes, im Zuſamen— 
hange mit dem zu gewärtigenden hohen Steuerſatze. Dieſen hohen Steuerſatz ſoll man immer 
vor Augen haben, da gerade er es zur gebieteriſchen Nothwendigkeit macht, daß die Steuer— 
grundlage, auf welche er angewendet wird, eine gerechte und gleichmäßige ſei. 

Finanzielle Vortheile verſpricht man ſich von der beantragten Regelung der Gebäudeſteuer. Man 
tanu fih aber dabei arg verrechnen. Denn finanzielle Vortheile kann man von einem Geſetze, welches die 
Veranlagung einer recht ſchweren Steuer regelt, nur dann mit einiger Sicherheit erwarten, wenn die Um— 
legung der Steuer auf die einzelnen Steuerträger eine verhältnißmäßig gerechte iſt. Wenn aber der vor— 
liegende Entwurf zum Geſetze wird, fo kann es nicht in das Gebiet des Unmöglichen fallen, daß die 
Mängel dieſes Geſetzes und die daraus folgende Ungleichmäßigkeit der Beſteuerung ſich vor oder während 
der Ausführung immer klarer herausſtellen, die Ueberzeugung von dieſer Ungleichmäßigkeit in immer 
weitere Kreiſe dringen, und auch in einem, allenfalls in einer anderen Zuſammenſetzung verſammelten Ab- 
geordnetenhauſe einen folden Widerhall finden wird, daß entweder bei der im $. 23 vorgedachten Feft- 
ſtellung des Ausmaßes der Gebäudeſteuer, dieſes Ausmaß — um die große Mehrheit der Orte nicht allzu— 
hart und ungerecht zu treffen — geringer feſtgeſetzt werden, und keine finanziellen Vortheile bringen 
dürfte — oder noch vor Feſtſtellung des Ausmaßes Aenderungen im Geſetze und neue, mit Zeitverluſt 
und Auslagen verbundene Erhebungen angeordnet werden müßten. 

Es iſt zu bedauern, daß man bei der Behandlung des Geſetzentwurfes nicht dem Beiſpiele Preußens, 
beffen Gebäudeſteuergeſetz im Motivenberichte der Regierung bezogen wird, gefolgt ift. In Preußen find 
durch mehrere Jahre Gutachten von Sachverſtändigen geſammelt, und zuletzt unter Mitwirkung der aus 
verſchiedenen Provinzen berufenen Sachlenner Geſetzentwürfe für die Grund- und Gebäudeſteuer zuſtande 
gebracht worden. Dieſe Entwürfe haben ſodann die Grundlage der im Landtage beſchloſſenen und ſanctio— 
nirten Geſetze vom Jahre 1861 gebildet. 

Auch bei uns hätten viele Mängel des vorliegenden Geſetzentwurfes beſeitigt werden können, wenn 
genaue Erhebungen der factiſchen Zuſtände gepflogen worden wären, und die aus verſchiedenen Ländern 
berufenen Sachverkenner an der Berathung und Beſchließung des Entwurfes theilgenommen hätten. *) 


— 


) Wir können bei dieſem Anlaſſe nicht umhin, das im Jahre 1869 beſchloſſene Grundſteuergeſetz anzuführen, in 
welchem zwar das preußiſche Geſetz zum Vorbilde genommen, in dieſem Vorbilde aber ſolche Aenderungen und Zuſätze 
eingeſchaltet worden ſind, welche unſeres Erachtens auf die Bildung der neuen Steuergrundlage in Bezug auf Einhal- 
tung des richtigen Verhältniſſes nachtheilig einwirken, überdies aber auch die Durchführung der Grundertragsſchätzung 
durch Sammlung einer Maſſe von Behelfen und Anbahnung von Rechnereien mit einem nutzloſen und ſo ſchwerfalligen 
n ME haben, daß diefe Durchführung vielfach länger dauern und vielfach mehr Koſten verurſachen wird 

in Preußen. 
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Obgleich das preußiſche Geſetz die Einſchätzung der Gebäude in die Hände der durch locale Vertre— 
tungen gewählten Commiſſionen gelegt hat, ſo war doch im Geſetze die weitere Vorſchrift enthalten, daß für 
jede Provinz nach Vernehmung des Provinziallandtages die Merkmale zuſammenzuſtellen 
ſeien, nach welchen in Orten, wo Vermiethungen nicht vorwiegen, die ſteuerpflichtigen Gebäude mit Be— 
rückſichtigung der in der Provinz obwaltenden Verhältniſſe in die einzelnen Stuſen des im Geſetze ziffer— 
mäßig ſeſtgeſtellten Tarifes eingeſchätzt werden follen. Selbſt in dem centraliſtiſch regierten Frankreich wird 
das Contigent an directen Steuern von der Reichslegislative für einzelne Departements ſeſtgeſtellt, bei der 
Vertheilung dieſes Contigentes aber im Junern der Departements und Arrondiſſements eine namhafte 
Einflußnahme den Conseils genereaux und den Conseils d'arrondissements überlaſſen. 

Bei uns beſtehen Landesordnungen, in welchen ein Paragraph derart lautet; „Die mitwirkende und 
überwachende Einflußnahme des Landtages in Steuerſachen, namenllich in Betreff der Umlegung und Eine 
hebung der landesſürſtlichen directen Steuern wird durch beſondere Vorſchriften geregelt.“ — Dieſen 
Paragraphen der Landesordnungen will man aber als einen überwundenen Standpunkt betrachten, Die 
den Landtagen zugeſicherte Einflußnahme iſt weder im Grundſteuergeſetze vom Jahre 1869, noch in dem 
vorliegenden Geſetzentwurſe über die Gebäudeſteuer zugeſtanden. Man will ſich bei uns noch immer der 
Ueberzeugung verſchließen, daß ſelbſt ſtaatswirthſchaftliche Gründe für eine ausgiebige Einflußnahme der 
Landtage auf die Steuerumlegung und Einhebung ſprechen, weil die mit den Landesverhältniſſen beffer be» 
kannten Landtage eine ſolche Aufgabe beffer löſen können, als die Centralbehörde und die Reichslegislative. 

Nach dem preußiſchen Geſetze vom Jahre 1861 wird die Steuergrundlage durch Einſchätzung aller 
Gebäude in Stadt und Land auf eine Steuerperiode von 15 Jahren geſchaſſen, und ſoll die Reviſion der 
Einſchätzungen von 15 zu 15 Jahren eintreten. 

In dem uns dermalen vorgelegten Geſetzentwurſe will aber für die nach dem Nutzungswerthe ein 
zuſchätzenden Gebäude die Steuerperiode auf fünf Jahre ſeſtgeſtellt und die Reviſion alle fünf Jahre vor— 
genommen (8. 22), und überdies noch bie fid) während der Steuerperiode ergebenden Aenderungen 
commiſſionell behandelt werden (8. 24), Dieſes immerwährende Einſchätzen wird aber ganz ſicher in jeder 
fünfjährigen Periode mindeftens 1,500.000 fl. often; ein ſicherer finanzieller Erfolg läßt fid) aber von 
den fünfjährigen Reviſionen nicht erwarten. 

In dem vorliegenden Geſetzentwurſe will weiters in den Orten, wo die Gebäude nach dem Bing: 
ertrage beſteuert werden ſollen, die bisherige Einhebungsart der Hauszinsſteuer behalten werden, mit allen 
ihren Schreibereien und Plackereien, mit den jährlichen Faſſionen und Gebäudebeſchreibungen, mit den An— 
zeigen in jedem Falle des Leerſtehens, der Veränderung der Miethpartei und der Miethzinſe, mit den 
amtlichen Prüfungen und Richtigſtellungen dieſer Faſſionen, Beſchreibungen und Anzeigen, mit den Amts— 
handlungen über zahlreiche aus dieſem Anlaffe vorkommende Straffälle, mit allen den bedeutenden Koſten, 
welche dieſe unzähligen Amtshandlungen nach ſich ziehen. 

Alle dieſe bedeutenden Auslagen werden wieder aus den Steuerträgniſſen gedeckt werden müſſen. Es 
wäre aber ſchon an der Zeit, auch darüber zu denken, daß dem Staatsſchatze nicht 
ſowohl durch Steuererhöhungen als vielmehr durch Erſparung unnützer Auslagen 
geholfen werden ſolle. 


Wenn eine wirkliche Reform der Gebäudeſteuer beabſichtigt wird, ſo muß man ſich befleißen, eine 


einheitliche Steuergrundlage für alle Gebäude zu ſuchen, eine Steuergrundlage, welche eine Gleich— 
mäßigkeit der Steuerveranlagung in ſichere Ausſicht ſtellen dürfte. 

Die entſprechendſte Grundlage bietet der gemeine Capitalswerth der Gebäude, das iſt jener Werth, 
welchen das Gebäude unter den gegebenen Verhältniſſen für jeden Beſitzer hat, um welchen es einen 
Käufer leicht finden könnte.“) Würde man aber auch bei der Schaffung der Steuergrundlage dem ermit— 
telten reinen Ertrage oder Nutzungswerthe den Vorzug geben wollen, ſo wäre dieſer Ertrag oder Nutzungs— 
werth durch Vergleichung mit dem Capitalswerthe zu prüfen und hiernach richtig zu ſtellen. Denn nur im 
Capitalswerthe können alle jene Momente zum vollinhaltlichen Ausdrucke gelangen, welche auf den 
Reinertrag gewichtig einfließen, deren Berückſichtigung aber ſich nicht durch ſpecielle Beſtimmungen regeln 
läßt, weil Niemand im Stande iſt, ſolche Beſtimmungen hiefür feſtzuſtellen, welche auf die in einem großen 
Reiche obwaltenden verſchiedenartigen Verhältniſſe im gleich gerechten Maße anwendbar wären. Ueberdies 
wird auch der Capitalswerth den einſchätzenden Commiſſionen mit Zuhilfenahme der vorgefallenen Käufe 
leichter erfaßbar fein, als der Nutzungswerth, welcher in Orten, wo Vermiethungen nicht vorkommen, fic) 


*) Eine ſolche Steuergrundlage wird in den nordamerikaniſchen Staaten und in manchen Kantonen der Schweiz 
angewendet. Im Königreiche Würtemberg hat das Geſetz vom Jahre 1821 und das neueſteGeſetz von 1873 den erhobenen 
Capitalswerth der Gebäude zur Grundlage der Steuerveranlagung genommen. 
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nicht aus dem Thatſächlichen ermitteln, ſondern nur ideell aufſtellen läßt, und von welchen wieder die ſchwer 
zu beurtheilenden Erhaltungs- und Abnützungskoſten in Abzug zu bringen ſind. 

Soviel ijt aber nach der Anſchauung der Minorität gewiß, daß die Mängel des vom Steuerreform— 
ausſchuſſe eingebrachten Geſetzentwurfes zahlreich und bedeutend ſind und ſich durch Amendements bei der 
Specialberathung im Haufe nicht beſeitigen laffen, zumal fie in den grundſätzlichen Beſtimmungen 
gelegen ſind. 

Die Minorität ſtellt daher den oben sub I angeführten Antrag. 


Wien, am 3. Februar 1875. 


Arzeczunowicg, 
Berichterſtatter der Minorität. 


5 * 
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Anlage A A zum Berichte der Minoritát, (Siehe Seite 55.) 


Verzeichniß der Orte, 


welche dermalen der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterliegen, und ber bafelbft im Jahre 1871 
beſtandenen Durchſchnittszinſe eines Gebäudesbeſtandtheiles, nebſt Angabe der Steuererhöhung, welche 
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die Gebäude dieſer Orte durchſchnittlich für den Fall zu gewärtigen hätten, wenn das vom Steuerreſorm 


ausſchuſſe beantragte Geſetz über die Gebäudeſteuer zur Ausführung gelangt, und auf diefe Orte ber 


Steuerſatz angewendet wird, welcher dermalen für die urſprünglich zinsſteuerpflichtigen Orte befteht, 


Durchſchnitts 
miethzins 

Anzahl] eines Webän 
E debeſtand 
der theiles in 


Orte | Gulden öfter 


reichiſcher 
Währung 


In Niederöſter reich: Altkettenhof, Amſtetten, Atzgersdorf, 
Brunn, Breitenſee, Baumgarten, Brühl, Bruck, Dornbad), 
Dörfel, Floridsdorf, Gerſthof, Grinzing, Hacking, Hadersdorf, 
Hetzendorf, Hütteldorf, Jedlersdorf, Kalksburg, Klauſen, 
Krems, Korneuburg, Laing, Lieſing, Mauer, Mödling, Neun 
kirchen, Neulengbach, Neuwaldegg, Neu Leopoldau, Ottakring, 
Perchtoldsdorf, Pötzleinsdorf, Purkersdorf, Rodaun, St. Pöl 
ten, St. Veit, Schwechat, Simmering, Salmannsdorf, Spei 
fing, Stadlau, Stein, Stockerau, Ternitz, Unter-Gievring, 
Vöslau, Weidlingau, Wiener-Neuſtadt, Weikersdorf u. A. 


y “N 


5 bis 15 


unter 5 


Ebenfurt, Horn, Hainburg, Kloſterneuburg, Waidhofen a. b. 
Ybbs, Pbbs u. A. „„ 


kleinere Orte . . 
In Oberöſterreich: Gmunden, Hall, Iſchl, Kaltenbach, Klein 
münchen, Mühlbank, Steyer, Traunsdorf, Unterfelbern, Wels, 10 
Aigen, Aſchach, Braunau, Enns, Efferding, Freiſtadt, Grün 
burg, Lambach, Mauthhauſen, Mattighofen, Neufelden, Dites- 
heim, Prägarten, Payerbach, Rohrbach, Ried, Raab, Schwert 
berg, Steyeregg, Schwanenſtadt, Vöklamark, Weyer u. A. 


15 bis 


kleinere Orte . unter 5 


In Steiermark: Bruck, Cilli, Gleichenberg, Brunndorf, Leoben, 
| Marburg, Pettau, Unter-Raudnitz, Voitsberg, Waajen . 

| Hartberg, Gleisdorf, Fürſtenfeld, Judenburg, 

Köflach, Piſchk, Leibnitz, Waltendorf , , 

| Unger-Borftadt, St. Ruprecht 

| In Salzburg: Froſchheim - d 

Mönchsberg, Lehen, Riedenburg, eau 1 


Feldbach, 


unter ! 
15 bis 


15 bis 45 


Ab 


5 biš 15 


15 bis 45 


5 biš 15 


Die durch— 
ſchnittlich für 
den ganzen 
Ort zu gewär 
tigende 
Steuererhö 
hung in Per 
centen 
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Durchichnitts- 
miethzins 
Anzahl] eines Gebäu— 
debeſtand— 
theiles in 
JOrte | Gulden öfter- 
reichiſcher 
Währung 


15 bis 45 
5 bis 15 
15 bis 45 


In Kärnten: Villach, 
St. Veit, Wolfsberg - ; 
In Krain: Ubmat, Unter-Schifchla — . 


Biſchofslal, Krainburg, Kropp, E Hummer 
Stein, Steinbüchel. , c , e 


5 bis 15 


betas Unter Abrig I. or 9 Kotten n A. Al unter 5 
Im Süftenlanbe: Pola über 45 
Muggia 15 bis 45 


Capo d'Iſtria, Cormons, Fogliano, Grafenberg, Gradiska, 
Monfalcone, Preſtau, Parenzo, Pieris, Pirano, Rovigno, 
Rojenthal . T 
Gtaro-göra, St. Pol . 

Dalmatien: Sebenico, Obrovazzo 

In Bezug auf die Städte Zara, Spalato, Cattaro iſt oben 
(Seite 55) dargeſtellt worden, daß ſie eine Steuererhöhung 
Y t bon 24˙3 Percent zu gewärtigen hätten, 


5 Dié 15 
unter 5 
15 Dié 45 


c2 


liber 45 


= 


Böhmen: Karolinenthal UI AIG 
Auſſig, Arnau, Alt-Bunzlau, Alt-Habendorf, Böhmiſch-Leipa, 
Braunau, Brig, Budweis, Brandeis, Bodenbach, Eger, 
Groß-Cakowie, Holesowie, Hohenelbe, Jikin, Jaromet, 
Joſeſſtadt, Johannisbad, Jung-Bunzlau, Kolin, Kohlſtadt, 
Königgrätz, Königinhof, Komotau, Katharinenberg, Kladno, 
Kralup, Leitmeritz, Libotz, Melnik, Nachod, Neu-Paulsdorf, 
Nürſchan, Owenee, Podol, Pilſen Piſek, Pardubic, Pribram, 
Rafonic, Raudnic, Reichenberg, Rochlie, Roſenthal, Roſtok, 
Rumburg, Sekerau, Saat, Selz, Smichow, Schlan, Streſowitz, 
Tabor, Tetſchen, Trautenau, Visovic, Vysocan, ee, 
Wran, Weinbergl, Weißdorf, Weiher u. A. 5 A A 


RT 


15 bis 45 


5 bis 15 
unter 5 


n E Orte aA TRR STAT TIER AES 


In Mähren: Gaja, Ung.-Hradiſch, Iglau, Koloredow, Kremſier, 
Miſtek, Neutitſchein, Mähr.-Oſtrau, Privus, Proßnitz, Schön⸗ 
berg, Sternberg, Wiſchau, Znaim . 

Ung.-Brod, Holleſchau, Leipnik, Meſeritſch, Müglih, Harb 
Ung.⸗Oſtrau, Trebitſch, Mähr.⸗Trübau, Weißkirchen u. 


kleinere Orte . 


In Schleſien: Koppel fte mian gdt tar 
. thal, Freiwaldau, Jägerndorf, Teihen . . .. 1 


15 bis 45 


5 bis 15 
unter 5 


15 bis 45 


(79 
7 ex. 


Die durd- 
ſchnittlich für 
den ganzen 
Ort zu gewär⸗ 


tigende 


Steuererhö— 
hung in Per- 


centen 
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Durchſchnitts-] Die durch— 
miethz ins schnittlich für 

Anzahl] eines Gebäu den ganzen 
debeſtand Ort zu gewär— 


der 


theiles in tigende 
Orte | Gulden öfter- | Steuererhö— 

reichiſcher hung in Per 

Gulden centen 


— — — — — n 


Beniſch, Brandeis, Engelsberg, Freyſtadt, Hruſchau, Hohen 
plotz, Muglinau, PR vi RA ea Wag 
ftabt, Zamoſt u. A... ; ' Wn 18| 5 bi$ 15 42'86 


kleinere Orte 
Galizien: 


nne a ire Tw al unter 5 83!/, 


Piata, Borystaw, Brzezany, Buczacz, Chrza— 


now, Drohobyez, Jaroslaw, Podgórze, Pötwſie Zwierzenieekie, 
Przemysl, Rzeszów, Sanot, Sambor, Sacy Nowy, Stanista 


wow, Stryj, 


} f 
Struſina, Tarnopol, Tarnow. . . . . . 19] 15 bis 45 52˙4 


Andrychoͤbö, Czarnawies, Dukla, Grzegorzli, Gatti, 
Lipnik z Leszezynem, Pogwizdöw, Sebnica i Mierzeezka, 
Trzebinia, Wieliezka, Babfocie, HuULAWND + + ss... 121 6 bis 15 42˙86 
der Bukowina: Czernowitz ohne Vorſtädte < 1] 15 bis 45 524 


Anmerkung: 


Die durchſchnittlichen Miethzinſe ſind hier angeführt nach den Daten, welche das Finanz 
miniſterium aus dem Jahre 1871 geſammelt hat. Bei dem Umſtande, daß die Miethzinſe ſich 
ſtets im Wachſen befinden, kann mit Veſtimmtheit erwartet werden, daß bis zum Zeitpunkte 
der Veranlagung der Steuer nach dem neuen Geſetze die Durchſchnittszinſe eines Gebäude- 
beſtandtheiles höher, daher bie nach demſelben zu bemeſſenden Abzugspereente in vielen Orten 
ſich geringer ſtellen werden, ſomit auch die Steuerhöhung in dieſen Orten größer ſein wird, 
als ſelbe ſich nach den aus dem Jahre 1871 geſammelten Daten berechnen läßt. 

Für die Stadt Trieſt, welche dermalen ein Averſum entrichtet, ſehlen die Daten zur 
Vergleichung der bisherigen Steuer mit jener, welche nach dem Gejegentwurfe zu gewärtigen 
wäre. 

Die größte Steuererhöhung würde die Gebäude in Tirol und Vorarlberg treſſen, 


weil dort gegenwärtig die Gebäude nur bei der Grundſteuer berückſichtigt, und mit fer gerin- 
gen Steuern belaſtet waren. 


|] 
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| Die Hauszinsſteuer und Hausclaſſenſteuer 

für das Jahr 1872, mit Einſchluß jener Steuer, welche auf die in demſelben Jahre wegen bewilligter 

Baufreijahre von der Steuer zeitlich befreit geweſenen Gebäude entfällt, welche daher mit Ende der 
Baufreijahre zur Einhebung kommen wird. 


— nn 


Steuer 


— M —— 


Gulden 


öfterreichifcher | in Gulden in Percenten 
von ber ge» 


Währung öſterreichiſcher ii 
Many Hauszins- 
peak ring ſteuerſumme 
J. Die Hauszinsſteuer. 
| a) in der Stadt Wien. 
| Steuerſchuldigkeit für 1872. . . -| 6,384.995 
der ſteuerbare — d. i., ber nach Abzug von 15 Percent 
| fiir die Erhaltungskoſten verbleibende — Miethzins 
| jener Gebäude, welche wegen bewilligter Baufreijahre | 
— zeitlich ſteuerfrei waren, betrug 9,940,029 fl.; hiervon 
y entfällt an der nach dem bisherigen Steuerſatze mit 
| 26*/, Percent bemeſſenen Steuer .. 2,650.674| 9,035.669 48°32 
b) in den übrigen Orten, welche der urſprünglichen r 


1872 vorgeſchriebene Steuerſchuldigkeit. ... 5,335.54 5 
Der ſteuerbare Reinertrag der wegen Baufreijahre 
zeitlich ſteuerfreien Gebäude betrug 3,452,702 fl., 
hiervon die Steuer mit 96%; Percent 920.72 ARA NA aq 
in Orten, welche der ausgedehnten Hauszinsſteuer A N eh 
ganz unterliegen, mit Einſchluß ber in anderen Orten 
auf dem flachen Lande vermietheten, derſelben Steuer 
unterzogenen Gebäude, betrug im Jahre 1872 die 
Steuerſchuldigteit. re 2 30, 
In dieſer Summe ift ſchon die denſelben Gebäuden De? 
abgeſondert vorgeſchriebene, zuſammen mit der Haus: 
zinsſteuer eingehobene, in dieſe eingerechnete Haus— 
claſſenſteuer im Betrage von 1,340.6 11 fl. enthalten. 
Von den der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterlie— 
genden 235,688 Gebäuden waren 228.694 ſteuer— 
pflichtig, und nur 6994 wegen bewilligter Baufrei— 
jahre ſteuerfrei. Auf ein ſteuerpflichtiges Gebäude ent- 
fiel die Steuer durchſchnittlich mit 14 fl. 45 kr. Bei 
Anwendung dieſes Steuerbetrages auf die erwähnten 
6994 ſteuerfreien Gebäude würde die Steuerſumme | 
Detielben entfallen gau, L es 101.064] 3,405.970 18˙22 


— — — 


| 
| Hauszinsſteuer unterliegen, war die für das Jahr 


= 
u 


Geſammtſumme ber Hauszinsſteuer. . . . . | 18,697.904 100 


€ 
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Gulden 
öſterreichiſcher 
Währung 


II. Die Hausclaſſenſteuer 


it für das Jahr 1872 ausgewieſen mit einer Geſammtſumme voe n. 6,606:195 


Nach Abzug der zuſammen mit der ausgedehnten e BE 
und in diefe oben eingerechneten Summe von ... 4 : -| 1,340.611 


verbleibt an der eigentlichen Hausclaſſenſteu ee « « « «| 5,265,584 


In dieſer Summe iſt der Betrag nicht enthalten, welcher auf die wegen Bau— 
freijahre von der Hausclaſſenſteuer zeitlich befreiten Gebäude entfällt, und im 
Ordinarium mit 91.266 fl. ausgewieſen erſcheint. Zu dieſem Ordinarium iſt der 
bei der Hausclaſſenſteuer beſtehende ein Drittel Zuſchuß, und der außerordentliche 
Zuſchlag von 100 Percent zuzurechnen, wonach die von dieſen Gebäuden mit Ende 


der Baufreijahre zu gewärtigende Steuerſumme ſich ſtellen würde auf » ... 2 12. 9! 54 
Geſammtſumme der Hausclaſſenſteuer .. 5,478,588 


Die oben dargeſtellten Summen ber HO und Hause 


claffenftener betragen zufammen . + » . ere n 24,176.442 fl. 
Hiervon bie Hauszinsſteue eee .. 18,697,904 „ daher 77:34 Percent 
die Hausclaſſenſt euer. . 5,478,588 „ „ 22°66 Percent 


Erläuterungen. 


Die obigen Daten über die Steuerſummen und über die Reinerträgniſſe der zeitlich ſteuerfreien 
Gebäude find entnommen aus den dem Regierungsmotivenberichte angeſchloſſenen ſtatiſtiſchen Tabellen 
(Tafel II, HI, dann Tafel X Seite 37). Dieſe Daten find geſammelt aus dem Jahre 1871 für das 
Steuerjahr 1872. 


Aus den obigen Daten iſt zu entnehmen, daß im Jahre 1871 die Reinerträgniſſe der wegen bewil— 
ligter Baufreijahre zeitlich befreiten Gebäude fid) im Verhältuniſſe zu jenen der beſteuerten Gebäude in 


Wien auf e AADA ee 
in den übrigen der urſprünglichen Hauszins teuer unterliegenden Orten auf r 
bei den der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterliegenden Gebäuden auf... 806 „ 
bei den der Hausclaſſenſteuer unterliegenden Gebäuden aun. 404 5 


geſtellt haben. 


Bei der durch bewilligte Baufreijahre und durch wirklichen Ertrag in großen Städten geweckten 
Bauluſt ſteigt auch daſelbſt, insbeſondere in Wien, die Zahl der Neubauten und des ſteuerbaren Ertrages 
in einem weit größeren Maße, als in anderen Ortſchaften. Die Summen der Gebäudeerträgniſſe ſind ſchon 
dermalen in den großen Städten, insbeſondere in Wien, im Verhältniſſe zu jenem der anderen Orte ohne 
Zweifel größer als bie Erträgniſſe, welche auf Grund der Daten vom Jahre 1871 ausgewieſen erſcheinen. 


Aë 
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Die Gebäudeſteuergeſetze in Baiern, Preußen und Lachſen. 


In Baiern iſt die Hausſteuer zuſammen mit der Grundſteuer im Geſetze vom 15. Auguſt 1828 ge— 
regelt worden. — Dieſem Geſetze gemäß wird der Maßſtab zur Veranlagung der Gebäudeſteuer in der 
Miethertragsfähigkeit ber Häuſer geſucht, und zwar: a) in Orten, wo in wirklichen Miethbeſtänden 
genügende Anhaltspunkte vorliegen, durch Erhebung der Miethzinſe vermietheter und eine an Muſtern 
abgleichende Miethenſchätzung unvermietheter Häuſer und Haustheile; b) in anderen Orten durch die An— 
nahme einer Ertragsgröße, welche ſich aus dem Flächeninhalte der überbauten und zu Hofräumen be— 
ſtimmten Plätze, und aus der durchgängig anzunehmenden dreißigſten Bonitätsclaſſe berechnet; in diefe 
letztere Kategorie fallen insbeſondere die landwirthſchaftlichen Gebäude überhaupt (alſo auch in Orten, wo 
Vermiethungen vorwiegen), dann auch die Schlöſſer und Pfarrhöfe auf dem platten Lande. — Für die 
sub b erwähnten Gebäude wird als Minimum der ſteuerbaren, überbauten und zu Hofräumen ver— 
wendeten Fläche Vie eines baieriſchen Tagwerkes zu 40.000 Quadratfuß (1111'/, Quadratklafter) und 
als Maximum dieſer Fläche / eines Tagwerkes angenommen. Nach den $8. 26 und 83 des Grund- 
ſteuergeſetzes bildet der Ertrag von 1/s Scheffel Korn, welcher einem baieriſchen Gulden gleichgeſtellt wird, 
die Verhältnißzahl, und wird die erfte Bonitätsclaſſe mit 1 fl. per Tagwerk, ſodann jede höhere Claſſe 
von 1 zu 1 fl. ſteigend angenommen. Darnach ſtellt fid) der Ertrag eines Tagwerkes dreißigſter Bonitäts— 
claffe auf 30 Gulden. Das auf dem glatten Lande mit 1/1% eines Tagwerkes dreißigſter Bonitätsclaſſe 
feftgeftellte Minimum des ſteuerbaren Ertrages eines Gebäudes entfällt daher auf drei baieriſche 
Gulden. — Nach einem am 10. Jänner 1856 erlaſſenen Geſetze hat eine örtliche Reviſion der Häuſer— 
ſteuer ſtattzufinden: 1. Wenn in einer nach der Miethe beſteuerten Gemeinde eine Veränderung des Mieth— 
ſußes eingetreten ift, welche den vierten Theil erreicht; 2. wenn die Verhältniſſe, unter welchen in einer 
Gemeinde entweder die Mieth- oder Arealſteuer eingeführt worden, ſich ſo weſentlich verändert haben, daß 
eine dieſer Steuergattungen an die Stelle der anderen zu treten hat. 

Das in Preußen gleichzeitig mit dem Grundſteuergeſetze erlaſſene Gebäudeſteuergeſetz vom 21. Mai 
1861 hat auch den gleichzeitigen Eintritt der Hebung dieſer beiden Steuergattungen angeordnet. — Nach 
dem Grundſteuergeſetze ſind die Grundſtücke, mit Ausſchluß der Gebäude einzuſchätzen. Als Reinertrag 
der Grundſtücke iſt anzuſehen der nach Abzug der Bewirthſchaftungskoſten (worunter auch die Gebäude- 
und Verwaltungskoſten begriffen find) verbleibende Ueberſchuß, welcher von den Grundſtücken nachhaltig 
erzielt werden kann. — Laut des Sitzungsprotokolles der Grundſteuercentralcommiſſion vom 23. Mai 
1862 hat fid) dieje Commiſſion principiell dahin ausgeſprochen, daß die „Tarifſätze den Reinertrag ber 
Grundſtücke nach Abzug aller Wirthſchaftskoſten — zu denen auch die Zinſen des zu einer gemein⸗ 
gewöhnlichen Wirthſchaftsweiſe erforderlichen Gebäude- und Inventariencapitals gehören — 
ausdrücken follen.” — Dem $. 1 des Grundſteuergeſetzes gemäß, find kleine, einen Morgen nicht über- 
ſteigende Hausgärten nicht der Grundſteuer, ſondern zuſammen mit dem Hauſe der Gebäudeſteuer zu 
unterziehen. — Im Gebäudeſteuergeſetze ſind unter anderen auch folgende Gebäude als ſteuerfrei erklärt: 
die Dienſthäuſer der mit geiſtlichen Functionen bekleideten Perſonen, der mit Corporationsrechten verſehenen 
Religionsgeſellſchaften, der Gymnaſial-Seminar- und Schullehrer, der Küſter und anderer Diener des 
öffentlichen Cultus, ſowie die unbewohnten Gebäude, welche zum Betriebe der Landwirthſchaft, z. B. zur 
Unterbringung des Wirthſchaftsviehes, der Wirthſchaftsgeräthe, der Bodenerzeugniſſe (Keller, Speicher, 
Remiſen, Scheunen, Ställe) u. ſ. w. beſtimmt ſind; nicht minder ſolche zu gewerblichen Anlagen gehörige 
Gebäude, welche nur zur Aufbewahrung von Brennmaterialien und Rohſtoffen, ſo wie als Stallung für 
das zum Gewerbebetriebe beſtimmte Zugvieh dienen. Dem Geſetze iſt ein Tarif mit Stufen des ſteuerbaren 
Nutzungswerthes beigeſchloſſen, zu welchen alle Gebäude nach Maßgabe ihres Nutzungswerthes eingeſchätzt 
werden. In dieſem Tarife iſt der Minimalſatz des ſteuerbaren Nutzungswerthes eines ganzen Gebäudes 
mit vier Th aler angenommen. Trifft der ermittelte Nutzungswerth eines Gebäudes zwiſchen zwei 
Stufen des Tariſes, ſo wird das Gebäude zu der geringeren eingeſchätzt. — In den Städten und 
jenen Orten, wo eine überwiegende Anzahl von Wohngebäuden regelmäßig durch Vermiethung be— 
nützt wird, ift der Nutzungswerth der Gebäude nach dem mittleren jährlichen Miethwerthe feſtzuſtellen, 
und letzterer nach jenen durchſchnittlichen Miethzinſen abzumeſſen, welche innerhalb der vorangegangenen 
zehn Jahre in der Ortſchaft bedungen worden ſind. — In den übrigen Ortſchaften ſind, inſoweit aus 
wirklichen Miethspreiſen ein zureichender Anhalt für die Feſtſtellung des Nutzungswerthes der Gebäude 
nicht zu gewinnen iſt, zu dieſem Behufe neben der Größe, Bauart und Beſchaffenheit der Gebäude, ſowie der 
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Größe und Beſchaffenheit der dazu gehörigen Hofräume und Hausgärten, auch die Geſammtverhältniſſe der zu 
denſelben gehörigen ländlichen Beſitzungen und nutzbaren Grundſtücke zu berückſichtigen. Für dieſe Ortſchaften 
ſind noch folgende Vorſchriften zu beobachten: zu der erſten Stufe des Tarifes mit 4 Thaler Nutzungswerth ſind in 
der Regel die Wohngebäude von geringerem Werthe einzuſchätzen, welche nur für eine Familie Wohnungs» 
ränme darbieten und zu welchen keine oder nur Heine Grundſtücke von geringem Ertrage gehören „andere Wohnge 
bände, welche zu ländlichen Grundſtücken von ſo geringem Ertrage gehören, daß deren Beſitzer zu ihrem 
Unterhalte nod) anderweiten Verdienſt durch Tagelohn oder dieſem ähnliche Lohnarbeit ſuchen müſſen, 
ebenſo wie die Wohngebäude der kleinen Handwerker, Fabriksarbeiter u. ſ. w. ſind in einer der ſechs erſten 
Stufen (4 bis 20 Thaler) zu veranlagen; bei den zu größeren ländlichen Beſitzungen gehörigen Wohn— 
gebüuben wird nur das Hauptwohngebäude zu der den Geſammtverhältniſſen der Beſitzung entſpre— 
chenden Stufe des Tarife eingeſchätzt, u. z. wenn der Reinertrag der Beſitzung nach ungefährer Schätzung 
1000 Thaler nicht erreicht, zu einer der Stufen 7 bis 22 (25 bis 200 Thaler) und wenn dieſer Reinertrag 
1000 Thaler erreicht oder überſteigt, zu einer der Stufen 17 bis 37 (100 bis 750 Thaler); die übrigen 
zu derſelben ländlichen Beſitzung gehörenden Wohngebäude, wie: Pächter, Inſpectoren,Hoſmeiſter-, Förſter— 
wohnungen, Gefinder, Taglöhnerhäuſer u. f. w., find mit Berückſichtigung ihres Umfanges und ihrer Woh— 
nungsräume zu einer der Stufen 1 bis 6 (4 bis 20 Thaler), daher zu denſelben Stufen einzuſchätzen, 
welche auch für Wohngebäude der kleinſten Beſitzer und kleinen Handwerker beſtimmt find, Für bie often 
der Erhaltung und Abnützung der Gebäude finden keine beſonderen Abzüge Hatt, In dem Motivenberichte 
ber preußiſchen Regierung ift aber geſagt worden, daß diefe Koſten mit 50 Percent vom Bruttoertrage 
durchſchnittlich angenommen und derart berückſichtigt werden, daß der für die Realſteuer damals grund 
ſätzlich mit 8 Percent angenommene Steuerſatz, für die Gebäude herabgemindert wird. Es wurde auch im 
Geſetze vom 21. Mai 1861 der Steuerſatz für vorzugsweiſe zum Bewohnen dienende Gebäude auf 4 Pere 
cent, für andere Gebäude auf 2 Percent vom Nutzungswerthe feftgeftellt, — Die Gebäudeſteuerverxanlagung 
wird alle fünfzehn Jahre einer Reviſion unterworfen. 

Im Königreiche Sachſen iſt die Veranlagung der Grund- und der Gebäudeſteuer gleichzeitig 
nach den Beſtimmungen der Schätzungsauweiſung vom 30. März 1898 geregelt worden. — Die Abſchätzung 
der Grundſtücke ift mit Ausſchluß der Gebäude zuſtande gebracht worden, und find hierbei bie Ver— 
waltungskoſten ſowie die Verzinſung, Abnützung und der Reparaturauſwand für die wirthſchaftlichen 
Gebäude als Abzugsgegenſtände berückſichtigt worden. — Der Bruttoertrag der Gebäude in Städten 
wird nach dem aus einer längeren Reihe von Jahren ermittelten Miethertragsdurchſchnitte beurtheilt, 
Dasſelbe geſchieht in anderen Orten, wo gehörige Anhalte aus Vermiethungen vorliegen; in Orten aber, 
wo dies nicht der Fall iſt, werden die Nutzungswerthe durch Vergleichung der Miethwerthe der nächſten 
Orte, vorausgeſetzt, daß daſelbſt nicht eigenthümliche Verhältniſſe ſtattfinden, jedoch nach den 
daſelbſt vorkommenden niedrigſten Sätzen feſtgeſtellt. — In den Wohngebäuden, welche mit 
anderen, zum Betriebe der Landwirthſchaft gehörigen Räumen in Verbindung ſtehen, ſind nur die wohn— 
baren Stuben abzuſchätzen; die übrigen bleiben unberückſichtigt. — Bei Schlöſſern und anderen größeren 
Wohngebäuden auf dem Lande, werden nur zehn Stuben als Wohnſtuben abgeſchätzt, die übrigen aber 

nicht berückſichtigt, infoferne ſich zu deren Vermiethung oder anderweiten Benützung keine Gelegen— 
heit findet; Kammern und ſonſtige Behältniſſe kommen hiebei nicht in Betracht. Bei dieſen Gebäuden befind- 
liche Pferdeſtälle, Remiſen, werden, inſoferne fie eingebaut find, gar nicht berddfidtigt, und wenn fie nicht 
eingebaut find, nach der Grundfläche nach ber beſten anſtoßenden Bodenclaſſe abgeſchätzt. — Nach ber 
Grundfläche werden auch abgeſchätzt alle zum Betriebe der Landwirthſchaft dienenden Gebäude, ferner Luſt— 
Gewüchshaäuſer, Thürme und andere derartige Gebäude, von denen weder ein Gebrauch zu wohnlichen 
Zwecken gemacht, noch eine Benützung zum Betriebe eines Gewerbes erwartet werden kaun. — Land- und 
Gartenhäuſer, welche nur den Sommer über bewohnt oder benützt werden können, werden nur mit Berid- 
ſichtigung dieſes Umſtandes als ertragsfähig angeſehen und danach abgeſchätzt. Vom eingeſchätzten Brutto- 
ertrage werden die Erhaltungs- und Reparaturskoſten ſowie die Amortiſation des Anlagscapitales in 
Abzug gebracht, und darf dieſer Abzug in der Regel die Hälfte des Bruttoertrages nicht überſchreiten; 
nur bei Fabriks⸗ und Gewerbsgebäuden mit eigenthümlichen Verhältniſſen kann eine Erhöhung der Abzüge 
bis auf 70 Percent vom Bruttoertrage ftattfinden. — Das Minimum des jährlichen Reinertrages für 
ein Wohngebäude darf nicht unter zwei Thaler ſinken. Bei Gebäuden und Hofräumen, welche nach 
der Grundfläche abgeſchätzt werden, wird als Minimum der Flächeninhalt von 3 Quadratruthen ange— 
nommen. (Das Längenmaß einer Ruthe ijt 7 Ellen 14 Boll.) 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 
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Stenographisches Protokoll. 


Haus der Abgeordneten. — VIII. Seffion, 121. Sitzung, 


am 24, März 1875. 


Inhalt: 
Petitionen. 


Antrag des Abgeordneten Neuwirth und Genoſſen auf 
Zulaſſung ſämmtlicher Mitglieder des Abgeordneten— 
hauſes zu den Verhandlungen des Eiſenbahnaus— 
ſchuſſes, Annahme desſelben. 


t Vefung der Regierungsvorlage, betreffend die Ge 
ſeßentwürfe 


über die Organiſtrung ber Aichbehörden (335 der 
Beilagen — Zuweiſung an den Ausſchuß für die 
Reform der politiſchen Verwaltung); 


wodurch die Artikel 2, 5 und 7 des Geſetzes 
vom 3. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 54, betreffend 
die Bedingungen und Zugeſtändniſſe für die Sicher— 
ſtellung einer Vocomotibeifenbabn von Troppau 
an die mähriſch-ungariſche Grenze am Vlarapaffe, 
abgeändert werden (344 der Beilagen — Bue 
weiſung an den Eiſenbahnausſchuß); 


Leſung des Antrages des Abgeordneten Dr. 
Ritter v. Czaykowski und Genoſſen wegen Er: 
bauung von fecundären Eiſenbahnen in dem nord. 
öſtlichen Theile Galiziens (307 der Beilagen — 
Zuweiſung an den Eiſenbahnausſchuß); 


Erſte 


Zweite Leſung des Geſetzentwurfes über das Ge— 
bäudeſteuergeſetz (294 der Beilagen — Schluß der 
Generaldebatte und Beſchlußfaſſung auf Eingehen 
in die Specialdebatte). 


Beginn der Sitzung: 11 Uhr 30 Minuten. 


¡e Vorſitzender: Präſident Dr. Rechbanuer, theil- 
weiſe Vicepräſident Dr. Vidulich. 


Schriftführer: Freiherr v. Kotz, Dr. Edler v. 
Pleuer. 


Auf der Miniſterbank: Miniſterpräſident Fürſt 
Adolf Auersperg, Miniſter des Innern Freiherr 
v. Laſſer, Miniſter für Cultus und Unterricht Dr. 
v. Stremayr, Juſtizminiſter Dr. Glaſer, Minifter 
Dr. Unger, Ackerbauminiſter Ritter v. Chlumecky, 
Finanzminiſter Freiherr de Pretis, Miniſter für 
Landesvertheidigung Oberſt Horft, Miniſter Dr. 
Ziemialkowski. 


Auf der Bank der Regierungsvertreter: K. k. 
Miniſterialrath im Finanzminiſterium Chertek. 


Präſident: Ich erkläre die Sitzung für 
eröffnet. 

Gegen das Protokoll der Sitzung vom 
2. März wurde keine Einwendung erhoben, dasſelbe 
iſt ſomit genehmigt. 

Das Protokoll der Sitzung vom 
3. März liegt im Bureau zur Einſicht auf. 

Ich habe heute vertheilen laſſen die Regie— 
rungsvorlage, betreffend die Eröffnung von Nach- 
tragserediten zum Staatsvoranſchlage für das Jahr 
1875 (345 der Beilagen); ferner den Ausſchuß— 
bericht, betreffend die Ausübung und den Schuß ber 
Fischerei in den Binnengewäſſern (928 der Bei- 
lagen); den Bericht des Budgetausſchuſſes über den 
Geſetzentwurf, betreffend die Verwendbarkeit der 
Obligationen des von der Gemeinde Prag auf 
Grund des Landesgeſetzes vom 7. October 1874 
aufgenommenen verzinslichen Anlehens von fünf 
Millionen Gulden zur fruchtbringenden Anlegung 
von Capitalien der Stiftungen der unter öffent- 
licher Aufſicht ſtehenden Anſtalten, dann von Pu- 
pillar-, Fideicommiß- und Depoſitengeldern (340 der 
Beilagen). 

Ich erfuche, den weſentlichen Inhalt ber 
eingelangten Petitionen mitzutheilen. 


Schriftführer Freiherr v. Kotz (liest) : 

„Petition mehrerer Beſitzer von radicirten und 
verkäuflichen Bäckergewerben der Landeshauptſtadt 
Brünn um endliche Löſung der Verhältniſſe der ſo— 
genannten radieirten oder verkäuflichen Gewerbe im 
Wege der Ablöſung und Entſchädigung (überreicht 
durch Abgeordneten Dr. Promber).“ 
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„Petition mehrerer Weinbauer Unterſteier— 
marks in Angelegenheit der Beſteuerung des Sunft 
weineg (überreicht durch Abgeordneten SH.“ 

„Petition der Stadtgemeinde Neu-Sandec in 
Galizien und der Neu-Sandecer Bezirksbevöllerung 
um Veranlaſſung der Eröffnung der Tarnöw, Lelu— 
chöwer Eiſenbahn mit Spätherbſt laufenden Jahres 
(überreicht durch Abgeordneten Jasinski)," 

„Petition der Diurniſten des k. k. Kreisgerich— 
tes Leitmeritz (Böhmen) um Verbeſſerung der Lage 
der Diurniſten und um Reorganiſirung des Diurniſten— 
weſens (überreicht durch Abgeordneten Meissler).“ 

„Petition der Stadtvertretung von Trebitſch 
um Kündigung des Handels- und Zollvertrages 
mit England (überreicht durch Abgeordneten Dr. 
Sturm )." 


Präſident: Ich werde dieſe Petitionen den 
betreffenden Ausſchüſſen zuweiſen. (Zu- 
stimmung.) 

Es wurde mir ein Antrag des Herrn Abge— 
ordneten Neuwirth und Genoſſen überreicht, um 
deſſen Verleſung ich erſuche. 


Schriftführer Freiherr v. Kotz (liest): 
„Antrag des Abgeordneten Neuwirth und 
Genoſſen. 
Die Unterzeichneten ſtellen auf Grund des $. 25 
der Geſchäftsordnung den Antrag: 
Dashohe Haus wolle beſchließen: 
Es ſei allen Mitgliedern des Hau— 
ſes geftattet, bei den Verhandlun— 
gen des Eiſenbahnausſchuſſes an 
weſend zu ſein. 
Wien, 4. März 1875. 


Herbſt. Neuwirth. 
de Franceschi. Hammer-Purgſtall. 
Schier. Fürth. 
Sandner. Hackelberg. 
Schaup. Dordi. 
Creſſeri. Ciani. 
Haaſe. Coronini. 
Vidulich. Plener. 
Theumer. Oberleithner. 
Pauer. Beer. 
Dumba. Perger. 
Wolfrum, Richter. 
Fürſt. Claudi. 
Streeruwitz. Syz. 
Zaillner. Heilsberg. 
Köpl.“ 


Präſident: Nach 8. 25 der vom hohen Hauſe 
beſchloſſenen neuen Geſchäftsordnung ſind die Aus— 
ſchußverhandlungen in jenen Fällen, wo es das 
Haus beſchließt, für ſämmtliche Mitglieder des Hau— 
ſes zugänglich. Es liegt nun ein diesbezüglicher An— 
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trag des Abgeordneten Neuwirth vor, lautend: 
(Wiederholt denselben.) Ich werde über dieſen 
Antrag nun zur Abſtimmung ſchreiten und erſuche 
jene Herren, welche dafür ſind, daß der zur Vor— 
berathung der Eiſenbahnvorlagen gewählte Ausſchuß 
für ſämmtliche Herren Mitglieder des Abgeordneten 
hauſes zugänglich fei, fich zu erheben. (Geschieht.) 
Der Antrag iſt angenommen und daher der Aus— 
ſchuß für die Mitglieder des Hauſes zugänglich. 

Wir gehen zur Tagesordnung über. Der 
erſte Gegenſtand derſelben iſt die erſte Leſung 
der Regierungsvorlage, betreffend die 
Organiſirung der Aichbehörden (335 der 
Beilagen.) 

(Abgeordneter Wolfrum meldet sich zum 
Worte.) 

Der Herr Abgeordnete Wolfrum hat das 
Wort. 


Abgeordneter Wolfrum: Da dieſe Regierungs— 
vorlage mit der Frage des übertragenen Wirkungs— 
kreiſes der Gemeinden im innigen Zuſammenhange 
ſteht, und der auf Antrag des Herrn Abgeordneten 
Göllerich niedergeſetzte Ausſchuß über bie Reform 
der politiſchen Verwaltung diefe Frage ebenfalls 
in ſeine Berathung zu ziehen hat, ſo beantrage 
ich, daß dieſe Regierungsvorlage dem für 
den Antrag Göllerich niedergeſetzten 
Ausſchuſſe, betreffend die Reform der 
politiſchen Verwaltung zur Berathung 
und Antragſtellung zugewieſen werde. 


Präſident: Wünſcht Jemand über dieſen 
formellen Antrag das Wort? 

(Abgeordneter Brandstetter meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Brandſtetter hat 
das Wort. 


Abgeordneter Brandſtetter: Ich ſtimme ganz 
dem Herrn Vorredner zu, daß dieſe Angelegenheit 
dem Ausſchuſſe für die Reform der politiſchen Ver— 
waltung zugewieſen werden könnte, nachdem es ſich 
hier auch um eine Organiſationsfrage handelt, muß 
aber bemerken, daß der Finanzausſchuß in dieſer 
Frage, ebenſo wie die Regierung vor Kurzem noch 
einer ganz anderen Anſicht war, und ich habe in der 
Sitzung vom 12. December v. J. Gelegenheit ge— 
nommen, das hohe Haus darauf aufmerkſam zu 
machen und die weſentlichen Bedenken, welche daraus 
für Handel und Verkehr ſich ergeben, hervorzuheben. 

Ich habe damals es freilich unterlaſſen, eine 
Reſolution zu beantragen, weil ich überzeugt war, 
daß die Regierung die von mir geltend gemachten 
Bedenken auch ohnedies würdigen und berückſichti— 
gen werde. Nun habe ich zu meinem größten Er— 
ſtaunen geſehen, daß der von der Regierung vor— 
gelegte Geſetzentwurf auf Principien beruht, welche 
der Finanzausſchuß ſowohl, als die Regierung 
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noch vor ſechs Wochen vertreten haben. Es ſcheint 
mir aber dieſe hier in Rede ſtehende Angelegenheit 
nicht ſo nebenſächlicher Natur zu ſein, daß man die 
Beruhigung hegen dürfte, es werden alle Umſtände 
auch dann genügend in Erwägung gezogen werden, 
wenn der Gegenſtand einem zu einem anderen Zwecke 
niedergeſetzten Ausſchuſſe zugewieſen werde. Ich 
zweifle nicht, daß der von dem Herrn Abgeordneten 
Wolfrum vorgeſchlagene Ausſchuß zur Berathung 
dieſes Gegenſtandes, da es ſich hier auch um eine 
Entlaftung der Gemeinden von Agenden handelt, 
an und für ſich geeignet wäre. Es ſchließt jedoch die 
Vorlage noch andere Fragen des Handels und Ver— 
lehres in ſich, die berückſichtigt werden müſſen, und 
ich glaube, daß die Angelegenheit wichtig genug iſt, 
daß ſie einem beſonderen Ausſchuſſe von 15 Mit 
gliedern, die aus dem ganzen Hauſe zu wählen 
wären, zugewieſen werde. 

Ich glaube, mein Antrag rechtfertigt ſich durch 
die Hinweiſung auf den Umſtand allein, daß in dieſer 
Frage die Regierung binnen ſechs Wochen ihren 
Standpunkt vollſtändig verändert hat, und bei einem 
Ausſchuſſe, der urſprünglich für eine andere Vorlage 
niedergeſetzt war, doch die Gefahr obwalten dürfte, 
daß nicht alle Umſtände ſo gründlich und ſorgfältig, 
als es wünſchenswerth iſt, zur Berückſichtigung 
kommen dürften. 

Ich erlaube mir daher den Antrag zu ſtellen, 
daß dieſe Vorlage einem beſonderen aus 
dem ganzen Hauſe zu wählenden Aus— 
ſchuſſe von 15 Mitgliedern zur Vorbe— 
rathung zugewieſen werde. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 

(Abgeordneter Dr. Schaup meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Schaup Dat das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Schaup: Soweit ich die 
Vorlage eingeſehen habe, handelt es ſich dabei um 
Gegenſtände, deren Erledigung dringend nothwendig 
erſcheint. Ich kann allerdings nur bedauern, daß 
dieſe Vorlage, wie ähnliche mit dieſem Gegenſtande 
im Zuſammenhange ſtehende, uns erft im letzten 
Augenblicke gebracht werden. Es iſt aber die raſche 
Erledigung, wie ich ſchon bemerkte, dringend noth- 
wendig, und es erſcheint mir daher eine wahrhaft 
unnöthige Verzögerung dieſes Gegenſtandes mit ſich 
zu bringen, wenn wieder ein neuer Ausſchuß für 
dieſes Geſetz gewählt würde. Ich würde daher für 
den erſten Antrag ſtimmen, weil dadurch eine raſche 
Erledigung dieſer Vorlage zu erwarten ſein dürfte. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Abgeordneter Ritter v. Schönerer meldet 


sich.) 
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Der Herr Abgeordnete Ritter v. Schönerer 
hat das Wort? 


Abgeordneter Ritter v. Schön erer: Es dürfte 
vielleicht auch zu erwägen ſein, ob nach einem Vor— 
gange, der vor einigen Tagen hier zur Sprache kam 
und beliebt wurde, der Ausſchuß für den Antrag 
Göllerich nicht als aufgelöſt zu betrachten ſei, 
nachdem er ſeinen Bericht bereits erſtattet hat, und 
ich erlaube mir, dieſe Anſicht dem hohen Hauſe zur 
Berückſichtigung zu empfehlen. 

Ich würde daher beantragen, dieſe Vorlage 
einem beſonderen Ausſchuſſe zuzuweiſen. 

(Abgeordneter Wolfrum meldet sich zum 
Worte.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Wolfrum 
hat das Wort. | 


Abgeordneter Wolfrum: Entgegen den Mus- 
führungen meines unmittelbaren Herrn Vorredners 
muß ich conſtatiren, daß der ſogenannte Göllerich'ſche 
Ausſchuß noch nicht aufgelöſt iſt. Derſelbe hat aller— 
dings ſeinen Bericht erſtattet, aber der Bericht iſt im 
Hauſe noch nicht zur Verhandlung gekommen, und 
ſolange dieſes nicht ftattgefunden hat, muß man wohl 
den Ausſchuß als beſtehend anſehen. Uebrigens be— 
tone ich, daß, was ſchon der Herr Abgeordnete Dr. 
Schaup hervorgehoben hat, meinem Autrage auch 
die Abſicht zu Grunde lag, daß dieſe Geſetzesvorlage 
noch vor der Vertagung zum Beſchluſſe werde. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand über die 
formelle Behandlung das Wort? 

(Abgeordneter Brands letter meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Brandſtetter hat das 
Wort. 


Abgeordneter Brandſtetter: Ich halte es 
nicht für angezeigt, daß diefe Geſetzesvorlage dem 
ſchon beſtehenden Ausſchuſſe für die Reform der poli— 
tiſchen Verwaltung zugewieſen werde, weil dieſer 
dann zwei Geſchäfte zu verrichten hätte, was für die 
Arbeitsverrichtung doch keineswegs zuträglich ſein 
kann; eine raſche Erledigung der Arbeit iſt wohl eher 
von einem zu dieſem beſtimmten Zwecke zuſammen— 
geſetzten Ausſchuſſe zu erwarten. Nachdem die Möglich— 
keit nicht ausgeſchloſſen iſt, daß an den bereits be— 
ſtehenden Ausſchuß ſeine frühere Arbeit zur Um— 
arbeitung zurückgewieſen wird, ſo glaube ich meinen 
Antrag auf Niederſetzung eines beſonderen Aus— 
ſchuſſes aufrecht erhalten zu ſollen. 


Präſident: Es liegen über die formelle Be— 
handlung zwei Anträge vor: der Antrag des Herrn 
Abgeordneten Wolfrum, dahin gehend, daß die 
Geſetzesvorlage an den Ausſchuß für die Reform 
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ber politiſchen Verwaltung zur Vorberathung ge 
wieſen werde, und der Antrag des Herrn Abgeord— 
neten Brandſtetter auf Wahl eines beſonderen 


Ausſchuſſes. Wir ſchreiten zur Abſtimmung; ich er- 


ſuche jene Herren, welche wünſchen, daß nach dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Wolfrum die 
Geſetzesvorlage, betreffend die Organiſirung der 
Aichbehörden, dem Ausſchuſſe für Reform der politi 
ſchen Verwaltung zugewieſen werde, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Der Antrag ift angenommen. 


Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
die Regierungsvorlage, betreffend den 
Geſetzentwurf, wodurch die Artikel 2, 5 
und 7 des Geſetzes vom 3. Mai 1874, 
R. G. Bl. Nr. 54, betreffend die Bedingungen 
und Zugeſtändniſſe für die Sicherſtellung 
einer Locomotiveiſenbahn von Troppau 
an die mähriſch ungariſche Grenze am 
Vlarapaſſe, abgeändert werden (344 der 
Beilagen. — Nach einer Pause:) 


Wenn Niemand zur Stellung eines Antrages, 
betreffend Die formelle Behandlung, bas Wort ers 
greifen würde, fo würde ich vorſchlagen, daß bieje 
Geſetzesvorlage dem Eiſenbahnausſchuſſe zugewieſen 
werde. (Niemand meldet sich.) Ich erſuche jene 
Herren, welche dafür find, daß die Regierungsvor 
lage dem beſtehenden Eiſenbahnausſchuſſe zur Vor— 
berathung zugewieſen werde, ſich zu erheben. (Ge- 
schieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die 

»erſte Leſung des Antrages des Abgeord— 
neten Dr. Ritter v. Czaykowski und Ge— 
noffen wegen Erbauung von ſecundären 
Eiſenbahnen in dem nordöſtlichen Theile 
Galiziens (207 der Beilagen). 

Ich ertheile dem Herrn Antragſteller das 
Wort zur Begründung feines Antrages. 


Abgeordneter Dr. Czaykowski: Ich bin weit 
entfernt, das hohe Haus mit einer eingehenden Dar— 
ſtellung über den ungenügenden Zuſtand der öffent 
lichen Straßen in Galizien und über die bedeutenden 
Nachtheile, welche dadurch dem Handel und der Pro— 
ductionsfähigfeit des Landes erwachſen, zu beſchäf— 
tigen. Ich glaube, daß es zur Unterſtützung meines 
Antrages hinreicht, wenn ich in kurzen Umriſſen 
ein Bild der Straßen jenes Landestheiles, auf wel— 
chen fid) der Antrag bezieht, entwerfe. Der Nord- 
oſten Galiziens iſt beinahe von allen brauchbaren 
Straßen entblößt, namentlich iſt es die Gegend von 
über 100 Quadratmeilen zwiſchen der von Lemberg 
nach dem Königreiche Polen führenden Aerarial— 
ſtraße und der Eiſenbahn von Lemberg nach Brody, 
welche gar keine ordentlichen Communicationen beſitzt. 
In dieſem Landestheile gibt es mit Ausnahme einer 
ganz kurzen, unlängſt mit unverhältnißmäßig großen 
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often ausgeführten Chauffee von Zölkiew bis Moſty, 
welche aber auch keine lange Dauer verſpricht, großen— 
theils nur Gemeindewege, welche nichts Anderes ſind, 
als über Felder geführte, beiderſeits mit nothdürftigen 
Gräben bezeichnete Strecken, die nur für leichte 
Fuhrwerke taugen und fo beſchaffen find, daß beſon— 
ders im Herbſte und Frühjahre tiefe Verſenkungen 
und Gruben entſtehen, in denen Gewäſſer ſich an— 
ſammeln — ſtagniren, und in Folge deſſen jede 
Communication unpraktikabel machen, ein Uebel 
ſtand, welcher trotz aller angewendeten Mühe und 
trotz aller dagegen ergriffenen Vorkehrungen nicht zu 
beſeitigen war. 

Die Urſache deſſen liegt theils im Mangel an 
entſprechendem Straßenmateriale, theils aber in der 
Beſchaffenheit des Bodens jener Gegenden ſelbſt, 
welcher von Natur ein tiefer Lehmboden, hier und 
da Moor und Flugſand ijt, fo baf unmöglich fefte, 
dauerhafte Straßen darauf gebaut werden können. 
Selbſt jenes Steinmateriale, das von weiter Entfer— 
nung zum Straßenbaue dahin geſchafft wird, ijt kalk 
haltig, welches bei naſſem Wetter ſich löſt und zer— 
fließt, bei trockenem aber zu Staub wird, alſo ganz 
unbrauchbar zur Herſtellung und dauerhaften Cone 
ſervation der Straßen iſt. J 

Um dieſem Uebelftande abzuhelfen, hat man 
Sachkundige für Herſtellung von Straßen in obiger 
Gegend zu Rathe gezogen, und es hat ſich gezeigt, 
daß die Errichtung von zwei, ſich als für dieſen 
Landestheil unabweislich nothwendig darſtellenden 
Straßen in der Länge von 18 Meilen 2,868.000 fl. 
koſten würde. Die Erhaltung dieſer Straßen würde 
einen jährlichen Aufwand von 268.000 erhei— 
ſchen. Werden zu dieſer letzten Summe noch 5 Per— 
cent Zinſen des Anlagecapitales im Betrage von 
143.400 fl. und die Verwaltungskoſten mit 
15.000 fl. hinzugeſchlagen, ſo ergibt ſich für dieſe 
18 Meilen ein jährlicher Aufwand von 426.500 fl., 
ſomit für den jährlichen Unterhalt Einer Meile ein 
Koſtenaufwand von 23.588 fl. Angeſichts dieſer 
Sachlage ergab ſich kein anderes Mittel, als die Er— 
bauung von ſecundären, normalſpurigen Bahnen in 
Anregung zu bringen. Es ſind dies Bahnen, welche 
mehr auf den Frachten- als auf den Perſonenverkehr 
berechnet und zu Fahrten mit einer Geſchwindigkeit 
von 1½ bis 2 Meilen in der Stunde eingerichtet 
ſind, wo die Koſten des Ober- und Unterbaues ſich 
geringer als bei Hauptbahnen ſtellen, wo die Anzahl 
der Signale, der Wachthäuſer, des Dienſtperſonales, 
überhaupt der polizeilichen Sicherheitsmaßregeln 
kleiner ift, wo man daher mit einem verhältnißmäßig 
geringeren Aufwande den Mangel an Straßen er— 
ſetzen kann. 

Die Anlage und Inbetriebſetzung einer ſolchen 
Secundärbahn wurde in der fraglichen Gegend von 
Fachmännern auf 250.000 fl. bis höchſtens 300.000 fl. 
veranſchlagt, in welch' letzterer Summe auch die 
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Koſten der Beſchaffung des Wagenparkes und aller 
übrigen zum Betriebe nothwendigen Requijiten 
inbegriffen ſind. 

Die Betriebs- und Unterhaltsauslagen, dann 
jene für Verzinſung und Amortiſation des Anlage— 
capitales ſtellen ſich um beinahe 5000 fl. jährlich 
geringer heraus, als jene Auslagen, welche zur Er— 
haltung der Straßen in dieſem Landestheile jährlich 
nothwendig wären. Dies für ſich allein gibt ein hin— 
reichendes Motiv, welches für die Erbauung von 
ſecundären, normalſpurigen Bahnen in dieſer Gegend 
hinreichend das Wort führt. 

In Anbetracht aller dieſer Umſtände hat ſich 
daher der galiziſche Landtag veranlaßt gefunden, im 
Jahre 1872 einen Beſchluß zu faſſen, nach welchem 
zur Erbauung von fecundáren Bahnen im beſagten 
Landestheile eine Subvention von 100.000 fl. per 
Meile zu bewilligen ſei, und zwar 50.000 fl. nicht 
rückzahlbar, die anderen 50.000 fl. aber gegen fünf— 
percentige Verzinſung und ratenweiſe Amortiſation 
rückzahlbar, und es wurde ber Landesausſchuß beaute 
tragt, diesfalls mit einem Unternehmer in Verhand 
lung zu treten, um mitttelſt dieſer Subvention die 
gewünſchten Secundärbahnen in dem erwähnten 
Landestheile in Ausführung zu bringen. 

Allein bei der ſeit 1873 veränderten Lage des 
Geldmarktes war es nicht möglich, dieſen Plan zur 
Ausführung zu bringen, es hat ſich kein Unterneh— 
mer gefunden, welcher die beantragten Secundär— 
bahnen ſelbſt mit der ihm zugeſicherten Subvention 


herſtellen wollte. 


Der galiziſche Landtag hat ſich daher im Jahre 
1874 bewogen gefunden, einen neuen Beſchluß zu 
faffen, kraft beffen die Regierung angegangen werden 
ſollte, eine weitere Unterſtützung aus Staatsmitteln 
von 150.000 fl. per Meile behufs Herſtellung zweier 
ſeeundärer Bahnlinien im nordöſtlichen Theile 
Galiziens zu bewilligen. 

Nachdem die hohe Reichsvertretung anderen 
Bahnen, namentlich im Königreiche Böhmen zu Hilſe 


gekommen iſt, und insbeſondere mit dem Geſetze vom 


10. April 1874 der Pilſen-Komotauer Eiſenbahn— 
geſellſchaft zum weiteren Ausbaue ihrer Linie, dann 
mit dem Geſetze vom 16. Mai 1874 zur Sicherung 
des Eiſenbahnbaues von Leobersdorf nach St. Pölten, 
ſowie mit dem Geſetze vom 30. April 1874 zur 
Ausbauung der Linie Falkenau-Graslitz unverzins— 
liche Bauvorſchüſſe und ſonſtige Erleichterungen ge— 
währt hat, ſo glaube ich, daß das Land Galizien 
ſich der Erwartung hingeben dürfe, das hohe Haus 


werde zur Beſeitigung des Abganges an Straßen in 
dem vorgedachten, an Naturproducten und ſonſtigen 
Erzeugniſſen ſehr reichen Landestheile hilfreiche Hand 
bieten und den von mir geſtellten diesfälligen Antrag 
zum Beſchluſſe erheben. 

Bezüglich der formellen Behandlung beantrage 
ich, daß mein Antrag dem Eiſenbahnaus— 


ſchuſſe zur Vorberathung und Bericht— 
erſtattung zugewieſen werde. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Ritter 
v. Czaykowski hat den Antrag überreicht: (Liest 
denselben aus 307 der Beilagen.) 

In formeller Beziehung ftellt der Herr Antrag— 
ſteller den Antrag, der von ihm eingebrachte Antrag 
ſei dem Eiſenbahnausſchuſſe zur Vorberathung 
zuzuweiſen. 

Wünſcht Jemand das Wort? (Niemand meldet 
sich.) Es iſt nicht der Fall. Ich erſuche demnach 
jene Herren, welche dafür ſind, daß der von dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Ritter v. Czaykowski 
eingebrachte Antrag auf Erbauung einer ſecundären, 
breitſpurigen Eiſenbahn im nordöſtlichen Theile 
Galiziens dem Eiſenbahnausſchuſſe zur Vorberathung 
zugewieſen werde, fic) zu erheben. (Geschieht,) Der 
Autrag iſt angenommen. 

Wir gehen nun zum nächſten Gegenſtande der 
Tagesordnung über, und zwar zur Fortſetzung 
der Verhandlung über das Gebäudeſteuer— 
geſetz (294 der Beilagen). 

Die Generaldebatte wurde geftern ge: 
ſchloſſen; ich ertheile nunmehr dem Herrn Be— 
richterſtatter der Minorität das Wort. 

(Der Berichterstatter der Majorität Dr. Beer 
besteigt die Tribüne.) 


Berichterſtatter ber Minorität Ritter v. Krze— 
czunowiez: Aus dem Verlaufe der Generaldebatte 
habe ich zwar keine Hoffnung, daß die Anträge der 
Minorität in Bezug auf die Einſchätzung der Ge— 
bäude nach ihrem Capitalswerthe die Majorität‘ 
erhalten werden. Der Verlauf der Generaldebatte 
hat mir aber auch die Kritik des gegenwärtigen 
Geſetzentwurfes erleichtert, und zwar haben mir dieſe 
Kritik nicht nur jene Herren erleichtert, welche gegen 
das Geſetz geſprochen haben, ſondern hauptſächlich 
jene, die ſich für das Geſetz haben eintragen laſſen 
und doch an dem Geſetzentwurfe ſo viel Kritik übten, 
ſo viele Vorbehalte machten, daß ich am Ende 
glaube, dieſe Herren werden ſich im Laufe der Dis— 
cuſſion doch auch gegen das Geſetz bekehren. 

Nur einer der Herren Abgeordneten, der Herr 
Abgeordnete der böhmiſchen Städte Auſſig, Kar— 
bitz u. a. hat ſich für das Geſetz ohne Vorbehalt 
erklärt; er muß daher glauben, daß die Städte, von 
denen er gewählt iſt, ebenſo wie die vielen anderen 
| Städte, bie fid) in denſelben Verhältniſſen befinden, 
von keiner bedeutenden Steuererhöhung bedroht ſind, 
oder er muß glauben, daß eine ſolche Steuererhöhung 
für dieſe Städte und für das Land begründet und 
gerechtfertigt iſt. Nun, dieſe Ueberzeugung mag er 
behalten, ich theile ſie nicht. 

Am deutlichſten gegen das Geſetz ſprach der 
für dasſelbe eingetragene Herr Abgeordnete des 
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achten Bezirkes von Wien. Er unterzog einer ſcharfen 
Kritik ſowohl den Majoritäts- als auch den Mino: 
ritätsantrag; von zwei Uebeln — meinte er — wäre 
das kleinere zu wählen; er glaubte, zwiſchen Seylla 
und Charybdis nicht beiden ausweichen zu ſollen, 
ſondern in die eine flüchten zu müſſen, wo aber gerade 
ſein Prineip Schiffbruch erleiden wird. 

Er ſagte, wenn nicht das Minoritätsvotum 
vorausgegangen wäre, ſo hätte er ſich gegen die Vor— 
lage der Majorität des Ausſchuſſes eintragen laſſen, 
weil er auch im Majoritätsgutachten keine Verbeſſe— 
rungen findet, ja ſogar eine Verſchlechterung beſorge. 
Nun, iſt denn ſeine Furcht vor dem Minoritäts 
antrage begründet? Sind denn Diejenigen, die den 
Minoritätsantrag vertreten, dermalen in der Lage, an 
das Ruder zu kommen, um ihren Anträgen Geltung 
zu verſchaffen? — Nein, bie Wahrjcheinlichkeit ift gar 
nicht danach bejchaffen, und wahrhaftig, unſere Oppo» 
ſition gilt ebenſo wie immer nicht einem gewiſſen 
Syſteme, fie ift nicht eine Oppofition quand méme, 
ſie fließt aus der Ueberzeugung über den Gegenſtand 
ſelbſt. 

Ebenſo wie manche andere Herren Redner der 
Generaldebatte bedauere ich ſehr, daß die Vorlagen 
in einer ſolchen Weiſe vor das Haus kommen, daß 
man die Principien über die ganze Beſteuerung 
oder wenigſtens jene über die Ertragsſteuern nicht 
in ganzer Fülle erörtern kaun. Ich bedauere aber 
weiter noch, daß mit allen Vorlagen über bie direc- 
ten Steuern nicht auch Daten geliefert wurden, aus 
welchen wir beurtheilen könnten, welchen Erfolg ein 
jedes dieſer Geſetze habe, welchen Erfolg alle dieſe 
Geſetze in ihrem Zuſammenhange verſprechen; denn 
wenn wir ſolche Daten und Aufklärungen hätten, 
würde unſer Urtheil ſich auch angemeſſener aus— 
ſprechen können. | 

Bon einer näheren Erörterung der Principien 
werde ich mich ferne halten, da es eben nicht am Platze 
iſt bei einer Debatte, wo nur ein Theil, ein Bruch 
ſtück der directen Steuer zur Berathung gelangt. 

Nichts beweiſt beſſer, daß die Minorität den 
Kern der Sache getroffen hat, als die Auseinander— 
ſetzungen des geehrten Herrn Abgeordneten des 
achten Wiener Bezirkes. Sogar auf die Grund— 
ertragsſchätzung berief er fid) und auf die Schätzun— 
gen der Grundſtücke für Expropriationen; ſogar an 
den Herrn Finanzminiſter ſtellte er einen Appell, 
daß dieſe Expropriationsſchätzungen bei der Grund— 
ertragsſchätzung zum Behufe der Beſteuerung der 
Grundſtücke benützt werden ſollen. 

Nun, meine Herren, der Herr Finanzminiſter wird 
es hoffentlich nicht thun, und zwar einmal aus 
Billigkeitsrückſichten, und zweitens auch aus dem 
Grunde nicht, weil er es geſetzlich nicht thun kann, 
indem das Geſetz nur die freien Käufe zu berück— 
ſichtigen erlaubt. Aber die freien Käufe und Pach— 
tungen werden vermuthlich benützt werden, ins— 
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beſondere die Durchſchnitte derſelben. Dagegen wird 
ſich auch der Herr Abgeordnete des achten Wiener 
Bezirkes nicht erklären. Mich wundert es aber, daß 
er ſich einerſeits bei der Grundertragsſchätzung auf 
die Käufe bei Expropriationen beruft, andererſeits 
aber ſich gegen die Minoritätsanträge gewendet hat, 
welche die Kaufwerthe der Gebäude als Grundlage 
oder wenigſtens als Controlsmittel für die Schätzung 
der Gebäude annehmen. 

Der Herr Abgeordnete des achten Wiener 
Bezirkes meinte, die Minorität hätte in ihrem Be— 
richte übertrieben, indem fie glaubt, der Bauarea— 
werth in Wien ſtelle ſich im Maximum ſogar auf 
7000 fl. per Quadratklafter. 

Ich muß geſtehen, ich habe nur aus den öffent- 
lichen Blättern dieſes Maximum entnommen; jedoch 
auch der Herr Abgeordnete von Wien, welcher Wien 
fennen muß, hat zugeſtanden, daß fid) die Bauarea— 
werthe bis auf 4000 fl. per Quadratklafter belaufen, 
Das iſt auch ſchon genug, denn auch bei dieſer An— 
nahme gibt es in der Stadt Wien Gebäude, bei 
benen der Banareawerth ſich zum eigentlichen Bane 
capitale wie 100, 200, 300, 400 zu 100 verhält. 

Derſelbe Herr Abgeordnete berief ſich, als er 
den Minoritätsbericht kritiſirte, auf die Verhältniſſe 
in den Vorſtädten Wiens. 

Er meinte, in den Vorſtädten ift bie Bauarea 
gering, und ſind die Verhältniſſe für die Hauseigen— 
thümer recht ſchlecht beſchaffen. Dieſe Kritik gilt 


aber dem Minoritätsberichte nicht, denn gerade im, 


Minoritätsberichte iſt dasſelbe ausgeſprochen; der 
Herr Abgeordnete möge nur die Seite 57 dieſes Mi— 
noritätsberichtes leſen. Ja, gerade dort iſt dargeſtellt, 
daß aus dem vorliegenden Geſetze, auch in der Stadt 
Wien die größten Ungleichmäßigkeiten entſtehen wer— 
den, denn wenn man die höchſte Ziffer von 4000 fl. 
per Klafter einer Bauarea als ein Extremum ans 
nimmt, und als anderes Extrem nur 20 Percent 
des Baucapitales für die Bauarea annimmt, 
ſo iſt die Folge, welche ſich aus den geſetzlichen 
Beſtimmungen ergibt, die, daß, während in dem ertrag— 
reichſten Gebäude die gewährten 15percentigen Ab- 
züge 75 Percent vom Ertrage des Baucapitales aus— 
machen, in den ärgſten Häuſern der Vorſtädte, auch 
bei Annahme eines 20- und 25percentigen Abzuges, 
dieſe Abzüge im Verhältniſſe zum reellen Reinertrage 
des Baucapitales ſich auf 24 und 30 Percent be— 
laufen, daher viel weniger betragen würden, als bei 
den ertragsreichſten Häuſern. A 
Solche Ungleichmäßigkeiten würde das Geſetz in 
Wien ſchaffen. Wenn man diefe Ungleichmäßigkeiten 
begründen will, ſo hat man dafür keinen anderen 
Grund, als daß ſich die Verhältniſſe in Wien in das 
beſtehende Steuerſyſtem ſchon eingefügt haben, daher 
auch, wenn man dasſelbe Syſtem fortbeſtehen ließe, 
Niemandem ein Unrecht geſchehen würde. 
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Allein, wenn man cine Reform der Steuern vore 
nimmt, follen eben die alten Ungleichmäßigkeiten bee 
hoben werden. Ueberdies ſpricht dieſer Grund auch 
gegen die Erhöhung der Steuer in anderen Ort— 
ſchaften, welche auch ihre Steuern getragen, wo die 
Gebäude ſich auch in die dermaligen Beſteuerungsver— 
hältniſſe eingefügt haben, und wo man doch eine 
große Erhöhung der Steuern beabſichtigt. 

Der Herr Abgeordnete des achten Wiener Be— 
zirkes hat uns ein ganzes Regiſter der Grundſteuern 
der Stadt Wien vorgetragen und meinte, das ſei 
ſchon zuviel. Ja, aus demſelben Grunde könnte ein 
Fürſt Liechtenſtein oder Fürſt Schwarzenberg ſagen, 
er zahle zuviel, er zahle mehr als Hunderttauſende 
der Anderen. 

Der Herr Abgeordnete ſprach auch von den 
Landes- und Grundentlaſtungszuſchlägen der Stadt 
Wien; ich glaube, die betragen jetzt 25 Percent. Nun 
haben wir Länder, wo in den Städten und Dörfern 
dieſe Zuſchläge 85 Percent betragen, namentlich in 
unſerem Kronlande. Wir haben auch Communen, 
wo bie Communalzuſchläge zu den directen Steuern 
auf 60, 80 bis 100 Percent ſteigen. Dahin iſt die 
Stadt Wien noch nicht gekommen; deßhalb hat auch 
die Stadt Wien nicht zu klagen. 

Doch, meine Herren, zum Beweiſe, wo der Er— 
trag der größte iſt, zum Beweiſe, wo die Steuer— 
fähigkeit die größte iſt, dienen auch ſtatiſtiſche Daten. 

Es wird Niemand leugnen können, daß dort 
der Ertrag der Gebäude der größte iſt, wo viel 
gebaut wird; denn wenn man keine Ausſicht auf ſol— 
chen Ertrag hätte, würde man nicht gebaut haben. 

Der Minoritätenbericht hat Daten darüber ge— 
liefert. In der Stadt Wien verhielt ſich im Jahre 
1871 die Zahl der ſteuerbaren Gebäude zur Zahl 
der wegen der baufreien Jahre von der Steuer zeit— 
weilig befreiten neuen Gebäude wie 100 zu 41. 

So viele neue unbeſteuerte Gebäude waren in 
der Stadt Wien. 

In den anderen Städten, wo die urſprüngliche 
Hauszinsſteuer beſteht, verhielt ſich die Zahl der 
beſteuerten Gebäude zu der der neuen, unbeſteuerten 
Gebäude nur wie 100 zu 17½, bei der ausgedehn— 
ten Hausclaſſenſteuer ſogar wie 100 zu 6. 

Ich will nicht behaupten, daß die Hauszins— 
ſteuer in Wien klein ſei, ich möchte gerne dazu bei— 
tragen, daß ſie geringer werde, denn ich weiß, daß 
ſie größer iſt als in allen anderen Staaten. Wenn 
ſie aber in Wien geringer ſein ſoll, ſo ſoll ſie auch in 
anderen Städten und Dörfern unſeres Reiches ge— 
ringer werden. Wenn man aber die Steuer in Wien 
auf Koſten der anderen ermäßigen will, dann muß 
man unterſuchen, ob dies gerecht ſei. 

Im Majoritätsberichte leſen wir einen Satz, 
„der Ausſchuß hätte immer von Seite Seiner 
Excellenz des Herrn Finanzminiſters die Verſiche— 
rung erhalten, daß durch die Reform der Ertrags— 
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ſteuer nicht eine Erhöhung, ſondern bloß eine gleich— 
mäßige Vertheilung der Abgaben bezweckt werde“. 
Das haben wir auch bei der Berathung des Grund— 
ſteuergeſetzes gehört; ich bin aber überzeugt, daß 
dies nicht eintreten werde, daß eine Erhöhung wird 
erfolgen müſſen, und, meine Herren, ich glaube, daß 
viele der Herren derſelben Anſicht ſein werden, wenn 
jie ſich das Deficit vor Augen halten. Ueberdies, 
wie kann man jetzt eine Verſicherung über das 
Steuermaß abgeben, da bei allen Vorlagen über die 
direeten Steuern das Ausmaß der Steuerſumme 
oder ber Percente erft einem künftigen Geſetze vore 
behalten iſt? 

Wenn man ſich aber von der Gebäudeſteuer 
wirklich keine Erhöhung der Steuer, alſo keinen 
finanziellen Erfolg verſpricht, dann muß ich wirklich 
fragen, wozu macht man denn dieſes Geſetz? — Iſt 
es alsdann nicht beſſer, beim Alten zu bleiben, in 
welches ſich bereits alle Verhältniſſe eingefügt haben? 
Wenn wir aber doch das Geſetz machen, müſſen wir 
uns auch auf einen finanziellen Erfolg, das iſt auf 
eine Erhöhung der Steuerſumme gefaßt machen. 

Hält man ſich die geſammten Folgen des Ge— 
ſetzes vor Augen, ſo findet man, daß gerade in der 
Commune Wien, welche eine ſo wichtige Rolle in 
der Hausſteuer ſpielt und ſpielen muß, eine Ermä— 
Bigung der Steuergrundlage bei vielen Häuſern 
erfolgen wird, indem man in Wien die Abzugsper— 
cente von den bisherigen 15 Percent auf 20 bis 25 
und 30 Percent wird erhöhen können. 

Aus den Daten, die mir geliefert wurden, iſt 
diefe Erhöhung der Abzugspercente für beinahe die 
Hälfte der Gebäude Wiens zu erwarten. Meiner 
Anſicht nach wäre dies eine gerechte Erhöhung der 
Abzugspercente für die Häuſer in den Vorſtädten, 
für die ertragsarmen Häuſer; aber man muß den 
Ausfall, der dadurch entſteht, nicht wo anders zu 
decken ſuchen, ſondern in Wien ſelbſt, und er wäre 
zu finden, wenn man gerade bei den ertragreichſten 
Häuſern die bisherigen 15percentigen Zinſenpercent— 
abzüge, wie es fid) gehört, auf 10, 8 und 5 herab- 
mindert. 

Nun, meine Herren, ſehen wir auf andere Ge— 
meinden des Reiches. Wir haben zunächſt die Städte, 
welche der urſprünglichen Hauszinsſteuer unterlie— 
gen, welche dieſelben Abzugspercente und denſelben 
Steuerfuß, wie die Stadt Wien haben, und welche 
meiner innerſten Ueberzeugung nach im Verhält- 
niſſe zum Ertrage mehr leiſten, als die Stadt Wien, 
weil in all' dieſen Städten die Verhältniſſe für die 
Hauseigenthümer ſich nicht ſo gut geſtalteten, wie in 
Wien. 

Was aber die Orte anbelangt, welche dermalen 
der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterliegen, welche 
ſich dermalen eines geringeren Steuerfußes und 
eines höheren Abzugspercentes erfreuen, welche aber 
ſpäter dieſelben Abzugspercente wie Wien, nämlich 
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von 15 bis 30 für die Gebäude erhalten ſollen, welche gedachten Staaten, welches auf die Einſchätzung be— 


eine Erhöhung des Steuerfußes zu erleiden haben 


werden, ſo müſſen wir doch fragen, ob eine ſolche in 
Ausſicht geſtellte Erhöhung gerecht ſei. Ich glaube 
nicht. Ich werde mich darüber nicht näher auslaſſen, 
weil der Minoritätsbericht hierfür genug Gründe an— 
führt; ich will nur den Punkt der Abzugspercente 
erwähnen. 

Es iſt offenbar, wenn die Abzugspercente in 
Wien beim hohen Areawerthe, bei den anderen 


üblichen guten Verhältniſſen, auf 15 bis 30 geftellt | 


werden, ſo müſſen ſie in den anderen kleinen Städten 
viel höher gehalten werden, wenn man dieſe Städte 
Wien gegenüber nicht ſchädigen will. Ueberdies muß 
ich beifügen, daß eine Begründung der im Geſetz— 
entwurſe vorgeſchlagenen Abzugspercente durchaus 
fehlt; weder der Ausſchuß, noch die Regierung 
hat dieſe Begründung beigebracht. 

Jetzt muß ich noch einige Worte der ſoge— 
nannten Nutzwerthſteuer widmen, welche die bisherige 
Claſſenſteuer zu vertreten hat. Wir finden ſie näm— 
lich in anderen Staaten, wie in Preußen, Baiern, 
Sachſen; doch in allen dieſen Staaten ſind ganz feſte 
Regeln feſtgeſetzt, welche offenbar dahin führen, daß 

in Orten, wo Vermiethungen nicht vorwiegen, bie 
Einſchätzung bedeutend mäßiger gehalten werde. In 
Preußen geſchieht es durch geſetzlich feſtgeſtellte 
Tariſſtufen und durch die Regel, wie die Gebäude 
in die Stufen eingereiht werden ſollen. — In 
Baiern, indem man in den Orten, wo Vermiethungen 
nicht vorwiegen, nicht nach dem Zinſe oder Nutzungs— 
werthe, ſondern lediglich nach dem bebauten 
Flächeninhalte beſteuert. 

Das ſächſiſche Geſetz ſteht dem Geſetzentwurfe 
der Ausſchußmajorität am nächſten, weil es auch 
Anhaltspunkte für die Einſchätzung der Gebäude in 
den Miethzinſen ſucht; aber wie? Es ſagt, in Orten, 
wo ſolche Anhaltspunkte nicht vorhanden ſind, 
kann man ſelbe in den naheliegenden Orten ſuchen, 
aber nur in den geringſten Sätzen dieſer anderen 

Orte. 

Ueberdies ſind noch andere billige Regeln im 
ſächſiſchen Geſetze enthalten und iſt das Abzugs— 
percent bis 75 Percent geſtattet, und nicht bis 30 
Percent, wie dies in der Vorlage des Ausſchuſſes 
der Fall iſt. 

Bei uns aber geſchieht es anders. Der Nub- 
werth iſt nicht ſo, wie in den drei gedachten Staaten 
für ein ganzes Gebäude zu ermitteln, ſondern er 
ſoll nach der Größe und Anzahl aller Wohnbeſtand— 


theile unb Nebenlocalitäten ermittelt werden. Es ijt |. 


auch in jenen Orten, wo die Vermiethungen ver— 
einzelt oder gar nicht vorkommen, der ziffermäßige 
Anhaltspunkt in den Miethzinſen der anderen Orte, 
wo die Vermiethungen vorkommen, zu ſuchen. 

Wir haben auch ein Minimum in unſerem Ge— 


irrend einwirken und für viele Orte ſehr groß ſein 
wird. 

Wir haben zwar vorgeſtern den Herrn Abge— 
ordneten des achten Wiener Bezirkes gehört, welcher 
meinte, daß dieſe Minimen unwahr ſind, denn er 
habe auf dem Lande 120 fl. per Jahr oder 10 fl. 
per Monat zahlen müſſen. Freilich hat er nur die 
Umgebung Wiens gemeint. Wir haben aber Daten, 
daß in 116 Orten im Reiche die Durchſchnittsziffer 
des Miethzinſes zwar nicht per Wohnbeſtandtheil, 
aber per Beſtandtheil eines Gebäudes nur 3 bis 5 fl. 
und in 78 Orten ſogar nur 1 bis 3 fl. beträgt. 

Der Majoritätsbericht hat uns eine Berechnung 
dargeſtellt, daß die im Geſetzentwurſe beantragten 
Minimen doch nicht fo ſchreck (id) feien, und gegen 
über der dermaligen Steuer eine bedeutende Erhö— 
hung nicht begründen werden. Bei Gebäuden mit 
einem Wohnbeſtandtheile ijt die Steuer dermalen 
1 fl. 46 fr, wird aber nach dem Majoritäts— 
antrage in der Zukunft 1 fl. 40 kr. betragen, wo 
zwei Wohnbeſtandtheile vorhanden ſind, iſt die 
Steuer dermalen 1 fl. 64 fr, in Zukunft 
1 fl. 96 kr.; für drei Wohnbeſtandtheile jetzt 
L fl. 69, in Zukunft 2 fl. 94 — alfo bei zwei und 
drei Wohnbeſtandtheilen doch bedeutend mehr. Aber 
bei dieſer Berechnung hat die Majorität den Steuer— 
juf von 20 Percent zur Grundlage genommen. Ich 
glaube, das iſt eine unbegründete Hoffnung; man 
wird doch 26 Percent zahlen, zumal, meine Herren, 
nicht nur das finanzielle Bedürfniß dazu treiben 
wird, ſondern der Umſtand, daß man in größeren 
Sädten die Steuer verkleinert, und daher dieſen 
Ausfall wo anders zu decken wird ſuchen müffen, Ich 
meine alſo, daß die im Minoritätsberichte angeſtellte 
Berechnung die richtigere iſt, nämlich die Berechnung 
auf Grundlage eines 26percentigen Steuerfußes, 
welche darſtellt, daß bei einem Wohnbeſtandtheile die 
Steuererhöhung 9 Percent, bei Gebäuden mit zwei 
Wohnbeſtandtheilen 60 Percent, bei Gebäuden mit 
drei Wohnbeſtandtheilen 140 Percent wird betragen 
müſſen. 

Der Majoritätsbericht begründet die Minimen 
dadurch, daß ein Ausfall in der Steuer bei einer 
Maſſe von über 2,300.000 Häuſern zu beſorgen 
wäre, wenn das Minimum geringer angenommen 
würde, als es die Majorität beantragt. Doch ich 
glaube, es iſt dieſe Befürchtung nicht gegründet, denn 
das Minimum kann ja doch offenbar nicht auf alle 


2,300.000 Häuſer angewendet werden, ſondern eben . 


nur auf einen Theil derſelben, für welchen es paßt. 
Nun, meine Herren, wenn es ſolche Häuſer gibt — 
und aus den von mir angeführten Daten werden Sie 
entnehmen, daß es ſolche gibt — deren Ertrag unter 
das angeordnete Minimum fällt, und man auf die— 
ſelben jedoch ein ſolches Minimum anwendet, ein 


ſetzentwurfe, welches viel größer iſt, als in den drei Minimum, welches den thatſächlichen Verhält— 


| 
| 
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ich, der hier in Wien zu erwarten iſt, will man von 
einer Entlaſtung der Bevölkerung Wiens und einer 
Belaſtung der Bevölkerung auf dem flachen Lande 
ſprechen? 

Ich glaube auch, daß es nicht möglich iſt, zu 
ſagen, daß der Vorgang, der in Zukunft bei der 
Steuerreform eingehalten werden ſoll, der ſei, daß 
man die Belaſtung von der einen Seite auf die 
andere Seite überwälzt; es handelt ſich in Wien ge— 
rade ſo wie in anderen Orten nur um eine Aus— 
gleichung, und auch ſeine Excellenz der Herr Finanz— 
miniſter, ein ſo roſiges Gemüth er auch der Zukunft 
gegenüber haben mag, wird es ſich gefallen laſſen 
müſſen, wenn die Gebäudeſteuer in toto einen Aug. 
fall ergibt; ich bin wenigſtens überzeugt, daß er 
finanzielle Vortheile von der Gebäudeſteuer nicht ers 
wartet und auch nicht erwarten kann. 

Es iſt ferner vorgeſchlagen worden, die fixen 
Sätze des Nutzungswerthes, wie ſie in der Regierungs— 
vorlage Ihnen vorgelegt und ſpäter von dem Aus— 
ſchuſſe amendirt wurden, nicht bloß für Gebäude mit 
einem, zwei, drei Wohnungsbeſtandtheilen anzuwen 
den, ſondern auch gewiſſe Tarifsclaſſen feſtzuſtellen, 
und namentlich hat ſich der Herr Abgeordnete der 
Egerer Handelskammer zu einem warmen Befür— 
worter dieſes Gedankens gemacht. 

Ich glaube, daß mir die Specialdebatte noch 
Gelegenheit geben wird, darauf einzugehen; hier 


in der Generaldebatte möchte ich nur bemerken, 


daß die Gefahr eine ſo große iſt, daß von ſämmtli— 
chen Gebäuden, welche heute der Hausclaſſenſteuer 
unterliegen, über 90 Percent in die zwölfte und 
elfte Rangsclaſſe gehören, daß für diefe ein Minimal- 
fab von 10, 9, 8 oder, wenn Sie der Minoritát 
folgen, von 5 oder 6 fl, fejtgeftellt ift, und daß dieſer 
Minimalſatz jedenfalls eine Cynoſur, einen Anhalts— 
punkt gibt, um die übrigen Gebäude einzuſchätzen; 
und ſo ſehr ich in dem einen oder anderen Punkte manche 
Bedenken, welche gegen die Commiſſionen vorgebracht 
worden ſind, theile, ſo kann ich den warmen Aus— 
führungen des Herrn Abgeordneten aus Böhmen 
nur beiſtimmen, wenn ev geſtern treffend hervorge— 
hoben hat, daß die Schwierigkeiten bei der Einſchätzung 
nur das erſte Mal ſich ergeben werden, und die 
Commiſſionen ſich ſpäter in ihr Geſchäft einlernen 
und die Schätzung in entſprechender Weiſe vornehmen 
werden. Wenn irgend etwas, meine Herren, Ihnen 
zur Beruhigung dienen kann, um in die Special— 
debatte über dieſen Geſetzentwurf einzugehen, ſo iſt 
es vielleicht nicht der consensus communis, der con- 
sensus Omnium, wohl aber der consensus multorum. 
Ich möchte doch darauf aufmerkſam machen, daß die 
Steuervorlagen vom Jahre 1864 auf denſelben 
Grundſätzen wie die heutige — mit ſehr geringen 
Modificationen — beruhen, daß im Jahre 1869 
Seine Excellenz Herr Dr. Breſtel, der damalige 
Finanzminiſter, Geſetzesvorlagen eingebracht hat, 
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welche ebenfalls auf denſelben Prineipen baſiren, und 
die vorliegende Geſetzesvorlage hat nur kleine Aen— 
derungen vorgenommen, das Prineip iſt im Weſent— 
lichen intact geblieben. Wenn nun im Laufe eines 
elfjährigen Studiums innerhalb der Finanzverwaltung 
von drei ſo verſchiedenartig angelegten Naturen, wie 
Ihre Excellenzen v. Plener, Dr. Breſtel und 
der gegenwärtige Finanzminiſter es ſind, ein und 
dasſelbe Prineip feſtgehalten wurde, wenn ferner ein 
Ausſchuß im Jahre 1869 im Weſentlichen auf die 
Grundſätze dieſes Geſetzes eingegangen iſt, und wenn 
ein aus 36 Mitgliedern beſtehender Ausſchuß nach 
ſorgfältiger Prüfung Ihnen dasſelbe Princip anem— 
pfiehlt, ſo iſt das denn doch eine Uebereinſtimmung, 
wie ſie bei Steuergeſetzen nicht größer gewünſcht 
werden kann; denn bis in die kleinſten Details wird 
man eine Einigung nie erzielen; es werden immer 
Compromiſſe nöthig fein. Daß das vorliegende Geſetz 
verbeſſerungsbedürftig ift, leugne ich nicht; aber, meine 
Herren, amendiren, verbeſſern Sie, bringen Sie An— 
träge an, ſo viel Sie wollen, Sie werden gewiß an 
mir, an dem Ausſchuſſe immer bereitwillige Männer 
finden, die auf Ihre Anträge eingehen, ſie prüfen 
werden. Was 36 Mitgliedern des Ausſchuſſes nicht 
gelungen iſt, Ihnen eine Geſetzesvorlage zu bringen, 
welche allen Parteien und Anſichten Rechnung trägt, 
dürfte vielleicht einer Verſammlung von 250 Mit— 
gliedern denn doch wohl möglich ſein, und ich glaube, 
daß wir damit ein Geſetz zuſtande bringen werden, 
welches jedenfalls ſchon in der vorliegenden Geſtalt 
einen bedeutenden Fortſchrittzbezeichnet. 

Zum Schluſſe noch ein Wort! Halten Sie ſich 
gegenwärtig, daß das Werk der Steuerreform nicht 
bloß im Intereſſe der Steuerträger, ſondern auch 
des Staates liegt, daß Sie nicht nur dazu beizu— 
tragen haben, gewiſſe Ungleichheiten, die ſich im Laufe 
der Jahrzehnte aufgethürmt haben, zu begleichen 
und zu beſeitigen, ſondern daß Sie auch verpflichtet 
ſind, dem Staate neue Einnahmsgquellen flüſſig zu 
machen, wenn Sie nicht wollen, daß der ärgſte Feind 
Oeſterreichs, das Deficit, noch Decennien lang das 
Leben friſte. 

Von dieſer Ueberzeugung getragen und durch— 
glüht von dem Gedanken, daß Sie die Fundamente 
des Staates dauernd begründen, wenn Sie die Mittel 
herbeiſchaffen, deren er zu ſeiner Erhaltung bedarf, 
gehen Sie, meine Herren, an die Berathung des 
Geſetzes. ( Beifall.) 

(Während vorstehender Rede hat Präsident 
Dr. Rechbauer wieder den Vorsitz übernommen,) 

Práfident: Seine Excellenz der Herr 
Finanzminiſter hat das Wort. 


Finanzminiſter Freiherr de Pretis: Seit drei 
Tagen, da dieſes hohe Haus ſich mit der allerdings 
ſehr wichtigen Vorlage beſchäftigt, welche den Gegen— 
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ſtand der Discuffion bildet, find von den Vertheidi— 
gern wie von den Gegnern der Vorlage ſo mannig— 
fache und ſo eingehende Argumente vorgeführt 
worden; es hat namentlich der geehrte Herr Bericht— 
erſtatter in einer ſo erſchöpfenden und ſachlichen 
Weiſe die Motive dargeſtellt, welche den Anträgen 
des Ausſchuſſes zu Grunde liegen, und die Gegen: 
argumente beleuchtet, welche den Anträgen der Mino 
rität und den von einzelnen geehrten Mitgliedern 
des Hauſes geſtellten Motionen entgegenſtehen, daß 
ich es nicht wagen darf und nicht wagen will, die 
Aufmerkſamkeit des hohen Hauſes länger als für 
einige Bemerkungen in Anſpruch zu nehmen, welche 
die allgemeine Haltung der Regierung bei der Vor— 
lage der Steuerreformgeſetze beſtimmt haben. 

Darüber waren wir uns nicht zweifelhaft, daß 
die Geſammtheit der Vorlagen auf große Schwierig— 
keiten ſtoßen würde, daß mannigfache Discuffionen 
und Auseinanderſetzungen vorausgehen müſſen, be 
vor die Regierung und das hohe Haus ſich verſtehen 
und verſtändigen werden über die Abſichten, welche 
mit dieſen Reformprojecten verfolgt werden ſollten. 

Es liegt ja in der Natur der Verhältniſſe, daß 
jede Steuervorlage, wenn fie nicht mit einer in Bif 
fern ausgedrückten Herabſetzung der Steuerlaſt 
illuſtrirt werden kann, bei der Geſammtheit der Be— 
völkerung und bei ihren Vertretern zunächſt ein ge— 
wiſſes Mißtrauen erweckt. Man mag wie man will 
von der Steuerreform ſprechen, der nächſtliegende 
Gedanke iſt für Jeden, es könnte eine reformatio in 
pejus werden. Ja, ſelbſt wenn man, wie wir es hier 
verſucht haben, an beſtehende Verhältniſſe anknüpfend, 
durch das Reformproject zunächſt nur eine Correctur 
allſeitig anerkannter Mängel anſtrebt, ſo iſt doch die 
Beſorgniß vor einer ungewiſſen Zukunft ſo groß, daß 
man plötzlich die ererbten Uebel liebgewinnt und 
ihnen den Vorzug einräumt. 

So haben wir denn in dieſen Tagen Ver— 
theidiger der gewiß an ſich kaum zu vertheidigenden 
Gebäudeſteuertaxen gehört, ja ſogar Anwälte für 
die Erwerbſteuertaxen vernommen. 

Eine andere Schwierigkeit bei jeder Steuer— 
geſetzgebung ſind die Gegenſätze zwiſchen Theorie und 
Praxis, die ſich auf dieſem Gebiete wie kaum irgend 
wo anders geltend machen. Während die Theorie das 
reine Einkommen und die auf dieſes baſirte pro— 
greſſive Einkommenſteuer als die einzig richtige 
Baſis bezeichnet, auf welcher das Syſtem der directen 
Beſteuerung aufgebaut werden ſollte, gebietet die 
Praxis einer vorſichtigen Geſetzgebung, jene Er— 
ſcheinungen nicht außer Acht zu laſſen, welche als 
eine Folge des Kampfes ums Daſein ſich auch auf dieſem 
Felde kund geben. Während auf der einen Seite 
Jedermann an den Staat die höchſten Anſprüche 
ſtellt, während Jeder — und mit Recht — verlangt, 
daß ihm im Staate die volle Sicherheit der Perſon, 
ein kräftiger Rechtsſchutz die weitgehendſte Förderung 
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aller jener Einrichtungen gewährleiſtet werde, welche 
für die geiſtige und phyſiſche Entwicklung der Menſchen 
nöthig ſind, während man alſo auf der einen Seite 
an den Staat dieſe höchſten Forderungen ſtellt, 
bringt es vielleicht ein Ausfluß des Selbſterhaltungs— 
triebes mit ſich, daß das Streben jedes Einzelnen 
doch dahin gerichtet iſt, den eigenen Beitrag für 
dieſe auch von ihm begehrten Staatsleiſtungen auf 
das Minimum zu reduciren, und diefe Erſcheinung, 
die ich nicht als Vorwurf ausſpreche, ſondern die in 
der Natur der Dinge ihre Begründung finden mag, 
iſt vielleicht dort noch natürlicher, wo die beſtehende 
Steuergeſetzgebung dadurch, daß fie auf einer 
unrichtigen Anlage beruht, zu großen Härten und 
Ungerechtigkeiten führen mußte, und wo vielleicht 
andererſeits bei der Bemeſſung der Ausgaben, welche 
durch die Steuern beſtritten werden ſollten, nicht 
jederzeit mit jener weiſen Sparſamkeit vorgegangen 
wurde, welche geboten wäre. 

Eine Geſetzgebung, welche lediglich das reine 
Einkommen zur Grundlage der Beſteuerung nehmen 
wollte, würde in finanzieller Beziehung grauſamen 
Enttäuſchungen entgegengehen. Nun, die Vorlagen, 
welche wir Ihnen gemacht haben, wenden ſich nicht 
ab von dem Ideale der Theorie, im Gegentheile 
glaube ich, daß ſie die Wege ebnen, auf welchen man 
ſich dieſem Ideale allmälig nähern kann. Dieſer Weg, 
der Weg der Steuerreform durch eine conjequente, 
richtige Durchführung des Syſtems der Ertrags 
ſteuern, war und bleibt der Regierung zunächſt durch 
die allgemeinen Verhältniſſe vorgezeichnet, indem ja 
auch die heutige Steuergeſetzgebung Oeſterreichs dem 
Gedanken der Ertragsſteuern entſprungen iſt, durch 
ihre mangelhafte Veranlagung und Durchführung aber 
die Veranlaſſung zu vielfachen und berechtigten Klagen 
gegeben, durch ihre unrichtige Veranlagung die Be— 
ſchwerden über Steuerüberbürdung, über Steuer— 
bedrückung vornehmlich hervorgerufen hat, während 
ſie gleichzeitig der Steuerentziehung Thür und Riegel 
öffnet und die finanziellen Erträgniſſe zum Nachtheile 
der Geſammtheit empfindlich ſchädigt. 

Noch unmittelbarer iſt der Weg vorgezeichnet 
dadurch, daß das Syſtem der Ertragsſteuern, welches 
ſich als das den praktiſchen Zielen am meiſten zu— 
ſagende empfiehlt und faſt von den Geſetzgebern der 
neueren Zeit auch ausnahmslos acceptirt wurde, 
auch jüngſt durch die öſterreichiſche Geſetzgebung eine 
Sanction erhalten hat, und zwar durch das Grund— 
ſteuergeſetz vom Jahre 1869. Bei der inneren Ver— 
wandtſchaft der Gebäudeſteuer mit der Grundſteuer 
vermöchte ich wirklich nicht zu begreifen, wie man, 
wenn man nicht den ganzen Aufwand an Zeit und 
Geld, welcher bereits für die Durchführung der Grund— 
ſteuer verwendet wurde, in die Schanzen ſchlagen und 
die Steuerreform überhaupt nicht ad calendas graecas 
verſchieben wollte, in Beziehung auf die Gebäude— 
ſteuer ein anderes Syſtem zur Grundlage nehmen 


wollte als dasjenige, welches bereits für die andere 
Realſteuer von der Geſetzgebung als richtig anerkannt 
wurde. 

Man hat den Vorlagen — und ich mache hier 
einen kurzen Rückblick auf die Geſammtheit der Vor— 
lagen — Syſtemloſigkeit vorgeworfen, man hat im 
Hinblicke auf die Perſonaleinkommenſteuer das Ge— 
ſpenſt der Doppelbeſteuerung in grellen Farben dar— 
geſtellt. Das Syſtem der Ertragsſteuern beruht auf 
der Beſteuerung des Einkommens, es greift aber, um 
ein richtiges, überſichtliches Bild des wirklichen Ein— 
lommens zu erhalten, auf die Einkommensquelle 
zurück und trachtet diejenigen objectiven Momente, 
welche einkommen- und ertraggebend ſind, zu er— 
fafjen, um auf Grundlage dieſer objectiven Momente 
und des Ertrages eine mittlere Steuerbaſis zu finden. 
In den Vorlagen ſelbſt ſind Anhaltspunkte gegeben, 
welche dazu dienen ſollen, dieſen Ertrag zu ermitteln, 
und es iſt damit in ſchonender, objectiver Weiſe vor— 
gegangen, der Mitwirkung der Steuerträger, der 
Selbſtſchätzung der ausgedehnteſte Spielraum ige 
währt worden. 

Nach Möglichkeit iſt es verſucht worden, dieſe 
Anhaltspunkte in einer ſolchen Art zu beſtimmen, 
daß auch die Verhältnißmäßigkeit der verſchiedenen 
Steuergattungen unter einander hergeſtellt werde. 
Ich bin weit entfernt, zu behaupten, daß dieſe Vor— 
lagen nicht Amendements und Verbeſſerungen zu— 
laſſen, Sie werden vielmehr von Seite der Regierung 
vollſte Bereitwilligkeit finden, überall dort, wo Vere 
beſſerungen im Geiſte der Vorlagen vorzunehmen 
find, diefe zu acceptiren und ihnen Rechnung zu tra— 
gen. Denn die Regierung hat bei der ganzen Vor— 
lage — ich kann dies nicht oft genug wiederholen — 
leine anderen Abſichten, als den Zweck, welchen das 
Geſetz im Auge haben muß, nämlich die richtige 
Steuergrundlage zu finden, keine andere Abſicht, als 
in dieſer Richtung der Wahrheit näher zu kommen; 
fie will keine Täuſchung, keine Fietionen, und wo 
ihr von Seiten der Vertreter der Steuerträger An— 
deutungen gemacht werden, welche zur Erreichung 
des Zieles führen, werden ſie die größte Bereit— 
willigkeit des Entgegenkommens finden, und ich 
glaube, daß in der Specialdebatte ſich gar manche 
Gelegenheit finden wird, wo ſie die eben geſproche— 
nen Worte wird bethätigen können. 

Es iſt in den Steuervorlagen weiters auch 
der Erkenntniß Ausdruck gegeben, daß die rei— 
nen Ertragsſteuern, die allein nach dem objec- 
tiven Ertrage bemeſſenen Steuern, manche Härten 
involviren, Härten, welche daraus entſtehen, daß eben 
der Ertrag ohne Rückſicht auf die ſubjectiven Ver— 
hältniſſe des Steuerträgers zur Grundlage genom— 
men werden muß. Dieſe Härten auszugleichen, das 
iſt der Zweck der Perſonaleinkommenſteuer. Sie iſt 
eine Ergänzungs-, eine Ausgleichsſteuer, fie foll der 
relativen Steuerfähigkeit Rechnung tragen, ſie ſoll 
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dafür ſorgen, daß Derjenige, deſſen ſubjectives Ein— 
lommen größer iſt, der daher mit größerer Leichtig— 
leit zur Deckung der Staatsbedürfniſſe beitragen 
kann, auch im Verhältniſſe ſeiner größeren Leiſtungs— 
fähigkeit herangezogen und der Schwächere geſchont 
werde. 

In den heutigen Zuſchlägen, deren Höhe und 
Drückendes mit Recht hervorgehoben wurde, möchte 
ich vielmehr eine doppelte Beſteuerung finden als in 
der Perſonaleinkommenſteuer, wie fie in der Vorlage 
gedacht iſt. Wo die Ertragsſteuer nicht ausreicht, 
mußte man ſich unter den gegenwärtigen Verhält— 
niſſen durch Zuſchläge helfen, das heißt, es mußten 
alle Uebel und Härten, die wir in der Ertragsſteuer 
finden, eine höhere Potenzirung erfahren. Dem fol 
in Zukunft vorgebeugt werden; die Härten der Zu— 
ſchläge werden — wie dies geſtern zwei Redner her— 
vorgehoben haben — durch die Landes- und Ge— 
meindezuſchläge noch außerordentlich verſchärft; es 
wird wohl zunächſt die Aufgabe der Landesgeſetz— 
gebung ſein, in dieſer Beziehung Abhilfe zu ſchaffen, 
aber ich glaube, daß es unmöglich iſt, einen prakti— 
ſchen Erfolg zu erwarten, daß es unmöglich iſt, an 
dem heutigen Syſteme zu rühren, ohne den Haus— 
halt in Frage zu ſtellen, bevor nicht durch eine rich— 
tige und conſequente Durchführung der Geſetzesvor— 
lagen, die wir Ihnen geliefert haben und welche eine 
Kataſtrirung der Ertragsquellen, eine Conſtatirung 
der Steuerkraft bezwecken, die nothwendige Grund- 
lage gefunden wird, nach welcher die Leiſtungsfähig— 
feit beurtheilt und auf welche hin ſpäter die Steuer— 
leiſtung ſelbſt baſirt werden könne. 

Hierdurch erft werden die Anhaltspunkte gegeben 
ſein, um zu beurtheilen, in welcher Weiſe ſowohl die 
Staats-, wie die Landes- und die Gemeindebedürfniſſe 
in gewiß weniger drückender Weiſe, als es gegenwärtig 
der Fall iſt, bedeckt werden können. Man hat uns 
vorgeworfen, daß der vorliegende Geſetzentwurf über 
die Höhe des künftigen Steuerſatzes vollkommen im 
Unklaren läßt. Nun, wenn man zugibt, daß die heutige 
Voranlagung eine unrichtige ijt, wenn man die Ab- 
ſicht der Geſetze erfaßt und daran feſthält, daß ſie erſt 
die Steuergrundlage finden, daß ſie das Bild der 
Steuerkraft liefern ſollen, dann verſtehe ich dieſen 
Vorwurf ſchwer, denn bevor man ſich über den 
Steuerſatz ausſpricht, iſt es nothwendig, ein Bild 
über die Steuerkraft zu gewinnen und dieſe in rich— 
tiger Weiſe darzuſtellen. Die objective Leiftungsfähig- 
keit feſtzuſtellen, das iſt Aufgabe der Kataſtergeſetz— 
gebung. Nur auf dieſem Wege halte ich es für mög— 
lich, überhaupt zu einer halbwegs gerechten, gleich— 
mäßigen Steuerperanlagung zu gelangen. 

Und daß ſpeciell in Bezug auf das Gebäude— 
ſteuergeſetz die heutigen Taxen der Gebäudeſteuer in 
der willkürlichſten Weiſe gegriffen ſind, daß ſie am 
allerwenigſten dem Gedanken einer Ertragsſteuer 
entſprechen, ijt vielfach anerkannt. Auf eine unrichtige 
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Grundlage hin, welche corrigirt werden ſoll, heute zu 
beſtimmen, welches das künftige, mit Rückſicht auf die 
berichtigte Ertragsbaſis zu findende Steuerausmaß 
ſein ſoll, iſt denn doch gewiß nicht möglich. Ich glaube, 
daß man mit voller Beruhigung auf dieſe Geſetzes— 
vorlage eingehen und es der künftigen Geſetzgebung 
überlaſſen kann, nachdem der wirkliche Nutzzweck er 
mittelt iſt: den Steuerſatz zu beſtimmen. 

Was immer die Regierung heute ſagen würde, 
es müßte der Berechtigung entbehren, denn ſie müßte 
eine Ziffer ausſprechen, die aus zweierlei Gründen 
nicht motivirt ſein kann, einmal weil ſie die Grund— 
lage nicht fennt, zweitens weil es die Geſetzgebung 
wäre, welche diefe Ziffer zu acceptiven oder nicht zu 
acceptiren hätte. 

Meine Ueberzeugung iſt, daß wie immer die 
künftige Steuer ausſehen möge, mit einer allge 
meinen höheren Belaſtung jedes Einzelnen wird ſie 
nicht verbunden ſein. Wenn die Annahme wahr iſt, 
daß die heutigen Grundlagen unrichtig ſind, daß die 
Grundlagen ſachgemäßer feſtgeſtellt werden müſſen, 
iſt auch auf der anderen Seite die Erwartung voll— 
ſtändig berechtigt, daß das heutige Erträgniß er 
reicht werden kann, ohne daß damit eine höhere Be— 
laſtung im Allgemeinen ftattfinde, vielmehr wird 
eine Entlaſtung überall dort ftattfinden, wo heute eine 
Ueberbürdung unſtreitig vorhanden iſt. 

Auch daran darf man wohl nicht zweiſeln, daß 
die künftige Geſetzgebung bei Feſtſtellung dieſes 
Steuerſatzes, während ſie einerſeits den Bedürfniſſen 
des Staates Rechnung tragen muß, doch andererſeits 
die ſittlichen, ſanitären und ſocialen Momente nicht 
überſehen wird, welche gerade bei der Frage der Ge— 
bäudeſteuer ihre volle Berechtigung haben und Be— 
rückſichtigung finden müſſen. Wenn aber im Laufe 
der Debatte auch die Vorausſetzung ausgeſprochen 
wurde, daß es auch nur entfernt beabſichtigt ſei, in 
Folge des neuen Gebäudeſteuergeſetzes eine Ent- 
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laſſen, daß eine Ueberwälzung eines aliquoten Thei— 
les des Hauszinsſteuererträgniſſes auf die Nutzwerth— 
ſteuer erfolge, ſo muß ich einer ſolchen Vorausſetzung 
auf das Allerentſchiedenſte entgegentreten. 

Das Geſetz, welches Ihnen vorliegt, iſt nichts 
weiter als lediglich ein Kataſtergeſetz, ſelbſt die 
Frage, ob künftig für die Hauszinsſteuer und die 
Nutzwerthſteuer ein und derſelbe Steuerſatz ange— 
wendet werden ſolle, iſt nach dem Ihnen vorliegen— 
den Geſetze vollſtändig offen gelaſſen; wer aber das 
Geſetz in ſeinen einzelnen Beſtimmungen lieſt, wer 
ſich über die Verhandlungen, welche im Ausſchuſſe 
vorgekommen ſind und die außerordentlich eingehend 
waren, informirt hat, wird zugeſtehen müſſen, daß 
das Geſetz, inſoweit es Anhaltspunkte zur Beurthei— 
lung der künftigen Gebäudeſteuerveranlagung gewährt, 
ſehr reichliche Momente bietet, welche dafür zeugen, daß 
man den Bedürfniſſen der ärmeren Bevölkerung, 
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den Bedürfniſſen der Arbeiterbevölkerung, möge ſie 
ländliche oder induſtrielle Arbeiterbevölkerung ſein, 
in vollem Maße Rechnung getragen hat, und ich 
hoffe, es wird mir auch von Seite der Mitglieder des 
Ausſchuſſes das Zeugniß gegeben werden, daß ich, 
wo weitergehende Anträge in dieſer Beziehung 
geſtellt wurden, mich nicht ablehnend gegen dieſelben 
verhalten habe. 

Was den Steuerſatz anbelangt, inſoweit er aus 
der heutigen Vorlage beurtheilt werden kann, möchte 
ich die Berechtigung daraus ableiten, mit Entſchie— 
denheit eine künftige allgemeine Mehrbelaſtung der 
ärmeren Bevölkerung in Abrede ſtellen zu können. 
Es iſt das Minimum für ein kleines Gebäude mit 
nur einem Wohnungsbeſtandtheile mit 10 fl. feft 
geſetzt worden, und es ſoll die Einſchätzung durch 
eine Commiſſion geſchehen. Darüber wird kein Zwei— 
fel beſtehen, daß, wo das Minimum feſtgeſtellt iſt, 
die Commiſſionen in den allerſeltenſten Fällen über 
dieſes Minimum hinausgehen werden. Ich bitte ſich 
in die Lage Derjenigen zu verſetzen, welche ſeinerzeit 
an dieſen Commiſſionen theilnehmen werden. Welche 
Umſtände werden vorliegen müſſen, bevor die Mit— 
glieder folder Commiſſionen gegenüber ihren Mit 
bürgern es werden verantworten können, über die 
Minimalgrenze hinauszugehen, welche im Geſetze 
feſtgeſtellt iſt. 

Ich kann jetzt nicht Ziffern vorbringen, aber die 

allgemeine Bemerkung möchte ich mir erlauben, wenn 
wir 10 fl. als das Minimum annehmen für das 
kleinſte Gebäude mit einem Wohnungsbeſtandtheile 
und den Nebenlocalitäten, davon 30 Percent abzie— 
hen, jo bleibt als Steuercapital 7 fl.; ſelbſt in der 
Vorausſetzung, daß dieſes Minimum wirklich mit einer 
20percentigen Nutzwerthſteuer belegt werden wird, 
würde das erft eine Zahlung von 1 fl. 40 fr, ans: 
machen, während nach der heutigen Hausclaſſenſteuer 
1 fl. 63 kr. gezahlt wird. 
Ich wiederhole es, ich kann und darf nicht 
Verpflichtungen übernehmen, deren Erfüllung nicht 
von mir abhängt, ich wiederhole es aber mit aller 
Beſtimmtheit, daß, ſoweit der vorliegende Geſetzent— 
wurf die Anhaltspunkte hierzu bietet, die Annahme 
einer allgemeinen höheren Belaſtung der ärmeren 
Bevölkerung gewiß nicht begründet ift. 

Und dafür, daß bei der Ermittlung der Steuer— 
kraft, bei der Feſtſtellung des Kataſters auch in der 
vorſichtigſten Weiſe vorgegangen wird, muß eine 
Bürgſchaft in der, meines Wiſſens, in keiner Geſetz⸗ 
gebung mit gleicher Liberalität acceptirten Mitwir— 
kung der Steuerträger gefunden werden. Es ſind in 
dieſer Beziehung Beſorgniſſe geäußert worden; aber 
ich geſtehe es offen, ich fürchte die Commiſſionen 
und die Mitwirkung der Steuerträger durchaus 
nicht. Die bisherigen Arbeiten der Grundſteuercom— 
miſſionen haben allerdings gezeigt, daß gewiſſe 
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wunden werden. Es handelt fic) hier um etwas 
Neues, es will daher gelernt werden; man hat ſich 
noch nicht recht verſtehen gelernt. Man wird aber — ich 
zweifle nicht daran — die Ueberzeugung gewinnen, 
daß es auch den Organen der Finanzverwaltung, bei 
der Durchführung dieſes Operates um nichts Anderes 
zu thun iſt, als um die Feſtſtellung der ſachlichen, 
wirklichen Wahrheit. Bei aller Abneigung, welche 
man gegen das Steuerzahlen haben mag, bei allen 
Schwierigkeiten, welche dabei zu überwinden ſind, 
tröſtet mich der Charakter unſerer Bevölkerung. Es 
lebt im öſterreichiſchen Volle nun einmal der Sinn 
für Redlichkeit und Rechtlichkeit; es lebt im öſter— 
reichiſchen Volle eine Opferwilligkeit, wenn es ſich 
um Angelegenheiten handelt, welche das Wohl des 
Vaterlandes bedingen, ſo daß ich der feſten Ueber— 
zeugung lebe, daß, wenn man dieſem Volle ſagt, 
daß es ſich nicht um Erhöhung der Steuer, vielmehr 
nur um eine Regelung des Steuerweſens, um die Her— 
ſtellung des Gleichgewichtes in der Steuerleiſtung 
handelt, wenn man ihm ſagt, daß es fid) darum handelt, 
daß Jedermann nur nach Maßgabe ſeiner Kräfte 
beitragen foll zu den auf das Nothwendigſte einge— 
ſchränkten Staatsausgaben, wenn man ihnen dieſen 
Begriff von dem Steuerreformwerke vorlegt, daß 
dann auch die Vertreter des Volkes, mögen ſie in 
der Gemeinde, im Lande oder im Centrum mitwirken, 
bereitwillig und erfolgreich an dieſem Werke theil— 
nehmen werden. 

Der Antrag der Minorität hat bereits von 
Seite des Herrn Berichterſtatters eine ſehr eingehende 
Widerlegung gefunden, und ich darf mich wohl 
darauf beſchränken, noch einmal hervorzuheben, daß 
das Eingehen in einen ſolchen Antrag geradezu 
einen Bruch mit dem Syſteme bedeuten würde, 
welches bereits durch die Grundſteuer feſtgeſtellt 
worden iſt, und von dem wir uns nicht entfernen 
können. 

Uebrigens haben wir ja in unſerer eigenen Ge— 
ſchichte ein Beiſpiel, wohin man mit der Gebäude— 
ſteuer nach dem Capitalswerthe kommt. Es wurde 
zu Ende des vorigen Jahrhundertes in Tirol die 
Gebäudeſteuer nach dem Capitalswerthe eingeführt. 

Die eigenthümlichen Verhältniſſe Tirols bringen 
es mit fid, daß dort der benutzbare Boden im Ver- 
hältniſſe zur Bevölkerungszahl ſehr gering, und die 
Parcellirung des Bodens eine außerordentlich große 
iſt. Dazu kommt, daß die Anhänglichkeit des Tirolers 
an ſeine Heimat eine ſehr lebhafte und der Begehr 
nach einem Realbeſitze ſehr allgemein iſt. 

Alle dieſe Umſtände und der niedrige landes— 
übliche Zinsfuß, welcher zwiſchen 2½ bis 3 Per— 
cent ſchwankte, brachten es mit ſich, daß die Beſteue— 
rung nach dem Capitalswerthe eine außerordentlich 
hohe und drückende wurde, denn die Gebäude 
bekamen durch dieſe Umſtände einen Capitalswerth, 
der mit dem Nutzungswerthe in gar keinem Ver— 
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hältniſſe ſtand. Die Kaiſerin Maria Thereſia ſah 
ſich daher veranlaßt, eine vergleichsweiſe Conſtati— 
rung der Gebäudeſteuerlaſt in Tirol und in anderen 
Ländern vornehmen zu laſſen, und dieſe Erhebungen 
hatten das Reſultat, daß die Gebäudeſteuer nicht 
mehr nach dem Capitalswerthe bemeſſen wurde, 
ſondern daß die Hälfte des Capitalswerthes zur 
Grundlage genommen werden mußte, und auch dieſe 
Höhe war noch eine zu große, ſo daß unter Kaiſer 
Joſef nur mehr drei Achtel des Capitalswerthes als 
Maßſtab der Beſteuerung angenommen wurden. 

Da haben Sie, meine Herren, ein aus unſerer 
eigenen Geſchichte genommenes Beiſpiel darüber, 
wie wenig der Capitalswerth geeignet iſt, als 
Grundlage für die Beſteuerung zu dienen. 

Im Uebrigen ſind in dieſer Beziehung auch 
geſtern von einigen Herren Rednern ſo draſtiſche 
Beiſpiele angeführt worden, daß ich kaum annehmen 
darf, daß der Antrag der Minorität die Zuſtimmung 
der Majorität des Hauſes erhalten werde. 

Ich bin weit entfernt davon, die Steuerreform— 
vorſchläge für das Beſte zu halten, das geboten 
werden kann, aber ich glaube, wie auch der Herr 
Berichterſtatter ſchon erwähnt hat, ſie bieten Gutes 
im Vergleiche zu demjenigen, was heute bei uns gilt; 
ſie öffnen die Bahn zu einer beſſeren Zukunft. 

Ich bitte Sie daher dringend, meine Herren, 
machen Sie nicht das Beſte zum Feinde des Guten; 
lehnen Sie es nicht ab, in eine Reformarbeit einzu— 
gehen, deren Dringlichkeit durch die unausgeſetzten 
Klagen der Bevölkerung ihre Illuſtration bekommt. 
Seit 12 Jahren ſteht die Frage der Steuerreform 
auf der Tagesordnung. Die Vorſchläge, welche die 
Regierung Ihnen vorgelegt hat, bewegen ſich in 
denſelben Bahnen, in welchen das Reformproject 
bereits begonnen wurde. Das Grundſteuergeſetz iſt 
auf dieſer Baſis votirt. Das Erwerbsſteuergeſetz 
war bereits auf der gleichen Baſis Gegenſtand der 
Berathung in beiden Häuſern des Reichsrathes und 
es iſt nur einem von dieſen Verhandlungen unab— 
hängigen Umſtande zuzuſchreiben, daß es nicht auch 
ſchon in Wirkſamkeit getreten iſt. 

Ich kann und darf nicht annehmen, daß das 
hohe Haus ſich weigern ſollte, in eine Arbeit ein— 
zugehen, welche den praktiſchen Bedürfniſſen Redje 
nung trägt, welche beſtimmt iſt, die ſo lange erſehnte 
und auf einem anderen Wege nicht zu erreichende 
Ordnung im Staatshaushalte herzuſtellen. 

Ich bitte das hohe Haus recht dringend, in die 
Specialberathung des Geſetzes einzugehen und nicht 
durch einen ablehnenden Beſchluß das ganze Werk 
der Steuerreform in Frage zu ſtellen, in welchem 
Falle die Regierung ihrerſeits jede Verantwortung 
dafür ablehnen müßte, daß ein ſo lange und ſo 
dringend empfundenes Bedürfniß noch weiter un— 
erfüllt bleiben ſoll. (Beifall links und im Centrum.) 
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Präſident: Nachdem Seine Exrcellenz der 


Herr Finanzminiſter nach Schluß der General— 
debatte das Wort ergriffen hat, fo ift nach $. 39 der 
neuen Geſchäftsordnung die Debatte wieder als 
eröffnet zu betrachten. 

Ich ertheile Herrn Dr. v. Plener das Wort. 
(Zischen im Centrum, — Beifall auf der Rechten 
und Linken des Hauses.) 


Abgeordneter Dr. v. Pener: Ich will nicht 
die Debatte in ſachlicher Richtung wieder neu eröffnen, 
nachdem Seine Excellenz der Herr Finanzminiſter 
auf die ſachlichen Argumente der Generaldebatte 
ohnehin ſehr wenig Rückſicht genommmen hat. Aber 
ich möchte nur mit einem Worte auf die finanzielle 
Seite des vorliegenden Geſetzentwurſes zurückkommen, 
damit nicht die Abſtimmung unter den Eindrücke ges 
ſchehe, als ob das vorliegende Geſetz abſolut leine 
Mehrbelaſtung für die ländliche Bevölkerung in 
volvire. 

Der Herr Finanzminiſter hat ein Beiſpiel ge 
bracht, um zu beweiſen, daß die Häuſer der letzten 
Tarifclaffe, welche gegenwärtig mit 1 fl. 63 kr. bes 
ſteuert ſind, nach dem neuen Minimalſatze des Nutz— 
werthes nur 1 fl. 40 kr. bezahlen werden. Dies iſt 
vollkommen richtig in dem Falle, wo es fic) um 
Häuſer mit nur einem Wohnbeſtandtheile handelt; 
das trifft aber nicht zu, wenn wir den Fall an— 
nehmen — und auf dem Lande haben wir ſolche 
Häuſer, und ſie fallen in die letzte Claſſe der 
Claſſenſteuer — daß fie einen bis drei Wohn: 
beſtandtheile enthalten. 

Es wird alſo, wenn wir den Minimalſatz 
mit 7 fl. annehmen, für Häuſer mit drei 
Wohnbeſtandtheilen die Nutzwerthſumme ſich auf 
21 fl. ſtellen. (Lebhafte Unruhe im Centrum.) Ich 
bitte um Ruhe (gegen das Centrum gewendet), ich 
werde ganz kurz fein. (Bravo! Bravo!) 

Ziehen wir von dieſem Betrage die 30 Percent 
oder etwa ein Drittel ab, ſo bleibt ein Steuercapital 
von 14 fl., wenn man nun eine 20percentige 
Steuer annimmt, wie ſie Seine Excellenz beiſpiels— 
weiſe angenommen hat — und nachdem von ſo 
verantwortlicher Seite eine Ziffer erwähnt worden 
iſt, muß ich daraus wenigſtens die Abſicht der Re— 
gierung annehmen, einen ähnlichen Steuerſatz ſpäter 
einzuführen — ſo wird ſich für ſolche Häuſer in 
der letzten Claſſe bei einem Steuercapitale von 
14 fl. auf einen 20percentigen Steuerfuß ein 
Steuerſatz von 2 fl. 80 kr. ergeben, während jetzt 
dieſes Haus, welches auch drei Wohnbeſtandtheile 
zählt, 1 fl. 63 kr. zu zahlen hat. (Rufe rechts: 
Hört! Heiterkeit im Centrum.) Das ift eine Mehr- 
belaſtung von 80 kr. (Gegen das Centrum ge- 
wendet:) Wohlhabenden fallen die 80 kr. nicht 
ſchwer, ein Bauer aber kann 80 kr. nicht leicht 
erſchwingen. (Bravo! Bravo! rechts.) Und darum 
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möchte ich nur die Abſtimmung nicht unter dem 
Eindrucke geſchehen laſſen, als ob die ländliche 
Bevölkerung durch dieſes Geſetz abſolut keine Mehr- 
belaftung erfahren würde. 

Sie würde, wie ich an einem Beiſpiele nach 
gewieſen habe, in der letzten Claſſe bei einem 
20percentigen Steuerſatze eine Mehrbelaſtung von 
80 Kreuzern erfahren. 

Weiter will ich das hohe Haus bei der Un 
ruhe und Ungeduld, mit der es die Bemerkungen, 
die ich auf Grund der neuen Geſchäftsordnung 
vorzubringen das Recht hatte, aufgenommen hat, 
nicht weiter behelligen. (Beifall rechts.) 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Ich erkläre die Debatte 
neuerlich für geſchloſſen. s 

Der Herr Berichterſtatter hat das Wort, 


Berichterftatter der Majorität Dr. Beer: 
Ich möchte mir nur erlauben, wenige Worte auf die 
Bemerkungen des Herrn Abgeordneten b, Prener 
zu erwidern. 

Der Herr Abgeordnete v. Plener wollte nicht, 
daß die Abſtimmung unter dem Eindrucke geſchehe, 
als ob die ärmere Bevölkerung nicht belaſtet werde. 
Er hat hervorgehoben, daß Häuſer mit brei Woh 
nungsbeſtandtheilen in Zukunft mehr Steuer zahlen 
werden, als gegenwärtig. 

Meine Herren! Ich bitte ſich gegenwärtig zu 
halten, daß in die zwölfte Claſſe gegenwärtig in 
runder Ziffer 2,200.000 Häuſer gehören. Von 
dieſen ſind Häuſer mit einem Wohnungsbeſtand— 
theile 36 Percent, mit zwei Wohnungsbeſtandtheilen 
47 Percent, der Reſt, 17 Percent, etwa über 
440.000 mit drei Wohnungsbeſtandtheilen. 

Wenn Sie nun den Antrag, wie er ſelbſt nach 
der Regierungsvorlage vorliegt, annehmen, werden 
die Häuſer mit einem Wohnungsbeſtandtheile, die 
in die zwölfte Claſſe gehören, wenn 20 Percent als 
Steuerausmaß angenommen werden, bloß 1 fl. 40 kr. 
zahlen. 

Was die Häuſer mit zwei Wohnungsbeſtand— 
theilen anbelangt, ſo würde ſich nach Annahme des 
Majoritätsantrages die Steuer etwas höher ſtellen, 
nämlich 1 fl. 96 kr. ergeben, während jetzt 1 fl. 
64 kr. gezahlt wird. Sie haben aber, wenn Sie in 
die Specialdebatte eingehen, noch nicht mit Allem 
abgeſchloſſen. Die Minorität beantragt, die Häuſer 
mit zwei Wohnungsbeſtandtheilen auf 5 fl. einzu— 
ſchätzen, das heißt mit anderen Worten, Häuſer mit 
zwei Wohnungsbeſtandtheilen, die in die zwölfte 
Claſſe gehören, werden in dieſem Falle auch in 
Zukunft bei Annahme der 20 Percent nicht 1 fl. 
64 kr., ſondern nur 1 fl. 40 kr. zahlen; folglich 


können die Häuſer der zwölften Claſſe mit einem 


in Zukunft 


oder 
niedriger belaſtet werden, als gegenwärtig. 

Was die Häuſer mit drei Wohnungsbeſtand— 
theilen anbelangt, ſo hat der Herr Abgeordnete v. 
Plener volllommen Recht. Es ſind dies 440.000 


zwei Wohnungsbeſtandtheilen 


Häuſer. Allein ich frage Sie, meine Herren, ob es 
nicht ſchon lange an der Zeit geweſen wäre, einem 
Uebelſtande abzuhelfen, der ſeit dem Jahre 1841 
gefühlt wurde. In den allerunterthänigſten Vor— 
trägen der damaligen Miniſter an Seine Majeſtät 
wurde dieſes Umſtandes Erwähnung gethan, und 
Seine Majeſtät hat im Jahre 1843 dem Miniſte— 
rium den Auftrag ertheilt, dieſer Ungleichmäßigkeit 
der Beſteuerung der Häuſer in der zwölften Claſſe, 
wonach alle Häuſer, gleichviel ob mit einem, zwei 
oder drei Wohnungsbeſtandtheilen, nach einer 
Schablone beſteuert wären, abzuhelfen. Seit dem 
Jahre 1843 konnte man nun eine Remedur dafür 
nicht finden; heute wird ſie geboten, und ich frage 
mit gutem Gewiſſen, ob es als eine Belaſtung der 
ärmeren Bevölkerung betrachtet werden kann, wenn 
der überwiegende Percentſatz der Häuſer dieſelbe 
Beſteuerung in Zukunft erhält wie jetzt. Der 
Steuerſatz ift ja noch nicht feftgeftellt, Sie können, 
wenn es Ihnen gegönnt ſein wird, an das Ausmaß 
zu gehen, 18 Percent, 16 Percent, vielleicht auch 
15 Percent feſtſtellen; allein, wenn auch 20 Percent 
angenommen werden, ſo fallen bloß 440.000 Häu— 
ſer, wie aus dem Motivenbenberichte und aus den 
ſtatiſtiſchen Tabellen hervorgeht, in die Claſſe der 
Häuſer mit drei Wohnungsbeſtandtheilen. Von einer 
Belaſtung der Landbevölkerung kann daher nicht die 
Rede fein, (Beifall links.) 


Präſident: Ich bitte die Plätze einzunehmen, 
wir ſchreiten zur Abſtimmung. (Nach einer Pause :) 

Von Seite des Ausſchuſſes liegen zwei Anträge 
vor; bie Ausſchußmajorität beantragt, dap 
indie Berathung des Geſetzes eingegangen 
und der Entwurf zur Grundlage der Spe— 
cialdebatte gemacht werde. 

Dagegen beantragt bie Minorität des Aus- 
ſchuſſes nach dem Ihnen gedruckt vorliegenden 
Antrage (liest) : 

„Das hohe Haus wolle beſchließen: 

„„1. In die Berathung des vorliegenden 
Geſetzentwurfes über die Gebäudeſteuer iſt 
nicht einzugehen; 

2. die Regierung wird aufgefordert, einen 
neuen Geſetzentwurf über die Gebäudeſteuer 
auszuarbeiten und denſelben ſammt den zur 
Beurtheilung der weſentlichen Beſtimmungen 
erforderlichen Daten und Erhebungen dem 
Reichsrathe vorzulegen. In dieſem Geſetz— 
entwurfe iſt an dem Grundſatze feſtzuhalten, 
daß die Steuergrundlage für alle Gebäude 
ohne Unterſchied entweder 
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a) in dem erhobenen Capitalswerthe, um 
welchen ein Gebäude nach allen auf den 
Werth einwirkenden Verhältniſſen zur 
Zeit der Gebäudekataſtrirung einen 
Käufer finden würde, oder 

b) in dem ermittelten reinen, durch den 
oberwähnten Capitalswerth contro— 
lirten Nutzungswerthe zu beſtehen 
habe.“ u 

Dieſem Antrage gegenüber hat der Herr Be— 
richterſtatter der Minorität Ritter v. Arzeczuno- 
wiez mit Rückſicht auf die Beſtimmung der Geſchäfts— 
ordnung, wonach ablehnende Anträge unzuläſſig ſind, 
beantragt, daß der erſte Abſatz des Minoritäts— 
antrages heißen folle (liest): 

„Ueber den Geſetzentwurf, betreffend die 
Gebäudeſteuer, wird zur Tagesordnung 
übergegangen.“ 

Nachdem dieſer Antrag als ſolcher im Aus— 
ſchuſſe nicht geſtellt worden iſt, ſondern von dem 
Herrn Berichterſtatter der Minorität erſt heute ge— 
ſtellt wurde, ſo muß ich bezüglich dieſes Antrages 
noch die Unterſtützungsfrage ſtellen, weil ich ihn erſt 
dann zur Abſtimmung bringen kann, wenn er unter— 
ſtützt ift. 

Ich erſuche jene Herren, welche den Antrag des 
Herrn Abgeordneten Ritter v. Krzeezunowiez 
lautend: 

„Es ſei über den vorliegenden Gegenſtand 
zur Tagesordnung überzugehen“ — 
unterſtützen wollen, fih zu erheben. (Geschieht.) Er 

iſt genügend unterſtützt. 

Ich ſchreite nun zur Abſtimmung, und zwar 
wird nach $. 37 der Geſchäftsordnung, nachdem ein 
Antrag auf Uebergang zur Tagesordnung vorgeht, 
zuerſt über dieſen Antrag auf Uebergang zur Tages— 
ordnung abgeſtimmt; wird derſelbe angenommen, 
dann wird der Antrag 2 der Minorität des Aus— 
ſchuſſes, und zwar nach dem Wunſche des Herrn 
Berichterſtatters getrennt zur Abſtimmung 
kommen; zuerſt der zweite Satz bis zu den 
Worten „dem Reichsrathe vorzulegen“, dann die 
beiden Bedingungen in zweiter Abſtimmung. Falls 
die Minoritätsanträge abgelehnt werden, werde ich 
das hohe Haus fragen, ob es in die Berathung des 
Geſetzes eingehen und den vorliegenden Geſetzentwurf 
zum Gegenſtande der Specialdebatte machen wolle. 

Wird gegen dieſen Modus der Abſtimmung 
eine Einwendung erhoben? (Niemand meldet sich.) 
Nachdem es nicht der Fall iſt, werde ich ſo vorgehen. 

Ich erſuche jene Herren, welche nach dem An— 
trage des Herrn Abgeordneten Ritter v. Krzeezu— 
nowiez dafür ſind, daß über den Geſetzent— 
wurf, betreffend die Gebäudeſteuer, zur 
Tagesordnung übergangen werde, ſich zu 
erheben. (Geschieht.) Es find 62 Stimmen dafür. 
Dieſer Antrag iſt abgelehnt. 


C^ 
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Bezüglich des zweiten Antrages der Minorität 
erachte ich, daß in demſelben abermals ein Uebergang 
zur Tagesordnung, und zwar ein motivirter liegt 
(Rufe: Natürlich!), und nachdem der Uebergang 
zur Tagesordnung vorhin abgelehnt worden iſt, ſo 
glaube ich, denſelben nicht zur Abſtimmung bringen 
zu follen, (Rufe: Ganz richtig!) 

Ich werde daher nun die Frage an das hohe 
Haus ſtellen, ob es in die Berathung des 
vorliegenden Geſetzes eingehen und den 
vom Ausſchuſſe vorgelegten Entwurf 
zum Gegenſtande ber Specialdebatte an 
nehmen wolle. 

Jene Herren, welche dafür ſind, wollen ſich 
erheben. (Geschieht,) Das Eingehen in die 
Specialdebatte ift mit großer Majorität 
angenommen, 

Ich werde bie Specialdebatte über $, 1 einlei 
ten, (Rufe: Schluss!) 

Nachdem die Debatte zu einem Abſchnitte 
gelangt ijt, und ich die Specialdebatte bei ber Ermü— 
dung des hohen Hauſes nicht beginnen will, ſo werde 
ich dem ausgeſprochenen Wunſche nach Schluß ber 
Sitzung Rechnung tragen. 

Die nächſte Sitzung iſt morgen, 11 Uhr. 

Gegenſtand der Tagesordnung: 

Erſte Leſung der Regierungsvorlage, betreffend 
den Geſetzentwurf über die Eröffnung von Nachtrags— 
crediten zum Staatsvoranſchlage für das Jahr 1875 
(345 der Beilagen), 


Erfte Lefung des Antrages des Abgeordneten 
Dr. Roſer und Genoſſen, betreffend die Beurlau— 
bung der nicht unmittelbar zum Militärdienſte noth— 
wendigen Mannſchaft während der Erntezeit (211 der 
Beilagen), 

Erſte Leſung des Antrages des Abgeordneten 
Ozarkiewiez und Genoſſen, betreffend die Mende- 
rung der Tarifsbeſtimmung, P. B. 106, über Ver— 
mögensübertragungen (332 der Beilagen), 

Specialdebatte über die Gebäudeſteuer (294 
der Beilagen). 

Während der Sitzung ijt Herr Abgeordneter 
Dr. Kuſy telegraphiſch als unwohl gemeldet 
worden. 

Ich erſuche folgende Einladungen 
Kenntniß zu nehmen: 

Der Steuerreformausſchuß wird für 
heute Abends 6 Uhr; 

der Ausſchuß für Aufhebung der Col 
legiengelder für morgen, Freitag, 10 Uhr, in 
der Abtheilung !; 

der Eiſenbahnausſchuß für heute Abends 
1/47 Uhr zu einer Sitzung eingeladen. Auf ber 
Tagesordnung dieſer Sitzung ſteht die Berathung 
über die Salzkammergutbahn und die Troppau— 
Vlarapaßbahn, ferner über Petitionen. 


zur 


Ich erkläre die Sitzung für geſchloſſen. 


(Schluss der Sitzung 2 Uhr 15 Minulen.) 


Aus ber f, L Hof- und Staatsdruckerei. 


niſſen entſpricht, jo ift es offenbar, daß man die Bez 
fiber dieſer Häuſer ſchädigt. Nun, meine Herren, es 
iſt doch wunderbar, warum man einerſeits in Wien 
die Abzugspercente bei den minder ertragsfähigen 
Häuſern erhöht, um einigermaßen der Gerechtigkeit 
Rechnung zu tragen, warum man aber andererſeits 
den ärmſten Häuſern, den Hütten auf dem Lande 
nicht auch eine gerechte Ermäßigung gewähren will. 

Bei der Nutzwerthſteuer kommt dann der weitere 
Factor in Betracht, nämlich die Abzugspercente für die 
Erhaltungs- und Amortifationstoften der Gebäude. 
Im Geſetzentwurfe des Ausſchuſſes werden dieſe Ab— 
züge mit 15 bis 30 Percent vom Bruttoertrage beane 
tragt, alfo in denſelben Ziffern wie für die Groß— 
commune Wien. 

Es hat ſchon der geehrte Herr Abgeordnete aus 
Böhmen Dr. v. Plener vorgebracht, es ſei nicht 
möglich, daß das ertragreichſte Haus in Wien 
15percentige Abzüge bekomme und ein einſtöckiges 
oder ebenerdiges gemauertes Haus auf dem Lande 
auch mit einem Abzuge von nur 15 Percent bedacht 
ſein ſolle. Dieſe Ziffern ſind gleichmäßig, ja auf dem 
Papier, aber gegenüber den thatſächlichen Verhält— 
niſſen iſt es eine offenbare Ungleichmäßigkeit. 
Weiters kann man in Wien bei den ertragsärmeren, 
aber doch gemauerten, fenerfeft gedeckten Häuſern 
doch bis 30 Percent die Abzüge erhöhen und die— 
ſelben 30 Percent ſoll ein Holzhaus, ein Lehmhaus, 
mit Schindeln oder Stroh gedeckt, auf dem Lande er— 
halten, und das nennt man Gleichmäßigkeit. Ja, ich 
ſage wieder, der Ziffer nach auf dem Papiere, 
aber der Thatſache nach iſt das die größte Ungleich— 
mäßigkeit und Ungerechtigkeit. Wenn man ſolche Vor- 
ſchriften gibt, ſo ſoll man nicht ſagen, daß das Geſetz 
eine Gleichmäßigkeit bezweckt; wenn man die Un— 
gleichmäßigkeit von oben vorſchreibt, ſoll man nicht 
die Gleichmäßigkeit als den Zweck desſelben ausgeben. 

Der Majoritätsbericht ſagt an einer Stelle: 

„Eine eingehende Prüfung aller einſchlägigen 
Verhältniſſe ergibt, daß die von der Regierung ge— 
ſtellten Abzugspercente nicht zu niedrig ſeien.“ Nun, 
meine Herren, ich war im Ausſchuſſe, wo aber dieſe 
eingehende Prüfung gepflogen wurde, weiß ich nicht; 
im Ausſchuſſe nicht, von der Regierung auch nicht; 
denn ich habe im Ausſchuſſe das Begehren geſtellt, 
daß die Daten, die Erhebungen oder Abſchätzungen, 
auf Grund deren diefe Abzugspereente feſtgeſtellt 
waren, vorgelegt werden; aber es wurden mir keine 
vorgelegt, weil keine vorhanden waren. Ich habe im 
Ausſchuſſe den Antrag geſtellt, daß man hierfür Sach— 
verſtändige vorladen ſolle; mein Antrag wurde abge— 
lehnt. 

Man glaubt, die Einſchätzungscommiſſionen, 
die ja in der Mehrheit aus Steuerträgern beſtehen, 
werden Abhilfe bringen. : 

Einer der Herren Abgeordneten meinte fogar, 
ein liberaleres Geſetz als dieſes laffe fid) in Bezug 


‘or 
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auf Zuſammenſetzung der Schätzungscommiſſionen 
nicht denken; nun, ich glaube, meine Herren, ein 
liberaleres Geſetz ijt doch denkbar, ja, es ift nicht nur 
denkbar, es iſt ſogar vorgekommen; denn in 
Preußen werden alle, nicht die Hälfte der Mit— 
glieder der Bezirksſchätzungscommiſſionen gewählt; 


deßgleichen in Baiern. Freilich hatman auch dort vor— 


geſorgt, daß dieſe Commiſſionen unter Controle 
bleiben. 

Sie glauben, meine Herren, daß unſere 
Schätzungscommiſſionen ſo ungemein frei in ihren 
Bewegungen ſein und die Sache ſo gut durchführen. 
werden, daß man dann auf das Urtheil der Com— 
miſſionen ganz und gar eingehen wird. 

Das iſt ganz irrig; denn zuerſt ernennt der 
Finanzminiſter die Hälfte der Mitglieder und den 
Präſidenten der Commiſſion. Der Referent iſt vom 
Finanzminiſter ernannt. Die Hälfte der vom Finanz— 
miniſter ernanuten Mitglieder muß allerdings der 
Hausbeſitzerelaſſe angehören, allein auch unter dieſen 
kann der Finanzminiſter ſolche wählen, welche dem 
Präſidenten der Commiſſion folgen. Ueberdies aber 
denken wir uns, daß irgend eine Commiſſion einen 
Beſchluß entgegen dem Antrage des Referenten oder 
des Vorſitzenden faßt, was wird mit einem ſolchen 
Beſchluſſe geſchehen? Es wird das geſchehen, was 
jetzt bei der Grundſteuer geſchieht. Die Referenten 
erhalten ihre Inſtructionen von oben und ſtellen 
ihre Anträge; wenn die Commiſſion anders be— 
ſchließt, ſo werden dieſe Referentenanträge nicht 
unter den Tiſch geworfen, ſondern ſie bleiben in 
den Acten neben dem Beſchluſſe der Commiſſion. 
Ich habe ſolche Formulare, wo in den Haupt- 
zuſammenſtellungen der ganzen Operationen immer 
neben dem Commiſſionsbeſchluſſe auch der Antrag 
des Referenten ſteht. Dieſe Anträge gehen dann zur 
Landescommiſſion, wo es aber der Landesreferent 
ebenſo thut, wie der Bezirksreferent in den Bezirks— 
commiſſionen. Auch bei dem Gebäudeſteuergeſetze 
wird die Angelegenheit dann zur Centralcommiſſion 
gelangen und dieſe wird zwiſchen den Anträgen der 
Referenten und denen der Commiſſion zu wählen 
haben. Nun aber werden offenbar diefe Anträge 
der Landes- und Bezirkscommiſſionen, welche mit 
den Referentenanträgen nicht übereinſtimmen, als 
parteiiſch angeſehen werden; ich glaube, daß jene 
Centralcommiſſion fic) doch mehr an bie Referenten- 
anträge wird halten wollen, zumal dieſe ihr als 
Regierungsanträge vorgelegt werden. 

Ueberdies aber, meine Herren, was können die 
Einſchätzungscommiſſionen thun, wenn man ſie im 
Geſetze ſelbſt durch nicht entſprechende Minimen, 
durch unzulängliche Abzugspercente einſchränkt? 
Gegen dieſe Einſchränkungen wird doch die Commiſ— 
ſion nicht handeln können. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Scha up meinte, 
daß ein Remedium im F. 23 des Geſetzentwurfes 
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gelegen ijt, wo es heißt, daß das Ausmaß der 
Steuer einem zukünftigen Geſetze vorbehalten bleibt. 
Er meint alſo, daß in dieſem zukünftigen Geſetze für 
verſchiedene Kategorien der Steuer oder viel— 
leicht der Orte auch verſchiedene Percente feſtgeſetzt 
werden dürften. 

Allein ich kann mir das nicht denken; denn 
die Operate werden ſo unter einander verwoben 
ſein, daß man keinen Anhaltspunkt zur Beurthei— 
lung des Umſtandes haben wird, welche Kategorie 
mit einem, und welche mit einem anderen Steuer— 
percente zu belegen iſt. 

Ueberdies werden, meine Herren, die Anhalts— 
punkte umſomehr fehlen, als gerade das wichtigſte 
Moment, nämlich der ſogenannte Percentabzug, 
welcher die Erhaltungskoſten vorſtellen ſoll, und 
ſonach die thatſächlichen Erhaltungskoſten in den 
Acten gar nicht zum Vorſcheine gelangen werden, 
weil man ſie nicht erheben läßt, ſondern ſie im 
voraus im Geſetze regelt. 

Das Reſultat des Geſetzentwurfes der Majorität 
hat die Minorität in ihrem Berichte dargelegt, näm— 
lich die künftige Beſteuerung im Verhältniſſe zum 
Reinertrage mit Rückſicht auf die im Geſetzentwurfe 
beantragten, unrichtigen Abzugspercente. 

Die Einen werden im Verhältniſſe zum Rein 
ertrage mit 23, die Zweiten mit 32, die Dritten mit 
45, die Vierten mit 60 und die Fünften mit 72 Pere 
cent beſteuert. Geſetzt auch, daß der Steuerfuß herab 
gemindert wird, bleibt doch die Unverhältnißmäßig— 
feit dieſelbe; bei den einen Gebäuden wird im Vers 
hältniſſe zum Reinertrage die Steuer um 50 Per» 
cent oder um das Zwei- und Dreifache mehr betra— 
gen als bei den anderen, und zwar mehr bei den 
ertragärmſten und weniger bei den er 
tragreichſten, obwohl der Gerechtigkeit nach 
gerade das Umgekehrte der Fall ſein ſoll. 

Wenn man fon eine Reform im Auge hat, fo 
glaube ich doch, daß man dieſe Reform auch wirk— 
lich als eine Reform auffaſſen ſoll, daß man in einer 
ſolchen Reform nicht mehr zweierlei Prineipien, 
zweierlei Einſchränkungsmodalitäten annehmen foll, 
welche gerade zu Ungleichmäßigkeiten führen, ſondern 
daß man mit einem einheitlichen Principe die Ein— 
ſchätzung der Gebäude zum Zwecke ihrer Beſteuerung 
vornehme. Die Minorität hat auch in ihrem Be— 
richte dargeſtellt, daß man bei einer ſolchen Reform 
nicht nur auf eine Steuererhöhung, reſpective Ausglei— 
chung, ſondern auch darauf Rückſicht zu nehmen 
habe, daß unnütze Auslagen vermieden werden — 
und welche unnütze Auslagen bei der Einhebung der 
Hauszinsſteuer vorkommen, glaube ich, iſt Ihnen 
Allen bekannt. 

Die Minorität glaubt, daß man die Grundlage 
der Gebäudeeinſchätzung am einfachſten und beſten in 
dem gemeinen Werthe derſelben zu ſuchen hätte. 
Denn gerade in dieſem gemeinen Werthe ſind alle 
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dieſe ſchwierigen Factoren einbegriffen, deren Be— 
urtheilung einzelweiſe nicht ſo leicht möglich iſt; 
die Bauarea, die Ertragsverhältniſſe, die Koſten ge— 
langen bei dem gemeinen Werthe zum vollen Aus— 
drucke. Die Einſchätzung auf Grundlage des gemei— 
nen Werthes iſt auch in vielen Staaten eingeführt, 
jie beſteht auch in zwei deutſchen Staaten, in Baden 
und Württemberg. 

Der Herr Abgeordnete des achten Bezirkes 
meinte, daß ein ſolches Vorgehen, nämlich das Suchen 
der Steuergrundlage im Capitalswerthe, nur auf 
Umwegen dahin gelangt, wohin man nach dem Ent- 
wurfe ber Majorität Direct gelangt; er meinte name 
lich, daß, wenn der Capitalswerth erhoben werde, 
dann wieder die Rente erhoben werden ſolle. Nun 
gibt es aber Länder, wo dieſes nicht der Fall iſt, wo 
man auch den Capitalswerth ſogleich mit der Steuer 
belegt, dann freilich mit einem geringeren Steuerfuße. 

Ein anderer Herr Abgeordneter aus Mähren 
meinte, daß man bei den Gebäuden doch nicht eine 
Werthſteuer einführen könne, da man bei ben Grund- 
ſtücken eine Ertragsſteuer eingeführt hat. Nun, meine 
Herren, wir haben auch ein Beiſpiel für eine ſolche 
verſchiedene Beſteuerung, nämlich Württemberg; bei 
der Einſchätzung der Grundſtücke wird dort nämlich 
der Ertrag, bei jener der Gebäude der Werth der— 
jelben ermittelt und beſteuert. 

Der Minorität war es bekannt, daß die Idee 
der Einſchätzung nach dem Werthe noch wenige An— 
hänger findet, und darum hat die Minorität ihren 
Antrag alternativ geſtellt, nämlich die Einſchätzung 
nach dem Capitalswerthe oder die Einſchätzung nach 
dem Ertrage, jedoch wenigſtens mit der Controle 
oder unter Combination mit dem Kaufswerthe. Da— 
durch werden mehrere Behelfe geſchaffen, dadurch 
wird vermieden, daß nicht ſolche Häuſer, welche 
40, 50, 100 bis 200 fl. werth ſind, mit dem 
Ertrage von 20, 30 bis 40 fl. in Beſteuerung 
gezogen werden. l 

Aber mag auch ber Minoritätsantrag mißfallen 
— fo viel iſt doch gewiß, daß im Geſetzentwurſe des 
Ausſchuſſes und in den einzelnen Beſtimmungen des— 
ſelben principielle Mängel beftehen, daß darin die 
Gleichheit in der Ziffer vor Augen gehalten wird, 
die thatſächlichen Verhältniſſe aber gänzlich verkannt 
werden. 

Wir können von dieſem Geſetzentwurfe, wenn 
er zum Geſetze wird, wie ich glaube, nichts Anderes 
erwarten, als ungerechte Steuerüberwälzungen und 
neue und ungerechte Steuerungleichheiten. 


Wenn ich mir ſo die Entſtehungsgeſchichte dieſes 


Geſetzes vor Augen halte und die Gründe, welche 
für die einzelnen Beſtimmungen desſelben angeführt 
worden ſind, ſo glaube ich, daß die Verfaſſer und 
Vertheidiger dieſes Geſetzentwurfes immer und immer 
nur die Stadt Wien vor Augen gehabt haben. Die 
Steuer in Wien, meinten ſie, iſt zu groß, man ſoll 


trachten, fie ein wenig herabzumindern; fie ijt aber 
überall grof. 

In Wien, jagt man, find bie Miethzinſe groß; 
wenn man die Steuern herabmindert, werden auch 
die Miethzinſe fallen. Ich glaube, dieſe Herren, die 
ſo argumentiren, werden ſich arg verrechnen; eine 
Verminderung der Steuern zieht nie eine Ver— 
minderung der Miethzinſe nach ſich; dieſe richten ſich 
vielmehr nach dem Angebote und der Nachfrage. Wird 
die Nachfrage nach Wohnungen keine ſo bedeutende 
ſein, ſo werden ſich die Hauseigenthümer gezwungen 
ſehen, ihre Miethzinſe herabzumindern. 

Die großſtädtiſchen Intereſſen werden in dem 
vorliegenden Geſetzentwurfe hervorgehoben; dieſe 
Intereſſen finden Vertheidiger an den großſtädtiſchen 
Gelehrten, Vertheidiger in den großſtädtiſchen, vielen 
Lärm ſchlagenden Blättern; wir aber auf dem Lande 
und in den kleinen Städten entbehren ſolche Ver 


theidiger. Was haben wir zu thun? Wir müſſen uns A 


doc) felbft zu vertheidigen trachten. 

Ich habe keine Hoffnung, das Geſetz in der 
Specialdebatte in ausgiebiger Weiſe zu verbeſſern. 

Die Minorität hat daher dem hohen Hauſe den 
erſten Antrag geſtellt, in die Specialdebatte des 
Geſetzentwurfſes nicht einzugehen. Der Minoritäts— 
bericht wurde vor der Annahme der neuen Geſchäfts— 
ordnung verfaßt. Jetzt iſt es durch die neue Geſchäfts— 
ordnung geftattet einen Antrag auf Uebergang 
zur Tagesordnung zu ſtellen; ich mache von 
dieſer Befugniß Gebrauch. 

Mein erſter Antrag wird ſein, über dieſen 
Geſetzentwurf zur Tagesordnung über— 
zugehen. 

Der zweite Punkt des Minoritätsantrages iſt 
aus dem gedruckten Berichte zu erſehen. 

Jedoch möchte ich den Herrn Präſidenten er— 
ſuchen, die Abſtimmung über dieſen zweiten Punkt 
in zwei Theile zu zerlegen, damit jene Herren, welche 
ſich mit dem von der Minorität beantragten Prineipe 
der Beſteuerung nicht einverſtanden erklären, wenig— 
fteng für Den erſten Satz ſtimmen können. 

Ich würde alſo bitten, abgeſondert abſtim— 
men zu laſſen, zuerſt über den erſten Satz nämlich 
(liest) : 

„Die Negierung wird aufgefordert, einen 
neuen Geſetzentwurf über bie Gebäudeſteuer 
auszuarbeiten und denſelben ſammt den zur 
Beurtheilung der weſentlichen Beſtimmungen 

erforderlichen Daten und Erhebungen dem 

Reichsrathe vorzulegen.“ 


Dann käme der zweite Satz abgeſondert zur Ab— 
ſtimmung, nämlich (West) : 


„In dieſem Geſetzentwurfe iſt an dem 
Grundſatze feſtzuhalten, daß die Stener- 
grundlage für alle Gebäude ohne Unterſchied 
entweder 
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a) in dem idk stones Capitalswerthe, um 
welchen ein Gebäude nach allen auf den 
Werth einwirkenden Verhältniſſen zur 
Zeit der Gebäudekataſtrirung einen 
Käufer finden würde, oder 

in dem ermittelten reinen, durch den 
oberwähnten Capitalswerth controlirten 
Nutzungswerthe zu beſtehen habe.“ 

Nun, meine Herren, wenn auch mein Antrag 
auf Uebergang zur Tagesordnung abgelehnt wird, 
ſo habe ich doch die Hoffnung nicht gänzlich verloren, 
daß dieſes Geſetz bei der dritten Leſung abgelehnt 
werden wird. Dieſe Hoffnung ſcheint mir gerade in 
den Vorbehalten begründet, welche alle Redner, die 
für das Geſetz geſprochen, vorgebracht haben. 

Die Discufjion wird uns darüber noch des 
Weiteren belehren. 

Es ſind zwar einige Paragraphe, vorzüglich 
18 und $. 24 amendementfähig. Gute Amende- 
ments zu dieſen Paragraphen werden das Geſetz 
freilich noch nicht entſprechen machen, aber doch 
weniger ſchlecht. 

Wenn aber auch dieſe Amendements fallen, 
wenn die Discuffion herausſtellt, daß nicht die 
Gleichmäßigkeit, ſondern die wirkliche Ungleichmä— 
ßigkeit im Geſetze vorgeſchrieben wird, ſo hoffe ich 
doch, daß die Majorität fid) bei der dritten Leſung 
gegen das Geſetz erklären wird, jene Majoritát, 
welche die auf dem Lande und in den kleinen Städten 
wohnende Bevölkerung, alfo jene Majorität der’ 
Bevölkerung im Reiche vertritt, welche durch dieſes 
Geſetz auf ungerechte Weiſe geſchädigt werden würde. 
(Beifall rechts.) 

(Während dieser Rede übernahm Vicepräsi- 
dent Dr. Vidulich den Vorsitz.) 


— 
= 
— 


Vicepräſident: Der Herr Berichterſtatter der 
Majorität Dr. Beer hat das Wort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: 
Hohes Haus! Die Erörterung über Steuerfragen 
gehört immer zu den ſchwerwiegendſten Problemen, 
mit welchen eine parlamentariſche Verſammlung ſich 
zu beſchäftigen hat. 

Noch hat die Theorie ihr letztes Wort nicht 
geſprochen und auch die praktiſche Geſetzgebung noch 
nirgends ein Muſtergebilde geſchaffen, welches ein— 
fach zur Nachahmung empfohlen werden könnte. 

Faſt überall hat die Steuerpraxis friſch und 
luſtig ins Leben hineingegriffen, ein Object nach dem 
anderen zur Steuer herangezogen und es dem Verkehre, 
der ausgleichenden Tendenz desſelben überlaſſen, die 
Ungerechtigkeiten und Ungleichheiten der Steuerver— 
anlagung zu beſeitigen. 

Faſt könnte es ſcheinen, wenn man das ganze 
Gebiet der Theorie und Praxis mühſam durdwan- 
dert, und ſich im Gewirre der Controverſen und der 
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praltiſchen Geſetzgebung zurechtfinden will, als ob 
der Satz der alten Finanztheoretiker vollſtändig 
begründet wäre, welcher dem Staate anräth, die 
Steuern zu nehmen, wo er ſie findet, und die Steuer 
träger mit dem bekannten Sabe Franklin's tröſtet: 
„Sterben und Steuer zahlen muß ein jeder Menſch“, 
eine Behauptung, welche die Steuerzahlung neben 
den Tod, das der populären Auffaſſung nach größte 
Uebel, ſtellt, welchem der Menſch ſich nur mit 
Gleichmuth unterwerfen kann. Doch glaube ich nicht, 
daß dieſe peſſimiſtiſche Anſchauung irgendwie gerecht 
fertigt iſt. 

Die Verſuche, welche in verſchiedenen Ländern 
in neueſter Zeit gemacht worden ſind, eine einheit— 
lichere gleichmäßige Baſis für die Steuerveranlagung 
herbeizuführen, ſcheinen mir die Behauptung zu 
rechtfertigen, daß wir auch in dieſer Beziehung uns 
auf dem Wege des Fortſchrittes befinden. Und auch 
von dem vorliegenden Geſetze kann behauptet wer— 
den, ſo viele Mängel es auch haben mag, welche ich 
durchaus nicht beſchönigen will, ſo viele Einwendun 
gen auch dagegen vorgebracht wurden, daß es auf 
dem Gebiete der Steuergeſetzgebung in Oeſterreich 
einen Fortſchritt bezeichnet. 

Ich bin mir wohl bewußt, meine Herren, daß 
ich eine ſchwerwiegende Behauptung ausſpreche; 
allein durch meine Thätigkeit im Ausſchuſſe genöthigt, 
mich mit dieſer Frage eingehend zu beſchäftigen, ſo 
dann, indem mir die Ehre erwieſen wurde, hier als 
Berichterſtatter zu fungiren, angetrieben, mich mit 
den einzelnen Details genau und eingehend zu be— 
ſchäftigen, habe ich nach ſorgfältiger Prüfung dieſes 
Geſetzentwurfes und der übrigen Geſetzentwürfe, die 
wir über denſelben Gegenſtand überhaupt in den 
hervorragendſten Staaten Europas haben, die Ueber— 
zeugung gewonnen, daß der vorliegende Geſetz— 
entwurf jedenfalls in ſeinen Hauptgrundzügen ein 
vollſtändig annehmbarer iſt. 

Wenn ich die Reihe der Gegner dieſes Geſetz— 


entwurfes muſtere, ſind es vornehmlich zwei, die ich 


hier ins Auge zu faſſen habe. Mein geehrter Freund, 
der Herr Abgeordnete aus Mähren, der den ganzen 
Vorgang tadelte und ſich gegen das Prineip aus— 
ſpricht, ferner der Herr Berichterſtatter der Mino— 
rität, der in einem ausführlichen Votum abweichende 
Anträge, heterogene Anſchauungen ausgeſprochen 
hat; ich bekenne es offen, daß ich den dritten Redner, 
der in vollſtändig ſachlicher Weiſe gegen das Geſetz 
geſprochen hat, den Herrn Abgeordneten der Egerer 
Handelskammer, als einen principiellen Gegner des 
Geſetzes nicht betrachten kann. Alle die Verbeſſerun— 
gen, welche er an dem Geſetze angebracht wünſcht, 
laſſen ſich ganz gut bei der Detailberathung an— 
bringen, und wäre es nach meiner Ueberzeugung 
nicht nothwendig geweſen, weil in dem einen oder 
dem anderen Punkte den Anſchauungen des Herrn 
Abgeordneten nicht entſprochen worden iſt, das ganze 
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Geſetz zu verwerfen. Wenn ich, obgleich ich ihn nicht 
zu den principiellen Gegnern des Geſetzes rechne, 
mich mit ſeinen Ausführungen eingehend beſchäftige, 
ſo geſchieht es aus dem Grunde, weil er in der That 
face febr viele ſachliche Fründe vorgebracht hat, die 
einen Jeden, der ſich nicht mit den Details des Geſetzes 
beſchäftigt Hat, wenigſtens im erſten Momente ſtutzig 
machen können. Ich für meine Perſon geſtehe es 
unumwunden, daß mich, wenn ich nicht ſeit einer 
Reihe von Monaten im Steuerreformausſchuſſe 
thätig wäre und mich nicht mit dem ganzen Geſetz— 
entwurfe beſchäftigt hätte, die Gründe des Herrn 
Abgeordneten theilweiſe in meiner Auffaſſung irre 
gemacht hätten. 

Die Rede des Herrn Abgeordneten zerfällt 
eigentlich in zwei Theile; zunächſt ſind es gewiſſe 
allgemeine Grundſätze, weßhalb er ſich gegen das 
Geſetz lehrt; es fei das Steuerpercent offen gelaſſen, 
man müſſe wiſſen, wie viel die Steuer tragen werde, 
das Ausmaß für bie Gebäudeſteuer u. f. w. fei nicht 
eingeſtellt. 

Wenn wir, meine Herren, einen Blick werfen 
auf die Vorgänge in den anderen Staaten — und 
die müſſen denn doch auch für uns maßgebend fein — 
ſo finden wir, daß in Württemberg, in Sachſen, faſt 
überall, wo man ſich in den letzten Jahren mit der 
Steuerreform beſchäftigt hat, derſelbe Vorgang iſt, der 
hier eingeſchlagen wird, nämlich, daß man ſich zu— 
nächſt bloß begnügt, ein Geſetz zu geben, welches 
nichts Anderes iſt als ein Kataſtergeſetz, und für die 
Zukunft die Höhe des Ausmaßes, die Fixirung der 
Steuer offen läßt. 

Bei uns in Oeſterreich iſt es vielleicht noch 
mehr geboten, daß man ſich dieſem Vorgange an— 
ſchließt. Bei der Grundſteuer — dies iſt ſchon her— 
vorgehoben worden — war bisher eine Anzahl von 
Objecten der Beſteuerung nicht unterzogen; es iſt 
alſo nothwendig, das Kataſter erſt zu kennen, ehe die 
Steuerſumme feſtgeſetzt wird, und auch bei der Ge— 
bäudeſteuer gibt es ſehr ſchwerwiegende Gründe, 
welche es empfehlen, das Steuerausmaß der Zukunft 
zu überlaſſen. 

Es iſt ferner geſagt worden, die Steuerreform 
ohne Finanzplan wäre keine Reform. 

Ich habe mir im Berichte der Majorität des 
Ausſchuſſes, der wenigſtens im allgemeinen Theile 
meine fubjective Meinung repräſentirt, erlaubt, 
einer ähnlichen Auffaſſung Ausdruck zu geben. Ich 
hätte es im Intereſſe der Bevölkerung — nicht der 
geehrten Herren Abgeordneten — gewünſcht, wenn 
die Regierung klarer, prácifer, wenn auch nicht mit 
einem beſtimmten Finanzplane, wohl aber mit eini- 
gen Andeutungen hervorgetreten wäre. Die Re— 
gierung hat es nicht gethan; aber ich bin doch feſt 
überzeugt, daß ſie von einem feſten Finanzplane 
ausgeht. Muß doch ein Jeder, der ſich mit der 
Steuerreform beſchäftigt, ſich darüber klar zu werden 
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ſuchen, wie hoch fid) die Steuern im Großen und 
Ganzen belaufen werden. 

Die Steuern werden in Zukunft jedenfalls ſo 
viel einbringen müſſen, als der Staat zu ſeiner Er— 
haltung bedarf. In der Gegenwart werfen die 
directen Steuern nicht fo viel ab, als man wünſcht, 
daß ſie aufbringen ſollen. Die bisherigen Ertrags— 
ſteuern in ihrer gegenwärtigen Form laſſen ſich nicht 
reformiren; es ift nicht möglich ins Unendliche Bue 
ſchläge auf Zuſchläge zu pfropfen. Es iſt daher 
nothwendig, ſich nach neuen Einnahmsquellen umzu— 
ſehen. . 

Eine biefer neuen Einnahmsgquellen hat die 
Regierung geſucht und gefunden in der Verwirklichung 
eines Prineipes, welches ſie in unſere Steuergeſetz— 
gebung einführen will, in der Perſonaleinkommen— 
fleuer, Die übrigen directen Steuern, die Grund- 
ſteuer, Gebäudeſteuer, Gewerbeſteuer, werden im 
Großen und Ganzen — das iſt wenigſtens meine in— 
nigſte Ueberzeugung — entweder gleich bleiben oder 
— wie ich rückſichtlich der Gebäudeſteuer fubjectiv 
überzeugt bin — herabgemindert werden müſſen, 
denn den hohen Percentſatz ſowohl der Hauszins— 
als auch der Hausclaſſenſteuer aufrecht halten, das, 
glaube ich, meine Herren, wird keine Volksvertretung 
je zu genehmigen in der Lage ſein; ſie hat in dieſer 
Beziehung vollkommen Recht. Die Grundſteuer wird 
vielleicht dem Staate größere Einnahmen zuführen, 
aber bei der Gebäudeſteuer wird er ſich eine Herab— 
minderung gefallen laſſen müſſen. Die Gewerbe— 
ſteuer wird im Großen und Ganzen mit der gegen— 
wärtigen Höhe bemeſſen werden können. Es bleibt 
alſo dann nur die Perſonaleinkommenſteuer, welche 
bei den zukünftigen Finanzplänen das Deficit zu 
decken berufen ſein wird. 

Ich gebe vollſtändig zu, daß die Behauptung 
eine ganz richtige iſt: Die beſte Steuerreform ſei 
eine Steuerermäßigung. Allein ſind wir bei uns in 
Oeſterreich in der Lage, von einem ſolchen Grund— 
jahe ausgehend, an eine Steuerreform zu gehen? 

Ich wende mich zum zweiten, wichtigen Theile 
der Auseinanderſetzungen und Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten der Egerer Handelskammer. Es 
ſind von ihm einige Bedenken gegen das Geſetz vor— 
gebracht worden, welche meiner Ueberzeugung nach 
theilweiſe auf einer nicht ganz begründeten theore— 
tiſchen Auffaſſung beruhen. Allein hier iſt nicht der 
Ort, theoretiſche Kämpfe durchzufechten, ſondern es 
handelt ſich ganz einfach um die praktiſche Anwendung 
derſelben. 

Zunächſt iſt der Wunſch ausgeſprochen und 
auch in einem beſtimmt zugeſpitzten Satze formu— 
lirt worden, daß es ſich bei der Hauszinsſteuer em— 
pfehlen würde, nicht nach einem einheitlichen Percent— 
jahe vor zugehen, ſondern die großen, mittleren und 
kleinen Städte, ſowie das Flachland mit verſchiede— 
nen Steuerpercentabſtufungen zu treffen. Die Größe 


der Bevölkerung an jedem einzelnen Orte ſoll hier 
nicht als Maßſtab angenommen werden — wenigſtens 
ſchließe ich dies aus der Rede ſelbſt — ſondern es 
ſollen die Erträgniſſe, welche eben aus den Ver— 
miethungen der Wohnungen gezogen werden, als 
Grundlage für das verſchiedene Percentausmaß ver- 
ſchiedener Orte genommen werden. 

Werfen Sie nun, meine Herren, einen Blick auf 
die ſtatiſtiſche Tabelle, welche uns von Seite der Re— 
gierung vorgelegt worden iſt. 

In dieſer ſtatiſtiſchen Tabelle iſt auf Seite 15 
durchſchnittlich der Eingang von Wohnungsmiethen 
für einen jeden Wohnbeſtandtheil an jedem einzelnen 
Orte von Provinz zu Provinz, von Stadt zu Stadt, 
wenigſtens was die Landeshauptſtädte betrifft, ange— 
geben worden. 

Bei ſorgfältiger Prüfung dieſer Angaben dürſte 
es ſchwer möglich ſein, nach Kategorien „große 
Städte“, „mittlere Städte“, „kleine Städte“ 
u. ſ. w. vorzugehen. Czernowitz z. B. hat einen 
Durchſchnitt von 44 fl. 82 kr., Brünn, jedenfalls 
eine weit größere Stadt, einen Durchſchnitt von 
35 fl. 54 kr. Man müßte alſo nothwendig, wenn 
man den Durchſchnitt der Erträgniſſe der Bemeſſung 
des Steuerpercentes zu Grunde legen wollte, für 
Czernowitz ein geringeres Abzugspercent feſtſetzen 
als für Brünn, was doch mit den thatſächlichen 
Verhältniſſen in der angegebenen Vorausſetzung Der: 
Unterſcheidungsmerkmale nicht im Einklange ſtünde. 

Allein nicht genug damit — dieſe Differenzen, 
welche ſich, was die Landeshauptſtädte anbelangt, 
in den ſtatiſtiſchen Tabellen vorfinden, treten noch 
weit klaffender hervor, wenn man ſämmtliche der 
Hauszinsſteuer unterliegende Orte nach den ge— 
nannten Kategorien einreihen wollte. 

Von 467 Orten nun, welche der Hauszins— 
ſteuer unterliegen, ſind es beläufig 62 Percent, welche 
im Durchſchnitte 10 bis 30 fl. per Wohnbeſtandtheil 
abwerfen, 34 Orte 30 bis 40 fl., 59 Orte 40 bis 
50 fl., 27 Orte 50 bis 60 fl., zwei über 90 fl., 
demnach ein höherer Durchſchnitt als in Wien, wo 
der Wohnbeſtandtheil durchſchnittlich 50 fl. 34 kr. 
nachweiſt. Wie will man bei Berückſichtigung dieſer 
ſtatiſtiſchen Angaben die Unterſcheidung in große 
Städte, kleinere und in mittlere Orte und flaches 
Land auf Grundlage des Miethertrages feſtſtellen? 

Der Herr Abgeordnete begegnet ſich in gewiſſer 
Beziehung mit dem Berichterſtatter der Minorität, 
der ebenfalls bei den Abzugspercenten gegen die In— 
dividualiſirung der einzelnen Gebäude ſich ausge— 
ſprochen hat. 

Nehmen wir die beſtehenden Verhältniſſe! In 
der Gegenwart hat Wien, welches mit anderen 
Landeshauptſtädten in eine Linie geſtellt iſt, 15 Per— 
cent Abzug, eine Anzahl von anderen Orten, welche 
der Hauszinsſteuer unterliegen, 30 Percente Abzug. 
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Man kann nun allerdings jagen, daß zwischen 
Wien und Brünn, zwiſchen Wien und Czernowitz ein 
ſehr bedeutender Unterſchied iſt. Allein nehmen Sie 
zwei Orte, wie z. B. in Mähren. Olmütz und das 
zwei Meilen davon entfernt liegende Proßnitz. Olmütz 
ift urſprünglich der Hauszinsſteuer unterworfen gez 
weſen, hat alſo bloß 15 Percent, Proßnitz, auf das 
die Hauszinsſteuer ausgedehnt wurde, 30 Percent. 
Worin beſteht die Differenz bezüglich der Bauart, in 
Bezug auf alle übrigen Verhältniſſe, welche hier be 
rückſichtigt werden ſollten, um es zu rechtfertigen, daß 
an dem einen Orte 30 Percent, am anderen Orte 
15 Percent fejtgeftellt werden? Und ähnliche Ver 
hältniſſe werden Sie überall in der Monarchie 
finden. 

Ich gehe weiter, die Regierungsvorlage hat uns 
vorgeſchlagen, die Durchſchnittspereente für ben ge 
ſammten Ort feſtzuſtellen. So würden z. B. für 
Wien 15 ie e für bie übrigen der Hauszins 
ſteuer unterliegenden Orte nach dem durchſchnitt— 
lichen Miethzinſe 15 bis 30 Percent Abzug zu ent 
fallen haben. Darin hat der Ausſchuß die allerdings 
wichtige principielle Aenderung vorgenommen, daß 
nicht nach Orten, ſondern nach Gebäuden vorge— 
gangen werden ſoll, und ich rühme mich deſſen, daß 
ich bei der dritten Leſung dieſe Aenderung durchge— 
bracht habe, weil ich zur damaligen Zeit die Seite 16 
des Ausſchußberichtes angeführten Verhältniſſe vor— 
liegen hatte, wonach 5683 Häuſer in Wien einen 
Durchſchnittsmiethzins von über 45 fl. abwerfen und 
es eine große Anzahl von Gebäuden in Wien gibt, 
welche einen geringeren Durchſchnittsmiethzins haben. 
Ich frage nun, beſtehen denn bloß hier in Wien ſolche 
Verhältniſſe? Beſtehen nicht ähnliche in ganz ane 
deren Orten? Ich verweiſe Sie auf einen Ort, der 
in der Nähe von Wien liegt. Es iſt Kloſterneuburg, 
ein Ort, welcher nicht im Wohlleben ſchwelgt. Sehen 
wir uns dort die Dinge an, wie ſich die Erträgniſſe 
von Haus zu Haus ſtellen. Dort gibt es 31 Häuſer 
mit dem Bruttozinſe von 834 fl., daher im Durch— 
ſchnitte ein Miethzins per Wohnbeſtandtheil 5 fl.; 
257 Häuſer werfen durchſchnittlich 5 bis 15 fl., 
235 Häuſer 15 bis 45 fl., 12 Häuſer über 45 fl. ab. 

Iſt es nun angezeigt, alle dieſe Gebäude in 
einen Topf zu werfen und einen Durchſchnitt zu 
ziehen und danach die Abzugspercente feſtzuſtellen? 
Iſt es nicht weit gerechter, die Abzugspercente zu 
individualiſiren? 

In einem Punkte iſt eine richtige Bemerkung 
gemacht worden, daß, wenn man individualiſiren 
will, man noch weiter gehen müßte, noch eine weitere 
Individualiſirung vornehmen müßte, als es in dem 
Entwurfe des Ausſchuſſes der Fall iſt. Allein, meine 
Herren, die Steuergeſetzgebung muß ſich darauf 
beſchränken, überhaupt ſo viel als möglich gerecht zu 
ſein; der Gerechtigkeit bis in die einzelnen Details 
nachzugehen, wird keiner Steuergeſetzgebung der 
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Welt gelingen. Nehmen ſie die Einkommenſteuer, 
welche ich meiner fubjectiven Ueberzeugung nach, 
die auch im Ausſchußberichte Ausdruck gefunden hat, 
für die beſte, vollendetſte Zukunftsſteuer halte. Selbſt 
die Einkommenſteuer wird nicht im Stande ſein, allen 
individuellen Verhältniſſen der Einzelperſon Rech— 
nung zu tragen; denn zwei Leute, von denen jeder 
ein Einkommen von 1000 fl. hat, können nicht 
einer gleichen Steuer unterzogen werden; der eine 
iſt ledig, der andere iſt verheiratet und hat vielleicht 
ſechs Kinder; der eine kann die Steuer leicht er 
tragen, der andere nicht. Aehnliches findet ſich auch 
bei der Hauszinsſteuer. Wir müſſen uns nur fragen, 
genügen diefe Abzugspercente, um die mittelloſe, 
arme Bevölkerung nicht allzuſehr zu belaſten oder 
nicht? Und ich glaube, wir können dieſe Frage be— 
jahen, 

Ich komme nun zu den Auseinanderſetzungen 
meines geehrten Freundes aus Mähren, der den 
Vorgang, den man bei uns in Oeſterreich bei der 
Steuerreform eingeſchlagen hat, einer ſcharfen und 
eingehenden Kritik unterzogen hat. Seiner Auf— 
faſſung nach wäre es nicht nothwendig geweſen, 
einen fo großen und umſtändlichen Apparat in Be: 
wegung zu ſetzen, um die Ungleichmäßigkeiten der 
beſtehenden Steuern zu lindern und andererſeits 
dem Staate dennoch neue Einnahmsquellen zu 
ſchaffen. Seiner Meinung nach wäre es am beſten 
geweſen, wenn man ſchon im Jahre 1864 oder 1868 
an die Einführung der Perſonaleinkommenſteuer 
gegangen wäre, und die Ertragsſteuer im Laufe der 
Jahre umgeändert oder herabgemindert hätte. 

Im Großen und Ganzen, meine Herren, kann 
ich den Ausführungen des Herrn Abgeordneten in 
dieſem Punkte nicht entgegentreten. Ich theile dieſe 
Auffaſſung vom principiellen Standpunkte vollitän- 
dig, allein ich glaube, daß man im Staatsleben 
denn doch mit concreten Verhältniſſen rechnen muß. 
Nachdem man im Jahre 1869 ein Steuergeſetz, das 
Grundſteuergeſetz, angenommen hat, dürfte es em— 
pfehlenswerth ſein, auf derſelben Bahn vorzugehen. 
Nachdem man den erſten Schritt gethan, glaube ich, 
wäre es ein großer Fehler, auf dem Reformwege 
inmezubalten. Ueberdies bin ich der Anſicht, daß 
jedenfalls dieſes Kataſtergeſetz von ganz außerordent— 
lichem Vortheile in Zukunft ſein wird, indem jeden— 
falls bei Durchführung der Kataſtrirung die Mög— 
lichkeit gegeben wird, einen viel genaueren Einblick 
in die Verhältniſſe der einzelnen Individuen zu 
erhalten und auf dieſe Weiſe jene Steuer, welche als 
die jüngſte in der Reihe der Steuergattungen er— 
ſcheint, nämlich die Perſonaleinkommenſteuer tiefer 
zu befeſtigen, und die Ungleichheiten, die bei jeder 
Ertragsſteuer vorkommen, zu mildern. 

Es iſt auch bedauert worden, daß der Staat 
eine ſo bedeutende Summe wie eine Million fünfzig— 
tauſend Gulden hergeben ſoll, um die Einſchätzung 


Haus ber Abgeordneten, — 121. Sitzung der 8. Seffion am 4. März 1875. 


vorzunehmen, man fünnte das billiger haben. Wenn 
mit biefer einen Million fünfzigtauſend Gulden, die 
für die Commiſſion verwendet werden ſollen nur 
einige Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten, die ſich 
im Laufe der letzten Jahre eingeſchlichen haben, be— 
ſeitigt werden, halte ich das Geld nicht für über— 
flüſſig ausgegeben, ſondern für ſehr vortheilhaft, da 
der Staat dahin ſtreben muß, das Princip der 
Gerechtigkeit auch auf bem Gebiete der Steuer fo viel 
als möglich zu verwirklichen. 

Der prineipiellſte und entſchiedenſte Gegner des 
Geſetzes ift der HerrBerichterſtatter der Minorität. 

Er tadelt nicht bloß den einen oder den anderen 
Punkt, ſondern er wendet ſich entſchieden gegen das 
ganze Geſetz. Das Prineip, worauf dieſes Geſetz 
aufgebaut iſt, ſei falſch, es müßte ein neues geſucht 
werden. Dieſes neue Princip aber fei der Kaufwerth. 

Der Herr Abgeordnete aus Galizien, der den 
Antrag in dieſem hohen Hauſe vertritt, hat ſich ſeit 
mehreren Jahren ſehr eingehend mit Studien, die auf 
dieſen Gegenſtand Bezug haben, beſchäftigt, und ich 
verkenne nicht, daß es immerhin eine ſchwere Auf— 
gabe iſt, ſich mit einem ſolchen kenntnißreichen Gegner 
meſſen zu wollen und eine Anzahl von Gründen, die 
in dem Minoritätsberichte vorgebracht worden ſind, 
in dem kurzen Rahmen einer Viertelſtunde zu 
widerlegen. | 

Der Grundſatz, der von der Minorität aufge- 
ſtellt worden iſt, empfiehlt ſich ſcheinbar durch eine 
etwas größere Einheitlichkeit. Es foll der Kauſwerth 
in den Städten und auf dem Lande zur Baſis ge— 
nommen werden, während das Geſetz, wie es uns 
vorliegt, das Gepräge des Dualismus an der Stirne 
trägt; allein bei einer näheren Betrachtung ver— 
ſchwindet dieſe nur ſcheinbare Differenz. Beide, ſo— 
wohl die Regierungsvorlage als auf der anderen 
Seite die Minorität, wollen die Nutzungen der Ge— 
bäude der Beſteuerung unterziehen, nur die Art und 
Weiſe, wie dieſe zu vermitteln, iſt eine ver— 
ſchiedene. Die Regierungsvorlage hält ſich an die 
Nutzung, wie ſie entweder in dem Miethzinſe oder in 
dem mit dem Miethzinſe verglichenen Nutzwerthe zu 
Tage tritt, während die Minorität der Anſicht hul— 
digt, daß im Kaufwerthe der größere ober geringere 
Nutzen einen adäquaten ziffermäßigen Ausdruck 
findet. Dies ſind die Worte des Minoritätsberichtes. 
Um zu zeigen, daß es möglich ſei, dieſen Kaufwerth 
zu Grunde zu legen, hat die Minorität auf die 
Geſetzgebung anderer Staaten hingewieſen, und eines 
der Mitglieder hat ſich die Mühe gegeben, einen 
Geſetzentwurf dem hohen Hauſe vorzulegen, um 
praktiſch zu documentiren, daß das Princip ein 
durchführbares ſei. 

Was nun den Hinweis auf die anderen Länder 
anbelangt, ſo iſt derſelbe nicht zutreffend. Sehr viele von 
den Ländern, welche den Kaufwerth der Steuerveran— 
lagung der Gebäude zu Grunde legen, erheben über— 
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haupt gar keine Ertragsſteuer, ſondern nur eine Ber- 
mögensſteuer. In Amerika z. B., worauf in den einlei— 
tenden Worten des Geſetzentwurfes über den Capitals- 
werth hingewieſen wird, gibt es nur eine Vermögens- 
ſteuer. In einzelnen Cantonen der Schweiz, ſoweit ich 
ſie kenne — und ich kenne bloß die Geſetzgebungen von 
Luzern, Aargau, Bern und Zürich — beſteht eben— 
falls nur eine Vermögensſteuer und nicht eine Er— 
tragsſteuer. Man könnte bloß, wenn man auf fremde 
Geſetzgebungen hinweiſen will, ſich auf Württemberg 


und Baden berufen. Nun, meine Herren, was Würt⸗ 


temberg und Baden anbelangt, ſo ſind die Verhält— 
niſſe dort theilweiſe ganz anders geſtaltet, und der 
Kaufwerth, der in Württemberg zu Grunde gelegt 
wurde, findet auch dort bei Fachmännern keinen 9t 
klang und wurde auf das Entſchiedenſte bekämpft. 
Fragen wir uns, wie es mit der Theorie ſteht, 
ob es wirklich wahr ſei, daß die Kaufpreiſe einen 
Schluß auf die Ertragsfähigkeit ziehen laffen. Durch— 
gängig wird dies nicht behauptet werden können. Es 
lönnen Fälle eintreten, wo die Ertragsfähigkeit und 
der Kaufpreis ſich decken; es werden aber ſehr viele 
Fälle vorkommen, wo Kaufpreis und Ertragsfähig— 


leit durchaus nicht zuſammenfallen. Ich will nicht ` 


auf die geſteigerte Kaufluſt einerſeits und auf den 
Mangel an Concurrenz, auf der anderen Seite Hin- 
weiſen, die unſtreitig einen Einfluß auf das Stei— 
gen oder Fallen der Preiſe ausüben; ich will nicht 
hiſtoriſche Beiſpiele aus der jüngſten Vergangenheit 
und aus dem Jahre 1848 anführen, wo der Kauf— 
werth der Häuſer bedeutend ſank, während die Er— 
trägniſſe ſich gleich blieben. 

Ich verſchmähe es, derartige zufällige Momente, 
wie ſie im Jahre 1848, wie ſie in der jüngſten Zeit 
hervortraten, als Beweis gegen eine Theorie anzu— 
führen. Allein ich möchte darauf aufmerkſam machen, 
daß es ungemein ſchwierig iſt, den Kaufwerth auf 
dem Lande feſtzuſtellen. Das Haus auf dem Lande, 
ſoweit ich etwas von der Sache verſtehe, ſteht in 
einem innigen Zuſammenhange mit dem Grund und 
Boden, hat oft durchaus keinen Werth; wie will man 
da den Kaufwerth feſtſtellen? Doch nicht auf die 
Weiſe, wie es der Geſetzentwurf der Minorität ver— 
langt? 

Nehmen Sie einen anderen Fall. Die Gewerbe— 
treibenden, welche in großen Städten ſich befinden, 
oder in Städte überſiedeln, wo eine Arbeiterbevöl— 
kerung vorhanden iſt, ſehen ſich oft genöthigt, Häuſer 
zu theuren Preiſen zu kaufen, welche, wenn man die 
Ertragsfähigkeit derſelben berechnet, ihnen nicht viel 
mehr als zwei Percent abwerfen. Gehen Sie z. B. 
nach Böhmen, Mähren und ſehen Sie ſich die kleinen 
Orte an, wo auch die kleinen Gewerbetreibenden einen 
Platz in der Mitte der Stadt wählen, weil ſie glau— 
ben, daß er für den Verkauf und den Verſchleiß ihrer 
Artikel geeigneter ſei. Der Ertrag aus dem Hauſe 
verzinſt ſich vielleicht bloß mit 2 bis 3 Percent. 
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Kann man hier den Kaufwerth zur Grundlage neh 
men? Die Steuergeſetzgebung it genöthigt, wenn 
z. B. ein Gebäudebeſtandtheil entfällt, ſei es durch 
Brand oder durch einen anderen Unglücksfall, eine 
neue Einſchätzung eintreten zu laſſen. Wie ſoll man 
bei dem Wegfalle eines Gebäudebejtandtheiles den 
Kaufwerth des ganzen Gebäudes abſchätzen, während 
dies bei dem Nutzwerthe ſich durch eine ganz einfache 
Rechnung ergibt. Ferner, der Kaufwerth allein genügt 
ja nicht. Man muß nothwendigerweiſe auch noch den 
Percentſatz ermitteln. Nun fragt es ſich, ob bei uns 
in Oeſterreich, in einem ſolchen in Rückſicht auf die 
Culturverhältniſſe fo eigenthümlichen Lande, ein ein 
heitlicher Percentfab für die Ertragsfähigleit ſämmt— 
licher Gebäude ſich wird feſtſtellen laſſen. Wenn Sie 
die Ausführungen eines der erſten Statiftifer der 
Gegenwart, Engel in Berlin, in der Zeitſchrift für 
preußiſche Statiſtik nachleſen, fo finden Sie, daß in 
Preußen im Laufe des vorigen Jahrzehntes in den 
erſten fünf Jahren die Ertragsfähigkeit des Grund 
eigenthums von 2 bis 7 Percent geſchwankt hat. 
Wenn das in einem Staate wie Preußen der Fall 
iſt, ſo kann geſchloſſen werden, daß bei uns in Oeſter— 
reich ganz andere Differenzen zu Tage treten dürften. 
Ich glaube daher, daß es theoretiſch und praktiſch 
durchaus nicht angeht, den Kaufwerth zu Grunde zu 
legen. Wenn Sie, meine Herren, in Württemberg und 
Baden das Steuerkataſter ins Auge faffen und fic) 
fragen, ob denn das Steuerkataſter wirklich den Werth 
der Gebäude repräſentirt und eine gerechte Steuer— 
veranlagung ermöglicht, fo kommen Sie zu ganz mert: 
würdigen und eigenthümlichen Reſultaten. Geſtatten 
Sie mir, ſoweit es möglich iſt, mit einigen allge— 
meinen großen Zahlen Ihnen wenigſtens ein kleines 
Beiſpiel zu geben. Im Jahre 1823 betrug in Wiirt 
temberg das Gebäudekataſter 148˙6 Millionen — ich 
hebe bloß die großen Ziffern hervor — die Brand— 
verſicherung 136 Millionen, demnach war alſo das 
Steuerkataſter höher als die Brandverſicherung. — 
Im Jahre 1861, was finden Sie da? 

Im Steuerkataſter 211 Millionen, bei der 
Brandverſicherung 460 Millionen mehr oder eine 
Verdoppelung der letzteren und heute, meine Heeren, 
iſt zu berückſichtigen, daß bei der Brandverſicherung 
nicht alle Theile der Gebäude abgeſchätzt werden 
können. | 

In Baden — ich will Sie nicht weiter mit Bif- 
fern behelligen — haben Sie ähnliche Verhältniſſe. 

Endlich, wie foll der Kaufwerth ermittelt were 
den? Der Kauſwerth kann doch nicht ermittelt wer— 
den, indem man jedes einzelne Object ins Auge 
faßt; es wird ja nicht möglich ſein, bei jedem einzel— 
nen Objecte jene Grundlagen ausfindig zu machen, 
bie Kaufcontracte und den Kaufwerth genau und 
ſicher feſtzuſtellen. 

Man wird alſo Muſtergebäude hernehmen, nach 
dem mittleren Kaufwerthe ſuchen müſſen, und der 
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mittlere Kaufwerth iſt ebenſo ein ideales Moment 
wie ber Nutzwerth, den die Minorität und nament: 
lich ihr Berichterſtatter deßhalb perhorreseirt. Aller— 
dings ift er etwas Ideales, aber die Miethzinfe der 
Umgebung dienen als Anhaltspunkte, in ähnlicher 
Weiſe ift der Kaufwerth etwas Ideales, wenn die Rauf- 
preiſe anderer Häuſer zur Ermittlung herangezogen 
werden müſſen. 

Der Herr Berichterſtatter der Minorität hat 
einen Punkt beſonders hervorgehoben und nament— 
lich in ſeiner heutigen Rede betont, auf den ich näher 
eingehen muß. Er hat gemeint, daß der Verfaſſer 
des Geſetzentwurfes des vorliegenden Geſetzes, ſo— 
dann die Mitglieder des Ausſchuſſes, welche an die 
Berathung desſelben gegangen ſind und im Weſent 
lichen zuſtimmen, bloß die Haupt- und Reſidenzſtadt 
Wien ins Auge gefaßt haben und einen Theil der 
Steuer von Wien auf die übrigen Länder abwälzen 
wollen. 

Das ift, meine Herren, feinem Einzigen ein 
gefallen, das hat Demjenigen nicht geträumt, welcher 
den Entwurf gemacht hat, und Denjenigen nicht, 
welche denſelben im Ausſchuſſe berathen haben. 
Nicht um eine Entlaſtung Wiens und eine Belaſtung 
der Landbevöllerung kann es fid) hier handeln — 
das wird Niemand wollen — fonbern um eine gee 
rechte Vertheilung der Steuer, und ich bin über— 
zeugt, daß der neue Entwurf in dieſer Beziehung 
ſowohl für die Städte als auch für das Land eine 
Anzahl großer Vortheile bietet. 

Wie hoch beläuft ſich nun aber die Ziffer, um 
welche Wien entlaſtet wird, wenn Sie den vom Aus— 
ſchuſſe vorgelegten Entwurf annehmen. Die Rech— 
nung iſt eine ganz einfache. Ich hatte die Ehre, ſie 
im Ausſchuſſe vorzutragen, allein der Herr Bericht— 
erſtatter ber Minorität ift in Steuerſachen ein höchſt 
ungläubiger Menſch, er hat meinen Worten in dieſer 
Beziehung nicht geglaubt, und ſo meine ich es 
nöthig zu haben, dieſe Daten hier noch einmal vor— 
zutragen. i 
Der Bruttozins in Wien betrug mit Ende 1874 
etwas über 57 Millionen, rund 57,900,000 fl.; 
15 Percent Abzug ergibt circa 8,686.000 fl., alſo 
der Nettomiethzins 49,23 1.000 fl., davon die Steuer 
13,120.000 fl. Was für Ziffern werden ſich künftig 
herausſtellen? Künftig wird der Abzug ſtatt 
8,686.000 fl. 9,194.000 fl., der Nettozins alſo 
nicht 49 Millionen, ſondern nur über 48 Millionen 
und die Steuer nicht 13 Millionen, ſondern 
12,900.000 fl. betragen, ſo daß ſich ein Geſammt— 
ausfall von 135.000 fl. ergibt — ungefähr ein 
Percent. Und auf Grund dieſes Ausfalles, welcher 
von einer gerechten Vertheilung in Wien begleitet iſt 
— und aus den Angaben, die ich gemacht habe, 
werden Sie, glaube ich, erſehen, daß es in Wien auch 
viele Häuſer gibt, welche nicht einen hohen Mieth— 
zins liefern — auf Grund dieſes Ausfalles, ſage 
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Jrotokoll, 
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am 5. März 1875. 


Anhalt: 
Rerhinderungsangeige. 


Petitionen und deren Zuweiſung an die betreffenden 
Ausſchüſſe. 


Erſte Leſung der Regierungsvorlage, betreffend den 
Gefepentwurf über die Eröffnung von Nachtrags— 
crediten zum Staatsvoranſchlage für das Jahr 
1875 (345 der Beilagen — Zuweiſung an den 
Budgetausſchuß). 


Erſte Leſung der Anträge 


1. des Abgeordneten Dr. Roſer und Genoſſen, be— 
treffend die Beurlaubung der nicht unmittelbar 
zum Militärdienſte nothwendigen Mannſchaft wäh— 
rend der Erntezeit (311 der Beilagen — Bue 
weiſung an den volkswirthſchaftlichen Ausſchuß); 


2. des Abgeordneten Ozarkiewiez und Genoſſen, 
betreffend die Aenderung der Tarifsbeſtimmung, 
P. 3. 106, über Vermögensübertragungen (332 
der Beilagen — Zuweiſung an den Gebührenaus— 


ſchuß). 


Zweite Leſung des Geſetzentwurfes über die Gebäude- 
ſteuer (294 der Beilagen — Specialdebatte über 
§. 1 und Punkt 1 bis 5 als 5. 2). 


Beginn der Sitzung: 11 Uhr 20 Minuten. 


Vorſitzender: Präſident Dr. Rechbauer. 
Schriftführer: Auſpitz, Gierowski, Dr. Razlag. 


Auf der Miniſterbank: Miniſterpräſident Fürſt 
Adolf Auersperg, Miniſter des Innern Freiherr 
v. Laſſer, Miniſter für Cultus und Unterricht Dr. 
v. Stremayr, Juſtizminiſter Dr. Glaſer, Miniſter 


Dr. Unger, Ackerbauminiſter Ritter v. Chlumecky, 
Finanzminiſter Freiherr de Pretis, Miniſter für 
Landesvertheidigung Oberſt Horſt, Miniſter Dr. 
Ziemialkowski. 


Auf der Bank der Regierungsvertreter: 
Miniſterialrath im Finanzminiſterium Emil Chertek. 


Präſident: Ich erkläre die Sitzung für 
eröffnet. | 

Gegen das Protokoll der Sitzung vom 
3. März d. J. wurde keine Einwendung erhoben, 
dasſelbe iſt ſomit genehmigt. 

Das Protokoll der Sitzung 
geſtern liegt im Bureau zur 
ſicht auf. 

Herr Baron Hopfen iſt als unwohl ge— 
meldet. 

Heute wurde vertheilt: Der Ausſchußbericht 
über den Antrag des Abgeordneten Klepſch und 
Genoſſen, betreffend die Regelung der äußeren 
Rechtsverhältniſſe der Altkatholiken (846 der Bei- 
lagen). 

Ich erſuche den weſentlichen Inhalt der ein— 
gelaufenen Petitionen mitzutheilen. 


von 
Ein⸗ 


Schriftführer Gierowski (lest) : 

„Petition der Gemeinde Dokhe, Bezirks— 
hauptmannſchaft Kakusz in Galizien, um Erwirkung, 
daß ihr erlaubt werde, von eigenen, jedoch im No— 
wicer Gemeindeterritorium gelegenen Salzquellen 
gebrauchen zu dürfen (üherreicht durch Abgeordneten 
Petrusxewtexz)." 

„Petition ber Gemeinde Tuzylow, Bezirks- 
hauptmannſchaft Dolina in Galizien, um Erwirkung 
der Erlaubniß, eigene, jedoch im benachbarten Ge— 
meindeterritorium von Nowica gelegene Salzquellen 
gebrauchen zu dürfen (überreicht durch Abgeordneten 
Petruszewiez)." 

„Petition ber Gemeinde Mszana dólna, Limano— 
waner Bezirkes in Galizien, um Loszählung von 
dem Rückerſatze des Anlehens vom Jahre 1847 und 
hiervon entfallende Percente (überreicht durch Ab- 


geordneten Haj damacha)." 


„Petition ber Handels- und Gewerbekammer 
für Vorarlberg um einige Aenderungen der Re— 
gierungsvorlage in Betreff des Stempel- und Ge— 
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bührengeſetzes (überreicht | durch 
Ganahl)." 

„Petition mehrerer Gemeinden aus dem Gee 
richtsbezirke Leonfelden in Oberöſterreich um Berück— 
ſichtigung bei dem Baue einer Eiſenbahnlinie durch 
den oberen Mühlkreis (überreicht durch Abgeordneten 
Góllerich)." 

„Petition der Vorſtehung der Stadtgemeinde 
Chieſch in Böhmen um Enthebung von dem Geſchäſte 
der Steuereinhebung, reſpeetive der zwangsweiſen 
Eintreibung der Steuern und Abgaben (überreicht 
durch Abgeordneten Dr. Wa ldert)." 

„Petition der Beſitzer von radicirten und ber 
läuflichen Tiſchlergewerken der Landeshauptſtadt 
Brünn um endliche Löſung der Verhältniſſe der 
ſogenannten radieirten oder verkäuflichen Gewerbe 
im Wege der Ablöſung und Entſchädigung (über- 
reicht durch Abgeordneten Dr. Promber).“ 

„Petition der Beſitzer von rabicirten und ver 
läuflichen Schuhmachergewerben der Landeshauptſtadt 
Brünn um endliche Löſung der Verhältniſſe der foge- 
nannten radieirten oder verkäuflichen Gewerbe im 
Wege der Ablöſung und Entſchädigung (überreicht 
durch Abgeordneten Dr, Promber).“ 


Abgeordneten 


Präſident: Ich werde dieſe Petitionen den 
betreffenden Ausſchüſſen zuweiſen. (Zu- 
stimmung.) 

Wir gehen zur Tagesordnung über. Erſter 
Gegenſtand derſelben iſt die erſte Leſung der 
Regierungsvorlage, betreffend den Geſetz— 
entwurf über die Eröffnung von Nach— 
tragscrediten zum Staatsvoranſchlage 
für das Jahr 1875 (345 der Beilagen). 

Ich glaube, daß dieſer Gegenſtand ſeinem Weſen 
nach keinem anderen Ausſchuſſe als dem Budget— 
ausſchuſſe zugewieſen werden kann. Wenn kein 
anderer Antrag geſtellt wird (Memand meldet sich), 
fo werde ich dieſe Regierungsvorlage einfach 
dem Budgetausſchuſſe zur Vorberathung 
zuweiſen. (Zustimmung.) 

Nächſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die 
erſte Leſung des Antrages des Abgeord— 
neten Dr. Roſer und Genoſſen, betreffend 
die Beurlaubung der nicht unmittelbar 
zum Militärdienſte nothwendigen Mann- 
[daft während der Erntezeit (311 der Bei- 
lagen). 

Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Roſer zur Begründung ſeines Antrages das Wort. 


Abgeordneter Dr. Roſer: Hohes Haus der 
Abgeordneten! Seit Jahren häufen ſich, beſonders 


in induſtrie- und fabrikreichen Gegenden und 
in ſolchen, wo große öffentliche Bauten, wie 
z. B. Eiſenbahnbauten, geführt werden, die 


Klagen über fortſchreitenden Mangel und Vertheue— 
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rung der ländlichen Arbeiter. Dieſe auf die Verhält— 
niſſe der Landwirthſchaft ſchädigend einwirkenden 
Momente bilden ſeit mehreren Jahren den Gegen— 
ſtand ernfter Aufmerkſamkeit ſowohl landwirthſchaft 
licher Vereinsverſammlungen, als auch ein Subſtrat 
publieiſtiſcher Erörterungen. Durch dieſe Uebelſtände 
iſt die Landwirthſchaft ſchwer und nachhaltig bedroht, 
und der kleine Grundbeſitzer — dem feine Wirthſchaft 
ans Herz gewachſen iſt — ſieht der jedesmaligen 
Ernte, dem langerſehnten Ziele feiner beſcheidenen 
Wünſche, mit banger Sorge entgegen, weil ihm von 
allen Seiten die helſende Kraft fehlt, und er die ſchwer 
zu erlangenden Feldarbeiter fo theuer bezahlen muß, 
daß die Ausgaben für landwirthſchaftliche Verrich 
tungen in keinem Verhältniſſe ſtehen zu den Erträg 
niſſen ber Landwirthſchaſt. 

Meine Herren! Ich kenne Gegenden, wo ein 
Taglohn mit 1 fl. 50 kr. bis 2 fl. bezahlt werden 
muß. Rechnet man zu dieſen enormen Löhnen den 
Werth ber Saatfrucht, des Düngers, die Koſten ber 
Arbeit für die Bebauung des Bodens, das Schneiden 
der Frucht, die Fuhrlöhne und die enormen Laſten, 
welche der Bauer an den Staat, an die Gemeinde, 
den Bezirk zahlt, ſo läßt ſich wohl annehmen, daß der 
Ackerbau bei der gegenwärtigen Zeit gar keinen Er 
trag mehr zu gewähren vermag, ja daß dem Heinen 
Grundbeſitzer für fein nicht unbedeutendes Vermögen, 
für ſeine angeſtrengte Arbeit ſehr wenig oder gar 
nichts als Reinertrag übrig bleibt und die jährlich 
gezogene Bilanz mit einem Deficit abſchließen muß. 
Die Conſequenzen, die ſich aus einer oft wiederkeh— 
renden traurigen Bilanzirung ergeben, tragen viel dazu 
bei, ein Bauernproletariat zu ſchaffen (Widerspruch 
auf einigen Bänken links), den Bauernſtand — den 
Kern und die Kraft des Staates — zu gefährden, 
ein Umſtand, der für Oeſterreich — den Agrieultur— 
ſtaat par excellence — nicht gleichgiltig ſein kann 
und darf. 

Mit der Verbeſſerung der Maſchineninduſtrie 
fallen zwar viele landwirthſchaftliche Verrichtungen 
der Maſchine anheim. Die Maſchineninduſtrie ſchrei— 
tet — man muß es geſtehen — ſtetig vorwärts, ſie 
iſt im Betriebe des Großgrundbeſitzes heimiſch ge— 
worden, allein ich frage Sie, wie viel kleine Grund— 
beſitzer bei der eben geſchilderten Lage im Stande 
ſind, ohne große Opfer zu bringen, ſich die Maſchinen 
mit eigenen Mitteln zu beſchaffen? Wenn auch an- 
genommen wird, daß die Arbeitsleiſtungen der Ma— 
ſchinen vorzüglich ſind, ſo werden doch noch viele 
Arbeiten auf die menſchliche Hand angewieſen blei— 
ben und die Natur des Betriebes zieht der Maſchine 
ohnehin eine beſtimmte Grenze. 

Der Bauer iſt, ſeitdem das Wehrgeſetz zur 
Wahrheit geworden iſt, hart mitgenommen. Denn 
während er ſich von dem früheſten Morgen bis in die 
ſpäteſte Nacht im Schweiße ſeines Angeſichtes plagt, 
iſt ſein Sohn oder ſind mehrere ſeiner Söhne unter den 
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Waffen, und nicht genug, daß er bie zu biejer Zeit 
jo nöthige Hilfe entbehren muß, muß er fie auch noch 
theilweiſe unterhalten, und, wie Sie wiſſen, meine 
Herren, beſteht ja häufig das größte Capital, ja, das 
ganze Vermögen des Bauers in der Arbeitskraft 
ſeiner Söhne. Nimmt ihm der Staat dieſe hinweg, 
ſo nimmt er ihm die Arbeitskraft, ja, ſein ganzes 
Capital. Es handelt fid) alfo im gegebenen Falle um 
eine wirkliche That im Dienſte der Landwirthſchaft, 
um beſchleunigte Maßnahmen gegen die in Rede 
ſtehenden, auf die Landwirthſchaft einen ſchädigenden 
Einfluß nehmenden Momente, damit dieſe gemildert, 
wenn nicht ganz eliminirt werden. 

Dieſen erwähnten Uebelſtänden, meine Herren, 
tann meiner Anſicht nach ſehr leicht begegnet werden, 
wenn man ſich entſchlöſſe, zur Zeit der Ernte die 
nicht unmittelbar zum Militärdienſte nothwendige 
Maunſchaft zu entlaſſen; ohnehin wird ein großer 
Theil der Mannſchaft für ſolche Arbeiten verwendet, 
die außer dem Bereiche ihrer Dienſtesſphäre liegen. 

Der Baueruſohn, der gewohnt ijt, exnft zu 
arbeiten und mit Liebe der Feldarbeit zugethan iſt, 
iſt, wenn ich mich ſo ausdrücken darf, der geſchäf 
tigen Unthätigkeit wirklich müde. Man wird mir 
einwenden: ja, die Zeit der Ernte fei die ſchönſte 
Zeit für die Abrichtung des Soldaten. Nun, meine 
Herren, fo beurlaube man einen gewiſſen Pereentſatz 
der am längſten dienenden und vollkommen ausge— 
bildeten Mannschaft, und ich bin überzeugt, daß dae 
durch die Kriegstüchtigkeit nicht gefährdet werden 
wird, wenn man ſich eben, wie erwähnt, entſchlöſſe, 
jährlich einen Theil der Mannſchaft auf zwei, drei 
Monate zu beurlauben. 

Ich weiß, daß man bemüht iſt, die dreijäh— 
rige Dienftzeit, welche durch unnütze Comman— 
dirungen, Wachedienſte in der Ausbildung vermin— 
dert wird, intenſiv auszunützen; nun, nach 
den Stimmen competenter' Militärs reicht ein Zeit— 
raum von ſechs Monaten hinlänglich hin, um einen 
Soldaten kriegstüchtig zu machen; er wird ohnedies 
vom Tage ſeines Einrückens bis zur Entlaſſung 
tagtäglich gedrillt, wie ich mich davon ſattſam über— 
zeugt habe. 

Wozu brauchen wir im tiefſten Frieden, nach 
den von allen Seiten und beſonders aus den Thron— 
reden der Potentaten an unſer Ohr gelangenden 
Friedensverſicherungen einen Präſenzſtand von, 
wenn ich nicht irre, 242.000 Mann? Wozu ein jo 
großes ſtehendes Heer? wozu dieſe enormen Militär— 
laſten bei dieſer ohnedies traurigen wirthſchaftlichen 
Lage, bei dieſer Finanzmiſere des Staates? Iſt ja 
doch die Verminderung der Militärlaſten ein allge— 
meiner, gerechter Wunſch des ganzen öſterreichiſchen 
Volkes, und für die Volksvertreter gibt es ja keinen 
würdigeren Gegenſtand gemeinſamen Strebens, als 
das unabläſſige Ankämpfen gegen die ſtehenden 
großen Heere, und Jeder, der es mit dem Säckel der 


Steuerträger ehrlich meint, wird ſich der Ueber— 
zeugung nicht verſchließen lönnen, daß die aus dem 
großen Militäraufwande hervorgehende Beſteuerung 
den Volkseredit, das heißt den Credit für die Einzel— 
wirthſchaft bis aufs Aeußerſte erſchöpft. 

Bedenken Sie, meine Herren, welche Arbeits— 
leiſtung durch den Präſenzſtand von 242.000 Mann 
für die Induſtrie und Landwirthſchaft verloren geht, 
bedenken Sie, welche Laſten dem Staatsſchatze auf— 
gebürdet werden! Ich glaube, daß eine Verminde— 
rung der Militärlaſten ſehr leicht möglich iſt, ohne 
daß dadurch der Beſtand des Staates gefährdet 
erſcheint. Nur wenn in der Verminderung der Mili— 
tärlaſten etwas Durchgreifendes geſchieht, werden 
meiner Anſicht nach die wirthſchaftlichen Schäden 
ſanirt werden. 

Meine Herren! Sowohl bezüglich der Vermin— 
derung der Militärlaſten, ſowie der weit ausgedehnten 
Beurlaubung der Soldaten zur Zeit der Ernte wurde 
eine Unzahl von Interpellationen geſtellt, wurden 
Reſolutionen gefaßt, viele Petitionen nicht allein an das 
Abgeordnetenhaus, ſondern an einzelne Regiments— 
commanden geſtellt, aber Alles blieb erfolglos! Die 
Regierung war nicht ernſtlich beſtrebt, die Mittel 
zu ſchaffen, welche dieſen traurigen Zuſtand der Land— 
wirthſchaft beheben würden. 

Meine Herren! Während in den Vertretungs— 
körpern für die Induſtrie ſtundenlange, langathmige 
Reden gehalten werden, werden für die Land— 
wirthſchaft ſehr ſelten und ſehr wenige Stimmen 
laut! 

Während für ſämmtliche Productionszweige, 
für alle Arten der Gewerbe und Induſtrie 
Alles gethan wird, während der Staat für die In— 
duſtrie ſtets ein offenes Ohr und eine offene Hand 
hat, erinnert man ſich der Landwirthſchaft bloß, wenn 
eine neue Steuer im Anzuge iſt; das iſt bekanntlich 
oft genug der Fall! Bei allen directen und indirecten, 
bei Grundſteuer und Einkommenſteuer, bei Produce 
tions- und Verzehrungsſteuern, die Landwirthſchaft 
geht bei keiner leer aus! 

Ich glaube, die Landwirthſchaft darf wohl für 
die Millionen, welche ſie an das ſtaatliche Ganze 
zahlen muß, Gegenleiſtungen beanſpruchen und ver— 
langen, daß ihre Wünſche in beſte Erwägung gezogen 
werden. Die Landwirthſchaft verdient wohl, wie die 
Induſtrie, daß ſie ebenſo warm vertreten wird, wie 
jene, und daß ſie auch der Begünſtigung theilhaftig 
werde, welche ſie wirklich vom Standpunkte des 
Rechtes verdient, indem ſie jene Gilde iſt, die uns alle 
unterhält. 

In Erwägung Alles deſſen wende ich mich mit 
großer Zuverſicht an die hohe Regierung, ſie möge 
ſich endlich des Bauernſtandes erinnern, ſie möge die 
möglichſt ſchleunige Abhilfe ſchaffen, und ich erwarte 
mit Beſtimmtheit, daß Alles aufgeboten werden 
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wird, damit bent langgefühlten Wunſche ber ackerbau- daß bie Verdienſte und der Eifer hierdurch belohnt 


treibenden Bevölkerung Rechnung getragen werde. 

Im Intereſſe der Landwirthſchaft, im Intereſſe 
der Gerechtigkeit und im Intereſſe meiner Wähler 
erlaube ich mir dieſen Antrag dem hohen Hauſe 
auf das wärmſte zu empfehlen, mit der Bitte, den— 
ſelbendemvollswirthſchaftlichen Ausſchuſſe 
zur Berathung und Berichterſtattung zuzuweiſen. 
(Bravo! links.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr, Roſer 
beantragt, daß ſein Antrag dem volkswirth— 
ſchaftlichen Ausſchuſſe zugewieſen werde. 

Wünſcht Jemand das Wort? (Niemand meldet 
sich.) Da dies nicht der Fall iſt, erſuche ich jene Herren, 
welche dafür ſind, daß der von dem Herrn Abgeord 
neten Roſer und Genoſſen eingebrachte Antrag, 
betreffend die Militärdienſtzeit während 
der Ernte, dem volkswirthſchaftlichen 
Ausſchuſſe zur Berathung und Bericht 
erſtattung zugewieſen werde, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Der nächſte Gegenſtande der Tagesord— 
nung iſt die erſte Leſung des Antrages 
des Herrn Abgeordneten Ozarkiewiez und 
Genoſſen, betreffend die Aenderung ber 
Tarifsbeſtimmung, Poſtzahl 106, über Ver 
mögensübertragungen (332 der Beilagen), 

Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten O 4 ars 
kiewiez das Wort, 


Abgeordneter Ozarkiewiez: Auf Grund des 
Geſetzes vom 13. December 1862 ſind nach den 
Tarifsbeſtimmungen, Poſtzahl 106, über Vermögens 
übertragungen, Anmerkung 2 lit. e, die Inhaber jener 
Beneficien, deren reines Einkommen jährliche 315 fl. 
öſterr. Währ. nicht überſteigt, von der Entrichtung 
des Gebührenäquivalentes perſönlich befreit; liegt es 
jedoch einem Fonde ob, ſo iſt dieſelbe von dieſem 
Fonde zu beſtreiten. 

Durch dieſes Geſetz wird die Befreiung von 
der Einzahlung der Aequivalentsgebühr für jene 
Beneficiaten bezweckt, die auf den Gehalt von jähr— 
lichen 315 fl. öſterr. Währ. beſchränkt ſind, damit 
deren Congrua nicht geſchmälert werde. 

Es ereignen ſich aber ſehr häufige Fälle, daß 
einige Beneſiciaten mit einer Perſonalzulage betheilt 
werden und dann eben aus dem Grunde dieſer ihnen 
ertheilten Zulage zur Einzahlung der Aequivalents— 
gebühr nach dem obbezogenen Geſetze verhalten wer— 
den, was wahrſcheinlich aus dem Grunde geſchehen 
mag, daß durch die Zuzählung der Perſonalzulage 
zu der Congruaquote von 315 fl. öſterr. Währ. die 
Dotation derſelben über 315 fl. öſter. Währ. an⸗ 
genommen wird. 

Der allgemeinen Anſicht zufolge iſt jedoch der 
Charakter der Perſonalzulage einerſeits ein ſolcher, 


werden, andererſeits aber, daß nur diejenigen Bene— 
ficiaten dieſer Gunſt theilhaftig werden, bei welchen 
außer ihren Verdienſten auch deren Armuth dare 
gethan erſcheint. 

Es iſt jedoch ſchwerlich anzunehmen, daß die 
Perſonalzulage in das Pfründeneinkommen einzu— 
rechnen ſei, und man kann es kaum zulaſſen, daß es 
im Sinne der Geſetzgebung wäre, die mit einer Per— 
ſonalzulage betheilten Beneficiaten eben aus dem 
Titel dieſer Zulage derart zu beſteuern, daß dieſelben 
für den Pfründenertrag, der ihnen als Congrua 
bemeſſen ijt, alle Beneficiallaften tragen follen, 

Um dieſes zu beweiſen, erlaube ich es mir 
durch einige Beiſpiele zu illuſtriren: Ein Beneficiat 
iſt auf den jährlichen Gehalt von 315 fl. ö. W. 
angewieſen und deſſen reines Pfründeneinkommen 
auf 138 fl. 69 kr. ö. W. berechnet. Es ergibt ſich 
ein Abgang zu deſſen Congrua mit 176 fl. 31 kr. 
6. W., welcher ihm aus dem Religionsfonde ergänzt 
wird. Derſelbe hat aber eine fixe Perſonalzulage mit 
jährlich 100 fl. ö. W., alsdann wird ihm dieſer 
reine Pründenertrag von 138 fl. 69 kr. ö. W., die 
Congrugergänzung von 176 fl. 31 kr. ö. W. und 
bie Perſonalzulage von 100 fl. 6. W. als reines 
Pfründeneinkommen auf jährliche 415 fl. ö. W. jue 
ſammengerechnet, alſo als über der Congrua ſtehend 
betrachtet und nach dem beſtehenden Geſetze mit der 
Aequivalentsgebühr beſteuert, in welchem Geſetze 
wenigſtens ich meiner Anſicht nach das Princip der 
Beſteuerung ber Congrua eines Beneficiaten nicht 
herausfinden kann. 

Ein Anderer hat laut Stiftung eine Staats: 
ſchuldverſchreibung, z. B. von 100 fl. ö. W. als das 
Gut der Kirche und nicht der Pfründe, von deren 
Zinſen der Beneficiat nach der erfolgten Unification 
der Staatsſchuldenverſchreibungen eine jährliche 
16percentige Einkommenſteuer entrichtet, ungeachtet 
jedoch dieſer Steuer muß der mit einer Perſonal— 
zulage Betheilte wegen dem Sein dieſer Staats— 
ſchuldverſchreibung, mittelſt welcher jedoch eine Ver— 
bindlichkeit bem Pfründner obliegt, die Aequivalents— 
gebühr ſowohl von den Zinſen der Staatsſchuldver— 
ſchreibung, wie auch von den ihm als Gehalt 
beſtimmten 315 fl. ö. W. beſtreiten, hiermit eine 
doppelte Steuer entrichten! 

Ein Dritter hat ein reines Pfründeneinkommen 
von jährlich 350 fl. ö. W., alſo nach dem beſtehen— 
den Geſetze überſteigt dieſe Quote das reine Ein— 
kommen des Beneficiums, ſoll alſo zur Entrichtung 
der Aequivalentsgebühr geſetzmäßig verhalten wer— 
den; aber auch in dieſem Falle darf die Anwen- 
dung des jetzt beſtehenden Geſetzes nicht in Anſpruch 
genommen werden, weil hier der weſentliche Um— 
ſtand eintritt, daß der Ueberſchuß von 35 fl. ö. W. 
dem Beneficiaten keineswegs zugute kommt, er 
muß ihn dem Religionsfonde jährlich rückſtellen, 


— 


— 
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ſteht alfo factiſch nicht über der Congrua, muß aber 
dennoch als ein über der Congrua Stehender und mit 
einer Perſonalzulage Betheilter ohne Rückſicht auf 
die jeweilige Rückzahlung an den Religionsfond trotz 
allen Sträubens und Vorſtellungen die Aequivalents— 
gebühr wiederum entrichten. 

Ich wäre im Stande, noch mehrere ähnliche 
Beiſpiele anzuführen, doch ich will die Geduld des 


hohen Hauſes nicht zu ſehr in Anſpruch nehmen, und 


übrigens bin ich auch der Meinung, daß dieſe wenigen 
Illuſtrationen zur Beurtheilung der Sachlage hin— 
reichend ſind. — Vorſtehende Angaben ſind ganz 
treu aus der jetzt beſtehenden Praxis entnommen, 
und ihre Wahrheit können die zahlreichen Recurſe, 
bie fid) im k. k. Finanzminiſterium befinden, hinläng— 
lich beſtätigen. 

Dieſes, glaube ich, ſteht mit dem Principe der 
Billigkeit und Gerechtigkeit nicht im Einverſtändniſſe, 
und wenn man noch die zwangsweiſe Eintreibung 
dieſer Gebühr ins Auge faßt, wo den Beneſiciaten 
auf die eingebrachten Recurſe keine Folge gegeben 
und gewöhnlich in der neueſten Zeit auf den k. k. 
Finanzminiſterialerlaß vom 18. Mai 1870, Zahl 
9588, R. G. Bl. Nr. 76, hingewieſen wird, aus 
welchem auch die Einzahlung dieſer Steuer nicht 
entnommen werden kann, ſo iſt fürwahr zu bedauern, 
daß die Verdienſte, Armuth und Congrua auch 
beſteuert werden. 

Hierzu kommt nod) dieſes in Erwägung, daß die 
Zahlungsaufforderungen gewöhnlich nach zwei oder 
drei Jahren des bereits begonnenen Decenniums zu— 
geſtellt werden, wo die ganze rückſtändige Summe 
auf einmal, manchmal auch noch mit Verzugszinſen 
zu beſtreiten kommt. 

Das iſt der nackte Sachverhalt; jetzt komme 
ich zur progreſſiven Steigerung dieſer Steuer, wie 
es gewöhnlich bei allen Steuern geſchieht. Es wurde 
für das Decennium 1850 bis 1860 die Aequi— 
qualentsgebühr mit zwei Percent von dem Capitale 
des reinen Pfründeneinkommens, das iſt von der 
Congrua, bemeſſen, für das darauf nachgefolgte Decen- 
nium von 1860 bis 1870 auf drei Percent ordent- 
licher Gebühr und 25 Percent Zuſchlag erhöht, für 
das jetzt laufende Decennium 1870 bis 1880 ver— 
blieb es zwar bei drei Percent ordentlicher Steuern 
und 25 Percent Zuſchlag außerordentlicher Gebühr, 
jedoch derſelbe Reinertrag wird ſtatt mit 100, wie 
es früher gewöhnlich geſchah, nun mit 150 capita— 
liſirt, alſo wiederum erhöht, da hingegen die 
Congrua des Beneficiaten aus dem beſcheidenen 
Rahmen der ſeit einem Jahrhunderte feſtgeſetzten 
Dotationsziffer ſich loszumachen bis nun nicht ver— 
mochte. Ja, es werden auch ſolche Beneficiaten zu 
den Pfarrbaulichkeiten, Straßenbauten und anderen 
Giebigkeiten auf Grund dieſes muthmaßlichen 
Ueberſchuſſes des reinen Pfründeneinkommens zu— 


gezogen, und es bildet ſich eine Kette von Laſten, 
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deren Bürde ein mit der Perſonalzulage beglückter 
Beneficiat kaum zu ertragen vermag. 

Was bleibt alſo dem Beneficiaten von der 
Perſonalzulage, ja man kann es ſogar behaupten, 
von deſſen Congrua zu deſſen Lebensfriſtung übrig? 

Unter ſolchen Umſtänden, wo die Congrua ge— 
ſchmälert und die Perſonalzulage als keine Gnade 
angeſehen wird, kann auch dieſe ganz geringe Congrua 
allmälig vom Tageslichte hinſchwinden und bloß auf 
dem Papiere verbleiben, denn es wird mit der einen 
Hand gegeben, mit ber anderen gleich hinweggenommen, 
man belohnt einerſeits gleichſam den Benefictaten 
als einen Verdienſtvollen und Armen, andererſeits 
hingegen wird er durch die Auflegung der Steuern 
und Laſten aufs empfindlichſte beſtraft, und es muß 
der auf jährliche, ganz karge Congrua hingewieſene 
Beneficiat in den jetzigen Theuerungszeiten im ewigen 
Elende ſchmachten. 

Dieſe durch mich angeführten Gründe, wie auch 
die von einem Pfarrer aus Galizien an den hohen 
Reichsrath gerichtete und durch mich überreichte 
Petition haben mich zur Einbringung des gegen— 
wärtigen Antrages bewogen, in welchem ich 
zur Beſeitigung dieſes anormalen Zuſtandes drei 
Aenderungen in dem Geſetze vom 13. December 1862 
vorſchlage. Die erſte Aenderung betrifft den Zu— 
jap „ohne Ein rechnung der Perſonal— 
zulagen“, was ich bereits in dem Geſagten nach— 
gewieſen habe; die zweite beſteht darin, daß 
anſtatt der Wörter des jetzt beſtehenden Ge— 
ſetzes „deren reines Einkommen jährliche 
315 fl. öſterr. Währ. nichtüberſteigt“ ich die Worte 
„deren reines Einkommen die jährlich 
ſyſtemiſirte Congrua nicht überſteigt“ 
hinlege, denn es iſt zu hoffen, daß auf Grund der 
von Seite dieſes hohen Hauſes gefaßten Reſolution, 
wie auch der Erklärungen Seiner Excellenz des 
Herrn Cultusminiſters die Dotation des Clerus die 
gegenwärtige unglückliche Dotationsziffer doch ein— 
mal überſchreiten wird, und endlich die dritte 
Aenderung ſtatt des Wortes „perſönlich“ das 
Wort „unbedingt“ eingeſetzt zu ſein wünſche, 
was bloß eine präcifere Auslegung des Geſetzes 
bezweckt. Bei dem Umſtande nun, daß die Berjonal- 
zulage als eine ſelbſtändige keineswegs zu dem 
reinen Pfründeneinkommen hinzuzurechnen ſei, dürfte 
letztere mit Einſchluß der Perſonalzulage umſo— 
weniger zur Beſteuerung ſich eignen, als erſt beide 
zuſammengenommen kaum zur Erhaltung und Er— 
nährung des Beneficiaten hinreichen. | 

Ich habe mid) hier kurz gefaßt, denn ich glaube, 
die Sache ſei zu eclatant und gänzlich auf Gerech— 
tigkeit baſirt, als daß ich noch in tiefere Detail— 
ausführungen eingreifen ſollte, denn es iſt auch nach 
dem volkswirthſchaftlichen Prineipe feſtgeſtellt, daß zur 
Ernährung wenigſtens jährlich 600 fl. öſterr. Währ. 
erforderlich ſind — alle Stände im Staate ſind 
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beſſer dotirt — die verdienſtvollen Staatsdiener 
werden für ihren Eifer und Verdienſte vorgerückt 
und belohnt, da hingegen ein Beneſiciat durch Be 
ſteuerung deſſen Gehaltes noch hintangeſetzt und 
beftraft wird — und nachdem ein gleicher Maßſtab 
und gleiches Recht für Alle beſtehen ſoll, ſo darf auch 
der karge Gehalt eines Beneficiaten unter keinem 
Titel, ſei es Perſonalzulage oder was Anderes, der 
Beſteuerung unterliegen. 

Aus dieſen Gründen alfo hege ich die ſeſte 
Hoffnung, daß das hohe Haus dieſen meinen 
Antrag unterſtützen und dem Gebührenaus 
ſchuſſe zur weiteren Berathung zuzuweiſen ſich 
geneigt finden wird. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Ozar 
fiewicz hat den Antrag geftellt (Mest): 


„Das hohe Haus wolle beſchließen: 

Es ſei die Tarifsbeſtimmung, Poſtzahl 106, 
über Vermögensübertragungen zu B. e) An 
merkung 2 e) des Geſetzes vom 13. December 
1862 zu ändern, und habe zu lauten: 

„„Inhaber jener Beneficien, deren reines 
Einkommen ohne Einrechnung der Perſonal 
zulagen die jährlich ſyſtemiſirte Congrua 
nicht überſteigt, ſind von der Entrichtung 
des Gebührenäquivalentes unbedingt befreit; 
liegt jedoch dieſe Verpflichtung einem Fonde 
ob, ſo iſt dieſelbe von dieſem Fonde zu be 
ſtreiten.““ 

Zur formellen Behandlung wird die An 
wendung des $. 41 der Geſchäftsordnung 
beantragt.“ 

Im Anhange hierzu ſtellt der Herr Abgeordnete 
Ozarkiewiez den weiteren Antrag, feinen eben 
verleſenen Antrag in formeller Beziehung dem Ge 
bührenausſchuſſe zuzuweiſen. 

Der $. 43 der Geſchäftsordnung beſtimmt, daß 
Anträge, welche lediglich dahin gerichtet ſind, daß 
einem Ausſchuſſe der Auftrag gegeben werde, dem 
Hauſe den Entwurf eines beſtimmten Geſetzes oder 
Beſchluſſes vorzulegen, fogleich nach erfolgter Druck 
legung und Vertheilung in erſter Leſung zur Be 
ſchlußfaſſung gelangen können. 

Ich werde den Antrag daher ſogleich zur Ab 
ſtimmung bringen, Derſelbe lautet: (Liest denselben 
nochmals.) 

Ich erſuche daher diejenigen Herren, welche 
damit einverſtanden ſind, daß dieſer Antrag dem 
Gebührenausſchuſſe zur Vorberathung und 
Berichterſtattung zugewieſen werde, ſich zu erheben. 
( Geschieht.) Der Antrag ift angenommen. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
die Fortſetzung der Verhandlung über die 
Gebäudeſteuer (294 der Beilagen), und zwar 
gehen wir heute zur Specialdebatte über, 


Berichterſtatter Dr. Beer (von der Tribüne 
— liest K. 1 dea Gesetzes nach dem Ausschuss- 
antrage aus 294 der Beilagen). 


Präſident: Zu $.1 find als Redner gemeldet, 
undzwar gegen die Ausſchußanträge die Herren 
Abgeordneten Fux, Dr, Kronawetter, Ritter 
v. Schönerer, Dr. v. Plener, für dieſelben die 
Herren Abgeordneten Fuchs und Dr. Heilsberg. 

Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten Fux 
das Wort, 


Abgeordneter Fux: Ich habe in der General 
debatte ſchon diefe ganze Geſetzesvorlage nur unter 
gewiſſen Vorbehalten und Vorausſetzungen acceptabel 
erklärt und nur in dieſem Sinne für das Eingehen 
in die Specialdebatte geſtimmt. Ich werde mir die 
Ehre geben, fofort bei $. 1 einige dieſer Vorbehalte 
und Verbeſſerungen zur Geltung zu bringen. Wir 
als Abgeordnete der Landgemeinden müſſen uns be 
ſonders verpflichtet fühlen, der Nutzwerthſteuer 
gegenüber einige Vorſicht und einigen Scharfſinn 
zuſammenzufaſſen, wir müſſen uns verpflichtet fühlen, 
Alles gehörig klarzuſtellen, weil meines Erachtens 
diefe Nutzwerthſteuer nicht etwas fo Harmloſes ift, 
wie es auf den erſten Anblick erſcheint und weil ſie 
mehr als eine bloß entwickelte, darwiniſirte, veredelte 
Hausclaſſenſteuer iſt. 

Wir haben geſtern von Seite Seiner Excellenz 
des Herrn Finanzminiſters eine Erklärung im offenen 
Parlamente gehört, welche uns wohl einigermaßen 
beruhigen kann; es wurde uns nämlich mit Be— 
ſtimmtheit verſichert, daß die ganze Steuerreform 
feine Steuererhöhung bezwecke, und daß die 
Intentionen der hohen Regierung nicht dahin ge— 
richtet feien, einen etwaigen Ausfall bei der Zins— 
ſteuer von den Nutzſteuerträgern hereinzubringen. 

Ich will dieſer Zuſage gerne glauben, aber die 
Erfüllung dieſer Zuſage beruht denn doch vorläufig 
auf bloßem Perſonaleredit, und die Regierung 
hat ſich noch nicht mit gewohnter Solidarität dafür 
engagirt, und darum bleibt ein Mißtrauen, und zwar 
ein berechtigtes Mißtrauen noch übrig, einfach pch: 
halb, weil wir bezüglich der Nutzwerthſteuer es mit 
einer neuen Steuer zu thun haben, weil wir etwas 
Unbekanntem, noch nicht Klarem gegenüberſtehen, 
deſſen Tragweite wir wenigſtens jetzt nach der ganzen 
Anlage der Steuerreformgeſetze nicht ermeſſen können. 
Ich habe ſchon in der Generaldebatte erklärt, daß ich 
mid) für zweierlei Arten von Gebäudeſteuern aus: 
ſpreche, und zwar ſowohl für die Zinsſteuer, als auch 
für die Nutzwerthſteuer, und aus dem allgemeinen 

ich möchte ſagen — finanziell-politiſchen Grunde, 
daß es wohl, wenn man überhaupt auf die Ertrags- 
ſteuer eingeht, klug ift, auf bie ſichtbaren Momente, 
die wir bereits für die Steueranlegung haben, nicht 
zu verzichten. Nun gäbe es verſchiedene Wege, wie 
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man dieſe zweierlei Steuerarten zur Durchführung 
bringt. Man könnte fagen: Alles, was factijd) ber- 
miethet iſt, hat Zinsſteuer zu zahlen, was nicht ver— 
miethet iſt, hat die Nutzwerthſteuer zu entrichten. Da 
kämen wir aber bis zum letzten Dorfe hinunter auf 
eine gemiſchte Steuer. Denn es werden ſich in jedem 
Orte wohl ohne Ausnahme Localitáten finden, welche 
dann mit der Nutzwerthſteuer und andererſeits mit 
der Zinsſteuer zu belegen wären. 

Ich ſtehe jedoch nicht auf dieſem Standpunkte. 
Ich meine, wir dürften da auf große, techniſche 
Schwierigkeiten, namentlich bezüglich der Evidenz— 
haltung des Kataſters ſtoßen und wir müßten in 
Conſequenz noch weiter gehen. Man müßte da nach 
Umſtänden ſelbſt innerhalb eines und desſelben Ge 
bäudes, wenn die einzelnen Beſtandtheile desſelben 
vermiethet ſind und einzelne auf andere Weiſe be— 
nützt werden, eine gemiſchte Steuer haben. 

Alſo auf dieſe Baſis der Beſteuerung nach zwei 
Arten möchte ich mich wohl ſtellen. Gleichwohl halte 
ich es für zweckmäßig, zu dieſem erſten Punkte meh— 
rere Amendements einzubringen, welche eine weſent 
liche Verbeſſerung bezwecken. 

Das erſte iſt wohl mehr ſtiliſtiſcher Natur, denn 
das Wörtchen „zugleich“, wie es hier ſteht, und das 
Wörtchen „und“ im letzten Paſſus „Gebäude und 
Wohnbeſtandtheile überſtieg“ laſſen immerhin die 
Auslegung zu, als wäre das Wörtchen „zugleich“ im 
gewöhnlichen Sinne, nämlich copulativ, aufzufaſſen, 
und dieſer Auslegung haben Mehrere Ausdruck ge 
geben, daß man nämlich die Gebäude und gemietheten 
Wohnbeſtandtheile auf der einen und die nicht vere 
mietheten Gebäude und Wohnbeſtandtheile auf der 
anderen Seite zuſammenzurechnen hat und daß bei 
Trennung und Vergleichung dieſer beiden Summen 
jenes Reſultat hervorkommt, wie es im S. 1 intens 
dirt ijt. Ich denfe jedoch nicht, daß es in der Inten— 
tion des Ausſchuſſes war, in dieſer Richtung vorzu— 
gehen, ſondern es ift disjunctiv gemeint, die Summe 
der Gebäude auf der einen Seite der Summe der 
nicht vermietheten entgegenzuſetzen und überdies 
oder außerdem, alſo nicht zugleich, die Summe 
der vermietheten Wohnbeſtandtheile der Summe der 
nicht vermietheten Wohnbeſtandtheile, und erſt, wenn 
in einem Orte hiernach in beiden Beziehungen eine 
Hälfte überſtiegen iſt, dann erſt müßte der betreffende 
Ort in die Zinsſteuerelaſſe eingereiht werden. 

Ich würde mir daher zu beantragen erlauben, 
daß der größeren Deutlichkeit wegen, welche nament— 
lich bei Steuergeſetzen von Wichtigkeit iſt, an Stelle 
des erſten Satzes im Alinea 2 von „In Orten . . . .“ 
bis „überſtieg“ geſetzt werde (liest): 

„In Orten, in welchen in dem der Steuer— 
veranlagung, beziehungsweiſe der Kataſter— 
reviſion (S. 22) vorausgegangenen Jahre 
die Anzahl der Gebäude, welche einen Zins— 
ertrag durch Vermiethung abwerfen, jene 


der nicht vermietheten Gebäude und außer— 

dem die Anzahl der vermietheten Wohn— 

beſtandtheile jene der nicht vermietheten 

Wohnbeſtandtheile überſtieg. . ..“ 

Das wäre der erſte Antrag. 

Wichtiger jedoch und von meritaler Bedeutung 
iſt die Frage, welche in dieſem Geſetze nicht entſchie— 
den iſt, was man nämlich unter einem Wohn— 
beſtandtheile im Sinne dieſes Geſetzes zu ver— 
ſtehen hat, denn das Geſetz ſelbſt bedient ſich dieſes 
Ausdruckes (ich verweiſe nur auf die 88.17 und 18) 
bald ohne, bald in Verbindung mit den ſogenannten 
Nebenlocalitäten, welche im $. 17 exemplificativ out: 
geführt werden. Nun iſt aber hier bei $. 1 ſicher 
nicht von Wohnungen die Rede, auch nicht von 
Wohnungsbeſtandtheilen, ſondern von Wohn 
beſtandtheilen. 

Ein Woh nun gsbeſtandtheil ift ohne Zweifel 
jede Zugehör zu einer Wohnung, eine Küche, ein 
Vorhaus, eine Vorrathskammer, ein Boden kann als 
Wohnungsbeſtandtheil betrachtet werden. Aber aus 
dem Wortlaute „Wohnbeſtandtheil“ iſt zu entneh— 
men, daß man hier nur jene Gebäudebeſtandtheile 
verſteht und der Berechnung nach dieſem Para— 
praphe unterziehen kann, welche factifd) oder menig- 
ſtens ihrer Beſtimmung gemäß nach der allge— 
meinen oder örtlichen Gepflogenheit zum Be— 
wohnen ſelbſt beſtimmt ſind. Inſoferne man 
nun dieſer oder einer anderen Auslegung Raum 
gibt, kommt natürlich eine andere Berechnung zum 
Vorſcheine, und es kann nach Umſtänden ein Ort 
leichter oder ſchwieriger in die Zinsſteuerelaſſe ein- 
gereiht werden. 

Ich denke, es ijt (don hier bei S. 1 eine genaue 
Definition von Wohnbeſtandtheilen nothwendig, 
aber auch noch wegen $. 18, litera C und wegen an— 
derer Beſtimmungen dieſes Geſetzes. Man könnte 
meinen, daß in dem von mir früher angedeuteten 
Begriffe eine Tautologie enthalten ſei. Im Gegen— 
theile, hier nach $. 2, Nr. 8, kann man der Aus— 
legung Raum geben, als ſeien unter Wohnbeſtand— 
theilen auch jene Nebenlocalitäten eo ipso zu vere 
ſtehen. Es empfiehlt ſich aus dieſem Grunde meine 
Definition, welche nach meiner Anſicht vollkom— 
men klar iſt, die allerdings zu einigen Conſequenzen 
im Geſetze führen kann, die ſich aber aus der Natur 
der Sache und, wie ich ſchon früher angedeutet, aus 
dem Worte „Wohnbeſtandtheil“ empfiehlt und welche 
lauten würde (liest): 

„Als Wohnbeſtandtheile im Sinne dieſes 
Geſetzes ſind nur jene Gebäudebeſtandtheile 
anzuſehen, welche nach allgemeiner oder ört— 
licher Gepflogenheit zum Bewohnen beſtimmt 
ſind.“ 

Es gibt in einzelnen Gegenden Kammern, 
welche nicht zum Bewohnen beſtimmt ſind; dann 
kommen auf ſie die Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht 
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in Anwendung. In anderen Gegenden werden auch 
Kammern zum Wohnen benützt und dann kommen 
ſie hier in Betracht. Die von mir vorgeſchlagene 
Faſſung trifft alle Seiten und alle möglichen Fälle. 

Nun komme ich zum dritten Punkte. Es iſt 
nämlich hier die Grenze, bei welcher ein Ort aus der 
Nutzwerthſteuer in die Zinsſteuer einbezogen 
werden fol, fon bei der Hälfte gezogen. Bei der 
Hälfte der vermietheten Beſtandtheile auf der einen 
und der nicht vermietheten auf der anderen Seite 
entſcheidet die Ziffer 1, ob der Ort in dieſe oder jene 
Claſſe eingereiht werden ſoll. Ich denke, daß es doch 
zweckmäßig wäre, wenigſtens für die Zeit des Ueber— 
ganges auf eine höhere Ziffer hinaufzugehen und 
allenfalls dann erſt die Einreihung aus der Nutz— 
werthſteuer in eine Zinsſteuer eintreten zu laſſen, 
wenn die betreffenden, Wohnbeſtandtheile die nicht 
vermietheten Gebäude und Wohnbeſtandtheile um 
mindeſtens zwei Drittel überſteigen. 

Ich möchte ſchon im Allgemeinen jene Länder 
berückſichtigen, welche jetzt gewiſſe Steuerbegünſti— 
gungen haben und von der Steuer härter getroffen 
werden als andere, die ſich bereits mehr oder weniger 
im Uebergangsſtadium befinden. Ich möchte aber 
glauben, daß es im Intereſſe aller Länder ohne 
Ausnahme gelegen iſt, auf dieſe Verbeſſerung einzu 
gehen. Der kleine Landwirth hat überall ein hohes 
Intereſſe an dieſer Beſtimmung. Die Städte, die ſich 
an diefe Zinsſteuer einmal ſchon gewöhnt, haben 
nichts Einſchneidendes zu beſorgen; ſie erlangen im 
Gegentheile noch eine gewiſſe Begünſtigung', bei— 
ſpielsweiſe Wien nicht bloß mit jenen 143.000 Gute 
den, die uns geſtern in Rückſicht auf die Gebäude— 
erhaltungspercente vorgerechnet wurden, ſondern auch 
dadurch, daß Wien und andere große Städte gegen 
wärtig 16 Percent im Ordinarium gegen 12 Percent 
in anderen Orten zahlen; in dieſer Hinſicht wird eine 
Ausgleichung durch den allgemeinen Steuerſatz ſtatt— 
finden. 

Allein der Landmann hat alle Urſache, dieſer 
Steuer mit einigem Mißtrauen zu begegnen, und iſt 
dies gewiß eine billige Forderung, Rückſicht darauf 
zu nehmen, daß die Einreihung in die Zinsſteuer— 
claſſe nicht fo leichtweg erfolgt, als es hier der Fall 
iſt, denn durch eine ſolche Erleichterung würde das 
Mißtrauen gegen das Geſetz im Allgemeinen noch 
potenzirt. 

Es ſind aber noch andere Factoren in Betracht 
zu ziehen. Der Wohnbeſtandtheil wird hier ohne 
Unterſchied ſeines Rauminhaltes behandelt, und es 
iſt diesfalls wohl nicht möglich, die rechte Grenze zu 
ziehen, was als Einheit zu betrachten iſt. Nun bitte 
ich zu bedenken, daß in jenen Orten zumeiſt nur die 
kleinen Wohnungen an Taglöhner oder kleine Gee 
werbsleute vermiethet ſind, während die größeren 
Übicationen häufig als Voluptuares unbenützt blei— 
ben. Die Summe dieſer kleinen Wohnungen, die 


dem Cubikinhalte nach vielleicht den zehnten Theil 
des geſammten Raumes betragen können, geben den 
Ausſchlag, ob ein Ort künftig in die Zinsſteuer kom— 
men ſoll. 

Nun müſſen Sie auch bedenken, daß in jenen 
Orten häufiger Leerſtehungen und bloß intermit— 
tirende Vermiethungen vorkommen, als in anderen 
großen Orten, wo man denn doch auf eine regelmäßige 
Vermiethung der Objecte rechnen kann. Schon dieſes 
Intereſſe allein ſollte uns zum Wohle der kleinen 
Landwirthe beſtimmen, die Ziffer höher zu richten. 
Allein dieſelben haben auch ein anderes wichtiges 
Intereſſe, daß ſie möglichſt lange in der Nutzwerth— 
ſteuer verbleiben, und zwar deßhalb, weil es ſich um 
die Selbftcontrole der Steuerträger handelt, denn 
nur bei der Nutzwerthſteuer ſind ſolche Commiſſionen, 
bei welchen auch die kleinen Landwirthe überhaupt 
vertreten ſein können, und dazu kommt, daß bei die— 
ſen Commiſſionen manche Subtilitäten und Diſtine— 
tionen zur Sprache kommen, welche ſich aus der 
Verbindung der Landwirthſchaft mit der Wohnung 
des Landwirthes ergeben und die bei der Zinsſteuer— 
commiſſion kaum verſtanden oder berückſichtigt wer— 
den, dann deßhalb, weil es ſich um eine Begünſti— 
gung nach 8. 24 bezüglich der Abzugspercente 
handelt, endlich weil es ſich um eine größere Stabili— 
tät der Steuergrundlagen handelt, denn nach 8. 22 
wird die Grundlage für die Nutzwerthſteuer unver— 
änderlich für die Dauer von fünf Jahren feſtgeſetzt. 
Der Landmann iſt überhaupt confervativ und wünſcht 
das Conſervative, beſonders aber auf dem Gebiete 
des Steuerweſens. Aus dieſem Grunde ſchon empfehle 
ich meinen Antrag. 

Es iſt aber auch noch zu betonen, daß ein Ort, 
in welchem bloß dieſe Hälfte vermiethet iſt, noch nicht 
den Charakter eines wahren Miethortes oder Zins— 
ortes hat. Da werden fortwährende Fluctuationen 
aus einem Orte in den anderen vorkommen, und dieſe 
Fluctuationen, weil hierdurch jede Stabilität der 
Steuer entfällt, werden den Landmann ſehr irri— 
tiren. 

Man wird mir einwenden: Mein Antrag werde 
die kleinen Dörfer ohnehin nicht treffen, ſondern nur 
die größeren Marktflecken und kleineren Landſtädte. 
Das iſt zwar richtig, aber auch dieſe Orte ſind mit 
der Landwirthſchaft innig verbunden, und dieſe Ver— 
bindung findet in einem Grade ſtatt, daß man ſich 
nicht ſo eiferſüchtig auf dieſe Hälfte ſteifen ſollte. 

Ich würde daher meinen, daß die rechte Grenze 
höher hinaufzuziehen wäre, daß man wirklich den 
Charakter des Mieth- oder Zinsortes ins Auge faßt, 
dem auch die Wahrſcheinlichkeit der Dauerhaftigkeit 
innewohnt. 

Ich beantrage aus den angeführten Gründen: 
daß vor dem Worte „überftieg” in dem 
zweiten Alinea die Worte um „mindeſtens 
zwei Dritttheile“ eingefügt werden, 
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Bei den Nutzwerthhäuſern iſt die Sache ganz 
anders. Sie unterliegen heute der Hausclaſſenſteuer, 
das iſt einem fixen Tarife nach äußerlichen Anhalts— 
punkten. Dieſer Tarif entſpricht geradezu dem Weſen 
der alten Ertragsſteuern mit Kataſterfuß, und ich 
muß geſtehen, es hat mich geſtern ſehr erſtaunt, als 
ich von Seite der Regierung die Aeußerung hörte, 
daß dieſe alten Tarifſätze und Taxen am allerwenig— 
ften dem Gedanken einer Extragsſteuer entſprechen. 
Dieſe Aeußerung Seiner Excellenz des Herrn Finanz— 
miniſters, der zu meinem Bedauern abweſend iſt, 
kann offenbar nur auf einem lapsus linguae beru- 
hen, denn es iſt unbeſtreitbar, und Jedermann, der 
mit den Elementen der Beſteuerung vertraut iſt, 
wird mir dies gerne zugeben, daß das Weſen der 
Ertragsſteuer darin beſteht, mittlere Durchſchnitts— 
ſätze zu finden, in welche die Objecte eingeſchätzt 
werden ſollen, nicht eine freie, individuelle Schätzung, 
ſondern eine Durchſchnittseinheit zu gewinnen, in 
welche mittelſt des Kataſterfußes die verſchiedenen 
Objecte eingeſchätzt werden ſollen. Das war das 
Princip der Bonitätsclaſſen bei der Grundſteuer, 
als natürliche Conſequenz der Ertragsſteuer; das 
ſind die heute noch bei der Erwerbſteuer beſtehenden 
Claſſen und Tarifſätze, welche nichts als eine alte 
Ertragsſteuer iſt. Auch hier finden wir Anhalts— 
punkte nach äußerlichen Merkmalen, wie die Zahl 
der Geſellen, Gehilfen, Mühlgänge, Werkſtühle und 
Maſchinen, Alles äußerliche Handhaben, um die Ob— 
jecte nach einem gewiſſen äußerlichen Apparate, nach 
Nebenumſtänden in beſtimmte Claſſen einzureihen. 

Dieſes Geſetz nun entfernt ſich völlig von 
dieſem Standpunkte, der allein der conſequenten 
Ausbildung des Ertragsſteuerſyſtemes entſprechen 
würde, und gibt jeden fixen Anhaltspunkt und jede 
Stufe auf, um die einzelnen Objecte frei, individuell 
von ber Commiſſion einſchätzen zu laffen. 

Es iſt in der Generaldebatte von meinem Nach— 
bar, der ſich leider auch nicht auf ſeinem Platze be— 
findet, der Vergleich gemacht worden, daß es mit der 
freien Schätzung gerade ſo gehe, wie mit den Beweis— 
regeln im Strafproceffe. Früher feien die gelehrten 
Richter an ſtrenge Beweisregeln gebunden geweſen; 
nunmehr ſeien die Geſchworenen berufen, ohne jede 


Beweisregel ihr Verdict zu fällen. Das fei ein großer 


Fortſchritt. Nun, meine Herren, ich glaube, es handelt 
ſich bei dieſem Vergleiche des Herrn Abgeordneten 
für die Linzer Handelskammer um einen Unterſchied: 
Bei dem Verdicte der Geſchworenen handelt es ſich 
nur um die Frage: Schuldig oder Nichtſchuldig, um 
Ja oder Nein. Bei der Beurtheilung der Steuer— 
pflicht dagegen, meine Herren, iſt die Schuldfrage 
(don längſt durch das Geſetz entſchieden. ( Heiterkeit.) 
Es handelt ſich nur darum, wie groß die Schuld des 
Einzelnen ift, und wegen dieſes viel complicirteren 
Umſtandes iſt es üblich, gewiſſe Anhaltspunkte, und 
wenn Sie das Wort „Beweisregeln“ gebrauchen 


wollen, auch dieſe dem ſchätzenden urtheilenden Or— 
gane an die Hand zu geben, ſtatt ſie völlig frei und 
ohne Anhaltspunkte an die Arbeit zu bringen. 


Freilich wendet man ein — und es iſt dies 


auch in der Generaldebatte von mehreren Seiten ge— 
ſagt worden — man könne ja erwarten, daß bei den 
freien Schätzungen die Commiſſion ſich beſchränken 
wird, die Minimalziffer anzunehmen, da es ja in der 
Natur der Sache liegt, daß, wenn eine Ziffer und in 
dieſem Falle die Minimalziffer beſtimmt wird, die 
Commiſſion von ſelbſt auf dieſe Ziffer greifen wird. 
Nun wird dies häufig geſchehen, das gebe ich zu, 
aber ich glaube, daß dadurch weder die Gerechtigkeit, 
noch das Intereſſe des Staatsſchatzes dabei gewin— 
nen wird; denn es werden ſehr häufig, falls die 
Ziffer auf das Minimum herabgeſetzt wird, Häuſer, 
die ſich in einer beſſeren Lage befinden, als die 
Häuſer, deren Nutzwerth dem Minimalſatze entſpricht, 
ebenfalls auf den Minimalſatz herabgeſetzt werden, 
während ſie leicht eine höhere Beſteuerung vertrügen. 


Wäre aber der Schätzungscommiſſion ein fixer 


Tarif, welcher die Nutzwerthe in aufſteigender Linie 
claffificirt, an die Hand gegeben, fo würde dieſe 
Gefahr viel ſeltener eintreten und es würde der 
ſtaatliche Referent mit Recht darauf dringen können, 
bei beſonders werthvollen Häuſern auf die Ein— 
ſchätzung in einen höheren Satz zu dringen, und die 
Commiſſion, die die Tendenz hat, überall auf die 
Minimalziffer zu greifen, wird, wenn das Geſetz ihr 


gewiſſe höhere Sätze vorzeichnet, dieſe nicht über— 
gehen können. | 

Darum ſcheint es mir eine Forderung des 
Principes der Ertragsſteuer zu fein — und ich will 
mir hier nur eine Erwiderung auf die Bemerkung 
des Herrn Abgeordneten Wolfrum erlauben, 
welcher in der Generaldebatte geſagt hat, daß ich 
mich gegen jede Ertragsſteuer ausgeſprochen habe, was 
mir doch nicht im Geringſten, am wenigſten bei der 
Gebäudeſteuer eingefallen iſt — gerade weil ich das 
Princip der Ertragsſteuer will, will ich die conſe— 
quente Durchführung desſelben, d. h. die Aufer— 
bauung eines Kataſterfußes mit ſicheren, durchſchnitt— 
lichen, mittleren Einheiten, wie ſie in einem Tarife 
am leichteſten zu erreichen ſind. Ich gebe zu, daß die 
gegenwärtige Hausclaſſenſteuer auf rohen, äußer— 
lichen Merkmalen aufgebaut iſt, allein dies iſt kein 
Grund, jede Claſſificirung aufzugeben. 

Es gibt einen richtigen Mittelweg, einen Tarif, 
wie er in Preußen eingeführt iſt, in welchen die 
Nutzwerthe der meiſten Häuſer nach fix ſtehenden 
Claſſifieirungen eingeſchätzt werden. Das Geſetz 
möge dann der Commiſſion beſtimmte Anhaltspunkte 
und Vorausſetzungen an die Hand geben, unter 
welchen die einzelnen Häuſer in die einzelnen Werth— 
ſtufen eingereiht werden. Denken Sie ſich, daß nach 
dem neuen Geſetzentwurfe der Fall eintreten wird, 
daß es nach dem Belieben der einen Commiſſion 
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möglich fein wird, in einem Diftricte Alles auf die 
Minimalpercente herabzuſetzen und überall 30 Per- 
cent Abzug zu bewilligen, während eine andere 
Commiſſion, welche vielleicht von ſtrengeren Anſichten 
ausgeht, bei vielleicht gleichen Verhältniſſen ganz 
andere Schätzungen vornimmt. Dadurch wird die 
gleichmäßige Beſteuerung und der Steuerſchatz bedeu— 
tend geſchädigt, wenn dieſe Commiſſionen an eine 
Arbeit, die denſelben ſchwierig, weil ſie vollkommen 
neu iſt, ganz ohne Anhaltspunkte herantreten. Sie 
können in einzelnen Fällen fogar gebrochene Zahlen, 
beliebige Schätzungen aufſtellen, welche für die Be— 
rechnung, Bemeſſung und Einhebung der Steuer— 
organe außerordentliche Nachtheile mit ſich bringt. 

Freilich wird man einwenden, wenn man eine 
Werthſtufe vorſchlägt, ſo iſt auch eine Schätzung des 
Nutzwerthes des Hauſes vorausgegangen, um das 
Object in eine beſtimmte Werthſtufe einzuſchätzen, 
und die Arbeit wäre ungefähr dieſelbe, als wenn 
man das Object ſofort individuell definitiv einſchätzt. 
Nun glaube ich, dieſes Bedenken zerfällt gegenüber 
dem unmittelbar Vorhergehenden. Die Werthſtufen 
werden einen natürlichen, feſten Anhaltspunkt für die 
Schätzung geben, und es iſt viel leichter, ein Haus in 
eine beſtimmte Stufe, welche z. B., allgemein gehalten, 
lauten wird bis zu 15, 25, 30 fl., einzuſchätzen, als 
wenn ich das Haus individuell einſchätzen ſoll: Der 
Nutzungswerth des Haufes A ift gleich 26 fl. 50 kr. 
Um Durchſchnittseinheiten, um eine mittlere Baſis, 
welche allein dem Weſen der Ertragsſteuer entſpricht, 
zu erreichen, glaube ich, iſt die Einführung eines 
Werthtarifes unumgänglich nothwendig. 

Der Herr Abgeordnete von Auſſig hat auch in 
der Generaldebatte gegen mich angeführt, die Com— 
miſſionen werden es mit der Zeit lernen, anfänglich 
werde es allerdings ſchlechter gehen, mit der Zeit 
aber beſſer; von fünf zu fünf Jahren werde demnach 
gewiſſermaßen die Intelligenz der Commiſſionen 
wachſen. (Heiterkeit.) Allein, meine Herren, ich glaube 
nicht, daß wir die Bevölkerung dieſe Lehrzeit der 
Commiſſionen empfinden laſſen ſollen; vielmehr ift 
es die Pflicht des Geſetzgebers, die erſte Anlage ſo 
genau, ſo rationell und ſo conſequent als möglich zu 
machen, denn auf dieſe kommt es hauptſächlich an, 
weil ſie die Baſis für die ſpäteren Reviſionen bilden 
wird und keineswegs dürfen wir der Entwicklungs— 
fähigkeit der Intelligenz der Commiſſionen dieſes 
Werk überlaſſen. 

Darum empfehle ich Ihnen, meine Herren, daß 
ſie das Princip der Claſſification annehmen. Die 
Claſſification hat ſich in allen Steuergeſetzgebungen, 
wo es ſich um kleine Objecte handelt, immer erprobt. 
Denn die individuelle Einſchätzung von kleinen Leuten 
und kleinen Steuerobjecten ijt immer außerordentlich 
ſchwierig, und darum hat Preußen mit Recht ſeine 
Einkommenſteuer nach unten hin nicht fortgeſetzt, 
ſondern für Einkommen von 1000 Thalern und ab- 
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warts eine Claſſenſteuer, weil die individuelle Cin- 


ſchätzung von kleinen Leuten mit den größten Schwie - 


rigkeiten verbunden iſt. 

Darum würde ich mir erlauben, dem hohen 
Hauſe einen Antrag vorzuſchlagen, welcher lautet: 
Alinea 3 des $. 1 habe zu lauten (liest) : 

„Ju allen übrigen Orten wird jedes Wohn— 
gebäude nach Maßgabe ſeines jährlichen 
Nutzungswerthes in eine Werthſtufe des ge 
ſetzlichen Tarifes eingeſchätzt.“ 

Dieſer Satz enthält ein bedeutendes Princip, 
auf welches der Ausſchuß in ſeinen Berathungen nach 
meiner Vermuthung nicht eingegangen iſt, nachdem 
im Berichte darüber nichts enthalten iſt, und darum 
würde ich mir an das hohe Haus die Bitte erlauben, 
dieſen Antrag einſtweilen dem Ausſchuſſe 
zuzuweiſen, damit derſelbe über die Frage der 
Tariſirung von Nutzungswerthen ſich auszuſprechen 
in der Lage fei. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Wo l- 
[rum hat das Wort. 


Abgeordneter Wolfrum: Ich ſtimme voll— 
inhaltlich demjenigen bei, was der Herr Abgeordnete 
Baron Tinti gegen die ſchon früher geſtellten An— 
träge und insbeſondere gegen den Antrag des Herrn 
Abgeordneten Ritter v. Schönerer vorgebracht 
hat. Ich glaube aber, daß doch noch eine Seite des 
Antrages des Herrn Abgeordneten Ritter v. Schö— 
nerer näher zu beleuchten iff, Denn man muß 
immer, wenn ein ſolcher Antrag geſtellt wird, ſich 
fragen: was iſt die Folge davon? 

Wenn nun der Antrag des Herrn Abgeordneten 
Ritter v. Schönerer eine gewiſſe Erleichterung bei 
denjenigen Orten eintreten zu laſſen bezweckt, die der 
Miethzinsſteuer unterworfen find, fo glaube id) 
wenigſtens, daß dann dieſe Erleichterung auf Andere 
überwälzt werden wird, entweder auf die noch übrig 
bleibenden Miethzinsſteuerträger in dieſen Orten, 
oder auf diejenigen Steuerträger, welche nach dem 
Nutzungswerthe beſteuert werden. Denn ich weiß 
zwar nicht, wie die Abſicht des hohen Hauſes ſein 
wird, wenn dieſes Geſetz endlich einmal zur Wirkſam— 
feit gelangt, wie hoch der Ertrag dieſer Gebäudeſteuer 
ſein ſoll; aber ich kann mir denken, daß er nicht viel 
unter dem jetzigen Ertrage betragen wird. Wenn 
daher in irgend einer Claſſe eine große Erleichterung 
eintritt, ſo iſt es natürlich, daß die anderen Claſſen 
umſoviel mehr zahlen. 

Nun ſcheint mir, wenn ich den Antrag des 
Herrn Abgeordneten Ritter v. Schönerer richtig 
auffaſſe, daß er auch in den Orten, wo bie Mieth— 
zinsſteuer eintritt, bloß die Wohngebäude beſteuern 
will, und da muß ich mich nun fragen, welche Folgen 
wird dies haben, und ich nehme gleich das größte 
Object, die Miethzinsſteuer der Haupt- und Reſidenz⸗ 
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ſtadt Wien zum Beiſpiele. Wenn bloß die Wohn— 
gebäude beſteuert werden, fallen ſelbſtverſtändlich 
alle Maſſen von Magazinen und ſonſtigen Localitäten, 
die ein ſehr bedeutendes Erträgniß abwerfen, aber 
nicht bewohnt werden, weg. Nun frage ich mich: 
Sollen denn die anderen Hausbeſitzer in Wien, die 
wirklich ihre Häuſer vermiethen und Wohngebäude 
haben, dieſen Ausfall allein tragen oder ſoll das auf 
den Nutzungswerth umgelegt werden? Die Haus— 
beſitzer Wiens, die Wohngebäude haben, ſind jetzt 
ohnedies ſchon überlaſtet, denen kann man nicht zu— 
muthen, noch mehr Steuern zu zahlen als 26 Percent 
des Bruttoerträgniſſes. Es wird daher nichts übrig 
bleiben, als daß wenigſtens ein großer Theil dieſes 
Ausfalles — und der Ausfall wird ein ganz gewal— 
tiger ſein — auf das Land umgelegt wird. Ja, 
wenn ich auf eine ſolche Perſpective bei Annahme 
eines ſolchen Antrages Ausſicht habe, da muß ich 
geſtehen, werde ich einen ſolchen Antrag nie anneh— 
men. Es iſt überhaupt mißlich mit ſolchen Erleich— 
terungen; denn jedesmal, wenn eine Erleichterung 
eintritt, muß ein Anderer eine größere Laſt über— 
nehmen. Der Staat nimmt ja die Steuern nicht ein 
zu ſeinem Vergnügen, vielleicht bloß, um ſie zu 
Schätzen aufzuſpeichern; er muß ja dieſe Steuern 
haben, um ſeine Bedürfniſſe, die, wie wir ja Alle 
ſehen, manchmal ganz unumgänglich ſind, zu befrie 
digen. Wenn daher eine ſolche Nothwendigleit hinter 
dem Staate ſteht, ſo muß er nehmen, und wenn 
irgend eine Quelle verſchloſſen wird, muß er andere 
öffnen, und da muß man immer berückſichtigen, daß, 
wenn man hier eine Befreiung oder Erleichterung 
verlangt, dann ein Anderer für dieſe Erleichterung 
büßen muß. 

Das Geſetz und namentlich der $. 1 desſelben 
hat ſich ganz angelehnt an die bisherige Uebung und 
iſt von dieſer bisherigen Uebung bloß abgewichen bei 
der Hausclaſſenſteuer, weil bezüglich dieſer, wie fic 
durch Jahre herausgeſtellt hat und der Herr Bericht: 
erſtatter geſtern von der Tribüne herab uns ſagte, 
ſchon im Jahre 1843 Seine Majeſtät der Kaiſer 
Ferdinand befohlen hat, es möge eine Aenderung 
eintreten, weil dieje Hausclaſſenſteuer der Ungerech— 
tigkeiten ſo viele in ſich begreift. Deßwegen iſt man 
in der Commiſſion nach dem Vorgange der Regierung 
bloß bei der Hausclaſſenſteuer zu einer anderen Me— 
thode übergegangen. Bei der Miethzinsſteuer haben 
wir uns vollſtändig an das Beſtehende angelehnt, in 
der Ueberzeugung, daß das Beſtehende, wenn es 
nicht gar zu große Härten hat, immer leichter getra— 
gen wird. 

Nun ſind wir auf die Nutzungsſteuer über— 
gegangen, und der geehrte Herr Abgeordnete der 
Egerer Handelskammer, der ſchon zweimal in der 
Generaldebatte eine allgemeine Beleuchtung des 
Principes dieſer Beſteuerung gegeben hat, hat jetzt 
zum dritten Male dieſes Princip der Erörterung unter— 
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zogen. Aber mir ſcheint, er hat fid) ſchon ſelbſt wider- 
legt, dadurch, daß er ſelbſt ſagte, daß, we nn man einen 
Werthſtufentarif einſetzen und dann die Einſchätzung 
in dieſen Werthſtufentarif erfolgen würde, eigent— 
lich wohl auch eine Commiſſion ſtattfinden müſſe. 
Ja, ich glaube, nicht eine, zwei Commiſſionen 
müſſen da ſein; es würde eine viel größere Ver— 
ſchiedenheit eintreten, als hier nach dem Vorſchlage, 
den der Ausſchuß dem hohen Hauſe gemacht hat. 
Freilich weiß ich nicht, was der Herr Abgeord— 
nete unter dem Begriffe „Werthſtufentarif“ verſteht. 
Will er vielleicht damit ſagen, daß die Häuſer nach 
ihrem Werthe in einen Stufentarif eingereiht 
werden? Nun, ich glaube, daß jchon ſattſam dar- 
geſtellt worden iſt, daß es das Unzweckmäßigſte 
wäre, den Capitalswerth der Häuſer zur Grundlage 
zu nehmen. Ich gehe aber davon ab und glaube 
nicht, daß der Herr Abgeordnete es ſo meint, daß 
der Ausdruck „Werthſtufen“ es in ſich begreift, daß 
der Capitalswerth dabei berückſichtigt werden foll. 
Nein, er hat es mehr in fiscaliſchem Sinne gemeint, 
denn aus ſeiner heutigen Rede habe ich erſehen, daß 
er damit mehr das Intereſſe des Staatsſchatzes im 
Auge hat. Er hat geglaubt, es ſolle eine Stufenleiter 
aufgeſtellt werden, vielleicht von einem Gulden bis 
tauſend Gulden, und dann ſoll eine Commiſſion 
zuſammentreten und jedes betreffende Haus in eine 
ſolche Werthſtufe einſchätzen. Iſt das etwa ein 
leichter Vorgang, iſt hier dasjenige, was der Aus— 
ſchuß vorſchlägt, nicht viel einfacher und rationeller? 
Einen ſolchen Werthſtufentarif aufzuſtellen, iſt keine 
Kleinigkeit, ſie müßte für jedes Land beſonders 
geſchehen, denn eben, weil die jetzige Claſſenſteuer 
für alle Länder gleich iſt und ein Haus in Dal— 
matien ſo hoch beſteuert iſt, wie eines in Böhmen 
und in Niederöſterreich und in Tirol — doch nein, 
Tirol hat keine ſolche Steuer — und in Galizien 
geradeſo gut wie in Oberöſterreich, eben deßhalb iſt 
dies nicht haltbar, eben deßhalb ſoll der Ertrag der 
Wohngebäude auf dem Lande durch eine beſondere 
Commiſſion ermittelt werden. Wie vielfach würde 
dieſer Tarif ſein und ſchwierig wäre es, in dieſen 
Tarif durch Commiſſionen einſchätzen zu laſſen. Es 
wäre ganz das Nämliche, nur daß man zwei Cont- 
miſſionen brauchen würde, wozu nach dem Ausſchuß— 
antrage nur Eine Commiſſion nöthig iſt, und zwar 
eine Commiſſion, welche jedesmal die Verhältniſſe 
und Bedürfniſſe nicht des einzelnen Landes, ſondern 
ſogar des einzelnen Ortes berückſichtigen wird. Ich 
möchte den Mann ſehen, der, wenn er nicht eine 
unendliche Reihe von Ziffern aufſtellen wollte, einen 
Tarif aufſtellte, der für das geringſte Dorf in 
Böhmen, Galizien oder Tirol maßgebend ſein ſoll. 
Welche Verſchiedenheiten müßten da ſein? Deßwegen 
glaube ich, daß der Vorſchlag, den der Ausſchuß 
gemacht hat, ſich als viel zweckmäßiger erweiſt und 
alles dasjenige ſich damit erreichen läßt, was der 
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Herr Abgeordnete der Egerer Handelskammer 
erreichen will, nur auf viel einfachere Weiſe. Ich 
möchte aber nochmals bitten, weil eben der Antrag 
des Herrn v. Schönerer eine ſehr zahlreiche Unter 
ſtützung gefunden hat, auf die Conſequenzen dieſes 
Antrages Rückſicht zu nehmen und demſelben Ihre 
Zuſtimmung nicht zu geben. 


(Abgeordneter Fuw meldet sich zum Worte.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Fux hat 
das Wort. 


Abgeordneter Fur: Ich möchte nur noch 
meinen Antrag wegen der zwei Drittel unterſtützen. 
Wenn ich die zwei Drittel beantragt habe, ſo geſchah 
es, weil ich nicht wußte, welcher Auslegung man 
ſich bezüglich des Alinen 2 accommodiren werde, ob 
man das „zugleich“ conjunctiv oder disſunctiv out: 
faßt. Mfo Won aus dieſem Grunde mußte ich den 
Antrag wegen der zwei Drittel vorkehrend ſtellen. 
Aber das, was der Herr Abgeordnete Baron Tinti 
gegen meinen Antrag geſagt hat, ſcheint mir nicht 
ganz richtig. Er ſagt, es liege eine weitere Cautel 
gegen die Einreihung in der Zinsſteuer darin, daß 
man nicht bloß die vermietheten Wohnbeſtandtheile 
entgegenhalte, ſondern daß man auch die Ge 
bäude als ſolche in Betracht nimmt. Da kommt 
es aber auf die innere Bedeutung, den Werth dieſer 
Cautelen ſelbſt an. Wenn es im Geſetze lauten 
würde: „und die Gebäude ſind nur dann in die eine 
oder die andere Kategorie einzuſtellen, wenn ſie als 
Ganzes vermiethet ſind oder nicht“, dann wäre dieſe 
Cautel von einer ganz anderen Bedeutung. 

Das iſt aber im Wortlaute und Sinne nicht 
enthalten. Es ift fo aufzufaſſen, daß, wenn ein Ge 
bäude überhaupt einen Zinsertrag abwirft, iſt 
es ſchon der Zinsſteuer gutzurechnen. Ein Gebäude, 
welches nach Umſtänden ſehr groß ſein kann, aber 
nur Eine Übication mit 10 fl. Miethzins beſitzt, 
wird ſchon als ganzes Gebäude ausgeſchieden und 
kommt auf die Zinsſteuerſeite. Ich bitte doch, zu 
berechnen, wie es ſich in den Landſtädten verhält — 
in der Nähe von Eiſenbahnen, wo man bei jedem 
Hauſe eine ſolche Übication findet, welche entweder 
an Gewerbsleute oder Taglöhner vermiethet 
werden. Alſo den Charakter eines Zinsortes muß 
nicht nothwendig die Gemeinde haben, wenn auch 
Gebäude und ſeparate Wohnbeſtandtheile einander 
gegenüber geſtellt werden. 

Wenn geſagt wird: ja, jetzt iſt man in einer 
ähnlichen Weiſe, nämlich mit der Hälfte vorgegangen, 
ſo kann mich das nicht beſtimmen — denn wir befin— 
den uns im Wege einer Steuerreform. Wenn wir 
dieſe Gelegenheit nicht benützen, um etwas Unrichtiges 
zu beheben, ſo werden wir nicht reformiren, und deß— 
halb es aufrecht zu erhalten, weil es Geld getragen 


hat, wenn es auch als unrichtig erkannt iſt, das 
kann mich nicht beſtimmen. 


Was die Bemerkungen des Herrn Baron 
Tinti betrifft, daß wir den Begriff „Wohnbeſtand— 
theil“ erſt an einem ſpäteren Orte definiren ſollen, 
ſo kann ich mich damit nicht einverſtanden erklären, 
denn dieſer Begriff muß fon im 8. 1 genau bee 
zeichnet werden, weil er eben ſchon zur Durchführung 
dieſer Geſetzesbeſtimmung nothwendig iſt, weil man 
ſich ſonſt fragen müßte: ſind bei dieſer Berechnung 
nach $. 1, ob Nutzwerthſteuer oder Zinswerthſteuer, 
nur die Wohnbeſtandtheile, die Ubicationen, welche 
bewohnt werden können oder bewohnt zu werden 
pflegen, einzuberechnen oder auch die ſogenannten 
Nebenlocalitäten, die gar nicht bewohnt werden 
lönnen oder in der Regel zum Bewohnen nicht be— 
ſtimmt ſind, wie beiſpielsweiſe die Vorhäuſer, Keller 
u. ſ. w. 


Zu gleicher Zeit muß ich darauf aufmerkſam 
machen, daß ſchon 8.2 in Nummer 8 eine Definition 
von Wohnbeſtandtheilen enthält, aber im negativen 
Sinne, wonach Alles als Wohnbeſtandtheil anzuſehen 
wäre, was nicht ausſchließlich dem Betriebe der 
Landwirthſchaft gewidmet iſt. Es wären dort nur 
jene der Landwirthſchaft gewidmeten Localitäten 
auszuſcheiden, welche bloß zeitweilig den bei der 
Oekonomie verwendeten Arbeitern Unterſtand geben. 
Andere Ubicationen, alſo alle im $. 17 aufgezählten 
Localitäten, werden ſchon als „Wohnbeſtandtheil“ 
aufzufaſſen fein, Und das halte ich für bedenklich. 


Wenn ich noch etwas zu ergänzen hätte, 10 
wäre es der Begriff „Bewohner“ ſelbſt. Darüber 
kann noch ein Zweifel entſtehen, was man unter die— 
ſem Worte verſtehen ſoll; doch dürfte das wohl dem 
Arbitrium der betreffenden Commiſſion oder Steuer— 
behörde mit Rückſicht auf die Eigenthümlichkeit des 
ſpeciellen Falles überlaſſen fein. Aber deßhalb, weil 
man den Begriff des Bewohners nicht durch eine 
alle Verhältniſſe treffende Combination in das Geſetz 
aufzunehmen vermag, daraus folgt noch nicht, daß 
wir nicht einmal die Idee, was als Wohnbeſtandtheil 
zu betrachten ſei, in das Geſetz aufnehmen. Wir 
haben dann wenigſtens eine Cynoſur für die Be— 
hörden und Commiſſionen, die ſich doch vorkommen— 
den Falles an die Grundtendenz halten können. 


Wenn wir aber dieſe Definition in einen ſpäte— 
ren Paragraph aufnehmen wollten, ſo wären wir 
doch nicht in der Lage, Abänderungen bezüglich die— 
ſes und der nächſten Paragraphe zu treffen, weil 
man ſonſt die Verhandlung über dieſen Paragraph 
wieder aufnehmen müßte, was aber nach der Ge— 
ſchäftsordnung unzuläſſig iſt. Deßhalb bin ich der 
Anſicht, daß wir die Definition ſchon an die Spitze 
des Geſetzes ſtellen, und bitte Sie, aus dieſem 
Grunde meinen Antrag anzunehmen. 


| 
| 
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Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Da dies nicht der Fall iſt, 
jo erkläre ich die Debatte für geſchloſſen. Ich 
bringe vorerſt den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Dr. v. Plener zur Unterſtützung. Derſelbe lautet 
(liest): 

„In allen übrigen Orten wird jedes 
Wohngebäude nach Maßgabe ſeines jähr— 
lichen Nutzungswerthes in eine Werthſtufe 
des geſetzlichen Tarifes eingeſchätzt.“ 

Ich erſuche jene Herren, welche den Antrag 
unterſtützen, fid) zu erheben. ( Gesehieht,) Der Une 
trag ijt unter pl 

Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 


Berichterſtatter Dr. Beer: Die verſchiedenen 
Anträge, welche zu dem Geſetze geſtellt worden ſind, 
ſind theilweiſe Erläuterungsanträge, wie z. B. der 
des Herrn Abgeordneten Fux, dann Erweiterungs 
anträge und endlich entſchiedene Abänderungsanträge. 

Ich möchte mich zunächſt mit den letzteren, mit 
den Abänderungsanträgen beſchäftigen, und halte 
für einen der wichtigſten, das Prineip des gegen— 
wärtigen Geſetzes theilweiſe modiſieirenden Anträge 
jenen des Herrn Abgeordneten der Egerer Handels 
kammer, ber dahin geht, man möge Werthſtufen — 
wie er fid) ausdrückt — bei der Einſchätzung ein 
führen, 

Der Herr Abgeordnete hat ſchon in ber Gene 
raldebatte dieſen Gegenſtand berührt und auf die 
Nothwendigkeit einer derartigen Einſchätzung hin 
gewieſen, und als Grund dafür auch angeführt, daß 
in den meiſten Geſetzen der größeren Staaten deve 
artige Claſſiſicationstarife beſtehen, und daß der 
Ausſchuß nicht auf die kleinen Staaten hätte Rück— 
ſicht nehmen ſollen, ſondern auf Staaten, wie Preußen 
und Frankreich. 

Ich muß mir erlauben auf dieſen Punkt näher 
einzugehen. Was Frankreich anbelangt, ſo hat der 
Herr Abgeordnete nur theilweiſe Recht. Die fran: 
zöſiſche Gebäudeſteuer beſteht aus zwei verſchiedenen 
Elementen, das eine iſt die alte Fenſterſteuer, Thür— 
ſteuer u. f. w., das zweite Element ijt die Perſonal— 
und Mobilarſteuer. In Frankreich hat man von 
jeher an alten Principien fo wenig als möglich zu 
rütteln und die alten Steuern ganz beizubehalten 
geſucht, ſelbſt nachdem ſich die Nothwendigkeit einer, 
Aenderung zeigte, daher bis auf die Gegenwart an 
der Claſſification feſtgehalten. Die ſpäter hinzuge— 
kommene neue Steuer jedoch, die Mobilarſteuer, 
kennt durchaus keine Claſſification. 

Es ſind alſo bei der franzöſiſchen Gebäudeſteuer 
zwei verſchiedene Elemente, einmal ein der Ertrags— 
ſteuer entſprechenderes, ſodann ein in die Kategorie 
der Aufwandsbeſteue rung gehöriger Beſtandtheil. 


Was nun Preußen anbelangt, ſo iſt es ganz richtig, Haus in einem Dorfe an einer Verkehrsſtraße 
daß in dem Steuergeſetze vom Jahre 1861 derartige! wird mit 12 fl. eingeſchätzt; das Nachbarhaus 
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Werthſtufen angenommen wurden. Allein ich möchte 
darauf aufmerkſam machen, daß im Laufe der letzten 
Decennien, und gerade von berufener Seite, von 
jenen Männern, welche ſich mit den Grundſätzen 
ber preußiſchen Steuern beſchäftigt haben, das 
Unzukömmliche derartiger Einſchätzungen nachgewie— 
ſen wurde. Dazu kommt, daß in Preußen die Steuer 
ebenfalls keine reine Ertragsſteuer, ſondern auch zum 
Theile Aufwandsſteuer iſt, daher im Geſetze nicht 
bloß allgemeine Normen über die Werthſtufen, ſon— 
dern auch eine große Anzahl von Detailbeſtimmungen, 
welche auf die perſönlichen Verhältniſſe des Ein— 
zelnen Bezug nehmen, enthalten ſind, und da dieſe 
durchaus nicht immer berückſichtigt werden können, 
ſehr oft große Ungerechtigkeiten und Ungleichmäßig— 
leiten bei der Einſchätzung vorkommen, die zu großen 
Klagen führten. 


Was nun Oeſterreich betrifft, ſo iſt der Ge— 
dante, den der Herr Abgeordnete hier angeregt hat, 
lein ganz neuer. In dem Geſetze, welches dem Ab— 
geordnetenhauſe im Jahre 1864 vorgelegen tjt, findet 
ſich ein derartiger Tarif, und es war vielleicht eine 
lindliche Pietät von Seite des Herrn Abgeordneten, 
daß er der Vorlage, die damals eingebracht wurde, 
eine große Aufmerkſamkeit zugewendet hat und die 
Prineipien derſelben fid) zu eigen gemacht hat. 
Nehmen wir die damalige Vorlage zur Hand und 
unterſuchen wir auf Baſis derſelben — ob wir 


uns dem Werthſtufenprineipe anſchließen können? 


Der Tarif des Geſetzentwurſes vom Jahre 1864 
theilt die Gebäude in drei Claſſen, nach den verſchie— 
denen Ortskategorien, in Städte und Märkte mit 
2000 Seelen, in Märkte, welche eine Bevölkerung 
unter 2000 Seelen haben — wobei jedoch auch Rück— 
ſicht auf die Lage an Eiſenbahnen und auf den Sitz 


größerer Behörden genommen werden ſoll — und 


dann in Orte, welche nicht in eine der früheren 
Kategorien gereiht werden können. Außerdem 
beſtehen neben dieſen drei Ortskateg orien noch für 
jede Ortskategorie neun Claſſen, ſo daß der Tarif 
von der Minimalziffer 9 fl. angefangen bis etwa 30 
bis 34 fl. hinaufſteigt. 


Es iſt fraglich, ob ſich die Vielfältigkeit der den 
Nutzungswerth bedingenden Factoren bei einem 
ſolchen Tarife in irgend einer Weiſe feſtſtellen läßt. 
Die gegenwärtige Hausclaſſenſteuer leidet gerade 
an dieſem Fehler, und die großen Unzukömmlich— 
keiten derſelben treten bei der Einſchätzung der 
Gebäude in die verſchiedenen Claſſen ſtark hervor. 
Nehmen Sie, meine Herren, z. B. einen ſolchen 
Tarif, ber von 3 zu 3 und von 4 zu 4 fl. aufſteigt. 
Nun gibt es eine große Anzahl von Gebäuden, 
welche weder in die eine, noch in die andere Werth— 
ſtufe eingereiht werden können. Es liegt z. B. ein 
und 
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in vielfacher Beziehung größere Vortheile durch bie 
Bauart und andere Verhältniſſe, es müßte nun nach 
dem Tarife mit 16 fl. eingeſchätzt werden, während 
es vielleicht in Wirklichkeit niedriger zu claffifieiren 
wäre, etwa mit 14 fl. Ungerechtigkeiten werden 
bei Einreihungen in einen Tarif jedenfalls öfter 
vorkommen, als wenn die Commiſſionen bei der 
Einſchätzung von jedem Tarife unbeirrt vorgehen 
können, und entweder die Steuerträger zu Hot 
belaftet, oder der Fiscus verkürzt werden. 


Uebrigens möchte ich doch bemerken, daß 
dieſes Princip der Wertheinſchätzung nach Werth— 
ſtufen im Ausſchuſſe in der That beſprochen und 
eine Reihe von Anträgen, welche auf Einführung 
desſelben gerichtet waren, abgelehnt wurden. Ich 
weiß nicht, ob die Gründe, welche für die Ein— 
ſchätzung des Nutzungswerthes nach Werthſtufen 
angeführt wurden, ſo ſtringenter Natur ſind, um die 
ſen Antrag nochmals an den Ausſchuß zurückzuweiſen, 
damit dieſer über denſelben Bericht erſtatte. Im 
Ausſchuſſe hat man ſich gegen dieſes Princip aus 
geſprochen. Schließlich muß ich darauf hinweiſen, 
daß man ſelbſt in jenen Ländern, in welchen 
Claſſificationen der Gebäude Jahrzehnte lang vor 
genommen werden, wie z. B. in Württemberg, zur 
Ueberzeugung gelangt ift, daß dieje Elaffificationen 
den Anforderungen durchaus nicht entſprechen, 
daher auch bei der jüngſten Geſetzesreviſion beſeitigt 
wurden. 


Was die Anträge des Herrn Abgeordneten 
Fux anbelangt, ſo iſt der erſte, wenn mir der 
Ausdruck geſtattet iſt, ein bloßer Erläuterungs— 


antrag. Er findet nämlich den $. 1 in der 
Ausſchußvorlage nicht klar genug ſtiliſirt, nicht 
über alle Zweifel erhaben. Ich glaube nicht, 


daß die Bedenken des Herrn Abgeordneten Fu x 
vollkommen gerechtfertigt ſind, ich könnte auch den 
einen oder anderen Grund zur Feſthaltung des 
vom Ausſchuſſe vorgelegten Antrages anführen; 
allein da im Weſentlichen das Princip, daß der 
Ausſchuß angenommen hat, in dem Antrage des 
Herrn Abgeordneten Fux enthalten iſt, indem er 
klar und in beſtimmter Weiſe ausgeſprochen wiſſen 
will, daß in einem Orte die größere Anzahl der 
Gebäude und zugleich der Wohnbeſtandtheile, welche 
vermiethet ſind, bei der Einreihung in die Hauszins— 
oder Nutzwerthbeſteuerung überwiegen ſoll, ſo habe 
ich gegen die Annahme dieſes Antrages nichts einzu— 
wenden. 

Was den zweiten Antrag anbelangt, daß in 
das Geſetz eine Beſtimmung dahin aufgenommen 
werden ſolle, was als Wohnbeſtandtheil anzuſehen 
ſei, ſo möchte ich mich aus einem Grunde gegen den— 
ſelben ausſprechen. Wenn wir es damit zu thun 
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ein vollkommen neues Princip in die Geſetzgebung 
einzuführen, ſo wäre es jedenfalls nothwendig, im 
8.1 genau zu definiren, was als Wohnbeſtandtheil 
aufgefaßt werden ſoll und muß. Aber die bisherige 
Praxis, die auch nicht verlaſſen wird, ift klar in der 
Inftruction vom Jahre 1820 ausgeſprochen; es heißt: 
„als Wohnungsbeſtandtheile werden bloß Zimmer 
angeſehen, die wirklich bewohnt werden oder zu Woh 
nungen beſtimmt ſind.“ 

Das iſt wohl beſtimmt und deutlich genug, und 
ich glaube nicht, daß die neue Praxis, die in Folge 
des neuen Geſetzes eintreten wird, eine Abänderung 
in dieſer Beziehung vornehmen wird; eine Erläu— 
terung oder Begriffsbeſtimmung in dem erſten Para— 
graphe ſcheint mir daher nicht abſolut nothwendig 
zu ſein. 

In Bezug auf den dritten Punkt, was nämlich 
die zwei Drittel anbelangt, hat meiner Ueberzeugung 
nach der Herr Abgeordnete Tinti denſelben ſchon 
ſo ausführlich erörtert, daß ich bloß es für nöthig 
erachte, mich dahin auszuſprechen, daß ich als Vere 
treter des Ausſchuſſes die Annahme desſelben nicht 
empfehlen kann. 

Ebenſowenig könnte ich mich aber dem Antrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter an— 
ſchließen, indem doch jedenfalls bei der Gebäude— 
ſteuer, wenn ſie als bloße Ertragsſteuer ins Auge 
gefaßt wurde, an dem Grundſatze feſtgehalten werden 
muß, daß jedes beniigte oder ertragsfähige Object 
einer Beſteuerung unterzogen werden ſoll. Die Con 
ſequenzen der Annahme des Antrages des Herrn 
Abgeordneten Dr. Kronawetter wären in viel 
facher Beziehung ſehr bedenklich, indem z. B. bei 
der Grundſteuer manche Objecte nicht bewirth— 
ſchaftet, aber trotzdem beſteuert werden. 

Was endlich den Antrag des Herrn Abgeord— 
neten v. Schönerer anbelangt, fo erlaube ich mir nur 
auf einen Punkt aufmerkſam zu machen, daß nämlich 
der Ausſchuß gerade dieſen Punkt einer eingehenden 
Erörterung unterzogen hat, ohne daß der Antrag 
des Herrn Abgeordneten v. Schönerer ſich 
bedeutenden Anklanges erfreute. Dies iſt jedoch 
nebenſächlicher Natur. Schwerwiegender iſt aber meiner 
Meinung nach, daß eine Anzahl von Petitionen dem 
hohen Hauſe vorliegen, über welche ich am Schluſſe 
meiner Berichterſtattung noch ſpeciell berichten werde, 
welche um Beſeitigung der beſtehenden Normen 
bitten, wonach auf dem Lande in jenen Orten, welche 
heute der Hausclaſſenſteuer unterliegen, jedes Objeet, 
wenn es etwa vermiethet würde, der Hauszinsſteuer 
unterliegt, und daß gerade dieſe Petitionen zum Theile 
den Ausſchuß beſtimmt haben, fid) der Regierungs- 
vorlage anzuſchließen. Ich glaube, das Geſetz ſchützt 
die Steuerträger, ſelbſt wenn die Hauszinsſteuer zu 
einem höheren Percentſatze als die Nutzwerth— 


hätten, bei Annahme des Ausdruckes „Wohnbeſtand- beſteuerung feſtgeſetzt werden ſollte, indem im $. 1 
theil“ einen vollkommen neuen Begriff zu ſchaffen, ausgeſprochen ift, daß die Anzahl der Gebäude und ber 


Wohnbeſtandtheile eine überwiegende fein muß, wenn 
ein Ort der Hauszinsbeſteuerung unterzogen werden 
ſoll. Wenn Sie die Anträge des Ausſchuſſes annehmen, 
ſo beſeitigen Sie viele Inconvenienzen, welche bis 
heute beſtehen. Ich bitte alſo um die Ablehnung 
dieſes Antrages. 


Präſident: Wir ſchreiten nun zur Abſtim— 
mung. Es liegen mehrere abändernde Anträge vor; ich 
werde alſo bei der Abſtimmung ſo vorgehen: Zuerſt 
werde ich als den weitgehendſten den Antrag des Herrn 
Abgeordneten v. Schönerer zur Abſtimmung bringen; 
wird dieſer abgelehnt, dann kommt das erfte Alinea 
nach Antrag des Ausſchuſſes zur Abſtimmung, dann 
das zweite Alinea, und zwar der erſte Theil nach dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Fux. Wird es in 
dieſer Faſſung abgelehnt, dann nach der Faſſung des 
Ausſchuſſes. 

Im zweiten Alinea beantragt weiters der Herr 
Abgeordnete Fux eine Einſchaltung, welche jeden— 
falls, ob ſein Antrag oder der des Ausſchuſſes 
bezüglich des Alinea 1 angenommen würde, zur 
Abſtimmung zu kommen hat; nämlich die Einſchal— 
tung der Worte „um mindeſtens zwei Dritttheile“. 


Dann werde ich den zweiten Satz des Alinea 2 
zur Abſtimmung bringen und hierzu den Einſchal— 
tungsantrag des Herrn Abgeordneten Dr. Kron a— 
wetter, dahin gehend, daß nach dem Worte „ver— 
mietheten“ die Worte „jedoch von ihm benützten“ 
zu folgen hätten. 

Endlich würde der Antrag des Herrn Abgeorb- 
neten Dr. v. Plener kommen. Da derſelbe auf die erſten 
zwei, Alinea feinen Einfluß hat, könnte er unter 
allen Umſtänden zur Abſtimmung kommen, wenn 
auch der formelle Antrag auf Zuweiſung an den 
Ausſchuß nicht angenommen würde. Wird er ange— 
nommen, ſo bliebe die Abſtimmung über das dritte 
Alinea indeſſen in suspenso. 

Endlich hat der Herr Abgeordnete Fux einen 
Zuſatzantrag als Alinea 4 geſtellt, welchen ich ſeparat 
zur Abſtimmung bringen werde. (Nach einer Pause :) 
Wenn kein Anſtand erhoben wird, ſo werde ich ſo 
vorgehen. ( Zustimmung.) 

Ich erſuche nun vor Allem jene Herren, welche 
dafür find, daß der $. 1 nach dem Antrage des Herrn 
Abgeordneten v. Schönerer zu lauten habe 
(liest): 

„Gegenſtand ber Gebäudeſteuer ijt ent- 
weder ber Miethzinsertrag oder ber Nutzungs— 
werth ber Wohngebäude. 

Der Gebäudeſteuer nach dem Miethzins— 
ertrage werden nur Gebäude unterworfen, 
welche thatſächlich einen Zinsertrag durch 
Vermiethung abwerfen. Die Beſteuerung aller 
übrigen, keinen Miethzinsertrag abwerfenden 
Gebäude wird im Wege der Einſchätzung 
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nach dem jährlichen Nutzungswerthe bemeſſen 

werden“ 
fid) zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag ift abge: 
lehnt. 

Nun erſuche ich jene Herren, welche das erſte 
Alinea des 8. 1 nach dem Antrage des Ausſchuſſes, 
lautend (liest) : 

„Gegenſtand der Gebäudeſteuer ijf ent- 
weder der Miethzinsertrag der Gebäude 


oder der Nutzungswerth der Wohn— 
gebäude“ — 
annehmen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Das 


Alinea 1 ift angenommen. 

Ich werde nun das zweite Alinea des 8. 1 in 
der Faſſung, wie ſie Herr Abgeordneter Fux be— 
antragt hat, zur Abſtimmung bringen, dasſelbe 
lautet (liest) : 

„In Orten, in welchen in dem der Steuer: 
veranlagung, beziehungsweiſe Kataſter— 
reviſion (§, 22) vorausgegangenen Jahre 
die Anzahl der Gebäude, welche einen 
Zinsertrag durch Vermiethung abwerfen, 
jene der nicht vermietheten Gebäude und 
außerdem die Anzahl der vermietheten 
Wohnbeſtandtheile jene der nicht ver— 
mietheten Wohnbeſtandtheile über— 
ftieg . id 
Jene Heren, welche diefe Faſſung annehmen, 

bitte ich, fic) zu erheben. (Geschieht,) Dieſelbe ift 
angenommen. 

Ich bitte nun jene Herren, welche dem Antrage 
des Herrn Abgeordneten Fux, daß vor dem Worte 
„überſtieg“ eingeſchaltet werde: „um mine 
deſtens zwei Dritttheile“ beiſtimmen, ſich zu 
erheben. (Geschieht,) Der Antrag ift abge 
lehnt. 

Nun erſuche ich jene Herren, welche den 
Schlußſatz dieſes Alinea 2, vorbehaltlich des An— 
trages des Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter 
in folgender Faſſung (liest) : 

„Tritt die Beſteuerung nach dem Mieth— 
zinsertrage, das iſt nach jenem Betrage ein, 
welchen der Hauseigenthümer für die ver— 
mietheten Localitäten wirklich erhält, oder 
welchen er für die nicht vermietheten Locali— 
täten im Falle ihrer Vermiethung erhalten 
würde“ — 

annehmen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Der Schluß- 
ſatz iſt angenommen. 


Ich erſuche nun jene Herren, welche nach dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Dr. Krona— 
wetter in dem Alinea 2 nach dem Worte „ber: 
mietheten“ die Worte „jedoch von ihm bes 
nützten“ eingeſchaltet wiſſen wollen, ſich zu 
erheben, (Geschieht.) Der Antrag ift abge 
lehnt. 
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Ich bitte nun diejenigen Herren, welche den 
Antrag des Herrn Abgeordneten v. Plener, 
lautend (liest): 

„In allen übrigen Orten wird jedes Wohn— 
gebäude nach Maßgabe ſeines jährlichen 
Nutzungswerthes in eine Werthſtufe des ge— 
ſetzlichen Tarifes eingeſchätzt“ — 

dem Ausſchuſſe zur Vorberathung zugewieſen 
wiſſen wollen, fich zu erheben. (Geschieht,) Er ift 
abgelehnt. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche das dritte 
Alinea nach der Faſſung des Ausſchuſſes, lautend 
(liest) : 

„In allen übrigen Orten wird bie Steuer 
nach dem im Wege der Einſchätzung zu er— 
hebenden jährlichen Nutzungswerthe der 
Wohngebäude bemeſſen“ — 

annehmen, fid) zu erheben. (Geschteht,) Dieſes Alinea 
iſt angenommen. 

Diejenigen Herren, welche nach dem Antrage 
des Herrn Abgeordneten Fux als viertes Alinen 
beifügen wollen (liest): 

„Als Wohnbeſtandtheile im Sinne bes 
Geſetzes ſind nur jene Gebäudebeſtandtheile 
anzuſehen, welche nach allgemeiner oder ört— 
licher Gepflogenheit zum Be wohnen 
beſtimmt ſind“ — 

bitte ich, fid) zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag 
iſt abgelehnt. 

Berichterſtatter Dr. Beer (liest K. 2 des 
Gesetzes nach den Ausschussantrügen aus 294 der 


Beilagen). 


Prafident: Ich eröffne die Debatte 
über ben $, 2 und habe die Ehre mitzutheilen, daß 
folgende Redner eingetragen ſind, und zwar gegen 
die Ausſchußanträge die Herren Abgeordneten 
Nabergoj, Czerkawski Julian, Dr. Monti, 
Dr. Chelmecki, Krynicki, Dr. Kronawetter, 
Ritter v. Schönerer, Steudel, Dr. Roſer, 
Weigel, Dr. Hoffer, Dr. Harant, für dieſelben 
die Herren Abgeordneten Fux, Dr. Haaſe, Dr. 
Bareuther, Dumba und Kowalski. 

Nach §. 38 der Geſchäftsordnung ijt es Sache 
des Präſidenten zu beſtimmen, ob ein aus mehreren 
Theilen beſtehender Paragraph getrennt oder im 
Ganzen zur Berathung und Beſchlußfaſſung kommen 
ſoll; $. 2 fpricht über die Befreiungen von der Ge— 
bändeſteuer in zwölf Abſätzen. Nachdem einzelne 
Herren Redner ganz beſonders einen Abſatz zum 
Gegenſtande ihrer Beſprechung machen werden, 


glaube ich in der Weiſe vorgehen zu ſollen, daß ich 
die Abſätze 1 bis 12 feparat zum Gegenſtande der 
Abſtimmung mache, damit nicht eine Confundirung 
der allfälligen Anträge vorkomme. Ich bin nicht in 
der Lage jetzt ſchon anzugeben, welche Herren zu 


Haus der Abgeordneten. — 122. Sitzung der 8. Seſſton am 5. Maͤrz 1875. 


dem einen oder dem anderen Punkte ſprechen wollen; 
ich lann demnach — und glaube, daß von Seite des 
hohen Hauſes keine Einwendung erhoben wird — 
(Niemand meldet sich) nur derart vorgehen, daß ich 
jeden einzelnen Abſatz als Gegenſtand der Debatte 
erkläre und die Herren Redner auffordere, zu den 
einzelnen Abſätzen das Wort zu ergreifen. (Nach 
einer Pause?) Wünſcht Jemand zu Abſatz 1 des 8. 2 
das Wort? 
(Abgeordneter 
sich.) 
Der Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter 
hat das Wort. 


Dr, Kronawetter meldet 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Der YObjat 1 
des §. 2 lautet (liest): 

„Von der Gebäudeſteuer ſind befreit: Die Ge— 
bäude, welche zur Allerhöchſten Hofbotation gehören, 
dann die Staatsgebäude.“ 

Der allen Befreiungen gemeinſchaftliche Grund 
liegt darin, daß jene Objecte, die ohnedem in ihrem 
Ertrage für öffentliche Zwecke beſtimmt find, nicht 
Gegenſtand einer Beſteuerung fein können, weil ja die 
Steuer nur für einen Öffentlichen Zweck und zur Here 
ſtellung deſſen, was die öſſentlichen Zwecke fördert, 
verwendet wird; wenn alſo Objecte ohnehin direct 
öffentlichen Zwecken dienen, ſollen ſie auch nicht be— 
ſteuert werden, dieſer Grundſatz iſt auch maßgebend 
für dieſe beiden Objecte, die hier ausgenommen find, 
nämlich für Gebäude, welche zur Allerhöchſten Hof— 
dotation gehören, und Staatsgebäude. Allein die 
Steuerbefreiung iſt auch hier wieder nur inſoweit ge— 
rechtfertigt, daß dieſe Gebäude den genannten öffent— 
lichen Zwecken dienen, ſie iſt aber falſch, ſobald 
dieſe Objecte ausnahmsweiſe an Private vermiethet 
würden und einen Zins abwerfen. Warum ſollen aber 
dieſe Objecte, ſobald fie an Private vermiethet werden 
— und ich weiß, daß dies nicht ſelten der Fall iſt, 
wie es insbeſondere in ſehr vielen Orten ärariſche 
Häuſer gibt, in denen früher Salz verſchließen wurde 
und die man dann vermiethet hatte, bis ſie endlich 
verkauft wurden, ich ſage, warum ſollen ſolche ver— 
miethete Häuſer nicht ſo beſteuert werden wie andere? 

Es hat das einen zweifachen Zweck. Erſtens er— 
ſcheinen die Einnahmen aus dieſen Miethzinſen in 
dem Etat verrechnet, in welchem das Eigenthum an 
dieſen Gebäuden verrechnet iſt. Es iſt dies zur rech— 
nungsmäßigen Durchführung nothwendig. Es hat 
aber zweitens noch einen anderen Zweck. Bekanntlich 
werden unſere Landes- und Gemeindeumlagen auf 
Grundlage der landesfürſtlichen Steuer aufgelegt. 
Sobald wir daher ein Object von der landesfürſt— 
lichen Steuer ausnehmen, nehmen wir es in der Regel 
auch von der Beitragsverpflichtung für die Landes— 
und Gemeindezuſchläge aus. 

Bei einer jeden Gelegenheit, die ſich ergibt, und 
auch in dieſem Gebäudeſteuer-Geſetzentwurfe wiederum 
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werden den Gemeinden neue Laſten auferlegt und auf— 
gebürdet, während man keine Sorge trägt, daß zur 
Tragung dieſer Laſten den Gemeinden auch ein ent— 
ſprechendes Entgelt zutheil werde, damit ſie dieſe 
Laſten beſtreiten können. Die Gemeinden müſſen für 
den übertragenen Wirkungskreis heidenmäßige Sum— 
men ausgeben, oſt viel mehr, als für den eigenen 
Wirkungskreis, ſie müſſen noch die Gebäudeſteuer und 
Gebührenäquivalente zahlen für Objecte, welche ſie 
brauchen, um Geſchäfte zu beſorgen, die eigentlich der 
Staat beſorgen ſoll. 

Weil ich nun glaube, es ſolle nicht eine Be 
freiung da eintreten, wo der Grund dafür fehlt, 
bin ich der Meinung, diefe beiden, im Abſatze 1 ges 
nannten Objecte ſollten dann der Beſteuerung unter— 
zogen werden, wenn ſie ausnahmsweiſe an Private 
vermiethet ſind. Ich würde mir daher zum Abſatze 1 
einen Zuſatz erlauben, ſo daß dieſer Abſatz lauten 
würde (liest): 

„Von ber Gebäudeſteuer ſind befreit: 

1. Die Gebäude, welche zur Allerhöchſten Hof— 
dotation gehören, dann die Staatsgebäude, infos 
ferne ſie nicht durch Vermiethung einen 
Ertrag abwerfen.“ 


Práfident: Herr Abgeordneter Dr. Krona: 
wetter beantragt, daß zum erſten Alinea des $. 2, 
lautend (Mest): 

„Von der Gebäudeſteuer ſind befreit: 

„1. Die Gebäude, welche zur Allerhöchſten 
Hofdotation gehören, dann die Staats— 
gebäude“ — 

beigefügt werde: „inſoferne ſie nicht durch 
Vermiethung einen Ertrag abwerfen“. 

Jene Herren, welche dieſen Antrag unterſtützen 
wollen, belieben fid) zu erheben. (Geschieht.) Der 
Antrag ift unterſtützt. 

Wünſcht noch Jemand zu Abſatz 1 das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Es ift nicht der Fall. Ich 
erkläre bie Debatte für geſchloſſen. 

Wünſcht der Herr Berichterſtatter das 
Wort? 

(Berichterstatter Dr, Beer verzichtet.) 

Ich werde nunmehr auch über den Abſatz 1 zur 
Abſtimmung ſchreiten, um dann nicht am Schluſſe 
noch einmal darauf zurückkommen zu müſſen. (Zu- 
stimmung.) Ich werde alſo zuerſt den Abſatz 1, wie 
er vom Ausſchuſſe beantragt wird, und ſodann den 
Zuſatz des Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter 
zur Abſtimmung bringen. 

Die Herren, welche dafür find, daß der §. 2 
im erſten Abſatze, lautend (liest) : 

„Befreiungen von der Gebäudeſteuer. 

Von der Gebäudeſteuer ſind befreit: 

„1. Die Gebäude, welche zur Allerhöchſten 
Hofdotation gehören, dann die Staats— 
gebäude“ — 
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angenommen werde, wollen fic) erheben. (Geschieht.) 
Dieſer Abſatz iſt angenommen. 


Jene Herren, welche dieſem Alinea den Zu— 


jab anfügen wollen (liest) : 


„inſoferne ſie nicht durch Vermiethung 
einen Ertrag abwerfen“ — 


belieben fic) gleichfalls zu erheben. (Geschieht.) 
Dieſer Zuſatz iſt mit 76 gegen 70 Stimmen ab— 


gelehnt. 
Wünſcht Jemand zu Abſatz 2, lautend (liest) : 
„2. Die Gebäude auswärtiger Staaten, 
inſoferne ſie von den bei dem Allerhöchſten 
Hofe acereditirten Geſandtſchaften benützt 
werden“ — 


das Wort? (Niemand meldet sich) Da das Wort 


nicht verlangt wird, ſo ſchreite ich zur Abſtimmung. 
Ich bitte diejenigen Herren, welche den Abſatz 2 
nach dem Ausſchußantrage annehmen, fid) zu erheben. 
( Geschieht,) Ex ift angenommen, 
Wünſcht noch Jemand zu (bja 3 das Wort? 
(Abgeordneter Dr, Kronawetter meldet sich.) 
Herr Abgeordneter Dr. Kronawetter hat 
das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Es heißt 
im Abſatz 3 (liest): 

„Die für Zwecke der öffentlichen Verwaltung 
beſtimmten Gebäude der Landes-, Bezirks- und Ge— 
meindevertretungen.“ 

Ich glaube unſer jetziges Geſetz iſt ungerecht— 
fertigter Weiſe ftrenger, als die Normen, die 
bisher galten. Bereits nach verſchiedenen Hofdeereten 
aus den Jahren 1820 bis 1822, die ich nicht im Detail 
citiven will, ijt diefe Steuerbefreiung auch auf Amts— 
wohnungen ausgedehnt worden, welche die Beamten 
und Diener ſolcher Auſtalten in dieſen Gebäuden ge— 
nießen. Hier heißt es nur, „die für Zwecke der öffent— 
lichen Verwaltung ꝛc.“ Um jeder Mißdeutung vor— 
zubeugen, möchte ich beantragen, nach dem 
Worte „Verwaltung“ zu ſetzen: „oder für 
die Amtswohnungen der Beamten und 
Diener“. 

Der betreffende ſchriftlich formulirte Antrag 
befindet ſich bereits in der Hand des Herrn Präſi— 
denten. 


Präſident: Abgeordneter Dr. Kronawetter 
beantragt folgende Faſſung des dritten Abſatzes 
(liest) : 

„Die für Zwecke der öffentlichen Verwal— 
tung oder für die Amtswohnungen der Be— 
amten und Diener beſtimmten Gebäude der 
Landes-, Bezirks- und Gemeindevertre— 
tungen.“ 

Ich bitte diejenigen Herren, welche dieſen An— 
trag unterſtützen, jid) zu erheben. (Geschieht.) Der 
Antrag iſt unterſtützt. 
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Wünſcht Jemand das Wort? (Niemand meldet 
sich.) (ES ijt nicht ber Fall; ich erkläre daher die 
Debatte für geſchloſſen und werde nun zur 
Abſtimmung ſchreiten. 

Ich bringe zuerſt den Antrag des Ausſchuſſes 
und dann die von Herrn Dr. Kronawetter beans 
tragte Einſchaltung zur Abſtimmung. 

Ich erſuche jene Herren, welche den dritten 
Abſatz in der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen 
wollen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Er ijt ange 
nommen. 

Nunmehr bitte ich jene Herren, welche dafür 
find, daß in dieſem Abſatze nach dem Worte „Ver: 
waltung“ nach dem Antrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Kronawet ter eingeſchaltet werde: „oder für 
die Amtswohnungen der Beamten und 
Diener“, ſich zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag 
iſt abgelehnt. 

Wünſcht Jemand zu Abſatz 4 das Wort? 

(Abgeordneter hitter v, Schönerer meldetsich.) 

Der Herr Abgeordnete Ritter v. Schönerer 
hat das Wort. 

Abgeordneter Ritter v. Schönerer: Ich er 
laube mir den Antrag zu ſtellen, daß zum Zwecke 
der größeren Deutlichkeit in dieſem Abſatze vor dem 
Worte „Gottesdienſte“ das Wort öffent 
lichen“ eingeſchaltet und als Schlußſatz 
geſetzt werden möge: „inſoferne ſie ihrem 
Zwecke gemäß benützt werden.“ 

Denn es iſt möglich, daß ſolche Kirchen oder 
andere dem Gottesdienſte gewidmete Räumlichkeiten 
vorhanden ſind, die nicht mehr zu ihrem urſprüng 
lichen Zwecke benützt werden, die aber nach der Faſ— 
ſung des Ausſchuſſes doch befreit wären (Nach einer 
Pause), 

Ich bemerke eben, daß ber von mir beantragte 
Schlußſatz ſchon im Abſatz 2 dieſes Paragraphes ent- 
halten iſt und ziehe daher meinen Antrag bezüg— 
lich des Schlußſatzes zurück. 

Präſident: Der Herr Abgeordnete v., Schö— 
nerer beantragt im vierten Abſatze vor dem 
Worte „Gottesdienſte“ einzuſchalten „öffent— 
lichen“. Ich erſuche jene Herren, welche dieſen 
Antrag unterſtützen wollen, fid) zu erheben. (Cesehiellt.) 
Der Antrag iſt unterſtützt. 

Wünſcht noch Jemand das Wort? (Niemand 
meldet sich.) Es ijt nicht der Fall. Ich ſchreite zur 
Abſtimmung und werde zuerſt das Alinea 4 nach 
dem Antrage des Ausſchuſſes zur Abſtimmung 
bringen, vorbehaltlich der Einſchaltung des vom 
Herrn Abgeordneten Ritter v. Schönerer bean— 
tragten Wortes „öffentlichen“. Ich erſuche jene 
Herren, welche dafür find, daß das vierte Alinea 
heißen follte: „Kirchen und andere dem Got— 
tesdienſte gewidmete Räumlichkeiten“, ſich 
zu erheben. (Geschieht.) Dasſelbe ijt ange 
nommen. 
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Ich erſuche nun jene Herren, welche bor dem 
Worte „Gottesdienſte“ das Wort „öffentlichen“ 
eingeſchaltet wiſſen wollen, fid) zu erheben. (Ge- 
schieht.) Der Antrag ijt in der Minorität. 

Wünſcht Jemand zum Abſatze 5 das Wort? 

(Abgeordneter Dr. Julian Czerkawski meldet 
sich,) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Julian Gier: 
fawsti hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Julian Czerkawski: Ich 
habe mich zu mehreren Paragraphen zum Worte 
gemeldet, und zwar deßhalb, um einestheils Ergún- 
zungs⸗ oder Abänderungsanträge zu ſtellen und 
andererſeits wieder vom Herrn Berichterſtatter der 
Majorität des Ausſchuſſes einige Erklärungen abzue 
fordern, welche ich als höchſt wichtig erachte, um 
namentlich meinen Wählern und vielleicht auch den 
Wählern des geſammten Hauſes die nöthige Ver 
ſicherung zu verſchaffen, wie namentlich gewiſſe Be— 
ſtimmungen des Geſetzes aufgefaßt werden ſollen 
und wie ſie ausgelegt werden dürften. Denn daß in 
dieſer Beziehung ſo manche Schwierigkeiten und 
Unklarheiten es geben kann und wirklich gibt, 
darüber glaube ich keinen Beweis hier erſt führen 
zu müſſen, nachdem es ſich bereits in dieſem Hauſe 
ereignet hat, daß man in höchſt wichtigen, vielleicht 
noch wichtigeren Geſetzen von Seite der ausgezeich— 
netſten Mitglieder dieſes Hauſes etwas für ganz 
Har erklärt und dennoch zum Beweiſe dieſer Klar— 
heit ganze Stunden geſprochen hat und es ſich abermals 
ereignet hat, daß das, was jene Herren für klar 
erklärt haben, durch andere Redner ſtundenlang 
als das Gegentheil des Klaren hingeſtellt wurde. 

Nun, in Steuerſachen, das heißt in Geldſachen 
hört ſich alle Gemüthlichkeit auf, und ich glaube, daß 
abgeſehen von allen confeſſionellen und nationalen 
Unterſchieden ſich alle unſere Wähler in dieſem einen 
Punkte vereinigen, ſo wenig zu zahlen, als überhaupt 
möglich iſt. 

Gerade dieſer Umſtand bringt es mit ſich, daß 
wir uas in Bezug auf die zu ſtellenden Verbeſſerungen 
und Amendements in einer Art von gegenſeitigem 
Kriege befinden und daß dann die Entſcheidung, ob 
ein Antrag angenommen oder verworfen wird, mehr 
von der Stimmung — ich möchte ſagen — von einer 
gewiſſen Gereiztheit, von der ich namentlich Symp- 
tome am vorgeſtrigen Tage hier beobachtet habe, ab- 
hängt, als von der eindringlichen und wahren Be— 
urtheilung der Anträge.“ 

Ich möchte das hohe Haus auf dieſen Umſtand 
um deſtomehr aufmerkſam machen, weil wirklich bei 
dieſer ungeheueren Menge von Anträgen, die geſtellt 
und angeſagt wurden, wir Alle Gefahr laufen, daß 
endlich die mechaniſchen Schwierigkeiten der Dis— 
cuſſion das Uebergewicht erlangen und manche An- 
träge in Folge der Müdigkeit und Abſpannung viel- 


leicht verworfen werden, ohne daß fie es nach Recht 
und Billigkeit verdienen. 

Ich komme alſo unmittelbar zu dem Punkte, 
deſſen ich mich eben bemächtigen ſoll, zum Abſatze 4 
des 8. 2 

Ich habe zwei Anträge zu dieſem Paragraphe 
zu ſtellen. 

Erſtens beſteht ein gewiſſer Unterſchied zwiſchen 
der Faſſung dieſes Paragraphes, wie ſie die Majori— 
tät des Ausſchuſſes beantragt, und der Faſſung, wie 
ſie die Regierung vorgeſchlagen hat. Es wurden näm— 
lich die Amtswohnungen der zur Seelſorge gehörigen 
Perſonen in dem Antrage der Ausſchußmajorität 
ausgelaſſen. Ich glaube dafür das Wort ergreifen zu 
müſſen, daß der urſprüngliche Text des Regierungs— 
antrages wieder hergeſtellt werde, und zwar aus dem 
Grunde, weil es einestheils recht und billig iſt, daß 
namentlich auf dem flachen Lande die Geiſtlichkeit, 
welche gewöhnlich ſehr ſpärliche Wohnungen bewohnt, 
und die ſich — wie die Herren ſelbſt wiſſen und wie 
das ſo mancher Beſchluß in dieſem hohen Hauſe er— 
härtet hat, welcher nämlich auf die Aufbeſſerung der 
Dotationen des niederen Clerus abzielte — keines 
beſonders glücklichen Loſes erfreut. Deßhalb wäre 
es wirklich unbillig, eine Steuer von ihnen von 
dem abzuverlangen, ohne welches ſie nicht leben 
können, das iſt, von dieſer nicht ſehr eomfortablen 
Wohnung. 

Anderentheils muß ich auch noch die Bemerkung 
machen, daß in dem Kronlande, von dem ich komme, 
und namentlich in dem öſtlichen Theile desſelben es 
Sitten und Gebräuche gibt, die ſich nicht ſo leicht 
wegſchaffen laſſen und daß jedenfalls eine Ueber— 
wälzung der Giebigkeiten und Laſten auf die Steuer— 
träger ſelbſt, das heißt auf das Volk, aus einer 
ſolchen Faſſung, wie ſie die Mehrheit des Ausſchuſſes 
vorſchlägt, entſtehen könnte. Ich will mich darüber 
nicht weiter auslaſſen, glaube aber im Sinne und 
Intereſſe dieſes Theiles der Bevölkerung zu ſprechen, 
wenn ich das hohe Haus erſuche, den urſprüng— 
lichen Text, den Text der Regierung 
wieder herzuſtellen und den Abſatz 5 des $. 2 
lauten zu laſſen (liest) : 

„Die Amtswohnungen und Amtslocalitäten 
der zur Seelſorge gehörigen Perſonen aller 
geſetzlich anerkannten Kirchen und Religions— 
genoſſenſchaften.“ 

Außerdem erlaube ich mir aber noch einen 
anderen Antrag zu ſtellen: Es wäre nämlich am 
Ende dieſes Abſatzes noch folgender 
Paſſus anzuhängen: „ſowie die Amts— 
wohnungen der Volksſchullehrer“. Ich 
glaube dieſen Antrag deßhalb in eine Verbindung 
mit dem Abſatze 5 bringen zu müſſen, weil es doch 
früher, und ich glaube auch noch jetzt Sitte iſt, von 
einem weltlichen und geiſtlichen Lehramte zu 
ſprechen. 


Haus der Abgeordneten. — 122. Sitzung der 8. Seſſion am 5. März 1875. 


4267 


Ich weiß, man wird mir vielleicht einwerfen, 
daß ber Abſatz 7 dem Erforderniſſe der Rückſicht— 
nahme auf die Volksſchullehrer bis zu einem gewiſſen 
Grade Rechnung trägt. 

Allein mir iſt das wenigſtens nicht ganz klar, 
und ich befürchte, daß gerade aus der Unſicherheit 
der Beſtimmungen des Abſatzes 7 den Volksſchul— 
lehrern ein Schaden erwachſen könnte; denn es wird 
im Abſatze 7 wohl von Lehrerbildungs- und Erzie— 
hungsanſtalten geſprochen, allein es iſt nicht voll— 
kommen klar, ob zu einer Lehranſtalt auch die 
Wohnung des Lehrers gehört. Ja im Gegentheile, 
ich könnte, wenn ich mir namentlich den zweiten Satz 
des Abſatzes 12 vergegenwärtige und den Abſatz 7 
mit jenem vergleiche, wieder neue Zweifel darüber 
ſchöpfen, ob überhaupt die Wohnungen der Lehrer 
als von der Steuer ausgenommen betrachtet werden 
ſollen oder nicht. Uebrigens iſt es meine Meinung, 
daß in dieſer Beziehung vielleicht ein kleiner Pleonas— 
mus, wenn mein Antrag als ſolcher angeſehen 
werden ſollte, viel lieber zu ertragen wäre, als 
irgend eine ungehörige und unzureichende Be— 
ſtimmung ſelbſt. Ich ſpreche alſo namentlich im 
Intereſſe der Volksſchullehrer und empfehle dem 
hohen Hauſe meinen Antrag. Es hätte ſonach 
Alinea 5 folgendermaßen zu lauten (Wiest): 

„Die Amts wohnungen und Amts— 
localitáten der zur Seelſorge gehörigen 
Perſonen aller geſetzlich anerkannten 
Kirchen und Religionsgenoſſenſchaften, 
ſowie die Amtswohnungen der Volks— 
ſchullehrer.“ 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Julian 
Czerkawski beantragt das fünfte Alinea habe 
zu lauten: (Liest den Antrag.) Der erſte Theil des An- 
trages des Herrn Abgeordneten Dr. Czerkawski 
iſt der Text der Regierungsvorlage. Er würde daher 
jedenfalls zur Abſtimmung kommen, falls der Aus— 
ſchußantrag abgelehnt wird; es bedarf ſonach dieſer 
Theil des Antrages keiner beſonderen Unterſtützung. 
Wohl aber der zweite Theil, und erſuche ich jene 
Herren, welche den Zuſatzantrag des Herrn Abge— 
ordneten Dr. Julian Czerkawski, lautend: „ſowie 
die Amtswohnungen der Volksſchullehrer“, unter— 
ſtützen wollen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Der 
Antrag iſt hinreichend unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Chelmeeki hat 
das Wort. 


Abgeordneter Dr. Chelmecki: Indem ich mid) 
der Ausführung des Herrn Dr. Julian Czer- 
kawski anſchließe, erlaube ich mir an den Herrn 
Berichterſtatter die Anfrage, ob der verehrte Aus— 
ſchuß bei der Berathung dieſes Abſatzes den Fall 
vor Augen gehabt hat, wenn in einem, für öffentliche 
Lehr- und Erziehungszwecke beſtimmten Gebäude, 
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worunter ich als Veteran im Bollsichulfache zuvör— 
derſt die Volksſchulgebäude mitverſtanden haben 
wollte, die Naturalwohnungen der Lehrer als Com— 
petenzquartiere oder in partem salarii beigegeben 
find. Es ſcheint mir nach der wohlwollenden Faſſung 
des bezüglichen Ausſchußantrages ein Poſtulat der 
Billigkeit und einer weiſen Rückſicht für bie ier: 
eſſen der Volksſchule zu ſein, daß man die Wohnun 
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gen der Volksſchullehrer in den Volksſchulgebäuden 
von der Gebäudeſteuer freihalte. Denn der Mangel 
an Candidaten für das Lehrſach an Volksſchulen, 
welches fid) in allen Kronländern fühlen läßt, wenn 
auch die Dotationen gegenüber dem ehemaligen 
Salare nicht unbedeutend erhöht worden ſind, läßt 
offenbar erkennen, daß die materielle Lage der 
Volksſchullehrer eine bellagenswerthe ift. Und für 
wahr! von ihnen gilt das Wort des Dichters: „Wer 
nie ſein Brod mit Thränen aß“ u. ſ. w. 

Meine Herren! Es ringen ja die Volksſchul 
lehrer ſchwer und lümmerlich um ihr tägliches Brod 
unter Drangſalen und Mühen ihres Standes, an 
dem fid) ſtets wieder das bekannte römiſche Sprich 
wort: „quem dii odere ....“ bewahrheitet. 

Will nun der Staat ſeinen löblichen Zweck für 
die Hebung der Volksſchule auch hier zum entſpre— 
chenden Ausdrucke gelangen laſſen, fo muß auch jene 
Klarheit in dieſes Geſetz gebracht werden, damit eine 
gegentheilige Auffaſſung von Seite der jid) immer 
für fiscaliſche Auslegungen erwärmenden Steuer 
infpectorate nicht möglich werde. Denn es würde 
dann leicht der Umſtand eintreten können, daß der 
Nutznießer der Wohnung zur Tragung der auf ſein 
Competenzquartier entfallenden Quote der Gebäude- 


ſteuer von der Congregation oder Stiftung heran— 
gezogen werden würde, was man doch nicht beabſich— 
tigen, auch nicht zulaſſen kann, ſollen die Bemühun— 
gen zum Beſten der Volksſchule und der Vollsſchul— 
lehrer nicht als eiller Wahn angeſehen werden und 
in der Anwendung zu dem geraden Gegentheile ihrer 
Intention führen, font könnte es (deinen, als ob 
der Staat mit der linken Hand das nehmen wollte, 
was er mit der rechten kaum gegeben. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Wurt 
müller hat das Wort. 


Abgeordneter Furtmüller: Ich will anneh— 
men, daß der Antrag auf Befreiung der Amtswoh— 
nungen der Volksſchullehrer von der Beſteuerung 
nur aus dem Grunde entſpringt, weil man wirklich 
von allen Seiten den Vollsſchullehrern die beſte 
Abſicht entgegenbringt, und daß er nicht vielleicht 
aus dem Grunde geſtellt wurde, um als Mittel zu 
dienen, durch welches man die Befreiung der Amts— 
wohnungen der Seelſorger leichter erreichen wollte. 
Ich bin aber wirklich nicht in der Lage, als ſo 
warmen Freund der Volksſchullehrer ich mich auch 


wiederholt zu bezeugen Gelegenheit nahm, in dieſem 
Falle einem ſolchen Antrage zuſtimmen zu können, 
und zwar vorzüglich aus dem Grunde nicht, weil es 
gewiß nicht zu den beſten Eigenſchaften eines Geſetzes 
gehört, viele Ausnahmen zu enthalten und es, um 
das Geſetz möglichſt gut zu machen, ſich empfiehlt, 
alle Ausnahmen thunlichſt hintanzuhalten. 

Ich würde das Wort zu dieſem Gegenſtande 
nicht ergriſſen haben, wenn ich nicht im Ausſchuſſe 
den Antrag geſtellt hätte, daß das Wort „Amts- 
wohnungen“ bei Punkt 5 zu entfallen habe. Ich 
halte es daher fon aus dem Grunde nicht für 
angezeigt, daß man dieſe Amtswohnungen befreie, 
weil durch einen ſoeben gefaßten Beſchluß der 
Autrag abgelehnt wurde, daß die Amtswohnungen 
der Beamten und Diener auch die Steuerbefreiung 
genießen follen, und dieſer Antrag fomit die kräftigſte 
Verurtheilung bereits gefunden hat. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete os 
walski hat das Wort, 


Abgeordneter Kowalski: Ich habe mir das 
Wort erbeten, um die Regierungsvorlage wieder 
aufzunehmen. Mir handelt es ſich hauptſächlich 
darum, daß auch bie Amtswohnungen der Seel— 
ſorger von der Gebäudeſteuer befreit werden. Ich 
muß mich auch vor Allem fragen, was eigentlich der 
Grund wäre, daß man die Amtswohnungen nicht 
den Amtslocalitäten der Seelſorger gleichſtellen 
ſollte? Ich finde dafür leinen plauſiblen Grund und 
auch in den Motiven des Ausſchuſſes finde ich leinen 
ſolchen, außer etwa den Hinweis auf Sachſen. Die 
Verhältniſſe aber und die Zuſtände, wie fie in 
Sachſen beſtehen, werden wohl mit den unſe— 
rigen nicht übereinſtimmen. Ich muß auch her— 
vorheben, daß eigentlich zwiſchen der Amtsloca— 
lität eines Pfarrers oder Seelſorgers und ſeiner 
Amtswohnung lein großer Unterſchied beſtehen kann, 
Wollte man hier einen ſolchen gelten laſſen, ſo würde 
das nur ein Grund mehr zu verſchiedenen Beſchwer— 
den ſein. Die Geiſtlichen ſind gewöhnlich ohnedies 
auf einen ſehr engen Raum mit ihren Wohnungen 
beſchränkt; denn gerade, um die Auslagen nicht zu 


mehren und an weiteren Koſten etwas zu erſparen, 


beſchränken ſie ſich auf das Nothwendigſte, namentlich 
zur Winterszeit, um die Beheizungskoſten zu er— 
ſparen. Eine Amtslocalität kann doch nicht immer 
und den ganzen Tag gebraucht werden. Der Pfarrer 
aber pflegt viele ſeiner Agenden und Functionen 
gerade in ſeiner Amtswohnung zu verrichten; dieſe 
muß alſo ebenſo wie die Amtslocalität ſelbſt be— 
trachtet werden. 

Die Lage der Geiſtlichkeit ift wirklich nicht 
beneidenswerth, ihre Dotation langt nicht aus und 
die Ergänzung, die aus dem Neligionsfonde der 
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Geiſtlichkeit zufließt, ijt auch nicht ausreichend, um 
alle Bedürfniſſe zu decken. 

Dieſe Nothwendigkeit haben wir ja ſchon zu 
wiederholten Malen erkannt und haben darum ſeit 
mehreren Jahren aus Staatsmitteln die beträchtliche 
Summe von 500.000 fl. zur Aufbeſſerung der 
Dotationen der Geiſtlichkeit beſtimmt. Ich frage aber 
weiter: Wer würde eigentlich die Gebäudeſteuer 
von den Amtswohnungen der Geiſtlichkeit tragen? 
Doch Niemand als ber Religionsfond ſelbſt; eine 
ſolche weitere Belaſtung des Religionsfondes aber, 
glaube ich, dürfte wohl nicht gerechtfertigt und 
billig ſein! 

Iſt derſelbe heute Schon nicht ausreichend genug, 
um die nöthigſte Dotation der Geiſtlichkeit zu ergän 
zen, umſoweniger wäre er dann im Stande. Um 
alſo nur einigermaßen dasjenige auszugleichen, was 
nicht auf die eine und andere Weiſe gedeckt werden 
könnte, beantrage ich, die diesbezügliche Beſtimmung 
der Regierungsvorlage wieder aufzunehmen und 
werde mit dem erſten Theile des Antrages des Ab— 
geordneten Czerkaws ki ſtimmen. 


Präſident: Abgeordneter Umlauft hat das 
Wort. 


Abgeordneter Umlauft: Ich finde mich ver— 
anlaßt, für die Steuerbefreiung der Localitäten der 
Volksſchullehrer darum das Wort zu ergreifen, weil 
jie von einem Herrn Vorredner dieſer (linken) Seite 
bekämpft wurde. Das Intereſſe an der Förderung 
des Volksſchulunterrichtes ijt doch xar 66% ein 
öffentliches und es liegen alle Gründe vor, daß 
wenigſtens nach einer gewiſſen Richtung hin, das 
hohe Haus hier Erleichterungen eintreten läßt, die 
auf eine andere Weiſe nicht zu erreichen ſind. 

Es iſt allgemein bekannt, daß die gegenwärtigen 
Dotationen der Volksſchullehrer, obwohl ſie in neue— 
fter Zeit nicht unanſehnlich gebeſſert wurden, doch 
ſolche ſind, daß ſie noch immer ärmliche genannt 
werden müſſen. 

Weder die Reichsmittel, noch die Mittel der 
Länder und Gemeinden reichen hin, um dem Lehrer— 
ſtande eine ſolche Stellung zu verſchaffen, damit er 
ganz ausſchließlich ſeinem Berufe leben könne. Wir 
werden alſo mit Freuden die Gelegenheit ergreifen, 
um doch einigermaßen eine Erleichterung in dieſer 
Beziehung eintreten zu laffen, wie es hier vorge- 
ſchlagen iſt, und ich möchte das hohe Haus bitten, 
umſomehr dieſem Antrage zuzuſtimmen, als es ſich 
ja von ſelbſt verſteht, daß die Amtslocalitäten Der— 
jenigen, welche für das intellectuelle Bedürfniß der 
Bevölkerung ſorgen, ebenſo behandelt werden, wie 
die Amtslocalitäten Derjenigen, welche für das 
gemüthliche, religiöſe Leben zu ſorgen haben. Ich 
empfehle daher die Annahme dieſes Antrages dem 
hohen Hauſe aufs wärmſte. 


Präſident: 
Schönerer hat das Wort. 


Herr Abgeordneter Ritter v. 


Abgeordneter Ritter v. Schönerer: Ich bin 
im Allgemeinen kein Freund von Ausnahmen bei 
Geſetzen, namentlich bei Steuergeſetzen; ich bin aber 
insbeſondere nicht ein Anhänger von Jenen, die 
für dieſe und jene Kategorien eine Steuerbefreiung 
eintreten laſſen möchten. Ich glaube daher auch, daß 
es am gerechteſten und ſchließlich den prineipiellen 
Beſtrebungen aller Parteien am entſprechendſten 
wäre, wenn das hohe Haus meinen Antrag, den ich 
mir zu ſtellen erlaube, annehmen würde, den ich 
bereits im Ausſchuſſe geſtellt habe, nämlich den An— 
trag, dieſes Alinea vollſtändig zu ſtreichen. 

Es iſt der Ausdruck „Amtslocalitäten“, wie 
ſchon der Herr Vorredner, der Herr Abgeordnete 
Kowalski betonte, ein ſehr dehnbarer, er legte 
ſelbſt den Begriff Amtswohnung hinein und meinte, 
es ſei dieſer Begriff ſchwer definirbar. In dieſer Be— 
ziehung hat er vollkommen Recht, und um der Steuer— 
behörde in der Ausführung dieſes Geſetzes nicht die 
Möglichleit der Auslegung zu laſſen, darunter 
auch die Amtswohnungen zu begreifen, und in An— 
betracht deſſen, daß, wenn die Amtswohnungen der 
Geiſtlichen befreit werden, doch naturgemäß und 
logiſch noch viel eher die Lehrerwohnungen befreit 
werden müſſen, glaube ich, es ſollten ſich alle Par— 
teien in der Annahme meines Antrages einigen, 
der dahin geht, ,Alinea 5 des 8. 2 habe zu 
entfallen“. 

Naturgemäß würde dann auch nicht auf die 
Regierungsvorlage zurückzugreifen ſein. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Ruß 
hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Ruß: Bei nachſichtigen 
Freunden, meine Herren, gelte auch ich als ein 
Freund der Schule und deßhalb kann ich mir ohne 
Gefahr einer Verdächtigung erlauben, mit einigen 
Worten dem Autrage des geehrten Herrn Abgeord— 
neten Julian Czerkawski entgegenzutreten. 

Was ſind „Amtslocalitäten“ der Volksſchul— 
lehrer? Vielleicht ein kleines Zimmer, in welchem 
die Lehrerconferenzen abgehalten werden, wenn 
ſolche überhaupt abgehalten werden; in der Regel 
aber ſind ſie nichts Anderes, als die wirkliche Woh— 
nung des Lehrers, eine ſolche iſt in der Regel nur 
dem Leiter der Schule, und zwar im Schulgebäude 
ſelbſt beizuſtellen, und dann iſt dieſe Wohnung als 
Theil des Schulgebäudes ohnehin von der Gebäude— 
ſteuer befreit. Kann aber dem Lehrer eine Wohnung 
in natura nicht gegeben werden, ſo wird dieſelbe 
von den concurrenzpflichtigen Organen gemiethet; 
für dieſe Miethe haben dieſelben concurrenzpflich— 
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tigen Organe aufzukommen, aber bie Volksſchullehrer 
in feinem Falle, 

Es kann aber doch dieſes Gebäude, in welchem 
der Volksſchullehrer zu Miethe iſt, und wo die Miethe 
von den concurrenzpflichtigen Organen an eine 
Privatperſon bezahlt wird, nicht etwa mit Rückſicht 
auf den Theil, welchen epiſodiſch ein Volksſchul— 
lehrer gegen Miethzins bewohnt, der Steuerpflicht 
entzogen werden. Es iſt mir darum unbegreiflich, 
wie die Schule ober der Lehrer durch diefe beabſich— 
tigte Steuerbefreiung erleichtert werden und worin 
dieſe Erleichterung beſtehen ſoll. 

Aus dieſen einfachen und praktiſchen Gründen 
bitte ich den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Dr. Czerkawski abzulehnen. (Bravo! Bravo! 
links.) 


Präſident: 
hat das Wort, 


Herr Abgeordneter Heinrich 


Abgeordneter Heinrich: Ich verzichte auf 
dasſelbe. 


Präſident: Der Herr 
Harant hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Harant: Auch ich nehme 
das Wort zu Abſatz 5, theils um, wie es der Herr 
Abgeordnete Dr. Czerkawski gethan hat, auf bie 
Regierungsvorlage zurückzugreifen, theils um einen 
Zuſatzantrag zu ſtellen. Auch ich bin der Anſicht, daß 
die Amtswohnungen der Pfarrer als ſteuerfrei bei— 
behalten werden ſollen. Das frühere Geſetz, das 
Hofkanzleidecret vom Jahre 1827, hat die Pfarr- 
gebäude ſteuerfrei gemacht, ebenſo das Hofkanzlei— 
becret vom 28. Mai 1832 auch die Wohnungen ber 
Paſtoren. So iſt es bis jetzt geblieben, man hat dann 
nach dem ſächſiſchen Geſetze allein, welches ein Vor— 
bild abgab, die Befreiung weggelaſſen, während das 
preußiſche Geſetz dieſe Befreiung aufgenommen hat 
und forführt. Ein kleines Land nun kann man doch 
nicht dort zum Vorbilde nehmen, wo ein größeres 
Land ein viel paſſenderes bietet, und in der That 
ſprechen auch gewichtige Gründe dafür, daß dieſer 
Ausdruck beibehalten werde, wie er heute vom Herrn 
Abgeordneten Dr. Czerkawski conform mit der 
Regierungsvorlage beantragt wird. Es gibt viele 
Heine Pfarrhöfe, wo die Wohnung mit der Amts- 
localität zuſammenfällt. Ueberhaupt wird man Amts- 
localitäten bei den Pfarren nur in größeren Orten, 
wie z. B. hier in Wien finden, wo die Führung der 
Amtsgeſchäfte ein Kanzleiperſonale erfordert, und 
wo oft ſo viele Matrikenbücher vorhanden ſind, daß 
ſie förmlich eine Bibliothek bilden, wie z. B. bei der 
Pfarre Alſergrund. Da muß es eigene Amtslocali— 
täten geben; bei den Pfarrern auf dem Lande iſt es 
aber nicht möglich, da iſt die Wohnung des Pfarrers 
zugleich ſeine Amtslocalität ſelbſt. 


Abgeordnete Dr. 
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Die Textirung, wie ſie der Ausſchuß vorſchlägt, 
würde bei der praktiſchen Durchführung des Geſetzes 
wieder nur Anlaß geben, zu unterſcheiden, was 
gehört zur Amtslocalität, was gehört zur Wohnung 
des Pfarrers. Sie iſt aber auch hart. 

Nach $. 29 ber Ausſchußanträge ift die Steuer 
von dem Eigenthümer oder von dem bleibenden Nutz— 
nißer zu zahlen. Der bleibende Nutznießer wäre der 
Pfarrer. Denken Sie nur, meine Herren, an Fälle 
wo ein Pfarrer drei oder vier Cooperatoren hat 
und natürlich auch ihre Zimmer erhalten und für 
dieſe Localitäten die Steuer entrichten muß. Ich will 
nur auf Einiges hindeuten. Aus der Zeit, wo noch 
manchem Pfarrer und Seelſorger Hebent- und auch 
Dominicalrechte zuſtanden, beſtehen noch größere Ge 
bäude; dieſe ſind heutzutage wahrhaft eine Laſt für 
den Beneficiaten, er wäre froh, wenn er dieſelben 
an den Mann bringen könnte; denn die Erhaltung 
dieſer großen Localitäten nimmt feinen Sack that- 
ſächlich in ſehr bedeutender Weiſe in Anſpruch. Wenn 
er es durch Zufall oder einen glücklichen Coup dahin 
bringen könnte, die Gebäude niederzureißen und nur 
das zu behalten, was für ihn nöthig iſt, ſo würde er 
ſich glücklich preiſen. 

Es ſind aber auch nachtheilige Folgen für die 
Staatsfinanzen nothwendig damit verbunden. End- 
lich wird nämlich doch auch die Congrua des Pfarrers 
angegriffen werden müſſen, und wer zahlt den Ab 
gang? Wieder der Religionsfond. Der Religions: 
fond muß denn auch noch aus feinem Säckel Umlagen 
für die Gemeinden, Bezirke, für das Land machen, 
und zuletzt wird dem Aerare, dem Staate obliegen, 
das, was der Religionsfond nicht mehr leiſten kann, 
aus ſeinem eigenen Säckel zu beſtreiten; würden wir 
daher ein Geſetz beſchließen, vermöge deſſen die 
Wohnungen der Pfarrer ſteuerpflichtig ſein ſollen, 
ſo würden wir dadurch den Säckel des Staates, der 
ohnehin ſo ſehr in Anſpruch genommen iſt, noch 
weiter leeren. 

Ich gehe weiter und erlaube mir einen weite— 
ren Beiſatz zu beantragen, nämlich dahin gehend, 
daß auch die Klöſter jener geiſtlichen Orden und 
Congregationen, deren Mitglieder ſich ihre Sub: 
ſiſtenzmittel durch Almoſenſammlung beſchaffen, von 
der Steuer befreit werden ſollen. Ich erlaube mir 
noch auf Folgendes hinzuweiſen. Die Lage der 
Dienftboten in den Hauptſtädten ift eine verzwei— 
felte, wenn ſie ankommen oder dienſtlos werden; und 
es wäre eine große Wohlthat, wenn ſich ſolche Con— 
gregationen zuſammenthäten, welche ſolchen Dienſt— 
boten für längere oder kürzere Zeit einen Unterſtand 
gewähren. Wir haben hier in Wien die ſogenannte 
Marien-Anſtalt, welche durch Almoſenſammlungen 
und Beiträge erhalten wird; wenn Sie eine ſolche 
Anſtalt beſteuern, ſo verringern Sie ihr die Mög— 
lichkeit, Wohlthätigkeit zu üben, welche gerade den 


Aermeren zugute kommt. Ich bitte weiter jene Con- 
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gregationen, welche ſich mit der Krankenpflege be— glaube daher, daß der Zuſatzantrag des Herrn 
faſſen, zu berückſichtigen, die zwar nicht eigene Abgeordneten Dr. Czerkawski, da das Geſetz klar 
Spitäler haben, ſondern von Haus zu Haus umber- und deutlich ſpricht, nicht nothwendig iſt. 

gehen, um die dort darniederliegenden Kranken zu Was die anderen Anträge anbelangt, die Amts— 
pflegen. Solche Inſtitute find gewiß — man mag wohnungen der zur Seelſorge gehörigen Perſonen 
ſonſt was immer für eine Anſicht über diefelben ſteuerfrei zu machen, ſo bemerke ich, daß im Aus— 
haben — ſehr nützlich; die Pflege durch fold ſchuſſe über dieſen Antrag vielfach verhandelt wurde. 
Krankenwärterinnen iſt bedeutend billiger und ver- Es handelt ſich einfach darum, ob man von dem 
läßlicher, daher iſt es zweckmäßig, daß man dieſen Standpunkte ausgeht, die Steuerfreiheit ſoweit als 
Inſtituten die Wohlthat der Steuerbefreiung zu— möglich auszudehnen oder ſoweit als thunlich einzu- 
kommen laſſe. ſchränken. Die Majorität des Ausſchuſſes war für 

Ich habe nur dieſe zwei Beiſpiele angeführt, die Einſchränkung, obzwar er fid) andererſeits nicht 
obwohl ich allerdings noch mehrere anführen könnte. verhehlen konnte, daß gegenwärtig, ſoweit unſere 

Aus all' dieſen Gründen nun erlaube ich mir Verhältniſſe zu berückſichtigen find, Manches für die 
den Antrag zu ſtellen (liest) : Freilaſſung der Amtswohnungen der zur Seelſorge 

„Der Abſatz 5 des $. 2 habe zu lauten: gehörigen Perſonen ſpricht. 

„„Die Amtswohnungen und Amtslocali— Auf das Entſchiedenſte muß ich mich jedoch 
täten der zur Seelſorge gehörigen Perſonen [gegen den Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. 
aller geſetzlich anerkannten Kirchen und Re- Harant ausſprechen, denn ich muß von meinem 
ligionsgenoſſenſchaften, dann die Klöſter jener Standpunkte wenigſtens bemerken, daß der Staat 
geiſtlichen Orden und Congregationen, deren nicht das geringſte Intereſſe hat, derartige Orden, 
Mitglieder ſich ihre Subſiſtenzmittel durch welche durch Almoſenſammlungen u. ſ. w. ihre Sub⸗ 
Almoſenſammlung beſchaffen.““ ſiſtenzmittel fih beſchaffen, zu begünſtigen, indem er 

ihnen Steuerfreiheit für ihre Gebäude gewährt. 

Ich muß mich daher in erſter Linie für den 
Ausſchußantrag erklären und könnte höchſtens ſo viel 
concebirem, daß im Falle einer Ablehnung der Aus— 
ſchußanträge auf die Regierungsvorlage zurück— 
gegangen werde. Aber weder die geſtellten Zuſatz⸗ 
anträge des Herrn Abgeordneten Dr. Czerkawski, 
noch den des Herrn Abgeordneten Dr. Harant 
kann ich vom Standpunkte des Ausſchuſſes als 
annehmbar erklären. | 


Práfident: Der Herr Abgeordnete Dr. Harant 
ſtellt den Antrag, daß Abſatz 5 des 8. 2 folgender— 
maßen zu lauten habe: ( Wiederholt den Antrag.) 

Der erfte Theil bes Antrages iſt gleichlautend 
mit der Regierungsvorlage, der zweite Theil iſt ein 
neuer Antrag und muß daher erſt zur Unterſtützung 
gebracht werden. Ich erſuche jene Herren, welche den 
zweiten Theil des ſoeben verleſenen Antrages des 
Herrn Abgeordneten Dr. Harant unterſtützen, ſich 
zu erheben. (Geschieht. Derſelbe iſt hinreichend 
unterſtützt. 

Ka der Herr Berichterftatter pas 


Präſident: Es liegen zu dieſem Alinea zwei 
poſitive Anträge vor und außerdem der Antrag 
Schönerer auf Ablehnung dieſes Alinea, Die An- 
hänger dieſes Antrages werden ihren Anſchauungen 
bei der Abſtimmung Rechnung tragen können; was 
die Abänderungsanträge betrifft, ſo gleichen ſich 
jener des Herrn Abgeordneten Dr. Czerkawski 
und jener des Herrn Abgeordneten Dr. Har ant in 
ihrem erſten Theile, da beide die Regierungsvorlage 
wieder aufnehmen. 

Herr Abgeordneter Dr. Czerkawski bean— 
tragt weiters jedoch die Beifügung der Worte: 
„ſowie die Amtswohnungen der Volksſchullehrer.“ 

Herr Abgeordneter Dr. Harant beantragt 
dagegen (lest) : 

„Abſatz 5 hätte zu lauten: Die Amts— 
wohnungen und Amtslocalitäten der zur 

Seelſorge gehörigen Perſonen aller geſetzlich 


Wor 


Berichterſtatter Dr. Beer: Es ſind an mich 
Anfragen geſtellt worden von Seite zweier Herren 
Abgeordneten aus Galizien, wie es mit den Lehrer⸗ 
wohnungen ſtehe. Die Lehrerwohnungen, ſoweit ſie 
in Schulgebäuden liegen, ſind ſteuerfrei, und ſchon 
eine aufmerkſame Durchleſung des Geſetzes hätte 
dieſe Ueberzeugung erhärten können. Denn im 
Alinea 7 des 8. 2 heißt es ausdrücklich (liest): 

„Die Gebäude der zur freien öffentlichen 

Benützung gewidmeten Bibliotheken und 

Muſeen und der öffentlichen, dann der von 

Corporationen oder Stiftungen erhaltenen, 

mit dem Oeffentlichkeitsrechte verſehenen 

Lehr⸗, Bildungs⸗ und Erziehungsanſtalten, 


ſoferne dieſelben keine Erwerbsunter⸗ anerkannten Kirchen und Religionsgenoffen- 
nehmung bilden,“ ſchaften, dann bie Klöſter jener geiſtlichen 
ſind ſteuerfrei. Wenn ſich alſo die Lehrerwohnungen Orden und Congregationen, deren Mitglieder 
im Schulgebäude befinden, ſo können ſie zur ſich ihre Subſiſtenzmittel durch Almoſen— 


Beſteuerung nicht herangezogen werden, und ich ſammlung beſchaffen.“ 
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Nachdem bieje Anträge Abänderungsanträge 
ſind, ſo werde ich dieſelben zuerſt, und zwar 
zunächſt den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Dr. Czerkawski, wenn er abgelehnt wird, den 
Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. Harant und 
dann den Ausſchußantrag zur Abſtimmung bringen. 
Wird dagegen eine Einwendung erhoben? 

(Abgeordneter Kowalski meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Kowalski hat das 
Wort. 


Abgeordneter Kowalski: Ich würde wünſchen, 
daß der Herr Präſident den Antrag des Herrn Abge— 
ordneten Dr. Czerkawski getrennt zur Abſtimmung 
bringe. Zuerſt den erſten Abſatz desſelben, der die 
Faſſung des Alinea 5 nach der Regierungsvorlage 
enthält, für welche auch ich eintrete, und dann den 
übrigen Theil des Antrages. 


Präſident: Ich werde dieſem Wunſche Rech 
nung tragen. 

Ich erſuche jene Herren, welche nach dem An— 
trage des Herrn Abgeordneten Dr. Czerkawski, 
deſſen Antrag in ſeinem erſten Theile zuſammenfällt 
mit dem Antrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Harant, den erſten Theil des Alinea 5 ſtiliſiren 
wollen (lest): 

„Die Umtswohnungen und Amtslocali— 
täten der zur Seelſorge gehörigen Perſonen 
aller geſetzlich anerkannten Kirchen und Reli— 
gionsgenoſſenſchaften“ — 

fid) zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag iſt ab: 
gelehnt. 

Nun werde ich den Abſatz 5 nach dem Aus: 
ſchußantrage zur Abſtimmung bringen. Derſelbe 
lautet (liest) H 

„Die Amtslocalitäten der zur Seelforge 
gehörigen Perſonen aller geſetzlich aner— 
kannten Kirchen und Religionsgenoſſen— 
ſchaften.“ 

Diejenigen Herren, welche dieſe Faſſung an— 
nehmen, bitte ich, fi) zu erheben. (Geschieht.) Der 
Abſatz 5 iſt nach dem Ausſchußantrage ange— 
nommen. 

Nun bitte ich jene Herren, welche der Auf— 
nahme des vom Herrn Abgeordneten Czerkawski 
beantragten Zuſatzes (liest) : 


„ſowie die Amtswohnungen der Volks— 
ſchullehrer“ — 
beiſtimmen, fid zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag 
iſt abgelehnt. 

Diejenigen Herren, welche den vom Herrn Abe 
geordneten Dr. Harant beantragten Bujak (liest): 

„dann der Klöſter jener geiſtlichen Orden. 
und Congregationen, deren Mitglieder ſich 
ihre Subſiſtenzmittel durch Almoſenſamm— 
lung beſchaſſen“ — 

annehmen, bitte ich, fid) zu erheben. (Geschieht.) Der 
Antrag iſt abgelehnt. 

Somit ijt ber Abſatz 5 nach dem Antrage des 
Ausſchuſſes angenommen. 

Nachdem zum ſechſten Punkte viele Redner ein— 
getragen ſind, ſo werde ich in Anbetracht der vor— 
gerückten Stunde die Sitzung ſchließen. 

Die nächſte Sitzung findet morgen Bor: 
mittags 11 Uhr ſtatt. 

Gegenſtand der Tagesordnung: 

Erſte Leſung des Antrages des Herrn Abge— 
ordneten Ritter v. Schönerer und Genoſſen wegen 
Errichtung einer ökonomiſch-paraſitologiſchen Vere 
ſuchs- und Centralſtation (448 der Beilagen); 

Fortſetzung der Specialbebatte über das Gee 
bäudeſteuergeſetz (294 der Beilagen), 

Ich erſuche noch folgende Einladungen zu 
Ausſchußſitzungen zur Kenntniß zu nehmen: 

Der Ausſchuß für politiſche Verwal— 
tung hält heute um ½7 Uhr Abends eine Sitzung 
in der Abtheilung V. Auf der Tagesordnung ſteht 
der Geſetzentwurf, betreffend die Aichbehörden; 
der Juſtizausſchuß hält heute Abends um 
6 Uhr; ber Eiſenbahnausſchuß heute Abends um 
1/,7 Uhr in der Abtheilung II eine Sitzung. Auf der 
Tagesordnung ſteht die Specialdebatte über den Gee 
ſetzentwurf, betreffend die Salzkammergutbahn, die 
Przemysl-Lupkower Bahn, und über die Regierungs— 
vorlage, betreffend die Troppau-Vlarapaßbahn. — 
Der Ausſchuß zur Vorberathung über den Geſetz— 
entwurf, betreffend die Verzehrungsſteuer für 
Fleiſch, wird heute Abends präcife um 26 Uhr 
eine Sitzung abhalten. 


Die Sitzung tft geſchloſſen. 
(Schluss der Sitzung 2 Uhr 55 Minuten.) 


Berichtigung. 


Im ſtenographiſchen Protokolle der 120. Sitzung ſoll es in der Rede des Abgeordneten 
Auſpitz, und zwar Seite 4199, Fi links, Zeile 17 von unten ftatt „von 5 fl. per Quadratklafter bis 


300 fl.“ richtig lauten „von 


Zeile 14 von unten ſtatt „die kleinen Häusler relativ weniger, . 


5 fl. per Ouadratklafter bis 3000 fl.“, und Seite 4202, Spalte links, 


‚reiden Gebäude des flachen Landes 


relativ mehr“ richtig „die kleinen Häusler relativ mehr, reichen Gebäude des flachen Landes relativ 


weniger“. 


— I — 


Aus der k, k. Hof- und Staatsdruckerei. 


f 


— —— 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Fu; ſtellte 
drei Abänderungsanträge. Zuerſt ſoll nach ſeinem 
Antrage ber erſte Satz des zweiten Alinea folgende 
Faſſung bekommen (liest): 

„In Orten, in welchen in dem der Steuer— 
veranlagung, beziehungsweiſe Kataſter— 
reviſion (8. 22) vorausgegangenen Jahre 
die Anzahl der Gebäude, welche einen Zins— 
ertrag durch Vermiethung abwerfen, jene der 
nicht vermietheten Gebäude und außer— 
dem die Anzahl der vermietheten Wohn— 
beſtandtheile jene der nicht vermietheten 
Wohnbeſtandtheile überſtieg . . .“ 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen, fid) zu erheben. (Geschieht,) Er iſt 
unterſtützt. 

Zum zweiten Alinen beantragt der Herr Abge— 
ordnete Fux, daß vor das Wort „überſtieg“ 
die Worte „um mindeſtens zwei Dritt— 
theil“ eingefügt werden. Diejenigen Herren, 
welche dieſen Antrag unterſtützen, wollen ſich er— 
heben. (Geschieht.) Der Antrag ijt unterſtützt. 

Endlich beantragt Herr Abgeordneter Fux, daß 
dem letzten Alinea der Zuſatz beigefügt werde (liest) : 
„Als Wohnbeſtandtheile im Sinne dieſes 
Geſetzes find nur jene Gebäudebeſtand— 
theile anzuſehen, welche nach allgemei— 
ner oder örtlicher Gepflogenheit zum 
Bewohnen beſtimmt find.” 

Diejenigen Herren, welche dieſen Antrag unter— 
ſtützen, wollen ſich erheben. (Geschieht.) Der Une 
trag ift unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Fuchs hat das Wort. 


Abgeordneter Fuchs: Trotzdem es meine Ab— 
ſicht war, gleich dem unmittelbaren Herrn Vorredner 


gegen den $. 1 zu ſprechen und da meine Vormerkung 


„für“ nur eine irrthümliche ſein kann, ſo verzichte 
ich mit Rückſicht auf die Ausführungen meines un— 
mittelbaren Herrn Vorredners gegenwärtig auf das 
Wort. (Bravo!) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr, Krona— 
wetter hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Nach §. 1 
dieſes Geſetzentwurfes ſoll die Beſteuerung bei ver— 
mietheten Gebäuden auf Grundlage des erhobenen 
Miethzinſes, das iſt nach jenem Betrage, welchen der 
Hauseigenthümer für die vermietheten Localitäten 
wirklich erhält, oder welchen er für die nicht ver- 
mietheten Localitäten im Falle ihrer Vermiethung 
erhalten würde, eintreten. Dieſer Beiſatz, wie er ſo 


ganz ohne alle Einſchränkung daſteht, ſcheint mir 
nicht richtig zu ſein und ſcheint mir mit dem Principe 


einer gerechten Beſteuerung im Widerſpruche zu ſtehen 
Die Theorie, folange fie die Ertragsſteuer in ihre 
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Reinheit als unbedingt richtig verfochten hat, iſt aller— 
dings zu dieſer Anſchauung gekommen, und es iſt die 
Anſchauung auch von den Anhängern der Ertrag- 
ſteuer in der Finanzwiſſenſchaſt ausgeſprochen worden, 
daß der Eigenthümer eines der Ertragsſteuer unter— 
liegenden Objectes auch dann die Steuer zahlen 
müſſe, wenn in einem gegebenen Falle von ihm ein 
Ertrag aus dem Objecte nicht erzielt worden iſt, 
indem man ſagt: Die Steuer wird nur vom durch— 
ſchnittlichen, vom angenommenen, vom fictiven, 
vom kataſtrirten Ertrage gezahlt, der von dem 
wirklichen weit differiren kann, und was in einem 
Jahre allfällig zu viel wegen mangelnden oder 
nicht hohen Ertrages gezahlt wurde, kann in 
einem anderen Jahre, wo im Verhältniſſe zum 
wirklichen der vorgeſchriebene Ertrag ein kleinerer 
iſt, ſich wieder ausgleichen durch das Princip 
der Steuereinſchätzung von Seite der Steuerpflich— 
tigen, durch das Princip der Faſſion aber wird 
der Grundgedanke, der den alten Ertragsftenern zu 
Grunde liegt, bedeutend modificirt; es nähert fidi 
durch dieſe beiden Gedanken der Faſſion einerſeits 
und der Einſchätzung durch die ſteuerpflichtigen Mit— 
bürger und Collegen, durch dieſe Controle der Faſ— 
ſion des Einzelnen andererſeits die Ertragsſteuer in 
ihrem Weſen gar ſehr der Einkommenſteuer, und die 
Frage, ob es recht iſt, neben dieſen auf dieſe Art und 
Weiſe beſtimmten Ertragsſteuern noch eine beſondere 
Perſonaleinkommenſteuer einzuheben, iſt gegenwärtig 
zu beſprechen nicht die Zeit. Soviel iſt aber 
allerdings richtig, daß, wenn die Ertrags— 
ſteuer ohnehin ſich der Einkommenſteuer durch die 
Faſſion des Steuerpflichtigen und durch deren 
Controle von Seite der Einſchätzungscommiſſionen 
nähert, man nur dann und inſoferne ein Object 
beſteuern kann, als es wirklich einen Ertrag liefert. 
Die Steuer iſt ja nichts Anderes als ein aliquoter 
Theil des aus dem Objecte wirklich erzielten Ertra— 
ges. Wo ein folder Ertrag nicht ijt, ijt es unrecht, 
von einem Objecte eine Steuer zu nehmen. 

Im Motivenberichte wird geſagt, es ſeien 
Steuerbefreiungen wegen Leerſtehung von Wohn⸗ 
gebäuden nicht principiell und wegen des mangeln— 
den Ertrages in einem ſolchen Falle, ſondern nur 
wegen der enormen Höhe der Hauszinsſteuer in Oeſter— 
reich gerechtfertigt. Nein, dies findet ſich überall; der 
Gedanke, bei erwieſener Ertragsloſigkeit des Steuer— 
objectes, alfo bei Unglücksfällen, bei Elementar- 
ereigniſſen und der Leerſtehung einer Wohnung im 
Falle der Nichtvermiethung u. ſ. w., keine Steuer 
einzuheben, iſt eine vollkommen richtige Conſequenz 
aus dem Grundgedanken, daß, wo kein Ertrag iſt, 
auch kein Theil des Ertrages da iſt, der als Steuer 
genommen werden könnte. 

Zu außerordentlichen Mißſtänden führt aber 
die Beſtimmung, die hier ſteht, in großen Städten, 
und mir ſind die Verhältniſſe der Stadt Wien ſeit 
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einer Reihe von Jahren in der Beziehung bekannt; 
ich will hier das ungeſetzliche Vorgehen in Wien, das 
ſich aber gewohnheitsrechtlich herausgebildet hat, 
darſtellen, um dem hohen Hauſe zu zeigen, wohin es 
lommt, wenn man einen fictiven, in Wirklichkeit aber 
nicht erzielten Ertrag als Steuerbaſis annehmen will. 
Es heißt hier, der Hausherr muß ſteuern, und zwar 
wird auch bei einer Nichtvermiethung der Ertrag als 
Steuerbaſis angenommen, der dem wirklich erziel 
baren Ertrage gleich ijt. Es hat fid) in Wien öfter 
ereignet, daß wir Perioden von enormer Wohnungs 
noth hatten, ich erinnere an das Jahr 1857, wo die dar 
mals herrſchende Wohnungsnoth den erften Anſtoß zum 
Gedanken der Stadterweiterung gegeben hat. Ebenſo 
war es im Anfange der Sechziger Jahre; ich erinnere 
an die Jahre 1862 und 1863. Was iſt die Folge 
geweſen? Wie die Nachfrage nach Wohnungen eine 
größere geweſen iſt, ſind die Hausherren mit dem 
Zinſe enorm hinaufgegangen. Nun ſind die Men 
ſchen nicht gleich; der eine hängt an irdiſchen Gütern 
mehr, der andere weniger, der eine war rückſichtslos 
und hat ſeine Miethparteien geſteigert, der andere 
hatte mehr Humanität und Mitgefühl und hat dies 
weniger gethan. Bevor daher eine Ausgleichung in 
Wien bezüglich der Zinſe erfolgte, die ja doch immer 
eine gewiſſe Zeit vorausſetzt, hat man Häuſer gefun 
den, deren Zins gegenüber den anderen enorm hoch 
hinaufgetrieben wurde, und dies insbeſondere da, 
wo ein häufiger Beſitzwechſel ſtattgefunden hat, wäh 
rend in den Häuſern, die z. B. im Eigenthume der 
todten Hand geweſen ſind — ich ſage überall die 
Wahrheit — und Lefonderg in den Häuſern der 
Klöſter die Parteien weniger, ja gewöhnlich nur dann 
geſteigert wurden, wenn Jemand ausgezogen iſt. Es 
hat aber auch genug andere humane Hausherren 
gegeben, die die Parteien nicht ſo hoch hinaufgetrie 
ben haben. Was hat nun unſere Steueradminiſtra— 
tion in Wien gethan! Die hat geſagt: Ihr habt 
nicht den wirklichen Ertrag von euren, Häuſern zu 
verſteuern, ſondern ihr müßt den Ertrag verſteuern, 
den ihr allenfalls durch die Steigerung eurer Miethen 
herausbringen könnt. Sieh' zum Hausherrn daneben, 
der hat um 200 fl. Zimmer und Kammer vermiethet, 
bei dir iſt dieſelbe Wohnung um 100 fl. ver— 
miethet, ſteigere, zum Verſteuern kömmt nicht wirk— 
licher Ertrag; du könnteſt auch die Wohnung ver 
ſchenken, aber verſteuert muß jener Ertrag wer— 
den, den man durch Steigerung erzielen kann, 
und jetzt bei dem großen Bedarfe an Wohnungen iſt 
deine Wohnung viel zu gering vermiethet; wir wer— 
den dir für die Steuer, obwohl du factiſch nicht 
ſteigerſt, einen geſteigerten Zins vorſchreiben. 

Dieſes Vorgehen der Steueradminiſtration in 
Wien hat große und ich ſage es offen, vollkommen 
gerechte Erbitterung in der Bevölkerung hervor— 
gerufen, wenn man den Hausherrn durch die Steuer— 
behörde zwingt, einen Geſchäſtsmann, einen Familien- 
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vater mit ſeinen Kindern, der noch ſo glücklich iſt, 
einen humanen Hausherrn zu beſitzen, zu ſteigern, 
damit er nicht Gefahr laufe, einen Zins verſteuern 
zu müſſen, den er in ſeinem Leben nicht einge— 
hoben hat. 

Die Uebelſtände ſind derart geweſen, daß ſogar 
im Wiener Gemeinderathe eine Interpellation in 
dieſer Beziehung geſtellt wurde, und iſt dann aller— 
dings Abhilfe getroffen worden, wenigſtens ift mir 
nach dem Jahre 1863 nicht mehr erinnerlich, daß 
ſolche Beſchwerden über die Steueradminiſtration von 
Wien vorgekommen wären. Ich weiß nicht, war der 
Grund dafür darin zu ſuchen, daß die [Hausherren 
alle gleichmäßig geſteigert haben, oder lag er wirk— 
lich in der menſchlicheren humaneren Anwendung ber 
Steuergeſetze. Iſt es nun richtig, daß man nur den 
wirklichen Ertrag beſteuern ſoll, fo follman zu einem 
ſolchen Vorgehen der Steuerbehörden nicht dadurch 
Anlaß geben, daß man im Geſetze ſagt: „oder jenen 
Zins, den er für nicht vermiethete Localitäten im 
Falle ihrer Vermiethung erhalten würde.“ Die Herren 
werden ſagen: Ja, wenn er um einen geringeren 
Zins vermiethet hat, ift eine nicht vermiethete Locali- 
tät nicht vorhanden, und es iſt widerrechtlich, daß 
man ihm im Falle der wirklichen Vermiethung nicht 
den wirklichen Zins, ſondern einen für die Steuer 
bemeſſung eigens fingirten Zins vorſchreibt. Das war 
aber ſchon jetzt geltendes Geſetz, aber das Gewohn 
heitsrecht, das fid) da factifd) herausgebildet hat, war 
anders. Die Steuerbehörde hat geſagt: Ja, da 
könnte man, ut aliquid fecisse videatur, einen nod) 
jo geringen Miethzins vereinbaren und wir könnten 
dieſen geringen Zins dann nicht parificiren, das Ge— 
ſetz wäre umgangen, wir müſſen das Geſetz nicht nach 
dem Buchſtaben, ſondern ſeinem Geiſte nach auslegen 
und der Geiſt iſt der, wenn der Miethzins ver— 
hältnißmäßig gegenüber dem, welchen der Nachbar 
Hausherr oder überhaupt ein Hausherr, der einen 
höheren Zins für gleiche Wohnbeſtandtheile hat, ge 
ringer iſt, dieſen wirklich eingehobenen geringeren 
Zins für bie Beſteuerung mit dem höheren Binge ane 
derer Gebäude zu parificiven und von dem alſo pari- 
ſicirten Zinſe auch die Steuer dann einzuheben, 
wenn der Hausherr einen geringeren Zins ein— 
nahm. 

Indem dies nun meiner Anſicht nach dem 
Gedanken einer Steuer geradezu widerſpricht, die 
von dem wirklichen Ertrage genommen werden ſoll, 
ſollte man Bedenken tragen, dieſelbe Steuer dort 
aufzulegen, wo erwieſenermaßen kein Ertrag oder 
nur ein geringer Ertrag vorhanden iſt, und man 
ſollte die Hauszinsſteuer bei nicht vermietheten 
Localitäten nur dann eintreten laſſen, wenn der 
Hausherr dieſe nicht vermietheten Localitäten wirk— 
lich benützt. Benützt er ſie nicht, ſondern ſchenkt er 
ſie her, ſo ſoll er auch keine Steuer dafür zahlen. 
Uebrigens werden nicht viele ſolche Fälle vorkommen; 
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die Fälle, wo ber Hausherr unentgeltlich Wohnungen 
vergibt, werden ſo rar ſein, daß ſie wohl in ihren 
Folgen für den Steuerertrag verſchwinden werden, 
und wenn ſie auch häufiger vorkommen ſollten, ſo 
wird der Nutzen, den die Partei dadurch zieht, daß 
ſie eine Wohnung unentgeltlich inne hat, dadurch 
wieder von der Steuer getroffen, daß ſie denſelben 
bei der Einkommenſteuer zu verſteuern hat; denn 
dieſer ganze Nutzen wird ihr bei der Faſſion zur 
Einkommenſteuer als ſteuerpflichtig angerechnet. Ab 
geſehen alſo von der Unwahrſcheinlichkeit, daß der— 
artige Fälle oft vorkommen werden und ſo für den 
Staat eine Einbuße bei der Hauszinsſteuer ente 
ſtünde, würde auch darum wieder dem geſamm 
ten Steuereingange kein Eintrag geſchehen, da 
der ſo begünſtigten Partei der Nutzen wieder bei der 
Einkommenſteuer angerechnet wird. 

Mein Autrag bezweckt, nicht bloß die Hausherren, 
ſondern das ganze Publicum vor folden Ungerech— 
tigteiten zu ſichern, wie fie in Wien gerade in Zeiten 
verübt wurden, wo die Bevölkerung durch die hohen 
Wohnungszinſe am ärgſten bedrückt war und mit 
ihrem Ertrage und Verdienſte aus ihren Gewerben 
oder fonftiger Beſchäftigung dieſer Erhöhung der 
Miethe nicht folgen und ihre Einnahmen nicht auf 
ein ſo hohes Maß bringen konnte, daß ſie den erhöh— 
ten Miethzinſen entſprechend wären. Zu ſolchen 
Zeiten hat die Steuerbehörde noch die Hausherren 
gezwungen, den Zins zu ſteigern. Damit dies in 
Zukunft nicht mehr vorkomme und eine ſolche Inter— 
pretation des Geſetzes nicht mehr ſtattſinde, und weil 
es ungerecht iſt, eine Steuer von Einem zu nehmen, 
der keinen Ertrag bezieht, ſollte nach den Worten 
„nicht vermietheten Localitäten“ eingeſchaltet werden, 
„jedoch von ihm benützten“, und ich bean— 
trage hiermit diefe Einſchaltung. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Kronawetter beantragt in Alinea 2 des $, 1 nad) 
den Worten „nicht vermietheten Localitäten“ die 
Einſchaltung zu machen: „jedoch von ihm benützten“. 

Ich bitte die Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen, fich zu erheben. (Geschieht.) Gv ijt 
unter ſtü gt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Heils berg hat 
das Wort. ; 


Abgeordneter Dr. Heilsberg: Wenn id) in 
dieſer Debatte für den S. 1 eingetragen erſcheine, jo 
hat das wohl nur in der Einſchränkung zu gelten, 
daß ich nur in der Lage bin, für denſelben zu 
ſtimmen, wenn jene weſentliche Klarſtellung und jene 
Zuſätze, welche zur Verbeſſerung des $. 1 beitragen 
ſollen, angenommen werden. Es iſt das Verhältniß 
gegenüber dieſem einen Paragraphe dasſelbe, wie es 
vielſeitig gegenüber der ganzen Regierungsvorlage 
beſteht, nämlich, daß, obwohl wir für das Eingehen in 


die Specialdebatte geſtimmt haben, wir uns doch die 
Art unſerer Abſtimmung bei der dritten Leſung vor— 
behalten müſſen, je nachdem dieſe Verbeſſerungs- und 
Abänderungsanträge zu dem Geſetze der Annahme 
theilhaftig werden oder nicht. (Bravo! auf der äus- 
serslen Linken.) 

Ich muß zur Unterſtützung des vorher geftellten 
Antrages ſowohl hinſichtlich des erſten, als des 
zweiten Theiles einige Bemerkungen machen. Es iſt 
in dem zweiten Alinea dieſes Paragraphes geſagt, 
daß, wenn Gebäude und Wohnungsbeſtandtheile, 
welche vermiethet find, die Anzahl derjenigen 
Gebäude und Wohnungsbeſtandtheile, die nicht ver 
miethet find, überſteigen, die Beſteuerung nach dem 
Zinsertrage eintritt. j 

Es ijt ſchon vielfach bei Dieter Faſſung die 
Frage aufgeworſen worden, wie das verftanden 
werden ſoll, und es iſt die Auslegung in ganz ver— 
ſchiedener Weife erfolgt. Von der einen Seite wurde 
es ſo aufgefaßt, daß beide Summen, die vermietheten 
Gebäude und Wohnbeſtandtheile zuſammengenommen, 
gegenübergeſtellt werden müſſen der Summe nicht 
vermietheter Gebäude und Wohnbeſtandtheile, 
währenddem der Motivenbericht allerdings für ſich 
in Anſpruch nimmt, daß er es nur ſo verſtanden 
haben will, daß auf der einen Seite die Anzahl der 
vermietheten Gebäude die der nicht vermietheten, und 
andererſeits die Summe der vermietheten Wohn— 
beſtandtheile die Summe der nicht vermietheten über- 
ragen muß. Nachdem es aber bei einem Geſetze, 
welches beſtimmt iſt, vielleicht für Generationen in 
Wirkſamkeit zu bleiben, doch nicht zutreffend iſt, 
etwaige Undeutlichkeiten mit Hinweis auf einen 
Motivenbericht, der allenfalls in den Aeten und im 
Archive zurückbleibt, aber nicht in die Hände der 
ausführenden Organe und der Bevölkerung gelangt, 
zu behalten, und da es nicht zuläſſig iſt, ſich auf den 
Motivenbericht zu berufen, beſonders in jenem Falle, 
wo es ja ſo leicht iſt, dieſe Berufung damit zu 


erſparen, daß man eine vollkommen deutliche unde 


klare Faſſung an die Stelle der gewiß heute unklaren 
und undeutlichen treten läßt — ſo ſprechen wohl die 
einfachſten und ſchlagendſten Gründe dafür, die ſtili— 
ſtiſche Faſſung dieſes erſten Theiles des zweiten 
Alinea zu einer klareren und präciferen reifen 
zu laſſen. 

Ich glaube dieſe Forderung bei der jetzigen 
Faſſung durch die Schwierigkeit, künftig in 
Hunderten von Organen auch wirklich die richtige 
Anwendung zu veranlaſſen, gerechtfertigt gegenüber 
der Leichtigkeit des Mittels, heute die klarere Faſ— 
ſung anzunehmen, und dies ſpricht eben am kräf— 
tigſten für die beantragte klarere Faſſung. 

Ich habe noch einen zweiten Punkt zu berühren, 
Hier in dieſem Paragraphe kommt zum erſten Male 
ein weſentlicher Ausdruck und Begriff des Geſetzes 
vor, der Ausdruck „Wohnbeſtandtheil“. Nicht nur 
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hier bei der Beſteuerung nach dem Zinsertrage iſt 
es weſentlich, fid) über dieſen Begriff „Wohnbeſtand— 
theil“ vollkommene Klarheit zu verſchaffen, da es 
ja nach der Klarſtellung dieſes Begriffes entſchieden 
wird, ob in gerechter oder nicht gerechter Weiſe die 
Steuer in irgend einem Orte, und das trifft vor— 
wiegend die kleinen Städte und Märkte, nach dem 
Zinsertrage bemeſſen werden ſoll, auch im ſpäteren 
8. 18, lit. 0. kommt dies zur Anwendung, je nachdem 
man in einem Gebäude einen oder mehrere Wohn— 
beſtandtheile als vorhanden annimmt, hat es auf 
die Ziffer Einfluß, welche als Minimalnutzungs— 
werth angenommen werden ſoll. 

Dieſer Begriff iſt demnach von großer Wichtig 
teit, und darum glaube ich, iſt eine einfache und klare 
Präeiſirung desſelben unbedingt nothwendig. 

Von dem geehrten Herrn Vorredner, welcher 
dieſe Begriffsbeſtimmung gegeben hat, iſt ſchon nach— 
gewieſen worden, welche Nachtheile für die Be 
ſteuerung ſowohl in dieſem Falle, als bei der Be— 
meſſung nach dem Nutzungswerthe durch die unklare 
oder nicht deutlich gemachte Faſſung erwachſen 
können. Es können ſonſt Wohnbeſtandtheile als ſolche 
hineinbezogen werden, welche aber unbedingt nicht 
als Beſtandtheile, die bewohnt werden können, zu 
bezeichnen ſind. Daß demnach in dieſer Beziehung die 
Klarſtellung dringlich nothwendig iſt, um eine 
Schädigung der Steuerträger zu verhüten, iſt ſowohl 
nach dem, was früher hier ausgeſprochen wurde, als 
nach dem, was ich mir zu bemerken erlaubte, gewiß 
unbeftritten, 

Ich fühle mich dadurch beſonders veranlaßt, 
für dieſe beiden Klarſtellungen in dem Geſetze zu 
ſprechen, weil ich mir vollkommen klar bin, daß man 
nur dann für dieſen und die folgenden Paragraphe 
ſtimmen kann, wenn man für jene Orte, wo das Ver— 
hältniß zweifelhaft iſt, und dies ſind namentlich die 
kleineren Städte und Märkte, bei allen jenen Beſtim— 
mungen, welche in ihrer Faſſung unklar ſind oder 
gerade eine ſehr gefährliche Spitze haben, die Unklar— 
heiten klar zu ſtellen und die gefährliche Spitze gegen— 
über den Steuerträgern abzuwenden und ungefährlich 
zu machen beſtrebt iſt. y 

Ich ſtimme auch für jene Beſtimmung, welche 
zwei Drittel beantragt, und ich glaube im Intereſſe 
der Steuerträger die Annahme dieſer Aenderung dem 
hohen Hauſe empfehlen zu ſollen. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Ritter 
v. Schönerer hat das Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Schönerer: Der 
Hauptgrund, daß ich für das Eingehen in die Special— 
debatte über dieſes Geſetz geſtimmt habe, war für 
mich der, daß ſchon ſeinerzeit die Principien der 
Ertragsbeſteuerung und der Variabilität der Steuer 
bei Berathung des Grundſteuergeſetzes beſchloſſen 


worden ſind. Ich hielt es daher auch für überflüſſig, 
in der Generaldebatte über die mir entſprechend 
ſcheinenden Prineipien der Steuerreform das Wort 
zu ergreifen, weil ja ein ſolcher Antrag, der von dem 
Herrn Abgeordneten Fux im Ausſchuſſe geſtellt und 
von mir unterſtützt wurde, auch dort bereits in der 
Minorität blieb. Ich halte dafür, daß es eine miß— 
liche Zwangslage für uns ſchuf, daß das Grund— 
ſteuergeſetz ſeinerzeit allein beſchloſſen wurde, ohne 
die anderen Vorlagen zugleich zum Geſetze werden 
zu laſſen, namentlich aus dem Grunde, weil das 
Grundſteuergeſetz von einem ganz anders zuſammen— 
geſetzten Parlamente beſchloſſen wurde, und dieſes 
Moment iſt für mich eines der mißlichſten bei der 
Berathung der jetzt eingebrachten Steuerreform— 
geſetze. 

Es iſt aber auch wahrſcheinlich — und in der 
Regel wird es der Fall ſein — daß ein anders 
zuſammengeſetztes Parlament auch andere, oft die 
entgegengeſetzten Anſichten entwickelt, und das ſind 
die Gründe, welche uns mit gebundenen Händen und 
gebundener Marſchroute zur Berathung dieſer Steuer— 
geſetze gebracht haben. 

Ich will nicht die Momente erwähnen, welche 
zu wenig berückſichtigt worden ſind, namentlich die 
Doppelbeſteuerung und die Ueberwälzung der Steuer, 
über welches wichtige Moment der Motivenbericht 
einfach kurz hinweggeht; ich will nur glauben, daß 
wir, nachdem dieſe Principien, die ich erwähnt habe, 
durch das Grundſteuergeſetz angenommen worden 
ſind, in die Berathung des vorliegenden Gebäude 
ſteuergeſetzes eingehen können und daß dieſe Vorlage 
jedenfalls verbeſſerungsfähig iſt. 

Ich habe daher auch die von dem Herrn Abge— 
ordneten Fux geftellten Anträge freudig begrüßt, 
ich werde auch dafür ſtimmen, und hoffe auch, daß 
in dieſer Richtung das Geſetz doch in einer ſolchen 
Weiſe amendirt werden wird, daß dadurch dem 
Grundſatze der Gerechtigkeit beſſer Rechnung getragen 
wird, als durch die uns vorliegenden Anträge des 
Ausſchuſſes. 

Ich habe mir auch bei Berathung dieſes Ge— 
ſetzes im Ausſchuſſe gleich bei $. 1 erlaubt, einen 
Antrag zu ſtellen, der aber abgelehnt wurde, und 
deſſen Ablehnung mich eben bei der Theilnahme an 
den Berathungen des Ausſchuſſes ſpäter in dieſer 
Richtung hemmen und beeinfluſſen mußte. Ich bin 
mir wohl auch klar, daß mein Antrag, den ich auch 
im Plenum des hohen Hauſes wiederholen werde, 
die Majorität desſelben nicht erreichen wird, ich kann 
dies nur bedauern, weil namentlich die Ueberwälzung 
der Steuer im vorliegenden Geſetze eine weitgehende 


Gefahr in Ausſicht ſtellt. Es handelt ſich einfach, und. 


gerade herausgeſagt, hauptſächlich um die Ueber— 
wälzung der jetzt beſtehenden Hauszinsſteuer oder 
eines Theiles derſelben auf die Claſſen- und Nut 
werthſteuer. Die Folge wird lehren, daß ich in dieſer 


— 


D 
de 


Richtung keine unwahre Behauptung ausgeſprochen 
habe. 

Es ift Hier ferner bei Berathung dieſes Geſetzes 
die Ungleichmäßigkeit und Unverhältnißmäßigkeit 
der Beſteuerung in der Richtung betont worden, daß 
die Großſtädte, wie Wien, viel mehr zahlen, als 
andere kleine Orte auf dem Lande, allein es iſt die 
Unverhältnißmäßigkeit durch keine Argumente be— 
wieſen worden; es iſt aber ganz naturgemäß und 
klar — und der Herr Berichterſtatter der Minorität 
hat es geſtern ausführlich nachgewieſen — daß ſolche 
Städte, welche mehrere und größere Steuerobjecte 
haben, der Summe nach auch mehr zahlen, daß aber 
die Höhe der Zuſchläge auf dem Lande die der in 
Wien ſtattfindenden bei weitem überſchreitet. Ich 
muß ferner geſtehen, daß mir die Verſicherung des 
jeweiligen Finanzminiſters, daß eine Erhöhung der 
Steuer nicht beabſichtigt werde, ebenſo als Schlag— 
wort erſcheint, wie die Aeußerung des Herrn Be— 
richterſtatters der Majorität, daß die in Rede 
ſtehende Vorlage nun nach Prüfung aller einſchlä— 
gigen Verhältniſſe entſprechend erſcheine und zur 
Annahme empfohlen werden könne. 

Bei 8. 1 des Geſetzes handelt es ſich darum, 
den Gegenſtand der Gebäudeſteuer zu beſtimmen. In 
dieſen Paragraph wird hauptſächlich der Schwer— 
punkt der Berathungen zu legen ſein; denn hier wird 
es darauf ankommen, zu zeigen, ob man gewillt iſt, 
der Tendenz, welche jetzt fo häufig bei Berathung 
neuer Geſetze zu Tage tritt, der Tendenz nämlich, 
immer und immer wieder der Mehrheit der Bevöl— 
kerung, das iſt der ärmeren Claſſe, neue und neue 
Opfer aufzuerlegen, auch hier Eingang zu verſchaf— 
fen. Es handelt fic) bei dieſem Geſetze wieder um 
die Durchführung dieſer Tendenz, und die nachfol— 
genden Geſetze zeigen, daß dieſe Tendenz eine im 
Staate feit Jahren nunmehr herrſchende geworden ift, 


Es handelt ſich nicht um Verſicherungen, die von 


maßgebender Stelle gemacht werden, ſondern bei 
Berathung eines Geſetzes handelt es ſich nach meiner 
Anſicht darum, was uns der Wortlaut des Geſetzes 
klar legt, welcher Sinn in den Wortlaut hineingelegt 
werden kann. Dieſer iſt für mich maßgebend bei ſo 
wichtigen und namentlich bei Steuergeſetzen, und 
darum halte ich es fchon heute für nothwendig zu 
betonen, daß durch den Sinn, der nach dem Wort— 
laute in die einzelnen Beſtimmungen hineingelegt 
werden kann, wieder das Meiſte auf das beliebteſte 
Laſtthier — wenn ich mich ſo ausdrücken darf — 
auf den Bauer gewälzt wird, welcher ſchon auch ſonſt 
in jeder Richtung am höchſten beſteuert iſt. Man 
ſagt häufig von anderer Seite, dieſen Leuten gehe es 
verhältnißmäßig noch am beſten; ich muß mir bei 
dieſer Gelegenheit zu betonen erlauben, daß, wenn 
dieſe Leute — und ſie ſind die Majorität der Bevöl— 
kerung — als gebildete Leute, wenn ſie menſchen— 
würdig leben würden, ſie die jetzt beſtehenden 
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Steuern nicht mehr ertragen könnten; weil ſie aber 
ſparſam und arbeitſam ſind, weil ſie nicht die Be— 
dürfniſſe gebildeter Leute haben, beſtehen ſie noch 
und können die ihnen auferlegten Steuern und Ab— 
gaben heute noch bezahlen. 

Die jetzige Formulirung des $. 1 ift gegenüber 
dem $. 1 des Hauszinsſteuerpatentes keine weſent— 
lich andere; dem Grundſatze entſprechend, der früher 
beliebt war, iſt auch der jetzt angenommen, daß, 
wenn die Hälfte der Gebäude oder vielmehr noch 
eines über die Hälfte vermiethet iſt, für die Zukunft 
in ſolchen Orten die Miethzinsſteuer Platz greifen 
ſoll. Ich habe mit großer Freude den Antrag des 
Herrn Abgeordneten Fux begrüßt, der in dieſer Be— 
ziehung eine Milderung eintreten laſſen will, dadurch, 
daß erſt, wenn wenigſtens zwei Drittel der Häuſer 
in einem Orte vermiethet ſind, der ganze Ort in die 
Hauszinsſteuer einbezogen werden ſolle. 

Es heißt dies, wie es auch ſchon bei anderer 
Gelegenheit betont wurde, daß, wenn ſich die Hälfte 
oder um einen mehr als die Hälſte der Hausbeſitzer 
eines Ortes ſoweit verſteigt, Wohnungen zu vers 
miethen, die andere Hälfte dafür beſtraft wird, in— 
dem ſie auch zur Zinsſteuer herbeigezogen wird. 
Man hat ſich daher jetzt, und es wird dies auch nach 
der Annahme des Paragraphes in vorliegender 
Faſſung geſchehen, oft geſcheut, dieſe Hälfte zu über— 
ſchreiten. Was war die Folge hiervon? Daß eine 
Menge Unterſtandsloſer geſchaffen wurde, daß das 
Vagabundiren auf dem Lande überhandgenommen 
hat, oder daß eine Menge von Leuten in einem Loche 
zuſammengepfercht wurde zum Nachtheile für die Sitt— 
lichkeit und Geſundheit der Bevölkerung. 

Auf mich macht überhaupt — um dies noch kurz 
zu betonen — jede unſerer Finanzvorlagen einen 
äußerſt peinlichen Eindruck, überall findet man die 
weitgehendſten fiscaliſchen Tendenzen, die Beſtre— 
bung, neue Steuerquellen zu finden, jeden Gulden, 
welcher dem Staate noch ſein Drittel nicht zahlt, zur 
Beſteuerung herbeizuziehen und jede Kleinigkeit, die 
nur einen Ertrag gewährt, aufzuſpüren. Man findet 
überall die jeſuitiſche Verleugnung der Doppel— 
beſteuerung und Ueberwälzung und die engel— 
reine Verſicherung der miniſteriellen Beſtrebungen 
nach einer gleichartigen Beſteuerung, allenfalls ſo, 
wie man ſich einen Waſſerſpiegel gleichvertheilt 
denken kann. 

Ich bedauere — ich muß dies nochmals be— 
tonen — die Zwangslage, in die wir verſetzt find durch 
die Annahme des Grundſteuergeſetzes, welches in 
einem anders zuſammengeſetzten Parlamente — ich 
betone dies, und es ſoll zugleich den Grund dafür 
abgeben dafür, daß ich für das Eingehen in die 
Specialdebatte geſtimmt habe — beſchloſſen worden 
ijt. Ich mache darauf aufmerkſam, daß der Motiven- 
bericht in ziemlich herausfordernder Weiſe folgenden 
Satz enthält (Mest): 
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„Es erſcheinen die beantragten Specials 
geſetze auch nur als organische Glieder eines 
einheitlichen Syſtemes, daher die Verwerfung 
auch nur eines derſelben die Harmonie des 
ganzen Baues zerſtören müßte.“ 

In der weitgehendſten Auslegung aufgefaßt, 
ift biefe Behauptung wohl richtig, doch kann ich es 
nur unpaſſend finden, daß im Motivenberichte in fo 
herausfordernder Weiſe mit uns gefproden wird. 
Andererſeits aber hat man beliebt, bei dieſem Geſetze 
wieder Befreiungen und Begünſtigungen eintreten 
zu affen, welche der Forderung der Gerechtigkeit, 
der Heranziehung aller Steuerpflichtigen nicht 
entſprechen. 

Ich behalte mir vor, wenn weitgehende weſent 
liche Aenderungen und Verbeſſerungen des Geſetzes 
in der Specialdebatte nicht angenommen werden, wenn 
einzelne Minoritätsvoten keine Annahme finden 
ſollten, in der dritten Leſung mit meinen engeren Ge 
ſinnungsgenoſſen gegen das Geſetz zu ſtimmen. Ich 
würde jedoch, wenn die Anträge, wie dies bod) geſtern 
Seine Excellenz der Herr Finanzminiſter erklärte, in 
dem er ſagte, daß er ſelbſt weitgehenden Aenderungen 
ſeine Zuſtimmung geben würde, ich würde, ſage ich, 
wenn die Anträge auf Abänderung Annahme finden 
würden, mich der Zwangslage ſügen und dem Ge— 
ſetze im Falle einer guten Amendirung zuſtimmen. 
Im Intereſſe der Gerechtigkeit jedoch und vom Grund— 
fate ausgehend, daß wir nicht Fictionen Schaffen follen, 
möchte ich Sie, meine Herren, bitten, meinen Antrag 
zu unterſtützen, welcher dahin geht, nur dort, wo ein 
ſactiſches Zinserträgniß vorhanden ift, die Zinsſteuer, 
in allen anderen Orten aber, wo dies nicht der Fall iſt 
die GAR s nach dem Nutzwerthe eintreten zu laſſen. 
Der 8. 1 ſollte alſo nach meinem Antrage lauten 
(lie Wen 

„Gegenſtand der Gebäudeſteuer ift entweder 
der Miethzinsertrag ober ber Nutzungswerth 
der Wohngebäude. 

Der Gebäudeſteuer nach dem Miethzinser— 
trage werden nur jene Gebäuden unterworfen, 
welche thatſächlich einen Zinsertrag durch 
Vermiethung abwerfen; die Beſteuerung aller 
übrigen, keinen Miethzins abwerſenden Ge— 
bäude wird im Wege der Einſchätzung nach 
dem jährlichen Nutzungswerthe bemeſſen 
werden.“ 

Ich empfehle im Intereſſe der Gerechtigkeit die 
Annahme dieſes Antrages (Bravo! Bravo! auf der 
dussersten Linken.) 


Präſident: Herr Abgeordneter Ritter v. 
Schönerer ſtellt den Antrag: (Liest denselben.) 

Ich bitte jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen wollen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Der 
Antrag ift hinreichend unterſtützt. 


zu laſſen, 


122. Ké Me der 8. Seffion am 5. März 1875. 
Herr Abgeordneter Freiherr v. Tinti hat das 
Wort. 


Abgeordneter Freiherr v. Tinti: 
bisher von allen Herren Vorrednern mit Ausnahme 


des letzten Herrn Vorredners die Tendenz des 
Steuerreformausſchuſſes dahin anerkannt, daß der 


Ausſchußantrag gegenüber der Regierungsvorlage 


den Zweck hat, die Einbeziehung der Ortſchaften in 


die Hauszinsſteuer zu erſchweren, die Beſteuerung 
nach dem Miethzinsertrage alſo erſt dann eintreten 


dazu vorhanden ſind. 

Man hat daher von Seite des Ausſchuſſes ſich 
nicht bloß damit begnügt — wie in der Regierungs- 
vorlage — daß die Mehrzahl der Wohnbeſtandtheile 
in einem Orte vermiethet ſein ſollen, ſondern man 
hat, und mit Recht, verlangt, daß auch der zweite 
Factor, die Mehrzahl der vermietheten Gebäude, 
hinzukomme, damit es eben nicht geſchehen könne, 
daß, wenn in einem Orte etwa nur ein oder wenige 
größere Gebäude, welche zahlreiche Wohnbeſtand— 
theile enthalten, vermiethet find, dadurch allein ſchon 
der Ort den Charakter eines Zinsortes erhalten ſoll, 
während thatſächlich die Mehrzahl der übrigen Ge— 
bäude, die möglicherweiſe kleinen Landwirthen ge— 


hören, nicht im Wege der Vermiethung benützt were 


den können oder wollen. 

Mir ſcheint dies ein ſehr weſentlicher Fort— 
ſchritt zu fein und vor Allem das Streben, bie Ze: 
denz des Steuerreformausſchuſſes zu bekunden, eine 
ſchwere, drückendere Steuer — und das bleibt ohne 


„Zweifel die Beſteuerung nach dem Miethziusertrage 


— von der ärmeren Bevölkerung abzuleiten. 

Es hat mich daher in der That mit Erſtaunen 
erfüllt, von dem unmittelbaren Herrn Vorredner den 
Vorwurf zu hören, als ſei den ſämmtlichen Steuer— 
reformvorlagen, und zwar nicht bloß denen der Re— 
gierung, ſondern auch denen des Ausſchuſſes die Ten— 
denz innewohnend, man wolle der ärmeren Bevölke— 
rung immer größere und größere Laſten auferlegen. 

Ich muß nicht nur für meine Perſon, ſondern, ich 
glaube auch hierzu berechtigt zu ſein, namens des ge— 
ſammten Steuerreformausſchuſſes gegen die Imputa— 
tion einer derartigen Tendenz feierlich Verwahrung ein— 
legen. ( Beifall.) Wahrlich, der Steuerreformausſchuß 
war ſtets redlich bemüht, die ärmere Bevölkerung zu 
ſchonen, und gerade das Gebäudeſteuergeſetz liefert 
Ihnen den Beweis, daß dieſes Beſtreben, ſoweit als 
es immer möglich war, ſeinen Ausdruck gefunden hat, 
und ich will nicht im Geringſten verkennen — ich 
erkläre mich ſelbſt gerne dazu bereit — daß noch Ab— 
änderungen am vorliegenden Geſetzentwurfe möglich 
ſind, welche noch weitere Begünſtigungen der ärmeren 
Bevölkerung gegenüber der Gebäudeſteuer zulaſſen. 

Allein der Antrag, den der Herr Abgeordnete 
Ritter v. Schönerer ſtellt, gerade dieſer Antrag 


Es wurde 


wenn in der That überwiegende Motive 


ſcheint mir geeignet, bie Bevöllerung fer empfindlich 
zu treffen, denn nach ſeinem Antrage können nicht 
ganze Orte in die Hauszinsſteuer einbezogen werden, 
ſelbſt wenn der überwiegende Theil der Wohnbeſtand— 
theile der Häuſer vermiethet iſt, ſondern nach ſbinem 
Antrage foll die Frage ber verſchiedenartigen Be 
ſteuerung überhaupt individuell aufgefaſſt werden, 
und je nachdem in einem Hauſe ein Miethzinsertrag 
erzielt wird, ſoll für dieſes Haus die Hauszinsſteuer 
eintreten, wird jedoch ein derartiger Miethertrag 
nicht erzielt, dann tritt für dieſes Haus die Beſteue— 
rung nach dem Nutzwerthe ein. 

Nun, meine Herren, damit werden Sie eine ganze 
Reihe, und zwar eine mir nicht gegenwärtige, gewiß 
aber unendlich große Anzahl von Steuerträgern, 
welche nach dem Ausſchußantrage lünftig nur nach 
dem Nutzungswerthe beſteuert würden, nach dem 
Zinswerthe in die Beſteuerung einbeziehen, denn 
alle dieſe Steuerträger werden heute, wenn der Aus— 
ſchußautrag angenommen wird, in die Beſteuerung 
nach dem Nutzungswerthe fallen, während ſie nach 
dem Antrage des Herrn Abgeordneten Ritter 
v. Schönerer unter allen Umſtänden, auch wenn 
der Ort gar nicht den Charalter eines Zinsortes 
trägt, für ſich und individuell unter die Zinsbeſteue 
rung fallen würden. 

Aber noch mehr: es kann ſich da treffen, daß 
irgend ein Hausbeſitzer in einem Orte nur einen ein— 
zigen Wohnbeſtandtheil wirklich vermiethet hat, daß 
dann, da man nicht nach den Wohnungsbeſtand— 
theilen urtheilen kann, ſondern darnach, daß über 
haupt eine Vermiethung im Hauſe vorlömmt, das 
Haus der Hauszinsſteuer unterliegt, fo daß in dieſem 
Augenblicke das ganze Gebäude, obwohl vielleicht 
nur eine kleine Kammer vermiethet iſt, der Beſteue— 
rung nach der Zinsſteuer unterliegt. 

Ich glaube ſonach, daß die Tendenz, die dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Ritter v. © ch j- 
never zu Grunde liegt, für die ärmere Bevölkerung 
minder günſtig iſt, als die Teudenz, die der Aus— 
ſchußantrag enthält. 

Ich möchte mir nur noch etwas gegenüber den 
Anträgen, die von den anderen Herren Rednern 
geſtellt worden ſind, zu bemerken erlauben. 

Ich habe zwar die Auffaſſung, daß die Stili— 
firung des $. 1, wie fie von Seite des Ausſchuſſes 
vorgeſchlagen wurde, keine unklare ſei, ich finde ſie 
vollkommen verſtändlich und finde weiters, daß ſie 
einen Zweifel bei dem zweiten Abſatze des $, 1 nicht 
zuläßt, allein ich verkenne auch nicht, daß die vom 
Herrn Abgeordneten Fux beantragte Stiliſirung 
noch klarer und beſtimmter it, wenn fie auch nur ein 
und dasſelbe bezweckt, was der Ausſchuß bezwecken 
wollte, und darum ſehe ich keinen Grund ein, einer 
ſolchen beſtimmten und klaren Stiliſirung zu oppo⸗ 
niren und würde mich für meine Perſon jener kla— 
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reren Stiliſirung des Herrn Abgeordneten Fux 
anſchließen. 

Dagegen kann ich mich mit den beiden anderen 
Anträgen, die er geſtellt hat, nicht einverſtanden 
erklären. Ich gebe ihm vollkommen Recht, daß ein 
gewiſſer Mangel heute noch in dem vorliegenden 
Geſetzentwurfe ſich befindet, nämlich, daß der Begriff 
der Wohnbeſtandtheile in keinem Paragraphe dieſer 
Geſetzesvorlage klar definirt ijt. Es ijt von den 
Wohnbeſtandtheilen einmal, und dann im §. 17 
von einem gewiſſen Zugehör die Rede, auf welche 
der Herr Abgeordnete Fux auch hingewieſen hat, 
welches Zugehör auch in die Berechnung des Er— 
trages nach dem Nutzungswerthe einzubeziehen wäre 
und welches doch kein Wohnbeſtandtheil ijt. Ich bin 
damit ganz einverſtanden, wenn man — aber am 
rechten Orte — beſtrebt ſein wird, dasjenige zu 
definiven, was als der Miethwerthbeſteuerung untere 
liegend anzuſehen iſt; ich glaube jedoch, daß der Ort 
hierzu nicht der $. 1 ift. Der 8. 1 ſtellt nur ein 
allgemeines Princip auf; was Wohnbeſtandtheil tjt, 
wäre dort zu definiren, wo es ſich um die Feſtſetzung 
der Bemeſſungsgrundlagen handelt. Der 8, 17 wird 
etwa der Ort ſein, wo klar zu ſagen iſt, was iſt die 
Steuerbemeſſungsgrundlage, und ich bin dort ſehr 
gerne für meine Perſon bereit, jedem verbeſſernden 
Antrage beizuſtimmen, und ein ſolcher ift der von der 
Minorität vorliegende, welcher die Wohnbeſtandtheile 
ſpeciell mit Rückſicht auf die landwirthſchaftlichen 
Gebäude als einzige Steuerbemeſſungsgrundlage 
definirt. 

Endlich beantragt der Herr Abgeordnete Fux, 
daß jene Quoten, welche maßgebend ſein ſollen, 
damit ein Ort als Zinsort bezeichnet werden könne, 
höher geſtellt werden, als dies der Ausſchußantrag 
beabſichtigt, der in dieſer Hinſicht mit dem Antrage 
der Regierung übereinſtimmt. 

Ich anerkenne es und der Ausſchuß hat eben 
dieſe Tendenz bewieſen, daß man alle Vorſicht an— 
wenden ſoll, damit nicht einem Orte der Charakter 
eines Ziusortes und damit auch die drückendere Bee 
ſteuerung auferlegt werde, ohne daß richtige Motive 
dafür vorhanden ſind. Allein das iſt ja bereits durch 
die Verbeſſerungen geſchehen, welche der Ausſchuß 
an der Regierungsvorlage angebracht hat. Es iſt 
jon dadurch geſchehen, daß man zwei Factoren gue 
ſammengezogen hat, nämlich die Zahl der Gebäude 
und die Zahl der Wohnbeſtandtheile. Da ſoll aber 
noch ein dritter Factor, der Zweidrittel-Majorität 
der Gebäude und Wohnbeſtandtheile, hinzukommen. 

Meine Herren! Ich fürchte, daß man da mit 
dem Streben nach Gerechtigkeit ungerecht wird. Da 
werden Orte, welche wirklich den Charakter von Zins— 
orten haben, weil überwiegend Gebäude und Wohn— 
beſtandtheile vermiethet werden, alſo dieſe Art der 
Gebäudebenützung vorherrſchend iſt, nicht in die 
Hauszinsſteuer einbezogen werden, weil ſie eben 
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nicht gerade Zweidrittel ber Häuſer und Wohn: 
beſtandtheile vermiethet haben. Da muß ich beforgen, 
daß in der That ein Nachtheil entſteht, ein Nachtheil 
nicht nur gegenüber anderen Steuerträgern, die in 
Orten leben, welche nur um wenig von Orten mit 
Zweidrittel vermietheten Wohnbeſtandtheilen ſich 
unterſcheiden, ein Nachtheil aber auch gegenüber 
dem Staate. 

Wir müſſen ja als Abgeordnete die Steuer— 
geſetzgebung nicht bloß vom Standpunkte der Steuer— 
träger, wir müſſen ſie auch vom Standpunkte des 
Staatsbedürfniſſes auffaffen. Wir müſſen für das 
Staatsbedürfniß ſorgen, und wir dürfen in der 
Richtung auch nur jene Rückſichten für den Steuer— 
träger gelten laſſen, die in der That vollkommen 
motivirt werden können. Für uns maßgebend muß 
aber auch die Rückſicht ſein, daß der Staatsſchatz 
dort, wo in der That die Bedingungen der Beſteue— 
rung eintreten, auch wirklich von ſeinem Beſteue— 
rungsrechte Gebrauch machen kann, und dafür 
ſcheint mir vollkommen vorgeſorgt durch die Anträge 
des Ausſchuſſes. Dort, wo wirklich die Mehrzahl 
der Häuſer und Wohnbeſtandtheile vermiethet wird, 
dort ſoll, dort kann aber auch die Beſteuerung nach 
dem Miethzinsertrage eintreten. 

Es fällt mir bei dieſer Gelegenheit auch etwas 
Anderes ein, was ſich gegen den Antrag des Herrn 
Abgeordneten Ritter v. Schönerer einwenden 
läßt. Der Antrag, wie er von Seite der Regierung, 
wie er von Seite des Ausſchuſſes gebracht wird, hat 
auch die Richtung, daß unter gegebenen Bedingun 
gen in einem beſtimmten Orte eine Gleichheit der 
Beſteuerung eintritt, und das hat gewiß nach jeder 
Richtung hin einen großen Werth; insbeſondere aber 
auch nach der ſtaatlichen Richtung, weil ja die Stener- 
behörden mit einfacheren Größen zu thun haben und 
nicht genöthigt ſind, individuell mit Steuervorſchrei— 
bungen vorzugehen. Wäre das aber nicht der Fall, 
würde man nach dem Antrage des Herrn Abgeord— 
neten Ritter v. Schönerer vorgehen, dann hätten 
Sie in einem und demſelben Orte zweierlei Be— 
ſteuerungsgattungen, ja, bei zwei neben einander 
gelegenen Gebäuden zweierlei Gattungen von Steuer— 
bemeſſungen, Steuervorſchreibungen. 

Das, glaube ich, wäre ſchon aus der ſtaatlichen 
Rückſicht der Durchführung der Steuer durch die 
ſtaatlichen Organe nicht zuläſſig. 

Ich komme nun zu dem Antrage, den der Herr 
Abgeordnete Dr. Krona wetter geſtellt hat, welcher 
wünſcht, daß für leer ſtehende, nicht vermiethete 
Localitäten keine Steuer gezahlt wird, und welcher 
daher den Antrag ſtellt, daß eingeſchaltet werden 
nach den Worten „für die nicht vermietheten die 
Worte „jedoch von ihm benützten“ Localitäten. 

Ich glaube beinahe, daß dieſer Antrag auf 
einer irrigen Auffaſſung beruht; denn für thatſächlich 
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leer ſtehende Localitäten wird ja eben, laut 8. 28, 
bezahlt, ſondern nur vorge— 


teine Steuer 
ſchrieben. 

Nach den Beſtimmungen der 88. 4 und 
28 ſind ja eben die nicht vermietheten Localitäten 
allerdings einzubekennen. Es iſt dafür ein gewiſſer 
Miethzins anzugeben, und zwar jener, welcher abü- 
quat den anderen vermietheten Objecten entfällt und 
wahrſcheinlich entfallen würde, wobei nach meiner 
Auffaſſung nur die vermietheten Localitáten in dem 
ſelben Hauſe zum Maßſtabe dienen können. Nun 
wird die Steuer vorgeſchrieben, allein wenn die 
Wohnung leer ſteht, muß die Anzeige gemacht werden 
nach 8. 4, damit die Steuerbehörde die Abſchrei— 
bung für leer ſtehende Wohnbeſtandtheile auch 
durchführt. 

Ich glaube alſo, daß die Gefahr der Steuer— 
zahlung für nicht vermiethete Localitäten nach dem 
Geſetze gar nicht beſteht. Es iſt bloß von Steuer— 
vorſchreibung und Einſchätzung die Rede; wird das 
Locale nicht vermiethet, ſo wird die vorgeſchriebene 
Steuer eben wieder in Abzug gebracht. Aber ich 
kann mir nicht denken, daß der Herr Abgeordnete 
Kronawetter überhanpt eine allgemeine Steuer— 
freiheit für bleibend nicht vermiethete Localitäten 
durchführen will, von der in dieſem Paragraphe 
gar nicht die Rede ſein kann. 

Nach all' dieſen Auseinanderſetzungen ſcheint 
es mir, daß von allen geſtellten Anträgen nur einer 
acceptabel iſt, und das iſt der ſtiliſtiſche Antrag des 
Herrn Abgeordneten Fux aus Mähren und möchte 
die Herren bitten, wenn ſie irgend welche Anſtände 
haben, dieſelben nicht bei 8. 1, der eine allgemeine 
feſte Regel aufſtellen ſoll, vorzubringen, ſondern dort 
geltend zu machen, wo es ſich um die Steuerbemeſ— 
ſungsgrundlagen handelt. Dort werden ſie gewiß 
ein bereitwilliges Entgegenkommen finden. Dieſen 
Paragraph würde ich daher bis auf den Antrag des 
Herrn Abgeordneten Fux zu unveränderter An— 
nahme empfehlen, (Bravo! Bravo im Centrum!) ` 


Präſident: Abgeordneter Edler v. Plener 
hat das Wort. 


Abgeordneter Edler v. Plener: Nachdem das 
hohe Haus in der geſtrigen Sitzung mit großer 
Majorität das Eingehen in den Geſetzentwurf be— 
ſchloſſen hat, fo möchte ich mir nur erlauben, zu vere 
ſuchen, bei $. 1 ein Princip dem hohen Hauſe zu 
empfehlen, welches nur für jene Häuſer, welche 
künftighin der Nutzwerthſteuer unterworfen werden 
ſollen, von großer Wichtigkeit erſcheint. 

Jene Häuſer, welche der Hauszinsſteuer untere 
liegen, beruhen auf wirklichen Faſſionen, welche 
durch die Miether beſtätigt werden und leichte und 
ſichere Anhaltspunkte bieten, um den wirklichen 
ziffermäßigen Ertrag zu erreichen. 
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Stenographisches Protokoll, 


Haus der Abgeordneten. — VIII. Seffion, 123. Sitzung, 


am 6. März 1875. 


Suhalt: 


Megierungsvorlage, betreffend den Geſetzentwurf über 
die Eröffnung von Nachtragserediten zum Staatse 
voranſchlage für das Jahr 1875 zur Errichtung 
eines Unterrichtsgebäudes in Trieſt (356 der Bei— 
lagen). 


Petitionen und deren Zuweiſung an die betreffenden 
Ausſchüſſe. 


Erſte Leſung des Antrages des Abgeordneten Ritter v. 
Schönerer und Genoſſen wegen Errichtung einer 
lonomiſch-paraſitologiſchen Verſuchs- und Centrals 
ſtatlon (338 der Beilagen — Zuweiſung an den 
volkswirthſchaftlichen Ausſchuß). 


Zweite Leſung des Geſetzentwurfes über das Gebäude- 
fteuergefeh (294 der Beilagen — Fortſetzung der 
Specialdebatte von $. 2, Punkt 6 bis 8. 4). 


Beginn der Sitzung: 11 Uhr 20 Minuten. 


Vorſitzender: Präſident Dr. Rechbauer, theil— 
weiſe Vicepräſident Dr. Vidnlich. 


Schriftführer: Dr. Bareuther, Dr. Razlag. 


Auf der Miniſterbank: Miniſterpräſident Fürſt 
Adolf Auersperg, Miniſter für Cultus und Unterricht 
Dr. v. Stremayr, Juſtizminiſter Dr. Glaſer, Mini- 
Wer Dr. Unger, Finanzminiſter Freiherr deßretis, 
Miniſter für Landesvertheidigung Oberſt Horſt, 
Miniſter Dr. Ziemiakkowski. 


Auf der Bank der Regierungsvertreter: K. k. 
Miniſterialrath im Finanzminiſterium Emil Chertek. 


Präſident: Ich erkläre die Sitzung für 
eröffnet. 


| 


Gegen das Protokoll der Sitzung vom 
4. März wurde keine Einwendung erhoben, dasſelbe 
iſt ſomit genehmigt. 

Das Protokoll der Sitzung von 
geſtern liegt im Bureau zur Einſicht auf. 

Von Seite Seiner Excellenz des Herrn 
Finanzminiſters iſt eine Zuſchrift eingelangt; 
ich erſuche um deren Verleſung. 


Schriftführer Dr. Bareuther (lest) : 

„In Folge Allerhöchſter Ermächtigung und 
mit Beziehung auf meine Zuſchrift vom 1. März 
1875, 8. 1126/F. M., beehre ich mich das löbliche 
Präſidium des Abgeordnetenhauſes des Reichsrathes 
zu erſuchen, in den Geſetzentwurf, betreffend 
die Eröffnung von Nachtragserediten 
zum Staatsvoranſchlage für das Jahr 
1875 (856 der Beilagen), einen Betrag von 
150.000 fl. für die Errichtung eines Untere 
richtsgebäudes in Trieſt nachträglich auf: 
nehmen und dieſen in der Beilage begründeten An— 
ſpruch der verfaſſungsmäßigen Behandlung zuführen 
zu wollen. 

Wien, 5. März 1875. 

Der k. k. Finanzminiſter: 
Pretis.“ 


Präſident: Ich werde dieſe Zuſchrift mit 
den Motiven in Drud legen laſſen und ihn nach 
der Geſchäftsordnung behandeln. 

Ich erſuche um die Mittheilung des weſentlichen 
Inhaltes der eingelaufenen Petitionen. 


Schriftführer Dr. Bareuther (Lest): 

„Petition der Diurniſten des k. k. Kreisgerichts— 
ſprengels Reichenberg um Verbeſſerung ihrer mate— 
riellen Lage und um Regulirung des Diurniften- 
weſens (überreicht durch Abgeordneten Dr. Kopp)." ' 

„Petition der Induſtriellen und Handelstrei— 
benden des nordweſtlichen Mähren in Angelegen— 
heit der Abänderung des Geſetzentwurfes, betreffend 
die Vereinigung der Oeſterreichiſchen Nordweſtbahn 
mit den Unternehmungen der Südnorddeutſchen 
Verbindungsbahn, der Mähriſchen Grenzbahn und 
ber Lundenburg-Grußbach-Zellerndorfer Bahn (über- 
reicht durch Abgeordneten Steg.“ 


357 
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„Petition des Theodor Bielecti, Hauptſchul 
lehrers zu Dolina (Oſtgalizien), um Abhilfe und 
Schutz gegen die Uebergriffe und Amtsmißbräuche 
des Ortsſchulrathes in Dolina (überreicht durch 
Abgeordneten Petruszewier),“ 

„Petitionen der Gemeinden Ebenau, Eugen 
dorf, Henndorf, Hof, Koppl, Plainfeld, Seekirchen 
und Straßwalchen im Herzogthume Salzburg um 
eine gerechtere- Wahlordnung (überreicht durch Ab- 
geordneten Lienbacher)” 

„Petition der Gemeinden des Non- und Sol 
thales in Südtirol um Errichtung eines Real— 
gymnaſiums in Cles (überreicht durch Abgeordneten 
Dr. Venturi)“ 


Präſident: Ich werde dieſe Petitionen nad) 
Maßgabe ihres Inhaltes den betreffenden Aus 
ſchüſſen zuweiſen. (Zustimmung. ) 

Wir gehen zur Tagesordnung über; erfter 
Gegenſtand derſelben ift die evite Lefung des 
Antrages des Abgeordneten Ritter v. 
Schönerer und Genoſſen wegen Grri dj 
tung einer ötonomijd = paraſitologiſchen 
Verſuchs- und Centralſtation (338 
Beilagen), 

Ich ertheile dem Herrn Antragſteller zur 
Begründung ſeines Antrages das Wort. 

Abgeordneter Ritter v. Schönerer: Meine 
Herren, Niemand wird und kann ſich der Ueber— 
zeugung verſchließen, daß namentlich im letzten Jahr 
zehnte dem Nationalwohlſtande ein unüberſehbarer 
Schaden durch das maſſenhafte Auftreten von ſchäd 
lichen Pilzen und Inſeeten zugefügt wurde, die 
unſere landwirthſchaftlichen Culturpflanzen ſchädigen. 
Unſer Wiſſen über dieſe Feinde der Culturpflanzen 
iſt ein ſehr mangelhaftes und es wäre an der Zeit 
— wie ich glaube — die Erfahrungen darüber zu 
ſammeln, umſomehr, als die landwirthſchaftlichen 
Intereſſen vertretungen mit einer beinahe indolenten 
Gleichgiltigkeit dieſen Zuſtänden gegenüberſtehen, 
und Jahr aus Jahr ein zuſehen, wie dieſe 
kleinen Räuber einen großen Theil des Ertrages 
des Fleißes der Landbevölkerung vernichten. 
Wenn nun Einzelne in dieſen Angelegenheiten oft 
wenig zu leiſten im Stande ſind, glaube ich, daß die 
Vereinigung von Kräften hier manches Gute wird 
hervorrufen können, denn auch auf dieſem Gebiete 
iſt — wie ich glaube — der größte Feind des 
Menſchen die Unwiſſenheit. 

Bisher war die Sammlung von Beobachtungen 
über das Auftreten ſolcher eulturfeindlichen Infecten 
in der Regel nur dem guten Willen der landwirth— 
ſchaftlichen Zeitſchriften überlaſſen und naturgemäß 
iſt in Folge deſſen das geſammelte Material unvoll— 
ſtändig geblieben und war zur wiſſenſchaftlichen Ver— 
arbeitung durchaus nicht geeignet. Ich nenne da 
nur eine Pilzart, den oft genannten „Getreideroſt“, 
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über welchen man bis heute nicht mehr weiß als 
das Factum, daß dieſer Paraſit die Ernten ganzer 
Länder vernichtet hat. Der erſte Schritt zur Be— 
kämpfung folder Paraſiten ijt jedenfalls das genaue 
Studium der Natur dieſer ſchädlichen Pilze und 
Inſecten. 

Es tritt nun an das Ackerbauminiſterium hier 
wieder eine wichtige Frage heran, zu deren Durch— 
führung jedenfalls Kräfte von Männern in Anſpruch 
genommen werden ſollen, die ſich mit dieſer Frage 
ſchon beſchäftigt und ſich in dieſer Hinſicht einen wiſſen— 
ſchaftlichen Ruf erworben haben. Es würde ſich aber 
auch naturgemäß die Thätigkeit einer ſolchen Ver 
ſuchs⸗ und Centralſtation nicht nur darauf beſchränken, 
die bezüglichen Erfahrungen zu ſammeln, fonbern es 
müßte jedenfalls auch dahin getrachtet werden, die 
Mittel zur Bekämpfung des Uebels zu finden. 

Andere Regierungen haben in dieſer Richtung 
Weſentliches angeſtrebt und Weſentliches geleiſtet. Ich 
nenne in erſter Linie die franzöſiſche Regierung. Es 
ift bekannt, daß dieſelbe vor circa zehn Jahren, als 
in Südfrankreich die Seidenraupenkrankheit aufge— 
treten war, den berühmten Chemiker Paſteur entſen 
det hat, um die Urſachen der Krankheit zu ſtudiren. 
Dank dieſen Maßnahmen gelang es, das Uebel zu 
bekämpfen. Ich erwähne weiter die von Seite der 
franzöſiſchen Regierung veranlaßte Entſendung der 
bekannten wiſſenſchaftlichen Koryphäe Planchon, um 
das Weſen der Wurzellaus zu erforſchen. Durch die 
Forſchungen dieſes Mannes iſt in der That manches 
Licht über dieſen Gegenſtand verbreitet worden. Ich 
nenne weiter England, welches in dieſer Beziehung 
bereits Schritte gethan hat durch die Entſendung 
eines Mannes der Wiſſenſchaft, Debarry, zum Zwecke 
des Studiums der Kartoffelkrankheit. So iſt auch 
von anderen Regierungen vorgegangen worden. 

Würde bei uns in dieſer Frage ſyſtematiſch vor— 
gegangen, um Erhebungen über das Weſen der cule 
turfeindlichen und ſchädlichenParaſiten zu pflegen, fo 
würde ſich auch hier neuerdings der Spruch bewähren: 
Wiſſen iſt Macht. 

Wenn man nun auch von jener Seite, welche 
fid) gegen die Errichtung einer ökonomiſch-paraſito— 
logiſchen Station ausſpricht, einwendet, daß ſich 
ohnedies tüchtige Männer der Wiſſenſchaft mit ſol— 
chen Verſuchen und Erhebungen an den land- und 
forſtwirthſchaftlichen Inſtituten und an den Univerſi— 
täten beſchäftigen, und daß der Vorſteher einer ſol— 
chen Centralſtation nicht mehr zu leiſten im Stande 
wäre, als die freie Concurrenz der Forſchung bis 
jetzt geleiſtet hat, wenn man ferner einwendet, daß 
die Fachliteratur ſich ohnedies mit der Beſprechung 
dieſer Frage beſchäftigt, ſo möchte ich hier doch die 
Ueberzeugung ausſprechen, daß eine Centralſtation, 
die ſich ausſchließlich mit dem Studium derartiger 
Fragen befaſſen würde, viel Weſentlicheres zu leiſten 
im Stande wäre, als es heute bei ſolcher Theilung 
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ber Arbeit möglich ift. Außerdem würde ja ber Rath 
ber Koryphäen, bie fid) mit dieſen Fragen beſchäf— 
tigen, ferner nicht ausbleiben, ſondern ſie würden in 
dieſe Centralſtation geleitet werden und erſt dort zur 
wahren Geltung kommen können. 

Es würde alſo die Errichtung einer ſolchen 
ökonomiſch-paraſitologiſchen Verſuchs- und Central 
ſtation jedenfalls von unzweifelhaftem Nutz und 
Frommen nicht nur für die Landwirthſchaft, ſondern 
auch für die Naturwiſſenſchaft ſein, und es würde 
nicht ſo manche gediegene und werthvolle wiſſen 
ſchaftliche Arbeit verloren gehen. Bei einem ſo hohen 
Ziele, glaube ich, kann nicht der geringen Mittel hal— 
ber gegen dasſelbe opponirt werden, umſomehr, als 
ich dieſe Mittel, ohne daß man den Staatsſchatz mehr 
zu belaſten braucht, den Subventionsgeldern ent 
nehmen möchte, die nicht zweckentſprechend verwendet 
wurden und noch nicht verwendet werden. Eine grö 
ßere Belaſtung des Budgets würde alfo niht eine 
treten, wenn, wie ich es proponire, der Betrag, wel 
cher für die Errichtung der Station nothwendig iſt, 
aus Den Subventionggeldern entnommen würde. Es 
würde dadurch den Forderungen der Landescultur 
beſſer Genüge geleiſtet ſein, als durch die jetzt beliebte 
Art und Weiſe der Vertheilung von Staatsgeldern. 

Wie bekannt, hat das Ackerbauminiſterium in 
letzterer Zeit auf neue Schädlinge aufmerkſam ge 
macht, die über die Grenze einzutreten drohen. Es 
wurden genannt der Collorado-Kartoffelkäfer, die 
Blutlaus und der Pflaumenrüſſel käfer. 

Nun, es iſt ſonderbar, daß das Miniſterium 
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erſt heute und gerade nur dieſe drei Schädlinge nennt, 
die in anderen Ländern bereits längſt bekannt ſind. 

Ich muß auch hier bei dieſer Gelegenheit auf 
ein Mißverſtändniß aufmerkſam machen, welches in 
der Publication von Seite des Miniſteriums unter— 
laufen iſt. Das Miniſterium behauptet, daß die 
Blutlaus in Oeſterreich den Obſtbau noch nicht 
geſchädigt habe und daſelbſt noch nicht aufgetreten 
ſei — und doch hat kürzlich in einem Ausſchuſſe 
des hohen Hauſes ein Beamter desſelben Miniſteriums 
erklärt, daß feit Jahren dieſes Infect den Obſtbau 
in Südtirol in bedeutendem Maße beeinträchtigt 
hat, und erſt kürzlich nun wurden wir überhaupt 
von der Exiſtenz oder der drohenden Gefahr der 


Einſchleppung dieſes Inſectes aufmerkſam gemacht. 

Ich will mich nicht hier über die Wurzellaus 
ausſprechen, da dieſes Thema in der letzten Zeit 
wiederholt beſprochen und betont wurde. Ich mache 
aber, um die Herren auf die Wichtigkeit der An— 
gelegenheit zu verweiſen, darauf aufmerkſam, daß 
gerade durch die Wurzellaus ſeit dem Jahre 1865, 
wenn ich nicht irre, in Frankreich drei Millionen Mor- 
gen Weinberge vernichtet worden ſind, ſo daß ſich 
ſogar die Nationalverſammlung veranlaßt geſehen 
hat, einen Preis von 300.000 Francs auszuſetzen, 
um das Mittel zur Bekämpfung dieſes cultur— 
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feindlichen Infectes zu finden. Bei uns aber hat 
man, aufmerkſam gemacht durch Stimmen in den 
Journalen, erſt im vorigen Jahre ſich bequemt, von 
der Exiſtenz dieſer ſchädlichen Inſecten Kenntniß 
zu nehmen. 

Andere Länder haben auch bei Zeiten den Ver— 
trieb und die Einfuhr der Reben verboten. In Deutſch— 
land zum Beiſpiel hat man heute auch bereits die 
Einfuhr der Kartoffel aus Amerika verboten. Bei 
uns hingegen herrſcht in dieſer Richtung ein ziemlich 
trauriger Ruhe- und Stillſtand. 

Ich könnte noch manches ſolcher culturfeind— 
lichen Paraſiten und Inſeeten nennen; ich verweiſe 
auf den Erbſenkäfer, auf die Winterſaateule, die 
einen großen Theil der Ernte vernichten. Es gibt, 
wie ich geſagt habe, eine Legion ſolcher Thiere, die 
in ganz eminenter Weiſe, wenn man die Sache ſeit 
Jahren verfolgt, wie ich es gethan habe, einen großen 
Theil der Ernte, des Ertrages des Fleißes der Land— 
wirthe verzehren und zunichte machen. 

Ich möchte bei dieſer Gelegenheit auch dem 
Wunſche Ausdruck geben, daß die Verhandlungen 
des internationalen Congreſſes bezüglich des Schutzes 
ber für bie Bodencultur nützlichen Vögel von prat: 
tiſchem Erfolge begleitet ſein mögen, und daß die 
Verhandlungen mit den europäiſchen Staaten in 
dieſer Richtung auch wirklich praktiſchen Erfolg 
haben möchten, da ja dieſe Vögel die natürlichen 
Feinde der meiſten dieſer Infecten find, 

Ich hoffe daher auch, daß die Regierung dieſem 
meinen Antrage die wegen feiner Wichtigkeit gebüh— 
rende Aufmerkſamkeit und Billigung zuwenden werde, 
und zwar umſomehr, als in Deutſchland, wie ich 
höre, ein ähnlicher Antrag wie hier vorbereitet wird, 
wodurch es dann möglich würde, durch einen ſolchen 
einheitlichen, wohl organijirten Plan zur Bekämpfung 
dieſer Feinde der Culturgewächſe in den beiden 
großen Schweſterreichen zu ſchreiten. 

Wenn in anderen Parlamenten, und zwar wie 
ich wiederholt bemerkt habe, in Frankreich, in 
Deutſchland, namentlich auch in England die Be— 
ſprechung von die Landescultur berührenden Gegen 
ſtänden in eingehender und ernſtlicher Weiſe gepflo— 
gen wird, ſo glaube ich, wird es auch bei uns 
nicht verwehrt ſein, dieſe Frage hier anzuregen und 
zur Beſprechung zu bringen. Ich glaube, auf dieſem 
materiellen Gebiete, welches die Intereſſen des 
größten Theiles der Bevölkerung betrifft, wird es 
doch gut ſein, vorwärts zu ſchreiten, da leider auf 
anderen, auf geiſtigen Gebieten — ich erinnere nur 
z. B. an die confeſſionellen Angelegenheiten — ein 
Stillſtand herrſcht, der geradezu in ſchreckenerregen— 
der Weiſe auf die Gemüther wirkt. Wenigſtens auf 
materiellem Gebiete ſollen wir vorwärts ſchreiten 
und dem Fortſchritte huldigen, da auf anderen Ge— 
bieten, wie ich betont habe, bereits ſeit langer Zeit 
nichts geſchieht. 
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Ich ſchließe daher, indem ich wünſche und 
glaube, daß auch bei dieſer Frage der Grundſatz: 
„Beſſer bewahrt, als beklagt“ zur Geltung fom 
men möge, und ich möchte daher das hohe Haus 
bitten, daß es auch dieſen Grundſatz acceptire, in— 
dem es meinen Antrag dem volkswirthſchaft— 
lichen Ausſchuſſe zur Vorberathung und 
Berichterſtattung zuweiſt. (Bravo! links.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Ritter 
v. Schönerer beantragt, feinen Antrag dem volts 
wirthſchaftlichen Ausſchuſſe zur Vorbe— 
rathung zu überweiſen. 

Wünſcht Jemand über dieſen Antrag das Wort? 
( Niemand meldet sich.) Es iſt uicht der Fall. Ich erſuche 
demnach jene Herren, welche dafür ſind, daß der vom 
Herrn Abgeordneten Ritter v. Schönerer geſtellte 
Antrag wegen Errichtung einer ökonomiſch 
paraſitologiſchen Verſuchs- und Central 
ftation dem volkswirthſchaftlichen Aus 
ſchuſſe zur Vorberathung zugewieſen 
werde, fid) zu erheben. (Geschicht.) Dieſer formelle 
Antrag iſt angenommen. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
die Fortſetzung der Specialdebatte über 


das Gebäudeſteuergeſetz (294 der Bei- 
lagen). 
(Berichterstatter der Majorität Dr, Beer 


besteigt die Tribüne.) 

Wir find bis zum Abſatze 6 des $. 2 gekommen. 
Zum Abſatze 6 haben ſich mehrere Redner gemeldet, 
und zwar die Herren Abgeordneten Dr. Ruß, 
Dr. Harant und Dr. Hoffer. 

Nachdem ich glaube, daß ſich die Ausführungen 
dieſer Herren auf Abſatz 6 und 7 zugleich beziehen 
werden, eröffne ich die Debatte für beide Abſätze. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Ruß hat das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Ruß: Die Abſätze 6 und 7 
des 8. 2 conſtituiren Privilegien für die Gebäude 
von Humanitäts- und Bildungsanſtalten. Es iſt 
hierbei eine Ausnahme dieſes Privilegiums geſchaffen, 
„ſoferne dieſelben keine Erwerbsunternehmungen 
bilden“, und es ſind als die Widmenden oder Erhal— 
tenden in dem Abſatze 6 Stiftungen, Corporationen 
und Privatperſonen genannt, in dem Abſatze 7 aber 
bloß Corporationen oder Stiftungen. 

Während alſo die Privatperſonen in dem 
Abſatze 6 auch Humanitätsanſtalten erhalten können, 
ſoferne ſie keine Erwerbsunternehmungen bilden 


und dieſe Gebäude dann von der Gebäudeſteuer aus— 
genommen ſind, ſollen die für öffentliche Bildungs— 
anſtalten gewidmeten Gebäude nur dann von der 
Steuer befreit werden, wenn Corporationen oder 
Stiftungen die Erhaltenden oder Widmenden ſind. 
Es iſt aber überdies eine eigenthümliche Unterſchei— 
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dung im Punkte 6 getroffen worden, nämlich daß 
Corporationen oder Privatperſonen daſelbſt nur 
widmen, aber nicht erhalten können, und daß 
Stiftungen im Punkte 6 und 7 nur erhalten, aber 
nicht widmen können. 

Nun mag es freilich dem Laien eigenthümlich 
erſcheinen, zu behaupten, daß eine Stiftung auch eine 
Widmung ausſpreche, allein eine Stiftung hat wie 
jede juriſtiſche Perſon gleich einer menſchlichen 
Perſon einen rechtlichen Willen, und es kann juriſtiſch 
configurirt werden, daß eine Stiftung eine Widmung 
ſelbſt conſtituirt. 

Ich bin der Meinung, daß dies bloß ein Lapſus 
der Stiliſirung iſt, welcher durch die vielfachen 
Amendirungen im Ausſchuſſe zuſtande gekommen 
iſt, und ich ſtelle den Antrag, es habe im Abſatze 6 
in der zweiten Zeile nach dem Worte „theilweiſe“ 
„ferner die von Stiftungen, Corpora 
tionen oder Privatperſonen erhaltenen 
oder gewidmeten Kranlen-“ u. ſ. w. zu lauten. 

Es ift nicht abzuſehen, warum Privatperfonen 
und Corporationen nicht auch ſolche Anſtalten, die 
ſchon beſtehen, erhalten können, und warum nur in 
dem Falle der Widmung, das heißt der neuen 
Schaffung ſolcher Anſtalten, das Gebäude ſteuerfrei 
ſein ſoll, während für den Fall, wenn das Gebäude 
ſchon beſteht, von der Stiftung aber erhalten wird, 
dasſelbe die Steuerfreiheit genießen ſoll. Ich bitte 
daher die verehrten Herren, meinen Antrag zu unter— 
ſtützen. 

Ich werde nun auch zum Abſatze 7 einen ähn— 
lichen Antrag ſtellen und bitte, nachdem der Herr 
Präſident erklärte, daß auch der Abſatz 7 in die 
Debatte zugleich eingezogen iſt, denſelben gleichfalls 
zu vernehmen. 

Der Antrag geht dahin, daß der Abſatz 7 in 
der dritten Zeile ſtatt „dann der von Corporationen 
oder Stiftungen erhaltenen“ heißen ſolle: „dann 
der von Stiftungen, Corporationen oder 
Privatperſonen erhaltenen oder gewid— 
meten” u. ſ. w. 

Man hat mir auf die Frage, warum man denn 
die Privatperſonen hier ausgeſchloſſen hat, geant- 
wortet, weil es viele Bildungsanſtalten gibt, die 
von Privatperſonen geſchaffen und erhalten werden; 
das ſeien in der Regel Erwerbsunternehmungen — 
aber dieſe Privatlehranſtalten ſind ja ohnedies da— 
durch ausgeſchloſſen, daß es heißt: ſoferne die— 
ſelben keine Erwerbsunternehmungen 
bilden. 

Die Umſtellung, welche ich im Abſatze 7 vorge— 
nommen habe, daß Stiftungen oder Corporationen 
und Privatperſonen in der Reihenfolge zu nennen 
ſind, wie ich ſie vorzutragen die Ehre hatte, hat ſeinen 
Grund darin, daß im Punkte 6 ebenfalls Stiftungen 
vorangeſtellt ſind und dann erſt auf die Corpora— 


tionen und endlich auf bie Privatperſonen gegangen 
wird. 

Es iſt nicht abzuſehen, warum man Bildungs— 
anſtalten weniger günſtig behandeln ſoll, als Huma— 
nitätsanſtalten, warum man alſo jene Gebäude pri— 
vilegiren ſoll, welche von Privatperſonen zu huma— 
nitären Zwecken gewidmet ſind, und nicht auch jene 
Gebäude, welche von Privatperſonen zu Bildungs— 
zwecken gewidmet ſind. Ich glaube daher, daß im 
Punkte 7 des 8, 2 auch „Privatperſonen“ eingefügt 
werden könnte, und vermeine, daß es auch hier nur 
ein Lapſus in der Stiliſirung iſt, welcher durch die 
Amendirungen im Ausſchuſſe entſtanden iſt. 

Es wird aber überdies zum Punkte 6 der An— 
trag geſtellt werden, ſtatt „Kleinkinderbewahranſtal— 
ten“ lediglich „Kinderbewahranſtalten“ zu ſagen und 
auch die Kindergärten hier einzubeziehen, Anſtal— 
ten, welche von den landläufigen Kleinkinderbewahr— 
anftalten, Krippen, Erden durchaus verſchieden 
ſind. Ich werde dieſen Antrag nicht ſtellen, weil ich 
gehört habe, daß ein geehrter Freund und Geſinnungs— 
genoſſe vor mir den Wunſch ausgeſprochen hat, dieſen 
Antrag zu ſtellen und nur durch Zufall in der 
Rednerliſte hinter mir eingetragen erſcheint; ich 
empfehle aber im vorhinein auch dieſen Antrag zur 
Annahme. 

Ich bitte die Herren, meine Anträge mit Wohl— 
wollen zu acceptiven und werde fie daher wieder- 
holen. In der zweiten Zeile des Punktes 6 wäre zu 
jagen (liest): 

„ferner die von Stiftungen, Core 
porationen oder Privatperſonen 
erhaltenen oder gewidmeten Kran— 
lene, Waifen=, Irren-, Findel- und Armen- 
verſorgungshäuſer“ u. ſ. w. 

Dann wäre in der dritten Zeile des Punktes 7 
zu fagen (liest): 

„dann ber von Stiftungen, Core 
porationen oder Privatperſonen 
erhaltenen, mit dem Oeffentlichkeitsrechte 
verſehenen Lehre, Bildungs- und Erziehungs— 
anſtalten, ſoferne dieſelben keine Erwerbs— 
unternehmung bilden.“ e 


Ich empfehle meine beiden Anträge dem hohen 
Hauſe zur Annahme. (Bravo!) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Ruß 
ſtellt zu den Abſätzen 6 und 7 des §. 2 Abände— 
rungsanträge, und zwar zu Abſatz 6 des $. 2 den 
Antrag: (Wiederholt denselben.) 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen wollen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Er 
iſt unterſtützt. 

Ferner ſoll es in der dritten Zeile des Abſatzes 7 
des 8. 2 heißen: (Liest den Antrag.) 
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Jene Herren, welche dieſen Antrag unter— 
ſtützen, wollen jid) erheben. (Cesc hie.) Auch dieſer 
Antrag iſt unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Harant hat das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Harant: Der verehrte 
Steuerreformausſchuß, von dem Beſtreben geleitet, 
jeder Zweideutigkeit, jedem Mißverſtändniſſe oder 
jeder unrichtigen Auslegung vorzubeugen, hat ſich im 
Abſatze 6 des $. 2 von dem früheren Geſetze entfernt 
und hat jene Anſtalten, von denen er geglaubt hat, 
daß ſie eine Befreiung verdienen, taxativ aufgezählt. 
So löblich dieſes Beſtreben iſt, ſo kann man doch 
nicht verkennen, daß es doch etwas gewagt iſt; denn 
es gibt noch Anftalten, welche ebenſo große Rückſicht 
verdienen als diejenigen, die da angeführt ſind. Das 
alte Gebäudeſteuergeſetz vom Jahre 1820 hat dies 
nicht gethan, und hat im Allgemeinen ausgeſprochen: 
„Jene Privatgebäude, welche von ihren Eigenthümern 
zu Spitälern, Armenhäuſern, Kranken- und anderen 
wohlthätigen Anſtalten unentgeltlich gewidmet ſind, 
find befreit, ſolange fie diefe Widmung haben.“ 

In der That iſt auch eine Anſtalt ausgelaſſen 
worden, welche meines Erachtens ebenſoviel Rückſicht 
verdient, als alle angeführten, ja, bei Weitem mehr 
Rückſicht, als z. B., ganz offen geſagt, Idioten- oder 
Blindenanſtalten. Ich meine die Rettungsanſtalten 
für verwahrloſte Jugend. 

Wir haben in Wien bereits ſolche Anſtalten, 
und ich weiß nicht, ob in anderen Hauptſtädten ſolche 
Auſtalten ebenfalls exiſtiren. Aber dem gegenwärtigen 
Zuſtande, wo die Verbrechen in ſo raſcher Weiſe zu— 
nehmen und großentheils auf Grundlage deſſen, daß 
die Erziehung der Jugend verwahrloſt iſt, ſind ſolche 
Anſtalten nöthig, um nicht eine Vermehrung der 
Straf-, ja ſelbſt auch ber Irrenhäuſer noch mehr zu 
befördern. 

Aus dieſem Grunde erlaube ich mir folgenden 
Abänderungsantrag zu ſtellen: 

Abſatz 6 habe zu lauten (liest): 

„Jene Gebäude, welche von ihren Eigen— 
thümern zu wohlthätigen Anſtalten, als: 
Kranken-, Waiſen-„Irren-, Findel-, Armen- 
verſorgungs-, Kleinkinderbewahr-, Idioten-, 
Blinden-, Taubſtummen- und Rettungs- 
anſtalten für verwahrloſte Jugend 
unentgeltlich gewidmet ſind, inſoferne die— 
ſelben keine Erwerbsunternehmung bilden.“ 


Weil es aber möglich wäre, daß man dieſe Faſſung 
nicht gerne acceptiren würde, würde ich even— 
tuell für den Fall, daß dieſer mein Antrag 
nicht genehmigt würde, den Bujak zu beantragen 
erlauben, es fei nach dem Worte „Taubſtummen— 
anſtalten“ einzuſchalten: „dann Rettungs- 
anftalten für verwahrloſte Jugend“. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Harant 
ſtellt zu Punkt 6 folgenden Antrag: (Liest denselben.) 
Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen, fid) zu erheben. (Geschicht.) Derſelbe 
ijt hinreichend unterſtützt. 

Für den Fall, daß der eben unterſtützte Antrag 
nicht angenommen werden ſollte, beantragt der 
Herr Abgegeordnete Dr. Harant, daß nach dem 
Worte, Taubſtummenanſtalten“ eingeſchaltet werde: 
„dann Rettungsanſtalten für verwahrloſte 
Jugend“. Ich bitte jene Herren, welche dieſen 
eventuellen Antrag unterſtützen, ſich zu erheben. 
(Geschieht,) Der Antrag ift unter iti st. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Hoffer hat 
das Wort, 


Abgeordneter Dr. Hoffer: Ich habe mich zum 
Worte gemeldet, um ebenfalls eine kleine Einſchal 
tung zu beantragen, welche bereits von einem meiner 
geehrten Vorredner angedeutet wurde. Es ſind näm 
lich die Kleinkinderbewahranſtalten erwähnt, wobei 
ich ebenfalls eine Abänderung beantrage, nämlich die 
Weglaſſung der Vorſilbe „Klein“, weil die 
Kinderbewahranſtalten auch Bewahranſtalten für 
größere Kinder in ſich ſchließen, darunter auch die 
jenigen, welche verwahrloſt find, Meine Einſchal— 
tung betrifft aber hauptſächlich die Kindergärten, 
welche bekanntermaßen, wenn auch nach mancher 
Richtung verwandt, weſentlich verſchieden von den 
Kleinkinderbewahranſtalten ſind, welche ein ganzes 
pädagogiſches Syſtem, das Fröbel'ſche Syſtem, ver 
wirklichen und welche, in kräftiger Aufblüthe begriffen, 
einen weſentlichen Factor für die Vorbereitung zur 
Volksſchule bilden und wenn ſie bei der Enumeration 
hier fehlen, es ſo aufgefaßt werden könnte, als ob ſie 
nicht inbegriffen wären. 

Es iſt ferner eine Gattung von Inſtituten der 
Wohlthätigkeit, welche eigentlich keine Armenverſor— 
gungshäuſer ſind, aber ſich äußerſt wohlthätig be 
währt haben, und für die dieſelben Gründe gelten, näm 
lich die Aſyle für Obdachloſe. Dieſe gehören 
auch in die Kategorie und waren gewiß auch in der 
Intention gelegen und ſind nur, wie dies eben bei 
Enumerationen geht, nicht aufgenommen worden. 

Ich erlaube mir daher den Antrag zu ſtellen, 
daß im Abſatze 6, und zwar nach dem Worte „Armen 
verſorgungshäuſer“ eingeſchaltet werde: „Kinder 
gärten, Aſyle für Obdachloſe, Kinder— 
bewahranſtalten“ u. ſ. w. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Hoffer beantragt im Punkte 6 nach dem Worte 
„Armenverſorgungshäuſer“ einzuſchalten 
„Kindergärten, Aſyle für Obdachloſe“ 
und ſtatt des Wortes „Kleinkinderbewahr-“ zu 
ſetzen: „Kinderbewahr⸗“. 
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Ich bitte jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen, ſich zu erheben. (Geschieht,) Er iſt 
unterſtüßzt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter hat 


das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Mir ſcheint 


die Stiliſirung der Punkte 6 und 7 eine nicht 


ganz richtige zu ſein. Während in den früheren 


Punkten immer die Gebäude, die als die Objecte, 
welche von der Steuer befreit ſind, genannt werden, 
heißt es in Nummer 6: „Die Anftalten find 


befreit“ und Damit ſcheint mir folgende Unklar 
heit in das Geſetz gekommen zu ſein. Es ſcheinen 


die Gebäude, reſpective bie Eigenthümer der Gebäude, 


in welchen derlei Anſtalten untergebracht ſind, nur 


dann befreit zu ſein, wenn die Anſtalt wirklich Eigen 


thümer ſolcher Gebäude iſt, dagegen ſcheint mir die 


Befreiung nicht einzutreten, wenn die Anſtalt nicht 


Eigenthümer ijt. Das ift dann gerechtfertigt, wenn 
die Anſtalt einen Miethzins zahlen muß. Wenn aber, 
wie es denkbar iſt und vorkommt, die Anſtalt unent 
geltlich in einem Gebäude untergebracht iſt, und ich 
nur die Anſtalt befreie, die in einem ſolchen Falle nicht 
ſteuerpflichtig iſt, ſo wäre beſonders bei der Rigo 
roſität, mit welcher unſere Steuerbehörden vorgehen 
und Ausnahmen ſehr ſtrenge interpretiren, der Eigen 
thümer eines ſolchen Gebäudes, der unentgeltlich 
dasſelbe einer ſolchen Anſtalt zur Verfügung ſtellt, 
verpflichtet, die Gebäudeſteuer zu zahlen. Auch ſehe 
ich nicht ein, warum die Wohnungen der Beamten 
und Diener ſolcher Unftalten, ſoferne fie in folden 
Gebäuden untergebracht ſind, dieſe Befreiung nicht 
genießen ſollen, indem ich mir eine ſolche Anſtalt 
nicht denken kann, ohne daß Beamte und Diener ſie 
adminiſtriren, und es durch den öffentlichen Zweck, 
den ſolche Anſtalten anſtreben, ohneweiters geboten 
iſt, die gleiche Befreiung nicht bloß für die den 
Zwecken der Verwaltung unmittelbar dienenden Ge 
bäudetheile, ſondern auch für die zu Wohnungen der 
Beamten und Diener verwendeten Theile zu ge 
währen. 

Ich würde daher beantragen, die Punkte 6 
und 7 folgendermaßen zu ſtiliſiren (liest) :; 

„6. Gebäude oder Gebäudetheile, welche 
für die öffentlichen, das ift die aus Landes-, 
Bezirks- oder Gemeindemitteln ganz oder 
theilweiſe erhaltenen, ferner für die von 
Stiftungen, von Corporationen oder Privat— 
perſonen erhaltenen oder gewidmeten Kran 
fens, Waiſen-, Irren, Findel- und Armen 
verſorgungshäuſer, Kinderbewahranſtalten, 
Kindergärten, Idioten-, Blinden- und Taub- 
ſtummenanſtalten, ſoferne dieſelben keine Er— 
werbsunternehmungen bilden, ſowie für die 
Wohnungen der Beamten und Diener ſolcher 
Anſtalten verwendet werden. 


„7. Die Gebäude und Gebäudetheile, 
welche für die zur freien öffentlichen Be— 
nützung erhaltenen oder gewidmeten Biblio 
theken, Muſeen, ſowie für die öffentlichen, 
dann für die von Corporationen, Stiftungen 
oder Privaten erhaltenen oder gewidmeten, 
mit dem Oeffentlichkeitsrechte verſehenen 
Lehr-, Bildungs- und Erziehungsanſtalten, 
ſoferne dieſelben keine Erwerbsunterneh 
mungen bilden, verwendet werden, und die 
Amtswohnungen der Beamten, Lehrer und 
Diener in ſolchen Anſtalten.“ 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Kronawetter beantragt zum Abſatze 6: (Wie- 
derholt den bexüglichen Antrag.) Ich erſuche jene 
Herren, welche dieſen Antrag unterſtützen, ſich zu er 
heben, (Geschicht.) Der Antrag ift unterſtütht. 

Zum Abſatze 7 beantragt derſelbe: (Wiederholt 
den bezüglichen Antrag.) Ich bitte jene Herren, 
welche dieſen Antrag unterſtützen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Der Antrag ift unter fei gt 

Wünſcht noch Jemand zu Abſatz 6 und 7 das 
Wort? 

(Abgeordneter Dr, Eduard Suess meldet sich.) 

Herr Profeſſor Suek hat das Wort, 


Abgeordneter Eduard Suef: Nachdem vom 
Herrn Abgeordneten Dr. Ruß mit vollem Rechte 
hervorgehoben wurde, daß ähnliche Unterrichts- und 
Humanitätsanſtalten nicht nur dann die Steuer 
befreiung genießen ſollen, wenn ſie von Gemeinden 
und Corporationen, ſondern auch dann, wenn ſie von 
Privatperſonen erhalten werden, inſoferne ſie keine 
Erwerbsunternehmungen ſind, ſcheint mir in dieſen 
beiden Abſätzen die Beſtimmung, von wem überhaupt 
diefe Anftalten erhalten werden, überflüſſig zu fein, 
und ich würde mir daher den Antrag erlauben, daß 
über die Einſchaltung „ganz oder theil— 
weiſe, ferner die von Stiftungen erhal 
tenen, dann die von Corporationen oder 
Privatperſonen gewidmeten“ im Abſatze 6 
und 7 ſeparat abgeſtimmt werde. Denn dieſe 
Einſchaltung enthält in der jetzigen Stiliſirung alle 
nur denkbaren Fälle, und es iſt überflüſſig, das 
beſonders hervorzuheben. Ich bin der Anſicht, daß 
Humanitäts- und Unterrichtsanſtalten, inſoferne ſie 
keine Erwerbsunternehmungen bilden, überhaupt 
von der Gebäudeſteuer befreit ſein ſollen. Dieſer 
Gedanke liegt auch dem Antrage des Herrn Dr. Ruß 
zu Grunde, und ich glaube, daß dieſe ganze Auf— 
zählung wegzufallen habe. Ich beantrage alfo, 
daß über den Abſatz „ganz oder theil— 
weiſe, ferner die von Stiftungen erhal— 
tenen, dann die von Corporationen oder 
Privatperſonen gewidmeten“ ſeparat ab— 
geſtimmt werde. 
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Präſident: Auch im Abſatze 7? 


Abgeordneter Eduard Suef: Auch in dieſem 
Abſatze. 

(Abgeordneter Dr. Eusebius Cxerkawski 
meldet sich xum Worte, ) 

Herr Abgeordneter Dr, Czerkawski hat das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Euſebius Czerkawski: Ich 
beabſichtige zum ſiebenten Alinea einen Antrag zu 
ſtellen, welcher, wie ich glaube, in den Intentionen 
des Ausſchuſſes gelegen iſt und von Seite des Herrn 
Berichterſtatters kaum auf cine entſchiedene Oppo: 
ſition ſtoßen dürfte. Gleichwohl ſcheint mir eine 
diesbezügliche Beſtimmung im Geſetze nothwendig 
zu ſein, weil aus dem vorliegenden Wortlaute ſich 
dieſelbe nicht von ſelbſt ergibt, ich meine die Steuer— 
freiheit der Alademien für Kunſt und Wiſſenſchaft. 
Da der verehrte Ausſchuß überhaupt allen Inſtitu 
ten, welche wiſſenſchaftlichen Zwecken dienen, die 
Steuerfreiheit zugeſtanden hat, ſo iſt kein Grund 
einzuſehen, warum die Akademien für Kunſt und 
Wiſſenſchaft ein privilegium odiosum in Bezug auf 
die Steuerfreiheit genießen follen, 

Ich glaube daher, daß es wirklich in den Inten— 
tionen des verehrten Ausſchuſſes lag, auch dieſe In— 
ſtitute von der Beſteuerung ihrer Gebäude, wenn 
ſie ſolche eigenthümlich beſitzen, auszunehmen, und 
dennoch ſehe ich nicht ein, unter welche der Kate 
gorien, die hier aufgezählt find, dieſe Inſtitute ein 
bezogen werden ſollen. 

Es ſind weder Bibliotheken noch Muſeen, noch 
Lehrerbildungs- oder Erziehungsanſtalten, nament- 
lich können die Akademien für Wiſſenſchaft und Kunſt 
zu den letzteren nicht gerechnet werden, weil nur 
Lehrerbildungs- und Erziehungslehranſtalten weſent— 
lich pädagogische Zwecke verfolgen, die Akademien für 
Wiſſenſchaft und Kunſt aber bloß gelehrte Vereine 
ſind, welche die Pflege der Wiſſenſchaft ohne Rück— 
ſicht auf pädagogiſche Zwecke zum Zwecke haben. Die 
Akademien für Kunſt und Wiſſenſchaft ertheilen wohl 
hier und da auch Unterricht, wie z. B. in Wien und 
auch anderwärts, doch iſt dies nicht überall der Fall, 
und zweitens iſt es denkbar, daß ſich mit der Zeit 
die Akademien für Wiſſenſchaft und Kunſt dieſer 
nebenſächlichen Aufgabe entledigen und nur als 
Pflegeſtätten der höheren Kunſt auftreten. 

Ich erlaube mir daher das Amendement 
in Antrag zu bringen, daß in dem fiebenten Alinea 
nach dem Worte „Muſeen“ folgender Zuſatz 
eingeſchaltet werde: 

„ferner die Gebäude der Akade— 
mien der Wiſſenſchaften und Künſte“. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Czer- 
kawski beantragt, im ſiebenten Alinea des 


8. 2 nad) dem Worte „Muſeen“ bie Worte „fer 
ner die Gebäude der Akademien ber Wife 
ſenſchaften und Künſte“ einzuſchalten. Ich 
erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag unter— 
ſtützen wollen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Der An 
trag ift hinlänglich unterftüßt, 

Wünſcht noch Jemand zu Alinea 7 das Wort? 

(Abgeordneter Ritter v. Krzeczunowicx 
meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Ritter v. Krzeczun oe 
wiez hat das Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Krzeczunowiez: 
Zum ſechſten und ſiebenten Alinea des $, 2 find 
viele Anträge geſtellt worden, von denen ich geſtehe, 
daß ſie alle gut ſind; ich bin auch mit allen einver 
ſtanden. Doch wenn ich für alle ſtimme, ſo wird in 
den Punkten 6 und 7 ein kleines Chaos entſtehen. 
Ich glaube alſo, daß es viel richtiger und beſſer 
wäre, wenn alle dieſe Amendements an den Aus— 
ſchuß zurückgewieſen würden, damit derſelbe daraus 
ein Ganzes bilde. 

Offenbar iſt die Faſſung nach dem Antrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter die beſſere, 
daß man nämlich die Befreiung auf die Gebäude be 
ziehe; das Amendement eines Herrn Vorredners, 
welches die Aufzählung der Perſonen, welche dieſe 
Inſtitute erhalten, als unnütz darſtellt, iſt auch ſehr 
gut; den Anträgen zweier Herren, welche andere Bil— 
dungsanſtalten befreit wiſſen wollen, kann ich auch 
beiſtimmen, aber man muß doch dieſe Anträge in 
einer ſolchen Faſſung dem hohen Hauſe vorlegen, 
daß ſie annehmbar erſcheinen. 

Ich ſtelle alſo den Antrag, das hohe Haus 
wolle alle geſtellten Anträge an den Aus— 
ſchuß zur Vorberathung zurückverweiſen, 
welche zu den Alinea 6 und 7 des 8. 2 ge 
ſtellt wurden. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Ruß 
hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Ruß: Es ift nicht unwahr- 
ſcheinlich, daß der Antrag des Herrn Abgeordneten v. 
Krzeezunowiez angenommen wird; ich will daher 
in der Vorausſicht, daß dieſer Antrag angenommen 
wird, mich darauf beſchränken, vor dem Antrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter zu War 
nen; er bringt nämlich im letzten Abſatze wieder die 
Amtswohnungen der Beamten und Diener vor. Bei 
Punkt 7 iſt eine Einſchmuggelung des geſtern abge— 
lehnten Antrages hinſichtlich der Befreiung der 
Volksſchullehrerwohnungen verſucht. Bei dem Mb- 
ſatze 6 ſprechen dieſelben Gründe gegen die Pe- 
freiung der Amtswohnungen. Entweder ſind die Woh— 
nungen der Beamten und Diener ohnehin dadurch 
von der Steuer befreit, daß ſie im befreiten Anſtalts— 
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gebäude liegen, oder es wird bie Miethe von A an B 
bezahlt; dieſer B aber iſt der ſteuerpflichtige Privat— 
mann, und warum dieſer B von der Steuer befreit 
ſein ſoll, weil er zufälligerweiſe an Beamte oder 
Diener epiſodiſch Wohnungen vermiethet, finde ich un— 
begreiflich, umſomehr, als ber B deßhalb mit feiner 
Miethzinsforderung kaum herabgehen wird. Ich muß 
mich daher ebenſo entſchieden gegen das Amendement 
Kronawetter's ausſprechen, wie ich dem Amen— 
Dement Czerkawski's meine wärmſte Zuſtimmung 
entgegenbringe. 

(Abgeordneter Dr. Kronawetter meldet sich 
zum Worte, ) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Kronawetter hat das Wort, 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Ich habe 
meinem unmittelbaren Herrn Vorſprecher nur zu 
erwidern, daß genau nach der Stiliſirung meines 
Antrages die Amtswohnungen der Beamten und 
Diener nur dann von der Gebäudeſteuer frei ſein 
ſollen, wenn ſie in Anſtaltsgebäuden ſelbſt unter— 
gebracht ſind. Nun iſt aber dieſes im Geſetze nicht 
klar ausgeſprochen und zur größeren Deutlichkeit 
habe ich dies in meinem Antrage nur beſonders here 
vorgehoben. Iſt aber die Anſtalt in Miethe oder 
ſind die Amtswohnungen der Beamten und Diener 
in Miethe, ſo hat ſich ohnedem der Schlußſatz dieſes 
Artikels auf dieſe Wohnungen zu beziehen. Soviel 
zur Deutlichmachung meines Antrages. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand zu den 
Abſätzen 6 und 7 das Wort? 

(Abgeordneter Dr, Julian Czerkawski meldet 
sich.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Julian Czer— 
kawski hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Julian Czerkawski: Ich 
muß mich den Bemerkungen des Herrn Abgeordneten 
Dr. Ruß entgegenſtellen und den letzten Antrag 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter auf 
das lebhafteſte unterſtützen. Es wurde uns heute 
freilich die vertrauliche Zuſicherung gegeben, daß, 
wenn auch aus den Beſtimmungen des Geſetzes nicht 
ausdrücklich fließt, daß die Wohnungen der Volks— 
ſchullehrer von der Steuer befreit ſind, trotzdem in 
den zu erlaſſenden Inſtructionen für die Bemeſſungs— 
und Steuerämter darauf Rückſicht genommen werden 
wird und ihnen in denſelben ausdrücklich, gleichſam 
ſupplirend aufgetragen werden wird, bie Amtswoh— 
nungen der Volksſchullehrer als ſolche zu betrachten, 
die von der Steuer befreit werden ſollen; auf dieſe 
Zuſicherung kann ich mich jedoch, ich muß es ge— 
ſtehen, nicht verlaſſen. Bei dieſer Gelegenheit muß 
ich auch noch einen Vorwurf zurückweiſen, welcher 


Haus der Abgeordneten. — 123. Sitzung der 8. Seffion am 6. März 1875. 4289 


ſelbe nicht als leerſtehend auffaſſen kann. Man möge 
alſo die nöthige Abänderung des vorliegenden Ent— 
wurſes treffen, damit darüber kein Zweifel entſtehe, 
weil es richtig iſt, daß, wenn der Minuend fehlt, 
ber Subtrahend nichts nützt. Ich glaube, daß Die 
ſem Bedenken vollſtändig Rechnung getragen werden 
kann durch eine kleine Aenderung bei dem kommen— 
den Paragraphe, welcher von den zeitlichen Steuer— 
abſchreibungen handelt. 

Für weit ausgedehnter und weittragender halte ich 
jene Anträge, welche dahin zielen — und es ift ein ſol— 
cher von der anderen (rechten) Seite und einer von 
einem Collegen aus Oberöſterreich geſtellt worden — 
die der Landwirthſchaft bereits gewährten Begünſti— 
gungen noch weiter auszudehnen. Ich kann nicht 
zugeben, daß man einen Wohnungsbeſtandtheil mit 
einem Pfluge vergleicht, wie es geſchehen iſt; ich 
glaube auch nicht, daß es einem Zweifel unterliegen 
kann — und dieſe Bemerkung muß ich wohl gegen 
beide Herren Redner machen — daß man bei einem 
Wohnungsbeſtandtheile vom Nutzungswerthe über— 
haupt nicht reden kann; ich mache auch darauf auf— 
merkſam, daß ſich nirgends oder wenigſtens nur in 
wenigen Fällen der Nutzungswerth ſo klar ausſpricht, 
als gerade hier. 

Ich bitte zu berückſichtigen, was muß Der 
dem Arbeiter an Arbeitslohn zahlen, der ihm die 
Wohnung gibt, und was muß Der dem Arbeiter 
zahlen, bei dem ſich derſelbe die Wohnung ſelbſt 
zahlen muß. In dieſer Differenz liegt einfach der 
Nutzungswerth der Wohnung und der Wohnungen 
für die Arbeiter. 

Ich muß auch darauf aufmerkſam machen, daß, 
wenn geſagt wurde, Wohnbeſtandtheile ſeien über— 
haupt für die Landwirthſchaft nicht Steuerobjecte, 
man dies genau realiſiren muß dahin, daß Wohn— 
beſtandtheile auch für kein Gewerbe, für gar keine 
Art induſtriellen Betriebes Steuerobjecte feien; 
denn Wohnbeſtandtheile dienen nur dazu, Lebens— 
bedürfniſſe zu befriedigen, und in dieſer Beziehung 
hat man offenbar die Gebäudeſteuer als eine Art 
Conſumtionsſteuer aufgefaßt und auffaſſen müſſen. 
Wie man aber dazu kommen kann, daß man eine 
beſtimmte Art von Betriebs- und Gewerbewohn— 
beſtandtheilen nur als Wohnung anſehen kann, wäh- 
rend man von Anderen allerdings auch nicht gehört 
hat, daß ſie über das Zinszahlen Freude haben, 
ſondern es auch als ein onus anſehen, vermag ich 
nicht einzuſehen. 

Meine Herren! Wenn Sie die Anträge an— 
nehmen ſollten — ich gebe mich allerdings der 
Hoffnung hin, daß ſie das hohe Haus nicht an— 
nehmen wird — ſo gibt es dann eigentlich nur 
einen confequenten Antrag mehr, man ſchaffe ein- 
fach die Gebäudeſteuer ab; denn daß die Haus— 
claſſenſteuer, wie fie gegenwärtig beſteht, oder die 
Nutzungswerthſteuer, wie ſie eingeführt werden ſoll, 


durch die Annahme ſolcher Anträge eigentlich ſchon 
abgeſchafft iſt, iſt klar; denn wenn alle Gebäude, 
die mit der Landwirthſchaft in Verbindung ſtehen, 
ſowohl Wohn- als Wirthſchaftsgebäude, von der 
Steuer befreit werden ſollen, dann möchte ich fragen, 
was bleibt denn übrig? Einige Schlöſſer vielleicht; 
nun, die geben wohl für die Ertragsſteuer im 
Ganzen nichts aus, und dann die Wohnungen von 
einigen wenigen Gewerbetreibenden auf dem Lande, 
ſo daß die Hauclaſſenſteuer mit ihrem gegenwärtigen 
Ertrage uns unter den Händen verſchwinden würde. 
Bei einem derartigen Vorgange iſt das außer allem 
Zweifel. Und wenn das geſchieht, wer wird den 
Ausfall zahlen? Wenn wir für die Befreiung eines 
Theiles der Steuerträger Sorge tragen, iſt es dann 
nicht nothwendig, zu denken: Woher werden wir 
das nehmen, was uns dadurch abgeht? 

Meine Herren! Ich glaube mit dieſen wenigen 
Worten gezeigt zu haben, daß die Anträge, welche 
geſtellt wurden, in einer Weiſe weittragender Natur 
und bedenklich ſind, daß ich unmöglich einem derſelben 
das Wort reden kann. Ich bemerke, daß ich mich nur 
auf die Anträge prineipieller Natur beſchränkt habe, 
die anderen nidtprincipiellen aber, wie z. B. den 
des Herrn Abgeordneten Fuchs aus Schleſien, nur 
befürworten kann, da er nur Zweifel beſeitigt, und 
deſſen Annahme für vollkommen angemeſſen erkenne, 
den Antrag nämlich auf die Einſchaltung der Worte 
„Gebäudebeſtandtheile“. 

Was jedoch die weitergehenden Anträge betrifft, 
ſei es nun, daß das hohe Haus beſchließt, ſie dem 
Ausſchuſſe zuzuweiſen, oder heute dieſelben definitiv 
erledigt — denn es iſt auch möglich, daß das Letztere 
beliebt wird — ſo kann ich nur mit dem größten Nach— 
drucke bor der Annahme derſelben warnen. (Verfall.) 

(Baron T inti meldet sich xum Worte.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Freiherr 
v. Tinti hat das Wort. 


Abgeordneter Freiherr v. Tinti: Ich habe 
mich eigentlich zum Worte gemeldet, um einen ähn— 
lichen Antrag zu ſtellen, wie der Herr Abgeordnete 
Fuchs von Schleſien, und ich könnte vielleicht auf das 
Wort verzichten, weil dieſer Antrag ohnedies dem 
Ausſchuſſe zugewieſen wird. Ich bitte mir aber deſſen— 
ungeachtet wenige Worte zu geſtatten, ſowohl zur 
Begründung des Antrages, welchen ich einzubringen 
mir erlaube, als auch im Allgemeinen. 

Der Herr Abgeordnete Fuchs hat bereits dar— 
gethan, daß, wenn im Abſatze 8 nur von den zum 
Betriebe der Landwirthſchaft eingerichteten Gebäuden 
geſprochen wird, man damit Anlaß zu einer irrthüm- 
lichen Auffaſſung gibt, zu der Auffaſſung nämlich 
als ob nur jene Gebäude, welche ausſchließlich 
ihrer Natur nach landwirthſchaftlichen Zwecken 
gewidmet ſind, wie Scheuern, Ställe u. ſ. w., 
in denen ſich nur ausnahmsweiſe Wohnbeſtandtheile 
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befinden, einer Steuerbefreiung zu unterziehen wären, 
während die landwirthſchaftlichen Wohngebäude — 
ich habe nur die des kleinen Landwirthes im Auge 
welche, wie dies häufig vorkommt, nicht im Zuſam— 
menhange ſind mit den Gebäuden der Nutzungsſteuer, 
nach den ganz ausgedehnten Beſtimmungen des 8.17 
zu unterwerfen wären, daher nicht nur mit Rückſicht 
auf die eigentlichen Wohnbeſtandtheile, ſondern auch 
auf dasjenige, was im $. 17 als Acceſſorium bezeich— 
net iſt. Es befinden ſich eben in dieſen landwirth 
ſchaftlichen Wohngebäuden eine Menge derartiger 
Nebenlocalitäten, welche ganz ausſchließlich nur land 
wirthichaftlichen Zwecken gewidmet find, Aus dieſem 
Grunde, und ohne es weiter zu verfolgen, da dies 
bereits vom Herrn Abgeordneten Fuchs angedeutet 
wurde, ſchließe ich mich dem Antrage desſelben an, 
bemerke aber, daß es nicht bloß genügen würde, das 
Wort , Gebäudebeftandtheile“ einzuſchalten, ſondern 
daß dann auch eine Umſtiliſirung des Punktes noth 
wendig wäre, Es heißt nämlich (liest) : 
„Die zum Betriebe der Landwirthſchaft 
gewidmeten Gebäude mit Ausnahme der dar— 

in befindlichen Wohnbeſtandtheile“ u. ſ. w. 

Wenn ich nun nach dem Antrage des Herrn 
Abgeordneten Fu d) ſo ſtiliſire: „die zum Betriebe der 
Landwirthſchaft gewidmeten Gebäude und Gebäude— 
beſtandtheile“, ſo iſt dann der weitere Zuſatz „mit 
Ausnahme ber darin befindlichen Wohnbeſtandtheile“ 
nicht mehr am Platze. Ich erlaube mir daher zum Be— 
hufe einer klareren Stiliſirung den Antrag zu ſtellen 
(liest) : 

„Es habe Punkt 8 des $. 2 zu lauten: 

Die zum Betriebe der Landwirthſchaft gewid— 

meten Gebäude und Gebäudetheile 

mit Ausnahme der Wohnbeſtandtheile, zu 
welchen“ ꝛc. ꝛc. 
und bitte das hohe Haus, daß dieſer Antrag mit dem 
des Herrn Abgeordneten Fuchs dem Ausſchuſſe zuge— 
wieſen werde. 

Allein die weiteren Bemerkungen und Anträge, 
welche im Laufe der Debatte über dieſen Punkt ge— 
fallen ſind, veranlaſſen mich, noch einige Worte zu 
ſprechen. Ich kann mich nur auf das wärmſte den 
Ausführungen anſchließen, womit mein unmittel— 
barer Herr Vorredner den von den Herren Abge— 
ordneten Nabergoj und Dr. Groß geſtellten An— 
trägen entgegentrat, ` 

Es unterliegt gar keinem Zweifel, daß, wenn 
dieſe Anträge ganz oder nur zum großen Theile in 
irgend einer Stiliſirung des Ausſchuſſes angenom— 
men würden, hiermit ein ſehr namhafter Theil der 
Gebäudeſteuer, nämlich die Beſteuerung nach dem 
Nutzwerthe abſolut entfallen würde. Wir würden 
hiermit eine Reihe von ſteuerfreien Objecten fdaffen, 
welche ſeit einer langen Reihe von Jahren, ſo lange 
die Gebäudeſteuer in Oeſterreich beſteht, nicht ſteuer— 


laſtung der Steuerträger ſchaffen, die von dieſen mit 
Recht nicht erwartet wurde, und dieſe Steuerbe— 


- | freiung würde in einem Momente geſchaffen, wo das 


ſteigende Staatsbedürfniß zu einem derartigen Expe— 
rimente gar keinen Anlaß bietet. Allein auch die 
Vorausſetzungen, von welchen die beiden Antrag— 
ſteller ausgehen, ſind unrichtig, und ein Theil der— 
ſelben iſt ſchon von dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Schaup widerlegt worden. 

Es mag nun eigenthümlich erſcheinen, daß ich, 
als Abgeordneter der Intereſſengruppe des Groß 
grundbeſitzes, mich in meinem Gewiſſen verpflichtet 
halte, gegen den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Dr. Groß aufzutreten. Denn nachdem derſelbe 
lautet (liest) : 

„Die zum Betriebe der Landwirthſchaft 
gewidmeten Wohn- und Wirthſchaftsge 
bäude. ., 

ſo würden darin die allergrößten Vortheile für den 
Großgrundbeſitz liegen. 

Ich geſtehe offen, daß ich bei einer früheren 
Berathung des Gebäudeſteuergeſetzes ſelbſt der Mei— 
nung war, als ob es zuläſſig, als ob es wünſchens— 
werth, als ob es gerecht wäre, auch die Beamten 
und Dienerwohnungen beim Großgrundbeſitze von 
der Beſteuerung auszuſchließen. Ich muß aber ge— 
ſtehen, daß ich die volle Ueberzeugung gewonnen 
habe, daß eine derartige Ausnahme thatſächlich une 
gerecht wäre, denn dasſelbe Argument, welches hier 
für den Fall der Entlohnung der Arbeiter- und 
Knechtesdienſte von dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Schaup angeführt wurde, dasſelbe Beiſpiel muß 
man ſich in Bezug auf den Beamten des Großgrund— 
beſitzes gegenwärtig halten; die Wohnung iſt für ihn 
nur eine theilweiſe Entſchädigung für feine Arbeit $: 
leiſtung; würde man nicht in der Lage ſein, ihm 
eine Naturalwohnung zu geben, ſo müßte man eine 
Wohnung miethen oder man wäre genöthigt, ihm 
den Gehalt zu erhöhen, um ihn in die Lage zu ver— 
ſetzen, fein Wohnungsbedürfniß beſtreiten zu können. 

Faßt man das fo auf, fo ijt, obſchon die Wohn- 
gebäude eine Laſt des Beſitzers ſind, dennoch ein 
Nutzwerth in dem Sinne vorhanden, daß bie Aus— 
gaben für die Arbeitsleiſtung dadurch vermindert 
werden, und darin liegt der Nutzwerth, der Ertrag, 
den dieſe Wohngebäude dem Großgrundbeſitzer ab: 
werfen. 

Ich bin daher vollſtändig überzeugt, daß das 
hohe Haus auf dieſe beiden Anträge nicht eingehen 
ſoll, weil die Annahme derſelben eine große Gefahr 
für den Staatsſchatz involvirt und eine Unbilligkeit 
herbeiführt. 

Ich möchte mir noch die Bitte erlauben, daß 
über den Antrag auf Zuweiſung der beiden Anträge 
der Herren Abgeordneten Nabergoj und Groß 
an den Ausſchuß getrennt abgeſtimmt werde, denn 


[rei waren; wir würden hiermit eine ganz neue Ent- ich würde fogar bitten, daß fie nicht einmal dem 
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Steuerreformausſchuſſe zugewieſen werden, weil ich 
im Voraus die Ueberzeugung hege, daß der 
Steuerreformausſchuß, welcher dieſe Frage in ein— 
gehendſter Weiſe behandelt und mit großer Majorität 
entſchieden hat, nichts als Zeit verlieren würde, um 
ſchließlich doch den Antrag zu ſtellen, es ſei auf 
beide Anträge, ſowohl den des Herrn Abgeordneten 
Nabergoj, als des Herrn Abgeordneten Dr. Groß 
nicht einzugehen. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Freiherr 
v. Tinti ſtellt zu Abſatz 8 des $. 2 den Antrag, er 
habe zu lauten (liest) : 

„Die zum Betriebe der Landwirthſchaft 
gehörigen Gebäude und Gebäudetheile mit 
Ausnahme der Wohnbeſtandtheile . . . .“ 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen, fid) zu erheben. (Geschieht,) Der An— 
trag ift unter ftitht. , 

Wünſcht noch Jemand zu Abſatz 8 das Wort? 

(Abgeordneter Dr. Dinstl meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Dinſtl hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Dinſtl: Ich für meine 
Perſon möchte mich gegen weitere Steuerbefreiungen 
aus dem Grunde ausſprechen, weil ich darin nicht 
eine Entlaſtung, ſondern eine Belaſtung der Mehr— 
zahl der Steuerträger erblicke. (Rufe: Sehr richtig!) 

Wir machen ein neues Hausſteuergeſetz nicht 
darum, damit ein geringerer Steuerbetrag einge— 
hoben werde; der Zweck desſelben ijt vielmehr eine 
gleichmäßigere Vertheilung, man wolle daher zu 
mindeſt bei dem dermaligen Gtenerjaße bleiben. 
Wenn nun viele Befreiungen eintreten werden, 10 
werden die Anderen um deſtomehr belaſtet werden. 
(ltufe: Ju wohl! Gans richtig!) Ich würde darum 
vor ſolchen weitgehenden Befreiungen warnen. Ich 
bitte Sie, meine Herren, wo iſt dann die Grenze? 
Man ſagt, bei den Gewerbeunternehmungen müſſe 
die Befreiung eintreten. Erlauben Sie mir nun die 
Bemerkung, kann der kleine Kaufmann, der Krämer 
nicht auch ſagen, er verlange die Befreiung für ſein 
Geſchäftslocale, da dies das Locale iſt, wo er ſein 
Gewerbe treibt, für ſein Verkaufsgewölbe. Wenn 
man nun mit Befreiungen fort und fort vorwärts 
ſchreitet, dann bleiben nur die Wohnungen, und zwar 
oft auch die der Aermeren übrig und ſolche Woh— 
nungen müßten überbürdet werden. 

Ich bin daher der Anſicht, daß, je allgemeiner 
die Steuer umgelegt wird, wir eine deſto weniger 
drückende Steuer machen werden, weil wir in die 
Möglichkeit geſetzt ſind, einen niedrigeren Steuer— 
ſatz Platz greifen zu laſſen. (Bravo! Bravo! links.) 

Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich) Da es nicht ber Fall ijt, 
erkläre ich die Debatte über Abſatz 8 des $. 2 für 
geſchloſſen. 


Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Ich 
kann nach den treffenden Bemerkungen, welche von 
den drei unmittelbaren Herren Vorrednern gemacht 
worden find, mich kurz faſſen. Ich muß mich wun- 
dern, daß, nachdem man im Ausſchuſſe über dieſen 
Punkt in wirklich eingehender Weiſe alle einſchlä— 
gigen Fragen gründlich erörtert hat, nachdem 
auf der anderen Seite in einzelnen Punkten der 
Ausſchußanträge — ich verweiſe auf Seite 31 des Ge— 
ſetzes — Befreiungen, Erleichterungen in der weit— 
gehendſten Art aufgenommen worden ſind, man heute 
mit einer ſo großen Anzahl von Gebäudeſteuer— 
Befreiungsanträgen vor das hohe Haus tritt. 

Ich kann das Schickſal dieſer Anträge, wenn 
ſich das hohe Haus beſtimmt finden ſollte, ſie dem 
Ausſchuſſe zuzuweiſen, von vorneherein klarſtellen. 
Ich glaube, daß ſie abgelehnt werden dürften und 
nur der eine oder der andere angenommen werden 
könnte. Um Zeit zu erſparen und um nicht 
über jeden einzelnen dieſer Anträge abſtimmen zu 
müſſen, beantrage ich, da der Ausſchuß ohnehin 
wegen der Punkte 6 und 7 zur Berathung zuſam— 
mentritt, alle Anträge dem Ausſchuſſe zu— 
zuweiſen. Sollte dieſer Antrag nicht angenommen 
werden, ſo behalte ich mir vor, die geſtellten Amen— 
dements einzeln zu beſprechen. 


Präſident: Zum Abſatze 8 des $. 2 wurden 
abändernde Anträge von den Herren Abgeordneten 
Nabergoj, Fuchs, Groß, Fux, Freiherrn 
v. Tinti und Dumba geſtellt. (Liest dieselben, 
siehe Seite 4283 bis 4291 dieses stenoyı aphischen 
Protokolles.) 

Bezüglich aller diefer Anträge wird ber fore 
melle Antrag geftellt, fie feien bem Ausſchuſſe 
zur Vorberathung zuzuweiſen. 

Bevor ich über dieſen Antrag abſtimmen laſſe, 
conſtatire ich ausdrücklich, daß die De— 
batte über Abſatz 8 des 8. 2 geſchloſſen ift, 
daher dieſe Anträge insgeſammt hier nicht mehr dis— 
cutivt werden können und nur ſeinerzeit der Antrag 
des Ausſchuſſes bezüglich derſelben noch Gegenſtand 
der Debatte ſein kann. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche vorbehalt— 
lich der Abſtimmung bezüglich der Anträge der 
Herren Abgeordneten Nabergoj und Groß dafür 
ſind, daß die der Herren Fux, Fuchs, Dumba 
und Freiherrn v. Tinti dem Ausſchuſſe zugewieſen 
werden, ſich zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag iſt 
angenommen. 

Ich erſuche jene Herren, welche dafür ſind, daß 
die Anträge der Herren Abgeordneten Dr. Naber⸗ 
go j und Groß ebenfalls dem Ausſchuſſe zugewie⸗ 
jen werden, ſich zu erheben. (Geschieht.) Die Ma— 


jorität ift dafür; es find ſomit ſämmtliche Ane 
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träge zu Abſatz 8 des 8. 2 dem Ausſchuſſeſſowohl einen ſtiliſtiſchen, als auch einen fad- 


zugewieſen. 


(iden Verbeſſerungsantrag dahin ſtelle, das 


Zu blas 9 find keine Redner eingetragen. | Alinea 10 hätte zu lauten (liest): 


Wünſcht Jemand das Wort? (Niemand meldet sich,) 
Da dies nicht ber Fall ift, fo erſuche ich jene Herren, 
welche den Abſatz Y des $. 2 nach dem Antrage 
des Ausſchuſſes annehmen, fid zu erheben. 
(Geschieht.) Er ift angenommen. 

Wünſcht Jemand das Wort zu Abſatz 10 ? 

(Abgeordneter Dr, Ritter v. Kaminski meldet 
sich.) 

Abgeordneter Dr. Ritter v. Kaminski hat 
das Wort, 


Abgeordneter Dr. Ritter v. Kaminski: Es 
iſt von der Regierungsbank das beſtimmte Wort 
gefallen, daß dieſe Reform der Gebäudeſteuer als 
keine reformatio in pejus aufzufaſſen fei. Indeſſen 
enthält dieſes Alinea doch den Hintergedanken, daß 
gegenüber den jetzt geltenden Beſtimmungen ſchließ 
lich doch eine reformatio in pejus Platz greifen 
könnte. Denn in dieſem Abſatze heißt es, daß nur 
diejenigen Gebäude ſteuerfrei ſind, welche dem 
betreffenden Zwecke unentgeltlich gewidmet ſind. Nun 
iſt es vorzüglich von ſtädtiſchen Gemeinden bekannt, 
daß fie Kaſernen oder Quaſi-Kaſernen militäriſchen 
Zwecken widmen gegen Bezug ber normalmäßigen 
Bequartie rungsgebühr, welche nach dem beſtehenden 
Patente ſo niedrig gegriffen iſt, daß man wohl nicht 
vorausſetzen kann, daß in dieſe normalmäßige Bee 
quartierungsgebühr die Verzinſung und bie Amor- 
tiſation einbegriffen ſei, umſoweniger, als ſogar vor— 
auszuſetzen ift, daß nicht einmal bie Erhaltungs— 
koſten gedeckt werden können. Es wäre nun eine 
Schmälerung, wenn ſolche Gemeinde- oder Quafi- 
Kaſernen nicht die Steuerfreiheit genießen ſollten. 
Freilich iſt das Wort Quaſi-Kaſernen illuſtrirt durch 
den bekannten Satz, daß, wo der Gedanke fehlt, ſich 
zur rechten Zeit ein Wort einſtellt. 

Denn mit dem Worte Quaſi-Kaſerne läßt ſich, 
meiner Meinung nach, kein ſehr präeiſer Begriff 
verbinden, und es wäre vielleicht beſſer, wenn man 
dieſem Worte einen allgemeinen Ausdruck ſubſtituiren 
und ſagen würde: „Gebäude, die zu Militärzwecken 
dienen”, Es werden wohl im Schoße der Regierung 
Berathungen über das Bequartierungspatent gepflo— 
gen und es iſt vorauszuſehen, daß die bisher beſtan— 
denen Gebühren bedeutend herabgemindert werden, 
da die Gemeinden gerade durch dieſe Laſten am mei— 
ſten gelitten haben und noch leiden. 

Wenn dieſer Satz aber auch noch ſo hoch ge— 
griffen werden ſollte, ſo könnte er doch nicht ſo hoch 
fein, damit die Verzinſung, wie gejagt, bie Amor- 
tiſation des Capitales und auch die Erhaltungskoſten 
gedeckt werden könnten. 

Ich glaube alſo, daß ich den Intentionen des 
Ausſchuſſes in dieſer Hinſicht entſpreche, indem ich 


„Die für öffentliche Behörden und Aemter, 
die zur Unterbringung des Militärs unent— 
geltlich, dann die von Gemeinden für Mili— 
tärzwecke nur gegen Bezug der normal— 
mäßigen Einquartierungsgebühr gewidmeten 
Gebäude und Gebäudetheile.“ 


Präſident: Herr Abgeordneter Dr. Ritter v. 
Kaminski ſtellt den Antrag, der Abſatz 10 des 
8. 2 habe zu lauten: (Wiederhol den Antrag.) 
Die Herren, welche dieſen Antrag unterſtützen, tol: 
len fid) erheben. (Geschieht,) Der Antrag ift une 
te r HI bf. 

Wünſcht noch Jemand zum Abſatze 10 das 
Wort? (Niemand meldet sich.) Es iſt nicht der 
Fall. Die Debatte ift daher geſchloſſen. 

Wünſcht der Herr Berichterſtatter das 
Wort? 


Berichterſtatter Dr. Beer: Der Abänderungs— 
antrag, der von dem Herrn Abgeordneten aus 
Galizien geſtellt worden iſt, entſpricht den bisherigen 
Beſtimmungen, welche über Quaſi-Kaſernen ſeit dem 
Jahre 1836 in Uebung ſtehen. Sämmtliche für 
Militärzwecke beſtimmten Gebäude ſind nämlich 
heute in vier Kategorien eingetheilt; erſtens ſolche, 
bie fein Werarialeigenthum find, aber ber Beſtimmung 
als Quaſi-Kaſernen ganz unentgeltlich gewidmet 
werden, ſodann Gebäude, die im Eigenthume einer 
Gemeinde oder Anſtalt ſtehen und demſelben Zwecke 
gegen Bezug eines Zinskreuzers oder eines Pauſchal— 
betrages gewidmet find, und in dieſen beiden Fällen 
ſind ſie vollſtändig ſteuerfrei. Es kommen aber noch 
zwei andere Fälle vor, nämlich wenn vom Militär- 
ärar ein Gebäude zu dieſem beſtimmten Zwecke 
gemiethet und dafür ein Zins gezahlt wird, oder 
wenn die Gebäude theils für das Militär, theils für 
das Aerar von Anderen gemiethet ſind. 

In dieſen beiden Fällen wird auch jetzt die 
Gebäudeſteuer erhoben. 

Der Autrag, den der geehrte Herr Abgeordnete 
Dr. Ritter v. Kaminski ſtellt, iſt in gewiſſer 
Beziehung eine etwas beſtimmtere Faſſung der Aus— 
ſchußvorlage, und ich möchte mir nur auf das Einzige 
aufmerkſam zu machen erlauben, daß der Antrag 
nur dann annehmbar wäre, wenn es hieße: „dann 
die von Gemeinden oder Ländern für Militär- 
zwecke (u. ſ. w. wie im Antrage) gewidmeten Gebäude 
und Gebäudetheile.“ 


Abgeordneter Dr. Ritter v. Kaminski (unter- 
brechend) : Ganz gut, ich bin einverſtanden, 


Berichterſtatter Dr. Beer (fortfahrend): 
Demnach müßte das Alinea 10 heißen (liest) : 

„Die für öffentliche Behörden und Aemter, 
die zur Unterbringung des Militärs unent— 
geltlich, dann die von Gemeinden oder 
Ländern für Militärzwecke nur gegen 
Bezug ber normalmäßigen Cinquartierungs- 
gebühr gewidmeten Gebäude und Gebäude— 
theile.“ 

In dieſer Faſſung könnte ich mich mit dem 
Abänderungsantrage des Herrn Abgeordneten Ritter 
v. Kaminski einverftanden erklären 


Abgeordneter Ritter v. Kaminski (ein- 
fallend) : Ich ſtimme vollkommen bei. 


Präſident: Der Herr Berichterſtatter hat 
ſich für den Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. Ritter 
v. Kaminski ausgeſprochen, jedoch auch noch die 
Einſchaltung der Worte „oder Ländern“ beantragt. 

Ich muß denſelben, infoferne er die Einſchal 
tung der Worte „oder Ländern“ betrifft, zur 
Unterſtützung bringen und über denſelben das Wort 
ertheilen. 

Jene Herren, welche dieſe Einſchaltung unter— 
ſtützen, wollen fid) erheben. (Geschieht,) Dieſe Cine 
ſchaltung ift unterſtützt. 

Wünſcht Jemand diesfalls das Wort? (Nie- 
mand meldet sich.) Es ijt nicht der Fall. Ich 
ſchreite zur Abſtim mung. Nachdem der Antrag des 
Herrn Abgeordneten Dr. Ritter v. Kaminski ein 
abändernder Antrag gegenüber dem Ausſchußantrage 
iſt, werde ich den erſteren zuerſt zur Abſtimmung brin— 
gen und falls er abgelehnt wird, den Ausſchußantrag. 

Ich erſuche demnach jene Herren, welche nach 
dem vom Herrn Berichterſtatter ammendirten Antrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Ritter v. Kaminski 
damit einverſtanden find, daß das Alinea 10 des 
8, 2 laute (liest :) 

„Die für öffentliche Behörden und Aemter, 
die zur Unterbringung des Militärs unente 
geltlich, dann die von Gemeinden oder 
Ländern für Militärzwecke nur gegen Bezug 
der normalmäßigen Einquartierungsgebühr 
gewidmeten Gebäude und Gebäudetheile“ — 

ſich zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag iſt ange— 
nommen. 

Zum Abſatze 11 des 8. 2 hat Herr Abgeordneter 
Steudel das Wort. 

Abgeordneter Steudel: Im Alinea 11 heißt 
es: „Die auf öffentlichen Plätzen vorübergehend auf— 
geſtellten Marktbuden und Kramläden.“ Nun gibt 
es in Wien und in anderen Orten und Städten noch 
ſtabile Objecte, welche ebenfalls zu Marktzwecken 
errichtet werden, und namentlich in neuerer Zeit, 
wo gerade in Wien ſolche ſtabile Verkaufsſtände und 
andere Approviſionirungsanſtalten und insbeſondere 
Markthallen erbaut werden. 
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Ich glaube kaum, daß man derartige Gebäude 
auch dieſer Steuer unterziehen ſoll. Leider ſind bis 
jetzt die in Wien erbauten Markthallen der Steuer 
ſchon unterzogen worden, und nun geht man noch 
weiter und verlangt von der Commune Wien auch 
nod) bie fünfpercentige Einfommenfteuer. Die Ge- 
meinde hat dagegen recurrirt, aber leider bis jetzt 
erfolglos. Der Erlaß des Finanzminiſteriums vom 
Jahre 1866 lautet dahin, daß die von der Commune 
in Anſpruch genommene Steuerfreiheit aus dem 
Titel der Verwendung der Markthallengebäude zu 
öffentlichen Zwecken für die Dauer dieſer Verwendung 
nach dem Plane dieſes Inſtitutes und den beſtehen— 
den Normen nicht begründet erkannt wurde. 

Ich glaube gerne, daß es die Finanzbehörde 
nicht anerkennt, daß ſolche Anſtalten zu öffentlichen 
Zwecken errichtet werden; denn für ſie exiſtirt nichts 
als ſolche Objecte, wo man ſofort die Steuer eine 
heben kann. Wenn man wenigſtens nachweiſen 
könnte, daß ſolche mit den größten Opfern errichtete 
Anſtalten der Gemeinde große Vortheile oder einen 
pecuniären Nutzen bringen würden, oder daß die 
Gemeinde ſolche Anſtalten freiwillig errichten wollte, 
würde eine ſolche Steuer noch begreiflich erſcheinen; 
in der That aber iſt die Gemeinde ſtatutariſch ver— 
pflichtet, derlei Anſtalten ins Leben zu rufen, und die 
Approviſionirungsenquete vom Jahre 1869 bis 
1871, welche von der hohen Regierung ſelbſt einge— 
leitet wurde und deren Präſident der gegenwärtige 
Herr Finanzminiſter war, hat dahin gewirkt, daß 
ſolche Beſchlüſſe gefaßt wurden, worin man der Ge— 
meinde Wien geradezu als Pflicht auferlegt, ſolche 
Approviſionirungsanſtalten zu bauen. Es wurden 
aber auch Beſchlüſſe gefaßt, die der Regierung 
Obliegenheiten auferlegen; die ſind aber bis jetzt 
noch nicht zur Durchführung gelangt, aber wohl wird 
mit größter Vehemenz von Seite der Regierung dar— 
auf gedrungen, daß die Beſchlüſſe in Bezug auf die 
der Gemeinde auferlegten Obliegenheiten zur Durch— 
führung gelangen. Dieſe Beſchlüſſe legen der Ge— 
meinde geradezu die Summe von zwölf Millionen 
Gulden auf, natürlich muß ſie dieſe Summe im 
Wege des Anlehens ſchaffen. 

Die Regierung hat damals verſprochen, alles 
Mögliche zu Gunſten der Gemeinde zu thun, hat 
aber nicht erlaubt, daß man die zu öffentlichen 
Hweken errichteten Markthallen von der Gebäude- 
ſteuer befreit. 

Wenn man bedenkt, daß der Staat von allen 
Artikeln, die in ſolchen Hallen zum Verkaufe gelan— 
gen, ohnehin die Verzehrungsſteuer bezieht, und wenn 
man nun noch dieſe Gebäude beſteuern will, ſo iſt 
das nach meinem Dafürhalten eine doppelte Be— 
ſteuerung. 

Wenn man durch Errichtung ſolcher Anſtalten 
dahin wirken will, daß die Lebensmittel billiger ge— 
macht werden, ſo würde durch eine ſolche Beſteuerung 
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gerade das Gegentheil erzielt werden. Bedenken Sie, 
daß der Producent, ſowie der Händler, der die Lebens— 
mittel nach Wien bringt, ja fogar der hauſirende 
Verkäufer, welcher die bereits beſteuerten Waaren aus 
der Halle bezieht, alle wieder ſeparat beſteuert ſind, 
dann, meine Herren, werden Sie es begreiflich fin— 
den, daß in Wien nichts billiger wird. 

Wenn der Staat die Gemeinde in eine Schuld 
von Millionen ſtürzt, um den ihr von der Regierung 
auferlegten Verpflichtungen nachzukommen, iſt es 
geradezu Pflicht des Staates, auch der Gemeinde 
unter die Arme zu greifen. 

Ich würde mir erlauben, auf den Wortlaut des 
Motivenberichteskhinzuweiſen, wo es ganz ausdrücklich 
heißt (liest): „Allein ſelbſt in jenen fpeciellen Fällen, 
in denenwegen mangelnder Verpflichtung des Staa— 
tes zur direeten Unterſtützung der mit der Benützung 
eines Gebäudes verknüpften, dem öffentlichen Wohle 
zugewendeten Zwecke eine Beitragsleiſtung nicht 
unbedingt gefordert werden könnte, wird ſich eine 
Steuerbefreiung immerhin als die zweckmäßigſte 
Form rechtfertigen laſſen, unter welcher der Staat 
indirect den angedeuteten Zwecken ſeine Unterſtützung 
zu Theil werden läßt.“ 

So ſpricht der Motivenbericht der Regierung, 
und ich will auch wünſchen, daß von der Regierung 
auch fo factiſch gehandelt würde. Es heißt in den 
Motiven, welche die Regierung ſelbſt anführt: „Zur 
Unterſtützung der mit Benützung eines Gebäudes 
verknüpften, dem öffentlichen Wohle zugewendeten 
Zwecke.“ Ich frage nun, meine Herren, ſind ſolche 
Approviſionirungsanſtalten, wie die Markthallen, 
keine ſolchen Anſtalten, die dem öffentlichen Wohle 
dienen? Iſt es kein öffentlicher Zweck, wenn man 
ſucht, die Nahrungsmittel, die auch für den Aller— 
ärmſten nothwendig ſind, ſoviel als möglich billig 
zu machen? Wenn man ſucht, in einer Gemeinde, wie 
Wien, dieſem großen Conſumtionsplatze, die Appro— 
viſionirung zu regeln, überhaupt den Markt ſoviel 
als möglich von allen Feſſeln zu befreien, um die 
Nahrungsmittel etwas billiger zu machen? Iſt dies 
denn nicht etwas, was für den öffentlichen Zweck 
errichtet wird? Und wenn dann andererſeits hier in 
dieſen Ausnahmsbeſtimmungen vorkommt, daß die 
Anſtalten, die Gebäude, welche humanitären Zwecken 
dienen, von der Steuer befreit ſind, ſo muß ich auch 
für die Approviſionirungsanſtalten in Anſpruch neh— 
men, daß ſie im eminenteſten Sinne des Wortes 
humanitäre Anſtalten ſind. Denn es kann nichts 
Humanitäreres geben, als wenn man dahin zu wirken 
ſucht, daß die Bevölkerung ſich billig, rationell und 
beſſer ernähren kann. Ueberhaupt muß ich geſtehen, 
iſt die Magenfrage eine der wichtigſten, wenn ihr 
auch bei uns viel zu wenig Aufmerkſamkeit geſchenkt 
wird. 

Ich will mich darüber nicht eines Weiteren 
ergehen; aber bedauerlich iſt es, daß wir gerade im 
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gegenwärtigen Momente uns mit Steuergeſetzgebung 
beſchäftigen, wo wir in Oeſterreich vielleicht noch 
Manches eher zur Berathung bringen ſollten. Aber, 
wenn wir ſchon genöthigt find, uns mit dieſer Arbeit 
zu beſchäftigen, ſo iſt es doch unſere Pflicht, geradezu 
die Härten eines ſolchen Geſetzes ſoviel als möglich 
zu mildern. 

Ich glaube daher, daß das hohe Haus ſowohl 
im Intereſſe der ärmeren Städtebewohner, als im 
wohlverſtandenen Intereſſe des öffentlichen Wohles 
meinen Antrag, den ich mir in dieſer Beziehung zu 
ſtellen erlauben werde, auch zum Beſchluſſe erheben 
dürfte. Derſelbe geht dahin, daß ſolche Gebäude, 
welche von Gemeinden ſpeciell zu dieſem Zwecke als 
Approviſionirungsanſtalten errichtet werden, auch 
von dieſer Steuer befreit werden. Ich berufe mich 
hier nur noch auf die Schlußworte, welche der Herr 
Referent bei der Generaldebatte an uns gerichtet 
hatte, wo er ſagte (Hest): „Das vorliegende Gefe ijt 
verbeſſerungsbedürftig — ich leugne dies nicht; aber, 
meine Herren, amendiren Sie, verbeſſern Sie, brin— 
gen Sie ſoviel Anträge ein, als möglich, Sie werden 
gewiß in mir und dem Ausſchuſſe immer bereitwillige 
Männer finden, die auf Ihre Anträge eingehen und 
fie prüfen werden.“ 

Meine Herren! Hiermit biete ich dem Herrn 
Referenten und den verehrten Mitgliedern des Aus— 
ſchuſſes Gelegenheit, ihr Wort zu halten und zu be— 
thätigen, was fie durch den Mund ihres Herrn Refe— 
renten verſprochen haben. 

Ich glaube nur Gerechtigkeit zu verlangen, 
wenn ich Sie erſuche, dieſes Amendement zum Be— 
ſchluſſe zu erheben, welches dahin geht: Das hohe 
Haus wolle beſchließen: Es werde im 8. 2 zu 
Punkt 11 am Schluſſe hinzugefügt (lest): 

„ſowie die von Gemeinden errichteten, zu 

Approviſionirungszwecken beſtimmten öffent— 

lichen Gebäude überhaupt.“ 

Ich empfehle dieſes Amendement zur Annahme. 
(Bravo! Bravo! auf der üussersten Linken.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Steudel 
beantragt, Abſatz 11 des $. 2 hätte zu lauten (liest) : 


„Die auf öfſſentlichen Plätzen vorüber— 
gehend aufgeſtellten Marktbuden und Kram— 
läden, ſowie die von Gemeinden ere 
richteten, zu Approviſionirungs— 
zwecken beſtimmten öffentlichen 
Gebäude überhaupt.“ 


Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen wollen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Grift 
unterſtützt. 

Wünſcht Jemand noch das Wort? (Niemand 
meldet sich.) Da es nicht der Fall ijt, fo erkläre ich 
die Debatte für geſchloſſen. 

Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 


nn nn 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: 
Meiner Auffaſſung nach gehören allerdings Markt— 
hallen in die Kategorie von Erwerbsgebäuden, allein 
aus einer Aeußerung Seiner Excellenz des Herrn 
Finanzminiſters habe ich entnommen, daß er ſich 
der Anſchauung, welche der Herr Abgeordnete 
Steudel hier auseinandergeſetzt hat, im Weſent— 
lichen anſchließt und ſolche Gebäude als für öffent 
liche Zwecke errichtet betrachtet, daher von ſeinem 
Standpunkte aus nichts dagegen hat, wenn ſie unter 
die von der Steuer befreiten Gebäude eingereiht 
werden. 

Nach dieſer Auffaſſung des Herrn Finanz— 
miniſters will ich als Referent nichts dagegen ein— 
wenden und empfehle den Antrag des Herrn Ab— 
geordneten Steudel zur Annahme.“ 


Präſident: Ich ſchreite zur Abſtimmung über 
Abſatz 11. Ich werde derart vorgehen, daß ich erſt 
den Antrag des Ausſchuſſes und dann den Zuſatz— 
antrag des Herrn Abgeordneten Steudel zur Ab— 
ſtimmung bringe. 

Der Ausſchuß beantragt, Abſatz 11 habe zu 
lauten (liest): 

„Die auf öffentlichen Plätzen vorüber— 
gehend aufgeſtellten Marktbuden und Kram— 
läden.“ 

Ich bitte jene Herren, welche dieſen Antrag 
annehmen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Der Ane 
trag iſt angenommen. 

Ich bitte nun jene Herren, welche den Zuſatz— 
antrag des Herrn Abgeordneten Steudel, lautend 
(liest) : 

„ſowie bie von den Gemeinden errichteten, 
zu Approviſionirungszwecken beſtimmten 
öffentlichen Gebäude überhaupt“ — 

annehmen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Der Une 
trag iſt mit 77 gegen 73 Stimmen abgelehnt. 

Zum Abſatze 12 haben ſich die Herren Dr. 
Monti und Dr. v. Plener zum Worte gemeldet. 

Herr Dr. Monti hat das Wort. 

(Vicepräsident Dr. Vidulich übernimmt den 
Vorsitz, 


Abgeordneter Dr. Monti: Im 8. 18 ber 
Ausſchußanträge, und zwar unter lit. e, zweiter 
Abſatz derſelben wird, nachdem im früheren Abſatze 
ein Minimum des Nutzungswerthes der Gebäude 

feſtgeſtellt wird, Folgendes gejagt (Lest): 
` „Nur bei Morladenhütten in Dalmatien, 
dann bei Rohrhütten, Erdhütten ohne Maner- 


werk, oder aus bloßem Ruthenflechtwerke oder 
eingerammten Pflöcken errichteten Hütten iſt 


die Annahme eines geringeren Nutzungswerthes 
geſtattet.“ 
Meine Herren! Ich ſtimme dem Prineipe zu, 
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beſitzer, nach dem Nutzen der Gebäude, welche in 
ihrem Beſitze ſind, beſteuert werden ſollen. Doch 
bei der Auwendung dieſer oder ähnlicher Principien 
ſoll man nicht allein aus Liebe zu denſelben andere 
aus gleichgeſtellten und geſchätzten Principien flic- 
fende Gefühle und Intereſſen verletzen. 

Kann man jene Menſchenwohnnngen, welche in 
dem kurz vorher vorgeleſenen Abſatze angedeutet ſind, 
Gebäude und Häuſer nennen? Kann man Woh— 
nungen beſteuern, die zwar Menſchenwohnungen ſind, 
in welche aber große Herren nicht ihre Hunde ſtellen 
würden? 

Schon die Regierung und der verehrte Aus— 
ſchuß finden es gerecht, daß bei ſolchen Wohnungen 
ein unbeſtimmter und geringerer Nutzungswerth, 
als bei den übrigen Gebäuden veranſchlagt werden 
kann. 

Die Befreiung ſolcher Wohnungen alſo von der 
Gebäudeſteuer kann dem Staate und der Geſammt— 
heit der Beſteuerten keinen, oder nur einen unbe— 
deutenden Schaden verurſachen. Die Beharrung 
dagegen auf den Prineipien des gegenwärtigen 
Geſetzentwurfes ſolchen Wohnungen gegenüber 
wäre nichts Anderes, meiner Meinung nach, als eine 
ungerechtfertigte Belaſtung und Beſteuerung des 
Elends. 

Deßhalb ſtelle ich den Antrag (liest): 


„Das hohe Haus wolle folgenden Zu— 
fab zu 8. 2 nach dem zwölften Punkte 


beſchließen: 
„„13. Die Bauernhütten am Lande, 
welche aus Steinmauern ohne Mörtel 


gebaut ſind, dann die Rohrhütten, Erd— 
hütten ohne Mauerwerk, oder aus bloßem 
Ruthenflechtwerke oder eingerammten 
Pflöcken errichteten Hütten, wenn dieſelben 
nur nicht zu einem größeren Grundbeſitze 
gehören.““ 


Noch einige Worte über einzelne Abſätze meines 
Antrages. 

Ich beſchränke meinen Antrag auf das Land, 
um nicht bei Städten und Hauptorten die Prole— 
tariatsniederlaſſung zu befördern. Weiter beſchränke 
ich denſelben auf Wohnungen, welche nicht zu einem 
größeren Grundbeſitze gehören, weil es nicht in 
meiner Abſicht iſt, ſolchem Beſitze dadurch irgend 
welchen Nutzen zukommen zu laſſen. Endlich betreffs des 
Ausdruckes „Bauernhütten aus Steinmauern ohne 
Mörtel“ bemerke ich, daß ich dieſen Namen den im 
Geſetzentwurfe genannten „Morlackenhütten“ beilege, 
weil ich dieſe Benennung für paſſender und — 
es fei mir erlaubt zu fagen — anſtändiger 
halte, indem ſie zugleich die Bauart und das ganze 
Bild einer ſolchen Hütte vor Augen ſtellt. 

Ich empfehle meinen Antrag der Gerechtigkeit 


daß alle Gebäude oder, beffer geſagt, alle Gebäude- der Mitglieder dieſes hohen Hauſes. 
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Vicepräſident: Der Herr Abgeordnete 
Dr. Monti Wellt den Antrag: (Liest denselben.) 
Ich bitte jene Herren, welche dieſen Antrag unter— 
ſtützen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Derſelbe ift nicht 
genügend unterjtüßt, 

Der Herr Abgeordnete Dr. v. Plener hat 
das Wort. 


Abgeordneter Dr. Edler v. Plener: Ich will 
nicht die Reihe der Steuerbefreiungen vermehren, 
ſondern nur mit einigen Worten die Aufmerkſamkeit 
des hohen Hauſes auf einen Gegenſtand lenken, der 
vielleicht nur durch Zufall in den Punkt 12 des 8. 2 
nicht aufgenommen worden iſt. Es ſind das die 
Arbeiterbaracken, welche während eines Eiſenbahn— 
baues längs der Linie zur vorübergehenden Be— 
nützung der Arbeiter errichtet und nur einige Monate, 
nämlich ſo lange der Bau der Strecke dauert, benützt, 
dann aber demolirt und niedergeriſſen werden. So— 
viel ich weiß, ſind ſolche Arbeiterbaracken nicht der 
Steuer unterworfen, da ſie wegen ihrer vorüber— 
gehenden Verwendung nicht in eine Kataſtrirung und 
Steuerbemeſſung einbezogen waren. 


Ich beantrage daher, nicht die Zahl der ſteuer— 
freien Objecte um ein neues zu vermehren, ſondern 
möchte dieſe bereits heute thatſächlich ſteuerfreien 
Baracken hier aufgenommen ſehen. Gründe dafür 
anzuführen, iſt wohl nicht nöthig, nachdem die Ba— 
racken gegenwärtig nicht beſteuert ſind und es nur die 
Vollſtändigkeit des Paragraphes erfordert, hier da— 
von Erwähnung zu thun. Dieſe Baracken werden in 
der Regel nach kurzer Zeit wieder niedergeriſſen und 
bilden keine Steuerobjecte. 

Darum beantrage ich, im Punkte 12 nad) 
dem Worte „Werkhütten“ einzuſchalten: 
„und vorübergehend benützten Arbeiter— 
baracken“. 


Vicepräſident: Dr. v. Plener ſtellt fol— 
genden Antrag: (Wiederholt denselben.) Jene Herren, 
welche den Antrag unterſtützen, wollen ſich erheben. 
(Geschieht,) Der Antrag iſt unterſtützt. 

Wünſcht noch Jemand das Wort? (Niemand 
meldet sich.) Da dies nicht der Fall ift, fo erkläre ich 
die Debatte über Punkt 12 für geſchloſſen. 

Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Der An- 
trag des Herrn Dr. v. Plener widerſpricht zwar nicht 
den Grundanſchauungen, von denen man im Ausſchuſſe 
ausging, aber derſelbe dürfte wohl nicht als abſolut 
nöthig erſcheinen, aus dem einfachen Grunde, weil 
ja jedes Gebäude 12 Jahre ſteuerfrei iſt, Arbeiter— 
baracken aber vorausſichtlich nicht 12 Jahre beſtehen 
werden, und es ſich ſonach nur darum handelt, ob Die— 
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jenigen, welche ſolche Arbeiterbaracken errichten, um die 
Steuerbefreiung einzuſchreiten haben oder nicht; 
ſuchen ſie darum an, ſo wird ſie ihnen gewährt. Der 
Antrag hätte alſo einzig den Erfolg, den Arbeits— 
unternehmern, welche Baracken aufführen, die Mühe 
zu erſparen, derartiger Befreiungen wegen ein Ge— 
ſuch an die Behörde zu richten. 


Vicepráfident: Ich werde zur UD ftim 
mung ſchreiten. Ich werde zuerſt über den Antrag 
des Ausſchuſſes und dann über den Zuſatzantrag des 
Dr. v. Plener abſtimmen laſſen. (Zustimmung.) Ich 
erſuche jene Herren, welche Alinea 12 nach dem Aus— 
ſchußantrage, lautend (Mest): 


„12. Die zu Zwecken von Bauführungen 
errichteten Baukanzleien, Wächter» und Wert 


hütten bis zur Vollendung des bezüglichen 
Baues“ 


annehmen, fic) zu erheben. (Geschieht,) Alinea 12 
ift angenommen, 


Ich bitte nun jene Herren, die nach dem Worte 
„Werkhütten“, dem Antrage des Dr. v. Plener ge— 
mäß — und die vorübergehend benützten 
Arbeiterbaracken — eingeſchaltet wiſſen wollen, 
fid) zu erheben. (Geschieht.) Der Zuſatzantrag des 
Herrn Abgeordneten Dr. v. Plener iſt abgelehnt. 


Zum Schlußſatze haben fid). noch zum Worte 
gemeldet Herr Abgeordneter Ritter v, Skrzynski 
und Dr. Kronawetter. 


Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten Skrzynski 
das Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Skrzynski: Im 
Steuerreformausſchuſſe wurde die Aufklärung ges 
geben, daß nur die zu Wohnzwecken dienenden land— 
wirthſchaftlichen Gebäude der Gebäudeſteuer unter— 
liegen ſollen, und $. 2 dieſes Geſetzes ſoll eben in 
dieſer Beziehung maßgebend ſein. 

Nach dem Wortlaute des letzten Alinea des 8. 2 
ſollen die unter Punkt 8 bezeichneten landwirth— 
ſchaftlichen Gebäude beſteuert werden, wenn ſie ge— 
miethet ſind, wenn ſie auch nur für einen der ge— 
dachten Zwecke, alſo für landwirthſchaftliche Zwecke 
gemiethet ſind. Dieſe Beſtimmung ſcheint mir im 
Widerſpruche mit dem bereits angenommenen Grund— 
ſatze zu ſtehen, daß alle zum Betriebe der Landwirth— 
ſchaft dienenden Gebäude von der Gebäudeſteuer be— 
freit ſein ſollen. Die zum Betriebe abſolut nothwen— 
digen Gebäude ſind als immobile Werkzeuge der 
Oekonomie zu betrachten und können als ſolche, ob 
gemiethet oder vom Eigenthümer verwendet, nie 
einen ſelbſtändigen Ertrag abwerfen, ſie ermöglichen 
nur den landwirthſchaftlichen Ertrag, der ſchon durch 
die Grundſteuer getroffen wird. 
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In Galizien und in anderen Agriculturlándern 
kommt es ſehr häufig vor, daß der Grundbeſitzer 
ſeine Stallungen dem Unternehmer zur Benützung 
überläßt, und derſelbe verpflichtet ſich zur Lieferung 
von dem nöthigen Futter für das von dem Unter— 


nehmer im Stalle gehaltene Vieh. Aus dem Ent— 
gelte, das er dafür erhält, könnte man etwas, was 
dem Wohnzinſe ähnlich iſt, ausfindig machen und da— 
durch das Gebäude als gemiethet betrachten, daher 
dasſelbe beſteuern, obgleich es nur zu rein landwirth— 
ſchaftlichen Zwecken verwendet wurde und keinen 
ſelbſtändigen Ertrag abwarf und abwerfen konnte. 

Eine Unterſtützung meiner Anſicht, daß dieſe 
Ausnahme von der Steuerbefreiung unbegründet ſei, 
findet ſich auch in dem im Jahre 1869 vom Steuer— 
reformausſchuſſe ausgearbeiteten Geſetzentwurfe über 
die Gebäudeſteuer. Denn in dieſem ſind alle zum 
Betriebe der Landwirthſchaft dienenden Gebäude 
von der Gebäudeſteuer befreit ohne Rückſicht, ob ſie 
vermiethet ſind oder nicht. 

In dieſer Richtung erlaube ich mir zum letzten 
Alinea des 8. 2 folgenden Antrag zu ſtellen 
(liest ): i 

„Die Steuerbefreiung der unter 2 bis 
einſchließlich 7 und unter 9 bezeichneten Gee 
bäude und Gebäudebeſtandtheile tritt nicht 
ein, wenn dieſelben für einen der gedachten 

Zwecke gemiethet ſind. Die Steuerbefreiung 

der unter 2 bis einſchließlich 9 bezeichneten 

Gebäude erliſcht ganz oder theilweiſe, wenn 

dieſe Gebäude oder einzelne Beſtandtheile 

derſelben zu anderen Zwecken entgeltlich oder 
unentgeltlich verwendet werden.“ 

Zieler Antrag, der einzig zum Zwecke hat, die 
zum Betriebe der Landwirthſchaft dienenden Gebäude 
ausnahmslos von der Gebäudeſteuer zu befreien, 


bäudebeſtandtheile tritt nicht ein, wenn Dies 
ſelben für einen der gedachten Zwecke ge— 
miethet ſind; ſie erliſcht ganz oder theilweiſe, 
wenn dieſe Gebäude oder einzelne Beſtand— 
theile zu anderen Zwecken entgeltlich oder 
unentgeltlich verwendet werden.“ 

Die Begründung dafür habe ich bereits bei der 
letzten Berathung gegeben, und ich glaube daher nicht 
nothwendig zu haben, zur Begründung meines An— 
trages etwas zu ſprechen. 


Vicepráfident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Kronawetter ſtellt den Verbeſſerungsan— 
trag, daß im Schlußabſatze des $. 2 ftatt 
der Ziffer 2 die Ziffer 1geſetzt werde. 

Jene Herren, welche dieſen Antrag unter— 
ftithen, wollen fid) erheben. (Cesc hielt.) Der Antrag 
iſt nicht hinreichend unterſtützt. 

Wünſcht Jemand das Wort? (Memand meldet 
sich.) Es iſt nicht der Fall; ich erkläre daher die 
Debatte für geſchloſſen und ertheile dem Herrn 
Berichterſtatter das Schlußwort. 


Berichterſtatter Dr. Beer: Ich möchte das 
hohe Haus darauf aufmerkſam, daß über das Schluß— 
Alinea des $. 2 heute eine Schlußfaſſung nicht 
erfolgen kann, indem Punkt 8 an den Ausſchuß 
zurückgewieſen wurde, und es fid) alfo vorerſt darum 
handelt, in welcher Weiſe dieſer Punkt 8 aus den 
Ausſchußberathungen hervorgehen wird. Ich erlaube 
mir den Antrag zu ſtellen, daß dieſer Schluß— 
abſatz gleichfalls an den Ausſchuß ge— 
wieſen werde. 


Vicepräſident: Der 
Skrzyns ki hat das Wort. 


Herr Abgeordnete 


ſcheint mir ganz der Intention des vorgelegten Ge-. 


ſetzes zu entſprechen; ich erlaube mir daher denſelben 
der Annahme des hohen Hauſes zu empfehlen. 


Vicepráfident: Der Herr Abgeordnete 
Ritter v. Skrzynski ſtellt folgenden Antrag: 
(Wiederholt denselben.) 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Autrag 
unterſtützen, fih zu erheben. (Geschieht.) Er ift 
unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter 
hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Ich möchte 
mir bezüglich des Schlußſatzes des 8. 2 den Antrag 
zu ſtellen erlauben, daß anſtatt der Ziffer 2 die 
Ziffer 1 geſetzt werde, ſo daß der Schlußſatz nach 
meiner Intention folgendermaßen lauten würde 
(liest) : 

„Die Steuerbefreiung der unter 1 bis ein- 
ſchließlich 9 bezeichneten Gebäude und Ge— 


Abgeordneter Skrzyüͤͤski: Ich ſtelle den 
formellen Antrag, daß mein Antrag, be— 
treffend das letzte Alinea des 8.9, ebenfalls 
an den Ausſchuß gewieſen werde. 


Vicepräſident: Der Herr Abgeordnete 
Skrzynski hat den Antrag geſtellt, daß auch 
feit meritorifher Antrag an den Aug- 
ſchuß gewieſen werde; ich muß alſo die De— 
batte wieder eröffnen. 

Wünſcht alſo Jemand das Wort über dieſen 
formellen Antrag? (Niemand meldet sich.) Es ift 
nicht der Fall; ich erkläre daher die Debatte für 
geſchloſſen. 

Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Zuerſt werde 
ich den formellen Antrag des Herrn Abgeord— 
neten Skrzynski zur Abſtimmung bringen, daß fein 
Meritalantrag an ben Ausſchuß gewieſen werde; folte 
dieſer nicht angenommen werden, ſo werde ich über 
den meritoriſchen Antrag des Herrn Abgeordneten 
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Skrzyüski als Abänderungsantrag des Ausschuß 
antrages, und wenn dieſer nicht angenommen werden 
ſollte, über den Ausſchußantrag ſelbſt abſtimmen laffen. 

Ich bitte alſo jene Herren, welche wünſchen, 
daß der Antrag des Abgeordneten Skrzyüski an 
den Ausſchuß zurückgeleitet werde, ſich zu 
erheben. (Geschicht) Der Antrag ift auge 
nommen und es bleibt ſonach die Beſchlußfaſſung 
über den Schlußſatz des $. 2 in suspenso. 

Ich bitte den Herrn Berichterſtatter, den 
8. 3 zu verleſen. 


Berichterſtatter Dr. Beer (liest $, 3 „Aus- 
führende Organe“ des Gesetzes nach den Aus- 
schussanträgen aus 294 der Beilagen). 


Vicepráfident: Wünſcht Jemand zu 6. 3 
das Wort? 

(Abgeordneter Ritter v. 
meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Ritter v. Krzeezu— 
now ies hat das Wort. 


Krxeezunowicsx 


Abgeordneter Ritter v. Krzeezunowiez: Ich 
möchte nur die Bemerkung machen, daß, nachdem 
zu den 88. 6 bis 9 ein Min oritäts votum 
vorliegt, bie Abſtimmung über den 8. 3, welcher 
diefe vier Paragraphe citirt, nicht etwa ein Pra 
judiz für die folgenden Paragraphe ſchaffen ſolle. 


Vicepräſident: Ich werde dem Antrage des 
Herrn Abgeordneten Krzeezunowiecz bei ber Ab- 
ſtimmung Rechnung tragen. 

Wünſcht noch Jemand das Wort? 


(Abgeordneter Dr. Eusebius Cxerkawski 


meldet sich.) 
Der Herr Abgeordnete Dr. Czerkawski hat 
das Wort. 


Abgeordneter Dr, Euſebius Czerkawski: An- 
ſchließend an den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Krzeczunowiez, erlaube ich mir den Antrag 
zu ſtellen, daß die Debatte und Beſchluß— 
faſſung über 8. 3 vertagt werde, bis das 
hohe Haus über die 88. 6 bis 9 einen Be 
ſchluß gefaßt haben wird. 


(Freiherr v. Tinti meldet sich zum Worte.) 


Vicepräſident: Der Herr Abgeordnete Frei: 
herr v. Tinti hat das Wort. 


Abgeordneter Freiherr v. Tinti: Ich erlaube 
mir zu bemerken, daß es ſich hier nur um Ziffern 
handelt, und daß, wenn dieſe nach Annahme der 
Minoritätsanträge bezüglich der 88. 6 bis 9 ſich 
verändern ſollten, dieſe einfach bei der dritten 
Leſung richtigzuſtellen ſein werden, indem wir die 
richtigen Paragraphziffern einfügen. Ich glaube, 


wir könnten vorläufig über §. 3 ſo abſtimmen, wie 
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derſelbe vom Ausſchuſſe beantragt iſt; wir prä— 
judiciren damit in keiner Weiſe der Annahme der 
Minoritätsanträge bezüglich der 88. 6 bis 9. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 

(Abgeordneter First Czartoryski meldet 
sich.) 

Der Herr Abgeordnete Fürſt Czartory sti 
hat das Wort. 


Abgeordneter Fürſt Czartoryski: Ich bitte 
über den vom Herrn Abgeordneten Euſebius Czer- 
kawsli geftellten beſtimmten Vertagungsan— 
trag bezüglich des 8. 3 die Abſtimmung zu vere 
anlaſſen. 

(Berichterstatter Dr. Beer meldet sich zum 
Worte.) 


Vicepráfibent: Der Herr Beridter 
ftatter hat das Wort. 


Berichterſtatter ber Majorität Dr. Beer: Ich 
möchte das hohe Haus darauf aufmerkſam machen, daß 
die Bemerkungen des Herrn Abgeordneten Freiherrn 
v. Tinti volllommen richtig ſind. Es handelt ſich um 
eine Beanſtändigung der Ziffern von Seite eines 
Herrn Abgeordneten aus Galizien. Es heißt im 
Paragraphe „in den in den 88. 6 bis Y erwähnten 
Commiſſionen“. Entfallen die 88. 6 bis 9 oder 
wird anſtatt der größeren Anzahl der Paragraphe 
eine kleinere angenommen oder umgekehrt, ſo werden 
wir einfach bei der dritten Leſung hierauf Rückſicht 
nehmen. 

Ein Präjudiz wird dadurch nicht geſchaffen. 
Wozu aber eine Vertagung eintreten ſoll, fefe ih 
nicht ein. 

(Abgeordneter Dr. Eusebius Czerkawski 
meldet sich zum Worte.) 


Vicepráfident: Der Herr Abgeordnete 
Dr. Euſebius Czerkawski hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Euſebius Czerkawski: Nach 
den Aufklärungen des Herrn Berichterſtatters ziehe 
ich meinen Vertagungsantrag zurück. 


Vicepräſident: Wenn Niemand mehr das 
Wort nimmt (nach einer Pause), ſo ſchreiten wir 
nunmehr zur Abſtimmung. Ich erſuche jene Herren, 
welche den $. 3 in der Faſſung des Ausſchuſſes, wie 
er gedruckt vorliegt, annehmen, fid) zu erheben. (Ge- 
schicht.) $. 3 ijt in der Faſſung des Ausſchuſſes 
angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Beer (liest K. 4 des Ge- 
setzes nach den Anträgen des Ausschusses aus 294 
der Beilagen). 
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Viceprafident: Zu §. 4 find vorgemerkt: 
Abgeordneter Dr. Kronawetter und Abgeordneter 
Dr. Czerkawski. 

Herr Abgeordneter Dr. Kronawetter hat 
das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Ich bean— 
trage zu S. 4 bie Einſchaltung von zwei Worten 
und bezwecke damit nur, daß nicht auch die Beſtim— 
mung dieſes Paragraphes zur Rechtfertigung ſolcher 
Uebelſtände angerufen würde, wie ich dieſelben bei 
Beſprechung des 8. 1 geſchildert habe, daß näm— 
lich der Miethzins von leerſtehenden Localitäten 
eines Hauſes nicht mit den Miethpreiſen anderer 
Localitäten desſelben Hauſes, ſondern mit denen 
anderer Häuſer, die weit höher im Zinſe gehalten 
werden, parificirt wird. Es heißt nämlich im 8. 4 
(liest) : 

„Jeder Hauseigenthümer oder beffen Vertreter 
hat jährlich in dem von der Steuerlandesbehörde 
anzuberaumenden Termine das Hauszinsertrags— 
bekenntniß bei der Steuerbehörde erſter Inſtanz 
einzubringen. 

Dieſes Bekenntniß hat die topographiſche Bee 
ſchreibung aller Beſtandtheile des Hauſes nach forte 
laufenden Nummern, und im Falle Hofräume be— 
ſonders vermiethet werden, auch den Umfang der— 
ſelben und die Art der miethweiſen Benützung, dann 
den mit den Miethparteien vereinbarten Bruttozins, 
das iſt ſämmtliche, den Miethparteien für die Be— 


nütung der gemietheten Hausbeſtandtheile, be: 


ziehungsweiſe Hofräume, obliegenden Leiſtungen in 
Geld und Geldeswerth aus dem, dem Steuerjahre 
unmittelbar vorausgegangenen Zinsjahre, und im 
Falle der Nichtvermiethung den im Verhältniſſe zu 
wirklich vermietheten Objecten für das Vorjahr zu 
berechnenden Miethzinswerth der nicht vermietheten 
Localitäten, ferner die Beſtätigung des Hauseigen— 
thümers oder ſeines Vertreters über die Richtigkeit 
aller Angaben, ſowie die Beftätigung der Mieth— 
parteien über die Richtigkeit der ihre Miethobjecte 
betreffenden Angaben zu enthalten.“ 

Da könnten unter dieſen „wirklich vermietheten 
Objecten” auch ganz andere Häuſer gemeint fein 
als die, in denen die zu parificirende Wohnung leer 
ſteht. Die Praxis, auf die ich mich berufen und 
in Bezug auf die ich keinen Widerſpruch erfahren 
habe, hat bewieſen, daß meine Beſorgniß eine wohl— 
begründete iſt. 

Ich glaube, das war auch nicht die Intention 
des Ausſchuſſes. Der Ausſchuß wird geglaubt haben, 
daß eine Parificirung der nicht vermietheten, leer— 
ſtehenden Wohnungen nur im Verhältniſſe mit den: 
jenigen Wohnungen vorzunehmen iſt, die im ſelben 
Gebäude und nicht in einem anderen Gebäude ver— 
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zweiten Alinea, 13. Zeile, nach den Worten „ver— 
mietheten Objecten” die Worte „desſelben 
Gebäudes“ eingeſchaltet würden. Ich bean— 
trage, dieſe Einſchaltung vorzunehmen. 


Vicepräſident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Kronawetter ſtellt folgenden Antrag: (Mieder 
holt denselben.) Ich bitte diejenigen Herren, welche 
dieſen Antrag unterſtützen, ſich zu erheben. (Ge- 
schicht.) Der Antrag iſt hinlänglich unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Czerkawski hat 
das Wort. 


Abgeordneter Dr. Julian Czerkawski: Ich 
habe bei Beſprechung des vierten Abſatzes dieſes 
Paragraphes eine Frage an den Herrn Bericht— 
erftatter zu richten, und zwar deßhalb, um aus der 
geneigten Antwort über dieſe Frage einen gewiſſen 
Troſt, vielleicht auch eine Beruhigung für die Steuer— 
pflichtigen ſchöpfen zu können. 

Der Abſatz 4 dieſes Paragraphes ſteht in 
inniger Verbindung mit dem §. 32, das heißt mit 
demjenigen Paragraphe des Geſetzes, welcher die 
Angabe der Delicte und der Strafbeſtimmungen ent— 
hält, die auf Uebertretungen in Steuerſachen und 
namentlich auf unrichtige Faſſionen des Exträgniſſes 
geſetzt ſind. 

Nun, in jenem $. 32, welchen ich nothwendig 
hier in Beziehung bringen muß, iſt die Rede von 
den Umſtänden, welche verſchwiegen werden können, 
von Umſtänden, die vielleicht manchmal von ſehr 
wichtiger Art ſind, aber hin und wieder ſo unbe— 
fangener und vielleicht ſo untergeordneter Art ſind, 
daß ſie wirklich ſehr leicht von den Steuerträgern 
überſehen werden können. Einige von dieſen Um— 
ſtänden werden in dem eben bezogenen vierten Abſatze 
des $. 4 erwähnt, und namentlich ijt mir diejenige 
Beſtimmung, welche fid) auf eine Verlaſſung von 
Wohnbeſtandtheilen oder Wohnungen an Anyer- 
wandte bezieht, in hohem Grade bedenklich erſchienen. 
Es iſt jedenfalls ungerecht, daß Jemand für mehr 
Steuer zahlen ſoll, als er wirklich und thatſächlich an 
Einkommen bezieht; und wie ſchwer iſt es zu be— 
ſtimmen, ob man, wenn man mit Jemandem in einem 
verwandtſchaftlichen Verhältniſſe ſteht, ihm die 
Wohnung im gegebenen Falle billiger gelaſſen 
hat, als ſie ein Anderer hätte bezahlen müſſen. 
Nun werden Diejenigen, die ſich gerade in ſolchen 
menſchlichen Verhältniſſen befinden, immer von der 
Befürchtung geplagt ſein müſſen, daß ſie endlich 
vielleicht wegen einer nicht abſichtlichen Verſchwei— 
gung dieſer Umſtände zur Verantwortung gezogen 
und zu einer ſtrengen Strafe verhalten werden 
könnten, welche gewiß dem Vergehen ſelbſt nicht ent— 
ſpricht. Das hohe Haus wolle bedenken, daß im 


miethet find. Es würde daher zur Klarſtellung der 8. 32 bei den Strafbeſtimmungen eine Satzung ent- 
Intentionen des $. 4 nicht abträglich fein, wenn im halten ift, welche die Zahlung nicht nur einer ein-, 


zwei- ober dreifachen — wie bis jetzt — ſondern einer 
ſechsfachen vermeintlichen oder wirklichen Verkürzung 
an Steuern enthält. Bedenkt man noch dazu, daß 
dieſe Forderung nicht eher verjährt, als nach Verlauf 
von drei Jahren, ſo könnte es ſich ereignen, daß der 
Steuerträger auf einmal eine 18mal ſo große Strafe, 
als die jährliche Verkürzung betragen hat, zu tragen 
hätte. Welche Wirkungen dies für den Eigenthümer 
nach ſich ziehen kann, iſt leicht zu bemeſſen; es wäre 
dies nicht eine einfache Strafe, eine Art von noth— 
wendigem Correctiv, ſondern vielmehr etwa eine 
Contribution oder vielleicht ſogar Confiscation des 
Gutes ſelbſt. 

Ich erſuche daher den Herrn Berichterſtat— 
ter, mir diesfalls die Aufklärung geben zu 
wollen, ob nämlich unter den Umſtänden, welche, 
wenn ſie verſchwiegen ſind, jener Strafbeſtimmung 
unterliegen, auch die gemeint ſind, von welchen hier 
in dieſem Abſatze des $. 4 die Rede iſt, und ob das 
Strafausmaß ſie in derſelben Art und Größe treſſen 
wird, wie dies 8. 32 des Geſetzes drakoniſch be: 
ſtimmt. 

(Während dieser Rede hat der Präsident den 
Vorsitz übernommen,) 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das 
Wort? (Niemand meldet sich.) Da es nicht der 
Fall ift, erkläre ich die Debatte für geſchloſſen. 

Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Den 
Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter 
halte ich für vollſtändig überflüſſig, weil aus der 
ganzen Faſſung dieſes Paragraphes hervorgeht, daß 
jene Umſtände, von denen der Herr Abgeordnete 
Dr. Kronawetter ausgegangen iſt, gar nicht ein— 
treten können. Es handelt ſich darum, daß, wenn ein 
Object nicht vermiethet iſt, der Miethzins mit ande— 
ren vermietheten Objecten parificirt werde. 

Man wird nun den Miethzins eines Objectes 
eines Gebäudes in der Leopoldſtadt nicht vergleichen 
mit dem eines Wohnungsbeſtandtheiles eines Ge— 
bäudes auf der Ringſtraße, ſondern nur mit dem 
Miethzins einer Wohnung in demſelben Gebäude, 
oder wenn das ganze Haus nicht vermiethet iſt, mit 
dem Miethzinſe des Nachbarhauſes. 

Was die Aufforderung des Herrn Abgeordne— 
ten aus Galizien anbelangt, ſo möchte ich mir die 
Bemerkung zu machen erlauben, daß im 8. 32 ganz 
klar und beſtimmt darauf hingewieſen iſt, daß nur 
dann eine Beſtrafung eintritt, wenn irgend eine 
Verheimlichung in der Abſicht geſchieht, um den 
Staatsſchatz in ſeiner Steuerforderung zu verkürzen, 
daß alle von dem Herrn Abgeordneten aus Galizien 
angeführten Umſtände, ſoweit ich ſie vernommen 
habe, nicht mit 8.4 im Zuſammenhange ſtehen und 
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namentlich auf den Abſatz desſelben, welchen er an— 
geführt hat, nicht bezogen werden können. 


Präſident: Zu 8. 4 hat der Herr Abgeord— 
nete Dr. Kronawetter den Antrag geſtellt, im 
zweiten Alinea nach den Worten „wirklich 
vermietheten Objecten” die Worte „dede 
ſelben Gebäudes“ einzuſchalten. 

Ich werde zuerſt den Antrag in der Faſſung 
des Ausſchuſſes, wie er gedruckt vorliegt, und dann 
die von Dr. Kronawetter beantragte Einſchaltung 
ſeparat zur Abſtimmung bringen. 

Ich erſuche jene Herren, welche den $. 4 nach 
dem Antrage des Ausſchuſſes, wie er gedruckt vor- 
liegt, vorbehaltlich der Abſtimmung über die von 
Dr. Kronawetter beantragte Einſchaltung, anneh— 
men wollen, fid) zu erheben. (Geschieht.) 8. 4 ift 
angenommen. 

Nunmehr bitte ich jene Herren, welche im 
zweiten Alinea nach dem Antrage des Herrn Ab- 
geordneten Dr. Kronawetter nach den Worten 
„wirklich vermietheten Objecten die Worte „desſel— 
ben Gebäudes“ einſchalten wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht,) Der Antrag ift abgelehnt. 


Abgeordneter Dr. Schaup: Bei dem Ume 
ſtande, als bei 8.5 eine größere Anzahl Redner vor- 
gemerkt iſt, erlaube ich mir den Antrag auf 
Schluß der Sitzung zu ſtellen. 


Präſident: Da bei $. 5 wirklich acht Redner 
vorgemerkt ſind, demnach eine längere Debatte 
bevorſteht, bin ich mit dem Schluſſe der 
Sitzung einverſtanden. 

Ich habe heute während der Sitzung fol: 
gende Ausſchußberichte vertheilen laffen und zwar 
über den vom Herrenhauſe beſchloſſenen Geſetz— 
entwurf zur Reorganiſirung der Gendarmerie (242 
der Beilagen); über die Regierungsvorlage bezüg— 
lich des Geſetzes über die Maßregeln gegen die Ver— 
breitung der Reblaus (Phylloxera vastatrix) (339 
der Beilagen); über die Regierungsvorlage, be— 
treffend die Abänderung einiger Beſtimmungen 
der Geſetze vom 13. December 1862, R. G. Bl. 
Nr. 89, und vom 29. Februar 1864, R. G. Bl. 
Nr. 20, über die Stempel- und unmittelbaren Ge— 
bühren (349 der Beilagen), und über den von der 
Regierung vorgelegten Geſetzentwurf, betreffend die 
Beitragsleiſtung des Staatsſchatzes zu den Koſten 
der Regulirung des Gailfluſſes in Kärnten (348 der 
Beilagen). 

Die nächſte Sitzung findet Montag, den 
8. März, Vormittags 11 Uhr, ſtatt. 

Tagesordnung: 

Erſte Leſung des Antrages des Abgeordneten 
Dr. Menger und Genoſſen wegen Erlaſſung eines 
Geſetzes, durch welches Zuſatzbeſtimmungen zu 8. 20 
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des Geſetzes vom 2. April 1873, betreffend die Der Ausſchuß für die Aufhebung der 
Wahl der Mitglieder des Abgeordnetenhauſes des Collegiengelder verſammelt ſich Montag, den 
Reichsrathes, feſtgeſtellt werden (315 der Beilagen). | 8. d. M., Vormittags ½ 11 Uhr, in der Abtheilung 


Fortſetzung der Specialdebatte über das e | NE I; 


, 
bäubeftenergefeb (294 der Beilagen). d Sa Steuerreformausſchuß Montag um 
Bis dahin wird wohl auch der Steuerreform— der Eiſenbahnausſchuß heute Abends im 


ausſchuß in der Lage fein, über die ihm heute zuge- Saale Nr. VI zu einer Sitzung. 
wieſenen Anträge zu berichten. 


Ich bitte noch folgende Einladungen zu Ich erkläre die Sitzung für geſchloſſen. 
Ausſchußſitzungen zur Kenntniß zu nehmen: (Schluss der Sitzung 2 Uhr 30 Minuten.) 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 


Haus der Abgeordneten. — 123. Sitzung der 8. Seffion am 6. März 1875. 


uns geſtern von einem verehrten Herrn Abgeord— 
neten von der anderen (linken) Seite gemacht wurde, 
und zwar aus dem Grunde, weil er in Verbindung 
mit dem Antrage des Dr. Kronawetter ſteht. 
Man hat geſtern den Vorwurf durchblicken laſſen, 
daß wir nur deßhalb die Befreiung der Amtswoh— 
nungen der Volksſchullehrer von der Steuer bean— 
tragt haben, um die Befreiung der Wohnungen der 
Seelſorger zu erzielen. Nun, wenn der geehrte Herr 
Abgeordnete, welcher dieſen Vorwurf mir und meinen 
Geſinnungsgenoſſen gemacht hat, ſich die Mühe ge— 
nommen hätte, auf Seite 10 des Ausſchußberichtes, 
und zwar im erſten Abſatze dieſer Seite die Begrün— 
dung der Majorität des Ausſchuſſes zu leſen, fo 
hätte er ſicherlich den Antragſtellern dieſen Vorwurf 
nicht machen können. Es heißt dort (liest) : 

„In Preußen ſind die Dienſthäuſer der 
Erzbiſchöſe, Biſchöfe, der Dom- und Curat— 
oder Pfarrgeiſtlichen und fonftigen mit geiſt— 
lichen Functionen bekleideten Perſonen ber 
mit Corporationsrechten verſehenen Meli 
gionsgeſellſchaften frei. Aehnlich in Württem— 
berg. Dagegen beſtimmt das ſächſiſche Ge— 
ſetz ausdrücklich, daß die Wohnungen der— 
ſelben der Steuer unterliegen. Es iſt jedoch 
zu bemerken, daß dort, wo die Pfarrgebäude 
von jeder Steuer befreit ſind, auch die 
Schullehrerwohnungen ſich ihnen zugeſellen, 
wie in Preußen und Württemberg.“ 

Wir konnten alfo die Sache nicht anders auf- 
fafjen, als in folgender Art: Wollt Ihr, daß die 
Geiſtlichen befreit ſind, ſo müſſen auch die Schul— 
lehrer befreit ſein; was aber für die erſten nicht 
gilt, das ſoll auch für die anderen nicht gelten. Das 
war der eine von den Gründen, weßhalb wir gerade 
bei dem fünften Abſatze unſeren die Vollsſchullehrer 
betreffenden Ergänzungsantrag ſtellten und weß— 
halb wir ihn in Verbindung mit der Befreiung 
der Geiſtlichen bringen mußten. Wir ſind nämlich 
in die Logik des Majoritätsberichtes des Ausſchuſſes 
eingegangen, und gerade dieſe Logik habe auch ich 
berücksichtigt. Es drängte fid) unwillkürlich die 
Meinung auf, daß die Sache ſo aufgefaßt werden 
muß, daß dort im Ausſchußberichte eine bedingte 
Befreiung der Lehrer angeführt und angenommen 
war, ſo nämlich, daß ſie befreit ſind, wenn auch die 
Geiſtlichen befreit werden. Ich glaube aber, über 
die Ablehnung meines geſtrigen Antrages werden wir 
Beide, ich und der verehrte Redner von der anderen 
Seite, in entſprechender Weiſe befriedigt ſein; er 
wird befriedigt ſein darüber, daß die Geiſtlichen 
nichts bekommen, ich aber werde trauern, daß dabei 
auch die Lehrer ſchlecht wegtommen können. 


Präſident: Wünſcht Jemand zu ſprechen? 
(Niemand meldet sich.) Da dies nicht der Fall, fo 
erkläre ich die Debatte für geſchloſſen, und 
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ertheile ich dem Herrn Berichterſtatter das 
Wort. 


Berichterſtatter Dr. Beer: Es wurde von 
Seite eines Herrn Abgeordneten aus Galizien der 
Antrag geſtellt, daß alle Anträge zu den Abſätzen 
6 und 7 dem Ausſchuſſe zur Berathung zugewieſen 
werden follen. Da diefe Anträge factiſch bloß ſtili— 
ſtiſche Aenderungen betreffen, die man im Momente 
nicht überſehen kann, und obzwar ich glaube, daß die 
Stiliſirung des Ausſchuſſes einfach und klar iſt, ſo 
ſchließe ich mich dennoch dem Antrage an und 
befürworte, daß das hohe Haus beſchließen möge, 
die ganze Angelegenheit dem Ausſchuſſe 
zuzuweiſen. 


Präſident: Es liegen mehrere Abänderungs— 
anträge zu den Abſätzen 6 und 7 des §. 2 vor. Ueber 
die formelle Behandlung wird von Herrn Abgeord— 
neten v. Krzeezunowiez beantragt: 

Es feien ſämmtliche geſtellten Abände— 
rungsanträge dem Ausſchuſſe zu nener 
licher Berathung und Antragſtellung zu— 
rückzuweiſen. 

Ich werde zuerſt über dieſen Antrag abſtimmen 
laſſen. Wird er abgelehnt, dann werde ich die ver— 
ſchiedenen Amendements zur Abſtimmung bringen. 

Ich bemerke aber, daß die Debatte über die 
A bſätze 6 und 7 des § 2 in jedem Falle 
geſchloſſen ift. 

Ich erſuche jene Herren, welche dafür ſind, 
daß die zu den Abſätzen 6 und 7 geſtellten 
Anträge der Herren Abgeordneten Ruß, 
Hofer, Harant, Kronawetter und Czer— 
fawsti an den Ausſchuß zurückgewieſen 
werden ſollen mit dem Auftrage, in der 
nächſten Sitzung über dieſelben mündlich 
zu berichten, fic) zu erheben. (Geschieht.) Der 
Antrag iſt angenommen. 

Die Abſtimmung über die Abſätze 6 und 7 
bleibt ſomit in suspenso, und wir gehen zu Abſatz 8 
des $. 2 über. 

Zum Worte haben ſich gemeldet die Herren 
Abgeordneten Nabergoj, Dr. Haaſe, Dumba, 
Dr. Bareuther, Fuchs, Dr. Groß, Fux und 
Dr. Schaup. 

Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten Naber 
goj das Wort. 


Abgeordneter Nabergoj: Ich habe mich zum 
Worte gemeldet, weil ich mit dem Abſatze 8 des 
§. 2 im Intereſſe der Landwirthſchaft nicht einver— 
ſtanden bin. 

Meine Herren! Die Grund- und die Gebäude— 
ſteuer haben das Eigenthümliche, daß ihre Be— 
ſteuerungsobjeete vor aller Augen liegen, genau 
wahrgenommen, ſchonungslos gemeſſen und belaſtet 
werden können, daß mit einem Worte diefe Steuern mit 
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der größten Sicherheit umgelegt und ber ſteuerpflichtige 
Eigenthümer in der ſtrengſten Weiſe zur Steuer 
zahlung herangezogen werden kann. Induſtrielle und 
Handelsleute können oft Millionen der Beſteuerung 
entziehen, dagegen kann der Landwirth nicht den 
lleinſten Theil feines mühſam beſtellten Getreide 
jeldes verbergen. 

Aber gerade dieſe Treffſicherheit der Grund— 
und Gebäudeſteuer läßt wünſchen, daß bei Umlegung 
dieſer Steuern mit Gerechtigkeit vorgegangen werde 
und daß trotz der bedeutenden Scheidewand, welche 
dieſe beiden Steuern trennt, dennoch nicht ein und 
dasſelbe Object in beiden Steuern zur doppelten 
Belaſtung gelange. 

Leider findet fid) ein folder Fehler im 8. 2, Ab 
jab 8 des Geſetzentwurfes; dort heißt es: 

„Von ber Gebäudeſteuer find befreit: 

8. Die zum Betriebe der Landwirthſchaft ge 
widmeten Gebäude, mit Ausnahme der darin befind 
lichen Wohnbeſtandtheile, zu welchen jedoch die zeit 
weiligen Unterſtände für die bei der Oekonomie ver 
wendeten Arbeiter nicht gehören.“ 

Es ſind alſo nach dieſen Beſtimmungen nicht 
befreit die Wohnbeſtandtheile des Landwirthes und 
ſeiner Familie, welche unmittelbar bei der Land 
wirthſchaft betheiligt ſind, welche mit einem Worte 
ſelbſt das Feld beſtellen und geradeſo Arbeiter ſind, 
wie die in der Oekonomie verwendeten Arbeiter, — 
und dies, meine Herren, iſt eine große, eine ungerecht 
fertigte Härte. Ich ſage ungerechtfertigte, weil das 
Wohnhaus oder beſſer die Wohnungsbeſtandtheile des 
unmittelbar dem Betriebe der Landwirthſchaft dienen 
den Landmannes don in der Grundſteuer einbegriffen 
ſind und ſein müſſen, nachdem ja die Wohnung des 
Landmannes zum Grunde und Boden gehört, 
eine phyſiſche Bedingung iſt, damit der Landmann 
überhaupt arbeiten kann. 

Meine Herren! So wenig Sie den Pflug, 
welcher im Felde die Furche zieht, beſteuern können, 
ebenſowenig können Sie die Wohnungsbeſtandtheile 
des unmittelbar in der Landwirthſchaft thätigen 
Landwirthes belaſten. 

Bei der Erwerb- und bei der Einkommenſteuer 
wird ein Minimaleinkommen feſtgeſtellt, welches 
ſteuerfrei iſt. Nur der Landmann, welcher oft in 
einem kleinen Felde ſein ganzes, ſehr knappes Ein— 
kommen hat, welcher ſeine Arbeit, ſeinen Schweiß, 
ſeine Zukunft, Alles dem Grunde und Boden opfert, 
ſoll gar kein Minimum beſitzen, welches der Steuer 
nicht unterliegt? 

Ja ſelbſt jene Räume, wo der Landmann ſein 
müdes Haupt zur Ruhe legt, wo ſeine müden Arme 
neue Kraft ſchöpfen, um den wankenden Pflug durch 
die renitente Scholle zu bringen, ſelbſt diefe noth- 
wendige Exiſtenzbedingung, welche mit Luft und 
Waſſer in eine Linie zu ſtehen kommt, ſoll der Be— 
ſteuerung unterzogen werden? — Ich frage Sie 
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nun, meine Herren, wie, wenn der Landmann die 
Steuer für ſeine Wohnungsbeſtandtheile nicht er— 
ſchwingen kann? Dann bleibt ihm wohl nichts übrig, 
als mit den Vögeln auf den Bäumen ſchlafen zu 
gehen. 

Doch ift gerade die Landwirthſchaft ber mid) 
tigſte Factor des wirthſchaftlichen Lebens in Oeſter— 
reich. Sie allein iſt wahrhaft productiv und bildet 
die Grundlage des Staates, die Säule ſeiner Erhal— 
tung. Aber eben darum ſoll der Landmann geſchützt 
oder wenigſtens nicht ungünſtiger behandelt werden, 
als jeder anderweitige Gewerbetreibende. 

Meine Herren! Der Geſetzentwurf will den 
Nutzungswerth auch bei dieſen Wohnungsbeſtand— 
theilen beſteuern. Es iſt aber falſch, es iſt grundfalſch, 
daß bei dieſen Wohnungen ein Nutzungswerth 
exiſtirt, daß er auch nur denkbar iſt. 

Nein, es gibt an dieſen Wohnungsbeſtandtheilen 
nur einen Gebrauchs werth, und auch nur für 
Denjenigen, welcher auf dem beſtimmten Felde 
arbeitet; für jeden Anderen hat jene Wohnung feinen 
Werth, wirft keinen Nutzen ab, 

Ich würde nur wünſchen, meine Herren, die 
ſogenannten Wohnungsbeſtandtheile ſo mancher 
Ackerbautreibenden im Küſtenlande vor Ihre Augen 
bringen zu können, Sie würden fid) febr bald über 
zeugen, daß diefe Wohnungsräume gar keinen Mieth— 
zinsertrag und auch keinen Nutzungswerth abwerfen 
lönnen. Verläßt fie ber Ackerbautreibende heute, fo 
ſind ſie morgen der Tummelplatz für Hühner und 
andere Hausthiere, die ſich doch wohl jedem Wohnungs- 
zinſe und auch der Beſteuerung entziehen dürften. 

Aber es ſagt der Motivenbericht, daß keine 
perſönlichen Befreiungen, leine Privilegien mehr 
ſtattfinden können! 

Nun, meine Herren, behaupte ich, daß die von 
mir reelamirte Befreiung eine fachliche ijt, aber keine 
perſönliche, und zwar darum nicht, weil dieſe 
Wohnungsbeſtandtheile zum Betriebe der Wirthſchaft 
nothwendig find, das Zubehör derſelben bilden, dente 
nach Objecte der Befreiung und keine Subjecte find. 

Meine Herren! Ein italieniſches Sprichwort 
jagt: „Scarpa grossa paga ogni cossa“, Der dicke 
Schuh, das iſt jener Schuh, den der Landmann 
trägt, zahlt eine jede Sache! Der Abſatz 8, $. 2 des 
Geſetzes ſorgt dafür, daß dieſes Sprichwort auch in 
Oeſterreich eine Anwendung erleidet. 

Und da ich ſchon auf dieſem Gebiete bin, möchte 
ich mir die allgemeine Bemerkung erlauben, daß es 
angezeigt wäre, in den Luxusſteuern einen Erſatz für 
eine mildere Umlegung der Grund- und Häuſerſteuer 
zu ſuchen. 

Ich glaube, daß, wenn man in Oeſterreich eine 
Fortepiano-, Billard- und Equipagenſteuer einführen 
und nur mit 3 oder 4 fl. jährlich per Piano und 
Billard bemeſſen würde, man einen Betrag erziele, 
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welcher den Nutzungswerth ſämmtlicher in Rede 
ſtehenden Wohnbeſtandtheile bei Weitem überſteigt. 
Im Reſultate dieſer Ausführungen erlaube ich 
mir den Antrag zu ſtellen (liest): 
„Es folle Abſatz 8 des $. 2 abgeändert werden 
und lauten: 

„„Von der Gebäudeſteuer ſind befreit: 
die zum Betriebe der Landwirthſchaft ge— 
widmeten Gebäude mit Einſchluß der darin 
befindlichen Wohnbeſtandtheile, inſoferne 
letztere Beſtandtheile zur Unterbringung des 
unmittelbar in der Oekonomie thätigen 
Landmannes, ſeiner Familie und der dabei 
verwendeten Arbeiter dienen.“ 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Na 
bergoj ſtellt folgenden Antrag: (Wiederholt den- 
selben,) 

Ich erſuche jene Herren, die dieſen Artrag 
unterſtützen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Er ijt 
unter ftit bt, 

Der Herr Abgeordnete Dr. Haaſe hat das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Haaſe: Durch den achten 
Punkt des $, 2 werden die zum Betriebe der Lande 
wirthſchaft gewidmeten Gebäude mit Ausnahme ber 
darin befindlichen Wohnbeſtandtheile, zu welchen je— 
doch die zeitweiligen Unterſtände für die bei de 
Oekonomie verwendeten Arbeiter nicht gehören, von 
der Gebäudeſteuer ausgenommen. 

Wer die hohe Bedeutung, welche die Landwirth— 
Ihaft in Oeſterreich hat, zu würdigen weiß, wird gez 
wiß dieſe Ausnahmsbeſtimmung als ein nothwendiges 
Förderungsmittel für die vaterländiſche Bodencultur 
mit großer Freude begrüßen. Aber mit Befremden 
ſieht ſich der Gewerbetreibende, der Induſtrielle einem 
Geſetze gegenübergeſtellt, welches ihm die nämliche 
Begünſtigung verſagt, welche es dem Landwirthe zu 
Theil werden läßt. Denn wie der Landwirth, ſo be— 
darf auch der Gewerbetreibende, der Induſtrielle einer 
Reihe von Räumlichkeiten und Localitäten, ſeien es 
Werkſtätten oder Fabriken, welche zum Betriebe ſeines 
Unternehmens unmittelbar nothwendig ſind und 
deren Größe nicht nur von der Ausdehnung des Ge— 
ſchäftes, ſondern weſentlich auch von der Art des Ge— 
ſchäftes abhängt. Wie nun die zum Betriebe der Land— 
wirthſchaft erforderlichen Räumlichkeiten, ſo ſind auch 
die zum Betriebe gewerblicher Unternehmungen die— 
nenden Gebäude nicht Selbſtzweck, ſondern Mittel 
zur Erzielung eines Erträgniſſes, welches dann ſelbſt— 
verſtändlich der Beſteuerung unterliegt. Kann es nun 


als ausgemacht angeſehen werden, Daß, je leichter das. 


Werkzeug, je weniger belaſtet das Betriebsmittel iſt, 
deſto leichter ein, und zwar um fo größeres Erträg= 
niß zu erzielen ſei, ſo wird das ebenſowohl für die 
Landwirthſchaft, als auch für das Gewerbe, für die 


Induſtrie Geltung haben müſſen. Nun aber entlaſtet 


allerdings das Gebäudeſteuergeſetz die Betriebsmittel 
der Landwirthſchaft, während hingegen von den Ge— 
bäuden, welche zu gewerblichen Unternehmungen be 
ſtimmt ſind, in dem Geſetze keine Rede iſt. Es ſind 
mir in dieſer Richtung in den letzten Tagen von 
mehreren Gewerbetreibenden Briefe zugegangen, in 
welchen ich dringend aufgefordert werde, mich zum 
Dolmetſch ihrer Geſinnungen in dieſem hohen Hauſe 
zu machen. Unſere Induſtriellen, welche ohnedies durch 
die große Calamität, von welcher das ganze Gewerbs— 
leben dermalen heimgeſucht iſt, arg betroffen ſind, 
wurden dadurch in die größte Beſtürzung verſetzt, daß 
ihrer im vorliegenden Gebäudeſteuergeſetze nicht mit 
jener wohlwollenden Berückſichtigung wie der Land 
wirthe gedacht iſt, daß ſie im Gegentheile dieſes Geſetz 
mit neuen Laſten bedroht. Sind wir denn, fragen ſie, 
noch nicht arm, noch nicht geſchlagen genug? Wir 
wollen ja gern Steuer bezahlen, aber wir wollen nicht 
durch eine allzugroße Beſteuerung erdrückt, in unſerem 
Betriebe aufgehalten, vernichtet werden. 


Auf zwei Momente weiſen unſere Induſtriellen 
hin, welche es ihnen unmöglich machen, die Concur 
renz mit dem Auslande ſiegreich zu beſtehen: Einmal 
auf den geringen Schutz, welchen unſere heimiſche 
Induſtrie der auswärtigen Concurrenz gegenüber 
genießt, und dann auf die allzugroße Belaſtung mit 
Steuern. 


Man weiſt in dieſer Beziehung auf Deutſchland 
und insbeſondere auf Preußen hin. Dort gibt es 
allerdings auch eine Häuſerſteuer, und die zum Be 
triebe der gewerblichen Unternehmungen beſtimmten 
Gebäude ſind in Preußen der Häuſerſteuer unter— 
worfen. Aber die Häuſerſteuer beträgt dort nur 
4 Percent des Miethzinſes und bei Fabriksgebäuden 
nur 2 Percent des Miethzinſes, iſt alſo ſehr gering. 
Dazu iſt dort die Erwerbſteuer niedriger als Dei: 
uns. Der höchſte Satz beträgt 96 Thaler, wie auch 
die claffificirte Einkommenſteuer fo niedrig bemeſſen 
iſt, daß ſie nicht mehr als 3 Percent des Einkommens 
betragen darf. Welcher Unterſchied zwiſchen dieſen 
und unſeren Verhältniſſen! Mir ſelbſt ſind zwei 
Etabliſſements bekannt, deren eines jenſeits und das 
andere diesſeits der preußiſchen Grenze gelegen iſt; 
das in Preußen gelegene Object bezahlt eine Steuer 
von ungefähr 400 Thalern jährlich, während das 
auf öſterreichiſchem Boden gelegene, gleichgroße, der— 
ſelben Kategorie angehörige Etabliſſement mit den 
Zuſchlägen zu Landes- und Gemeindezwecken zu— 
ſammen eine Steuerſumme von 4000 fl. zu ent— 
richten hat. Wie fol es da, rufen unſere Induſtriel— 
len, möglich ſein, mit dem Auslande zu concurriren? 
Man ermahnt uns, daß wir uns anſtrengen, man 
gibt uns den guten Rath, daß wir vorwärts ſtreben 
ſollen; aber zur ſelben Zeit hängt man uns Blei— 
gewichte an die Füße. 
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Man könnte mir allerdings einwenden, daß die} preis kaufen. In welcher Weiſe verhält es fid) nun 
Induſtriellen, wenn fie glauben, daß fie durch das) mit der Beſteuerung dieſer Etabliſſements? 
vorliegende Geſetz geſchädigt oder mit neuen Steuern Auch hier würde allerdings der Mieth- oder 
belaftet werden follen, in einem Irrthume jid) be- [Nutzwerth leicht zu ermitteln fein. Der Subtrahendus 
finden; der uns vorliegende Motivenbericht) ijt gegeben. Aber wovon wollen Sie dieſen Subtra— 
erkläre es ja auf Seite 14 und 15 in einer allerdings hendus abziehen, wenn ber Minuendus des Ertrages 
etwas ſchwer verſtändlichen Stelle, daß der Ertrag gar nicht vorhanden iſt? 
der Fabrilsgebäude bei der Beſteuerung des gewerb Ich halte es alſo unbedingt für nothwendig, 
lichen Ertrages in Rechnung gebracht werden ſoll, daß, weil die von mir erwähnten Beſorgniſſe unſerer 
und der Entwurf des ErwerbſteuergeſetzesInduſtriellen im Hinblicke auf das Gebäudeſteuer— 
beſtimme im $, 25 im dritten Alinea, daß der nad) | geſetz wirklich begründet find, denſelben Abhilfe gee 
dem Geſetze über die Gebäudeſteuer zu behandelnde | Schafft werde dadurch, daß im Punkte 8, fei es nun 
Miethzins-, Mieth- oder Nutzungswerth der Ge- durch eine Einfügung, fei es durch ein neues Alinea, 
bäuderäumlichkeiten, welche zum Betriebe der Ge- ausgeſprochen werde, daß auch zum Betriebe gee 
werbsunternehmung dienen, jedenfalls — von bem | werblicher Unternehmungen gewidmete Gebäude von 
zu beſteuernden Erträgniſſe nämlich — in Abzug guj ber Gebäudeſteuer ausgenommen ſeien. 
bringen iſt. Ich ſtelle in dieſer Richtung keinen Antrag, 

Eine Beruhigung kann dies aber, genau ber| ba der Herr Abgeordnete Dum ba diesfalls in 
trachtet, für unſere Gewerbetreibenden keinesfalls feinem und meinem Namen einen Antrag zu ſtellen 
gewähren. Denn der Motivenbericht ift kein Gejeh | beabfichtigt. Ich meines Theiles erlaube mir, Sie 
und das Erwerbſteuergeſetz ift aus ber Vorberathung im Namen der Gewerbetreibenden unſeres Vater, 
des Ausſchuſſes noch nicht hervorgegangen. Zudem landes auf das dringendſte zu bitten, dieſem Antrage 
ijt ber Motivenbericht ſowohl, wie die Regierungs- dann ihre gütige Berückſichtigung nicht zu verfagen, 
vorlage über das Erwerbſteuergeſetz in weiteren Krei— 
ſen wenig bekannt. Präſident: Der Herr Abgeordnete Dumba 
hat das Wort. 


Hingegen lenkt das Gebäudeſteuergeſetz aller— 
dings gegenwärtig die Auſmerkſamkeit der weiteſten 
Kreiſe auf ſich; es erweckt Beſorgniſſe, deren Sa— 
nirung man vergebens ſucht, und hat eine Beunruhi— 
gung hervorgerufen, welche es nicht zu ſtillen ver— 
mag. Dieſem Mangel des Geſetzes muß abgeholfen 
werden. 

Hier an dieſer Stelle iſt es am Platze und un— 
bedingt nothwendig, der Beſorgniß und großen Be— 
unruhigung der Gewerbetreibenden einen Damm 
entgegenzuſetzen, und zwar, wie ich meine, dadurch, 
daß dieſelbe Begünſtigung, welche der Landwirthſchaft 
gewährt werden ſoll, auch den gewerblichen Unter— 
nehmungen zugeſprochen wird. 


Abgeordneter Dumba: Der geehrte Herr 
Vorredner hat bereits angedeutet, daß er, ſowie eine 
größere Zahl der geehrten Vertreter von induſtriellen 
Bezirken in dieſem hohen Hauſe ſich dahin mit mir 
vereinigten, daß ich folgenden Antrag als Zuſatz 
zum Abſatze 8 ſtellen Joll (liest) : 

„ſowie die zum Betriebe gewerblicher Unter— 
nehmungen gewidmeten, zu Wohnzwecken 
nicht geeigneten Gebäudebeſtandtheile“. 

Der Herr Vorredner hat mich der Mühe über- 
hoben und in die angenehme Lage verſetzt, die Auf— 
merkſamkeit des hohen Hauſes nicht in Anſpruch 
nehmen zu müſſen, indem er in eingehender Weiſe 

Es wäre nämlich meiner Anſicht nach, wenn begründet hat, welcher Zweck und welche Abſichten 
auch das Erwerbſteuergeſetz in feiner dermaligen Ge- | bei Einbringung dieſes Antrages mich leiten. 
ſtalt zur Vollberathung im Hauſe gelangen ſollte — Ich möchte mir nur erlauben zu erwähnen, 
übrigens kann man ja von einem noch nicht geborenen daß ich perſönlich nicht pro domo ſpreche, ba ich zu 
Kinde wenig erzählen (Heiterkeit) — wenn ferner jenen bevorzugten Gewerbetreibenden gehöre, die 
auch ber $. 25 dieſes Geſetzes zum Beſchluſſe er- (nach dieſem Geſetze für die dem Betriebe eines 
hoben werden folte, damit noch nicht allen Uebel- | Gewerbes gewidmeten Gebäude von der Gebäude— 
ſtänden abgeholfen. Wie ſteht es denn mit denjenigen ſteuer befreit find, da fie fid) auf dem Lande befinden, 
zu gewerblichen Zwecken gewidmeten Gebäuden, und gerade dieſer Gegenſatz von jenen Induſtriellen, 
welche außer Betrieb geſetzt find? Es gibt deren in die auf dem Lande ihre Etabliſſements haben und 
der gegenwärtigen höchſt traurigen Geſchäftszeit eine | ber Steuer nicht unterworfen find, gegen jene, die in 
ganze Reihe. In meiner Heimat, auf dem Bielitz- den Städten der Miethzinsſteuer unterworfen ſind, 
Bialaer Platze, ijt bie Nothlage eine noch immer ſcheint mir ein Beweis dafür zu fein, daß eine gewiſſe 
entſetzliche. Die kleinen Gewerbetreibenden haben Ungerechtigkeit in den Beſtimmungen des Geſetzes 
ihre Arbeiten eingeſtellt; in Biala können Sie, herrſcht. 
meine Herren, ſechs complet eingerichtete Fabriken, Ich für meinen Theil muß auch die Erklärung 
welche gegenwärtig ſtille ſtehen, für einen Spott- abgeben, daß nach den Auseinanderſetzungen von 
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Seite des geehrten Herrn Vorredners namentlich 
die Gewißheit gegeben werden ſoll, daß die Gebäude— 
ſteuer bei derartigen gewerblichen Unternehmungen 


von der Erwerbſteuer in Abzug gebracht werden 


ſoll. Wenn eine derartige Zuſicherung in dem Geſetze 
aufgenommen werden würde und darüber, wie bereits 
mein geehrter Vorredner erwähnt hat, daß, wenn der 
Betrieb eines gewerblichen Unternehmens eingeſtellt 
wird, auch die Gebäudeſteuer nicht zu entrichten, 
— wenn in dieſen beiden Richtungen von Seite 
des Ausſchuſſes hier im Geſetze Vorſorge getroffen 
würde, ſo glaube ich, daß hierdurch der Beunruhigung, 
welche die weiten Kreiſe der Induſtriellen und Ge— 
werbsleute ergriffen hat, geſteuert werden würde. 
Ich wenigſtens würde mich damit vollkommen zu— 
frieden geben. 

Das iſt der Zweck des geſtellten Antrages, und 
ich erlaube mir die Bitte an das hohe Haus zu 
ſtellen, daß dieſer Antrag an den Ausſchuß 
zur Berathung geleitet werde. (Bravo!) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dumba 
ftellt den Antrag, daß zum Abſatz 8 des 5. 2 
ber Zuſatz beigefügt werde (liest): 
„ſowie die zum Betriebe gewerblicher 
Unternehmen gewidmeten, zu Wohnzwecken 
nicht geeigneten Gebäudebeſtandtheile“. 
Diejenigen Herren, welche dieſen Antrag unter— 
ſtützen, wollen fid) erheben. (Geschieht.) Der Antrag ift 
unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Bareuther hat 
das Wort. 


Abgeordneter Dr. Bareuther: Die Bedenken, 
die der Herr Abgeordnete aus Bielitz geäußert hat, 
find auch mir aufgeſtoßen, und ich kann mich daher 
nur dem Antrage des Herrn Dumba anſchließen. 
Vom Standpunkte der Induſtriellen, deren Intereſſe 
ich ebenfalls zu vertreten habe, kann ich mich unmöglich 
mit dem Gedanken vertraut machen, daß die gewerb— 
lichen Unternehmungen in dem Miethszinſe beſteuerter 
Städte einer mehreren Beſteuerung unterliegen ſollen, 


als jene auf dem flachen Lande. Das wird thatſächlich 


der Fall ſein. Setzen wir nun den Fall, eine Fabrik 
in der Stadt und eine Fabrik auf dem Lande ſtellen 
ihren Betrieb ein. Die Fabrik in der Stadt wird 
allerdings nicht die Erwerbſteuer zahlen, aber die 
Gebäudeſteuer muß ſie fortzahlen, während die Fabrik 
auf dem Lande gar keine Steuer zahlen wird. Ueber 
dieſe Ungleichheiten wird uns auch die Verſicherung des 
Motivenberichtes nicht hinweghelfen, daß dies bloß 
ein formeller Widerſpruch ſei, und daß dies Alles 
beim Erwerbſteuergeſetze ausgeglichen werde. Ich 
bitte daher das geehrte Haus, den Antrag des Herrn 
Abgeordneten Dumba im Intereſſe der durch dieſe 
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Präſident: Der Herr Abgeordnete Fuchs 
hat das Wort. 


Abgeordneter Fuchs: Ich habe mir zu dieſem 
Antrage das Wort erbeten, um einen Antrag im In— 
tereſſe der ackerbautreibenden Bevölkerung einzu— 
bringen. Die Herren Vorredner haben ſoeben bean— 
tragt, daß bei allen induſtriellen Unternehmungen 
auch die Gebäudebeſtandtheile von der Gebäudeſteuer 
erceptionirt fein ſollen. Der geehrte Ausſchuß hat in 
dieſem Abſatze, indem er die dem Betriebe der Land— 
wirthſchaft gewidmeten Gebäude ausgenommen, von 
der Gebäudeſteuer ausgeſchloſſen hat, nur von Ge- 
bäuden geſprochen. Es befinden fid) jedoch auf dem 
Lande eine Menge von Kammern und anderen der— 
artigen Räumlichkeiten, welche zum Bewohnen nicht 
geeignet ſind, welche aber als Vorrathskammern für 
verſchiedene Utenfilien, die zum Betriebe der Land— 
wirthſchaft nothwendig ſind, verwendet werden. Da— 
mit nun die Commiſſionen, welche in dieſer Richtung 
ſeinerzeit die Einſchätzung nach dem Nutzungswerthe 
vorzunehmen haben werden, im Klaren ſind, damit 
nicht allein Gebäude, ſondern auch Gebäudebeſtand— 
theile, welche zum Betriebe der Landwirthſchaft 
nothwendig ſind, auch von der Gebäudeſteuer aus— 
genommen werden, erlaube ich mir den Antrag zu 
ſtellen, daß im achten Punkte des $. 2 nad) 
dem Worte „Gebäude“ die Worte „oder 
Gebäudebeſtandtheile“ eingeſchaltet wer— 
den. Ich erlaube mir dieſen Antrag dem hohen Haufe 
aufs wärmſte zur Annahme zu empfehlen. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Fuchs 
beantragt, daß im Abſatze8 nach dem Worte 
„Gebäude“ die Worte „oder Gebäudebeſtandtheile“ 
eingeſchaltet werden. Jene Herren, welche dieſen An— 
trag unterſtützen wollen, belieben ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Er ijt unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Groß hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Groß: Ich habe mir zu 
dieſem Abſatze das Wort erbeten, weil ich darin 
einen principiellen Widerſpruch mit dem Grundſatze, 
der in dem erſten Alinea des 8. 1 enthalten iſt, finde. 
Nach S. 1 Joll nämlich entweder der Miethzins oder 
der Nutzungswerth Gegenſtand der Gebäudeſteuer 
ſein. Nun finde ich aber, daß man mit dem Abſatze 8 
dieſem an die Spitze des Geſetzes geſtellten Grund— 
ſatze geradezu untreu geworden iſt, indem man näm— 
lich die Wohngebäude, welche dem Betriebe der Land— 
wirthſchaft gewidmet find, als Steuerobjecte behan— 
delt, während doch dieſe Wohngebäude, die dem Be— 
triebe der Landwirthſchaft gewidmet ſind, weder 
einen Miethzins abwerſen, noch einen Nutzungs— 
werth haben. Dieſe Wohngebäude, welche landwirth— 


Frage empfindlich berührten Induſtrie anzunehmen.! ſchaftlichen Zwecken dienen, find eigentlich eine Auslage 
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Geſetzes steht, in offenbaren Widerſpruch kommen 
will. 


denn wenn ich einen Nutzen von den Grundſtücken 
meiner Landwirthſchaft erzielen will, muß ich ein 
bedeutendes Capital auslegen, um ſolche Wohn— 
gebäude zu ſchaffen; ich muß einen Theil des Er— 
trägniſſes alljährlich verwenden, um dieſe Gebäude 
in bewohnbarem Zuſtande zu erhalten. Die Zinſen 
zur Herſtellung ſolcher Wohngebäude, der Aufwand 
an Capital, ſowie die Erhaltungskoſten gehören 
offenbar zu den Regieauslagen der Landwirthſchaft, 
und ich zweifle nicht, daß der Ausſchuß, welcher bei 
Berathung des Grundſteuergeſetzes ſeinerzeit zur 
Feſtſetzung der Höhe der Grundſteuer ſchreiten wird, 
biefe Zinſen des Herſtellungscapitales, ſowie die 
Amortiſationsquote in die Regiekoſten einrechnen 
und von dem Bruttoerträgniſſe der Grundſtücke in Ab 
rechnung bringen wird, weil er ſie eben abrechnen muß. 
Nur ſcheint mir das ein Widerſpruch zu ſein, wenn 
ich auf der einen Seite etwas als Auslage erkläre 
und von dem Bruttoerträgniſſe der Grundſtücke in 
Abrechnung bringe, und auf der anderen Seite ſage, 
das iſt ein Ertrag, ein Einkommen, ein Steuer— 
object, Es iſt das jedenfalls eine Controverſe, in 
die ich gerathe, wenn ich ſage, daß das, was auf 
der einen Seite als Auslage betrachtet und von 
dem Bruttoerträgniſſe des Grundes und Bodens 
abgerechnet werden muß, weil es eine Auslage 
iſt, auf der anderen Seite ein Ertrag, ein Nutzen, 
ein Beſteuerungsobject ift, Es bliebe daher offen 
bar nichts Anderes übrig, als daß Sie die 
Steuer, welche Sie auf dieſe Wohnbeſtandtheile 
legen, wieder in die Regiekoſten einrechnen und 
wieder von dem Bruttoerträgniſſe der Grundſteuer 
in Abrechnung bringen. Ich möchte nun wiſſen, 
welcher Unterſchied liegt denn darin, daß man die 
Wohnbeſtandtheile für Menſchen einer Beſteuerung 
unterziehen will, während man die Unterkunfts— 
localitäten für die übrigen Arbeitskräfte, für die 
thieriſchen und mechaniſchen Arbeitskräfte unbeſteuert 
laſſen will; welcher Unterſchied liegt denn darin, 
ob in irgend einem Locale menſchliche oder thieriſche 
Arbeiter untergebracht werden? Beide haben den— 
ſelben Zweck, nämlich der Landwirthſchaft zu dienen, 
um von Grund und Boden ein Erträgniß zu er— 
zielen; der Sache nach iſt doch gewiß kein Unterſchied, 
und doch ſollen die der Landwirthſchaft dienenden 
Gebäude, inſoferne ſie nicht Wohnungen für Men— 
ſchen enthalten, ſteuerfrei ſein; aber wenn Menſchen 
darin wohnen und etwa Zugthiere und mechaniſche 
Vorrichtungen ſich daran befinden, dann ſollen ſie 
der Beſteuerung unterzogen werden. Ich kann mir 
die Ratio dieſer geſetzlichen Beſtimmung gar nicht 
denken, denn Eines, wie das Andere, die Unter— 
bringung der thieriſchen, wie der menſchlichen Ar— 
beitskräfte gehören in die Regiekoſten, ſind eine 
Auslage und würden unmöglich ein Steuerobjeet 
ſein, wenn man nicht durch dieſe Beſtimmung mit 
dem erſten Satze, welcher an der Spitze dieſes 


Ich weiß, man wird mir einwenden, die Leute 
ſind daran gewöhnt, ſie haben gegenwärtig auch die 
Hausclaſſenſteuer zu zahlen. Meine Herren, wir 
ſind daran, eine Steuerreform vorzunehmen, und 
wenn wir am Althergebrachten hängen wollten, 
lönnten wir uns die viele Mühe erſparen, ein Geſetz 
zu berathen, welches eine gleichmäßige und gerechte 
Regelung des Steuerweſens bezweckt. 

Ich könnte, wenn man jagt, bie Leute feien 
ſchon daran gewöhnt, und es werde dadurch ein 
großer Ausfall in der Steuer entſtehen, darauf 
ſagen: Wenn man dieſen rein fiscaliſchen Standpunkt 
einnimmt, ſo könnte man ſich die Mühe auch erſparen, 
eine gerechte Baſis zu finden, man könnte das Geld 
überhaupt nehmen, wo man es findet. Allein um 
das handelt es ſich nicht; wir wollen kein fiscaliſches, 
ſondern ein gerechtes Steuergeſetz beſchließen. Wenn 
man jagt, die Leute feien bereits an die Hausclaffen- 
ſteuer gewöhnt, ſo möchte ich darauf ſagen, es ließen 
ſich auf ſolchem Wege noch ganz andere Conſequenzen 
ziehen. Man könnte dann auch ſagen: Die Leute 
waren auch einmal an die Zehenten und an die 
Prügelſtrafe gewöhnt, man darf ſie daher nicht 
abſchafſen, ſondern im Gegentheile, wenn fie auf- 
gehoben worden, ſie wiedereinführen. Allein ich 
glaube, ſolche ſüße „Gewohnheiten“ wird man ſehr 
leicht ablegen, und ich widerſpreche überhaupt, daß 
man ſich daran gewöhnt habe; wenn man etwas 
längere Zeit dulden mußte, ſo iſt das nur eine 
Nothwendigkeit, welcher man ſich nicht entſchlagen 
kann, eine den Wünſchen und dem Bedürfniſſe nad) 
Gerechtigkeit entſprechende Gewöhnung iſt es gewiß 
nicht. 

Weil ich daher die Anſicht habe, daß die zu 
Landwirthſchaftszwecken dienenden menschlichen Bee 
bäude, Wohn- und Wirthſchaftsgebäude keinen 
Ertrag abwerfen, mithin keinen Gegenſtand des 
gegenwärtigen Geſetzes bilden können, erlaube ich 
mir den Antrag zu ſtellen, Abſatz 8 habe zu lauten: 

„die zum Betriebe der Landwirthſchaft 
gewidmeten Wohn-und Wirthſchaftsgebäude.“ 

Zugleich ſchließe ich mich dem bereits früher 
geſtellten Autrage an, wonach alle diefe Anträge 
dem Ausſchuſſe zugewieſen werden ſollen und die 
Abſtimmung für ſo lange aufgeſchoben bleiben ſoll, 
bis der Ausſchuß darüber ſchlüſſig geworden ſein 
wird. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Groß 
ſtellt den Antrag, Abſatz 8 des 8.2 habe zu lauten: 
€ Wiederholt den Antrag.) 

Ich bitte jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Ex ijt 
unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Fux hat das Wort. 
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Abgeordneter Fux: Ich glaube, man muß bei 
dieſer Steuerreform an dem Grundſatze feſthalten, 
Befreiungen nur in ſolchen Ausnahmsfällen ein— 
treten zu laſſen, wo ganz durchſchlagende Gründe 
dafür ſprechen. Nach meiner Anſicht ſoll auch der 
kleine Landmann gleich anderen Staatsbürgern für 
ſeine Wohnung eine Steuer entrichten, weil er der 
Wohnungsbedürfniſſe auch dann, wenn er die Land— 
wirthſchaft nicht betriebe, ſich nicht entſchlagen 
tönnte, Es iff daher auch ganz richtig, daß ber 
kleine Landmann für feine Wohn beſtandtheile, wie 
ich es geſtern näher dargelegt habe, irgend eine Steuer 
entrichte. Allerdings tritt aber für die dem land 
wirthſchaftlichen Betriebe gewidmeten Ge 
bäude eine nothwendige Ausnahme von der Ge 
büubeftewer ein. Man muß fich dann doch das Vere 
hältniß, in welchem diefe Gebäude zur Landwirth— 
ſchaft und Production überhaupt ſtehen, klar vor 
Augen halten, man muß ſich vor Augen halten die 
Erwerb» und Cinfommenftener, und bedenken, daß 
im Falle der Nichtbefreiung die Landwirthſchaft 
doppelt, eventuell dreimal beſteuert würde. Man 
muß bedenken, daß, wie früher bemerkt worden iſt, 
die betreffenden, zur Landwirthſchaft gewidmeten 
Gebäude eine Laſt ſind. Wenn Jemand ſolche 
Gebäude ſammt Nebenlocalitäten kauft, ſo wird er 
den Umfang dieſer Gebäude, wie er ihn zur Unter— 
bringung der geernteten Objecte benöthigt, in Be— 
tracht ziehen, nicht aber darin eine Vermehrung 
des Beſitzes erblicken, ſondern ſie nur vom Stand— 
punkte der Erhaltungskoſten ins Auge faſſen. 


Das iſt der durchſchlagende Grund, welcher für 
die Befreiung folder Objecte ſpricht. Aber wenn die 
Befreiung einmal ausgeſprochen iſt, ſo möge man 
fie ganz genau präeifiren, damit nicht innerhalb 
des befreiten Gebietes Ungerechtigkeiten vor— 
kommen. Das wäre aber nach der Faſſung, wie ſie 
hier vorliegt. Denn hier iſt nur von der Land— 
wirthſchaft die Rede; hierbei ift wieder bie Aus- 
legung im engeren Sinne geſtattet, damit iſt bei— 
ſpielsweiſe die im $. 4 des Erwerbſteuergeſetzes her— 
vorgehobene Forſtwirthſchaft nicht gemeint. Es 
würde fid) alfo empfehlen, neben der Land- auch die 
Forſtwirthſchaft ausdrücklich zu bezeichnen. 


Außerdem aber exiſtiren ja eine Menge im 
Grundſteuergeſetze benannte Urproductionen, 
welche hier nicht getroffen ſind, und mit welchen auch 
die Gebäude in Verbindung ſtehen und zu ihrem 
Betriebe nöthig ſind. Es würde ſich daher noch der 
weitere Beiſatz empfehlen, daß alle durch die 
Grundſteuer getroffenen Urproductionen und die 
Gebäude für dieſelben von der Gebäudeſteuer befreit 
ſein ſollen. Was nun die Bemerkungen und die 
Anträge bezüglich der Gewerbe betrifft, ſo möchte 
ich nur betonen, daß wir auf dieſem Wege eigentlich 
zur Befreiung aller Beſchäftigungen kämen; es würde 
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dann Jedweder kommen und allenfalls ſagen: Ja, 
für commercielle Zwecke benöthigt man auch gewiſſe 
Gebäude, für Communicationszwecke auch, und ſo 
würden ſich viele Momente finden, welche auch für 
die Befreiung dieſer Gebäude ſprechen würden. Ich 
möchte denn doch auf einen wichtigen Unterſchied 
aufmerkſam machen: Bei der Erwerbſteuer wird das 
Anlagecapital der Gebäude und der jährliche Auf— 
wand für das Gebäude in die Berechnung der 
Steuergrundlagen einbezogen, was bei der Land 
wirthſchaft nicht der Fall iſt. Der Landwirth zahlt 
die Bodenrente; bei der Ermittelung der Bodenrente 
zur Beſteuerung wird der Aufwand für die Gebäude 
nicht in Anrechnung gebracht. 


Würde man ſich aber auch für die Befreiung 
von Gewerbelocalitäten entſcheiden, ſo entſteht noch 
die Frage, für welche Claſſen man ſich entſchließen 
ſoll. Würde man ſich bloß für Fabriken entſcheiden, 
ſo muß man ſich doch vor Augen halten, daß auch 
der Begriff „Fabrik“ nicht geſetzlich fixirt iſt, daß 
z. B. in einer großen Stadt leicht etwas als 
Fabrik angeſehen wird und gelten kann, was am 
flachen Lande nicht als Fabrik betrachtet wird, indem 
das flache Land nur große Etabliſſements mit dem 
Namen Fabrik zu bezeichnen pflegt. 


Weiter müſſen wir auf die land wirthſchaft— 
lichen Nebengewerbe Rückſicht nehmen. Wenn 
wir induſtrielle Unternehmungen befreien ſollten, wie 
ſteht es dann mit den landwirthſchaftlichen Neben— 
gewerben? 

Da kommt ſchon wieder die Schwierigkeit der 
Definition und die Abgrenzung des Begriffes in Be— 
tracht. Wir könnten zudem nicht allein die Gewerbe 
im größeren Stile befreien, ſondern müßten auch das 
Kleingewerbe ins Auge faſſen, weil wir ja bei der 
Steuerreform auch das ſociale Moment berückſichtigen 
müſſen, insbeſondere auch die perſönliche Selbſtän— 
digkeit, um nicht dem Kleingewerbe einen Nachtheil 
zu verurſachen. 

Aus dieſen Gründen empfiehlt es ſich, die 
Sache mit aller Vorſicht zu erwägen, und ich glaube, 
wir werden hier im Plenum nicht in der Lage ſein, 
aus allen divergirenden Meinungen die rechte For— 
mulirung zu finden, welche Alles betrifft. Ich würde 
mir erlauben, einen Antrag einzubringen und falls 
derſelbe unterſtützt wird, zu beantragen, daß derſelbe 
und alle die hier eingebrachten Anträge an den Aus— 
ſchuß zur Vorberathung gewieſen werden, weil meines 
Erinnerns in der That im Ausſchuſſe bei dieſem 
Punkte nicht eine ganz gründliche Debatte ſtattge— 
funden hat. (Rufe links: Oho!) Beweis deſſen, daß 
eine Menge Lücken hier hervorkommen und weil das 
Verhältniß der Urproduction noch genauer ins Auge 
gefaßt werden muß, ebenſo wie das Verhältniß des 
ganzen Geſetzes zum Grundſteuer- und Erwerbſteuer— 
geſetze. 
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Ich erlaube mir daher den Antrag zu ſtellen, 
daß Punkt 8 zu lauten habe (lest) : 

„Die zum Betriebe der Land- ober Forſt— 
wirthſchaft und überhaupt zur Gewinnung 
von Urprobucten gewidmeten Gebäude mit 
Ausnahme der darin befindlichen Wohnbe— 
ſtandtheile, zu welchen jedoch die zeitweiligen 
Unterſtände für die bei der Land- oder Forſt— 
wirthſchaft und überhaupt bei der Urproduce 
tion verwendeten Arbeiter nicht gehören.“ 

Ich beantrage die Zuweiſung aller zu 
dieſem Punkte 8 geſtellten Amendements an den 
Ausſchuß zur Vorberathung. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Fux be— 
antragt, Alinea 8 habe zu lauten: (Mieder holt das- 
selbe in der Fassung des Antrages.) Ich erſuche 
jene Herren, welche dieſen Antrag unterſtützen 
wollen, fid) zu erheben. (Geschieht,) Der Antrag 
ift unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Schaup hat das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Schaup: Mir kommt vor, 
daß das Hohe Haus fid) bei ber Diseuſſion dieſes 
Punktes in einem etwas bedenklichen Stadium be— 
finde, und zwar bedenklich in doppelter Richtung. 
Einerſeits iſt es bedenklich, daß der Kampf der 
entgegengeſetzten Intereſſen der Induſtrie und der 
Landwirthſchaft gewiſſermaßen herausgefordert und 
heraufbeſchworen wird, und andererſeits ſcheint es 
mir, haben wir den abſchüſſigen Weg einer zu weit 
ausgedehnten Steuerbefreiung betreten, ſo daß wir, 
wenn wir auf dieſem Wege fortgehen, bald nicht 
wiſſen werden, wo wir aufhören ſollen. (Bravo! 
links.) 

Ich werde mir in beiden Richtungen über die 
Auträge, die geſtellt wurden, einige Bemerkungen 
erlauben, obwohl ich vorausſehe, daß, nachdem der 
Antrag geſtellt wurde, alle Anträge an den Ausſchuß 
zurückzuweiſen, dies auch wahrſcheinlich geſchehen 
wird. Allein bei dem Umſtande, als ich die Verſiche— 
rung abgeben kann, daß (don in dem Ausſchuſſe alle 
die hier beſprochenen Gegenſtände reiflich erwogen 
wurden, kann ich wohl vorausſagen, daß das Re— 
ſultat der neuerlichen Ausſchußberathung wahr— 
ſcheinlich kein weſentlich verſchiedenes von dem ſein 
wird, was dem hohen Hauſe bereits als Ausſchuß— 
antrag heute vorliegt. 

Ich wende mich zunächſt zu jenen Bedenken, 
welche von induſtrieller Seite ausgeſprochen wurden 
und welche die Ausdehnung der zu Gunſten der 
Landwirthſchaft getroffenen Verfügungen auch auf 
dem induſtriellen Gebiete durchgeführt wiſſen wollen. 

Ich muß vor Allem hier einen Unterſchied her— 
vorheben, der bisher von keiner Seite hervorgehoben 
wurde. Es ijt gewiß der Kreis von landwirthſchaft— 
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lichen Perſonen, welche im Alinea 8 des 8.2 Begitn- 
ſtigungen erhalten, ein außerordentlich kleiner, es iſt 
aber ferner gewiß, daß der Kreis von Perſonen, die 
dem induſtriellen Gebiete angehören, welchen durch 
eine neue Beſtimmung eine gleiche Begünſtigung zu— 
geſtanden würde, ein außerordentlich großer wäre. 
Dieſer Unterſchied iſt vor Allem feſtzuhalten; denn 
es ift klar, daß, nachdem ſchon in dem früheren Para- 
graphe beſtimmt wurde, daß Gegenſtände der Nutz— 
werthſteuer überhaupt nur Wohnungsbeſtandtheile 
ſind, dieſes Alinea zunächſt nur auf geſchloſſene 
Städte, auf hauszinsſteuerpflichtige Städte Anwen— 
dung findet, und in dieſen iſt eben der Betrieb der 
Landwirthſchaft ein minimaler, dagegen der gewerb— 
liche Betrieb ein ſehr ausgedehnter. 

Jedenfalls iſt dieſe Maßregel in dem einen Falle 
eine ſehr beſchränkte, während ſie in dem anderen 
Falle auf eine ungeheuere Zahl von Perſonen augs 
gedehnt iſt. Ich glaube daher wirklich, daß die Bes 
fürchtungen, die in dieſer Hinſicht ausgeſprochen wor— 
den ſind, nicht gerechtfertigt ſind, namentlich dann 
nicht, wenn beliebt würde, im weiteren Verlaufe der 
Verhandlungen über das Geſetz eine Aenderung den 
Ausſchußanträgen gegenüber vorzunehmen, welche 
ich mir heute nur anzudeuten erlaube. 

Es iſt richtig, wie geſagt wurde, daß der 
Miethzins für Fabrikslocalitäten in hauszinsſteuer— 
pflichtigen Orten bei der Erwerbſteuer berückſichtigt 
wird; es iſt aber geſagt worden, da das Erwerb— 
ſteuergeſetz heute noch kein Geſetz ijt, können wir 
darüber nicht ſprechen. Wir dürfen doch die ganze 
vorliegende Steuerreform nicht jo als Stückwerk De 
trachten, daß wir bei dieſer einen Vorlage nicht 
darauf Rückſicht nehmen ſollten, was in einer anderen 
Vorlage vorkommt und wogegen man principiell 
eine beſtimmte Einwendung nicht erheben kann. 

Ich glaube daher wohl heute ſchon mit einer 
gewiſſen Sicherheit annehmen zu können, daß dieſe 
Rückſicht bei dem Erwerbſteuergeſetze zur vollen 
Geltung kommen wird. Ein Bedenken aber iſt aller— 
dings ſowohl von Seite eines Herrn Abgeordneten 
aus Schleſien, als von einem Herrn Abgeordneten aus 
Niederöſterreich hervorgehoben worden, welches 
Berückſichtigung verdient, und das iſt diejenige Be— 
ſtimmung, wo es ſich um Fabriken handelt, deren 
Betrieb eingeſtellt worden iſt. Nun ſcheint mir hier 
aber nicht der Platz zu ſein, dem vorzubeugen; der 
Platz dazu iſt entſchieden dort, wo es ſich um zeit— 
liche Steuerbefreiungen wegen Leerſtehungen handelt. 
Es iſt in dem Antrage bereits vorausgeſehen, daß 
wegen Leerſtehungen bei der Hauszinsſteuer und in 
gewiſſen Fällen auch bei der Nutzungswerthſteuer 
Abſchreibungen ſtattfinden. Nun kann man möglicher⸗ 
weiſe ſagen — und ich glaube, daß dieſe Anſicht auch 
in der Praxis geübt worden iſt — daß man, wenn 
eine Fabrik mit Maſchinen eingerichtet iſt, wenn ſie 
auch zugeſperrt iſt und nicht im Betriebe ſteht, die— 
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rotokoll. 
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am 8, März 1875. 


Inhalt: 


Megierungsvorlage, betreffend den Geſetzentwurf über 
die für 
Sſcherſtellung einer Seeundärbahn von der Stadt 
Elbogen zur Stadt Elbogen-Neuſattel (358 der 
Beilagen). 


Bedingungen und Bugeltändniffe die 


Petitionen, 


Interpellation des Abgeordneten Dr. Schaup und 
Genoſſen, betreffend den von der Kaiſerin Eliſabeth— 
Weſtbahn eingeftellten Cilguttransport von Lebens 
mitteln nach Wien mit dem während der Nachtzeit 


verkehrenden Poſtzuge. 
Urlaubsertheilungen. 


Erſte Leſung des des Abgeordneten Dr, 
Menger und Genoſſen wegen Erlaſſung 
Geſetzes, 
8.20 des Geſetzes vom 2. April 1873, betreffend 
die Wahl der Mitglieder des Abgeordnetenhauſes 
des Reichsrathes, feftgeftellt werden — Incompa— 
tibilitätsgeſeß (315 der Beilagen — Zuweiſung 


Antrages 
eines 


durch welches Zuſatzbeſtimmungen zu 


an einen Specialausſchuß). 


Zweite Leſung des Geſetzentwurfes über die Gebäude 
(294 
Specialdebatte von $. 5 bis $. 9). 


ſteuer der Beilagen Fortſeßung der 


Beginn der Sitzung: 11 Uhr 15 Minuten. 
Vorſitzender: Präſident Dr. Rechbauer. 


Schriftführer: Graf Bonda, Freiherr v. Kok, 
de Franceschi. 


Auf der Miniſterbank: Miniſterpräſident Fürſt 


Adolf Auersperg, Miniſter für Cultus und Unterricht 


Dr. v. Stremayr, Juſtizminiſter Dr. Glaſer, Miniſter 
Dr. Unger, Ackerbauminiſter Ritter v. Chlumecky, 
Finanzminiſter Freiherr de Pretis, Miniſter für 
Landesvertheidigung Oberſt Horſt, Miniſter Dr. 
Ziemialkowski. 


Auf der Bank der Regierungsvertreter: 
Miniſterialrath im Finanzminiſterium Emil Chertek. 


Präſident: Ich erkläre die Sitzung für 
eröffnet. 

Gegen das Protokoll der Sitzung vom 
5. März wurde keine Einwendung erhoben, dasſelbe 
iſt ſomit genehmigt. 

Das Protokoll der Sitzung vom 
6. März liegt im Bureau zur Einſicht auf. 

Vom hohen Handelsminiſterium ift eine 
Zuſchrift eingelangt, um deren Verleſung ich 
bitte. 


Schriftführer Freiherr v. Kotz (lest) : 

„In Folge Allerhöchſter Ermächtigung vom 
5. d. M. habe ich die Ehre, den anruhenden Geſetz— 
entwurf, betreffend die Bedingungen und 
Zugeſtändniſſe für die Sicherſtellung 
einer Secundärbahn von der Stadt 
Elbogen zur Station Elbogen = Neu- 
ſattel, nebſt einer zugehörigen Begründung (338 
der Beilagen) dem löblichen Präſidium mit dem 
ergebenſten Erſuchen zu übermitteln, dieſe Regie— 
rungsvorlage der verfaſſungsmäßigen Behandlung 


gefälligſt zuführen zu wollen. 


Wien, 7. März 1875. 
In Vertretung des k. k. Handelsminiſters 
der k. k. Ackerbauminiſter: 
Chlumecky.“ 


Präſident: Ich werde dieſen Geſetzentwurf in 
Druck legen laſſen und der geſchäftsordnungs— 
mäßigen Behandlung zuführen. 

Heute wurde vertheilt: Die Zuſchrift des 
Herrn Finanzminiſters Freiherrn de Pretis an das 
Präſidium des Abgeordnetenhauſes, betreffend die nach— 
trägliche Aufnahme von 150.000 fl. für die Errich— 
tung eines Unterrichtsgebäudes in Trieſt in den 
Geſetzentwurf, betreffend die Eröffnung von Nach— 
tragscrediten zum Staatsvoranſchlage für das Jahr 
1875 (356 der Beilagen). 
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Ich habe dieſen Geſetzentwurf bereits dem 
Budgetausſchuſſe übergeben. 

Weiters wurde vertheilt der Ausſchußbericht, 
betreffend die Abänderung der 88. 6, 7 und 9 der 
kaiſerlichen Verordnung vom 9. November 1858, 
R. G. Bl. Nr. 205, über cumulative Anlegung 
des Waiſenvermögens (850 der Beilagen). 

Ich erſuche um die Mittheilung des weſentlichen 
Inhaltes der eingelaufenen Petitionen. 


Schriftführer Graf Bonda (lest): 

„Petition der Diurniſten des k. k. Kreis- und 
Bezirksgerichtes in Chrudim um Verbeſſerung ihrer 
Exiſtenz (überreicht durch Abgeordneten Dr. Russ)” 

„Petition des Vorſtandes des Gewerbevereines 
in Auſſig um Bekämpfung des Antrages wegen Er— 
höhung der Stempelgebühr und Strafen (überreicht 
durch Abgeordneten Dr, Russ)." 

„Petition des Conſortiums der Bozen-Meraner 
Bahn um Würdigung des von demſelben einge— 
brachten neuen Conceſſionsmodus und auf Grund 
desſelben um eindringliche Befürwortung der Ver— 
leihung der definitiven Conceffion der Bozen-Meraner 
Vieinalbahn gegenüber der hohen Regierung (über: 
reicht durch Abgeordneten Dr. Blaas)” 


Präſident: Dieſe Petitionen werden den 
betreffenden Ausſchüſſen zugewieſen. 

Es wurde mir von dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Schaup und Genoſſen eine Interpellation 
an Seine Excellenz den Herrn Ackerbauminiſter, als 
derzeitigen Leiter des Handelsminiſteriums, über— 
reicht. Ich erſuche um Verleſung derſelben. 


Schriftführer Graf Bonda (lest): 

„Interpellation des Abgeordneten Dr. 
Schaup und Genoſſen an Seine Excellenz den Herrn 
Ackerbauminiſter, als derzeitigen Leiter des k. k. 
Handelsminiſteriums. 

Seit der Einführung der Winterfahrordnung 
auf der Kaiſerin Eliſabeth-Weſtbahn iſt von Seite 
der Direction dieſer Eiſenbahnunternehmung der 
Eilguttransport von Lebensmitteln nach Wien, ins— 
beſondere von Milch, Butter, Geflügel ꝛc., mit dem 
während der Nachtzeit verkehrenden Poſtzuge Nr. 4 
und deſſen Anſchlußzügen Nr. 104, 204 und bezie— 
hungsweiſe 504 auf den Strecken der Kaiſerin Elifa- 
beth-Bahn eingeſtellt worden, und wurden diefe Trans- 
porte ſeither durch den ſogenannten Gütereilzug 
Nr. 10 und deſſen Anſchlußzüge vermittelt. 

Dieſe Aenderung wird dadurch begründet, daß 
ſeit der Zuſammenziehung der früher getheilt ver— 
kehrenden Poſtzüge die Zugsbelaſtung bei Annahme 
von Eilgütern für dieſen nunmehr vereinigten Zug 
zu groß würde. Dem Vernehmen nach hat auch ein 
ſeither ſchon ſtattgefundenes Einſchreiten der ober- 
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öſterreichiſchen Handels- und Gewerbekammer zu 
Linz bei dem k. k. Handelsminiſterium bisher keinen 
oder eigentlich nur einen negativen Erfolg gehabt. 


Wenn nun auch die Richtigkeit der erhobenen 
Einwendungen für Eilgüter im Allgemeinen nicht 
beſtritten werden ſoll, ſo ſind dieſelben doch in Be— 
zug auf jene Lebensmittel, welche einen längeren 
Transport in warmer Temperatur abſolut nicht vertra— 
gen, wie z. B. Milch, Butter, friſches Fleiſch ꝛc., 
nicht gerechtfertigt, da ſchon durch die Beſchränkung 
der Annahme auf wenige Artikel die Gefahr einer 
Ueberlaſtung beſeitigt oder wenigſtens vermindert 
wird. Dem entgegen iſt aber der Nachtheil, den die 
Landwirthſchaft durch dieſe faſt gleichzeitig mit einer 
Tariferhöhung zuſtande gekommene Einführung 
erlitten hat, ein überaus empfindlicher. Die Unſicher— 
heit des Getreidebaues, die Ueberlegenheit Ungarns 
auf dieſem Productionsgebiete und der bisher eine 
getretene lohnende Erfolg haben die Wirkung gehabt, 
daß zahlreiche ländliche Wirthſchaften geradezu auf 
dieſen Betrieb ſich eingerichtet haben. Die Vertrö— 
ſtung auf die Beförderung durch Gütereilzüge ver— 
mag keinen Erſatz zu bieten, indem dieſelben, obwohl 
„Eilzüge“ genannt, doch nach einer folden Fahrord— 
nung verkehren, daß z. B. ein Eilgut von Salzburg 
nach Wien mit dieſem Zuge eine Fahrtdauer von 20½ 
Stunden (fomit circa zwei Meilen per Stunde Fahrt- 
dauer) in Anſpruch nimmt. Eine ſolche Zeitdauer iſt 
aber, auch ſelbſt wenn eine Verkürzung von wenigen 
Stunden eintritt, jedenfalls zu lange, um z. B. einen 
Milchtransport ſelbſt von näher gelegenen Stationen 
zu ermöglichen, und doch iſt derſelbe, wie bereits ge— 
zeigt, nicht nur für die landwirthſchaftlichen Inter— 
eſſen, ſondern auch für die Approviſionirung Wlens 
von überaus großer Wichtigkeit. 


Die getroffene Verfügung der Kaiſerin Eliſabeth— 
Bahn wirkt aber um ſo verletzender, wenn man ſieht, 
daß einerſeits fogar mit den Courierzügen ein 
Eilguttransport im Verkehre mit dem Auslande ſtatt— 
findet, und wenn die allgemein ausgeſprochene Be— 
hauptung begründet ſein ſollte, daß das Verbot, mit 
dem genannten Poſtzuge Milch zu expediren, nicht 
für Alle gleiche Giltigkeit beſitzt, ſondern daß dieſer 
Zug nach wie vor zu dieſem Zwecke von Bahn— 
bedienſteten benützt wird, ja daß von dieſer Seite, 
mit Hilfe der durch den Poſtzug ermöglichten raſcheren 
Beförderung nahezu eine Art Milchhandel betrieben 
wird. 

Die Gefertigten geben ſich der Hoffnung hin, daß 
Seine Ercellenz der gegenwärtige Leiter des Handels- 
miniſteriums in ſeiner Eigenſchaft als Ackerbau— 
miniſter die beſondere Wichtigkeit dieſer Thatſache 
würdigen wird, und ſtellen daher die Anfrage: 


„„1. Iſt Seine Excellenz der Herr Ackerbau— 
miniſter in Kenntniß dieſer Umjtinde ? 


2, In welcher Weiſe ift derſelbe geſonnen, 
dem insbeſonders beim Herannahen der 
wärmeren Jahreszeit dringenden Uebelſtande 
Abhilfe zu verſchafſen?““ 

Wien, 8. März 1875. 
Syz. 

Auſpitz. 

J. Klinkoſch. 


Dr. Schaup. 
Dr. Groß. 
Dr. Dürrnberger. 


Dr. Perger. Wickhoff. 
Walterskirchen. Coronini. 
C. Oberleithner. Tinti. 
Neuwirth. Korb jun. 
Beer. Doblhoff. 
Ciani. Proskowetz. 
Wildauer. Loudon,” 


Präſident: Ich werde dieſe Interpellation 
Seiner Excellenz dem Herrn Ackerbauminiſter 
als Leiter des Handelsminiſteriums über— 
geben. 

Ich erſuche zur Kenntniß zu nehmen, daß ich 
dem Herrn Abgeordneten Freiherrn v. Eichhoff 
einen Urlaub von zwei Tagen ertheilt habe. 

Der Herr Abgeordnete Niſchelwitzer erſucht 
um einen Urlaub von 14 Tagen. Ich erſuche 
um die Verleſung des betreffenden Urlaubsgeſuches. 


Schriftführer Graf Bonda (hest): 
„Hohes Präſidium! 

Dringende Geſchäfte erfordern meine längere 
Anweſenheit in meiner Heimat, weßhalb ich mich 
veranlaßt ſehe, ein hohes Präſidium zu erſuchen, 
mir vom hohen Abgeordnetenhauſe einen vierzehn— 
tägigen Urlaub gefälligſt erwirken zu wollen. 

Klagenfurt, 6. März 1875. 

Niſchelwitzer.“ 


Präſident: Ich erſuche jene Herren, welche 
dem Herrn Abgeordneten Niſchelwitzer einen 
Urlaub von 14 Tagen bewilligen wollen, ſich zu 
erheben. (Geschieht,) Der Urlaub ijt bewilligt. 

Wir gehen nun zur Tagesordnung über. 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die 
erſte Leſung des Antrages des Abgeord— 
neten Dr. Menger und Genoſſen wegen 
Erlaſſung eines Geſetzes, durch welches 
Zuſatzbeſtimmungen zu 8. 20 des Geſetzes 
vom 2. April 1873, betreffend die Wahl 
der Mitglieder des Abgeordnetenhauſes 
des Reichsrathes, feſtgeſtellt werden 
(315 der Beilagen). 

Ich evtheile dem Herrn Antragsteller zur 
Begründung feines Antrages das Wort, 


Abgeordneter Dr. Menger: Hohes Haus! 
Als ich und meine Freunde dieſen Antrag ſtellten, 
waren wir uns wohl bewußt, daß vielleicht manches 
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Mißverſtändniß, manche Mißſtimmung dieſem An⸗ 
trage entgegentreten werden. 

Nicht, als ob wir geglaubt hätten, daß in 
irgend einer Partei oder in irgend einer Fraction 
des Hauſes fid) eine auch nur nennenswerthe Anzahl 
von Mitgliedern befände, welche der Anſicht wären, 
daß die Zwecke, die der Geſetzentwurf verfolgt, zu 
tadeln wären. Aber in Folge der ſchweren Kriſe, die 
das wirthſchaftliche Leben Oeſterreichs ſo tief ergriffen 
hat, ſind allerdings gar mancherlei Mißſtimmungen 
eingetreten, und zwar in Folge gar mancher eigen— 
thümlichen Richtung, welche die öffentliche Meinung 
genommen hat. Es iſt ſehr begreiflich, daß bei einer 
Kriſe, welche die mobilen Werthe Oeſterreichs vielleicht 
um zwei Milliarden und in erheblicher Weiſe auch 
die immobilen Werthe vermindert hat, welche die 
Werthe des öſterreichiſchen Nationalvermögens im 
Ganzen um vielleicht drei Milliarden herabgeſetzt 
hat, auch eine große Anzahl höchſt refpectabler, auf 
wirklichen volkswirthſchaftlichen Bedürfniſſen be— 
ruhenden Unternehmungen, an denen hochachtbare 
Männer theilgenommen haben, in ſchwere Verlegen— 
heiten, ja bis zum Untergang gebracht wurden. Die durch 
große Verluſte tief aufgeregte öffentliche Meinung 
machte nun keinen Unterſchied zwiſchen jenen Perſön— 
lichkeiten, welche blinde Habgier dazu gebracht hat, 
den Aſſociationstrieb, der damals ſo rege herrſchte, 
zu mißbrauchen, und zwiſchen jenen Perſönlichkeiten, 
die im Wunſche, ihrem Lande, ihrem Bezirke, ihrer 
Stadt Nutzen zu gewähren, ſich an irgend einer 
wirthſchaftlichen Aſſociation betheiligt haben. Und 
weil dieſer Unterſchied nicht gemacht wurde, daher 
kam es auch, daß jeder Vorſchlag in Bezug auf 
öffentliches Recht, der mit der wirthſchaftlichen Kriſe 
in irgend einer Verbindung gebracht werden kann, 
auf ſchwere Mißſtimmung auch bei vielen hochacht— 
baren Perſönlichkeiten traf, welche ſich auf eine Reihe 
mit Anderen geſtellt ſehen, mit welchen ſie nur die 
Theilnahme an wirthſchaftlichen Aſſociationen, nie 
und nimmer aber die blinde rückſichtsloſe Habgier, 
die jene geleitet hat, gemein haben. 

Ich glaube, daß jedoch, wenn auch manche Miß— 
ſtimmung aus dieſem Grunde gegen den Geſetz— 
entwurf entſtanden ſein mag, dieſe Mißſtimmung 
vielleicht eine erklärliche, aber mit Rückſicht auf den 
Inhalt des Geſetzentwurfes keinesfalls innerlich be— 
gründete iſt. Denn, meine Herren, dieſer Geſetzent— 
wurf iſt kein Kind der Kriſe, iſt kein Kind irgend 
welcher Aegrirtheit gegen dieſe oder jene Richtung 
des volkswirthſchaftlichen Lebens. Es war vielmehr 
eine tief ethiſche Idee, eine Idee, welche nach unſerer 
Ueberzeugung dem ganzen Conſtitutionalismus zu 
Grunde liegt, die uns zur Stellung dieſes Antrages 
bewog. Denn ob wir von jenem großen Staats— 
rechtslehrer ausgehen, der zu einer Zeit, wo die 
Staatswiſſenſchaft erſt lallte, jene Ideen aufgeſtellt 
hat, die zur Grundlage der verſchiedenſten Staats— 
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formen dienen, oder ob wir weiter jenen hochbedeu— 
tenden deutſchen Geiſt in Betracht ziehen, der wie lein 
Anderer die Ideen Plato's dem deutſchen Volke 
nahe gebracht hat, und mit ſeinem gereiften Geiſte an 
die Darſtellung der Entwicklung der verſchiedenen 
Staatsformen ging, ſtets lommen wir dazu, daß, 
wenn vielleicht die Grundlage des Deſpotismus die 
Gewalt, die Grundlage der Herrſchaft der Ariſto— 
fratie die Mäßigung, jo die Grundlage der reprä 
ſentativen Staatsform, die Grundlage des Conſtitu 
tionalismus immer und nur das Pflichtgeſühl ift. 

Man mag andere Staatsformen auf irgend 
welche andere ethiſche Ideen zurückführen. Wer die 
Grundlagen der vepräfentativen Staatsform zu er 
gründen ſich bemüht, der wird dazu gelangen, daß 
das Pflichtgefühl, die Ueberzeugung im weiteſten 
Kreiſe, daß der einzelne Abgeordnete eben unbedingt 
feinem Pflichtgefühle gegen das Gemeinweſen in exfter 
Linie zu dienen habe, die Grundlage der repräſenta 
tiven Staatsform, des Conſtitutionalismus und in 
weiterer Entwicklung des Parlamentarismus iſt. 
(Bravo! Rufe: Sehr gut!) Dieſe Grundlage nun 
war die Mutter des Geſetzvorſchlages, der uns hier 
vorliegt. 

Ich möchte weiter zu ſeiner Begründung das 
Wort anführen, welches ein großer lebender deutſcher 
Lehrer der Staatswiſſenſchaften ausgeſprochen hat. 
Er ſagt: „Woher kommt es denn, daß die großen 
Wählerzahlen einer kleinen Minorität aus ihnen die 
Vertretung aller ihrer Intereſſen übertragen? Daher, 
daß ſie eben das Pflichtgefühl bei jedem Einzelnen 
vorausſetzen, es vorausſetzen, daß, welch' andere 
mächtige Motive auf den Abgeordneten auch ein 
wirken, er doch in einem Conflicte, in den ſein Pflicht— 
gefühl kommt, nie und nimmer unterliegen wird.“ 
Darum, meine Herren, glaubten wir, wenn wir auf 
den realen Boden von dem allgemein ſtaatsrechtlichen 
und ſtaatsphiloſophiſchen zurücktehren, mit Rückſicht 
auf die beſonderen öſterreichiſchen Verhältniſſe bor: 
ſchlagen zu müſſen jenen Geſetzentwurf, der Ihnen, 
meine Herren Abgeordneten, vorliegt. Denn es mag 
in anderen Staaten Staatsbahnen geben, es mag in 
anderen Staaten auch eine Unterſtützung von Fall zu 
Fall geben — mir wenigſtens — nach meinem ſehr be— 
ſcheidenen Wiſſen — iſt kein anderer Staat bekannt, 
in dem im Verhältniſſe zu den directen Steuern, im 
Verhältniſſe zu den Staatseinnahmen, die Subven— 
tionen an Eiſenbahnen und andere Communications: 
anſtalten eine ſolche Ausdehnung gewonnen hätten, 
wie in Oeſterreich. Denn wenn Sie das öſterreichiſche 
Budget, den öſterreichiſchen Staatsvoranſchlag, zur 
Hand nehmen, werden Sie finden, daß die Subven— 
tionen für die Eiſenbahnen und anderen Communica— 
tionsanſtalten ſoviel betragen, wie die Grundſteuer 
von ganz Oeſterreich mit Ausnahme von zwei Pro— 
vinzen, Böhmen und Mähren. Sie werden finden, 
daß beiſpielsweiſe der Voranſchlag für eine Steuer, 
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mit deren Reform wir uns eben beſchäftigen, für die 
Hauszinsſteuer, eine weit geringere Summe ausmacht, 
als die Subventionen, von denen ich eben geſprochen 
habe. Sie, meine Herren, werden finden, daß die 
Summe, welche für Subventionen verlangt wird 
und die auch bewilligt worden iſt, nahezu ein Vierttheil 
ſämmtlicher directen Steuern ausmacht, ja, daß üt 
einzelnen Provinzen die Geſammtſumme der directen 
Steuern von der Summe der Subventionen der in 
jenen Provinzen liegenden, dieſelben durchziehenden 
Bahnen nahezu erreicht wird. 

Das ſind denn reale, volkswirthſchaftliche, 
finanzielle Verhältniſſe, die, wie mir ſcheint, wir 
gewiß nicht überſehen ſollen. Wir waren darum der 


Anſicht, durch den Geſetzentwurf, welcher Ihnen vor 


gelegt wird, gewiſſermaßen die Frage an das Haus 
richten zu ſollen, ob denn nicht diesfalls irgend 
welche Vorſichtsmaßregel im Intereſſe der tief 
ethiſchen und den Conſtitutionalismus beherrſchenden, 
ſeine moraliſche Grundlage bildenden Ideen zu 
treffen wäre. Denn, meine Herren, das gibt Jeder 
zu — und ich müßte die Geſchichte des Parlamentaris- 
mus viel weniger kennen, als ich ſie kenne, ſo 
beſcheiden meine Keuntniſſe fein mögen — daß große 
wirthſchaftliche Organiſationen immer Vertreter auch 
im Parlamente beſitzen werden. Ich finde es auch 
ſehr begreiflich, daß jede Macht im Staate ſich auch 


im Parlamente des betreffenden Staates geltend 


macht. Hier haben wir ein Anderes. 


Es liegen uns Verlangen nach Subventionen 
vor, welche den Steuerſummen, die von ganzen 
Provinzen geliefert werden, gleichkommen. Iſt e$ da 
nicht nothwendig, daß ein tiefer innerer Conflict 
entſtehen kann? Iſt der Abgeordnete, welcher dem 
Verwaltungsrathe einer dieſer Bahnen angehört, 
welche vier, fünf, ſechs Millionen Subvention verlangt, 
nicht verpflichtet, in Folge des Mandates, das ihm 
obliegt, im Intereſſe dieſer Bahn einzutreten? Und 
als Abgeordneter iſt er dagegen verpflichtet, an die 
vielleicht immerfort ſich ſteigernden Anſprüche dieſer 
Geſellſchaft, ſelbſtverſtändlich ſoweit beſtehende Rechte, 
ſoweit beſtehende Verträge dies geſtatten, einen 
ſtrengen Maßſtab zu legen, dieſelben zu beſchränken, 
ſoweit Geſetz und Vertrag es zulaſſen. Hier iſt ein 
eminenter Pflichtenconfliet vorhanden, ein Pflichten— 
confliet, welcher wegen der großen Summen, um die 
es ſich handelt, wegen der Wichtigkeit der Intereſſen, 
welche auf der einen und auf der anderen Seite einem 
ſolchen Abgeordneten zu wahren obliegt, wie mir 


ſcheint, nicht ganz überſehen werden darf. 


Es könnte mir darauf erwidert werden: ja, es 
könnten dadurch ausgezeichnete, erfahrene, ſehr tüch— 
tige Männer aus den Reihen des Parlamentes fern— 
gehalten werden, und es liegt ja im vitalſten Inter— 
eſſe jeder geſetzgebenden Verſammlung, daß ſie keiner 


bedeutenden Intelligenz die Räume des Saales, in 
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dem über das Wohl des Reiches berathen wird, vere 
ſchließe. 

Ich entgegne aber darauf: darum haben die 
Antragſteller die Form gewählt, welche Sie aus dem 
Geſetzentwurſe entnehmen werden. Es ſteht bei 
jener Inſtanz, welche die maßgebendſte iſt, bei der 
Wählerſchaft, zu entſcheiden, ob ſie der Meinung ſei, 
daß der Betreffende ein Mann von ſolch' hervor— 
ragender Intelligenz, ſo lauterem Charakter iſt, 
daß er in dieſem Pflichtenconfliete nicht untergehen 
werde, daß er, wenn dieſer Confliet an ihn heran 
tritt, berückſichtigen werde, daß ſeine Pflicht gegen 
die betreffende Geſellſchaft, gegen die betreffende 
Unternehmung nicht die höhere ſei, ſondern daß die 
Pflicht des Abgeordneten gegen ſeine Wähler, die 
Pflicht gegen den Staat hier maßgebend zu ſein habe; 
es hat bie Wählerſchaft zu entſcheiden, deren 
Recht beſchränken zu wollen, nicht in der Abſicht der 
Unterzeichner des Antrages gelegen ſei. Ich glaube 
alſo, daß das Geſetz ausdrückt: es beſteht hier mög 
licherweiſe ein überaus ſchwerer Bilichtenconflict, ev 
kann ſo mächtig werden, daß es allerdings wün— 
ſchenswerth iſt, daß von der competenten Inſtanz, 
nämlich von der Wählerfchaft, bie Entſcheibung ein— 
geholt werde, ob ſie der Anſicht ſei, daß der Be— 
treffende in dieſem Pflichtenconfliete möglicherweiſe 
untergehe, ader ob ſie die Anſicht habe, daß der 
Betreffende von fo hoher, unerſchütterlicher Charak— 
terſtärke iſt, daß dieſer Conflict ihn nicht erſchüttert. 

Sie werden alſo entnehmen, daß jenes häßliche 
„Kreuziget ihn!“ welches gegen alle Verwaltungs— 
räthe ertönte und wohl nur ein krankhafter Aus— 
wuchs der Kriſe war, jenes häßliche Geſchrei, welches 
nur dazu diente, daß von unſeren wirthſchaftlichen 
Aſſociationen, die zu pflegen wir allen Grund haben, 
mehr als nöthig viele befähigte, ſchätzenswerthe Män— 
ner zurückſchrecken, nicht das Motiv für dieſen Antrag 
geweſen ijt. Das Motiv, das uns leitete, war die Rück, 
ſicht auf die Macht der ethiſchen Idee, welche die Grund— 
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amt übernimmt, ſich einer Neuwahl zu unterziehen 
habe. L 

Ich weiß ſehr wohl, daß viele Staatsrechts— 
lehrer viel weiter gehen, ich weiß, daß von ſehr her— 
vorragenden Publieiſten die Unvereinbarkeit von 
Staatsämtern mit Abgeordnetenmandaten, ins— 
beſondere aber des Staatsamtes eines Beamten für 
das Mandat des Bezirkes, in dem er wirkt, behaup— 
tet wurde. 

Man wies da namentlich auf die bekannte Land 
rathskammer zur Zeit des Miniſteriums Manteuffel 
in Berlin hin. Aber, meine Herren, die Beſorgniß, 
es könne eine ebenſo große Anzahl von Beamten in 
dieſes Haus entſendet werden, daß hierdurch die freie 
Erwägung und unbefangene Beurtheilung beein— 
trächtigt werde, habe ich mit Rückſicht auf die öſter 
reichiſchen Verhältniſſe unſerer tiefgreifenden, natio 
nalen, politiſchen, religibſen und wirthſchaftlichen 
Verſchiedenheiten nicht! Ich bin aber wohl der An 
ſicht, daß, wenn der Abgeordnete ein Staatsamt 
übernimmt — und zumal mit Rückſicht darauf, daß 
es in der Regel ein höheres, ſchon beffer dotirtes 
Staatsamt fein wird — es allerdings angezeigt ift, 
daß er vor ſeine Wähler hintrete und ſich einer Neu 
wahl unterziehe, da er ja dann zu der mit der vollen 
Machtfülle ausgeſtatteten Potenz des Staates, zur 
Regierung in einem anderen Verhältniſſe ſteht, als 
er ſich um das Mandat bewarb. Allerdings kann man 
ſagen, jeder ehrenwerthe Abgeordnete wird dies ohne 
dies thun, wird zum Mindeſten ſeine Wähler befra— 
gen. Wohlan denn, wenn ſchon ein Unvereinbarkeits 
geſetz vorgeſchlagen wird, ſo iſt es ſicher auch ange— 
zeigt, diesfalls eine Beſtimmung aufzunehmen. 

Die letzte Beſtimmung, mit der ich die Beſpre 
chung beſchließen will, geht dahin, daß, wenn ein Ab- 
geordneter einer auf Erwerb gerichteten Unterneh— 
mung als Verwaltungsrath, adminiſtrativer Leiter 
oder Vorſtandsmitglied angehört und dann in Con— 
curs geräth, hierdurch ſein Mandat erlöſche und er 


lage des Conſtitutionalismus allerwärts bilden muß, | fid) behufs etwaiger Wiedererlangung desſelben einer 


vorzüglich aber in einem Staate, wo ſo tiefgehende, 
nationale, politiſche und fonftige Intereſſen neben— 
einander ſtehen, wie in Oeſterreich, die uns dazu an— 
trieb. Wir wollten mit Rückſicht auf die ethiſche 
Grundlage des Conſtitutionalismus bei dem ſo 
ſchweren Conflicte, wie er aus den wirthſchaftlichen 
Verhältniſſen und wie er aus den finanziellen Vor— 
lagen, die wir vor uns hatten, ſich ergibt, eine von 
Fall zu Fall kommende, daher die Natur des Falles 
wohl erwägende Entſcheidungsinſtanz und Entſchei— 
dung ſchaffen. ; 

Soweit über ben Puntt b, welcher wohl ben 
Kernpunkt des Geſetzes bildet. Weiter enthält der 
Geſetzesvorſchlag — ich werde mich nicht in Einzel— 
heiten ergehen, denn die erſte Leſung hat nur die 


Neuwahl zu unterziehen habe. 

Es läßt ſich nicht leugnen, daß wenn Jemand 
einer Unternehmung, ſei es als Verwaltungsrath 
oder adminiſtrativer Leiter angehört hat, und wenn 
dann dieſe Unternehmung in Coneurs geräth, 
dann eine Erſchütterung des Vertrauens nicht nur zu 
dieſer Unternehmung, ſondern häufig auch zu deren 
Trägern eintritt. Ich gebe zu, daß in Folge einer 
Kriſe die ehrenwertheſten, achtbarſten, auf die Be— 
friedigung wirklicher volkswirthſchaftlicher Bedürf— 
niſſe gerichteten Unternehmungen in Concurs gera— 
then können. In dieſen Fällen aber werden die 
Wählerſchaften, woferne nur die einzelnen mit der 
Sachlage vertrauten Wähler, die öffentlichen Blätter 
ihre Pflicht erfüllen, wohl zu unterſcheiden wiſſen 


Aufgabe, die allgemeinen Geſichtspunkte zu entwickeln zwiſchen der durch übermäßige Habgier der Leiter 
— im Punkte a das Princip, daß wer ein Staats- verſchuldeten und zwiſchen der durch eine allgemeine 
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volkswirthſchaftliche Kriſe, durch eine vollswirthſchaft— 
liche Bewegung hervorgebrachten Concurgeröffnung 
dieſer oder jener Unternehmung. Jedesfalls ſcheint 
es mir aber im Intereſſe des Conſtitutionalismus zu 
liegen, daß in ſolchen Fällen ſich die betreffenden 
Verwaltungsräthe oder adminiſtrativen Leiter einer 
Neuwahl zu unterziehen haben. l 

Aus meinen Erörterungen, werthe Herren, 
werden Sie wohl entnommen haben, daß es weder 
eine Partei- noch eine Fractionsfrage iſt, wegen 
deren ich mir erlaubte, an Sie durch eine kurze Zeit 
das Wort zu richten. Es handelt fih hier nach meiner 
Anſicht um die Ehre, die Würde des Conſtitutiona 
lismus, es handelt ſich hier um die Geltendmachung 
jener großen Idee, welche der repräſentativen 
Staatsform zu Grunde liegt. 

Darum, meine Herren, erſuche ich Sie, dieſen 
Vorſchlag nicht als von irgend einer Parteifraction 
ausgehend, als irgend eine Parteiſache zu betrachten! 
Würde von irgend einer Seite des Hauſes der An— 
trag geſtellt worden ſein, ſeien Sie überzeugt, daß 
die Unterzeichner dieſes Antrages jenem Antrage 
ſicher gleichfalls ihre Unterſtützung gewährt hätten. 
Daß aber wir, Mitglieder der Majorität, dieſen Une 
trag geſtellt haben, daß wir hierzu die Initiative ere 
griffen, dafür mögen Sie den Grund in dem Umſtande 
finden, daß wir der Anſicht waren, daß die Majorität 
nicht in erſter Linie für ihre Mitglieder mehr Rechte 
beanſpruchen ſoll als die Minorität, ſondern daß wir 
der Anſicht ſind, daß die Majorität mehr Pflichten 
gegen ihre Mandanten und gegen die übrigen Wäh— 
ler des Reiches hat als die Minorität, (Bravo! 
Bravo! links.) 


Práfident: Der Herr Antragſteller hat bee 
bereits felbft in feinem Antrage in formeller De: 
ziehung vorgeſchlagen, daß bie Vorberathung des— 
ſelben durch einen aus dem ganzen Hauſe zu wählen— 
den Ausſchuß von 15 Mitgliedern zu geſchehen habe. 
Wünſcht Jemand über dieſen Antrag das Wort? 

(Abgeordneter Lienbacher meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Lienbacher hat das 
Wort. 


Abgeordneter Lienbacher: Obgleich ich und 
meine Geſinnungsgenoſſen dem Antrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Menger und ſeiner Genoſſen auf 
Zuweiſung ſeines Antrages an einen Ausſchuß voll— 
kommen zuſtimmen werden, ſo möchte ich doch nicht, 

daß das ſtumme Zuſtimmen ſchlechtweg als eine 
Art von Befriedigung mit dem ganzen Inhalte 
des Antrages angenommen werde. Auch wir 
waren der Meinung, daß ein ähnliches Geſetz im 
hohen Hauſe zum Vorſchlage gebracht werden ſollte, 
und ich gebe vollkommen zu, was der geehrte Herr 
Vorredner geſagt hat, daß ein ſolcher Antrag nicht 
als Antrag einer Partei, ſondern als Sache des 
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geſammten hohen Hauſes zu betrachten fei. Dem une 
geachtet, als wir hörten, daß von der anderen (lin- 
ken) Seite des hohen Hauſes ein ſolcher Antrag in 
das hohe Haus gebracht werden wird, verzichteten 
wir gerne darauf und beſchloſſen, uns einem ſolchen 
Antrage anzuſchließen. Allein, ich muß dennoch fagen, 
daß ich den Grundſätzen, welche im Antrage enthal— 
ten ſind, nicht zuſtimmen kann, wenigſtens zum grö— 
ßeren Theile nicht. Wenn ich nun dennoch für die Bue 
weiſung desſelben an einen Ausſchuß ſpreche und 
ſtimme, ſo geſchieht es offenbar deßwegen, weil ich der 
Meinung bin, daß der Antrag fih ſchon im Aude 
ſchuſſe derart erweitern, ergänzen und modificiven 
(affen dürfte, daß er endlich den wahren Bedürfniſſen 
entſpricht und vom hohen Hauſe angenommen wer— 
den kann. 

Ich bekenne, daß der Antrag, wie er uns ge— 
druckt vorliegt, mich einigermaßen überraſcht hat. 
Ich erwartete wirklich ein Incompatibilitätsgeſetz, 
ein Geſetz, welches die Unverträglichleit des Mane 
dates eines Abgeordneten mit gewiſſen Privat— 
ſtellungen ausſpricht, ich finde aber ſtatt deſſen ein 
Compatibilitätsgeſetz, ein Geſetz, welches die Verträg— 
lichkeit der Stellen ausſpricht, die man als unver— 
träglich von vornherein ſtigmatiſirt. Ich fürchte, 
wenn der zu wählende Ausſchuß ſich nicht beſtimmt 
finden ſollte, den Antrag weſentlich zu modiſieiren, 
ſo dürfte dies nur ein Schlag in das Waſſer ſein 
und, wenn ich ein banales Sprichwort anwenden 
dürfte, ein Waſchen ohne zu netzen. 

Ich übergehe den erſten Punkt des Antrages, 
nämlich die Unverträglichkeit eines Staatsamtes 
mit dem Mandate eines Reichsrathsabgeordneten, 
obgleich ich — ich geſtehe es oſſen — einigermaßen 
mit Verwunderung fragen muß, wieſo denn, wenn 
es irgend eine Partei im Hauſe dahin bringt, daß 
ſie ihren Anſchauungen die Majorität zu verſchaffen 
weiß und ſiegend vorwärts ſchreitet, obwohl fie . 
früher die Minorität gebildet hat, und ſie es dann 
dahin bringt, daß irgend ein Mitglied ihrer Partei 
auf die Miniſterbank berufen wird, wieſo denn, ob— 
wohl man nicht leugnen kann, daß ein Miniſteramt 
doch auch ein Staatsamt iſt, plötzlich mit dieſem 
Miniſteramte das Amt eines Abgeordneten unver— 
träglich ſein ſollte, obgleich ich andererſeits gerne 
zugeſtehe, daß es allerlei öffentliche Aemter geben 
könne, welche wirklich mit Abgeordnetenmandaten 
als unverträglich bezeichnet werden können. 

Allein das fei nur eine nebenſächliche Bemer— 
kung. Mehr Anſtoß nehme ich an dem zweiten 
Punkte, wo die Unverträglichkeit mit gewiſſen Vere 
waltungsrathsſtellen und der Leitung gewiſſer indu— 
ſtrieller Unternehmungen ausgeſprochen wird. Mein 
geehrter Herr Vorredner und Antragſteller hat von 
einem Lallen der Wiſſenſchaft geſprochen. Meine 
Herren! Ich kenne eine Wiſſenſchaft, die nicht mehr 
bloß lallt, ſondern laut ſchreit, nicht bloß in Defter- 


reich, ſondern auch außerhalb Oeſterreich, es ift 
dies die Wiſſenſchaft der parlamentariſchen Geſchichte. 
Wer darüber Werke geleſen, wer Zeitungsſtimmen dare 
über gehört, der kennt die lauten Klagen, welche über 
die Omnipotenz gewiſſer Stellungen und gewiſſer in— 
duſtrieller Unternehmungen erhoben werden, die ge— 
eignet iſt, ſelbſt die Staatsmacht in Schatten zu ſtellen. 
Und nun frage ich, iſt der Antrag, ſo wie er geſtellt 
wurde, geeignet, dieſer Omnipotenz die Stirne zu 
bieten, ein Uebel, welches leider auch bei uns in 
Oeſterreich mehr als begonnen hat, endlich zu be— 
ſeitigen und zu ſaniren. Nein, meine Herren! Alle 
Mandate von induſtriellen Unternehmungen, welche 
bisher in derſelben Hand liegen, in welcher auch 
das Mandat eines Abgeordneten liegt, ſollen nach 
dem Antrage des Herrn Antragſtellers ungeſchoren 
bleiben, dieſe Mandate ſind alſo von vornherein 
mit einander als verträglich erklärt. Es hat auch 
(dpon feit Erlangung ihrer Verwaltungsrathsmandate 
eine Reichsrathswahl ſtattgefunden, es würde daher 
dieſer Paragraph auf ſie gar leine Anwendung 
finden. 

Werfen wir aber einen Blick in die Zukunft. 

Auch diejenigen Mandate von Privatunter 
nehmungen, insbeſondere von Eiſenbahnen ꝛc. welche 
erſt von jetzt an an einzelne Abgeordnete des hohen 
Hauſes verliehen werden ſollten, werden nicht als 
unverträglich mit dem Amte eines Reichsraths 
abgeordneten erklärt, ſondern es wird nur verlangt, 
daß ſolche Abgeordnete vor ihre Wähler hintreten 
und ſich neuerdings wählen laſſen, das heißt, man 
verlangt, daß das, was bisher vom Volke mit ſcheelen 
Augen angeſehen, was als unverträglich bezeichnet, 
was als Uebel ſtigmatiſirt worden iſt, künftighin 
burd ein Plebiseit fanctionirt werde, daß ein Vere 
trauensvotum dafür gegeben werde, was bisher als 
unverträglich mit dem Amte eines Reichsraths— 
abgeorbneten erklärt worden ijt. Ich kann daher dem 
nicht recht zuſtimmen. 

Es ſcheint mir auch, daß die ganze Grund— 
tendenz nach einer verfehlten oder wenigſtens nicht 
nach der rechten Richtung hinzielt; mir ſcheint, man 
wolle mit dieſem Antrage eigentlich ſagen, diejenigen 
Herren, welche derlei Mandate in ihren Händen zu 
vereinigen wiſſen, hätten nicht mehr die nöthige Un— 
befangenheit oder das Volk traue ihnen wenigstens 
die nöthige Unbefangenbeit nicht mehr zu, nämlich 
die Unbefangenheit der Unabhängigkeit von der 
Regierung. 

Ich gebe zu, daß daran etwas Wahres iſt 
und daß das allein ſchon beſtimmend fein kann, 
ein ähnliches Geſetz zu erlaſſen. Aber ein viel wich— 
tigeres Moment ſcheint mir doch die Sorge für die 
Unabhängigkeit der Regierung von jener Macht zu 
fein, welche ſchock- und hunderteweiſe ähnliche Man- 
date von Privatunternehmungen in das Abgeord— 
netenhaus zu ſchleudern in der Lage iſt. Groß ſind 
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die Klagen, welche über die Uebermacht dieſer Actien= 
unternehmungen ſchon feit lange laut werden. Man 
klagt ſie an, daß ſie die Staatsmacht ſchwächen, daß 
ſie die geſetzgebende Gewalt in ihren Händen haben, 
daß die Regierungsgewalt ihnen gegenüber vollſtän— 
dig ohnmächtig werde, und verlangt, daß dagegen 
ein Riegel vorgeſchoben werde, der aber darin 
nicht zu liegen ſcheint, das ein ähnlicher Abgeord— 
neter ſich neuerdings wählen zu laſſen habe. 

Ich übergehe den Punkt litera c, obgleich ich 
glaube, daß er juriſtiſch nicht zu rechtfertigen iſt; 
denn wenn der Ausbruch des Concurſes der Grund 
ſein ſoll, welcher erſt den Mandatsverluſt mit ſich 
bringt, ſo ſehe ich nicht ein, wie eine Neuwahl die— 
ſem Grunde des Mandatsverluſtes begegnen ſoll. 
Das kann nur ein Richterſpruch, der über den Con— 
curs zu gewärtigen iſt, ſaniren, nicht aber eine Neu— 
wahl. 

Endlich erlaube ich mir doch auch etwas zu 
berühren, worin mir auch ein Mangel des vorgeleg— 
ten Geſetzesantrages zu liegen ſcheint, welchem Man— 
gel aber doch in einer Weiſe begegnet werden ſollte 
und auf welchen der Ausſchuß Rückſicht nehmen 
möge, obgleich ich mich näher in die Sache jetzt nicht 
einlaſſen, ſondern ſie bloß andeuten will. Man wähle 
noch ſo ſchöne Worte und ſpreche von ethiſchen 
Ideen und dergleichen mehr, im gewöhnlichen Leben 
nennt man das im Volle „Corruption“, und zwar 
parlamentariſche Corruption, gegen welche man 
einen Riegel vorſchieben muß. Nun, meine Herren, 
frage ich, was ſcheint Ihnen bedenklicher, was unan— 
ſtändiger oder verächtlicher, wenn Jemand für ſeine 
parlamentariſche Thätigkeit ſich von einer Aetien— 
geſellſchaft die Stelle eines Verwaltungsrathes 
ſichern läßt, wodurch er nach der Vorlage ſein Man— 
dat verlieren ſoll, förmliche Bettelbriefe aus dem 
hohen Hauſe an Aetiengeſellſchaften ſendet, oder ſagt, 
ich verlange keine Verwaltungsrathsſtelle, wohl aber 
ein Trinkgeld von 10 bis 20.000 oder 50.000 fl., das 
ich auf einmal in die Taſche ſtecke und kümmere 
mich um die ganze Geſellſchaft nicht weiter? Und 
nun frage ich den Herrn Vorredner und Antrag— 
ſteller, mit welchem Paragraphe trifft er einen 
ſolchen edlen Mann und Abgeordneten? Dieſer ver— 
liert nach dem beantragten Geſetze nicht einmal ſein 
Mandat, er behält es; nur Diejenigen, welche die 
Stelle eines Verwaltungsrathes übernommen, viel— 
leicht auch willens ſind, redlich ihres Amtes zu 
walten mit Aufopferung von Mühe und Wiſſen, ſie 
ſtehen Jenem gegenüber im Nachtheile, obgleich ich 
glaube, daß er moraliſch noch ſchlimmer gehandelt 
hat, als der andere, welcher wenigſtens ſein Wiſſen 
und ſeine Mühe aufgewendet hat, um der Geſell— 
ſchaft im Verwaltungsrathe zu dienen. 

Ich will nicht weiter über dieſen Gegenſtand 
ſprechen, aber, meine Herren, der zu wählende 
Ausſchuß möge auch der Frage feine Aufmerkſam⸗ 
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keit zuwenden, daß nicht bloß die minder Schlim— 
men getroffen werden, ſondern auch Jene, und zwar 
ſie vorzugsweiſe, welche eben die ſchwerere Sünde 
auf fid) geladen haben. (Beifall rechts.) 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 

(Abgeordneter Dr, Menger meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Menger hat das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Menger: Der geehrte Herr 
Vorredner hat erkärt, daß er und ſeine Geſinnungs— 
genoſſen für die Wahl des Ausſchuſſes, das heißt für 
die Ueberweiſung des vorliegenden Geſetzentwurſes an 
den Ausſchuß ſtimmen werden. Eine wie ſtrenge Kritik 
daher auch der Herr Vorredner an dem Geſetzentwurfe 
geübt hat, er muß doch zugeſtehen, daß durch den Vor 
(lag, den meine politiſchen Freunde und ich geſtellt 
haben, zum Mindeſten auch in ſeinen Augen ein lobens 
werthes Ziel angeſtrebt werde, nämlich das, daß die 
ganze Frage in Fluß gekommen ift. Denn wäre der Herr 
Vorredner anderer Anſicht, wäre er der Anſicht, daß 
der Geſetzentwurf vom Grunde aus ſo ſchlecht ſei, 
daß er nicht zum Gegenſtande einer Unterſuchung in 
einer geſetzgeberiſchen Commiſſion gemacht werden 
könne, jo hätte er nothwendigerweiſe nicht für eine 
Ueberweiſung des Geſetzentwurfes an einen Ausſchuß, 
ſondern für deffen Beſeitigung pure et simple, alfo 
dafür ſtimmen müſſen, daß in die Berathung gar 
nicht eingegangen werde. Conſequent hätte er ſeiner 
ſeits einen nach ſeiner Anſicht beſſeren Geſetzentwurf 
einbringen müſſen. Es ſcheint mir alſo, daß der 
Vorgang des geehrten Herrn Vorredners in formali 
in vollſtändigem Widerſpruche ſteht mit ſeinen Aus— 
führungen in merito. 

Es Scheint mir aber auch, daß die meritoriſchen 
Ausführungen nicht eben ganz und gar zu billigen 
ſind, im Gegentheile, daß ſie bei jedem einzelnen 
Punkte entweder einen inneren Widerſpruch verrathen, 
oder doch gewiſſe große Potenzen des Staatslebens 
ignoriren, die, wie mir ſcheint, ein moderner Staats— 
mann nicht verkennen darf, wenn er ſich nicht einer 
herben Selbſttäuſchung unterwerfen will. 

Der Herr Vorredner hat viererlei Einwürfe 
gemacht. Der erſte geht dahin, wie man die Incompa— 
tibilität eines Staatsamtes mit der Stelle eines 
Abgeordneten vorſchlagen könne. Beruht ja doch das 
ganze parlamentariſche Leben darauf, daß die ver— 
ſchiedenſten Strömungen im öffentlichen Leben ihre 
Vertreter ins Haus ſenden, daß ſie hier mit einander 
ringen und gegenſeitig ihre Anſichten zur Geltung 
zu bringen ſuchen, und daß jene Partei, welche den 
Sieg erfochten hat, welche aus der Minorität zur 
Majorität geworden iſt, endlich ihre bedeutendſten 
und rührigſten Vertreter auf die Miniſterfau— 
teuils entſendet. Mein geehrter Herr Vorredner 


überſieht hier Zweierlei. Dieſes Heranwachſen der 


Minorität zur Majorität kann doch nur durch Ver— 
mittlung eines Factors geſchehen, den mein Herr 
Vorredner in ſeiner Auseinanderſetzung etwas übel 
behandelt hat, durch Vermittlung der Wählerſchaft. 
Nur dadurch, daß in den Wählerſchaften eine neue 
Strömung entſteht, kann die Minorität zur Majoritát 
werden. Was beſagt nun mein Antrag denn Anderes? 
Nichts Anderes, als daß der Abgeordnete, der, ſei 
es auf ein Miniſterfauteuil, fei es zu einem anderen 
Staatsamte gelangt, ſich einer Neuwahl zu unter 
ziehen hat. Es iſt alſo gar kein Mitglied einer zur 
Majorität gewordenen Minorität verhindert, ein 
Staatsamt zu übernehmen, wohl aber ijt e$ noth- 
wendig, daß er dann, wo er jedenfalls zur Regierung, 
zu der mit Machtfülle ausgeſtatteten Potenz des 
Staatslebens in ein neues Verhältniß tritt, gewiſſer 
maßen ſeine Wählerſchaft, gleichſam das Volksgericht 
darüber abſtimmen laffe, ob er noch fernerhin das 
Vertrauen der Wähler beſitze. 

Mein Herr Vorredner ſagte weiter, es gibt 
Staatsämter, die mit dem Amte eines Volksvertreters, 
eines Abgeordneten nicht gut vereinbar ſind, daß 
daher auch ein gewiſſes Correetiv nothwendig fei. 
Folgerichtig müßte mein Herr Vorredner ebenfo 
eifrig für den erſten Paſſus ſprechen, als er in der 
That gegen den erſten Paſſus geſprochen hat, wenn 
er nicht mit ſeinen eigenen Ausführungen in Wider 
ſpruch gerathen foll, 

Die zweite Bemerkung meines geehrten Herrn 
Vorredners ging dahin, daß gewiſſe wirthſchaftliche 
Unternehmungen allgewaltig werden und die Unab 
hängigkeit des Staates förmlich bedrohen; deßhalb 
müſſen wir, fagte er, auf Mittel denken, ihnen ent: 
gegenzutreten. Mein geehrter Herr Vorredner hat 
darauf in der Theorie unſeren Standpunkt, den der 
ethiſchen Ideen, des Pflichtgefühles ganz angenehm 
behandelt, in der Praxis aber dem Geſetze Bedeu— 
tung und Berechtigung abgeſprochen. Hierauf er 
widere ich, das heißt doch den Vogel Strauß ſpielen, 
wenn man glaubt, daß man dadurch den Einfluß 
großer wirthſchaftlicher Potenzen im Staatsleben 
ausſchließen würde, wenn man ſagen würde, daß ein 
Verwaltungsrath nicht Abgeordneter fein dürfe. 

Das iſt doch bekannt, eine wie große An— 
zahl ſolcher Verwaltungsräthe beiſpielsweiſe im eng— 
liſchen oder im amerikaniſchen Parlamente ſitzen, 
und ſäßen ſie nicht darin, ſo würden dieſe Geſell— 
ſchaften, wenn ſie nur über eine große Fülle von 
Einfluß und Mitteln verfügen, ſich jedenfalls ihren 
Einfluß auch im Parlamente zu erringen wiſſen. 

Es mag dies vielleicht von Seite jener Per— 
ſönlichkeiten, die mit ihren Anſichten über das 
Staatsleben, mit ihren Anſichten über jene Potenzen, 
die im Staatsleben herrſchen, in fernen, nicht Jahr— 
zehnten, ſondern Jahrhunderten weilen, als etwas 
Tadelnswerthes betrachtet werden. Wenn man aber 
von jener Anſicht ausgehen wollte, daß jede Potenz, 


vorgekommen wären? Wegen folder vereinzelter 
Fälle aber die ganze Geſammtheit zu verurtheilen 
und nur die Curorte herauszugreifen, dünkt mich, 
verſtößt nicht nur gegen die Regeln einer weiſen 
Geſetzgebung, ſie verräth auch eine ſo engherzige 
ratio legis, daß ich mich unmöglich von der Er— 
ſprießlichkeit einer ſolchen Geſetzesbeſtimmung über— 
zeugen kann. 


Meine Herren! Die Curorte ſind wahrlich nicht 
auf Roſen gebettet; ſchon der Herr Abgeordnete 
Heinrich hat darauf hingewieſen. Sehen Sie nur 
den Grundbuchsſtand durch, ſo werden Sie finden, 
daß die meiſten dortigen Häuſer belaſtet, und zwar 
hochbelaſtet find; und was die anderen Auslagen 
betrifft, haben die Hausherren in den Curorten 
deren viele zu tragen, ſo daß ſie kaum die Steuer 
erſchwingen können. Bei dem ewigen Wechſel, der da 
ſtattfindet, indem kranke Leute kommen und gehen, 
zuſammengewürfelt aus allen Nationen, reinlichen 
und anderen, die kein Intereſſe daran haben, die 
Wohnungen zu erhalten, ſondern im Gegentheile 
Spuren, und zwar ſchwer vertilgbare Spuren 
ihres Daſeins zurücklaſſen, dazu gehört viel Geld 
und Ausdauer, die nur überwogen wird von der 
Geduld der geplagten Hausherren, die ſie den 
ſteuerbemeſſenden Controloren gegenüberſetzen müſſen, 
die nach einem den Verhältniſſen nicht ent— 
ſprechenden Geſetze vorzugehen haben und friſch, 
fromm, fröhlich, frei immer höhere Steuern vor— 
ſchreiben. 

Man iſt ſoweit gegangen, daß man ſich bei 
den Parteien, nachdem ſie längſt abgereiſt waren, 
erkundigte, wie viel ſie an Miethzins bezahlt haben; 
iſt es da zu wundern, daß dies den Parteien bedenk— 
lich erſcheint und ihnen das Wiederkommen ver— 
leidet? daß unter ſolchen Umſtänden die Curorte, 
müde der Plackereien, ernſtlich und ſehnlichſt eine 
gerechtere Beſteuerung erwarten, daß man auf ihre 
Beſchwerden eingehen und durch die Steuerreform 
eine Abhilfe ihnen verſchaffen werde? Was nöthig 
iſt, wenn die Curorte gedeihen ſollen, glaube ich 
nicht erſt hervorheben zu müſſen; aber das muß ich 
unumwunden ſagen, darin, was der Ausſchuß bean— 
tragt, kann ich unmöglich eine ſolche Abhilfe 
erblicken. 

Ich will die Geduld des hohen Hauſes und 
unſere koſtbare Zeit nicht länger in Anſpruch 
nehmen und erlaube mir nur noch auf ein kleines 
Beiſpiel hinzuweiſen. Unweit des Badeortes Fran— 
zensbad liegt im ſächſiſchen Voigtlande das Bad 
Elſter; vor wenig mehr als 20 Jahren war dieſer 
Badeort ein kleines Dorf, beſtehend aus einigen 
Bauernhütten, in deren Nähe eine ſpärlich fließende 
Quelle ſich befand, in der Gegend bekannt als 
Säuerling; ein Paar Bretterhäuſer wieſen darauf 
hin, daß man auch zur Noth ein Bad haben könne. 
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Seitdem iſt jenes kleine Dorf zu einem prächtigen 
Bade herangewachſen, mit netten Villen und reizen— 
den Anlagen. Die ſächſiſche Regierung bot Alles auf, 
um ſeinen Schützling zur Geltung zu bringen, ja, die 
Regierung verſtand es ſogar, die ſpärlich fließende 
Quelle reichlicher fließend zu machen, und was 
Niemand dachte, geſchah, das ehemalige Dörfchen iſt 
ein Concurrenzbadeort von Franzensbad geworden, 
das doch wahrlich mit viel heilkräftigeren Quellen 
in reichlicherem Maße geſegnet iſt. 

Ich führte dieſes Beiſpiel an, nicht um einen 
Vorwurf zu erheben. Ich führte es nur an, um zu 
zeigen, wie noth es thut, daß man den öſterreichiſchen 
Curorten mehr Aufmerkſamkeit und mehr Berück— 
ſichtigung ſchenkt, wie es bisher gethan wurde. Der 
dadurch bedingte Aufſchwung unſerer Curorte wird 
wahrlich dem Lande reichlichen Nutzen tragen. Ich 
möchte mir daher erlauben, Ihnen, wie es auch die 
Herren Abgeordneten Wolfrum und Heinrich 
gethan haben, zu empfehlen, das vorletzte Alinea 
des 8. 5 nicht anzunehmen. In keinem Falle könnte 
ich mich aber mit dem eventuellen Antrage ein— 
verſtanden erklären, den der Herr Abgeordnete 
Heinrich geſtellt hat, daß man auf die Faſſung der 
Regierungsvorlage zurückgehen ſolle, denn dann 
wären die Curorte noch ſchlimmer daran, indem 
nach der Regierungsvorlage ſogar vier Mitglieder 
aus den Bezirkscommiſſionen herbeigezogen werden 
könnten und ſonach die Städte gewiſſermaßen den 
Landbewohnern ausgeliefert wären. (Bravo!) 


Abgeordneter Freiherr v. Hackelberg: Ich 
beantrage den Schluß der Debatte. 


Präſident: Es iſt der Schluß der Debatte 
beantragt. Ich bitte die Herren, auf die Plätze zu 
gehen, da ich abſtimmen laſſen werde. (Nach einer 
Pause:) Ich erſuche jene Herren, welche für den 
Schluß der Debatte find, ſich zu erheben. (Ge- 
schieht.) Der Antrag ijt abgelehnt. | 

Ich ertheile nunmehr dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Schaup das Wort. 


Abgeordneter Dr. Schaup: Was zunächſt den 
Antrag des Herrn Abgeordneten aus der Joſefſtadt, 
den ich zuerſt berühren möchte, betrifft, ſo glaube ich, 
daß derſelbe einerſeits in der Faſſung, wie er geſtellt 
ijt, doch gar zu ſpeciell nur die Wiener Verhältniſſe 
im Auge hat, und daß er mir deßhalb nicht gerecht— 
fertigt erſcheint, weil der gleiche Anlaß möglicher— 
weiſe in anderen großen Städten auch eintreten 
könnte. Andererſeits aber halte ich dieſen Antrag auch 
deßhalb nicht für nothwendig, weil ich nirgends 
finden kann, daß es eben verboten iſt, daß mehrere 
derlei Commiſſionen fungiren, und wenn mehrere 
fungiren, ſo kann eben allen den Uebelſtänden vor- 


360 


4320 Haus der Abgeordneten. — 124. Sitzung der 8. Seſſion am 8. März 1875. 


gebeugt werden, welche der Herr Antragſteller mit 
ſeinem Antrage beſeitigen will. 

Ich habe mich jedoch nicht zum Worte gemeldet, 
um zu dieſem Antrage zu ſprechen, ſondern haupt— 
ſächlich zu dem ſchon von mehreren Herren berührten 
vorletzten Alinea dieſes Paragraphes. Ich kann 
nicht umhin, eine gewiſſe Befriedigung über das, was 
bisher geäußert worden iſt, auszuſprechen, denn 
mehr weniger haben ſich alle Herren Redner 
gegen dieſes Alinea und bis auf einen Herrn 
Redner auch gegen das entſprechende Alinea der 
Regierungsvorlage ausgeſprochen, und als ich, 
damals noch als Berichterſtatter für den Ausſchuß 
fungirend, das Referat erſtattete, habe ich eben auch 
die Streichung dieſes Alinea im Ausſchuſſe fchon 
beantragt, blieb aber mit dieſer Anſchauung damals 
in der Minorität. Ich bemerke — und das möchte 
ich beſonders betonen — daß dieſe Beſtimmung eine 
der gegenwärtigen Regierungsvorlage vollſtändig 
neue Beſtimmung iſt. Eine derartige Maßregel 
beſteht nicht nach der gegenwärtigen Geſetzgebung. 
Sie wurde nicht proponirt in der Regierungsvorlage 
vom Jahre 1869, ſie wurde auch nicht von dem 
damaligen Ausſchuſſe proponirt, und wenn ich auf 
jenen Mann hinweiſe, welcher damals das bezügliche 
Portefeuille in der Hand hatte, ſo glaube ich, wird 
das hohe Haus wohl mit Beruhigung der Weg— 
laſſung dieſer Beſtimmung zuſtimmen können, denn 
von dieſer Seite wäre gewiß kein Vorſchlag über— 
ſehen worden, welcher zum Schutze und zur 
Wahrung der Staatsfinanzen eben nothwendig 
erſchienen wäre. Ich möchte mich aber auf das 
Allerbeſtimmteſte eben gegen die Regierungsvorlage 
und auch gegen den Ausſchußantrag ausſprechen. 

Ich weiſe vor Allem darauf hin, daß die 
Regierungsvorlage und zum Theile auch der Aus— 
ſchußantrag ein vollſtändig fremdes Element herein— 
ziehen. Die Bezirkseommiſſionen haben mit der 
Zinsſteuer nichts zu thun. Jetzt ſollen dieſe auf ein— 
mal nach dem Ausſchußantrage Vertrauensmänner 
bezeichnen oder nach der Regierungsvorlage Mit— 
glieder wählen, welche über die Verhältniſſe in den 
Zinsſteuerorten ein maßgebendes Urtheil zu fällen 
haben. 

Es ift das ſchon eine Inconſequenz, welche 
in keiner Weiſe gerechtfertigt erſcheint. Ich glaube 
aber auch, daß dieſe Beſtimmung überflüſſig iſt, denn 
bereits nach Alinea 2 iſt der Fall hinreichend vor— 
geſehen, daß, wenn der Zins als ungenügend er— 
achtet wird, dann commiſſionelle Erhebungen ſtatt— 
finden, und zwar ganz entſprechend dem Syſteme 
unſeres gegenwärtigen Steuergeſetzes, eine Ab— 
ſchätzung durch die Steuerpflichtigen ſelbſt, wobei 
zwei Mitglieder der Finanzbehörde, zwei von den 
Steuerpflichtigen erwählt werden. Wenn man nun 
gegenüber der Möglichkeit, eine ſolche commiſſionelle 
Erhebung vornehmen zu können, noch behauptet, es 


iſt doch die Maßregel nothwendig, die das vorletzte 
Alinea bezeichnet, fo heißt dies mit dürren Worten 
nichts Anderes, als daß die Finanzbehörde der An— 
ſicht iſt, daß in einem Orte — möglicherweiſe heißt 
dieſer Ort Wien, Prag oder eine andere große 
Stadt — nicht zwei unabhängige und ge— 
wiſſenhafte Hausbeſitzer zu finden ſind, und das 
iſt ein Mißtrauensvotum, das mich noch viel 
empfindlicher berührt und das ich noch entſchiedener 
zurückweiſen möchte, als ich allerdings begreiflich 
finde, daß von Seite der Vertreter der Curorte ein 
Mißtrauensvotum gegen die Curorte zurückgewieſen 
worden iſt. Ich glaube aber, ein ſolches Miß— 
trauensvotum gegen ſämmtliche der 
Hauszinsſteuer unterworfene Orte foll 
man mit Entſchiedenheit zurückweiſen. 

Wenn von Seite eines Herrn Vorredners ge— 
ſagt wurde, es ſcheine ihm, daß im Ausſchuſſe über 
haupt eine große Animoſität gegen die Curorte 
geherrſcht hat, und er ſich darauf bezieht, daß er 
bei dieſer Auſchauung durch eine Bemerkung im 
Motivenberichte geleitet werde, welche ſich auf dort 
angegebene Daten bezieht, möchte ich dem Herrn 
Abgeordneten erwidern, daß dies ja nicht für die 
Animoſität des Ausſchuſſes, ſondern für bie Animo— 
ſität des betreffenden Regierungsvertreters ſpricht, 
denn der Ausſchuß hat eben nur die Daten zur 
Kenntniß genommen. E3 ift aber auch thatſächlich 
von einer Animoſität nicht die Rede geweſen, und 
ich werde noch bei anderen Punkten in die Gelegen— 
heit kommen, den Beweis zu liefern, daß eine Ani— 
moſität nicht beſteht; ich will nur hinweiſen auf 
jenes Minoritätsvotum, welches zum $. 24 ane 
gekündigt worden iſt und welches in gewiß gerechter 
und entſprechender Weiſe auch dieſen Bedürfniſſen 
Rechnung trägt. 

Wenn aber gerade von Seite der Vertreter der 
Curorte gegen die neue Einſchaltung, welche ich be— 
antragt habe — allerdings erſt dann beantragt 
habe, nachdem mein principieller Antrag, die 
ganze Beſtimmung fallen zu laſſen, abgelehnt war 
— wenn man jid, fage ich, dagegen gewendet hat, 
komme ich nun zur Rechtfertigung dieſes meines 
Standpunktes, und ich ſtehe auf demſelben auch heute 
noch. Sollte das hohe Haus zu meinem lebhafteſten 
Bedauern nicht das ganze Alinea ſtreichen, ſo würde 
ich auch heute noch für dieſen Zuſatz ſtimmen. Der 
Grund liegt eben in einer ganz einfachen Erwägung: 
Bei der Hauszinsſteuer iſt die Grundlage der Be— 
meſſung die Faſſion, welche die Aufſtellungen von 
Seite des Hausbeſitzers und die Beſtätigung von 
Seite der Miethparteien enthält. Nun, in den Fällen, 
die eben durch den Zwiſchenſatz betroffen ſind, iſt es 
eben beinahe unmöglich oder mit großen Vexationen 
verbunden, dieſe Beſtätigung heranzubringen, und das 
iſt die einzige innere Rechtfertigung, welche den tvi: 
ſchenſatz noch möglich erſcheinen läßt; in allen ande— 
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ren Fällen, wo längere Vermiethungen ftattfinden, 
tritt als Controle gegenüber den Hausbeſitzern die 
Beſtätigung der Miethparteien ein. In den Curorten 
— um beim Beiſpiel zu bleiben — iſt das nahezu 
nicht möglich, daher könnte ſich, wenn auch nicht mit 
meiner vollen Zuſtimmung, dieſe Einſchränkung noch 
einigermaßen rechtfertigen laſſen. Aber, wie geſagt, 
ich werde jedenfalls für die Weglaſſung des ganzen 
Alinea ſtimmen und bitte auch den Herrn Präſiden— 
ten, den vorletzten Abſatz einer abgeſonder— 
ten Abſtimmung zu unterziehen. Ich erkläre 
jedoch, daß, wenn das hohe Haus den Reſt dieſes 
Abſatzes annimmt, ich dann allerdings auch für die 
Einſchaltung, die der Ausſchuß beantragt hat, ſtim— 
men müßte, erkläre aber weiters, daß, wenn das 
hohe Haus, was ich jedoch nicht hoffe, das Miß— 


trauensvotum gegen ſämmtliche hauszinsſteuerpflich 


tige Orte in das Geſetz aufnimmt, ich nicht in der 
Lage wäre, für das Geſetz in dritter Leſung zu 


ſtimmen. 


Präſident: Herr Abgeordneter Dr. Edler v. 
Plener hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Edler v. Wiener: Der Herr 
Abgeordnete Wolfrum und ich hatten in der Generale 
debatte über die Gebäudeſteuer manchen Strauß 
miteinander zu beſtehen und wir haben uns gegen— 
ſeitig manche Wunde beigebracht. Heute aber 
begegnen wir uns zu meiner Freude in der gemein— 
ſchaftlichen Sympathie für die Curorte, welche ja, 
wie man ſagt, alle Wunden heilen, und da möchte ich 
den Antrag des Herrn Abgeordneten Wolfrum auf 
gänzliche Streichung dieſes Alinea auf das wärmſte 
unterſtützen. Nach ſeinen und des Herrn Abgeord— 
neten Dr. Bareuther Ausführungen brauche ich nicht 
mehr auf eine detaillirte Diseuſſion zurückzukommen, 
ſondern ich gebe nur ganz kurz zu bedenken, daß dieſes 
Alinea eine loi des suspects iſt, welche ein Miß— 
trauen gegen eine ganze Claſſe von Ortſchaften aus— 
ſpricht, ohne daß hierzu eine gewiſſe Berechtigung 
vorhanden ijt. Es find fon fachliche Motive gegen 
dieſes Alinea vorgebracht worden, allein auf den 
einen Punkt möchte ich hinweiſen, daß nämlich von 
den Anhängern dieſes Geſetzentwurfes angeführt 
wird, daß dieſes Alinea die Handhabe zur Pari— 


fication der Zinswerthſtener bietet, welche ſonſt nicht 


hergeſtellt werden kann. Allein für die Parification 
der Zinswerthſteuer ſorgt ſchon das Alinea 2 des— 
ſelben Paragraphes, und gerade im Punkte der Pari— 
fication ſcheint es mir, meine Herren, von der aller— 
größten Wichtigkeit zu ſein, daß dieſe Steuer von 
Bewohnern desſelben Ortes, das heißt von Steuer— 
pflichtigen derſelben Clafi, erhoben werde und nicht 
durch die Beiziehung eines fremden Elementes, der 
jogenunnten Vertrauensmänner aus der Nutzwerth— 
commiſſion auf dem flachen Lande. 
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Das widerſpricht allen Grundſätzen ber Selbft= ` 
verwaltung im Steuerweſen, wenn die Parification 
nicht durch die Steuerbehörden und Selbſtverwal— 
tungsorgane des betreffenden Ortes, ſondern durch 
Heranziehung eines fremden Elementes, das gewiſſer— 
maßen eine fremde Controle über den Vorgang in 
den betreffenden Ortſchaften ausübt, hergeſtellt wer— 
den ſoll. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. v. Per- 
ger hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. v. Perger: Auch ich, meine 
Herren, erlaube mir gegen das ſechſte, das iſt das 
vorletzte Alinea dieſes Paragraphes zu ſprechen. 
Dasſelbe entzieht den Steuerflichtigen jenen Schutz, 
der denſelben durch die früheren Beſtimmungen 
gewährt ijt. Es foll nämlich die Binsfaffion nach der 
Regierungsvorlage durch beſtellte Bezirkscommiſſäre 
richtig geſtellt werden. Im §. 7 aber wird beſtimmt, 
wie die Bezirkscommiſſion gebildet wird. Es wählt 
der Finanzminiſter beliebig ein Mitglied, ebenſo wird 
ein Mitglied aus den Vorſtänden des Bezirkes 
gewählt. 

Wenn nun dieſe beiden Mitglieder 
zugezogen werden, ſo iſt das erſte dieſer Mitglieder 
kein Vertreter der Steuerpflichtigen, nämlich der vom 
Finanzminiſter ernannte Commiſſärz aber auch der 
zweite Commiſſär, nämlich der von den Gemeinde— 
vorſtänden des Bezirkes gewählte, tft nicht maß— 
gebend, er kennt vielleicht die Verhältniſſe anderer 
Orte nicht. 

Ich glaube daher, daß es nicht angeht, daß 
dieſes Alinea angenommen werde. Ich habe über— 
haupt, als ich dieſe Beſtimmung geleſen habe, an 
jene Geſchichte gedacht, wie ſie im erſten Buch Moſis 
vorkommt. 

Im erſten Buche Moſis wird angeführt, daß 
Sodoma und Gomorrha aus dem Grunde von Pech 
und Schwefel verzehrt wurden, weil nicht zehn G e- 
rechte in dieſen Orten ſich vorfanden; hier ſollen 
aber nicht einmal vier oder wenigſtens drei Gerechte 
gefunden werden? Derjenige, der ſein Urtheil aus— 
ſpricht, ob nicht drei oder vier Gerechte in dem Orte 
ſich befinden, iſt hier nicht Jehovah, ſondern der 
Finanzbezirkscommiſſär ijt es (Heiterkeit), der fein 
Mißtrauen über einen ganzen Ort ausſpricht und 
eine Commiſſion wählt, die möglicheweiſe keine 
genügenden Kenntniſſe der Verhältniſſe und daher 
kein Vertrauen hat. 

Der Ausſchuß hat dieſe Mängel auch gefühlt. 
Er hat daher die Regierungsvorlage, reſpective das 
Alinea 6 dieſes Paragraphes geſtrichen. Er hat 
aber bloß bezüglich jener Orte, in welchen monat— 
weiſe oder wöchentliche Vermiethungen über— 
wiegend vorkommen, dieſe Beſtimmung wieder aufge— 
nommen, wenn auch mit einiger Beſchränkung. 
Allein ich glaube, daß dies, wie ſchon der Herr Ab— 
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georbitete Wolfrum bemerkt Gat, nicht angehe. Es 
muß gleiches Recht für Alle fein, Wir find in einem 
Rechtsſtaate; alle Steuerträger können verlangen, 
daß ihnen gleiches Recht nach gleichen Grundſätzen 
werde. Die Curorte und Sommerfriſchen beziehen 
auch nicht einen Miethzins, wie alle übrigen 
Orte, derſelbe hängt von ſehr vielen Umſtänden ab; 
ich erinnere, daß Elementarereigniſſe und ſehr ſchlimme 
Witterung einen Curort ſchädigen können; ja 
ſelbſt ſchlimme Börſenverhältniſſe, ſowie ſchlimme 
Induſtrieverhältniſſe, ſelbſt politiſche Verhältniſſe 
haben einen großen Einfluß auf dieſe Orte. Wir 
haben geſehen, daß die Gurorte in Kriegszeiten febr 
leer ſind. Mit Rückſicht auf dieſe Verhältniſſe, glaube 
ich, ſollten wir dieſe Orte nicht gänzlich desjenigen 
Schutzes berauben, welcher überhaupt allen Steuer 
trägern zukommt. Die Curorte werden in dieſen 
Geſetzen mit einem Mißtrauen belaſtet, das nicht be— 
gründet iſt. Ich muß bemerken, daß dieſes Geſetz 
eine Reform der Steuer iſt; aber, meine 
Herren, eine Reform heißt ja die Herſtellung der 
Steuer auf gleichem Wege der Gerechtigkeit, wie 
es ſich in einem Rechtsſtaate gebührt; ſie heißt aber 
nicht die Unterdrückung und Mehrbelaſtung einzelner 
Orte, gegen die ein allgemeines Mißtrauen durch— 
aus nicht gerechtfertigt iſt. Ich bin Vertreter eines 
Curortes und kann Ihnen erklären, daß bei ſolchen 
Beſtimmungen es mir ſehr ſchwer würde, für 
das Geſetz zu ſtimmen. Unter dieſen Verhältniſſen 
bitte ich Sie, dieſe Beſtimmung des Geſetzes wohl 
zu erwägen und nach dem Antrage des Herrn Ab— 
geordneten Wolfrum ſowohl das Alinea der Re— 
gierungsvorlage, als auch das von Seiten des 
Ausſchuſſes geſtellte Alinea zu ſtreichen. (Bravo!) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Wick— 
hoff hat das Wort. (Nach einer Hause:) Der 
Herr Abgeorduete Wickhoff iſt im Hauſe nicht 
anweſend, hat daher das Wort verloren. 

Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Roſer hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Mofer: Ich kann mich im 
Gegenſatze zu den Herren Vorrednern für die Cur— 
orte nicht erwärmen. Leſen Sie, meine Herren, nur 
in den öffentlichen Blättern die Uebertreibungen an 
Miethzins, die in den großen Curorten ſtattfinden. 
Selbſt der Bemittelte kann daſelbſt nicht mehr Hilfe 
ſuchen, geſchweige denn der Arme. Denn die Mieth— 
zinſe ſind derart, daß manches Zimmer mit 50 bis 
60 fl. bezahlt wird. (Rufe: Gans richtig! und Oho!) 
Heute erft hat mir ein Herr Abgeordneter erzählt, 
daß er in einem Curorte für ein Zimmer 60 fl. 
wöchentlich geben mußte. (Rufe: Hört!) Der Herr 
Abgeordnete Dr. v. Berger meinte, in einem 
Rechtsſtaate ſolle es keine Ausnahme geben, aber in 
einem Rechtsſtaate ſoll es auch keine Uebertreibung, 
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keine Prellerei geben. Es muß ein Ende mit dem 
ſogenannten Badeſchwindel und mit den Badeprelle— 
reien werden. 

Der Herr Abgeordnete hat geſagt: „Es iſt ein 
glänzendes Elend in den Curorten.“ Gehen Sie 
nach Karlsbad, Marienbad. Finden Sie dort ein 
glänzendes Elend? Sie finden dort nur Wohlſtand, 
ebenſo wie in Wiesbaden, Homburg. Ich will ab— 
ſehen von den kleineren Curorten. Im Ganzen 
genommen, iſt es dem Armen nicht möglich, nur 
irgendwie ein Unterkommen zu finden. Man muß 
betteln, daß der Arme nur aufgenommen wird, ſolche 
Zuſtände können wir überhaupt nicht dulden. Ich 
bin daher ganz für den Ausſchußantrag und werde 
heute ſtrenger ſein, als die Regierung ſelbſt, die die— 
ſen Paſſus ausgelaſſen hat. 

Was überhaupt den Paragraph anbelangt, fo 
bitte ich auch den Herrn Präſidenten, eben über 
dieſen Abſatz: „in welchen die monatweiſe oder 
wöchentliche Vermiethung möblirter Wohnungen 
überwiegt“ abgeſondert abſtimmen zu laſſen, weil 
ich jedenfalls für dieſen Paſſus ſtimmen werde. 
(Bravo! Bravo!) 


Präſident: Herr Abgeordneter Dr. Krona. 
wetter hat das Wort. i 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Ich wurde 
von mehreren Herren aufmerkſam gemacht, daß die 
Verhältniſſe, wie ich ſie hier für Wien geſchildert 
habe, auch in anderen größeren Städten, z. B. Prag, 
Graz u. ſ. w., eintreten, die in mehrere Bezirke 
getheilt ſind, die eigene Vertretungen beſitzen, daß 
daher Alles, was ich betreffs der Verhältniſſe von 
Wien geſagt habe, auch auf die Verhältniſſe dieſer 
Städte paßt. Mit Rückſicht auf dieſe mir zugekom— 
mene Aufklärung ziehe ich meinen zuerſt ge— 
ſtellten Antrag zurück und beantrage ſtatt 
deſſen nach dem Worte „Gemeindevertre— 
tung“ im zweiten Abſatze des 8. 5 einzu— 
ſchalten „und wenn der Ort in Bezirke mit 
Bezirks vertretungen getheilt iſt, von 
dieſen“. 

Dadurch wird das, was ich früher ſpeciell für 
Wien geſagt habe, für alle jene Orte generaliſirt, in 
welchen Bezirksvertretungen beſtehen. Ich wurde 
zwar auch von dem Herrn Referenten aufmerkſam 
gemacht, daß ja für größere Städte ohnedem mehrere 
Commiſſionen in Ausſicht genommen worden ſind. Mir 
ſcheint jedoch der Singular, welcher in dem Aus— 
ſchußantrage gebraucht wird, dem nicht zu entſpre— 
chen; es heißt ja: „Die hierzu berufene Commiſſion 
beſteht“ u. ſ. w., und das habe ich ſo aufgefaßt, daß 
in jeder Stadt nur eine Commiſſion beſtehen wird. 
Sollten aber auch mehrere ſolche Commiſſionen zu— 
ſammengeſetzt werden, glaube ich doch immer, daß die 
Bezirksvertretungen die richtigeren Organe ſind, um 
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die Stenertráger zu wählen, die an den Commiſ— 
fionen theilnehmen follen, als die Centralgemeinde— 
vertretungen. Wie kann ein Gemeinderath, der z. B. 
vom Neubau gewählt wurde, wiſſen, wen er als den 
geeigneten Mann wählen ſoll, der in der Leopold— 
ſtadt die Erträgniſſe der Häuſer wiſſe und dieſelben 
ſchätze. Ich glaube, zu ſolchen Wahlen ſind die Be— 
zirksvertretungen die geeignetſten Organe. 

In Betreff deſſen, was Herr Abgeordneter 
Wolfrum gegen meine Ausführungen angeführt 
hat, muß ich ſagen, daß ich nicht recht begreife, 
aus welchen Gründen er mich bekämpft hat und ſeine 
Gründe nicht recht verſtehe. Er ſagt: „Bei meinem 
Antrage wäre das nicht erzielt, was ich bezwecke. Es 
werde das nicht eintreten, was ich beabſichtige; wenn 
wir auch das Wort „eigene“ auslaſſen, ſo hätte das 
zur Folge, daß in einem ſolchen Falle der Hausherr 
nur den Profit hat.“ Ich bin nicht dieſer Anſchauung. 
Eine Parification des Miethzinſes tritt nur eim, wenn 
in einem und demſelben Hauſe eine Localität zu einem 
recht hohen Zinſe und eine andere von ziemlich glei— 
cher Beſchaffenheit zu einem auffällig niedrigeren 
Zinſe vermiethet iſt. Nun kann ich mir recht leicht 
denken, daß im Sommer irgend ein Hausherr auf 
dem Lande an eine Sommerpartei eine Localität um 
einen bedeutenden Zins vermiethet und zugleich hat 
er das ganze Jahr hindurch auch einen Arbeiter oder 
kleinen Geſchäftsmann im Hauſe. Es würde nun von 
dem Momente an, wo er von den günſtigen Con— 
junctuven Gebrauch macht und an die Sommerpartei 
vermiethet, wenn er den Arbeiter oder kleinen Ge— 
ſchäftsmann nicht ſogleich ſteigern würde, nach dem 
Abſatze a eine Pariſicationscommiſſion kommen tön- 
nen, und ſie könnte auch die Wohnung, in welcher der 
Arbeiter oder kleine Geſchäftsmann wohnt, mit 
dem Miethzinſe, den die Sommerpartei zahlt, pari— 
ficiren. * 

Die Parification tritt ja, wie geſagt, nur in 
dem Falle ein, wo eine geringere Miethe in einem 
Locale gegenüber einem größeren in einem anderen in 
demſelben Hauſe beſteht. Daher wird auch nicht 
widerlegt, was ich in betreff der Arbeiterwohnungen 
geſagt habe. Wenn ſolche Arbeiterwohnungen ver— 
miethet werden, fo werden fie nur parificirt, wenn 
es ſich um die Anſetzung höherer Miethwerthe behufs 
ber Beſteuerung handelt, als die thatſächlich ein- 
gehobenen betragen. 

Ich möchte daher bitten, daß über die Worte 
„eigene“ vor „Wohnungen“ und „ſeine eigenen vor 
„Arbeiter“, gegen die ich ſtimmen will, geſondert 
abgeſtimmt werde. ; 

(Abgeordneter Heinrich meldet sich zum 


Worte.) 


Präſident: Herr Dr. Kronawetter erklärt 
ſeinen urſprünglich zu Abſatz 2 geſtellten Antrag 
zurückzuziehen, dagegen einen neuen Antrag zu 
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Alinea 2 zu ſtellen, daß nämlich nach dem Worte 
„Gemeindevertretung“ eingeſchaltet werden ſoll 


(liest) : | 
„und wenn der Ort in Bezirke mit Bez 
zirksvertretungen getheilt iſt, von dieſen“. 

Ich bitte jene Herren, welche dieſen neuerlichen 
Antrag unterſtützen, fid) zu erheben. (Geschicht) 
Er iſt unterſtützt. 

Ich mache aufmerkſam, daß Herr Dr. Krona— 
wetter denſelben Antrag wahrſcheinlich auch zu 
Alinea 3 zu ſtellen beabſichtigt, da auch hier von 
durch die Gemeindevertretung gewählten Commif- 
ſionsmitgliedern die Rede iſt. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Bei dem 
nächſten Alinea habe ich keinen Antrag geſtellt, ſon— 
dern nur das Erſuchen um getrennte Abſtimmung 
über die Worte „eigene“ und „ſeine eigenen“ aus⸗ 
geſprochen. 


Präſident: Ich muß den Herrn Abgeordneten 
erinnern, daß er zu Abſatz 3 in ſeiner erſten Rede 
ebenfalls einen auf Wien bezughabenden Antrag 
ftellte, und ich frage daher, ob der Herr Abgeordnete 
dieſen Antrag aufrecht halte oder ebenfalls zurück— 
ziehe? 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Ich erkläre 
dieſen Antrag zurückzuziehen. 


Präſident: Herr Abgeordneter Heinrich 
hat das Wort. 


Abgeordneter Heinrich: Ich möchte nur 
gegenüber den Ausführungen des Herrn Dr. Ba— 
reuther mir die thatſächliche Berichtigung erlauben, 
daß ich nicht den Antrag geſtellt habe, auf die Re— 
gierungsvorlage zurückzugreifen, ſondern daß im 
Sinne meiner Rede nur lag, daß mir im Vergleiche 
mit dem Ausſchußantrage die Regierungsvorlage 
lieber wäre. : 

Ich möchte mir aber auch eine kurze Bemerkung 
gegenüber dem Herrn Abgeordneten Dr. Roſer ge— 
ſtatten. ; PEA 

Der Herr Abgeordnete Dr. Roſer ijt, wie be 
tannt, ein gewaltiger Demofrat und vertritt den 
Grundſatz „gleiches Recht für Alle“. Heute zu 
meinem Erſtaunen will er bei den Curorten dieſen 
Grundſag aufgeben und will für dieſelben eine Aug: 
nahmsſtellung. (Abgeordneter Dr. Roser: Aus- 
nahmsweise!) Das ſcheint mir doch mit ſeinen 
ſonſtigen Grundſätzen in grellem Widerſpruche zu 
ſtehen. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Es iſt nicht der Fall; ich 
erkläre daher die Debatte für geſchloſſen und 
ertheile dem Herrn Berichterſtatter das Wort. 
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Berichterftatter Dr. Beer: Ich befinde mid) 
bei dieſem Paragraphe in der eigenthümlichen 
Lage, die Faſſung des Ausſchuſſes rechtfertigen zu 
müſſen, während ich in dem Motivenberichte zu 
8. 4 die Bemerkung zu machen mir erlaubt habe, 
daß ich mit meiner Anſchauung damals in der Mino 
rität war. Schon im Ausſchuſſe ſind alle Bedenken, 
welche heute von ſo verſchiedenen Seiten gegen die 
beiden letzten Alinea vorgebracht wurden, zur 
Geltung gebracht worden, und wenn der Ausſchuß 
dennoch der Regierungsvorlage beigeſtimmt und die 
Aufnahme eines derartigen Paſſus für nothwendig 
gehalten und ſpäter einen Zuſatz aufgenommen hat, 
„in welchem die monatliche oder wöchentliche Ver— 
miethung möblirter Wohnungen überwiegt“, ſo liegt 
die Urſache zunächſt darin, weil uns ſeitens des 
Herrn Regierungsvertreters aus verſchiedenen Cur 
orten eine beträchtliche Zahl draſtiſcher Beiſpiele 
vorgebracht worden iſt. Ich bin natürlich nicht im 
Stande, bis in die kleinſten Details einzugehen und 
alle Momente hervorzuheben, wie ſie der Herr Re 
gierungsvertreter damals aus ſeiner ſo reichhaltigen 
Erfahrung vorgebracht hat. Allein ich bin in der 
Lage, um wenigſtens den Ausſchuß zu rechtfertigen, 
weßhalb er ſich beſtimmt gefunden hat, die Beibehal— 
tung des Alinea 2 zu befürworten, ein oder das 
andere Beiſpiel anzuführen. In einem der hervor— 


ragendſten Curorte — ich will den Namen nicht 
nennen — kamen im Laufe der letzten Jahre fol- 


gende Fälle vor: Eine Wohnung, welche mit 60 bis 
70 fl. wöchentlich vermiethet wurde, wurde mit 10fl. 
wöchentlich fatirt; eine andere Wohnung, für welche 
16 fl. wöchentlich bezahlt wurden, wurde mit 1 fl. 
50 kr. fatirt und hinzugefügt, daß 50 kr. für Ein 
richtung und Bedienung abgezogen werden men, 
wonach eine Wohnung in einem der hervorragend 
ften, ja der erſten Curorte mit 1 fl. per Woche durch— 
ſchnittlich zu ſtehen käme. 

Eine andere Wohnung, für welche 7 fl. 50 kr. 
per Woche gezahlt wurde, wurde mit 1 fl. per Woche 
fatirt und hinzugefügt, daß von dem Einen Gulden 
noch ein Drittel, 33 kr., für Bedienung abgezogen 
werden müſſe, demnach 67 kr. per Woche für die 
Wohnung entfallen. 

Ich könnte noch andere Beiſpiele anführen, wo 
18 fl. Miethzins erhoben, aber nur 1 fl. fatirt und 
Bedienung und Einrichtung mit 50 kr. angegeben 
wurde, ſo daß ſtatt 18 fl. nur 50 kr. als Steuer— 
baſis angegeben wurden. 

Das ſind aus vielen nur einige Beiſpiele. Man 
lönnte einwenden, dies habe nichts zu bedeuten, es 
ſind nur einzelne Fälle und man könnte darauf hin— 
weiſen, daß gegen diefe Defraudanten geſetzlich vor- 
gegangen werden ſoll. Nun iſt in Regierungskreiſen 
eine Zuſammenſtellung gemacht worden über den 
durchſchnittlichen Miethzins, der auf einen Wohn— 
beſtandtheil in den verſchiedenen Curorten entfällt. 


Erlauben Sie mir, daß ich keinen Namen nenne, 
ſondern nur einige Envorte in Böhmen mit anderen 
in Niederöſterreich oder Steiermark in Vergleich 
ſetze. Meine Herren! Es wird Ihnen bekannt ſein, 
daß bie böhmischen Curorte, wenigſteus die größeren 
derſelben, viel ſtärker beſucht ſind und daher einen 
höheren wöchentlichen Zins haben, als die ſteier 
märtiſchen und niederöſterreichiſchen. In einem der 
erſten böhmiſchen Curorte nun beträgt die Anzahl 
ſämmtlicher ſteuerpflichtigen Wohnbeſtandtheile aller 
Häuſer, mit Ausnahme der permanent ſteuerfreien, 
8204. Der Bruttomiethzins und parificirte Mieth 
zins der Wohnungsbeſtandtheile, ohne Abzug der 
Erhaltungskoſten, beträgt 160.409 fl., daher durch— 
ſchnittlich wöchentlich 20 fl. per Wohnungs 
beſtandtheil. 

In einem im Vergleiche mit dem böhmiſchen 
Orte verhältnißmäßig kleinen Curorte Steiermarks 
beträgt dieſer Durchſchnittszins aber 23 fl. In dem 
zweitnächſten Curorte Böhmens beträgt der durch 
ſchnittliche Zins 19 fl. 97 kr., während er in einem 
anderen Orte Oberöſterreichs 20 fl. 28 kr. aus 
macht. 

Ich glaube, dieſe Ziffern ſind belehrend genug, 
um zu zeigen, daß Verhältniſſe obwalten, welchen 
nicht mit einer allgemeinen Rede von Humanität 
abgeholfen wird. 

Diefe. Auseinanderſetzungen der Regierung 
haben ſeinerzeit den Ausſchuß beſtimmt, die Worte 
einzuſchalten: „in welchen die monatweiſe oder 
wöchentliche Vermiethung möblirter Wohnungen 
überwiegt“; ich geſtehe wohl zu, daß damit die Cure 
orte ſtigmatiſirt ſind. 

Wenn Sie dieſen Abſatz fallen laſſen, ſo iſt der 
Steuerbehörde nicht die Möglichkeit geboten, wenn ſich 
derartige gegründete Bedenken gegen ganze Ort— 
ſchaften ergeben, den Miethzins im geſammten Orte 
parificiren zu laffen. 

Ich könnte Ihnen nun aus dem mir zur Ver— 
fügung ſtehenden Materiale noch mit anderen 
Beiſpielen dienen, aus denen hervorgehen dürfte, 


daß ſolche Unregelmäßigkeiten nicht bloß in Cure. 


orten, ſondern auch in anderen Orten vorkommen. 


Ich muß es der Einſicht des hohen Hauſes 


überlaſſen, zu entſcheiden, ob dieſer Abſatz gänzlich 
geſtrichen, oder vielleicht mit Hinweglaſſung der 
Worte „in denen die Anzahl u. ſ. w.“ beibehalten 
werden ſoll. Von den verſchiedenſten Seiten des 
hohen Hauſes ſind heute Reden für die eine und 
andere Anſicht gefallen. Ich halte es für meine 
Pflicht als Berichterſtatter, Sie auf zwei Punkte 


aufmerkſam zu machen: einmal darauf, daß Die. 


Bemerkung, welche der Herr Abgeordnete Dr. 
p. Plener erwähnt hat, nicht zutreffend ift, wenn er 
darauf hinwies, daß im Alinea 2 der Regierung die 
Möglichkeit geboten werde, in derartigen Fällen ein— 
zuſchreiten; dieſes Alinen ſpricht bloß von den „nicht 


vermietheten“ Gebäudebeſtandtheilen, aber nicht von 
den „vermietheten“, und Punkt a normirt bloß das 
Verfahren, wie vorgegangen werden ſoll, wenn 
Gebäudebeſtandtheile unentgeltlich oder um einen 
billigeren Zins vermiethet werden, während hier die 
Rede davon iſt, wenn ſich Bedenken gegen die 
Richtigkeit der Miethzinsangabe ganzer Ortſchaften 
ergeben. 

Dann möchte ich noch auf einen Punkt auf— 
merkſam machen, der vielleicht in die Wagſchale fallen 
könnte, weil ich nicht glaube, daß man die Hausherren 
in derartigen Orten in eine unangenehme Lage 
verſetzen will. 

Der für die einzelnen Häuſer parificirte Mieth— 
zins hat mehr Ungleichheiten im Gefolge, als wenn 
man der Regierung die Möglichkeit bietet, für die 
ganze Ortſchaft den Miethzins zu parificiren; auch 
wird es der Regierung ermöglicht, mit den Curorten 
in Verhandlung zu treten und ein Arrangement zu 
bewerkſtelligen; ferner wird dem Principe der Gee 
rechtigkeit, welches heute von dem Herrn Abgeord— 
neten aus Böhmen betont wurde, durch Aufnahme 
einer diesbezüglichen Beſtimmung viel mehr Rech— 
nung getragen werden, als wenn wir den ganzen 
Abſatz ſtreichen. 

Nach dieſen Auseinanderſetzungen habe ich nur 
zu bemerken, daß ich für keine der vorgeſchlagenen 
Abänderungen plaidire, da ich mich im Ausſchuſſe 
ſelbſt in der Minorität befand, Ich hielt mich nur 
für verpflichtet, Alles ausführlich darzulegen, muß 
es aber jedem einzelnen Mitgliede des hohen Hauſes 
überlaſſen, nach feiner Ueberzeugung zu ſtimmen. 


Was die anderen Anträge betrifft, ſo hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter ein Amen— 
dement geſtellt, von dem ich glaube, daß es ganz 
überflüſſig iſt, denn in der ganzen Faſſung, wie ſie 
der Ausſchuß vorlegt, iſt nicht geſagt, daß bloß eine 
einzige Commiſſion beſtellt werden ſoll, ſondern es 
können ſo viele beſtellt werden, als nöthig ſind, und 
die Schwierigkeiten, welche man darin finden will, 
daß die Wahl von der Gemeindevertretung ausgehen 
ſoll, beſteht in der That nicht, da die Gemeindever— 
tretung mit den Bezirksausſchüſſen in Verbindung 
ſteht und ja von denſelben Auskunft einholen kann, 
welche Mitglieder in die Commiſſion gewählt 
werden ſollen. Es würde aber auch für das Geſetz 
kein Nachtheil daraus erwachſen, wenn dieſer Antrag 
angenommen würde. 


Präſident: Wir ſchreiten zur Abſtim mung 
über S. 5. Nachdem der Herr Abgeordnete Rr ona- 
wetter ſeinen erſten Antrag, den er ſtellte, zurück— 
gezogen hat, ſo liegt nun bezüglich des zweiten Ab— 
ſatzes bloß ſein neuerlicher Antrag vor, daß nämlich 
im Alinea 2 nach dem Worte „Gemeindevertretung“ 
e ingeſchaltet werden die Worte: 
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„und wenn der Ort im Bezirke mit Be— 
zirksvertretungen getheilt iſt, von denſelben“. 

Ich werde bei der Abſtimmung derart vor— 
gehen, daß ich zuerſt den erſten Abſatz des §. 5, be— 
züglich welches eine Abänderung nicht beantragt iſt, 
dann den zweiten Abſatz nach der Faſſung des Aus— 
ſchuſſes mit Vorbehalt der Abſtimmung über die 
Einſchaltung, wie ſie der Herr Abgeordneter Dr. 
Kronawetter beantragt, zur Abſtimmung bringe; 
dann den dritten Abſatz, bei dem eine Aenderung nicht 
beantragt wurde, da der Herr Abgeordnete Dr. 
Kronawetter ſeinen diesbezüglichen Antrag 
zurückzog. 

Bezüglich des Abſatzes a werde ich, dem 
Wunſche des Herrn Abgeordneten Dr. Krona: 
wetter entſprechend, bei demſelben eine getrennte 
Abſtimmung veranlaſſen, indem ich den Abſatz zuerſt 
mit Hinweglaſſung der Worte „eigene“ vor „Woh— 
nungen“ und „ſeine eigenen“ vor „Arbeiter“ und 
ſodann dieſe Worte ſeparat zur Abſtimmung bringe. 

Der Abſatz b gelangt nach dem Ausſchuß— 
antrage zur Abſtimmung. Dann werde ich nach dem 
Wunſche mehrerer Herren über den Abſatz „Ergeben 
fid) begründete Bedenken .. . u. f. w. bis „entnommen 
werden dürfen“ als Abſatz vorerſt mit Auslaſſung 
der fett gedruckten Worte „in welcher die monatweiſe 
oder wöchentliche Vermiethung möblirter Wohnun— 
gen überwiegt“, dann über die fett gedruckten Worte - 
und zuletzt über den Schlußabſatz, wie er vom 
Ausſchuſſe beantragt wird, abſtimmen laſſen. Wird 
gegen dieſe Art der Abſtimmung eine Einwendung 
erhoben? 


(Abgeordneter Freiherr v. Walterskirchen 
meldet sich xum Worte.) 


Der Herr Abgeordnete Freiherr v. Walters 
kirchen hat das Wort. 


Abgeordneter Freiherr v. Walterskirchen: 
Für den Fall, als nach dem Ausſchußantrage das 
vorletzte Alinea des $. 5 zur Abſtimmung kommt, 
würde ich um geſonderte Abſtimmung über die 
Worte „jedoch nicht aus den Hausbeſitzern der 
betreffenden Ortſchaft entnommen werden dürfen“ 
bitten. 

(Abgeordneter Ritter v, Krzeerunowiex 
meldet sich zum Worte.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Ritter 
v. Krzeczunowicz hat das Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Krzeezunowiez: Es 
iſt auch ein Antrag auf Streichung der Schlußworte 
im Alinea a des Abſatzes 4 geftellt worden, nämlich 
der Worte „und auf die in den unmittelbar voraus— 
gegangenen fünf Jahren durchſchnittlich ſbedungenen 
Miethzinſe“. Ich bitte alſo um abgeſonderte Ab— 
ſtimmung über dieſe Worte. 
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Präſident: Es ijt wohl eim Antrag von dem 
Herrn Abgeordneten Heinrich geftellt worden, ber 
dahin ging, im Punkte a des vierten Abſatzes anftatt 
des fett gedruckten Abſatzes aufzunehmen die Faſſung 
(liest): 

„Bei folden Zinsermittelungen ift in den 

Fällen, in welchen eigene Wohnungen von 

Gewerbsleuten geringerer Claſſe oder Grund— 

beſitzern, die den Grund ſelbſt bearbeiten, 

benützt werden; ferner bei Wohnungen, 
welche der Hauseigenthümer an ſeine eigenen 

Arbeiter vermiethet, der Zinswerth mit der 

Hälfte des unter gewöhnlichen Verhältniſſen 

erzielbaren Ertrages zu bemeſſen.“ 

Dieſer Antrag iſt aber nicht hinreichend unter— 
ſtützt worden und iſt daher kein Gegenſtand der 
Abſtimmung; ſonſt liegt aber kein Antrag bor. 


Abgeordneter Ritter v. Krzeezunowiez: Ich 
glaube, daß der Antrag des Herrn Abgeordneten 
Heinrich dahin ging, in dem Falle, wenn ſein 
Abänderungsantrag nicht angenommen würde, über 
die letzten Worte des Alinea a, wie ich fie früher 
citivte, abgeſondert abzuſtimmen. 


Präſident: So hat der Antrag nicht ge— 
lautet. 


Abgeordneter Ritter v. Krzeezunowiez: Dann 
bitte ich um abgeſonderte Abſtimmung iber diefe 
Worte. 


Präſident: Ich werde den geäußerten Wün— 
ſchen Rechnung tragen und erſuche jene Herren, 
welche den erſten Abſatz des 8, 5 nach der Faſſung 
des Ausſchuſſes, wie ſie gedruckt vorliegt, annehmen, 
fid) zu erheben. (Geschieht,) Der Abſatz 1 ijt ange: 
nommen. 

Nun bitte ich jene Herren, welche den zweiten 
Abſatz des $. 5 mit Vorbehalt der Abſtimmung über 
den vom Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter 
beantragten Beiſatz, welcher dahin geht, daß nach 
dem Worte „Gemeindevertretung“ eingeſchaltet 
werde (liest) : 

„und wenn ber Ort im Bezirke mit Bee 
zirksvertretungen getheilt iſt, von dieſen“ 
nach dem Antrage des Ausſchuſſes, wie er gedruckt 
vorliegt, annehmen wollen, ſich zu erheben. (Ge- 
schieht.) Abſatz 2 ijt, vorbehaltlich der Abſtimmung 
über den von Dr. Kronawetter beantragten 
Zuſatz, angenommen. 

Nun bitte ich jene Herren, welche nach dem 
Worte „Gemeindevertretung“ die Worte eingeſchal— 
tet wiſſen wollen: (Wiederholt den Antrag) (id) zu 
erheben. (Geschieht.) Die Einſchaltung iſt ange— 


nommen. 
Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche den 
Abſatz 3 nach der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen, 


fid) zu erheben. (Geschieht.) Abſatz 3 iff nach dem 
Ausſchußantrage angenommen. 

Ueber den Abſatz 4, Alinea a, werde ich vorerſt 
mit Vorbehalt der Abſtimmung über die Worte 
„eigene“ und „ſeine eigenen“ und mit dem weiteren 
Vorbehalte der Abſtimmung über die Worte im Schluß 
fake „und auf die in den unmittelbar vorausgegan— 
genen fünf Jahren durchſchnittlich bedungenen Mieth— 
zinſe“ abſtimmen laſſen. 

Ich erſuche jene Herren, welche unter dieſem 
Vorbehalte das Alinea annehmen, ſich zu erheben. 
(Geschieht,) Das Alinea a iſt unter Vorbehalt ber 
Abſtimmung über die genannten Einſchaltungen 
angenommen. 

Ich bitte jene Herren, welche in dieſem Abſatze 
noch die Worte „eigene“ vor „Wohnung“ und 
„ſeine eigenen“ vor „Arbeiter“ aufgenommen wiſſen 


wollen, fid) zu erheben. (Geschieht,) Die Worte 


ſind angenommen. 

Weiter erſuche ich jene Herren, welche die 

Worte im Schlußſatze aufnehmen wollen (West): ` 
„und auf die in den unmittelbar voraus— 
gegangenen fünf Jahren durchſchnittlich 
bedungenen Miethzinſe“ — 
fid) zu erheben. (Geschicht.) Dieſelben find age 
nommen. 

Alinea a ijt alfo nach dem Antrage des Aus- 
ſchuſſes angenommen. 

Ich bitte nun jene Herren, welche Alinea 6 
nach der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen, ſich zu 
erheben, (Geschieht.) Alinea 6 ift nach der Faſſung 
des Ausſchuſſes angenommen. 

Wir kommen nun zu dem nächſten Abſatze. 
Ich werde denſelben vorerſt von den Worten 
„Ergeben ſich gegründete“ bis zu den Worten 
„namhaft zu machen fino” mit Auslaſſung ber fett- 
gedruckten Worte zur Abſtimmung bringen. Ich 
erſuche jene Herren, welche dieſen Abſatz von den 
Worten „Ergeben ſich gegründete“ bis zu den Wor— 
ten „namhaft zu machen ſind“ mit Vorbehalt der 
Abſtimmung über die fettgedruckten Worte annehmen, 
fid) zu erheben. (Geschieht.) Der Abſatz ijt abge- 
lehnt. Damit entfällt die Abſtimmung über die 
Einſchaltung der fettgedruckten Worte und der 
Schlußſatz. Das ganze Alinea von den Worten 
„Ergeben ſich“ bis zu den Worten „entnommen 
werden dürfen“ entfällt. 

Ich erſuche noch jene Herren, welche den 
Schlußabſatz des S. 5 nach dem Antrage des Mug- 
ſchuſſes annehmen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Der 
Schlußſatz iſt nach dem Antrage des Ausſchuſſes 
angenommen. i 

Sonach ijt ber $. 5 nach bem Ausſchußantrage 
bloß mit ber Einſchaltung in Alinea 2 nach dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Dr. Krona— 
wetter und unter Weglaſſung des vorletzten Alinea 
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von den Worten „Ergeben fij" bis zu den Worten 
„entnommen werden dürfen“ angenommen. 


Abgeordneter Dr. Menger: Dürfte ich um 
das Wort bitten? 


Präſident: Nach Schluß der Debatte kann 
ich Niemandem mehr das Wort ertheilen. 

Es iſt die Frage angeregt worden, ob das ab— 
gelehnte Alinea nicht nach der Regierungsvorlage zur 
Abſtimmung gebracht werden ſoll, nachdem der Aus— 
ſchußantrag abgelehnt wurde. 

Nach 8.5 des Geſetzes über die Geſchäfts— 
ordnung des Reichsrathes muß, wenn zu einer 
Regierungsvorlage ein abändernder Ausſchußantrag 
vorlag und abgelehnt wurde, noch die Regierungs- 
vorlage in der urſprünglichen Faſſung zur Abſtim— 
mung gebracht werden. Ich werde ſo vorgehen. 
( Zustimmung.) Ich erſuche daher jene Herren, welche 
das bezügliche Alinea der Regierungsvorlage, lautend 
(liest) : 

„Ergeben fih gegründete Bedenken 
gegen die Richtigkeit aller oder eines 
größeren Theiles der einbekannten Mieth— 
zinſe einer Ortſchaft, fo kann die Steuer- 
behörde eine commiſſionelle Erhebung der 
Miethzinſe, beziehungsweiſe Zinswerthe unter 
Beiziehung von zwei bis vier Mitgliedern 
der zur Abſchätzung der Nutzungswerthe 
beſtellten Bezirkscommiſſionen veranlaſſen 
und hiernach die Miethzinſe, beziehungsweiſe 
Zinswerthe ziffermäßig feſtſtellen“ — 

annehmen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag 
iſt mit 93 gegen 67 Stimmen abgelehnt. Somit 
entfällt das ganze Alinea, 

Wir werden nun die 8. 6, 7, 8 und 9 in die 
Debatte ziehen, weil bezüglich dieſer Paragraphe ein 
Minoritätsvotum vorliegt. 

Das hohe Haus wolle den Herrn Berichte 
erſtatter von der Verleſung dieſer Paragraphe ent— 
heben. (Zustimmung.) 

Ich ertheile dem Herrn Berichterſtatter 
der Minorität das Wort. 


Berichterſtatter der Minorität Abgeordneter 
Wejyk: Zu den 88. 6 bis ſtellt die Minorität 
folgenden Antrag: (Liest denselben auf Seite 44 des 
Berichtes aus 294 der Beilagen, ) 

Diefer Antrag, meine Herren, ift beinahe 
wörtlich aus der Regierungsvorlage entnommen 
und erfuhr nur die Einſchaltung der Worte: „Ueber 
Antrag oder mit Zuſtimmung der Landescommiſſion“, 
welche Worte wiederum aus der Ausſchußvorlage 
herübergenommen ſind. Der Unterſchied zwiſchen der 
Regierungsvorlage und dem Ausſchußantrage beſteht 
darin, daß nach der Regierungsvorlage die Schätzung 
des Nutzwerthes der Gebäude denjenigen Commiſ— 
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ſionen anvertraut wird, welche nach dem Grund— 
ſteuergeſetze vom Jahre 1869 die Aufgabe haben, 
die Grundſtücke zu ſchätzen, und nach dem Ausſchuß— 
antrage ſoll die Schätzung den beſonderen eigens 
hierzu beſtimmten Commiſſionen zugewieſen werden. 

Ich glaube, daß die Anſicht der Regierung die 
richtige iſt, und das aus folgenden Gründen: 

Erſtens aus Erſparungsrückſichten, weil das 
ſicher iſt, daß dadurch viele unnöthige Koſten und 
Auslagen, wie z. B. die Reiſekoſten, erſpart werden, 
wenn die Schätzung des Nutzungswerthes der Ge— 
bäude den Grundſchätzungscommiſſionen anvertraut 
wird, welche leicht und in den meiſten Fällen gleich— 
mäßig die beiden Schätzungen durch zwei aus ihrer 
Mitte entſendete Mitglieder, wie es das Geſetz vor— 
ſchreibt, an Ort und Stelle ausführen können. Es 
iſt dies ein Umſtand, welcher bei unſerer finanziellen 
Lage nicht unberückſichtigt bleiben ſoll. Freilich ſucht 
der Herr Berichterſtatter der Majorität in ſeinem 
Berichte den Ausſchußantrag auch aus Erſparungs— 
rückſichten zu rechtfertigen, indem in dem Berichte 
behauptet wird, daß dieſe Arbeit den Grund— 
ſchätzungscommiſſionen deßwegen nicht anvertraut 
werden kann, weil dieſelben zahlreich, ſomit 
koſtſpieliger ſind, dagegen nach dem Ausſchuß— 
antrage die Gebäudeſchätzungscommiſſion aus foviel 
Mitgliedern beſteht, daß ſie die an ſie geſtellte Auf— 
gabe billiger ausführen könne. Ich glaube aber, daß 
hier eine kleine Täuſchung obwaltet; der Unterſchied 
in der Zahl bei den beiden Commiſſionen iſt nicht 
ſo bedeutend, denn die Bezirksſchätzungscommiſſionen, 
welche die meiſten Koſten verurſachen, beſtehen bei 
der Grundſteuer aus acht Mitgliedern außer dem 
Vorſitzenden und bei der Gebäudeſteuerſchätzung aus 
ſechs Mitgliedern, ſomit beide zuſammen aus 14 
Mitgliedern. 

Es iſt alſo evident, daß keine Koften erfpart 
werden, wenn man zu dieſer Arbeit, die leicht von 
acht Mitgliedern ausgeführt werden kann, 14 Mit- 
glieder verwendet. Jede Commiſſion muß eine 
Extrabereiſung vornehmen, wonach alſo zwei Be— 
reiſungen vorgenommen werden müſſen, eine von 
Seite der Grundſchätzungscommiſſion, um die Grund— 
ſtücke zu ſchätzen und eine zweite von Seite der Ge— 
bäudeſteuerſchätzungscommiſſion, um den Nutzungs— 
werth der Gebäude zu ſchätzen, welche Geſchäfte, wenn 
wir nur eine Commiſſion aufſtellen, leicht auf 
einmal ausgeführt werden können. 

Im Laufe der Generaldebatte iſt hier eine 
Ziffer angeführt worden, welche ich als ſehr bedenk— 
lich, aber auch als entſcheidend bezeichnen muß; es 
iſt nämlich geſagt worden: Ein kleines Armeecorps 
bilden die Mitglieder aller dieſer bei den verſchie— 
denen Steuerreformen zur Veranlagung nöthigen 
Commiſſionen. Iſt es dann, meine Herren, nicht 
unſere heilige Pflicht, unſere Aufgabe, dieſes Armee— 
corps zu verringern, wenn man das erreichen kann, 
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ohne den Intereſſenten den mindeſten Schaden zu— 
zufügen? 

Zweitens wird eine enorme Laſt der Bevölke— 
rung auferlegt, wenn wir ſtatt einer zwei Com 
miſſionen aufſtellen, eine, um die Gründe zu ſchätzen, 
zu welcher ſechs Steuerträger, und die andere, um 
die Gebäude zu ſchätzen, zu welcher fünf Steuer— 
träger berufen werden ſollen. 

Die Praxis hat uns gezeigt, mit wie viel 
Schwierigkeiten man zu kämpfen hatte, um neue, 
richtige und dem Zwecke entſprechende Wahlen zu 
denGGrundſchätzungscommiſſionen zuſtande zu bringen, 
und dies fogar in Bezirken, wo es am allerwenigſten 
zu erwarten war. Dieſe Schwierigkeiten werden ſich 
noch vermehren, wenn statt ſechs, elf Steuerträger dazu 
berufen werden, denn nicht jeder Steuerträger kann 
in dieſe Commiſſionen gewählt oder berufen werden, 
weil ihm die nöthigen Fähigkeiten und Kenntniſſe 
mangeln und weil nicht jedem Steuerträger die 
Möglichkeit geboten iſt, der an ihn geſtellten Auf— 
forderung Folge zu leiſten, da es ihm ſeine materielle 
Lage nicht erlaubt. 

In England, wo die Zeit gleich dem Gelde ge— 
ſchätzt wird, hätte man ſicher eine ſolche Verſchwen 
dung an Zeit, Arbeit und perſönlicher Arbeits— 
lraft als eine unverzeihliche Sünde angeſehen. In 
Oeſterreich kann es in vielen Bezirken leicht dazu 
kommen, daß entweder keine Commiſſionen zuſtande 
gebracht werden oder daß die ſogenannten Stroh- 
männer in die Commiſſionen gewählt werden müſſen. 
(Bravo! rechts.) 

Drittens liegt e$ in der Natur der Sache, daß 
die Gebäude, welche nach dem Nutzwerthe geſchätzt 
und beſteuert werden ſollen, ſich ausſchließlich 
auf dem flachen Lande befinden und daß dieſelben ſo 
innig mit der Wirthſchaft verbunden ſind, daß ſie 
eigentlich nicht abgeſondert behandelt werden können. 

Es kann alſo die Schätzung des Nutzwerthes 
der Gebäude mit voller Beruhigung denſelben Orga— 
nen anvertraut werden, welche ſich mit der Schätzung 
des Grund und Bodens befaſſen, weil ſie dazu am 
meiſten qualificict find. 

Mit dem Obengeſagten habe ich, wie ich glaube, 
auch die Behauptung widerlegt, welche in dem Be— 
richte hervorgehoben wird, daß nämlich der Ausſchuß 
deßwegen die Extracommiſſionen für die Schätzung des 
Nutzwerthes der Gebäude beſchloſſen hat, um die 
Ausführung des Geſetzes zu beſchleunigen; denn, 
zugeſtanden ſogar — was jedoch in dem Berichte nicht 
nachgewieſen iſt— daß dadurch eine unbedeutende Bez 
ſchleunigung erzielt werde, gäbe es doch etwas, meine 
Herren, was man höher als die Beſchleunigung 
ſchätzen ſoll, nämlich die Gründlichkeit der Ausfüh— 
rung, und es kann das keinem Zweifel unterliegen, 
daß die Schätzung des Grundes und Bodens, ſowie 
auch des Nutzwerthes der Gebäude weit gründlicher 
und ſogar nur dann gründlich durchgeführt wird, 
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wenn beide Schätzungen, welche in ſo innigem Zu— 
ſammenhange mit einander ſtehen, einer und der— 
ſelben Commiſſion anvertraut würden. 

Aus dieſem Grunde empfehle ich die Annahme 
des Minoritätsantrages dem hohen Haufe. (Beifall 
rechts.) 


Präſident: Die Minorität des Ausſchuſſes 
beantragt durch ihren Berichterſtatter, daß an Stelle 
der vom Ausſchuſſe beantragten 88. 6, 7, 8 und 9 
nur ein einziger, nämlich $. 6 ins Geſetz aufgenom 
men werde. Nachdem für den Fall, daß das hohe 
Haus dieſer Anſchauung der Minorität beiſtimmen 
wird, die Berathung der weiteren 88. 7, 8 und 9 zu 
entfallen hat, wird vorerſt das Minoritäts— 
votum zu 8, 6 Gegenſtand der Debatte fein. 

Wünſcht noch Jemand zu demſelben das Wort? 


Abgeordneter Ritter v. Schönerer: Ich bin 
zum $. 6 eingetragen. 


Präſident: Wenn nicht der Minoritätsautrag 
angenommen wird. 


Abgeordneter Ritter v. Schönerer: Ich bin 
für den Minoritätsantrag. 

Auch ich halte die Gründe, die für das Ab— 
gehen von der Regierungsvorlage im Ausſchuſſe ane 
gegeben worden find, nicht für ausſchlaggebend, ich 
werde daher für den Minoritätsantrag ſtimmen. 

Die Regierungsvorlage hat die Schätzung des 
Nutzwerthes der Gebäude auf dem flachen Lande 
— ich glaube mit vollem Rechte — den Grund— 
ſteuercommiſſionen übertragen und außerdem die 
Beſtimmung getroffen, daß in Orten vorwiegend 
induſtrieller Bevölkerung ſeparate Commiſſionen 
zuſammengeſetzt werden. Es läßt ſich ja ferner auch 
nicht leugnen, daß die Gebäudeſchätzung mit der 
Grundertragsſchätzung auf dem flachen Lande in 
den meiſten Fällen im innigſten Zuſammenhange 
ſteht. Ich glaube daher, daß die Grundſteuercom— 
miſſionen ganz gut gleichzeitig auch dieſes Geſchäft 
übernehmen können und ſollen, da dieſelben bereits 
im Schätzungsgeſchäfte eingeübt ſind, welche daher 
die Arbeit auch ſchneller und entſprechender und in 
Folge deſſen auch billiger zu leiſten im Stande ſein 
werden. 

Es erſcheint mir daher jedenfalls im Intereſſe 
der Sache gelegen, daß man der Bevölkerung nicht 
wieder mit einem neuen Apparate von Neuwahlen 
komme, ba fie ohnedies häufig durch ſolche Neue. 
wahlen beläſtigt wird. 

Aus allen dieſen Gründen und aus den aus- 
ſchlaggebenden Gründen, die, der Herr Bericht— 
erſtatter der Minorität angeführt hat, empfehle ich 
das Zurückgehen auf die Regierungsvor— 
refpective auf den verbeſſerten 
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Minoritätsantrag, ber da im Alinea 2 einen 
Bujak eingefügt hat, ber mir im Intereſſe der 
Sache gelegen erſcheint. Ich werde daher für das 
Zurückgehen auf die Regierungsvorlage ſtimmen. 


Präſident: 
Wort? 

(Abgeordneter Ritter v. Krxeexunowtce meldet 
sich.) 

Der Herr Abgeordnete Ritter v. Krzeezuno— 
wic hat das Wort. 


Wünſcht noch Jemand das 


Abgeordneter Ritter v. Krzeczunowicz: 
Außer den im Majoritätsberichte angeführten 
Gründen ſind noch mehrere andere gegen den 
Minoritätsantrag angeführt worden, unter anderen 
ber, daß die Grundertragsſchätzungscommiſſionen ihr 
Werk beendigen und binnen der folgenden 15 Jahre 
nicht mehr fungiren, dahingegen die Gebäude 
ſchätzungscommiſſionen auch ferner mehrere Amts— 
handlungen zu beſorgen haben werden. 

Dieſe Einwendung iſt jedoch meiner An— 
ſicht nach unhaltbar; denn wenn wir im Geſetz feſt— 
ſtellen, daß dieſelben Commiſſionen die Gebäude ein— 
zuſchätzen haben, ſo werden dieſe Commiſſionen auch 
nach Beendigung der Grundertragsſchätzung für die 
Gebäudeeinſchätzung weiter fungiren. 


Nun, meine Herren, es iſt auch der vom Herrn 


Abgeordneten Ritter v. Schönerer angeführte 
Grund nicht zu unterſchätzen, daß man für die ver— 
ſchiedenen Steuergattungen immerwährend neue 
Wahlen für die Commiſſionen anſtellen müſſe. Iſt 
denn nicht genug, wenn wir für die Realſteuer Eine 
Commiſſion haben, nämlich die Grund- und Ge— 
bäudeſteuercommiſſion, daß man die geſammte Be— 
völkerung Eine Commiſſion wählen läßt? Sie wird 
ja ſpäter noch eine Erwerbſteuereommiſſion und eine 
Perſonaleinkommenſteuercommiſſion zu wählen haben. 

Iſt die Eine Commiſſion nicht genug, iſt denn 
nicht genug, wenn die Einſchätzung für zwei Steuer— 
gattungen, die ſo innig zuſammenhängen, von Einer 
Commiſſion beſorgt wird? Es handelt ſich ja hier 
um eine Realſchätzung, um die Einſchätzung der 
Gebäude auf dem Lande, für welche nach dem An— 
trage der Minorität die Grundſteuerſchätzungscom— 
miſſion verwendet werden ſoll. 

Schon in der Regierungsvorlage heißt es, daß 
Orte, welche ſpecielle Verhältniſſe haben, durch 
ſpecielle Commiſſionen einzuſchätzen ſeien. Es han— 
delt ſich um das flache Land. Da kann doch Nie— 

mand verkennen, daß die Gebäudeeinſchätzung oder 
eigentlich ſchon der Werth der Gebäude dort auf dem 
flachen Lande mit dem Grundbeſitze zufammenhän- 
gend beurtheilt werden kann. Es heißt nämlich im 
8, 18 lit. a (liest): 
„der Nutzungswerth eines Gebäudes ijt nach 
der Anzahl und Größe der Wohnbeſtandtheile und 


der zu Wohnungen gehörigen Nebenlocalitäten 
(Speiſekammern, Böden, Keller ꝛc.), der Bauart 
und Beſchaffenheit, unter Berückſichtigung der An— 
ſprüche zu ermitteln, welche den Ortsverhältniſſen 
gemäß an die Befriedigung des Wohnbedürfniſſes 
nach dem Verhältniſſe des Beſitzes von dem Eigen— 
thümer des letzteren geſtellt zu werden pflegen.“ 

Es muß alſo offenbar auch das Verhältniß des 
Gebäudes zum Beſitzer beachtet werden, und weiters 
finden Sie dort in demſelben Paragraphe eine Be— 
ſtimmung, welche andeutet, daß bei einem größeren 
Beſitze das Gebäude höher einzuſchätzen ſei, als bei 
einem geringeren Beſitze. 

Außerdem iſt zu erwägen, daß wir nicht ſo 
viele Männer im Reiche haben, welche zu dieſem 
Geſchäfte fähig ſind, und daß diejenigen, die ſchon zu 
einem ſolchen Geſchäfte gebraucht werden, durch 
mehrere Jahre eingeübt werden ſollen. 

Ich glaube alſo, daß dieſelben Mitglieder der 
Commiſſion, welche jetzt den Grundertrag ſchätzen, 
ſchon in dieſem Einſchätzungsgeſchäfte doch eine 
Uebung haben und daher fähig ſein werden, auch 
die Gebäude einzuſchätzen. 

Außerdem habe ich noch einen Grund anzuführen.“ 

Bei der Grundſteuerſchätzung wird ſchon auf 
den Werth der Gebäude Rückſicht genommen, alſo 
die Bezirksſchätzungscommiſſionen, um welche es ſich 
in den meiſten Fällen handelt, ſind ſchon zum Zwecke 


der Grundſteuereinſchätzung, ſowie zur Angabe des 


Werthes der landwirthſchaftlichen Wohngebäude be— 
ſchäftigt, weil bei allen Käufen und Pachtungen, wo 
die Grundſtücke mit den Gebäuden gepachtet oder 
verkauft werden, der Werth der Wohngebäude auch 
dabei eingeſchätzt, reſpeetive der Kauf- und Pacht— 
preis in Abzug gebracht werden muß. Dieſe ſind 
nicht nur in der Grundertragsſchätzung, ſondern 
auch in der Gebäudeertragsſchätzung eingeübt. 

Ich muß nun die Aufmerkſamkeit der Herren 
auf Folgendes lenken: Wenn man andere, minder 
geübte Schätzungscommiſſionen die Gebäude ein— 
ſchätzen läßt, ſo kann es ſich ereignen, daß dieſe 


Commiſſionen die Gebäude für die Gebäudeſteuer 


anders ſchätzen, als ſie die Grundſteuerſchätzungs— 
commiſſion für die Grundſteuer geſchätzt hat.“ 
Meine Herren! Ich muß Ihnen doch ein Bei— 
{piel aus der Praxis vorführen: Wir haben in 
unſerem Lande (Galizien) Gefälle, welche mit den 
Gütern in Verbindung stehen. Zur Gebühren: 
bemeſſung dieſer Gefälle wird deren Ertrag mit 
zwanzig multiplicirt. Sodann kommt die Grund— 
ertragsſteuer; bei derſelben mußte der Werth der 
Gefälle, wenn ein Gut mit den Gefällen gekauft 
wurde, von dem ganzen Werthe des Gutes in Abzug 
gebracht werden. Da multiplieirte man mit zehn. 
Die Herren Referenten für die Grundertrags— 
ſchätzung und die Gebührenbemeſſung befanden ſich 
in der Finanzlandesdirection auf einem und demſel— 
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ben Corridor (Heiterkeit) und nie konnten fie dazu 
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Ich will gerne zugeben, daß in den Grund— 


kommen, daß der Eine ſo annehme wie der Andere. ſteuerbezirkscommiſſionen möglicherweiſe eine An— 


Der Eine nahm es mit zwanzig, weil dann die Ge— 
bührenbemeſſung höher, der Andere nahm es mit 
zehn an, weil dann die 
höher war. 

Wenn man alſo, meine Herren, zuſammenhän 
gende Gegenſtände hat, ſo iſt es beſſer, ſie durch ein 
und dasſelbe Organ ausführen zu laſſen; denn es 
wird nicht einmal ein Referent, ein Organ — ich 
weiß nicht, wie ich mich ausdrücken ſoll — ſo hart 
ſein, wenn es der einzige Referent iſt, in dem einen 
Geſchäfte höher als in dem anderen zu ſchätzen. 
Wenn es aber verſchiedene Organe und ſogar ver 
ſchiedene Commiſſionen find, fo kann ſich dieſer Fall 
ſehr leicht ereignen. 

Ich bitte alſo, meine Herren, 
wolle den Minoritätsantrag annehmen. 
Bravo!) 


das hohe Haus 
(Bravo! 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Freiherr 
v. Tinti hat das Wort. 


Abgeordneter Freiherr v. Tinti: Es haben 
bisher nur Gegner des Ausſchußantrages, Anhänger 
des Minoritätsantrages geſprochen, und deßhalb 
halte ich mich für verpflichtet, als ein Anhänger des 
Majoritätsantrages auch das Wort zu ergreifen. 

Der Haupteinwand, der gegen den Majoritäts- 
antrag, für die Einſchätzung des Ertrages bei der 
Gebäudeſteuer beſondere Commiſſionen zu wählen, 
gemacht wird, iſt der, daß man ſagt: Ja, wir haben 
ſchon genug Commiſſionen; wir haben cine Come 
miſſion für die Grundſteuer, wir haben oder wir 
werden eine für die Erwerbſteuer haben, wir 
werden eine Commiſſion für die Perſonaleinkommen— 
ſteuer haben müſſen; warum ſollen wir auch noch 
eine Commiſſion für die Gebäudeſtener haben? Da 
wäre es allerdings das Allereinfachſte geweſen, 
wenn man ſchon ein ſo außerordentliches Vertrauen 
den heutigen Commiſſionen für die Grundſteuer 
entgegenbringt, wenn man ſie zur Vereinfachung der 
Sache überhaupt für alle Gattungen von Steuern 
belaſſen hätte. Wenn man aber doch zugeben muß, 
daß man eine beſondere Commiſſion für die Erwerb— 
ſteuer und eine andere für die Perſonaleinkommen— 
ſteuer haben muß, dann iſt es doch ein eigenthüm— 
licher Vorgang, daß man gerade bezüglich der 
Gebäudeſteuer es für überflüſſig findet, daß man ſie 
mit einem gleichen Maße behandelt wie alle anderen 
Steuergattungen. Für alle anderen Ertragsſteuern 
beſtellt man eigene Commiſſionen, bezüglich der 
Gebäudeſteuer findet man aber, daß dies überflüſſig 
ſei, da die Grundſteuercommiſſion ebenſogut dafür 
ſorgen könnte. Ich bin nun durchaus nicht dieſer 
Meinung, und zwar aus verſchiedenen Gründen. 


Grundertragsſchätzung dem Lande 


zahl von Männern zu finden ſein wird, welche auch 
in Bezug auf den Nutzungswerth der Gebäude auf 
ein richtiges Urtheil haben können. 

Gewiß aber iſt es, daß dieſe Commiſſionen von 
einem anderen Geſichtspunkte aus gewählt wurden. 
Da es nun problematisch ijt, ob in einer beſtimmten 
Commiſſion gerade die geeigneten Perſönlichkeiten 
zur Beurtheilung auch des Nutzungswerthes der 
Gebäude ſich finden werden, ſo iſt es ſehr möglich 
und febr wahrſcheinlich, daß in einer ſolchen Bezirks 
commiſſion zufälligerweiſe nicht ein einziger Vertreter 
aus dem Kreiſe der Gebäudeſteuer ſich findet. Und 
doch wollen Sie, daß Commiſſionen über die 
Beſteuerung der Gebäudebeſitzer urtheilen ſollen, 
wo die Vertreter in den Commiſſionen nicht aus 
ihrer Mitte und nicht von ihnen gewählt ſind und 
möglicherweiſe auch kein richtiges Urtheil darüber 
abgeben können. 

Ich muß offen geſtehen, daß ich darin einen 
Vorgang finde, der unbillig und nicht zu ten 
fertigen ift, weil er ungleichmäßig ift. 

Eine Hauptſache bleibt jedoch die Zeitfrage. 
Gerade jenen verehrten Herren aus Galizien, die 
vor mir gefproden haben und die ganz beſonderes 
Intereſſe der Grundſteuervorlage zuwenden und 
gewiß den Fortgang der heutigen Schätzungsarbei— 
ten genau beobachtet haben, wird es nicht zweifelhaft 
fein, daß die Grundſteuereommiſſionen vorzugsweiſe in 
dem Lande, das ſie vertreten, gewiß noch eine lange 
Zeit hinlänglich beſchäftigt ſein dürften. Zum Aller— 
mindeſten auch in anderen Ländern werden die 
Grundſteuercommiſſionen in dieſem Jahre mit den 
Einſchätzungsarbeiten weitaus zu thun haben. 

Aber auch wenn die Bezirkscommiſſionen fertig 
würden, ſo werden die bezüglich der Grundſteuer 
exiſtirenden Landescommiſſionen und die Central— 
commiſſionen mit ihrer Aufgabe noch durch längere Zeit 
— über ein Jahr hinaus — mehr als hinlänglich be— 
ſchäftigt ſein. Was heißt es alſo, die Arbeiten der Ge— 
bäudeſteuer reform, die Erhebung des Nutzwerthes 
der Gebäude, den Grundſteuercommiſſionen zu iber- 


tragen? Das heißt mit aller Beſtimmtheit, die 
Regulirung der Gebüubejfteuer, die Ne 


form derſelben um ein oder zwei Jahre, 
vielleicht auch länger noch hinauszu— 
ſchieben, während dieſe Regulirung recht gut 
parallel neben der Grundſteuer gehen kann, und 
dann, weil fie leichter und minder complieirt iſt, 
gleichzeitig mit der Grundſteuer zum Abſchluſſe ge— 
langen kann. Es iſt denkbar, daß, wenn wir beſon— 
dere Commiſſionen für die Gebäudeſteuer einſetzen, 
wenn andere Commiſſionen für die Erwerb- und 
Perſonaleinkommenſteuer zuſammentreten, die künf— 
tige Reichsvertretung, wenn ſie das eigentliche 
Steuergeſetz zu beſchließen haben wird, gleichzeitig 
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in der Lage ſein wird, in nicht zu ferner Zukunft 
bezüglich aller Steuergeſetze die neuen Grundlagen, 
die neuen Ertragsverhältniſſe zu kennen und in 
möglichſt kurzer Friſt wirklich an das Wichtigſte, an 
die Feſtſetzung des Steuerſatzes, zu ſchreiten. 

Ich glaube alſo, daß in der That, ſowohl aus 
Gründen der Billigkeit und Gerechtigkeit gegenüber 
den Gebäudeſteuerträgern, als andererſeits auch aus 
den natürlichſten Gründen der Opportunität, um 
möglichſt bald fertig zu werden mit der Gebäude— 
ſteuerreform, der Antrag der Majorität auf Be— 
ſtellung eigener Commiſſionen ſich zur Annahme 
empfiehlt. 

(Abgeordneter Deschmann meldet sich zum 
Worte.) 


Präſident: 
mann hat das Wort. 


Herr Abgeordneter Deſch— 


Abgeordneter Deſchmann: Ich erlaube mir, 
das Wort für den Minoritätsantrag zu ergreifen, 
ſowohl aus den bereits angeführten Gründen, als 
auch, weil ich Landgemeinden zu vertreten habe eines 
Landes, in welchem das Städteweſen noch nicht in 
einer Weiſe entwickelt iſt, wie dies in auf einer 
höheren Culturſtufe ſtehenden Ländern der Fall 
ſein mag. | 

Ich kann mich diesfalls nur den Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Ritter v. Krzeezuno— 
wicz anſchließen, welcher den Zuſammenhang der 
Schätzung der Wohngebäude der Landbevölkerung 
und der Grundſteuerregulirung ſchon hervorgehoben 
hat. Ich bitte aber auch zu erwägen, daß ja die 
Landbevölkerung durch die von Jahr zu Jahr oder 
in noch kürzeren Zeiträumen wiederkehrenden Wahlen 
ſchon ſozuſagen in der Auffaſſung des Zweckes, 
welchen dieſelben haben, ganz irre geworden 
iſt. Ich bitte zu bedenken, wie häufig in den Land— 
gemeindenbezirken die Wahlen für den Ortsſchulrath, 
für den Bezirksſchulrath, für das Bezirksſtraßen— 
comité, ſowie noch für andere ſpecielle Comites und 
Vertretungskörper ſtattfinden. 

Sollen nun wieder neue Wahlen für eigene 
Bezirkscommiſſionen zur Erhebung der Nutzwerth— 
ſteuer eingeführt werden, ſo könnte die Bevöl— 
terung vielleicht mit Hoffnungen erfüllt werden, was 
für Wunderfolgen ſie bei dieſen neuen Bezirks— 
ſchätzungscommiſſionen bezüglich der Erleichterung 
der Landgemeinden in der Steuerzahlung, namentlich 
in der Hauszinsclaſſenſteuer zu erwarten habe. 

Nun aber, meine Herren, iſt es in dieſem hohen 
Hauſe bei den hervorgegangenen Debatten zu wieder— 
holten Malen ausgeſprochen worden, daß von der 
Nutzwerthſteuer kaum eine Erleichterung für die 
Landbevölkerung zu erwarten ſei. Ich glaube, daß 
dieſelbe ſich wird zufriedenſtellen müſſen, wenn ſie 
mit der Nutzwerthſteuer nicht höher getroffen werden 


wird, als dies bis jetzt mit der Hausclaſſenſteuer 
der Fall war. 

Aus dieſem Grunde, um nämlich ſolche Hoff— 
nungen in der Landbevölkerung nicht zu erwecken, 
andererſeits um die vielen Wahlen derſelben zu er— 
ſparen, werde ich für den Minoritätsantrag ſtimmen. 

Ich hege nicht die Beſorgniſſe, die der Herr 
Abgeordnete Freiherr v. Tinti ausgeſprochen hat, 
indem ich der vollſten Ueberzeugung bin, daß faſt 
alle Mitglieder der Bezirksſchätzungscommiſſion zur 
Regelung der Grundſteuer dann ebenfalls Steuer— 


träger in der bisherigen Hausclaſſenſteuer ſeien, daher 


nicht zu beſorgen iſt, daß denſelben die erforderlichen 
Kenntniſſe der Steuerobjecte, um deren Beſteuerung 
es ſich nunmehr handelt, mangeln werden. 

Ich ſpreche mich aber auch aus dem Grunde 
für den Minoritätsantrag aus, weil die Zuſammen— 
ſetzung der Centralcommiſſion nach dem Antrage der 
Majorität weſentlich abweicht von der durch das 
Grundſteuerregulirungsgeſetz normirten Zuſammen— 
ſetzung der Centralcommiſſion für die Grundſteuer— 
regulirung, und ich erachte das Intereſſe der einzelnen 
Länder durch die Grundfteuerrequlirungs-Central- 
commiſſion, an der die fpeciell gewählten Vertreter 
der einzelnen Länder theilnehmen, viel mehr gewahrt, 
als durch die Centralcommiſſion für die Nutzertrags— 
ſteuer der Gebäude, falls dieſelbe nach dem Antrage 
der Majorität gewählt werden ſollte. 

Aus dieſen Gründen ſpreche ich mich für das 
Minoritätsvotum aus. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 

(Abgeordneter Dr, Sch aup meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Schaup hat das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Schaup: Ich bin diesmal 
in der angenehmen Lage, rückhaltslos den Antrag 
der Majorität des Ausſchuſſes zu unterſtützen. Ich 
glaube, er empfiehlt ſich ſchon aus ſehr prineipiellen 
Gründen. Unſere ganze Steuerreform hat an die 
Spitze geſtellt, daß die Einſchätzung, die Durch— 
führung durch die Gleichberechtigten, durch die 
Steuerpflichtigen vorgenommen werden ſoll. Nun iſt 
es allerdings factijd vielleicht in den meiſten Fällen 
der Fall, daß die Grundſteuerträger auch Haus— 
beſitzer ſind, aber es iſt auch möglich, daß es in vielen 
Fällen nicht der Fall iſt. Allein es ſpricht auch eine, 
ganze Reihe von Opportunitätsgründen, wie ich 
glaube, für die Wahl beſonderer Commiſſionen. Vor 
Allem iſt nicht zu leugnen, daß, nachdem das Grund— 
ſteuergeſetz ſchon das Datum 1869 trägt, die Wahlen 
fichon vor langer Zeit vorgenommen worden find, und es 
vielleicht einerſeits Manchem, der in die Grundſteuer— 
commiſſion gewählt iſt, wünſchenswerth erſcheint, 
dieſes Mandates, welches er doch nicht im Stiche 
laſſen will, los zu werden oder doch wenigſtens zu 
dieſer Beſchäftigung nicht noch eine neue zu bekommen, 


und es ift andererſeits doch auch ein Recht ber Bee 
völkerung, der ſteuerzahlenden Bevölkerung, mit 
Rückſicht auf ein ganz neues Geſchäft auch vielleicht 
ganz neue Männer zu demſelben heranzuziehen. Ich 
könnte mir allenfalls denken, daß man aus rein prak— 
tiſchen Gründen für die Regierungsvorlage, wie ſie 
urſprünglich war, eingetreten iſt, und zwar zur Zeit, 
als im vorigen Jahre dieſe Vorlage eingebracht 
wurde. Man hat ſich vielleicht dem Gedanken hin— 
gegeben, daß dieſe Vorlage über die Gebäude— 
ſteuer ſo raſch Geſetz werden und zur Durchführung 
gelangen werde. Ich glaube, es war dies mit ein Motiv 
für die von der Regierung vorgeſchlagene Faſſung, 
ich bezweifle aber, daß die Regierung bei dem heutigen 
Stande der Verhandlungen noch die gleiche An— 
ſchauung hat. Die Hoffnung, daß wir die Gebäude— 
ſteuervorlage als Geſetz erblicken werden, wird ſich, 
wie wir ſehen, nicht ſo raſch verwirklichen. Wenn 
auch die Berathungen in dieſem hohen Hauſe zu 
einem Abſchluſſe gedeihen werden, iſt doch davon, 
daß das Geſetz auch in dem anderen Hauſe noch wäh— 
rend des gegenwärtigen Seſſionsabſchnittes berathen 
werden wird, keine Rede. Iſt das aber der Fall und 
jene Hoffnung nicht mehr berechtigt, ſo fällt damit 
der Hauptgrund weg, welcher fürdie Minorität geltend 
gemacht wurde. Die Grundſteuercommiſſionen werden 
im Laufe des heurigen Sommers mit der Einſchätzung 
beginnen — meines Wiſſens ſind die Commiſſionen 
zu dieſem Zwecke ſchon zuſammenberufen worden — 
und wenn ſie mit den Einſchätzungen vorgehen wer— 
den, fällt auch jeder Grund weg, der glauben ließe, 
es könne die Einſchätzung für die Grundſteuer unter 
Einem mit der Erhebung der Nutzungswerthe und 
der Bemeſſung der Gebäudeſteuer ſtattfinden. Außer— 
dem kann doch nicht geleugnet werden, daß man bei 
den urſprünglichen Wahlen eine ganz beſtimmte 
Rückſicht auf die Befähigung genommen hat. Man 
hat ausſchließlich die Fähigkeit in das Auge gefaßt 
und darauf geſehen, daß die zu Wählenden eine ge— 
nügende Kenntniß haben, um den Ertrag von Grund 
und Boden beurtheilen zu können. Es iſt aber etwas 
Anderes, den Ertrag von Grund und Boden und 
etwas Anderes, den Ertrag oder Nutzwerth eines Ge— 
bäudes zu beurtheilen, wo auch techniſche Fragen, 
jo der Bauzuftand u. ſ. w., von Einfluß fein 
können. 

Ich glaube aber auch, daß das Moment geltend 
gemacht werden kann, daß die Wirlſamkeit der ein— 
zelnen Commiſſionen, insbeſondere der einzelnen 
Mitglieder derſelben ſeit der Regulirung der Grund— 
ſteuer zu einer verſchiedenen Anſchauung geführt 
haben mag, und darum ſoll man der Bevölkerung das 
Recht wahren, heute vielleicht bei einer Neuwahl 
Fehler gutzumachen, die man bei einer früheren 
Wahl gemacht hat. Ich glaube daher, daß die Bore 
nahme einer neuen Wahl entſchieden im Vortheile der 
Steuerträger liegt. 
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Außerdem — und das führt bereits der Aus— 
ſchußbericht an und wird gewiß von dem Herrn Be— 
richterſtatter hervorgehoben werden — iſt auch die 
Frage des Koſtenpunktes für den Staat nicht zu un— 


terſchätzen. Die Grundſteuercommiſſionen find große 


Commiſſionen, die Gebäudeſteuercommiſſionen find 
im Ganzen, namentlich in ihrer Culmination als 
Centralcommiſſion, kleiner angelegt. 

Es iſt daher natürlich, daß ſie weniger Ko— 
ften in Anſpruch nehmen, und das fällt umſomehr 
ins Gewicht, als nach der ganzen Anlage des He- 
ſetzes die Gebäudeſteuereommiſſionen nahezu pere 
manent fungiren oder alle Jahre zuſammentreten 
werden, während, wenn die Regelung der Grund— 
Weer durchgeführt wird, die Commiſſionen bis 


zum Ablaufe der Steuerperiode nichts zu thun haben. 


Das hohe Haus wird daher gut daran thun 
und das Intereſſe der Steuerpflichtigen am beſten 


wahren, namentlich aber die Gerechtigkeit 


und Gleichmäßigkeit der Veranlagerung 
in allen Theilen des Reiches am beſten 
wahren, wenn es den Antrag des Ausſchuſſes 
in dieſer Beziehung annimmt. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 

(Abgeordneter Ritter v. Kraeczunowicx 
meldet sich.) | 

Herr Ritter v. Krzeczunomica hat das 
Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Krzeezunowiez: 
Ich werde nur einige Worte vorbringen, um zwei 
Einwendungen, die vorgebracht wurden, zu begeg— 
nen, die Einwendung mit Bezug auf die Zeit— 
frage und den Koſtenaufwand. Ich meine, daß, 
wenn man Leute zu dieſem Geſchäfte beruft, die 
bereits in demſelben oder einem ähnlichen Ge— 
ſchäfte eingeübt ſind, dieſe dasſelbe nicht nur beſ— 
jer, ſondern auch geſchwinder verrichten werden. 
Es kann daher hier die Koſtenfrage aus dem 
Grunde nicht maßgebend ſein, weil dieſe Leute 
ſchneller fertig werden. 

Man glaube ja nicht, daß es den gewählten 
Commiſſiousmitgliedern gar fo leicht wird, bie bee 
treffenden Geſetzesvorſchriften zu ſtudiren und zu 
verſtehen. 

Was den zweiten Punkt, den der Gerechtig— 
keit anbelangt, daß nämlich die Gebäudeſteuer— 
träger ſich ſelbſt einſchätzen, ſo könnte man glau— 
ben, wie Baron Tinti eben behauptete, daß es der 
Gerechtigkeit zuwiderlaufen würde, wenn man die 
Grundſtücke durch die Grundſteuerträger, die Er— 
werbsunternehmungen durch die Erwerbsſteuer— 
träger, aber die Gebäude nicht durch die Gebäude— 
ſteuerträger einſchätzen ließ. Nun, meine Herren, 
inſoweit ich wenigſtens die Commiſſionsmitglieder bei 
der Grundſteuereinſchätzung kenne und namentlich 
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bie Grundſteuerträger, fo ijt fein einziger unter 
ihnen, der nicht aud) Hausbeſitzer wäre. 

Es iſt auch keine Gefahr vorhanden für die 
Ungerechtigkeit der Steuerſchätzung, zumal, wie ich 
erinnern muß, in Orten, welche nicht mehr eine länd— 
liche Bevölkerung haben, ſondern eine induſtrielle, 
Specialcommiſſionen aufgeſtellt werden können. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Es ijt nicht der Fall; ich 


erkläre daher die Debatte für geſchloſſen und 


ertheile dem Herrn Berichterſtatter der Majo— 
rität das Schlußwort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Ich 
werde mit wenigen Worten den Standpunkt der Ma— 
jorität des Ausſchuſſes rechtfertigen. Die Majorität 
hat im Grunde genommen nichts Anderes gethan, 
als auf die Regierungsvorlage über denſelben Gegen— 
ſtand aus dem Jahre 1863 zurückgegriffen. In der 
früheren Vorlage von 1863 und — wenn mich mein 
Gedächtniß nicht täuſcht — auch in der von 1864, 
wo die Grund- und Gebäudeſteuer in einem einzigen 
Geſetze vereinigt waren, hat die damalige Regierung 
für nothwendig erkannt, für die Grund- und die 
Gebäudeſteuer je eine beſondere Commiſſion zu 
beſtellen. Was die jetzige Regierung bewogen hat, 
von den früheren Vorlagen abzugehen, waren einfach 
Erſparungsrückſichten; und es iſt nun merkwürdig, 
daß ſowohl die Majorität, als die Minorität des 
Ausſchuſſes Erſparungsrückſichten für ihre Anſichten 
geltend machte. 

Unterſuchen wir nun die Sache. Würde die 
Grundſteuer- und die Gebäudeſteuereommiſſion zu 
gleicher Zeit fungiren, immer zu gleicher Zeit fungi— 
ren können, ſo wäre der Standpunkt der Minorität 
ohne alle Frage vollſtändig berechtigt; denn dann 
könnte man ſagen, daß die mit dem Grundſteuer— 
abſchätzungswerke beſchäftigten Commiſſionen auch die 
Gebäudeabſchätzung vornehmen könnten. Dieſes wird 
aber, ſoweit die Dinge jetzt ſtehen, nicht der Fall ſein, 
denn die Grundſteuercommiſſionen werden mit ihren 
Geſchäften bereits zu Ende ſein, ehe die Gebäude— 


ſteuercommiſſionen eingeſetzt werden. Die Anzahl der 


Mitglieder der Gebäudeſteuereommiſſion, ſowohl bei 
der Landescommiſſion, als bei der Centralcommiſſion, 
ijt weit geringer als bei der Grundſteuercommiſſion; 
daher, glaube ich, hat die Majorität ein Recht, wenn 
ſie darauf hinweiſt, daß bei Annahme ihres Antrages 
Erſparungen gemacht werden dürften. Dasſelbe iſt 
der Fall mit den Reiſekoſten. Ich glaube, daß, wenn 
man den großen Apparat ber Grundſteuercommiſſion 
bei der Landes- und Centralcommiſſion ins Auge 
faßt, dieſe bei der Grundſteuercommiſſion viel mehr 
betragen als bei der Gebäudeſteuercommiſſion. Nun 
ijt allerdings darauf hingewieſen worden, daß es fid) 
darum handelt, den Nutzungswerth ſolcher Gebäude 


zu beſtimmen, welche auf dem flachen Lande liegen, 
wo meiſt eine agricole Bevölkerung vorhanden iſt. 

Doch das iſt nicht ganz richtig. Es gibt eine 
große Anzahl von Bezirken und Diftricten in Defter- 
reich, wo nicht die agricole, ſondern die induſtrielle 
Bevölkerung überwiegend iſt, und es handelt ſich dar— 
um, daß auch die Vertreter dieſer induſtriellen Be— 
völkerung, da, wo es ſich um Steuern handelt, ein 
Wort mitſprechen und nicht bloß die Grundſteuer— 
commiſſionen über die Schätzung ihrer Häuſerwerthe 
das Votum abgeben. Die Anſchauung meines Partei— 
freundes, daß er ſich deßhalb für den Antrag der 
Minorität ausſpreche, weil in der Centralcommiſſion 
nach der Auffaſſung der Minorität ſämmtliche Län— 
der vertreten ſind, was bei Annahme des Antrages 
der Majorität nicht der Fall wäre, iſt ebenfalls nicht 
ganz ſtichhältig; denn nach der Anſicht der Majo— 
rität fo die Centralcommiffion aus 18 Mitgliedern 
beſtehen; bei einem Stande von 18 Mitgliedern 
dürfte es wahrhaftig möglich ſein, auf die Verſchie— 
denheit der einzelnen Königreiche und Länder Rück— 
ſicht zu nehmen. Man wird wohl ſagen können, daß 
die Verhältniſſe von Oberöſterreich, Salzburg und 
Tirol nicht ſo außerordentlich differiren, als daß 
Ein Mitglied für dieſe Gebiete nicht hinreichen ſollte, 
während für Galizien, Böhmen und Mähren je Ein 
Mitglied wird beſtimmt werden können. Ich möchte 
daher dem hohen Hauſe empfehlen, die Anträge der 
Majorität zu den ſeinigen zu machen. 


Präſident: Ich ſchreite zur Abſtimmung. 

Ich habe bereits erwähnt, daß von der Min o— 
rität des Ausſchuſſes ein Antrag geſtellt wird, 
welcher dahin geht, daß anſtatt der 88. 6, 7, 8 und 9, 
wie ſie von der Majorität beantragt werden, bloß 
ein einziger Paragraph aufzunehmen ſei. Der weſent— 
liche Unterſchied beſteht darin, daß die Majorität 
beſondere Gebäudecommiſſionen aufgeſtellt wiſſen 
will, während die Minorität dies den bereits be— 
ſtehenden Grundſteuercommiſſionen überweiſen will. 

Ich werde $, 6, wie er von der Minorität 
beantragt wird, zur Abſtimmung bringen. Wird er 
angenommen, ſo entfällt die weitere Berathung der 
88. 6 bis 9 des Majoritätsantrages. Wird er abge- 
lehnt, jo werde id) bie Debatte über bie SS. 6 bis 9 
nach dem Antrage der Majorität eröffnen. 

Ich erſuche jene Herren, welche den Minor i: 
tälts antrag, lautend (liest): 

„Anſtatt der 88. 6 bis 9g wäre im Sinne der 
Regierungsvorlage anzunehmen ein einziger 

„ns: 6. Zur Erhebung und Feſtſtellung 

des Nutzungswerthes der Gebäude ſind die 

auf Grund des Geſetzes vom 24. Mai 1869, 

R. G. Bl. Nr. 88, zur Regelung der Grund— 

ſteuer beſtellten Commiſſionen berufen. 

Außerdem kann der Finanzminiſter über 
Antrag oder mit Zuſtimmung der Landes— 
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commiſſion für größere Orte mit vorwiegend 
induſtrieller Bevölkerung oder für mehrere 
ſolche Orte gemeinſchaftlich die Aufſtellung 
beſonderer Ortsſchätzungscommiſſionen an— 
ordnen. 

Jede Ortscommiſſion beſteht außer dem 
Vorſitzenden, welcher, ſowie deſſen Stellver— 
treter, vom Finanzminiſter ernannt wird, 
noch aus ſechs Mitgliedern, welchen eine 
entſcheidende Stimme zuſteht. 

Die Hälfte der Mitglieder, von denen 
zwei aus der Reihe der Hausbeſitzer der be— 
züglichen Orte zu entnehmen ſind, beruft 
der Finanzminiſter, die andere Hälfte wird 
von der Gemeindevertretung, und wenn die 
Commiſſion für mehrere Orte aufgeſtellt iſt, 
von den Gemeindevorſtänden dieſer Orte 
gewählt. 

In gleicher Weiſe wird auch dieſelbe An— 
zahl Erſatzmänner vom Finanzminiſter, be 
ziehungsweiſe von der Gemeindevertretung 
(Gemeindevorſtänden) berufen. 

Die Berufung oder die Wahl der Mit— 
glieder und Erſatzmänner erfolgt auf die 
Dauer von fünf Jahren, * 

Die Referenten der Bezirks- und Orts- 
commiſſionen werden vom Finanzminiſter 
ernannt““ — 

annehmen, fih zu erheben. (Geschieht.) Der An- 
trag iſt mit 110 gegen 66 Stimmen abgelehnt, 
und wir werden ſomit zur Berathung der 88. 6 bis 9 
nach dem Majoritätsantrage übergehen. 
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muß ich noch wegen der Dringlichkeit der vorliegen— 
den Gegenſtände und nachdem die Debatte über das 
Gebäudeſteuergeſetz ſo viel Zeit in Anſpruch nimmt 
und noch mehrere Gegenſtände dringend zu erledigen 
ſind, um Zweierlei bitten, daß erſtens die Herren die 
Güte haben, pracife um 11 Uhr zuerſcheinen und zwei— 
tens etwas länger die Sitzung fortdauern laſſen. 

Mit Rückſicht darauf — und das Wohlwollen 
der Herren wird mich darin unterſtützen — werde ich 
die Sitzungen prácià um 11 Uhr eröffnen. 

Die nächſte Sitzung findet morgen um 
11 Uhr ſtatt. 

Die Tagesordnung iſt: Fortſetzung der 
Gpecialbebatte über das Gebäudeſteuer— 
geſetz. 

Folgende Einladungen bitte ich zur Kenntniß 
zu nehmen: 

Der Budgetausſchuß hält heute Abends um 
6 Uhr eine Sitzung in der Abtheilung II. Tages— 
ordnung iſt die Berathung über die Nachtrags— 
crebite für das Jahr 1875, über das Geſetz, betref— 
fend den Schutz gegen den Borkenkäfer, und das 
Geſetz bezüglich der metriſchen Maße und Gewichte, 
endlich das Geſetz, betreffend den Poſtverein; 

der Petitionsausſchuß hält heute Abends 
um 6 Uhr eine Sitzung ab; 

der Steuerreformausſchuß morgen Vor— 
mittags 9% Uhr zur Berathung der an ihn gewie— 
ſenen Anträge. 

Ich erkläre die Sitzung für geſchloſſen. 

(Schluss der Sitzung 2 Uhr 55 Minuten.) 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 


Ich werde nun die Sitzung ſchließen. Doch 
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die das Staatsleben beeinfluſſen kann, in das Bare 
lament ihre Vertreter nicht entſenden dürfe, ſo müßte 
der geehrte Herr Vorredner namentlich eine Potenz 
nicht unberückſichtigt gelaſſen haben, die er un— 
berückſichtigt ließ, nämlich die confeſſionellen Geſell— 
ſchaften, die Kirchen Oeſterreichs. Trotzdem iſt es 
ihm nicht eingefallen, da zu bemerken, daß dieſe 
Potenzen das Staatsleben, die Regierung in ent— 
ſchiedenerer Weiſe beeinfluſſen können, als irgend eine 
wirthſchaftliche Geſtaltung, irgend eine wirthſchaft— 
liche Aſſociation. (Bravo! Bravo! links.) Davon 
hat er aber kein Wörtlein erwähnt. Sobald ein ecla- 
tanter Conflict im Bflichtgefühle, worauf die moralische 
Grundlage des Conſtitutionalismus beim Abgeord— 
neten und zwar gewiſſermaßen regelmäßig beſteht, ein— 
treten muß, dann mag die Wählerſchaft entſcheiden, ob 
der betreffende Abgeordnete im Abgeordnetenhauſe 
ſeinen Sitz behalten könne. Was darüber hinausgeht, 
führt zu einer Art Verzerrung des ſtaatlichen 
Lebens, des parlamentariſchen Weſens, und führt 
auch nothwendigerweiſe zu Inconſequenzen; denn 
auszuſprechen: „kein Verwaltungsrath dürfe Ab— 
geordneter werden“, dagegen zu ſagen: „jeder 
Dechant, jeder Biſchof, jeder Pfarrer kann feinen 
Sitz im Abgeordnetenhauſe einnehmen“, ift ein 
entſchiedener Widerſpruch. Die verſchiedenen 
Potenzen im Staatsleben mögen Vertreter haben, 
ſolange kein bedenklicher Conflict des Pflichtgefühls 
entſteht und ſolange der Parlamentarismus nicht 
disereditirt wird. Dieſe Potenzen mögen darnach 
ringen, welche mächtiger ſei, welche das Staatsleben 
Mad) ihrer Anſicht zu conſtruiren, zu formen im 
Stande ſei. Aus dieſem Widerſtreite der Gewalten 
wird ein Zuſtand entſtehen, welcher für die Majori— 
täten ein befriedigender, für die Minoritäten ein 
erträglicher werden wird. Dies liegt — glaube 
ich — im Weſen des Parlamentarismus. Manche 
Uebelſtände ſind wohl nicht zu vermeiden, aber nicht 
zu vermeiden ſowohl bei Potenzen, die von rechts, 
ſowie bei Potenzen, die von links auftreten. 

Ich glaube, daß die Ausführungen meines 
geehrten Herrn Vorredners nicht haltbar ſind, und 
damit erledigen ſich auch die Ausführungen, die er 
an ſeine dritte Bemerkung knüpfte, nämlich, daß, wenn 
Jemand bei einer auf Erwerb gerichteten Unter— 
nehmung Verwaltungsrath, adminiſtrativer Leiter 
oder Vorſtandsmitglied ijt und dieſe in Concurs 
geräth, er ſich einer Neuwahl zu unterziehen habe. 

Der Herr Vorredner ſagte: Nur das Gericht 
hat zu entſcheiden. Ich weiß nicht, ob es im Intereſſe 
des Anſtandes und der Würde des Conſtitutionalis— 
mus richtig iſt, die Entſcheidung von der Wähler— 
ſchaft zu nehmen und fie dem Gerichte zu übertragen. 
Denn es kann viele Handlungen geben, die in den 
Augen einer ehrenwerthen, auf den Ruf des Conſti— 
tutionalismus eiferſüchtigen Wählerſchaft genügen, 
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Gericht doch nie an den Leib fam, (Bravo! Bravo! 
So ist es!) Das ijt zu erwägen, und darum ziehe ich 
die Entſcheidung einer ehrenwerthen Wählerſchaft 
der des Gerichtes in dieſem Falle vor. Denn es kann 
ein ganz gutes Strafgeſetzbuch geben, welches doch 
Handlungen nicht ſtraft, bei denen das Blut jedes 
ehrenhaften Mannes, der mit zur Wahl berufen iſt, 
in Wallung geräth. (Lebhaftes Bravo! Bravo!) 

Endlich hat der Herr Vorredner noch erklärt, 
daß es unrichtig ſei, daß man nicht für incompatibel 
erkläre das Mandat eines Abgeordneten mit einer 
Handlungsweiſe, welche das Nehmen von Trink— 
geldern im Betrage von 20.000 bis 50.000 fl. für 
zuläſſig erklärt. (Heiterkeit.) Da erlaube ich mir die 
Bemerkung, daß das vorliegende Geſetz kein Straf— 
geleë ijt; es will nicht die Incompatibilität zwiſchen 
einzelnen nicht zu billigenden Handlungen und dem 
Abgeordnetenmandate herſtellen, es will nicht 
beſagen, daß das Geben von Trinkgeldern oder das 
Nehmen derſelben aus eigener oder gar aus fremder 
Taſche mit dem Abgeordnetenmandate unvereinbar 
ſei. Es will vielmehr darſtellen, welche Aemter, 
welche Zuſtände unvereinbar ſeien mit dem Abge— 
ordnetenmandate; das Urtheil über Handlungen, die 
ich und wohl alle meine Freunde hier und auch das 
ganze Haus tadeln — wie der Herr Vorredner — 
(Bravo! Bravo!) müſſen wir — wie ich glaube — 
der öffentlichen Meinung, müſſen wir der Wähler— 
ſchaft überlaſſen, und es wird die Aufgabe einer 
geläuterten öffentlichen Meinung und einer geläuterten 
Journaliſtik ſein, dieſe Thatſachen den Wählern im 
entſprechenden Momente zum Bewußtſein zu bringen 
(Lebhaftes Bravo! Hraro l); daß, was immer an 
dem Geſetzentwurfe getadelt werden kann, er jeden— 
falls denn doch geeignet iſt, einer Berathung zum 
Vorwurfe zu dienen. Und darum, meine Herren, 
mögen Sie Denen, die den Vorſchlag bringen, es 
verzeihen, wenn ſie jetzt, wo die Zeit des hohen 
Hauſes ſo koſtbar iſt, demſelben noch eine Stunde 
dieſer koſtbaren Zeit entzogen haben. Wir glaubten 
eben, einer tiefen Strömung der Geiſter in Oeſter— 
reich, einer Strömung, die dahin geht, daß das 
Pflichtgefühl immer mehr und mehr die Grundlage 
des Conſtitutionalismus ſein muß, zum Ausdrucke 
verhelfen zu ſollen. (Lebhafter Beifall und Hände- 
klatschen,) 

(Abgeordneter Eduard Suess meldet sich zum 
Worte,) 


Präſident: Herr Abgeordnete Eduard Sueß 
hat das Wort. 


Abgeordneter Eduard Sueß: Ich hätte nicht 
gedacht, daß heute eine ſo tiefgreifende und wichtige 
Frage, wie der Einfluß der wirthſchaftlichen Ver— 
hältniſſe auf das parlamentariſche Leben, zum Gegen— 


um Jemanden ſeines Mandates zu berauben, dem das ſtande der Beſprechung in einer ſo eingehenden Weiſe 


4312 


werde gemacht werden. Wenn id) das Wort ergreife, 
fo geſchieht es unter dem Eindrude, daß ich nicht in 
der Lage ſein werde, in dieſem Augenblicke den wich— 
tigen Gegenſtand in einer hinreichend tiefen und 
würdigen Weiſe zu beſprechen. Einige Bemerkungen 
aber ſchienen mir unerläßlich, ſowohl nach jenem, 
was von dieſer (linken), als auch was von der 
anderen (rechten) Seite des hohen Hauſes geſagt 
wurde. 

Ich bin ſo vollkommen einverſtanden mit den 
Grundſätzen, welche von den beiden Herren Vor— 
rednern ausgeſprochen worden find, daß ich glaube, 
ein Geſetz, wie ſie es wünſchen, wäre eine Wohlthat; 
aber die Einzelheiten, die berührt worden ſind, laſſen 
mich zugleich befürchten, daß es uns ſchwer werden 
wird, dieſem Wunſche zu entſprechen; denn denken 
Sie nur, wie ſchlagend die einzelnen Fälle ſind, die 
von jener (linken) Seite angeführt wurden, und wie 
ſchwer es wäre, eine Geſetzesform zu finden, welche 
allen Anſprüchen entſprechen würde. 

Vor vielen Jahrhunderten kam in Athen ein 
perſiſcher Satrap, Harpalus, an, welcher ſehr viel 
Geld zur Erreichung gewiſſer politiſcher Zwecke unter 
die Bevölkerung vertheilte. 

Der ſittenſtrenge Lykurg veranlaßte einen 
Proceß gegen ihn; es bildeten ſich zwei Parteien, 
die Spaltung wurde immer größer. 

Jede Verleumdung wurde populär, jede Ver— 
theidigung wurde von vornherein verdächtigt, und 
auch Jedermann, der ſich in glänzendſter Weiſe 
hervorgethan hatte, ſchien verdächtig, weil er ſich 
hervorgethan hatte. Und ſo kommt es, daß es bis 
zum heutigen Tage nicht bekannt iſt, ob der hervor— 
ragendſte Name jener Zeit, Demoſthenes, der Name 
eines reinen Patrioten oder derjenige eines käuflichen 
Verräthers geweſen ſei. Und was war der Schluß 
jener großen Verhandlungen? Es war dieſes, 
daß man allerbings in Athen zur Ueberzeugung ge— 
langte, daß es leichter fet, fociale Schäden blof- 
zulegen, als fie zu heilen (Rufe: Sehr gut!), und 
daß es nicht ein einzelner Fall ſei, welcher durch den 
Proceß Harpalus bloßgelegt wurde, ſondern daß es 
fic) hier handle um die Erkenntniß eines Zuſtandes 
der Dinge, der hervorgegangen war aus vielen allge— 
meinen Urſachen, von welchen die erſte die war, 
va in Athen eine veraltete Religion herrſchte, bie 
mit den vorgeſchrittenen Anſchauungen nicht mehr 
im Einklange fand, daß man lockere ſtaatliche Ver— 
hältniſſe vor ſich hatte in dem griechiſchen Staaten— 
bunde und daß das Volk nicht gewöhnt war an 
einen ſo plötzlichen Zufluß des Geldes. 

Selbſt Lykurg nahm aus Liebe zur Menſchheit 
Anſtand, zuzugeben, daß große Talente verbunden ſein 
könnten mit einem geringen Maße von Charakter, und 
heute noch iſt es eine Streitfrage. 

Die Athener ſahen es ein, daß nur ein großer Auf— 
ſchwung von Patriotismus in Verbindung mit den 


Haus der Abgeordneten. — 124. Sitzung der 8. Seſſion am 8. März 1875. 


reinen Grundſätzen der Moral dahin führen könne, 
daß die Verhältniſſe ſich beſſern. Der gute 
Wille des Herrn Abgeordneten Dr. Menger 
geht doch nur dahin, durch partielle Beſtimmungen 
den Schäden der Geſellſchaft entgegenzutreten, welche 
doch nur allmälig durch eine weiſe und feſte Regierung 
gebeſſert werden können. 

Ich zweifle, daß der Antrag zu irgend welchem 
poſitiven Nutzen führen wird und daß die Form ſich 
wird finden laffen, um zu vermeiden, daß neben den 
allgemeinen Intereſſen auch Einzelintereſſen ſich 
kundgeben. 

Ich ſtimme für die Zuweiſung des Antrages 
an einen Ausſchuß, ohne beſondere Hoffnungen an 
feine Reſultate zu knüpfen. (Beifall, ) 

(Abgeordneter Dr, Hoffer meldet sich zum 
Worte.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Hoffer 
hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Hoffer: Mein geehrter Herr 
Vorredner hat goldene Worte geſprochen, die in unfer 
aller Herzen wiederklingen, hat aber geſchloſſen mit 
der Anſicht, daß der vorliegende Geſetzentwurf, wenn 
auch durch den Ausſchuß erweitert und verbeſſert, 
wenig, ja faſt nichts nützen wird, und dieſer Anſicht 
möchte ich mit wenigen Worten entgegentreten. 

Wenn die Geſetzesvorlage, um die es ſich han— 
delt, gar nichts Anderes reſultirt hätte, als das, was 
in dieſer Stunde in dieſem Saale geſprochen 
wurde (Bravo! Bravo! links) und wie es gefprodjen 
wurde, ſchon dann hat fie genützt. (Bravo! Bravo!. 
links.) Denn das ijt dasjenige, was in einer Zeit, 
wo die ganze Atmoſphäre wie an einem heißen 
Sommertage gewitterſchwül und dumpf ift und jede 
Bruſt ſich bedrückt und beengt fühlt, was wohlthut 
und erleichtert — das erſte Rollen des fernen Don— 
ners — der das läuternde Gewitter ankündigt, und 
dieſes Rollen habe ich hier gehört, und das läuternde 
Gewitter wird kommen über das lechzende Land, 
nicht zerſtörend, ſondern befruchtend, und daß gerade 
eine Körperſchaft, wie das erſte direet gewählte öſter— 
reichiſche Parlament, mit vollem Bewußtſein der 
Bedeutung der Sache in der Berathung eines ſolchen 
Geſetzes eingeht, daß von verſchiedenen Seiten und 
verſchiedenen Standpunkten aus wenigſtens die eine 
Anſicht getheilt wird, es müſſe Eines hochgehalten 
werden, die Ehre, die Uneigennützigkeit, die Reinheit 
ber parlamentariſchen Geſinnung: das ift [jon Etwas, 
das iſt eine Thatſache, und dieſe Thatſache geſchieht 
in dieſem Augenblicke. Sie wird begonnen, aber auch 
fortgejeht durch die Ausführung jenes Geſetzes. 

Ich geſtehe offen, daß ich zu Denjenigen ge— 
höre, welchen das hier Vorgeſchlagene noch weitaus 
nicht genügt; wir find aber nicht bei der Speciale 
debatte, wir ſind nicht bei der Berathung des Geſetzes, 
wir wollen hier nur Eines ausſprechen: es müſſe 
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nad) biejer Richtung etwas geſchehen, es müſſe gegen 
Dinge, die in der Luft liegen, eine Läuterung ein— 
treten, und aus dieſem Grunde empfehle ich die An— 
nahme des Antrages, einen Ausſchuß zuſammenzu— 
ſetzen. Die Wahl ſelbſt wird allerdings Sorgfalt er— 
fordern, denn ein nicht leichtes Amt iſt es, das Sie 
jenen Männern anvertrauen, dasjenige zu formu— 
liren und zum Geſetze zu machen, was als ſittlicher 
Grundſatz in uns Allen lebt. 

Ich empfehle daher die Annahme des Antra— 
ges. (Lebhaftes Bravo!) 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 


(Niemand meldet sich.) Es ijt nicht der Fall. Ach 


erkläre die Debatte für geſchloſſen und ſchreite 
gemäß 8. 35 zur Abſtimmung. Ich erſuche jene 
Herren, welche dafür ſind, daß der vom Herrn Abge— 
ordneten Dr. Menger und Genoſſen geſtellte An— 
trag in Betreff der Incompatibilität ge— 
wiſſer Geſchäfte mit dem Abgeordnetenmandate 
einem eigenen aus dem Haufe zu wählen— 
den Ausſchuſſe von 15 Mitgliedern zur 
Vorberathung zugewieſen werde, ſich zu 
erheben. (Geschieht.) Der Antrag iſt ange— 
genommen. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
die Fortſetzung der Specialdebatte über 
das Gebäudeſteuergeſetz (294 der Beilagen). 

Nachdem der Steuerreformausſchuß mit der Be— 
rathung jener Anträge, welche zum Abſatze 6 und 7 
des $. 2 geſtellt, und an den Ausſchuß zur neuere 
lichen Beſchlußfaſſung gewieſen worden find, nicht zu 
Ende gekommen ijt, werden wir heute mit dem §. 5 
beginnen. 


Berich terſtatter der Majorität Dr. Beer (von 
der Tribüne — liest K. 5, „Prüfung der Bekenntnisse 
und Feststellung des steuerbaren Miethzinses des 
Gesetzes aus 294 der Beilagen ). 


Präſident: Zu 8. 5 find mehrere Redner 
eingetragen, und zwar gegen den Ausſchußantrag 
die Herren Abgeordneten Dr. Kronawetter, 
Wolfrum, Dr. Bareuther, Dr. Schaup 
Dr. v. Prener, Dr. v. Berger und Wickhoff — 
für denſelben der Herr Abgeordnete Heinrich. 

Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Kronawetter das Wort. 

Abgeordneter Dr. Kronawetter: Im §. 5 
des vorliegenden Geſetzentwurfes wird zunächſt über 
die Zuſammenſetzung der Parificationscommiſſionen 
geſprochen, das heißt derjenigen Commiſſionen, deren 
Aufgabe die Erhebung des Zinswerthes unter Bei— 
ziehung des Hauseigenthümers in denjenigen Fällen 
iſt, wo ein einbekannter Zins einzelner Wohnungen dem 
ſonſtigen Ertrage vermietheter Gebäudetheile nicht 
angemeſſen befunden wird. Dieſe Commiſſion ſoll zu— 
ſammengeſetzt ſein unter der Leitung eines Finanz— 
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organes aus zwei von ber Gemeindevertretung ge- 
wählten und zwei von der Steuerbehörde berufenen 
Hausbeſitzern. 

Es ſcheint mir, daß man bei dieſer Art und 
Weiſe der Zuſammenſetzung der Commiſſion auf die 
Verhältniſſe großer Städte und insbeſondere auf die 
Verhältniſſe in Wien gar keine Rückſicht genommen 
hat. Die allerkleinſte Stadt, der allerkleinſte Ort, der 
der Hauszinsſteuer unterliegt, hat eine Commiſſion, 
beſtehend aus zwei Hausbeſitzern, die ernannt, und 
zwei Hausbeſitzern, die gewählt ſind. Ich frage, ſoll 
denn für Wien mit ſeinen 600.000 Einwohnern und 
ſeinen 12.000 Häuſern Eine ſolche Commiſſion ge— 
nügen, für die nur zwei Hausbeſitzer aus der ge— 
ſammten Claſſe der Hausbeſitzer Wiens beſtimmt 
würden? Was hätten dieſe zwei Hausbeſitzer für eine 
enorme Aufgabe in Wien? Es iſt unmöglich, daß ſie 
den einzelnen Verhältniſſen der großen Stadt gerecht 
würden. Denn wie bereits oft und mit Recht an 
dieſem Orte hervorgehoben wurde: die Verhältniſſe 
in den einzelnen Vorſtadttheilen und den exponirten 
Theilen Wiens gegenüber denen des Centrums und 
die des Centrums wieder gegenüber den Vorſtädten 
ſind ganz verſchieden. Es kann ſein, daß Jemand mit 
den Miethpreiſen in den Häuſern auf der Ringſtraße 
ſehr gut bekannt iſt, aber die Miethzinſe in den Häu— 
ſern am Thury, in der Brigittenau, in Erdberg 
u. ſ. w. gar nicht kennt; und traurig wären die Bri— 
gittenauer daran, wenn ein ſolcher Mann ihre Woh— 
nungen mit Ringſtraßenhäuſern parificiren möchte, 
und ungerecht wäre es, wenn zum Beiſpiele dieſe zwei 
Hausherren aus zwei entlegenen Vorſtädten gewählt 
würden und die Ringſtraßenpaläſte nach den Verhält— 
niſſen der Vorſtädte parificiren möchten. Es hat ſich 
die Unmöglichkeit einer einheitlichen, ftricten, centra— 
liſirten Leitung in derlei Dingen in Wien ſchon in 
der ganzen Communalverwaltung geltend gemacht. 
Wien iſt deßhalb in neun und jetzt in zehn Gemeinde— 
bezirke eingetheilt, und jeder von dieſen Gemeinde— 
bezirken iſt oft größer als eine mittelgroße Stadt auf 
dem Lande. 

Ich glaube daher, es iſt für die Stadt Wien 
am angemeſſenſten und für die Sache ſelbſt am för— 
derlichſten, wenn wir für jeden Gemeindebezirk eine 
ſolche Commiſſion ernennen und nicht für ganz Wien 
eine, beſtehend aus zwei Mitgliedern, die die Steuer— 
behörde ernennt, und aus zwei Mitgliedern, die von 
den Hausherren ernannt werden. 


Mein Antrag wäre daher: 
In Alinea 2, nach den Worten „Finanzorgans“ 
wäre ſeinzuſchalten (dest): 


„in Wien aus zwei von den Ausſchüſſen 
eines jeden der Wiener Gemeindebezirke 
gewählten und aus zwei von der Steuer— 
behörde aus den Hauseigenthümern eines 
jeden Gemeindebezirkes berufenen Haus— 


befigern, in den übrigen der Hauszinsſteuer 

unterliegenden Orten aber“ — 
weiter könnte der Text bleiben, wie er im Geſetzent 
wurfe ſteht, und im Alinea 3 wäre nach den Worten: 
„Wird die Wahl der“ einzuſchalten 

Ein Wien von den Ausſchüſſen der Ge 
meindebezirke ober in anderen Orten“). 

Dies wäre mein erſter Antrag. Ich habe über— 
dies noch ein zweites Bedenken, welches ſich auf 
litera a des Abſatzes 3 bezieht. Da heißt es (Mest): 

„Bei ſolchen Zinsermittlungen iſt in den Fällen, 
in welchen eigene Wohnungen von Gewerbsleuten 
geringerer Claſſe oder Grundbeſitzern, die den Grund 
ſelbſt bearbeiten, benützt werden, ferner bei Wohnungen, 
welche der Hauseigenthümer an ſeine eigenen Arbeiter 
vermiethet, auf dieſe Verhältniſſe und auf die in den 


unmittelbar vorausgegangenen fünf Jahren durch 
ſchnittlich bedungenen Miethszinſe billige Rückſicht zu 


nehmen.“ 
Hiergegen habe ich nur einzuwenden, daß ich 


nicht einſehe, warum denn gerade nur auf eigene 


Wohnungen dieſer Gewerbsleute billige Rückſicht 
genommen werden ſoll. 

Ich glaube, man ſolle überhaupt auf alle Woh— 
nungen, die Gewerbsleute oder Arbeiter bewohnen, 


Rückſicht nehmen und nicht bloß, wenn das Haus 
Demjenigen gehört, der ein folder Gewerbsmann ift, | 


oder wenn das Haus dem Fabrikanten gehört, der 
die Arbeiter untergebracht hat. Das fociale Element 
hat in der Steuergeſetzgebung doch auch eine Berech— 


tigung; diefe Berechtigung geht dahin, daß die Cas | 


pitalsbildung in den niederen und unbemittelten 
Claſſen ſoviel als möglich ſich heben ſoll, weil der 
Nutzen, den der Staat aus der Capitalsbildung in 
der niederen Claſſe hat, ein viel größerer iſt, als 


der Nutzen, den er aus den paar Kreuzern Steuern 


zieht, die er mehr bekommt, wenn er rückſichtslos 
parifieirt. 


Es ſcheint mir aber das Wort „eigene“ noch in 


einer anderen Rückſicht gefährlich zu ſein, wenn es 
hier ſtehen bliebe. Man würde dann in die Lage 
kommen, daß oft ein Fabrikant, der von dem Cottage— 
ſyſtem Gebrauch macht, niedere Zinſe der Wohnun— 
gen für ſeine eigenen Arbeiter anſetzt, den erhöhten 
Zins trägt er ſich aber auf indireetem Wege ein; er 
gibt ihnen weniger Arbeitslohn und bei dem gerin— 
geren Arbeitslohne hat er den erhöhten Zins herein— 
gebracht. Soll aus Rückſicht für ben Umſtand, weil 
er in ſeinen Arbeiterkaſernen einen geringeren Zins 
einhebt, eine Parification mit anderen Wohnungen, 
die er zu hohen Zinſen vermiethet hat, nicht ſtatt— 
finden? Das iſt unberechtigt, und ich glaube, man 
ſoll bei derlei Parificationen von einem allgemein 
gleichen Maßſtabe ausgehen: „Was wird für Ar- 
beiterwohnungen überhaupt in dem Orte gezahlt? 
Was zahlen die Geſchäftsleute überhaupt?“ Nur ſoll 
man in jedem concreten Falle nicht beſonders drückend 


fein. Daher glaube ich, ſollte das Wort „eigene“ 
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ſowohl vor „Wohnungen“, als die Worte „ſeine 
eigenen Arbeiter” ausgeſtrichen werden. Weil 
es aber nicht nothwendig iſt, hierüber einen eigenen 
Antrag zu ſtellen, und weil meinem Wunſche entſpro— 
chen wird durch eine ſeparate Abſtimmung, ſo erlaube 
ich mir an den Herrn Präſidenten die Bitte zu 
ſtellen, über das Wort „eigene“ vor „Woh 
nungen“ und „ſeine eigenen“ vor „Arbei— 
ter“ ſeparat abſtimmen zu laſſen. 


Präſident: Herr Abgeordneter Dr. Arona- 
wetter ſtellt zwei Anträge zu $, 5. 

In Alinea 2 nad) dem Worte „Finanzorgans“ 
wäre einzuſchalten (liest): 

„in Wien aus zwei von den Ausſchüſſen 
eines jeden der Wiener Gemeindebezirke ge 
wählten und aus zwei von der Steuer— 
behörde aus den Hauseigenthümern eines 
jeden Gemeindebezirkes berufenen Haus— 
beſitzern, in den übrigen der Hauszinsſteuer 
unterliegenden Orten aber ...“ 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 


unterſtützen, fid) zu erheben. (Geschieht,) Er ift 


unterſtützt. 

Weiter wäre bei Alinea 3 einzuſchalten 
nach den Worten: „Wird die Wahl der“, 

„in Wien von den Ausſchüſſen der 

Gemeindebezirke oder in anderen Orten“ 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Derſelbe 
ift ebenfalls unterſtützt. i 

Endlich bei litera a des Alinea 3 hätten die 
Worte „eigene“ vor „Wohnungen“ und „feine 
eigenen“ vor dem Worte „Arbeiter“ zu ent: 
fallen. 

Ich werde dieſem Antrage durch eine abge— 
ſonderte Abſtimmung Rechnung tragen. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Heinrich hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Heinrich: Ich habe mich 
zu dem $. 5 zum Worte gemeldet, da in demſelben 
eine gewiſſe Verbeſſerung der gegenwärtigen Praxis 


enthalten iſt; gleichwohl vermag ich doch einige Be 


denken gegen einzelne Beſtimmungen nicht zu unter— 
drücken. Daß der zweite Abſatz des $. 5 feſtſetzt, daß 
bei der Bemeſſung des Zinsertrages ſtatt zweier 
Vertrauensmänner gegenwärtig vier beigezogen 
werden können, iſt ein unbeſtrittener Fortſchritt. 
Allein ich habe ein ganz beſonderes Bedenken gegen 
den von dem verehrlichen Steuerreformausſchuſſe 
neu hinzugefügten Abſatze der litera a. Da heißt es 
nämlich (liest) : 
„Bei folden Zinsermittelungen ijt in den 
Fällen, in welchen eigene Wohnungen von 
Gewerbsleuten geringerer Claſſe oder Grund— 
beſitzern, die den Grund ſelbſt bearbeiten, be— 
nützt werden, ferner bei Wohnungen, welche 
der Hauseigenthümer an ſeine eigenen Ar— 
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beiter vermiethet, auf dieſe Verhältniſſe und 

auf die in den unmittelbar vorausgegange— 

nen fünf Jahren durchſchnittlich bedunge— 
nen Miethzinſe billige Rückſicht zu 
nehmen.“ 

Ja, ich muß mich da fragen, was heißt das: 
„billige Rückſicht nehmen“? 

Mir ſcheint das eine ſehr vage Beſtimmung, 
welche der Willkür der einzelnen Steuerinſpectoren 
Thür und Thor öffnet. Nach meinem Dafürhalten 
muß in einem Geſetze, beſonders von ſo hochwich— 
liger Bedeutung, welches in alle Verhältniſſe des 
praktiſchen Lebens ſo tief einſchneidet, Alles klar, be— 
ſtimmt und unzweideutig ausgedrückt werden, zumal 
der Ausſchußbericht ſelbſt beſtätigt, daß wir noch 
nicht durchwegs hinreichend gebildete Steuerbeamte 
haben. Wenn es alſo dem Ermeſſen des einzelnen 
Steuerbeamten überlaſſen ift, hier „billige Rückſicht 
zu nehmen“, ſo wird die Gleichmäßigkeit in der Be— 
handlung der Steuerzahler unter keiner Bedingung 
erreicht. 

Ich habe ganz dieſelbe Anſicht, wie Herr Dr. 
Kronawetter, daß man nämlich von einem all— 
gemeinen Geſichtspunkte ausgehen, von dieſem aus 
fixiren müſſe, was in einem ſolchen Falle feſtgeſetzt 
werden ſoll, und deßhalb erlaube ich mir ſtatt dieſer 
letzten Zeilen bei lit, a folgende Faſſung zu bean— 
tragen (liest): 

„Bei folden Zinsermittelungen ijt . . .“ 
wie es im Ausſchußentwurfe heißt .. 
„der Zinswerth mit der Hälfte des 
unter gewöhnlichen Verhältniſſen 
erzielten Ertrages zu bemeſſen.“ 

Ich verweiſe da z. B. auf die von Herrn Dr. 
Kronawetter berührten Arbeiterwohnungen. In 
fold)’ einem Falle würde bei der Bemeſſung des Zins— 
erträgniſſes die Hälfte des unter gewöhnlichen Ver— 
hältniſſen erzielbaren Ertrages feſtzuſetzen ſein. Das 
ſcheint mir eine feſte Norm zu ſein, welche keine Zwei— 
deutigkeit zuläßt und eine gleichmäßige Behandlung 
aller Steuerträger ermöglicht. — Das wäre das Eine. 

Sollte dieſer mein Antrag nicht angenommen 
werden, ſo würde ich den Herrn Präſidenten bitten, 
über den Paſſus (liest): 

„und auf die in den unmittelbar 
vorausgegangenen fünf Jahren 
durchſchnittlich bedungenen Mieth— 
zinſe“ 

ſeparat abſtimmen zu laſſen. Denn wenn dieſer 
Paſſus beſchloſſen würde, ſo könnte es ſehr leicht der 
Fall ſein, daß in dieſen fünf Jahren ein ungewöhn— 
lich hoher Zins beſtand, und daß gar keine billige 
Rückſicht, ſondern im Gegentheile noch möglicher— 
weiſe eine Erhöhung des Miethzinſes eintritt. Ich 
würde alſo für den Fall der Ablehnung meines An— 
trages um die ſeparate Abſtimmung über dieſen 
Paſſus bitten. | 


Aber ganz eigenthümlich hat mich ber Ausſchuß— 
antrag unter lit. b berührt. Während die Regie— 
rungsvorlage ganz klar und deutlich jagt (liest): 

„Ergeben ſich gegründete Bedenken gegen 
die Richtigkeit aller oder eines größeren 

Theiles der einbekannten Miethzinſe einer 

Ortſchaft ...“, 
während alſo die Regierungsvorlage ſehr richtig die 
Allgemeinheit im Auge hat, während ſie an allen 
jenen Orten, gegen welche Zweifel obwalten, eine 
commiſſionelle Erhebung für zuläſſig erklärt, geht 
der Ausſchußantrag nach einer ganz anderen Rich— 
tung zu Werke; er hat nämlich nur jene Ortſchaften 
im Auge, in welchen die monatweiſe oder 
wöchentliche Vermiethung möblirter Wohnungen 
überwiegt. Mit indirecten Worten bezieht ſich das 
auf nichts Anderes, als die Curorte. Wegen einer 
kleinen Anzahl von Curorten werden alle anderen 
Ortſchaften, gegen welche auch gegründete Bedenken 
obwalten können, mit einem Schlage außerhalb 
des Rahmens des Geſetzes geſtellt. 

Das ſcheint mir denn doch nicht in Ordnung zu 

ſein. Ich habe überhaupt bemerkt und gefunden, daß 
der verehrliche Ausſchuß eine ganz beſondere Animo— 
jität gegen die Curorte zur Schau getragen hat 
(Rufe: Oho! Abgeordneter Furtmüller ruft: Es 
ist auch wahr!), ich wiederhole es, und das scheint 
deßhalb ber Fall zu fein, weil, wie der Bericht jagt, 
der Herr Regierungsvertreter durch einige draſtiſche 
Fälle dieſe Orte illuſtrirt hat. 
Nun, ich bin da anderer Anſicht in dieſem 
Punkte, und wenn auch der Herr Abgeordnete 
Furtmüller ſchreit: „Es ift auch wahr!“ fo 
möchte ich mir doch einige Bemerkungen in dieſer 
Hinſicht erlauben. 

Im letzten Jahre hat man — in Böhmen 
wenigſtens — auf die Curorte förmlich Jagd 
gemacht; man hat ihnen ein entſchiedenes Miß— 
trauensvotum gegeben, indem man indirect erklärte: 
Alle Eure Steuerbekenntniſſe find falſch, unrichtig; 
wir müſſen uns die Daten auf anderem Wege ver— 
ſchaffen. 

Was hat man nun gethan? Man hat die Cur— 
gäſte, die nach Hauſe kamen, durch die Steuerbehörde 
einvernehmen laſſen, wie viel ſie wöchentlich, monat— 
lich für das X. Y.- Bimmer bezahlt haben, und nach 
dieſen Erhebungen, welche mit den einzelnen Cur- 
gäſten in verſchiedenen Orten vorgenommen wurden, 
hat man die Steuer nachträglich bemeſſen. 

Daß auf dieſe Weiſe den Curorten eine ſchwere 
Laſt auferlegt wurde, iſt ſelbſtverſtändlich. Ich kann 
dieſen Vorgang, der unter der Bevölkerung 
die größte Entrüſtung hervorrief, nicht 
billigen. 

Der verehrliche Ausſchuß geht nun ebenfalls 
wieder nach dieſer Richtung zu Werke und hat die 
Curorte beſonders ſcharf aufs Korn genommen. 
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Ich meine aber, es fei die Pflicht des Staates, 
gerade die Curorte in Schutz zu nehmen, dafür zu 
ſorgen, daß ſie blühen und gedeihen, nicht aber 
durch drückende Laſten ihre Exiſtenz faſt in Frage 
zu ſtellen. Wer ſich in dieſer Sache auskennt, weiß, 
daß bie Curorte ohnehin überlaſtet find, Ich tenne 
einen Curort — deſſen Namen ich nicht nennen will 
— der heuer eine 100 ½percentige Umlage zahlt. 
Wenn die Curorte wirklich in der Lage wären, ſo 
horrende Steuern zu bezahlen, ſo müßten doch die 
Häuſer in dieſen Orten einen ungeheueren Werth 
haben. Das iſt durchaus nicht der Fall! Gehen Sie 
z. B. nach Teplitz, dort gibt es eine Maſſe Häuſer, 
die zu verkaufen ſind; es finden ſich aber keine 
Käuſer. Ich bitte in den Grundbüchern nachzuſehen, 
wie es mit dem Reichthume der einzelnen Curorte 
ausſieht. 

Die meiſten Häuſer ſind arg verſchuldet. Der 
Glanz der Curorte iſt bloß ein glänzendes 
Elend, dieſem gegenüber der Staat wenigſtens die 
Rückſicht zu üben hat, die Gurorte fo zu behandeln, 
wie die übrigen Städte. 

Während in den Städten im Allgemeinen die 
Hausbeſitzer den Zins für das ganze Jahr bezie- 
hen, bekommen die Hausbeſitzer in den Curorten 
nur durch fünf Monate im Jahre einen Zins und 
die übrigen ſieben Monaten ſtehen die Wohnungen 
leer, ganz abgeſehen von den oft ganz übertriebenen 
Unfprüchen, die von Seite der Curgäſte an die 
Hausherren geſtellt werden. 

Ich werde daher den Herrn Präſidenten bitten, 
die Abſtimmung ſo einzuleiten, daß es mir möglich 
wird, gegen den Zwiſchenſatz „in welcher die 
monatweiſe oder wöchentliche Vermiethung möblirter 
Wohnungen überwiegt“ ſtimmen zu können, 

Es ſcheint mir viel gerechter zu ſein, wenn — 
falls dies nicht gewährt werden ſollte — überhaupt 
auf die Regierungsvorlage zurückgegriffen würde. 
Ich empfehle Ihnen daher ſowohl meinen Zuſatzan— 
trag zu lit. a, ſowie ich an das hohe Haus die 
herzliche Bitte richte, gegen dieſen Zwiſchenſatz, der 
ſchließlich zum Nachtheile des Staatsſchatzes ſowohl, 
als zu dem der Curorte führt, zu ſtimmen. 
(Bravo!) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Heine 
rich ſtellt folgenden Antrag ( Wiederholt denselben.) 
Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag unter— 
ſtützen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Der 
Antrag iſt nicht unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Wolfrum hat das 
Wort. 


Abgeordneter Wolfrum: Ich kann mich nicht 
für die Abänderungen ausſprechen, welche von dem 
geehrten Herrn Vorredner bei lit. a beantragt wur- 
den. Er beantragt nämlich, daß das Wort „eigene“ 
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wegfallen ſoll. Ich glaube aber, daß damit die In— 
tention, die er bezweckt, nicht erreicht wird. Denn hier 
iſt die Zinsermittlung bloß in dem Falle vorzuneh— 
men, wenn die Handwerker eine eigene Wohnung 
haben, eine Zinsfaſſion aber nicht vorliegt und ſeine 
eigene Wohnung parificirt werden ſollte. In dieſem 
Falle muß das Wort „eigene“ dabei ſtehen, denn, 
wenn es wegfällt, kommt die Zinsermäßigung nicht 
dem Handwerker, ſondern dem vermiethenden Haus— 
herrn zugute, und dies wird doch von dem Herrn 
Abgeordneten der Joſefſtadt nicht beabſichtigt. 

Daß das Wort „eigene“ vor dem Worte „Ar— 
beiter“ nothwendig iſt, dafür ſpricht der Grund, daß 
der Fabrikant oder Derjenige, der die Arbeiter auf— 
nimmt, nicht durch die Hohe Zinsſteuer verhindert 
wird, ſolche Arbeiterwohnungen zu bauen. 

Wenn aber Jemand für andere Arbeiter, mit 
welchen er in keiner Berührung ſteht, eine Wohnung 
baut und daraus in der Regel einen ſehr hohen 
Gewinn zieht, da ſoll man leine Steuerermäßigung 
eintreten laſſen, denn dieſe kommt den Arbeitern 
nicht zugute; dieſe Ermäßigung kommt den Arbei— 
tern nur dann zugute, wenn eben der betreffende 
Arbeitgeber ein Intereſſe daran hat, ſeinen Arbei— 
tern eine billige Wohnung zu verſchaffen. 

Wenn nun dieſe Wohnung billig iſt, ſo ſoll 
nicht die Steuerbehörde kommen und ſagen: der 
Miethzins iſt im Vergleiche mit anderen vermietheten 
Localitäten zu niedrig bemeſſen, und indirect wird 
der Arbeitgeber gezwungen, den Arbeiter in der 
Vermiethung zu ſteigern. Ich glaube daher, daß das 
Wort „eigene“ in beiden Fällen bleiben müſſe, 
wenn der Zweck, den der Herr Abgeordnete 
unzweifelhaft vor Augen hat, erreicht werden ſoll. 

Ich habe aber zu einem anderen Abſatze dieſes 
Paragraphes Bemerkungen vorzubringen, und zwar 
zu dem Abſatze, den ſchon mein unmittelbarer Herr 
Vorredner berührt hat. Ich möchte dieſen Abſatz ent— 
gegen den Anſchauungen dieſes Redners lieber gar 
nicht aufgenommen haben in dieſes Geſetz; es iſt der 
Abſatz, der mit den Worten anfängt: „Ergeben ſich 
begründete Bedenken gegen die Richtigkeit“ u. ſ. w. 
Dieſer Abſatz iſt vom Steuerreformausſchuſſe aus 
der Regierungsvorlage herübergenommen worden 
und hat einige Abänderungen erfahren. Aber ich 
möchte (Aon nicht die Faſſung der Regierungsvor— 
lage aufgenommen wiſſen, denn ich glaube, daß ſchon 
in der Regierungsvorlage und ganz beſonders 
in dem Ausſchußantrage ein großer Grundſatz ver— 
letzt worden iſt, der erfreulicherweiſe durch unſere 
ganze neuere Steuergeſetzgebung hindurchgeht, der 
Grundſatz nämlich, daß jede Kategorie von Steuer— 
zahlern bloß wieder von den nämlichen Steuerzahlern 
beurtheilt werde und nicht eine Kategorie von 
Steuerzahlern in die andere hinübergreife. Bei der 
Grundſteuer werden zur Beurtheilung des Erträg— 
niſſes bloß Grundſteuerträger genommen, bei der 


Hauszinsſteuer Hauszinsſteuerträger, bei der 
Nutzungswerthſteuer Nutzungswerthſteuerträger, bei 
der Erwerbſteuer nur ſolche, welche wirklich Erwerb— 
ſteuer zahlen. Schon in der Regierungsvorlage iſt 
dieſer Grundſatz verletzt worden, denn es wird ein 
Ausnahmszuſtand geſchaffen, der dahin geht, daß in 
dem Falle, wo begründete Bedenken vorliegen, nicht 
der Gleiche über den Gleichen urtheile, ſondern ein 
Ungleicher; es werden nämlich zur Beurtheilung der 
Hauszinsſteuer in einem Orte ſolche Steuerträger 
genommen, die in dieſem Orte nicht leben, es 
werden Commiſſionsmitglieder genommen von 
der Commiſſion für die Nutzwerthſteuer. Die— 
ſer große und nicht genug zu ſchätzende 
Grundſatz, der durch unſere neuere Steuergeſetzgebung 
hindurchgeht, iſt auf dieſe Weiſe verletzt und nach 
meiner Anſicht auch der Grundſatz „Gleiches Recht 
für Alle“. Ich glaube nur, daß es gar nicht noth— 
wendig iſt, einen ſolchen Ausnahmszuſtand aufzu— 
ſtellen. Wohl iſt es möglich, daß in einem hauszins— 
ſteuerpflichtigen Orte viele, ja vielleicht die Majorität, 
ihre Faſſionen nicht richtig angeben; es iſt bedauerlich, 
wenn ſolche Pflichtvergeſſenheit unter den Steuer— 
trägern herrſcht, aber ſie kann vorkommen. 


Nun, meine Herren, iſt nicht die gewöhnliche 
Commiſſion, die im Eingange des 8. 5 beſtimmt 
wird, genügend, daß, wenn ein ſolches — ich möchte 
jagen — Falſificat vorkommt, fie dasſelbe unſchädlich 
mache? Es werden vier Commiſſionsmitglieder 
ernannt, davon zwei von den Hauszinsſteuerträgern, 
zwei von der Finanzverwaltung. Der Vorſitzende 
dieſer Commiſſion, der jedesmal Staatsbeamter 
iſt, ſtimmt ebenfalls bei gleichgetheilten Stimmen 
mit, es hat daher die Steuerbehörde in entſcheidenden 
Fällen, wenn ich ſo annehmen darf, jedesmal die 
Majorität. 

Man muß doch annehmen, daß wenigſtens in 
jedem Orte und wenn er noch ſo corrumpirt wäre 
und wenn ſogar die Majorität der Hauseigenthümer 
ſich verabredet hätte, falſche Faſſionen zu geben, es 
doch zwei Perſonen gibt mit bewußtem Pflichtgefühle, 
welche von der Steuerbehörde zu finden wären. 


In Verbindung mit dem Vorſitzenden der 
Commiſſion ſind es drei Perſonen, die nach Recht 
und Gewiſſen urtheilen werden, ſelbſt wenn man 
annimmt, was ich nicht annehme, daß die von 
der Gemeindevertretung gewählten zwei Commiſſions— 
mitglieder nicht nach Recht und Gewiſſen urtheilen 
ſollten. 

Die Commiſſion iſt daher in ihrer Majorität 
von vornherein für das Steuerärar geſichert. Sollte 
man nun nicht glauben, daß eine ſolche Fürſorge 
genügend wäre, daß nicht noch ein Ausnahmszuſtand 
von Geſetzeswegen geſchaffen werden muß, um einer 
ſolchen bedauerlichen Pflichtunterlaſſung der Steuer— 
träger entgegenzutreten? 
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Ich wenigſtens glaube es, und ich würde es 
daher in erſter Linie gerne ſehen, wenn der ganze 
Abſatz aus dem §. 5 eliminirt wird. Nun hat aber 
der verehrliche Steuerreformausſchuß dieſen Para— 
graph, ich möchte ſagen, noch viel mehr verſchärft, 
wenn er ihn auch nur auf einen kleinen Kreis von 
Orten einzwängt. 

Es war in der Steuercommiſſion das Gefühl, 
daß der von der Regierung vorgelegte Abſatz etwas 
fei, was man in einem Geſetze nicht ſtatuiren follte, « 
und es hat ſich ein großer Widerſtand gezeigt, 
dieſem Abſatze die Zuſtimmung zu geben. Wie es im 
Berichte des Herrn Berichterſtatters angeführt iſt, 
haben allerdings die Ausführungen des Herrn Re— 
gierungsvertreters durch Beiſpiele, die — ich muß es 
geſtehen — aus Curorten genommen wurden, gezeigt, 
daß ſolche ganz unter der Wahrheit bleibenden Zins— 
faſſionen vorkommen und daß gegen dieſelben ein 
Remedium getroffen werden müſſe. Ich finde das— 
ſelbe in der von mir ſchon ſattſam erklärten Com— 
miſſion. Die Majorität des Steuerreformausſchuſſes 
glaubte aber ſich der Regierungsvorlage anſchließen, 
aber dieſelbe beſchränken zu ſollen bloß auf diejeni— 
gen Orte, in welchen, wie es in der Vorlage mit 
fetten Lettern gedruckt iſt: „in welchen die monat— 
weiſe oder wöchentliche Vermiethung möblirter 
Wohnungen überwiegt“. Mit meinem unmittel— 
baren Herrn Vorrednen ſehe ich in dieſer Ein— 
ſchiebung eine directe Kennzeichnung der Curorte. 
Es iſt dies daher ein Ausnahmsparagraph, der voll— 
ſtändig einen Ausnahmszuſtand bei der Hauszins— 
ſteuerbemeſſung ſtatuirt und bloß gegen die Curorte 
gerichtet iſt. Nun, meine Herren, wir leben in 
einem Rechtsſtaate und find bemüht, gleiches Recht für 
Alle in alle Geſetze einzuführen. Iſt hier nun glei— 
ches Recht für Alle? Wo haben die Curorte ſchon die 
Gewißheit gegeben, daß ſie bei einer künftigen 
Hauszinsſteuerbemeſſung nach der neuen Bemeſſung 
wirklich bei den Faſſionen nicht die ſtaatsbürgerliche 
Pflicht im Auge behalten werden, wo hat es ſich ge— 
zeigt, daß es bloß bei den Faſſionen in den Cur— 
orten zu erwarten wäre, daß der größere Theil oder 
daß der ganze Ort falſche Faſſionen einbringen werde? 
Iſt jetzt nicht ein ganz anderer Vorgang als der, 
welcher früher geweſen iſt, wo Alles bloß in der Will— 
für ber Steuercommiffäre lag? Da war es möglich 
— ich will es nicht entſchuldigen — aber es konnte 
vorkommen, daß hier und da die Faſſionen nicht der 
Wahrheit entſprachen, denn die Sachverſtändigen, 
die früher vom Eteuerinfpector beigezogen wurden, 
hatten keine entſcheidende Stimme, der Steuer— 
infpector konnte immer noch machen, was er wollte. 
Jetzt wird dies anders ſein, es wird eine Commiſ— 
ſion mit entſcheidender Stimme fungiren und über— 
dies werden die Faſſionen, wenn ſie der Wahrheit 
nicht entſprechen ſollten — was allerdings bedauer— 
lich wäre — von ihr richtig geſtellt. 
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Aber man kann nicht (don zum voraus fagen: 
In den Curorten kommt nicht allein vor, daß die 
Faſſionen fälſchlich angegeben werden — nein, man 
kann auch der dortigen Commiſſion nicht vertrauen; 
auch bieje Commiſſion ift ſpeciell gekennzeichnet als 
eine ſolche, die ihre Pflicht nicht erfüllen wird; in 
den Curorten allein muß man von der Nutzwerth— 
ſteuer die pflichttreuen Commiſſionsmitglieder her— 
holen und dieſelben in die ſtädtiſche Commiſſion 
hineinſetzen, damit von den Nutzwerthſteuer-Commiſ 
ſionsmitgliedern beurtheilt werde, ob diefe Faſſio— 
nirung in den betreffenden Curorten richtig iſt 
oder nicht. 

Meine Herren! Ich will nicht auf das 
Feld folgen, welches mein Herr Vorredner be— 
treten hat; es iſt ein anderer Paragraph in dem 
Geſetze, welcher mir Gelegenheit bieten wird, 
darüber zu ſprechen, was bie Curorte Alles leiſten 
müſſen, um Anforderungen der Neuzeit zu genügen. 
Ich will dies nicht ins Feld führen, aber das, meine 
Herren, möchte ich bitten, ſchaffen Sie nicht in einem 
neuen Steuergeſetze einen Ausnahmszuſtand, 
kennzeichnen Sie nicht gewiſſe Orte in der 
Monarchie als die alleinigen, denen man nicht 
glauben darf; halten Sie den Grundſatz ſtreng 
aufrecht, daß das gleiche Recht für Alle in jedem Ge— 
ſetze gewahrt werde und verwerfen Sie den Abſatz 
des Paragraphes ſo wie er da in dem Entwurfe 
enthalten iſt. 

Wenn dies aber nicht der Fall ſein ſollte, wenn 
man ſich überzeugen würde, daß eine ſolche Drohung, 
ein ſolches Damoklesſchwert über gewiſſen Stener- 
trägern ſchweben ſoll, dann halten Sie ſich vor Augen 
die Gleichheit Aller vor dem Geſetze, und halten Sie 
das Damoklesſchwert über alle Steuerträger 
und nicht bloß über einzelne Ortſchaften und 
verſagen Sie ihre Zuſtimmung den in dem vorlie— 
genden Geſetzentwurfe mit fetter Schrift gedruckten, 
vom Steuerreformausſchuſſe erſt neu hinzugeſetzten 
Worten. 

Ich möchte daher den Herrn Präſidenten bitten, 
bei der Abſtimmung über dieſen Paragraph über 
das Alinea 6 beſonders abſtimmen zu laſſen, und im 
Falle dasſelbe wider alles Erwarten dennoch ange— 
nommen werden ſollte, über die mit fetter Schrift ge— 
druckten Worte, welche ich vorhin verleſen habe, 
wieder beſonders abſtimmen zu laſſen. 

Ich bitte, meine Herren, meine Worte, die ich 
bloß im Intereſſe der Gleichheit Aller vor dem Ge— 
ſetze vorgebracht habe, gütig beurtheilen zu wollen. 
(Beifall.) 

Präſident: Der Herr 
Bareuther hat das Wort. 


Abgeordnete Dr. 


Abgeordneter Dr. Bareuther: Meine Herren 
Vorredner haben bereits die zahlreichen Geſichts— 
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punkte beleuchtet, weßhalb der Abſatz 5 des in 
Verhandlung ſtehenden Paragraphes nicht anzu— 
nehmen ſei. | 

Erlauben Sie auch mir als Abgeordneten eines 
Curortes, der Stadt Franzensbad, eine Lanze für die 
Curorte einzulegen, welche, wenn dieſer Abſatz des 
Paragraphes unverändert angenommen würde, gerade— 
zu wie Strafcolonien in Bann und Acht erklärt 
wären. 

Das gedachte Alinea iſt ein wahres Polizei— 
Alinea und gehört nicht in das Geſetz. Für die Prü— 
fung der Richtigkeit der Faſſionen ift ſchon im S. 5 
zur Genüge geſorgt, indem da die beſonderen Com— 
miſſionen eingeſetzt ſind, und das fiscaliſche Intereſſe 
iſt dadurch genügend gewahrt, daß einerſeits bei 
der Miethzinsſteuer der Miethzins ein viel leichter feft- 
ſtellbarer Werth iſt, wie bei der Nutzwerthſteuer, und 
daß andererſeits bei der Zuſammenſetzung der Com— 
miſſion nach $. 14 die Regierung einen weitgehen— 
den Einfluß hat, indem ſie die Hälfte der Commiſ— 
ſionsmitglieder beſtellt und mit dieſer Hälfte und 
dem vorſitzenden Finanzorgane ſich leicht die Majo- 
rität verſchaffen wird. Mit Rückſicht darauf wird 
der gedachte Fall ſehr ſelten eintreten, und wenn er 
eintritt, werden die gewöhnlichen Commiſſionen aus: 
reichen, um ihn auf das richtige Maß zurückzu— 
führen. Mit dem ſich nicht zu begnügen und auf die 
Bezirkscommiſſionen zurückzugreifen, ſcheint mir ein 
ebenſo gefährliches, wie unnützes Experiment zu ſein, 
das mit den Grundſätzen der Selbſtbeſteuerung nicht 
in Einklang zu bringen tft, Bei den Bezirkscommiſ— 
ſionen ſind immer gleichartige Elemente vorhanden; 
hier ſollen aber mit einem Male Landbewohner 
beigezogen werden, um über die miethzinsſteuernden 
Städter ein Urtheil zu fällen. Das wird eine Quelle 
von Mißhelligkeiten, von Gehäſſigkeiten werden, die 
man lieber vermeiden ſollte, als ſie in unnützer— 
weiſe heraufzubeſchwören. Der Ausſchußantrag, une 
zufrieden mit der Regierungsvorlage, iſt noch 
weiter gegangen; die Regierungsvorlage hat wenig 
ſtens nicht fpecialifivt; fie nimmt alle Ortſchaften 
an, kein einzige aus, während der Ausſchuß direet 
nur jene Ortſchaften für dieſes Alinea ins Auge 
gefaßt haben will, bei welchen die monatweiſe oder 
wöchentliche Vermiethung ſtattfindet. Dieſe Aende— 
rung des Ausſchuſſes ift Direct gegen die Curorte ge— 
münzt, weil eben regelmäßig in den Curorten eine 
monatweiſe und wöchentliche Vermiethung ſtattfindet. 
Was dazu berechtigt, ein ſolches Mißtrauen gegen 
die Curorte zu bekunden, iſt mir unerfindlich. Sollen 
dazu einzelne vorgekommene eclatante Fälle von 
Steuerverſchweigungen den Grund abgeben? Meine 
Herren, dieſe Fälle ſind nachgerade Paradepferde 
geworden, die man immer aufmarſchiren läßt, wenn 
auch noch jo gegründete Beſchwerden der Curorte 
wegen Steuerüberbürdung laut geworden ſind. Als 
ob auch nicht anderswo ſolche Steuerdefraudationen 


4335 


Stenographisches Protokoll. 


Haus der Abgeordneten. — VIII. Seſſion, 125. Sitzung, 


am 9. März 18 75. 


Inhalt: 


Abweſenheitsanzeige. 


Regierungsvorlage, betreffend den Geſetzentwurf über die 
Maximaltarife für den Perſonentransport, dann 
für die damit zuſammenhängende Beförderung von 
Sachen auf den darin bezeichneten Eiſenbahnen 
(360 der Beilagen). 


Petitionen. 


Zweite Leſung des Geſetzentwurfes über die Gebäude— 
ſteuer (294 der Beilagen — Fortſetzung der 
Specialdebatte bezüglich der Punkte 6, 7, 8 und 
des Schlußabſatzes des $. 2 und der $S. 6 bis 17). 


Interpellation des Abgeordneten Seidl und Genoſſen, 
betreffend die Wahrung der Concurrenzfähigkeit 
der öſterreichiſchen Glasinduſtrie im Orient. 


Beginn der Sitzung: 11 Uhr 10 Minuten. 


Vorſitzender: Präſident Dr. Rechbauer, theil— 
weiſe Vicepräſident Freiherr v. Pillerstorff. 


Schriftführer: Freiherr v. Kotz, Neuwirth, 
de Frauceschi. 


Auf der Miniſterbank: Miniſterpräſident Fürſt 
Adolf Auersperg, Miniſter für Cultus und Unterricht 
Dr. v. Stremayr, Juſtizminiſter Dr. Glaſer, Mini- 
fter Dr. Unger, Ackerbauminiſter Ritter v. Chlumecky, 
Finanzminiſter Freiherr de Pretis, Miniſter Dr. 
Ziemiakkowski. 


Auf der Bank der Regierungsvertreter: Mini— 
ſterialrath im k. k. Finanzminiſterium Emil Chertek. 


Präſident: Ich erkläre die Sitzung für 
eröffnet. 


Gegen das Protokoll der Sitzung vom 
6. März wurde keine Einwendung erhoben, dasſelbe 
iſt ſomit genehmigt. 

Das Protokoll der Sitzung vom 
8. März liegt im Bureau zur Einſicht auf. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Dürrnberger ijt 
unwohl gemeldet. 

Vom Handelsminiſterium iſt eine Zu— 
ſchrift eingelangt, um deren Verleſung ich erſuche. 


Schriftführer Freiherr v. Kotz (lest) : 

„In Folge Allerhöchſter Ermächtigung beehre 
ich mich, dem löblichen Präſidium in der Anlage 
den Geſetzentwurf, betreffend die Ma— 
rimaltarife für den Perſonentransport, 
dann für die damit zuſammenhängende 
Beförderung von Sachen auf den darin 
bezeichneten Eiſenbahnen, nebſt einer zu— 
gehörigen Begründung (860 der Beilagen) 
mit dem Erſuchen zu übermitteln, dieſe Vorlage der 
verfaſſungsmäßigen Behandlung gefälligſt zuführen 
zu wollen. 

Wien, 8. März 1875. 

In Vertretung des k. k. Handelsminiſters 

der k. k. Ackerbauminiſter: 
Chlumecky.“ 


Präſident: Ich werde dieſen Geſetzentwurf 
ber geſchäftsordnungsmäßigen Behand- 
lung zuführen. 

Es wurden heute vertheilt: 

der Bericht des Eiſenbahnausſchuſſes über die 
Petition und Denkſchrift der Verwaltungen der öſter— 
reichiſchen Eiſenbahnen (852 der Beilagen); 

ferner der Bericht des zur Vorberathung der 
Regierungsvorlage über das Geſetz, betreffend die 
zeitweilige Gebührenbefreiung der die Löſchung klei— 
ner Satzpoſten bezweckenden Verhandlungen, be— 
ſtimmten Ausſchuſſes (854 der Beilagen) ; 

ſodann der Bericht des volkswirthſchaftlichen 
Ausſchuſſes über den Antrag des Abgeordneten Dr. 
Roſer und Genoſſen wegen einer Reform der k. k. 
Pfandleihanſtalten (337 der Beilagen) ; 

endlich die Regierungsvorlage, betreffend die 
Bedingungen und Zugeſtändniſſe für die Sicher— 
ſtellung einer Secundärbahn von der Stadt Elbogen 
zur Station Elbogen-Neuſattel (358 der Beilagen), 


361 
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Ich erſuche um die Mittheilung des weſentlichen 
Inhaltes der eingelaufenen Petitionen. 


Schriftführer Freiherr v. Kotz (liest): 

„Petition der Ortsgemeinden Fiſching, Allers— 
dorf, Schoberegg, Reisſtraßen, Reifling, Walters— 
dorf, Muhrdorf, Oberweg, Feiſtritzgraben und 
Möſchitzgraben, politiſcher Bezirk Judenburg in 
Steiermark, um Verſchärfung der Strafen für die 
Verbrechen nach den von den Gemeinden des Bezirks— 
gerichtes Knittelfeld in der Petition vom 19. Fane 
ner 1875 ausgeſprochenen Wünſchen und Anſichten 
(überreicht durch Abgeordneten Bärnfeind).“ 

„Petition des Ig. Kraus aus Mähriſch-Oſtrau 
in Gebäudeſteuerſachen (überreicht durch Abgeord- 
neten Hilter v. Krzaeczunowicx).“ 

„Petition des Arthur Grafen Potocki, Berg— 
und Hüttenwerksbeſitzers im Großherzogthume Kra— 
kau und Vorſtandes der bei ſeinen Werken beſtehen— 
den Bruderlade, um Aufhebung des Erlaſſes des 
hohen Finanzminiſteriums vom 24. December 1873, 
H 28582, und um Befreiung der Bruderlade von 
der Einkommenſteuer (überreicht durch Abgeord- 
neten Rydzowski),“ 

„Petition des Andreas Stroy, Eigenthümers 
einer Mühle in Muscoli bei Cervignano, im eigenen 
Namen, ſowie in jenem anderer Betheiligten um 
Bekanntgabe desjenigen, was über ſein letztes Ge- 
ſuch um Fortſetzung und Vollendung der Regu— 
lirungsarbeiten am Fluſſe Auſſa und der Reini— 
gungsarbeiten im Porto Buſo, Bezirk Cervignano, 
Provinz Görz, beſchloſſen wurde (überreicht durch 
Abgeordneten Teuschl).“ 

„Petition ber Tuch», Leinen- und Baumwoll— 
induſtriellen von Mähriſch-Trübau, um Kündigung 
des engliſchen Handelsvertrages und völlige Umkehr 
in der Handelspolitik (überreicht durch Abgeordneten 
Dr. Batant)." 

„Petition der Repräſentanten der Gemeinden 
Heiligenſtadt und Nußdorf bei Wien um definitiven 
Ausbau, refpective um Legung des zweiten Geleiſes 
von Wien bis Kloſterneuburg und um Herſtellung 
der Verbindungsbahn mit dem großen Donauufer 
und der Nordweſtbahn, beides durch die k. k. priv. 
Kaiſer Franz Joſefs-Bahn-Geſellſchaft (überreicht 
durch Abgeordneten Dr. Rodler)," 

„Petition des Vincenz Scholz, proviſionirten 
k. k. Finanzwachoberaufſehers zu Wühſtadtel, Gruli— 
cher Bezirk in Böhmen, um Erhöhung ſeiner Pro— 
vifion (überreicht durch Abgeordneten Grafen 
Zedtwitz).” 

„Petition des Franz Katzer, k. k. provifionirten 
Finanzwachoberaufſehers in Wühſtadtel, Grulicher 
Bezirk in Böhmen, um Erhöhung ſeiner Proviſion 
(überreicht durch Abgeordneten GrafenZedtwitz).” 

„Petition des Gemeindeausſchuſſes der Ge- 
meinde Krasna Ilski, Bezirk Storozeneß in der 
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Bukowina um Beſchleunigung der Entſcheidung in 
Betreff der Servitutsrechte (überreicht durch Abge- 
ordneten Dr. Tomasicruk).” 

„Petitionen der Gemeindevertretungen von 
Groß-Arl, Fuſchl, Keſtendorf und Wagram im Kron— 
lande Salzburg um eine gerechtere Wahlordnung 
(überreicht durch Abgeordneten Lienbacher)." 

„Petition des Vereines der Freidenker in Prag 
und Iſtebniee um Abänderung des Geſetzes vom 
15. November 1867 über das Vereins- und Ver— 
ſammlungsrecht (überreicht durch Abgeordneten Dr. 
Kronawetter)," 


Präſident: Ich werde dieſe Petitionen nad) 
Maßgabe ihres Inhaltes den betreffenden 
Ausſchüſſen zuweiſen. 

Wir gehen zur Tagesordnung über, und zwar 
zur Fortſetzung der Specialdebatte über 
das Gebäudeſteuergeſetz. (294 der Beilagen.) 

Ich conſtatire die Beſchlußfähigkeit 
des Hauſes. 

Das hohe Haus wird ſich erinnern, daß bezüg— 
lich des 8. 2 die Punkte 6, 7, 8 und der Schluß— 
abſatz an den Ausſchuß zur neuerlichen Berathung 
zurückgewieſen wurden aus Anlaß mehrerer zu dieſem 
Paragraphe geſtellten abändernden Anträge. Der 
Ausſchuß hat ſeine Berathungen gepflogen und der 
Herr Berichterſtatter ift nunmehr in der Lage, namens 
des Ausſchuſſes die von dieſem hierüber geſtellten 
Anträge vorzutragen. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer (ron 
der Tribüne) : Es find zu Punkt 6 und 7 des 5. 2 in der 
vorletzten Sitzung des hohen Hauſes eine große Anz 
zahl von Anträgen geſtellt worden, namentlich zu 
Punkt 6, wo es fid) um die Wohlthätigkeitsanſtalten 
handelt. 

Trotzdem der Ausſchuß ſeinerzeit dieſe Frage 
einer eingehenden Prüfung unterzogen hatte, hat es 
ſich denn doch aus den Debatten der vorletzten 
Sitzung herausgeſtellt, daß noch eine Anzahl von 
Anſtalten übergangen worden iſt, welche in die 
Kategorie der Wohlthätigkeitsanſtalten zu rechnen 
ſind. Bei nochmaliger Berathung im Ausſchuſſe zeigte 
es ſich aber, daß man noch nicht allen denjenigen 
Anforderungen Rechnung getragen habe, welche bei 
der Erörterung dieſes Punktes ins Auge zu faſſen 
ſind. Der Ausſchuß hat daher geglaubt, in der Er— 
wägung, daß bei einer tarativen Aufzählung ſämmt— 
licher Wohlthätigkeitsanſtalten denn doch die eine oder 
andere Anſtalt leicht übergangen werden köunte, 
ferner mit Rückſicht auf den Umſtand, daß die huma— 
nitären Formen menſchlichen Seins von Jahr zu 
Jahr, von Decennium zu Decennium neue Geſtalten 
annehmen, von dieſer taxativen Aufzählung Umgang 
zu nehmen und eine allgemeine Faſſung dem hohen 
Hauſe vorſchlagen zu ſollen, in welcher alle diejenigen 
Anträge, welche in der letzten Sitzung geſtellt worden 
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ſind, ihre Berückſichtigung finden. Der Punkt 6 
würde daher nach dem Antrage des Ausſchuſſes 
folgendermaßen lauten (liest) : 

„Die Gebäude der öffentlichen, das iſt der 
ganz oder theilweiſe aus Landes-, Bezirks— 
oder Gemeindemitteln erhaltenen Wohl— 
thätigkeitsanſtalten, ferner die Gebäude aller 
anderen Wohlthätigkeitsanſtalten, inſoferne 
dieſe letzteren leine Erwerbsunternehmungen 
bilden und allgemein oder doch allen An— 
gehörigen eines Landes, eines Bezirkes, 
einer Gemeinde oder einer Confeſſion zu— 
gänglich ſind.“ 

Das Hauptgewicht iſt hierbei doch darauf zu 
legen, daß Wohlthätigkeitsanſtalten, welche aus 
anderen, als öffentlichen Mitteln erhalten werden, 
leine Erwerbsunternehmungen und nicht für eine 
ganz ſpecielle Claſſe beſtimmt, ſondern allgemein 
entweder den Angehörigen eines Landes oder einer 
beſtimmten Confeſſion zugänglich find. 

Bei Punkt 7, der gleichzeitig in Berathung 
gezogen wurde, erlaubt ſich der Ausſchuß ebenfalls 
eine Heine Aenderung vorzuſchlagen. Es Joll nämlich 
heißen (Mest): 

„Die Gebäude der zur freien öffentlichen 
Benützung gewidmeten Bibliotheken und 
Muſeen und der aus öffentlichen oder anderen 
Mitteln erhaltenen, mit dem Oeffentlichkeits— 
rechte verſehenen Unterrichts-, Bildungs- und 
Erziehungsanſtalten, ſoferne dieſelben keine 
Erwerbsunternehmung bilden, ferner der 
Akademien der Wiſſenſchaften und Künſte.“ 
Durch dieſe Faſſung der Punkte 6 und 7 iſt 

faſt allen Anträgen, welche in der vorletzten Sitzung 
geſtellt worden ſind, thunlichſt Rechnung getragen 
worden. Und der Antrag des Herrn Abgeordneten 
der Joſeſſtadt, der hinzugefügt wiſſen wollte, daß 
auch die Wohnungen der Beamten und Diener ſolcher 
Anftalten von der Steuer zu befreien find, wurde 
aus dem Grunde nicht aufgenommen, weil bei der 
allgemeinen Faſſung, daß Gebäude von der Steuer 
frei ſind, ſich das ohnehin von ſelbſt verſteht und 
eine Hinzufügung dieſes Satzes nicht nothwendig iſt. 


Präſident: Das hohe Haus hat durch den 
Herrn Berichterſtatter vernommen, daß der Ausſchuß 
bezüglich der ſämmtlichen zu den Abſätzen 6 und 7 
des 8. 2 geſtellten Amendements eine neue Faſſung 
zu beantragen beſchloſſen hat, welche allen dieſen 
Anträgen in der Hauptſache Rechnung trägt. 

Der Abſatz 6 ſollte nun nach dem Antrage des 
Ausſchuſſes folgendermaßen lauten: (Wiederholt 
den Absatz 6 in der neu beantragten Fassung.) 

Der Abſatz 7 ſollte nach bem Antrage des Aus— 
ſchuſſes lauten: (Wiederholt den Absatz 7 in der neu 
beantragten Fassung.) 
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Ich bemerke, daß über dieje Abſätze 6 und 7, 
wie ſie vorerſt beantragt wurden, die Debatte ge— 
ſchloſſen wurde, und daß die Debatte über dieſe 
vom Ausſchuſſe neuerlich beantragten Abſätze 
eröffnet wird. Wünſcht nun Jemand zu dieſen 
Abſätzen, wie ſie vom Ausſchuſſe beantragt werden, 
zu ſprechen? 

(Abgeordneter Dr. Kr onaw etter meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Dr, Kronawetter 
hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Der Herr 
Referent hat bemerkt, daß allen Anträgen mit Aus— 
nahme des meinigen vom Ausſchuſſe Rechnung ge— 
tragen wurde, hat aber leider nicht die Motive an— 
gegeben, die den Ausſchuß bewogen haben, meinem 
Antrage, betreffend die Steuerbefreiung der Amts— 
wohnungen für die Beamten und Diener der An— 
ſtalten, ſoferne dieſelben in den Anſtalten ſelbſt fid) 
befinden, keine Rechnung zu tragen. Mich wundert 
dies um ſo mehr, als ja das, was ich beantragt habe, 
nichts Neues iſt, ſondern im Gegentheile die An— 
träge des Ausſchuſſes neu und ſtrenger ſind gegen— 
über der bisherigen Geſetzgebung. 

Ich habe in der Begründung meines Antrages 
ausdrücklich hervorgehoben, daß Hofdeerete aus den 
Jahren 1820/22 erklären, Amtswohnungen der 
Beamten und Diener — ſoferne ſie natürlich nicht 
in Miethe ſind, denn darauf würde ſich ohnehin der 
Schlußſatz des Paragraphes beziehen — genießen 
dasſelbe Recht als die Auſtalten ſelber. 

Wenn alſo zum Beiſpiele eine Bibliothek 
irgendwo iſt und die Amtswohnungen der Beamten 
und Diener im Gebäude untergebracht ſind und es 
wird kein Miethzins für dieſelben gezahlt, genießen 
dieſe Wohnungen gerade ſo wie das eigentliche 
Bibliotheksgebäude die Steuerbefreiung. Wird die 
betreffende Wohnung vermiethet, iſt ſie allerdings 
beſteuert, und dies iſt auch Recht und würde auch 
nach meinem Antrage der Schlußſatz des S. 2 darauf 
paſſen und deßhalb die Beſteuerung eintreten. 

Warum der Standpunkt der bisherigen Geſetze 
jetzt verlaſſen und auf einmal etwas Neues in dieſer 
Hinſicht geſchaffen werden ſoll, ſehe ich nicht ein. 

Ich halte daher meinen Zuſatzantrag 
„ſowie die Amtswohnungen der Beamten 
und Diener ſolcher Anſtalten“ vollkommen 
aufrecht, ſowohl zum Punkte 6 als zum Punkte 7. 


Präſident: Beantragen Sie dieſen Zuſatz zum 
neuen Ausſchußantrage? 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Ich bean— 
trage den Zuſatz „ſowie die Amtswohnungen der 
Beamten und Diener folder Wnftalten” als Zuſatz 
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zu den Abſätzen 6 und 7 des neuen Ausſchuß— 
antrages. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Kronawetter beantragt, es ſei zum Ausſchuß— 
antrage beim Abſatze 6 ein Zuſatz hinzuzufügen, 
lautend: „ſowie die Amtswohnungen der 
Beamten und Diener folder Anſtalten“. 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche dieſen 
Antrag unterſtützen, fid) zu erheben. (Geschieht.) 
Derſelbe ift unterſtützt. 

Wünſcht noch Jemand zum Abſatze 6 das 
Wort? (Niemand meldet sich.) Da dies nicht der 
Fall ift, erkläre ich die Deb atte für geſchloſſen. 


Der Herr Berichter ſtatter hat das Wort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Ich 
möchte nur zu den Bemerkungen des Herrn Ab— 
geordneten Dr. Kronawetter hinzufügen, daß der 
Ausſchuß geglaubt hat, jenem Antrage wirklich 
Rechnung getragen zu haben, indem er durch mich 
die Erklärung geben läßt, daß es nicht nothwendig 
ſei, dieſen Zuſatz aufzunehmen, weil nicht nur die 
einzelnen Wohnbeſtandtheile frei ſind, ſondern das 
ganze Gebäude. Die bisherigen Normen bleiben dem— 
nach auch künftig aufrecht. 


Präſident: Ich ſchreite nun zur Abſtimmung 
über den Abſatz 6 des $. 2 und erſuche jene Herren, 
welche dem Antrage des Ausſchuſſes, welcher 
dahin geht, daß dieſer Abſatz lauten folle (liest): 

„Die Gebäude der öffentlichen, das iſt der 
ganz oder theilweiſe aus Landes-, Bezirks— 
oder Gemeindemitteln erhaltenen Wohlthätig— 
keitsanſtalten, ferner die Gebäude aller an= 
deren Wohlthätigkeitsanſtalten, inſoferne 
dieſe letzteren keine Erwerbsunternehmungen 
bilden und allgemein oder doch allen Ange— 
hörigen eines Landes, eines Bezirkes, einer 

Gemeinde oder einer Confeſſion zugänglich 

ſind“ — 
beiſtimmen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) 
Abſatz 6 des 8. 2 ift in dieſer Faſſung ange- 
nommen. 

Wünſcht Jemand zum Abſatze 7 das Wort? 

(Abgeordneter Dr. Kronawettermeldet sich.) 

Herr Abgeordneter Dr. Kronawetter hat 
das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Ich ziehe 
meinen Antrag zu Abſatz 7 zurück. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich) Es ijt nicht der Fall. Ich 
erkläre daher die Debatte für geſchloſſen und 
erſuche jene Herren, welche dem Antrage des 
Ausſchuſſes, wonach dieſer Abſatz lautet (liest): 


„Die Gebäude der zur freien öffentlichen Be— 
nützung gewidmeten Bibliotheken und Muſeen 
und der aus öffentlichen oder anderen Mitteln 
erhaltenen, mit dem Oeffentlichkeitsrechte ver— 
ſehenen Unterrichts-, Bildungs- und Erzie— 
hungsanſtalten, ſoferne dieſelben keine Er— 
werbsunternehmung bilden, ferner der Afa- 
demien der Wiſſenſchaften und Künſte“ — 

zuſtimmen, fich zu erheben. (Geschieht,) Abſatz 7 
iſt nach dem Antrage des Ausſchuſſes ange— 
nommen. 


Berichterftatter der Majorität Dr. Beer: Auch 
zum Abſatze 8 ſind eine Reihe von Anträgen geſtellt 
worden, von welchen die hervorragendſten, nämlich 
jene der Herren Abgeordneten Groß und 
Nabergoj, in der letzten Sitzung eine eingehende 
Widerlegung gefunden haben, und der Ausſchuß 
tann ſich den Motiven, welche gegen diefe beiden An: 
träge von fachkundigen Mitgliedern des hohen 
Hauſes vorgebracht worden ſind, nur anſchließen 
und war nicht in der Lage, ſich zur Annahme derſelben 
zu bequemen. 

Man kann nämlich durchaus nicht ſagen, daß Wohn— 
gebäude, welche dem Betriebe der Laudwirthſchaft ge- 
widmet ſind, keinen Nutzungswerth abwerfen, indem 
ja bei Gebäudeſteuern nicht bloß der wirkliche Er— 
trag der Wohnungen in Betracht kommt, ſondern 
im Auge behalten werden muß, daß in dem 
Nutzungswerthe der Wohngebäude die Befriedigung 
des Wohnungsbedürfniſſes ihren Ausdruck findet, in 
welcher Beziehung die Eigenthümer der ländlichen 
Wohnungen mit denen der ſtädtiſchen in einer Linie 
ſtehen. 

Von ſämmtlichen Anträgen, welche damals ge— 
ſtellt wurden, ſchien dem Ausſchuſſe nur ein einziger 
berückſichtigungswerth, nämlich die Einſchaltung 
der Worte „Gebäudetheile“ nach dem Worte „Ge— 
bäude“. Es heißt in der früheren Faſſung: „die 
zum Betriebe der Landwirthſchaft gewidmeten Ge— 
bäude“ u. ſ. w. Hier ſoll nun eingeſchaltet werden: 
„und Gebäudetheile mit Ausnahme der 
Wohnbeſtandtheile“ u. f. w. 

Von weitgreifender Bedeutung iſt aber auch der 
Antrag, welcher vom Herrn Abgeordneten Dum ba 
geſtelltund von verſchiedenen Seiten, vom Herrn Ab- 
geordneten Dr. Bareuther und anderen Herren be— 
fürwortet wurde. In dieſer Beziehung erlaube ich 
mir im Namen des Ausſchuſſes die Erklärung ab— 
zugeben, daß die Befürchtung einer Doppelbelaſtung, 
wie ſie von Seite der Gewerbetreibenden bei An— 
nahme des Antrages, wie ihn der Ausſchuß geſtellt, 
gehegt wird, durchaus nicht gerechtfertigt iſt, denn 
es ſoll in Zukunft nur bei der bisher üblichen Ge— 
pflogenheit bleiben, es ſollen die Gewerbeunterneh— 
mungen, welche in hauszinsſteuerpflichtigen Orten 
beſtehen, mit der Gebäudeſteuer belegt werden, 
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während diejenigen, welche in den der Nutzwerth— 
ſteuer unterliegenden Orten beſtehen, von der Steuer 
frei wären. Es tritt nun dabei der Umſtand ein, daß bei 
jenen Gewerbeunternehmungen, welche ſich in haus— 
zinsſteuerpflichtigen Orten befinden, die Steuerquote 
von der Erwerbſteuer in Abzug gebracht wird. 

Mau kann nun nicht darauf hinweiſen, daß 
dieſes Geſetz über die Erwerbſteuer heute noch nicht 
perject iſt, da jenen Gewerbetreibenden, welche in 
dieſer Beziehung ein allzu großes Mißtrauen an den 
Tag legen, denn doch der §. 37 des vorliegenden 
Geſetzes eine gewiſſe Beruhigung bieten dürfte. 

Im 8.37 heißt es nämlich (liest): Der Zeitpunkt, 
von welchem ab die Einhebung der Gebäudeſteuer 
nach den durch dieſes Geſetz beſtimmten Grundlagen 
zu erfolgen hat, wird durch ein beſonderes Geſetz be— 
ſtimmt.“ Bis dahin wird ja jedenfalls das Erwerb— 
ſteuergeſetz einer Berathung unterzogen werden, und 
die Gewerbetreibenden werden ſich überzeugen, daß 
ihren gerechten Forderungen bei dem betreffenden 
Paragraphe, ich glaube beim $. 25 des Erwerb- 
ſteuergeſetzes, vollſtändig Rechnung getragen werden 
wird. Und was die nicht im Betriebe ſtehenden 
Fabriken betrifft, ſo wird dieſem Umſtande bei dem 
Paragraphe über Leerſtehungen Rechnung getragen 
werden. Ich will nicht in Abrede ſtellen, daß die Ge— 
werbetreibenden heute bei uns in Oeſterreich einer 
weit höheren Steuer unterliegen, als im Nachbar— 
lande Preußen. Die Beiſpiele, die vom Herrn Abge— 
ordneten Dr. Haaſe angeführt worden ſind, ſind in 
der That zutreffend und ſtichhältig; aber in dieſer 
Beziehung theilen die Gewerbetreibenden dasſelbe 
Schickſal, welchem in Oeſterreich die Steuerpflichtigen 
überhaupt unterliegen, daß nämlich die Steuerquote 
höher iſt, als in den anderen Nachbarländern. In 
dieſer Beziehung läßt ſich leider nichts ändern, und 
der Ausſchuß empfiehlt Ihnen daher den Antrag in 
der neu vorliegenden Faſſung. 


Präſident: Der Ausſchuß beantragt aus 
Anlaß der von mehreren Herrn Abgeordneten zum 
Abſatze 8 geſtellten Amendements nun folgende Faſ— 
fung desſelben (liest): 

„Die zum Betriebe der Landwirthſchaft 
gewidmeten Gebäude und Gebäudetheile mit 
Ausnahme der Wohnbeſtandtheile, zu welchen 
jedoch die zeitweiligen Unterſtände für die 
bei der Oekonomie verwendeten Arbeiter 
nicht gehören.“ 
Wünſcht Jemand zu 

Wort? 

(Abgeordneter Freiherr v. Tinti meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Baron Tinti hat das 
Wort. 


dieſem Antrage das 


Abgeordneter Freiherr v. Tinti: Zu einem 
dieſer Anträge wurde in der letzten Sitzung des 
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Hauſes eine Einſchaltung beantragt, wonach der 
Satz zu beginnen hätte: „Die zum Betriebe der 
Land- und Forſtwirthſchaft gewidmeten Ge— 
bäude“ u. ſ. w. Der Ausſchuß hat ſich mit einer 
ſehr geringen Majorität für die Auslaſſung des 
Wortes „Forſtwirthſchaft“ geeinigt. Es ſcheint mir 
nun, daß doch überwiegende Gründe dafür ſprechen, 
daß wir hier den Antrag, wie er vom Herrn Abge— 
ordneten Fuchs geſtellt wurde, annehmen, und daß 
der Satz zu beginnen habe: „Die zum Betriebe 
der Land- und Forſtwirthſchaft gewid— 
meten Gebände.“ Es unterliegt ja gar keinem 
Zweifel, daß man doch nur jene Gebäude ausnehmen 
wollte, welche dem Betriebe der Bodencultur gewidmet 
ſind; denn die Grundſteuer iſt eben auf alle durch 
die Bodencultur erzielten Ertragsgattungen an— 
wendbar. Man befreit nur Gebäude, welche zum 
Zwecke des landwirthſchaftlichen Betriebes nothwendig 
ſind. Es liegt aber kein Grund vor, warum man 
nicht auch die zum Betriebe der Forſtwirthſchaft ge— 
widmeten Gebäude davon befreien wolle. Ich muß 
offen geſtehen, daß ich hier den Ausdruck „Land— 
wirthſchaft“ immer im allgemeinſten Sinne ver— 
ſtanden habe, und daß es richtiger geweſen wäre, 
„Bodencultur“ ſtatt „Landwirthſchaft“ zu ſagen. 
Manu kann auch nicht einwenden, daß derartige Ge- 
bäude nicht exiſtiren. 

Jeder Land- und Forſtwirth weiß eben, daß 
man beſondere Gebäude ſehr häufig, namentlich bei 
größeren Forſtwirthſchaften hat, welche z. B. zur 
Gewinnung der nöthigen Waldſämereien oder ſpeciell 
zur Aufbewahrung der für die Forſtwirthſchaft be— 
ſtimmten Geräthe und Maſchinen beſtimmt ſind, und 
daß es andere Gebäude gibt, die ganz analoge Be— 
ſtimmungen für landwirthſchaftliche Bodenproducte 
haben. 

Ich erlaube mir daher den Antrag zu ſtellen, 
daß der Abſatz 8 beginnen möge: „Die zum 
Betriebe der Land- und Forſtwirthſchaft 
gewidmeten Gebäude.“ Ich bin überzeugt, daß 
hier nicht nur keinerlei Begünſtigung, wie ſo oft an— 
geblicherweiſe betont wurde, ſtattfinden ſolle, ſon— 
dern daß man einfach nur einer Forderung der Ge— 
rechtigkeit entſprechen ſolle, welche jeden Zweig der 


eigentlichen Naturproduction, das heißt der Boden— 


cultur, in gleicher Weiſe berückſichtigt. 


Präſident: Herr Baron Tinti ſtellt den 
Antrag, daß in der vom Ausſchuſſe heute vor— 
geſchlagenen Faſſung des Punktes 8 des $. 2 ſtatt 
des Wortes „Landwirthſchaft“ geſetzt werde „Land— 
und Forſtwirthſchaft“. Ich erſuche jene Herren, 
welche den Antrag des Herrn Baron Tinti unter— 
ſtützen, fid zu erheben. (Geschieht.) Er ijt unter: 
it ützt. 

Wünſcht noch Jemand das Wort? 


(Abgeordneter Krxeczunowicz meldet sich.) 
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Präſident: Der Herr Abgeordnete Krze— 
czunowiez hat das Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Krzeezunowiez: Ich 
werde, meine Herren, Ihre Aufmerkſamkeit darauf 
lenken, welche Inconſequenzen daraus entſtehen 
dürften, wenn man den Antrag des Baron Tinti 
nicht annimmt. In jenen Orten, welche der Nutzungs— 
werthſteuer zu unterliegen haben, iſt kein Zweifel vor— 
handen, daß die Forſtwirthſchaftsgebäude, inſoweit ſie 
nicht zur Bewohnung dienen, ſteuerfrei ſind. Es 
handelt fich daher bei dieſer Steuerbefreiung im $. 2 
nur um jene forſtwirthſchaftlichen Gebäude, welche 
in jenen Orten liegen, die der Hauszinsſteuer zu 
unterliegen haben. 

Wenn wir nun den Text ſo laſſen, wie er hier 
iſt und das Amendement ablehnen, ſo wird die 
Folge davon ſein, daß in Orten, welche der Nutz— 
werthſteuer unterliegen, dieſe Gebäude nicht be 
ſteuert werden, in Orten dagegen, welche zufälliger— 
weiſe der Hauszinsſteuer unterliegen, dieſe Ge— 
bäude zu beſteuern ſein werden. 

Glauben Sie nicht, meine Herren, daß der 
Orte, welche der Hauszinsſteuer unterliegen, wenige 
ſind. 

In meinem Lande, das muß ich ſagen, ſind 
ihrer wenige, aber in den weſtlichen Ländern gibt 
es folder Orte genug, fo z. B. in Böhmen 457, und 
zwar ſind dies nicht nur Städte und Städtchen, ſon— 
dern auch Dörfer. 

Wenn wir nun das Amendement ablehnen, 10 
wird die Folge davon ſein, daß in einem Orte, welcher 
der Hauszinsſteuer unterliegt, dieſe zum Betriebe der 
Forſtwirthſchaft dienenden Gebäude der Gebäude— 
ſteuer zu unterliegen hätten, in einem benachbarten 
Orte, weil in demſelben nur zufälligerweiſe nicht die 
größte Anzahl von Wohnbeſtandtheilen vermiethet 
wird und welcher daher der Nutzwerthſteuer zu 
unterliegen haben wird, dieſe Gebäude nicht be— 
ſteuert werden. 

Wo iſt denn der Grund zu ſolcher ungleicher 
Behandlung zu ſuchen? Der Grund aber für die 
Steuerbefreiung ſolcher Gebäude, welche zum Be— 
triebe der Forſtwirthſchaft dienen, iſt gerade derſelbe, 
wie für die Befreiung der zum Betriebe der Land— 
wirthſchaft dienenden Gebäude. 

Ich möchte Ihnen alſo, meine Herren, 
empfehlen, das Amendement des Baron Tinti 
anzunehmen. 

(Abgeordneter Dr, 
zum Worte.) 


Heilsberg meldet sich 


Präſident: Herr Abgeordneter Dr. Heils- 
berg hat bas Wort, 


Dr. Heilsberg: Es ift 


Abgeordneter 


urſprünglich gegen meinen Antrag, das Wort „Forſt⸗ 
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wirthſchaft“ einzuſchalten, eingewendet worden, daß 
in dem Begriffe der Landwirthſchaft als einer der 
Bearbeitung des Bodens zugewendeten Thätigkeit 
die Forſteultur bereits inbegriffen fei. Dies mag 
richtig ſein und iſt es vielleicht auch. Wenn aber 
heute, wo ein Antrag auf eine ſolche Einſchaltung 
von dem Herrn Abgeordneten Baron Tinti geſtellt 
wurde, dieſe Einſchaltung abgelehnt würde, wäre 
durch die Ablehnung die Situation der Betroffenen 
gewiß eine ungünſtigere, als ſie vordem geweſen iſt, 
wo es noch zuläſſig war, in den großen Begriff 
Landwirthſchaft auch die Forſtwirthſchaft einzu— 
beziehen. Ich glaube daher, da urſprünglich ſelbſt die 
Gegner dieſer Einſchaltung dieſen Antrag nur als 
überflüſſig, nicht aber als einen um der Sache willen 
abzulehnenden verworfen haben, daß auch für dieſe 
Herren dieſer Grund maßgebend ſein muß, da ſie 
durch eine ablehnende Haltung heute negiren würden, 
was ſie von vornherein nicht negiren wollten, daß 
nämlich alle jene Objecte und Baulichkeiten, welche 
der Bodencultur zugewendet find, gleichartig unter 
einander zu beurtheilen ſind, und daß ſie in derſelben 
Weiſe wie bei der Nutzungsſteuer auch hier behandelt 
werden follen, wo es fid) um die Steuer von dem 
Zinsertrage handelt. Der Einwand, daß Gebäude, 
der Forſteultur dienend und dabei der Zinsſteuer unter— 
liegend, gar zu wenige ſein würden, iſt kein ſtich— 
hältiger. Es iſt ſchon von dem Herrn Vorredner 
darauf hingewieſen worden, daß bei 500 kleine 
Gemeinden mit Zinsſteuer ſind, ſelbſt Dorfgemeinden. 
In dieſen Gemeinden werden die Fälle oft vor— 
kommen, wo ſolche Gebäude, die der Forſteultur 
zugewendet ſind, in die Beſteuerung nach dem Zins— 
ertrage fallen. Ich glaube daher, daß es einem 
wiederholt ausgeſprochenen Grundſatze entſpricht, jene 
Objecte, welche früher durch die Grundſteuer getroffen 
wurden, in gleicher Weiſe wie bei der Nutzungsſteuer 
zu behandeln und ihnen daher auch hier, wo es ſich 
um die Steuer vom Zinsertrage handelt, die gleiche 
ſchonende Behandlung zuzuwenden. 

Ich glaube Ihnen ſomit den Antrag des Herrn 
Abgeordneten Freiherrn v. Tinti auf das wärmſte 
zur Annahme empfehlen zu ſollen. 


Präſident: Wünſcht Jemand das Wort? 
( Niemand meldet sich.) Es iſt nicht der Fall; ich 
erkläre daher die Debatte für geſchloſſen und 
ertheile dem Herrn Berichterſtatter das Wort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Der 
Grund, warum im Ausſchuſſe der Zuſatz „Forſt- und“ 
vor dem Worte „Landwirthſchaft“ abgelehnt wurde, 
liegt zunächſt darin, daß man anführte, in zinsſteuer— 
pflichtigen Gemeinden dürften derlei Gebäude ſelten 
nur vorkommen. Ich perſönlich kann dem Antrage 
umſoweniger entgegentreten, als ich ſelbſt ihn im 
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Ausſchuſſe geftellt habe, jedoch in ber Minvrität 
geblieben bin. 


Präſident: Ich (reite zur Wh ftimmung 
und werde bei derſelben, da von dem Herrn Abge— 
ordneten Freiherrn v. Tinti zu Punkt 8 ein Ab— 
änderungsantrag geſtellt worden iſt, dieſen Punkt 
zuerſt in der von dieſem Herrn Abgeordneten bean— 
tragten Faſſung und, falls dieſe abgelehnt würde, 
in der von dem Ausſchuſſe empfohlenen Form der 
Abſtimmung unterziehen. 

Wird dagegen eine Einwendung erhoben? 
(Niemand meldet sich.) Es iſt nicht der Fall; ich 
werde daher in der von mir angegebenen Weiſe vor— 
gehen und bitte jene Herren, welche den Punkt 8 
des §. 2 in der Faſſung, wie fie der Herr Abge— 
ordnete Freiherr v. Tinti beantragt, lautend 
(liest) : 

„Die zum Betriebe der Land- und 

For Y ft wirthſchaft gewidmeten Gebäude und 

Gebäudetheile mit Ausnahme der Wohn— 

beſtandtheile, zu welchen jedoch die zeit— 

weiligen Unterſtände für die bei der Defo- 

nomie verwendeten Arbeiter nicht gehören“ — 
annehmen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Derſelbe ijt 
angenommen. 

Wir kommen nun zu dem Schlußſatze des $. 2, 
der mit einigen im Hauſe geſtellten Anträgen gleich— 
falls dem Ausſchuſſe zur neuerlichen Berathung 
zugewieſen wurde. 

Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Zum 
Schlußſatze wurden zwei Anträge geſtellt, einer von 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter, da— 
hin gehend, daß es ftatt „2 bis einſchlieſ lich 9“ 
heißen fol „1 bis einſchließlich 9". Der Ausſchuß 
glaubte darauf nicht eingehen zu ſollen, da dieſer 
Antrag (don hier im Haufe in anderer Faſſung abge— 
lehnt worden iſt; es war bei Punkt 1 der bezügliche 
Antrag geſtellt worden. 

Was aber den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Ritter v. S frayn ski betrifft, daß Punkt 8 bei den 
Steuerbefreiungen überhaupt ausgelaſſen werden ſoll, 
ſo glaubte der Ausſchuß nicht darauf eingehen zu 
ſollen, denn es handelt ſich hier um Gebäude, die 
in Orten ſich befinden, welche der Hauszinsſteuer 
unterliegen und kein Grund vorhanden iſt, daß der 
Vermiether eines Gebäudes nicht eine Steuer ent— 
richten ſoll, da er aus der Vermiethung doch einen 
Ertrag erhält. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich) Da dies nicht der Fall iſt, 
ſo erſuche ich jene Herren, welche den Schlußſatz 
des S. 2 in der Faſſung, wie er gedruckt 
vorliegt, annehmen wollen, ſich zu erheben. 
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(Geschieht.) Derſelbe iſt angenommen. Somit 
iſt $. 2 vollſtändig erledigt. 

Es wurde geſtern vom hohen Hauſe der von 
der Minorität des Ausſchuſſes geſtellte Antrag, 
anftatt der $$. 6 bis 9 einen mit der Regierungs— 
vorlage im Weſentlichen conformen S. 6 aufzunehmen, 
abgelehnt. Wir gehen nun zur Berathung eben dieſer 
SS. 6 bis 9, und zwar zunächſt des S. 6 über. Das 
hohe Haus wird dem Herrn Berichterſtatter die 
Vorleſung des Paragraphes wohl erlaſſen. (Zu- 
stimmung.) 

Zum $. 6 hat Herr Ritter v. Schönerer das 
Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Schönerer: Ich ver— 
zichte, indem ich mir vorbehalte, zu §. 9 das Wort 
zu ergreifen. 


Präſident: Wünſcht Jemand zu S. 6 das 
Wort? (Niemand meldet sich.) Da dies nicht ber 
Fall iſt, fo erſuche ich jene Herren, die §. 6 nach der 
vom Ausſchuſſe vorgeſchlagenen Faſſung, lautend: 
(Liest dieselbe aus 294 der Beilagen) annehmen, 
fid) zu erheben, (Geschieht.) §.6 ift angenommen. 

Zum 8. 7 hat ber Herr Berichterstatter 
ber Minorität des Ausſchuſſes das Wort. 


Berichterſtatter der Minorität Ritter v. Wejyk: 
Die Minorität des Ausſchuſſes glaubte, das dritte 
Alinea des $. 7 wäre zu ändern conform mit $. 9 des 
Grundſteuergeſetzes vom 24. Mai 1869. Es wären 
nämlich nach den Worten „und die übrigen werden“ 
einzuſchalten die Worte (liest): 

„in denjenigen Ländern, in welchen Be— 
zirksvertretungen beſtehen, von den Bezirks— 
ausſchüſſen gewählt. Wo der politiſche Bezirk 
mehrere Bezirksvertretungen enthält, treten 
die Bezirksausſchüſſe zu einem Wahlkörper 
zuſammen. Wo keine Bezirksvertretungen be— 
ſtehen, werden zwei Mitglieder von den Ge— 
meindevorſtänden gewählt.“ 

Dieſen Antrag ſtellt die Minoritát aus dem 
Grunde, weil im Grundſteuergeſetz vom Jahre 1869 
derſelbe Wahlmodus für die Wahl der Bezirkscom— 
miſſionen angenommen wurde, und ein Grund zu 
einer Aenderung nicht vorhanden iſt, erſtens, weil er 
ſchon damals vom hohen Haufe nah reiflicher Ueber- 
legung angenommen wurde, zweitens, weil er ſich in 
der Praxis als gut erwieſen hat, ſonſt hätte die Re— 
gierung denſelben in ihrer Vorlage über das Ge— 
bäudeſteuergeſetz, welches uns vorliegt, nicht be— 
antragt. Es iſt ſchließlich nicht recht und billig, bei 
den Geſchäften, welche doch eine fachmänniſche Kennt— 
niß erfordern, die Bildungsſtufe der verſchiedenen 
Länder nicht gehörig zu berückſichtigen. 

Das führt gerade zur Ungleichmäßigkeit der 
Behandlung. Es iſt Thatſache, daß es in Oeſterreich 
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Länder gibt, wo jeder Knecht, jede Magd leſen und 
ſchreiben können, wo jeder Einwohner wenigſtens 
die Dorfſchule beſucht hat; es gibt aber auch Länder, 
wo das zur Ausnahme gehört und die überwiegende 
Zahl ſelbſt der Gemeindevorſteher weder leſen noch 
ſchreiben können. Es iſt auch ſehr bedenklich, ſolchen 
Organen im überwiegenden Maße die Wahl in 
Commiſſionen anzuvertrauen, deren Mitglieder doch 
eine gewiſſe Bildungsſtufe und fachmänniſche Kennt— 
niß beſitzen müſſen. 

So etwas liegt weder im Intereſſe der Regie— 
rung noch der Steuerträger. Es werden ſich die 
Bezirksvertretungen und die Bezirksausſchüſſe, welche 
durch die Wahl aus allen Ständen in dem Bezirke 
entítanden find, welche doch die Pflicht haben, die 
Geſammtintereſſen des Bezirkes zu vertreten, welche 
fich endlich fon einmal dieſer Aufgabe bei der Wahl 
der Bezirks-Grundſchätzungscommiſſionen glücklich 
und zur allſeitigen Befriedigung unterzogen haben, 
mehr dazu eignen, als die Gemeindevertretungen, 
überhaupt in den Ländern, wo es problematiſch iſt, 
ob die Wahl auf eine andere Art dem Zwecke ent 
ſprechend ausgeführt werden kann. 

Endlich ſtelle ich den Antrag deßwegen, weil er 
ſich ſchon einmal im Ausſchuſſe ſelbſt der Majorität 
erfreute. Er wurde nämlich mit einer Majorität von 
14 gegen 7 Stimmen bei der zweiten Abſtimmung 
angenommen und nur deßwegen nicht zum Beſchluſſe 
erhoben, weil er bei der zweiten Abſtimmung eine 
größere Anzahl von Stimmen nicht erlangt hat, als 
bei der erſten Abſtimmung. Aber der Umſtand, daß 
dieſer Antrag bei der zweiten Abſtimmung nach reif 
licher Erwägung eine ſo bedeutende Majorität erhal 
ten hat, bietet mir die Hoffnung, daß er auch vom 
hohen Haufe angenommen werden wird, beſonders, 
da er den Verſchiedenheiten, welche in den verſchie— 
denen Ländern obwalten, volle Rechnung trägt. 

Meine Herren! Meiner Anſicht nach iſt dies 
einer der wichtigſten Paragraphe in der ganzen Vor— 
lage, denn es kann eine Meinungsverſchiedenheit ob— 
walten, ob es nicht beſſer wäre, den Capitalswerth 
oder den Nutzungswerth als Grundlage der Gebäude— 
ſchätzung anzunehmen, es kann aber keinem Zweifel 
unterliegen, daß die Schätzung nach einem oder dem 
anderen Syſteme nur dann gründlich und dem Zwecke 
eutjprechend ausgeführt werden kann, wenn in die 
Commiſſionen ſolche Mitglieder gewählt werden, 
welche dazu die nöthige Bildungsſtufe und fachmän— 
nische Kenntniſſe beſitzen. 

Aus dieſen Gründen empfehle ich den Antrag 
der Minorität dem hohen Hauſe zur gefälligen An— 
nahme. (Bravo! rechts.) 

(Abgeordneter Dr. 
sich.) 


Kronawetter meldet 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Kro— 
nawetter hat das Wort. 


— ——— —À 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Meine 
Anſchauung iſt eine dem Herrn Vorſprecher geradezu 
entgegengeſetzte, wahrſcheinlich deßwegen, weil 
unſere Meinungen in Betreff deſſen, aus welchen 
Elementen eine richtige Vertretung der Bevölkerung 
zuſammengeſetzt ſein ſoll, gerade entgegengeſetzte ſind. 
Während der Ausſchuß die Commiſſionen aus ſechs 
Mitgliedern beſtehen läßt, von denen die Hälfte von 
den Steuerträgern gewählt wird, und dieſe Wahl 
den Gemeindevorſtänden des Bezirkes überläßt, will 
der unmittelbare Herr Vorredner, daß da, wo 
Bezirksvertretungen beſtehen, nicht die Gemeinde— 
vorſtände, ſondern die Bezirksvertretungen die drei 
Commiſſionsmitglieder, die zu wählen ſind, beſtimmen. 

Ich gehe noch viel weiter als der Ausſchuß, 
mir iſt es nicht recht, daß nur die Gemeindevor— 
ſtände die drei Mitglieder wählen ſollen; ich ſehe 
dafür keinen Grund ein, ich glaube vielmehr, 
daß ſämmtliche Gemeindevertreter, alfo die fänimt 
lichen Gemeindeausſchüſſe aus allen Bezirken dieſe 
drei Mitglieder wählen ſollen. Der Herr Vor— 
ſprecher hat die Gemeindevorſtände geradezu für 
unfähig erklärt, dieſe Wahl vorzunehmen, und 
ihnen ein bei weitem geringeres Maß von Intelli— 
genz als den Bezirksvertretern imputirt. Ich weiß 
nicht warum, denn dieſe Bezirksvertretungen werden 
ja gerade aus denſelben Gemeinden wieder gewählt, 
ſie ſind ja nicht ernannt, und gerade durch die Wahl 
ſo intelligenter Männer in die Bezirksvertretungen 
haben die Gemeinden bewieſen, daß ſie fähig ſind, 
dorthin, wo es nöthig iſt, ſolche Männer zu ſtellen, 
welche geeignet ſind, ihren Platz auszufüllen. 

Warum nun die Gemeinden, welche gute und 
tüchtige Bezirksvertreter wählen können, wie der 
Herr Vorſprecher ja ſelber geſagt hat, warum nun 
eben dieſe Gemeinden auf einmal ſchlechte Com— 
miſſionsmitglieder in die Steuercommiſſionen 
wählen ſollen, die ihrer Aufgabe nicht gewachſen 
jind, das hat er allerdings nicht bewieſen. 

Mir geht aber auch der Antrag des Ausſchuſſes 
nicht weit genug, er hat zwei bedenkliche Prineipien 
aufgenommen, die ich nie und nimmer als richtig 
da betrachten kann, wo es ſich um die Wahl von 
irgend welchen Vertretern handelt. Es iſt klar, daß 
gewiſſe Grundſätze wie ein rother Faden das Staats— 
leben durchziehen, ſie finden ſich immer und immer 
fort in den wichtigſten, wie in den weniger wich— 
tigen Geſetzen. Ein ſolcher Grundſatz iſt die 
Entſcheidung der Frage: Soll die geſammte 
Bevölkerung ihre Vertreter möglichſt direct 
wählen oder ſoll zwiſchen den einzelnen Claſſen 
und den einzelnen Theilen der Bevölkerung 
ein Unterſchied gemacht werden, und zwar nament— 
lich ſoll der traurigſte Unterſchied, den man über— 
haupt nur machen kann, nicht ein Unterſchied nach 
Intelligenz, nach Befähigung, nach Moral, nach 
Kenntniſſen, ſondern der traurigſte Unterſchied, 


Ich glaube hier nur die Wahl der Freiheit zu 
wahren, wenn den Gemeindevorſtänden dieſes Recht 
vorbehalten wird. 

Was die Anſpielung aber auf die Zuſtände in 
Preußen, meine Herren, betrifft, ſo muß ich wirklich 
bedauern, daß dem Wunſche des Herrn Abgeord— 
neten Krzeezunowiez auch in dieſer Beziehung 
noch nicht Rechnung getragen iſt. Das gegenſeitige 
Entgegenkommen iſt vor Allem nöthig, und trifft 
dieſes zu, dann werden die Verhältniſſe namentlich 
auch in unſerem Lande ſich anders ausbilden; es 
brauchen nur unſere Bezirksvertretungen den Ge— 
meinden gegenüber ſich anders zu verhalten und das 
Intereſſe der letzteren allenthalben zu wahren, dann 
werden auch ſie mehr Zutrauen genießen und auch 
zur Vertretung der Gemeinden in vielen Angelegen— 
heiten gelangen. Wollen wir hoffen, daß auch dies 
mit der Zeit möglich wird, und ich kann daher die 
Befürchtungen nicht theilen, welche man hier hervor— 
hebt; im Gegentheile, ich will mr die Freiheit ge- 
wahrt wiſſen, und, meine Herren (zur Rechten), weil 
Sie immer für die Freiheit einzuſtehen vermeinen, 
bin ich der Meinung, daß es nur die Conſequenz er— 
fordert, wenn auch Sie für den 8. 7, wie ihn der 
Ausſchuß beantragt, ſtimmen. (Bravo!) 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) So erkläre ich die Debatte 
über 8. 7 geſchloſſen. Der Herr Berichterſtat— 
ter der Minorität hat das Wort. 

Berichterſtatter der Minorität Ritter v. We yk: 
Es wurde ſchon fo viel geſprochen, daß ich mich kurz 
faffen kann, und zwar ſchon darum, weil mir die 
deutſche Sprache etwas Schwierigkeiten macht. Ich 
kann mir aber nicht verſagen, einige Einwürfe, welche 
hier gegen den Antrag der Minorität erhoben wur— 
den, mit wenig Worten zu beantworten. 

Meiner Anſicht nach wurde die ganze Frage 
auf ein anderes Feld übertragen; ſie wurde, während 
ſie doch nur vom ökonomiſchen Standpunkte aus 
betrachtet werden ſoll, auf das politiſche Gebiet 
übertragen (Rufe: Sehr richtig!); es wurde name 
lich hier von den Grundſätzen der Freiheit ge— 
ſprochen und uns geſagt, daß das, was der Aus— 
ſchuß beantragt, nicht liberal genug ſei, man wolle 
weiter gehen und den Gemeindeausſchüſſen die 
Wahl der Commiſſionsmitglieder zuweiſen. Man 
hat geſagt, wenn der Ausſchußantrag angenommen 
würde, würde den Reichen auf Koſten der Armen 
ein Vortheil. 

Meine Herren! Wie den Reichen ein Vor— 
theil, den Armen ein Schaden dadurch geſchehen 
kann, daß man zweckentſprechende, mit Sachkennt— 
niſſen ausgeſtattete Commiſſionen wählt, das be— 
greife ich nicht. Wenn wir den Antrag des Herrn 
Abgeordneten Dr. Kronawetter annehmen, fo wird 
es nicht möglich ſein, eine Localität zu finden, wo 
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alle Gemeindeausſchüſſe ſich verſammeln, um zwei 
Mitglieder in die Steuercommiſſion zu wählen. 
Meiner Anſicht nach war der verehrte Abgeordnete 
Dr. Krona wetter auch in der Wahl ſeiner Beiſpiele 
nicht beſonders glücklich; er hat nämlich geſagt, 
wenn ein Dorfbube eine reiche Witwe heiratet, 
ſo werde er in die Commiſſion wählen können. 
Nun, mir ſcheint, daß, wenn er ſie geheiratet hat, 
nicht er, ſondern die Witwe, die er geheiratet hat, 
das Recht der Wahl hat. 

Wiſſen Sie, meine Herren, warum wir ſo ſtrenge 
an der Autonomie halten? Aus dem Grunde, weil 
unſere gerechten Wünſche ſelbſt bei ſolchen Geſchäften, 
welche nur objectiv behandelt werden follen, nicht 
berückſichtigt worden ſind. Wir handeln in dieſer 
Hinſicht ganz anders. Als bei dem §. 5 ein Antrag 
geſtellt wurde, der eine Ausnahme für Wien feſtſtellte, 
haben wir den Antrag unterſtützt, und wenn auch 
der Herr Antragſteller ſeinen Antrag nicht geändert 
und in ſeiner primitiven Faſſung geſtellt hätte, ſo 
hätten wir demſelben doch zugeſtimmt. Alſo wir 
geben nicht das Gleiche mit dem Gleichen zurück. 

Es wurde von einem verehrten Herrn Abge— 
ordneten geſagt, daß, wenn wir den Mino— 
ritätsantrag annehmen, wir am meiſten Galizien 
ſchädigen werden; er wird mir doch zugeſtehen, daß 
ich die Intereſſen meines Landes weit beſſer kenne, 
als der verehrte Herr Collega. 

Es wurde auch geſagt, daß durch den Antrag 
der Minorität die Autonomie geſchädigt werde, daß 
der Antrag des Ausſchuſſes mehr Autonomie gewähre; 
nun, ich glaube, man verſündigt ſich nicht gegen die 
Autonomie, wenn man die Sache den Bezirksaus— 
ſchüſſen anvertraut. 

Alles, was ich oben angeführt habe, bildet den Grund 
dafür, daß ich an dem Minoritätsvotum feſthalte und 
dasſelbe, weil es den Verſchiedenheiten der Länder 
Rechnung trägt und an und für ſich gerecht iſt, dem 
hohen Hauſe zur Annahme empfehle. 


Präſident: Der Herr Berichterſtatter 
der Majorität hat das Wort. 

Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Ich 
will nur mit wenigen Worten meinen Standpunkt 
gegenüber den verſchiedenen Anträgen rechtfertigen. 
Mit dem Antrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Kronawetter kann ich mich nicht einverſtanden 
erklären. Von demokratiſchen Grundſätzen ausgehend, 
wünſcht er die Eliminirung der Höchſtbeſteuerten und 
führt gerade bei dieſem Punkte den Gegenſatz der 
Beſitzenden und Nichtbeſitzenden an, den Gegenſatz der 
armen und reichen Leute. Aber dieſer Gegenſatz 
trifft hier nicht zu, denn alle der Hauszinsſteuer und 
der Nutzwerthſteuer unterliegenden Gebäude reprä— 
ſentiren eben den Beſitz. Es handelt ſich alfo nur um 
einen größeren und kleineren Beſitz, und ſo ſehr ich 
in Steuerſachen demokratiſchen Principien huldige, 


362 


— ————— 


4352 Haus der Abgeordneten. — 125. Sitzung der 8. Seffion am 9. März 1875. 


wie ich dies auch in meinem Motivenberichte gezeigt 
habe, worüber ſich allerdings der Herr Abgeordnete 
der Joſefſtadt abfällig ausgeſprochen hat, ſo kann 
ich doch bei dieſem Punkte, wo es ſich um eine Ver— 
tretung der verſchiedenen Intereſſen innerhalb der 
Bezirkscommiſſion handelt, nur befürworten, daß 
dem Standpunlte, den der Ausſchuß vertritt, Rech 
nung getragen werde. Denn meiner Auffaſſung nach 
dürfte jedenfalls von Seite Jener, welche den Höchſt 
beſteuerten angehören, bei der Einſchätzung oder Ver— 
anlagung der ärmeren Volksclaſſen eine weit grü- 
ßere Gerechtigkeit obmalten, als wenn die niederen 
Stände in dieſer Beziehung freie Hand haben. Ich 
glaube, daß von unſerem Großgrundbeſitze und ſelbſt 
von einem ſehr großen Theile unſerer Capitalariſto— 
kratie — wenn ich mich ſo ausdrücken darf — er— 
wartet werden kann, daß ſie ſich in dieſer Beziehung 
den alten Grundſatz Noblesse oblige vor Augen 
halten und nicht die Steuer auf die ärmeren Volks— 
claffen überwälzen werde. Es ſcheint mir dies aber 
auch mit der Gerechtigkeit vereinbar zu ſein — und 
die Gerechtigkeit iſt doch ein demokratiſches Princip — 
daß Diejenigen, welche in den Bezirken vielleicht die 
höchſte Beſteuerungsquote tragen, bei der Einſchätzung 
ein Wort mitreden ſollen. Aus dieſen Gründen bin 
ich für die Ablehnung dieſes Antrages. 

Was den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Baron Gudenus anbelangt, fo muß ich mich gegen 
eine Vertagung ausſprechen. Der Antrag iſt im 
Grunde genommen nur eine Verdeutlichung des ohne- 
hin im Ausſchußantrage liegenden Sinnes, es ſollen 
nämlich die Worte Hinzugefügt werden „den be: 
theiligten Gemeinden“, damit nicht ſolche Communen 
ſich an den Commiſſionen betheiligen, welche der 
Nutzwerthſteuer unterliegen. Ich würde dieſer Faſ— 
jung des Herrn Abgeordneten Baron Guden us 
nicht entgegentreten und deſſen Annahme empfehlen, 
allein gegen eine Vertagung müßte ich mich ausſpre— 
chen, weil diefe Abſtimmung über den Punkt 3, zu 
welchem der Herr Abgeordnete Baron Gudenus 
ſeinen Antrag geſtellt hat, mit dem 8. 16, ſoweit ich 
ſehe, in feinem innigen Zuſammenhange ſteht. 

Ich komme nun zum Antrage der Minorität. 
Alle diejenigen Punkte, welche heute pro und contra, 
für und gegen die Antheilnahme der Bezirksvertre— 
tungen von verſchiedenen Seiten berührt worden ſind, 
haben auch im Ausſchuſſe eine entſprechende beredte 
Vertretung gefunden. 

Neues konnte mir in dieſem Hauſe nicht geſagt 
werden. 

Ich kann nur hinzufügen, daß der Ausſchuß 
ſich lediglich zu der von ihm beantragten Faſſung 
aus dem Grunde beſtimmt gefunden hat, weil er von 
der Anſchauung ausgegangen iſt, daß eine gewiſſe 
Gleichartigkeit bei der Wahl der Einſchätzungscom— 
miſſionen im ganzen Reiche ſeſtgehalten werden foll. 
Ich habe in dem Motivenberichte ſelbſt darauf hin— 
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gewieſen, daß bei ber Berathung über dieſen Punkt 
die Majorität eine wechſelnde war und am zweiten 
Tage eine Majorität erzielt wurde für einen Antrag, 
der Tags zuvor verworfen worden war, und man 
nur deßhalb in eine nochmalige Berathung nicht cin- 
gehen konnte, weil die Majorität, welche Tags zuvor 
das Geſetz verwarf, ziffermäßig größer als jene des 
nächſtfſolgenden Tages war. Ich lann von meinem pere 
ſönlichen Standpunkte aus nicht verkennen, daß eine 
Anzahl von, wie mir ſcheint, nicht unwichtigen Gründen 
dafür vorgebracht wurde, daß in jenen Ländern, wo 
Bezirksvertretungen in der That beſtehen, die Com- 
miſſionen von den Bezirksvertretungen gewählt 
werden ſollen und will nur hinzuzufügen mir er— 
lauben, daß bei der Annahme des Minoritätsan— 
trages irgend ein weſentliches Princip dieſes Geſetzes 
nicht tangirt würde. 


Präſident: Ich ſchreite nun zur Abſtimmung. 
In dem $. 7 wurde lediglich das dritte Alinea Gegen- 
ſtand der Beſprechung und Amendirung. Zu dieſem 
hat Herr Baron Gudenus einen Antrag geſtellt, 
der als eventualer angemeldet wurde und erſt nach 
Erledigung des 5. 16 zur Abſtimmung zu kommen 
hätte. Es erſcheint dieſer Antrag daher als ein ver— 
tagenber, 

Ich werde zuerſt bie Frage an das hohe Haus 
richten, ob es gewillt ift, bie Abſtimmung über das 
dritte Alinea nach dem Antrage des Abgeordneten 
Freiherrn v. Gudenus in suspenso zu laſſen, bis 
über 8. 16 abgeſtimmt ift. Falls dies abgelehnt 
wird, käme Alinea 1 und 2 nach dem Ausſchuß— 
antrage, dann das dritte Alinea zuerſt nach dem 
Antrage der Minorität und für den Fall, als es ab- 
gelehnt würde, nach dem Autrage des Herrn Abge— 
ordneten Dr. Kronawetter zur Abſtimmung. 
Wird dieſes abgelehnt, ſo gelangt es zur Abſtim— 
mung nach der Faſſung der Ausſchußmajorität, wenn 
nicht früher der meritoriſche Antrag des Herrn Ab— 
geordneten Baron Gudenus als drittes Alinea 
zur Abſtimmung gebracht werden ſollte. 

Die übrigen Alinen ſind unbeanſtändet geblieben, 
es wurden zu denſelben keine Amendements geſtellt, 
ſie gelangen daher nach der Faſſung des Ausſchuſſes 
zur Abſtimmung. Wird gegen dieſe Form der Ab— 
ſtimmung eine Einwendung erhoben? (Niemand 
meldet sich) Ich möchte insbeſondere dem Herrn 
Baron Gudenus fragen, ob es ihm, im Falle der 
Ablehnung der von ihm beantragten Vertagung, 
erwünſcht wäre, daß über den Antrag ſelbſt als 
meritoriſchen abgeſtimmt werde. 


Abgeordneter Freiherr v. Gudenus: Allerdings! 


Präſident: Ich erſuche alſo jene Herren, 
welche dafür ſind, daß nach dem Antrage des 
Herrn Abgeordneten Freiherrn v. Gudenus 
die Abſtimmung über 8.7 bis nach Erle— 


! 
I 
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digung des S. 16 vertagt werde, fid) zu 
erheben. ( Geschieht.) Der Antrag ijt abgelehnt. 

Wir ſchreiten nun zur definitiven Abſtimmung. 

Ich erſuche zuerſt jene Herren, welche das erſte 
und zweite Alinea des $, 7 nach der Faſſung des 
Ausſchuſſes annehmen, ſich zu erheben. (Geschieht.) 
Die beiden Alinea find angenommen.“ 

Ich bitte nun diejenigen Herren, welche das 
dritte Alinen nach dem Antrage der Minorität 
des Ausſchuſſes, lautend (liest): 

„Nach den Worten „und die übrigen 
werden“ ſind einzuſchalten die Worte: „in 
denjenigen Ländern, in welchen Bezirksver— 
tretungen beſtehen, von den Bezirksaus— 
ſchüſſen gewählt. Wo der politiſche Bezirk 
mehrere Bezirksvertretungen enthält, treten 
die Bezirksausſchüſſe zu einem Wahllörper 
zuſammen. Wo leine Bezirksvertretungen 
beſtehen, werden zwei Mitglieder von den 
Gemeindevorſtänden gewählt“ — 

annehmen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag 
iſt mit 113 gegen 80 Stimmen abgelehnt. 

Ich werde das Alinea 3 zuerſt nach dem Autrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter zur 
Abſtimmung bringen und falls dieſer abgelehnt wird, 
nach der Faſſung des Herrn Baron Gudenus, und 
wenn auch dieſe abgelehnt werden ſollte, nach der 
Faſſung des Ausſchuſſes, und zwar getrennt. 

Ich erſuche demnach jene Herren, welche nach 
dem Antrage des Herrn Abgeordneten Dr. Kron ae 
wetter das dritte Alinea des $. 7 in folgender 
Faſſung annehmen wollen (liest): 

„Die andere Hälfte wird von den Ge— 
meindevertretern der betreffenden Bezirke 
aus den betheiligten Hausbeſitzern gewählt“ 

ſich zu erheben. (Geschieht.) Er ijt abgelehnt. 

Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche das dritte 
Alinea nach der vom Herrn Abgeordneten Freiherrn 
v. Gudenus beantragten Faſſung, lautend (liest) : 

„Ein Mitglied wird von den 20 höchſt— 
beſteuerten betheiligten Hausbeſitzern des 
Bezirkes, und die übrigen werden von den 
Vorſtehern der betheiligten Gemeinden des 
Bezirkes gewählt“ — 

annehmen wollen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Es 
iſt angenommen. 

Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche den 
8. 7 vom vierten Alinea bis zum Schluſſe desſelben 
annehmen wollen, fic) zu erheben. (Geschieht.) Er 
iſt angenommen. 

Wir gelangen nun zu $. 8; zu demſelben liegt 
ebenfalls ein Minoritätsantrag vor, ich ertheile 
daher dem Herrn Berichterſtatter der Mino— 
vität das Wort. 


Berichterſtatter der Minorität Ritter v. 
Weiyk: Die Minorität hat zwei Anträge 
zu dieſem Paragraphe geſtellt, nämlich: 
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In dem erſten Alinea des §. 8 anftatt 
der Worte „unter dem Vorſitze eines 
Vorſtandes, welcher, ſowie deſſen Stell— 
vertreter, vom Finanzminiſter ernannt 
wird“, wäre anzunehmen: 

„unter dem Vorſitze des politiſchen 
Landeschefs oder deſſen Stellver— 
Ixéteta uus 

Zur Begründung dieſes Antrages habe ich bie Ehre 
Folgendes hinzuzufügen: Wir ſtellen dieſen Antrag 
aus folgenden Gründen, erſtens, weil in dem Grund— 
ſteuergeſetze vom Jahre 1869 der Vorſitz in den 
Landescommiſſionen den Landeschefs anvertraut 
wurde, zweitens, weil wir die politiſchen Behörden 
weit mehr dazu befähigt erachten, als die Finanz— 
organe, denn dieſe ſind in Steuerſachen und beſonders, 
wenn es ſich um das Ausmaß der Steuern handelt 
— meiner Anſchauung nach — weit mehr befangen 
als die politiſchen Behörden, endlich, weil die Be— 
völkerung eine weit größere Beruhigung darin finden 
wird, wenn der Vorſitz in den Landescommiſſionen, 
wo ſo viele wichtige Gegenſtände zur Entſcheidung 
kommen, den Landeschefs anvertraut wird. Man 
muß noch das hinzufügen, daß der Ausſchuß in 
dieſer Richtung ſogar noch weiter geht, als die Re— 
gierung, denn die Regierung beanſprucht in ihrer 
Vorlage nicht, anderen Organen als den politiſchen 
den Vorſitz in den Landescommiſſionen anzuver— 
trauen, indem ſie in ihrer Vorlage die Schätzung 
des Nutzungswerthes der Gebäude den Grund— 
ſchätzungscommiſſionen anvertraut wiſſen wollte, in 
denen den Landeschefs der Vorſitz zuſteht. Aus dieſen 
Gründen empfehle ich dem hohen Hauſe die Annahme 
dieſes Antrages. 

Der zweite Antrag lautet (liest): 


„Zum vierten Alinea des 8.8 wäre 
beizufügen: 

„„Die Landescommiſſion kann für 
einzelne Fälle beſondere Referenten 
beſtellen und hat das Recht, erforder— 
lichen Falles Sachverſtändige mit be— 
rathender Stimme beizuziehen.“ 


Dieſer Antrag wurde nur deßwegen in dem 
Ausſchuſſe nicht zum Beſchluſſe erhoben, weil Seine 
Excellenz der Herr Miniſter ausdrücklich erklärt 
hat, daß dies ſelbſtverſtändlich ſei. Meine Herren! 
Ich habe es ſchon oft erlebt, daß eine Sache, welche 
am grünen Tiſche als ſelbſtverſtändlich erſchien, doch 
ſpäter in der Ausführung als nicht ſelbſtverſtändlich 
betrachtet wurde. Ich ſchätze ſehr hoch und ver— 
theidige die Anſicht Seiner Excellenz des Herrn 
Miniſters, aber wer kann uns verbürgen, daß, im 
Falle das Miniſterium wechſelt, der Nachfolger Sei— 
ner Excellenz derſelben Meinung ſein werde? Die 
Erfahrung hat uns gelehrt, daß nicht alle Miniſter 


derſelben Meinung waren. 
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In dem Grundſteuergeſetze vom Jahre 1869 
iſt das Recht, die Sachverſtändigen zu berufen und 
im Nothfalle die Referenten zu wählen, allen Com 
miſſionen zugeſtanden, und ſteht ſogar den Bezirks— 
ſchätzungscommiſſionen das Recht, die Sachverſtän 
digen zu wählen, inſoweit zu, als es ſich um die 
Schätzung der Waldungen handelt. Es ſcheint alſo, 
daß damals weder die Regierung, noch der Reform— 
ausſchuß, noch das hohe Haus derſelben Meinung 
waren, daß dies ſelbſtverſtändlich iſt. Sonſt hätte 
die Regierung damals den entſprechenden Paſſus 
nicht beantragt und das hohe Haus denſelben nicht 
im Geſetze zum Beſchluſſe erhoben, 

Der Umſtand, daß in dem Grundſteuergeſetze 
das gedachte Recht den Schätzungscommiſſionen ein 
geräumt wurde und daß von dieſem Rechte in der 
gegenwärtigen Vorlage keine Erwähnung gemacht 
worden iſt, kann leicht zur Befürchtung Anlaß 
geben, daß dieſes Recht den Gebäudeſteuer-Schätzungs 
commiſſionen nicht zuſteht, denn nicht Jeder, meine 
Herren, lieſt die Verhandlungen des Ausſchuſſes und 
des hohen Hauſes, nicht Jeder weiß etwas von den 
Miniſtererklärungen, aber Jeder muß ſich ſtrenge an 
den Wortlaut des Geſetzes halten. Wie wichtig aber 
das Geſetz iſt, weiß ich aus eigener Erfahrung, da 
ich Mitglied der Grundſteuer-Bezirksſchätzungs 
commiſſionen bin, und alle meine Collegen in dieſen 
Commiſſionen werden keinen Anſtand nehmen, die 
Wichtigkeit dieſes Geſetzes zu beſtätigen. 

Meine Herren! Es kann auch in dieſer Hinſicht 
eine Meinungsverſchiedenheit obwalten, es kann be— 
hauptet werden, daß es ſelbſtverſtändlich iſt, aber es 
kann auch das Gegentheil behauptet werden. Keinem 
Zweifel jedoch kann es unterliegen, daß dies ein ſehr 
wichtiges Geſetz iſt, und daß es Niemandem ſchaden 
wird, wenn dieſe Beſtimmung in das Geſetz auf— 
genommen wird. Es wäre alſo zu wünſchen, daß die 
Herren, die dieſes Recht als ſelbſtverſtändlich erachten, 
Denen nachgeben, welche der entgegengeſetzten Anſicht 
ſind, und einwilligen, daß dieſes ſo wichtige Recht 
in dem Geſetze ſeinen Ausdruck finde, denn in ſolchen 
zweifelhaften Fällen — und wahrhaft kann hier ein 
Zweifel entſtehen — iſt es immer wünſchenswerth, 
bei Verfaſſung von Geſetzen ſich ſtreng an das 
Princip zu halten: „Melius abundare quam 
omittere!* 

(Abgeordneter Kowalski meldet sich zum 
Worte.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Ko— 
walski hat das Wort. 


Abgeordneter Kowalski: Der Herr Vor- 
ſprecher hat als Vertreter des Minoritätsantrages 
zum $. 8 den Antrag geſtellt, daß es im erſten 


Stellvertreter vom Finanzminiſter ernannt wird“ 
heiße: „unter dem Vorſitze des politiſchen Landes— 
chefs oder deſſen Stellvertreters.“ 

Ich erkläre mich gegen dieſen Antrag, und nicht 
gerade principiell erkläre ich mich dagegen — denn 
es iſt ja gar nicht anzunehmen, daß gerade der 
Landeschef von dieſer Commiſſion immer auszu— 
ſchließen wäre. Wir finden ſchon im Geſetze über die 
Grundſteuer, daß der Vorſitz in der diesbezüglichen 
Landescommiſſion ohnehin der Statthalter führt; 
alſo iſt es auch hier möglich, und zwar umſomehr, 
als es dem freien Ermeſſen des Finanzminiſters 
anheimgeſtellt werden will, wem der Vorſitz auch 
hier einzuräumen iſt. 

Aber gerade deßhalb, weil der Statthalter 
ohnehin viele Angelegenheiten unter ſeinem Vorſitze 
zu beſorgen hat, daher auch ohnehin von Agenden 
überbürdet ift, fo kann es fid) auch fügen, daß er 
nicht in der Lage ſein wird, allſeitig gehörig zu ent— 
ſprechen. 

Es erſcheint ſomit nur als zweckmäßig und ſehr 
zweckdienlich, dem Finanzminiſter hier freie Wahl und 
freies Ermeſſen zu wahren. 

Aber noch ein anderer Umſtand ſpricht für 
dieſes freie Ermeſſen und für die Wahrung desſelben, 
namentlich, wenn Vorkommniſſe zu Tage treten 
ſollten, daß die Landeseommiſſion für Grundſteuer— 
ſachen unter dem Vorſitze eines Landeschefs zu 
irrigen Anſchauungen gekommen iſt. Nachdem aber 
eine Steuerzahlung mit der anderen im innigſten 
Zuſammenhange ſteht, ſo iſt es leicht möglich, daß 
die auf einem Gebiete gewonnene irrige Anſchauung 
auch auf das andere Gebiet leicht übertragen werden 
tann. Um nun gerade die Möglichkeit einer ume 
ſichtigeren und unbeeinflußten Prüfung der weiteren 
Grundlagen zu bieten, nach welchen bie Gebäudeſteuer 
zu bemeſſen wäre, glaube ich, daß es im Intereſſe 
der Sache und im Intereſſe der Steuerträger gelegen 
iſt, hier wo möglich freie Bahn zur Gewinnung 
richtiger Anſchauungen zu halten. 

Die Befangenheit, auf welche mein Herr Bore 
ſprecher ein ſo großes Gewicht gelegt, und welche er 
gerade bei den Vorſtänden der Finanzverwaltung zu 
finden vermeint, muß bei den Landeschef nicht 
geradezu ausgeſchloſſen werden, dieſelbe könnte ja — 
wenn überhaupt eine Befangenheit in der Richtung 
zuläſſig erſcheint — auch bei den Landeschefs zu: 
treffen — und dies noch umſomehr, als dieLandeschefs 
gemeiniglich auch Chefs der Finanzverwaltung ſind. 

Ich kann aber doch nicht gerade von dem einen 
oder anderen Beamten eine vorgefaßte Meinung 
hegen; man ſoll immer Jedermann individuell be— 
handeln, ſowie ich ihn auch als gewählt auffaſſe. 

Daß die Bevölkerung gerade dann eine mehrere 
Beruhigung empfinden würde, wenn der Vorſitz und 


Alinea des 8. 8 anſtatt der Worte „unter dem die Oberleitung in der Landescommiſſion dem 
Vorſitze eines Vorſtandes, welcher, ſowie deffen| Landeschef vorbehalten wäre, wird wohl in einigen 


Fällen vorkommen; aber verallgemeinen und generali— 
ſiren läßt ſich dieſer Satz wohl nicht, denn es iſt ja 
auch möglich, daß die Bevölkerung noch zu anderen 
Organen der Finanzverwaltung nicht nur dasſelbe 
Zutrauen, ſondern vielleicht auch noch ein größeres 
haben könne. 

Ich glaube alſo, daß es im Intereſſe der Be— 
theiligten ſelbſt, ſowie auch der Finanzverwaltung 
gelegen iſt, hier dem freien Ermeſſen des Finanz— 
miniſters das Wort zu reden, der alle Umſtände in 
Betracht ziehen und prüfen wird, wem er dieſen 
Vorſitz mit voller Beruhigung anvertrauen will. Ich 
wiederhole, daß ja hierdurch der Statthalter oder 
Landeschef nicht ausgeſchloſſen bleibt, aber es iſt auch 
möglich, daß wegen Ueberbürdung des Landeschefs 
oder wegen anderer Gründe Jemand Anderer für 
dieſen Poſten in conereten Fällen mehr zu empfehlen 
wäre, und daß auch er dieſen Poſten zur Beruhigung 
namentlich der Landbevölkerung ausfüllen fann. 

Uebergehend auf den zweiten Antrag der Mino— 
rität, will ich mich lediglich auf den zweiten Abſatz 
dieſes Antrages beſchränken, wo der Herr Ritter v. 
Wezyk als Antragſteller der Minorität beantragt, 
daß dieſelbe Commiſſion das Recht haben ſoll, er— 
forderlichen Falles Sachverſtändige zur Berathung 
beizuziehen. Ich glaube, daß dieſer Abſatz ganz über— 
flüſſig iſt; denn ich muß den geehrten Herrn Vor— 
redner befragen, warum er diefe Correctur nicht 
bereits bei §. 7 beantragt habe. Auch die Bezirks— 
commiſſionen und Ortscommiſſionen werden vielleicht 
in der Lage ſein, manchmal zu Sachverſtändigen Zu— 
flucht zu nehmen und dennoch iſt von denſelben in 
§. 7 keine Erwähnung; warum gerade dies nur bei 
den Landescommiſſionen? Daß dies aber als ſelbſt— 
verſtändlich anzunechmen ijt, geht auch ſchon daraus 
hervor, daß im $. 15 des Ausſchußantrages, und 
zwar im erſten Alinea ausdrücklich von den bei— 
gezogenen Sachverſtändigen die Rede iſt. 

Erwähnt nun das Geſetz der beigezogenen Sach— 
verſtändigen, ſo muß es auch Fälle geben, wo ſie bei— 
zuziehen ſind, und man wird ſie nur dort beiziehen, 
wo dies eben nothwendig erſcheint. Ich glaube daher, 
daß noch ein diesbezügliches Alinea im Geſetze zu— 
mindeſt als überflüſſig erſcheinen muß. 

Nachdem ich nun aber ſchon beim Worte bin 
und auf die Landescommiſſion ein ſehr großes Ge— 
wicht lege, ſehe ich mich veranlaßt, im Namen meiner 
Wähler hier einen Wunſch der hohen Regierung 
gegenüber auszuſprechen. 

Die Landescommiſſion entſcheidet über Be— 
{werden und Recurfe in letzter Inſtanz, was wir 
{don aus dem $. 20, ſowie aus dem Wirkungskreiſe 
der Centralcommiſſion entnehmen können. 

Um nun die Beruhigung zu haben, daß das 
Intereſſe alle Steuerträger gehörig gewahrt wird, 
ſehe ich mich verpflichtet, nur den Wunſch der Land— 


bevölkerung auszuſprechen, wenn ich die Bitte an die 
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hohe Finanzverwaltung stelle, daß bei der Wahl ſowohl 
der Mitglieder der Landescommiſſion, als auch deren 
Erſatzmänner billige und gerechte Rückſicht auch auf den 
kleinen Grundbeſitz genommen werde, denn nur dann 
werden die kleinen Grundbeſitzer volle Beruhigung 
gewinnen, daß ihr Intereſſe auch bei der Landes— 
commiſſion gehörig gewürdigt und ihre Rechte allſeitig 
gewahrt werden. (Bravo! Bravo!) 

(Abgeordneter Dr. Harant meldet sich xum 
Worte.) 


Práfident: Der Herr Abgeordnete Dr. Da: 
rant hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Havant: Am Schluſſe ber 


Debatte über §. 8 nehme ich mir noch die Freiheit, 
die Aufmerkſamkeit des hohen Hauſes auf einen 
kleinen Lapsus calami zu lenken, ber in 8. 8, Alinea 1 
unterlaufen iſt. In dieſem Alinea heißt es nämlich 


„in jedem Kronlande“, nun gibt es nur bei den 


Kronen Böhmens und Ungarns Kronländer, die 
übrigen Länder der Monarchie können als ſolche nicht 
bezeichnet werden, und der in der früheren Geſetz— 
gebung vorkommende Ausdruck „Kronland“ wurdet 
daher, wenn ich nicht irre, im Jahre 1859 mit Rech 

wieder geſetzlich eliminirt. Ich würde mir daher den 
Antrag zu ſtellen erlauben, daß ſtatt der 
Worte „in jedem Kronlande“ die Worte 
„in jedem Lande“ geſetzt werden mögen. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Harant 


beantragt, daß es im 8.8 ſtatt der Worte „in 
jedem Kronlande“ heißen ſolle „in jedem 
Lande“. Die Herren, die dieſen Antrag unter— 
ſtützen, wollen fid) erheben. (Geschieht.) Er ijt unter: 
ſt bt. 


Wünſcht nod) Jemand zu S. 8 das Wort? 
(Abgeordneter Ritter v. Krzeczunowicz 


meldet sich.) 


Abgeordneter Ritter v. Krzeezunnowicz: 
Die Einwendungen gegen den erſten Antrag der 
Minorität ſind, glaube ich, doch nicht ſtichhältig. 
Die Minorität beantragt, daß der Landes— 
chef oder deſſen Stellvertreter das Prä— 
ſidium in der Landescommiſſion haben ſolle. Hiermit 
iſt die Unſtichhältigkeit der Einwendung, daß der 
Statthalter manchmal überbürdet ſein könnte und 
daher das Präſidium nicht führen können würde, 
auch widerlegt. 

Ich muß wirklich bedauern, daß die Amts— 
handlungen in Bezug auf die Schaffung der Steuer— 
grundlagen für Directe Steuern nicht, ſowie es in 
der vormärzlichen Zeit geweſen iſt, den politiſchen 
Behörden, ſondern den Finanzorganen anvertraut 
ſind. Nach meiner Anficht ſollen nicht die Finanz— 
organe, welche die Steuern einheben und eintreiben, 


/ 
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ſondern die politiſchen Behörden zur Durchführung 
der Steuergrundlagen berufen werden. Jemehr wir 
die Finanzorgane von der Schaffung der Steuer— 
grundlagen entfernt halten, deſto beſſer iſt es. Die 
Gründe, die die Minorität angeführt hat, ſind nicht 
unwichtig. Denn fie fagt, daß bie Finanzorgane bei 
den Steuereinhebungen fid) gerade die fiscaliſche 
Richtung angeeignet haben. 

Sie mußten ſich eine ſolche Richtung aneignen, 
denn ſie ſind Menſchen, und wenn man in einer 
Richtung immer fortarbeitet, jo kann man ſich auf 
einmal von dieſer Richtung nicht abwenden. Mir 
wäre es alſo lieber, daß die Schaffung der Steuer 
grundlagen, beziehungsweiſe die Leitung und Con 
trole ſogar ganz den politiſchen Behörden überlaſſen 
werde. 

Was den zweiten Antrag der Minorität anbe 
langt, meinte der Herr Abgeordnete Kowalski, 
daß er unnütz ſei; freilich hat er von den Reſeren— 
ten gar nichts geſprochen, ſondern nur von den 
Sachverſtändigen. 

Er meint, wenn man den Landescommiſſionen 
erlaubt, Sachverſtändige beizuziehen, ſo können auch 
die Bezirkscommiſſionen dies thun, und da gibt es 
noch einen anderen Paragraph, der über die Diäten 
der Sachverſtändigen ſpricht. Im Grundſteuergeſetze 
haben die Landescommiſſionen und bie Centralcom 
miſſion das Recht, Sachverſtändige beizuziehen, die 
Bezirkscommiſſion aber hat dieſes Recht im Allge— 
meinen nicht; nur ausnahmsweiſe bei Abſchätzung 
des Waldlandes. — Die Bezirkscommiſſionen werden 
nach dem vorliegenden Geſetze dieſes Recht nicht 
haben. Wenn man aber das Recht den Landes- und 
Centralcommiſſionen nicht ebenſo wahrt, wie dies bei 
der Grundſteuer geſchehen iſt, ſo wird dieſes Recht 
in Zweifel geſetzt. In Bezug auf die Sachverſtän— 
digen könnte man ſagen: Es liegt eine Erklärung 
des Miniſters vor, welche auch in dem Majoritäts, 
berichte angeführt ijt, Es heißt dort (Mest): 

„Von einer Seite wurde die Aufnahme der Be— 
ſtimmung in Anregung gebracht, daß den Landes— 
commiſſionen und der Centralcommiſſion das Recht 
zuſtehen ſoll, für einzelne Fälle beſondere Referenten 
zu beſtellen und Sachverſtändige mit berathender 
Stimme hinzuzuziehen; da jedoch mehrere Mitglieder 
und auch Seine Excellenz der Herr Finanzminiſter 
Letzteres als ſelbſtverſtändlich bezeichneten, hielt 
bie Majorität des Ausſchuſſes es nicht für noth- 
wendig, dies ausdrücklich im Geſetze auszuſprechen.“ 

Dort ſteht alſo, „Letzteres“, dieſes „Letzteres“ 
bezieht ſich auf die Sachverſtändigen, nicht aber auf 
die Referenten, ſo daß in jedem Falle das Recht, für 
ſpecielle Fälle Referenten zu beſtellen — welches 
Recht im Grundſteuergeſetze den Landescommiſ— 
fionem und der Centraleommiſſion gewahrt ijt — 
wenn man es nicht ausdrücklich im Gebäudeſteuer— 
geſetze wahrt, auch wirklich den bezüglichen Commiſſio⸗ 


nen nicht zuſtehen wird. Wie aber dieſes Recht den 
Commiſſionen nothwendig iſt, das weiß ich aus 
meiner eigenen Erfahrung. 

Ja fogar dermalen, bei der Centralcommiffion 
für die Grundertragsſchätzung haben wir gleich damit 
angefangen, ein Comité zu beſtellen, welches die 
Sache prüft, und der Referent dieſes Comités ift 
berufen, die geprüften Gegenſtände und Anträge der 
Centralcommiſſion vorzutragen. Wenn wir dieſes 
Recht im Geſetze nicht ausdrücklich wahren, ſo bin 
ich überzeugt, daß es auch verloren gehen wird, und 
da ich meine, daß dieſes Recht den Commiſſionen 
abſolut nothwendig iſt, ſo muß ich mich dafür er— 
klären, daß es in das Geſetz aufgenommen werde, 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich,) Ich erkläre die Debatte 
über 8, 8 für geſchloſſen. 

Wünſcht der Herr Berichterſtatter der 
Minorität das Wort? 


Berichterſtatter der Minorität Ritter v. Wezyk: 
Nachdem das, was der Herr Abgeordnete Kowalski 
gefaat hat, daß er die Finanzorgane den politiſchen 
Organen vorziehe, reine Geſchmackſache iſt, um 
welchen Geſchmack ich ihn nicht beneide, ſo verzichte 
ich auf das Wort. 


Präſident: Ich ertheile dem Herrn Bericht— 
erſtatter der Majorität das Wort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Ich 
bin nicht in der Lage, mich auch nur in einem Punkte 
den Anſchauungen der Minorität zu conformiren. 

Es wurde beantragt, daß nicht, wie e$ von ber 
Majorität vorgeſchlagen iſt, ein vom Finanzminiſter 
ernannter Vorſtand die Leitung der Landescommiſ— 
fion übernehme, ſondern daß den politiſchen Landes- 
chefs dieſe Leitung übertragen werden ſoll. Ich 
möchte nun nur auf den einen Umſtand aufmerkſam 
machen, daß im Laufe der letzten Jahre den poli— 
tiſchen Landeschefs eine ſolche Fülle von Functionen 
übertragen worden iſt, daß es wohl ſchwer angeht, 
ihnen jetzt auch noch den Vorſitz bei den Gebäude— 
ſteuereommiſſionen aufzubürden. Man müßte dann 
conſequenterweiſe ſagen, daß ſie auch den Vorſitz bei 
den Erwerbſteuercommiſſionen, den Einkommen— 
ſteuereommiſſionen u. ſ. w. zu übernehmen haben 
werden, und ihre Zeit dürfte nicht hinreichen, um 
auch nur annäherungsweiſe den an ſie geſtellten 
Forderungen zu entſprechen. 

Ein zweiter Punkt iſt der, daß verlangt wird, 
daß den Landescommiſſionen das Recht zuſtehen ſoll, 
Sachverſtändige mit berathender Stimme beizuziehen 
und für einzelne Fälle beſondere Referenten zu bee 
ſtellen. Man darf, was die Referenten anbelangt, 


dieſe nicht in eine Linie ftellen mit jenen im Grund— 
ſteuergeſetze. Bei der Grundſteuer handelt es ſich um 
einen höchſt complicirten Organismus, und es iſt 
möglich, ja in vielen Beziehungen ſogar empfehlens— 
werth, daß Referenten beigezogen werden, welche 
hinſichtlich der Claſſification, Limitirung u. f. w. 
ſpecielle Kenntniſſe haben, hier aber bei der Beran- 
lagung der Grundſteuer iſt die Heranziehung von 
Sonderreferenten meiner Anſicht nach durchaus nicht 
nothwendig. 

Es muß nur noch ein Punkt berückſichtigt werden, 
daß nämlich die Erfahrungen, die in den letzten Jahren 
gemacht worden ſind, gezeigt haben, daß in den ver— 
ſchiedenen Landescommiſſionen der Verſuch gemacht 
worden iſt, die Organe der Regierung vollſtändig an 
die Wand zu drücken. Wenn man nun ins Auge faßt, 
daß bei den Commiſſionen ohnehin die Bevölkerung 
durch die von ihr gewählten Mitglieder ein ſehr ge— 
wichtiges Wort mittſprechen kann, ſo muß man auch 
andererſeits wünſchen, daß das Intereſſe des Fiscus, 
des Staates, durch einen Referenten entſchieden ge 
wahrt werde. 

Was die Sachverſtändigen anbelangt, iſt ja im 
Ausſchuſſe von allen Seiten zugeftanden worden, 
daß dieſes Recht den betreffenden Commiſſionen nicht 
entzogen werden kann und ſoll und daß ſie auch in 
Zukunft noch von Fall zu Fall Perſonen herbeiziehen 
können, daß es aber nicht abſolut nothwendig ſei, 
dies im Geſetze auszuſprechen. 

Ich möchte daher wärmſtens den Antrag der 
Ausſchußmajorität dem hohen Haufe zur Annahme 
empfehlen. 


Präſident: Wir ſchreiten nun zur Abſtim— 
mung. 1 
Es liegen Au $$.8 und 9 drei Minoritätsanträge 
vor. Der erſte bezieht ſich auf Alinen 1 des 8. 8 und 
und bezweckt den Vorſitz der Landescommiſſion dem 
politiſchen Landeschef oder deſſen Stellvertreter zu— 
zuerkennen, während nach dem Antrage der Majo— 
rität der Vorſtand, der den Vorſitz zu führen hat, und 
deſſen Stellvertreter vom Finanzminiſter ernannt 
werden ſoll. 


Der zweite Minoritätsantrag geht dahin, nad) 
dem vierten Alinea des $. 8 die Beſtimmung einzu— 
fügen (liest) : 

„Die Landescommiſſion kann für einzelne 

Fälle beſondere Referenten beſtellen und hat 

das Recht, erforderlichen Falles Sachver— 

ſtändige mit berathender Stimme beizu— 
ziehen.“ 


Endlich [off dem 8. 9 ein neues Alinea beige: 


fügt werden, lautend (Mest): 
„Die Centralcommiſſion kann für einzelne 
Fälle beſondere Referenten beſtellen und hat 
das Recht, erforderlichen Falles Sachver- 
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ſtändige mit berathender Stimme beizu— 


ziehen.“ 
Dann wurde von dem Herrn Abgeordneten 


Dr. Harant der Antrag geſtellt, daß in der erſten 
Zeile des $. 8 anſtatt „in jedem Kronlande“ ge: 
ſetzt werden ſoll: „in jedem Lande“. 


Ich werde bei der Abſtimmung über §. 8 fo vor— 


gehen, daß ich zuerſt den Abänderungsantrag des Herrn 
Abgeordneten Dr. Harant zu Alinea 1, ſodann den 
Antrag der Minorität wegen Veränderung der Be— 
ſtimmung über den Vorſitz, und im Falle der Ableh— 
nung dieſer Anträge den Ausſchußantrag zur Ab— 
ſtimmung bringen werde. Sodann werde ich die 
Alinea 2, 3 und 4 nach dem Ausſchußantrage, dar— 
auf den zu Alinea 4 von der Minorität beantragten 
Bujak und endlich das Schluß-Alinea zur Abſtim— 
mung bringen. 


Wird darüber etwas bemerkt? (Niemand meldet 


sich.) Es iſt nicht der Fall, ich werde daher in der 


angegebenen Weiſe vorgehen. 

Ich erſuche zunächſt jene Herren, welche nach 
dem Antrage des Herrn Abgeordneten Dr. Harant 
in Alinea 1 die Worte „in jedem Kronlande“ durch 
die Worte „in jedem Lande“ erſetzt wiſſen wollen, 
fid) zu erheben. (Geschieht) Der Antrag ift ab- 
gelehnt. 

Nun erſuche ich jene Herren, welche nach dem 
Antrage der Minorität des Ausſchuſſes dem erſten 
Alinea folgende Faſſung geben wollen (Vest): 

„In jedem Kronlande wird unter dem 
Vorſitze des politiſchen Landeschefs oder 
deſſen Stellvertreters eine Landescommiſſion 
gebildet, welche außer dem Vorſitzenden noch 
aus vier bis acht Mitgliedern mit entſchei— 
dender Stimme zu beſtehen hat, wovon die 
eine Hälſte der Finanzminiſter, und zwar 
mindeſtens zur Hälfte aus den bethei— 
ligten Hausbeſitzern des Landes, beruft, die 
andere Hälfte die betreffende Landesvertre— 
tung wählt“ — 

fih zu erheben. (Geschieht,) Auch dieſer Autrag iſt 
abgelehnt. 

Nun bitte ich jene Herren, die das erſte Alinea 
in der von der Majorität des Ausſchuſſes bean— 
tragten Form (liest): 

„b) Landescommiſſion. 

In jedem Kronlande wird unter dem Bor- 
ſitze eines Vorſtandes, welcher, ſowie deſſen 
Stellvertreter vom Finanzminiſter ernannt 
wird, eine Landescommiſſion gebildet, welche 
außer dem Vorſitzenden noch aus vier bis 
acht Mitgliedern mit entſcheidender Stimme 
zu beſtehen hat, wovon die eine Hälfte der 
Finanzminiſter, und zwar mindeſtens zur 
Hälfte aus den betheiligten Hausbeſitzern 
des Landes, beruft, die andere Hälfte die be— 
treffende Landesvertretung wählt“ — 
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annehmen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Dieter An 
trag iſt angenommen. | 

Ich erſuche nun die Herren, welche die Alinea 
2, 3 und 4 in der gedruckt vorliegenden, von dem 
Ausſchuſſe beantragten Faſſung annehmen, fih zu 
erheben. (Geschieht.) Dieſelben find ange 
nommen. 

Zum vierten Alinea des 8. 8 wäre nach dem 
Antrage der Minorität beizufügen (liest): 

„Die Landescommiſſion kann für einzelne 

Fälle beſondere Referenten beſtellen und hat 

das Recht, erforderlichen Falles Sachver— 

ſtändige mit berathender Stimme beizu 
ziehen.“ 

Ich erſuche die Herren, welche dieſen Zuſatz 
antrag annehmen, fic) zu erheben. (Geschieht,) Der: 
ſelbe iſt abgelehnt. 

Nun bitte ich jene Herren, welche den Schluß 
[at des fünften Alinea, nämlich nach dem Antrage 
des Ausſchuſſes annehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht,) Somit ift $. 8 vollſtändig nach dem 
Antrage des Ausſchuſſes angenommen. 

Zum 8. 9 ift ein Minoritätsantrag ge 
ſtellt; ich ertheile dem Herrn Berichterſtatter Ritter 
v. Wezyk das Wort. 


Berichterſtatter der Minorität Ritter v. Wezyk: 
Da der hier beabſichtigte Antrag ſchon bei $. 8 
geſtellt wurde, derſelbe ſich jedoch nicht der Annahme 
Seitens des Hauſes erfreute, ſo ziehe ich den 
Minoritätsantrag zurück. 


Präſident: Herr Ritter v. Wezyk zieht den 
Minoritätsantrag zu 8. 9 zurück; zu dieſem Pa— 
ragraphe hat noch Herr Ritter v. Schönerer 
namens einer Minorität einen Antrag geſtellt. Ich 
ertheile demſelben das Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Sehönerer: Ich hielt 
es für wichtig und im Intereſſe der Sache gelegen, 
daß bereits im Geſetze der Zeitpunkt beſtimmt werden 
ſoll, zu welchem die Centralcommiſſionsmitglieder 
gewählt werden, vefpective fid) als Commiſſion cone 
ſtituiren ſollen. 

Dieſer Antrag iſt eine naturgemäße Folge der 


Unzukömmlichkeiten, die ſich diesfalls bei der Durch— 
führung des Grundſteuergeſetzes gezeigt haben, und 
auch heute noch ſind dieſe Anſichten nicht geklärt, 
indem ich z. B. auch heute noch behaupten muß, daß 
es nicht dem Geſetze entſprach, daß die Wahl der 
Centralcommiſſionsmitglieder erſt nachdem das 
Geſetz in der Durchführung begriffen war, und da 
erſt nach Jahren vorgenommen wurde. Es hat dies 
auch dem Wortlaute des bezüglichen Geſetzesparagra— 
phes widerſprochen. 

Es iſt im Intereſſe der Sache und ganz beſon— 
ders wichtig, daß dieſe Wahl bei Zeiten vorgenom— 


men werde, damit ſich die Mitglieder der Central— 


commiſſion bei Zeiten für ihre ſpätere Wirkſamkeit 


vorbereiten können. Es iſt weiters wichtig, daß ſie 
fich bei Beginn der Arbeiten conſtituiren und allen— 
falls eine Geſchäftsordnung entwerfen, um in Zukunft 
genau zu wiſſen, in welcher Art ſie vorzugehen haben. 
Sie werden dadurch von allem Anfange an in der Lage 
fein, fid) über alle Vorkommniſſe zu informiren, um 
ſodann ſeinerzeit beim Eintritte in die entſprechende 
Wirkſamkeit ſich dieſer vollſtändig informirt und vor— 
bereitet widmen zu können. 

Die Exiſtenz der Centralcommiſſion iſt aber 
jedenfalls, obwohl ſie bei dieſem Geſetze nicht jene 
außerordentliche Bedeutung hat, wie bei dem Grund— 
ſteuergeſetze, aus dem Grunde ſehr wichtig, weil 
dadurch eine Art Controlsorgan gegenüber dem 
Fiscus gejchaffen wird und die fiscaliſche Tendenz 
bei der Durchführung des Geſetzes dadurch zurück— 
gedrängt werden dürfte. 

Die ſogleiche Vornahme der Wahl der Mite 
glieder in die Centraleommiſſion gleich bei Beginn 
der Arbeiten iſt weiters darum beſonders wichtig, 
weil im $. 10 die Incompatibilität der Wahlen in 
die einzelnen Commiſſionen normirt iſt. Wenn nun 
im $. 10 gejagt ijt, daß ein Mitglied einer Bezirks-, 
Orts, Landes- oder Centralecommiſſion nicht Au: 
gleich Mitglied einer anderen Commiſſion ſein kann, 
ſo iſt es doch naturgemäß und logiſch, daß bei Be— 
ginn der Arbeiten jedes Mitglied ſich gleich ent— 
ſcheiden kann, ob es ſich in die eine oder andere 
Commiſſion wählen laſſen will; denn das ſchiene 
mir nicht entſprechend und auch nicht im Intereſſe 
der Sache gelegen, daß irgend Jemand ſich in eine 
Landescommiſſion wählen läßt, aus welcher er 
ſpäter austritt, um in die Centralcommiſſion einzu— 
treten. Er würde daun in dieſer höheren Inſtanz 
nicht mehr in der Lage ſein, diejenigen Arbeiten un— 
befangen prüfen zu können, bei deren Zuſtande— 
kommen er als Mitglied der Landescommiſſion mit— 
gewirkt hat. 

Es entſpricht aber mein Antrag, der Minoritäts— 
antrag, dem Geiſte, dem Principe des Geſetzes, auf 
welchem es aufgebaut iſt. Es iſt ja natürlich, daß, 
wenn drei Inſtanzen geſchaffen wurden, die dritte 
Inſtanz nicht in suspenso gelaſſen werden foll, fon- 
dern daß man ſie auch zu einem ſtändigen Inſtitute 
machen ſoll, umſomehr, als es dadurch — auch wieder 
im Intereſſe der Sache — möglich it, daß die Mit- 
glieder der Centraleommiſſion fid) eine gewiſſe Sta- 
bilität in ihren Anſichten und Grundſätzen heraus— 
zubilden in der Lage ſein werden, die der Sache nur 
frommen kaun. Es wird bei Beginn der Schätzungs— 
arbeiten die gewählte Commiſſion, reſpective die 
Mitglieder werden dadurch in die Lage kommen, 
ununterbrochen den Fortgang der Schätzungsarbeiten 
mit Intereſſe zu verfolgen, die Sache zu ſtudiren, 
ſich zu informiren und ſelbſt anregend zu wirken. In 
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Anhang. 
Nachweiſe, zur Interpellation des Abgeordneten Seidl und Genoſſen gehörig. 


Frachtbrief Nr. 40. Südbahn⸗-Geſellſchaft. 


Aufgabs⸗Recepiſſe für Trachten 
von Reifnigg nach Trieſt. 


Aufgeber Herr Gaſteiger. Empfänger Herr Johann Bühler. 


Der Collien 


: E GE Franco 
ETER ip E | Ba wer A 
D L AR xA A y Gebühren 
Zeichen] Nr G E Inhalt * 14] PO Lieferzeit 
) Tel 8 B LS ; 
5 5 3 4 r. i l. kr. 
5 | 8 * fl. | Inter. i 


Declaration 
Porto und Mani 


II. & C.] 234) 3 | Siften Glas pulations-Gebühr! 15 [41 


Ugio-Buidlag...-1.... 77 


Reifnigg 16—1. N. Summa. | Summa. 10 pa 


Uebernahms-Stempel. 1875, Der Expedient: 


Rowatſchitſch m. p. 
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K. K. priv. Südbahn. 


FTrancaturs⸗Nota 
Nota d' affrancazione 


Mr. 1. 


Die im anliegenden Frachtbriefe verzeichnete Frachtſendung ber Herren Julius Brüder von Gafteiger 
in Reifnigg an den Herrn Francesco Pariſi in Venedig iſt franco zu ſtellen bis Venedig. 
Es wird erſucht, die Fracht- und ſonſtigen Transportskoſten als Nachnahme auf gegenwärtige 
Francaturs-Nota anher zurückzukartiren. 
Reifnigg, am 7. Jänner 1875. 


Für die Frachtenaufgabe: 
Nowatſchitſch m. p. 


Nummer Der Collien 73 
C Fracht Rück⸗ 
— _ Wms PER zukartirender 
Z 82 von bis 3 DPA Betrag 
ke Ref = Deft. W.] in Francs 
der 25 Juhalt 35 | in Francs 
Karte | B EK — 
> G ** fl. | kr. [Francs | Gent, 
21%, | 18 Glas 610 Marburg 2 | 15 | 
H. & C.] 75| 1 G > Agio 11 
» 228 PTS p 30 | 
» | 229 Summa. 2 | 56 
2331 3 | Kiſten Glas | 1950 Stempel 5 
2 | 61 
Marburg Venedig 13 | 84. 
5% SEN 69 
14 | 58 
Totale..] 17 | 14 
Narbur 
F. 
I. 
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An das 


Epe n N 


Zurückzukartiren gegen Nachnahme des innen nachgewieſenen Frachtenbetrages an die 
Station . - x en Mes 


Zurückkartirt mit Karte Nr. ol L . „ bon nach 
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Jopia Nro. 405. 


Trseste eldi 1987 


Polizza di carico. 


Consegna sig. G. Bühler alla Società di Navigazione a vapore del Lloyd austro-ungarico 
per essere spediti a Alessandria ed a salvo arrivo consegnati al sig. Hess C. i seguenti oggetti: 


Peso in funti 
daziari 


Valore dichia- 


e Nolo 
rato in fior. N, 


Quantita 


Qualita | Marea [Numer 


Contenuto indicato | 


— — 


dei colli o gruppi fior. | soldi 


3 Casse HC 234/6 vetrami 1950 31 95 
213/15 
BOU si EL TO IE ette | note eN 10 
Importoidélnólo^$ da 05 
Corrisposto dal Sicurtä a senso del nnovo contratto sopra fior. 
AL (EMU A RE, KI and gei 
URE Dek CORN ROER MP a babes MEE RET TAL 
Proviggione del 1 per % sull'importo della rivalsa.. 03 
Per diritti due polizze a soldi 5 l' una - 10 
Da pagarsi dal — — 
Totale....| 35 18 


Condizioni del trasporto: 


4372 Haus ber Abgeordneten. — 125. Sitzung der 8. Seffion am 9. März 1875. 


Nro. 38, 


Jopia 


Veneziatidi. . . . „ 1878, 


Polizza di carico. 


Consegna sig. F. Parisi alla Società di Navigazione a vapore del Lloyd austro-ungarico 
per essere spediti a Alessandria ed al salvo arrivo consegnati al sig. Hoss & C. i seguenti oggetti: 
| Jd . ` D : pc dech a 
Quantitá! Qualità | Marca Nro. Contenuto indicato Peso E tunti Valoredichia Nolo 
daziari rato in fior. 


ei * me em — — 


dei colli o gruppi fior. | soldi 


228/9 vetrami comuni 1920 
235 


Bollo 
Importo del nolo 


Corrisposto dal Sicurtá a senso del nuovo contratto sopra Dor, 160 
al premio 38% 


Coll’ avarea part. 
Rivalsa 
Proviggione del 1 per % sull'importo della rivalsa. . 


Per diritti due polizze a soldi 5 l’una 


Condizioni del trasporto: 
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F. Leithe. 
Beiruth in Syrien. Beiruth, 5. Mai 1874. 


Herrn Julius Brüder Gafleiger, 
Joſefsthal 
Marburg. 


Gegen mein beſtätigend Ergebenes vom 23/1. mit einer Ordre gelangte ſoeben in den angenehmen 
Beſitz Ihres Geſchätzten vom 17/1 mit Factura öſterr. Währ. fl. 88710, wofür Sie einſtweilen erkannt 
ſtehen. 

Bezüglich der Weite der Rundöffnung der Blaſeln werde Ihnen bei der Ertheilung des erſten Auf— 
trages darauf dienen, vorausgeſetzt, daß ſie auch diesmal meinem Verlangen nicht entſprechen. 

Was die Fracht der franzöſiſchen ordinären Glaswaaren anbelangt, koſten die 100 Kilogramme 
von Marſeille bis bicher Fres. 5, alfo Fres. 2.50, oder eff. öſterr. Währ. fl. 1 Silber = 50 Kilogramm 
oder 1 Zollcentner, während beim Lloyd der Zollcentner eff. fl. 76 kr. Silber foften ſoll, was aber illuſoriſch 
ijt, ba der Frachtſatz nicht immer nach dem Gewichte, ſondern vielmehr nach dem Kubikinhalte der Kiſten 
geſtellt wird; als Beweis deſſen dienen Ihnen folgende dieſen Polizzen entnommene Angaben: 

C. II. 77/8 eff. 1350 Nollo fl. 20.16, aljo 1 Zollcentner eff. fl. 1.49. 

n , S „8. 

DAG; 98/0 „ io „ AO id k d P g, 


Die Zollgebühr anbelangend, theile Ihnen mit, daß fie vom Gewichte berechnet find, often 
Centner . . dem neueſten Tarife, ordindre, ungeſchliffene Glaswaaren, geblaſen, gepreßt, gedreht, nicht 
gefärbt, nicht gemalt, nicht vergoldet, st. 8.24/100 per Centner gleich 100 Wiener Pfund, oder eff. öſterr. 
Währ. fl. 75 kr. Silber. Es iſt dieſe Tarifirung ganz günſtig für ordinäre, leichte Glaswaaren, wie z. B. 
für Lampen, Cylinder, convenirt aber durchaus nicht für die ſchweren, dicken, für hier verlangten Blaſeln 
aus Oeſterreich. 

Dagegen der Zoll auf Blaſeln franzöſiſcher Provenienz nicht vom Gewichte, ſondern nach Schätzung 
behoben wird, ſtellt ſich dieſe Waare bedeutend billiger. 

Beigefaltet habe noch das Vergnügen, Ihnen mein bei der Creditanſtalt in Wien domicilirtes 
Accept öſterr. Währ. fl. 305.52 per 24. Juli a, c, zu überlaſſen, wofür mich unter Anzeige zu erkennen 
bitte. 


Ihren ferneren angeneh men Berichten entgegenſehend, verbleibe aber inzwiſchen 


hochachtend 


Auftrag off. Bellus & Tjora zur beſten | 
prompteſten Effectuirung. Y. Teithe m. p. 
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Trachten⸗Jarif 


ohne Verbindlichkeit, giltig vom 1. Juni 1872. 


| Frachten [Aſſecuranz-Prämi 
| vacht für 100 Zollpfund oder fiir ffecuvang-Prämien 
EK TE für Geld für 100 fl. 


50 Kilogramm ober 4 Cubiffup oder 


Von noe Werth: | — ORI 
engliſch d Monate 
Trieſt und Venedig F Kee 
| | I III. IV. für 100 | April | October 
nach 00 eilen EER 
C n uM Ceptb. | März 
it. tr. jl. nl il. tr fl. fr. Kreuzer 
Ancona ..... L FREIE WE les Jem n e 50 Kar 20 12 15 
CO EON ACS AD A S 71291 ,2 21490 168 84 20 12 15 
RR rs ier e AN C Ze Dom do e 20 L A g 
Santi Quaranta .......... 1 ? MAA a MO pind Vd e O d E 0 16 20 
C EH SI AE 361... 60 ou 1 sl 20 15 20 
Argoſtoli, Preveja, Santa Maura UT ol... lea... od 1leol 20 15 20 
SUE Coen LTE EE ag E > f 
REH H dee A AE : RET : E 
Pyraͤus, Gyra ....... TONES MIS dL dU 114]. 1825; 29 10 20 
o ER N a TZ ADA 481... 80 1112 1144 25 15 20 
Candia, Canes, Hettimo ` e | 35 45 
Cmynma........... ae BE SP Ne 52 881 124 1156 25 22 28 
o r $4 35 45 
METERING S One dos 8 doped, pores hte 92 1/28 1168 25 40 50 
Alexandrien, Conftantinopel. … osse vae 17435 OU | 1140 11800 25 35 45 
2. 


Keraſonda, Trapezunt 


Packete und kleine Colli bezahlen 


bis zu Pfund 107,0 
von 10 bis „ 2594, 


| ber Frachten ber vierten Waarenclaſſe. 
Auszug aus den allgemeinen Beftimmungen, 


Die Geſellſchaft übernimmt 26. 


engliſch berechnet. 
2, 
Trieft, 1. Juni 1872. A . > 
Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft des ójterr.-ung. Lloyd. 
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Waaren-Claffification zum Tarife vom 1. Juni 1872, 


— TT — ——— — — — ———— — _ _ o _ — 


Benennung (Clafje] Benennung |Claffef Benennung |Glaffe| Benennung (Claſſe 
Ualfijdje .......... Paare IED Naben os dae Gide, leere 
ꝛc. iC, ic, 20, 
Badeſchwämme .. 
2, 
obe Te: TS a SE SC T TM AT M Mag 
20, | 
Baar erst 
x Wien del 
Ther 
Dachſchiefer ..... | 
2, Näſe, ESA rs Packfon g. 
2, 2. Thonwaaren ...... II 
Effeeten ... ..... Uhren op 1 vare 
ate 20, 
RAGS «kan terne, Queckſilber ...... * 
Farben⸗Erde ... 20, TA Vanille... 
XC 1C. 
TAS. Wag SY revo 
Gänfeliele.. ...... x 
AR YS T A Raſirmeſſer ..... 
Glaswaaren, gemeine] I 2. 2, CONS AES 
2, 
ꝛc. 
Aenderungen im Tarife vom 1. Juni 1872 ab Trieft. 
Garne nach Conſtantinopel, Salonik - R K 6 6 R K R ER mmm Kr. 30 per engl, Kubikfuß. 
Glaswaaren, gemeine, nach Salonich, Beiruth, Jaffa … s s x ee s s K e K ç < TE GES a H 
Thonwaaren TVC 95 RUN 4277 M 
Zigaretten-Papier %.. „eee ST „ W „n L 
Stearinkerzen SK U Miet Ak Seer dead ode w H n " 
Briefpapier r „ er D 
Porzellan QU CHE T TIE 2 L ER x 
Wollwaaren r ebe gene O etten = 


Trieſt, 10. Auguſt 1872, 
Dampfſchifffahrt⸗Geſellſchaft des öſterr.⸗ung. Lloyd. 
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Agentur in Wien, Francesco Parifi, Agent 
Wollzeile 21, Großhandlung, Speditionshaus der 
der italieniſchen Poſtdampfer (Börſenfirma) Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft 
Peirano Danovaro & C. in Trieſt mit Filialen in des öfterr,-ung. Lloyd für 
in Genua. Wien, Venedig, Udine, Ala. Udine und Ala. 
WE — 


Venedig, im Auguſt 1874. 


Herrn 


Als Agent der öſterr.-ung. Lloydgeſellſchaft und in Folge Einverſtändniſſen mit mehreren Bahnver— 
waltungen beſonders begünſtigt, beehre ich mich, Ihnen eine herabgeſetzte Frachtliſte der Lloyddampfer 
ab Venedig nach dem Oriente und zu gleicher Zeit ein Frachtenverzeichniß der hauptſächlichen Artikel des 
directen Bahnverkehres Deutſchlands mit Venedig als Baſis zur genauen Calculation der Frachten in 
Ihrem Exporte anzubieten. 

Um die beſonderen Bahnbegünſtigungen ab einiger Bahnſtationen genießen zu können, muß die 
Waare in gewiſſen Centralſtationen concentrirt werden, wie z. B. Hof, Aſchaffenburg und Gießen: bitte 
alſo die Frachtbriefe ab jenen in meiner Frachtliſte bezeichneten Stationen an meine Adreſſe Francesco 
Pariſi nach der betreffenden Centralſtation adreſſiren zu laſſen. 

Indem ich Ihnen die eifrige und ſolide Bedienung meiner ſämmtlichen Häuſer zur thätigen Unter- 
ſtützung Ihres Exportgeſchäftes anempfehle, mache ich Sie beſonders aufmerkſam, daß mein Neffe und 
Procuraführer Herr F. Pariſi junior, den ich durch zwei Jahre den Orient bereiſen ließ, und deßhalb mit 
den dortigen Verhältniſſen völlig vertraut iſt, nun als mein hieſiger Repräſentant beſtändig verbleibt. — 
Bitte mich mit Ihren werthen Zuweiſungen recht häufig zu beehren und mit hoher Achtung verharrend 


Francesco Pariſt m. p. 
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Eifenbahnfradten 


ab Station der nachſtehend bezeichneten Plätze bis franco Bahnhof Venedig per 50 Kilo — 100 Pfund Zoll- 
gewicht in Silberfranfen. 


IC. u, 36, 


Dampffradyten 
ab Bord Venedig bis franco Bord nachſtehend bezeichneter Plütze. 
Nach den 


Nach Italien Nach der Levante mit ungar,söfterr, Lloyddampfern einmal in der Woche [Häfen über den 
Suezcanal 


sind) 
D 


ad 


na d) 


Leinenwaaren, 


waaren und 
Wollwaaren 


Kurzwaaren, 
Eiſenwaaren 
Baumwoll⸗ 


3a 
~~ 


per 50 Kilo = 100 Hollpfunb 


Uncona Corfu 
2. Bante 

Piräus (Athen) … 
Syra T 
Smyrna 
Alexandrien .. 
Conſtantinopel — 
Salonich 
Odeſſa 
Beiruth 
Trapezunt 


DON = ki 


Venedig, im Auguſt 1874, 
Prantesco Parifi m. p, 
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F. Leithe. 


Beiruth in Syrien. Beiruth, 17. November 1874. 


Herrn Julius & Brüder Gaffeiger, 


Joſefsthal bei Marburg. 


In Folge Ihres ſoeben bei mir eingelangten ſehr Geſchätzten vom 12, pto. ſtehen Sie einſtweilen 

für damit ertheilte Factura, öſterr. Währ. fl. 190.61 erkannt. 

Was die Spedition via Venedig betrifft, ſo ergibt ſich wirklich bei dieſer Sendung eine Erſparniß 
von mehreren Gulden. Sie ſagten, die Waare via Venedig geſchickt zu haben, wogegen Ihnen bemerke, 
daß darauf eine Nachnahme per Grenzſpeſen von Fres. 5°70 laſtet, die Ihnen mit öſterr. Währ. fl. 2.52 
debitiren. 

Im Falle nicht inzwiſchen eine höhere Frachttaxe eingeführt wird, bitte meine Waaren bis auf 
Weiteres immer über gedachten Weg zu ſpediren. 


Hochachtend 


, 


J. Teithe m. p. 
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Herrn Julius & Brüder Gaffeiqer 


Joſefsthal. 


Smyrna, den 23. Jänner 1875. 


Auf mein Ergebenes vom 9. d. Bezug nehmend, bekenne ich mich zum Empfange Ihres Werthen 
vom 11. d. mit Verzeichniß ber Rückſtände für Comms. P. K. B., welche ganz in Ordnung ift und deren 
Empfange entgegenſehe. Auch notire für gleiche nachſtehend mir etwas weniger. 

Ueber Kiſten Nr. 210/14 erhielt Verladungsanzeige und erwarte dieſelbe k. W. In der Speſen— 
rechnung fegt Herr Pariſi Nachnahme öſterr. Währ. fl. 11°35 Silber des Verſenders; ift das die Fracht 
bis an die Eiſenbahnſtation? Herr Ullrich ſetzte dieſe nie ſeparat an. 

Im Ganzen kommt die Spedition durch Herrn Ullrich in Trieſt v. 8. bis an Bord des Dampfers 
etwas billiger, als durch Herrn Pariſi in Venedig; von da ab aber iſt durch Herrn Pariſi in Venedig 
eine bedeutende Frachtbegünſtigung nach hier erzielt. 


Zeichne hochachtungsvoll 


Beſtellung für P. K. B. Id. Helzel m. p. 
ꝛc. ꝛc. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 
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ſchwierigen Fällen, und es hat fid) gezeigt, daß bei 
der Durchführung des Grundſteuer-Regulirungs— 
geſetzes ſolche Fälle vorkamen, werden ſie in der 
Lage ſein, ſelbſt entſcheiden zu können, wo ihr Ein— 
ſchreiten nothwendig, ſachdienlich und zweckmäßig iſt, 
ob es im Intereſſe der Sache gelegen iſt, daß ſie zu— 
ſammentreten, um in ihrem Wirkungskreiſe thätig 
zu ſein. Es entſpricht dies auch wieder dem Sinne 
und dem Geiſte des Geſetzes ſelbſt, welches das aus— 
ſchließliche Entſcheidungsrecht in die Commiſſionen, 
beſonders in die Centralcommiſſion verlegt und nur 
die Leitung dem Miniſter anheimſtellt, es entſpricht 
dies auch folgerichtig dem Grundſatze der Selbſt— 
einſchätzung, welcher dieſem Geſetze zur Grundlage 
dient. 

Es ſoll auch durch die Activirung der Central— 
commiſſion dieſelbe nicht verhindert werden, im eige— 
nen Wirkungskreiſe thätig zu ſein, was in dem Falle 
nicht leicht möglich wäre, wenn der Antrag der 
Minorität abgelehnt würde. Andererſeits aber glaube 
ich, daß dem Miniſter ſelbſt das Beſtehen der Cen- 
tralcommiſſion zum großen Theile ſeine Verantwort— 
lichkeit erleichtern würde. Es zeigen dies auch die 
Kämpfe, die ja gerade in dieſen Tagen in der Cen— 
tralcommiſſion für die Grundſteuerregulirung in 
ziemlich lebhafter Weiſe vorgekommen ſind, gerade 
in dieſen Kämpfen liegen die wichtigſten und weit— 
gehendſten Momente für die Begründung meines 
Antrages. Wäre bie Centralcommiſſion, wie es 8.7 
des Geſetzes vom 24. Mai 1869 normirt, auf die 
Dauer des Schätzungsgeſchäftes gewählt worden, ſo 
wäre wahrſcheinlich aus dieſer Körperſchaft heraus 
der Miniſter aufmerkſam gemacht worden, daß es 
dringend nothwendig ſei, wenn überhaupt die 
Grundſteuerregulirung in entſprechender Weiſe zu— 
ſtande kommen ſoll, das Geſetz in einigen Punkten 
abzuändern. Nun wird aber die verſpätet gewählte 
Centralcommiſſion zu einer Zeit einberufen, wo die 
Steuerregulirungsarbeiten das Bild eines voll— 
endeten Chaos gewähren, in einer Zeit, wo dieſes 
Chaos ſchon ſo weit vorgeſchritten iſt, daß an eine 
endgiltige Durchführung des ganzen Verkehres nur 
mit berechtigtem Zweifel gedacht werden kann. 

Ich weiß wohl und bin mir es auch in dieſem 
Falle vollkommen klar, daß dieſer mein Antrag eben 
ſogut abgelehnt werden wird, wie alle Anträge, die 
ich mir in dieſem hohen Hauſe zu ſtellen erlaubte. 
Dies ſpricht aber nicht dafür, daß gerade dieſe An— 
träge nicht im Intereſſe der Sache gelegen wären, 
und ich werde vielleicht auch in dieſem Falle, ſowie 
in anderen Fällen fpäter einmal in die Lage kom— 
men, darauf hinweiſen zu können, daß ich fon 
früher die Folgen der Ablehnung dieſer Anträge 
vorausgeſagt habe, Aus dieſem Grunde habe ich mir 
heute wieder erlaubt, den Minoritätsantrag in 
eingehender Weiſe zu begründen. Ich verweiſe noch 
auf die Begründung des Minoritätsantrages, wie 
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er gedruckt vorliegt, ich verweiſe auch darauf, daß 
ja im Berichte des Referenten gegen alle dieſe 
Gründe nur zwei und nach meiner Anſicht noch dazu 
wenig ſchwerwiegende Gegengründe ins Treffen ge— 
führt worden ſind, und bin begierig, ob von irgend 
einer Seite alle dieſe Gründe, welche zu erwähnen 
ich mir erlaubte, in einer entſprechenden Weiſe 
werden bekämpft werden können. Ich glaube aber, 
daß mir nirgends und nimmer in einem Punkte 
eine Schädlichkeit wird nachgewieſen werden können, die 
durch Annahme dieſes Antrages für die Sache ent— 
ſtehen würde. Man kann vielleicht in zu weitgehender 
Weiſe behaupten, der Antrag ſei überflüſſig, man 
wird aber nie und nimmer behaupten und beweiſen 
können, daß er in irgend einer Weiſe ſchädlich, daß er 
den Intereſſen der Steuerträger abträglich ſei. 
Wieder muß ich auf die gerade jetzt tagende Cen— 
tralcommiſſion für die Grundſteuerregulirung hin— 
weiſen; es iſt verſucht worden und wird wiederholt 
auch noch verſucht, jede ſelbſtändige Regung in 
dieſer Körperſchaft zu unterdrücken. Ich muß offen 
bekennen, daß ich heute gern die Gelegenheit ergreife, 
um den Wunſch auszuſprechen, daß bezüglich des 
Gebäudeſteuergeſetzes von der der Sache ſelbſt immer 
abträglichen, ſie zu Grunde richtenden und discredi— 
tirenden üblichen Gepflogenheit abgegangen werde, 
nämlich von der vielſeitigen und oft. beliebten Ge- 
heimnißkrämerei. In Steuerſachen hat wohl jeder 
Steuerzahler das Recht auf die größtmögliche 
Oeffentlichkeit der Vorgänge, die in dieſer Com— 
miſſion ſtattfinden. 

Wir erleben, daß in den letzten Tagen und 
auch über frühere Sitzungen der Grundſteuer-Central— 
commiſſion nur unvollkommene Berichte in die 
Oeffentlichkeit gedrungen ſind, und daß in ſo wich— 
tigen Fragen eine Geheimnißkrämerei ſtattfand, die 
nicht ſtark genug gegeißelt werden kann. 

Die Gegengründe nun, die der Herr Bericht— 
erſtatter angeführt hat und die auch im Berichte er— 
wähnt find, beſchränken fih darauf, daß die Com- 
miſſion aus Mangel an Materiale nicht genügend 
beſchäftigt werden könnte. Nun, meine Herren, wenn 
ſie nicht immer und gleich beſchäftigt werden kann, 
ſo wird ſie einfach keine Sitzungen abhalten und es 
werden eben die einzelnen Mitglieder zu Hauſe 
bleiben; aber es iſt ſehr wichtig, daß ſie wiſſen, daß 
jie Mitglieder der Centralcommiſſion find, weil fie 
dann naturgemäß dem ganzen Schätzungswerke 
mehr Aufmerkſamkeit zuwenden werden. 

Wenn aber die Wahl zur rechten Zeit vorge— 
nommen wird, ſo werden die Mitglieder aus ſich 
ſelbſt die Anregung zu einer Sitzung oder Zuſammen— 
kunft oder zu einer Beſprechung geben können. 

Es iſt ferner auf die nicht unbeträchtlichen 
Koſten hingewieſen worden, welche dieſer Minoritäts- 
antrag im Falle ſeiner Annahme verurſachen würde. 
Nun, meine Herren, ich will wieder die Erfahrung, 
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welche wir bei ber Durchführung des Grundſteuer— 
geſetzes gemacht haben, in Erinnerung bringen. 
Bei den Matten von bisher bereits circa 13 Millio- 
nen Gulden dürfte doch der Betrag von 50.000 
bis 60.000 fl., der für die Sitzungen der zur rechten 
Zeit gewählten Centralcommiſſion auflaufen könnte, 
gar nicht in Betracht kommen, weil jedenfalls dieſe 
Commiſſion in vieler Richtung dem Finanzminiſter 
als fachkundiger und die Durchführung beſchleu 
nigender Beirath hätte zur Seite ſtehen können, fo 
daß dieſer nicht immer das Opfer der Ideen von 
ungeſchickten und unfähigen Beamten geworden wäre. 

Man hat fermer angeführt, daß dieſe Com— 
miſſion zu einer Adminiſtrativbehörde heran— 
wachſen könnte; nun, meine Herren, dieſelbe Gefahr 
iſt ja auch bei den Landes-, Bezirks- und Orts— 
commiſſionen vorhanden. Auch glaube ich, daß dies 
kein ſtichhältiges Argument gegen den Minoritäts— 
antrag iſt. Indem ich eventuell im Verlaufe der 
Debatte noch einmal die Gelegenheit nehmen werde, 
das Wort zu ergreiſen, ſchließe ich meine Erörte 
rungen und weiſe noch einmal darauf hin, daß durch 
Annahme des Minoritätsantrages die Sache in 
jeder Weiſe gefördert erſcheint, vielmehr in vieler 
Richtung die Intereſſen der Steuerträger, jedenfalls 
in hervorragenderer Weiſe mehr geſchützt werden, 
als durch Annahme des Majoritätsantrages. 

Es wird den willkürlichen fiscaliſchen und 
bureaukratiſchen Maßregeln jederzeit ein Riegel 
vorgeſchoben werden können, und darum wäre es 
allerdings im Intereſſe der Steuerzahler nicht 
zweckentſprechend, wenn der Minoritätsantrag abge— 
lehnt würde, obwohl ich es wohl begreifen könnte 
nad) den Erfahrungen, die ich in anderer Richtung 
bei anderen Anträgen und ebenſo wichtigen Anläſſen 
in dieſem hohen Haufe zu machen Gelegenheit hatte. 
Ich empfehle daher wenigſtens die eingehende Be— 
rathung biefes Gegenſtandes. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Da dies nicht der Fall iſt, 
ſo erkläre ich die Debatte für geſchloſſen und 
ertheile dem Herrn Berichterſtatter das Wort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: 
Wir befinden uns hier einem ‘Principe gegen— 
über, welches ſchon im Vorjahre das hohe 
Haus beſchäſtigt hat, und ich kann mich dem 
Vorwurfe des Herrn Berichterſtatters der Mino 
rität gegenüber wohl damit entſchuldigen, daß ich 
das Minoritätsvotum einer eingehenden und gründ— 
lichen Widerlegung aus dem Grunde nicht unterzog, 
weil auch ich von der Auſſaſſung ausging, welche im 
Vorjahre von berufener Seite und unter Anführung 
aller Momente und Motive gegen den Antrag vor— 
gebracht wurde, ſodann weil ich die damals ange— 
führten Gründe nicht nochmals wiederholen wollte. 
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Wenn man die Gründe einer ſorgfältigen Er— 
wägung unterzieht, welche im Minoritätsvotum zur 
Begründung des Antrages angeführt wurden, ſo ſehe 
ich abjofut die Dringlichkeit und Nothwendigkeit 
nicht ein, daß die Centralcommiffion allſogleich 
beim Beginne der Abſchätzungsarbeiten ins Leben 
trete. Es wird geſagt, die Centralcommiſſion ſoll ein 
Organ ſein gegenüber den zu weitgehenden fiscaliſchen 
Maßregeln. Von welchen fiscaliſchen Maßregeln iſt 
hier die Rede? 

Der Miniſter wird wahrſcheinlich auf Grund— 
lage des Geſetzes eine Inſtruction ausarbeiten laffen 
und an die Bezirks- und anderen Commiſſionen 
hinausgeben, er wird vielleicht das anfügen, was im 
hohen Hauſe von verſchiedenen Seiten zur Erläuterung 
der einzelnen Paragraphe angeführt wurde. Allein 
da kann von fiscaliſchen Tendenzen nicht die Rede 
ſein. Man wird der Centralcommiſſion doch wohl 
nicht die Aufgabe überweiſen wollen, den Miniſter 
bei der Ausarbeitung der Inftructionen zu über» 
wachen und auf dieſe Weiſe in ſeine weſentlichſten 
Befugniſſe einzugreifen ? 

Ferner wird behauptet, daß, wenn bie Mitglie— 
der der Centralcommiſſion gleich von vornherein 
gewählt werden, ſich eine gewiſſe Stabilität der 
Grundſätze und Anſichten bei ihnen ausbilden könnte. 
Ich möchte aber gerne wiſſen, wie denn, wenn die 
Mitglieder nicht in die Lage kommen, ihre Meinun— 
gen auszutauſchen, ſich eine Gleichartigkeit von 
Meinungen über die Schätzungsarbeiten und Operate, 
eine „Stabilität der Anſichten“ nur anbahnen laſſen 
lann. Die ganze Sache dürfte alſo weſentlich dar— 
auf hinauslaufen, daß die Mitglieder der Central— 
commiſſion allſogleich beim Beginne der Schätzungs— 
arbeiten zuſammentreten und ſich conſtituiren wer— 
den und dann ruhig heimgehen und warten werden, 
bis die Schätzungsoperate aus den einzelnen Ländern 
vorliegen und weder den Bezirks- noch den Landes. 
commiſſionen in einem oder dem anderen Punkte ihre 
Aufmerkſamleit zuwenden werden. 

Nun, wenn der Herr Berichterftatter ber Wino- 
rität von der Verantwortlichkeit der Miniſter ſpricht 
und meint, daß die Centralcommiſſion, welche allſo— 
gleich zuſammentritt, die Verantwortlichkeit des 
Miniſters erleichtern könnte, ſo möchte ich mir dar— 
auf die Bemerkung erlauben, daß wir wahrhaftig 
nicht dazu da find, bie Verantwortlichkeit des Mini- 
ſters zu erleichtern, und wenn Seine Excellenz zur 
Ueberzeugung gelangen wird, daß die Zuſammen— 
berufung der Commiſſionen ſeine Verantwortlichkeit 
mindert, fo wird er wahrſcheinlich, von dieſer Ueber- 
zeugung gedrängt, zur Zuſammenberufung der Gen: 
tralcommiſſion ſchreiten. Ich ſehe alſo nicht ein, daß 
die Gründe, welche heute für das Minoritätsvotum 
angeführt und in anderer Form und Faſſung 


ſchon im Vorjahre vertreten wurden, ſtringenter 
wären als die damaligen, und ich kann leider, ſo 
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conciliant ich auch ſonſt bin, dem Minoritätsvotum 
nicht beiſtimmen. 


Präſident: Wir ſchreiten nun zur WD ftim- 
mung. Zu $. 9, wie er vom Ausſchuſſe beantragt 
iſt, wurde kein abändernder Antrag geſtellt, ſondern 
ein Zuſatz, welcher ſeitens der Ausſchußminorität 
durch den Herrn Abgeordneten Ritter von Schö— 
never vertreten wird und welcher lautet (liest) : 

„Die Centralcommiſſion hat in Wirkſam— 
leit zu treten, ſobald die Schätzungsarbeiten 

in den einzelnen Ländern begonnen haben.“ 

Ich werde vorerſt §. 9 nach der Faſſung des 
Ausſchuſſes zur Abſtimmung bringen, ſodann den 
durch den Herrn Abgeordneten Ritter von Schö— 
nerer begründeten Zuſatz. 

Ich erſuche jene Herren, welche $. 9 nach der 
Faſſung des Ausſchuſſes annehmen, fih zu erheben. 
(Geschieht,) 8. 9 it angenommen. 

Ich bitte nun diejenigen Herren, welche zu dem 
8. 9 als Zuſatz die Worte: (Liest den Zusalz noch- 
mals) annehmen, fid) zu erheben. (Geschieht. ) 
Derfelbe ift abgelehnt. 

Wir fchreiten zur Berathung des $. 10. 
Wünſcht Jemand das Wort? (Niemand meldet 
sich.) Da dies nicht der Fall ift, fo erkläre id) die 
Debatte für geſchloſſen und erſuche jene Her- 
ren, welche den $. 10, „Allgemeine Beſtimmungen 
bezüglich der Wahl der Commiſſionsmitglieder“, nach 
ber Faſſung des Ausſchuſſes annehmen, fid) zu er- 
heben. (Geschicht.) 8, 10 iſt angenommen. 

Wünſcht Jemand zu $. 11, „Wirkungskreis 
a) der Bezirks- und Ortscommiſſionen“, das Wort? 
( Niemand meldet sich), ober zu 8. 12, „P) ber Landes. 
commiffionen” ? (Niemand meldet sich), oder gu 
8. 13, „e) der Centralcommiſſion“? (Niemand mel- 
det sich.) Nachdem dies nicht der Fall iſt, erkläre 
ich die Debatte über die 88. 11, 12 und 13 
für geſchloſſen und erſuche jene Herren, welche 
bie 88, 11, 12 und 13 in der vom Ausſchuſſe bean- 
tragten Faſſung annehmen, fid) zu erheben. (Ge- 
sehieht Die Paragraphe find angenommen. 

Wünſcht Jemand zu $. 14, „Beſchlußfähigkeit 
und Ort der Beſchußfaſſung der Commiſſionen“, das 
Wort? (Niemand meldet sich.) Wünſcht Jemand 
zu S. 15, „Koſtenaufwand für die Commiſſionen“, 
das Wort? (Niemand meldet sich.) Nachdem dies 
nicht der Fall ijt, fo erſuche ich jene Herren, welche 
die $5. 14 und 15 nach der Faſſung des Ausſchuſſes, 
wie dieſelbe gedruckt vorliegt, annehmen, ſich zu er— 
heben. (Geschieht.) Die ES. 14 und 15 find aw 
genommen. 

Wünſcht Jemand zu 8. 16, „Einreihung der 
Orte nach Maßgabe der Miethverhältniſſe“, das 
Wort? (Niemand meldet sich.) Da dies nicht der 
Fall ijt, fo erſuche ich jene Herren, welche den $. 16 


nach der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen, ſich zu 
erheben. (Geschieht.) $. 16 ift angenommen. 

Zu §. 17, „Erhebung des Nutzungswerthes“, 
hat bie Minorität einen Antrag geſtellt. Ich 
ertheile dem Berichterſtatter der Minorität Herrn 
Ritter v. Krzeezunowiez das Wort. 


Berichterſtatter der Minorität Ritter v. 
Krzeczunowiez: Die Minorität beantragt ein 
Amendement zum zweiten Alinea des §. 17, daß 
nämlich in der vierten Zeile von unten anftatt der 
Worte „der Nutzungswerth der Gebäude“ anzuneh— 
men ſei „der Nutzungswerth der Wohnbeſtand— 
theile der Gebäude“. 

Hiernach würde das zweite Alinea lauten (liest) : 

„Mit Berückſichtigung der in denſelben 
enthaltenen und allfällig anderer, auf den 

Nutzungswerth Einfluß nehmender Umſtände 

haben die entſendeten Commiſſionsmitglieder 

in beſonderen Rubriken des Verzeichniſſes 

den Betrag erſichtlich zu machen, der nach 

ihrer Auffaſſung den Nutzungswerth der 

Wohnbeſtandtheile der Gebäude darſtellt, 

ſowie das Percent, welches für Erhaltung 

der Gebäude und Amortiſation des Anlage— 
capitales nach 8. 24 in Abſchlag zu bringen 
wäre.“ 

Ich muß zuerſt in Erinnerung bringen, daß 
gerade in der Vorlage des Jahres 1869 die Faſſung 
dieſelbe war, welche jetzt von der Minorität beantragt 
wird, daß nämlich bei der Nutzwerthſchätzung der 
Gebäude auf dem flachen Lande nur die Wohn— 
beſtandtheile und nicht auch andere Beſtandtheile ein— 
geſchätzt und zur Steuer herangezogen werden ſollen. 
Auf dem flachen Lande iſt es nicht ſo wie in den 
Städten; nicht jede Bodenabtheilung und jeder Keller 
hat ſeinen beſonderen Werth, im Gegentheile, dieſe 
anderen Beſtandtheile ſind von ganz geringem oder 
gar keinem Werthe oder dienen meiſtens zum land— 
wirthſchaftlichen Betriebe, zur Aufbewahrung von 
Producten und dergl. 

Ich glaube, daß ich mich in eine weitere Mo— 
tivirung nicht einlaſſen ſoll, weil es eine zu klare 
Sache iſt, und erſuche Sie, meine Herren, dieſes 
Amendement anzunehmen. 


Präſident: Zu 8. 17 haben fid) die Herren 
v. Oberleithner und Pfeifer zum Worte ge— 
meldet. 

Ich ertheile Herrn Abgeordneten v. Ober— 
leithner das Wort. 


Abgeordneter v. Oberleithner: Die Beſtim— 
mung, daß auch Bodenabtheilungen bei der Be— 
ſteuerung berückſichtigt werden ſollen, kommt mir 
etwas hart vor. Wenn ich mir vergegenwärtige, wie 
eine ſolche Bodenabtheilung ausſieht und wozu fie 


4362 


Haus ber Abgeordneten. — 125. Sitzung ber 8. Seffion am 9. März 1875. 


benützt wird, daß ſie hauptſächlich nur von der 
ärmſten Bevölkerung benützt wird, ſo bin ich dafür, 
daß dieſe Bodenabtheilungen einer Beſteuerung nicht 
unterzogen werden ſollen. Eine ſolche Bodenabthei— 
lung wird dazu benützt, daß ärmere Leute ihre werth— 
loſen Habſeligkeiten dort aufheben, daß die Dienſt— 
boten ihre Kleider dort einſchließen, daß, beſonders 
wenn ein armer Häusler mit Kindern reich geſegnet 
it, die älteſten Kinder dort ſchlafen, daß im Sommer 
die Dienſtboten, wenn es in den Stallungen zu heiß 
iſt, den Boden zur Schlaſſtätte wählen, beim kleinen 
Gewerbsmanne ſchlafen die Lehrbuben und theilweiſe 
auch die Geſellen dortſelbſt. 

Ich glaube alſo nicht, daß eine ſo — beſonders 
für die ärmeren Leute — nothwendige Sache, wie 
dies eine Bodenabtheilung iſt, der Beſteuerung unter— 
zogen werden ſolle. 

Auch in ſanitärer Beziehung iſt es nothwendig, 
daß die Boden abgetheilt werden, nachdem ſie — 
wie ſchon erwähnt — häufig als Schlaflocalitäten 
gebraucht werden; aber es gibt auch Gebäude, bei 
denen die Bodenabtheilungen durch Riegelwände her— 
geſtellt und ſo wie Zimmer hergerichtet wer— 
den, was man beſonders bei wohlhabenden Leuten 
findet, und da würde ich eher glauben, daß dieſe einer 
Beſteuerung unterzogen werden könnten. 

Demgemäß würde ich mir den Antrag er— 
lauben, daß das Wort „Bodenabtheilun— 
gen“ im § 17, erſtes Alinea, geſtrichen 
und dafür das Wort „Bodenzimmer“ ein— 
gefügt werde. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete v. Ober— 
leithner ſtellt den Antrag, daß im erſten Alinea 
des $ 17 bei der Aufzählung der Beſtandtheile das 
Wort „Bodenabtheilungen“ weggelaſſen und bas 
gegen das Wort „Bodenzimmer“ eingefügt mer: 
den möge. Ich erſuche jene Herren die dieſen An— 
trag unterſtützen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Er 
ift unterſtützt. 

Herr Abgeordneter Pfeifer hat das Wort. 


Abgeordneter Pfeifer: Im Laufe der Debatte 
iſt ſowohl von Seite der Regierung, als von Seite 
des Ausſchuſſes zur Beruhigung der Steuerträger 
des flachen Landes vielfach die Verſicherung aus— 
geſprochen worden, daß durch die Einführung der 
Nutzwerthſteuer eine Erleichterung der Steuerlaſt 
der unbemittelteren Claſſe angeſtrebt werde und daß 
in keinem Falle, ſelbſt wenn ein Ausfall bei der 
Zinsſteuer ſich ergeben ſollte, die Deckung desſelben 
bei der Nutzwerthſteuer hereingebracht werden wolle. 
Da ich zur Erreichung des angeſtrebten Zweckes nach 
weitgehenden Begünſtigungen gegenüber der ärmeren 
Bevölkerung mein Möglichſtes beitragen möchte, 
erlaube ich mir einen Zuſatzantrag, der die an— 
gedeutete Tendenz verfolgt und dahin geht, daß 


außer dem im $. 24 normirten Percente für die 
Gebäudeerhaltung und Amortiſation des Capitales, 
welches Percent in einer beſonderen Rubrik des nach 
dieſem Paragraphe zu errichtenden Verzeichniſſes 
erſichtlich zu machen iſt, auch für die Feuerverſiche— 
rungsprämie cine eigene Rubrik offen gehalten 
werde. Der $, 17 ſteht im Zuſammenhange mit dem 
$. 2, daher werde ich dieſen allerdings formellen 
Zuſatzantrag bei der ſeinerzeitigen Berathung des 
8. 24 dahin prácifiren und ausdehnen, daß außer 
dem im 8.24 fixirten Abzugspercente auch bie 
Feuerverſicherungsprämie als ſeparates 
Ab zugsperceent zu behandeln wäre, 


Indem ich alſo bei Behandlung des $. 17 die 
Einſchaltung beantrage, daß für die wirk— 
lich bezahlte Feuerverſicherungsprämie 
eine eigene Rubrik offen gelaſſen werde, 
gehe ich von der Anſicht aus, daß der gewöhnliche 
Sprachgebrauch unter die Erhaltungskoſten kaum die 
Feuerverſicherungsprämie rechnen dürfte. 

Erfahrungsgemäß ſind nämlich auf dem flachen 
Lande, wo die Feuersgefahr wegen des ſchlechten, ge— 
wöhnlich aus Stroh und Holz beſtehenden Bau— 
materiales, wegen der offenen Feuerherde und der an— 
gehäuften Futtermengen, ſowie wegen des Abganges 
an Löſchungsrequiſiten und nicht ſelten wegen Waſſer— 
mangels eine ſehr große iſt — nur wenige Beſitzer 
gegen Feuerſchaden verſichert, und doch iſt von Seite 
der Regierung bezüglich der Förderung des Aſſe— 
curanzweſens bisher leider wenig oder gar nichts 
geſchehen. 

In dieſer Beziehung hat uns ſogar Rußland 
überholt, da bekanntlich daſelbſt mehrere Gubernial— 
landtage die zwangsweiſe Verſicherung der bäuer— 
lichen Gehöfte in ihren Gubernien eingeführt haben. 

Wenn ſchon bei uns an eine zwangsweiſe Bere 
ſicherung nicht zu denken iſt, ſo wäre die Förderung 
des Feuerverſicherungsweſens von Seite der Legis— 
lative ſehr erwünſcht, und hierzu iſt in meinem Antrage 
Gelegenheit geboten. 

Wie die Erfahrung lehrt, wiederholen ſich all— 
jährlich auf dem flachen Lande Feuersbrünſte, welche 
den Nationalwohlſtand vermindern, da die Zahl der 
gegen Feuerſchaden Verſicherten oft kaum fünf Percent 
beträgt, daher nicht ſelten ganze Ortſchaften verarmen, 
daher deren Bewohner, anſtatt ihre Wohnſtätten 
wieder aufzubauen, nach dem Wanderſtabe greifen 
und die Staats- und Privathilfe in Anſpruch nehmen. 
Da Bildung und Fortſchritt auf dem Lande leider 
noch ſehr viel zu wünſchen übrig laſſen und Be— 
lehrungen über den Nutzen der Verſicherung gewöhn— 
lich auf unfruchtbaren Boden fallen hätte bie Nee 
gierung die dankenswerthe Aufgabe, die Hilfloſigkeit 
der Bevölkerung zu erleichtern, wenn fie auf prate 
tiſchem Wege eine beſſere Volksanſchauung fördern 
würde. 


Es ift wohl nichts natürlicher, als das De: 
ſtreben der Steuercontribuenten, unter dem Titel 
„Steuer“ wo möglich wenig zu bezahlen, weil ſich 
nicht Jedermann ſeiner ſtaatsbürgerlichen Pflichten 
noch vollkommen bewußt iſt. Eine Geſetzesbeſtimmung 
nun, welche außer dem normirten Abzugspercente 
überdies noch die wirklich bezahlte Feuerverſicherungs— 
prämie in Abzug bringen und für dieſe nach meinem 
Antrage im $. 17 eine eigene Rubrik einlegen ließe, 
wäre eine verlockende Perfpective für die ländliche 
Bevölkerung, die mit Freuden und Eifer von der 
Wohlthat der Feuerverſicherung Gebrauch machen 
würde. Dadurch würde einem factiſchen Bedürfniſſe 
abgeholfen, ohne daß der Staat eine Einbuße er— 
leidet; denn was der Staat in der einen Richtung 
nur ſcheinbar verliert, würde er in fiscalifcher und 
volkswirthſchaftlicher Beziehung wohl ſicher eine 
bringen, da im Falle eines Brandunglückes die dies— 
fälligen Gebäude von den Verſicherten, und zwar 
gemäß den Feuerverſicherungsſtatuten aus beſſerem 
Materiale wieder aufgebaut werden müſſen, alſo das 
Nationalvermögen und mit dieſem die Steuerfähigkeit 
erhalten bleibt. 

Ich würde noch in formeller Beziehung 
den Antrag ſtellen, daß dieſer mein Zuſatz— 
antrag vorläufig dem Steuerreform— 
ausſchuſſe zur Vorberathung zugewieſen 
werde. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Pfeifer 
beantragt, daß im erſten Abſatze des §. 17 nach 
den Worten: „In dieſe Verzeichniſſe iſt ferner aufzu— 
nehmen . . . ob es näher oder entfernter von den 
Hauptverkehrsplätzen gelegen iſt“ eingeſchaltet werde: 
„und ob es gegen Feuerſchaden ver— 
ſichert iſt“. 

Diejenigen Herren, welche dieſen Antrag untere 
ſtützen, erſuche ich, fid) zu erheben. (Geschieht.) Sere 
ſelbe ift unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Pfeifer hat auch den 
Antrag geſtellt, daß ſein Antrag dem Steuer— 
reformausſchuſſe zur Vorberathung zuge— 
wieſen werde. (Zustimmung.) 

Wüuſcht noch Jemand das Wort? (Niemand 
meldet sich.) Da dies nicht der Fall ijt, erkläre ich 
die Debatte für geſchloſſen. Wünſcht der 
Herr Berichterſtatter zu ſprechen? 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: 
Ich muß das hohe Haus bitten, auf die Anträge, 
wie ſie von Seite der Majorität des Ausſchuſſes vor— 
liegen, einzugehen. 

Vom geehrten Herrn Berichterſtatter der Mino— 
rität iſt im Minoritätsvotum darauf hingewieſen 
worden, daß auf dem flachen Lande die Nebenloca— 
litäten, wie z. B. Boden, Keller u. ſ. w. einen ſehr 
geringen oder gar keinen Werth haben. Es würde 
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ſich nun allerdings vielleicht empfehlen, dieſe An— 
ſicht zu berückſichtigen, wenn hier die ziffermäßige 
Abſchätzung der einzelnen Beſtandtheile eines Hauſes 
in Betracht käme. Allein hier handelt es ſich um die 
Abſchätzung der Totalität des Hauſes, der Nutzwerth 
iol abgeſchätzt und erſichtlich gemacht werden, denn 
beimRutzwerth eines Gebäudes in feiner Totalität 
kommt die Anzahl der kleinen Bodenbeſtandtheile, 
kleinerer Nebenlocalitäten, ſie mögen zu landwirth— 
ſchaftlichen oder anderen Zwecken verwendet werden, 
jedenfalls in Betracht; denn daß dieſe Nebenlocali— 
täten dennoch einen Nutzwerth beſitzen, geht doch 
daraus hervor, daß, wenn ein ſolches Gebäude 
entweder ganz oder theilweiſe vermiethet wird, die 
Wohnlocalitäten einen weit größeren Ertrag ab— 
werfen dürften, wenn Keller und Boden dabei find, 
als wenn ſie fehlen. 

Präjudieirt wird den Beſtimmungen im nächſt⸗ 
folgenden Paragraphe gar nicht, da es ſich nur um 
eine Vorerhebung handelt, und da bei dieſen Bor- 
erhebungen des geſammten Nutzwerthes auch die 
Nebenlocalitäten nothwendigerweiſe berückſichtigt 
werden müſſen, ſo ſcheint mir, ſei die Auffaſſung der 
Majorität der der Minorität vorzuziehen. 

Was den Antrag des Herrn Abgeordneten 
v. Oberleithner anbelangt, daß man an Stelle der 
Bodenabtheilungen „Bodenzimmer“ ſetzen ſollte, ſo 
glaube ich nicht, daß hierdurch der Landbevölkerung 
ein ſehr großer Gefallen erwieſen würde, denn es 
handelt ſich hier nicht darum, die Bodenabtheilungen 
zur Beſteuerung heranzuziehen, ſondern darum, bei 
der Abſchätzung des Gebäudes auch die Bodenabthei— 
lung nicht außer Betracht zu laſſen. Von der Be⸗ 
ſteuerung der Bodenabtheilung iſt keine Rede. 

Wenn es ſich um eine ſolche handeln würde, 
hätte er Recht; „Bodenzimmer“ ftatt Bodenabthei— 
lungen zu ſetzen, wäre in vielfachen Beziehungen 
jogar gefährlich; denn das Bodenzimmer ijt ein 
Wohnungsbeſtandtheil und hat daher einen größeren 
Nutzwerth. 

Was den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Pfeiffer betrifft, daß dieſes Alinea an den Aus- 
ſchuß zurückgewieſen werden ſoll, um eine Beſtim— 
mung bezüglich der Feuerſchädenverſicherung aufzu— 
nehmen, ſo ſehe ich nicht ein, in welchem Zuſammen— 
hange dies Amendement mit dem vorliegenden Para— 
graphe ſteht. Der Nutzwerth des Gebäudes, der Ge— 
brauchswerth der Wohnbeſtandtheile und der anderen 
Localitäten, namentlich die Frage, ob das Gebäude 
einem größeren oder geringeren Wohnbedürfniſſe 
entgegenkommt, hat mit der Feuerverſicherung nichts 
zu thun. und ſo gerne ich bereit bin, eventuellen 
Anträgen bei dem $. 24 in Bezug auf die Feuerver— 
ſicherung, wenn ſie einigermaßen ſtichhältig ſind, 
Rechnung zu tragen, ſo will es mir nicht einleuchten, 
daß es nothwendig ſei, deßhalb die Abſtimmung zu 
vertagen, um eine Beſtimmung aufzunehmen, wie ſie 


1301 


ber Herr Abgeordnete Pfeifer beantragt. Eine 
ſolche hätte auf die Beurtheilung des Nutzwerthes 
eines Gebäudes gar keinen Einfluß. 

Ich muß nach dem Geſagten nur dafür ein— 
treten, daß es dem hohen Hauſe belieben möge, den 
Ausſchußantrag in der vorliegenden Faſſung anzu— 
nehmen. 


Präſident: Ich ſchreite nun zur Abſtim— 
mung über den $. 17. 

Zum erſten Alinea wird lediglich von Herrn 
Abgeordneten v. Oberleithner beantragt, ſtatt 
des Wortes „Bodenabtheilungen“ „Bodenz ime 
mer“ zu ſetzen. 


Abgeordneter v. Oberleithner (einfallend) : 
Ich bitte das Wort: „Bodenabtheilungen“ 
abgeſondert zur Abſtimmung bringen zu 
laffen. 


Prafident: Der Herr Antragſteller hat mir 
den Antrag ſchriftlich übergeben, dahin gehend, anſtatt 
„Bodenabtheilungen“ „Bodenzimmer“ zu ſetzen. 
In dieſer Weiſe habe ich dieſen Antrag zur Unter 
ſtützung gebracht und fo werde ich ihn auch zur Ab 
ſtimmmung bringen. 

(Abgeordneter Ritter v. 
meldet sich zum Worte. ) 

Der Herr Abgeordnete Ritter v. Krzeezu— 
nowiez hat das Wort. 


Krzeezunowiez 


| Abgeordneter Ritter v. Krzeezunowiez: Ich 
beantrage die ſeparate Abftimmung über 
das Wort „Bodenabtheilung“. 


Präſident: Weiters hat der Herr Abgeordnete 
Pfeifer einen Zuſatz beantragt, bezüglich deſſen er 
weiters beantragt, daß dieſer Antrag dem Aus— 
ſchuſſe zur Berathung zugewieſen werde. 
Der Antrag geht auf Vertagung und ich werde ihn 
daher zuerſt zur Abſtimmung bringen. Falls dieſer 
abgelehnt wird, werde ich zuerſt über dieſes Alinen nach 
dem Antrage des Ausſchuſſes mit ſeparater Abſtim 
mung über das Wort „Bodenabtheilungen“ abſtim— 
men laſſen, dann über das zweite Alinea zuerſt nach der 
Faſſung der Minorität des Ausſchuſſes und falls 
dieſes abgelehnt wird, nach der Faſſung des Aus— 
ſchuſſes. (Zustimmung. ) 

Ich erſuche jene Herren, welche dafür find, daß 
der Antrag des Herrn Abgeordneten Pfeifer, dahin 
gehend, daß in das erſte Alinea aufgenommen werde 
„und ob es gegen Feuerſchäden verſichert 
fei” dem Ausſchuſſe zur Berathung zuge 
wieſen werde, fich zu erheben. (Geschieht.) Der 
Antrag iſt abgelehnt. 

Ich erſuche nun diejenigen Herren, welche das 
erfte Alinea nach dem Antrage des Aus: 
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ſchuſſes vorbehaltlich ber Abſtimmung über das 
Wort „Bodenabtheilungen“ annehmen, ſich zu er— 
heben, (Geschieht.) Dasſelbe ift angenommen. 

Ich erſuche nun diejenigen Herren, welche das 
Wort „Bodenabtheilungen“ in das Alinea auf— 
genommen wiſſen wollen, ſich zu erheben. CE 
(£8 ijt angenommen. 

Damit entfällt bie Abſtimmung über dag 
Wort „Bodenzimmer“. 

Ich erſuche nun diejenigen Herren, welche das 
zweite Alinea nach dem Antrage der Minorität 
des Ausſchuſſes, wonach es in der vierten Zeile 
von unten ſtatt „Nutzungswerth der Gebäude“ — 
„Nutzungswerth der Wohnbeſtandtheile 
der Gebäude“ heißen ſolle, annehmen wollen, ſich 
zu erheben. (Geschicht.) Dasſelbe iſt abgelehnt. 

Ich erſuche endlich jene Herren, welche das 
zweite, ſowie auch das dritte und vierte 
Alinea nach der Faſſung des Aus ſchuſſes 
annehmen, fid) zu erheben. (Geschicht.) Dieſe Alinea 
des Ausſchuſſes ſind angenommen; es iſt daher 
der 8. 17 ganz nach ber Faſſung des Aus— 
ſchuſſes angenommen. 

Da zu F. 18 mehrere Minoritätsanträge ge» 
ſtellt und zu dieſem Paragraphe mehrere Redner ein— 
getragen find, da ferner der $. 18 in der Bera- 


thung ſchwer getrennt werden könnte, es aber mii: 


ſchenswerth ift, daß der $. 18 als ein Ganzes be- 
handelt werde, ſo ſchließe ich für heute die 
Sitzung. (Zustimmung.) 

Es wurde mir eine Interpellation über— 
geben, um deren Verleſung ich erſuche. 


Schriftführer Neuwirth (liest) : 

„Interpellation des Abgeordneten Conrad 
Seidl und Genoſſen an Seine Excellenz den Herrn 
Leiter des Handelsminiſteriums: 

Ein großer Theil der öſterreichiſchen, zugleich 
der überwiegend größte Theil der ſteiermärkiſchen 
Glasfabrikate fand bisher feinen Abſatz im Oriente; 
der öſterreichiſchen Glasinduſtrie wird es aber immer 
ſchwieriger, gegen die franzöſiſche Concurrenz zu 
beſtehen, was jedoch keineswegs einer etwa geringe— 
ren Qualität der öſterreichiſchen Fabrikate, ſondern 
in erſter Linie dem Umſtande zugeſchrieben werden 
muß, daß die franzöſiſchen Transportgefellfchaften 
bedeutend billigere Tarife haben, als die öſter— 
reichiſchen, und daß das franzöſiſche Fabrikat auch bei 
der Verzollung bevorzugt wird. 

Jedoch nicht in dieſer Richtung wird eine 
Frageſtellung beabſichtigt, ſondern nur die Bitte 
geſtellt, die hohe k. k. Regierung wolle in Erwägung 
ziehen, wie dieſer auf der öſterreichiſchen Glas- und 
ſo mancher anderen Induſtrie laſtende Druck zu 
beheben ſei. 

Aber in weiterer Richtung ſind es öſterreichiſche 
Transportgeſellſchaften, welche nicht allein durch 
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ihre Tarife öſterreichiſche Glasfabrikate im Oriente 
gegenüber franzöſiſchen concurrenzunfähig machen, 
ſondern geradezu das Ausland auf Koſten des In— 
landes bevorzugen; es find ſpeciell die k. k. privilegirte 
Südbahngeſellſchaft und bie Dampfſchifffahrtsgeſell— 
ſchaft des öſterreichiſch-ungariſchen Lloyd, 
beim Exporte Venedig auf Koſten Trieſts bevor- 
zugen, wodurch nicht allein die öſterreichiſche Glas— 
und ſo manche andere öſterreichiſche Induſtrie ge— 
ſchädigt, ſondern wohl auch mehr zum Rückgange 
Trieſts beigetragen wird, als durch mangelnde 
Bahnverbindungen, mögen dieſe nun Ponteba, Predil 
oder Laak heißen. 

Die k. k. privilegirte Südbahngeſellſchaft hat ane 
dere Frachtſätze für Güter, welche nach Trieſt gehen, 
andere für Güter, die nach Venedig beſtimmt ſind, 
und zwar berechnet ſie Frachten nach Trieſt um oft 
50 Percent höher, als nach Venedig. 


Die Dampſſchifffahrtsgeſellſchaft des öfter- 
reichiſch-ungariſchen Lloyd macht auch einen das 
Inland ſchwer ſchädigenden Unterſchied zwiſchen 
Trieſt und Venedig; ſie unterſcheidet bei von Trieſt 
aus zu verſchiffſenden Gütern zwiſchen folden, die 
weniger als 25 Bollpfunde per Kubikſuß engliſch 
wiegen, und ſolchen, die mehr als 25 Zollpfunde 
per Kubikſuß engliſch wiegen, berechnet letztere nach 
dem Gewichtstarife, erſtere nach dem Raumtariſe, 
nach welchem 4 Kubikfuß engliſch die gleiche Fracht 
zahlen wie 100 Zollpfunde. 

Bei von Venedig aus zu verſchiffſenden Gütern 
macht der Lloyd dieſen Unterſchied nicht, was zur 
Folge hat, daß z. B. Glas, Thonwaaren und andere 
ſperrige Waaren von Trieſt nach dem Oriente um 
oſt mehr als 100 Percent mehr zahlen, als von 
Venedig aus. 

Dieſe faſt unglaublich klingenden Behauptun— 
gen werden durch folgenden concreten Fall, für wel: 
chen die Originalnachweiſe zur Hand find, erwieſen, 

In Reifnig-Freſen an der Südbahn (Kärntner 
Linie) wurden am 7. Jänner 1875 drei Kiſten Glag- 
waaren im Geſammtgewichte von 19% Bollcentnern 
und mit einem Rauminhalte von 213 engliſchen 
Kubilſuß mit der Beſtimmung zur Weiterbeförderung 
nach Alexandrien an Francesco Pariſi nach dem 
69½½ Bahnmeilen entfernten Venedig, dann am 
16. Jänner 1875 die gleiche Anzahl Kiſten gleicher 
Glaswaaren mit dem gleichen Geſammtgewichte, 
gleichen Ranminbalte und mit der gleichen Beſtim— 
mung zur Weiterbeförderung nach Alexandrien an 
Johann Bühler nach dem 45 Bahnmeilen entfernten 
Trieſt aufgegeben. 

Die Frachtgebühren ſtellten ſich ausſchließlich 
der Nebengebühren folgend: 

Die Bahnfracht für dieſe Sendungen betrug 
nach Venedig 16 fl. 79 kr., das ift per Meile 24% fr., 
nach Trieſt 16 fl. 18 fr., das ijt per Meile 36 fr., alfo 
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nahezu 50 Percent mehr per Meile zum Nachtheile 
des inländiſchen Handelsverkehres. 


Die Seefracht für dieſe Sendungen, welche der 


Lloyd am 23. Jänner in Venedig und am 29. Jän⸗ 
ner 1875 in Trieſt übernahm, 
drien von Venedig 15 fl. 36 fr., das ift bei dem Um- 
(ande, als diefe Fracht in Venedig nur 19 ½ Hatt 


betrug nach Aleran- 


19½½ Zollcentner ſchwer befunden wurde, per Cent- 


ner 80 fr, von Trieſt 31 fl. 95 kr., das tjt per Cent- 
ner 1 fl. 64 kr., mithin um mehr als 100 Percent 
mehr zum Nachtheile des inländiſchen Handels- 
verlehres. 


Die Behauptung, daß ſeitens österreichischer. 


Transportgeſellſchaften, von denen eine fogar vom 
Staate fubventionirt wird, der öſterreichiſche Han— 
delsverkehr ſchwer geſchädigt wird, daß beſonders 
Trieſts Tranſitohandel empfindlich leidet und von 
Trieſt gewaltſam abgezogen wird, 
liegenden Fall vollſtändig erwieſen; daß aber dieſer 
Fall kein vereinzelter iſt, 
nommen werden muß, läßt ſich an der Hand von 
Briefen der Geſchäftsfreunde des 
beſchriebener Frachten in Smyrna und Beiruth er— 
weiſen, 
geradezu gewarnt wird. 


“ift durch vors 
ſondern als Regel ange— 
Abſenders vor— 
in welchen vor Sendungen über Trieſt 


Bedarf auch der vorliegende Fall eigentlich 


leines weiteren Commentars, indem er ſelbſtredend 
zeigt, woran unſer Handel krankt, ſo kaun doch Eine 
Bemerkung nicht unterdrückt werden, nämlich daß 
angeſichts des ganz außerordentlichen 
verſchiedener Bahngeſellſchaften, deren Willkür ganze 
Länderſtriche ſchutzlos unterworfen ſind, der derzeit 
ſaſt verpönte Ruf nach Concurrenzbahnen denn doch 


Vorgehens 


eine Berechtigung hat. 


Indem K noch beifügen, daß die berührten 
Nachweiſe“) für obangeführten Fall dieſer Inter— 
pellation in Abſchrift beigelegt werden, auch die 
Originalien behufs Einſichtnahme zur Verfügung 
geſtellt werden, erlauben wir uns, an Seine Excellenz 
den Herrn Leiter des Handelsminiſteriums folgende 
Fragen zu richten: 


1. Hat die hohe k. k. Regierung Kenntniß von 
dieſer das Ausland auf Koften des Inlandes und 
ſpeciell Venedig auf Koſten Trieſts begünſtigenden 
Frachtgebührenberechnung der k. k. privilegirten 
Südbahngeſellſchaft und der Dampſſchifffahrtsgeſell— 
ſchaft des öſterreichiſch-ungariſchen Lloyd, und 


2. ift die hohe k. k. Regierung geſonnen, Ab- 
hilſe dahin zu treffen, daß die genannten Trans— 
portgeſellſchaften dem Inlande dieſelben Fracht— 
gebühren berechnen wie dem Auslande, und hierdurch 
die öſterreichiſche Glasinduſtrie im Oriente gegen— 


*) Die Nachweiſe find dieſem Protokolle als Anhang 
beigegeben. 
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über ber franzöſiſchen möglichſt concurrenzfähig zu Die Gegenſtände der Tagesordnung ſind: 
erhalten? | 1. Erſte Leſung der Regierungsvorlage, bee | 
Wien, 8. März 1875. treffend den Geſetzentwurf über die Bedingungen 
Sy. -— Conrad Seidl. und Zugeſtändniſſe für die Sicherſtellung einer 
Rob. Walterslirchen. Wedl. Secundärbahn von der Stadt Elbogen zur Station 
Dr. Portugall. Cnobloch. Elbogen-Neuſattel (358 der Beilagen); | 
Dr. Joſ. Suppan. Stockert. 2. Fortſetzung der heutigen Specialdebatte | 
Dr. Heilsberg. Egger. über das Gebäudeſteuergeſetz (294 der Beilagen), 
Schöſſel. Holzer. | An Einladungen habe ich mitzutheilen, daß | 
Brandſtetter. Jeſſernigg. ber Eiſenbahnausſchuß heute 6 Uhr Abends im | 
Ritter, E. Oberleithner.“ Locale IT zur Berathung der Fuſionsangelegenheit | 
mit ber Nordweſtbahn Sitzung hält. 
Präſident: Ich werde die Interpellation Der Steuerreformausſchuß hält morgen | 


nebft den einſchlägigen Beilagen dem Herrn Mittwoch um 10 Uhr Vormittags im Locale II 
weiter des Handelsminiſteriums über- eine Sitzung. 
mitteln c d 
"x A Ich erkläre b [di en. 
Die nächſte Sitzung habe ich für morgen Ich erkläre die Sitzung für gefchloffen 


Vormittags 11 Uhr anberaumt. | (Schluss der Sitzung um 2 Uhr 35 Minuten.) 
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der unter Menſchen überhaupt beſteht, der Unter— 
ſchied nämlich nach größerem und geringerem Be— 
ſitze, nach größerem oder geringerem Reichthume 
ohne Rückſicht darauf, ob Derjenige, der einen 
größeren Reichthum hat, denſelben ererbt oder ver— 
dient oder auf welche Weiſe immer er ihn bekom— 
men, maßgebend ſein für die Summe der Rechte 
der Staatsbürger? Soll der bloße Beſitz an und für 
fich, Joll die nackte Thatſache des Mehrbeſitzes auch 
eine größere oder geringere politiſche und überhaupt 
ſtaatliche Berechtigung geben? Dieſer Grundſatz, der 
ſich leider in allen unſeren Geſetzen findet, der in 
dem Gemeindegeſetze in dem Paſſus ausgedrückt iſt: 
es ſollen die Gemeindewahlordnungen gemacht wer— 
den mit Rückſicht auf den beſonderen Vortheil, auf 
den beſonderen Schutz der Beſitzenden, dieſer Grund 
ſatz findet ſich auch ſonſt überall in unſeren Geſetzen. 
Ich frage, ſollen die Wenigerbeſitzenden einen gerin 
geren Schutz erhalten, ſollen ſie von dieſem Schutze 
ganz ausgeſchloſſen ſein, da ſie ohnehin von allen 
politiſchen Rechten ausgeſchloſſen ſind; und warum 
ſollen unter den Beſitzenden ſelbſt wieder Claſſen 
gemacht werden zwiſchen Denen, welche recht viel 
beſitzen und Denjenigen, welche weniger beſitzen? 

Denſelben Unterſchied haben wir nun auch hier 
im vorliegenden Geſetzentwurfe. Ich kann ihn nicht 
begreifen, ich muß ihn nur verdammen und auch hier 
perhorresciren, umſomehr, als nach der betreffenden 
Beſtimmung des Geſetzentwurfes genau alle ſechs 
Commiſſionsmitglieder aus den Höchſtbeſteuerten 
werden gewählt werden; dieſes zu beweiſen fol 
nun meine Aufgabe ſein. 

Die Regierung ernennt drei von den Commiſ 
ſionsmitgliedern; es iſt klar, daß ſie ſich nicht an die— 
jenigen Leute wendet und diejenigen ernennt, welche 
vermöge ihres geringeren Beſitzes vielleicht ein 
geringeres Anſehen auf dem Lande haben, ſie wird 
ſich bei Ernennung dieſer drei Commiſſionsmitglieder 
gewiß an die Claſſe der Höchſtbeſteuerten halten. 
Nun ſind noch drei Commiſſionsmitglieder zu wählen; 
wer wählt dieſe? Nach dem Geſetzentwurfe ſollen 
zwei von den Gemeindevorſtänden des Bezirkes und 
ein Mitglied von den 20 höchſtbeſteuerten Haus— 
beſitzern gewählt werden. Nun in Vollziehung 
jenes ungerechten Grundſatzes, daß die Gemeinde— 
wahlordnungen immer fo gemacht werden 
müſſen, daß die Beſitzenden, wenn ſie auch die 
bedeutende Minorität in der Bevölkerung ſind, 
doch die Majorität in der Gemeindevertretung 
haben müſſen und wenn auch ihr Beſitz und ihre 
Steuer viel geringer iſt, als der Beſitz und die 
Steuer aller kleinen Leute zuſammen, welche die 
große Maſſe der Bevölkerung bilden, haben eben 
die Gemeindewahlordnungen zwei Principien auf— 
genommen, die als Ausdruck der geſellſchaftlichen 
Herrſchaft der beſitzenden über die nicht beſitzenden 
Claſſen in der Gemeinde gelten müſſen. Dieſem 


Grundſatze entſprechend, haben wir in unſeren Ge— 
meindevertretungen Virilſtimmen. Derjenige, der 
ein Fünftel oder ein Viertel der geſammten Steuer 
in der Gemeinde zahlt, iſt ein geborener Gemeinde— 
rath, er braucht nicht erſt gewählt zu werden; die 
anderen Gemeindeangehörigen werden in drei, aus— 
nahmsweiſe in zwei Wahlkörper getheilt. Der erſte 
und zweite Wahlkörper, wenn auch nach Zahl, 
Steuer und Beſitz bedeutend geringer als der dritte, 
hat doch die Majorität in der Gemeindevertretung, 
und dieſes unglückſelige und unglückliche Princip hat 
immer die Folge, daß der Bürgermeiſter oder der 
Gemeindevorſtand nicht von dem dritten Wahlkörper, 
das heißt der Majorität der Bevölkerung, ſondern 
von der Minorität der Beſitzenden gewählt wird 
(Widerspruch links); daß daher nur eine Minorität 
der Bevölkerung und nicht die Majorität vertreten 
iſt, wenn nur die Gemeindevorſtände allein die drei 
Commiſſionsmitglieder wählen, indem die Ge— 
meindevorſtände wieder aus der beſitzenden Claſſe 
genommen ſind und nicht aus dem dritten Wahl— 
körper, iſt ſomit klar. Die Gemeindevorſtände 
werden natürlich wieder Leute von ihrem Fleiſch 
und Blut in dieſe Commiſſionen wählen, und ſo 
iſt denn der ganze dritte Wahlkörper, der ganze 
kleine Grundbeſitz in dieſen Commiſſionen nicht ver— 
treten. Weil nun aber ein ſolcher Grundſatz gegen 
die Gerechtigkeit verſtößt, weil ich immer der An— 
ſchauung war, daß die Deputirten das Volk in ſeiner 
Totalität und nicht einzelne Kaſten und Claſſen des— 
ſelben vertreten ſollen, indem jede Herrſchaft des 
Einen über einen Anderen eine Ungerechtigkeit für den 
Beherrſchten involvirt, weil ich ziffermäßig darge— 
than habe, daß nach dieſem Geſetzentwurfe der kleine 
Grundbeſitz keine Vertretung in den Steuercommiſ— 
ſionen finden wird, ſo erlaube ich mir eine Modifi— 
cation zu beantragen. Es wäre mir am liebſten, 
wenn ich ſagen könnte, es ſollen alle Beſteuerten 
direct die Commiſſionsmitglieder wählen; allein daß 
ein ſolcher Antrag in dieſem hohen Hauſe keine Unter— 
ſtützung finden würde, darüber bin ich mir klar. Ein 
unter dem Syſteme der Intereſſenvertretung gewähl— 
tes Haus würde ſeine Natur verleugnen, wenn es 
einen ſolchen Antrag unterſtützte; allein in einer Hin— 
ſicht kann ich doch auch wenigſtens theilweiſe und 
ſogar bei der Adoptirung des von mir als unrichtig 
charakteriſirten Principes dem Rechte der kleinen 
Grundbeſitzer, in dieſen Commiſſionen vertreten zu 
ſein, entgegenkommen. Ich habe dargethan, daß in 
der Gemeindevertretung die Virilſtimmen ſind, daß 
die Gemeindevertretung nach drei oder zwei Wahl— 
lörpern gewählt ijt, daß alfo in der Gemeindevertre— 
tung ſelbſt wieder die geringe Anzahl der Beſitzenden 
das Uebergewicht über die große Anzahl der Nicht— 
beſitzenden hat, allein es iſt doch immerhin möglich, 
daß, wenn man alle drei Wahlkörper, das heißt die 
Vertreter aller drei Wahlkörper, wenn man den 
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ganzen Gemeindeausſchuß ſelbſt ſtatt des Vorſtan 
des allein wählen läßt, daß doch der eine oder der 
andere Vertreter des kleinen Grundbeſitzes in die 
Steuercommiſſion hineinkommt. 

Mein Antrag geht nun dahin, daß man das 
Wahlrecht dieſer Höchſtbeſteuecten abſolut ſtreiche. 
Denn, meine Herren, es braucht ja z. B. ein armer 
Bauernbube nur eine höchſtbeſteuerte alte Witwe zu 
heiraten (Heiterkeit), und er gehört unter die 20 
Höchſtbeſteuerten. 


Der Herr Abgeordnete Freiherr v. Gudenus 
hat das Wort. 


Abgeordneter Freiherr v. Gudenus: Es iſt 
als ein Vorzug der gegenwärtigen Steuergeſetzvor— 
lage hervorgehoben worden, daß in derſelben das 
Princip der Selbſtbeſteuerung zur Geltung kommen 
ſoll. Es iſt nicht zu zweifeln, daß nach dieſem Geſetze 
wenigſtens in den Bezirkscommiſſionen die bethei— 
ligten Hausbeſitzer die Majorität bilden werden. 


Soll das Recht abhängig ſein von einer ſolchen Dieſer vielleicht einzige Vorzug der vorliegenden Ge— 


Eventualität? Ich kann das vom Standpunkte des 


Rechtes nicht verftehen, wohl aber von dem des In- 


tereſſes. Aber dieſe beiden Standpunkte ſind von ein— 
ander ganz verſchieden. Das Intereſſe des kleinen 


ſetzesvorlage iſt meiner Anſicht nach nur ſcheinbar, 
und ich bin überzeugt, daß auch die Mehrzahl der 
Steuerträger in dieſem Punkte meiner Meinung ſein 
wird. Dieſer Vorzug wird nämlich durch eine 


Mannes iſt um kein Haar weniger werth als das andere Beſtimmung dieſer Geſetzesvorlage mehr als 
des großen, und wenn wir ein Geſetz machen, daß paralyſirt, nämlich durch diejenige, wonach in den 
die 20 höchſtbeſteuerten Grundbeſitzer ein Mitglied Bezirkscommiſſionen und auch in den Landescom— 
aus fid) in die Steuercommiſſion wählen follen, fo miſſionen die vom Finanzminiſter ernannten Organe 


ſollte man auch, um dem Rechte Ausdruck zu verlei 
hen, ein zweites Geſetz machen, daß auch die 20 
mindeſtbeſteuerten Grundbeſitzer einen Vertreter aus 
ſich in die Commiſſionen wählen ſollen. Und warum 
nimmt man denn gerade 20, mit demſelben Rechte 
kann man auch 50, 100, 150, ja die Geſammtanzahl 
der Grundbeſitzer nehmen? Warum die 20 Höchſt— 
beſteuerten etwas voraus haben follen vor den 
Anderen, iſt mir nicht verſtändlich. 

Da ich aber, wie geſagt, weiß, daß meine 
Grundſätze, in ihrer Reinheit ausgedrückt, keine 
Unterſtützung in dieſem hohen Hauſe finden, und mir 
aber doch daran liegt, daß der kleine Grundbeſitz 
eine Vertretung finde, ſo würde mein Antrag dahin 
gehen, das beſondere Wahlrecht dieſer Zwanzigſtel 


ſammten Gemeindeausſchüſſen des Bezirkes zu geben. 


Es wird auf dieſe Weiſe ein Wahlkörper gebildet, in 
dem ſämmtliche Gemeindeausſchüſſe wählen, die ſind 
ohnehin nach den Wahlkörpern in die Gemeinde: | 
vertretungen gewählt. Es ut alfo dem Principe, | 
daß die Höchſtbeſteuerten und Beſitzenden gegenüber 


den Nichtbeſitzenden mit zwei Dritttheilen gegen ein 
Dritttheil ſtehen, auch nach der von mir beantragten 
Modification noch Ausdruck gegeben, nur ganz aus— 
geſchloſſen ſind die kleinen Grundbeſitzer von der 
Wahl der Steuercommiſſionen nicht. 
Mein Antrag geht deßhalb dahin (lest) : 
„Es ſei das Alinen 3 im 8.7 in folgen— 
der Weiſe zu ſtiliſiren: 

„„Die andere Hälfte wird von den Ge— 
meindevertretern des betreffenden Bezirkes 
aus den betheiligten Hausbeſitzern gewählt.““ 

(Beifall auf der äussersten Linken.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Kro— | 


die Majorität bilden werden, folglich der Einfluß des 
discus in diefen beiden Commiſſionen jedenfalls 
immer der ausſchlaggebende fein wird. 

Wir haben noch vor wenigen Tagen vom 


Miniſtertiſche ein fer. lobendes Zeugniß über die 


Opferwilligkeit und den Rechtlichkeitsſinn der eislei— 
thaniſchen Völker vernommen und dieſes Zeugniß 
war gewiß ein wohlverdientes. Wenn nun dieſe 


Worte wahr find und aufrichtig gemeint waren, jo 


glaube ich, ſteht auch gar nichts entgegen, daß dieſes 
Ueberwiegen der Organe des Finanzminiſteriums in 
den Bezirls- und Landescommiſſionen aufgelaſſen 
werde. 


Ich glaube, die Steuerträger werden eine ſolche 


Ae 3 Bür T bies 
gänzlich zu ſtreichen, um das Wahlrecht bem ger lenderung als Bürgſchaft annehmen, daß auch die 


jenigen Worte Seiner Excellenz des Herrn Finanz- 
miniſters aufrichtig gemeint waren, in denen er ſagte, 
daß an eine Erhöhung der beſtehenden Steuern im 
Allgemeinen nicht im entfernteſten gedacht werde. 

Wir haben auch von dem Herrn Berichterſtatter 
der Minorität gehört, daß in unſerem preußiſch— 
deutſchen Nachbarlande ein ſolches Ueberwiegen der 
Finanzorgane nicht exiſtirt. 

Es iſt nicht meine Abſicht, in dieſer Richtung 
einen Antrag zu ſtellen, ich überlaſſe dies meinen 
Herren Collegen von jener (linken) Seite des Hauſes, 
welche ja bekanntlich einen weit höheren Grad von 
Freiſinnigkeit für fid) vindiciren. 

Sie ſind ja auch bei anderen Gelegenheiten 
nicht abgeneigt, Einrichtungen und Geſetzesbeſtim— 
mungen unſerer preußiſch-deutſchen Nachbarländer 
nachzuahmen. Ich kann jedoch nicht umhin, die 
Herren auf eine Anomalie aufmerkſam zu machen, 
welche meiner Meinung nach in dem dritten Abſatze 
des $. 7 nach dem Antrage des Ausſchuſſes enthalten 


nawetter beantragt, Alinea 3 des $. 7 habe zu iſt. Nachdem nämlich beſtimmt ijt, daß der Finanz- 


lauten: (Liest dasselbe.) Wird dieſer Antrag unter- 


ſtützt? (Geschieht.) Er ift unter ſtützt. 


miniſter bezüglich der Ernennung zweier Mitglieder 


der Ortscommiſſionen in ſeiner Wahl gebunden iſt, 
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betheiligte Hausbeſitzer zu ernennen, nachdem 
weiter beſtimmt iſt, daß den zwanzig höchſt beſteuer— 
ten betheiligten Hausbeſitzern das Recht zuſteht, ein 
Mitglied in die Bezirkscommiſſion zu wählen, heißt 
es weiter: „die übrigen werden von den Gemeinde— 
vorſtänden des Bezirkes gewählt.“ 

Es ſind alſo bezüglich zweier Mitglieder der 
Commiſſion ſämmtliche Gemeindevorſteher ſtimm— 
berechtigt. Ich ſehe hierin eine Anomalie und eine 
Inconſequenz gegenüber dem Prineipe der Selbſt— 
beſteuerung, und ich würde mir darum erlauben in 
dieſem Punkte einen Abänderungsantrag zu 
ſtellen, welcher dahin geht, daß nur die Vor— 
ſteher derjenigen Gemeinden berechtigt 
ſein ſollen, zwei Mitglieder in die Be— 
zirkscommiſſion zu wählen, in welchen 
Gemeinden die Steuer nach dem Nutzungs— 
werthe erhoben wird. 

Dieſer Antrag iſt allerdings in Colliſion mit 
dem $, 16 des Ausſchußantrages, reſpective $. 13 
der Regierungsvorlage, und deßhalb ift dieſer Antrag 
von meiner Seite nur ein eventueller und möchte 
ich den definitiven Antrag ſtellen: es habe 
der dritte Abſatz des 8. 7 des Ausſchuß— 
antrages erſt dann zur Abſtimmung zu 
kommen, wenn die Annahme des S. 16 bee 
ſchloſſen ſein wird; es möge alſo der dritte 
Abſatz des $. 7 ſolange in suspenso bleiben, bis das 
hohe Haus über den $. 16 des Ausſchußantrages, 
refpective 8. 13 der Regierungsvorlage ſchlüſſig gee 
worden iſt.“ 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Freiherr 
v. Gudenus ſtellt folgenden Antrag, daß die 
Abſtimmung über den Abſatz 3 des $. 7 
inſolange in suspenso gelaſſen werde, 
bis das hohe Haus über den $, 16 des 
Ausſchußantrages ſchlüſſig geworden 
ſein wird. 

Für den Fall aber, als der $. 16 des Ausſchuß— 
antrages abgelehnt und im Sinne der Regierungs- 
vorlage S. 13 angenommen wird, habe der dritte 
Abſatz des 8. 7 zu lauten (West): 

„Ein Mitglied wird von den 20 höchſt— 
beſteuerten betheiligten Hausbeſitzern des 
Bezirkes, und die übrigen werden von den 
Vorſtänden der betheiligten Gemeinden des 
Bezirkes gewählt.“ 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Er ijt 
unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Pawlikow hat das 
Wort. 


Abgeordneter Pawlikow: Ich kann mich mit 
dem Gedanken, dem der Herr Abgeordnete Wezyk 
Ausdruck verliehen hat, nicht befreunden; es ſoll 


nämlich nach feiner Anſicht und nach dem Minoritäts— 
votum Alinea 8 des $. 7 heißen (West): 

„Ein Mitglied wird von den 20 höchſtbe— 
ſteuerten betheiligten Hausbeſitzern des Bezirkes, 
und die übrigen werden in denjenigen Ländern, in 
welchen Bezirksvertretungen beſtehen, von den 
Bezirks ausſchüſſen gewählt. Wo der politiſche 
Bezirk mehrere Bezirksvertretungen enthält, treten 
die Bezirksausſchüſſe zu einem Wahlkörper zuſam— 
men. Wo keine Bezirksvertretungen beſtehen, wer— 
den zwei Mitglieder von den Gemeindevorſtänden 
gewählt.“ 

Ich muß nun aufrichtig geſtehen, daß ſowohl 
der in der Regierungsvorlage ausgedrückte Gedanke, 
als auch der dieſem conform von der Majorität des 
Ausſchuſſes geſtellte Antrag zu meiner Ueberzeugung 
weit mehr treffen. , 

Wir leſen nämlich im Motivenberichte des 
Ausſchuſſes auf Seite 10 (liest) : 

„Dem Prineipe der Mitwirkung der Steuer— 
träger bei der Einſchätzung iſt in der öſterreichiſchen 
Geſetzgebung in einer ausgedehnten Weiſe Raum 
gegeben, und die Tendenz nach Erweiterung 
der Autonomie, die auf dem Gebiete der poli— 
tiſchen Verwaltung im vorigen Jahrzehnt ſich Ein— 
gang verſchaffte, hat auch in der Finanzverwaltung 
zur Einführung von Commiſſionen mit einem ſehr 
umfangreichen Wirkungskreiſe geführt.“ 

Dann kommt etwas weiter unten (liest) : 

„Die eminente Bedeutung der Schätzungs— 
commiſſionen braucht wohl nicht erſt betont zu wer— 
den. Von ihren Arbeiten hängt die Richtigkeit oder 
Unrichtigkeit der für die Steuereinhebung ſo wich— 
tigen Grundlagen ab. Ein einſeitiges Ueber— 
wiegen der Intereſſen der Steuerträger 
oder des Fiscus bei dem Schätzungswerke 
würde die Herſtellung richtigen Kataſter 
in vitaler Weiſe ſchädigen.“ 

Nun finde ich aber, daß gerade dem entgegen 
in dem Minoritätsvotum zu dem Alinea 8 des $. 7 
die Zuſammenſetzung der Commiſſionen ſchwer'ich 
das Intereſſe aller Claſſen der Steuerträger um— 
faßt; ja, ich könnte beinahe ſicher behaupten, daß 
ſie die Intereſſen des kleinen Grundbeſitzes eher 
ſchädigen könnte. 

Ich frage Sie, meine Herren, warum wäre 
denn den Gemeindevorſtänden oder überhaupt den 
Gemeindevertretungen das Wahlrecht zu dieſen 
Schätzungscommiſſionen nicht einzuräumen? Warum 
ſollte denn, frage ich — gegen jede Billigkeit und 
gegen jede autonome freiheitliche Bewe— 
gung — den Gemeinden das ihnen zu nächſt zus 
ſtehende Recht benommen und eben dieſes Recht an 
die Bezirksvertretungen oder, was noch ſchlimmer, 
an die Bezirksausſchüſſe überwieſen werden? Warum 
ſollte die alte mandatariſche Bevormun— 
dung, welche ich lange ſchon zu Grabe getragen 
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wiſſen wollte, noch immer fortbeftehen? (Bravo!) 

Der geehrte Herr Vorredner Ritter v. We zyk 
hat wohl unter anderer Begründung hervorgehoben, 
daß {don bei dem Grundſteuergeſetze, welches fic 
als gut erwieſen haben ſollte, ein ſolcher modus 
procedendi beſtehe. Nun wäre es aber fraglich, würde 
ich darauf erwidern, ob ſich wirklich dieſes Geſetz 
nach den erwähnten Modalitäten als gut erwieſen 
habe, ob wirklich nicht Prätenſionen, Recurſe, Be 
ſchwerden und dergleichen da vorgekommen wären? 

Der Herr Abgeordnete hat auch weiter betont, 
daß es nicht recht und billig wäre, die Bildungsſtufe 
nicht gehörig zu berückſichtigen, daß nämlich die Leute 
in den Gemeinden weder leſen noch ſchreiben können. 
Ja, fürwahr, es iſt wohl zum Theile richtig und 
inſoferne, als in vielen Gemeinden noch viele und 
vielleicht die meiſten Leute des Leſens und Schreibens 
unfundig ſeien. Aber feit 30 Jahren bis jetzt gibt es 
ſchwerlich in Galizien auch nur eine einzige Gemeinde, 
wo nicht wenigſtens Einzelne des Leſens und Schreibens 
kundig wären. Ueberhaupt muß ich hier hervor 
heben, daß zu ſolchen Schätzungscommiſſionen viel 
leicht nicht gerade das Leſen- und Schreibenlönnen, 
ſondern eher und weit mehr ein geſunder Menſchen 
verſtand und überhaupt bezügliche ſachliche Erfah— 
rungen nöthig ſeien, welche wohl auch unſere ſchlich 
ten Landleute ſicher beſitzen können und wirklich auch 
beſitzen. 

Ich für meinen Theil kann daher dieſem Mino 
ritätsvotum gar nicht beiſtimmen, und zwar noch 
umſoweniger, als mir eben die zufällige gegenwärtige 
Zuſammenſetzung der Bezirksausſchüſſe, nicht minder 
aber auch der Umſtand nur zu wohl bekannt iſt, daß 
— wenigſtens bei uns zu Lande, in Galizien — die 
Inſtitution der Bezirksvertretungen leider nicht zur 
allgemeinen Zufriedenheit fid) eingebürgert habe, Ich 
werde daher für den Antrag der Ausſchußmajorität 
zu Alinea 3 des $. 7 ſtimmen. 

(Abgeordneter Graf Mieroszowski meldet 


sich.) 


Wráfident: Der Herr Abgeordnete Graf 
Mieroszowski hat das Wort. 


Abgeordneter Graf Mieroszowski: Ich 
finde, daß es ſehr ſchwierig iſt, gegen ſchön klingende 
und dem Fortſchritte huldigende Theorien aufzu— 
treten, denn ſehr leicht kommt man in Verdacht, 
daß man eben dieſen Anſichten feindlich geſinnt ift. 
Trotzdem ich alſo dem Fortſchritte huldige und in 
jeder Beziehung, wo es nur möglich und wünſchens— 
werth iſt, gewiß für ihn einſtehen werde, trotzdem 
habe ich den Muth, gegen die Anſichten, die der 
verehrte Herr Dr. Kronawetter und ein ver— 
ehrter Landsmann von mir jetzt ausgeſprochen hat, 
aufzutreten, und zwar aus dem Grunde: die Herren, 
glaube ich, haben ſich auf den politiſchen Stand— 
punkt geſtellt, und um dieſen handelt es ſich hier gar 
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nicht; hier handelt es ſich um den rein techniſchen 
Standpunkt. Die Frage iſt eine techniſche: wie ſoll 
die Hausſteuer am beſten durchgeführt werden? Das 
erklärt auch, warum wir bei den Abſtimmungen 
nicht nach rein politiſchen Rückſichten zu Werle 


gehen, ſondern nach der fachlichen Ueberzeugung.“ 


„In Geldſachen hört die Gemüthlichkeit auf.“ Folg— 
lich ſtimmt Jeder ſo, wie ihm Gewiſſen und Ueber— 
zeugung in dieſer Sache gebieten. Dies auch zur 
Erklärung mancher Abſtimmungen, die hier vielleicht 
vorgekommen ſind. 

Nun haben wir eine ſehr beredte Stimme ge— 
hört, die der Volksſouveränität das Wort geſprochen 
hat. Ja mein Gott, das erinnert mich an ſchöne 
Zeiten, an die Zeiten meiner Jugend, wo ich noch 
in den Vierziger-Jahren in ber Schweiz gewohnt habe, 
wenn ich damals eine Zeitung in die Hand ge— 
nommen habe und darin fand: das Volk iſt aus— 
ſchließlich berechtigt, über ſeine Fragen ſelbſt abzu— 
ſprechen, nicht durch ſeine Mandatare, ſondern un— 
mittelbar jeder Bürger in ſeiner Hütte. Nun, wiſſen 
Sie, meine Herren, was das für ein Blatt war? 
Das war ein Blatt der „ſehr verehrten Väter 
Jeſuiten“. 

Wenn Sie aber in einem Blatte gefunden haben: 
daß das Volk höchſtens ſoweit ſeine Leute kennen 
tann, daß es weiß, wem es fein Vertrauen ſchenken 
ſoll, aber daß es nicht im Stande iſt, über jede 
techniſche Frage ſelbſt abzuſprechen, folglich müſſe 
man die Frage der Vertretung des Volkes überlaſſen, 
aber nicht der unmittelbaren Abſtimmung, ſo waren 
es die Männer des Fortſchrittes, die dies verlangt 
haben. 

Und ſo kommt es ſehr häufig vor, daß ein zu 
conſequentes Verfolgen eines Prineipes der ent— 
gegengeſetzten Sache frommt, und ſo iſt es auch, wenn 
z. B. Sie glauben, meine Herren, dem Fortſchritte 
tolofjal in die Hand gearbeitet zu haben, wenn Sie 
jagen: Man laffe die Wahl der Commiſſionsmitglie— 
der den Hauseigenthümern, ohne Unterſchied, ob ſie 
die größten Häuſer ober Hütten beſitzen. 

Wären Sie nur ſo freiſinnig, wie das Mini— 
ſterium. Die größte Freiſinnigkeit des Miniſteriums 
finde ich darin, daß es verlangt, Einer von den 
Höchſtbeſteuerten ſoll in die Commiſſion berufen 
werden, denn die Höchſtbeſteuerten haben auch die 
Möglichkeit, ſich mit der Sache vertraut zu machen 
und ſie zu verſtehen, der arme Mann aber, der 
für ſein tägliches Brod arbeiten muß, verſteht dieſe 
Fragen nicht, und ſeien Sie überzeugt, daß er zu dem 
Höchſtbeſteuerten das größte Zutrauen hegt; denn er 
verſteht es gut, daß ſein Intereſſe und das des 
Höchſtbeſteuerten dasſelbe iſt. Wenn ihn ein Kreuzer 
drückt, drückt uns der Gulden oder die hunderte von 
Gulden, und zu uns kommt er, um ſich Rath zu holen. 

Ich ſage aber, die Sachen ſind ſehr gefährlich, 
und eben in Steuerſachen kann man ſich durch Un— 
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kenntniß ſelber das Grab graben. Da könnte man 
curiofe Sachen und Beiſpiele erzählen. 


Aus jener Zeit, als man noch in Weſtgalizien 
den Kataſter einführte und den Getreidewerth jeder 
Gegend feſtſetzen ſollte, hat ein Bauer aus dem 
Gebirge angegeben, daß er das nöthige Korn von 
dem 20 Meilen entfernten Krakau herführt und 
alle ſeine hier erwachſenen Speſen angegeben. Dieſe 
nun und der Fuhrlohn für hin und her wurden zum 
Krakauer Preiſe des Kornes zugeſchlagen und dieſe 
Quote als der Werth des Gebirgsroggens eingetragen, 
welche doch bloß den Werth der eingeführten Waare, 
aber nicht des im Orte producirten Getreides dar— 
ſtellte. 


So alſo glaubte der Bauer, daß er zu ſeinem 
Gunſten geſprochen, während es gerade das Gegen— 
theil war. 


So iſt es häufig bei Kataſterfragen, ſo bei der 
Frage, was die Arbeiter koſten, bei den Ernährungs: 
foften, bei der Frage, wieviel Arbeit nöthig iſt zur 
Beſtellung eines Feldes u. ſ. w. Bei allen dieſen 
ſchwierigen Fragen iſt es der Landmann, der durch 
bie Unkenntniß des Geſetzes fid) ſelbſt ſchadet, und 
auf dieſe Weiſe muß man im liberalen Sinne handeln 
und es geſtatten dem Ungebildeten, die Hilfe 
der Gebildeten in Anſpruch zu nehmen. 

Deßhalb fage ich: wenn Sie im Intereſſe der 
großen Bevölkerung handeln wollen, nehmen Sie 
den Antrag des Abgeordneten Ritter v. Wezyk an. 

Man ſagt: warum ſollen die Bezirksvertretungen 
oder gar die Bezirksausſchüſſe und nicht direet die 
Hauseigenthümer hier wählen, man findet vielleicht 
etwas feudaliſtiſches darin, allein, meine Herren, 
wer ſind die Bezirksvertretungen und die Bezirks— 
ausſchüſſe? Die Vertretungen der vier Gruppen, 
des kleinen Eigenthumes der Städte, des Gewerbes 
und des Grundbeſitzes. In dem Bezirke, in dem ich 
die Ehre habe, Obmann zu ſein, haben wir nur zwei 
Gruppen, weil dort keine Städte und keine Induſtrie 
vorhanden iſt und bloß der Großgrundbeſitz und der 
Heine Beſitz beſteht. Wir find die Gewählten von 
allen Steuerträgern und der Ausſchuß iſt wieder 


von uns gewählt. Ich ſpreche das Recht an, daß ich 


der Vertreter der Bauern des Krakauer Bezirkes bin, 
ſowie ich auch die Ehre habe, in dieſem Hauſe in 
ihrem Namen zu ſein, und immer werde ich ihre 
Rechte wahren, und weil ich eben gewiſſenhaft meine 
Mandatspflichten erfüllen will, befürworte ich auf 
das wärmſte die Annahme des vom Herrn Abgeord— 
neten Ritter v. Wezyk geſtellten Antrages. 
(Während dieser Rede übernahm Vicepräsident 
Freiherr v. Pillerstorff den Vorsitz.) 
(Abgeordneter Dr. Heilsberg meldet sich.) 


Vicepräfident : Der Herr Abgeordnete 
Dr. Heilsberg hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Heilsberg: Wenn der ge— 
ehrte Herr Vorredner eine lobende Aeußerung gegen— 
über dem Vorgehen der Regierung bei dieſem Geſetze 
machte, welche übrigens die erſte derartige in dieſer 
Debatte iſt, ſo habe ich dagegen nur Eines einzuwen— 
den, daß ſie nämlich thatſächlich unrichtig war. Nicht 
die Regierung hat die Beſtimmung über die Wahl 
von zwanzig Höchſtbeſteuerten in dieſes Geſetz auf— 
genommen, da jie entweder in der Vorlage Rückſicht 
genommen hat auf jene früheren Commiſſionen, wie 
ſie für die Grundſteuer eingeſetzt ſind, ſich alſo an 
etwas Altes angelehnt hatten. Da aber, wo ſie eine 
neue Vorlage bezüglich der Erhebung nach dem 
Nutzwerthe gemacht, hat ſie auf die Höchſtbeſteuerten 
keine Rückſicht genommen. 


Ich will nicht weiter eingehen in alle jene 
Gründe, die für oder gegen Hervorhebung des Höchſt— 
beſteuerten angeführt wurden, auch nicht auf jenes 
Thema, als ob die Mindeſtbeſteuerten bevorzugt 
werden ſollen. 


Ich glaube, weil dies eine wirthſchaftliche 
Frage, eine Frage iſt, wo gleiche Pflichten gleichen 
Rechten gegenüberſtehen, gerade nach dem Grund— 
ſatze: „Gleiches Recht für Alle“, daß es im Sinne 
der Gleichberechtigung, ſowie im Geiſte der neuen 
von der Regierung geſchaffenen Beſtimmungen ge— 
rechtfertigt iſt, die Hervorhebung der Höchſtbeſteuerten 
wegzulaſſen. 

Ich ſtelle demgemäß den Antrag, daß dieſer 
dritte Abſatz des 8. 7 getrennt zur Abſtim— 
mung gebracht werde, ſo daß nach meinen Inten— 
tionen dann der Paragraph im Falle ſeiner An— 
nahme mit den Worten „Die Uebrigen“ zu begin— 
nen hätte. 

Bezüglich des Antrages ſtatt der Gemeindevor— 
ſtehungen „Gemeindevertretungen“ zu ſetzen und 
durch die Gemeindevertretungen die Wahl vornehmen 
zu laſſen, muß ich anführen, daß dieſer Gegenſtand 
auch im Ausſchuſſe vielfach beſprochen worden ijt. Da 
aber mit Rückſicht auf den Umſtand, daß in Bezirken 
vielleicht 60, 80 bis 100 Gemeinden zur Wahl berufen 
werden könnten, der ganze Apparat ein zu umſtänd— 
licher und koſtſpieliger werden würde, ohne daß das 
Recht der einzelnen Steuerträger hierdurch mehr ge— 
wahrt würde, hat der Ausſchuß als richtiger geglaubt, 
wenn die Gemeindevorſtände, das ijt der Bürger— 
meiſter und die beiden Gemeinderäthe, oder auch der 
Gemeindevorſteher zur Wahl ſchreiten würden. 


In dieſem Sinne erlaube ich mir meinen An— 
trag dem hohen Hauſe zur Annahme zu empfehlen 


Vicepräſident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Heilsberg beantragt die getrennte Abſtim— 
mung dieſes Abſatzes. Dieſem Antrage wird bei 
der Abſtimmung Rechnung getragen werden. 
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Es haben ſich noch die Herren Abgeordneten 
Ritter v. Krzeezunowiez und Dr. Kronawetter 
zum Worte gemeldet. 

Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten Ritter 
v. Krzezunowiez das Wort. 


Abgeordneter Dr. Harant (beginnt zu spre- 
chen, wird aber unterbrochen mit der Bemerkung 
des Vicepräsidenten, dass er dem Herrn Abgeord- 
neten Ritter v. Krzeczunowiex das Wort ertheilt 


habe). 


Abgeordneter Ritter v. Krzeezunowiez: Der 
geehrte Herr Abgeordnete des achten Wiener Bezirkes 
klagte ungemein, daß die nichtbeſitzenden Claſſen 
überall nicht vertreten ſeien, oder geringere Rechte 
bei allen politiſchen Wahlen haben; nun hat fon 
einer der Herren Redner von dieſer (rechten) Seite 
erklärt, daß es ſich hier nicht um politiſche Wahlen 
handle, es handelt ſich vielmehr um die Erhebung 
der Grundlage der Beſteuerung, alſo um das Inter 
eſſe der beſitzenden Claſſen. 

Was den Minoritätsantrag anbelangt, ſo muß 
ich die Aufmerkſamkeit der Herren auf den Umſtand 
lenken, daß gerade in meinem Lande, wo die Bezirks 
vertretungen beſtehen, die Großgrundbeſitzer von dem 
Gemeindeverbande ausgeſchieden ſind. Würde man 
nun die Wahl von zwei Mitgliedern nur den Ge— 
meindevorſtänden überlaſſen, fo wären alle Grof- 
grundbeſitzer, die nicht zufälligerweiſe zu den 
zwanzig Höchſtbeſteuerten gehören, geradezu von der 
mittelbaren und unmittelbaren Betheiligung an der 
Wahl ausgeſchloſſen; von der unmittelbaren, weil 
ſie nicht ſelbſt wählen, von der mittelbaren durch die 
Gemeindevorſtände, weil ſie an der Wahl dieſer 
Vorſtände nicht theilnehmen. 

Außerdem iſt doch zu bemerken, daß es keinem 
Zweifel unterliegen könne, daß der Bezirksausſchuß, 
wo ein ſolcher beſteht, die Wahl von Männern, 
welche zu dem Geſchäfte geeignet ſind, beſſer treffen 
wird, als die Gemeindevorſtände. Der Herr Abge— 
ordnete des achten Wiener Bezirkes meint zwar, daß, 
wenn dieſe Gemeindevorſtände eine gute Wahl für die 
Bezirksausſchüſſe getroffen haben, ſie auch eine gute 
Wahl für die Commiſſionen treffen würden. Aber, 
meine Herren, wir haben Bezirksausſchüſſe in 
unferem Lande, wo gerade diefe von den Gemeinde- 
vorſtänden auf dem flachen Lande gewählten Mit— 
glieder der Bezirksvertretungen weder ſchreiben noch 
leſen können. 

Wir haben auch Einige im Landtage. Nun 
freilich, man kann dieſen gewählten Leuten den ge— 
ſunden Menſchenverſtand nicht abſprechen. Aber zur 
Ausführung dieſer Steuergeſetze iſt es nicht nur er— 
forderlich, gefunden Menſchenverſtand zu haben, es 
iſt auch das Verſtändniß der Geſetze und Vor— 


ſchriften erforderlich, und dieſes Verſtändniß kann 
man doch nur intelligenteren Leuten zumuthen. 

Wie ſind die Bezirksvertretungen beſtellt? 
Gerade ſo, wie es einer der Herren Vorredner von 
dieſer (rechten) Seite erklärt hat. Durch die verſchie— 
denen Intereſſengruppen werden fie gewählt. Keine 
dieſer Intereſſengruppen hat die Oberhand in den 
Bezirks vertretungen; bei uns zu Lande find die 
meiſten ſo zuſammengeſtellt, daß die durch das Land— 
volk gewählten Vertreter ſich nicht gerade in abſo— 
luter Mehrheit befinden oder an Zahl ſtärker ſind, 
als die Vertreter jeder der anderen Intereſſen— 
gruppen. Dann kommen die Städte und der Grof- 
grundbeſitz. Die Zahl der durch die beiden Intereſſen— 
gruppen gewählten Vertreter zuſammen ijt gewöhnlich 
größer als die Zahl der Vertreter der ländlichen 
Gruppe. Es muß auch darauf geachtet werden, daß 
nicht nur die Dörfer, ſondern auch die kleinen Städt— 
chen Vertreter in den Gebäudeeinſchätzungscommiſ— 
jionen brauchen, und daß fie, wenn die Wahl nur 
durch den Gemeindevorſtand bewirkt wird, ſich ſtets 
in ſo großer Minorität befinden werden, daß ſie in 
dieſen Commiſſionen nicht vertreten wären; hingegen 
wenn die Wahl der Commiſſionsmitglieder durch 
Die Bezirksausſchüſſe bewirkt wird, fo muß eine Art 
Compromiß zwiſchen den Vertretern der einzelnen 
Gruppen ſtattſinden. 

Ich muß noch weiter bemerken, daß wir gerade 
auf die Inſtitution der Bezirksvertretungen unſere 
Aufmerkſamkeit lenken und ſelbe durch Stärkung ihrer 
Autorität fördern ſollen. In allen Staaten, wo 
ſolche Juſtitutionen der Conseils d'arrondissements, 
Conseils généraux oder die Kreisvertretungen (in 
Preußen) beſtehen, überall hat man deren gute 
Erfolge anerkannt. 

Ich habe eine Deukſchrift der preußiſchen Re— 
gierung über den Vorgang bei den Grundertrags— 
ſchätzungen, und in diefer Denkſchrift finden wir fol: 
gende Stellen — wenn der Herr Präſident er- 
lauben, werde ich einige Stellen aus derſelben 
vorleſen. 

(Präsident Dr. Rechbauer, der den Vorsitz 
wieder übernommen, stimmt zu.) 

In derfelben heißt es (liest) : „Nur in verhält- 
nißmäßig wenig Fällen lag den Reclamationen eine 
völlig unbefangene Prüfung und Beurtheilung der 
Tarife zu Grunde. Eine große Anzahl derſelben, 
namentlich ber von den Gem einde vorſtänden er 
hobenen, beruhte auf einer vollſtändigen Vere 
kennung der geſetzlichen Vorſchriften und ergab 
ſich ihre Hinfälligkeit von ſelbſt.“ 

Weiter heißt es (liest): „Mit größerer Sachkennt— 
niß, Umſichtund Unbefangenheit wurde der Gegenſtand 
ſeitens der kreisſtändiſchen Verſammlungen“ — 
das ſind dasſelbe wie unſere Bezirksvertretungen — 
„behandelt, welche ſich in nicht geringer Zahl unter 
richtiger Auffaſſung der geſetzlichen Vorſchriften und 
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Bezugnahme auf die thatſächlichen Verhältniſſe 
ihrer Kreiſe einer eingehenden Prüfung der Tarife 
unterzogen, hierbei auch mehrfach Fragen von prin— 
cipieller Bedeutung in Anregung brachten, deren 
nähere Erörterung fic) für den weiteren Vorgang 
des Geſchäftes als nützlich erwieſen hat.“ 

Sie ſehen alſo, meine Herren, daß ſelbſt in 
einem Staate, wo es nicht ſolche Principien gibt, 
welche in der Cultur ſo weit zurückgeblieben ſind, 
wie unſere öſtlichen Ländern, denn doch auch erkannt 
wurde, daß die Handlungen der Gemeindevertre— 
tungen in dieſer Beziehung nicht die richtigen, da— 
gegen die Handlungen der Bezirksvertretungen die 
viel richtigeren geweſen ſind. | 

Aus allen dieſen Gründen erlaube ich mir, 
meine Herren, Ihnen den Antrag der Minorität, 
den der Herr Berichterſtatter derſelben Ritter v. 
Wezyk vorgebracht hat, zur Annahme zu empfehlen. 


Präſident: Der Herr 
Krona wetter hat das Wort. 


Abgeordnete Dr. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Ich wollte 
nur in Kürze bemerken, daß mich die Ausführungen 
des Herrn Vorſprechers aus Polen gar nicht bekehrt 
haben. Er hat mir nicht bewieſen, daß die zwanzig 
Höchſtbeſitzenden gefcheidter find, als die anderen, er 
hat nicht bewieſen, daß ſie moraliſcher ſind, er hat 
nicht bewieſen, daß ſie beſſer ſind und ſonſt die Sache 


beſſer verſtehen, es iſt nicht der Beweis geliefert 


worden, daß gerade die Höchſtbeſitzenden die Inter— 
eſſen der niederen Beſteuerten beſſer vertreten werden, 
als dieſe ſelbſt; dieſe, glaube ich, ſind dazu ſelbſt 
am beſten geeignet. Was haben dieſe Letzteren für eine 
Garantie, daß von den Höchſtbeſteuerten nicht gerade 
die kleinſten Hütten mit den höchſten Nutzwerthen 
eingeſchätzt werden? Und gerade in Galizien, glaube 
ich, iſt es ein Intereſſe der weniger beſitzenden 
Bevölkerung, in dieſen Steuercommiſſionen ver— 
treten zu ſein. Uebrigens muß ich offen geſtehen, 
daß ſich die finanziellen Angelegenheiten von den 
politiſchen nicht durchaus trennen laſſen; gewiſſe 
fundamentale Grundſätze finden Sie durch alle 
Staatsorganiſationen hindurch von den bedeutendſten 
herab bis zu den unbedeutenden, und zu dieſen funda— 
mentalen Grundſätzen gehört bei uns auch die Herr— 
ſchaft des Beſitzes über den Nichtbeſitz; ich habe, wie 
geſagt, in meinem Antrage nicht meine Anſchauung 
zu reinem Ausdrucke gebracht, ich wollte nur der 
ganzen Gemeindevertretung das Wahlrecht zur Wahl 
dieſer Steuercommiſſionen geben, alſo einer Ver— 
tretung, wo die Höherbeſteuerten ohnedies vermöge 
der Gemeindewahlordnung in viel höherem Maße 
vertreten ſind, als die Wenigerbeſteuerten. Daß der 
Liberalismus, wie ich ihn hier verwirklichen will, 
nicht in das Extreme ſtrebt, dafür glaube ich mich 
auf die Regierungsvorlage berufen zu können, 


die bei den Ortscommiſſionen, und zwar im Gegen— 
ſatze zum Antrage Ihres Steuerreformausſchuſſes 
ſelber der Gemeindevertretung und nicht 
der Gemeindevorſtehung das Wahlrecht gibt. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Ha— 
rant hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Harant: Ich erlaube mir 
den Antrag des Herrn Abgeordneten Freiherrn v. 
Gudenus zu unterſtützen. Derſelbe beantragt, daß 
ein Mitglied von den 20 höchſtbeſteuerten bethei— 
ligten Hausbeſitzern des Bezirkes und die übrigen 
von den Vorſtänden der betheiligten Gemeinde des 
Bezirkes zu wählen ſind. 

Weiter beantragt er, daß die Beſchlußfaſſung 
über das dritte Alinea des 8. 17 in suspenso 
bleibe, bis über den 8. 16 Beſchluß gefaßt fein 
wird. Ich halte das für vollkommen begründet. 
§. 16 hat in der Faſſung des Ausſchuſſes eine 
andere Textirung bekommen als nach der Regie— 
rungsvorlage der $. 13 lautet. Dem $. 16 des 
Ausſchußantrages iſt die Beſtimmung des dritten 
Alinea des $. 7. entſprechend. 

Wenn dagegen ſtatt des §. 16 des Ausſchuß— 
antrages ber $. 13 ber Regierungsvorlage anges 
nommen würde, wüßte ich nicht, wozu die Wahl 
von allen Mitgliedern des Ortsvorſtandes der 
Gemeinde im Bezirke geſchehen ſollte, denn nach 
8. 13 ut die Erhebung und Feſtſtellung des Um- 
ſtandes, in welchem Orte die Beſteuerung nach dem 
Zinsertrage und in welchem ſie nach dem Nutzungs— 
werthe einzutreten habe, der Steuerbehörde erſter 
Inſtanz anheimgeſtellt. Der Bezirkscommiſſion 
würde bloß die Beſteuerung des Nutzungswerthes 
von den Wohngebäuden obliegen, und da wäre es 
meines Erachtens ganz überflüſſig, auch den Vor— 
ſtänden jener Gemeinde ein Wahlrecht einzuräumen, 
in welchen die Hauszinsſteuer ſtattfindet. Aus die— 
ſen Gründen halte ich den Antrag des Herrn Abge— 
ordneten Freiherrn von Gudenus für wohl be— 
gründet. 

(Abgeordneter Dr. Hanisch meldet sich.) 


Práfident: Herr Dr. Hanijd hat das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Haniſch: Es wird wohl 
laum nothwendig ſein, auf die Excurſion einzuge— 
hen, die der Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter 
in das ſocialiſtiſche Gebiet gemacht hat, aber foviel 
muß geſtattet ſein zu ſagen, daß gar keine Hoffnung 
für ihn und Andere bejteht, der Intereſſenvertre— 
tung ledig in Oeſterreich zu werden; wir bedürfen 
derſelben abſolut nothwendig in Oeſterreich. So 
wie der Reichsrath und die Landtage nach Inter— 
eſſengruppen zuſammengeſetzt ſind, ſo iſt es auch 
bei den Bezirks- und Gemeindevertretungen. Und 
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ich, als Vertreter eines Landgemeindenbezirkes, ber 
25 Quadratmeilen umfaßt, erkläre rund heraus, daß 
man den Landgemeinden mit der Aufhebung der 
Wahlkörper nicht kommen dürfe, ohne große und 
gegründete Unzufriedenheit, ja Widerſtand zu er 
regen. (Rufe auf der äussersten Linken: Oho! — 
Auf der Linken: Bravo!) 

Nach biefer kurzen Bemerkung, die ich machen 
mußte, habe ich nur noch beizufügen, daß das Core 
vectiv für den Mißbrauch dieſer Intereſſenvertre— 
tung in der Gemeindegeſetzgebung liegt, infoferne es 
die Bezirke und Gemeinden betrifft, und daß es 
unfere Sache fein wird, für bie Gee 
meindegeſetzgebung jenes Forum zu 
revindieiren, welches allein die Garan 
tie für Einhaltung dieſes Correctivs 
darſtellen kann. 

Zur Sache ſelbſt übergehend, ſpreche ich mich 
für den vom Herrn Abgeordneten Wezyk vertretenen 
Minoritätsantrag aus, und zwar aus Opportunitäts— 
gründen. Es iſt geradezu unzuläſſig, daß in großen 
Bezirken — und ich glaube, daß es nicht viele Be— 
zirke mit weniger als 100 Gemeinden geben wird 
— mindeſtens aus jeder Gemeinde drei Perſonen 
zur Wahl meilenweit zuſammentreten; wozu eine 
ſolche Bemühung? dieſer unnütze Kraft- und Zeit— 
aufwand? Es iſt wenigſtens gewiß in der Ordnung 
und hat ſich in dem Grundſteuerorganismus voll— 
fommen bewährt, daß die Wahl durch die Bezirks— 
vertretungen, reſp. die Bezirksausſchüſſe geſchieht. 

Ich kann nicht umhin zu erklären, daß ich den 
Apparat durch die Gemeindevorſtände für viel zu 
groß halte; allein das berührt mich nicht; ich muß 
einen diesbezüglichen Abänderungsantrag einem an— 
deren Abgeordneten überlaſſen, auf die Gemeinde— 
vorſteher zu recurriren, und mir ſcheint es auszu— 
reichen, wenn die Gemeindevorſteher dort, wo Be— 
zirksvertretungen beſtehen, in den Bezirksorten zu— 
ſammentreten und die nöthigen Delegirten wählen. 
Doch mich berührt das nicht unmittelbar, aber ich 
möchte dafür plaidiren, daß man dort, wo die Be— 
zirksvertretungen beſtehen, die Wahl durch dieſelben, 
rejpectibe die Bezirksausſchüſſe nicht ausſchließe. 
Namentlich die Bezirksvertretungen in Böhmen ſind 
derart zuſammengeſetzt, daß wir von ſolchen Uebel 
ſtänden nichts gehört haben, wie ſie vorgeführt 
werden, ebenſowenig von der erdrückenden Macht des 
großen Capitales, von der Verdrängung des kleinen 
Grundbeſitzes durch den Großgrundbeſitz und dergl. 

Ich bin unter allen Umſtänden dafür, daß die 
Wahl durch die Bezirksausſchüſſe, refpective die Be- 
zirksvertretungen ſtattfinde. 


Präſident: 
Mort? 
(Abgeordneter Kowalski meldet sich.) 


Wünſcht noch Jemand das 


Haus der Abgeordneten. — 125. Sitzung der 8. Seffion am 9. März 1875. 


Der Herr Abgeordnete Kowalski hat das 
Wort. 


Abgeordneter Kowalski: Ich ergreife das 
Wort, um mich gegen den Antrag der Minorität zu 
erklären und einige Worte zur Beſchwichtigung der 
Herren Abgeordneten Krzeezunowiez und 
Wezyk anzuführen. Ich kann wirklich nicht bee 
greifen, wie man eine fo hochwichtige Frage, ich 
kann ſagen eine Lebensfrage, weil eine Steuerfrage, 
von der politiſchen Frage trennen kann, das Eine iſt 
durch das Andere bedingt, und ich glaube, daß, ſo— 
wie das Eine, auch das Andere hier ſeinen gehörigen 
Ausdruck finden muß, wenn überhaupt noch von der 
Autonomie die Rede ſein darf. Ich kann auch nicht 
begreifen, wie der Herr Abgeordnete Krzeezu— 
nowiez die Befürchtung hier ausſprechen konnte, 
daß der Großgrundbeſitz eigentlich hier — ſozu— 
ſagen — übergangen wurde; mir iſt die Sache ein— 
fad) und klar. Zum Großgrundbeſitze kann ich in 
einem Bezirke zunächſt wohl nur Denjenigen zählen, 
der noch zu den in dieſem Paragraphe in Ausſicht 
genommenen zwanzig Höchſtbeſteuerten gehört. Ge— 
hört er nicht zu dieſen, fo dt er auch Großgrundbeſitzer 
nicht, das Intereſſe der Großgrundbeſitzer ſcheint 
mir alfo auch in dieſer Faſſung des 8. 7 hinlänglich 
gewahrt, ſobald die Großgrundbeſitzer auch ein Mite 
glied in die Commiſſion wählen. 


Das Verhältniß der Großgrundbeſitzer zu dem 


kleineren Grundbeſitzer kann man ja doch nicht ſo 
auffaſſen, daß die Zahl der erſteren größer als die 
der letzteren ſein müſſe. 


Der Herr Abgeordnete Krzeezunowiez legt 
ferner ein großes Gewicht darauf und meint, daß, 
wenn man die Wahl den Gemeindevorſtehern anber- 
traut, man den Blinden die Leitung anvertraut hat. 
Ich kann den Herrn Abgeordneten darüber beruhigen, 
daß die Culturzuſtände bei uns nicht mehr ſo traurig 
ſind, wie ſie noch vor unlängſt, das heißt ſo lange 
unſer Landvolk von einer Claſſe bevormundet wurde, 
beſtanden haben. Zeugniß davon gibt der lebendige 
Aufſchwung und das richtige Verſtändniß der Ge— 
meinden für die Sachlage; ich brauche mich einfach 
nur auf die Thatſache zu berufen, daß namentlich in 
unſerem Lande, und zwar in Oſtgalizien die Volks— 
literatur blüht, daß die Anzahl der Zeitungen und 
anderer Volksbücher ſich mehren und daß ſie reich— 
lichen Abſatz finden. 

Ich glaube, daß, wenn dies der Fall iſt, auch 
die Anzahl Derjenigen, welche Leſen und Schreiben 
können, eine ſtets größere wird. Aber, meine Herren, 
wenn dem auch ſo wäre, daß die meiſten Gemeinde— 
vorſteher nicht leſen und ſchreiben können, ſo werden 
Sie doch im Lande eine Intelligenz finden und ſo— 
bald die Intelligenz nur Zutrauen genießt, wird 
ſie in die Commiſſionen gewiß gewählt werden. 
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Stenographisehes Protokoll, 


Haus der Abgeordneten. — VIII. Seſſion. 126. Sitzung, 


am 10. März 1875, | 


Inhalt: 
Urlaubsertheilung. 


Regierungóvorlage, betreffend bie Regiſtrirung der Gee 
handelsſchiffe (367 der Beilagen). 


Petitionen. 


Interpellation des Abgeordneten Grafen Coronini und 
Genoſſen, betreffend die Durchführung der Be— 
ſtimmung des Handels- und Schifffahrtsvertrages 
mit dem Königreiche Italien wegen Errichtung 
einer internationalen Wechſelſtation und des ge— 
miſchten (internationalen) Grenzamtes in der 
Eiſenbahnſtation Cormons. 


Erſte Leſung der Regierungs vorlage, betreffend den Ge- 
ſetzentwurf über die Bedingungen und Zugeſtänd— 
niſſe für die Sicherſtellung einer Secundärbahn 
von der Stadt Elbogen zur Station Elbogen— 
Neufattel (358 der Beilagen — Zuweiſung der- 
ſelben an den Eiſenbahnausſchuß). 


Wortfebung der Specialdebatte über das Gebäudeſteuer— 
geſetz (294 der Beilagen — Specialdebatte über 
88. 18 bis 23). 


Dringlichkeitsantrag des Abgeordneten Freiherrn v. Kel— 
lersperg und Genoſſen, betreffend die Abände— 
rung des Grundſteuergeſetzes (371 der Beilagen 
— Zuweiſung an den Steuerreformausſchuß). 


Beginn der Sitzung: 11 Uhr 5 Minuten. 


Vorſitzender: Präſident Dr. Rechbauer, theil— 
weiſe Vicepräſident Freiherr v. Pillerstorff. 


Schriftführer: Dr. Stöhr, Ritter v. Oppen- 
heimer, Freiherr v. Kotz. 


Auf der Miniſterbank: Miniſterpräſident Fürſt 
Adolf Auersperg, Miniſter für Cultus und Unterricht 
Dr. v. Stremayr, Juſtizminiſter Dr. Glaſer, Miniſter 
Dr. Unger, Ackerbauminiſter Ritter v. Chlumecky, 
Finanzminiſter Freiherr de Pretis, Miniſter für 
Landesvertheidigung Oberſt Horſt, Miniſter Dr. 
Ziemialkowski. 
der Bank der 


Auf Regierungsvertreter: 


Sectionsrath im Finanzminiſterium Emil Chertek. 


Präſident: Ich erkläre die Sitzung für 
eröffnet. 

Gegen das Protokoll der Sitzung vom 
8. d. M. wurde keine Einwendung erhoben, dasſelbe 
iſt ſomit genehmigt. 

Das Protokoll der Sitzung vom 
9. d. M. liegt im Bureau zur Einſicht auf. 

Dem Herrn Abgeordneten Ritter v. Carneri 
habe ich auf ſein Erſuchen einen Urlaub von vier 
Tagen ertheilt. 

Von dem Handelsminiſterium iſt eine 
Zuſchrift eingelangt, um deren Verleſung ich 
bitte. 


Schriftführer Dr. Stöhr (liest) : 

„Ich beehre mich, dem löblichen Präſidium den 
Geſetzentwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Regiſtrirung der Seehandelsſchiffe, nebſt 
Motivenbericht (367 der Beilagen) mit dem Erſuchen 
zu übermitteln, den Geſetzentwurf der verfaſſungs— 
mäßigen Behandlung zuführen zu wollen. 

Wien, 8. März 1875. 

In Vertretung des k. k. Handelsminiſters 

der k. k. Ackerbauminiſter: 
Chlumecky.“ | 


Präſident: Ich werde dieſen Geſetz— 
entwurf der geſchäftsordnungsmäßigen 
Behandlung zuführen. 

Ich bitte um die Mittheilung des weſentlichen 
Inhaltes der eingelangten Petitionen. 


Schriftführer Dr. Stöhr (liest) : 

„Petition des Michael Hainiſch, Fabriksbeſitzers 
in Nadelburg, wegen Anſtellung eigener Aichmeiſter 
in jenen Fabriken, welche ſich mit der Erzeugung 
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von metallenen Gewichten beſchäftigen (überreicht 
durch Abgeordneten Dr, Wedl)." 

„Petition des Verfaſſungsvereines für Mähriſch— 
Oſtrau und Umgebung um Ablehnung des Gebäude— 
ſteuergeſetzes (überreicht durch Abgeordneten Dr. 
van der Strass)” 

„Petition des Karl Hofer, Herausgebers der 
Zeitſchrift „Trautenauer Wochenblatt“, und des 
Franz Morbef, Herausgebers der „Trautenauer 
Zeitung“ in Trautenau, um Veranlaſſung, daß die 
ohnedies durch Zeitungscautionen, Colportagever— 
bot und Zeitungsſtempelſteuer ſchwer belaſteten Zei— 
tungen Oeſterreichs nicht auch noch durch eine neue, 
ohne Wiſſen und Willen des Reichsrathes einge— 
führte Belaſtung betroffen werden (überreicht 
durch Abgeordneten Dr. Hallwich).* 

„Petition des Weinproducentencomites in 
Steiermark in Betreff des zum Schutze des Wein— 
baues zu erlaſſenden Geſetzes (überreicht durch Ab- 
geordneten Dr, Seidl)” 


Práfident: Ich werde dieſe Petitionen 
den betreffenden Ausſchüſſen zuweiſen. 

Es iſt mir eine Interpellation des Herrn 
Abgeordneten Grafen Coronini und Genoſſen 
überreicht worden; ich bitte dieſelbe zu verleſen.— 


Schriftführer Dr. Stöhr (liest): 

„Interpellation an das Geſammtmini— 
ſterium. 

Der Handels- und Schifffahrtsvertrag mit dem 
Königreiche Italien vom 23. April 1867, bezie— 
hungsweiſe das Zuſatzübereinkommen, betreffend den 
Eiſenbahnverkehr, verfügt in Artikel 1, daß auf der 
Eiſenbahnſtrecke Udine und Görz die auf öſterreichi— 
ſchem Gebiete gelegene Eiſenbahnſtation Cormons 
als internationale Wechſelſtation und als Standort 
des gemiſchten (internationalen) Grenzamtes be— 
ſtimmt wird, und in Artikel 2, daß die Eiſenbahn— 
verwaltungen verpflichtet ſind, die hierzu erforder— 
lichen Gebäude herzuſtellen, ſowie daß über die 
damit zuſammenhängenden Nebenfragen beſondere 
Verhandlungen gepflogen werden ſollen. 

Es hat indeß den Anſchein, als wenn in dieſer 
Angelegenheit die häufig wiederkehrende Erfahrung 
gemacht werden müßte, daß die öſterreichiſchen 
Intereſſen auswärtigen Staaten und mächtigen Gefell- 
ſchaſten gegenüber nicht die genügend kräftige Ber- 
tretung finden, da ſeit dem Abſchluſſe jenes Ver— 
trages nahezu acht Jahre verfloſſen ſind, ohne daß 
zum großen Nachtheile des öſterreichiſch-italieniſchen 
Verkehres die vorangeführten Beſtimmungen, welche 
doch eine Begünſtigung des öſterreichiſchen Gebietes 
überhaupt und eines öſterreichiſchen Grenzortes ins— 
beſondere enthalten, ins Leben getreten oder auch 
nur ihrer Verwirklichung nahe gerückt wären. 


Haus der Abgeordneten. — 126. Sitzung der 8. Seffion am 10. März 1875. 


Aus dieſem Grunde beehren wir uns an das 
Geſammtminiſterium die Anfrage l zu ftellen: 

„ut. durch welche Gründe fi die be: 
dauerliche Verzögerung in Ausführung der 
in Rede ſtehenden Beſtimmungen des öſter— 
reichiſch-italieniſchen Vertrages vom 23, April 
1867 rechtfertigen laſſe; 

2. ob die Regierung gewillt ſei, mit 
ihrem ganzen Einfluſſe auf die endliche 


ſchleunige Ausführung derſelben hinzu— 
wirken.“ 

Kellersperg. Coronini. 
Dr. Schaup. Mar Kübeck. 
Dumba. Herbſt. 
Pauer. Dr. Dinſtl. 
Heilsberg. Winkler. 
Seidemann. de Franceschi. 
Hackelberg. Dr. Keller. 
Neuwirth. Dr. Vidulich. 
Spiegel. Beer. 
Walterskirchen. Zſchock. 
Plener. Teuſchl. 
Nabergoj, Fürſt. 


Gögl.“ 


Präſident: Ich werde dieſe Interpella— 
tion an die Regierung leiten. 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung, 
zu der wir nun übergehen, iſt die erſte 
Leſung der Regierungsvorlage, betref— 
fend den Geſetzentwurf über die Bedin— 
gungen und Zugeſtändniſſe für die Sicher— 
ſtellung einer Seeundärbahn von der 
Stadt Elbogen zur Station Elbogen-Neu— 
fattel (358 der Beilagen). 

Ich glaube, daß es nach der Natur des Gegen— 
ſtandes am Platze ſein wird, die Vorberathung 
des Geſetzentwurfes dem Eiſenbahnaus— 
ſchuſſe zuzuweiſen. 

Wünſcht Jemand zu dieſem Antrage das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Da dies nicht der Fall ijt, 
ſo nehme ich an, daß das hohe Haus mit meinem 
Antrage einverſtanden ijt. (Zustimmung. ) i 

Der nächſte Gegenftand der Tagesordnung 
iſt die Fortſetzung der Berathung über 
den Gebäudeſteuergeſetzentwurf (294 der 
Beilagen). Wir find geftern in der Berathung bis 
zum 8, 18 gekommen; wir werden daher heute bei 
§. 18 die Debatte fortſetzen. Ich erſuche den Herrn 
Berichterſtatter, die Verhandlung bei dieſem 
Paragraphe wieder aufzunehmen. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer 
(von der Tribüne): Da im Abſatze a des 
8. 18 vor dem Schlußſatze, beginnend mit 
den fettgedruckten Worten „Gebäude, Wohn— 
beſtandtheile“, am 


Ende des vorhergehenden 


Haus ber Abgeordneten. — 126. Sitzung der 8. Seffion am 10. März 1875. 


Satzes irrthümlicherweiſe die zwei Worte „jein 
wird“ im Berichte (294 der Beilagen) gedruckt vor— 
liegen, dieſe jedoch wegzuſtreichen ſind, werde ich mir 
erlauben, den corrigirten $. 18 vorzutragen: (Liest 
den verbesserten $, 18 der Ausschussanträge aus 
294 der Beilagen.) 


Präſident: Zum 8. 18 liegen mehrere Mino— 
ritätsanträge vor, und zwar zuerſt Drei abweichende 
Anträge zu Abſatz a, b und e. Ich ertheile dem 
Herrn Berichterſtatter der Minorität Herrn 
Ritter v. Krzeezunowiez das Wort, 


Berichterſtatter der Minorität Ritter v. 
Krzeczunowicz: Ich bitte den Herrn Präſidenten, 
hier fo wie bei $. 2 abſatzweiſe berathen und bee 
ſchließen zu laſſen; jede der in den einzelnen Ab— 
ſätzen enthaltenen Beſtimmungen, iſt ſehr wichtig, und 
würde man nun alle auf einmal beſprechen, ſo würde 
die Berathung und Beſchlußfaſſung darunter leiden. 
Wenn alſo der Herr Präſident erlauben, ſo möchte 
ich zunächſt den Minoritätsantrag zu Abſatz < 
begründen. 


= 


Präſident: Ich hätte zwar gedacht, daß es 
wünſchenswerth wäre, wenn der Herr Berichterſtatter 
der Minorität alle drei Anträge im Ganzen begründet 
hätte; da es aber ſein Wunſch iſt, die einzelnen An— 
träge abgeſondert zu begründen, ſo bin ich damit 
einverſtanden und bitte ihn, die Begründung zu Ab- 
jah à vorzutragen. 


Berichterftatter der Minorität Ritter v. 
Krzeezunowiez: Wir find gerade bei dem wich— 
tigſten Paragraphe angekommen, bei dem wichtigſten 
in Bezug auf die Nutzungswerthſteuer, in Bezug 
auf die Einſchätzung der Gebäude auf dem flachen 
Lande. 

Ich muß hier zuerſt hervorheben, daß gerade 
fo wie im 8. 17 auch im $. 18 die gegenwärtige 
Vorlage einen weſentlichen Unterſchied mit den 
Beſtimmungen des Geſetzentwurfes vom Jahre 1869 
enthält. Es ſind nämlich in den bezüglichen Para— 
graphen des Geſetzentwurfes vom Jahre 1869 die 
Worte nicht enthalten, welche hier eingeſchaltet ſind, 
nämlich, daß der Nutzungswerth eines Gebäudes 
auch nach der Zahlgröße der zu den Wohnungen 
gehörigen Nebenlocalitäten, Speiſekam— 
mern, Böden und Keller zu ermitteln iſt. 
Dieſe Worte befinden ſich in der Vorlage des 
Jahres 1869, und ich glaube mit Recht, nicht; 
denn welcher Werth iſt auf dem flachen Lande dieſen 
Nebenlocalitäten beizumeſſen? Dieſe find bei der 
ländlichen Bevölkerung zumeiſt gerade der Land— 
wirthſchaft gewidmet, zum Theile ſind ſie aber auch 
den perſönlichen Bedürfniſſen des Bewohners ſelbſt 
gewidmet, ſo z. B. die Keller und Böden, denn im 
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Keller hat er vielleicht ſeine Speiſevorräthe, meiſtens 
aber die zum Verkaufe dienenden Bodenproducte. 

Wenn man nun die Gebäude auf dem Lande 
nach der Anzahl und Größe der Wohnbeſtandtheile 
und der Nebenlocalitäten einſchätzen läßt, ſo iſt es 
doch offenbar, daß die Einſchätzung in die Richtung 
gedrängt wird, daß man alle dieſe Wohnungs— 
beſtandtheile und Localitäten ihrer Zahl nach be— 
ſchreibt und dann, je mehr deren ſind, deſto mehr 
Ertrag daraus nimmt. 

In dieſem Paragraphe ſind weiters zwei recht 
unbillige Regeln feſtgeſtellt, nämlich, daß zur Ge— 
winnung ziffermäßiger Anhaltspunkte in Orten, in 
welchen die Vermiethung zwar nicht vorwaltet, in 
denen jedoch ein größerer Theil der Gebäude fort— 
dauernd vermiethet iſt, auf die üblichen Miethzinſe 
Bedacht zu nehmen iſt, und dabei iſt keine Beſchrän— 
kung, es iſt nicht geſagt worden, daß doch auf die 
größere Zahl der nichtvermietheten und meiſt nicht 
vermiethbaren Gebäude Rückſicht zu nehmen ſei. 

Weiter leſen wir in dem Ausſchußantrage, daß 
in jenen Orten, wo Vermiethungen vereinzelt oder 
gar nicht vorkommen, auf den Durchſchnittszins nahe 
gelegener Orte Bedacht zu nehmen ſei. Es heißt „auf 
nahe gelegene Orte mit ähnlichen Verhältniſſen“. 
Nun, meine Herren, es iſt doch offenbar unrichtig zu 
ſagen, daß Orte, wo Vermiethungen vereinzelt oder 
gar nicht vorkommen, in Bezug auf die Gebäudeertrags— 
verhältniſſe jenen Orten ähnlich ſeien, wo Vermie— 
thungen in größerer Zahl vorkommen; es wird alſo 
eine dem Thatbeſtande offenbar zuwiderlaufende 
Regel feſtgeſetzt, es wird etwas dem Thatbeſtande 
Zuwiderlaufendes angeordnet. 

Die Gefahren dieſer Regel werden Sie aber 
ſicher groß finden, wenn Sie ſich noch die im Regie— 
rungsmotivenberichte dargeſtellte Anſchauungsweiſe 
vor Augen halten; da heißt es auf Pag. 14, daß in 
Orten, in denen die Gebäudeeinſchätzung nach dem 
Schätzungswerthe ſtattfinden ſoll, „zwar nur die 
Wohnbeſtandtheile gezählt werden, der Werth der— 
ſelben aber nach den geſetzlichen Normen, nach Größe 
und Anzahl auch der nichtvermietheten Nebenlocali— 
täten ermittelt werden müſſe, ſo daß dieſe letzteren 
in den für ein ganzes Haus erhobenen Werthſummen 
ſo vollſtändig berückſichtigt erſcheinen werden, wie in 
dem vertragsmäßig vereinbarten Jahreszinſe für eine 
Wohnungin zinsſteuerpflichtigen Orten“. Nun, meine 
Herren, ſtellen Sie ſich die Anwendung dieſer An— 
ſchauung vor. 

Im Geſetze wird angeordnet, daß für Orte, mo Bers 
miethungen nicht vorkommen, der Miethzins anderer 
Orte als Anhaltspunkt angewendet werde; hier 
haben Sie die Erklärung, daß ebenſo für die Wohn— 
beſtandtheile und Nebenlocalitäten in den Orten, wo 
Vermiethungen nicht vorkommen, doch jene Grund— 
ſätze zu gelten haben, wie in miethzinsſteuerpflich— 
tigen Orten; alſo ſoll in einem Bauernhauſe ein 
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Haus der Abgeordneten. — 126. Sitzung der 8. Seſſion am 10. März 1875. 


Keller, ein Boden, in einem Pfarrhauſe eine Es zur Ueberſchätzung ber Häuſer in dieſen 


baute Stallung ebenſo berückſichtigt werden wie 
in miethzinsſteuerpflichtigen Orten, wo alle dieſe 
Nebenlocalitäten doch einen Miethwerth haben. 

Weiter leſen wir im Motivenberichte der Re— 
gierung eine noch gefährlichere Stelle; es wird näm— 
lich dort begründet, warum in Orten auf dem Lande 
und auch in kleineren Städten an der Miethzins— 
ſteuer nicht ſo feſtgehalten werden ſoll. Unter anderen 
Gründen wird angeführt (liest): 

„Zudem finden in ſolchen Orten Vermiethungen 
größtentheils an Auszügler, Pfründner, Taglöhner 
zu ſo niederen Miethzinſen ſtatt, daß es 
ſich kaum empfehlen wird, die Miethzins— 
beſteuerung noch eintreten zu laſſen.“ 

Alſo nicht einmal die reellen wahren Miethzinſe 
ſollen zu Grunde gelegt werden, wenn ſie niedrig 
ſind, ſondern nur die höheren. Nun, meine Herren, 
es werden doch die Regierungsanſchauungen bei 
der Ausführung des Geſetzes etwas gelten; die 
Regierungsorgane werden trachten, den Regierungs— 
anſchauungen wo möglich Geltung zu verſchaffen, 
namentlich die Referenten, welche eine größere Rolle 
bei den Schätzungscommiſſionen ſpielen werden, in— 
dem gerade ſie die Daten ſammeln, auf Grund 
welcher die Einſchätzung zuſtande kommen ſoll. 

Es liegt uns ein Minoritätsantrag des Herrn 
Abgeordneten Doblhoff und Genoſſen vor, welcher 
den Abſatz a des $. 18 nur in der Richtung zu vere 
beſſern wünſcht, daß nicht apodiktiſch feſtgeſtellt 
werde, daß in Orten, wo keine Vermiethungen vor— 
kommen, die Miethzinspreiſe der naheliegenden Orte 
benützt werden, ſondern nur die Möglichkeit dieſer 
Benützung im Geſetze zugelaſſen werde — daß es da— 
her für dieſe Orte heißen ſolle: es kann auf die 
Miethzinſe der naheliegenden Orte Bedacht ge— 
nommen werden. Ich glaube aber, daß dieſes 
Amendement nicht genügt; denn wenn auf die 
Miethzinſe der naheliegenden Orte Bedacht ge— 
nommen werden kann, ſo wird doch offenbar die 
Auslegung, ob und inwieweit dies geſchehen ſoll, 
den Organen zufallen, und wir werden ſehen, daß 
die Referenten bei der Auslegung in fiscaler Rich— 
tung vorgehen werden. Wenn nun auch die Com— 
miſſionen anders beſchließen, ſo wird doch der An— 
trag der Referenten neben dem Beſchluſſe der Com— 
miſſion in den Acten angedeutet werden, und es 
werden höhere Commiſſionen darüber entſcheiden 
müſſen; in vielen Fällen aber wird auch der Com— 
miſſionsbeſchluß nach den Anträgen des Referenten 
ausfallen, dort nämlich, wo die von der Finanzver— 
waltung gewählten Commiſſionsmitglieder dem Re— 
ferenten und dem Präſidenten nachkommen; ſolcher 
Commiſſionen wird es viele geben. 

Ich glaube, der vom Ausſchuſſe beantragte 
Grundſatz iſt ungerecht, er führt zu einer höheren 
Beſteuerung auf dem Lande und in den kleinen 


Städten und Dörfern, zu einer Ueberwälzung der 
Steuern von den größeren Städten auf dieſe Orte. 

Meine Herren! Wir werden vermuthlich bei 
8. 24 einen Beſchluß faſſen, daß in den größeren 
Städten für die ſchlechteren Gebäude das Abzugs— 
percent erhöht werde. Wir werden dieſen Beſchluß 
faffen, weil er ein wirklich gerechter iſt. 

Nun, meine Herren, wenn wir gerecht ſind 
gegen große Städte, warum ſollen wir ungerecht 
ſein gegen kleinere Städte und gegen Dörfer? 

Der geehrte Herr Referent hat uns bei der 
Generaldebatte Daten vorgehalten, aus welchen zu 
fließen ſcheint, daß bei der Anwendung des größeren 
Abzugspercentſatzes in größeren Städten der Wus- 
fall an Steuern ſehr gering ſein wird, ſomit die 
Ueberwälzung auch nur in ſehr geringem Maße ſtatt— 
finden dürfte. Der Herr Referent hat eine Ziffer 
des Ausfalles bei der Stadt Wien auf 135.000 fl. 
berechnet, das wäre freilich eine kleine Ziffer. Er 
ſagte auch in ſeiner in der Generaldebatte gehaltenen 
Rede, er hätte im Ausſchuſſe dieſelbe Ziffer vor— 
gelegt, und ſagte weiter, ich ſei in Steuerſachen ein 
ſehr ungläubiger Menſch, weil ich dieſer Ziffer keinen 
Glauben ſchenken wollte. 

Nun, meine Herren, ſehen Sie ſelbſt, ob dann 
die Darſtellung des Herrn Referenten nicht eben 
dazu dient, mich in meinem Unglauben zu beſtärken. 
Der Herr Referent berechnet den Ausfall bei der 
Stadt Wien derart, daß er ſich hierbei die zukünftige 
Steuer noch immer mit 26 Percent vom Nein- 
ertrage denkt. In dieſem Falle wäre die kleine Ziffer 
des Ausfalles möglich. Nun aber, der Herr Referent 
hat in ſeinem Berichte darſtellen wollen, daß die 
Grundſätze dieſes Geſetzes für das Land nicht unge— 
recht ſind, daß namentlich die im Geſetze enthaltenen 
Minimen den Steuerſatz für die ſchlechteſten Gebäude 
auf dem Lande nicht ſo bedeutend erhöhen, und bei 
dieſer Darſtellung machte er eine andere Berechnung; 
er nahm den künftigen Steuerſatz mit 20 Percent in 
Berechnung. 

In der geſtrigen Sitzung habe ich Ihnen, meine 
Herren, erzählt, wieſo von zwei Referenten einer 
Finanzlandesdirection der eine feine Ziffern fo, der 
andere dieſelben anders darſtellte, und dieſe Refe— 
renten nicht zu bewegen waren, ihre Ziffern in Ein— 
klang zu bringen. 

Ich möchte den Herrn Referenten bitten, da 
er doch nicht zwei, ſondern nur eine Perſon iſt, über 
dieſes zukünftige Steuerpercent mit fid) ſelbſt in Ein- 
klang zu kommen. Denn wird dieſes zukünftige 
Steuerpercent — ſo wie der Herr Referent es bei der 
Berechnung der Minimen annahm und ſo wie er es 
auch an anderer Stelle andeutete — geringer aus— 
fallen, wird dieſes Steuerpercent nur 20 betragen, 
ſo wird der Steuerausfall in Wien nicht bloß 


135.000 fl., ſondern außer 135.000 fl. auch noch 


25 Percent vom ganzen Steuerbetrage ausmachen, 
daher ſich auf 3,250.000 fl. belaufen. 

Nun, woher wird dieſer Ausfall gedeckt? Von 
anderen Steuerträgern. Gut; aber von welchen? 
Zunächſt doch von den anderen Gebäudeſteuerträgern 


in den kleinen Städten und auf dem Lande, für |. 


deren Gebäude man unrichtige und ungerechte Regeln 
aufſtellt. 

Es iſt doch nicht eine unwichtige Sache, ſich auf 
die Geſetzgebungen anderer Staaten umzuſchauen, 
zu ſehen, ob denn in irgend einem Staate ſo etwas 
beſteht, wie man es uns hier in $. 18, lit. a 
vorlegt. Alle Geſetzgebungen kenne ich zwar nicht, 
aber inſoweit ich dieſelben kenne, iſt in keinem 
einzigen Staate ſo etwas feſtgeſtellt. 


Solche Kenntniß, wie ſie der Herr Referent 
hat, habe ich auch über die Beſteuerung in Nord— 
amerika, in der Schweiz, in Württemberg und Baden, 
wo der Kaufwerth zur Grundlage dient, ein Kauf— 
werth, welcher auf dem Lande für Gebäude offenbar 
geringer und in den großen Städten ſchon des Bau— 
areawerthes wegen höher iſt. 

Nun, meine Herren, nebſt dieſen Staaten habe 
ich auch Kenntniß von der Beſteuerung der Gebäude 
in den angrenzenden deutſchen Staaten: Baiern, 
Preußen und Sachſen. In Baiern iſt ein großer 
Unterſchied gemacht worden zwiſchen jenen Orten, 
wo die Vermiethungen vorwiegen, und jenen Orten, 
wo ſie nicht vorwiegen; es iſt die Miethertragsfähig— 
keit der Gebäude als Grundſatz aufgeſtellt worden, 
und in Folge dieſes Grundſatzes ſind in den Orten, 
wo die Vermiethungen vorwiegen, die Durchſchnitts— 
ziffern der Miethzinſe zur Grundlage der Einſchätzung 
genommen worden, in anderen Orten aber nur der 
Flächeninhalt, worauf die Gebäude gebaut ſind, 
und zwar mit ſehr geringen Sätzen. In Preußen 
ſehen wir den allgemeinen Grundſatz der Nutzwerth— 
einſchätzung; aber dort, wo die Vermiethungen vor— 
wiegen, dienen die Durchſchnittsziffern der Mieth— 
zinſe zur Grundlage; wo aber die Vermiethungen 
nicht vorwiegen, ſind ganz beſondere und beſtimmte 
Regeln für die Einſchätzung der Gebäude feſtgeſtellt; 
ſo z. B. für alle Wohngebäude bei kleineren Grund— 
beſitzern, ſowie auch für die Gebäude für Beamte 
und Diener des größeren Großgrundbeſitzes, ſind 
Stufenſcalen feſtgeſetzt, und zwar die niedrigſte 
vier Thaler für ein ganzes Gebäude, die höchſte 
mit zwanzig Thalern Nutzungswerth; auch für das 
Hauptwohngebäude bei größeren Beſitzungen ſind 
billige Ziffern normirt, denn dort war man 
überzeugt, daß ſolche Gebäude keinen eigentlichen 
Ertrag liefern, daß der fingirte Ertrag, welchen man 
für dieſe Gebäude einſtellt, doch nicht groß ſein könne. 
Nun haben wir noch die dritte Geſetzgebung zu betrach— 
ten, nämlich die von Sachſen. Die ſächſiſche Geſetz— 
gebung ſieht am meiſten der uns vorliegenden ähnlich, 
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weil ſie auch für kleinere Orte, wo Vermiethungen 
nicht vorwiegen, doch einen Anhaltspunkt in den 
Miethzinſen anderer Orte ſuchen läßt. Aber wie? 
Sehen Sie, meine Herren, da haben wir für die 
landwirthſchaftlichen Wohngebäude eine Regel (lest) : 

„In den Wohngebäuden, welche mit anderen 
zum Betriebe der Landwirthſchaft gehörigen Räumen 
in Verbindung ſtehen, ſind lediglich die Stuben, 
wozu auch die Räumlichkeiten, in denen zwar kein 
Ofen, aber doch Vorrichtungen zum Einheizen ange— 
bracht ſind, gerechnet werden, der Abſchätzung unter— 
worfen. Alle übrigen Räume bleiben unbe rid- 
ſichtigt.“ 

Weiters heißt es (Mest): 

„Bei Schlöſſern und anderen größeren Wohn— 
gebäuden auf dem Lande werden zehn Stuben als 
Wohnſtuben abgeſchätzt, die übrigen bleiben unbes 
rückſichtigt.“ 

Weiters heißt es (liest): 

„Solche Land- und Gartenhäuſer, welche nur 
den Sommer über bewohnt und benützt werden kön— 
nen, werden auch nur mit Berückſichtigung dieſes 
Umſtandes als ertragfähig angeſehen.“ 

Endlich aber — und was das Wichtigſte iſt — 
enthält der $. 108 der ſächſiſchen Schätzungsanwei— 
jung folgende Regel (liest) : 

„Mangelt es aber in einem Orte an einem ges 
hörigen Anhalte zur Ermittlung des Nutzungs— 
werthes, ſo werden die Miethertragsſätze durch Ver— 
gleichung und Anwendung der Miethwerthe des 
nächſten Ortes oder der nächſten Umgegend, voraus— 
geſetzt, daß daſelbſt eigenthümliche Verhältniſſe 
nicht ſtattfinden, jedoch nach den daſelbſt vorkom— 
menden niedrigſten Sätzen feſtgeſetzt, und wenn 
auch das nicht hinreicht, ſo wird weiter auf den 
Flächeninhalt, auf den Raum zurückgegriffen.“ 

Alſo auch hier ſind die Schranken feſtgeſetzt 
gegen eine willkürliche und ungerechte Einſchätzung 
der Gebäude auf dem Lande, welche keinen Ertrag 
abwerfen, welche nicht vermiethet werden können. 

Allen dieſen Geſetzgebungen iſt wahrhaftig der 
Grundſatz im §. 18, lit, a total unähnlich. Er 
fegt keine Schranken feft, er will den Mieth— 
zins zum Anhaltspunkte nehmen. Ich bitte Sie, 
meine Herren, wir ſollen uns doch nicht mit Argu— 
menten beſchwichtigen laſſen, welche uns ſagen wer— 
den: „Nun ja, die Commiſſionen werden den Ver— 
hältniſſen billige Rückſicht tragen“, oder anderen der— 
gleichen Argumenten, deren ich viele im Ausſchuſſe 
gehört habe, mehr. Die Commiſſionen können nichts 
Anderes machen, als das, was im Geſetze ſteht. Es 
ſoll ſich nicht auf die Ausführung der Geſetze berufen 
werden; die Regeln im Geſetze ſollen gerecht ſein. 
Auch in dieſen anderen Staaten, deren Beiſpiel ich 
angeführt habe, hat man nicht auf die Beſſerung 
der Geſetzesregeln bei der Ausführung gerechnet, 
ſondern man hat gerechte Regeln im Geſetze geſtellt. 


Die Minorität ftellt den Antrag, welcher ndi 
gerade in Uebereinſtimmung mit ben Gefeben anderer 
Staaten befindet und welcher auch der Anſchauung 
der Minorität nach ein ſehr gerechter iſt. Die Mino— 
rität ſtellt nämlich den Antrag, das Alinea a habe 
zu lauten (Test) : 

„Der Nutzungswerth des Gebäudes ijt nad) 
deſſen Größe, Bauart und Beſchaffenheit unter 
Berückſichtigung der Anſprüche zu ermitteln, welche 
den Ortsverhältniſſen gemäß an die Befriedigung 
des Wohnbedürfniſſes nach dem Verhältniſſe des 
Beſitzes von jedem Eigenthümer des letzteren geſtellt 
zu werden pflegen.“ 

Es ſoll das Gebäude als ein Ganzes betrachtet, 
als ein Ganzes geſchätzt werden, wie es unter den 
gegebenen Verhältniſſen einen Nutzungswerth haben 
kann, ebenſo wie es in allen Staaten der Fall iſt, 
deren Beiſpiel ich angeführt habe. Es ſoll nicht 
darauf gedrungen werden, daß alle einzelnen Wohn— 
beſtandtheile und Nebenlocalitäten zuſammengezählt 
und für jedes einzelne ein Werth beſtimmt werde 
und die Summe dieſer Werthe den Werth des 
Hauſes vorſtelle. 

Weiter heißt es in meinem Antrage (liest) : 

„In Orten, in welchen die Vermiethun— 
gen zwar nicht vorwalten, in welchen jedoch 
ein bedeutenderer, und zwar wenigſtens der 
fünfte Theil der Gebäude und Wohnbeſtand— 
theile fortdauernd vermiethet iſt, wird zur 

Gewinnung ziffermäßiger Anhaltspunkte 

auch auf die üblichen Miethzinſe, welche 

innerhalb einer der Abſchätzung unmittelbar 
vorangegangenen fünfjährigen Periode durch— 
ſchnittlich bedungen worden ſind, Bedacht 
zu nehmen ſein, jedoch mit genauer Berück— 
ſichtigung der Vermiethbarkeit und ſonſtigen 

Ertragsfähigkeit der übrigen nicht fort- 

dauernd vermietheten Gebäude.“ 

Nun, meine Herren, hier iſt wieder ein Unter— 
ſchied zwiſchen meinem Antrage und jenem des Aus— 
ſchuſſes. Ich habe mich nicht darauf beſchränkt, anzu— 
deuten „ein größerer Theil“, ich habe geſagt „und 
zwar wenigſtens der fünfte Theil der Gebäude 
und Wohnbeſtandtheile fortdauernd vermiethet ift”, 
denn wenn wir eine unklare Beſtimmung, wie „ein 
größerer Theil“ ins Geſetz aufnehmen, ſo wird an 
einem Orte eine Commiſſion oder ein Finanzorgan 
{don ein Zehntel, an einem anderen Orte ein Zwan— 
zigſtel, an einem dritten Orte wieder ein Sechſtel 
oder Fünftel als einen größeren Theil betrachten. 

Weiter iſt auch in meinem Antrage für jene 
Orte, wo ein größerer Theil, nicht aber der vorwie— 
gende Theil vermiethet wird, als Regel feſtgeſtellt, 
daß man bei der Erhebung des Nutzwerthes der 
Gebäude in ſolchen Orten nicht nur auf die Mieth— 
zinſe der vermietheten Theile der Gebäude, ſondern 
„auch auf die Vermiethbarkeit und ſonſtige Ertrags— 
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fähigkeit der übrigen nicht fortdauernd vermietheten 
Gebäude Rückſicht“ nehmen ſoll. 

Was aber die Orte anbelangt, wo die Ver— 
miethungen vereinzelt oder gar nicht vorkommen, 
dort kann man keinen Anhaltspunkt in den Mieth— 
zinſen der anderen Orte finden. Wenn man ſolch' 
einen Anhaltspunkt anordnet, wenn man ſagt, daß 
die Orte, wo Vermiethungen vereinzelt oder nicht 
vorkommen, ähnlich ſeien jenen Orten, wo Ver— 
miethungen in größerer Zahl vorkommen, ſo erlauben 
Sie mir, meine Herren, zu ſagen: das iſt nicht richtig! 

Ich muß mir noch eine weitere Bemerkung 
erlauben. Stadt und Land ſind hier im Streite. Die 
Herren von der Stadt haben vorgeſtern bei der De— 
batte über den $. 2 unſere Aufmerkſamkeit darauf 
gelenkt, daß es unrichtig und ungerecht ſei, wenn 
man die Fabriks- und großen Gewerbsgebäude, die 
nicht im Betriebe ſtehen, in den Städten beſteuert. 

Wir Alle ſind hierauf eingegangen und haben die 
Gerechtigkeit dieſer Forderung anerkannt und wir 
werden ihr auch ſicher im 8. 28 Rechnung tragen. 

Nun muß ich an die Herren appelliren: wollen 
Sie nicht auch gerecht ſein gegen das Land? Ich 
bitte alſo das hohe Haus, es möge den Minoritäts— 
antrag zu lit. a annehmen. (Beifall rechts.) 


Práfident: Die Minorität hat durch Abgeord— 
neten Ritter v. Krzeezunowicz beantragt, daß 
zum $. 18 das erſte Alinea anftatt der vom Ausſchuſſe 
beantragten Faſſung folgende Faſſung erhalten ſolle 
(liest): 

„Der Nutzungswerth des Gebäudes ift nad) 
deſſen Größe, Bauart und Beſchaffenheit 
unter Berückſichtigung der Anſprüche zu er— 
mitteln, welche den Ortsverhältniſſen gemäß 
an die Befriedigung des Wohnbedürfniſſes 
nach dem Verhältniſſe des Beſitzes von jedem 
Eigenthümer des letzteren geſtellt zu werden 
pflegen. 

In Orten, in welchen die Vermiethungen 
zwar vorwalten, in welchen jedoch ein bedeu— 
tenderer, und zwar wenigſtens der fünfte 
Theil der Gebäude und Wohnbeſtandtheile 
fortdauernd vermiethet iſt, wird zur Gewin— 
nung ziffermäßiger Anhaltspunkte auch auf 
die üblichen Miethzinſe, welche innerhalb 
einer der Abſchätzung unmittelbar vorange— 
gangenen fünfjährigen Periode durchſchnitt— 
lich bedungen worden ſind, Bedacht zu neh— 
men fein, jedoch mit genauer Berückſichti— 
gung der Vermiethbarkeit und ſonſtigen Er— 
tragsfähigkeit der übrigen nicht fortdauernd 
vermietheten Gebäude.“ 

Eine andere Minorität des Ausſchuſſes hat 
zum erſten Abſatze lit. a ebenfalls einen Autrag ge— 
druckt vorgelegt, und ich ertheile dem Herrn Bericht— 
erſtatter dieſer Minorität, Abgeordneten Freiherrn 
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v. Doblhoff, zur Begründung dieſes Antrages 
das Wort. 


Berichterſtatter der Minorität Freiherr v. 
Doblhoff: Die Anträge der Minorität, welche 
ich zu vertreten die Ehre habe, gehen nicht ſo weit, 
als die Anträge, welche ſoeben der Herr Berichte 
erſtatter der erſten Minorität vorgebracht hat. Ich 
werde mir erlauben darzulegen, warum die von 
mir vertretene Minorität der Anſicht iſt, daß lit. a 
in einer milderen Form ſtiliſirt werden ſollte, als 
es der Ausſchuß beantragt, und andererſeits doch nicht 
in der Weiſe amendirt werden kann, wie die weiter— 
gehende Minorität es beantragt. 

Ich muß mir vor Allem erlauben, darauf hin— 
zuweiſen, welche Beſtimmung in lit, a des $. 18 
enthalten ift. Der zweite Satz der lit, a lautet (liest): 

„Zur Gewinnung ziffermäßiger Anhaltspunkte 
iſt in Orten, in welchen die Vermiethung zwar nicht 
vorwaltet, in denen jedoch ein größerer Theil der 
Gebäude fortdauernd vermiethet iſt, auf die üblichen 
Miethzinſe, welche innerhalb der der Abſchätzung 
unmittelbar vorangegangenen fünf Jahre durchſchnitt— 
lich bedungen worden ſind, und in Orten, in welchen 
Vermiethungen nur vereinzelt oder gar nicht vor— 
kommen, auf die Durchſchnittsmiethzinſe der letzten 
fünf Jahre in nahe gelegenen Orten mit ähnlichen 
Mieth-, Verkehrs- und Wohnungsverhältniſſen, in 
denen Vermiethungen vorkommen, Bedacht zu neh— 
men.“ 

Er enthält ſomit die Beſtimmung, daß zur Ge— 
winnung ziffermäßiger Anhaltspunkte für die Feſt— 
ſtellung des Nutzwerthes auf die Vermiethungen, die 
in demſelben Orte ſtattfinden, nur dann Rückſicht zu 
nehmen iſt, wenn dieſelben in größerer Zahl vorkom— 
men, und ſchließt daher aus, daß ausnahmsweiſe und 
vereinzelte Vermiethungen auch maßgebend ſein 
können. 

Nichtsdeſtoweniger beftimmt der zweite Abſatz 
dieſes Punktes, und zwar in imperativer Weiſe, daß 
die Vermiethungen, welche in anderen Orten vor— 
kommen, maßgebend ſeien für die Beſtimmung des 
Nutzwerthes in den nahe gelegenen Orten. 

Es iſt allerdings zur Sicherheit, daß hierbei 
nicht falſche Schlüſſe gemacht werden, eine Beſtim— 
mung enthalten, die dahingeht, daß in den zur Ver— 
gleichung kommenden Orten dieſelben Wohnungs-, 
Verkehrs- und Miethverhältniſſe fein müſſen, da- 
mit die Parification zwiſchen dem Miethzinſe und dem 
Nutzwerthe ftatifinden dürfe, allein ich glaube, daß 
dieſe Beſtimmung doch nicht für alle Fälle die volle 
Sicherheit bietet. 

Ich möchte darauf aufmerkſam machen, daß 


es denkbar ijt, daß in zwei Orten ganz analoge Ber- 


hältniſſe beſtehen, die auch durch kurze Zeit dauernde 
Vermiethungen nicht geſtört werden, welche beifpiels- 
weiſe aus Anlaß von Eiſenbahnbauten oder Eifenbahn- 
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tracirungen ſtattfinden. Die Verhältniſſe im Allge— 
meinen können in beiden Orten unverändert geblieben 
ſein und trotzdem wird Niemand behaupten wollen, daß 
die Vermiethungen, welche in dem einen Orte aus 
dem erwähnten Anlaſſe ſtattgefunden haben, wirklich 
auch für die Bemeſſung des Nutzwerthes im anderen 
Orte vollkommen maßgebend ſeien. 

Nach dem eben Geſagten erſcheint es mir zu 
weitgehend, wenn man der Commiſſion unbedingt 
vorſchreibt, daß ſie die Vermiethungen an Nachbar— 
orten unter gewiſſen Vorausſetzungen berückſichtigen 
müſſe, wie dies die Regierungsvorlage und der 
Majoritätsantrag thut. 

Andererſeits iſt nicht zu verkennen, daß ins— 
beſondere für die höheren Commiſſionen, welche den 
örtlichen Verhältniſſen mehr entrückt ſind, es von 
einiger Bedeutung iſt, daß ſie auf die Miethverhält— 
niſſe der Nachbarorte Rückſicht nehmen dürfen; und 
ich kann daher nur die Anſchauung, welche die jener 
Minorität iſt, die ich zu vertreten habe, dem hohen 
Hauſe ernſtlich empfehlen. 

Ich möchte mir noch erlauben, aufmerkſam zu 
machen, daß der Vertreter der weitergehenden Mino— 
rität ſpeciell auf eine Bemerkung im Motivenberichte 
hingewieſen hat, worin es ausdrücklich heißt, 
daß die Vermiethungen, die in kleineren Orten ſtatt— 
finden, ſehr häufig fo niedrig ſeien, daß jie nicht als 
Anhaltspunkte dienen können. Gerade das ſcheint 
mir zu beweiſen, daß die Argumente, die von jener 
(rechten) Seite des Hauſes vorgebracht wurden, 
nicht immer unbedingt zutreffend ſind. Wenn aber 
der Herr Abgeordnete aus Galizien meint, daß die 
Referenten dann immer auf die Vermiethung in 
Nachbarorten hinweiſen werden, ſo glaube ich, daß 
die Gegenſtellung, welche unſer Minoritätsantrag 
enthält, wonach einerſeits die Worte ift Rückſicht 
zu nehmen“ und andererſeits „kann Bedacht gee 
nommen werden“ geſetzt werden ſollen, genügend 
ſicherſtellt, daß die Referenten darauf nicht dringen 
können, daß unbedingt auf die Miethzinſe der 
benachbarten Orte Rückſicht genommen werde. 

Die Weglaſſung des zur Abänderung beau— 
tragten Paſſus ſcheint mir aber auch in anderer Be— 
ziehung mißlich zu ſein, und zwar deßhalb, weil ſie 
gegen einen Grundſatz des Geſetzes verſtößt, und 
dieſer Grundſatz iſt, daß den Commiſſionen die 
möglichſte Freiheit bei Feſtſtellung des Nutzwerthes 
gewährt werde. 

Wenn man den erwähnten Paſſus ganz weg— 
läßt, ſo ſind die Commiſſionen geradezu verhalten, 
auf die Miethzinſe der Nachbarorte unter keiner 
Bedingung Rückſicht zu nehmen. 

Ich möchte daher das hohe Haus bitten, dem 
Antrage der von mir vertretenen Minorität zuzu- 
ſtimmen, und muß nur bemerken, daß in Folge der 
in der dritten Leſung beſchloſſenen Theilung des 
Abſatzes a des §. 18 in zwei Theile eine andere 
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Stiliſirung des Minoritätsvotums nöthig geworden kannt worden, daß es äußerſt wichtig und nothwendig 
ift, fo daß der Antrag ber Minoritát nunmehr | fei, einen klaren Begriff von den Wohnbeſtandtheilen 


lautet (liest) : aufzuſtellen. Es hat gegenüber dem Antrage, welchen 
„In litera a hat der zweite in Zeile 10 wir diesbezüglich bei den Paragraphen geſtellt 
beginnende Satz zu lauten: haben, dem hohen Hauſe nicht gefallen, jene Be— 


„„Zur Gewinnung ziffermäßiger Anhalts- griffsaufſtellung, wie wir jie damals beantragten, zu 
punkte ift in Orten, in welchen die Ver-  |acceptirem, Es hat der Herr Berichterſtatter aus 
miethung zwar nicht vorwaltet, in denen dieſem Anlaſſe fic) wohl bezüglich des Begriffes ber 
jedoch ein größerer Theil der Gebäude fort- | Wohnungsbeftandtheile und der Auffaſſung, welche 
dauernd vermiethet iſt, auf die üblichen in den Regierungskreiſen maßgebend iſt, auf eine 
Miethzinſe, welche innerhalb der der Whe [Verordnung berufen, die vom Jahre 1820 datirt, 
ſchätzung unmittelbar vorangegangenen fünf | und welche ungefähr dasſelbe beſagte, was wir in 
Jahre durchſchnittlich bedungen worden find, | unferem Antrage ausdrücken wollten. 

Rückſicht zu nehmen, und kann in Orten, in Es waren auch damals in jener Verordnung 
welchen Vermiethungen nur vereinzelt oder | bie Wohnungsbeſtandtheile fo erläutert, daß darunter 
gar nicht vorkommen, auf die Durchſchnitts- [jene Beſtandtheile eines Hauſes verſtanden find, 
miethzinſe der letzten fünf Jahre in nahe welche naturgemäß zum Wohnen dienen. Nady 
gelegenen Orten mit ähnlichen Mieth -, dem es aber nicht möglich iſt, in einem heute zu 
Verkehrs- und Wohnungsverhältniſſen, in [ſchaffenden Geſetze zur Erläuterung und Feſtſtellung 
denen Vermiethungen vorkommen, Bedacht | fic) auf eine Verordnung früherer Jahrzehnte, ja auf 
genommen werden.““ eine Verordnung, die ein halbes Jahrhundert zurück— 
e S 2 v reicht, zu beziehen, fo möchten wir bedacht fein, da- 
Get pd die e e S für den Begriff an irgend einer Stelle Har zu machen. 
(isst denselben.) : Ha Es Font zunächſt in ber litera 3 A bie neuer— 
Ich muß aufmerkſam machen, daß eine ſtiliſtiſche liche Bezeichnung „Wohnbeſtandtheile“ und n Neben- 
geban vorgenommen WENA indem ber eben ber: LOCO BERT pon Auch e R bei der damaligen 
( " s i ber % a druckt vorli Auſſtellung des Begriffes weſentlich darum zu thun, 
eſene Antrag mit ber Faſſung des gedruckt vorliegen-] was als eigentliche Wohnbeſtandtheile und was als 
Antrages nicht ganz übereinſtimmt. Nachdem nun iraq Tie 
teine weſentliche Aenderung, ſondern eben nur eine EE gee dn ; ; 
ganz kleine Hide Saber borgenommen ie D ZE mers s iſt en Mit, benige 
wurde fo bedarf Meter Antra ‘ines Gäeren nothwendig, eine genaue Trennung vorzunehmen, 
Unterſtützungsfra e. Ich Nerd e oi den Anta weil beide der Beſteuerung unterzogen werden, wohl 
ur Abſti md a MM if ) aor S aber in der ſpäteren litera e, ba bei der Feſtſtellung 
y $ Kd g N ai wie ihn nun der wth Ab des Minimums nur die Anzahl der Wohnbeſtand— 
CS? aron Doblhoff namens der Miinorität| theile maßgebend ijt, in welche Ziffer das Minimum 
ad eröffne die debatte uber z 18 umb irgend eines Gebäudes mit ſeinen Beſtandtheilen zu 
D das folgende Herren Feber einge ſetzen ift. Da ſcheint es nun nothwendig, daß hier, wo 
Hagen ſind 1 die Herten Abgeorbnek M zum exften Male dieſer Ausdruck gebraucht wird und 
/ o Aogeordneten Dr. auch durch eine taxative Aufzählung genauer erläutert 
Breſtel, Dr. Julian Czerkawski, Fux, Dr iſt, die möglichſte Klarheit erzielt werde 
Heilsberg, Dr. Roſer, Auſpitz, Dr. Darant,| ' we B 475 A b \ er EN 
Freiherr v. Gudenus, Graf Honda und Freil ert vis IE 9 gelag! A EENI pie 
v. Tinti ` d ) VS T a 1 regen al 
S s 1 „um die Feſtſtellung des Minimums Handelt. Bei dem 
ich Na eo AL E Er di Worte „Nebenlocalitäten“ ift nun eingeklammert 
3 Lage? „Speiſekammern, Böden, Keller“ u. ſ. w. Nachdem 
nachdem die Herren Redner nicht bemerkt haben, zu Jen d P Hw " ER 
welchem Abſatze fie ſprechen wollen, fo bin auch id AESMA Ey 55 H ; bad. 
nicht in der Lage, zu fagen welcher Redner "iet ordnung von Seite des Herrn Berichterſtatters 
ſprechen wolle ch fe daher Ge ot se Do bezüglich dieſer Definition ſowohl, als auch durch die 
See Redner Walde ur Mera h 558 a weitere Ausführung ſelbſt im Motivenberichte unter 
wünſchen bitten fich n UBER den Beſtandtheilen, die für das Minimum maß⸗ 
(Abgeördneter A Heilsber R TEE gebend find, nur die Wohnbeſtandtheile verftanden 
i g : werden follen, fo ſcheint es mir nicht richtig, daß 
hier, wo die Nebenlocalitäten genannt ſind, eine 
Nebenlocalität im eigentlichſten Sinne des Wortes, 
„die Küche“, nicht aufgeführt erſcheint. Ich bean— 
trage zunächſt nun, daß nach den Worten 
„Nebenlocalitäten(Speiſekammern, Böden, 


Präſident: Ich ertheile dem Herrn Abgeord— 
neten Dr. Heilsberg das Wort. 


Abgeordneter Dr. Heilsberg: Es iſt ſchon 
bei der Berathung der früheren Paragraphe aner— 


Haus der Abgeordneten. — 126. Sitzung der 8. Seffion am 10. März 1875. 4397 


für Einen Wohnbeſtandtheil veranſchlagt 

werden.“ 

Es wäre alſo in dieſem Falle das Minimum 
für ein Gebäude mit Einem Wohnbeſtandtheile 
8 fl., für ein Gebäude mit zwei Wohnbeſtandtheilen 
12 fl. und für ein Gebäude mit drei Wohnbeſtand— 
theilen 21 fl. I 

Ich glaube, dieſe Zahlen find ziemlich den 
thatſächlichen Verhältniſſen entſprechend und ent— 
halten ohnehin eine Begünſtigung der Gebäude mit 
zwei Wohnbeſtandtheilen, da die Steigerung nicht 
das Doppelte, ſondern nur 50 Percent ausmacht. 

Was die Frage betrifft, wie ſich dies gegenüber 
den gegenwärtigen Verhältniſſen ftellen werde, fo ift 
diefe Frage, wie ein Herr Vorredner fon erwähnt 
hat, nicht unbedingt zu beantworten, weil der Satz, 
der ſeinerzeit vom Erträgniſſe eingehoben werden wird, 
gegenwärtig vollſtändig unbeſtimmt iſt. Geht man 
aber von der Anſchauung aus, welche die Regierung 
in ihrem Motivenberichte zu Grunde gelegt hat, daß 
man 20 Percent des Nutzwerthes nach Abzug von 
30 Percent für die Erhaltungskoſten zu berechnen 
habe, ſo würde ſich die Sache ſo ſtellen, daß bei Ge— 
bäuden mit einem Wohnbeſtandtheile 1 fl. 12 kr., 
bei ſolchen mit zwei Wohnbeſtandtheilen 1 fl. 68 kr. 
und bei Gebäuden mit drei Wohnbeſtandtheilen 
2 fl. 94 kr. entfallen würden. Es würde ſich daher, 
wenn das von mir beantragte Minimum in Anwen— 
dung käme, herausſtellen, daß für Häuſer mit Einem 
Wohnbeſtandtheile eine Erleichterung von 50 kr. per 
Jahr eintreten würde; bei Häuſern mit zwei Wohn— 
beſtandtheilen würde ſich der Satz nur unweſentlich, 
nämlich nur um 5 kr. erhöhen; bei Gebäuden mit 
drei Wohnbeſtandtheilen würde eine Erhöhung von 
1 fl. 30 kr. eintreten. 

Ich glaube, es wäre dies ein den Verhältniſſen 
vollkommen entſprechender Vorgang — wir wollen 
ja bei der Steuerregulirung nicht bloß, was aller— 
dings auch angeſtrebt werden muß, daß die Steuern 
ein etwas höheres Erträgniß liefern follen, ſondern 
auch, daß eine gleichmäßigere Vertheilung ſtattfinde 
(Rufe: Sehr richtig!), und der bisherige Vorgang, 
durch den Häuſer mit einem, zwei und drei Wohnbe— 
ſtandtheilen in eine und dieſelbe Claſſe eingeſchätzt 
wurden, das heißt, eine und dieſelbe Steuer gezahlt 
haben, iſt offenbar der Gerechtigkeit widerſprechend. 

Andererſeits wird nicht zu beſorgen ſein, daß 
dadurch ein Nachtheil für die Vorbeſtimmungen ent— 
ſteht; denn nach dem von mir vorgeſchlagenen Satze 
würden, wenn alle Häuſer in das Minimum einge— 
ſchätzt werden, ſich die Verhältniſſe gegen jetzt nicht 
weſentlich verändern; es würde nahezu dasſelbe Er— 
trägniß erzielt werden, wozu noch das Plus von 
jenen Häuſern hinzukommen wird, welche über das 
Minimum eingeſchätzt werden, was wohl in vielen 
Fällen der Fall ſein wird. 


Es handelt ſich alſo bloß um eine Frage der 
Gerechtigkeit, und ich glaube daher, daß mein Antrag, 
welcher den Verhältniſſen vollſtändig Rechnung trägt, 
der Gerechtigkeit mehr entſprechend iſt, als die übri— 
gen Anträge, welche geſtellt wurden. Ich empfehle 
daher meinen Antrag dem hohen Hauſe zur An— 
nahme. (Rufe: Bravo! Bravo!) 


Vicepráfident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Breſtel ftellt den Antrag: Der Abſatz e habe zu 
lauten: (Liest denselben.) 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Der 
Antrag iſt hinreichend unterſtützt. 

Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Julian Czerkawski das Wort. 


Abgeordneter Dr. Julian Czerkawski: 
Meine Herren! Die Minorität des Ausſchuſſes und 
Diejenigen, welche ihre Anſicht theilen oder wenig— 
ſtens zu derſelben ſtehen, befinden ſich in einer eigen» 
thümlich peinlichen Lage. Wir ſind ganz wie die 
Nordpolfahrer. Wo immer wir hinſteuern, nirgends 
finden wir grünes Land, aber immer und überall 
Eis und Schnee. In einer ſo beengten Lage würde 
es für das hohe Haus vielleicht am angenehmſten, 
für uns aber ſicherlich am bequemſten ſein, wenn 
wir das bereits lecke Schiff unſerer Anträge ver— 
laffen und uns auf das Land des Schweigens zurück— 
ziehen würden. Allein, bei Gott, wir können das, 
wenn wir es auch wollten, nicht thun! Wir müſſen 
den Kampf weiterkämpfen und auskämpfen, fo gut ober 
ſo ſchlecht, als wir es gerade können. Denn es wäre 
ſicherlich unverzeihlich, wenn wir die innige Ueber— 
zeugung hätten, daß das Geſetz, welches uns vorliegt, für 
unſer Land — und ich meine auch noch für andere 
Kronländer — ſchädlich, ja vielleicht verderblich ſei 
und wenn wir nicht zugleich alle Kräfte einſetzen 
würden, um es wenigſtens ſoviel als möglich 
weniger ſchädlich und weniger verderblich zu machen. 

Von dieſem Standpunkte aus geruhen Sie 
meine Herrn, und darum bitte ich Sie, auch unſere 
Anträge ſowohl zu betrachten, als auch zu beurs 
theilen. Die Schwierigkeit, die für uns — ich will es 
nicht verneinen — für uns Alle erwächſt, liegt außer 
Allem Anderen darin, daß wir, nachdem das Prineip, 
auf welches wir die Reform der Gebäudeſteuer auf— 
gebaut wiſſen wollten, bereits in der Generaldebatte 
Schiffbruch erlitten hat, jetzt nur darauf verwieſen 
ſind, durch Verbeſſerungsanträge, gleichſam durch ein 
Flicken, dem nachzukommen, was uns gerade als 
wünſchenswerth erſcheint. Daraus und aus dem 
Grunde, daß jedes Geſetz doch ein ſyſtematiſches 
Ganzes bilden muß, erwächſt ſchon die Schwierigkeit, 
— die große Schwierigkeit — in den einzelnen Sagun- 
gen des betreffenden ausgearbeiteten Geſetzes, ohne 
das ganze Syſtem umzuwerfen oder zu gefährden, 
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entſprechende und gut paſſende Veränderungen vore 
zunehmen. Und dies mögen die Herren auch be— 
rückſichtigen. 

Bevor ich zu dem betreffenden Alinea e des 
$. 18, das mich intereſſirt, ſelbſt übergehe, erlaube id) 
mir, meine Herren, zuvor noch eine etwas mehr prin— 
cipielle Bemerkung. Ich glaube ſie deßhalb machen 
zu müſſen, weil fie mit dem Inhalte dieſes in Une 
griff genommenen Alinea in weſentlicher Verbindung 
ſteht, und weil in dieſer Beziehung ſowohl in den 
Ausführungen des Ausſchuſſes, als auch des Hod- 
verehrten Herrn Referenten und auch anderwärts 
Aeußerungen gemacht wurden und Meinungen ge— 
fallen ſind, die als ein Argument und namentlich als 
ein uns überzeugendes Argument hätten gelten ſollen. 
Es wurde nämlich hervorgehoben und ein Gewicht 
darauf gelegt, daß es wünſchenswerth und noth- 
wendig ſei, eine gewiſſe Gleichförmigkeit in der Be— 
handlung der Steuerangelegenheiten durch das ganze 
Reich, durch alle Kronländer des Reiches, ſo ver— 
ſchieden ſie auch ſind, eintreten zu laſſen. 

Ich will nicht kategoriſch gegen dieſes Princip 
ſprechen, aber ich glaube, daß es auch wohl der Natur 
der Sache, mithin der Wahrheit nicht entſpricht, ſich 
für dasſelbe zu ereifern. 

Denn zuletzt fol und muß Alles dem natür— 
lichen, thatſächlichen Zuſtande der Dinge entſprechen, 
und ich glaube ſchwerlich, daß irgend ein Beſchluß 
dieſes Hauſes oder irgend eines anderen geſetz— 
gebenden Körpers im Stande wäre, z. B. das Ge— 
birgsland zum Flachlande oder umgekehrt zu machen, 
oder die Hochebene oder Steppe in ein üppiges 
Flußdelta zu verwandeln. i 

Da bricht fic) bie Gewalt der Menſchen und ber 
Geſellſchaft, und es muß endlich direct und indirect 
den natürlichen Thatſachen Rechnung getragen wer— 
den. Nun ſind aber die Provinzen, welche das große 
Reich zuſammenſetzen, in Bezug auf die natürlichen 
Verhältniſſe, in Bezug auf ihre Culturgrade ſo 
verſchieden, daß es wirklich etwas Widernatürliches 
wäre, durchaus ſich bloß darauf zu verſetzen und ſo— 
zuſagen zu verpichen, alle nach einer gleichmäßigen 
und uniformen Schablone zu behandeln. 

Ich gehe zu den Beſtimmungen des Paragraphes 
ſelbſt über. Es find in dem Alineac, und zwar in dem 
erſten Abſatze desſelben vorzüglich zwei Dinge, an 
denen ich mich ſtoße. Erſtens iſt es das dort mit 
zehn Gulden fixirte Minimum für den Nutzungswerth 
von Gebäuden, welche nur aus einem Wohnbeſtand— 
theile beſtehen. Es wurden bereits genug und trif— 
tige Argumente dagegen angeführt, es ſind deren viele 
auch in dem Berichte der Minorität enthalten, ich 
will und darf dieſelben daher nicht wiederholen. Ent⸗ 
ſcheidend aber iſt für mich vor Allem eine Thatſache. 
Ich traue mir zu, das Kronland, das ich hier vertrete, 
etwas näher zu kennen, und habe die vollkommenſte, 
auf Autopſie gegründete Ueberzeugung, daß es bei uns 


nicht Hunderte, nicht Tauſende, ſondern geradezu 


Hunderttauſende von Wohnhäuſern gibt, deren reeller 
Capitalswerth mit dem dem Nutzungswerthe, wie er hier 
angenommen iſt, entſprechenden durchaus nicht cone 
gruent iſt, die vielmehr mit einem bedeutend geringeren 
Nutzungswerthe angeſetzt werden müßten, als es hier 
in dem Antrage der Majorität geſchieht. Dieſe That: 
ſache iſt für mich ſo überzeugend, die Noth und das 
Elend der armen Leute, die gerade dieſe dürftigen 
Hütten bewohnen, für mich ſo wichtig und ergreifend, 
daß ich mich nie und nimmer auf das Minimum, wie 
es hier angegeben wurde, einigen könnte. Ich glaube, 
daß, wenn es nach Recht und Billigkeit und nach dem 
Gebote der Natur geſchehen ſollte, eigentlich für jedes 
Kronland, für jede Provinz ein anderes Minimum 
beſtimmt werden müßte. 

Wenn man aber ſchon einmal den Grundſatz 
annehmen und fefthalten wollte, daß trotz alledem 
doch ein beſtimmtes Minimum für das ganze Reich 
fixirt werden ſoll, ſo müßte es dann doch unumgäng— 
lich und adäquat den Thatſachen redueirt werden. 

Eine zweite Thatſache, die auch bereits in dem 
Berichte der Minorität erwähnt iſt und welche, wie 
es mir ſcheint, ebenſo überzeugend iſt, wie die erſte, 
iſt das aus dem Vergleiche mit anderen Ländern ge— 
wonnene Reſultat, und ausschlaggebend ijt da namente 
lich der Vergleich mit Sachſen. Glauben Sie, meine 
Herren, vielleicht, daß das Land Galizien in Bezug 
auf Wohlhabenheit und bauliche Verhältniſſe höher 
(telje, als das geradezu berühmte, fo gut adminiſtrirte, 
blühende Sachſen? Und doch iſt dort in Sachſen der 
reine minimale Nutzungswerth bloß mit drei Gulden 
angenommen. Vergleichen Sie damit, ſelbſt nach 
einem ſehr bedeutenden Abzuge, den Bruttoertrag 
von zehn Gulden, das Minimum, das Sie auch für 
unſer Land im Geſetze annehmen, ſo zeigt ſich das— 
ſelbe als zweimal, vielleicht dreimal ſo groß wie in 
Sachſen. 

Das wäre alſo der erſte Punkt, über den ich zu 
ſprechen hatte. Der zweite Punkt erſcheint mir in 
vielfacher Beziehung noch ſchlimmer, ich möchte 
ſagen, noch verderblicher als der erſte, ja, er macht 
gerade dieſen Paragraph zu dem grimmigſten des 
ganzen Geſetzes. Es iſt das nämlich jene Beſtim— 
mung, welche verlangt, daß ohne Rückſicht darauf, 
ob der Wohnraum gleich, größer oder kleiner ſei, 
zwei Wohnungsbeſtandtheile, wenn ſie auch zuſam— 
mengenommen vielleicht kleiner ſind, als ein einziger 
anderer Wohnbeſtandtheil, doch zuſammengenommen 
in eine höhere Faſſion kommen und ſomit auch höher 
beſteuert werden. Wenn Sie, meine Herren, unſer 
Land kennen würden, ſo würden Sie wieder wiſſen, 
daß die meiſten Wohnhäuſer auf dem Lande ſo ein— 
gerichtet ſind, daß der eigentliche Wohnungsraum 
einer Familie einen ſehr kleinen Theil des Hauſes 
einnimmt, eine Fläche, welche kaum ſechs, in ſeltenen 
Fällen ſieben Klafter im Gevierte überſteigt. Einen 
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ſolchen, wenn auch kleinen Wohnraum in zwei 
Fächer einzutheilen, iſt eine Sache nicht nur der 
Sittlichkeit, nicht nur der Bequemlichkeit und des 
gewöhnlichen Comforts, nach welchem jeder Menſch 
ſtrebt, ſondern auch eine Sache der Cultur. Nur der 
Wilde in ſeinem Wigwam theilt den Wohnungsraum 
nicht ab; ſowie aber die Cultur, namentlich bei 
einem Agriculturvolke, etwas ſteigt, erwacht auch 
(don das Bedürfniß, den Wohnungsraum wenig- 
ſtens in zwei Theile, wenn nicht in mehrere, einzu— 
theilen und ſich menſchlicher einzurichten. 

Ja, ich möchte ſogar weiter gehen; ſelbſt das 
Thier, das ſich ſeine Grube in der Erde gräbt, macht 
ſich dort Abtheilungen. Ich ſtelle mir die Sache 
überdies ganz praktiſch vor. Sobald das arme Volk 
gewahr wird, daß es für zwei Wohnbeſtandtheile 
mehr zahlen muß als für einen, wird es, da bekannt— 
lich das Steuerzahlen Jedem ſehr unangenehm iſt, 
die Zwiſchenwände, welche das Haus hat, einfach 
herausnehmen und zerſtören. Ich möchte daher die— 
jen Paragraph den Deftructionsparagraph nennen, 
da er eine förmliche Zerſtörung der Wohngebäude 
nach ſich ziehen kann. Welche traurige Folgen 
daraus entſtehen, läßt ſich leicht bemeſſen. 

Ich will hier nicht vom Standpunkte der häus— 
lichen Zucht und Sittlichkeit der Familie reden; 
denn wohl iſt es bekannt, daß wie die Alten ſungen, 
ſo zwitſchern ſtets die Jungen. Aber dabei brauchen 
fie doch nicht immer zu fein, (Heiterkeit.) 

Jedenfalls wäre es ſehr erwünſcht, wenn die 
Wohnung einer Familie in mehrere Wohnbeſtand— 
theile getheilt iſt. 

Für mich iſt, um andere zu übergehen, ein Um— 
ſtand maßgebend. Ich bin ſehr oft in der Lage 
geweſen, die armen Hütten des Volkes zu beſuchen. 
Es iſt vielleicht nirgends ſo ſehr die Nothwendigkeit 
vorhanden, die kranken Mitglieder einer Familie 
von den geſunden zu ſepariren, als bei der Land— 
bevölkerung und der ärmeren, mit Kindern geſeg— 
neten Volkseclaſſe-überhaupt. 

Denken Sie ſich, meine Herren, wenn der ärmſte 
Mann, der kleinſte Hausbeſitzer es vermeiden wird, 
um nicht eine größere Steuer zu zahlen, ſein Wohn— 
haus in Räume abzutheilen, wenn vielleicht ſogar 
die Luſt zum Bauen dadurch verringert wird, indem 
ſich mehrere Familien in einem engen Raume zuſam— 
menpferchen — dann werden Sie doch zugeben 
müſſen, welche Gefahren hieraus für die Geſundheit 
des Volkes und namentlich der ärmſten Claſſe des— 
ſelben erwachſen werden. 

Ich mag daher den Paragraph wie immer be— 
trachten und namentlich dieſe angeführten Beſtim— 
mungen des Alinea e, vom Standpunkte der Sitt— 
lichkeit oder der Cultur, der Geometrie oder der 
Geſundheitslehre, ſo erſcheint er mir ſtets als ein 
im hohen Grade verderblicher. Deßhalb kann ich mich 
für ihn nicht ereifern, ich muß und werde gegen ihn 
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ſtimmen. Der zweite Abſatz des lit. e, $. 18 erinnert 
mich — ich muß es ſagen — nicht mehr an die 
Zeiten der ſpäten Wildheit, wo man doch ſchon 
wenigſtens Wigwams baute; er erinnert mich un— 
willkürlich an eine viel ältere Epoche, an die Zeit 
der Pfahlbauten. 

Im zweiten Alinea des Abſatzes e heißt es 
nämlich (liest): 

„Nur bei den Morlakenhütten in Dalmatien, 
dann bei Rohrhütten, Erdhütten ohne Mauerwerk, 
oder aus bloßem Ruthenflechtwerke oder eingeramm— 
ten Pflöcken errichteten Hütten iſt die Annahme eines 
geringeren Nutzungswerthes geſtattet.“ 

Dieſe hineingezwängten Wörtchen „ohne 
Mauerwerk“ ſollen hier für den Kataſter maßgebend 
ſein! Warum? iſt mir nicht klar geworden. 

Der Menſch baut ſich ſein Gebäude aus dem 
Stoffe, der ihm zur Hand liegt, alſo in einer gebir— 
gigen und ſteinigen Gegend baut ſich ſelbſt der 
ärmſte Mann vielleicht die Hälfte einer Wand oder 
eine Ecke aus Stein und Mauerwerk; und da müßte 
er ſchon eine vielleicht eine höhere Steuer zahlen, ob— 
gleich ſein dürftiges Gehäuſe viel kälter, ärmer und 
unpraktikabler ijt, als eine Holzhütte in einer holz- 
reichen Gegend. 

Ich glaube daher, daß die Worte „ohne Mauer— 
werk“ von keinem Standpunkte aus gerechtfertigt 
werden können. Ich befürchte fogar, daß bie Finanz— 
organe in ihrem Uebereifer es vielleicht nicht einmal 
dem Aermſten erlauben würden, eine Küche oder einen 
Ofen in ihrer Wohnung aufzuſtellen und zu ge— 
brauchen, weil dies dann nicht mehr übereinſtimmen 
würde mit der Beſtimmung des Geſetzes, die da 
heißt „ohne Mauerwerk“. 

Um nun die Herren nicht weiter zu behelligen, 
würde ich mir erlauben, folgenden eventuellen Antrag 
zu ſtellen, ich ſage „eventuellen“, weil ich grund— 
ſätzlich für den Antrag der Minorität bin, anderer— 
ſeits aber mich — abgeſehen von der Grundſätzlich— 
keit — und was die ſpeciellen Beſtimmungen be— 
trifft, doch etwas von dem Antrage Seiner Excellenz 
des Herrn Abgeordneten Dr. Breſtel entferne. 
Ich wünſchte, daß erſtens die Anſätze noch weiter 
gemindert werden, und zweitens möchte ich gerne, 
daß für den Fall, wo zwei Wohnungsbeſtandtheile 
find, die Summe des Nutzungswerthes dem Mini- 
mum des Nutzungswerthes jener Fälle gleich ange— 
nommen werde, wo nur ein Wohnbeſtandtheil vor— 
handen iſt. 

Ich beantrage daher, daß Punkt e folgen— 
dermaßen zu lauten habe (lest): 

„Der Nutzungswerth darf bei Gebäuden 
mit nur Einem Wohnungsbeſtandtheile nicht 
unter 6 fl., bei Gebäuden mit zwei Beftande 
theilen nicht unter 3 fl., bei den übrigen 
Gebäuden nicht unter 5 fl. veranſchlagt wer- 
den.“ 
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Bei dem zweiten Alinea des Punktes e möchte 
ich bloß die Worte „ohne Mauerwerk“ aug 
gelaffen wiſſen. (Bravo! rechts.) 


Vicepräſident: Der Herr Abgeordnete Dr, 
Czerkawski ſtellt für den Fall, als der Minoritäts 
antrag abgelehnt würde, folgenden Antrag: 
Punkt e habe folgendermaßen zu lauten: (Wieder- 
holt denselben.) 

Ich erſuche jene Herreu, welche dieſen Antrag 
unterſtützen wollen, fid) zu erheben. (Geschicht.) Der 
Antrag iſt unterſtützt. 

Bezüglich des Amendements, daß bei dem gwei: 
ten Alinea des Punktes e die Worte „ohne 
Mauerwerk“ ausgelaſſen werden, werde ich 
demſelben bei der Ab ſtimmung Rechnung tragen. 

Es hätte nun der Herr Abgeordnete Fux das 
Wort, nachdem aber derſelbe plötzlich unwohl ge— 
worden, kommt der nächſte Herr Redner, das iſt 
der Herr Abgeordnete Dr. Roſer, an die Reihe. Ich 
ertheile demſelben das Wort. 


Abgeordneter Dr. Roſer: Vom theoretiſchen 
Standpunkte aus würde ich am liebſten für den Mino— 
ritätsantrag ſtimmen, weil er den Verhältniſſen 
Rechnung trägt, vom praktiſchen hingegen muß ich 
mich gegen denſelben ausſprechen. So wie ich die 
ländliche Bevölkerung kenne, iſt es ihr lieber, wenn 
eine beſtimmte Ziffer ausgeſprochen wird, als wenn 
fie von einzelnen Steuerinfpectoren oder von einer 
Commiſſion abhängig fein fol. Ich gehe noch weiter 
als Seine Excellenz der Herr Abgeordnete Dr. 
Breſtel, welcher die Ziffer „8“ u. ſ. w. beantragt 
hat. Ich erlaube mir zu beantragen, Punkt c 
des $. 18 habe zu lauten (Mest): 

„Der Nutzungswerth darf bei Gebäuden 
mit nur Einem Wohnbeſtandtheile nicht 
unter 6 fl., bei Gebäuden mit zwei und drei 
Beſtandtheilen nicht unter 3 fl., bei den 
übrigen Gebäuden nicht unter 4 fl. für 
Einen Wohnbeſtandtheil veranſchlagt wer— 
den.“ 

Meine Herren! Wer die Verhältniſſe auf dem 
Lande kennt, wird zugeben, daß die Veranſchlagung 
des Nutzungswerthes, ſo wie er im Geſetzentwurfe 
angenommen iſt, beſonders die Landbevölkerung hart 
trifft, und unter dieſer wieder die Häusler, denn es 
gibt in Böhmen und Schleſien Häuschen mit einem 
Wohnbeſtandtheile, wo kaum 4 fl. Nutzungswerth 
ausfällt, geſchweige 8 oder 10 fl. Auf dem Lande 
im Erz- und Rieſengebirge und in den ärmeren 
Gegenden Oeſterreichs bekommen Sie ein ganzes 
Haus mit mehreren Wohnbeſtandtheilen und einem 
Garten um 24 bis 50 fl. Was wird nun entſtehen, 
wenn 10 oder 8 fl. als Nutzungswerth angenommen 
werden? 
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Dadurch wird natürlicherweiſe der Beſitzer 
trachten, in einem Wohnbeſtandtheile viele Inwohner 
aufzunehmen, die eben in zwei bis drei Wohnbeſtand— 
theilen Unterkunft finden ſollten. Dies hat ſchon der 
Herr Abgeordnete Dr. Heilsberg hervorgehoben. 
Mich bewegt das ethiſche und ſanitäre Moment zur 
Stellung dieſes Antrages. Es wäre doch endlich an 
der Zeit, daß wir das ſogenaunte Schachtelſyſtem 
der Wohnungen zu vermindern ſuchen. Wenn wir 
aber den Punkt e annehmen, fo werden natürlicher- 
weiſe dieſe auf die Geſundheit und auf die Sittlich— 
leit ſchädigend einwirkenden Momente eintreten. Ich 
empfehle daher meinen Antrag der Annahme des 
hohen Hauſes. 


Vicepräſident: Der Herr Abgeordnete 
Dr. Roſer ſtellt folgenden Antrag: (Wiederholt 
denselben, ) 

Ich bitte jene Herren, welche denfelben unter: 
ſtützen, fid) zu erheben. (Gesehieht,) Der Antrag ift 
hinreichend unterfti b t. 

Ich ertheile bem Herrn Abgeordneten Auſpitz 
das Wort. 


Abgeordneter Auſpitz: Bei dieſem Punkte 
des Geſetzes tritt der Uebelſtand beſonders lebhaft 
hervor, der auch (dpon in der Generaldebatte hervor: 
gehoben worden iſt, daß wir nämlich über ein 
Steuergeſetz berathen ſollen, ohne daß über die Höhe 
des Steuerausmaßes irgend etwas feſtgeſetzt wäre, 
Es würde bei dem gegenwärtigen Punkte außer— 
ordentlich viel leichter ſein, eine Einigung zwiſchen 
den verſchiedenen Anſichten zu erzielen, wenn die 
Frage dahin gerichtet wäre: wie viel ſoll das Mini— 
mum der Steuer eines Individuums oder einer 
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niſſes betragen. Es wäre dies die einfache Frage, 
wie groß diefe Kopfſteuer, welche eigentlich das 
Minimum bedeutet, bemeſſen werden ſolle? Um 
aber dieſe Frage in der Form, in welcher ſie viel 
einfacher wäre, löſen zu können, müßten wir [don 
das Steuerausmaß kennen. Heute aber müſſen wir 
vollkommen im Finſtern herumtappen. Wir ſollen 
das Minimum für eine Größe feſtſetzen, von der wir 
uns gar kein Bild machen können und von der wir 
nicht wiſſen, welchen Einfluß fie auf die Steuer- 
leiſtung eigentlich haben wird. Ich muß geſtehen, 
daß es mir bei dieſer Sachlage viel richtiger und 
zweckmäßiger erſcheinen würde: wenn man hier 
ebenſo wie bei 8.23 die Beſtimmung der Zifferfrage 
auf einen ſpäteren Zeitpunkt verſchieben würde. 
Es würde nach meiner Anficht viel correcter fein, 
wenn es hier heißen würde: Das Minimum für den 
Nutzungswerth wird durch jenes Geſetz feſtgeſetzt 
werden, welches ſeinerzeit das Steuerausmaß feſt— 
ſetzen wird. 


| 
| 
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Ich werde nun nicht einen diesbezüglichen An— 
trag ſtellen; denn man hat ſich in die Idee hinein— 
gelebt, ich möchte ſagen, hineinverrannt, daß die 
Abſchätzungen ohne Kenntniß des Steuerausmaßes 
ftattfinden müſſen, und bei den Abſchätzungen muß 
eben das Minimum des Nutzungswerthes ſchon feſt— 
geſtellt ſein. Es handelt ſich alſo darum, wie man 
dieſes Minimum feſtſetzen ſolle. Ich muß geſtehen, 
daß ſich die Schwierigkeit, welche bei dieſer Frage 
durch die vollkommene Unbekanntheit mit dem Steuer— 
ausmaße obwaltet, bei mir draſtiſch erwieſen hat. 
Ich habe im Ausſchuſſe, als dieſe Frage verhandelt 
wurde, für den Antrag der Majorität geſtimmt. Als 
man einwendete, daß bei dem Steuerausmaße von 
zwanzig Percent die Annahme des Majoritäts— 
antrages eine Mehrbelaſtung für die kleinen Häuſer 
involviren würde, habe ich erwidert, daß, wenn 
das Reſultat unſerer Berathung die Feſtſetzung eines 
20percentigen Steuergusmaßes fein fol, es über- 
haupt beſſer wäre, wenn wir die Mühe und Zeit 
der Berathung und die Koften der Veranlagung er— 
ſparen würden; denn wenn mit der Reform der 
Gebäudeſteuer nicht der weſentliche und bedeutende 
Uebelſtand der jetzigen Gebäudebeſteuerung, nämlich 
die abnorme Höhe beſeitigt werden kann, überhaupt 
die Reform ganz zwecklos und überflüſſig ſein würde. 
Ich habe mir erlaubt dieſen Standpunkt in der 
Generaldebatte hervorzukehren, und es ijt in der. 
That dieſer Standpunkt von dem Momente an, wo 
die Anträge, welche id) mir im Ausſchuſſe zu Stellen | 
erlaubte, und welche es ermöglicht hätten, bei der 
Herabſetzung des Steuerausmaßes im Allgemeinen 
eine Entſchädigung für den Ausfall durch die Be— 
ſteuerung der Grundrente zu finden, von dieſem 
Momente an, wo dieſe Anträge vollkommen bei Seite | 
geſchoben wurden, war es mir klar, daß das, was 
mir als der weſentliche Zweck der Steuerreform er— 
ſchien, die Herabſetzung des Steuerausmaßes, im 
Allgemeinen nicht erreicht werden konnte, von dem 
Momente an mußte ich dem Geſetze gegenüber den 
Standpunkt vollkommener Negation einnehmen, was 
ich auch in der Generaldebatte gekennzeichnet habe. 


Da aber das hohe Haus in ſeiner überwiegen— 
den Majorität ein anderes Urtheil gefällt hat, ſo 
muß ich mir in den Detailfragen die Frage ſtellen, 


beſtandtheilen involviren würden, welche heute eben— 
falls in die zwölfte Claſſe fallen. 

Ich muß alſo geſtehen, daß ich mich mehr und 
mehr dem Standpunkte jener Minorität nähern 
müßte, welche durch den Herrn Abgeordneten Dr. 
Schaup vertreten iſt, doch kann ich mich auch mit 
dieſem Standpunkte nicht vollſtändig identificiren. 

Ich ſtimme mit demſelben überein hinſichtlich 
der Gebäude mit einem Wohnbeſtandtheile und hin— 
ſichtlich der mit dreien. Ich halte es für ge— 
recht, daß bei den kleinſten Häuſern möglicherweiſe, 
wenn ein 20percentiger Steuerfuß als Baſis ange— 
nommen wird, eine kleine Reduction der Steuer ein— 
treten wird, und andererſeits die Steigerung, welche 
bei Gebäuden mit drei Wohnbeſtandtheilen nach dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Dr. Schaup und 
bei der Annahme eines 20percentigen Steuerfußes 
eintreten würde, nämlich die Steigerung um 46 ½ kr. 
nicht für übermäßig, und das iſt eben auch unver— 
meidlich, wenn man den großen, jetzt beſtehenden 
Uebelſtand, daß die Gebäude mit einem und drei 
Wohnbeſtandtheilen gleich behandelt werden, ver— 
meiden will. 

Ich bin aber in zwei Punkten mit dem Herrn 
Dr. Schaup nicht einverſtanden, nämlich mit der 
vollkommen gleichen Behandlung der Gebäude mit 
einem oder zwei Wohnbeſtandtheilen und namentlich 
nicht mit der Behandlung, welche die Gebäude mit 
mehr als drei Wohnbeſtandtheilen erfahren ſollen. 

Es ſind allerdings für die gleiche Behandlung 
der Gebäude mit Einem oder zwei Wohnbeſtandtheilen 
von mehreren Seiten Gründe angeführt worden, 
deren Triftigkeit ich zu einem gewiſſen Grade nicht 
verkennen will. 

Es iſt geſagt worden, es beſtehe ein eminent 
jociales, ethiſches Intereſſe, die Errichtung von Ge- 
bäuden mit zwei Wohnbeſtandtheilen zu befördern 
und das fanitütswidrige und ſittenwidrige Zuſammen— 
wohnen in einem Wohnbeſtandtheile zu verhindern. 

Ich billige diefe Auſicht; aber über die Wirt- 
ſamkeit, welche die Steuergeſetzgebung in dieſer 
Hinſicht ausüben kann, ſteht uns eine ſehr reiche 
Erfahrung und leider ſehr negativer Natur zu Ge— 
bote. Seit mehr als einem halben Jahrhunderte 
beſteht die Claſſenſteuer, ſeit mehr als einem halben 
Jahrhunderte werden Gebäude nicht nur mit einem und 


wie ſich denn unter den obwaltenden Verhältniſſen zwei, ſondern auch mit drei Wohnbeſtandtheilen in 
bei dem hohen Steuerausmaße die Folgen des Mini- ganz gleicher Weiſe beſteuert, und trotz dieſer be— 
malſatzes ſtellen werden, und ich muß zugeben, im deutenden, namentlich auf Gebäuden mit drei Wohn— 
Gegenſatze zu meiner Abſtimmung im Ausſchuſſe, daß beſtandtheilen geſetzten Steuerprämie haben wir in 
die Majoritätsanträge mir in Anſehung auf die Oeſterreich nur 400.000 Gebäude mit drei, dagegen 
Wahrſcheinlichkeit des hohen Steuerfußes nicht mehr | 845.000 mit einem Wohnbeſtandtheile (Rufe: Sehr 
annehmbar erſcheinen, weil fie nur für die Gebäude richtig ^), und ſelbſt die Zahl der Häuſer mit zwei 
mit Einem Wohnbeſtandtheile eine kleine Erleichterung Wohnbeſtandtheilen beträgt nur 1,100.000, was 
gewähren, für die Gebäude mit zwei Wohnbeſtand- gegenüber der Zahl von circa 800.000 mit einem 
theilen aber eine weſentliche Mehrbelaſtung und ganz Wohnbeſtandtheile gewiß fo gering ijt, daß man diefe 
beſonders in Bezug auf Gebäude mit drei Wohn- Ziffer nicht mit dem Prämium in Zuſammenhang 
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bringen kann, welches die Steuergeſetzgebung gewährt, 
ſondern daß eben das natürliche Bedürfniß der Be— 
völkerung hier maßgebend war. 

Zur weiteren Begründung iſt von dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Schaup angeführt worden, daß in 
einigen Ländern die Häuſer mit zwei und drei Wohn— 
beſtandtheilen gegenüber jenen mit einem Wohn— 
beſtandtheile bedeutend überwiegen, und daß alfo 
das Beſtehen von zwei oder drei Wohnbeſtandtheilen 
nicht als Luxus, nicht als etwas Außergewöhnliches 
betrachtet werden kann. 

Ich glaube, das ſpricht gerade für mich; wir 
wollen doch eine Gleichmäßigkeit in der Behandlung 
ber berſchiedenen Theile der Monarchie herſtellen. 
Wenn in einem Kronlande, wie z. B. in Nieder— 
oder Oberöſterreich, die Gebäude mit drei Wohn— 
beſtandtheilen durch eine verhältnißmäßig weit 
größere Ziffer repräſentirt ſind, als in Böhmen oder 
in Mähren, ſo liegt der Grund einfach darin, daß 
die bäuerliche Bevölkerung von Nieder- und Ober— 
öſterreich durchſchnittlich viel wohlhabender iſt als 
jene der flaviſchen Kronländer, und wenn hier die 
Anzahl der Gebäude mit drei Wohnbeſtandtheilen 
überwiegt, ſo iſt es, weil die Bevölkerung reicher 
und wohlhabender iſt. 

Und da iſt es gewiß nur gerecht, daß man ſie 
auch mit einem höheren Steuermaße treffe. Mein 
Vorhaben geht deßhalb dahin, für die Gebäude mit 
zwei Wohnbeſtandtheilen ein Minimum von 12 fl. 
zu etabliren; ich ſtimme mit dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Schaup hinſichtlich der Gebäude mit einem und 
drei Wohnbeſtandtheilen überein, da ſollein Minimum 
von 10 fl., beziehungsweiſe von 15 fl. für das ganze 
Gebäude beſtehen, und für Gebäude mit zwei Wohn— 
beſtandtheilen würde ich mir vorzuſchlagen erlauben, 
den Satz von 12 fl. feſtzuſetzen. Es ift dies immerhin 
noch eine bedeutende Begünſtigung des Baues von 
Häuſern mit zwei Wohnbeſtandtheilen; denn es wird 
kaum zugegeben werden können, daß der wirkliche 
Werth des Gebäudes durch Vermehrung von einem 
auf zwei Wohnbeſtandtheile nicht um mehr als 
20 Percent geſteigert werde. 

Das Moment, daß man die Errichtung von 
Häuſern mit zwei Wohnbeſtandtheilen befördern will, 
findet alſo in meinem Antrage noch immer ſeine An— 
erkennung, andererſeits aber auch die Rückſicht auf 
die ungeheuere Zahl von Gebäuden, welche heute mit 
einem Wohnbeſtandtheile beſtehen und welche durch 
die Forterhaltung der Gleichſtellung mit den den 
Wohlhabenderen gehörigen Häuſern mit zwei Wohn— 
beſtandtheilen äußerſt hart getroffen würden. 

Mein Antrag unterſcheidet ſich auch von dem 
Antrage der Minorität weiterhin in der Behandlung 
jener Gebäude, welche aus mehr als drei Wohn— 
beſtandtheilen beſtehen. Für dieſe beantragt die durch 
Herrn Abgeordneten Dr. Schaup vertretene Mino— 
rität eine durchſchnittliche Pauſchalſumme von 6 fl. per 


Wohnbeſtandtheil. Es würde ſonach ein Gebäude mit 
vier Wohnbeſtandtheilen mit 24 fl., eines mit fünf Bee 
ſtandtheilen im Minimum mit 30 fl., eines mit ſechs 
im Minimum mit 36 fl. im Nutzwerthe veranlagt 
werden. Mir ſcheint diefe Ziffer zu gering, wenn man 
ſich vor Augen hält, in welche Beſteuerung die Ge— 
bäude mit vier, fünf, ſechs und noch mehr Wohn— 
beſtandtheilen heute fallen. 

Heute ijt — wie ich mir ſchon in der Generale 
debatte erlaubt habe, darauf aufmerkſam zu machen — 


die Hausclaſſenſteuer eine weſentlich progreſſive; die 


Beſteuerung der Wohnbeſtandtheile ſteigt vom 
kleinſten bis zum großen Gebäude ſehr bedeutend, 
ſo bedeutend, daß, wenn man die heutigen Haus— 
claſſenſteuerſätze nach dem Beiſpiele der Regierung 
in den ſtatiſtiſchen Tabellen umrechnet, auf den Rube 
werth und unter Zugrundelegung des 2Opercentigen 
Steuerausmaßes der geſammte Nutzungswerth für 
ein Gebäude mit einem, zwei oder drei Wohnbeſtand— 
theilen mit 11 fl. 68 kr. angenommen wird, während 
für ein Gebäude mit zehn Wohnbeſtandtheilen er ſchon 
auf 140 fl., bei 30 Wohnbeſtandtheilen aber auf 
875 fl. ſteigt, alſo weit ſtärker, als nach dem bloßen 
Verhältniſſe der Anzahl der Wohnbeſtandtheile. 


Ich glaube, man ſollte ſich bei der Fixirung des 
Minimums, wenn auch dieſer progreſſive Satz nicht 
beibehalten werden kann, doch einigermaßen dem 
Beſtehenden nähern, und zwar möchte ich dieſe Rück— 
ſicht ganz beſonders jenen Herren empfehlen, welche 
gleich mir es als einen weſentlichen Zweck der 
Steuerreform betrachten, daß die ärmere Bevölkerung 
nicht ſtärker belaſtet werde als bisher, und daß nicht 
die Reform in dem Sinne ſtattfinde, daß die Steuer— 
laft von den Reicheren auf die Aermeren überwälzt 
werde; heute ſind die reicheren größeren Gebäude 
im Verhältniſſe zu den ärmeren kleineren relativ 
ſtärker belaſtet, und dieſe heute beſtehende relativ 
ſtärkere Belaſtung fol, wenn man ſchon ein Minimum 
feſtſetzt, wenigſtens einigermaßen beibehalten werden. 


Ich erlaube mir daher in dieſer Richtung den 
Vorſchlag zu machen, daß, ausgehend von dem 
Minimalſatze für Gebäude mit drei Wohnbeſtand— 
theilen, welchen ich conform dem Antrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Schaup auf 15 fl. normiren 
will, für jeden neuen weiteren hinzugekommenen 
Beſtandtheil das Minimum des Nutzungswerthes 
mit 10 fl. ſteige. Ich werde mir erlauben den 
Effect dieſes Vorſchlages, im Vergleiche mit dem des 
Herrn Abgeordneten Dr. Schaup, kurz anzuführen. 
Bei drei Wohnbeſtandtheilen hätten wir 15 fl., 
bei vier Wohnbeſtandtheilen reſultirt nach dem An— 
trage des Herrn Dr. Schaup 24 fl., bei mir 
25 fl., ſonach iſt kein weſentlicher Unterſchied vor— 
handen; bei fünf Wohnbeſtandtheilen ijt nach dem 
Antrage des Herrn Dr. Schaup 30 fl., nach dem 
meinigen 35 fl. reſultirend. 
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Die heute beſtehende Steuer entſpricht dem 
Nutzungswerthe von 35 fl. Mein Antrag fällt ſonach 
bei Gebäuden mit fünf Wohnbeſtandtheilen mit der 
heute beſtehenden Steuer zuſammen. Bei ſechs Wohn- 
beſtandtheilen hat ber Herr Abgeordnete Dr. Sch au p 
36 fl., ich 45 fl. beantragt; der heute beſtehende 
Steuerſatz entſpricht einem Nutzungswerthe von 
70 fl.; mein Antrag involvirt alfo immer noch eine febr 
namhafte Erleichterung dieſer Gebäude, wenn auch 
nicht eine ſo weitgehende, wie der Herr Abgeordnete Dr. 
Schaup ſie nach meiner Meinung ganz ungerecht— 
fertigt beantragt, und je mehr wir uns in Gebäude 
mit mehr Beſtandtheilen begeben, deſto größer wird 


die Differenz zwiſchen meinem und dem Antrage 


Dr. Schaup, und deſto ſicherer können wir auch 
annehmen, daß der Beſitzer, Nutznießer der wohl— 
habenderen Claſſe angehört. 

Bei 20 Wohnbeſtandtheilen würde nach dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Dr. Schaup ein 
Minimum des Nutzungswerthes von 120 fl., nach 
meinem Antrage von 185 fl. reſultiren; die heute 
beſtehende Steuer entſpricht bei dieſen Gebäuden 
einem Nutzungswerthe von 280 fl.; mein Antrag in- 
volvirt alſo eine Reduction von 100 fl., offen geſagt, 
gegen meine Intention, denn ich bedauere jede 
Reduction einer Steuer bei größeren Gebäuden, je— 
doch ich kann nicht allein gegen den Strom ſchwim— 
men, ich möchte jedoch, daß eine ſo weitgehende 
Reduction eintrete, wie dies nach dem Antrage der 
Minorität der Fall wäre. 

Ich möchte mir erlauben, wenige Worte an 
diejenigen Herren zu richten, welche in der Ziffer 
des Minimalſatzes weiter heruntergehen wollen, 
und zwar aus dem Grunde, weil ich in ihnen die 
natürlichen Bundesgenoſſen meines Antrages er— 
blicken muß, weil auch ſie von der Intention aus— 
gehen, die Laſten, welche auf der ärmeren Bevölke— 
rung ruhen, nicht zu erhöhen, ſondern ſie wo mög— 
lich zu erleichtern und umgekehrt die Laſten der 
reicheren Bevölkerung nicht zu vermindern. Ich möchte 
alſo dieſe Herren, in welchen ich meine natürlichen 
Bundesgenoſſen erblicke, darauf aufmerkſam machen, 
daß durch die bloße Fixirung eines niedrigeren 
Minimalſatzes der armen Bevölkerung möglicherweiſe 
nicht geholfen wird. 

Wenn wir zum Beiſpiele nach dem Vorſchlage 
der Herren Abgeordneten Czerkawski und 
Roſer das Minimum für einen Wohnbeſtandtheil 
auf ſechs Gulden und dem entſprechend für zwei, drei 
Wohnbeſtandtheile herabſetzten, würde in der zwölften 
Claſſe ein koloſſaler Ausfall entſtehen, wenn man 
auch nur den Steuerfuß von 20 Percent annehmen 
wollte. Da nun aber die zwölfte Claſſe den Haupt- 
beſtandtheil der heutigen Claſſenſteuer ausmacht und 
da man von der Idee nicht wird abgehen können, 
daß künftig die Gebäudeſteuer nahezu ſo viel brin— 
gen ſoll wie die heutige, wird man, wenn wir heute 


einen fo niedrigen Minimalſatz beſtimmen, nothwen- 
digerweiſe dahin kommen, den Steuerfuß unendlich 
in die Höhe zu ſchrauben. Die Gebäude, welche in 
den Minimalſatz fallen, werden dann keinen Vortheil 
haben, denn um was der Minimalſatz niedriger iſt, 
um das wird der Steuerfuß höher ſein. So aber wird 
dieſe Hinaufſchraubung des Steuerſatzes eine furcht— 
bare Laſt ſein für die nicht minder arme Bevölke— 
rung der kleinen Städte, welche nach dem Zins— 
werthe beſteuert wird und welche abzuwenden bei 
einer Steuerbaſis nicht in unſerer Macht wäre, weil 
wir da kein Minimum beſtimmen, die aber dann 
mit dem hohen Steuerfuße unendlich hart wird ge— 
troffen werden. 

Ich möchte die Herren, welche für die Intereſſen 
ber ärmſten und ländlichen Bevölkerung eintreten, 
aufmerkſam machen auf die Worte, die ich in der 
Generaldebatte geäußert habe: Es iſt unmöglich und 
wird nie möglich ſein, eine Steuerreform in dem 
Sinne auszuführen, daß die arme Claſſe weniger 
zahlt als bisher an directen Steuern. Sie kann nur 
in dem Sinne ausgeführt werden und nur dadurch 
kann den Intereſſen der armen Bevölkerung geholfen 
werden, daß die Reicheren mehr an directen Steuern 
zahlen als bisher, wodurch dann in Folge deſſen eine 
Erleichterung der indirecten Steuern wird eintreten 
können. Dieſe Mehrbelaſtung wird durch die Ein— 
führung der Einkommenſteuer erreicht werden, von 
welcher die Beſitzer von Häuſern mit einem, zwei, drei 
Wohnbeſtandtheilen nicht werden getroffen werden. 

Man ſoll alſo, wenn man das Intereſſe der 
ärmeren Bevölkerung vor Augen hat, nicht ſo ſehr 
darauf ausgehen, die Minimalſätze herabzuſetzen, 
ſondern ſoll darauf möglichſt das Augenmerk richten, 
das Verhältniß, welches heute in der Beſteuerung 
der armen und reichen Häuſer beſteht, möglichſt 
wenig zu Gunſten der letzteren zu alteriren, und in 
dieſem Sinne erlaube ich mir meinen Antrag der 
Annahme des hohen Hauſes zu empfehlen. 

Ich werde mir erlauben ihn zur Verleſung zu 
bringen. 

Der erſte Abſatz der litera e würde lauten 
(liest) : 

„Der Nutzungswerth darf bei Gebäuden 
mit nur einem Wohnbeſtandtheile nicht unter 

10 fl., bei Gebäuden mit zwei Wohnbeſtand— 

theilen nicht unter 12 fl., bei Gebäuden mit 

drei Wohnbeſtandtheilen nicht unter 15 fl. 
und für jeden weiteren Wohnbeſtandtheil 
nicht unter 10 fl. veranſchlagt werden.“ 

In formeller Beziehung möchte ich mir 
die Bitte an den Herrn Präſidenten erlauben, 
ſeinerzeit dieſen Antrag in zwei Theile getrennt 
zur Abſtimmung zu bringen, nämlich den 
erſten Theil bezüglich der Gebäude mit einem, zwei und 
drei Wohnbeſtandtheilen und dann den zweiten Theil 
bezüglich der weiteren Gebäude. (Bravo! links.) 
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Vicepráfident: Der Herr Abgeordnete 
Auſpitz ſtellt den Antrag: (Liest denselben.) Ich 
erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag unter— 
ſtützen wollen, fic) zu erheben. (Geschieht.) 

Dieſer Antrag iſt nicht hinreichend unter 
ft ü t t. 

Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Harant das Wort, 


Abgeordneter Dr, Harant: Ich hatte mid) 
zum Worte gemeldet in der Abſicht, zu litera a des 
8. 18 zu ſprechen; bei der Unruhe jedoch, die im 
Hauſe war, habe ich die allgemeine Aufforderung des 
Herrn Präſidenten, wer ſich zum Abſatze a noch zum 
Worte melden wolle, überhört, daher muß ich gegen— 
wärtig, da die Debatte über Abſatz a bereits ge 
ſchloſſen iſt, auf das Wort verzichten. 


Vicepräſident: Der Herr Abgeordnete Freie 
herr v. Gudenus hat das Wort. 


Abgeordneter Freiherr v. Gudenus: Ich bin 
in derſelben Lage, wie der Herr Abgeordnete Dr. 
Harant, auch ich habe mich ausdrücklich zum 
8. 18, lit, a zum Worte gemeldet und wartete, bis 
mein Name genannt werde, und ich habe überhört, 
daß die Debatte über lit. a bereits geſchloſſen war. 
Ich kann alfo das Wort nicht mehr ergreifen. 


Vicepräſident: Der Herr Abgeordnete Graf 
Bonda hat das Wort. 


Abgeordneter Graf Bonda: Ich erlaube mir 
zum zweiten Alinea der lit. c des 8.18 einen Abän— 
derungsantrag zu ſtellen. 

Sowohl im Regierungsentwurfe, als auch in der 
Vorlage des Ausſchuſſes heißt es: „Nur bei den 
Morlakenhüt ten in Dalmatien, dann bei Rohr- 
bitten” u. f. w. 

Ich bin überzeugt, daß man im Ausſchuſſe ge— 
wußt hat, was man gewöhnlich unter „Morlaken— 
hütten“ verſteht; es iſt aber gewiß ein Begriff, der 
nur Wenigen, nicht Allen geläufig iſt, und ich glaube, 
es ſolle ein Wort ins Geſetz nicht aufgenommen 
werden, das nicht allgemein verſtändlich iſt. 

Unter „Morlakenhütten“ verſteht man Hütten, 
welche aus trockenem Mauerwerke beſtehen, bei wel— 
chen die Steine ohne Kalkverbindung loſe aufeinan— 
der gelegt ſind. 


Es würde ganz entſprechend ſein, daß man das— 
jenige ſage, was mit den Worten „Rohrhütten, 
Erdhütten ohne Mauerwerk und Hütten aus Ruthen⸗ 
geflechte“ bezüglich der anderen Länder ausgedrückt 

werden ſoll, das iſt Gebäude aus ſolchem Materiale, | 
welches faft umſonſt zu haben ijt; während in ande: | 
ren Gegenden Rohr, Erde und Ruthengeflechte | 
billig ober umſonſt zu haben find, find bei uns leider 


Steine in folder Zahl vorhanden, daß deren Bei- 
ſchaffung Jaht keine Koſten verurſacht. 

Ich würde mir daher erlauben, folgende 
Stiliſirung des Alinea 2 der lit. c des $, 18 zu 
beantragen (liest) : 

„Nur bei den aus trockenem Mauerwerke ers 

richteten Hütten in Dalmatien“ u. ſ. w. 

Noch ein zweites Moment veranlaßt mich, die— 
ſen Antrag zu ſtellen, nämlich die Bedeutung des 
Wortes „Morlaken“. 

Ich werde den verehrten Herren keinen Vortrag 
über die Etymologie des Wortes „Morlaken“ hal— 
ten, ich will nur conſtatiren, daß nach dem jetzigen 
Sprachgebrauche mit dem Worte „Morlaken“ gewöhn— 
lich eine geringſchätzende Nebenbedeutung verbunden 
wird, und ich halte es nicht für geziemend, in ein Ge— 
ſetz Worte aufzunehmen, welche beim größten Theile 
der Bevölkerung Anſtoß erregen könnten. 


Vicepráfident: Der Herr Abgeordnete Graf 
Bonda ſtellt folgenden Antrag: (Wiederholt den- 
selben.) 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche dieſen 
Antrag unterſtützen, fich zu erheben. (Geschieht.) 
Derſelbe ift hinreichend unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Freiherr v. Tinti hat 
das Wort. 

Abgeordneter Freiherr v. Tinti: Der Abſatz 
des Geſetzes, über welchen wir gegenwärtig debat— 
tiren, iſt einer der wenigen, bezüglich deſſen ich mich 
nicht in Uebereinſtimmung mit den Anträgen der 
Majorität befinde. Ich muß mich vielmehr aus voll— 
ſter Ueberzeugung für den vom Herrn Abgeordneten 
Dr. Schaup geſtellten Antrag ausſprechen. Ich 
glaube, daß der Antrag, wie ihn die Minorität, die 
vom Herrn Abgeordneten Dr. Schaup vertreten 
wurde, ſtellt, zwei Richtungen entſpreche, die gewiß 
für uns bei der Berathung dieſes Geſetzes maf- 
gebend ſein ſollen, einerſeits der billigen Rückſicht auf 
die Steuerträger, der Rückſicht der Gerechtigkeit in 
Bezug auf die Vertheilung der Steuer, andererſeits 
aber auch der gewiß für uns in gleichem Maße ge— 
botenen Rückſicht auf das Staatsbedürfniß. Man 
klagt — und wir haben dieſe Klagen vielſeitig gehört, 
ſie ſind auch in Petitionen zum Ausdrucke gekommen, 
welche dem hohen Hauſe vorliegen — daß die gegen— 
wärtig beſtehende Hauszinsſteuer nach ihren enorm 


hohen Steuerſätzen zu den drückendſten Steuergattun— 


gen gehört. Wir haben aber bisher keine Klage ge— 
hört, daß auch die Hausclaſſenſteuer, namentlich in 
ihren unterſten Sätzen eine drückende ſei. Die Haus— 
claſſenſteuer, wie fie beſteht, und ich halte mich vors 
zugsweiſe an die niederen Claſſen, iſt eine ſolche, 
welche bisher allgemein als eine gerechte und billige 
betrachtet wurde und wo von keiner Seite bisher noch 


das Verlangen geſtellt wurde, dieſen Steuerſatz her— 


abzuſetzen. 
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wurden. Dieſe können allerdings zwar Gegenſtand 
der Abſtimmung, nicht aber mehr der Debatte ſein. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche dafür ſind, 
daß ſämmtliche zum Abſatze e des S. 18 geſtellte 
Anträge, wozu ſelbſtverſtändlich auch die der Herren 
Abgeordneten Dr. Kowalski, Grafen Bonda 
und Dr. VBitezic zum 2, Alinea des Abſatzes e ge- 
hören, an den Ausſchuß zur Vorberathung 
und eheſten Berichterſtattung zurückge— 
wieſen werden, ſich zu erheben. (Geschieht.) Der 
Antrag iſt angenommen. 

Wünſcht Jemand zu Abſatz lit. d des $. 18 das 
Wort? (Niemand meldet sich.) Es ijt nicht der Fall. 

Ich erſuche jene Herren, welche Abſatz lit. d 
des $. 18 annehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht,) Abſatz lit. d des S. 18 iſt ange 
nommen. 

Der Herr Berichterſtatter der Minorität bean— 
tragt einen neuen Zuſatz zu $. 18 als 8. 18 a. Ich 
ertheile ihm das Wort zur Begründung ſeines An— 
trages. 


Berichterſtatter der Minorität Ritter v. 
Krzeczunowiez: Ich beantrage einen Bujak zu 
§. 18 als neuen Paragraph. Dieſer Satz wird auch 
einen Grundſatz der Einſchätzung enthalten (liest) : 

„Die entſendeten Commiſſionsmitglieder, 
ſowie die Bezirks- und Ortscommiſſionen 
haben ferner den, nach Abzug des Percentes 
für Erhaltung der Gebäude und Amortiſation 
des Anlagecapitales ſich ergebenden reinen 

Nutzungswerth durch Vergleichung mit dem 

gemeinen Capitalswerthe, um welchen das 

Gebäude nach allen auf den Werth einfließen: 

den Verhältniſſen zur Zeit der Einſchätzung 

einen Käufer leicht finden würde — zu 
prüfen und hiernach richtigzuſtellen.“ 

Meiner Anſchauung nach iſt eine ſolche Con— 

trole um ſo nothwendiger, als der Abſatz a im 8. 18 
angenommen wurde, ein Abſatz, welcher meiner An— 
ſicht nach die Erhebung des Nutzwerthes in einem 
Orte, wo Vermiethungen nicht vorkommen, in einer 
ungerechten und für die Hausbeſitzer in dieſem Orte 
ſchädlichen Weiſe regelt. 

Es wäre alſo nun noch dieſer Anhaltspunkt vor— 
handen, um dieſe ſchädliche Regelung der Nutzungs— 
wertheinſchätzung hintanzuhalten. 

Mit dieſer Regel dürfte nicht mehr der Fall vor- 
kommen können, daß in ſolchen Orten Häuſer mit 40, 
50 bis 100 fl. Capitalswerth in einem dieſem 
Capitalswerthe gar nicht entſprechenden Nutzwerthe 
eingeſchätzt werden könnten. 

Ich habe mein Amendement weiter nicht zu be— 
gründen und ſtelle es nur, um meinen Standpunkt zu 
wahren, da ich ohnehin keine Ausſicht habe, daß dieſes 
Amendement die Majorität erlangt. 
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Präſident: Ich eröffne über dieſen Antrag 
die Debatte. 

Wünſcht Jemand das Wort dazu? (Niemand 
meldet sich.) Da es nicht der Fall ijt, jo erkläre ich 
die Debatte für geſchloſſen. 

Der Herr Berichterſtatter der Majo— 
rität hat das Wort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Ich 
werde mir nur ein paar Worte erlauben. 

Es handelt ſich hier um ein Princip, welches 
in der Generaldebatte auf das eingehendſte erörtert 
worden iſt, ſowohl vom Herrn Berichterſtatter der 
Minorität mit Gründen für die Berückſichtigung des 
Capitals und Kaufwerthes, ſowie von meiner Seite 
mit Gründen dagegen. 

Ich muß mich heute, wo es ſich bloß darum 
handelt, daß der Capitals- und Kaufwerth nicht 
ausſchließlich als Baſis der Steuerveranlagung, 
ſondern nur zum Vergleiche bei Ermittlung des 
Nutzwerthes heranzuziehen, auch dagegen aus— 
ſprechen, und zwar deßhalb, weil es doch ſehr ſchwer 
möglich ſein dürfte, in den Landbezirken ſo viel 
Material herbeizuſchaffen, um einen angemeſſenen 
Vergleich des Nutzwerthes mit dem Kaufwerthe zu 
ermöglichen. Wenn darauf hingewieſen wird, daß 
der Kaufwerth viel mehr den realen Verhältniſſen 
entſpricht, als der Nutzwerth, ſo habe ich bei der 
Generaldebatte ſchon darauf erwidert, daß dem doch 
nicht ſo ſei; würde für jedes einzelne Haus der 
Kaufwerth vorliegen, ſo wäre dies jedenfalls eine 
reale Grundlage, ein realer, berückſichtigenswerther 
Factor; dies iſt aber nicht der Fall. Es müſſen 
daher Käufe oder Verkäufe anderer Häuſer, als 
die abzuſchätzenden es ſind, herangezogen werden, 
und vielleicht Käufe aus dem ganzen Bezirke, um 
ſodann mit Benützung des ſehr weitſchichtigen 
Materials einen Durchſchnitt zu ermitteln. Und 
dieſe Durchſchnittsermittlung iſt ebenfalls ein durch— 
wegs ideales Element, in ähnlicher Weiſe, wie nach 
der Anſicht der Minorität der Nutzwerth. 

Ich beantrage daher die Ablehnung 
des Antrages der Minorität. 


Präſident: Ich bitte die Herren, auf die 
Plätze zu gehen. (Nach einer Pause :) 

Die Minorität des Ausſchuſſes beantragt zu 
§. 18 einen neuen Abſatz als §. 18 a. Derſelbe 
lautet (liest): 

„Die entſendeten Commiſſionsmitglieder, 
ſowie die Bezirks- und Ortscommiſſionen 
haben ferner den, nach Abzug des Percentes 
für Erhaltung der Gebäude und Amorti- 
ſation des Anlagecapitals ſich ergebenden 
reinen Nutzungswerth durch Vergleichung 
mit dem gemeinen Capitalswerthe, um 
welchen das Gebäude nach allen auf den 
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Werth einfließenden Verhältniſſen zur Beit 
der Einſchätzung einen Käufer leicht finden 
würde — zu prüfen und hiernach richtig— 
zuſtellen.“ 

Ich erſuche jene Herren, welche dem Antrage 
der Minorität des Ausſchuſſes wegen Einfügung 
dieſes Paragraphes zuſtimmen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Der Antrag ijt in der Minorität und 
daher abgelehnt. 

Wünſcht Jemand zu $. 19 das Wort? 


Abgeordneter Ritter v. Wezyk: Ich bean— 
trage Schluß der Sitzung. 


Präſident: Ich bitte, meine Herren, wir 
müſſen doch etwas länger Sitzung halten. Bis zum 
8. 23 find keine Redner eingetragen; nur beim $. 23 
wird es eine längere Debatte geben. Ich möchte 
daher ſehr bitten, daß die Herren Geduld haben, 
noch bis zu dieſem Paragraphe in die Beſchluß— 
faffung einzugehen. (Zustimmung. 

Wünſcht Jemand zu §. 19, „Feſtſtellung der 
Werthziffer durch die Bezirks- und Ortscommiſſion“, 
das Wort? (Niemand meldet sich.) 

Wünſcht Jemand zu 8, 20, „Veröffentlichung 
und endgiltige Feſtſtellung der Schätzungsreſultate“ 
das Wort? (Niemand meldet sich), oder zu $. 21, 
„Berechnung des ſteuerfreien Nutzungswerthes?“ 
(Niemand meldet sich.) Da dies nicht der Fall iſt, 
ſo erſuche ich jene Herren, welche den 88. 19, 20 
und 21 nach der Faſſung des Ausſchuſſes, 
wie ſie hier gedruckt vorliegen, ihre Zuſtimmung 
geben, ſich zu erheben. (Geschieht.) Dieſe Paragraphe 
ſind ſomit angenommen. 

Bei $. 22, „Steuerperiode für die nach dem 
Nutzungswerthe beſteuerten Gebäude“, beantragt die 
Minorität, daß ſtatt „von fünf zu fünf Jahren“ 
angenommen werde: „von fünfzehn zu fünf— 
zehn Jahren“. 

Wünſcht der Herr Berichterſtatter der 
Minorität das Wort? 


Berichterſtatter der Minorität Ritter v. Wejye : 
Zu dieſem Paragraphe hat die Minorität den Antrag 
geſtellt, daß ſtatt der im $. 22 beantragten Nevi- 
ſionen des Gebäudeſteuerkataſters von fünf zu fünf 
Jahren ſolche in Zeiträumen von fünfzehn Jahren 
wiederkehrende Reviſionen feſtgeſtellt werden, und 
daß auch in dieſen Zeiträumen die Einſchätzungen 
ſtattfinden. 

Es iſt eine allgemein von der Wiſſenſchaft und 
Praxis anerkannte Thatſache, daß die Entrichtung 
der Rentenſteuer eine gewiſſe Stabilität haben muß, 
und daß ein fortwährendes Rütteln an den realen 
Steuern und derartige in ſo kurzen Zeitperioden 
wiederkehrende Kataſterreviſionen nur ſehr ſchädliche 
Folgen für die Bevölkerung haben, weil dadurch die 


Steuerobjecte entwerthet werden können und weil 
diefe Umſtände zu einer Beunruhigung der Bevöl— 
kerung Anlaß geben. 

Außerdem iſt es ſchon allgemein bekannt, daß 
die Gebäude, welche nach dem Nutzungswerthe be» 
ſteuert werden, ſich ausſchließlich auf dem flachen 
Lande befinden, und daß auf dem flachen Lande die 
Verhältniſſe ſich nicht ſo rapid ändern, daß die 
Nothwendigkeit derartiger Kataſterreviſionen in fo 
kurzen Zeitperioden, nämlich von fünf zu fünf Jahren, 
ſich ergeben würde. 

Man muß auch nicht außer Acht laſſen, was 
(don in dieſem hohen Haufe bei ber Generaldebatte 
angeführt wurde, daß jede Kataſterreviſion wenigſtens 
1% Millionen Toten wird, und daß diefe Steuer 
im Ganzen höchſtens ſechs Millionen einbringen wird, 
und ich glaube deßhalb, daß der Koſtenaufwand, den 
wir denn doch aus unſerer Taſche hergeben müſſen, 
zu den Erträgniſſen der Steuer in keinem Vere 
hältniſſe ſtehe. 

Es iſt alſo eine wahrhaft unnütze Arbeit, denn 
wenn es auch möglich wäre, hierdurch eine geringe 
Steuererhöhung zu erhalten, ſo wird dieſe Erhöhung 
ſicherlich nicht die Koſten decken, welche wir bei den 
Kataſterreviſionen aufwenden müſſen. Es iſt dies 
alſo, meine Herren, wirklich eine Danaiden-Arbeit. 

Aus dieſem Grunde hat ſich die Minorität ent= 
ſchloſſen, den Antrag auf in fünfzehn Jahren wieder— 
kehrende Kataſterreviſionen zu ſtellen. 

Da ich aber von vielen Seiten gehört habe, 
daß dieſer Antrag vielleicht auf Schwierigkeiten 
ſtoßen wird — ich weiß nicht, aus welchen Gründen, 
aber ich vermuthe, daß dies vielleicht aus denſelben 
Gründen geſchieht, mit welchen uns die Bezirks— 
ſchätzungscommiſſionen beſcheert wurden — ſo be— 
antrage ich namens der Minorität in Abänderung 
ihres urſprünglichen Antrages diefe periodiſchen 
Kataſterreviſionen von zehn zu zehn Jahren. 

Die Minorität ändert daher ihren Antrag 
in dem Sinne, daß ſie ſtatt einer 15jährigen eine 
zehnjährige Periode beantragt. 


Práfident: Ich muß mir von dem Herrn 
Berichterſtatter der Minorität eine Erklärung 
darüber erbitten, ob die Minorität ihren Antrag 
auf 15jährige Reviſionsperiode zurückzieht und 
Hatt beffen nunmehr eine zehnjährige Reviſions⸗ 
periode zu beſtimmen beantragt, 


Berichterſtatter der Minorität Ritter v. 
Weiyk: Ja wohl, fo ijt es. 


Präſident: Dann muß ich über den Antrag 
auf Beſtimmung zehnjähriger Reviſions⸗ 
perioden erſt die Unterſtützungsfrage ſtellen, 
da er als ein neuer Antrag zu betrachten ift, 
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Ich bitte jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Derſelbe 
iſt unterſtützt. 

Es hat ſich noch Herr Dr. Euſebius Czer— 
kawski zum Worte gemeldet. Ich ertheile ihm das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Euſebius Czerkawski: 
Ich hatte eben die Abſicht, den von dem Herrn 
Berichterſtatter der Minorität geſtellten Antrag 
als Vermittlungsantrag zu ſtellen. Da dieſer Antrag 
jetzt bereits von dem Herrn Berichterſtatter acceptirt 
worden iſt, ſo erübrigt mir nichts Anderes, als ihn 
zu unterſtützen. Ich muß von meiner Seite ihm auf 
das Wärmſte das Wort führen. Wenn es ſich in 
dem Streite der Majorität und der Minorität um 
eine Entſcheidung handeln würde, käme es vor 
Allem auf die Gründe an, welche jede dieſer Par— 
teien für uns in Anſpruch nimmt. In dem Berichte 
der Majorität ſuchen wir vergeblich nach einer halt— 
baren Begründung jener Anſichten, welche ſie uns 
zur Annahme empfiehlt. Der Bericht der Majorität 
zählt bloß die Gründe auf, welche die Minorität für 
ſich im Ausſchuſſe geltend gemacht hat, für ſich aber 
führt ſie nichts Anderes an, als daß ſie eben die 
Majorität war und daß es dieſer Majorität 
gefällig war, eine kürzere Friſt als Steuerperiode 
feſtzuſetzen. s 

(£8 ift daher erſichtlich, daß hier bloß das Be— 
lieben, nicht aber irgend eine vernünftige Begründung 
vorwaltete. Ich glaube aber nicht, daß das hohe 
Haus der Anſicht iſt, daß das Belieben einer Majori— 
tät die einzig ausreichende Motivirung eines Ge— 
ſetzes iſt. 

Wenn ich jedoch unabhängig von dieſem Um— 
ſtande mich frage, was für die eine oder für die 
andere Auffaſſung ſpricht, ſo kann ich nicht umhin, 
die Anſicht auszuſprechen, daß eine längere oder kürzere 
Periode überwiegend und allein Gründe für ſich in 
Anſpruch nehmen kann, welche auf Beachtung ein 
Recht haben. 

Schon das, was der Herr Berichterſtatter der 
Minorität hier geltend gemacht hat, iſt von der Art, 
daß es die volle Beachtung ſeitens des hohen 
Hauſes verdient. Außerdem aber, glaube ich, ſprechen 
noch wichtige finanz⸗politiſche und volkswirthſchaftliche 
Gründe für ſeine Anſicht, beziehungsweiſe für die 
Annahme der längeren Periode. 

Wie ſchon heute bemerkt worden ijt, ijt die 
Steuerzahlung durchaus nichts Angenehmes für den 
Steuerträger, im Gegentheile, ſie wird überall als 
eine drückende Laſt empfunden, daher haben alle 
Lehrer der Volkswirthſchaft den Grundſatz vertheidigt, 
daß wenigſtens die Erhebung der Steuer ſo wenig 
als möglich drückend für die Steuerzahler gemacht 
werden müſſe. Es müſſen alle Plackereien bei der 
Steuererhebung möglichſt beſeitigt werden. Kann es 
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aber, meine Herren, eine größere Plackerei geben, als 
die fortwährende Erhebung und Schätzung des Eigen— 
thumes 7 Und gerade hier beabſichtigt die Majorität des 
Ausſchuſſes eine ſolche Plackerei. Kaum iſt der Eigen— 
thümer einer Erhebung ledig und kaum hat er noch 
Zeit, ſich des ungetrübten Genuſſes ſeines Beſitzes 
und Eigenthumes zu freuen, ſo ſoll eine Reviſion des 
Gebäudekataſters kommen, es ſollen wiederum alle 
Details ſeines Eigenthumes, ſeines Beſitzes erhoben 
werden, er ſoll ſich neuerdings den Gefahren einer 
Strafe ausſetzen, wenn er irgend ein Detail des Nutz— 
werthes verheimlicht, es willkürlich oder unwillkürlich 
ausgelaſſen haben ſollte. 

Wer weiß, mit welchen Plackereien ſchon die 
einfachen Zinsſteuerbekenntniſſe verbunden ſind, der 
wird es auch ermeſſen, daß die vollſtändige Rechen— 
ſchaft und die Reviſion des Gebäudekataſters noch 
drückender und läſtiger werden muß. 

In dem Berichte der Minorität iſt klar aus— 
einandergeſetzt, daß eine ſolche Reviſion des Gebäude— 
kataſters in ſo kurzen Zeiträumen, wie ſie hier von 
der Majorität beabſichtigt werden, gar nicht noth- 
wendig iſt, indem alle wichtigen Veränderungen des 
Nutzwerthes von Zeit zu Zeit und ſogleich angezeigt 
werden müſſen. 

Ich glaube aber, daß eine ſolche fortwährende 
Wiederholung der Reviſion des Gebäudeſteuer— 
kataſters vom volkswirthſchaftlichen Standpunkte aus 
ſogar ſchädlich iſt. 

Ein alter Lehrer der Volkswirthſchaft, Adam 
Smith, hat den Grundſatz aufgeſtellt, daß die Steuer— 
erhebung nicht in der Art ſein müſſe, daß ſie die 
Production hemme, und namentlich erklärt er ſich 
gegen eine ſolche, welche die Ameliorationen des 
Eigenthumes unmöglich macht oder welche von der— 
ſelben den Eigenthümer abſchreckt. 

Was kann aber von der Amelioration mehr 
abſchrecken, als wenn unmittelbar, nachdem ſie ins 
Werk geſetzt iſt, ſogleich eine Steuererhöhung ein— 
treten muß? 

Von fünf zu fünf Jahren ſoll die Reviſion des 
Gebäudekataſters vorgenommen werden. Ich über- 
gehe die wichtigen Ameliorationen und faſſe nur die 
geringeren, die minder wichtigen ins Auge. 

Kaum daß zwei, drei Jahre vergehen, eine 
Zeit, welche nicht hinreicht, um das darauf verwen— 
dete Capital dem Eigenthümer wieder zu erſetzen, ſo 
kommt ſogleich die Steuerbehörde und läßt ſich dieſen 
Nutzen als Steuer zurückgeben, welchen doch der 
Eigenthümer für ſich in Anſpruch zu nehmen berech— 
tigt wäre. 

Ich glaube, meine Herren, daß dies der ſicherſte 
Weg iſt, um Jeden von ſolchen kleinen Verbeſſerun— 
gen des Eigenthumes abzuſchrecken. 

Dieſe und ähnliche Gründe ſprechen dafür, daß 
wir eine längere Periode für die Reviſion des Ge— 
bäudekataſters anſetzen, daß allfällige Verbeſſerungen 
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bem Eigenthümer das aufgewendete Capital 
wenigſtens theilweiſe erſetzen. Die Zeit von fünf 
Jahren reicht dafür nicht hin; ich glaube, daß die 
Verdoppelung dieſer Zeit, alſo die Erweiterung 
dieſer Periode bis auf 10 Jahre hier mehr ange— 
zeigt wäre. Ich unterſtütze den Antrag der 
Minorität. 


Präſident: Wünſcht Jemand das Wort? 
(Abgeordneter Neuwirth meldet sich.) 
Herr Abgeordneter Neuwirth hat das Wort, 


Abgeordneter Neuwirth: Ich erlaube mir, 
mit wenigen Worten den Minoritätsantrag zu be— 
fürworten. Es ſcheint mir eine ausreichende Begrün— 
dung dafür, daß alle fünf Jahre eine koſtſpielige 
Kataſterreviſion vorgenommen werden ſoll, in dem 
Ausſchußberichte vollſtändig zu fehlen. 

Ich vermeine vielmehr, ſo kurz die Begründung 
iſt, welche der gegentheiligen Anſchauung im Mino— 
ritätsberichte zutheil wird, dieſe ungleich vielſagender 
iſt, als das Schweigen im Berichte der Majorität des 
Ausſchuſſes. Ich habe die feſte Ueberzeugung, daß 
das materielle Ergebniß der Kataſterreviſion von 
fünf zu fünf Jahren in keinem Falle ausreichen 
wird, um die Koſten ber Reviſion zu decken, ganz abe 
geſehen davon, daß eine außerordentliche Ueber— 
bürdung der ohnehin überbürdeten Einſchätzungs— 
commiſſion dadurch hervorgerufen wird. 

Vielleicht iſt der Herr Berichterſtatter der 
Majorität in der Lage, vor der Abſtimmung die 
Motive näher auszuführen, welche die Majorität des 
Ausſchuſſes zu dieſem Abſatze bewogen haben und 
von einem, wie es ſcheint, durchaus berechtigten 
Antrage abzuſtehen. So lange das nicht der Fall iſt, 
müßte ich mit Rückſicht auf den Zuſammenhang 
mit §. 23 mich entſchieden für eine mindeſtens 
zehnjährige Steuerperiode ausſprechen. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Da dies nicht der Fall iſt, 
ſo erkläre ich die Debatte für geſchloſſen. 

Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 

Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Ich 
kann ſowohl der Aufforderung des geehrten Herrn 
Vorredners, als auch der des Herrn Abgeordneten 
aus Galizien Genüge leiſten, indem ich jene Auf— 
klärungen gebe, welche in Bezug auf dieſen Para— 
graph von mir verlangt werden. 

Ich glaube nicht, daß man von einem Belieben 
der Majorität ſprechen kann, wenn hier geſagt wird, 
daß die Majorität des Ausſchuſſes ſich gegen einen 
längeren Zeitraum ausſprach. Die Gründe, welche 
im Ausſchuſſe pro und contra angeführt worden 
ſind, ſind im Motivenberichte ausführlich dargelegt 
worden. Es wurde nämlich darüber geſtritten, ob 


Haus der Abgeordneten. — 126. Sitzung der 8. Seſſion am 10. März 1875. 


Jahre es ſind, ſo bedeutende Veränderungen ſich 
ergeben können, daß die Commiſſionen an eine Satafter- 
reviſion zur Bemeſſung neuer Steuergrundlagen 
ſchreiten ſollen. Einzelne Herren führten dort den— 
ſelben Nachweis, den der Herr Abgeordnete aus 
Galizien zu geben verſucht hat, indem er betonte, 
daß es nicht möglich ſei, daß ſich ſolch' bedeutende 
Steigerungen des Miethzinſes vollziehen können, um 
es gerechtfertigt zu finden, eine neue Kataſterreviſion 
vorzunehmen. Ich kann ſagen, daß ich im Ausſchuſſe 
derſelben Anſchauung war, daß ich aber mit dieſer 
Anſicht in der Minorität blieb. 

Als ich zum Berichterſtatter der Majorität 
gewählt wurde, mußte ich dem Compromiſſe Rechnung 
tragen und konnte die gegentheiligen Gründe, weß— 
halb die Majorität ſich gegen dieſe Auffaſſung aus— 
ſprach, nur mit ein paar Worten berühren, wenn ich 
nicht dagegen polemiſiren wollte. Ich kann von 
meinem Standpunkte den Bedenken der unmittelbaren 
Herren Vorredner nicht entgegentreten, ich glaube 
ſogar, daß es im Intereſſe der Sache läge, wenn 
man ſtatt dem Antrage der Majorität auf den An— 
trag der Minorität, nämlich auf zehn Jahre com— 
promittiren würde. Die Anſicht der Minorität im 
Ausſchuſſe, welche 15 Jahre vorſchlug, hat kein 
einziges Mitglied der Majorität des Ausſchuſſes, 
mit Ausnahme des Herrn Abgeordneten aus Galizien, 
angenommen. Dies zur Erklärung, daß über die 
Motive des Beſchluſſes der Majorität nur mit 
wenigen Worten im Motivenberichte gedacht wird. 


Präſident: Ich ſchreite zur Abſtimmung. Da 
der urſprüngliche Antrag der Minorität, daß die 
allgemeine Reviſion des Grundſteuer— 
kataſters von 15 zu 15 Jahren einzutreten 
habe, zurückgezogen wurde, ſo liegt nur der Antrag 
des Herrn Abgeordneten We zyk vor, welcher dieſen 
Zeitraum auf zehn Jahre feſtgeſetzt wiſſen will, 
entgegen dem Ausſchußantrage, welcher "einen Beit- 
raum von 5 Jahren feſtſetzt. 

Ich werde zuerſt den Text des §. 22, wie er 
gedruckt vorliegt, zur Abſtimmung bringen, mit Vor- 
behalt der Abſtimmung über die Ziffer. Dann werde 
ich zuerſt über die höhere Ziffer abſtimmen laſſen und 
wenn dieſe nicht angenommen wird, über die Ziffer 
von fünf Jahren. 

Ich erſuche daher jene Herren, welche $. 22 in 
der Faſſung, wie er gedruckt vorliegt, mit Ausſchlaß 
der Ziffer, annehmen wollen, fid) zu erheben. (Ge 
schieht.) Der $. 22 iſt angenommen. 

Nun bitte ich jene Herren, welche die Ziffer 
„bon zehn zu zehn Jahren“ annehmen wollen, 
fid) zu erheben. ( Geschieht.) "Ziele Ziffer ijt an: 
genommen. (Bravo!) 

Es iſt ſomit $. 22 nach dem Ausſchußantrage 
mit der Ziffer „von zehn zu zehn Jahren“ an— 


innerhalb eines fold’ kurzen Zeitraumes, wie fünflgenommen. 


Gg 
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Wir ſchreiten zum Schluſſe der Sitzung. 

Zuvor bitte ich zur Kenntniß zu nehmen, daß 
ein Dringlichkeitsantrag geſtellt worden iſt, 
über welchen eine Abſtimmung ſtattfinden muß. 
Ich bitte die Herren, ſich auf ihre Plätze zu begeben. 
(Nach einer Pause:) Ich erſuche den Antrag zu 
verleſen. 

Schriftführer Dr. Stöhr (liest den Antrag 
aus 371 der Beilagen). 


Präſident: Das hohe Haus hat den Antrag 
des Herrn Abgeordneten Freiherrn v. Kellers— 
perg vernommen. In formeller Beziehung wird von 
den Herren Antragſtellern die Dringlichkeit der 
Behandlung nach 8.42 der Geſchäftsord— 
nung beanſprucht, daß nämlich der Antrag ohne 
Drucklegung bereits heute zur erſten Leſung 
gelange, wobei beſtimmt werden ſoll, ob und 
welchem Ausſchuſſe derſelbe zugewieſen werden ſoll. 

Ich werde alſo zuerſt die Frage zur Abſtim— 
mung bringen, ob der Antrag heute mit Um— 
gangnahme der Drucklegung zur erſten 
Leſung kommen ſoll. 

Nach 8. 42 G. O. find dazu zwei Drittel 
der Stimmen nothwendig. Ich bitte alſo jene Herren, 
welche dafür find, daß die ſer Antrag fofort 
zur erſten Leſung gelange, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Der Antrag ift nahezu einſtimmig an- 
genommen. 

Da nun der Antrag in der erſten Leſung 
ſteht, fo bitte ich jene Herren, welche dafür find, daß 
der Antrag dem Steuerreformausſchuſſe 
zur Vorberathung zugewieſen werde, ſich 
zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag auf Zuweiſung 
an den Steuerreformausſchuß iſt angenommen, 
und der Gegenſtand iſt vorläufig erledigt. 

Ich bitte das hohe Haus zur Kenntniß zu 
nehmen, daß ſich der Herr Fürſt Sanguszko krank 
gemeldet hat. 

Während der Sitzung habe ich vertheilen 
laſſen: 


1. den Geſetzentwurf, betreffend die Maximal⸗ 
tarife für den Perſonentransport, dann für die damit 
zuſammenhängende Beförderung von Sachen auf den 
inbezeichneten Eiſenbahnen (860 der Beilagen); 


2. den Bericht des Ausſchuſſes zur Vorberathung 
des vom Herrenhauſe beſchloſſenen Geſetzentwurfes, 
betreffend die Errichtung eines Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes (351 der Beilagen). 


Die nächſte Sitzung findet morgen um 
11 Uhr ſtatt; Tagesordnung derſelben iſt: 


1. Erſte Leſung der Regierungsvor⸗ 
lage, betreffend die Maximaltarife für 
den Perſonentransport, dann für die 
damit zuſammenhängende Beförderung 
von Sachen auf den inbezeichneten Eiſen⸗ 
bahnen (360 der Beilagen). 


2. Wahl eines Ausſchuſſes von fünf 
zehn Mitgliedern über den Antrag des 
Herrn Abgeordneten Dr. Menger in Bee 
treff des Incompatibilitätsgeſetzes. 


3. Fortſetzung der Specialdebatte 
über das Gebäudeſteuergeſetz (394 der Bei- 
lagen). 

Noch habe ich zu melden: 

Der Steuerreformausſchuß wird morgen, 
Punkt 10 Uhr, zu einer Sitzung eingeladen zur Bez 
rathung der zurückgewieſenen Anträge; 

der Eiſenbahnausſchuß wird morgen, 
6 Uhr Abends, zu einer Sitzung eingeladen; Tages⸗ 
ordnung: Specialdebatte über die Fuſion der Nord— 
weſtbahn; " 

ber confeffionelle Ausſchuß wird heute 
Abends ½7 Uhr zu einer Sitzung eingeladen; 
Gegenſtand der Tagesordnung iſt: Specialdebatte 
über das Ehegeſetz. 


Ich erkläre die Sitzung für geſchloſſen. 


(Schluss der Sitzung 3 Uhr 30 Minuten.) 


Aus ber k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 
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Es liegt daher, wie mir ſcheint, für uns aud) 
kein Anlaß vor, wenn wir andererſeits jene anderen 
Momente ins Auge faſſen wollen, nämlich die ge— 
ſicherte Bedeckung des Staatsbedürfniſſes, daß wir 
bei dieſer Gattung der Gebäudeſteuer daran gehen 
ſollen, einen bei weitem niederen Steuerſatz herbei— 
zuführen. Das Letztere nun wird erreicht durch die 
Anträge, wie ſie von den Herren Abgeordneten Dr. 
Breſtel, Dr. Roſer und wenn ich nicht irre, vom 
Herrn Abgeordneten Czerkawski geſtellt wurden. 

Bei Annahme dieſer Anträge würde ganz 
unzweifelhaft in den unterſten Claſſen der Gebäude— 
ſteuer gegen heute eine fer bedeutende Ermäßigung 
eintreten. Nach dem Antrage, wie er vom Herrn Ab— 
geordneten Dr. Schaup geſtellt wurde, ijt es febr 
wahrſcheinlich — vorausgeſetzt, daß der Steuerſatz 
von 20 Percent künftig angenommen werde — daß 
bei Gebäuden mit einem Wohnbeſtandtheile und Ge— 
bäuden mit zwei Wohnbeſtandtheilen, welche gleich— 
geſtellt find, in der Ertragsziffer von 10 fl. 
eine Herabſetzung, und zwar nicht, wie der Herr Ab- 
geordnete Dr. Schaup bemerkt, eine ganz unbedeu— 
tende, ſondern eine Herabſetzung von 14 Percent der 
Steuer eintreten würde; aber ſelbſt, wenn wir einen 
größeren Steuerſatz bis 25 Percent ins Auge faſſen, 
würde die Steigerung der Steuer nur 8 kr. be- 
tragen. 

Der Antrag, den der Herr Abgeordnete Dr. 
Breſtel geſtellt hat, ſcheint mir keineswegs dem zu 
entſprechen, was er ſelbſt als Motiv für feinen An- 
trag angeführt hat, nämlich der Forderung der Ge— 
rechtigkeit. 

Der Umſtand, ob in einer ländlichen Wohnung 
ein oder zwei Wohnbeſtandtheile ſind, iſt ein ganz 
zufälliger, theilweiſe durch die ländliche Sitte her— 
vorgerufen, theilweiſe, da der Steuerſatz keinen Ein— 
fluß nimmt, durch den perſönlichen Wunſch des be— 
treffenden Gebäudebeſitzers. 

Gewiß aber iſt es, daß jene ſittlichen und ſani— 
tären Bedenken oder Momente, die bereits von 
mehreren der Herren Vorredner erwähnt wurden, 
ſehr ins Gewicht fallen ſollten, und daß man ja 
vermeiden ſollte, eine höhere Beſteuerung für Häuſer 
mit zwei Wohnbeſtandtheilen, gegenüber jenen mit 
einem Wohnraume, eintreten zu laſſen. 

Es iſt nur zu wünſchen, daß in Zukunft mehr 
derartige Gebäude mit zwei Wohnbeſtandtheilen ent— 
ſtehen, und ich hätte gar nichts dagegen, für der— 
artige Wohnungen ſogar eine Prämie auszuſetzen. 

Allein wenn der Herr Abgeordnete Dr. Breſtel 
nach ſeinem Antrage bei einem Gebäude mit einem 
Wohnbeſtandtheile einen Minimalſatz von acht Gul— 
den annimmt — und wir dürfen überzeugt ſein, 
daß nur in ausnahmsweiſen Fällen von dem Mini- 
malſatze abgegangen werde — und wenn er dann 
bei einem Gebäude mit zwei Wohnbeſtandtheilen 
einen Minimalſatz von ſechs Gulden, ſomit im 
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Ganzen von 12 fl. annimmt, dann, meine 
Herren, beſteht eine Differenz von 


nicht wenigerals 50 Percent zwiſchen 
dieſen beiden Minimalſätzen. Und dies ſoll gerecht, 
ſoll billig ſein, daß zwei Gebäude, deren Beſitzer 
aller Wahrſcheinlichkeit nach ſich ganz in denſelben 
Vermögensverhältniſſen befinden, indem beide 
wahrſcheinlich im Taglohne ihren Lebensunterhalt 
erwerben, daß dieſe zwei Gebäude ungleich, 
und zwar mit einer Differenz von 50 Percent 
beſteuert werden, weil der Eine, der zwei 
Wohnbeſtandtheile hat, den Rückſichten der Ge— 
ſundheit und Sittlichkeit Rechnung getragen hat, 
während der Andere für ſich und ſeine Familie 
mit einem Wohnbeſtandtheile ſich begnügt? Das 
ſcheint mir nicht gerecht, ſondern ungerecht und un— 
billig zu ſein. Die weitere Steigerung bei Gebäuden 
mit drei Wohnbeſtandtheilen iſt nach dem Antrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Breſtel ſchon eine 
gar gewaltige. Wir ſteigen da von 12 fl. bis 
21 fl., und ſelbſt in dieſer Kategorie iſt ein 
ſo weitgehender Unterſchied noch nicht bemerkbar, 
um eine Steigerung von abermals 50 Percent zu 
rechtfertigen. Nach dem Antrage, wie ihn der Herr 
Abgeordnete Dr. Schaup geſtellt hat, ſtellt ſich 
allerdings das Verhältniß gerecht und billig; nach 
demſelben ſtehen die Gebäude mit einem und zwei 
Wohnbeſtandtheilen einander gleich und er trägt 
inſoferne den möglicherweiſe eintretenden beſſeren 
Vermögensverhältniſſen des Beſitzers eines Hauſes 
mit drei Wohnbeſtandtheilen Rechnung, indem 
in dieſem Falle 15 fl., alſo allerdings eine um 
50 Percent höhere Beſteuerung eintritt. 

Was die weitergehenden Anträge betrifft, 
ſo tritt ihnen einfach das Argument gegenüber, 
daß wir keinen Anlaß haben und haben dürfen, 
ohne Rechtfertigung dafür einen höchſt bedeutenden 
Steuerausfall eintreten zu laſſen, und der würde 
unbeſtritten nach dem Antrage des Herrn Abgeord— 
neten Dr. Roſer und nach dem Antrage, wie er 
von dieſer (rechten) Seite geſtellt wurde, eintreten 
müſſen. Schon geſtern wurde aber bemerkt, daß 
dieſes Streben nach Herabſetzung der Steuern auf 
der einen Seite nothwendigerweiſe zu Unbilligkeiten 
und auf der anderen Seite zu drückenden Verhält— 
niſſen führen müſſe. Denn wer von Ihnen wird ſich 
der Hoffnung hingeben, daß wir bei den ſtets ſtei— 
genden Staatsbedürfniſſen — und ich habe hier nur 
die Staatsbedürfniſſe im Auge, welche nöthig und 
gerechtfertigt ſind — in der Lage ſein werden, den 
Ertrag der einzelnen Ertragsſteuern weſentlich zu 
vermindern. 

Ich glaube, wir werden denſelben im günſtig— 
ſten Falle nahezu gleichhalten müſſen. Was iſt die 
Folge davon, daß ich eine ganze Kategorie von 
Steuerträgern, und zwar ſolche, die ſich heute nicht 
darüber beſchweren können, daß ſie zu hoch beſteuert 
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find, einfach beinahe um 50 Percent Steuern ente 
laſte? Die Folge wird ſein, daß man die 50 Percent 
auf Andere umlegen muß, welche heute mit Recht 
darüber klagen, daß ſie zu hoch beſteuert ſind, daß 
daher dieſelben nothwendigerweiſe noch höher 
getroffen werden müſſen. 

Bei dieſer Frage der Ertragsſteuern, wie wir 
ſie jetzt behandeln, kann ich auch jene Rückſichten, die 
der Herr Abgeordnete Auſpitz geltend gemacht hat, 
nicht eintreten laſſen. Das Prineip, welches unſere 
Ertragsſteuer durchzieht — ich ſehe ſelbſtverſtändlich 
noch von der künftigen Perſonaleinkommenſteuer ab 
— iſt das: „der Ertrag ſoll möglichſt richtig erhoben 
werden und auf dieſen Ertrag ſoll die erforderliche 
Steuerſumme gleichmäßig umgelegt werden.“ 
Das Princip iſt dasjenige, welches wir auch bei der 
Grundſteuer angenommen haben, das Princip ijt — 
glaube ich — dasſelbe, welches wir gerechterweiſe 
bei allen Ertragsſteuern annehmen müſſen. Bei 
dieſen Ertragsſteuern ein Syſtem annehmen zu 
wollen, welches dem Progreſſivſyſteme des Herrn 
Auſpitz entſpricht, das würde unſer ganzes Steuer— 
ſyſtem umwerfen, und wir müßten für unſer Steuer— 
ſyſtem dann ganz neue Grundlagen ſuchen. Hier 
darf ich nicht ſagen: „der Reichere muß mehr Steuer 
zahlen“, ſondern: „der Reichere muß von ſeinem 
Mehrertrage dasſelbe Percent zahlen, wie der 
Aermere von ſeinem billig und richtig erhobenen 
Einkommen.“ 

Ich kann daher nur bitten, meine Herren, daß 
Sie auf den Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schaup eingehen; er beſeitigt dasjenige, was billi- 
gerweiſe dem Majoritätsantrage eingewendet wer— 
den kann; aber er ſchützt den Staatsſchatz vor Be— 
nachtheiligungen, die durch nichts gerechtfertigt ſind. 
( Bravo! Bravo!) 

(Während dieser Rede hat Präsident Dr. Re e l. 
bauer den Vorsitz übernommen.) 

(Abgeordneter Dr, Razlag meldet sich.) 


Práfident; Herr Abgeordneter Dr. Razlag 
hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Nazlag: Ich werde mir 
bloß erlauben, in formeller Beziehung den Antrag 
zu ſtellen, daß alle bisher geſtellten An— 
träge an den Ausſchuß zur Vorberathung 
und mündlichen Berichterſtattung ge— 
wieſen werden. 

Nachdem mir die ländlichen Verhältniſſe meh— 
rerer Länder bekannt ſind, ſo erlaube ich mir, meine 
Wahrnehmungen diesfalls dem hohen Hauſe mitzu— 
theilen, weil es mir vorkommt, daß die Beſteuerung 
eines Hauſes mit nur Einem Wohnbeſtandtheile denn 
doch zu hoch gegriffen iſt, wenn man in allen Fällen 
den niedrigſten Nutzungswerth mit 10 fl. annehmen 
würde. Es gibt in den ſüdlichen Ländern — und 
wie ich gehört habe, auch in einem Theile von Böhmen 
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und Galizien — Häuschen, beſonders häufig bei 
Weingärten, welche ſo kleine Fenſter haben, daß ein 
menſchlicher Kopf nicht durchkäme. Es iſt ein ſolches 
Häuschen eigentlich nur zur Wohnung beſtimmt für 
irgend eine Ausnehmerin oder Auszüglerin, und nur 
in unglücklichen Gegenden für eine ganze Familie; 
ich weiſe bezüglich des Letzteren nur auf die Gemeinde 
Stoperzen, Bezirk Pettau in Steiermark, hin. 

Man muß berückſichtigen, daß vielleicht jene 
Herren, welche den niedrigſten Nutzungswerth mit 
10 fl. annehmen und meinen, er ſtehe in einem rich— 
tigen Verhältniſſe zu den 12 oder 14 fl. für ein 
Haus mit zwei räumlichen Wohnbeſtandtheilen, 
glauben, daß es ſich hier um ein Bauernhaus han— 
delt, welches ein geräumiges Wohnungszimmer hat 
und fonftige Nebenbeſtandtheile, welche zur Wohnung 
für eine ganze Familie ausreichen. Allein jene 
Heinen Wohnbeſtandtheile, welche in ſolchen elenden 
und meiſtens aus Holz gebauten Hütten vorkommen, 
würden nach meiner Meinung hinſichtlich der Be— 
ſteuerung unter Annahme des Nutzungswerthes von 
10 fl. in keinem Verhältniſſe ſtehen zu dem ordent— 
lichen Bauernhauſe mit zwei vielleicht geräumigen 
Wohnbeſtandtheilen, deren Nutzungswerth mit 12 fl. 
oder 14 fl. angenommen iſt. 

Etwas Aehnliches, wie dieſe Häuschen in den 
ſüdlichen Gegenden, kommt in Kroatien vor, wo die 
Hauscommunionen beſtehen, dort iſt es gebräuchlich, 
daß, ſobald ein neues Ehepaar ſich zuſammenfindet, 
ſogleich wieder eine neue Kammer dazu gebaut wird, 
ſo daß es Häuschen mit 12 bis 14 Kammern, die 
aber unter demſelben Dache ſich befinden, gibt. 

Es kommt daher vor, daß dort die Beſteuerung 
nicht in dem Maße geſchieht, wie ſie bei uns der— 
malen vorkommt oder vielleicht in der Zukunft in er— 
höhtem Maße vorkommen wird, daher man dort die 
ſteieriſchen und krainiſchen Steuerbüchel als ab— 
ſchreckendes Mittel betrachtet. 

Wenn wir alſo berückſichtigen, daß es außer— 
ordentlich wünſchenswerth wäre, wenn mehr als ein 
Wohnbeſtandtheil für eine jede Familie wäre, ſo 
kommen außer den Gründen, welche ſchon von meh- 
reren Herren Vorrednern für die Sittlichkeits- und 
Geſundheitsrückſichten angeführt worden ſind, noch 
die eigenthümlichen ländlichen Verhältniſſe zu berid- 
ſichtigen, wonach ein Grundbeſitzer nicht bis an ſein 
Lebensende auch der Wirthſchaftsführer bei ſeinem 
ehemaligen Grundbeſitze bleibt, ſondern er übergibt 
die Wirthſchaft ſeinem Nachfolger, bedingt ſich den 
Lebensunterhalt für ſein Alter aus; es iſt dies das 
ſogenannte Ausgeding oder der Auszug, und jener 
trägt daher nunmehr den Namen Auszügler oder 
Fruchtnießer mit dem Ausgeding, welche Gattung hier 
in Wien wenig bekannt iſt. In ſolchen Fällen ge— 
ſchieht es, daß er für ſich, vielleicht auch für ſein 
Weib, vielleicht auch für ſeine ſonſt entfertigten Kinder 
eine ſeparate Wohnung benöthigt, und nachdem der 
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nene Grundübernehmer auch eine Familie gründet, 
ſo iſt es wohl erklärlich, daß man die Bildung meh— 
rerer Wohnbeſtandtheile in den Häuſern der länd— 
lichen Bevölkerung begünſtigen ſollte. 

Wenn man nun den niedrigſten Nutzungswerth 
bei einem Wohnungsbeſtandtheile mit fünf Gulden 
annehmen würde und bei zwei Wohnungsbeſtand— 
theilen vielleicht mit je vier Gulden, ſo würde die 
Differenz zwiſchen fünf und acht Gulden, und bei 
drei Beſtandtheilen zwiſchen fünf und zwölf Gulden 
liegen und ungefähr in dem richtigen Verhältniſſe 
ſtehen, und es würde die erfreuliche Erſcheinung, die 
(dpon dermalen in einigen Ländern beobachtet werden 
kann, auch noch anderwärts zu Tage treten, daß 
nämlich gute und auch feuerfeſte Wohngebäude mit 
mehreren Wohnbeſtandtheilen hergeſtellt werden. 

Auf dieſe Weiſe würde es, wie geſagt, möglich 
ſein, jene Räumlichkeiten, welche kaum als menſchliche 
Wohnungen noch gelten können, indem im Winter 
oft auch die Hausthiere, beſonders das Geflügel vor 
der Kälte darin Schütz ſuchen muß, auf eine entſpre— 
chende Weiſe und nicht zu hoch zu beſteuern, und es 
würde vielleicht die dermalen berechnete Steuer von 
1 fl. 40 kr. für einige dieſer Objecte ſich niedriger 
darſtellen, dafür aber mit vollem Rechte für beſſere 
Gebäude ſich etwas höher geſtalten. 

Ich erlaube mir daher, meinen Antrag dem 
hohen Hauſe zur Annahme zu empfehlen, und bitte, 
alle bisherigen Anträge dem Ausſchuſſe zur Vorbe— 
rathung zuzuweiſen. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Wolfrum 
hat das Wort. 


Abgeordneter Wolfrum: Ich ſtimme dem 
ſoeben geſtellten Antrage auf Verweiſung aller An— 
träge an den Ausſchuß zu, möchte aber doch bitten, 
daß das hohe Haus mir einige Augenblicke ſeine 
Geduld ſchenke, damit ich meine Anſichten über die 
geſtellten Anträge in einigen Bemerkungen bekannt 
gebe. 2 

Alle diefe Anträge, bie bis jetzt geftellt worden 
ſind, bezwecken, das Minimum in einer Steuer— 
kategorie herabzuſetzen, die allerdings das Gros der 
ganzen Hausclaſſenſteuer it. Sie bezwecken alle, 
die in den zwölf Claſſen der jetzigen Hausclaſſenſteuer 
vorkommenden Gebäude möglichſt niedriger zu ſtellen, 
als die Ausſchußanträge es beabſichtigen. Wenn wir 
bloß die Hausclaſſenſteuer hätten, ſo würde ich 
glauben, daß es ganz einerlei wäre, ob man hier 
das Minimum hoch oder niedrig ſtellt, oder ob man 
überhaupt ein Minimum annimmt. Denn in der 
Hausclaſſenſteuer find in der zwölften Claſſe2, 363.211 
Häuſer, in allen anderen elf Claſſen bloß 275.655 
Häuſer, es iſt daher ein ungeheueres Mißverhältniß 
der zwölften Claſſe gegenüber den anderen elf Claſſen 
vorhanden, und wenn nun das Minimum nicht 
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richtig gegriffen werden ſollte, ſo würde aller— 
dings eine Ungerechtigkeit gegenüber den Anderen 
entſtehen; aber man könnte ſagen, ſie verſchwinde 
in der ungeheueren Maſſe Derer, welchen durch das 
geringere Minimum eine Wohlthat zukommt. 

Aber, meine Herren, wir haben nicht allein die 
Hausclaſſenſteuer zu berückſichtigen, die ſpäter durch 
dieſes Geſetz in eine Nutzwerthſteuer verwandelt 
werden ſoll, ſondern wir haben auch eine andere 
Steuergrundlage, die ſich der Schätzung vollſtändig 
entzieht, und wo ein wirklich nicht zu verheimlichen— 
der Betrag beſteuert wird, das iſt die Hauszins— 
ſteuer. 

Es unterliegen allerdings der Hauszinsſteuer 
bei weitem nicht fo viel Häuſer, wie der Hausclaſſen— 
ſteuer; im Ganzen unterliegen der Hauszinsſteuer 
274.392 Häuſer. 

Aber dieſe 274.392 Häuſer zahlen jetzt 14 
Millionen Gulden Hauszinsſteuer, währenddem die 
2,638.866 Häuſer, die der Nutzwerthſteuer unter— 
liegen, 6,606.000 fl. zahlen. Das iſt ein gewaltiger 
Unterſchied! Wenn die Herren bedenken, daß wir 
nach der Steuerregulirung wenn auch nicht einen 
größeren, ſo doch einen annähernd gleichen Betrag 
hereinbringen wollen, müſſen Sie darauf ſehen, daß 
eine Steuergrundlage nicht gar zu ſehr gegen die 
andere verrückt wird, denn es iſt ganz natürlich, daß 
nachher ein höheres Stenerpercent genommen werden 
muß. Das aber wird bei den verſchiedenen Steuer— 
grundlagen im höchſten Grade ungerecht drücken. 
Wie ich anfangs bemerkt habe, hätten wir bloß eine 
Hausclaſſenſteuer, ſo würden wir, wenn die Grund— 
lage zu niedrig iſt, wenn die Häuſer zu niedrig ge— 
ſchätzt werden, einfach das Percent erhöhen, und es 
kann fid) Niemand beklagen, wenn wir Alle g leid- 
mäßig niedrig geſchätzt ſind. Aber nachdem wir 
zwei verſchiedene Steuergrundlagen haben, deren 
eine nach der Schätzung beſtimmt wird und die an— 
dere gar nicht verheimlicht werden kann, da ſie 
ſchwarz auf weiß vorliegt, nämlich die Miethzins— 
ſteuer, ſo iſt das etwas ganz Anderes, und wenn ich 
durch eine zu niedrige Schätzung nun gezwungen 
werde, den Percentſatz zu erhöhen, dann treffe ich 
Jene, die der Hauszinsſteuer unterliegen, auf eine 
ungerechtfertigte Weiſe zu ſehr. 

Deßwegen muß man, meine Herren, wenn man 
hier ein Minimum überhaupt feſtſetzen will, den 
Bleiſtift zur Hand nehmen und rechnen. Ich bin 
nicht der Anſchauung, daß wir im Dunkeln ſind und 
daß wir nicht wiſſen können, wie hoch ſpäterhin die 
Volksvertretung den Percentſatz wird greifen müſſen. 
Wie geſagt, wir müſſen ſo viel hereinbringen, wenig— 
ſtens annähernd hereinbringen, als ſeither herein— 
gebracht wurde. 

In Folge des nicht genug zu ſchätzenden Ent— 
gegenkommens der Regierung, in Folge ihrer um— 
faſſenden Vorlage wiſſen wir ganz genau, wie viel 
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Häuſer in jeder Kategorie vorkommen; wir können 
daher mit dem Bleiſtifte in der Hand genau beſtimmen, 
wie viel Percent werden wir, wenn wir die vorliegen— 
den Steuergrundlagen haben, umlegen müſſen? Ich 
glaube nun, daß eine jede Steuerregulirung, die vor 
genommen und zum Reſultate haben würde, daß 
26% Percent umgelegt werden, gar keine Steuer 
reform ijt. Dann ſollten wir gar nicht anfangen zu 
reguliren, denn in keinem Lande der Welt kommt 
eine Beſteuerung des wirklichen Bruttoertrages, wie 
bei der Hauszinsſteuer, mit 26% Percent vor. Wenn 
wir daher nicht mindeſtens auf 20 Percent herunter— 
lommen lönnen, laſſen wir die Gebäudeſteuerreform! 
Wir können mit Gewißheit ſagen: 20 Percent müſſen 
wir umlegen! 

An der Hand dieſer 20 Percent berechnen Sie 
dann, was nach den einzelnen Anträgen heraus 
kommen wird. Es wurde (Mon vor einigen Tagen 
von der Miniſterbank geäußert, daß, wenn ein Minie 
mum aufgeftellt ijt, dieſes bei der Schätzung nicht 
überſchritten werden wird. Man ſollte glauben, 
trotzdem es der Miniſter geſagt hat, könne es nicht 
richtig ſein! 

Ich bin aber geneigt, dem Herrn Miniſter zu 
glauben, ich glaube, es werden wirklich ſehr wenig 
Schätzungen vorkommen, wo das Minimum iber- 
ſchritten wird und man muß das Minimum zur Hand 
nehmen. 

Nun übergehe ich den Antrag, welchen der 
geehrte Abgeordnete von der äußerſten Linken geſtellt 
hat, der auf 6 fl. und 3 fl. bei mehreren Beſtand— 
theilen herabgehen will. Man braucht kein großer 
Rechenmeiſter zu ſein, um zu ſehen, daß daraus ein 
koloſſaler Ausfall entſtehen würde, und daß, wenn 
die Aufhebung des Lotto bis zu dieſer Regulirung 
verſchoben werden ſoll, das Lotto in ſeinem Leben 
nicht aufgehoben wird. (Heiterkeit.) 

Wenn wir eine ſolche Reform in unſeren in— 
directen Steuern machen wollen — und ich bin 
dafür — ſo dürfen wir bei den directen Steuern 
eben nicht die niedrigſten Anſätze machen, ſonſt müſſen 
wir ganz einfach den Ausfall auf eine andere Weiſe 
hereinbringen. Ich übergehe dies und halte mich 
an den Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. S dau p, 
welcher bei einem Wohnbeſtandtheile an dem Satze 
von 10 fl. feſthalten will; aber er will auch zwei 
Wohnbeſtandtheile nicht höher beſteuern. 

Der Herr Abgeordnete Freiherr v. Tinti hat 
dieſen Antrag unterſtützt, darin eine Gerechtigkeit 
gefunden und uns erklärt, daß eigentlich ein Wohn— 
beſtandtheil oder zwei das ganz Gleiche ſind, auch 
in ſittlicher Beziehung wäre zu wünſchen, meint der 
Herr Abgeordnete, daß zwei Wohnungsbeſtandtheile 
nicht höher beſteuert werden. 

Meine Herren! Ich aber finde eine Gerechtig— 


möchte kein Sittlichkeitsprincip, auch keine ſanitären 
Grundſätze in das Steuergeſetz hineinbringen. Sani— 
täre Grundſätze ſoll man deßwegen nicht hinein— 
nischen, weil uns ja, wie (on der Herr Abgeord— 
nete Auſpitz erwähnte, diesbezüglich die Erfahrung 
zur Seite ſteht. 

Seit 40 Jahren iſt der Steuerſatz für ein, 
zwei oder drei Beſtandtheile gleich. Sind deßwegen 
die Häuſer mit einem Wohnbeſtandtheile vermindert 
worden? Die Anzahl der Häuſer mit einem Woh: 
nungsbeſtandtheile iſt mit 800.000, die mit zwei 
Beſtandtheilen mit 1,100.000, die mit drei Beſtand— 
theilen mit 400.000 angegeben. Es iſt daher bei ber 
Bevölkerung das fanitäre Moment nicht maßgebend 
geweſen, denn ſonſt würden eben, wenn die Beſteue— 
rung darauf Einfluß hätte, alle Wohnungen mit 
drei ober wenigſtens zwei Beſtandtheilen eingerichtet 
worden ſein. 


Bei der Beſteuerung darf man keine focialen 


Wülnſche erfüllen wollen, das wäre nicht gut, denn 
die Gerechtigkeit liegt darin, daß Derjenige 
namentlich bei der Ertragsſteuer — der mehr hat, 
auch etwas mehr an Steuern zahlt. Meine Herren! 
Das kann man nicht leugnen, daß zwei Beſtandtheile 
mehr ſind als einer, und daß es nicht gerecht iſt, 
wenn ein Beſtandtheil gerade ſo beſteuert werden 
ſoll als zwei. Ich finde keine Gerechtigkeit, ich finde 
vielmehr eine Ungerechtigkeit darin, wenn man einen 
und zwei Beſtandtheile gleich beſteuert. Wenn man 
aber nach dem Antrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Schaup vorgeht, ſo ergibt ſich nach meiner 
Rechnung an dem jetzigen Ertrage, der in der 
zwölften Claſſe nach meiner Rechnung 3,882.033 fl. 
beträgt, ein Ausfall von 262.286 fl. 

Denn nach dem Antrage des Herrn Abgeord— 
neten Dr. Schaup würde dieſe zwölfte Claſſe bloß 
3,589,744 fl. betragen. Wenn nun durch eine 
Steuerregulirung, bei welcher die Commiſſionskoſten 
auf eine Million jährlich zu ſtehen kommen, das 
Reſultat erzielt wird, daß wir noch einen Ertrag 
von einer Viertelmillion einbüßen, hat dies zur 
Folge, daß eben in den übrigen elf Claſſen und 
namentlich die in der Hauszinsſteuer befindlichen 
Steuerträger diefe Million Commiſſionskoſten und 
noch die 262.000 fl. Minus mehr aufbringen müſſen. 
Ja, meine Herren, iſt das nicht eine Ungerechtigkeit? 
Selbſt der verehrte Herr Abgeordnete Freiherr v. 
Tinti hat hervorgehoben, daß die Klage, daß die 
Hausclaſſenſteuer viel zu hoch wäre, in der zwölften 
Claſſe gar nicht vorkommt, während die Klagen über 
eine zu hohe Miethzinsſteuer an der Tagesordnung 
ſind, welchen Klagen Niemand mehr ſein Ohr ver— 
ſchließen kann. 

Nun, meine Herren, wir müſſen auch noch einen 
zweiten Umſtand bei der Hauszinsſteuer berückſich— 


keit darin, daß man Jeden, der mehr hat, als der [tigen. Jetzt ift die Hauszinsſteuer verſchieden. Die- 
Andere, auch um das Mehr höher beſteuert, und ich jenigen Städte, welche ſchon früher der Haug- 
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zinsſteuer unterzogen waren, werden mit einem 
Steuerſatze von 26 ¼ Percent des Bruttoein— 
kommens belaſtet; die anderen Städte, welche der 
— ich glaube, es heißt nach dem officiellen Ausdrucke 
— erweiterten Hauszinsſteuer unterzogen ſind, ſind 
nur mit 20 Percent des Bruttomiethzinſes belaſtet 
und haben jetzt einen Abzug von 30 Percent. Künf— 
tighin werden, wenn auch an den 20 Percent als 
Beſteuerungspercent feſtgehalten wird, diefe die 
30 Percent verlieren, wenigſtens bei denjenigen 
Häuſern, wo der Durchſchnittsmiethzins der Wohn— 
beſtandtheile ein höherer iſt; da werden bloß 15 Per— 
cent in Abzug gebracht werden. Es wird daher in 
denjenigen Städten, welche jetzt der erweiterten 
Hauszinsſteuer unterzogen ſind, unzweifelhaft ſelbſt 
dann, wenn die andere Grundlage, die Haus— 
elaſſenſteuer, nicht fo vermindert wird, eine ganz 
geringe Steuererhöhung eintreten. Dieſe Städte 
werden daher eine Steuererhöhung haben, die 
anderen werden leine große Verminderung erfahren. 
Aber wenn wir in der Hausclaſſenſteuer die Regu- 
lirung nicht nach dem Antrage des Ausſchuſſes ein— 
treten (affen, werden wir in derſelben einen bedeu— 
tenden Ausfall haben, wir werden noch die Com— 
miſſionskoſten aufzubringen haben, und es werden in 
Folge deſſen die Hauszinsſteuerträger bedeu— 
tend mehr zahlen als jetzt. Das würde alſo das 
Reſultat der Steuerreform ſein; das kann keine Ge— 
rechtigkeit ſein! 

Ich bin gewiß auch dafür, von dem armen 
Volke ſo wenig als möglich Steuern zu nehmen; mir 
wäre es ſehr erwünſcht, wenn unſere Hausclaſſen— 
ſteuer, die nicht drückend iſt, in keinem Falle erhöht, 
ja ſogar herabgeſetzt werden könnte. Aber, meine 
Herren, haben wir, wenn wir für die Intereſſen 
unſerer Wähler eintreten, nicht auch die Verpflichtung, 
das Staatsintereſſe zu wahren? Hat der Staat nicht 
Bedürfniſſe, die befriedigt werden müſſen, und treten 
dieſe Bedürfniſſe nicht manchmal unter dem An— 
drängen der Abgeordneten ſelbſt hervor, und ſoll dann 
die Steuerregulirung bewirken, daß wir bedeutend 
weniger einnehmen, als wie wir ſeither eingenom— 
men haben? Ja, auf welche andere Weiſe ſoll der 
Ausfall gedeckt werden? Deßwegen glaube ich, 
hätten wir eigentlich den Ausſchußantrag annehmen 
ſollen, der erſt nach reiflicher Berechnung in der vor— 
liegenden Faſſung geſtellt worden iſt. Aber nachdem 
ſo zahlreiche Amendements geſtellt worden ſind, 
ſchließe ich mich gerne dem Antrage des Herrn Ab— 
geordneten Dr. Razlag an, daß alle Anträge noch 
einmal an den Ausſchuß zurückgewieſen werden, und 
ich hoffe, daß bei der nächſten Berathung das hohe 
Haus in der Lage ſein wird, alle die Momente, die 
bei dieſem fo hochwichtigen Punkte zu würdigen find, 
auch in Betracht ziehen wird. (Bravo! Bravo!) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Fuchs 
aus Schleſien hat das Wort. 


Abgeordneter Fuchs: (Der Anfang dieser 
Rede blieb den Stenographen wegen Unruhe im Hause 
unverständlich.) 

Ich glaube im Gegentheile, daß bie betreffenden 
Commiſſionen ſehr häufig von dem Geſetze, welches 
ſoeben berathen wird, Gebrauch machen werden, wo 
es ausdrücklich heißt, daß ebenſo auf dem flachen 
Lande im Gegenſatze zu den Wohngebäuden, welche 
zu einem größeren Grundbeſitze gehören, ſelbſt bei 
einer gleichen Anzahl der Wohnbeſtandtheile eine 
Unterſcheidung zu Gunſten ſolcher Gebäude einzu— 
treten habe, deren Beſitzer ihren Lebensunterhalt ganz 
oder theilweiſe aus dem Taglohne beziehen. Ich werde 
deßhalb auch gegen den Antrag des Herrn Abgeord— 
neten Dr. Breſtel ſtimmen und für den Antrag der 
Minorität, welche durch den Herrn Abgeordneten Dr. 
Schaup vertreten ijt. Ich kann mich den Argumenten, 
welche der Herr Abgeordnete Dr. Breſtel für ſeinen 
Antrag vorgebracht hat, nicht anſchließen, es iſt ja 
eben vom Standpunkte der Gerechtigkeit vorgeſehen, 
daß die Unterſcheidung in der Bemeſſung des Nutz— 
werthes der einzelnen Gebäude auch mit gleichen 
Wohnbeſtandtheilen durchgeführt werden könne, 
denn es heißt ja ausdrücklich in dem betreffenden 
Alinea, daß der Unterſchied zwiſchen den Taglöhner— 
und Arbeiterwohnungen, oder zwiſchen Gebäuden, 
welche Taglöhner und Arbeiter bewohnen, ſtattzu— 
finden habe und zwiſchen jenen, welche dem Grund— 
beſitze gehören. Nun heißt es allerdings: „welche dem 
größeren Grundbeſitze gehören“, in der That aber iſt 
der kleine Grundbeſitze gemeint, denn es müßte ſonſt 
heißen „Großgrundbeſitz“; und nur im Gegenſatze 
zum kleinen Grundbeſitz ſind ausdrücklich die Tag— 
löhnerwohnungen angeführt. Nun befindet ſich der 
Beſitz allerdings im Vortheile vor dem Erwerbe, doch 
involvirt nicht immer der Beſitz das volle Eigenthum 
der betreffenden Beſitzer, ſie ſind mitunter ſehr ver— 
ſchuldet, und es kommt ſolchen Beſitzern das Steuer— 
zahlen mitunter viel ſchwerer als Denjenigen, welche 
Gebäude mit nur einem Wohnbeſtandtheile haben, 
der Beſitz aber unverſchuldet iſt. Ich ſchließe mich 
daher den Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Baron Tinti vollkommen an, und mir ſcheint daher, 
es werde deßhalb der Antrag der Minorität, welchen der 
Herr Abgeordnete Dr. Schaup vertritt, vom Stand— 
punkte der Gerechtigkeit auch der empfehlenswertheſte 
ſein und deßhalb werde ich auch für den vom 
Herrn Abgeordneten Dr. Schaup vertretenen Mino— 
ritätsantrag ſtimmen. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Kowalski 
hat das Wort. 


Abgeordneter Kowalski: Vor Allem muß ich 
die Frage aufwerfen, ob gerade der Abſatz e noth- 
wendig ſei, und ob er nicht vielmehr, wie die Mino— 
rität beantragt, auszulaſſen wäre? Nachdem wir 
jedoch bereits den erſten Abſatz dieſes $. 18 votirt 
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haben und im Eingange desſelben zu leſen ijt, daß 
die Werthziffer zu ermitteln ſei, ſo können wir 
von der Anſetzung einer Werthziffer überhaupt keinen 
Umgang nehmen. Es erſcheint ſomit unumgänglich, 
einer Werthziffer ausdrücklich zu erwähnen. Die 
Modalität, welche uns der Ausſchuß vorſchlägt, 
ſowie auch alle bisher eingebrachten Anträge ſcheinen 
mir jedoch nicht einfach genug zu ſein. Man hat 
Abſätze und Unterabſätze vorgeſchlagen, und es muß 
bei der Ermittlung der eigentlichen Ziffer zu den 
größten Schwierigkeiten kommen. 

Nur ein Geſetz, wenn es einfach abgefaßt iſt, 
hat einen Vorzug und iſt eine Wohlthat. Um nun 
die vielen Unterabſätze zu vermeiden, glaube ich eine 
kürzere Faſſung dieſes Abſatzes beantragen zu 
ſollen, und zwar dahin lautend: „Der Nutzwerth 
darf für je Einen Wohnbeſtandtheil nicht 
unter fünf Gulden veranſchlagt werden.“ 

Ich nehme für einen Wohnbeftandtheil als Baſis 
fünf Gulden, folgerichtig für zwei Wohnbeſtandtheile 
zehn Gulden, für drei fünfzehn Gulden, für vier 
zwanzig Gulden u. ſ. w. der Steueranſatz dagegen, 
wie ich ſolchen nach dem Ausſchußantrage leſe, 
namentlich bei Gebäuden mit einem Wohnbeſtandtheile 
nicht unter zehn Gulden, ſcheint mir ſehr hoch ge— 
griffen zu fein, denn wir dirfen doch die Lage, in 
welcher ſich die ärmſte Bevölkerung thatſächlich 
befindet, nicht verkennen. 


Es hat bereits ein Herr Vorredner von dieſer 
(der rechten) Seite auf Thatſachen hingewieſen, 
welche nur in einem ſchwachen Lichte dargeſtellt 
wurden. Thatſache iſt es aber, daß man in den 
ärmeren Provinzen für eine Wohnung, beſtehend aus 
einem Wohnbeſtandtheile, ja vielleicht auch aus zwei 
Wohnbeſtandtheilen, keinen höheren Miethzins be— 
kommen kann, als fünf Gulden, ja man zahlt für die 
Wohnung gemeiniglich an Jahreszins auch unter 
fünf Gulden. 


Ich frage nun, wenn in Galizien und in der 
Bukowina dieſe Zuſtände allgemein ſind, mit welchem 
Rechte können wir eine Steuerlaſt von zehn Gulden 
dieſer ärmſten Bevölkerung, namentlich den Häuslern 
aufbürden? Ein Minimum anzunehmen, wie ſolches 
eben der gegenwärtigen Steuerlaſt entſpricht, ſcheint 
mir am wenigſten gerechtfertigt zu ſein. Man ſoll 
nicht taub ſein gegen die Klagen und gegen den Noth— 
ſchrei der ärmſten Steuerträger. Man will wohl 
kein Steuerverweigerer ſein, deßhalb zahlt man auch 
die Steuer, aber iſt es geradezu billig, dieſe Steuer 
zu verlangen? — Wohl nicht, ſobald man die Lage 
und die Bedürfniſſe der einzelnen Steuerträger 
gehörig würdigt; denn für dieſen Fall wird man 
ſich der Ueberzeugung nicht verſchließen können, daß 
nicht nur nicht höher gegriffen werden darf, 


ſondern vielmehr, daß es im Intereſſe des Landes, 
ja des geſammten Reiches gelegen iſt, dieſe Steuerlaſt, 


und zwar bei der ärmſten Bevölkerung herabzu— 
mindern. 

In jenen Gegenden, wo man nicht gegen ein 
Bargeld zu vermiethen pflegt, begnügt man ſich 
von dem Häusler, namentlich in Galizien und in 
der Bukowina mit drei, höchſtens vier Tagen Ar— 
beitsleiſtung. Ein Häusler, ſobald er ſich einver— 
ſtanden erklärt, dem Hauseigenthümer drei oder vier 
Tage im Jahre zu arbeiten, bewohnt dafür das 
Jahr hindurch ein oder auch zwei Wohnbeſtand— 
theile. : 

Die Steuerlaſt fol nach Billigkeit und nad) 
dem wahren Ertrage umgelegt werden, ſie ſoll jeder— 
zeit gerecht umgelegt werden; wenn nun der Wohl— 
habende jetzt ſchon über die unverhältnißmäßige Laft 
der Steuer klagt, darf man ſich verwundern, daß 
einem Unbemittelten dieſelbe unerſchwinglich er— 
ſcheint? 

Derjenige, der ſich mehr Bequemlichkeit gönnen 
will, wird ſich auch einen höheren Steuerſatz gefallen 
(affen, aber nicht Derjenige, der auf die Erſchwin— 
gung der Steuer Alles verwenden muß. Allein ich 
glaube auch, daß ſelbſt bei den höher zu Beſteuern— 
den nicht ſo hoch gegriffen werden ſoll, wie dieſes, 
ſei es nach den Ausſchußanträgen, ſei es nach den 
Anträgen vom Herrn Antragſteller gewünſcht wird. 

Mir ſcheint es, daß ich das richtigſte Maß ein— 
halte, wenn ich die Verhältniſſe aller Steuerverpflich— 
teten würdige und den von mir vorgeſchlagenen 
Grundſatz befürworte. 

Ich gehe auf den zweiten Abſatz über, weil ich 
auch bei dieſem Abſatze mir eine kleine Correctur 
erlauben muß. Ich bin in voller Uebereinſtimmung 
mit dem Herrn Abgeordneten Dr. Czerkawski, 
welcher die Worte „ohne Mauerwerk“ aus— 
gelaffen wiſſen will; denn ich muß fragen, was 
iſt eigentlich unter dieſer Beſtimmung „ohne Mauer— 
werk“ zu verſtehen? Wird man denn etwa zugeben 
wollen, daß zum Beiſpiel eine Erdhütte, bei welcher 
ein Rauchfang gemauert iſt — und wenn er feuer— 
ſicher ſein ſoll, muß er gemauert ſein — ſchon als 
mit einem Mauerwerke verſehen zu betrachten iſt, 
da doch das Mauerwerk hier als ein ſo integrirender 
Beſtandtheil anzunehmen iſt, daß man namentlich 
das Landvolk daran gewöhnen ſollte, überall ordent— 
lich gemauerte Rauchfänge berzuftellen, anſtatt fie 
zu gewöhnen, ihre Hütten ohne ſolche zu bewohnen, 
wo ſie doch immer der Feuersgefahr ausgeſetzt und 
Zeuge deſſen ſind, daß ganze Dörfer auf einmal 
einer Feuersbrunſt zum Opfer fallen. 

Gerade im Intereſſe dieſer Bevölkerung glaube 


ich, iſt es geboten, dieſelbe vielmehr anzueifern, daß 


ſolidere Gebäude und Wohnhäuſer errichtet werden; 
ohne das nöthigſte Mauerwerk aber kann ich mir 


eine ordentliche Wohnung nicht einmal gut denten. 


Schließlich noch ein Umſtand — und zwar die 
letzten Worte dieſes Abſatzes „iſt die Annahme eines 
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geringeren Nutzungswerthes geſtattet“ — bee 
ſtimmen mich, dagegen mich zu erklären und erlaube 
mir vielmehr eine andere Stiliſirung zu beantragen, 
welche lautet: „iſt ein geringerer Nutzungswerth 
anzunehmen“. 

Ich will es poſitiv ausgeſprochen wiſſen, daß 
gerade zu Gunſten der ärmſten in dieſem Abſatze an— 
geführten Hütten doch ein Nachlaß gewährt werden 
ſoll. Wenn aber nur von einer „Geſtattung“ die 
Rede iſt, hat man dem freien Ermeſſen der Commiſ— 
ſionen Alles überlaſſen; ich will aber dieſes freie 
Ermeſſen doch in beſtimmte Grenzen gebannt wiſſen 
und glaube gerade, daß dies nur auf dieſem Wege 
zu erreichen iſt, wenn ich dem hohen Hauſe empfehle, 
den zweiten Abſatz lit. o in folgender Faſſung 
anzunehmen (lest): 

„Nur bei den Morlakenhütten in Dalma— 
tien, dann bei Rohrhütten, Erdhütten oder 
aus bloßem Ruthenflecht werke oder einge— 
rammten Pflöcken errichteten Hütten iſt 
ein geringerer Nutzungswerth an: 
zunehmen.“ 

Was das Formelle betrifft, ſchließe ich mich 
den Ausführungen des Herrn Vorredners an, und 
bitte ebenfalls, dieſen meinen Antrag vor— 
läufig zur Beſchlußfaſſung dem Aus— 
ſchuſſe zu übergeben. (Bravo!) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Ko— 
walski beantragt: (Liest die beiden Anträge.) 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſe Anträge 
unterſtützen, fic) zu erheben. (Geschieht,) Sie find 
unterſtützt. 

(Abgeordneter Dr. Vitexié meldet sich zum 
Worte.) 

Herr Abgeordneter Dr, Vitezie hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Vitezic: Ich bin auch der 
Anſicht, daß hier eigentlich nicht der rechte Ort war, 
um Minimalſätze feſtzuſtellen, da es ſich hier eigent— 
lich um den Bruttoertrag oder Bruttonutzwerth 
handelt, während die Minimalſätze, wie ſchon der 
Herr Berichterſtatter der Minorität ausführte, im 
8.21, wo von dem ſteuerbaren reinenNutzungswerthe 
die Rede ijt, oder eigentlich in dem im §. 23 erwähnten 
Steuergeſetze hätten feſtgeſtellt werden ſollen. 

Da ich aber befürchte, daß in der Folge dieſe 
Steuerminimalſätze nicht feſtgeſetzt werden würden, 
und da ich anderentheils nicht der Meinung bin, 
daß man überhaupt keine Steuerminimalſätze an— 
nehme, da man dadurch eine Richtſchnur, an die ſich 
die Commiſſionen halten müſſen, feſtſetzt, ſo werde 
ich im Allgemeinen dafür ſtimmen, daß dieſe Mini- 
malſteuerſätze hier angegeben werden. 

Ich muß aber auch zugleich erklären, daß ich 
für die geringſten Beträge ſtimmen werde, da ich 
der Ueberzeugung bin, daß die Verhältniſſe der 


Landbevölkerung, wenigſtens in den ſüdlichen Pro- 
vinzen, welche ich etwas näher kenne, derart ſind, daß 
ſie eine Steuerhöhung durchaus nicht ertragen kön— 
nen, und weil, wenn die vom Ausſchuſſe beantragten 
Minimalſätze angenommen werden würden, es höchſt 
wahrſcheinlich wäre — ich ſage wahrſcheinlich, 
denn mit Sicherheit kann man es ja heute wegen 
Mangels der nöthigen Daten überhaupt nicht beftim- 
men — daß die jetzige Hausclaſſenſteuer bedeutend 
erhöht werden würde. 

Was den zweiten Abſatz anbelangt, ſo muß ich 
es auch aus polizeilichen Rückſichten ſehr empfehlen, 
daß die Worte „ohne Mauerwerk“ ausgelaſſen 
werden; denn würden dieſe Worte aufgenommen, ſo 
würden arme Leute, um eben der Erleichterung, 
welche in dieſem Satze enthalten iſt, theilhaftig zu 
werden, Hütten ohne Mauerwerk bauen, und würden 
überhaupt die Kamine nicht aus Mauerwerk erbaut, 
wodurch natürlich die Feuersgefahr ſehr vergrößert 
würde. 

Zu dieſem Abſatze hat Herr Abgeordneter 
Bonda den Antrag geſtellt, daß ſtatt der Worte 


„Morlakenhütten“ geſetzt werde: „aus trode- 
nem Mauerwerk errichtete Hütten in 
Dalmatien“. 


In dieſer Rückſicht muß ich bemerken, daß nicht 
nur in Dalmatien, ſondern auch in Iſtrien Hütten 
beſtehen, welche aus Mauerwerk ohne Mörtel, aus 
trockenem Mauerwerk beſtehen. Wenn man mithin 
rückſichtlich Dalmatiens dieſe Ausnahme macht, ſo 
glaube ich, daß es mehr als gerecht ſei, daß man 
eine ähnliche Ausnahme auch rückſichtlich Iſtriens 
mache. Mithin ſchlage ich vor, daß in dem Antrage 
des Herrn Abgeordneten Bonda nach den Worten 
„in Dalmatien“ hinzugefügt werde: „und in 
Iſtrien“. Eventuell ſtelle ich den Antrag, 
die Worte „in Dalmatien“ ganz wegzulaſſen. 
(Rufe: Dies wäre das Zweckmässigste!) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Graf 
Bonda beantragt, daß das zweite Alinea der lit. e 
lauten ſoll (liest) : 

„Nur bei den aus trockenem Mauerwerke 
errichteten Hütten in Dalmatien ...“ 


Hingegen beantragt Herr Abgeordneter Vite— 
zie, daß es heißen fol (liest) : 
„Nur bei den aus trockenem Mauerwerke 


errichteten Hütten in Dalmatien und in 
Iſtrien 


Eventuell ſtellt der letztere Herr Abgeord— 
nete den Antrag, die Worte „in Dalmatien“ 
überhaupt auszulaſſen, ſo daß es heißen 
würde (liest): 


„Nur bei den aus trockenem Mauerwerke 
errichteten Hütten ...“ 
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Die Herren, welche den Antrag des Herrn 
Abgeordneten Vite zie unterſtützen, belieben fid) zu 
erheben. (Geschieht.) Er ijt unterſtützt. 

Es iſt kein Redner mehr eingetragen. Wünſcht 
noch Jemand das Wort? (Niemand meldet sich.) 
Ich erkläre die Debatte für geſchloſſen. 

Der Herr Berichterſtatter der Mino ri— 
tät hat das Wort, 

Berichterſtatter der Minorität Ritter v. 
Krzeczunowiez: Zu dieſem Abſatze ift eine Reihe 
von Anträgen geſtellt worden. Da das von mir ver— 
tretene Minoritätsvotum aber dahin geht, daß fein 
Minimum feſtgeſtellt werde, und in dieſem Minori 
tätsvotum gerade ein Prineip enthalten iſt, welches 
alle anderen Anträge ausschließt, fo möchte ich den 
Herrn Präſidenten bitten, in Folge des Rechtes, 
welches ihm zuſteht nach dem $. 60 der Geſchäfts— 
ordnung, zuerſt über die principielle Frage 
abſtimmen zu laſſen, ob überhaupt ein 
Minimum feſtzuſtellen fei, 

Ich ſtelle auch den bezüglichen Antrag: „Es 
ift kein Minimum fürden Bruttonutzungs— 
werth feſtzuſtellen.“ 


Práfident: Zu lit. c des S. 18 ſtellt die 
Minorität, die durch Herrn Dr. Ritter v. Krzeezu— 
nowicz vertreten ijt, den Antrag, dasſelbe auszu— 
laſſen. Das iſt aber ein ablehnender Antrag, 
welcher nicht zur Abſtimmung gelangen kann. 

Die Herren, welche dem Minoritätsvotum bei— 
ſtimmen, wünſchen nur, daß prineipiell beſtimmt 
werde, ob überhaupt ein Minimum im Geſetze zum 
Ausdrucke gelange. 

Nach dem 8. 60 der Geſchäftsordnung ſteht es 
dem Präſidenten frei, inſoferne er dies zur Verein— 
fachung und Klarſtellung der Abſtimmung zweck— 
mäßig erachtet, eine principielle Frage zur Bee 
ſchlußfaſſung zu bringen. 

Ich werde daher dem Wunſche der Antrag— 
ſteller Rechnung tragen und nur an das hohe Haus 
die Frage ſtellen, ob es beſchließen wolle, daß in 
den 8. 18 des Geſetzes eine Beſtimmung 
über den MinimalſatzZ für den Brutto- 
nutzungswerth aufgenommen werde. Die— 
jenigen Herren, welche dafür ſind, daß eine Beſtim— 
mung über den Minimalnutzungswerth aufgenom— 
men werde, bitte ich, fih zu erheben. (Geschieht,) 
die Majorität iſt dafür, daher iſt eine Be— 
ſtimmung darüber aufzunehmen. 

Wünſcht der Herr Berichterſtatter der 
Majorität zu ſprechen? 

Berichterftatter der Majorität Dr. Beer: Von 
Seite eines Mitgliedes des hohen Hauſes iſt der 
Antrag geſtellt worden, daß fämmtlid e Anträge 
bezüglich der Minimalziffer des Nutzungs— 
werthes nochmals an den Ausſchuß zurück— 
gewieſen werden ſollen. 


— eer i 


Ich möchte das Hohe Haus bitten, auf diefen 
Antrag einzugehen, aus folgendem Grunde: 

Mir iſt die Aufgabe übertragen worden, die 
Anträge der Majorität hier im hohen Hauſe zu ver— 
treten; nun ſind heute gerade einzelne Mitglieder 
ber Majorität, die im Ausſchuſſe für den Majoritäts- 
antrag geſtimmt haben, theilweiſe mit ſelbſtändigen 
Anträgen hervorgetreten. Andere der damaligen 
Majorität haben das Minoritätsvotum befürwortet. 
Ich könnte daher nicht mehr im Namen der Ma— 
jorität des Ausſchuſſes ſprechen; ich müßte mich bloß 
darauf beſchränken, meine fubjective, individuelle 
Meinung dem hohen Hauſe darzulegen. 

Da ich aber glaube, daß es zur Klarſtellung 
der Sache viel beitragen könnte, wenn dieſe An— 
gelegenheit nochmals dem Ausſchuſſe zugewieſen 
würde, damit er in eine gründlichere Berathung ein— 
gehe, nachdem von ſo vielen Seiten, von der äußerſten 
Linken, vom Centrum und den Herren auf der 
rechten Seite dieſes hohen Hauſes, Anträge geſtellt 
worden ſind, ſo dürfte es angezeigt ſein, die Be— 
ſtimmung über dieſen Punkt zu vertagen und den 
Ausſchuß zu beauftragen, nochmals in die Berathung 
desſelben einzugehen. 


Präſident: Es wurde in formeller Beziehung 
der Antrag geſtellt, die einzelnen abweichenden An— 
träge zu Abſatz e wieder an den Ausſchuß zur Vor— 
berathung zurückzuweiſen. Ich bemerke diesfalls, daß 
Anträge vorliegen: 

1, der Majorität des Ausſchuſſes; 

2. der Minorität des Ausſchuſſes; 

3. Anträge des Abgeordneten Dr. Breſtel 
mit den Anſätzen von 6, 7 und 8 fl.; 

4. des Herrn Abgeordneten Kowalski mit 
5 fl.; 

5. des Herrn Abgeordneten Dr. Julian Dier: 
kawski mit den Anſätzen 6, 3, 5, 

6. des Abgeordneten Dr. Roſer mit den An— 
ſätzen 6, 3 und 4 fl. und 

7. des Abgeordneten Auſpitz mit den Ans 
ſätzen von 10, 12 und 15 fl. 

Ich werde zuerſt den formellen Antrag zur 
Abſtimmung bringen laſſen, ob das Haus gewillt iſt, 
dieſe ſämmtlichen Anträge an den 
Ausſchuß zurückzuweiſen. 

Für den Fall, als dieſer Antrag abgelehnt 
wird, werde ich mir erlauben zu bemerken, in 
welcher Weiſe ich die Abſtimmung vorzunehmen 
beabſichtige. 

Ich bemerke aber auch zugleich, daß die 
Debatte geſchloſſen iſt und daß daher, wenn 
die Anträge an den Ausſchuß zurückgewieſen werden 
und der Ausſchuß neuerliche Beſchlüſſe faßt, nur der 
vom Ausſchuſſe geſtellte Antrag Gegenſtand der 
Debatte ſein kann und nicht mehr die einzelnen 
Anträge, welche heute an den Ausſchuß zurückgewieſen 
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Keller)“ das 
haltet werde. 

Es ift dies von einer bedeutenden Wichtigkeit, 
denn in lit. e, wo es heißt „der Nutzungswerth darf 
bei Gebäuden mit nur einem Wohnbeſtandtheile nicht 
unter 10 fl. veranſchlagt werden“, würde durch diefe 
Beſtimmung, wenn man die Küchen nicht ausdrücklich 
als Nebenlocalitäten auffaßt und hier in lit. a als 
ſolche bezeichnet, für eine ungemein große Anzahl 
Hunderte oder Tauſende von Gebäuden am Lande in 
vielen Gegenden, trotzdem ſie nur einen Woh— 
nungsbeſtandtheil haben, dieſes Minimum doch keine 
Geltung beſitzen, wenn man berechtigt wäre — und 
das iſt man nach der heutigen Faſſung ſo ziemlich — 
auch die Küchen noch zu den Wohnbeſtandtheilen zu 
rechnen. 

Ich glaube daher, ein ſo wichtiger Beſtandtheil 
des Gebäudes, der wiederholt als Nebenlocalität 
bezeichnet wurde, darf bei dieſer taxativen Aufzäh— 
lung nicht weggelaſſen werden, weil dieſe Weglaſ— 
jung jonjt eine gegentheilige Auffaſſung begründen 
könnte. 

Aus dieſem Anlaſſe, um nicht in einem großen 
Theile die erſte Beſtimmung betreffs der Fixirung 
des Minimums gegenſtandslos zu machen, beantrage 
ich, daß hier unter den Nebenlocalitäten nach den 
Kellern ausdrücklich die Küchen aufgezählt werden. 

Ich unterlaſſe es, nachdem die Debatte nur 
abſatzweiſe geführt wird, mich ausführlicher bezüglich 
jenes Minoritätsantrages puncto Minimum aus— 
zuſprechen, nachdem ohnehin der geehrte Herr Be— 
richterſtatter jener Minorität, der ich mich ange— 
ſchloſſen habe, dieſen Antrag vertreten wird. Ich bin 
auch deſſen enthoben, ausführlicher zu begründen, 
daß ich ſelbſt auch einer geringeren Ziffer als 10 
beiſtimmen würde und muß nur hervorheben, daß 
in dem Falle, als ein geringeres Minimum als 
10 fl. für Gebäude mit einem Wohnbeſtandtheile 
angenommen würde, dann auch, entſprechend der 
Tendenz des Ausſchuſſes, jene Ziffer, welche für Ge— 
bäude mit zwei oder dreiWohnbeſtandtheilen angenom— 
men wird, unter jene Ziffer herabgehen müßte, wie 
ſie von der Minorität beantragt iſt. Es liegt beſon— 
ders viel daran, daß die Gebäude mit zwei und drei 
Wohnbeſtandtheilen möglichſt gleich behandelt wer— 
den mit jenen Gebäuden, welche nur einen Wohn— 
beſtandtheil haben, und der Ausſchuß wurde bei 
dieſer Tendenz von der Anſchauung geleitet, daß 
ſowohl aus Sittlichkeits-, als auch aus ſocialen und 
Geſundheitsrückſichten es ſehr zu empfehlen iſt, daß 
der Ausſchuß und das hohe Haus ſelbſt ein Zuſam— 
mendrängen ganzer Familien, ein Zuſammendrängen 
von Perſonen verſchiedenen Alters und verſchiedenen 
Geſchlechtes, wie es in einer für die Geſundheit 
äußerſt ſchädlichen Weiſe ſchon bis jetzt ſo häufig der 
Fall iſt und mit Rückſicht auf die höhere Beſteuerung 
auch in Zukunft ſehr leicht eintreten könnte, verhin— 


Wort „Küchen“ einge— 


— 


dere, wie es ſich denn überhaupt empfiehlt, dem vor— 
zubeugen, daß durch eine in bedeutendem Maße 
höhere Beſteuerung von einem Gebäude mit zwei 
Wohnbeſtandtheilen die betreffende Bevölkerung, die 
ohnehin den ärmſten Claſſen angehört, etwa gez 
nöthigt werde, ſich in Einem Raume zuſammenzu— 
drängen und zuſammenzupferchen. 

Dieſe Gründe, glaube ich, werden dem hohen 
Hauſe ohneweiters auch die Annahme der weiters 
zu ſtellenden Anträge empfehlen. (Berfall.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Heilsberg ſtellt, wenn ich recht verſtanden habe, 
den Antrag, in der vierten Zeile des Punktes a nach 
dem Worte „Keller“ einzuſchalten: „Küchen“? 


Abgeordneter Dr. Heilsberg: So iſt es, 
Herr Präſident. 


Präſident: Ich bitte jene Herren, welche den 
ſoeben mitgetheilten Antrag des Herrn Abgeordneten 
Dr. Heilsberg unterſtützen, ſich zu erheben. (Ge- 
schieht.) Derſelbe ijt unterſtützt. 

Wünſcht noch Jemand zum Abſatze a das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Es ijt nicht der Fall, ich 
erkläre daher die Debatte über den Abſatz a des 
§. 18 für geſchloſſen und ertheile dem Herrn 
Berichterſtatter das Wort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Der 
Herr Berichterſtatter der Minorität, welcher einen 
Abänderungsantrag zu dem ganzen Punkte a ver— 
treten hat, hat mit den Worten geſchloſſen, daß wir 
doch die Verhältniſſe des Landes berückſichtigen und 
nicht auf das flache Land eine Steuer wälzen ſollen 
und die Städte entlaſten. Ich glaube, daß dieſer 
Gegenſatz zwiſchen Stadt und Land und die Auf— 
forderung, Gerechtigkeit gegen das Land zu üben, 
hier wohl nicht am Platze iſt. Wir ſind uns alle 
bewußt, daß wir die Intereſſen der verſchiedenen 
Steuerträger zu berückſichtigen haben, und daß es 
ſich weder um eine Entlaſtung des einen Theiles, noch 
um eine Belaſtung des anderen handelt. 

Was nun den Antrag ſelbſt anbelangt, ſo hat 
der Herr Berichterſtatter ſchon in ſeinem Minoritäts— 
votum betont, daß ſeiner Anſicht nach nicht die ein— 
zelnen Beſtandtheile des Hauſes, ſondern daß viel— 
mehr das geſammte Gebäude in feinen Geſammt— 
verhältniſſen in das Auge gefaßt und berückſichtigt 
werden möge. Ich glaube aber nicht, daß dieſe ſeine 
Auffaſſung mit der von der Majorität angenommenen 
Faſſung im Widerſpruche ſteht. Denn auch in dieſer 
Faſſung handelt es ſich ja um die Totalität des Ge— 
bäudes, um den Nutzungswerth des geſammten 
Hauſes, und nur in beſtimmter und anſchaulicher 
Weiſe, um einige Merkmale zu bezeichnen, welche zur 
Fixirung dieſes Nutzungswerthes herangezogen werden 
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follen, ift in der Faſſung der Majorität die nähere 
Präcifirung aufgenommen worden, daß die Anzahl 
und die Größe der einzelnen Wohnbeſtandtheile in 
Verbindung mit den Nebenlocalitäten gebracht werden 
ſoll. Daß dieſe Nebenlocalitäten jedenfalls einen 
Werth haben, der zwar nicht einzeln in Betracht zu 
kommen hat, ſondern bei der Abſchätzung des 
geſammten Gebäudes zu berückſichtigen iſt, dürſte 
ein Jeder, der mit den Wohnlichkeiten eines Hauſes 
ſich vertraut macht, zugeben. Es handelt ſich hier 
nicht, wie der Herr Berichterſtatter der Minorität 
erwähnte, darum, auf die Vermieth barkeit, die ſonſtige 
Ertragsfähigkeit des Gebäudes Rückſicht zu nehmen 
— die Ertragsfähigkeit allein iſt nicht der Maßſtab 
bei der Veranlagung der Gebäudeſteuer — ſondern 
es iſt auch das zweite Moment, welches ſchon oft in 
der Debatte hervorgehoben wurde, nämlich die Be— 
friedigung des Wohnungsbedürfniſſes hier in Betracht 
zu ziehen, und daß hierbei jedenfalls die Neben— 
localitäten auch in Anſchlag tommen müſſen, dürfte 
einem Zweifel nicht unterliegen. Die Größe des Ge— 
bäudes allein, wie der Herr Berichterſtatter der 
Minorität glaubt, entſcheidet ja nicht, ſondern die 
geſammte wohnliche Einrichtung des Gebäudes; zwei 
gleichgroße Gebäude können einen höchſt verſchiedenen 
Nutzwerth haben. 

Der Herr Berichterſtatter der Minorität hat 
ferner auf die Geſetzgebung Baierns, Preußens und 
Sachſens hingewieſen, um ſeine Auffaſſung zu recht— 
fertigen. Was Baiern anbelangt, fo kann die 
öſterrreichiſche Gebäudeſteuergeſetzgebung weder in 
ihrer gegenwärtigen Form, noch ¡wenn diefe Vorlage 
zum Geſetze erhoben würde, in der zukünftigen 
Form mit der baieriſchen in irgend einer Weiſe ver— 
glichen werden. Dort geht man theilweiſe von ganz 
anderen Grundſätzen aus. Ich glaube auch nicht, 
daß hier bei der Faſſung des Abſatzes a das 
preußiſche Geſetz irgendwie in Betracht gezogen 
werden kann. 

Der Herr Berichterſtatter der Minorität hat 
ganz richtig hervorgehoben, daß dasjenige Geſetz, 
welches allein mit dem öſterreichiſchen in eine 
Parallele geſtellt werden kann, das ſächſiſche ſei, 
und ich möchte die Behauptung wagen, daß das 
vorliegende Geſetzim Großen und Ganzen die Geſichts— 
punkte des ſächſiſchen ſich angeeignet hat. 

Was ſagt nun das ſächſiſche Geſetz über Neben— 
localitäten? Erwähnt es etwa die Nebenlocalitäten 
gar nicht? Der Herr Berichterſtatter hat einzelne 
Stellen dieſes ſächſiſchen Geſetzes vorgeleſen, um zu 
zeigen, von welchen gerechten Geſichtspunkten man 
dort ausgeht, während die Faſſung des Ausſchuſſes 
zu Ungerechtigkeiten führen werde. Ich erlaube 
mir den Herrn Berichterſtatter auf einen Paragraph 
des ſächſiſchen Geſetzes aufmerkſam zu machen, 
welches mir vorliegt und welches er mit ſeinem 
Exemplare jeden Augenblick vergleichen kann. 
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Im $. 109 daſelbſt heißt es (liest) : 

„Keller, Küchen, Böden und andere zu den 
wohnbaren gehörigen Räume, wenn ſie nicht beſon— 
ders vermiethet ſind, werden nicht einzeln abge— 
ſchätzt, ſondern ſind als im Werthquantum des Ganzen 
mit inbegriffen.“ 

Dies analyfirt, heißt, daß bei den einzelnen 
Wohnungen und Wohnbeſtandtheilen jedenfalls auch 
die Küchen, Keller und Böden mit in Betracht ge— 
zogen werden müſſen, weil ſie in dem Werthquan— 
tum ihre Berückſichtigung finden; denn wenn ſie gar 
keine Berückſichtigung hätten finden ſollen, ſo dürfte 
das Geſetz gar nicht davon ſprechen. Das Geſetz 
meint nur, daß jede Nebenlocalität nicht einzeln ab— 
geſchätzt werden ſoll. Nun, meine Herren, das wird 
auch nach dem öſterreichiſchen Geſetze nicht der Fall 
ſein; dasſelbe ſagt nicht: die Küche iſt ſo und ſo hoch, 
der Keller und Boden ſo hoch zu veranlagen, ſon— 
dern beſtimmt nur: Wohnbeſtandtheile, mit denen 
Küche, grellerund Boden u.ſ.wein Verbindung ſtehen, find 
jedenfalls höher einzuſchätzen, als Wohnbeſtandtheile 
ohne dieſe Nebenlocalitäten. 

Ich kann mich auch aus anderen Gründen der 
Auffaſſung des Herrn Berichterſtatters der Minori— 
tät nicht anſchließen, weil jene Faſſung, wie ich ja 
ſchon in meiner Darlegung die Ehre hatte, hervor— 
zuheben, einzelne Punkte mit hineinnimmt, welche 
meiner Ueberzeugung nach bei der Abſchätzung nicht 
in Betracht kommen lönnen, nämlich bie ſonſtige Ex- 
tragsfähigfeit eines Gebäudes. Dieſe hat doch offen— 
bar bei ber Abſchätzung der Localitäten gar nichts 
zu thun. 

Von Seite einer Minorität, deren Bericht— 
erſtatter Herr Baron Doblhoff war, iſt ein an— 
derer Antrag geſtellt worden, daß hier anſtatt des 
Wortes „iſt“ das Wort „kann“ zu ſetzen ſei. Ich 
glaube nicht, meine Herren, daß man der Land— 
bevölkerung mit dieſem „kann“ eine große Wohlthat 
erweiſt. 

Ich perſönlich — und ich ſpreche bloß meine 
fubjective Meinung aus — würde den imperativen 
Ausdruck „iſt“ vorziehen, denn wie der Herr Be— 
richterſtatter der Minorität! Ritter v. Krzeezuno— 
pica aus einzelnen Daten, die er feinem Minori- 
tätsvotum beifügte, nachgewieſen hat, ſo gibt es eine 
Anzahl von Orten, wo eben die Wohnungsmiethe ver— 
hältnißmäßig gering iſt. Wenn nun ein größerer Theil, 
nehmen wir zum Beiſpiele von 100 Gebäuden 20 
oder 25 an, in einem Orte zu billigen Preiſen ver— 
miethet iſt und das Geſetz es ermöglicht, auf dieſe 
billigen Miethzinſe Rückſicht zu nehmen, ſo iſt da— 
mit der Landbevölkerung keineswegs ein Schaden 
zugefügt, ſondern im Gegentheile ein Vortheil zuge— 
wendet, während bei dem Ausdrucke „es können 
die Miethzinſe der Umgebung herange— 
zogen werden“ die Einſchätzung eines Gebäudes 
oder eines Gebäudebeſtandtheiles zu höheren An- 
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ſätzen führen wird, weil die Commiſſionen ohne 
Rückſicht auf den Ort, in dem ſie ſich befinden, die 
Gebäude aus der angrenzenden Umgebung zur ziffer— 
mäßigen Normirung heranziehen werden. Ich würde 
daher auch in dieſer Beziehung die Faſſung des An— 
trages der Majorität vorziehen. 

Was endlich den Antrag des Herrn Abgeord— 
neten Dr. Heilsberg betrifft, ſo erkläre ich mich mit 
demſelben vollkommen einverſtanden, denn im 8. 17 
iſt ohnehin der Küchen gedacht. Im §. 17 ſind unter 
den Nebenlocalitäten die zu jeder Wohnung gehöri— 
gen Küchen, Speiſe- und Vorrathskammern, Keller, 
Stallungen, Bodenabtheilungen u. f. w. erwähnt. 
Wenn ſie alſo auch in dieſen Paragraph mit hin— 
einbezogen werden, ſo läßt ſich dagegen nichts ein— 
wenden. Es wird überdies zur Klarheit beitragen, 
die Küchen wirklich unter den Nebenlocalitäten auf— 
zuführen, damit nicht eine oder die andere Ein— 
ſchätzungscommiſſion dieſelben als Wohnungsbeſtand— 
theile auffaßt. 

Nach Allem dem befürworte ich bie Aufrecht- 
haltung der Faſſung des Ausſchußantrages der Ma— 
jorität mit alleiniger Annahme des Amendements 
des Herrn Abgeordneten Dr. Heilsberg. 


Präſident: Ich ſchreite zur Abſtimmung. 

(Abgeordneter Ritter v. Krzecvunowicx 
meldet sich zum Worte.) 

Der Herr Abgeordnete Ritter v. Krzeezuno— 
mich hat das Wort. 


Berichterſtatter der Minorität Ritter v. 
Krzeczunowicz: Ich habe mir das Wort nur zu 
einer kleinen Berichtigung erbeten. Der Herr Bericht— 
erſtatter der Majorität meinte meinen Ausführungen 
gegenüber, oder eigentlich meinen Anführungen aus 
der ſächſiſchen Geſetzgebung gegenüber, daß auch dort 
die Böden, Keller u. f. w. zwar nicht einzeln eingu- 
ſchätzen ſind, ſondern nur im Werthquantum des 
ganzen Hauſes inbegriffen ſein ſollen. 

Ich habe den Paragraph des ſächſiſchen Ge— 
ſetzes, welcher ſich auf die Landwirthſchafts— 
gebäude bezieht, gelefen, es iſt nämlich der $. 110. 
Die Wohngebäude werden dort in zwei Gattungen 
getheilt, in gewöhnliche Wohngebäude und in ſolche, 
welche mit der Landwirthſchaft in Verbindung ſtehen, 
und in dieſen werden nur die heizbaren Stuben, 
nicht aber die anderen Localitäten berückſichtigt. Dieſe 
Beſtimmung fehlt in der Vorlage des Ausſchuſſes; 
ferner fehlt in dieſer Vorlage die Einſchränkung, 
daß für bie Orte, wo Vermiethungen vereinzelt bore 
kommen, nur die geringſten Sätze der nahe liegen— 
den Orte als Anhaltspunkt zu dienen haben. Das iſt 
eben auch eine gerechte Beſtimmung, welche in 
unſerer Vorlage fehlt. Dies wollte ich nur zur Be— 
richtigung anführen. 
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Präſident: Ich werde nunmehr zur Ab— 
ſtimmung ſchreiten über den Abſatz a des §. 18. 

Ich gedenke bei der Abſtimmung ſo vorzugehen, 
daß ich zuerſt den Antrag der Minorität, 
wie er durch den Herrn Abgeordneten Ritter v. 
Krzeczunowiez vertreten ijt, zur Abſtimmung 
bringe; wenn derſelbe abgelehnt würde, den erſten 
Theil des Abſatzes a nach dem Antrage des Aus— 
ſchuſſes, wie er gedruckt vorliegt. 

Bezüglich des zweiten Theiles, welcher mit den 
Worten „Zur Gewinnung ziffermäßiger Anhalts— 
punkte“ beginnt und mit den Worten „Bedacht zu 
nehmen“ ſchließt, werde ich in der Weiſe vor— 
gehen, daß ich dieſen Abſatz zuerſt nach dem An— 
trage der Minorität, wie er durch Abgeordneten 
Freiherrn v. Doblhoff vertreten iſt, zur Abſtim— 
mung bringe. Sollte er in dieſer Faſſung abgelehnt 
werden, ſo kommt der Antrag des Ausſchuſſes, wie er 
gedruckt vorliegt, zur Abſtimmung. 

Schließlich werde ich über den Schlußſatz nach 
dem Antrage des Ausſchuſſes abſtimmen laſſen. Dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Dr. Heilsberg 
werde ich dadurch gerecht werden, daß ich bei der 
Abſtimmung über den erſten Theil des Abſatzes a 
das Wort „Küchen“ beſonders zur Abſtimmung 
bringe. 

Wünſcht Jemand über dieſen Abſtimmungs— 
modus etwas zu bemerken? 

(Abgeordneter Auspitz meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Auſpitz hat das 
Wort. | 


Abgeordneter Auſpitz: Ich möchte den Herrn 
Präſidenten bitten, über den letzten Satz des Alinea a, 
welcher mit den Worten „Gebäude, Wohnbeſtand— 
theile“ anfängt, ſeparat abſtimmen zu laſſen. 


Präſident: Das geſchieht jedenfalls. 

Bezüglich des Einganges zum $. 18 wurde 
von keiner Seite ein Antrag geſtellt; ich erſuche alſo 
jene Herren, welche den Eingang des §. 18, lautend 
(liest) : 
„In Bezug auf die Ermittlung der Werth- 
ziffer werden bie entſendeten Commiſſions⸗ 
mitglieder, wie auch die Bezirks- und Orts- 
commiſſionen nach folgenden Grundſätzen 
vorzugehen haben“ — 
annehmen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Der 
Eingang iſt nach dem Antrage des Ausſchuſſes an— 
genommen. 

Nun bitte ich jene Herren, welche den Abſatz a 
nach dem von dem Herrn Abgeordneten Ritter v. 
Krzeczunowicz vertretenen Minoritätsantrage, 
welcher lautet (liest) : 

„Der Nutzungswerth des Gebäudes iſt 
nach deſſen Größe, Bauart und Beſchaffen— 
heit unter Berückſichtigung der Anſprüche zu 
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ermitteln, welche den Ortsverhältniſſen ges 

mäß an die Befriedigung des Wohnbedürf— 

niſſes nach dem Verhältniſſe des Beſitzes von 
jedem Eigenthümer des letzteren geſtellt zu 
werden pflegen. 

In Orten, in welchen die Vermiethungen 
zwar vorwalten, in welchen jedoch ein bedeu— 
tenderer, und zwar twenigftens der fünfte 
Theil der Gebäude und Wohnbeſtandtheile 
fortbanernd vermiethet ift, wird zur Gewin— 
nung ziffermäßiger Anhaltspunkte auch auf 
die üblichen Miethzinſe, welche innerhalb 
einer der Abſchätzung unmittelbar vorange— 
gangenen fünfjährigen Periode durchſchnitt— 
lich bedungen worden ſind, Bedacht zu nehmen 
ſein, jedoch mit genauer Berückſichtigung der 
Vermiethbarkeit und ſonſtigen Ertragsfähig— 
leit der übrigen nicht ſortdauernd vermietheten 
Gebäude“ — 

annehmen, fic) zu erheben. (Geschieht,) Der Antrag 
iſt abgelehnt. 

Nun bitte ich jene Herren, welche den erſten 
Theil des Abſatzes a nach dem Antrage des Aus— 
ſchuſſes, welcher lautet (liest) : 

„Der Nutzungswerth eines Gebäudes iſt 
nach der Anzahl und Größe der Wohnbe— 
ſtandtheile und der zu Wohnungen gehörigen 
Nebenlocalitäten (Speiſekammern, Böden, 
Keller ꝛc.), der Bauart und Beſchaffenheit, 
unter Berückſichtigung der Anſprüche zu er— 
mitteln, welche den Ortsverhältniſſen gemäß 
an die Befriedigung des Wohnbedürfniſſes 
nach dem Verhältniſſe des Beſitzes von dem 
Eigenthümer des letzteren geſtellt zu werden 
pflegen“ — 

vorbehaltlich der Abſtimmung über das Wort, Küchen“, 
welches bei der Aufzählung der Nebenlocalitäten ein— 
gefügt werden ſoll, annehmen, ſich zu erheben. 
(Geschicht.) Der erſte Theil des Abſatzes a ijt an— 
genommen. 

Jetzt erſuche ich jene Herren, welche im Ab— 
ſatze a, vierte Zeile nach dem Worte „Keller“ das 
Wort „Küchen“ eingefügt wiſſen wollen, jid) zu er- 
heben. (Geschieht.) Dieſe Einſchaltung ijt ange— 
nommen. 

Weiter bitte ich jene Herren, welche den zweiten 
Abſatz nach dem von dem Herrn Abgeordneten Frei— 
herrn v. Doblhoff vertretenen Minoritätsantrage 
in folgender Faſſung annehmen wollen (liest) : 

„Zur Gewinnung ziffermäßiger Anhalts— 
punkte iſt in Orten, in welchen die Ver— 
miethung zwar nicht vorwaltet, in denen 
jedoch ein größerer Theil der Gebäude fort— 
dauernd vermiethet iſt, auf die üblichen 
Miethzinſe, welche innerhalb der der Ab— 
ſchätzung unmittelbar vorangegangenen fünf 
Jahre durchſchnittlich bedungen worden ſind, 
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Rückſicht zu nehmen, und kann in Orten, in 
welchen Vermiethungen nur vereinzelt oder 
gar nicht vorkommen, auf die Durchſchnitts— 
miethzinſe der letzten fünf Jahre in nahe 
gelegenen Orten mit ähnlichen Mieth-, 
Verkehrs- und Wohnungsverhältniſſen, in 
denen Vermiethungen vorkommen, Bedacht 
genommen werden“ — 


fid) zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag ijt ang ee 


nommen. 

Endlich erſuche ich jene Herren, welche den 
Schlußſatz des Abſatzes a, lautend (liest): 

„Gebäude, Wohnbeſtandtheile oder zu 
ſolchen gehörige Nebenlocalitäten, welche in 
den der Steuerveranlagung vorausgegan— 
genen fünf Jahren gänzlich unbenützt und 
leer ſtanden, ſind bei der Nutzwertherhebung 
nicht zu berückſichtigen“ — 

nach dem Antrage des Ausſchuſſes annehmen, ſich zu 
erheben. (Geschieht.) Der Schlußſatz iſt ange— 
nommen. 

Wünſcht Jemand zum Abſatze b das Wort? 

(Berichterstatter der Minoritét Ritter v. 
Krzeczunowťez meldet sich.) 

Der Berichterſtatter der 
hat das Wort. 

Berichterſtatter der Minorität Ritter v. Krzeezu— 
uowiez: Zu S. 18, litera b ftellt bie Minorität den 
Antrag (lest): 

Im Abſatze b hätte das dritte Alinea zu 
lauten: 

„„Letzteren gleichzuſtellen ſind auch die 
Wohngebäude der kleineren Handwerker und 
die zu Beamten-, Diener-, Arbeiter-, Tage 
löhner- und Geſindewohnungen beſtimmten, 
zu größeren Gutsbeſitzungen oder gewerb— 
lichen Unternehmungen gehörigen Gebäude.“ 
Ich habe Ihnen, meine Herren, nicht zu be— 

weiſen, daß die Beamten- und Dienerwohnungen bei 
Grundbeſitzern oder Fabriks- und Gewerbsleuten 
feinen Ertrags-ſondern nur einen Ausgabsgegenſtand 
bilden. Ich werde mich auch auf andere Geſetzgebungen 
nicht mehr berufen, weil ich dies bei litera a ſchon 
genugſam gethan habe; ich will nur andeuten, daß 
es in Preußen gerade ſo, wie es unſere Minorität 
beantragt, gehalten wird. Ich bitte um die An— 
nahme dieſes Amendements. 

Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Da dies nicht der Fall iſt, 
ſo erkläre ich die Debatte für geſchloſſen und 
ertheile dem Herrn Berichterſtatter der Majo- 
rität das Wort. 

Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Der 
Herr Abgeordnete aus Galizien hat eben erwähnt, 
daß er ſich auf andere Geſetzgebungen nicht berufe, 
ſondern nur darauf hinweiſe, daß in Preußen in 
ähnlicher Weiſe vorgegangen wurde. Nun möchte ich 


Minorität 


mir zur Klarſtellung der Frage darzulegen erlauben, 
daß in der preußiſchen Geſetzgebung, auf die er ſich 
bisher berufen hat, eine vollſtändige Befreiung dieſer 
Kategorien nicht ſtattfindet. Das preußiſche Geſetz 
geſtattet nur eine gewiſſe Erleichterung bei Ab— 
ſchätzung der Miethertragsfähigkeit der Wohnungen 
derſelben. Auch nach dem ſächſiſchen Geſetze ſind die 
Beamten oder Diener von der Hausſteuer nicht frei. 
Allein ich glaube, hier entſcheidet ein Hinweis auf 
andere Geſetzgebungen nicht, die Sache iſt vielmehr 
ganz einfach. Bekommen die Beamten und Diener 
auf dem Lande keine Wohnungen, ſo iſt es klar, daß 
fie nothwendigerweiſe für dieſen Entgang durch 
höhere Gehalte, durch einen höheren Lohn entſchädigt 
werden, und daß, wenn andererſeits ihre Gehalte 
geringer ſind, ſie die Entſchädigung in der Wohnung 
finden; die Einräumung von Wohnungen gewährt 
demnach den Grundeigenthümern die Möglichkeit, ſich 
bei Fixirung des Gehaltes einigermaßen für die auf 
Gebäude verwendeten Ausgaben zu entſchädigen. 
Aus dieſem Grunde empfehle ich den Antrag der 
Majorität. 


Präſident: Die Debatte iſt geſchloſſen und 
wir ſchreiten zur Abſtimmung. 

Das erſte und zweite Alinea des Abſatzes b 
wurde von keiner Seite amendirt. Ich erſuche jene 
Herren, welche Alinea 1 und 2 des Abſatzes b nach 
der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen, ſich zu er— 
heben. (Geschieht.) Sie find angenommen. 
Bezüglich des Alinea 3 wird von der Mino— 
rität, vertreten durch Herrn Abgeordneten Ritter 
v. Krzecezunowiez, beantragt (liest): 

„Letzteren gleichzuſtellen ſind auch die 
Wohngebäude der kleineren Handwerker und 
die zu Beamten-, Diener-, Arbeiter-, Tag: 
löhner- und Geſindewohnungen beſtimmten, 
zu größeren Gutsbeſitzungen oder gewerb— 
lichen Unternehmungen gehörigen Gebäude.“ 
Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Mino— 
ritätsantrag annehmen, fid) zu erheben. (Geschieht.) 


Es ſind 42 Stimmen für denſelben, er iſt ſomit 


abgelehnt. 
Ich erſuche nun jene Herren, welche das 
Alinea 3 in der vom Ausſchuſſe beantragten Faſ— 
ſung, wie ſie gedruckt vorliegt, annehmen, ſich zu 
erheben. (Geschieht,) Alinea 3 ift in der Faſſung 
des Ausſchuſſes angenommen. 
Bezüglich des Abſatzes e liegen zwei Minori- 
tätsanträge vor. Der eine, vertreten vom Herrn 
Abgeordneten Ritter v. Krzeczunowicz, beantragt, 
denſelben ganz wegzulaſſen, der andere aber, vertreten 
durch Herrn Abgeordneten Dr. Scha up, geht dahin, 
daß lit. e zu lauten hätte (West): 

„Der Nutzungswerth darf bei Gebäuden 
mit nur Einem Wohnbeftandtheile nicht 
unter 10 fl., bei Gebäuden mit zwei und drei 
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Wohnbeſtandtheilen nicht unter 5 fl., bei den 
übrigen Gebäuden nicht unter 6fl. für einen 
Wohnbeſtandtheil veranſchlagt werden.“ 

Herr Ritter v. Krzecezunowiez hat das 
Wort. 

Berichterſtatter der Minorität Ritter v. Krze- 
czunowicz: Der Minoritätsantrag, den ich ber- 
trete, geht dahin, daß bei dem Bruttonutzwerthe kein 
Minimum feſtgeſtellt werde. Ich kann nicht umhin, 
auch darauf hinzuweiſen, daß das im Ausſchuß— 
antrage feſtgeſtellte Minimum ebenſo wie jenes, 
welches der Herr Abgeordnete Dr. Schaup normirt 
wiſſen will, zu hoch erſcheine. Hier muß ich mich 
wieder auf fremde Geſetzgebungen berufen und die— 
ſelben als Beiſpiel anführen. 

In Preußen iſt das Minimum des ſteuerbaren 
Ertrages, und zwar nicht eines Wohnbeſtandtheiles, 
ſondern eines ganzen Hauſes, refpective auch ſammt 
einem kleinen Gärtchen, auf vier Thaler, das iſt 
ſechs Gulden, für das ganze Haus feſtgeſetzt; in 
Sachſen beträgt dieſes Minimum zwei Thaler, das 
iſt drei Gulden; in Baiern drei Gulden. Doch ſehe 
ich davon ab, weil man mir ſagen würde: Ja, die 
Verhältniſſe in Oeſterreich ſind anders, ſie ſind viel— 
leicht derart beſchaffen, daß das Minimum bei uns 
höher ſein ſoll, wir haben vielleicht beſſere Gebäude, 
die ſchlechteſten unſerer Gebäude ſeien immer noch 
beſſer, als jene in Sachſen und Preußen! 

Es liegen aber noch weitere Daten vor, welche 
ich in dem Minoritätsberichte angeführt habe, nämlich 
die in Oeſterreich geſammelten Ziffern über den Durch— 
ſchnittszins der Gebäudebeſtandtheile in jenen Orten, 
welche ganz ber Hauszinsſteuer unterliegen, in denen 


Jalfo die Zahl der vermietheten Wohnbeſtandtheile 


jene der nicht vermietheten überſteigt, und da haben 
wir eine große Anzahl ſolcher Orte, wo der Jahres— 
durchſchnittspreis von fünf Gulden angefangen bis 
auf einen Gulden herunterfällt. Die Berechnun— 
gen der Durchſchnittszinſe ſind zwar für Gebäude— 
beſtandtheile, nicht für Wohnbeſtandtheile ausgeführt 
worden. Doch glaube ich, daß, wenn ein Minimum per 
Beſtandtheil ein und zwei Gulden beträgt, auch 
per Wohnbeſtandtheil in demſelben Orte der Durch— 
ſchnittszins nicht mehr als zwei, drei, vier und fünf 
Gulden betragen wird. Dieſe Durchſchnitte ſind aber 
für ganze Orte berechnet; bei den einzelnen Gebäu— 
den werden offenbar noch geringere Durchſchnitts— 
ziffern vorkommen. 

Allein es handelt ſich in dieſem Falle nicht nur 
um die Ziffer des Minimums, als vielmehr um das 
Princip: ob bei der Einſchätzung des Bruttonutz— 
ie ein Minimum feftgeftellt werden foll oder 
nicht, 

Ich meine, es fol fei nes feftgeftellt werden, 
und zwar aus zwei Gründen, weil wir erſtens zur 
Motivirung dieſer Minimen gar keine Daten beſitzen; 
die Regierung hat uns zur Begründung der Minimen 
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in den nach dem Nutzwerthe zu beſteuernden Orten 
gar keine Gründe angeführt; es iſt lediglich ein sie 
volo, sie qubeo; — es iſt bloß geſagt worden, man 
ſolle das Minimum derart feſtſtellen, damit die von 
den kleinſten Häuſern in der Zukunft zu entrichtende 
Steuer nicht geringer ſei als die jetzige. 

Sie wird ſich aber meiner Anſicht nach — wie 
ich es auch im Berichte der Minorität dargeſtellt 
habe — viel höher ſtellen. Aber ſetzen wir den Fall, 
ſie wird nicht höher ſein, warum ſoll ſie aber nicht 
niedriger werden, wenn es die Gerechtigkeit for— 
dert? Warum ſoll ſie nicht niedriger werden bei 
jenen Gebäuden, wo der reelle, factiſche Nutzungs— 
werth ſchon darauf hinweiſt, daß fie niedriger 
ſein ſoll? 

Nun, meine Herren, wir haben einen Gerech— 
tigkeitsgrund für die großen Städte gehabt, wo man 
bie Abzugspercente höher, daher die Steuer geringer 
ſtellen will, weil dies auch den wirklichen Verhält— 
niſſen entſpricht, wir fordern daher auch im Namen 
der Gerechtigkeit, daß den Thatſachen auf dem Lande 
Rechnung getragen werde, daß man auch dem flachen 
Lande gerecht werde; allein das wird man uns ab— 
ſprechen, und darum werde ich, meine Herren, nie 
und nimmer bei dieſem Geſetze anderer Anſicht ſein, 
als daß die ſtädtiſchen Intereſſen, die hier beſſer ver— 
treten werden, zur Geltung gelangen, die Intereſſen 
des flachen Landes aber total verkannt werden. 

Nun, meine Herren, wenn man fon ein Mini- 
mum haben will und glaubt, daß es bei der Maſſe 
von Häuſern nicht angehe, die Steuer unter den 
bisherigen Steuerſatz fallen zu laſſen, ſo ſetze man 
dieſes Minimum für den ſteuerbaren Nein- 
ertrag, wie es auch in den Geſetzgebungen anderer 
Staaten feſtgeſtellt iſt. Obwohl dort — wie ge— 
ſagt — das Minimum ein geringeres iſt, hat man 
dasſelbe doch für den reinen ſteuerbaren Ertrag feſt— 
geſtellt. 

Stellt man es aber im Bruttoertrage, und zwar 
unter den Grundſätzen der Einſchätzung feſt, ſo iſt 
dies doch offenbar nur eine Beirrung der Ein— 
ſchätzungscommiſſionen; denn dieſe Commiſſionen — 
welche das Minimum zum Ausgangspunkte nehmen 
und nach dem anderen Alinea derſelben Grundſätze 
bemüſſigt ſind, die anderen Gebäude verhältnißmäßig 
einzuſchätzen — werden dann, von dieſem Minimum 
ſteigend, für andere Gebäude höhere Beträge ein— 
ſtellen müſſen. Aber nicht nur in jenen Orten, wo 
das Minimum den faetiſchen Nutzwerth der ſchlech— 
teſten Häuſer überſteigt, ſondern auch in jenen Orten, 
wo das vorgeſchriebene Minimum dem Thatbeſtande 
gegenüber zu gering iſt, wird eine Beirrung der 
Commiſſionen eintreten müſſen; denn die Ein— 
ſchätzungscommiſſionen werden auf dieſes Minimum 
refleetiren und trachten, dasſelbe anzuwenden. 

Meiner Anſicht nach wäre es am beſten, kein 
Minimum im Geſetze feſtzuſtellen; denn wenn man 
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auch den nicht gerechten Grundſatz aufrecht erhalten 
will, daß die kleinſten Gebäude nicht weniger be— 
ſteuert werden ſollen, als ſie es jetzt ſind, ſo kann 
man dieſen Zweck erreichen in jenem beſonderen 
Geſetze, in welchem nach $. 23 das Ausmaß ber 
Steuer beſtimmt ſein ſoll, und dann wird man beſſer 
in der Lage ſein, ein Minimum zu beurtheilen, dann 
wird man das ganze Ergebniß der Einſchätzung vor 
Augen haben, dann wird man wiſſen, wo man — 
auf der einen Seite — ein Plus erhält und wo man 
— auf der anderen Seite — wird herabſetzen kön— 
nen, dann wird man auch die Erhebungen vor 
Augen haben über den reellen Nutzungswerth, man 
wird wiſſen, wie viele Orte, wie viele Gebäude vor— 
handen ſind, bei denen die Nutzungswerthe gering 
ſind; erſt dann wird man in der Lage ſein, den mini— 
malen Steuerſatz zu regeln, wird man in der Lage 
ſein, im Minimo den Steuerſatz auch ohne Rückſicht 
auf das Reſultat der Abſchätzung in der einen oder 
anderen Ziffer zu finden. 

Wenn aber auch das nicht beliebt wird, wenn 
man das Minimum jetzt feſtſtellen will, ſtelle man es 
doch in den 8. 21, wo der Reinertrag berechnet 
werden ſoll. Man ſtelle es ſo, daß es nicht von den 
Commiſſionen, ſondern von den Steuerbehörden an— 
gewendet werde, daß die Steuerbehörde ohne Rück— 
ſicht auf die Reſultate der Einſchätzung dieſes Mini— 
mum anwende. Man ſtelle es aber nicht unter die 
Grundſätze der Einſchätzung für die Einſchätzungs— 
commiſſionen, wo das Minimum nur ſtörend und 
beirrend einwirkt. 

(Während dieser Rede hatte 
Freiherr v. Pillerstorff den 
nommen.) 


Vicepräsident 
Vorsitz über- 


Vicepráfident: Herr Dr. Schaup als 
Berichterſtatter ber zweiten Minorität hat 
das Wort. 


Berichterſtatter der zweiten Minorität Dr. 
Schaup: Ich muß dem unmittelbaren Herrn Vor— 


rebuer in einer Beziehung Recht geben, nämlich darin, 


daß es allerdings für den Ausſchuß — und ich 
glaube, wohl auch für das hohe Haus — ſehr ſchwer 
werden wird, irgend einen der Zifferanſätze, die da in 
Vorſchlag gebracht werden, mit durchſchlagenden 
Gründen zu motiviren, denn wir haben allerdings 
in dieſer Beziehung nur ſehr wenige Erhebungen 
vor uns gehabt und hatten allerdings in dieſer Be— 
ziehung ein ſehr beſchränktes Materiale zu Gebote, 
trotz des dickleibigen Bandes von ſtatiſtiſchen Ta— 
bellen, der gedruckt vertheilt wurde. 

Ich muß ihm aber auch in der zweiten Bezie- 
hung Recht geben, daß es eigentlich vielleicht prin— 
cipiell das Richtigſte wäre, überhaupt ein Minimum 
nicht feſtzuſetzen. Es ijt diefe Anſchauung auch mehr- 
fad) im Ausſchuſſe ausgeſprochen worden. Ich weiſe 
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ja nur darauf hin, daß es bei der Berathung des 
Grundſteuergeſetzes Niemandem eingefallen iſt, ein 
Ertragsminimum feſtzuſtellen. Es iſt nirgends im 
Grundſteuergeſetze fixirt, daß ein Joch Acker minde— 
ſtens mit ſoviel Ertrag eingeſchätzt werden muß. Nur 
die Durchführung der Grundſteuer iſt, wie hier, an 
Commiſſionen übertragen. 

Man hätte alſo, wie ich glaube, ohne große 
Gefahr dieſen Weg auch hier betreten können. Allein 
ich halte an dieſer Anſchauung heute nicht feſt, weil 
ich nicht das Beſſere den Feind des Guten werden 
laſſen möchte und weil ich die Ueberzeugung habe, 
daß die Anſchauung, überhaupt ein Minimum gar 
nicht feſtzuſetzen, im Ausſchuſſe keinen ſehr großen 
Anklang gefunden hat, und weil bei dem Umſtande, 
als doch der Ausſchuß ziemlich analog wie das hohe 
Haus zuſammengeſetzt iſt, auch vielleicht dieſer prin— 
cipielle Antrag im Hauſe weniger Zuſtimmung finden 
könnte. 

Ich werde mich daher darauf beſchänken, dem 
hohen Haufe gegenwärtig die Anträge der Minorität 
zu empfehlen. 

Die Anſätze der Minorität find in einer Bezie— 
hung etwas niederer, als die der Majorität des 
Ausſchuſſes und ſind natürlich noch weſentlich nie— 
derer als bie Anſätze der Regierungsvorlage. Allein 
die Anſätze der Minorität ſind doch noch weſentlich 
höher, als die Anſätze der Regierung und die Mn- 
ſätze des Ausſchuſſes im Jahre 1870. Im Jahre 
1870 hat man für einen Wohnbeſtandtheil ſechs 
Gulden und für alle weiteren per Stück fünf Gulden 
beantragt, und zwar ſowohl von Seite der Regierung, 
als von Seite des Ausſchuſſes, der damals die Vor— 
berathungen gepflogen hatte. 

Nun kann man vielleicht einwenden und es iſt 
auch eingewendet worden: Es haben ſich die Ver— 
hältniſſe ſeit dieſer Zeit verändert. Abgeſehen aber 
davon, daß diefe Aenderung der Verhältniſſe es viel- 
leicht gerade in jener Kategorie, um die ſich han— 
delt, in der Landbevölkerung viel weniger eingetre— 
ten iſt als anderwärts, ganz abgeſehen davon, glaube 
ich, braucht man überhaupt auf ſolche Aenderungen 
der Verhältniſſe nicht beſonders Rückſicht zu neh- 
men; denn ich gebe zu, die Verhältniſſe werden ſich 
in Zukunft auch wieder ändern, es werden in fünf 
bis zehn Jahren die Verhältniſſe wieder anders ſein 


als heute, es trennt uns ja nur ein Zwiſchenraum 


von wenigen Jahren von den Jahren 1869 und 
1870. Allein, darf man bei jeder Aenderung der Ver— 
hältniſſe gleich neue Steuergeſetze machen? Man 
wird eben einfach die veränderten Verhältniſſe bei 
der Nutzwerthſchätzung, bei den Arbeiten der Com— 
miſſionen berückſichtigen, wird aber nicht ſofort eine 
Steuerreform einleiten. 

Wenn ich mir namens der Minorität die vor— 
liegenden Anträge zu empfehlen erlaube, ſo bin ich 
hauptſächlich von der Anſchauung ausgegangen, daß 


man in dem Minimum, wenn halbwegs möglich, 
keine weſentliche Erhöhung über die gegenwärtig von 
dem gleichen Theile der Bevölkerung entrichtete 
Hausclaſſenſteuer eintreten laſſen ſoll. 

Nun bin ich allerdings auch wieder in einer 
ſchwierigen Lage, ich muß nämlich auch mit lauter 
unſicheren Factoren rechnen. Wir wiſſen heute natürlich 
nicht das Stenerpercent, noch weniger kennen wir jenes 
Abzugspercent, welches bei den einzelnen Gebäuden 
zur Abrechnung gelangen wird. Es iſt aber nichts 
Anderes übrig geblieben, als mich dem Vorgange 
anzuſchließen, welcher von Seite der Regierung 
eingehalten wurde, und von Seite der Regierung 
ſowohl, als des Ausſchuſſes wurde immer bei dieſer 
allerdings nur Conjecturalberechnung ein durch— 
ſchnittliches Maximalabzugspercent von 30 Percent 
in Abrechnung gebracht und weiters ein 20percen— 
tiger Steuerſatz angenommen. Ob beide Verhältniſſe 
eintreten werden, dafür vermag ich die Garantie 
nicht zu übernehmen. Allein ich glaube, nachdem man 
bereits diefe Factoren als Grundlage der Bered- 
nung angeſehen hat, möge man ſie auch vorläufig 
als ſolche beibehalten, weil nur dadurch ein Ver— 
gleich möglich iſt, wenn man gleiche Factoren zum 
Ausgangspunkte wählt. 

Wenn man nun bei dieſem Ausgangspunkte 
beharrt, ſo bildet ſchon allerdings bei jener Kategorie 
von Gebäuden, welche nur einen Wohnbeſtandtheil 
enthalten, der Ausſchußantrag — und er iſt inſoferne 
in Uebereinſtimmung mit der Regierungsvorlage, 
und auch wir, die Minorität im Ausſchuſſe, haben 
keinen anderen Antrag geſtellt — eine kleine Herab— 
ſetzung der Hausclaſſenſteuer. Es wird nämlich für Ge— 
bäude in der zwölften Claſſe 1 fl. 63 ½ kr. entrichtet; 
bei den oben angedeuteten Annahmen wird nach 
unſeren Anträgen — und dieſe unterſcheiden ſich weder 
von den Regierungsanträgen, noch von denen der 
Majorität — noch eine Steuer von 1 fl. 40 kr. in 
Ausſicht genommen, und darin wären wir Alle 
einig. s 

Aber ſchon bei der Kategorie von Gebäuden 
mit zwei Wohnbeſtandtheilen tritt eine nicht unbe— 
trächtliche Erhöhung der Steuer nach dem Majori— 
tätsantrage ein und eine noch weſentlichere Erhöhung 
nach den Anträgen der Regierung. Die Differenz 
würde — immer die vorigen Factoren vorausgeſetzt 
— gegenüber dem Antrage der Majorität 32 kr. 
betragen. 

Nun ſagt man allerdings, 32 kr. ſeien nicht 
viel, aber es handelt fid) um etwas mehr als eine 
Million Häuſer, und in den ſtatiſtiſchen Tabellen iſt 
nachgewieſen, daß 1,115.000 Häuſer in dieſe Kate— 
gorie fallen. 

Mir liegt beſonders am Herzen, und ich ſpreche 
es unumwunden aus und werde vielleicht ſpäter noch 
Gelegenheit haben, hierauf zurückzukommen, gerade 
bei dieſer Kategorie von Gebäuden, bei Häuſern mit 
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zwei Wohnbeſtandthen eine derartige Erhöhung nicht 
eintreten zu laſſen, weil ich offen ausſprechen muß, 
daß der bloße Umſtand, daß in einem Gebäude ein 
einziger Wohnbeſtandtheil iſt, in dem Alle beiſammen 
wohnen, für mich ein ſolcher iſt, daß ich ihn nicht 
bevorzugen, ſondern im Gegentheile, daß ich jene 
Kategorie von Gebäuden mit zwei Wohnbeſtand— 
theilen begünſtigen möchte. Wenn übrigens dieſe 
Behauptung angefochten werden ſollte, werde ich noch 
hierauf zurückzukommen Gelegenheit haben. 

Ganz außerordentlich iſt aber die Steigerung der 
Steuer nach dem Ausſchußantrage bei jener Kategorie 
mit drei Wohnbeſtandtheilen. Nun gebe ich aller— 
dings zu, daß in gewiſſen Ländern ein Gebäude mit 
drei Wohnbeſtandtheilen vielleicht ſchon mit dem Be— 
griffe „Luxus“ verbunden iſt. Das iſt jedoch nur in 
gewiſſen Ländern der Fall, und möchte ich mich an 
die Abgeordneten dieſer Länder wenden und ſie 
bitten, auch die Verhältuiſſe jener Länder zu berück— 
ſichtigen, in denen dies nicht der Fall iſt und in 
denen Gebäude mit drei Wohnbeſtandtheilen gar 
nichts Außerordentliches ſind, ſondern nahezu zur 
Regel gerechnet werden können. 

Es gibt zahlreiche Länder, in denen die klein— 
ften Häuſer drei Wohnbeſtandtheile umfaſſen, und 
zum Beweiſe dafür, daß meine Behauptung richtig 
iſt, erlaube ich mir auf die Tabelle 12, Seite 39 
hinzuweiſen, worin erſichtlich iſt, daß in Niederöſter— 
reich 35 Percent ſämmtlicher in die zwölfte Claſſe 


gehöriger Häuſer drei Wohnungsbeſtandtheile be— 
ſitzen, in Oberöſterreich 52 Percent, in Salzburg 


65 Percent, in Böhmen 24 Percent. Es iſt ange— 
führt, daß eine große Zahl von Wohngebäuden aus 
der zwölften Claſſe in dieſe Kategorie gehören. 

Nun, ich verkenne nicht, in dieſer Beziehung 
ſoll und muß ein Unterſchied gemacht werden. Ich 
habe es ſelbſt in der Generaldebatte ausgeſprochen: 
eine mäßige Erhöhung dieſer Kategorie finde ich für 
gerechtfertigt, allein die Erhöhung, wie ſie der Aus— 
ſchuß beantragt, iſt eine zu bedeutende. Sie beträgt 
1 fl. 30 kr., während, wenn das hohe Haus meinen 
Antrag annehmen wollte, eine Erhöhung von 46 kr. 
einträte. 

Ich bitte dabei nicht zu vergeſſen, daß es ſich 
hier überall um das Minimum handelt, unter welches 
nicht heruntergegangen werden kann. 

Sollte dagegen, daß ein Minimum nicht auf— 
genommen werden dürfe, eine Einwendung erhoben 
werden, werde ich mir vorbehalten, darauf ſpäter 
noch zurückzukommen. 

Ich möchte das hohe Haus bitten, bei Beſchluß— 
faſſung namentlich den Antrag, der durch mich, 
den Vertreter der Minorität, empfohlen wurde, zu 
berückſichtigen, und richte ich an den Präſidenten die 
Bitte, nach Schluß der Debatte mir das Wort zur 
Widerlegung etwaiger Einwendungen zu geben. 


Haus der Abgeordneten. — 126. Sihung der 8. Seffion am 10. März 1875. 


———— 


Vicepráfident: Ich eröffne die Debatte. 
Der Herr Abgeordnete Dr. Breſtel hat das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Breſtel: Meine Herren! 
Die Nothwendigkeit, ein Minimum für die Cine 
ſchätzung feſtzuſetzen, ift eine unzweifelhafte; fon 
die Erfahrungen bei der Grundſteuer haben theil— 
weiſe gezeigt, daß mitunter doch ein Correctiv für 
die Schätzung gegeben werden muß. Noch mehr iſt 
dies der Fall bei Einſchätzung des Nutzwerthes der 
Gebäude, welcher einer ſehr verſchiedenen Beur— 
theilung unterliegen kann. Es iſt daher nicht zu 
vermeiden, daß ein Minimum feſtgeſetzt werde. 

Nur handelt es ſich um die Höhe des Mini— 
mums. In dieſer Beziehung kann ich mich weder 
mit dem Antrage des Ausſchuſſes, noch mit der 
Regierungsvorlage, noch auch mit dem Antrage der 
Minorität des Ausſchuſſes einverſtanden erklären. 
Ich finde nämlich, daß das Minimum für die Ge— 
bäude mit Einem Wohnbeſtandtheile zu hoch gegriffen 
(Rufe links: Sehr richtig!) und nicht im richtigen 
Verhältniſſe mit dem Minimum für die Gebäude 
mit zwei und drei Wohnbeſtandtheilen ſteht. 

Der Ausſchuß beantragt 10 fl. für die Häuſer 
mit Einem Wohnungsbeſtandtheile, 7 fl. bei Gebäu— 
den mit zwei und drei Wohnbeſtandtheilen, und 
8 fl. bei Häuſern mit mehr als drei Wohnbeſtand— 
theilen für je einen Beſtandtheil, 

Die Minorität, deren Vertreter ſoeben ge— 
ſprochen hat, beantragt 10 fl. bei Häuſern mit 
Einem Beſtandtheile, 5 fl. bei Häuſern mit zwei 
und drei Beſtandtheilen, und 6 fl. bei den übrigen 
Häuſern für Einen Beſtandtheil. 

Nach dieſem Antrage würde dann der Fall 
eintreten, daß für Gebäude mit zwei Beſtandtheilen 
genau dasſelbe zu zahlen wäre, wie bei Häuſern mit 
nur Einem Beſtandtheile. Das halte ich für ent— 
ſchieden ungerecht. Mag man auch ſagen, daß es 
wünſchenswerth ſei, daß die Häuſer, die in Zukunft 
gebaut werden, mindeſtens zwei Beſtandtheile ent— 
halten. Allein das halte ich nicht für gerechtfertigt, 
daß durch die Steuergeſetzgebung andere Zwecke 
gefördert werden follen, wohl aber ift das evite Prin- 
cip der Steuergeſetzgebung eine gerechte Vertheilung 
der Laſten, und es verſtößt unzweifelhaft gegen dieſe 
Gerechtigkeit, wenn Häuſer mit Einem Beſtandtheile 
fo viel zahlen müſſen, wie Häuſer mit zwei Beſtand— 
theilen. 

Ich erlaube mir daher, folgenden Antrag 
zu ſtellen (Hest): 

„Der Nutzungswerth darf bei Gebäuden 
mit Einem Wohnbeſtandtheile nicht unter 

8 fl., bei Gebäuden mit zwei Wohnbeſtand— 

theilen nicht unter 6 fl., bei Gebäuden mit 

drei Wohnbeſtandtheilen nicht unter 7 fl., 
bei den übrigen Gebäuden nicht unter 8 fl. 
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Stenographisches Protokoll. 


Haus der Abgeordneten. — VIII. Seffion, 127. Sitzung, 


am 11. März 1875. 


Inhalt: 


Erklärung des Abgeordneten Dr. Lienbacher, betref 
fend feine aus Anlaß der erſten Leſung des An— 
trages des Abgeordneten Dr. Menger und Ge— 
noſſen (Incompatiblilitätsgeſetz) in der 124. Sitzung 
vom 8. März 1875 gehaltene Rede. 


Urlaubsertheilung. 
Petitionen. 


Erſte Leſung der Regierungsvorlage, betreffend den 
Geſetzentwurf über die Magimaltarife für den 
Perſonentransport, dann für die damit zuſammen— 
hängende Beförderung von Sachen auf den im 
Geſetzentwurfe bezeichneten Eiſenbahnen (360 der 
Beilagen — Bumeifung an den Eifenbahnaus- 


ſchuß). 


Fortſetzung der Specialdebatte über das Gebäudefteuer- 
` gefe& (294 der Beilagen — Specialdebatte über 
lit. e des $. 18 und $. 23 bis $. 27). 


Interpellation des Abgeordneten Dr. Ounajew sj 
und Genoſſen, betreffend die Eröffnung der Tar- 
nöw⸗Leluchower Eiſenbahnlinie noch im laufenden 
Jahre. 


———— 


Beginn der Sitzung: 11 Uhr 30 Minuten, 


Vorſitzender: Präſident Dr. Rechbaner, theil— 
weiſe Vicepräſident Dr. Vidulich. 


Schriftführer: Freiherr v. Kotz, Dr. v. Prener, 
Gierowski, Auſpitz. 


Auf der Miniſterbank: Miniſterpräſident Fürſt 
Adolf Auersperg, Miniſter für Cultus und Unterricht 
Dr. v. Stremayr, Juſtizminiſter Dr. Glaſer, Mini— 


Finanzminiſter Freiherr de Pretis, Miniſter für 
Landesvertheidigung Oberſt Horſt, Miniſter Dr. 
Ziemiakkowski. 


Auf der Bank der Regierungsvertreter: Sec- 
tionsrath im Finanzminiſterium Emil Chertek. 


Präſident: Ich erkläre die Sitzung für 
eröffnet. 


Gegen das Protokoll der Sitzung vom 
9. d. M. wurde keine Einwendung erhoben, dasſelbe 
iſt ſomit genehmigt. 

Das Protokoll der geſtrigen Sitzung 
liegt im Bureau zur Einſicht auf. 

Der Herr Abgeordnete Lienbacher 
das Wort. 


hat 


Abgeordneter Lienbacher: In der Sitzung 
des hohen Hauſes vom 8. d. M., bei Gelegenheit der 
erſten Leſung des Antrages des Herrn Abgeordneten 
Dr. Menger, habe ich in Erwähnung von Trink— 
geldern drei Summen aufgeführt, nämlich 20.000 fl., 
50.000 fl. und 100.000 fl. Als mir der ſtenographiſche 
Bericht zur Gorrectur zugekommen war, fand ich an 
dieſer Stelle nur die beiden erſten Summen, alſo 
20.000 fl. und 50.000 fl. Ich habe daher der 
Wahrheit gemäß, weil ich mich vollkommen erinnerte, 
auch die Summe von 100.000 fl. genannt zu haben, 
dieſe Summe in das Manuſeript hineincorrigirt. 
Im gedruckten ſtenographiſchen Protokolle fand ich 
aber die Summen „10.000 fl. oder 50.000 fl.“ Ich 
wußte nicht, wie dies geſchehen ſei, und ließ mir das 
betreffende Manuſcript vorlegen, und kann nun core 
ſtatiren, daß die Summe von 10.000 fl. von fremder 
Hand hineingeſchrieben und die von mir hinein— 
corrigirten 100.000 fl. durchſtrichen waren. (Nu /e: 
Oho! Hört! Hört!) 

Nun, meine Herren, ich lege fein Gewicht auf 
die Ziffern. Die Summen find ja nur willkürliche An- 
nahmen, ich habe ſie bloß als Beiſpiele angeführt. 
Es iſt mir lediglich darum zu thun, dies zu con— 
ſtatiren, weil ich glaube, daß Niemand außer den 
Verificatoren berechtigt iſt, nachdem der Redner ſelbſt 
das Manuſcript ſeiner Rede corrigirt hat, neuerdings 
in dem Manuferipte Correcturen vorzunehmen, und 
zwar zu corrigiren, nicht um richtigzuſtellen, ſondern 


fter Dr. Unger, Ackerbauminiſter Ritter v. Chlumecky, um unrichtigzuſtellen. 
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Es liegt mir daran, daß dies im Protokolle 
conſtatirt werde, damit ſolche unliebſame Vorgänge 
in Zukunft vermieden werden. (Bravo?!) 


Präſident: Ich erlaube mir daran zu er— 
innern, daß das ſtenographiſche Protokoll kein amt- 
liches iſt, und daher auch nicht unter der Autorität 
des Präſidiums ausgefertigt wird. Das amtliche 
Protokoll unterliegt meiner Controle und wird das— 
ſelbe auch von mir jederzeit durchgeſehen und auto— 
riſirt. Die vom Herrn Abgeordneten Lienbacher 
gerügte Aenderung iſt nicht im amtlichen Protokolle 
geſchehen. Was das ſtenographiſche Protokoll bez 
trifft, ſo iſt es die Aufgabe der Schriftführer, die 
Verification desſelben vorzunehmen. Dieſe Veri— 
fication iſt nach 8. 8 der Geſchäftsordnung eben 
nicht meine Sache. Wenn aber der vom Herrn Ab— 
geordneten Lienbacher conſtatirte Vorgang wirk— 
lich geſchehen iſt — und ich zweifle nicht an der 
Richtigkeit der Angaben des Herrn Abgeordneten — 
fo kann ich das nur lebhaft bedauern (Bravo! 
Bravo!), und ſoweit es von mir, und ich bin über— 
zeugt, auch von den Herren Schriſtführern abhängen 
wird, ſoll ein ſolcher Vorgang gewiß hintangehalten 
werden. Daß aber das vom Herrn Abgeordneten 
Lienbacher conſtatirte Vorkommniß geſchehen iſt, 
das fordert mein lebhaftes Bedauern heraus. 
(Bravo! Bravo!) 

Ich habe dem Abgeordneten Freiherrn v. 
Handel einen achttägigen Urlaub ertheilt, 
was ich zur Kenntniß zu nehmen bitte. 

Es ift eine Zuſchrift des Herrn Vu ft ise 
miniſters eingelangt, die ich zu verleſen erſuche. 


Schriftführer Freiherr v. Kotz (liest): 

„In der am 7. November v. J. abgehaltenen 
Sitzung des hohen Abgeordnetenhauſes hatte ich die 
Ehre, in Folge Allerhöchſter Ermächtigung den Ent— 
wurfeines Strafgeſetzes über Verbrechen, 
Vergehen und Uebertretungen als Regie— 
rungsvorlage einzubringen. 

Mit Beziehung hierauf beehre ich mich nun, 
dem löblichen Präſidium im Anſchluſſe erläuternde 
Bemerkungen zu dieſem Entwurfe mit dem Er— 
ſuchen zu übermitteln, die geeignete Verfügung 
treffen zu wollen. 

Wien, 10. März 1875. 

Glaſer m. p.“ 


Ich werde dieſen Motivenbericht in Druck legen 
und vertheilen laſſen. 

Heute gelangten zur Vertheilung: 

Der Ausſchußbericht über das vom Herren— 
hauſe beſchloſſene Geſetz über die Wirkſamkeit der in 
den öffentlichen Büchern eingetragenen Familienein— 
ſtandsrechte und über das Verfahren zur Löſchung 
unwirkſamer Eintragungen dieſer Art; 


ferner der Ausſchußbericht über den Beſchluß 


des Herrenhauſes, betreffend den Geſetzentwurf, 


womit die Vereinigung einiger in Böhmen gelegenen 
Realitäten mit dem herzoglich Friedrich Auguſt 
Alexander v. Beaufort-Spontin'ſchen Fideicommiſſe 
bewilligt wird; 

ſodann der Ausſchußbericht über die Regie— 
rungsvorlage, betreffend die Organiſirung der Aich— 
behörden; 

endlich als Regierungsvorlage das Geſetz, be— 
treffend die Maximaltarife für den Perſonentransport, 
dann für die damit zuſammenhängende Beförderung 
von Sachen auf den inbezeichneten Eiſenbahnen. 

Ich erſuche um Mittheilung des weſentlichen 
Inhaltes der eingelaufenen Petitionen. 


Schriftführer Freiherr v. Kotz (liest): 

„Petition des Andreas Stroy, Eigenthümers 
einer Mühle in Muscoli bei Cervignano, im eigenen 
Namen, ſowie in jenem anderer Betheiligten um 
Aufforderung der k. k. Regierung, ſein letztes Geſuch 
um Fortſetzung und Vollendung der Regulirungs— 
arbeiten am Fluſſe Auſſa und der Reinigungsarbeiten 
im Porto Buſo, Bezirk Cervignano, Provinz Görz, 
zur Erledigung zu bringen (überreicht durch Abge- 
geordneten Teuschl).* 

„Petition des Joſef Zaftyrze, k. k. Statthalterei— 
officials in Lemberg, um Abhilfe ſeiner Beſchwerde 
gegen den Victor Peter Rolny (überreicht durch 
Abgeordneten Dr, Kop p).” 

„Petition ber Vertretung der Stadtgemeinde 
Mähriſch-Oſtrau in Mähren um Errichtung des 
Donau-Odercanales (überreicht durch Abgeordneten 
Dr, van der Strass)” 

„Petition ber Gemeinde Horodnica des Horo— 
denkaer Bezirkes in Galizien um Durchführung der 
Commaſſirung der Gemeindegrundſtücke (überreicht 
durch Abgeordneten Ozarkiewiex)," 

„Petition des Gemeinderathes ber k. k. Reichs— 
haupt- und Reſidenzſtadt Wien um Belaſſung des 
Wiener Aichamtes als Gemeindeanftalt (überreicht 
durch Abgeordneten Steudel).” 

Diefe Petitionen werden den betreffenden Aus— 
ſchüſſen zugewieſen werden. 

Wir gehen zur Tagesordnung über. Der 
erſte Gegenſtand derſelben iſt die erſte Leſung 
der Regierungsvorlage, betreffend den 
Geſetzentwurf über die Maximaltarife 
für den Perſonentransport, dann für die 
damit zuſammenhängende Beförderung 
von Sachen auf den im Geſetzentwurfe be— 
zeichneten Eiſenbahnen (360 der Beilagen). 

Ich glaube, nach der Natur des Gegenſtandes 
dürfte derſelbe dem Eiſenbahnausſchuſſe zur 
Vorberathung zu überweiſen fein. 

Wünſcht Jemand das Wort? (Niemand meldet 
sich.) Nachdem dagegen keine Einwendung erhoben 
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wird, jo glaube ich annehmen zu dürfen, daß das 
hohe Haus damit einverſtanden iſt, daß die Geſetzes— 
vorlage dem Eiſenbahnausſchuſſe zugewieſen 
wird. 

Wir ſchreiten zum nächſten Gegenſtande 
der Tagesordnung: Wahl des Ausſchuſſes 
von 15 Mitgliedern zur Vorberathung des 
Antrages des Abgeordneten Dr. Menger 
und Genoſſen, betreffend die Beſchließung 
eines Incompatibilitätsgeſetzes. 

Herr Abgeordneter Dr. v. Perger hat das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. v. Perger: Bei dem Um— 
ſtande, als viele Mitglieder des hohen Hauſes in 
Ausſchußſitzungen, die geſtern und heute ſtattfanden, 
beſchäftigt waren, daher eine Beſprechung und Eini- 
gung über die für dieſe Wahl Vorzuſchlagenden zu 
erzielen, nicht möglich war, erlaube ich mir den 
Antrag zu ſtellen, daß dieſer 7 Gegenftand 
auf die Tagesordnung einer der näch— 
ſten Sitzungen geſetzt werde. 


Präſident: Wenn dagegen keine Einwendung 
erhoben wird (Niemand meldet sich), fo nehme ich 
an, daß das hohe Haus dem Antrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. v. Perger zuſtimmt. (Nach 
einer Pause:) Der Antrag iſt angenommen, und 
ich werde daher die Wahl für den Ausſchuß des 
Herrn Abgeordneten Dr. Menger auf die Tages— 
ordnung der morgigen Sitzung ſetzen. 

Wir gehen nun zur Fortſetzung der Ver— 
handlung über das Gebäudeſteuergeſetz 
über, und erſuche ich den Herrn Berichterſtatter, die Be— 
ſchlüſſe des Ausſchuſſes über die demſelben geſtern 
zugewieſenen Anträge bezüglich der lit. C des $. 18 
mitzutheilen. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer (von 
der Tribüne): Der Ausſchuß hat die geſtern dem— 
ſelben zugewieſenen Anträge in der heutigen Sitzung 
einer eingehenden Berathung unterzogen, und das 
Reſultat derſelben iſt ein Compromiß, welches ich die 
Ehre haben werde, dem hohen Haufe vorzutragen. 

Der evite Abſatz der lit. e des $. 18, ber 
von dem Nutzungswerthe ſpricht, ſoll nun nach dem 
Antrage des Ausſchuſſes lauten (West) : 

„Der Nutzungswerth darf bei Gebäuden 
mit nur Einem Wohnbeſtandtheile nicht unter 

10 fl., bei Gebäuden mit zwei und drei 

Wohnbeſtandtheilen nicht unter 5 fl., bei Ge— 

bäuden mit vier und fünf Wohnbeſtandtheilen 

nicht unter 6 fl., bei allen übrigen Gebäuden 
nicht unter 8 fl. für einen Wohnbeſtandtheil 
veranſchlagt werden.“ 

Die übrigen Anträge, welche geſtern dem Aus— 
ſchuſſe zugewieſen worden ſind, ſchienen nicht an— 


nehmbar, ſo nicht annehmbar die gewaltige Herab— 
minderung, die von Seite des Herrn Abgeordneten 
Dr. Czerkawski beantragt wurde, daß nämlich ber 
Nutzungswerth bei Gebäuden mit einem Wohn— 
beſtandtheile mit 6 fl., mit zwei mit 3 fl., bei den 
übrigen mit 5 fl. veranſchlagt werde, noch weniger 
annehmbar der Antrag des Herrn Abgeordneten aus 
Böhmen, der in ſeinem erſten Theile ſich dem Antrage 
des Herrn Abgeordneten aus Galizien Dr. Czer— 
kawski anſchließt und nur bei Gebäuden mit mehr 
als drei Wohnbeſtandtheilen die Ziffer mit 4 fl. ot: 
geſetzt wiſſen will. Ebenſowenig konnte der Ausſchuß 
auf den Antrag des Herrn Abgeordneten Kowalski 
eingehen, der im Durchſchnitte für alle Wohnbeſtand— 
theile die Minimalziffer von 5 fl. annimmt. Am 
meiſten hat der Ausſchuß den Antrag des Herrn Ab— 
geordneten Dr. Breſtel in Erwägung gezogen, der 
für einen Wohnbeſtandtheil 8 fl., für zwei 6 fl. feſt— 
geſetzt wiſſen will; allein die Majorität des Aus— 
ſchuſſes ſprach fid) dagegen aus, (don wegen des 
beträchtlichen Unterſchiedes zwiſchen einem und zwei 
Beſtandtheilen, indem die Feſtſetzung von 8 und 
12 fl. eine Steigerung um 50 Percent involvirt und 
ſich nach den Verhältniſſen nicht rechtfertigen läßt. 
Ich kann daher nur dieſen Vermittlungsantrag, wie 
er aus der eingehenden Berathung hervorgegangen 
iſt, dem hohen Hauſe zur Annahme empfehlen. 


Präſident: Der Ausſchuß telt den An- 
trag, daß an Stelle der verſchiedenen, 
geſtern zu $. 18 eingebrachten abändern- 
den Anträge folgende Beſtimmung als 
erſter Abſatz der lit. e in den 8. 18 aufge 
nommen werden: (Liest den Antrag.) 

Ich eröffne die Debatte über dieſen Antrag. 

Wünſcht Jemand das Wort? (Wiemand meldet 
sich.) Da es nicht der Fall ijt, erkläre ich die De— 
batte für geſchloſſen. 

Bei der Wichtigkeit des Gegenſtandes bringe ich 
den Antrag des Ausſchuſſes bezüglich des erſten 
Alinea, lit. c des $. 18 nochmals zur Verleſung: 
(Wiederholt denselben.) 

Ich erſuche jene Herren, welche diefen Antrag 
annehmen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Er ijt ans 
genommen. 

Weiters wurde geſtern auch das Alinea 2 der 
lit, e an den Ausſchuß zurückgewieſen und der Aus: 
ſchuß berichtet heute hierüber. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Der 
Ausſchuß hat auch die Anträge, welche geſtern zum 
Alinea 2 der lit. e geftellt worden find, zu berück— 
ſichtigen geſucht, konnte ſich aber dem Antrage nicht 
anſchließen, daß der Ausdruck „Morlakenhütten in 
Dalmatien“ gänzlich geſtrichen werde, weil dies eine 
für die Finanzbehörden ganz geläufige Bezeichnung 
iſt für jene beſtimmte Kategorie von Erdhütten, welche 
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damit gemeint ijt, Dagegen hat fih ber Ausschuß 
dem Antrage angeſchloſſen, daß bie Worte „in Dal: 
matien“ wegbleiben, weil der Herr Abgeordnete 
Dr. Vitezie darauf hingewieſen hat, daß derartige 
Hütten nicht bloß in Dalmatien, ſondern auch in 
Iſtrien vorkommen. 

Ferner iſt geſtern der Antrag geſtellt worden, 
daß die Worte „ohne Mauerwerk“ weggelaſſen werden; 
der Ausſchuß glaubte dieſer Forderung dadurch 
Rechnung zu tragen, daß er anſtatt der Worte „ohne 
Mauerwerk“ die Worte „ohne Grundmauern“ zu 
ſetzen beantragt, welcher Ausdruck jedenfalls den 
betreffenden Verhältniſſen mehr entſpricht, obzwar 
ſelbſt nach dem ausdrücklichen Antrage des Aus- 
ſchuſſes mit den Worten „ohne Mauerwerk“ nicht 
gemeint iſt, wie im Motivenberichte der Minorität 
geſagt ift, daß Gebäude mit Rauchfängen aus Mauer— 
werk fon deßhalb in eine höhere Kategorie fallen. 

Endlich glaubte der Ausſchuß dem Antrage des 
Herrn Abgeordneten Kowalski Rechnung tragen 
zu follen, indem er am Schluſſe die Worte „ift die 
Annahme eines geringeren Nutzungswerthes geſtat— 
tet“, dahin umzuwandeln beantragt: „iſt ein gerin 
gerer Nutzungswerth anzunehmen“. 

Das zweite Alinea der lit, e des 8. 18 
würde ſonach folgendermaßen lauten (liest): 

„Nur bei den Morlakenhütten, dann bei 
Rohrhütten, Erdhütten ohne Grundmauern 
oder aus bloßem Ruthenflechtwerke oder ein— 
gerammten Pflöcken errichteten Hütten iſt 
ein geringerer Nutzungswerth anzunehmen.“ 


Präſident: Das hohe Haus hat den Herrn 
Berichterſtatter vernommen. Wünſcht Jemand zum 
Ausſchußantrage, betreffend das Alinea 2 der lit. e des 
8.18, zu ſprechen? (Niemand meldet sich.) Da dies 
nicht der Fall iſt, erkläre ich die Debatte für 
geſchloſſen und erſuche jene Herren, welche das 
Alinea 2 ber lit e des 8, 18 in der vom Herrn 
Berichterſtatter eben verleſenen Faſſung: (Wiederholt 
dieselbe) annehmen, fid) zu erheben. (Geschieht.) 
Dasſelbe ift angenommen und ſomit ijt ber S. 18 
erledigt. 

Wir gelangen nun zum $. 23 des Geſetzes. 


Berichterftatter der Majorität Dr. Beer (liest 
F. 23 des Gesetzes aus 294 der Beilagen). 


Präſident: Zum $. 23 des Geſetzes haben 
ſich zum Worte gemeldet die Herren Abgeordneten 
Neuwirth, Dr. v. Plener und Graf Spiegel. 

Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten Neu— 
wirth das Wort. 


Abgeordneter Neuwirth: Wir ſtoßen bei 8.23 
auf eines der weſentlichſten, für die Bevölkerung ver— 
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ſtändlichſten Principien des ganzen Steuerreform— 
geſetzes, wie es uns vorliegt. 


Das Prineip, um welches es ſich da handelt, iſt 
das Princip der Steuermobiliſirung. Ich habe 
mir bereits in der Generaldebatte erlaubt, meine Be— 
denken in dieſer Beziehung auszuſprechen, mein Votum 
für das Geſetz von der Beſchlußfaſſung hierüber ab— 
hängig zu machen. 

Heute, in ber Specialdebatte muß ich darauf gue 
rückkommen, werde mich jedoch möglichſt kurz faſſen. Ich 


begreife, daß in einem Geſetze, welches vorwiegend 
Kataſtergeſetz ijt, das Steuerpercent offen bleibt, 
allein die Nothwendigkeit, in einem Kataſtergeſetze die 
Elaftieität und bie Mobiliſirung ber Ere 
tragsſteuer zu proclamiren, die vermag ich nicht 
einzuſehen. 

Die Elafticitit ber Ertragsſteuern verſtößt nach 
dem, was ich darüber weiß, gegen alle Grundſätze 
einer rationellen Steuerpolitik, und ich erlaube mir 
diesfalls daran zu erinnern, daß beiſpielsweiſe in Enge 
land die dortige Einkommenſteuer durch nichts ſo un— 
populär und der Bevölkerung ſo verhaßt wurde, als 
gerade durch ihre Elafticität. Wenn ein ſolches wich— 
tiges Princip proclamirt wird, dann ſieht man fih 


naturgemäß nach der Motivirung dafür um. Eine 
ſolche Motivirung finde ich in dem Ausſchuß— 
berichte in keiner Weiſe, denn der Ausſchuß— 


bericht verliert über dieſen wichtigen Punkt nicht ein 
einziges Wort. Man wird demnach die Aufklärung 
dafür in dem Motivenberichte der Regierung zu ſuchen 
haben, welcher ſich allerdings über dieſen Punkt 
äußert, jedoch, wie mir vorkommt, in einer Weiſe, 
die für meine Anſchauung ſpricht. In dem Moti— 
venberichte der Regierung heißt es auf Seite 48 
(liest): „Umſomehr müſſen ſich daher die Regie— 
rung ſowohl, als die geſetzgebenden Factoren angeregt 
finden, den gegenwärtigen Zuſtand friedlicher Ent— 
wicklung der inneren Verhältniſſe zu benützen, um 
durch gründliche Reform der Beſteuerung der Noth— 
wendigkeit proviſoriſcher Maßregeln der geſchilderten 
Art“ — es iſt nämlich hier von Zuſchlägen die Rede — 
„zu begegnen und das neue Steuerſyſtem auf Grund— 
lagen aufzubauen, die auch bei der Wiederkehr von 
Verhältniſſen, welche eine Anſpannung der Steuer— 
kraft unabweislich erfordern, die Rückkehr in das 
Syſtem der Zuſchläge unmöglich machen.“ 


Soweit die Sprache des Motivenberichtes für 
mich wenigſtens verſtändlich iſt, kann ich in dieſem 
Satze nichts Anderes finden, als die Forderung, daß 
in jenem Momente, in welchem die Staatsbedürfniſſe 
wachſen werden, die Nothwendigkeit, Zuſchläge zu 
Decretiven, nicht mehr vorhanden fein fol, ſondern 
daß man eben zu den Conſequenzen ber Elafticität ber 
Mobiliſirung greifen und einfach die Ertrags— 
ſteuern je nach Bedarf immer höher 
ſchrauben wird. 
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Nun, meine Herren, die Perſpective, die uns 
hier eröffnet wird auf den Zweck, welchem die Mo— 
biliſirung gewidmet ſein ſoll, dieſe Perſpective iſt 
wohl eine ſehr düſtere, düſter umſomehr, als es ſich 
hier, wie geſagt, um das Ertrag sſteuerſyſtem Han- 
delt. Damit nicht genug, heißt es aber auf Seite 43 
auch noch weiter (Mest): 

„Die Ausbildung der Ertragsſteuern, wie 
ſolche in den Reformprojecten angeſtrebt wird, würde 
aber für ſich allein vor den angedeuteten Gefahren 
nicht ſchützen, denn Objeetsſteuern bedingen 
ihrer Natur nach eine gewiſſe Stabilität 
im Ausmaße“ — „Stabilität“ jagt der Mto- 
tivenbericht der Regierungsvorlage — „die ihnen 
auch in den Vorlagen inſoferne gewahrt wird, als 
einerſeits für die Grund- und den Gebäudenutzwerth, 
ſowie für die Erwerbſteuer zweiter Claſſe längere 
Steuerperioden in Ausſicht genommen werden, 
andererſeits aber rückſichtlich aller Ertragsſteuern der 
Grundſatz zur Geltung gebracht wurde, daß das 
Percent nicht im Finanzgeſetze (alſo nicht jährlich), 
ſondern im Wege des Geſetzes feſtgeſtellt 
werden ſoll.“ 

Die Regierung ſteht demnach auf dem ganz 
richtigen Standpunkte, daß die Ertragsſteuern ſchon 
ihrer Natur nach eine gewiſſe Stabilität bedingen. 
Das iſt gewiß ein höchſt werthvolles Zugeſtändniß; 
ich muß jedoch, bedauern, daß dieſes Zugeſtändniß 
im Geſetze ſelbſt nicht in die Praxis übertragen er— 
ſcheint, daß die Stabilität in dem Geſetze fehlt und 
daß ſie namentlich bei der Gebäudeſteuer nach dem 
Miethertrage fehlt. Es heißt da allerdings im 8. 23 
des Geſetzes (liest) : 

„Das Ausmaß der Gebäudeſteuer wird im 
Wege des Geſetzes feſtgeſtellt.“ Das ijt nun, 
meine Herren, wie es hier ſteht, etwas ganz Selbſt— 
verſtändliches, denn daß das Ausmaß der Gebäude— 
ſteuer nicht etwa im Wege einer Miniſterialverord— 
nung feſtgeſtellt werden kann, das bedarf wohl keines 
Beweiſes, und wenn dieſer Paragraph hier nicht 
ſtünde, ſo würde bereits das ſelbſtverſtändlich ge— 
ſagt ſein, daß das Ausmaß der Gebäudeſteuer im 
Wege des Geſetzes feſtzuſtellen iſt. 

Nun, meine Herren, wenn die Sachen ſo ſtehen, 
wenn das Ausmaß der Gebäudeſteuer im Wege des 
Geſetzes feſtgeſetzt, alſo auch abgeändert werden kann, 
dann beſteht kein Hinderniß, alle Jahre oder alle 
zwei oder drei Jahre das Ausmaß der Gebäude— 
ſteuer zu ändern, namentlich in Bezug auf die Steuer 
nach dem Miethertrage. 

Ein Hinderniß ſehe ich in dieſer Richtung, 
wenn es bei dieſer Faſſung bleibt, nicht. Wohl aber 
ſehe ich darin eine große Gefahr. Ich habe mir 
ſchon in der Generaldebatte hervorzuheben erlaubt 
und muß es auch hier noch einmal betonen, daß mit 
der ſchwankenden Steuergrundlage auch die 
Capitalsbewerthung der Gebäude ſchwankt 
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und daß die Mobiliſirung, wenn nicht ein Riegel 
vorgeſchoben wird, nothwendig zu einer mehr ober 
weniger ausgiebigen Entwerthung des in 
den Gebäuden ſteckenden Capitalswerthes 
führen muß. Ich glaube aber, daß eine ſolche 
Verringerung des Vermögens, welches in dem Ge— 
bäude ſteckt, unmöglich der Zweck eines reformatori— 
ſchen Geſetzes ſein könne. 


Ich weiß wohl, daß gegen dieſen Standpunkt 
Einwendungen erhoben werden, und die weſent— 
lichſte Einwendung ſcheint mir die zu ſein, daß ja, 
wenn die jetzige Geſetzgebung diesfalls einen Riegel 
vorſchiebt, eine künftige Geſetzgebung ſich daran nicht 
zu halten braucht und die Mobiliſirung wieder ein— 
führen kann. Für eine künftige Geſetzgebung, meine 
ich, wäre das immerhin einigermaßen ſchwierig, und 
eine künftige Legislative wird ſich hüten, die Schwan— 
kungen an Stelle der Stabilität einzuführen. An— 
genommen aber, ſie würde ſich dazu entſchließen, 
dann ſcheint es mir, daß wir heute nicht berufen ſind, 
eine Verantwortlichkeit zu übernehmen für eine 
künftige Legislative. Wenn eine künftige Legis— 
lative eine Aenderung vornehmen will, dann mag 
ſie auch die Verantwortlichkeit dafür übernehmen. 
Die jetzige Legislative aber ſcheint mir nicht berufen, 
diesfalls der künftigen die Verantwortlichkeit zu 
erleichtern. 

Mit der Votirung eines Steuergeſetzes bleibt 
die Individualität jedes Parlamentes für die Dauer 
verknüpft. Man ſpricht von dem 1869er Abgeord— 
netenhauſe, welches die Grundſteuer votirte, man 
wird von dem 1875er Abgeordnetenhauſe ſprechen, 
welches die Gebäudeſteuer votirt hat, und ich glaube 
demnach, daß es zweckmäßiger wäre, daß die heutige 
Legislative der Bevölkerung gegenüber ſich ſalvirt 
und der künftigen es überläßt, diesfalls, wenn es ihr 
paſſen ſollte, andere Beſtimmungen zu treffen. 


Eine zweite Einwendung, die allenfalls gegen 
meinen Standpunkt gemacht werden könnte, wäre 
die: Die Steuerbedürfniſſe wechſeln und 
man müſſe ſich dieſem Wechſel der Steuerbedürfniſſe 
anſchmiegen. Allerdings — und ich habe mir dies 
icon in der Generaldebatte zu betonen erlaubt — 
wechſeln die Steuerbedürfniſſe in Oeſterreich, und 
zwar leider immer nach hinauf. Ich glaube aber, 
daß man weder der jetzigen, am allerwenigſten aber 
einer künftigen Regierung, die man noch gar nicht 
kennt, das Steuererhöhen gar ſo leicht machen ſoll. 
Aber abgeſehen davon, muß ich fragen: Haben wir 
denn nicht vor uns das Project einer variablen 
Perſonaleinkommenſteuer, deren Princip von 
dem Steuerreformausſchuſſe bereits genehmigt iſt? 
Haben wir denn nicht dieſe ergänzende, ſupple— 
toriſche, ausgleichende Steuer in Ausſicht, die eigens 
zu dem Zwecke erfunden worden iſt, um ſich dem 
„wechſelnden Staatsbedürfniſſe“ anzufchmiegen ?. 
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Auf Seite 46 des Motivenberichtes findet fid) 
unter Anderem der Satz (liest): „Will man dae 
her die Stabilität der Ertragsſteuer 
wahren. . . ., fp erſcheint das Einfügen 
einer Ergänzungsſteuer unbedingt nothwendig.“ 
Die Ergänzungsſteuer als eine variable Steuer 
ſoll demnach darum eingefügt werden, weil man 
die Stabilität der Ertragsſteuer will. Nun aber 
führt man die variable Perſonaleinkommenſteuer 
einfund die Ertragsſteuer wird trotzdem mo bilifirt! 
Wo bleibt da die Conſequenz des Standpunktes? 
Wenn man eine variable Perſonaleinkommenſteuer 
einführt, daun iſt es ein Fehler der bedenklichſten 
Art, die Ertragsſteuer auch zu mobiliſiren. Wenn 
das geſchehen ſollte, dann wäre unſer ganzes 
Syſtem birecter Beſteuerung unberechen— 
baren Schwankungen preisgegeben, und 
es würde damit ein Experiment verſucht, welches 
bisher, ſoviel mir bekannt iſt, von gar keiner 
Steuergeſetzgebung der Welt noch ver 
ſucht worden ijt. 

Mit dieſen wirthſchaftlichen Erwägungen ver— 
einigen ſich aber nach meinem Dafürhalten auch 
politiſche Erwägungen. Man bewegt ſich, wenn 
es ſich um Steuerfragen handelt, vielfach zwiſchen 
zwei Extremen. Das eine Extrem möchte wo möglich 
jede Steuer von der alljährlichen parlamen 
tariſchen Bewilligung abhängig machen; das an— 
dere — und in der Regel ſtehen auf dieſem Stand 
punkte die Regierungen — will, daß die Steuern 
auf möglichſt lange Zeit hinaus feſtgeſtellt werden, 
damit die jeweilige Politik unabhängig ſei von den 
Majoritäten der Parlamente. Ich glaube nun, 
meine Herren, daß in dem Momente, in welchem 
eine variable Perſonaleinkommenſteuer, unterworfen 
der alljährlichen parlamentariſchen Bewilligung, eine 
geführt wird, die Stabiliſirung der Ertragsſteuern 
nicht nur eine Forderung der Gerechtigkeit iſt, ſondern 
daß ſie auch zwiſchen dieſen beiden Extremen die 
rechte Mitte hält. 

Ich will dieſe politiſche Erwägung hier nicht 
weiter ausführen, ich will nur noch darauf aufmerk— 
ſam machen, daß mir ſcheint, daß durch dieſe Ein— 
haltung der rechten Mitte auf der einen Seite ſowohl 
die materielle Exiſtenz des Staates, wie die Dered- 
tigten Forderungen der Steuerzahler gewahrt wer— 
den, daß aber auch auf der anderen Seite, indem 
das Parlament an dem Säckel, welcher die Ueber— 
ſchrift „Variable Perſonaleinkommenſteuer“ führt, 
die Schnüre feſthält, auch das parlamentariſche Be— 
willigungsrecht im ausreichenden Maße gewahrt 
erſcheint. 

Von dieſen wirthſchaftlichen und politiſchen 
Erwägungen, namentlich aber von dem Geſichts— 
punkte ausgehend, daß es in keinem Lande der Welt 
noch verſucht worden iſt, neben einer variablen Per— 
ſonaleinkommenſteuer mobile Ertragsſteuern ein— 


zuführen, erlaube ich mir den Antrag zu ſtellen, 
daß im § 23 nach dem Worte „wird“ die 
Worte „von zehn zu zehn Jahren“ ein— 
zuſchalten ſeien, ſo zwar, daß §. 23 dann 
lauten würde (liest) : | 
„Das Ausmaß ber Gebäudeſteuer wird 
von zehn zu zehn Jahren im Wege des 

Geſetzes feſtgeſtellt.“ 

Es würde bei Annahme dieſes Antrages, wel— 
chen ich dem hohen Hauſe zu empfehlen mir erlaube, 
zugleich die Uebereinſtimmung mit dem geſtern bei 
8. 22 gefaßten Beſchluſſe hergeſtellt fein. (Bravo!) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Meu 
wirth beantragt: Der $. 23 folle lauten (liest) : 
„Das Ausmaß der Gebäudeſteuer wird 
von zehn zu zehn Jahren im Wege des Ge— 
ſetzes feſtgeſtellt.“ 

Jene Herren, welche dieſe Aenderung unter— 
ſtützen wollen, belieben fid) zu erheben. (Geschieht.) 
Sie iſt unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Edler v. Plener 
hat das Wort. x 


Abgeordneter Dr. Edler v. Plener: Ich habe 
jhon in ber Generaldebatte auf die Bedenken Hine 
gewieſen, welche ich beim 8. 23 vermieden wiſſen 
wollte, nämlich in Bezug auf das künftige Ausmaß 
der Gebäudeſteuer. Mir iſt von verſchiedenen 
Seiten darauf entgegnet worden, daß dieſe allge— 
meine Faſſung des $, 23 gerade abſichtlich gewählt 
ſei, um allen künftigen Möglichkeiten freien Weg 
zu laſſen. Insbeſondere ift mir entgegnet worden, 
es ſtehe ja gar nichts im Wege, daß dieſes Aug: 
maß künftighin eine Repartitionshauptſumme ſein 
könne, welche im Wege des Geſetzes nach Art der 
Grundſteuer als eine Contingentirung der Steuer 
feſtgeſetzt wird, ohne daß da ein beſonderes Per— 
cent eintreten wird. 

Dieſer Einwand jedoch zerfällt von ſelbſt durch 
den einfachen Hinweis auf den zweitvorhergehenden 
8. 21, in dem ausdrücklich von dem geſetzlich feſt— 
zuſtellenden Percente geſprochen wird, und wo oben— 
drein der $. 23, der vom Ausmaße handelt, citivt 
iſt, ſomit das Ausmaß, wie es im §, 23 vorkommt, 
nur als Percentſatz verſtanden werden kann, ebenſo, 
wie es in dem Entwurfe, welchen die Regierung dem 
hohen Hauſe über die Erwerb- und Rentenſteuer 
vorgelegt hat, bei dem betreffenden Paragraphe 
in der Ueberſchrift „Ausmaß“ heißt und im Texte 
des Paragraphes „Percent“. Es kann daher das 
Wort „Ausmaß“ im $. 23 des gegenwärtigen Ent- 
wurfes keine andere Bedeutung als „Percent“ haben. 

Dieſe allgemeine Einwendung iſt hiermit be— 
ſeitigt, allein es bleibt noch eine andere und wichtigere 
beſtehen, daß nämlich der $. 23 derart formulirt iſt, 
daß die allgemeine Faſſung desſelben nicht hindert, 


| 


daß vielleicht auch verſchiedene Percente für die 
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Was wird nun geſchehen, wenn bie Gebäude— 


Hauszins- und Nutzwerthſteuer feſtgeſetzt werden fteuer von dem Zinsertrage einheitlich, das ijt nach 


können, und dieſer Einwendung hat insbeſondere 
Seine Excellenz der Herr Finanzminiſter Ausdruck 
gegeben. Eine ſolche Erklärung von Seite der Regie— 
rung iſt immer höchſt beachtenswerth, weil ſie zugleich 
wenigſtens die Möglichkeit der Abſicht der Regierung 
verräth, künftighin verſchiedene Steuerpercente ein— 
treten zu laſſen. 


Allein, ſelbſt wenn ich mich auf dieſen Stand— 
punkt ſtelle, daß das gegenwärtige Geſetz — wofür 
nach meiner Meinung der Wortlaut dieſes Geſetzes 
keinen Anhaltspunkt bietet, indem es in demſelben 
ausdrücklich nur von einem Ausmaße der Gebäude— 
ſteuer heißt, alſo in beiden Fällen der Singular ge— 
braucht iſt und insbeſondere auch nicht zu überſehen 
ift, daß es künftighin eben nur eine Gebäude- 
ſteuer geben wird und keineswegs eine beſtimmte 
Hauszins- und eine beſtimmte Nutzwerthſteuer, indem 
dieſe beiden Termini in dem neuen Geſetzentwurfe 
nicht vorkommen und es ſich nur um eine Gebäude— 
ſteuer nach dem vorliegenden Geſetzentwurfe handelt, 
für welchen die Grundlage auf verſchiedenen Wegen 
hergeſtellt wird, nämlich nach dem Zins- und dem 
Nutzwerthe, von dem die Steuer eingehoben werden 
ſoll — dieſen Unterſchied macht, ſo ſind wenigſtens 
nach der Anlage und Textirung des Geſetzes nicht 
zwei verſchiedene Steuern in Ausſicht genommen, 
ſondern nur eben die eine Gebäudeſteuer. 


Allein ſo ſehr ich überzeugt bin, daß der Wort— 
laut des Paragraphes eine ſolche Unterſcheidung 
nicht zuläßt, ſo will ich doch auf den Einwand ein— 
gehen, der gemacht wurde: „Es wäre möglich, daß 
für die Nutzwerth- und die Hauszinsſteuer ver— 
ſchiedene Bercentfäße eintreten.“ 

Wenn ich zuerſt bei der ſogenannten Hauszins— 
ſteuer, das heißt bei der Gebäudeſteuer ſtehen bleibe, 
welche die Häuſer nach dem Zinsertrage treffen wird, 
ſo darf der große Unterſchied nicht überſehen werden, 
welcher dieſe künftige Hauszinsſteuer vor der bis— 
herigen auszeichnen wird. Gegenwärtig haben wir 
zwei verſchiedene Hauszinsſteuern, die ſogenannte 
urſprüngliche mit 26°/ Percent in größeren Städten 
und einigen Orten, die mit dieſen in die gleiche Claſſe 
eingereiht ſind, und eine zweite mit 20 Percent vom 
Nettoerträgniſſe in den kleineren Städten unter der 
Form der „ausgedehnten Hauszinsſteuer“. Das neue 
Geſetz kennt dieſe Unterſcheidung gar nicht, es gibt 
nach demſelben keine Kategorie der ſogenannten aus— 
gedehnten Hauszinsſteuer. Dieſe Kategorie wird 
einfach verſchwinden und es wird nur eine Gebäude- 
ſteuer geben, die von den nach dem Zinsertrage be— 
ſtimmten Gebäuden wird eingehoben werden. Für 


diefe Claſſen — und ich laffe jetzt die Nutzwerthelaſſe 


bei Seite — wird daher nach dem klaren Wortlaute 
dieſes Geſetzes nur Ein Steuerpercent erhoben werden. 


demſelben Percente bemeſſen werden ſoll. Es können 
hier nur drei Fälle geſchehen. Der erſte Fall iſt der: man 
ſetzt die Hauszinsſteuer, die ſogenannte urſprüngliche 
Hauszinsſteuer einfach auf das Ausmaß der ausge— 
dehnten herab, und das wäre nach meiner Meinung 
vielleicht das Allerwünſchenswertheſte und die beſte 
Reform; allein, wie die Dinge liegen und wie die 
finanzielle Lage des Staates ſich heute geſtaltet, iſt 
eine ſolche Herabmäßigung von 26% Percent auf 
20 Percent ſchon deßhalb nicht möglich, weil gerade 
der Betrag der urſprünglichen Hauszinsſteuer drei 
Vierttheile der ausgedehnten ausmacht. Es würde 
alſo der Ausfall, wenn ich nur die Ziffern aus dem 
Jahre 1871, wie ſie der Regierungsvorlage beige— 
ſchloſſen ſind, nehme, drei Millionen betragen, ſomit 
ſo bedeutend ſein, daß der Staat in ſeiner jetzigen 
Lage ihn am allerwenigſten ertragen könnte. Noch 
muß man hinzufügen, daß die urſprüngliche Haus— 
zinsſteuer in den großen Städten, falls der nächſt— 
folgende Paragraph angenommen wird, eine kleine 
Ermäßigung dadurch erleiden wird, daß die Abzugs— 
percente nicht mehr im Großen und Ganzen und 
nicht mehr mit 15 Percent für die ganze Stadt, 
ſondern individuell nach den einzelnen Gebäuden be— 
meſſen werden ſoll, daß daher, wie der Herr Bericht— 
erſtatter in der Generaldebatte hervorgehoben hat, 
in Folge der Individualiſirung dieſer Abzugsper— 
cente in Wien z. B. ein Wegfall von circa 170.000 fl. 
eintreten würde. Alſo ſelbſt bei der Beibehaltung 
des 26% Fußes wird eine kleine Ermäßigung ein— 
treten, ſo daß man nicht geneigt ſein wird, den 
Steuerſatz noch erheblich zu erniedrigen. 

Eine zweite Eventualität wäre in einem mittel— 
baren Maße zwiſchen der gegenwärtigen ausgedehn— 
ten und der urſprünglichen Hauszinsſteuer von 
26% Percent zu finden, indem man ſo die beiden 
Steuermaße einander wieder näher brächte. Allein 
vermöge der überwiegenden Bedeutung der urſprüng— 
lichen Hauszinsſteuer würde, wenn man z. B. auf 
25 Percent herabginge, dies nur eine Ermäßigung 
von 1 fl. 66 kr. für die urſprüngliche Hauszins— 
ſteuer bedeuten, dagegen würde man die ausgedehnte 
Hauszinsſteuer auf 25, das heißt um ein Viertel 
ihres gegenwärtigen Betrages, oder um 25 Percent 
erhöhen. Wie bedeutend ſich eine ſolche Erhöhung 
fühlbar machen würde, glaube ich wohl nicht erſt 
ausführen zu ſollen. 

Allein ich fürchte, es wird noch weit ſchlimmer 
ſein. 

Nach der gegenwärtigen Lage wird man, 
fürchte ich, nachdem der Unterſchied zwiſchen der 
ausgedehnten und der urſprünglichen Hauszinsſteuer 
verſchwunden ſein wird, einfach in den Orten, welche 
gegenwärtig der ausgedehnten Hauszinsſteuer unter- 
liegen, eben nur die Höhe der nach dem Zinsertrage 
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bemeſſenen Gebäudeſteuer haben, man wird fie mit 
demſelben Percente bemeſſen, wie gegenwärtig in 
großen Städten, das heißt mit 26% Percent. Das 
iſt aber gleichbedeutend mit einer Erhöhung um ein 
volles Drittel in der Geſammtſumme, und wenn Sie 
dann die Berechnung mit Rückſicht auf den Durch 
ſchnitt des Zinſes der einzelnen Häuſer mit der 
Individualiſirung der Abzugspereente nehmen, fo 
finden Sie das Reſultat, das in dem Minoritäts: 
berichte angeführt iſt, und welches nachweiſt, daß 
in den einzelnen Fällen die Erhöhung der Haus: 
zinsſteuer noch bedeutendere Percente, etwa bis 
50 Percent und noch mehr betragen wird. Daß aber 
eine ſolche Erhöhung für die kleinen Städte — und 
um dieſe handelt es ſich — von der allergrößten 
Bedeutung iſt, ſehen Sie Alle ein. Gerade die kleinen 
Städte ſind jene, welche heute zumeiſt leiden, indem 
gerade in dieſen das Kleingewerbe ſo ſehr zurück 
bleibt und nur kümmerlich fein Daſein friſtet. Sie 
ſehen aus den letzten Bevölkerungsausweiſen, aus 
dem Cenſus von 1869, daß die Bevölkerungszunahme 
in den kleinen Städten, welche auch ein Merkmal 
für das Gedeihen des Volkes ift, nur außerordentlich 
langſam und ſchwierig vor fid) geht. Und ſolche Ver 
hältniſſe wollen Sie nun mit einer Erhöhung von 
einem Viertel oder gar einem Drittel treffen ? 

Das iſt eine Erhöhung, welche nur in außer— 
ordentlicher Zeit und nur mit ſehr vielen Schwierig— 
leiten von dem Staate verſucht werden darf. Wäh 
rend des italieniſchen Krieges, zu einer Zeit alſo, wo 
der Staat gezwungen war, alle ſeine Kräfte anzu— 
ſpannen, hat man die ausgedehnte Hauszinsſteuer in 
den kleinen Städten um nicht mehr als um zwei 
Gulden, das iſt von 16 auf 18 fl. erhöht. Im 
Jahre 1863, wo die Schwierigkeiten mit Italien, 
eine allgemeine wirthſchaftliche Nothlage in Defter- 
reich beſtand und ein Deficit drückend auf dem Staate 
laftete, wagte man diefe Steuer wieder um nicht mehr 
als zwei Percent, das ift von 18 auf 20 zu erhöhen. Und 
wir wollten heute anläßlich einer Reform, welche eine 
Verbeſſerung der ganzen Steuerbaſis herbeiführen ſoll, 
ohne äußere zwingende Gründe ein Princip bee 
ſchließen, welches mit einer Erhöhung um vielleicht 
25 Percent, von einem Viertel, einem Drittel — das 
wäre 33 Percent — verbunden wäre; ohne eine äußere 
Nöthigung würden wir eine größere Erhöhung für 
die kleineren Städte beſchließen, als dies in Kriegs— 
und Nothzeiten zu geſchehen pflegt? Dieſe Rückſicht 
auf die kleinen Städte iſt es, die mich neuerdings 
beſtimmte, gegen die allgemeine Faſſung, welche zu 
Gunſten der Einheit des Steuerpercentes für alle 
Zinsorte präjudieirt, meine Stimme zu erheben. 

In Bezug auf den Nutzwerth, wenn ich mich 
auf den Standpunkt ſtellen wollte, daß verſchiedene 
Steuerpercente möglich ſind — obwohl ich dieſe 
Möglichkeit nach dem Wortlaute des Geſetzes beſtreite 
— iſt meine Argumentation heute viel leichter und 
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einfacher durch den Beſchluß, den das hohe Haus 
vor einigen Minuten gefaßt hat. Als wir noch beim 
Beginne der Generaldebatte ſtanden, damals lagen 
nur die Entwürfe der Majorität des Ausſchuſſes vor, 
damals ließ ſich eine bedeutende Mehrbelaſtung er— 
warten; auch der Herr Berichterſtatter konnte nicht 
anders als meine Ausführungen beſtätigen. 

Allein dieſe Baſis der Majoritätsentwürfe, auf 
welcher wir damals ſtanden, iſt heute weggefallen. 
Wir haben Minimalſätze beſchloſſen, die weit tiefer 
ſind, als ſie die Majorität des Ausſchuſſes vorſchlug, 
und darum wird die Nutzwerthſteuer nicht in dem 
Maße erhöht werden, als die Anträge der Majori— 
tät vorausſehen ließen. 

Ueberhaupt iſt es ſchwer, jetzt ſchon ziffermäßig 
über die Claſſirung der Nutzwerthſteuer zu ſprechen, 
umſomehr, als verſchiedene Minimalſätze beſchloſſen 
wurden und als die eigentliche Grundlage, der wirk— 
liche Nutzwerth, der ſich in Folge der Schätzung er— 
geben ſoll, noch heute ein unbekanntes Object iſt; 
denn die Berechnungen in den Tabellen der Regie— 
rung haben nur eine — wenn ich mir den Ausdruck 
erlauben darf — ſcheinbare Berechtigung, indem fid) 
dieſelben einfach auf den Standpunkt geſtellt haben, 
daß die gegenwärtige Hausclaſſenſteuer nach Analo— 
gie der Hauszinsſteuer 20 Percent vom Nettoerträg— 
niſſe betrage. Darauf hat man den entſprechenden 
Bruttowerth des Hauſes und dann davon die 20per— 
centige Steuer berechnet. Da iſt eanatürlich, daß, nach— 
dem man ſich die Prämiſſen ſelbſt gemacht hatte, auch 
wieder ungefähr die bisherigen Sätze herauskommen 
müſſen. Allein dieſe Berechnung iſt, weil die Prä— 
miſſe Die ift, daß die gegenwärtige Hausclaſſenſteuer 
einer 2Opercentigen Belaſtung des Nutzwerthes 
gleichkommt, eine — ich will nicht ſagen — vollkom— 
men willkürliche, ſo doch nicht völlig begründete, und 
die Anhaltspunkte für dieſelbe ſind keineswegs überall 
zutreffend. 

Ueber den Nutzwerth heute zu ſprechen, iſt 
ſchwierig; ich habe darum mit Freuden für bie Une 
träge des Ausſchuſſes, betreffend die Herabminderung, 
geſtimmt, weil ſie bewieſen, daß ich mit meiner 
Oppoſition gegen die hohen Sätze der Majorität voll— 
kommen berechtigt war. 

Allein, wenn wir den Nutzwerth in einer neuen 
Form erheben laſſen — eines ſteht feſt, daß der Nutz— 
werth eine andere Baſis für die Steuer abgeben 
wird, als ber Zinswerth. Wie ich mir in der General- 
debatte hervorzuheben erlaubte und wie mein geehr— 
ter Herr College aus Mähren bei zwei Gelegenheiten 
richtig bemerkte, iſt der Nutzwerth auf dem Lande 
etwas Anderes, als der ziffermäßige Ertrag von ver— 
mietheten Häuſern, er vertritt die Befriedigung eines 
der wichtigſten Lebensbedürfniſſe des Landmannes, 
das Wohnungsbedürfniß, und darum wird jede 
ziffermäßige Belaſtung immer drückender erſcheinen. 


AER 


Vertheilung in etwas eine Erhöhung erleiden dürfte. 
Wir haben, und ich bin vollkommen damit einver— 
ſtanden, rückſichtlich jener kleinen Gebäude, welche 
vom Nutzwerthe die Steuer entrichten, niedrigere Mi— 
nimalbeträge ſeſtgeſetzt; anderſeits hat der vorliegende 
Geſetzentwurf und gerade im S. 24 für jene Städte, 
welche von Urſprung an der Hauszinsſteuer unter— 
zogen wurden, insbeſondere die Reichshauptſtadt und 
die Hauptſtädte, eine Erleichterung gebracht, denn 
während früher dort alle Häuſer nur 15 Percent auf 
Erhaltungskoſten abrechnen durften, iſt nun auch für 
fie eine ſealamäßige Abrechnung je nach dem Ertrage 
der Gebäude zugeſtanden. 

Ich glaube daher, wenn auch von Seite der 
Regierung, als auch von Seite des Ausſchuſſes durch 
den Berichterſtatter in den gegebenen Beiſpielen im— 
mer nur 20 Percent der angeſtellten Berechnungen 
zu Grunde gelegt wurden, dennoch die Beſorgniß 
hegen zu ſollen, daß vielleicht dieſes Percent doch 
höher geſtellt wird, umſomehr, als ja eine Erklärung 
dahin, daß eine Progreſſivſteuer eingeführt werden 
ſoll, nicht abgegeben wurde, und ich ſelbſt anerkennen 
muß, daß zwiſchen denjenigen Orten, bei welchen die 
Hauszinsſteuer eingeführt ift, eine Art Progreſſiv— 
ſteuer einzuführen mancherlei Schwierigkeiten haben 
wird. | 

Allein noch härter werden bie Städte, welche 
dermalen die ſogenannte ausgedehnte Hauszinsſteuer 
bezahlen, dadurch getroffen, daß nunmehr nach 8. 24 
in dieſen Orten für die Erhaltungs- und Amorti— 
ſirungskoſten ftatt wie bisher 30 Percent nur feala- 
mäßig 15, 20, 25 und nur bei ganz geringem Ere 
trage 30 Percent in Abrechnung gebracht werden 
ſollen. 

Wenn ich meine Anſicht offen ausſprechen darf, 
jo meine ich, daß, wenn man don eine gewiſſe Scala 
für die Abzüge wegen der Erhaltungkoſten feftfetsen'follte, 
dieſe Feſtſetzung nach dem Grundſatze die gerechteſte 
wäre, daß im Verhältniſſe, in welchem ſich die 
Bruttozinseinnahme verringert, die Percente für die 
Erhaltungskoſten ſteigen ſollen, ſomit der Summe 
nach beinahe gleich bleiben; denn meine Anſicht geht 
dahin, daß bei ſtädtiſchen Gebäuden — und um 
ſolche handelt es fid) zunächſt in dem Abſatze 1,8. 24 — 
und insbeſonders bei ſolchen, bei welchen die Zins— 
einnahme zwiſchen 15 bis 45 fl. per Hausbeſtand— 
theil entfällt, wo doch die Wohnungen für die Par— 
teien in zweckmäßig wohnlicher Weiſe hergeſtellt fein 
müſſen, die Differenz für die Erhaltungskoſten keine 
große ſein wird, jenen Gebäuden gegenüber, deren 
Zins über 45 fl., 60 fl. u. f. f. beträgt. Denn, meine 
Herren, gerade dort, wo ein höherer Zins erhoben 
wird — um nur Eines hervorzuheben — wird die 
Wohnung nicht ſo abgenützt, als bei Wohnungen, wo 
die Leute enge zuſammengedrängt wohnen. 

Ich möchte noch auf Eines hinweiſen, gerade 
jene Häuſer, bei welchen ein hoher Miethzins be— 
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zahlt wird, ſind auf ſehr günſtigen Plätzen ſituirt, ſie 
haben deßwegen auch mehrere Stockwerke, während 
jene Häuſer, in welchen ein geringerer Miethzins be— 
zahlt wird, gewöhnlich nur ein oder zwei Stockwerke 
haben. Die Häufer, die einen höheren Miethzins ab- 
werfen, haben daher für die Dachreparaturen u. f. w. 
weniger Auslagen, als jene, welche einen geringeren 
Zins einnehmen, da dieſe für die nämlichen Räume 
ausgedehnteren Dachungen haben müſſen. Ich will 
aber nicht ſoweit gehen und etwa einen dahin gehen— 
den Antrag ſtellen, daß nach dieſer von mir ver— 
nommenen Auffaſſung der $, 24 geändert wird, da 
ich kaum hoffen darf, damit durchzudringen, allein 
warum man von 30 Percent, die früher beſtanden 
haben, einen fo plötzlichen Sprung macht, daß man 
bei Häuſern, welche ſelbſt nur über 15 fl. für jeden 
Hausbeſtandtheil Zins tragen, nun auf 20 Percent 
für die Erhaltungs- und Amortiſationskoſten herab— 
geht, finde ich nicht erklärbar. Hierdurch werden ge— 
rade alle kleineren Gebäude in dieſen Orten hart be— 
ſteuert. Sie haben bereits zwei Herren Mitglieder 
des Ausſchuſſes ſprechen gehört und jedes derſelben 
hat uns geſagt, für die Scala, wie fie hier vorliegt, 
iſt kein Grund angegeben worden, und es läßt ſich 
auch kein Grund dafür angeben, ſie (H daher ganz will 
kürlich. Wenn fie aber willkürlich ift, warum geht man 
nicht wenigſtens nach dem Prineipe der Gleichthei— 
lung vor? Zwiſchen 45 und 5 liegt 25, warum 
theilt man nicht nach dieſem Prineipe, ſo daß 
wir eine Scala von 45, 25 und 5 haben? Das 
wäre dasjenige, was ich für's erſte beantragen 
möchte. 

Damit allein iſt aber, wie ich glaube, den 
Hausbeſitzern wenig geholfen. Man ſagt, für die 
Ziffern, die hier gegeben ſind, iſt aus Zuſammen— 
ſetzungen und aus ſtatiſtiſchen Tabellen kein Grund 
angeführt worden; ich finde es aber trotzdem begreif— 
lich, daß man eine Scala aufnimmt, weil dadurch 
die ganze Manipulation erleichtert wird, weil da— 
durch in vielen Fällen, wo ſich die Hausbeſitzer 
fügen, teine weiteren Erhebungen nothwendig find. 

Ich kann aber nicht begreifen, daß, wenn man 
ſagt, dieſe Scala iſt nicht Folge umfaſſender Er— 
hebungen, ſie iſt willkürlich aufgeſtellt, man dennoch 
ſagt, trotzdem darf der Hausherr ſich nicht dagegen 
wehren, er muß ſich unterwerfen, ohne daß ihm eine 
Einwendung zuſteht. 

Ich meine, in einem ſolchen Falle muß man 
dem Hausbeſitzer das Recht geben, zu verlangen, 
daß eine Erhebung gepflogen werde, und dieſe ſoll 
zu der Zeit geſchehen, wo die Hauszinsſteuerbekennt— 
niſſe eingereicht werden, damit die Veranlagung der 
Steuer keine Verzögerung erleide. Ein ähnlicher 
Gedanke iſt in dem Antrage der Minorität ent— 
halten, welcher von dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Schaup vertreten wurde. Allein der will eine 
ſolche Erhebung nur exceptionell dann, wenn beſon— 
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bere Verhältniſſe vorliegen. Der Herr Abgeordnete 
will nicht jedem einzelnen Hausbeſitzer das Recht 
einräumen, wenn er findet, daß dieſe Scala auf ſein 
Haus nicht paßt, daß er dann ſagt: ich verlange eine 
Commiſſion, ſie ſoll erheben, wie groß meine Aus 
lagen ſind, ich werde darnach die Steuer bezahlen. 


Wenn dies ein Hausbeſitzer nach dem Antrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Schaup verlangt, fo 
hängt es von dem Belieben der Steuerbehörde ab, 
ob ſie darauf eingehen will oder nicht. Ich meine, 
daß es im Prineipe der Gerechtigkeit liege, daß 
Niemand höher beſteuert werde, als ſein wirkliches 
Erträgniß geht, und daß daher der Hausbeſitzer ver— 
langen könne, daß die nach 8. 5, Abſatz 2 zuſam— 
mengeſetzte Commiſſion die Erhaltungkoſten erhebe, 
und wenn jie erhoben find, nach biefen Erhebungen 
die Abzugspercente für die Erhaltungskoſten feſtſetze. 
(Rufe: Sehr gut!) Ich erlaube mir daher folgende 
zwei Anträge zu ſtellen, einmal daß das Alinea 1 
des 8,24 folgendermaßen zu lauten habe (liest): 


„Der Abzug der Erhaltungs- und Amor— 
tiſationskoſten wird in jenen Orten, in 
welchen die Steuer nach dem Zinsertrage 
bemeſſen wird, nach dem von der Steuer— 
behörde erſter Inſtanz zu erhebenden durch— 
ſchnittlichen Jahres-Brutto = Binsertrage 
eines Gebäudebeſtandtheiles, und zwar für 
jene Gebäude, in welchen dieſer Durch— 
ſchnittszins 45 fl. erreicht oder überſteigt, 
mit 15 Percent; für Gebäude, wo er 
25 fl. überſteigt und 45 fl. nicht erreicht, 
mit 20 Percent; für Gebäude, wo er 5 fl. 
überſteigt und nicht höher als 25 fl. iſt, mit 
25 Percent; endlich für jene Gebäude, in 
welchen derſelbe ſich auf oder unter 5 fl. 
herausſtellt, mit 30 Percent von dem 
Bruttozinſe berechnet.“ | 


Und weiter erlaube ich mir als Bujak zu 
Abſatz 1 des 8. 24 auf Grundlage meiner Ausein— 
anderſetzungen folgenden Antrag zu ſtellen (liest): 


„Im Falle eines zugleich mit der Ein— 
bringung des Hauszinsſteuerbekenntniſſes 
von dem Hausbeſitzer oder deſſen Stellver— 
treter geſtellten Anſuchens hat jedoch die 
nach §. 5, Abſatz 2 zuſammengeſetzte Com— 
miſſion diefe Erhaltungs- und Amortiſations— 
koſten unter Beiziehung des betreffenden 
Hausbeſitzers oder deſſen Stellvertreters zu 
erheben und in Gemäßheit dieſer Erhebungen 
bie Abzugspercente vom Bruttoginfe, jedoch 
außer den Fällen sub 4 dieſes Paragraphes 
nicht über 30 Percent zu beſtimmen.“ 

Für den Fall, als dieſer Antrag die Unter— 
ſtützung erhalten würde, bitte ich denſelben an den 
Ausſchuß zurückzuweiſen. 
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Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Dinſtl 
ſtellt zwei Anträge. Der erfte geht dahin, es habe 
das Alinea 1 des 8. 24 folgendermaßen zu lauten: 
( Wiederholt dasselbe.) Ich bitte jene Herren, 
welche dieſen Antrag unterſtützen, ſich zu erheben, 
(Geschicht,) Der Antrag iſt hinreichend unter: 
ft ii & t. 

Der zweite Antrag geht dahin, es folle 
dem Abſatze 1 des $. 24 folgender Zuſatz beigefügt 
werden: (Wiederholt denselben, ) Jene Herren, welche 
dieſen Antrag unterſtützen, wollen ſich erheben. 
(Geschieht.) Der Antrag ift unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Bareuther hat 
das Wort. i 


Abgeordneter Dr. Barentber: Ich ſchließe mich 
den Anträgen des Herrn Abgeordneten Dr. Schaup 
und auch dem des Herrn Abgeordneten Dr. Dinſtl an, 
inſoferne als letzterer den Antrag des Herrn Abgeord— 
neten Dr. Sch aup erweitert, weil dadurch eine gerech— 
tere Beſteuerung gewiſſer Kategorien von Gebäuden 
möglich ijt. Ich denke dabei hauptſächlich an Fabriks— 
gebäude, an ſolche Gebäude, welche der gewerblichen 
und induſtriellen Produetion gewidmet ſind. Denn 
das iſt eine unumſtößliche Wahrheit, daß gerade bei 
dieſen Gebäude die Abnützung eine weit größere iſt, 
die Amortiſations- und Erhaltungskoſten weit 
höhere ſind. Es rechtfertigt ſich ſomit ein größeres 
Abzugspereent. 

Die meiſten Steuergeſetzgebungen haben dies 
berückſichtigt; die ſächſiſche Steuergeſetzgebung geſteht 
jogar, wie dies der Herr Abgeordnete Krzeczun ve 
wiez in feinem Motivenberichte anführt, einen Wb- 
zug von nahezu zehn Percent zu. Ganz in derſelben 
Lage wie Gewerbe- und Fabrikshäuſer ſind Wohnun— 
gen oder Häuſer, welche monatweiſe oder wöchent— 


lich vermiethet werden; hier bedingt der ewige Wechſel 


der Parteien größere Erhaltungskoſten; ein lang— 
jähriger Bewohner meines Hauſes wird die Räum— 
lichkeiten, in welchen er ſich häuslich niederläßt, ge— 
wif} mehr ſchonen, als derjenige, welcher fid) nur 
kurze Zeit in denſelben aufhält. Dieſe Erwägungen 
leiteten mich, einen beſonderen Antrag zu ſtellen; 
nachdem mir aber beide Herren zuvorgekommen ſind, 
ſo conformire ich mich den Anträgen der Herren 
Abgeordneten Schaup und Dinſtl. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. v. 
Plener hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. v. Plener: Ich muß ge— 
ſtehen, daß ich principiell auf einem anderen Stand— 
punkte ſtehe als der Ausſchuß, und daß mir der 
urſprüngliche Standpunkt der Regierungsvorlage 
mehr zuſagt; fie hat bie Abzugspercente nach Orts— 
durchſchnitten und nicht nach den einzelnen Gebäuden 
geſtellt, und wenn man einem derartigen ziffermäßi— 


gen Anſatze eine gewiſſe Willkürlichkeit vorwerfen 
kann, ſo war dieſe allgemeine Ziffer der Regierungs— 
vorlage wohl berechtigt, weil ſie nicht das individuelle 
Gebäude treffen wollte, ſondern auf dem Umwege 
von verſchiedenen Abzugspercenten nach verſchiede— 
nen Orten auch verſchiedene Steuerpercente erreichen 
wollte, und darum viel richtiger den Gedanken der 
Ertragsſteuer getroffen hat, bei welcher es ſich um 
den durchſchnittlichen verhältnißmäßigen Ertrag han— 
delt, welches Prineip der Ausſchuß hier wie an an— 
deren Orten verläßt und ſich auf die Erhebung des 
Ertrages der einzelnen Gebäude richtet. Der Aus— 
ſchuß will nicht mehr bie Abzugspercente nach dem 
Ortsdurchſchnitte, nicht nach den Ortselaſſen, deren 


Einheit nach dem Durchſchnittszins gegeben iſt, bei— 


behalten, ſondern er verlegt die Möglichkeit des 
Ubzugspercentes auf einen engen Raum; er verläßt 
den Boden der Durchſchnittlichkeit und Verhältniß— 
mäßigkeit der Ertragsſteuern und führt vermöge die— 
ſer individualiſirenden Richtung, welche ſich auf den 
Ertrag des einzelnen Objectes richtet, hier wie in 
anderen Fällen Elemente der Einkommenbeſteuerung 
und damit einen Widerſpruch in die Ertrags- 
ſteuern ein. 

Ich muß geſtehen, von meinem principiellen 
Standpunkte halte ich die Aenderungen, welche der 
Ausſchuß an der Regierungsvorlage vorgenommen 
hat, keineswegs für grundſätzliche Verbeſſerungen; 
allein wie die Dinge heute liegen, wie die Stimmung 
des Hauſes bei der leitenden Stellung, welche der 
Ausſchußentwurf der Berathung gegenüber einnimmt, 
ſich herausgebildet hat, ſo iſt es nicht möglich, auf 
den Regierungsentwurf zurückzugehen, umſomehr da 
es ſcheint, daß die Regierung ihren grundſätzlichen 
Standpunkt nicht mehr aufrecht erhalten will. Wenn 
man fih nun auf den Standpunkt der Individuali— 
ſirung der Abzugspexcente ſtellt, fo treten die Argu- 
mente der Minorität in ihr volles Recht, und ſelbſt 
der Herr Berichterſtatter der Majorität mußte es 
in ſeiner Rede am Schluſſe der Generaldebatte zu— 
geben, daß, wenn man individualiſiren wolle, dies in 
noch viel weiterem Maße geſchehen müſſe, als dies 
durch dieſe Claſſen von 5 zu 15 fl. u. ſ. w. der Fall 
war. Damit iſt er ja ſelbſt auf die abſchüſſige Bahn 
des Individualabzugspercentes nach der wirklichen 
Beſchaffenheit des einzelnen Hauſes, des einzelnen 
Steuerobjectes gerathen, und es ijt ihm, wenn er 
ſich eonſequent auf dieſen Standpunkt der wirklichen 
Ertragserhebung des individuellen Objectes Hellt, 
nicht mehr möglich, irgend welche abändernde An— 
träge, welche eine größere Variabilität des Abzugs— 
percentes, eine vermehrte Berückſichtigung des indi— 
viduellen Momentes bei einzelnen Häuſern befür— 
worten, entgegenzutreten, denn ſie ruhen alle auf 
demſelben principiellen Standpunkte, auf welchen er 


ſich gegenüber der Regierungsvorlage geſtellt hat, 


und es iſt ihm unmöglich, conſequenterweiſe den An— 
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trag des Berichterſtatters der Minorität abzuweiſen, 
noch irgend einem Antrage auf noch größere Variabi— 
lität, auf noch größere Individualiſirung des Abzugs— 
percentes für einzelne Häuſer entgegenzutreten. 

Er hat den allgemeinen Standpunkt der Regie— 
rungsvorlage, der Durchſchnittlichkeit, der Verhält— 
nißmäßigkeit als Weſen der Ertragsſteuer preis— 
gegeben und ſich auf das abſchüſſige Gebiet, auf das 


fremde Princip der Einkommenbeſteuerung begeben 


und ſteht nun hilflos gegenüber ſämmtlichen Ab— 
änderungsantragen, welche eine größere Variabilität 
und eine ſchärfere Ausbildung dieſes Elementes der 
Einkommenſteuer verlangen. 

Ich würde dem Regierungsentwurfe meine Zu— 
ſtimmung geben, allein wie die Dinge liegen, müſſen 
wir uns zu meinem Bedauern auf den Majoritäts— 
ſtandpunkt des Ausſchuſſes ſtellen und von dieſem, 
wenn ich mich bequeme, das Abzugspercent individuell 
für die einzelnen Objecte zu geben, und wenn ich die 
wirklichen Umſtände, welche die Deterioration und 
Amortiſation bei den einzelnen Häuſern treffen, 
erheben will, ſo muß ich allen jenen Anträgen, welche 
von dieſer Seite des hohen Hauſes (der linken) 
geſtellt wurden und noch werden geſtellt werden, 
meine Zuſtimmung geben. 

Ich habe mich darum zum Worte gemeldet, um 
den Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. Bareuther, 
welcher eine größere Berückſichtigung der Fabriks— 
gebäude und ſeiner Orte bezweckt, wo eine beſondere 
Vermiethung in Form von wöchentlichen und monat— 
lichen Vermiethungen vorwaltet, zu unterſtützen. 

Nachdem der Herr Abgeordnete Dr. Bareuther 
feinen Antrag aber nicht vorbringt, ſondern im All- 
gemeinen dem Antrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Schaup dem Inhalte nach beitritt und dem— 
ſelben ſeine Zuſtimmung gibt, ſo will ich ſeinem Bei— 
ſpiele folgen und dem Antrage des Herrn Abgeord— 
neten Dr. Schaup, der nur eine conſequente Ausbil— 


dung des Prineipes beabſichtigt, welches der Aus— 


ſchuß angenommen hat, beiſtimmen. 

Denn es kann nicht beſtritten werden, wenn 
man ſich auf den Standpunkt der Individualiſirung 
der Abzugspercente ſtellt, daß dieſe Abzüge viel zu 
gering ſind. 

Der Herr Berichterſtatter der Minorität hat 
überzeugend nachgewieſen, daß bei Fabriksgebäuden, 
welche eine große Abnützung durch den Gebrauch 
erleiden, ein weit höheres Abzugspercent berechtigt 
iſt, und deßhalb trifft auch der Antrag Schaup das 
Richtige, die thatſächliche Berechtigung der Ver— 
ſchiedenheit. Umgekehrt muß ich auch einem Antrage, 
der eine Verminderung des Abzugspercentes in 
größeren Städten vorſchlägt, meine Zuſtimmung 
geben, weil er an die thatſächlichen wirklichen Ver— 
hältniſſe der einzelnen Häuſer anknüpft, welche bei 
guter Baubeſchaffenheit, namentlich wo der Werth 
des Hauſes zum größten Theile aus der Bauarea 
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und nicht aus dem Baucapitale beſteht und ein ge 


ringes Abzugspercent zu ihrer Amortiſation brauchen, 


daher mit keinem fo hohen Ausmaße das Abzugs— 
percent begünſtigt werden ſolle. 

Nachdem ſich das hohe Haus auf den Stand 
punkt des Ausſchuſſes zu ſtellen ſcheint, welcher die 
Abzugspercente individualiſirt, ſo thun wir recht und 
conſequent, wenn wir ſolchen Anträgen, wie die der 
Herren Abgeordneten Dr. Schaup und Dr. Dinſtl 
unſere Zuſtimmung geben. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Pfeifer 
hat das Wort. 


Abgeordneter Pfeifer: Bei Berathung über 
den 8, 17 habe ich eine formelle Einſchaltung beans 
tragt, daß neben der Rubrik für die Abzugspercente 
der Gebäudeerhaltung und Capitalsamortiſation 
noch eine beſondere Rubrik für die Feueraſſecuranz 
in dem anzulegenden Verzeichniſſe aufgenommen 
werde, der Antrag wurde dort abgelehnt. Nichts 
deſtoweniger Welle ich jetzt den Antrag (liest): 

„Das hohe Haus wolle beſchließen: 

Es fei ad $. 24 zu Alinea 3 als Schlußſatz 
beizufügen: 

„„Ueberdies iſt die Durchſchnittsſumme der 

in den letzten fünf Jahren bezahlten Ver— 

ſicherungsprämie gegen Feuerſchäden der 

Wohngebäude als ſeparates Abzugspercent 

zu behandeln,” ^ 

Bu meinen bei $, 17 gemachten Ausführungen 
bemerke ich noch, daß es die Pflicht der Volksver— 
tretung ift, neben fiscaliſchen Zwecken auch noch die 
wirthſchaftlichen Intereſſen, welche leider im ſteten 
Niedergange begriſſen ſind, zu fördern und dadurch 
die ländliche Bevölkerung zu einer beſſeren Wahr— 
nehmung ihres materiellen Wohles anzuregen. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Pfeifer 
ſtellt den Antrag: (Wiederholt denselben.) 

Ich erſuche jene Herren, welche denſelben unter— 
ſtützen, fid) zu erheben. (Geschieht,) Er ift unter 
(ti b t. 

Der Herr Abgeordnete Auſpitz hat das Wort. 


Abgeordneter Auſpitz: Ich bin diesmal nicht 
in der Lage, den Anſichten, welche von meinem 
geehrten Freunde, dem Vertreter der Egerer Handels— 
kammer, ausgeſprochen worden ſind, beizutreten, ich 
betrachte im Gegentheile die Modification, welche 
der Ausſchuß an der Regierungsvorlage gemacht hat, 
dahin gehend, daß das Abzugspercent nicht nach 
Orten, ſondern individuell für jedes einzelne Gebäude 
vermittelt werden ſoll, als einen ſehr weſentlichen 
Fortſchritt, und ich glaube, daß ſie ſich deßwegen 
ganz beſonders empfiehlt, weil alle Gründe, welche 


für eine verſchiedene Behandlung verſchiedener Orte 
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geltend gemacht werden können, nämlich der ver- 
ſchiedene Einfluß, den der Werth der Bauarea, die 
Höhe der Grundrente auf die Rentabilität und den 
Geſammtertrag des Gebäudes ausüben, weil dieſer 
Einfluß ſich nicht bloß bei den verſchiedenen Orten, 
ſondern in demſelben Maße bei den verſchiedenen 
Häuſern eines und desſelben Ortes kundgibt. Es 
beſteht thatſächlich in Bezug auf das Verhältniß 
zwiſchen dem Werthe der Bauarea und dem Gez 
ſammtertrage — welches Verhältniß ja auf die Be— 
ſtimmung des Abzugspereentes von ganz weſent— 


lichem Einfluſſe fein muß — zwiſchen den giinftigft . 


gelegenen Häuſern von Wien und den Häuſern in der 
Brigittenau derſelbe Unterſchied, als zwiſchen den 
eritgenannten Häuſern und den Häuſern eines kleinen 
Landſtädtchens. 

Ich halte alſo die vom Ausſchuſſe beantragte 
Modification für eine weſentliche Verbeſſerung. Ich 
glaube aber, daß dieſe Verbeſſerung noch einer Ver— 
vollſtändigung bedürfe; es iſt ſchon von Seite des 
Herrn Abgeordneten Dr. Schaup darauf hingewieſen 
worden, daß die Scala der Abzugspercente, welche 
zwiſchen 15 bis 30 Percent ſich bewegt, einer Aus— 
dehnung in der Richtung auſwärts bedarf, daß ſich 
in gewiſſen Fällen Abzugspercente von mehr als 
30 Percent als nothwendig erweiſen werden; ich 
glaube nun, daß dieſe Scala ebenfo einer Ergänzung 
in eutgegengeſetzter Richtung bedürfe, weil es ganze 
Kategorien von Häuſern gibt, für welche dieſe Nor— 
mirung des Abzugspercentes für Erhaltung und 
Amortiſation zu hoch iſt. Ich glaube alſo, daß der 
Ausſchußantrag weiter ausgedehnt werden müſſe, 
daß eine weitere Stufe, nämlich die mit nur 10 Per 
cent Abzug eingeführt werden nie. 

Ich werde mir erlauben, die Nothwendigkeit 
einer folden Erweiterung durch ein Zahlenbeiſpiel 
darzuthun. Ich habe mir ſchon in der Generaldebatte 
anzuführen erlaubt, daß der Zinsertrag der geſammten 
Häuſer der inneren Stadt Wien 20 Millionen be— 
trägt; dieſe Häuſer würden nach dem Ausſchuß— 
antrage ſämmtlich in die Kategorie von 15 Percent 
Abzug fallen; es würde ſonach der Abzug für ſämmt— 
liche Häuſer der inneren Stadt Wien drei Millionen 
betragen. Nun ift aber, wie ich auch ſchon in der 
Generaldebatte erwähnt habe, das Baucapital dieſer 
Häuſer auf höchſtens 200 Millionen, beziehungsweiſe 
die Baurente auf 10 Millionen, zu veranſchlagen; 


würde für ſämmtliche Häuſer der inneren Stadt 
Wien nicht wie beabſichtigt ein 15percentiger, ſondern 


capitalertrage bewilligt, das heißt ebenſoviel, als nach 
dem Antrage des Ausſchuſſes für das mindeſt günſtig 
gelegene Haus an einem anderen Ort. 

Ich glaube, man braucht hier gar keine Rivali— 
tät zwiſchen Wien und den anderen Orten einzuführen, 
man braucht nur die Nothwendigkeit einer gerechten 


wenn nun der Ausſchußantrag angenommen würde, 


ein thatſächlich 30percentiger-Abzug vom Bau- 


d 
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und gleichmäßigen Behandlung der Gebäude inner— 
halb der Stadt Wien ſelbſt zu berückſichtigen, um 
einzuſehen, daß es unthunlich iſt, jene Gebäude, 
welche, wie die des erſten Bezirkes, der inneren Stadt 
Wien, im Durchſchnitte eine Grundrente abwerfen, 
welche der Baurente gleichkommt, bezüglich des Ab— 
¿ugspercentes ebenſo zu behandeln, wie jene, bei 
welchen ein ganz anderes Verhältniß obwaltet. Ich 
erlaube mir daher einen Antrag zu ſtellen, daß 
in dem erſten Alinea des $. 24 nach dem 
Worte „Gebäude“ in der ſechſten Zeile eine 
zuſchalten wäre „in welchen dieſer Durch— 
ſchnittszins 100 fl. erreicht oder überſteigt, 
mit 10 Percent für Gebäude“; als ſtiliſtiſche 
Conſequenz würde fih die Auslaſſung der 
Worte „oder überſteigt“ in der ſiebenten Zeile 
ergeben. 

Ich erlaube mir auch bezüglich dieſes Antrages 
in formeller Beziehung den Antrag, daß 
derſelbe dem Ausſchuſſe zur Vorberathung 
zugewieſen werde, 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Auſpitz 
beantragt im erſten Alinea des §. 24 nach dem 
Worte „Gebäude“ in der ſechſten Zeile einzuſchalten 
„in welchen dieſer Durchſchnittszins 100 fl. erreicht 
oder überſteigt, mit 10 Percent für Gebäude“ und 
in der ſiebenten Zeile die Worte „oder überſteigt“ 
auszulaſſen. 

Jene Herren, welche dieſen Antrag unterſtützen 
wollen, belieben fic) zu erheben, (Geschieht,) Er iſt 
unter ft gt. 


Herr Abgeordneter Gierow sti hat das Wort, 


Abgeordneter Gierowski: Ich bin gegen den 
Antrag der von Seite meines verehrten Lands 
mannes aus Galizien vertretenen Minorität und für 
die Annahme eines Abzugspercentes, für die Erhal— 
tung der Gebäude und die Amortiſation des Capi— 
tales, weil ich ebenſo wie die Majorität des Aus— 
ſchuſſes der Anſicht bin, daß die Feſtſetzung einer be— 


ſtimmten Norm im Geſetze dem Steuerträger eine 


Beruhigung gewährt. Auch wurde bereits in dem 
eben beſchloſſenen 8. 18 ein Minimalbetrag für den 
Nutzungswerth der Gebäude angenommen, unter 
welchen die Commiſſion bei Ermittlung des Werthes 
eines Gebäudes nicht herabzugehen hat, und fon 
dieſer Umſtand beſtimmt mich, für die Annahme 
eines beſtimmten Abzugsprecentes in dem Geſetze zu 
ſein, weil ich hierin eine gewiſſe Conſequenz erblicke. 
Was aber die Höhe der Abzugspercente betrifft, ſo 
glaube ich, daß die Annahme eines Maximalbetrages 
von 30 Percent bei den Gebäuden, welche nach dem 
Nutzwerthe beſteuert werden, den thatſächlichen Ber- 
hältniſſen in dem Lande, welches ich zu vertreten die 
Ehre habe, nicht entſpricht. 


In Galizien werden auf dem flachen Lande die 
Gebäude entweder aus Holz oder aus Flechtwerk und 
Lehm erbaut, es wird ſomit zum Baue ein ſolches 
Materiale verwendet, welches wenig dauerhaft iſt 
und zur Folge hat, daß zur Inſtandhaltung dieſer 
Gebäude große Auslagen nöthig ſind. 

Dazu kommen noch ungünſtige klimatiſche Ver— 
hältniſſe, welche der Dauerhaftigkeit eines Gebäudes 
wenig zuträglich ſind. Ein einfaches Rechenexempel 
wird noch beſſer erläutern, daß die Annahme eines 
Abzugspercentes von höchſtens 30 den thatſächlichen 
Verhältniſſen in Galizien wenig entſprechen wird. 
Der gewöhnliche Koſtenpreis eines Bauernhauſes in 
Galizien ſchwankt zwiſchen 200 und 300 fl. und 
kann ein ſolches Haus durchſchnittlich höchſtens 
50 Jahre dauern. Werden alſo bei einem Minimal— 
nutzungswerthe von 10 fl. 3 fl. an Erhaltungs- 
und Amortiſationskoſten abgezogen, ſo wird dieſer 
Betrag, ſelbſt wenn er durch einige Jahre vom 
Eigenthümer capitaliſirt wird, durch Reparaturen, 
welche bei dem ſchlechten Materiale, welches zum 
Baue eines ſolchen Gebäudesſverwendet wird und bei 
den klimatiſchen Verhältniſſen ſich ſchon nach einigen 
Jahren als unumgänglich nothwendig erweiſen, gänz— 
lich aufgewogen, und es wird für den Eigenthümer 
zur Amortiſirung des zum Baue verwendeten Capi— 
tales gar nichts oder nur ſehr wenig verbleiben. 

Schon daraus können Sie, meine Herren, er— 
ſehen, daß es nur billig iſt, wenn man die Abzugs— 
percente für Gebäude, deren Lage, Bauzuſtand und 
Benützungsweiſe größere Erhaltungskoſten erfordern, 
erhöht. 

Ich werde daher für den Antrag des Herrn Ab 
geordneten Dr. Schaup ſtimmen, weil ich ſehe, daß 
hierdurch den thatſächlichen Verhältniſſen in meinem 
Lande mehr Rechnung getragen wird, und weil ich 
erwarte, daß dadurch die Steuerlaſt wenigſtens für die 
ärmſte Bevölkerungsclaſſe weſentlich vermindert wird. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 

(Abgeordneter Freiherr v, Gudenus meldet 
sich.) 

Der Herr Abgeordnete Freiherr v. Gudenus 
hat das Wort. 


Abgeordneter Freiherr v. Gudenus: Ich 
möchte mir erlauben, zum Alinea 1 des S. 24 einen 
Antrag zu ſtellen, welcher nur auf die größere Deut— 
lichkeit der Faſſung dieſes Paragraphes berechnet iſt. 

Ich möchte nämlich beantragen, daß in 
der ſechſten Zeile des erſten Alinea nach 
dem Worte „Gebäudebeſtandtheiles“ gleich 
das Schlußwort „berechnet“ einzuſetzen 
ſei, wodurch nach meiner Anſicht der ganze Para— 
graph an Verſtändlichkeit gewinnen würde. Und nach— 
dem bereits ſo viele verſchiedene Anträge geſtellt 
worden find, erlaube, ich mir zu beantragen, 
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daß alle diefe Anträge an den Ausſchußſ18 beträgt, dagegen finden fie eine große Anzahl 


zurückgewieſen werden. 


Präſident: Freiherr v. Gudenuss ftellt den 
Antrag, daß im erſten Abſatze des $. 24 das am 
Schluſſe befindliche Zeitwort „berechnet“ ſchon in der 
ſechſten Zeile nach dem Worte „Gebäudebeſtand— 
theiles“ eingefügt werde. 

Diejenigen Herren, welche dieſen Antrag unter— 
ſtützen, erſuche ich, fid) zu erheben. (Geschieht,) Dex- 
ſelbe ift unterſtützt. 

Wünſcht noch Jemand zum $. 24 das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Da dies nicht der Fall iſt, 
erkläre id) die Debatte für geſchloſſen. 

Wünſcht der Herr Berichterſtatter zu 
ſprechen? 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Ich 
möchte mir nur ein paar Worte erlauben. Der Herr 
Abgeordnete der Egerer Handelskammer hat mich 
allerdings als hilflos gegenüber den Argumenten 
hingeſtellt, welche heute vorgebracht worden find, Ich 
tann leider diefe Hilfloſigkeit nicht zugeſtehen und 
bin vollkommen in der Lage, den Standpunkt des 
Ausſchuſſes, wie ich ihn hier vorgebracht habe, zu 
rechtfertigen. 

Ich glaube nicht, daß ſich der Ausſchuß bei 
ſeiner Faſſung, daß jedes einzelne Gebäude in Betracht 
gezogen werden ſoll, auf einer abſchüſſigen Bahn 
befinde, indem er ein neues Princip, nämlich das 
Princip der Einkommenſteuer mit hineinzieht. 

Dieſes neue Princip, nämlich das Princip der 
Einkommenſteuer bei der Veranlagung der Gebäude— 
ſteuer liegt Schon in unſerer jetzigen hebäudebeſteuerung. 
Wenn wir bei jedem einzelnen Hauſe nicht den wirk— 
lichen Miethzinsertrag, wie er alljährlich abge— 
worfen wird, ſondern den durchſchnittlichen Mieth— 
zinsertrag von fünf zu fünf Jahren, oder von zehn 
zu zehn Jahren ins Auge faſſen würden, wie es 
verſchiedene Geſetzgebungen thun, dann allerdings 
hätten wir es mit einem Durchſchnittsertrage zu 
thun, hier aber nicht. So aber haben wir einen all— 
jährlich fatirten, wirklichen Ertrag vor uns. Das iſt 
aber doch das Prineip der Einkommenbeſteuerung, 
allerdings in einer rohen Form, das geſtehe ich zu, 
indem die übrigen Grundſätze der Einkommenbeſteue— 
rung bei der Veranlagung nicht in Betracht kommen. 

Wenn nun der Ausſchuß das einzelne Gebäude 
berückſichtigt haben will und nicht den ganzen Ort, 
dann bitte ich, meine Herren, zu beurtheilen, ob er 
dem Principe der Gerechtigkeit dadurch nicht mehr 
Rechnung trägt, als wenn man bei ſämmtlichen 
Gebäuden eines Ortes den Durchſchnittszins be— 
rechnet und darnach für einen ganzen Ort die 
Abzugspercente feſtſetzt. Es kommt z. B. in dem von 
mir ſchon einmal angeführten Orte Kloſterneuburg 
vor, daß die Durchſchnittsziffer für den ganzen Ort 


von Gebäuden, wo die einzelnen Gebäudebeſtand— 
theile nicht 18, ſondern fünf oder zehn Gulden ab— 
werfen. Iſt es der Gerechtigkeit Genüge gethan, wenn 
man ohne Rückſicht auf diefe Verhältniſſe die Ab— 
zugspercente für den ganzen Ort darnach bemißt und 
ſagt, ſämmtliche Gebäude müſſen unter ein geringeres 
Abzugspercent kommen, weil der ganze Ort die 
Durchſchnittsziffer 18 hat? Ein ähnliches Verhält— 
niß finden Sie in jedem Orte, wenn Sie die ſtatiſtiſchen 
Tabellen in die Hand nehmen. 

Was den geehrten Herrn Berichterſtatter der 
Minorität betrifft, mit dem ich hoffentlich nun zum 
letzten Male mich im Gegenſatze befinde, ſo wünſcht er, 
daß die Abzüge nicht fixirt werden follen, ſondern 
im Allgemeinen den Commiſſionen die Ermittlung 
übertragen werden ſoll, indem er hervorhebt, daß 
auf dem Lande die Verhältniſſe ganz anders ſeien 
als in den Städten. 

Namentlich legt er in ſeinen Argumentationen 
ein Hauptgewicht auf die klimatiſchen Verhältniſſe. 
Ich will nicht leugnen, daß die klimatiſchen Verhält— 
niſſe in dem einen Orte von jenen eines anderen 
Ortes differiren, und es wäre ungemein wünſchens— 
werth geweſen, wenn der mit den Verhältniſſen ſo 
ungemein vertraute und kenntnißreiche geehrte 
Herr Abgeordnete aus Galizien uns etwa die Ziffer 
bezeichnet hätte, mit welcher die klimatiſchen Vere 
hältniffe zu berechnen find. Ich glaube aber, daß fid) 
in dieſer Beziehung im Allgemeinen eine Ziffer nicht 
feſtſtellen läßt. Unterſuchen wir nun, ob die Annahme 
des Ausſchuſſes oder der Regierungsvorlage eine 
zutreffende ſei, ſo wird ſich behaupten laſſen, daß ſie 
den Verhältniſſen im Großen und Ganzen Rechnung 
trägt, denn das Prineip der Gerechtigkeit bis in die 
kleinſten Details durchzuführen, dürfte unmöglich 
ſein? 

Ich kann mich in dieſer Richtung auf einen 
praktiſchen Steuerbeamten berufen, der über die 
Regierungsvorlage in einem größeren Werke ſein 
Votum abgibt und ſich dahin ausſpricht, daß die von 
der Regierung feſtgeſtellten Abzugspercente genügen 
dürften. 

Ich geſtehe, daß ich mich von dem Momente an, 
als ich zum Berichterſtatter gewählt wurde, mit 
dieſer Frage eingehender beſchäftigte, denn die großen 
Bedenken des Herrn Abgeordneten aus Galizien 
ſchlugen hart an mein Gewiſſen. Ich glaubte nicht 
im Stande zu ſein, die Vorlage in ihrer jetzigen Ge— 
ſtalt zu vertheidigen und ſah mich nach Bundes— 
genoſſen um. 

Ich habe mich nie mit dem Baufache beſchäftigt 
und nahm daher meine Zuflucht zu Werken, die dar— 
über erſchienen ſind, um zu erforſchen, ob es möglich 
ſei, den von dem Ausſchuſſe eingenommenen Stand— 
punkt in irgend einer Weiſe zu rechtfertigen, und das 
Reſultat meiner Unterſuchungen iſt, daß ich heute 


nehmen. 


mit vollſter Beruhigung dem hohen Hauſe empfehlen 
kann, die Feſtſetzungen, wie ſie im §. 24 von Seite 
des Ausſchuſſes Ihnen vorgelegt wurden, anzu— 
Es wird gewöhnlich geſagt, die Amorti— 
ſations- und Erhaltungskoſten, die Feuerverſiche— 
rungsprämien u. ſ. w. erfordern ganz außerordent— 
liche Summen. 

Ja, der Herr Berichterſtatter der Minorität iſt 
ſogar ſoweit gegangen und hat behauptet, ſie betra— 
gen 40, 50, 60, auch 70 Percent des Nutzungs- 
werthes, und hat das Beiſpiel angeführt, daß, wenn 
man annehmen wollte, daß ein Gebäude 100 fl. 
foftet und den Nutzungswerth mit 10 fl. veran— 
ſchlagt, es unmöglich wäre, zu beweiſen, daß 30 Per— 
cent Abzug vollſtändig für die Erhaltungs-, Feuer— 
verſicherungs-, Prämienkoſten u. f. f. genügen. 
Ich wage die Unmöglichkeit zu behaupten, daß näm— 
lich bei einem Gebäude, welches mit 100 fl. veran 
ſchlagt und mit 10 fl. Nutzungswerth feſtgeſetzt 
ijt, 3 fl. vollſtändig für die Erhaltungs-, 


Feuerverſicherungs-, Prämienkoſten genügen. Wie 
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für gewiſſe Verhältniſſe ein höheres Abzugspercent be— 
antragt, kann leider von mir heute nicht mehr ſo 
energiſch bekämpft werden, nachdem wir einen Be— 
ſchluß gefaßt haben, daß nämlich Gebäude mit zwei 
und drei Wohnbeſtandtheilen zu einem niedrigeren 
Zifferſatze eingeſchätzt werden ſollen. 

Ich möchte nur noch Eines auf dasjenige er— 
widern, was der Herr Abgeordnete Ritter v. Krze— 
czunowiez in ſeiner wirklich intereſſanten Darſtel— 


lung im Minoritätsberichte hervorgehoben hat. Er 


ſagt nämlich, daß die Gebäude in Wien ein gewiſſes 
Prae vor den Gebäuden in anderen Städten haben, 
indem er auf die Bauarea, Steigerung u. ſ. f. Hin- 
weiſt. Ich gebe zu, daß dies richtig iſt; finden ſich 
aber ſolche Verhältniſſe bloß in Wien? Sie werden 
in Prag, Brünn, in jedem Orte eine Anzahl von 
Gebäuden finden, welche auf Plätzen ſtehen, wo 
Grund und Boden im Laufe der Jahre eine Steige— 
rung erfahren, während dies an vom Centrum ent— 
fernteren Punkten nicht der Fall iſt. 

Zweitens möchte ich darauf hinweiſen, daß ja 


viel beträgt denn die Zeitrente, welche mit Zinſen die Bauarea oder die Steigerung des auf den Grund 


und Zinſeszinſen die erforderlichen Neubaukoſten er— 
gibt. Sie beträgt bei 50jähriger Dauer, wenn 
ich fie mit drei Percent veranlage, 0'86 Percent, 
bei 75 Jahren 0:35 und bei 100 Jahren 0°16 Bere 
cent des Anlagecapitales. Wenn ich vier Percent 
nehme, ſo beträgt ſie natürlich noch viel weniger. 

Uebrigens verlange ich nicht, daß auf meine 
Autorität geſchworen werde. Ein Autor, welcher 
dem geehrten Herrn Abgeordneten, der mit den 
landwirthſchaftlichen Verhältniſſen gewiß ungemein 
vertraut iſt, wahrſcheinlich bekannt ſein wird, Block 
in ſeinen „landwirthſchaftlichen Unterſuchungen“, 
daher ein Werk, welches ſich mit landwirthſchaftlichen 
Gebäuden beſchäftigt, ſchlägt in dem dritten Bande 
Reparatur, Aſſecuranz und Verſchlechterung bei nicht 
mafjiven Gebäuden mit 1% bis 2% Percent an. 

Wenn nun ein Gebäude 100 fl. werth iſt, der 
Nutzungswerth mit 10 fl. veranſchlagt ijt und 
30 Percent, alſo 3 fl., abgezogen werden, ſo bleibt 
dem Betreſſenden nach Verausgabung von 2% Per— 
cent noch ein Bruchtheil übrig, was ich beweiſen 
wollte. 


Ich könnte in dieſer Beziehung noch viel weiter 
gehen, könnte Beiſpiele aus dem Buche von Wolf: | 
„Techniſche Entwicklung und Grundſätze zur Ab- 
ſchätzung über Städte- und Landgebäude“ und end- 
lich aus einem Werke eines ſehr hervorragenden 
Mannes, Eytelwein, anführen, der ſich damit be— 
ſchäftigt, die Häuſer von Schäfern, Meiern, Hirten 
u. f. f., alfo alle landwirthſchaftlichen Gebäude zu 
verauſchlagen und zu berechnen und nachweiſen, daß 
die Regierungsvorlage in dieſer Beziehung wirklich 
das Richtige getroffen zu haben ſcheint. 

Der Antrag des Herrn Abgeordneten Dr, | 
Schaup, der in einem Punkte weiter geht, indem er 


und Boden verwendeten Capitales nicht gänzlich 
außer Beſteuerung bleibt. | 

Beim Verkaufe z. B. wird der Werth des 
ganzen Hauſes in Anſchlag gebracht; und da be— 
kanntlich beim Verkaufe eine Gebühr zu entrichten 
iſt, ſo wird auch die mittlerweile etwa eingetretene 
Steigerung der Bauarea wenigſtens theilweiſe von 
dem Fiscus erfaßt. 

Endlich, wenn ich mich auf den Standpunkt der 
Wiſſenſchaft ſtelle, ſo ſehe ich wahrhaftig nicht ein, 
wie man die Steigerung der Bauarea zu beſteuern 
in der Lage wäre. Wiſſenſchaftlich betrachtet, haben 
wir mit nichts Anderem zu thun, als einem Extra— 
gewinne. Nun, finden Sie dieſen Extragewinn 
nicht auch bei der ſogenannten Grundrente, bei den 
gewerblichen Unternehmungen? Und keiner Geſetz— 
gebung iſt es eingefallen, dieſen Extragewinn ſeparat 


zu beſteuern. 


Und endlich möchte ich hervorheben, daß, wenn 
eventuell einzelnen Hausbeſitzern wirklich dadurch 
eine beſtimmte Quote mehr zugewendet wird, man 
ſich doch vor Augen zu halten hat, daß dieſe Kategorie 
von Hausbeſitzern bei der Perſonaleinkommenſteuer 
wieder in Mitleidenſchaftzgezogen und zur Beſteuerung 
herangezogen wird. Wenn man aber für das Land 
fordert und mit vollem Rechte fordert, daß bei jeder 
einzelnen Steuer alle eigenthümlichen Verhältniſſe 
in Betracht kommen ſollen, ſo muß man das con— 
ſequenterweiſe auch bei den Städten thun, und ich 
kann in dieſer Beziehung nur den Antrag des Aus— 
ſchuſſes empfehlen. 

Was die Anträge betrifft, die geſtellt worden 
ſind, ſo kann ich von meinem Standpunkte mich nur 
einem Antrage anſchließen, und das iſt der Antrag 
meines verehrten Freundes, des Herrn Abgeordneten 
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Auſpitz. Ich glaube, daß dieſer eine wirkliche Ver: 


beſſerung der Vorlage iſt, indem er theilweiſe doch 
auch jenen Geſichtspunkten Rechnung trägt, welche 
der Herr Berichterſtatter der Minorität vertritt, 
und ich hoffe, daß er fid) in dieſer Beziehung 
dem Standpunkte des Herrn Abgeordneten Au jf pis 
accommodiren wird. 

Die anderen noch geſtellten Anträge des Herrn 
Pfeifer ſowohl, als des Herrn Abgeordneten 
Dr. Dinſt (find für mich nicht annehmbar. Wenn das 
hohe Haus wollte, daß dieſelben in Berückſichtigung 
gezogen werden, ſo könnte ich natürlich nichts 
dagegen haben, daß dieſelben an den Ausſchuß zurück 
gewieſen werden, allein ich glaube nicht, daß der Aus 
ſchuß auf eine nähere Würdigung dieſer Anträge ein— 
zugehen in der Lage ſein wird. 


Präſident: Ich werde nun zur Abſtimmung 
ſchreiten und erſuche das hohe Haus, es wolle mir 
geneigte Aufmerkſamkeit ſchenken, um in die Art der 
Abſtimmung vollſtändige Klarheit zu bringen. Ich 
glaube in der Weiſe vorzugehen, daß ich vor Allem 
den Antrag der Minorität, die durch den Herrn Ab 
geordneten Ritter v. Krzeezunowiez vertreten ijt, 
zur Abſtimmung bringe, weil derſelbe eine ganz neue 
Faſſung des ganzen Paragraphes beantragt. Falls 
dieſer Antrag abgelehnt werden ſollte, ſo gehen wir 
zur Beſchlußfaſſung über bie Ausſchußanträge; Nad)» 
dem zu den erſten feds Zeilen des erſten Alinea 
kein abändernder Antrag geſtellt worden iſt, ſo glaube 
ich, daß dieſelben zuerſt zur Abſtimmung kommen; 
nun werde ich dem Antrage des Herrn Baron Gu 
denus Rechnung tragen und zugleich nach dem 
Worte „Gebäudebeſtandtheiles“ in der ſechſten Zeile 
das Wort „berechnet“ aufnehmen, was nur eine ſtili— 
ſtiſche Aenderung iſt und nicht ins Meritoriſche eingeht. 

Die eigentlichen abändernden Anträge betreffen 
nur die Zifferſätze. In dieſer Beziehung iſt der am 
weiteſten gehende Antrag der des Herrn Abgeord— 
neten Auſpitz, und ich werde dieſen daher zuerſt zur 
Abſtimmung bringen, Derſelbe geht dahin, daß der 
Abzug bei Gebäuden, in welche der Durchſchnitts— 
zins 100 fl. erreicht oder überſteigt, mit 10 Percent 
und bei ſolchen, in welchen der Durchſchnittszins 
45 fl. erreicht, mit 5 Percent berechnet wird. Ich 
muß aufmerkſam machen, daß nach dem Antrage des 


Herrn Abgeordneten Auſpitz die Worte „oder 
überſteigt“ in der ſiebenten Zeile wegzufallen 
haben. 


Dann würde der Antrag des Herrn Abgeord— 
neten Dr. Dinſtl kommen, welcher dahin lautet, daß 
der Abzug für Gebäude, in welchen der Durchſchnitts— 
zins 25 fl. überſteigt und 45 fl. nicht erreicht, mit 
20 Percent und für Gebäude, in welchen der Durch— 
ſchnittszins 5 fl. überſteigt und nicht höher als 25 fl. 
ift, mit 25 Percent berechnet wird. Wenn dieſer Antrag 
abgelehnt würde, fo kommt der Antrag des Aus— 
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ſchuſſes in der vorliegenden Faſſung zur Abſtim— 
mung. 

Zum Abſatze 1 würde ein Antrag des Herrn 
Abgeordneten Dr. Dienſt als Zuſatz kommen; da der 
Abſatz 2 von keiner Seite, amendirt ift, fo würde 
derſelbe nach dem Antrage des Ausſchuſſes zur Ab- 
ſtimmung kommen; Abſatz 3 als ſolcher wurde nicht 
amendirt und ein Zuſatzantrag vom Herrn Abgeord 
neten Pfeifer kommt hinzu. 

Endlich würde der Abſatz 4 zuerſt nach der 
Faſſung der Minorität, welche der Herr Dr. 
Schaup vertreten hat, mit Rückſichtnahme auf die 
ſtiliſtiſchen Corvectionen, die vorgebracht worden find, 
zur Abſtimmung kommen, und falls er abgelehnt 
würde, kommt der Antrag des Ausſchuſſes der 
Majorität zur Abſtimmung. 

Es wurde auch der formelle Antrag geſtellt, 
daß die zu Abſatz 1 und Abſatz 3 von den Herren 
Abgeordneten Auſpitz, Dinſtl und Pfeifer ge 
ſtellten Anträge dem Ausſchuſſe nochmals zugewieſen 
werden. 

Ich werde daher in dieſer Richtung zuerſt über 
die formelle Frage zur Abſtimmung ſchreiten, da, 
wenn dieſer Antrag angenommen werden ſollte, die 
weitere Abſtimmung in suspenso bliebe, 

Falls aber der Antrag auf Zuweiſung an den 
Ausſchuß abgelehnt würde, werde ich in der Art und 
Weiſe, wie ich ſie angegeben habe, vorgehen. 

Ich erinnere noch, daß zu Abſatz 3 ein Even 
tualantrag ber Minorität, welche Herr v. rae 
czunowiez vertreten hat, vorliegt. Es beantragt 
nämlich dieſe Minorität für den Fall, als 8. 24 nach 
dem Antrage der Minorität nicht angenommen 
würde, zu Abſatz 3 eine Abänderung, und ich werde 
daher dieſen Antrag dann eventuell zur Abſtimmung 
bringen. 

Zuerſt ſtelle ich die Frage, ob das hohe Haus 
gewillt it, die von den Herren Auſpitz, Dr, 
Dinſtl und Pfeifer geſtellten Anträge noch 
einmal an den Ausſchuß zur weiteren Be— 
rathung zu weiſen? Ich bitte jene Herren, welche 
mit der beantragten Zuweiſung an den Aus— 
[du f einverſtanden find, fid) zu erheben. (Gesehieht,) 
Der Antrag ift angenommen. Die meritoriſchen 
Anträge werden daher an den Ausſchuß gewieſen 
und entfällt vorläufig jede weitere Abſtimmung. Nur 
den Antrag der Minorität, infoferne derſelbe eine 
ganz neue Faſſung des $, 24 herbeizuführen beab— 
ſichtigt, werde ich ſofort zur Abſtimmung bringen. 


Abgeordneter Ritter v. Krzeezunowiez: Ich 
habe auch bezüglich dieſes Antrages die Zuwei— 
ſung an den Ausſchuß beantragt. 


Präſident: Der Antrag der Minorität kann 
nicht an den Ausſchuß gewieſen werden, weil er ja - 
aus dem Ausſchuſſe gekommen iſt, und ein Antrag 
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des Ausſchuſſes kann nicht an den Ausſchuß gewieſen 
werden. Allerdings aber kann ich, wenn es die 
Minorität wünſcht und das hohe Haus billigt, die 
Abſtimmung über Ihren Antrag bis zur Beſchluß— 
foffung über die dem Ausſchuſſe zugewieſenen Anträge 
verſchieben. | 


Abgeordneter Dr, Schaup: Ich bitte um das 
Wort zur Abjtimmung. 


Präſident: Herr Abgeordneter Dr. Schaup 
hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Schaup: Ich glaube, die 
Anträge, die eben dem Ausſchuſſe zugewieſen worden 
find, beziehen fid) nur auf die Abſätze 1 und 3; ich 
vermag alfo, nicht einzuſehen, warum wir über die 
anderen Abſätze 2 und 4 nicht ſogleich abſtimmen 
ſollten. 


Präſident: Weil es keinen rechten Sinn hat, 
über das zweite Alinen Beſchluß zu faſſen, wenn das 
erſte noch nicht beſchloſſen iſt, da dann die einzelnen 
Theile des Paragraphes ganz außer allem Zuſam 
menhange geriſſen würden. Früher, wo über alle 
Abſätze Beſchluß gefaßt wurde und es ſich nur um 
die Zurückweiſung eines mittleren Abſatzes handelte, 
war dieſe Zuweiſung zuläſſig, nicht aber hier, wo 
wir mit einem mittleren Abſatze beginnen und den 
erſten auslaſſen würden. 

(Berichterstatter 
meldet sich zum Worte.) 

Der Herr Berichterſtatter der Majorität 
hat das Wort. 


der Majorität Dr. Beer 


Berichterſtatter ber Majorität Dr. Beer: Ich 
wollte mir nur die Bemerkung erlauben, daß alle 
die auf den Minoritätsantrag bezüglichen Punkte 
ja ſeinerzeit im Ausſchuſſe ſchon einer eingehenden 
Erwägung unterzogen wurden, und daß daher dieſer 
Minoritätsantrag nicht noch einmal an den Aus— 
ſchuß zurückgegeben werden kann, weil ſonſt dieſelbe 
Berathung im Ausſchuſſe von vorne anfangen müßte. 

Es kann heute nur eine Abſtimmung darüber 
erfolgen, ob das hohe Haus der Anſchauung der 
Majorität, daß man ein Maximum der Abzugsper— 
cente feſtſtellen folle, Rechnung trägt oder nicht, 

Ich bin alſo gegen die Zurückweiſung 
des Minoritätsantrages an den Ausſchuß. 


Präſident: Ich muß nach dieſen Erörterungen 
geſtehen, daß ich mich verpflichtet fühle, den Antrag 
der Minorität auf eine ganz neue Faſſung des $. 24 
gleich zur Abſtimmung zu bringen. 

Ich kann jetzt nicht anders vorgehen, nachdem 
ſonſt, wenn alle dieſe Zuweiſungen geſchehen ſind 
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Minorität annähme, die ganze Arbeit mit den an- 
deren zugewieſenen Anträgen umſonſt wäre. Daher 
muß zuerſt feſtgeſtellt werden, ob das hohe Haus 
dem Antrage der Minorität bezüglich einer neuen 
Faſſung des §. 24 beiſtimmt. Ich muß daher zur 
Abſtimmung ſchreiten über den Antrag, den die durch 
Herrn Abgeordneten v. Krzeezunowicz vertretene 
Minorität behufs einer neuen Faſſung des ganzen 
$. 24 ſtellt. Der Antrag lautet (liest): 

„Der $. 24 hätte zu lauten: 

„„Die Bezirks- und Ortscommiſſionen 

(88. 5 und 7) haben die Erhaltungskoſten 
der Gebäude und die Amortiſation des in 
den Bau — ohne Einrechnung des Werthes 
der Bauarea — angelegten Capitales zu 
erheben, hierbei alle auf dieſe Koſten Einfluß 
nehmenden Umſtände, die klimatiſchen Ver— 
hältniſſe, die Bauart und die Beſchaffenheit 
der Baumaterialien, die Dauer der einzelnen 
Bautheile und der wiederkehrenden Nach— 
beſſerungen, die üblichen Feuerverſicherungs— 
prämien und andere zur Inſtandhaltung der 
Gebäude erforderlichen Auslagen zu berück— 
ſichtigen, ſodann das Verhältniß der erho 
benen often zum Bruttoertrage zu ermitteln 
und die hiernach für dieſe Koſten entfallen— 
den Abzugspercente für jedes einzelne Ge— 
bäude in Abſtuſungen von fünf zu fünf Per- 
cent feſtzuſtellen.““ 

Jene Herren, welche $. 24 in der von der 
Minorität des Ausſchuſſes, vertreten durch Herrn 
Ritter v. Krzeezunowiez, vorgeſchlagenen Faſſung 
annehmen, wollen fid) erheben. (Geschieht,) Der 
Antrag der Minorität iſt abgelehnt. 

Nachdem das nun feſtſteht, das hohe Haus 
aber auch beſchloſſen hat, die Anträge, welche von 
den Herren Abgeordneten zu ben Abſätzen 1 bis 3 
heute geſtellt wurden, dem Ausſchuſſe zuzuweiſen, 
bleibt die weitere Abſtimmung über S. 24 
in suspenso, 

Wir gehen zu $. 25 über. 

Der Herr Berichterſtatter wird wohl vom 
hohen Hauſe der Pflicht enthoben, dieſen Paragraph 
vorleſen zu müſſen! (Zustimmung.) 

Zu F. 25 liegt ein Minoritätsantrag bor, 
vertreten durch Herrn Abgeordneten Dr. Klier. Ich 
ertheile demſelben das Wort zur Begründung 
desſelben. 


Berichterſtatter der Minorität Dr. Klier: 
§. 25 enthält in ſeinem Schlußſatze die Verfügung, 
daß Gebäude, welche ausſchließlich zum Zwecke der 
Bewohnung durch Arbeiter, Taglöhner und Geſinde 
der Induſtrie oder der Forſt- und Landwirthſchaft 
errichtet werden, eine Steuerfreiheit von 15 Jahren 
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Die Minorität des Ausſchuſſes bean: 
tragt, daß dieſer 15jährige Zeitraum auf 
einen ſolchen von 20 Jahren erweitert 
werde. Ich habe dieſen Antrag zu begründen, was 
ich mit Nachſtehendem thue. 

Es liegt hier ein Gegenſtand vor, welcher ſehr 
verſchiedene Intereſſen berührt, einmal die Intereſſen 
des Arbeiters, welcher natürlich wünſcht, eine gute, 
billige und geſunde Wohnung zu haben; er berührt 
die Intereſſen des Fabriksherrn ebenſo wie die eines 
Beſitzers einer Landwirthſchaft, um ſich eine ſtabile, 
eine anſäßige Arbeiterbevölkerung zu ſichern. Er 
berührt endlich die Intereſſen des Staates, der Re— 
gierung ſomit, weil derſelben daran gelegen ſein 
muß, in dieſer Weiſe nicht nur für die Intereſſen der 
Induſtrie und der Landwirthſchaft, ſondern auch der 
Arbeiter zu ſorgen — kurz, weil die Frage der billigen 
Arbeiterwohnungen zugleich eine fociale Frage iſt, 
welche ſchon allüberall die Aufmerkſamkeit der 
Regierungen ebenſowohl wie die der Bevölkerung 
erregt hat. 

Daß alle dieſe wichtigen Intereſſen zuſammen— 
treffen und die Frage die allgemeinſte Aufmerkſamkeit 
ſeit langem erregt, dafür liefern den Beweis die zahl 
reichen Schriften, die darüber herausgegeben wurden; 
ferner liefern einen Beweis hierfür die verſchiedenen 
Weltausſtellungen, welche uns das Bild zweck— 
mäßiger Arbeiterwohnungen darzuſtellen trachten und 
ſchließlich liegt ein Beweis hierfür in dem Beſtreben, 
nicht nur von Seiten der Privaten, der Fabriksherren 
und Oekonomen, ſondern auch von Seiten großer 
Geſellſchaften dahin zu wirken, daß zweckmäßige und 
billige Arbeiterwohnungen entſtehen. 

Die Frage nach geſunden Arbeiterwohnungen 
wurde vor Allem in den großen Städten aufge— 
worfen, aber auf dem Lande, wo es ſich um die In 
duſtrie und Landwirthſchaft handelt, kommt noch ein 
anderes Moment dazu, welches außerordentlich 
wichtig iſt. 

Auf dem Lande ſind nämlich die Arbeiter, dort, 
wo ſie in großer Zahl benöthigt werden, nicht immer 
an Ort und Stelle vorhanden. 

Sie müſſen oft viele Stunden weit an den Ort ihrer 
Arbeitsleiſtung gehen, und eben weil ſie ſo weit entfernt 
in die Fabriksorte gehen müſſen, können ſie nicht täglich 
zu ihrer Familie zurückkehren, ſie müſſen die ganze 
Woche hindurch, ſo lange gearbeitet wird, mit der 
elendeſten Unterkunft in den Dörfern vorlieb nehmen, 
und ſind während dieſer Zeit ganz von ihrer Familie 
getrennt, die ſie bloß Samſtag Abends beſuchen kön— 
nen, um den Sonntag im Kreiſe ihrer Familie zuzu— 
bringen. 

Welche ſchädliche Folgen dies für das Familien— 
leben des Arbeiters und für die Moralität des— 
ſelben hat, iſt erklärlich und bedarf keines Beweiſes. 


Aus allen dieſen Rückſichten ijt es wünſchens⸗“ 


werth, daß für billige und geſunde Arbeiterwohnun— 
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gen geſorgt werde. Es hat ſowohl die Wiſſenſchaft, 
als auch die Praxis den Grundſatz längſt feſtgeſtellt, 
daß es am zweckmäßigſten ſei, kleine Wohnungen zu 
errrichten, ſolche Arbeiterwohnungen nämlich, in wel— 
chen Eine, höchſtens zwei Arbeiterfamilien unter— 
gebracht werden können, und nicht etwa große Ar— 
beiterkaſernen, wo zahlreiche Arbeiter in einem und 
demſelben Hauſe untergebracht werden. 

Wenn man nun ſolche kleinere, geſündere und 
zweckmäßigere Arbeiterwohnungen ſchaffen will, iſt 
es klar, daß dazu ein größerer Aufwand erforderlich 
iſt, als wenn man viele ſolche Wohnungen unter 
einem Dache unterbringt, es iſt alſo auch klar, daß 
man, wenn man wünſcht, daß viele ſolche Wohnun— 
gen errichtet werden, und daß ſich die Induſtrie oder 
ein einzelner Geſchäftsmann, ein Fabrikant da— 
mit befaßt, ſolche Wohnungen herzuſtellen, dieſe 
möglichſt dazu animiren muß und ihnen auf andere 
Weiſe Vortheile bietet. 

Der Vortheil, welcher von Seite des Staates 
geboten werden kann, liegt ganz allein darin, daß 
man eben ſolchen Gebäuden eine längere Steuer— 
freiheit gewährt. Dieſe wird insbeſondere noch ba: 
durch gerechtfertigt, daß es ſehr wünſchenswerth iſt, 
wenn man dem Arbeiter es ermöglicht, in den Beſitz 
ſolcher Arbeiterwohnungen zu gelangen, ſo daß er 
Eigenthümer derſelben wird. Wenn er nun Eigen— 
thümer werden und dabei ein niedriger Miethzins 
für ihn feſtgeſtellt werden ſoll und er niedrige Raten 
zahlt, um in den wirklichen Beſitz eines ſolchen Hauſes 
zu gelangen, dann iſt es natürlich, daß jene Geſell— 
ſchaft, jener Fabrikant oder jener Grundbeſitzer, 
welcher ſolche Häuſer errichtet, große Opfer bringen 
muß, um dieſen Zweck zu erreichen. 

Aus dieſen Gründen war die Minorität des 
Ausſchuſſes dafür, daß der Staat eben ein kleines 
Opfer mehr bringen möge, als es durch die Majori— 
tät des Ausſchuſſes beſchloſſen wurde. Daher bean— 
tragt bie Minorität des Ausſchuſſes, man möge eine 
20jährige Steuerfreiheit für die Arbeiterwohnun— 
gen gewähren ſtatt der von der Majorität des 
Ausſchuſſes beantragten 15jährigen Steuerfreiheit. 

Ich erlaube mir dieſen Antrag dem hohen Haufe 
auf das wärmſte zur Annahme zu empfehlen. 


Präſident: Der Antrag der Minorität des 
Ausſchuſſes geht dahin, daß im S. 25 anftatt der 
von der Majorität des Ausſchuſſes beantragten 
Steuerbefreiung von fünfzehn Jahren 
für die Arbeiterwohnungen eine ſolche von zwan— 
zig Jahren bewilligt werde. Da dieſer Antrag 
aus dem Ausſchuſſe kommt, ſo bedarf er keiner 
Unterſtützung. 

(Abgeordneter Friedrich Suess meldet sich 
zum Worte,) 

Der Herr Abgeordnete Friedrich Sueß hat 
das Wort, 
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Abgeordneter Friedrich Suef: Sowohl durch 
Vereine, als durch Corporationen wird ſeit langem 
dahin gewirkt, Arbeiterwohnungen zu errichten, in 
der vollen Ueberzeugung und in dem vollen Bewußt— 
ſein, daß nur auf dieſe Weiſe das Wohl der Arbeiter 
gefördert werden kann, ſei es bei der ländlichen 
Bevölkerung, welche nur leiden kann durch Inva— 
fionen von Fabriksarbeitern, welche gewiß nicht 
geringere Nachtheile für ſie haben, als Einquartie— 
rungen des Militärs im Allgemeinen und Cavallerie 
insbeſondere, ſei es auch bei dem Stande der Arbeiter 
in geſchloſſenen Städten, deren Lage außerordentlich 
drückend iſt, mit Rückſicht eben darauf, daß ſie genöthigt 
ſind, die ungeſundeſten Localitäten, zu denen Licht 
und Luft weniger zugänglich iſt, für ſich in Anſpruch 
zu nehmen. 

Wenn alſo dem Staate in dieſer Weiſe Ge— 
legenheit geboten wird, in ſo fördernder Weiſe einzu— 
greifen, ſo kann dies gewiß nur empfohlen werden; 
und ich würde es auf das wärmſte unterſtützen, 
Alles das aufzubieten, was Gelegenheit dazu bietet, 
Arbeiterhäuſer zu errichten. 

Abgeſehen davon, was mein unmittelbarer Herr 
Vorredner erwähnt hat, daß nur auf dieſe Weiſe 
eine gewiſſe Stabilität in die Arbeit ſelbſt kommt, 
wird dadurch die Gründung eines Hausſtandes 
weſentlich erleichtert und der allgemeine Wohl— 
ſtand und das beſſere Fortkommen der Arbeiter 
geſichert erſcheinen. 

(Abgeordneter Auspitz meldet sich zum 
Worte.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Auſpitz 
hat das Wort. 


Abgeordneter Auſpitz: Ich muß geſtehen, daß 
die Gewährung von zeitlichen ausgedehnten Steuer— 


befreiungen, die namentlich bei uns in Oeſterreich 


üblich iſt und durch dieſe Vorlage für die Zukunft 
ſanctionirt werden ſoll, mir nicht ſympathiſch 
erſcheint, und ich glaube, es iſt das deutliche Krite— 
rium eines vorhandenen Grundfehlers in unſerer 
Steuergeſetzgebung, daß ſie dieſes Nothbehelfes einer 
ſehr ausgedehnten zeitlichen Steuerbefreiung bedarf. 
Man mache ein geſundes, auf wirthſchaftlichen Prine 
cipien beruhendes Steuergeſetz, dann braucht man 
nicht dieſe ungeſunde, krankhafte, ſo weit ausgedehnte 
Steuerbefreiung. Ich hätte gedacht, daß eine Steuer— 
reform, die ſich ausdrücklich den Zweck vor Augen 
ſetzt, eine Ausgleichung der Steuerlaſt herbeizu— 
führen, nicht eine ſo abnorme Ungleichheit beibehalten 
würde, die darin beſteht, daß man für alte Gebäude 
die Steuer im vollen Umfange verlangt, ſie dagegen 
bei neuen Gebäuden auf die Hälfte redueirt, das 
nämlich, meine Herren, iſt die Bedeutung einer zwölf— 
jährigen Steuerfreiheit. Ich verweiſe auf den 
Motivenbericht der Regierung, ich verweiſe auf die 
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ſtatiſtiſchen Tabellen, wo als Begründung für bie 
zwölfjährige Steuerbefreiung die Rechnung aus— 
geführt wird, daß innerhalb einer Zeit von zwölf 
Jahren zu einem Zinsfuße von 6 Percent ein Capi— 
tal angeſammelt werden kann mit Zinſen und Zin— 
ſeszinſen, aus deſſen weiteren Zinſen die ganze 
Steuer beſtritten werden kann. Nun, meine Herren, 
man kann diefe Rechnung auch anders aufſtellen. 

Wenn Jemand innerhalb zwölf Jahren Steuer— 
freiheit genießt und nicht den ganzen Betrag der 
Steuer, die er zu zahlen hätte, ſondern die Hälfte 
dieſes Betrages zurücklegt und capitaliſirt, ſo wird 
er ſich am Ende der zwölf Jahre einen Betrag ange— 
ſammelt haben, aus welchem er fernerhin wieder die 
Hälfte der geſammten Steuer beſtreiten kann, ſo daß 
er auch fernerhin für alle Zukunft aus dem Ertrage 
des Hauſes nur die Hälfte der Steuer zu entnehmen 
hat. Die zeitliche Steuerbefreiung von zwölf Jahren 
hat alſo thatſächlich keine andere Bedeutung als aus— 
zuſprechen, daß für alle in Zukunft zu errichtenden 
Gebäude die Gebäudeſteuer nur die Hälfte des 
geſetzlichen Fußes betragen würde. 

Nun, das iſt doch eine ſo offenbare Ungleich— 
heit, daß es wohl die erſte Aufgabe der Steuer— 
reform geweſen wäre, fie zu beſeitigen. Sie ijt in 
Oeſterreich entſtanden und mußte entſtehen durch die 
ganz abnorme, ungeſunde hohe Anſpannung der 
Steuerkraft, ſpeciell bei der Gebäudeſteuer. Die 
Gebäudeſteuerreform hätte vor Allem darnach ſtre— 
ben ſollen, dieſem Zuſtande ein Ende zu machen. 

Die Möglichkeit dazu wäre eben nur geboten 
geweſen, wenn man nicht, wie id) ſchon wiederholt 
bedauert habe, alle Gebäude unterſchiedlos in den— 
ſelben Topf geworfen hätte, ohne Rückſicht darauf, 
ob ſie bloß eine Baurente oder auch eine Grundrente 
abwerfen. 

Ich will mich in dieſen Gegenſtand nicht weiter 
verlieren, ich möchte aber noch ein Bedenken hervor— 
heben, welches mir gegen einen beſtimmten Theil 
dieſer Steuerbefreiungen ſehr gewichtig erſcheint, das 
iſt die Gewährung einer gleich ausgedehnten Steuer— 
befreiung für Umbauten. Bei Neubauten macht man 
geltend, daß durch die Steuerbefreiung dem Staate 
ein Schaden nicht erwächſt, denn man verzichtet eben 
nur auf ein Steuernovum, welches durch die Neu— 
bauten zuwächſt. Dieſes Argument iſt nach meiner 
Ueberzeugung nicht richtig; wenn es aber doch den 
Schein einer Plauſibilität für ſich hat, trifft es bei 
der Steuerbefreiung für Umbauten nicht zu. Bei 
dieſen verliert der Staat geradezu eine Steuer, welche 
er bisher aus dem Objecte bezogen hat, und dieſer 
Verluſt geſtaltet ſich um ſo größer und der unnöthige 
Verzicht auf die Einnahmen daraus um ſo gewichti— 
ger, wenn der Umbau, wie dies häufig geſchieht, 
Objecte betrifft, bei welchen die Bauarea einen be- 
deutenden Werth hat. Wie ungerecht die gleichför— 
mige Behandlung der Umbauten und Neubauten 
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ohne Rückſicht auf den Werth der Bauarea iſt, geht 
klar und deutlich daraus hervor, daß, wenn zum 
Beiſpiel ein Haus umgebaut wird, bei dem die Bau— 
area doppelt ſoviel werth iſt, als das Gebäude ſelbſt, 
der Steuerverluſt, welcher dem Staate durch die Be— 
freiung erwächſt, ebenſo groß ijt, als wenn ein brei- 
mal größeres Gebäude, in welchem alſo dreimal 10 
viel Menſchen wohnen können, wodurch der Volks— 
wohlſtand weſentlich mehr gefördert würde, wenn, 
ſage ich, ein dreimal ſo großes Gebäude auf einem 
Grunde, welcher als Baugrund nicht ſo hoch im 
Werthe ſteht, gebaut werden würde. 

Mir ſcheint alſo dieſe weitgehende Steuer 
befreiung ſowohl im Allgemeinen, als ſpeciell für 
ſolche Umbauten und noch fpecieller für forche Um 
bauten, welche auf Gründen gebaut werden, deren 
Werth ſehr bedeutend iſt, vollkommen ungerecht 
fertigt. 

Ich werde mir nicht erlauben, diesbezüglich 
einen Antrag zu ſtellen, er würde vorausſichtlich nicht 
auf Genehmigung rechnen können. Ich glaube aber 
aus dieſer meiner geringen Zuneigung für eine zeit 
liche Steuerbefreiung den Grund zu finden, um mich 
bezüglich dieſer Frage, welche von zwei Herren Vor 
vebnern angeregt wurde, für die Vorlage des Mug- 
ſchuſſes und gegen den Minoritätsantrag ausſprechen 
zu ſollen. 

Ich muß offen geſtehen, daß ſelbſt, abgeſehen 
von den Argumenten, welche man gegen die Steuer 
befreiung überhaupt geltend machen kann, der ſehr 
edle und humane Zweck, den man durch eine längere 
Steuerbefreiung anſtrebt, nicht erreicht werden wird. 

Meine Herren! Ich bin in der Situation, von 
dieſer Beſtimmung Gebrauch zu machen, ich habe als 
Fabriksbeſitzer zahlreiche Arbeiterwohnungen gebaut, 
ich habe dabei ganz einfach die Calculation gemacht, 
ob bie Stoffen der Arbeiterwohnungen durch Erſpar— 
niſſe an Lohn, durch den Vortheil geſicherter Arbeits 
kräfte werden gedeckt werden, ob ich durch dieſe Vor 
theile die Verzinſung des aufgewendeten Capitales 
und der Amortiſation desſelben nahezu finden würde. 
Ich habe dabei — ebenſo wird es jeder Andere machen 
— die Amortiſationsperiode eines ſolchen Capitales 
gewiß nicht länger als auf zwölf Jahre hinaus gerech 
net, und es iſt mir daher in Bezug auf meine Entſchei— 
dung, ob ich bauen ſoll oder nicht, vollkommen gleich— 
giltig, ob da eine längere Steuerbefreiung gewährt 
wird oder nicht. Ich glaube, ganz dasſelbe wird für 
jeden Induſtriellen, für jeden Großgrundbeſitzer 
gelten; er wird die Arbeiterwohnungen nur dann 
bauen, wenn die Zinſen und die Amortiſation durch 
zwölf Jahre geſichert ſind, und er wird ſehr wenig 
fragen, ob ihm aus dieſem Titel eine 15= bis 20jährige 
Steuerfreiheit gewährt wird. 

Wenn man aber vollends glauben wollte, daß 
durch eine längere Steuerbefreiung etwa in großen 
Städten die Speculanten eigene Gebäude, und zwar 


ſpeciell Arbeiterwohnungen errichten werden, fo 
glaube ich, daß alle Herren, welche mit der Praxis 
vertraut ſind, zugeben werden, daß dies nur in 
äußerſt geringem Maße geſchehen kann. 


Es ſtößt dies deßhalb auf fo große Schwierig- e 


feiten, weil, wie died nach dem Wortlaute der Bore 
lage der Fall fein foll, diefe Begiinftigung erlischt, 
ſobald auch nur eine von den Parteien, bie dieſes 
Haus bewohnen, die Qualität, für welche die Steuer— 
befreiung gilt, verliert. 

Geſetzt, es errichte Jemand in Wien ein Haus 
und habe die Abſicht, dasſelbe zu Arbeiterwohnungen 
zu beſtimmen, um eine längere Steuerbefreiung zu 
genießen. Nun will es aber das Unglück, daß eine 
Partei, fet es durch eine kleine Erbſchaft, fei es durch 
eigenen Fleiß dahin bringt, ein ſelbſtändiges Ge 
werbe zu betreiben, ſo erliſcht in dem Momente die 
längere Steuerbefreiung für das ganze Gebäude. 
Wie kann man glauben, daß auf ſo prekärer Grund— 
lage ſich Jemand entſchließen wird, wenn nicht 
ohnehin die Miethverhältniſſe entſprechend ſind, in 
dieſe Speculation einzugehen. 

Ich geſtehe, daß ich ſowohl im Ausſchuſſe, als 
auch hier gegen die ganze Beſtimmung, daß längere 
Steuerbefreiungen für Arbeiterwohnungen gewährt 
werden ſollen, ſo ſehr human dieſe Beſtimmung auch 
ausſehen mag, geſtimmt habe und ſtimmen werde. 
Umſomehr muß ich mich gegen die Anträge der Mino— 
rität wenden. 

Bezüglich des Arguments der Humanität 
möchte ich mir erlauben geltend zu machen, daß es ja 
genügt, zweckmäßige Beſtimmungen zu treffen, 
welche der ärmeren Bevölkerung zugute kommen, 
und daß das Hohe Haus fdjon früher genügend dar 
gethan hat, daß es auch dieſe Tendenz verfolgt. 

In dieſem Falle aber genügt die Abſicht nicht, 
es iſt nur ein kleiner Theil der ärmeren Bevölkerung, 
der man dieſe Begünſtigung zuwenden will, und ein 
Theil der armen Bevölkerung, welcher dieſe Be— 
günſtigung ſchließlich nicht verbleiben wird. Denn, 
meine Herren, die ärmere Bevölkerung beſteht nicht 
bloß aus Arbeitern, Taglöhnern und Geſinde der 
Induſtrie, der Forſt- und Landwirthſchaft; der 
größte Theil der ärmeren Bevölkerung beſteht aus 
kleinen, ſelbſtändigen Unternehmern, aus Hand- 
werkern, kleinen Häuslern und Bauern, welche nicht 
beſſer, oft ſchlechter daran ſind, als die Fabriks— 
arbeiter und Taglöhner des Großgrundbeſitzes. 

Dem Einen will man eine Begünſtigung ein— 
räumen, dem Anderen kann man ſie nicht einräumen; 
denn wollte man dieſe Steuerbefreiung auf Alle aus— 
dehnen, fo würde fie ad absurdum geführt werden, 
Die zwei Claſſen ſtehen untereinander in bejtän- 
diger Concurrenz. Die Arbeiter des Taglohnes, des 
kleinen ſelbſtändigen Unternehmers, die Handarbeiter, 
ſtehen in Concurrenz, und jeder Vortheil, welchen 
Sie dem Einen gewähren, kommt ſchließlich — das 
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liegt in der Natur des Verkehrs und der Concurrenz 
— nicht dem Arbeiter, ſondern dem Arbeitgeber 
zu Statten, die ganze Beſtimmung, wenn ſie über— 
haupt praktiſchen Effect haben ſoll, kommt dem 
Arbeitgeber, nicht dem Arbeiter zugute, und dem 
Staate foftet fie doch einen namhaften Ausfall, und 
was das Aergſte ift, fie verurſacht dem Staate große 
Koſten der Ueberwachung in der Hinſicht, ob wirklich 
dieſe Gebäude allein und ausſchließlich dem Zwecke 
gewidmet werden, für welchen ſie beſtimmt ſind und 
für welchen die längere Steuerbefreiung gewährt 
wird. 

Ich werde, wie geſagt, für meine Perſon gegen 
dieſe Beſtimmung ſtimmen, glaube aber, daß viel— 
leicht die Majorität des hohen Hauſes aus dem, was 
vorgebracht wurde, Argumente ſchöpfen wird, um 
zum Mindeſten eine weitere Ausdehnung im Sinne 
des Minoritätsantrages nicht zuzulaſſen. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Abgeordneter Steudel meldet sich.) 
Herr Abgeordneter Steudel hat das Wort, 


Abgeordneter Steudel: Ich habe urſprüng— 
lich nicht beabſichtigt, mich an der Debatte zu bethei— 
ligen, aber die Aeußerungen und die Motivirung, die 
der Herr Vorredner vorgebracht hat, um ſeine Anſicht 


zu begründen, ſcheint mir nicht ſtichhältig und bedarf 


einer näheren Beleuchtung. 
Es ſcheint, daß der Herr Vorredner die ganze 


Frage vom Standpunkte des Capitaliſten, und zwar 


desjenigen, der viel Geld zur Verfügung hat, ver— 
treten wollte. Ich gebe zwar dem Herrn Vorredner 
zu, daß das Mittel, welches hier vorgeſchlagen wird, 
zur Aufbeſſerung der Arbeiterverhältniſſe noch immer 
nicht ausgiebig genug iſt. Aber ein Mittel iſt es, und 
ſollen wir aus dem Grunde, den der Herr Vorredner 
angegeben hat, weil man nur einem Theile der 
ärmeren Bevölkerung damit helſen kaun, davon Um— 
gang nehmen und lieber gar keine Hilfe vorſchlagen; 
das kann kein ſtichhältiger Grund ſein. Ich glaube, 
wenn wir nur in Etwas dieſer Miſere entgegenwirken 
können, ſo ſollen wir es thun. 

Wenn der Herr Vorredner bedenkt, daß nicht 
allein die reinen Capitaliſten, die reinen Geldmänner 
Bauunternehmungen führen, ſondern daß der bei 
weitem größere Theil der Bauunternehmer mit auf— 
genommenen Geldern, mit Darlehen Häuſer baut, 
fo wird er zu einem anderen Conclufum gelangen; 
denn es geht dann nicht an, daß er ſagt: Wenn der 
Mann, der zwölf ſteuerfreie Jahre genießt, die Hälfte 
dieſer Steuer, von der er befreit iſt, zurücklegt, ſo 
deckt er die Steuer der Zukunft. 

Meine Herren! Der Mann braucht die Steuer— 
freiheit, er braucht das Zinſenerträgniß, um ſeinen 
Verpflichtungen nachzukommen, um das Capital zu 
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amortiſiren, zu verintereſſiren, das er ausgegeben, 
um das Gebäude zu erbauen. Sicher iſt es, daß durch 
kein anderes Mittel — es wurde kein ſolcher Vor— 
ſchlag weder in dieſem hohen Hauſe, noch außerhalb 
desſelben gemacht — die Bauluſt geweckt werden 
kann, als wenn man die ſteuerfreien Jahre ausdehnt; 
wir haben in der jüngſten Periode in Wien geſehen, 
daß man der Wohnungsnoth nicht anders abhelfen 
kann, als durch eine Vermehrung von Wohnungen; 
die Bauluſt muß alſo geweckt werden, und dies geht 
nicht anders, als durch eine Verlängerung der Steuer— 
freiheit; und ebenſo iſt es mit der Belebung der 
Baugewerbe ſelbſt. Wenn nicht das hohe Haus in 
letzterer Zeit ein ſolches Geſetz gemacht hätte, würde 
es noch trauriger mit unſeren Arbeiterverhältniſſen, mit 
den Gewerbetreibenden ausſehen, weil dann auch 
die Baugewerbe nichts mehr zu verdienen hätten und 
beinahe die ganze Arbeiterbevölkerung Wiens aufs 
Trockene geſetzt worden wäre; es war dies mit ein 
Mittel zur Beſſerung der Lage des Arbeiters, des 
Gewerbetreibenden, und ich begrüße daher den Vor— 
ſchlag, daß man auch lin Zukunft etwas hierfür zu thun 
gedenke. 

Wenn der Herr Vorredner ſagt, nur dem Ar⸗ 
beitgeber wird dadurch geholfen und nicht dem Ar— 
beitnehmer, ſo meine ich, daß dadurch, daß man dem 
Arbeitgeber durch günſtige Bedingungen, durch eine 
Erweiterung der ſteuerfreien Jahre Animo macht, 
ſolche Häuſer zu erbauen, nur ein Nutzen für die Ar— 
beiter ſelbſt geſchaffen wird, die heute, wie der erſte 
Herr Vorrednerigefagt hat, auf den großen Plätzen, wo 
viele Arbeiter fid) aufhalten, zuſammengepfercht, zu— 
ſammengedrängt ſind und in ungeſunden, theueren 
Räumen leben müſſen. Durch eine Vermehrung die— 
ſer Wohnungen wird man ſicher einem Uebelſtande 
abhelfen und dem Arbeiter zum Mindeſten eine gee 
ſündere Wohnung verſchaffen, als dies bisher der 
Fall war. Ich glaube daher, daß wir dieſes Mittel, 
womit die Wohnungsverhältniſſe der Arbeiter ge— 
beſſert werden können, und da dies noch nicht mit 
Grund bekämpft wurde, mit Freude begrüßen 
werden. ; 

Ich erläre daher geradezu, weil mich die 
Gründe des Herrn Vorredners nicht im Mindeſten 
überzeugt haben, für das Minoritätsvotum zu 
ſtimmen. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Da es nicht der Fall iſt, 
erkläre ich die Debatte für geſchloſſen. 

Der Herr Berichterſtatter der Sy ticos 
rität hat das Wort. 


Berichterſtatter der Minorität Dr. Klier: Der 
geehrte Herr Abgeordnete Auſpitz hat fih über: 
haupt gegen die Steuerbefreiung ausgeſprochen, und 
was die Arbeiterhäuſer anbelangt, ſo hatte er ſich 
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ſelbſt als Beiſpiel angeführt, um darzuthun, daß " 


nicht nothwendig fei, ba cine Ausnahme zu geſtatten, 
indem er für ſeinen Theil es recht wohl ausgerechnet 


habe, einen Nutzen davon gehabt zu haben, daß er 


überhaupt Arbeiterhäuſer errichtet hat. 

Ich möchte mir in dieſer Beziehung die Be 
merkung erlauben, daß eben nicht Jeder auf einem 
ſolchen perſönlichen Standpunkte zu ſtehen vermag, 
wie der Herr Abgeordnete in dieſem Falle, und erlaube 
ich mir weiters insbeſondere darauf hinzuweiſen, daß 
Eiuzelne wohl für ihre eigenen Arbeiter Sorge tra 


Zweck nicht durch Einzelne wird zu erreichen ſein, 


und daß heutzutage bereits eine Bewegung durch das 


Volk geht, indem ſich Geſellſchaften bilden, welche 
bereit ſind, den Arbeitern eben ſolche Wohnungen zu 
bauen und zu verſchaffen, daß man aber ſolche Ge 
ſellſchaften gewiß auf irgend eine Weiſe unterſtützen 
und animiren müſſe, damit fie Opfer bringen, um dem 
Arbeiter ſolche Wohnungen zu verſchaffen. 

Ich habe früher fon darauf hingewieſen und 
lege das allergrößte Gewicht darauf, daß es ermög— 
licht werde, daß der Arbeiter Eigenthümer ſeiner 
Wohnung werde. Das wird aber niemals der Fall 
ſein, wenn die Geſellſchaft ohne irgend eine Begün— 
ſtigung von Seite des Staates dieſe Häuſer bauen 
und durch einen geringen Zins hereinbringen ſoll. 

Es iſt dieſer Zweck, den Arbeiter an das Eigen— 
thum des Hauſes zu bringen, keineswegs eine lächer— 
liche Sache, und er ift auch keine unausführbare 
Sache, denn da und dort iſt ſie bereits durchgeführt 
worden. In London baut man gegenwärtig einen 
ganzen Stadttheil von lauter Arbeiterwohnungen. 
In Prag hat man in Holleſchowitz und Smichow 
bereits begonnen, ganze Gaſſen von Arbeiterwoh— 
nungen zu bauen, wobei man eben den Zweck hat, 
dieſen Arbeitern das Eigenthum der Wohnungen, 
in denen ſie ſich befinden, zu ermöglichen. Ebenſo iſt 
es in Mühlhauſen geſchehen und an manchen anderen 
Orten.“ 

Ich erlaube mir daher dem hohen Hauſe dieſe 
Angelegenheit auf das Wärmſte anzuempfehlen und 
zu bitten, Sie mögen dieſe fünf Jahre, bezüglich 
welcher ſich der Minoritätsantrag von jenem der 
Majorität unterſcheidet, noch hinzugeben, um es 
eben für die Zukunft zu ermöglichen, daß eine ſolche 
wohlthätige Bauthätigkeit eintritt. (Beifall.) 


Präſident: Der Herr Berichterſtatter 
der Majorität hat das Wort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: 
Dieſer Punkt iſt kein ſo eſſentieller und das Weſen 
des Geſetzes betreffender, daß ich in die Widerlegung 
derjenigen Gründe eingehen ſollte, welche von dem 
geehrten Herrn Berichterſtatter der Minorität vorge— 
bracht worden find, und zwar umſomehr, da der 
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Standpunkt, den ich fubjectiv vertrete, von dem 


Herrn Abgeordneten Auſpitz des Breiten dargelegt 


worden iſt. 

Ich habe ſehr große Sympathien für die 
Arbeiter und Arbeiterwohnungen, allein ich glaube, 
daß man in dem Geſetze nicht zu weit gehen Joll. Fünf- 
zehn Jahre Steuerfreiheit ſind ein ziemlich langer 
Zeitraum und ich glaube nicht, daß die Hinzufügung 
von weiteren fünf Jahren zur Emporbringung und 
Förderung von Arbeiterwohnungen ungemein viel 


beitragen wird. 
gen können, daß aber im Großen und Ganzen der 


Wenn wir andere Länder ins Auge faſſen, 
finden wir bezüglich der Steuerfreiheit kein Analogon. 
Man iſt bei uns in Oeſterreich bezüglich der gewöhn— 
lichen Gebäude fHon viel zu weit gegangen und 
überſchreitet auch bezüglich der Arbeiterwohnungen, 
glaube ich, die Grenze des zu Gewährenden. Es iſt 
wahr, daß die Arbeiter Eigenthümer ihrer Wohnungen 
werden ſollen, allein wenn man bedenkt, daß fie inner— 
halb 12 Jahren das ganze Steuercapital erſparen, 
daß man alſo ſchon drei Jahre mehr hinzugefügt hat, 
die es möglich machen auch noch weiters zur Abtra— 
gung der ſchuldigen Summe etwas zu ſparen, wenn 
man ferner ins Auge faßt, daß es doch auch 
wünſchenswerth wäre, die Arbeiter zu den direeten 
Steuern ſoviel als möglich herbeizuziehen, damit ſie 
doch einigermaßen wenigſtens in einen innigen Zu— 
ſammenhang mit dem ſtaatlichen Verbande durch eine 
Steuerzahlung gebracht werden, ſo wird man, glaube 
ich, 15 Jahre hinlänglich finden, und nicht auf 20 
Jahre greifen. 


Präſident: Ich ſchreite zur Abſtimmung. 
Bezüglich bes 8. 25 ift nur in Bezug auf die Frage 
der Steuerfreiheit der Arbeiterwohnungen ein abän— 
dernder Antrag geſtellt. Während nämlich die Ma— 
jorität des Ausſchuſſes diesfalls einen Zeitraum von 
15 Jahren vorſchlägt, beantragt die Minorität des 
Ausſchuſſes eine Steuerfreiheit von 20 Jahren. 


Ich werde daher den $, 25 ganz nach der 
Faſſung des Ausſchuſſes und lediglich mit Auslaſſung 
der Zeitbeſtimmung in Anſehung der Steuerfreiheit 
ber Arbeiterwohnungen zur Abſtimmung bringen. 
Ueber diefe Zeitbeſtimmung werde ich ſodann ſeparat 
abſtimmen laſſen, und zwar zunächſt nach dem Antrage 
der Minorität über eine Steuerfreiheit von 20 Jahren, 
und wenn dieſe abgelehnt wird, nach dem Antrage 
der Majorität über eine ſolche von 15 Jahren. 


Iſt gegen dieſen Abſtimmungsmodus etwas zu 
erinnern? (Niemand meldet sich.) Dann erſuche ich 
jene Herren, welche den §. 25, wie er gedruckt 
nach der Faſſung des Ausſchuſſes vorliegt, vorbe— 
haltlich der Abſtimmung über den Zeit— 
raum der Steuerfreiheit für Arbeiter— 
wohnungen, annehmen, fid) zu erheben, (Geschieht. ) 
Derſelbe iſt angenommen. 


Ich erſuche jene Herren, welche nach dem 
Antrage der Minorität des Ausſchuſſes 
bezüglich der Arbeiterwohnungen eine „Steuer— 
freiheit von 20 Jahren“ bewilligen wollen, ſich 
zu erheben. (Geschieht.) Dieſer Antrag ijt auge: 
nommen. 

Wünſcht Jemand zum 8.26, „Beſchränkung der 
Steuerbefreiung auf die laufende Steuer“, das Wort? 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Zum 
§. 26 habe ich zu bemerken, daß nach dem Worte 
„öffentlich“ das Wort „oder“ ausgefallen iſt, 
und daß es richtig heißen fol; „anderen öffent 
lichen oder Gemeindelaſten“, daher der Text, 
wie er in der Regierungsvorlage lautet, der eigentlich 
richtige iſt. 


Präſident: Das hohe Haus wolle die Richtig— 
ſtellung eines Druckfehlers im 5. 26 durch den Herrn 
Berichterſtatter zur Kenntniß nehmen; es foll 
dort heißen: „anderen öffentlichen oder Gemeinde— 
laſten“. 

Wünſcht Jemand zum $. 26 das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Da dies nicht der Fall iſt, 
erſuche ich jene Herren, welche den $. 26 nach 
der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen, 
fid) zu erheben. (Geschieht,) Derſelbe ift ange 
nommen. 

Zum $. 27 ijt der Herr Abgeordnete Dr. 
Roſer gemeldet; ich ertheile ihm das Wort. 


Abgeordneter Dr. Mofer: Der 8. 27 beſtimmt 
die Zeit, innerhalb welcher die Geſuche um die zeit— 
liche Befreiung von der Gebäudeſteuer einzubringen 
ſind, auf längſtens 45 Tage nach vollendetem Baue 
des Gebäudes. 

Ich erlaube mir den Antrag zu ſtellen, daß 
dieſe Friſt mit Rückſicht auf die Land— 
bevölkerung auf 60 Tage ausgedehnt 
werde, denn, meine Herren, die Landbevölkerung hat 
nicht wie der Stadtbewohner Gelegenheit, im Reichs— 
geſetzblatte Einſicht zu nehmen, oder durch die Zeitung 
die Friſten zu erfahren. Ich glaube, daß es billig 
wäre, wenn das hohe Haus beſchließen würde, die 
Friſt auf 60 Tage auszudehnen. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Ro fer 
ſtellt den Antrag, es möge im 8. 27 Hatt 45 Tage 
die Friſt auf 60 Tage ausgedehnt werden. 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche dieſen 
Antrag unterſtützen, ſich zu erheben. (Geschieht.) 
Derſelbe iſt unterſtützt. 

Wünſcht noch Jemand zu ſprechen? 

(Abgeordneter Dr. Kronawett er meldet sich.) 

Der. Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter 
hat das Wort. 


Haus ber Abgeordneten. — 127. Sitzung der 8, Seffion am 11. März 1875. 


4449 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Im $. 27 
heißt es, dieſe Friſt ſollte von der Vollendung 
des Baues oder eines Gebäudetheiles De 
rechnet werden. Das widerſtreitet ganz der bis— 
herigen Geſetzgebung und Praxis. Nach dem bis— 
herigen Geſetze wird die Friſt von der Zuſtellung des 
Bewohnungs- oder Benützungsconſenſes durch die 
politiſche Behörde berechnet. Da iſt ein fixer Tag 
gegeben, der nachgewieſen werden kann. Ich frage 
nun: wie wollen Sie den Tag conſtatiren, an dem 
ein Gebäude ausgebaut iſt. Der Tag der Vollendung 
des Baues läßt ſich doch nicht in ſolcher Weiſe mit 
Sicherheit conſtatiren, daß von dieſem an eine Friſt 
berechnet werden kann; daher wird nach der gegen— 
wärtigen Geſetzgebung und Praxis die Friſt, inner— 
halb deren man um die Steuerbefreiung anſuchen 
muß, von dem Tage an gerechnet, an dem die Zu— 
ſtellung des Benützungsconſenſes dem Bauführer 
zugekommen iſt. 

Ich glaube nun, dieſe vollkommen richtige gegen— 
wärtige Geſetzgebung und Praxis ſollen nicht ver— 
laſſen werden, und halte das, was der Ausſchuß vor— 
ſchlägt, für keine Verbeſſerung. 

Ich erlaube mir daher den Antrag zu ſtellen, 
daß im $. 27 nach den Worten „längſtens 45 Tage“ 
auszulaſſen wäre: „nach vollendetem Baue des 
Gebäudes oder eines zur ſelbſtän digen 
Benützung geeigneten Gebäudetheiles“ 
und anſtatt deſſen einzuſetzen wäre: 

„nach Zuſtellung des Benützungscon— 
ſenſes“. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Q ro na- 
wetter beantragt, daß im S. 27 in der dritten Zeile 
bezüglich der Feſtſetzung des Termines die Worte 
„nach vollendetem Baue des Gebäudes oder eines zur 
ſelbſtändigen Benützung geeigneten Gebäudetheiles“ 
wegzulaſſen ſeien und ſtatt derſelben es zu heißen habe: 
„längſtens 45 Tage nach Zuſtellung des Benützungs— 
conſenſes“. Ich erſuche jene Herren, welche dieſen 
Antrag unterſtützen wollen, fid zu erheben. (Ge- 
schieht.) Der Antrag ijt unterſtützt. 

Wünſcht noch Jemand das Wort? 

(Abgeordneter Dr. Russ meldet sich.) 


Abgeordneter Dr. Ruß hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Ruß: Ich bin der Meinung, 
daß die Cynoſur, welche der Herr Abgeordnete Dr. 
Kronawetter für den Beginn der Friſt aufzuſtellen 
wünſcht, eine ſehr ungewiſſe iſt, denn in den kleinen 
Landgemeinden wird — wir müſſen es geſtehen — 
der Bewohnungsconſens kaum regelmäßig ertheilt, 
und wenn man darauf Rückſicht nimmt, daß die 


Gemeinden als Baubehörden erſter Inſtanz und als 


Baupolizeibehörden fungiren und als ſolche dieſen 
Conſens zu ertheilen haben, fo darf man über den 
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factiſchen Zuſtand nicht ſtaunen, noch fih hinaus: 
ſetzen. 

Die Herren, welche auf dem Lande wohnen, 
mögen in den Amtsarchiven jener Gemeinden nach— 
ſehen, ob überhaupt und wie viele ertheilte Woh— 
nungsconſenſe dort zu finden find. 

Mir ſcheint daher, wenn man die Friſt von dem 
Tage an rechnen wollte, wo der Conſeuns zugeſtellt 
wurde und der Herr Abgeordnete Krona— 
wetter ſetzt voraus, daß auch über deffen Zuſtel, 
lung in jenen Gemeinden ein Beweis herſtellbar iſt 
— daß möglicherweiſe eine ſolche Friſt nie beginnt, 
daher auch nie zu Ende lommt, und daß dieſe Ge— 
bäude ewig ſteuerfrei bleiben müßten. Das kann auf 
dem Lande wenigſtens der praktiſche Erfolg des An 
trages des Herrn Abgeordneten Kronawetter 
wetter fein, (Heiterkeit. — Rufe: Sehr gut!) 


(Abgeordneter Dr. Kronawetter meldet sich 
zum Worte. ) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr, 8 ro: 
nawetter hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Ich muß 
dem unmittelbaren Herrn Vorſprecher nun erwidern, 
daß in Wien dieſe Friſt von der Steueradminiſtration 
immer von der Zuſtellung des Benützungsconſenſes 
an gerechnet wird, und daß das Geſetz es ſo vor 
ſchreibt. Ich werde jetzt aber nicht bloß von der Reſidenz 
ſtadt, wie mir vorgeworfen wurde, ſondern auch von 
der Gegend, die über den Stefansthurm hinaus liegt, 
ſprechen. (Heiterkeit,) 

Es beſteht eine ſeparate Bauordnung für Wien 
und eine Bauordnung für das flache Land von Nieder 
öſterreich. Ich lenne beide ganz genau. In der Bau 
ordnung für das flache Land heißt es, daß der Bau— 
werber für jedes Gebäude, bevor er es baut, 
den Bauconſens einholen muß; er muß die Pläne 
einlegen, dann muß eine Baucommiſſion abgehalten 
werden, und nach Vollendung des Baues muß wieder 
eine Commiſſion das Gebäude in Augenſchein 
nehmen und die Bewilligung zum Bewohnen geben, 
wenn dasſelbe dem Bauconſenſe gemäß gebaut iſt. 
Es muß alfo der Benützungsconſens auch auf dem 
flachen Lande ertheilt werden. 

So ſteht es in der Bauordnung auch für das 
flache Land. 

Wenn dies nun nicht geſchieht, ſo bedauere ich, 
daß ſämmtliche Bezirkshauptmannſchaften, die dies 
doch überwachen ſollen, ihre Schuldigkeit nicht thun, 
und daß man bis jetzt ſolchen Mißſtänden nicht ab— 
geholfen hat. Es ginge daraus nur hervor, daß die 
Behörden darauf ſehen ſollen, daß die Geſetze nicht 
bloß gegeben, ſondern auch vollzogen werden, und 
wenn dies der Fall iſt, dann hat mein Antrag aller— 
dings einen Sinn. (Beifall links.) | 
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Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich) Es iſt nicht der Fall. Ich 
erkläre die Debatte für geſchloſſen und ertheile 
dem Herrn Berichterſtatter das Wort. ` 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Gegen- 
über dem Antrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Roſer möchte ich mir nur die Bemerkung erlauben, 
daß die in dem $, 27 feſtgeſetzte Friſt feit dem Jahre 
1835 in der Geſetzgebung beſteht. Ob heute eine 
fo dringende Nothwendigkeit beſteht, diefe Friſt von 
35 Tagen auf 60 Tage zu erweitern, vermag ich 
nicht zu beurtheilen. 

Gegenüber dem Antrage des Herrn Abgeord— 
neten Dr. Kronawetter hat ſchon der Herr Ab 
geordnete aus Böhmen alle diejenigen Motive an— 
geführt, welche dagegen angeführt werden können, 
und empfehle ich ſohin dem hohen Haufe die An. 
nahme des 8. 27 nach der vorliegenden Faſſung. 


Präſident: Ich ſchreite zur Abſtimmung. 
Zum 5. 27 find zwei abändernde Anträge geſtellt 
worden, der eine vom Herrn Abgeordneten Dr. 
Roſer, betreffend die Friſt zur Einbringung der 
Geſuche um Steuerbefreiung — er will nämlich 
ſtatt des vom Ausſchuſſe beantragten Termines von 
45 Tagen einen ſolchen von 60 Tagen und der 
zweite Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. Krona 
wetter über den Zeitpunkt, von welchem an dieſe 
Friſt laufen fol, 

Der Ausſchuß beantragt „nach vollendetem 
Baue der Gebäude oder Gebäudetheile“, Abgeord— 
neter Dr. Kronawetter beantragt, daß die Friſt 
nach Zuſtellung des Benützungsconſenſes laufen 
ſolle. 

Ich werde daher über $. 27 abſtimmen laſſen, 
wie er gedruckt nach der Faſſung des Ausſchuſſes 
vorliegt, mit Vorbehalt der Abſtimmung über die 
Friſt, innerhalb welcher die Geſuche um Steuer— 
befreiung eingebracht werden können, und zweitens. 
bezüglich der Friſtbeſtimmung, von wann ange— 
fangen dieſe Friſt beginnen ſolle. Bezüglich der 
Friſt wird zuerſt der Antrag des Herrn Abgeord— 
neten Dr. Roſer mit 60 Tagen, und falls der— 
ſelbe abgelehnt werden ſollte, der Antrag des Aus— 
ſchuſſes mit 45 Tagen zur Abſtimmung kommen. 
Bezüglich des Zeitpunktes wird zuerſt nach dem An— 
trage des Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter 
der Zeitpunkt von der Zuſtellung des Bee 
nützungsconſenſes, und wenn derſelbe abge— 
lehnt wird, der Zeitpunkt nach dem Ausſchußantrage 
zur Abſtimmung kommen. 

Wird gegen dieſe Art der Abſtimmung etwas 
erinnert? (Niemand meldet sich.) 

Ich bitte alſo jene Herren, welche den 8. 27 
nach der Faſſung des Ausſchuſſes, vorbe— 
haltlich ber Abſtimmung über bie Friſt und 
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den Zeitpunkt, von welchem an fie zu be: 
ginnen habe, annehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Er ijt ange nommen. 

Ich bitte nun jene Herren, welche als Friſt 
nach dem Antrage des Herrn Abgeordneten Dr. Roſer 
längſtens „60 Tage“ annehmen wollen, ſich zu er— 
heben. (Geschieht.) Der Antrag ijt mit 94 gegen 
85 Stimmen abgelehnt. 

Ich erſuche jene Herren, welche als Friſt 
„45 Tage“ beſtimmen wollen, ſich zu erheben. (Ge- 
schieht,) Dieje Friſtbeſtimmung ijt angenommen, 

Ich bitte ferner jene Herren, welche nach dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Dr. Krona— 
wetter wünſchen, daß die Friſt längſtens 45 Tage 
„nach Zuſtellung des Benützungsconſen— 
ſes laufen folle, ſich zu erheben. (Geschieht.) Der 
Antrag iſt abgelehnt. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche den Ter— 
min längſtens 45 Tage „nach vollendetem 
Baue des Gebäudes oder eines zur ſelb— 
ſtändigen Benüßungl geeigneten Gebäude- 
theiles“ nach dem Antrage des Aus- 
ſchuſſes annehmen wollen, jid) zu erheben. (Ge- 
schieht.) Dieſe Beſtimmung ift angenommen. 
(Rufe: Schluss!) 

Ich höre wiederholte Schlußrufe und muß ge- 
ſtehen, daß ich ſo heiſer bin, daß ich nicht weiter 
vorgehen kann. Ich werde daher die Sitzung 
ſchließen. 

Es wurde mir eine Interpellation über— 
reicht, um deren Verleſung ich erſuche. 


Schriftführer Freiherr b. Kotz (liest) :) 

„Interpellation an das hohe k. k. Handels- 
miniſterium. 

Die Bezirks- und Stadtgemeindevertretungen 
von Neu- und Alt⸗Sandec, ſowie zahlreiche Grund- 
beſitzer, Handels- und Gewerbsleute der gedachten 
Bezirke haben ſich an das hohe Abgeordnetenhaus 
mit der Bitte gewendet, dasſelbe möge bei der hohen 
k. k. Regierung erwirken, daß die Eröffnung der 
Eiſenbahn Tarnöw⸗Leluchöw nicht, wie es beabſich— 
tigt ſein ſoll, im Frühjahre 1876, ſondern im 
Spätherbſte 1875 erfolge. 

Die Petenten weiſen darauf hin, daß die er— 
wähnte Eiſenbahn faſt in fertigem Zuſtande ſich be— 
finde und die Aufſchiebung ihrer Eröffnung bis zum 
Frühjahre 1876 für die Vollendung etwa noch 
fehlender Einrichtungen ohnehin von gar keinem 
Belange ſein kann, indem vom November bis Ende 
April ſchon wegen der klimatiſchen Verhältniſſe kein 
Bau unternommen werden kann. 

Die erwähnte Petition hebt auch die bedeuten- 
den ökonomiſchen Vortheile hervor, welche die betref— 
fenden Landestheile von der Gewährung ihrer Bitte 
erwarten, indem dieſelben gerade in der Winterszeit 
beträchtliche Quantitäten Getreide, Holz, Eiſenerz, 


Petroleum ꝛc. ein- und ausführen, wozu noch die 
Erwägung hinzutritt, daß auch für die Staats- 
finanzen eine beſchleunigte Verzinſung des Bau— 
capitales nicht unwichtig ſein kann. 

Nachdem jedoch dieſe erſt in den letzten Tagen 
eingereichte Petition möglicherweiſe nicht mehr im 
hohen Hauſe zur Berathung und Beſchlußfaſſung 
gelangen dürfte, ſo erlauben ſich die Gefertigten das 
hohe Handelsminiſterium anzufragen: 

„„Gedenkt das hohe k. k. Handelsminiſte— 
rium die erforderlichen Maßregeln zu treffen, 
damit bie Eiſenbahn Tarnöw-Leluchöw nod) 
im laufenden Jahre dem öffentlichen Ver— 
kehre übergeben werde?““ 

Wien, 10. März 1875. 

Grocholski. Dunajewski. 

Baum. Bartoszewski. 

Jaworski. Jaſinski. 

Czartoryski. Golab. 

Mendelsburg. Joh. Kraſieki. 

Ruczka. Krzeczunowicz. 

Kaminski. 3. Kozlowski. 

Rydzowski. Wodzieki. 

Euſeb. Czerkawski. L. Skrzynski. 

Horodyski. Dr. J. Czerkawski. 

Kaczala. Wezyk. 

Kabat. Dzwonkowski. 

Chelmeeki. Mieroszowski. 

Leon Chrzanowsli. Euſt. Rylski. 

Dr. Smolka. Lepkowski. 

Gniewosz. Cienciala.“ 


Präſident: Ich werde dieſe Interpellation 
an das Handelsminiſterium leiten. 

Die nächſte Sitzung habe ich für morgen, 
11 Uhr Vormittags, anberaumt. 

Gegenſtände der Tagesordnung ſind: 

1. Erſte Leſung der Regierungsvorlage, be— 
treffend den Geſetzentwurf über die Regiſtrirung der 
Seehandelsſchiffe (867 der Beilagen). 

2. Wahl des Ausſchuſſes von 15 Mitgliedern 
zur Vorberathung des Antrages Herrn Abgeordneten 
Dr. Menger und Genoſſen, betreffend das Incom— 
patibilitätsgeſetz. 

3. Fortſetzung der Specialdebatte über das 
Gebäudeſteuergeſetz (294 der Beilagen). 

Nachdem ich hoffe, daß das Gebäudeſteuergeſetz 
morgen, und zwar noch frühe zum Abſchluſſe kommen 
dürfte, ſo erlaube ich mir noch einige kleine 
Gegenſtände eventuell auf die Tagesordnung zu 


ſetzen. 


4. Mündlicher Bericht des Legitimationsaus- 
ſchuſſes über die Wahl des Herrn Abgeordneten Dr. 
Blaas. 


369 
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5. Bericht des Ausſchuſſes über den Geſetzent— 
wurf zur Durchführung der Grundentlaſtung für 
Kirchen und Pfarreien in Niederöſterreich (343 
der Beilagen). 


6. Bericht über die Petition der Wiener 
Tramwahygeſellſchaft, betreffend einige Aenderungen 
des Geſetzes vom 11. Mai 1871 über die Perſonen— 
fahrkarten-Beſteuerung (249 der Beilagen). 


An Einladun ge n habe ich den Herren mit— 
zutheilen: 


Aus der k. k. Hof- 


| Der Juſtizausſchuß 
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Der Eiſenbahnausſchuß hält heute Abends 
6 Uhr eine Sitzung. Gegenſtand der Tagesordnung 
iſt die Fuſionsangelegenheit der Nordweſtbahn. 
hält heute Abends 
6 Uhr eine Sitzung. 
Der Steuerreformausſchuß hält morgen 
präciſe 10 Uhr Vormittag eine Sitzung. 

Der Ausſchuß für die Ausarbeitung einer 
Dienſtespragmatik hält Montag den 15. d. M., 
10 Uhr Vormittags, eine Sitzung. 

Ich erkläre die Sitzung für geſchloſſen. 

(Schluss der Silxung 3 Uhr Y Minuten.) 


und Staatsdruckerei. 


Aber ich muß noch Eines ſelbſt bezüglich der 
niedrigen Sätze bemerken. Sehr viele Häuſer in der 
niedrigſten Claſſe, die nach der alten Hausclaſſen— 
ſteuer mit nur Einem Wohnbeſtandtheile in den 
Kataſter eingeſtellt ſind, werden, weil eben der Haus— 
clafjenftenertarif feit Jahren nicht mehr revidirt 
wurde, fid) nicht mehr als Häuſer mit Einem Wohn- 
beſtandtheile bei der neuen Erhebung des Nutzwerthes 
durch die Commiſſionen, ſondern als ſolche mit zwei 
oder drei Wohnbeſtandtheilen darſtellen, da ſie in der 
Zwiſchenzeit, in dieſen vielen Jahren vielleicht unter— 
getheilt wurden. 

So wird ſelbſt bei einem niedrigen Satze für 
den kleinen Mann eine Mehrbelaſtung entſtehen. 

Aber wie das Ausmaß auch immer ziffermäßig 
ausfallen mag, ber Nutzwerth verträgt keine höhere 
Beſteuerung, er entſpricht den einfachen natürlichen 
Bedürfniſſen des Landmannes, und es ſoll das Geſetz 
nicht verſchiedene Dinge mit zwangsweiſem, einheit— 
lichem Maßſtabe meſſen. Darum möchte ich vor— 
ſchlagen, daß der gegenwärtige Paragraph, welcher 
durch ſeine allgemeine Faſſung zu Gunſten der Ein— 
heit präjudicirt, dahin abgeändert werde, daß wir 
jhon heute einen Grundſatz aufnehmen, welcher die 
gegenwärtige Verſchiedenheit berückſichtigt, und zu— 
gleich heute ſchon beſtimmen, daß die künftige 
Percentziffer, welche fejtgejebt werden fol, unter 
Berückſichtigung der gegenwärtigen Verſchiedenheit, 
verſchieden ſein ſoll für die Häuſer, welche nach dem 
Zinsertrage, und für jene, welche nach dem Nutz— 
werthe bemeſſen werden. 

Ich würde am liebſten einen ziffermäßigen An— 
trag geſtellt haben, wodurch wir heute ſchon einen 
fixen Percentſatz ausſprechen; allein bei der ablehnen— 
den Haltung der Regierung gegen jede Ziffer in 
dieſem Geſetze und bei der Geneigtheit und bei der 
überwiegenden Meinung des hohen Hauſes nur ein 
Kataſtergeſetz zu beſchließen, würde ich es nicht 
wagen, mit einem ſtrieten Antrage auf eine beſtimmte 
Ziffer hervorzutreten, ſondern ich werde nur eine 
andere Stiliſirung dieſes Paragraphes vorſchlagen, 
welcher jetzt zu Gunſten der Einheit des Ausmaßes 
ſpricht. 

Mein Antrag würde daher lauten: 
habe zu lauten (liest): 

„Das Ausmaß der Gebäudeſteuer wird 
für die nach dem Zinsertrage beſteuerten Ge— 
bäude unter Berückſichtigung der gegenwär— 
tigen Verſchiedenheit der urſprünglichen und 
ausgedehnten Hauszinsſteuer für die nach 
dem Nutzungswerthe beftenerten Wohn- 
gebäude beſonders von zehn zu zehn Jahren 
im Wege des Geſetzes feſtgeſtellt.“ 

Nachdem der Antrag des Herrn Abgeordneten 
Neuwirth ſoeben eine lebhafte Unterſtützung ge— 
funden hat, und ich demſelben gerne beiſtimme, daß 
die Bemeſſung der Steuer im Wege des Geſetzes von 


8. 28 
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zehn zu zehn Jahren erfolge, würde mein Antrag mit 
dem Antrage des Herrn Abgeordneten Neuwirth 
ſofort combinirt werden können. 

Ich empfehle daher meinen Antrag zur An— 
nahme; denn täuſchen wir uns nicht, die Landbevöl— 
kerung, die Bevölkerung der kleinen Städte iſt heute 
über dieſes Gebäudeſteuergeſetz beunruhigt; in den 
kleinen Städten, wo man vor jedem neuen Steuer— 
geſetze eine gewiſſe undefinirbare Furcht hat, und 
mir ſind mehrere Mittheilungen darüber aus kleinen 
Städten zugekommen, iſt man beunruhigt, ob dieſe 
Steuerreform nicht ſchließlich eine bedeutende Steuer— 
mehrbelaſtung mit ſich zieht. 

Der kleine Mann iſt beunruhigt, daß er, der 
heute 20 Percent vom Zinsertrage zu bezahlen hat, 
nicht dann auf ein Drittel erhöht wird. Bedenken 
Sie, meine Herren, wie die Erhöhung um ein 
Drittel, welche wahrſcheinlich auf die kleinen Miether 
überwälzt würde, auf die Vertheuerung der ganzen 
Lebensbedürfniſſe einwirken wird. Der kleine Mann 
gibt oft ein Fünftel, ja ein Viertel ſeiner ganzen 
Lebensbedürfniſſe für die Miethe aus. Dieſer bedeu— 
tende Betrag würde ſein ganzes kleines Budget um 
einen hohen Percentſatz erhöhen, wenn wir die be— 
ſtehende niedrigere Beſteuerung der kleinen Städte 
bei der anerkannten Verſchiedenheit der Verhältniſſe 
einfach hinwegſchwemmen durch ein allgemeines ein— 
heitliches Princip. 

Wir vertheuern dem kleinen Manne dadurch die 
Bedürfniſſe des täglichen Lebens, wir vertheuern die 
kleine gewerbliche Production, die ohnehin in den 
kleinen Städten mit der Concurrenz der großen In— 
duſtrie ſchwer zu kämpfen hat. Die Bevölkerung iſt 
heute aufgeregt und beunruhigt über die möglichen 
Folgen dieſer Beſtimmung, und wie der Herr Ab— 
geordnete aus Mähren, der an meiner Seite ſitzt, 
geſtern wieder neuerdings hervorgehoben hat, beruht 
die beſte Reform der Beſteuerung, namentlich der 
Realbeſteuerung, im möglichſten Anſchluſſe an die 
beſtehenden Verhältniſſe. Wir ſollen nicht ſcharf und 
radical über das ganze beſtehende Steuerweſen hin— 
wegſchreiten, welches ſich mit dem wirthſchaftlichen 
Leben des Volkes identificirt hat, und wir wollen 
mit ſchonender Hand eine Steuerreform machen, wo 
es fid) um das eigentliche Nealobject handelt, und 
darum empfehle ich Ihnen meinen Antrag. 

Wenn Sie den Antrag ablehnen, hat es die Be— 
deutung, daß Sie zu Gunſten eines einheitlichen 
Steuerpercentes, zu Gunſten einer einheitlichen 
Belaſtung von heute verſchiedenen belaſteten Steuer— 
objecten entſcheiden; wenn Sie ihn annehmen, geben 
Sie der Bevölkerung die Beruhigung, daß thatſäch— 
liche Verhältniſſe rejpectirt, das die Verſchiedenheiten 
im Ertrage und im Einkommen berückſichtigt werden, 
und Sie ſchaffen die Ueberzeugung, daß die Steuer— 
reform nicht eine Mehrbelaſtung der kleinen Städte 
und des flachen Landes fei, (Bravo! Bravo!) ` 
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Präſident: Der Herr Abgeordnete Edler 
v. Plener ſtellt den Antrag, 8.23 habe zu lauten: 
(Wiederholt denselben.) Ich bitte jene Herren, welche 
dieſen Antrag unterſtützen, fid) zu erheben. (Geschieht.) 
Der Antrag iſt hinreichend unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Graf Spiegel hat das 
Wart. 


Abgeordneter Graf Spiegel: Auch ich halte 
den $. 23 für einen der wichtigsten in dieſem Geſetze, 
er handelt nämlich von dem Punkte, welcher ſowohl 
für Denjenigen, welcher die Steuer bekommt, als auch 
für Denjenigen, welcher die Steuer zu zahlen hat, 
der wichtigſte ift; und darum muß id) e$ bedauern, 
daß die Faſſung dieſes Paragraphes eine ſo un— 
beſtimmte und elaſtiſche iſt. 

Ich bedauere dies, obgleich man uns von man 
cher Seite und wiederholt verſichert hat, daß es ſich 
hier nicht um eine Erhöhung, ſondern vielmehr um 
eine Reform dieſer Steuer handle. „Die Botſchaft 
höre ich wohl, allein mir fehlt der Glaube.“ Wir 
haben nämlich bei uns in dieſer Beziehung fon 
mancherlei Erfahrungen gemacht, und wenn man 
bedenkt, wie man bis in den tiefften Frieden hinein 
mit ſeltener Hartnäckigkeit und Ausdauer Kriegs— 
zuſchläge zu erhalten gewußt hat, ſo iſt ein gewiſſer 
Skeptieismus wohl berechtigt. Es iſt wohl eigentlich 
mehr ein Kataſter als ein Steuergeſetz, um welches 
es ſich hier handelt, aber ich hätte doch geglaubt, daß 
man die Gelegenheit hätte benützen ſollen, uns über 
die Höhe dieſer Steuer auch einige Beruhigung zu 
gewähren. 

Der Herr Berichterſtatter hat, wie mir ſcheint, 
dieſe Bedenken getheilt; denn er ſprach den Wunſch 
aus, daß man in maßgebenden Kreiſen ſchon volle 
Klarheit gewonnen hätte über die Ziffer, mit welcher 
künftighin jede Gattung von Steuern im Geſetze 
erſcheinen ſolle. Dieſem Bedauern, daß dies nicht 
geſchehen ſei, muß ich mich umſomehr anſchließen, 
als man heute ſchon mit einiger Wahrſcheinlichkeit 
vorausſagen kann, daß die indireeten Steuern bei 
dem Verfalle unſerer wirthſchaftlichen Zuſtände in 
Zukunft zurückgehen werden. Fragen Sie die Beſitzer 
von Zuckerfabriken, von welchen in den letzten zwei 
Jahren 36 ihre Thätigkeit eingeſtellt haben, was 
einen ungefähren Rückgang von 1 Millionen 
Gulden an Steuer beträgt, fragen Sie die Beſitzer 
von Bräuereien, Brennereien, die Eiſeninduſtriellen, 
fragen Sie Alle, welche mit der Montaninduſtrie in 
Verbindung ſtehen, und überall werden Sie dieſelbe 
troſtloſe Antwort erhalten. 

Der Herr Abgeordnete für Bielitz hat vor 
einigen Tagen ein trauriges Bild über die indu— 
ſtriellen Zuſtände ſeiner Heimat gezeichnet, hier ſieht 
es leider nicht viel beſſer aus. Wenn Sie eine Umſchau 
bei dem Kleingewerbe halten, ſo werden Sie überall 
Noth, Elend, Arbeitsloſigkeit und Steuerrückſtände, 
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noch Traurigeres bei der Arbeiterbevölkerung 
finden. 

Dadurch, daß ein Theil der Arbeiter abgeſchoben 
worden iſt, daß ein Theil derſelben wegen Mangels 
an Beſchäftigung ins Ausland gewandert iſt, gehen 
den Krankencaſſen über die Hälfte der Mitglieder 
verloren, und ganz naturgemäß werden auch dieſe 
Anftalten jetzt nicht mehr fo ausdauernd und fo 
nachdrücklich unterſtützen können, wie dies bisher 
geſchehen iſt. Und wenn ich nun vom ſocialen, wie 
vom politiſchen Standpunkte ganz abſtrahire und 
mich bloß auf den fiscaliſchen Standpunkt ſtelle, ſo 
läßt es ſich eben mit ziemlicher Wahrſcheinlichkeit 
jagen, daß die indirecten Steuern, welche doch gleich— 
ſam den Thermometer des Volkswohlſtandes abgeben, 
zurückbleiben und nicht das leiſten werden, was man 
ſich von ihnen verſprechen kann. 

Unter ſolchen Umſtänden iſt eine in ihren Ziffern 
unbegrenzte — und das iſt ſie ja — Gebäudeſteuer 
wirklich ein fanftes Ruhekiſſen; man braucht nicht nach— 
zuforſchen, auf welche Weiſe die Production gehoben 
werden kann, man braucht fid) nicht nach neuen Er 
werbsquellen umzuſehen, man greift nach der beſte— 
henden Gebäudeſteuer, erhöht fie von 10 auf 20, auf 40 
Percent, man braucht auch keinen Columbus, um 
neue ſteuerbare Objecte zu entdecken, man greift nach 
den Häuſern und Feldern und findet die Mittel, 
hier die Steuern wieder hereinzubringen. Man will 
unter dieſem Deckmantel die allgemein eintretende 
Verarmung nach allen Seiten verſtecken und ver— 
bergen, 

Ich halte es daher nicht für ungerechtfertigt, 
bei dieſem Paragraphe einige Beſorgniß über dieſen 
Punkt auszuſprechen. Ich bitte aber, mich nicht jo zu 
verſtehen, als ob ich ein Freund der inbirecten Bee 
ſteuerung wäre, und noch viel weniger ſo, als ob ich 
das Wohl und Wehe des Staates davon abhängig 
erklären würde, ob die Steuern hoch oder niedrig 
ſind. Wir haben eben in Oeſterreich in der vormärz— 
lichen Zeit die Erfahrung gemacht, daß man mit 
geringen Steuern doch die Volkswirthſchaft nicht in 
glücklicher Weiſe zu heben verſtand. Damals griff 
man eben zu dem Mittel, Schulden zu machen, und 
dieſes möchte ich ebenſowenig empfehlen. In den 
damaligen ſtillen, patriarchaliſchen Zeiten haben ſich 
die Steuern bei uns zwar nicht gehoben, aber im 
Auslande hob ſich die Induſtrie, der Verkehr, die 
Landwirthſchaft; Canäle und Eiſenbahnen wurden 
gebaut, und man ging in jeder Beziehung vorwärts, 
während dies bei uns nicht der Fall war. Auch 
heute noch müſſen Staat, Land und Gemeinde mit 
ſchweren Koſten dasjenige nachtragen, was damals 
auf dem Gebiete der Schule verſäumt wurde. 

Der Antrag, den der Herr Abgeordnete Neu— 
wirth eben eingebracht hat, ſcheint mir in dieſer 
Beziehung eine gewiſſe Remedur und Cautele zu 
ſchaffen, und iſt auch geeignet, eine gewiſſe Stabilität 
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in die Steuern zu bringen, welche eben ihrer Natur 
nach ftabil fein müſſen. Ich erlaube mir daher ben 
Antrag des Herrn Abgeordneten Neuwirth wärm— 
ſtens zu unterſtützen. (Bravo! Bravo!) 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 

(Abgeordneter Freiherr v. Hackelberg mel- 
det sich.) 

Der Herr Abgeordnete Freiherr v. Hackel— 
berg hat das Wort. 


Abgeordneter Freiherr v. Hackelberg: Ich 
leugne nicht die Zweckmäßigkeit, welche die beiden 
Anträge der Herren Abgeordneten v. Plener und 
Neuwirth haben mögen. Wenn ich für die Faſſung 
des Ausſchuſſes ſtimme, ſo möchte ich nicht jene Con— 
ſequenzen zugeben, welche der Herr Abgeordnete 
v. Plener daraus gezogen hat, daß man im vorhinein 
ein Präjudiz für den einheitlichen Coöfficienten 
bei der Berechnung der Steuern ſchaffe. 

Ich finde es ſehr erſprießlich, daß dieſe Debatte 
ſtattgefunden hat, damit es nicht den Anſchein habe, 
als hätte man durch die Faſſung dieſes Paragraphes 
ein Präjudiz ſchaffen wollen; aber andererſeits bin 
ich nicht dafür, daß man ein gegentheiliges Präjudiz 
ſchaffe. Es foll einer künftigen Geſetzgebung vor 
behalten bleiben. 

Nachdem wir aus dem ſtatiſtiſchen Materiale 
erfahren haben, wie groß die Vorſchreibungen ſein 
werden, jo möchte ich dieſer künftigen Geſetzgebung 
in keiner Weiſe prájubiciren. 

Aus dieſen Gründen ſehe ich nicht ein, weßhalb 
das hohe Haus ſich heute ſchon in die Details dieſer 
zukünftigen Geſetze einlaſſen ſoll, und warum wir es 
nicht mit allem Vertrauen auf jene Zeit verlegen 
können, wo dieſe Geſetze werden gegeben werden. 

Aus dieſen Gründen und mit Verwahrung, 
daß man irgend ein Präjudiz, fet es in der einen, 
ſei es in der anderen Richtung, daraus ziehen wollte, 
werde ich für den $. 23 nach der Faſſung des Aus— 
ſchuſſes ſtimmen. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort 
zum $, 23? (Niemand meldet sich) Da dies nicht 
der Fall ift, fo erkläre ich bie Debatte über $, 23 
für geſchloſſen. 

Der Herr Berichterſtatter der Majo— 
rität hat das Wort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Es 
ſind zwei Anträge geſtellt worden, und zwar erſtens 
ein Antrag des Herrn Abgeordneten Neuwirth, 
der die Worte eingeſchaltet wiſſen will: „von zehn zu 
zehn Jahren“. Er hat vollſtändig richtig darauf 
hingewieſen und es nach meiner Ueberzeugung nach 
allen Seiten mit Gründen belegt, daß bei der Ertrags— 
ſteuer von einer Mobiliſirung der Steuer abſolut 


nicht die Rede ſein darf. Er hat ſich übrigens in 
dieſer Beziehung nur auf den Standpunkt, den die 
Regierung ſelbſt einnimmt, geſtellt, indem dieſe in 
ihrem Motivenberichte klar und unzweideutig ausge— 
ſprochen hat, daß das Steuerausmaß nicht alljährlich, 
ſondern innerhalb einer längeren Periode feſtgeſtellt 
werden ſoll. 

Auch bei der Debatte im Ausſchuſſe iſt von 
Seite der Regierung, und zwar von Seiner Excellenz 
dem Herrn Finanzminiſter auf das entſchiedenſte her— 
vorgehoben und zu wiederholten Malen betont wor— 
den, daß die Ertragsſteuer für die Zukunft eine 
gewiſſe Stabilität behalten müſſe. Im Gegenſatze 
zur Ertragsſteuer ſoll ja die Einkommenſteuer als 
mobiles Element eingeführt werden. 

Im Ausſchuſſe hat es Niemand für nothwen— 
dig gehalten, daß dieſer Zuſatz „von zehn zu zehn 
Jahren“ fpeciell dieſem Paragraphe einzufügen fei, 
und theilweiſe waren, wenigſtens bei den Mitgliedern 
des Ausſchuſſes, ähnliche Anſichten herrſchend, wie 
ſie heute von meinem unmittelbaren Herrn Vorred— 
ner hervorgehoben worden ſind. Es iſt ja möglich, 
daß dieſe Ertragsſteuer für die Dauer von 20, 30 
oder 40 Jahren feſtgeſtellt wird. 

Bedenken Sie, meine Herren, daß wir im 
Jahre 1820 die heutige Ertragsſteuer bekommen 
haben, die bis zum Jahre 1849 unverrückt nach 
demſelben Ausmaße eingehoben worden iſt. 

Im Jahre 1849 iſt allerdings ein Drittel-Zu 
ſchuß als Einkommenſteuer hinzugetreten; dann ver— 
gingen wieder anderthalb Decennien, ehe eine neue 
Steuererhöhung eintrat, und nur die Schwierigkeit, 
ein neues Steuerſyſtem einzuführen, hat es ver— 
ſchuldet, daß man zu dem Mittel griff, zu den be— 
ſtehenden Ertragsſteuern Zuſchläge zu machen. 
Wenn auch der von dem Herrn Abgeordneten Neu- 
wirth beantragte Zuſatz mir nicht nothwendig zu 
ſein ſcheint, weil es im Principe der Ertragsſteuern 
liegt, daß ſie ſtabile, dauernde ſind, ſo kann ich von 
meinem Standpunkte aus mich nicht dagegen aus— 


ſprechen, ſondern werde für meine Perſon für den 


Antrag des Herrn Abgeordneten Neuwirth ftim- 
men. Ich kann dieſe Erklärung jedoch im Namen 
des Ausſchuſſes nicht abgeben. 

Gänzlich unannehmbar aber ſcheint mir der 
Antrag des Herrn Abgeordneten der Egerer 
Handelskammer. 

Ich kann in die Details der weitläufigen Aus— 
führungen desſelben nicht eingehen, möchte aber 
einige Punkte hervorheben, um darzulegen, daß die 
große Gefahr und die Bedenken, die er vorbrachte, 
mir nicht vorhanden zu ſein ſcheinen. 

Er hat geſagt, man werde in Zukunft die 
Hauszinsſteuer z. B. von 26 auf 20 Percent nicht 
herabſetzen können, weil dies einen beträchtlichen 
Ausfall, ſeiner Berechnung nach' zwei oder dritthalb 
Millionen, hervorrufen würde. 
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Nun erlaube id) mir zu bemerken, daß wenn 
wir bei uns in Oeſterreich in der That nur an die 
Reform der Ertragsſteuern gehen würden, ſo lönnte 
dieſe Auffaſſung des Herrn Vorredners als eine voll— 
ſtändig berechtigte erſcheinen; allein es ſoll ja neben 
der Ertragsſteuer auch noch eine Perſonaleinkom— 
menſteuer eingeführt werden, das mobile Element, 
wenn ich mich ſo ausdrücken darf, in unſeren 
Steuern. Da muß ich nun offen geſtehen, daß ich 
durchaus nicht einſehe, wenn eine künftige Ver— 
tretung oder wir in Zukunft zur Ueberzeugung 
kommen ſollten, daß eine Herabſetzung eintreten 
müſſe, warum der Ausfall, der ſich bei der Gebäude— 
ſteuer etwa ergeben dürfte, nicht durch die Einkom— 
menſteuer gedeckt werden lönnte. 

Ich theile auch auf der anderen Seite die Be— 
fürchtung nicht, daß jener Steuerſaß, welchen heute 
die der urſprünglichen Hauszinsſteuer unterliegenden 
Orte zu tragen haben, auf die ausgedehnte Haus— 
zinsſteuer übertragen werden wird; man wird dann 
wahrſcheinlich nach Combinationsmitteln ſuchen mif- 
ſen. Daß ſolche bedeutende Unterſchiede nicht vorhanden 
ſind zwiſchen Orten, welche der urſprünglichen Haus— 
zinsſteuer unterliegen, und Orten, welche der aus— 
gedehnten Hauszinsſteuer unterliegen, um eine Bere 
ſchiedenheit des Steuerſatzes zu rechtfertigen, habe 
ich in der Generaldebatte ſchon, wenigſtens mit ein— 
zelnen Beiſpielen belegt. Es handelt ſich nach 
der Vorlage des Ausſchuſſes nicht um ganze Orte, 
ſondern um einzelne Gebäude innerhalb der Orte, 
und für einzelne Gebäude innerhalb der Orte können 
ähnliche Verhältniſſe beſtehen in Orten, welche der 
ausgedehnten Hauszinsſteuer unterliegen, wie in 
jenen, welche der urſprünglichen Hauszinsſteuer 
unterliegen. 

Sodann führt der Herr Abgeordnete durch 
ſeinen Antrag einen Ausdruck in das Geſetz 
ein, der nach dem neuen Geſetze wenigſteus voll— 
ſtändig beſeitigt werden foll, nämlich die urſprüng— 
liche Hauszinsſteuer und die ausgedehnte 
Hauszinsſteuer. 

Es iſt das ein bisher üblicher Paſſus, der aber 
in gar keiner Weiſe zur Aufnahme in das neue Geſetz 
geeignet iſt. 

Ich habe ſchon bemerkt, daß man heute nicht 
ſämmtliche Orte, welche der ausgedehnten Hauszins— 
ſteuer unterliegen, vollſtändig in eine andere Kate— 
gorie ſtellen kann; denn wir ſehen ja, daß bei den 
der urſprünglichen und der ausgedehnten Hauszins— 
ſteuer unterliegenden Orten Miethzinſe ſich nach— 
weiſen laſſen, welche die von Wien ſogar überragen; 
wenn ſich für Wien für einen Wohnungsbeſtandtheil 
ein Durchſchnitt von 50 fl. Miethzins ergibt, werden 
Sie Orte finden, wo der Durchſchnitt ſich auf 50 bis 
60, ja auf 70 bis 80 fl. herausſtellt. Man kann 
daher nicht ſagen, daß die Differenz zwiſchen aus— 
gedehnter und urſprünglicher Hauszinsſteuerpflich— 
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tigkeit, wie fie bisher feftgehalten wurde, auch in 
Zukunft feſtgehalten werden müſſe. 

Ich Hoffe, daß die Regierung in Zukunft ein 
vollſtändiges, ſtatiſtiſches Materiale, welches genau 
durchgearbeitet ſein wird, dem hohen Hauſe vorlegen 
wird, wenn es ſich darum handeln wird, an das 
Steuerausmaß zu gehen. Dann wird es ſich beur— 
theilen laſſen, ob die verſchiedenartigen Verhältniſſe 
zwiſchen den verſchiedenen Orten zu berückſichtigen 
find; fid) heute ſchon darüber zu entſcheiden — wo wir 
durchaus kein ſtatiſtiſches Materiale und über die 
Schätzungen der Zukunft auch nicht annähernd ur— 
theilen können, auch nicht zu beſtimmen in der Lage 
ſind, welche Orte, welche in die Hauszinsſteuer ein— 
bezogen werden dürften oder nicht — iſt nicht am 
Platze, und darum muß ich mich gegen den Antrag 
des Herrn Abgeordneten Dr. v. Plener ausſprechen. 

Ich habe noch das Eine hinzuzufügen, daß auch 
der Ausſchuß auf den kleinen Mann Rückſicht ge— 
nommen hat; ich glaube nicht, daß es thunlich iſt, 
fortwährend im hohen Hauſe darauf hinzuweiſen, 
daß der kleine Mann belaſtet wird. Es handelt fid 
nicht um eine Belaſtung der ärmeren Bevölkerung, 
es handelt ſich, wie geſtern ein Redner vortrefflich 
hervorgehoben hat, darum, daß wir eine Steuer— 
reform anbahnen, wodurch de: Reichere viel mehr 
herangezogen wird als der Arme. 


Präſident: Wir ſchreiten zur Abſtimmung : 
Neben dem Ausſchußantrage zu $. 23 liegen zwei 
abändernde Anträge vor: ein Antrag des Herrn Ab— 
geordneten Neuwirth, dahin gehend, daß der Zeit— 
raum „von zehn zu zehn Jahren“ ins Gefet auf- 
genommen werde, und dann ein Antrag des Herren 
Abgeordneten Dr. v. Plener, der eine ganz andere 
Faſſung des $. 23 beantragt. Nachdem der letztere 
Antrag ein von dem des Ausſchuſſes abweichender 
iſt, werde ich ihn zuerſt zur Abſtimmung bringen; 
falls er abgelehnt wird, dann den Antrag des Aus— 
ſchuſſes mit Vorbehalt der Abſtimmung über die vom 
Herrn Abgeordneten Neuwirth beantragte Ein— 
ſchaltung: „von zehn zu zehn Jahren“, dann 
beſonders die vom Herrn Abgeordneten Neuwirth 
beantragte Einſchaltung. 

Wird gegen dieſe Art der Vornahme der Ab— 
ſtimmung etwas erinnert? (Niemand meldet sich.) 
Es iſt nicht der Fall; ich erſuche daher jene Herren, 
welche wünſchen, daß nach dem Antrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. v. Prener ber 8. 23 lauten möge 
(liest) : 


„Das Ausmaß der Gebäudeſteuer wird 
für die nach dem Zinsertrage beſteuerten 
Gebäude unter Berückſichtigung der gegen— 
wärtigen Verſchiedenheit der urſprünglichen 
und ausgedehnten Hauszinsſteuer für die 
nach dem Nutzwerthe beſteuerten Wohn— 
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gebäude von zehn zu zehn Jahren beſonders 

im Wege des Geſetzes feſtgeſtellt“ — 
fid) zu erheben. (Geschieht,) Er ift mit 93 gegen 
82 Stimmen abgelehnt. 

Ich erſuche nun die Herren, welche mit Vor— 
behalt der Abſtimmung über die Einſchaltung „von 
zehn zu zehn Jahren“, wie ſie der Herr Abgeordnete 
Neuwirth beantragt, dem Ausſchußantrage gemäß 
als $. 23 ſetzen wollen (Lest) : 

„Das Ausmaß der Gebäudeſteuer wird 

im Wege des Geſetzes feſtgeſtellt“ — 
ſich zu erheben. (Geschieht.) Dieſer Paragraph iſt 
angenommen. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche nach dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Neuwirth nach 
den Worten: „Das Ausmaß ber Gebäudeſteuer wird“ 
eingeſchaltet wiſſen wollen „von zehn zu zehn 
Jahren“, ſich zu erheben. (Geschieht.) Dieſer An— 
trag iſt mit allen gegen 39 Stimmen angenommen. 

Wir kommen nun zu $. 24, „Abzugspercente 
für die Erhaltung der Gebäude und die Amortiſa— 
tion des Anlagecapitals“. 

Zu dieſem Paragraphe liegen zwei Mino— 
ritätsvoten vor, und zwar vorerſt ein Antrag des 
Herrn Abgeordneten Ritter v. Krzeezunowiez, 
welcher den $. 24 in anderer Faſſung beantragt und 
eventuell, falls dieſe Faſſung nicht angenommen wird, 
das dritte Alinea in anderer Form vorſchlägt. 

Weiters wird zum Abſatze 4 vom Herrn 
Abgeordneten Dr. Schaup ein Antrag geſtellt. 

Ich ertheile dem Herrn Berichterſtatter der 
Minorität Ritter v. Krzeczunowiez das Wort. 


Berichterſtatter der Minorität Ritter v. Krze— 
ezunowiez: Wir find jetzt bei einem der wichtigſten 
Paragraphe angelangt, welcher ſich auf die Ein— 
ſchätzung der Gebäude bezieht. Ich habe ſchon in den 
vorausgegangenen Sitzungen darzuſtellen getrachtet, 
daß in Bezug auf die Einſchätzung des Nutzwerthes 
der Gebäude Ungerechtigkeiten und Ungleichmäßig— 
leiten in der Beſteuerung begründende Beſtimmungen 
in das Geſetz aufgenommen worden ſind. Dermalen 
wird uns in $, 24 eine weitere ebenſolche ungerechte 
Beſtimmung beantragt. Es wird für alle großen 
Städte, welche dermalen den Abzug von 15 Percent 
bewilligt erhalten haben, dieſes Percent in Anſehung 
der minderen Ertrag bringenden Gebäude erhöht, 
ohne denſelben für die beſſeren, für die ertragreichſten 
Gebäude herabzumindern. 

Dieſe Städte werden hiermit durchſchnittlich eine 
Ermäßigunglerhalten; anders ijt es mit jenen Städten, 
welche dermalen eine ausgedehnte Hauszinsſteuer 
haben, denn bei dieſen Städten wird gerade das Um— 
gekehrte der Fall ſein, nämlich die ihnen dermalen 
bewilligten 30 Percent als Abzug für die Gebäude— 
erhaltungskoſten werden bei vielen Gebäuden herab— 
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cente erhöht, in den kleinen Städten herabgemindert. 
Der Ziffer nach werden dieſe Percente gleichgeſtellt, 
dem Thatbeſtande gegenüber ſind ſie aber recht 
ungleich. 

Als einziger Anhaltspunkt zur Feſtſtellung 
dieſer Percente wird der Durchſchnittszins eines Ge— 
bäudebeſtandtheiles vorgeſchlagen. Dieſe Gebäude— 
beſtandtheile ſind aber einander recht unähnlich. In 
Wien finden Sie in der inneren Stadt in einem 
größeren Hauſe 30 bis 40 Dachbodenbeſtandtheile 
von drei bis vier Quadratklaftern und der Zins wird 
auch auf dieſe Beſtandtheile vertheilt, und da reſultirt 
ein geringerer Durchſchnittszins der Beſtandtheile. 
Ebenſo finden wir in dieſen Häuſern 30 bis 40 Be— 
ſtandtheile von drei bis vier Quadratklaftern in den 
Kellern, mit Brettern untergetheilt, und auch auf 
dieſe wird der Geſammtzins des Hauſes vertheilt. 
Und durch dieſe Vertheilung wird der Durchſchnitts— 
zins geringer. Nehmen Sie aber andere Städte; 
dort finden Sie bei ein- oder auch zweiſtöckigen 
Häuſern auf den Böden nicht 40, ſondern fünf bis 
zehn, ja nur zwei Beſtandtheile, ebenſo im Keller, und 
auf dieſe Beſtandtheile wird der Geſammtbetrag ver— 
vertheilt, und ſo wird bei dieſen Gebäuden der 
Durchſchnittszins höher. 

Sie ſehen alſo, meine Herren, das ſchon aus 
dieſem Grunde das Merkmal des Durchſchnittszinſes 
per Beſtandtheil ein vollkommen unrichtiges iſt. 

Es ſteht weiter im Antrage: Bei Gebäuden, 
welche einen Durchſchnittszins über 45 fl. per Be— 
ſtandtheil haben, ſind 15 Percent abzuziehen, bei 
Gebäuden, welche 15 bis 45 fl. als Durchſchnitts— 
zins per Beſtandtheil haben, 20 Percent u. ſ. w. Ja, 
warum ſoll bei dieſem Abſtande von 15 bis 45 fl. 
Durchſchnittszins per Wohnbeſtandtheil ein gleiches 
Abzugspercent ſein? Ja, das Warum, meine Herren, 
können Sie fragen. Ich weiß es nicht, der Ausſchuß 
weiß es nicht, die Regierung weiß es nicht. Er— 
hebungen ſind nicht gepflogen, Schätzungen ſind nicht 
durchgeführt worden, nur in den alten Ziſſern iſt 
ein Anhaltspunkt genommen worden, und da früher 
die großen Städte 15 Percent als Erhaltungskoſten 
hatten, ift man bis auf 30 Perau'gegangen, und da 
die Orte, welche der ausgedehnten Hauszinsſteuer 
unterliegen, früher 30 Percent hatten, ſoll man 
dieſe Percente herabſetzen. Und die Gründe fragen 
Sie? Ich habe auch um Gründe gefragt und keine 
erfahren. 

Meine Herren! Ich habe darzuſtellen verſucht, 
daß dieſes Merkmal des Durchſchnittszinſes per Be— 
ſtandtheil ein unrichtiges ſei, aber noch unrichtiger 
wird die Sache dadurch, daß man alle anderen Merk— 
male, welche auf die Koſten der Erhaltung und Ab— 
nützung des Gebäudes Einfluß nehmen, ganz und 
gar unberückſichtigt läßt. Man läßt bei dieſem Antrage 
die klimatiſchen Verhältniſſe, die Bauart, die Ver 


gemindert; in den großen Städten werden dieſe Per- miethungsverhältniſſe unberückſichtigt, und das, mein— 
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haltungs- und Abnützungskoſten Einfluß nehmen. 

Man legt alſo ein Merkmal zu Grunde, welches 
unrichtig iſt, und berückſichtigt jene Merkmale und 
Verhältniſſe, die einzig und allein maßgebend ſind, 
ganz und gar nicht. Das iſt im Antrage des 
Ausſchuſſes gelegen. Wir werden in der Großſtadt 
Wien Gebäude haben, wo der Banareawerth zwei, 
drei- oder viermal den Baucapitalswerth überſteigt, 
wo alſo die 15percentigen Abzüge im Verhältniſſe 
zu dem Baucapitalsertragswerthe ſich auf 30, 45, 
60 und 70 Percent ſtellen, und wir werden Häuſer 
auf dem Lande haben oder in den kleineren Städten, 
bei denen der 15percentige Abzug angewendet 
werden wird. Iſt denn das gerecht, iſt das gleich— 
mäßig? Wir werden in Wien und in den großen 
Städten gemauerte und fenerfefte Gebäude haben, 
welche einen Durchſchnittszins unter 5 fl. haben, es 
gibt ſolche Gebäude in Wien, die werden 30 
Percent Abzug erhalten und auf dem Lande die 
Holz- und Lehmhütten werden auch nur 30 Pere 
cent Abzug erhalten. Da ſagt man, es ſei gerecht, 
es ſei gleichmäßig; in den Ziffern wohl, nicht aber 
dem Thatbeſtande gegenüber. 

Meine Herren! Was will der Antrag der 
Minorität? Er will, da bisher keine Erhebungen 
über die Erhaltungskoſten gepflogen wurden, da 
bisher keine reellen Daten über das Verhältniß dieſer 
Gebäudeerhaltungskoſten zum Bruttoertrage bore 
liegen, daß man jetzt dieſe Erhebungen einleite, daß 
man jetzt dasjenige nachtrage, was ſchon früher hätte 
geſchehen ſollen, damit man wenigſtens in Zukunft 
nicht blind ſei bei der Beurtheilung dieſer Dinge. 

Man hat dem Minoritätsautrage im Ausſchuſſe 
vorgeworfen, daß eine Maſſe Erhebungen für die 
Feſtſtellung dieſer Abzugspercente nothwendig wären, 
ſelbſt in einer und derſelben Stadt. Aber wenn dies 
auch der Fall wäre, ſo bekommen wir doch einen 
Anhaltspunkt für die Zukunft. Wir werden dieſe 
Schwierigkeiten einmal überſtehen, und dann werden 
wir bei der künftigen Reviſion doch die Grund— 
lage der vorherigen Erhebungen haben, und auf 
dieſer Grundlage werden wir bei dieſer Reviſion die 
Abzugspercente im Verhältniſſe zu dem Bruttoertrage 
feſtſtellen können. Ueberdies ſind die Schwierigkeiten 
nicht ſo groß. Es wird nicht in jeder Stadt ein jedes 
Gebäude beſonders abgeſchätzt werden müſſen. Man 
Hellt einige Muſter in verſchiedenen Theilen auf und 
darnach beſtimmt man die Abzugspercente, 

Es find aber auch einige erleichternde Behelfe zu 
finden, welche bei der Einſchätzung der Gebäude in 
anderen Staaten benützt worden ſind, z. B. die 
Feuerverſicherungsprämien, welche gerade den Werth 
jener Theile der Gebäude, welche ſich am meiſten ab— 
nützen, darſtellen. In dieſen Verſicherungsprämien 
wird ein Anhaltspunkt enthalten ſein, auf Grund 


Der Antrag der Minorität lautet: 

Der 8. 24 hätte zu lauten (liest): 

„Die Bezirks- und Ortscommiſſionen 
(88. 5 und 7) haben die Erhaltungskoſten 
der Gebäude und die Amortiſation des in 
den Bau ohne Einrechnung des Werthes ber 
Bauarea angelegten Capitales” — die ſes 
Capital iſt eben erhaltungsbedürftig, nicht 
das Capital, welches in der Bauarea ſteht 
— „zu erheben, hierbei alle auf dieſe 
Koſten Einfluß nehmenden Umſtände, die 
flimatifoyen Verhältniſſe, die Bauart und 
die Beſchaſſenheit der Baumaterialien, die 
Dauer der einzelnen Bautheile und der 
wiederkehrenden Nachbeſſerungen, die üb— 
lichen Feuerverſicherungsprämien und andere 
zur Inſtandhaltung der Gebäude erforderliche 
Auslagen zu berückſichtigen — ſodann das 
Verhältniß der erhobenen Koſten zum Brutto 
ertrage zu ermitteln und die hiernach für 
diefe Koſten entfallenden Abzugspercente für 
jedes einzelne Gebäude in Abſtufungen von 
fünf zu fünf Percent feſtzuſtellen.“ 

Es ſind hier alſo alle Merkmale, alle Verhält— 
niſſe, welche auf die Erhaltungskoſten Einfluß neh— 
men, angedeutet. Hingegen werden dieſe Verhält— 
niſſe im Antrage der Majorität des Ausſchuſſes gar 
nicht berückſichtigt. 

Für den Fall der Ablehnung des obigen An— 
trages ſtellt die Minorität einen anderen Antrag auf 
Abänderung des Alinea 3, nämlich auf Abänderung 
des Antrages in Bezug auf die Erhaltungskoſten bei 
den Gebäuden, welche nach dem Nutzungswerthe 
einzuſchätzen ſind. Bei Städten mit der urſprüng— 
lichen oder ausgedehnten Hauszinsſteuer kann für 
den Ausſchußantrag wenigſtens der Grund ange— 
führt werden, daß dieſe Städte fon bis jetzt ein 
gewiſſes Abzugspercent gehabt haben und daher bei 
dieſem verbleiben können. Allein auch dieſer Grund 
kann bei der Nutzwerthſteuer, wo die Gebäude erſt 
eingeſchätzt werden ſollen, gar nicht geltend gemacht 
werden. 

Deßhalb ſtellen wir den weiteren Antrag für 
den Fall der Ablehnung des erſteren An— 
trages: 

Das dritte Alinea des 8. 24 habe zu lauten 
(liest): 

„In den Orten, in welchen die Gebäude 
nach dem Nutzungswerthe beſteuert 
werden, haben die Commiſſionen (8. 7) die 
Erhaltungskoſten der Gebäude und die 
Amortiſationskoſten des in den Bau — ohne 
Einrechnung des Werthes der Bauarea — 
angelegten Capitales zu erheben, hierbei alle 
auf dieſe Koſten Einfluß nehmenden Um— 
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ſtände — die klimatiſchen Verhältniſſe, die 

Bauart und die Beſchaffenheit der Bau— 

materialien, die Dauer der einzelnen Bau— 

theile und die wiederkehrenden Nachbeſſerun— 
gen, die üblichen Feuerverſicherungsprämien 
und andere zur Inſtandhaltung der Gebäude 
erforderlichen Auslagen zu berückſichtigen — 
ſodann das Verhältniß der erhobenen often 
zum Bruttoertrage der Gebäude zu ermitteln 
und die hiernach für dieſe Koſten entfallenden 

Abzugspercente für jedes einzelne Gebäude 

in Abſtufungen von fünf zu fünf Percent 

feſtzuſtellen.“ 

Hier muß ich Sie, meine Herren, noch einmal 
bitten, Ihre Aufmerkſamkeit auf dieſen letzten wich— 
tigen Paragraph zu lenken. Denn ſo wie er iſt, 
kann doch kein Menſch glauben, daß durch dieſen 
Paragraph die Gleichmäßigkeit der Beſteuerung be— 
zweckt wird, da dieſer Paragraph dem Thatbeſtande 
gegenüber eine offenbare Ungleichmäßigkeit anordnet. 
Ich bitte alſo, meine Herren — vielleicht werden 
noch andere Amendements geſtellt werden — im 
Falle Sie in Ihren Anſchauungen darüber noch nicht 
einig ſind, daß Sie wenigſtens dieſen Paragraph an 
den Ausſchuß zurückweiſen, damit der Ausſchuß den 
Forderungen der Gerechtigkeit nach Möglichkeit zu 
entſprechen fuhe. 

(Vicepräsident Dr. Vidulich übernahm wäh- 
rend dieser Rede den Vorsilx.) 


Viceprafident: Der Herr Berichterftatter 


des zweiten Minoritätsantrages Dr. Schaup hat 
das Wort. 


Berichterſtatter der Minorität Dr. Schaup: 
Die Regierungsvorlage hat bezüglich dieſes Para— 
graphes im Ausſchuſſe zu ſehr eingehenden Bera— 
thungen geführt und weſentliche Abänderungen er— 
fahren. 

Ich kann die Abänderungen, die ſie erfahren 
hat, im Ganzen als für dieſelbe von Vortheil 
bezeichnen. Ich meine namentlich die Abände— 
rung des erſten Alinen, wonach davon abgegangen 
wurde, daß das Abzugspercent für den ganzen Ort 
beſtimmt werde, ſondern individuell für das ein— 
zelne Haus zu bemeſſen iſt; ich glaube, daß dieſe 
Abänderung vollſtändig der Gerechtigkeit entſpricht 
und zweckmäßig und ſachgemäß, ja abſolut nothwendig 
iſt. Schon die Verhältniſſe in Wien drängen dazu, 
wie in dem Majoritätsberichte ausgeführt iſt, und 
in anderen Städten werden die Verhältniſſe in dieſer 
Beziehung noch viel klarer ſprechen. 

Auch in der Stellung des Abſatzes iſt eine ſehr 
weſentliche Aenderung vorgekommen; es hat nämlich 
die Regierungsvorlage die Eigenthümlichkeit gehabt, 
daß jene Begünſtigungen, die ſie unter gewiſſen Vor— 
ausſetzungen gewähren wollte, nämlich die Geſtattung 
von höheren Abzugspercenten, nur für die Städte 


und jene Orte hätten gelten ſollen, die nach dem 
Zinswerthe der Beſteuerung unterliegen. Es iſt uns 
hier gar kein Grund namhaft gemacht worden, warum 
dieſe Begünſtigung nur für dieſe Kategorie gelten 
ſoll. Der Ausſchuß hat begreiflicherweiſe ſich be— 
wogen gefunden, dieſe Beſtimmung auch für die 
anderen Kategorien der Gebäude gelten zu laſſen. 
Allein es ſcheint, und nicht bloß mir, ſondern einer 
ziemlich zahlreichen Minorität des Ausſchuſſes, noch 
eine weitere Abänderung im Geſetze dringend ge— 
boten. 

Ich kann nicht umhin, auch in dieſer Beziehung 
eine gewiſſe Uebereinſtimmung meiner Anſchauungen 
mit denen meines unmittelbaren Herrn Vorredners 
zu conſtatiren. Es wurde im Ausſchuſſe keine Stimme 
laut, die irgend einen Grund für die gegenwärtige 
Beſtimmung anführen konnte, wie ſie vorgeſchlagen 
wurde. 

Es kann zur Vertheidigung dieſer Beſtimmung 
nicht viel angeführt werden; es muß zugegeben 
werden, daß die Zifferſätze, die angeführt ſind, ziem— 
lich willkürlich angenommen ſind, es muß zugegeben 
werden, daß in der Anwendung eines nicht höheren 
Percentſatzes, als eines ſolchen von 30 Percent 
gegenüber den kleineren Städten entſchiedene Nach— 
theile gelegen ſind. Allein deſſenungeachtet und wenn 
ich auch dem Herrn Vorredner das Weitere zugebe, 
daß wir auch in dieſer Beziehung ziemlich karg mit 
Materiale verſehen waren und uns ſehr viele Er— 
hebungen gefehlt haben, ſo kann ich doch nicht zu 
ſeinen Conſequenzen kommen, und ich glaube, daß 
das hohe Haus dazu auch nicht kommen wird. Denn 
ſein Antrag, den er in erſter Linie ſtellt — und nur 
der iſt eigentlich geeignet, den gerechten Uebelſtänden 
radical abzuhelfen — führt direct zu dem zurück, 
was bei Gelegenheit der Generaldebatte ſchon lang 
discutirt wurde und was bei früheren Gelegenheiten 
immer von dem hohen Hauſe abgelehnt wurde. Das 
iſt eine Hereinziehung des Capitalswerthes, das iſt 
die unmittelbare Conſequenz des Antrages der erſten 
Minorität. Es würde nothwendig werden, daß das 
Anlagecapital ſämmtlicher Gebäude in hauszins— 
ſteuerpflichtigen Orten erhoben wird, und es müßte 
ein Unterſchied gemacht werden zwiſchen dem, was 
das Baucapital und dem, was das Grundcapital 
iſt, und wir ſind dann bei dem, was wir ſchon in 
der Generaldebatte gehört haben, und ich kann daher 
nicht glauben, daß das hohe Haus auf dieſen An— 
trag der erſten Minorität eingehen. 

Allein, um zur Begründung meiner kleinen Ab— 
änderungsanträge zu kommen, ich kann doch nicht 
umhin, anzuführen, daß ich mir ſehr wohl außer 
jenen Fällen, die bereits in der Regierungsvorlage 
enthalten ſind, daß der Eigenthümer nicht zugleich 
Eigenthümer der Bauarea iſt oder daß er gegen 
einen Demolirungsrevers gebaut hat, eine ganze 
Reihe von Eventualitäten denken kann, in denen das 
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Feſthalten an einem Abzugspercent-Maximum von 
30 Percent zu den größten Härten führen würde. 
Ich glaube, daß die Momente, welche hier maß— 
gebend ſein können, in der allgemeinen Faſſung des 
Antrages „eigenthümliche Ortsbeſchaffenheit, be— 
ſondere Lage, Bauzuſtand oder Benützungsweiſe“ 
volllommen ihren Ausdruck finden. Ich will nur 
beiſpielsweiſe anführen, daß ich mir ganz gut vor— 
ſtellen kann, daß ein Gebäude, welches unmittelbar 
an einem Fluſſe oder ſonſtigem Waſſer gelegen iſt, 
weſentlich höhere Erhaltungskoſten mit fid) bringt, 
als ein anderes. Ich kann mir den Fall vorſtellen, 
daß ein Fabriksgebäude in einem hauszinsſteuer— 
pflichtigen Orte — von anderen Orten kann nicht 
die Rede ſein — aus Riegelwänden beſteht, daß in 
demſelben Maſchinen laufen und daß durch das fort: 
währende Rütteln eine raſche oder doch verhältniß— 
mäßig viel raſchere Abnützung des ganzen Gebäudes 
mit ſich gebracht wird, als in anderen Gebäuden. 
Ja, ich weiſe auf Beiſpiele hin, die bereits in ande— 
rer Beziehung eine eingehende und ausführliche Er— 
örterung im Hauſe hervorgerufen haben; das ſind 
die Curorte. Es ift kein Zweifel, daß die Inſtand— 
haltung eines Hauſes in einem Curorte, wo für den 
Comfort und die Einrichtung, und zwar nicht nur 
für die Mobiliareinrichtung, ſondern auch für ſolche 
Verbeſſerungen, die niet- und nagelfeſt ſind, weſent— 
lich höhere Auslagen verurſacht, als dies in anderen 
Orten und bei anderen Gebäuden der Fall iſt. Auch 
ſchlechtes Baumateriale, eine in klimatiſcher Be 
ziehung beſonders ungünſtige Lage, Alles das kön— 
nen Verhältniſſe und Umſtände ſein, welche eine 
raſchere Abnützung hervorrufen können. 

Ich würde nun glauben, daß es ſich empfiehlt, 
die Möglichkeit zu gewähren, auch auf ſolche Ver— 
hältniſſe Rückſicht zu nehmen, indem man in ſolchen 
Fällen, wo eben — und das iſt die eine Voraus— 
ſetzung meines Antrages — ſolche erhebliche Mehr— 
auslagen für die Erhaltung nachgewieſen worden 
ſind, auch bei den Abzugspercenten höher ſteigen 
könnte. 

Ich gehe nicht ſoweit, daß man jeder Behaup— 
tung eines Hausbeſitzers, der einfach ſagt, er habe 
große Hauserhaltungskoſten, auch ſofort Glauben 
beimeſſen und ſchon daraufhin auf höhere Abzugs— 
percente eingehen ſolle. Es iſt daher mein Antrag in 
dieſer Beziehung ganz beſtimmt; es muß nach— 
gewieſen ſein, daß die Erhaltungskoſten höhere Aus— 
lagen erfordern, und ich glaube daher im Namen 
der Minorität den Antrag, wie er gedruckt vorliegt, 
empfehlen zu können. Nur muß ich mir die Bemer— 
kung erlauben, daß der Antrag, wie er dem Berichte 
beigedruckt erſcheint, allerdings nicht vollſtändig in 
den übrigen Theil des Paragraphes paßt und daß 
es nothwendig wurde, ein paar ganz kleine ſtiliſtiſche 
Aenderungen in dem gedruckten Theile anzubringen. 
Es foll nämlich hinter der von uns- beantragten Ein- 
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ſchaltung anſtatt „kann“ lauten „hat“; ftatt „von 
der Steuerbehörde“ und „von der Bezirks- oder 
Ortscommiſſion“ ſoll es lauten „die Steuerbehörde“ 
und „die Bezirks- ober Ortscommiſſion“, das Wort 
„Eigenthumsbeſchränkungen“ iſt durch den Ausdruck 
„Umſtände“ und die Worte „bewilligt werde“ durch 
„zu bewilligen“ zu erſetzen. 

Der ganze Abſatz 4 würde alſo nach unſerem 
Antrage lauten (liest) : 

„4. Bei Gebäuden, deren Eigenthümer 
nicht zugleich Eigenthümer der Bauarea 
ſind, oder welche gegen einen Demolirungs— 
revers erbaut wurden, oder welche durch die 
eigenthümliche Ortsbeſchaffenheit, durch die 
Lage, ihren Bauzuſtand oder Benützungs— 
weiſe erheblich größere Auslagen für ihre 
Erhaltung erfordern, hat in Orten, in wel— 
chen die Steuer nach dem Zinsertrage be— 
meſſen wird, die Steuerbehörde auf Grund 
der unter Beiziehung von Gemeindevertre— 
tern vorgenommenen commiſſionellen Er— 
hebungen über den Umfang und die Trag— 
weite der vorgedachten Umſtände, in allen 
übrigen Orten die Bezirks- oder Ortscom— 
miſſion die Abrechnung der Erhaltungs- 
und Amortiſationskoſten bis zu 50 Percent 
des Bruttozinſes, beziehungsweiſe Nutzungs- 
werthes, zu bewilligen.“ 

Ich wiederhole, daß die weiteren Aenderungen, 
ſoweit ſie nicht gedruckt vorliegen, rein ſtiliſtiſcher 
Natur ſind. Ich bitte aber den Herrn Präſidenten, 
den Antrag in dieſer Faſſung zur Abſtimmung zu 
bringen. 


Präſident (den Vorsilz wieder übernehmend) : 
Der Herr Berichterftatter der Minorität hat in Betreff 
des Antrages zu Abſatz 4 des $. 24 einiger Aende— 
rungen, welche rein ſtiliſtiſcher Natur ſind, erwähnt; 
dieſelben bedürfen als ſolche keiner Unterſtützung. 

Als Redner haben fid) gemeldet Dr. Dinſtl, 
Dr. Bareuther, Dr. v. Plener, Pfeifer, 
Auſpitz. Ich ertheile dem Herrn Dr. Dinſtl das 
Wort. 


Abgeordneter Dr Dinſtl: Es wurde im Laufe 
der Berathung des Geſetzes wiederholt darauf hin— 
gewieſen, daß diejenigen Orte, welche dermalen der 
ſogenannten ausgedehnten Hauszinsſteuer unter— 
liegen, diejenigen ſind, welche durch den vorliegenden 
Geſetzentwurf am härteſten getroffen werden. Bis 
jetzt haben dieſelben 20 Percent von der Brutto— 
einnahme abzüglich der 30 Percent für die Erhal— 
tungskoſten gezahlt, während die Städte, welche der 
urſprünglichen Hauszinsſteuer unterliegen, 26% Ber: 
cent abzüglich 15 Pereent für die Erhaltungskoſten 
bezahlen. Es iſt nun die Beſorgniß bei jenen Orten 
kaum eine ungegründete, daß ſchon das Percent der 


4453 


Stenographisches Protokoll. 


Haus der Abgeordneten. — 


VIII. Seſſion. 128. Sitzung, 


am 12. März 1875. 


Anhalt: 


Abweſenheitsanzeige. 
Petitionen. 


Erſte Leſung der Regierungsvorlage, betreffend den 
Geſezentwurf über die Regiſtrirung der Seehan— 
delsſchiffe (367 der Beilagen — Zuweiſung an 
einen aus den Abtheilungen zu wählenden Aus— 
ſchuß). | | 


Zweite Leſung des Geſetzentwurfes über das Gebäude— 
ſteuergeſez (294 der Beilagen — Schluß ber 
Specialdebatte — Erledigung darauf bezüglicher 
Petitionen). 


Wahl des Ausſchuſſes von fünfzehn Mitgliedern zur Vor— 
berathung des Antrages des Abgeordneten Dr. 
Menger und Genoſſen, betreffend die Beſchließung 
eines Incompatibilitätsgeſetzes. 


Interpellation des Abgeordneten Freiherrn v. Zſchock 
und Genoſſen bezüglich eines dem Lande Steier— 
mark zu gewährenden Darlehens. 


Antrag des Abgeordneten Freiherrn v. Scharſchmid 
und Genoſſen, betreffend die Abänderung des 8.4 
des Geſetzes vom 24. Mai 1869 über die Rege— 
lung der Grundſteuer (376 der Beilagen). 


Beginn der Sitzung: 11 Uhr 20 Minuten. 


Vorſitzender: Präſident Dr. Rechbauer, theil— 
weiſe Vicepräſident Dr. Vidulich. 

Schriftführer: Gierowski, Auſpitz, Dr. Ba⸗ 
reuther, Dr. Razlag. 


Auf der Miniſterbank: Miniſterpräſident Fürſt 
Adolf Auersperg, Juſtizminiſter Dr. Glaſer, Miniſter 


Dr. Unger, Ackerbauminiſter Ritter v. Chlumecky, 
Finanzminiſter Freiherr de Pretis, Miniſter Dr. 
Ziemialkowski. 


Auf der Bank der Regierungsvertreter: 
Sectionsrath im Finanzminiſterium Emil Chertek. 


Präſident: Ich erkläre die Sitzung für 
eröffnet. 

Gegen das Protokoll der Sitzung vom 
10. d. M. wurde keine Einwendung erhoben, dasſelbe 
iſt ſomit genehmigt. 

Das Protokoll der geſtrigen Sitzung 
liegt im Bureau zur Einſicht auf. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Dürrnberger ift 
als unwohl gemeldet. 

Vertheilt wurden heute: Die Ausſchußberichte 
über die Regierungsvorlage, betreffend die Umwand— 
lung der Maß- und Gewichtsſätze in metriſches Maß 
und Gewicht und die Gründung eines allgemeinen 
Poſtvereines; über die Anträge der Abgeordneten 
Steudel, Dr. Roſer und Genoſſen, betreffend die 
Hintanhaltung der Vertheuerung der Mineralkohle, 
und über die Petitionen bon Beamten wegen Einrei— 
hung in die bezüglichen Rangsclaſſen. 

Ich bitte um Verleſung des weſentlichen Jn- 
haltes der eingelaufenen Petitionen. 


Schriftführer Gierowski (liest): > 

„Petition der Gemeindevertretung Altmünſter, 
Bezirk Gmunden im Kronlande Oberöſterreich, um 
Erwirkung des ehebaldigen Zuſtandekommens der 
Salzkammergutbahn und Errichtung eines Bahnhofes 
in Altmünſter (überreicht durch Abgeordneten Dr: 
Edlbacher)." 

„Petition der nichtſtabiliſirten Grundſteuer⸗ 
ſchätzungs- und Vermeſſungsbeamten des Kronlandes 
Kärnten um Gleichſtellung derſelben mit den defi- 
nitiv angeſtellten Staatsbeamten (überreicht durch 
Abgeordneten Petritsch)." 

„Petition der Inſpection der deutf-ifracliti- 
ſchen Knaben- und Mädchenhauptſchule in Brody 
um Bewilligung einer Subvention aus Staatsmitteln 
für die deutſch-iſraelitiſche Knaben- und Mädchen— 
hauptſchule in Brody (überreicht durch Abgeordne- 
ten Ritter v. Kallir).” 

„Petition des Alexander Grafen Branicti, 
Berge und Hüttenwerksbeſitzers und Bruderladen— 


270 


4454 Haus ber Abgeordneten. — 128. Sitzung der 8. Seffion am 12. März 1875. 


vorſtandes zu Sucha in Galizien, wegen Befreiung 
des Bruderladeneinkommens von der Einkommen— 
ſteuer (überreicht durch Abgeordneten Dr. Ryd- 
vowski).“ 


Präſident: Ich werde dieſe Petitionen 
den betreffenden Ausſchüſſen zuweiſen. 

Wir gehen nun zur Tagesordnung über. 

Der erſte Gegenſtand derſelben iſt die erſte 
Leſung der Regierungsvorlage, betref— 
fend den Geſetzentwurf über die Regiſtri— 
rung der Seehandelsſchiffe (267 der Bei- 
lagen). 

Wünſcht Jemand in Bezug auf die formelle 
Behandlung dieſer Vorlage das Wort? (Niemand 
meldet sich.) Wenn kein folder formeller Antrag 
geſtellt würde, ſo würde dieſe Vorlage einem aus 
den Abtheilungen zu wählenden Aus 
ſchuſſe zuzuweiſen fein. (Nach einer Pause:) 
Ein Antrag in Bezug auf die formelle Behandlung 
dieſer Regierungsvorlage iſt nicht geſtellt worden, 
es hat daher die Vorberathung derſelben in einem 
von den Abtheilungen gewählten Ausſchuſſe zu er 
folgen, und ich erſuche zu dieſem Behufe die Herren, 
ſich in den bezüglichen Abtheilungsloca— 
litäten zu verſammeln, wo eine jede Ab— 
theilung ein Ausſchußmitglied wählen 
wird. 

Der nächſte Gegenſtand iſt die Wahl des 
Ausſchuſſes von 15 Mitgliedern zur Vor— 
berathung des Antrages des Abgeord— 
neten Dr. Menger und Genoſſen, betref— 
fend die Beſchließung eines Incompa— 
tibilitätsgeſetzes. 

(Abgeordneter Dr. v. Perger meldet sich 
zum Worte.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. v. Berger hat 
das Wort. 


Abgeordneter Dr. v. Perger: Ich würde 
beantragen, diefe Wahl ſpäter vor zu— 
nehmen, weil eine Einigung über die Perſonen 
der zu Wählenden noch nicht erfolgt iſt. 


Präſident: Ich würde aber dennoch bitten, 
daß die Herren ſich diesfalls rechtzeitig verſtändigen, 
damit wir nicht nochmals dieſen Gegenſtand, der 
bereits zweimal auf der Tagesordnung ſtand, auf 
die nächſte Sitzung verſchieben müſſen. Ich werde 
die Wahl am Schluſſe der Sitzung vornehmen 
laſſen. (Zustimmung. ) 

Der nächſte Gegenſtand iff bie Forte 
fegung der Specialdebatte über das 
Gebäudeſteuergeſetz (294 der Beilagen). 

Es find geftern dem Ausſchuſſe mehrere Ane 
träge zu $. 24 mit dem Auftrage, in eine neuerliche 
Berathung einzugehen und darüber dann Bericht zu 


erstatten, zugewieſen worden. Der Herr Bericht— 
erſtatter wird jetzt dieſe Berichterſtattung vor— 
nehmen. Ich lade denſelben ein, die Verhandlung 
darüber einzuleiten. 
Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer (von 
der Tribiine): Von den Anträgen, welche geſtern 
dem Ausſchuſſe zugewieſen wurden, hat der Ausſchuß 
fid) jenem des Herrn Abgeordneten Freiherrn v. Gir 
denus, der bloß eine ſtiliſtiſche Verbeſſerung ift, ange: 
ſchloſſen; ebenſo hat er den Antrag des Herrn Ab— 
geordneten Auſpitz und den erſten Antrag des 
Herrn Abgeordneten Dr. Dinſtl zu dem ſeinigen 
gemacht, dagegen den zweiten Antrag des Herrn 
Abgeordneten Dr. Dinſtl und jenen des Herrn 
Abgeordneten Pfeifer abgelehnt. Es würde daher 
das erjte Alinea des 8. 24 nach dem jetzigen Antrage 
des Ausſchuſſes folgender maßen lauten (liest) : 
„Der Abzug der Erhaltungs- und Amor— 
tiſationskoſten wird in jenen Orten, in wel— 
chen die Steuer nach dem Zinsertrage be— 
meſſen wird, nach dem von der Steuer 
behörde erſter Inſtanz zu erhebenden durch— 
ſchnittlichen Jahresbruttozinsertrage eines 
Gebäudebeſtandtheiles berechnet, und zwar 
für jene Gebäude, in welchen dieſer Durch— 
ſchnittszins 100 fl. erreicht oder überſteigt, 
mit 10 Percent, für Gebäude, in welchen 
dieſer Durchſchnittszins 45 fl. erreicht oder 
überſteigt und 100 fl. nicht erreicht, mit 
15 Percent, für Gebäude, in welchen dieſer 
Durchſchnittszins 25 fl. überſteigt und 
45 fl. nicht erreicht, mit 20 Percent, für 
Gebäude, wo er 5 fl. überſteigt und nicht 
höher als 25 fl. iſt, mit 25 Percent, endlich 
für jene Gebäude, in welchen derſelbe ſich 
auf oder unter 5 fl. herausſtellt, mit 30 Per— 
cent vom Bruttozinſe.“ 


Präſident: Der Steuerreformaus ſchuß 
ſtellt nun nach vorgenommener Berathung aller 
geſtern von den verſchiedenen Herren Abgeordneten 
geſtellten Abänderungsanträge folgenden Antrag 
zum erſten Abſatze des 8. 24: (Wiederholt den- 
selben.) 

Ich erwähne nur, daß die Debatte über 
8. 24 geſchloſſen ijt und jetzt nur der neue 
Antrag Gegenſtand einer weiteren Debatte 
ſein kann. ; 

(Abgeordneter Freiherr v, Tinti meldet sich 
zum Worte.) „i A 

Ich ertheile dem Herrn Baron Tinti das 
Wort. 


Abgeordneter Freiherr v. Tinti: Ich kann 
mich mit dem Antrage des Steuerreformausſchuſſes 
zu S. 24, was die Veränderung des Abzugspercentes 
betrifft, nicht einverſtanden erklären, und zwar nicht 


einverstanden erklären mit der Verringerung des 
Abzugspercentes bei einem Bruttozinsertrage von 
100 fl., wodurch eine ganz neue, bisher nicht gekannte 
Kategorie geſchaffen wird; ich kann mich nicht ein— 
verſtanden erklären mit der Erhöhung des Brutto— 
zinsertrages für bie Mittelkategorie von 15 auf 
28 fl. 

Es war unzweifelhaft bisher die Tendenz des 
Steuerreformausſchuſſes und auch des hohen Hauſes 
bezüglich der Gebäudeſteuer, die thunlichſte Erleich— 
terung eintreten zu laſſen, zum mindeſten beſtrebt 
zu ſein, daß die Gebäudeſteuerträger in Hinkunft 
nicht ſchwerer belaſtet ſein ſollen, als ſie es bisher 
wären. 

Man war in dieſer Beziehung beſtrebt, beim 
8.18, bei der Nutzwerthſteuer, in den unterſten Kate— 
gorien die Minimalziffer fo tief zu ftellen, daß, ob- 
(don gegen die Hausclaſſenſteuer und ihre Höhe bis- 
her keine gerechte Beſchwerde vorliegt, deſſenungeachtet 
die Steuerträger der unterſten Kategorien der künf— 
tigen Nutzwerthſteuer aller Wahrſcheinlichkeit nach 
einem geringeren Steuermaße unterzogen ſein wer— 
den, als heute nach der Hausclaſſenſteuer. 

Ich finde es auch noch billig, daß man beſtrebt 
iſt, jene Mittelkategorie, welche derzeit mit einem 
Minimalertrage von 15 fl. per Wohnbeſtandtheil 
bezeichnet iſt, etwas weiter auszudehnen, weil die 
Beſorgniß beſteht, daß, wenn wir dieſen Satz von 
15 fl. ſtehen laſſen, möglicherweiſe die kleineren 
Landſtädte, die Zinsorte auf dem Lande, einer höhe— 
ren Belaſtung als heute unterzogen werden dürften. 

Ich habe alſo gegen die Erhöhung des Be— 
trages über 15 fl. im Allgemeinen nichts einzu— 
wenden. Allein daß man eine neue Kategorie ſchafft, 
daß man gerade für die größten Städte und für die 
höchſtbeſteuerten Hausbeſitzer eine Kategorie ſchafft, 
die man bisher nicht gekannt hat, nach welcher bei 
einem Durchſchnittszinſe von 100 fl. per Wohn— 
beſtandtheil das Abzugspercent auf 10 Percent 
herabgeſetzt wird, damit kann ich mich wahrhaftig 
nicht einverſtanden erklären; denn dies heißt ſo viel, 
als man geht unter das heute, ſeit der Exiſtenz der 
Hauszinsſteuer, beſtehende Abzugspereent von 
15 Percent für die großen Städte herab, und ich 
habe dabei nicht bloß meine Vaterſtadt Wien im 
Auge, ſondern derartige Häuſer werden in anderen 
größeren Provinzialſtädten auch vorkommen. 

Der Steuerreformausſchuß hat gegenüber der 
Regierungsvorlage nur einen Act der Billigkeit 
dadurch ausgeübt, daß er nicht mehr den Durch— 
ſchnittszins nach Orten, ſondern individuell nach 
Gebäuden auffaßt. In Folge deſſen hätten es in 
jenen großen Städten, wo der Durchſchnittszins des 
ganzen Ortes 45 fl. beträgt, jene Hausbeſitzer, bei 
denen ſpeciell bezüglich ihrer Gebäude der Durch— 
ſchnittszins nicht 45 fl. beträgt, beſſer, als ſie es 
bisher hatten. Sie werden dadurch nämlich ein 
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höheres Abzugspercent in Anſpruch nehmen können, 
und dies iſt gerecht und billig. Dagegen will man 
bei den höchſtbeſteuerten Hausbeſitzern das ihnen 
feit Jahren zugeſtandene Abzugspercent von 15 Bere 
cent auf 10 Percent herabſetzen und ſie dadurch 
entſchieden ſchlechter ſtellen, als es heute der Fall iſt. 


Ich glaube, daß dazu bei der Hauszinsſteuer, 
welche bekanntlich ohnehin ſehr drückend iſt, kein 
Anlaß vorliegt. Ich möchte mich daher zunächſt gegen 
die Schaffung einer neuen Kategorie ausſprechen, 
und in dieſer Beziehung bei dem früheren Ausſchuß— 
antrage beharren, daß nämlich der Abzug von 
15 Percent bei jenen Gebäuden ſtattfinde, wo der 
Durchſchnittszins 45 fl. erreicht oder überſteigt. 


Was die Mittelkategorie betrifft, habe ich ſchon 
früher erwähnt, daß ich gerne bereit bin, dem An— 
trage zuzuſtimmen, beziehungsweiſe einen Antrag 
zu ſtellen, wodurch dieſe Mittelkategorie bei einem 
Durchſchnittszinſe von 15 fl. erhöht wird. Allein nach 
dem Ausſchußantrage wird hier ein Sprung von 
15 auf 25 fl. gemacht, und das iſt, meine Herren, 
eine Erhöhung um zwei Fünftel, die mir zu weit— 
gehend erſcheint; da muß ich in der That wieder 
fürchten, daß dies einen nicht unbedeutenden Aus— 
fall in der Steuer geben dürfte. 

Ich glaube daher, daß man, wenn man die 
rechte Mitte einhält, auch das Rechte treffen wird, 
und ich möchte überhaupt nicht die Landſtädte — 
weil ſie Landſtädte ſind — deßhalb ſo mäßig behan— 
deln. Wir beſitzen Landſtädte, die zu gleicher Zeit 
induſtrielle Orte ſind und einen ganz hübſchen Zins— 
ertrag haben und überhaupt in guten Zinsverhält— 
niſſen ſich befinden. Ich ſehe daher nicht ein, warum 
wir dort eine beſondere Begünſtigung eintreten laſſen 
ſollen. | 
Ich möchte mir daher den Antrag erlauben: 
8. 24 habe zu lauten (lest): 

„Der Abzug der Erhaltungs- und Amor— 
tiſationskoſten wird in jenen Orten, in 
welchen die Steuer nach dem Zinsertrage 
bemeſſen wird, nach dem von der Steuer— 
behörde erſter Inſtanz zu erhebenden durch— 
ſchnittlichen Jahresbruttozinsertrage eines 
Gebäudebeſtandtheiles, und zwar für jene 
Gebäude, in welchen dieſer Durchſchnitts— 
zins 45 fl. erreicht oder überſteigt, mit 
15 Percent, für Gebäude, wo er 20 fl. über- 
ſteigt und 45 fl. nicht erreicht, mit 20 Pere 
cent, für Gebäude, wo er 5 fl. überſteigt und 
nicht höher als 20 fl. iſt, mit 25 Percent, 
endlich für jene Gebäude, in welchen der— 
ſelbe ſich auf oder unter 5 fl. herausſtellt, 
mit 30 Percent von dem Bruttozinfe bes 
rechnet.“ 

Ich würde dieſen Antrag als einen billigen 
Ihrer Annahme empfehlen. 
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Práfident: Der Herr Abgeordnete Freiherr 
v. Tinti ſtellt folgenden abändernden Antrag: 
(Wiederholt denselben) Ich erſuche jene Herren, 
welche dieſen Antrag unterſtützen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Der Antrag ift hinreichend unter: 
jt i b t. 

(Abgeordneter Dr. Kronawetter meldet sich 
zum Worte, ) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter hat 
das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Ich kann 
den Ausführungen und dem Antrage meines un— 
mittelbaren Herrn Vorredners nur vollkommen bei— 
ſtimmen. Ich ſehe in dem Antrage des Ausſchuſſes 
eine große Ungerechtigkeit, welche den größeren 
Städten zugefügt wird gegenüber den großen Be— 
günſtigungen, welche die Landbevölkerung durch 
dieſes Geſetz genießt. 

Ich halte die Ziffern, welche die Majorität des 
Ausſchuſſes als Minimalſätze für die der Nutzwerth— 
ſteuer unterliegenden Häuſer der Landbevölkerung 
beantragt hat, für ſolche, die nach meiner Erfahrung 
ohnedem in gar keinem Verhältniſſe zu den wirk— 
lichen Erträgniſſen ſtehen, welche auf dem Lande für 
Wohnungen eingehoben werden. Bedenkt man dazu, 
daß in den Städten, wo die Zinsfaſſion eingeführt 
iſt, der Hauseigenthümer auch nicht einen einzigen 
Heller von dem Zinſe zu verſchweigen in der Lage 
iſt, welchen er wirklich bezieht, während auf dem 
Lande — ich bin davon überzeugt — die Gomm: 
ſionen bei der Einſchätzung des Nutzwerthes der Ge— 
bäude gerade ſo vorgehen werden, wie diejenigen, 
welche die Erträgniffe von Grund und Boden eine 
ſchätzen und die Beſitzer von Häuſern auf dem Lande 
von dem nach den Minimalſätzen angenommenen 
Nutzwerthe ohnehin noch einen Abzug bis zu 30 Per— 
cent genießen, ſo ſcheint mir dieſen Verhältniſſen der 
Landbevölkerung gegenüber die Bedrückung, die jetzt 
auf die großen Städte gelegt wird, eine geradezu 
unerhörte zu fein, (Bravo!) Ich will das ſogleich 
näher begründen. 

Man ſagt, die Gebäude auf dem Lande hätten 
ſo rieſige, ſo enorme Aufwandskoſten in einem Jahre. 
Die Herren, welche das behaupten, müſſen wohl gar 
nicht wiſſen, wie viel ein Wiener Hausherr für Er— 
haltungskoſten ausgeben muß. Er muß ſein Haus 
in einem viel comfortableren und anſtändigeren 
Zuſtande erhalten, als es die Hütten ſind, die auf 
dem Lande exiſtiren, und der Geſchäftsmanu, der ihm 
das Haus in Wien reparirt, begehrt einen ganz 
anderen Preis als der Bauer aufwendet, welcher 
ſeine Hütte meiſt ſelbſt reparirt. Der nimmt ſich in 
zehn Fällen gar keinen Geſchäftsmann auf, er beſſert 
ſich das Strohdach und den Rauchfang ſelbſt aus, und 
das Holz bekommt er gewöhnlich auf eine ſehr billige 
Weiſe zur Reparatur ſeines Hauſes. 


Ich will noch erwähnen, daß wir in Wien eine 
Bauordnung haben, die ganz andere Anforderungen 
an unſere Gebäude ſtellt, als ſie an die Gebäude auf 
dem Lande geſtellt werden; da werden keine ſo höl— 
zernen Häuſer, keine ſo miſerablen Dächer, keine ſolche 
Höhlen geſtattet, wie man ſie auf dem Lande findet; 
bei uns müſſen die Gebäude nach viel ſtrengeren 
Grundſätzen gebaut und in dieſem guten Zuſtande 
erhalten werden. Bei uns in Wien exiſtirt eine ſtrenge 
Bauauſſicht, und wenn das Mindeſte vorkommt, fo 


erhält der Hausherr von der politiſchen Behörde 


ſofort den Auftrag, gemäß der Bauordnung bie Her: 
ſtellungen zu machen. 

Was muß der Hausherr in Wien aber zahlen 
für Erhaltung ſeines Hauſes! Es iſt kein Vergleich 
mit dem, was der Hausherr auf dem Lande für ſolche 
Dinge zahlt. Was muß der Hausherr in Wien zahlen 
für jene Gebäude, wo der Wohnungszins durch— 
ſchnittlich 100 fl. per Gebäudetheil abwirft? Was 
zahlt er für die Malerei in ſeinem Hauſe, was für 
Figuren, Statuen 2c.? Was foftet ihm die alljährliche 
Ausbeſſerung des Gebäudes? Schauen Sie, wie die 
Häuſer in den vornehmen Theilen von Wien daſtehen! 
Bedenken Sie, was an Aſſecuranz, für die Gas— 
beleuchtung, für die Waſſerleitung, für Gewölbe— 
wache, für Malereien auf Stiegen und Gängen, für 
die Hausadminiſtration, für Auslagen bei Kündigung 
von Miethen, für Canalräumer, für Ziegeldecker, 
für Rauchfangkehrer u. f. w. aufgeht. Erfordert ein 
Gebäude auf dem Lande vielleicht auch ſolche Aus— 
lagen? 

Man muß eben in Erwägung ziehen und be— 
denken, daß die Reparaturen auf dem Lande, wenn 
ſie auch noch ſo nothwendig ſind, nicht vorgenommen 
werden, und wenn dies doch geſchieht, in ſehr ſtümper— 
hafter Weiſe gewöhnlich vom Eigenthümer ſelbſt, 
und gewiß mit often, welche in leinem Verhältniſſe 
ſtehen zu dem, was Reparaturen in der Stadt koſten. 

Wie dieſen Verhältniſſen gegenüber der Aus— 
ſchuß gerade für die Städte noch etwas herabſtreichen 
kann von den 15 Percent, welche ohnehin die 
Minimalſätze ſind gegenüber den 30 Percent auf 
dem Lande, und wie er den großen Städten, nament- 
lich Wien, damit noch etwas hinaufgeben kann, bee 
greife ich nicht. Ich kann daher nur für den Antrag 
des Herrn Abgeordneten Baron Tinti ſtimmen. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Din ftl 
hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Dienſtl: Ich habe mich zum 
Worte gemeldet, um nur einige wenige Bemerkungen 
gegenüber den Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Dr. Kronawetter zu machen. 

Ich glaube, der geehrte Herr Abgeordnete be— 
findet fid) offenbar im Irrthume, wenn er annimmt, daß 
der Antrag des Herrn Abgeordneten Baron Tinti 


| 
| 
| 
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der Stadt Wien günftiger fei, als die Anträge des 


Ausſchuſſes, mit Ausnahme des erſten Theiles. 


Der Antrag des Herrn Abgeordneten Freiherrn 


v. Tinti zerfällt in zwei Theile. Er will nämlich 


nicht haben, daß noch eine höhere Claſſe gebildet 


werde, bei welcher ein geringeres Abzugspercent bez 
willigt werden ſoll. Dieſer Antrag des Herrn Abge— 


ordneten Freiherrn v. Tinti iſt allerdings der Stadt 


Wien ungünſtiger. Was aber die weiteren Anträge 
desſelben betrifft, ſo ſind ſie der Stadt Wien un— 
günſtiger als jene, welche der Ausſchuß gebracht hat. 


Denn der Herr Abgeordnete Tinti will bei jenen 


Gebäuden, welche zwiſchen 15 und 20 fl. Reinertrag 
per Hausbeſtandtheil abwerfen, einen höheren Abzug 
geftatten, während nach dem Antrage des Ausſchuſſes 
dies bei den zwiſchen 15 und 25 fl. der Fall iſt. 
Dies hat aber auf alle Städte Anwendung, wo die 
Hauszinsſteuer eingehoben wird, alſo auch auf Wien. 

Der Abſatz 1 handelt überhaupt nicht von Ge— 
bäuden, wo der Nutzwerth verſteuert wird, ſondern von 
den Gebäuden, von welchen die Steuer von der Haus— 
zinsſteuer eingehoben wird. 

Ich möchte mir aber auch gegenüber dem An— 
trage des Herrn Baron Tinti, infoferne er ben Uug- 
ſchußantrag abändert, zu bemerken erlauben, daß ich 
es nicht mit dem Principe der Gerechtigkeit überein, 
ſtimmend finde nun plötzlich zu einer ſo bedeutenden 
Verminderung der Abzugspercente gegenüber den 
Landſtädten zu ſchreiten. Früher hatten wir einen 
Abzug von 30 Percent, nach dieſer Vorlage aber, 
wenn ſie durchgeführt wird, wird der Abzug ver— 
mindert; Herr Baron Tinti will aber dieſen Abzug 
noch weiter vermindern. Ich glaube daher darauf 
einrathen zu follen, dem Antrage des Ausſchuſſes riid- 
ſichtlich der weiteren Aenderungen zuzuſtimmen, will 
aber darüber, was den erſten Antrag des Herrn 
Abgeordneten Freiherrn v. Tinti betrifft, nämlich, 
daß keine weiteren Claſſen gemacht werden ſollen 
für jene Häuſer, welche einen Reinertrag von 
100 Percent per Hausbeſtandtheil abwerfen, nicht 
in eine Auseinanderſetzung eingehen, möchte aber den 
Herrn Präſidenten bitten, eine getheilte Abſtim— 
mung des Ausſchußantrages vorzuneh— 
men, und zwar in der Richtung, daß über die erſte 
Beſtimmung, nämlich für jene Häuſer, welche ein 
Reinerträgniß über 100 fl. haben, geſondert abge— 
ſtimmt werde. 

(Abgeordneter Auspitz meldet sich zum 
Worte.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Auſpitz 
hat das Wort. 


Abgeordneter Auſpitz: Ich möchte mir, nach— 
dem die Debatte durch die Aeußerungen des Herrn 
Abgeordneten aus der Joſefſtadt einen gewiſſen loca— 
len Charakter angenommen hat, als ob es ſich nur 
um die Stadt Wien handeln würde, zur Klarſtellung 


der Situation die perſönliche Bemerkung erlauben, 
daß ich ein geborener Wiener und Wiener Hausbeſitzer 
bin. Ich glaube trotzdem, daß ſich der Antrag des 
Ausſchuſſes zur Annahme empfiehlt und der Gerech— 
tigkeit entſpricht und möchte mir noch erlauben, kurz 
jene Argumente zu beleuchten, welche gegen denſel— 
ben vorgebracht worden ſind. 

Der Herr Abgeordnete Freiherr v. Tinti hat 
hervorgehoben, daß man bei der Reform der Ge— 
bäudeſteuer grundſätzlich von der Intention aus: 
gegangen ſei, nicht eine Steigerung der Laſten zu 
bewirken, ſondern wo es thunlich iſt, eine Abände— 
rung der beſtehenden Laſten zu erreichen. Nun, es 
mag ſein, daß dieſe Intention obgewaltet hat, 
ich will dies nach keiner Richtung hin in Abrede 
ſtellen; was ich mir aber zu bemerken erlauben muß, 
iſt, daß dieſe Intention, wenn ſie beſtanden hat, 
für eine große Kategorie von Gebäudeſteuerpflichti— 
gen durchaus nicht wird erreicht werden, ſondern daß 
im Gegentheile die Annahme dieſes Geſetzes für eine 
große Kategorie von Gebäudeſteuerpflichtigen nicht 
eine Erleichterung, ſondern eine Erſchwerung bedin— 
gen werde, und zwar gerade für jene Kategorie von 
Steuerpflichtigen, welche nicht zu denjenigen gehören, 
denen eine Steigerung der Laſt leicht fallen würde; 
es iſt das nämlich die ganze Kategorie der Gebäude— 
ſteuerpflichtigen in den Landſtädten. In den Land— 
ſtädten hat man bisher ein Abzugspercent von 
30 Percent gehabt; nach dem Ausſchußantrage ſoll 
dieſes Abzugspercent in Zukunft nur als Maximum 
gelten, und ſelbſt nach dem Antrage der Minorität, 
den der Herr Abgeordnete Dr. Schaup vertreten 
hat, ſoll über dieſes Maximum nur in Ausnahmsfällen 
hinausgegangen werden dürfen; in viellen Fällen 
wird aber das Abzugspercent weniger als 30 Per— 
cent, es wird 25, 20 Percent, ja vielleicht nur 
15 Percent in den kleinen Städten betragen. 

Es wird, wenn ſelbſt der Steuerſatz im Allge— 
meinen ſo ausfallen würde, wie er heute für die 
kleinen Städte gilt, nämlich 20 Percent, dennoch 
durch die bloße Aenderung des Abzugspereentes 
eine Mehrbelaſtung der kleinen Städte erzielt wer— 
den; es wird dann auch zugleich mit dieſer Mehr— 
belaſtung der kleinen Städte, wenn wirklich ein 
Steuerſatz von 20 Percent für die ganze Monarchie 
angenommen werden ſollte, eine bedeutende Erleich— 
terung der großen Städte erzielt werden. 


Wenn nun vom Herrn Abgeordneten Freiherrn 
v. Tinti geſagt worden ijt, daß durch den Ausſchuß— 
antrag ein neues Abzugspercent von 10 Percent 
eingeführt werden ſoll, welches bisher nicht beſtanden, 
daß dies daher gegen die Stabilität im Steuerweſen 
verſtoße, ſo widerlegt ſich — wie ich glaube — dieſe 
Einwendung dadurch, daß man kein Bedenken ge— 
tragen hat, die Höhe des Abzugspercentes, welches 
für die kleinen Städte bisher ſeit Jahrzehnten ge— 
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golten hat, zu verändern, und zwar in dem Sinne, 
daß eine Mehrbelaſtung erzielt ward. 

Das gewichtige Argument, welches für die Einfüh 
rung des 10percentigen Abzugspercentes für Häuſer, 
welche einen hohen Miethertrag abwerfen, geltend ge— 
macht werden kann, das Argument, daß bei dieſen 
Häuſern der weitaus größte Theil des Zinsertrages 
nicht auf die Verzinſung des Baucapitales, ſondern auf 
die Verzinſung des Grundcapitales entfällt, daß aber 
nur das Gebäudecapital der Erhaltung und Amor— 
tiſation bedarf, während das Grundcapital deſſen 
durchaus nicht bedarf, dieſes Argument iſt weder 
berührt und noch weniger widerlegt worden. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter 
hat eine Reihe von Argumenten angeführt, welche 
dafür ſprechen follen, daß die Belaſtung des grof- 
ſtädtiſchen Hausbeſitzers nicht geſteigert werden dürfe, 
weil dieſer ohnehin große Laſten habe, da er durch 
die ſtädtiſche Bauordnung gezwungen iſt, die Ge— 
bäude äußerſt jolid aufzuführen, weil er weiters für 
Gasbeleuchtung, Waſſerleitung, Gewölbewache große 
Soften habe. 

Ich muß geſtehen, alle Argumente, welche der 
Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter gegen 
meinen Antrag, beziehungsweiſe gegen den Aus— 
ſchußantrag angeführt hat, ſprechen auf das aller 
entſchiedenſte für denſelben. Wenn die Gebäude in 
den Städten in Folge der Bauordnung viel ſolider 
gebaut werden als auf dem Lande, ſo iſt es hiervon 
eine nothwendige Conſequenz, daß ſie weniger an 
Erhaltung und Amortiſation beanſpruchen, als auf 
dem Lande. Wenn der Hausbeſitzer in der größten 
Stadt für die Gewölbewache etwas zahlen muß, muß 
ich ſagen, daß ich, der ich beide Eigenſchaften, die eines 
großſtädtiſchen Hausbeſitzers und ländlichen Fabriks— 
unternehmers, in mir vereinige, für meine Fabrik 
auf dem Lande gerade den doppelten, dreifachen 
Betrag zahlen würde, der hier für die Gewölbe— 
wache u. ſ. w. entfällt, wenn man dadurch auch jenen 
Grad der Sicherheit der Perſon und des Eigen— 
thums erreichen könne, den man in der Stadt genießt 
und auf dem Lande leider durchans nicht genießt. 

Alle dieſe Momente ſprechen eben, wie geſagt, 
für die Annahme des Antrages und durchaus nicht 
gegen denſelben. 

Ich erlaube mir nur noch auf einen Punkt 
hinzuweiſen, welcher ebenfalls für die Annahme des 
Antrages ſpricht. Es hängt die Normirung eines 
niedrigen Abzugspercentes von dem Durchſchnitts— 
zinsertrage ab, welcher auf einen Gebäudetheil 
entfällt. Je größer die Anzahl der Gebäudetheile iſt, 
deſto kleiner wird der Zinsertrag per Gebäudetheil 
entfallen. Es werden alſo die Gebäude mit kleinen 
Wohnungen, mit zahlreichen, aber kleinen Gebäude— 
beſtandtheilen günſtiger behandelt werden, als die 
Gebäude mit großen Wohnungen, mit großen 
Räumlichkeiten. Es werden alſo die Wohnungen des 


kleinen Gewerbeſtandes, des kleinen Handelsſtandes, 
wenn ſie ſelbſt in einem günſtigen Theile der Stadt 
gelegen ſind, nicht dieſer höheren Beſteuerung in 
Folge des geringen Abzugspercentes unterliegen, 
ſondern dieſe Mehrbelaſtung, wenn ſie überhaupt ſo 
genannt werden kann, wird nur auf jene Gebäude 
entfallen, in denen vorwiegend die Luxuswohnungen 
der Reichen ſich befinden. Die kleinen Wohnungen 
werden gar nicht berührt werden, im Gegentheile, 
ſie werden durch die Annahme dieſes Antrages eine 
Erleichterung erreichen, weil es durch die Annahme 
dieſes Antrages vielleicht möglich werden wird, das 
Steuerausmaß im Allgemeinen etwas herabzu— 
ſetzen. 

Ich glaube alſo, wenn der Herr Abgeordnete 
der Joſefſtadt das Intereſſe ſeiner Wähler vertritt, 
ſo muß er mit aller Entſchiedenheit für den Aus— 
ſchußantrag ſtimmen und durchaus nicht gegen 
denſelben, welcher ſeine Wähler gewiß nie be 
rühren wird, 


Präſident: Wünſcht noch Jemand über den 
Antrag des Ausſchuſſes das Wort? 
(Abgeordneter Dr. Heilsberg meldet sich,) 


Wort. 


Abgeordneter Dr. Heilsberg: Ich ſehe mich 
vorwiegend veranlaßt, zu Gunſten jenes Theiles des 
Ausſchußantrages zu ſprechen, welcher in Folge des 
Antrages des Herrn Abgeordneten Dr. Dinftl 
angenommen wurde. Es iſt bisher immer die Ten— 
denz bei der Steuerreform die geweſen, mindeſtens 
eine Ausgleichung in der Beſteuerung gegen die 
frühere Belaſtung zu finden. Man war ſogar viel— 
fad) beſtrebt, da, wo man ſich dem kleineren Steuer— 
träger gegenüber ſah, die bisherige Steuerlaſt, wie 
es auch thatſächlich durch den Beſchluß des hohen 


Hauſes bereits zur Geltung gekommen iſt, zu vere 


mindern. Hier nun gegenüber den kleinen Land— 
ſtädten und Märkten, welche letztere in vielen Ländern 
von gleicher Bedeutung, von gleichem Charakter 
ſind, wie in anderen Ländern die ſogenann ten 
Landſtädte. 

Dieſen gegenüber, ſcheint mir, tritt plötzlich 
eine Tendenz zu Tage, wie dies in der Oppoſition 
des Herrn Baron Tinti gegen den Antrag des 
Herrn Abgeordneten Dr. Dinſtl laut wurde, die 
dahin geht, gerade dieſe Orte unverhältnißmäßig 
mehr zu belaften, als es bisher immer der Fall 
geweſen iſt. 

Der Antrag des Ausſchuſſes, wie er heute vor— 
liegt und der eine Folge der Annahme des Antrages 
Dinſtl iſt, bezweckt nicht eine Vermin derung der 
bisherigen Belaſtung, ſondern nur Folgendes: Der 
urſprüngliche Ausſchußantrag hat eine Norm beliebt, 
welche die kleinen Landſtädte und Märkte in unver- 


Herr Abgeordneter Dr. Heilsberg hat das 


hältnißmäßig verſtärkter Weiſe belaſtet. Dieſe Ver- 
mehrung der Belaſtung ſchien nun ſowohl dem 
erſten Antragſteller, als auch in ſeiner letzten Be— 
rathung dem Ausſchuſſe nicht gerechtfertigt, und er 
iſt nur ſo weit in ſeinen Anträgen gegangen, daß er 
dieſe Mehrbelaſtung gemindert hat, daß aber noch 
immer eine Mehrbelaſtung gegenüber dem bis— 
herigen Stande zurückbleibt. 

Ich glaube daher, daß es ſich dem bisherigen 
Vorgange gemäß gewiß empfehlen würde, in einem 
Falle, wo ja der Antrag des Ausſchuſſes ſelbſt eine 
Mehrbelaſtung gegen früher, faſt einzig in dieſem 
Geſetze, acceptirt, und nur die allzu große Belaſtung 
etwas herabgemindert wiſſen will, dieſen gerechten 
und billigen Anſprüchen volle Rechnung zu tragen. 

Dieſe Gründe ſprechen, glaube ich, in allen 
Richtungen für den heute vom Ausſchuſſe geſtellten 
Antrag; ich erlaube mir daher denſelben auf das 
dringendſte zu empfehlen. (Bravo! Bravo!) 


Präſident: Wünſcht noch Jemand zu ſprechen? 

(Abgeordneter Dr. Kronawetter meldet 
sich.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Krona wetter 
hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Ich glaube 
nicht, erſt die Bemerkung vorausſchicken zu müſſen, 
daß ich die Intereſſen meiner Wähler mit ebenſo 
vieler Wärme vertrete, als der Herr Abgeordnete 
Auſpitz das Intereſſe der ſeinigen. 

Wenn ich mich in einem Punkte geirrt haben 
ſollte — und es ſcheint mir wirklich, daß der Antrag 
Tinti in ſeinem zweiten Theile für die kleineren 
Hausbeſitzer ungünſtiger wäre, als der Ausſchuß— 
antrag — ſo iſt dies nur dem Umſtande zuzu— 
ſchreiben, daß die beiden Anträge nicht ſchriftlich 
vorliegen und man beim Vortrage, der geſprochen 
wird, die Ziffern nicht ſo ſchnell mit einander ver— 
gleichen und combiniren kann. 

Es dürfte aber der Antrag des Ausſchuſſes 
nur für die Häuſer mit Gebäudebeſtandtheilen, die 
einen Zinsertrag von unter 100 fl. haben, gün— 
ſtiger ſein, als der Antrag des Herrn Abgeordneten 
Tinti. 

Auf die Aeußerung des Herrn Abgeordneten 
Auſpitz, daß meine Argumentation in Betreff der 
Erhaltungskoſten eines Gebäudes in Wien im Ber- 
gleiche zu den Erhaltungskoſten eines Gebäudes am 
Lande unrichtig iſt, will ich gar nicht erwidern; ich 
glaube, ſie wurde nicht widerlegt. Man muß nur auch 
in Betracht ziehen, daß die allerdings prächtigen 
Häuſer, wie ſie in Wien daſtehen, nicht immer ſchulden— 
und laſtenfrei ſind, daß ein Hausherr ein recht 
großes Haus daſtehen haben kann, das mit Hypo- 
theken überlaſtet iſt, und dem wird das recht gut 
thun, wenn anſtatt 10 Percent 15 Percent, wie dies 
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jetzt der Fall iſt, als Abzugspercente in Abrechnung 
kommen. 

Dies ſollte umſomehr der Fall ſein, als ja 
wiederholt von Seite der Regierung und des Aus— 
ſchuſſes betont wurde, man wolle durch das Gebäude— 
ſteuergeſetz keine Mehrbelaſtung der Steuerträger 
erzielen, es ſolle bei derſelben Belaſtung bleiben. 
Wenn man aber Jemandem, der ein Abzugspercent 
von 15 Percent bereits genießt, dasſelbe auf 
10 Percent herabſtreichen will, verſtehe ich nicht, wie 
da nicht eine Höherbelaſtung herauskommen ſoll. 

Kommt ſie aber heraus, iſt es unrichtig, daß 
durch das gegenwärtige Geſetz nicht eine Mehr— 
belaſtung der Staatsbürger beanſprucht wird, und es 
wäre dies mit dem oberſten Principe, von dem das 
Geſetz ausgeht, daß keine Mehrbelaſtung eintreten 
ſoll, in Widerſpruch. | 

Ich kann, glaube ich, meinen Anſchauungen 
dadurch am beſten gerecht werden, daß ich mich den 
Anträgen des Ausſchuſſes aceommodire, jedoch mit 
Auslaſſung jener Worte des Ausſchuß— 
antrages, wo es heißt: „und zwar für jene 
Gebäude, in welchen dieſer Durchſchnitts— 
zins 100 fl. erreicht oder überſteigt, mit 
10 Percent“. 

Ich würde den Herrn Präſidenten bitten, über 
Diefe Worte des Ausſchußantrages die Abſtim— 
mung ſeparat vorzunehmen. 

Präſident: Wünſcht noch Jemand zu ſprechen? 

(Abgeordneter Ritter v. Krxeezunowtez 
meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Ritter v. Krzeczuno- 
wiez hat das Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Krzeezunowiez: Der 
Herr Abgeordnete des achten Wiener Bezirkes meinte, 
daß die Herabminderung des Abzugspercentes für 
die ertragreichſten Häuſer dem, wie er meint, anges 
nommenen Grundſatze, daß eine Mehrbelaſtung der 
Steuerträger nicht eintreten ſolle, widerſpreche. 
Nun aber vergaß der Herr Abgeordnete, daß er 
gerade für die Herabminderung der Percente bei 
jenen Orten ſchon eingetreten iſt, wo die ausgedehnte 
Hauszinsſteuer beſteht, daß er ſomit auch für die 
Erhöhung der Steuergrundlage in dieſen Orten ein— 
getreten iſt und dafür geſtimmt hat. Wenn er für 
dieſe kleineren Orte gerecht findet, die Steuergrund— 
lage zu erhöhen, ſo weiß ich nicht, warum er ſich 
gerade ſträubt, die Steuergrundlage auch bei den 
ertragreichſten Gebäuden zu erhöhen, und darauf 
geht der gegenwärtige Antrag des Herrn Abgeord— 
neten Auſpitz, welchem fih der Ausſchuß anger 
ſchloſſen hat. | 

Meine Anſicht ijt bie, daß die 10 Percent für 
die ertragreichſten Häuſer in den großen Städten 
noch viel zu hoch ſind, wenn man für die kleinen 
Städte 20 und 25 Percent annimmt. Ich habe 
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ſchon in dem Minoritätsvotum dargeſtellt, welchen 
Einfluß auf das Verhältniß der Abzugskoſten zum 
Bruttoertrage ber Bauareawerth ausübt. Die 10 Per- 
cent, welche den ertragreichſten Häuſern zugeſtanden 
werden, ſind dem Thatbeſtande gegenüber ſchon 20, 
30 und 40 Percent von dem eigentlichen Baucapi— 
talsertrage, 

Ich kann daher nur für den Antrag des Herrn 
Abgeordneten Auſpitz und im Allgemeinen für den 
Ausſchußantrag ſtimmen. 


Salk Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort. 
(Abgeordneter Eduard Suess meldet sich zum 
Worte,) 
Der Herr Abgeordnete Eduard Sueß hat das 
Wort. 


Abgeordneter Eduard Sueß: Ich wünſche nur 


eine Bemerkung im Intereſſe der Stadt Wien hin 
zuzufügen. 

Ich bitte das hohe Haus denn doch zu über 
legen, wie ganz verſchieden die Zinsverhältniſſe in 
Wien von jenen am Lande und auf den kleineren Ort 


ſchaften ſind. Es iſt nicht richtig, glaube ich, wenn 


man ſagt, man beſteuere den Hausherrn; man be 
ſteuert doch in letzter Linie nur die Zinspartei und 
nicht den Hausherrn. (Rufe links: Sehr richtig!) 

Sehen Sie fid) die wirthſchaftlichen Verhält— 
niſſe von Wien an: Es gibt Zeiten, in welchen ein 
großes Zuſtrömen gegen Wien ſtattfindet, dann gehen 
die Zinſe außerordentlich in die Höhe. 

Läßt aber das Zuſtrömen nach, ſo gehen die 
Zinſe dennoch nicht herab, die Wohnungszinſe bleiben 
außerordentlich hoch, und Jedermann wird mir zu— 
geben, daß es richtig iſt, daß in Wien das Verhält— 
niß der Geſammtausgaben einer bürgerlichen Familie 
zu dem Betrage, den ſie zum Zinſe benöthigt, ein 
ganz anderes ſei, als das Verhältniß in einer kleineren 
Stadt oder auf dem flachen Lande. 

Ich glaube daher, daß es nichts als billig iſt, 
wenn die Vertreter der Stadt Wien erwarten, daß 
man die Abzüge wenigſtens auf derſelben Höhe 
belaſſe, auf welcher jie bisher geſtanden. (Bravo! 
links.) 
(Abgeordneter Dr. Hoffer meldet sich zum 
Worte.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr, 
Hoffer hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Hoffer: Als Vertreter der 
Stadt Wien ſchließe ich mich den Ausführungen 
meines geehrten Herrn Vorredners an. Die Wiener 
Verhältniſſe ſind vermöge der enormen Laſten, welche 
die Hauptſtadt für die Geſundheit, den Unterricht 
und die allgemeine Bildung zu tragen hat, ganz 
andere, und wenn in Wien Capitaliſten ſich mit dem 


Baue von Häuſern beſchäftigen, ſo iſt der Ertrag des 
Capitales ein febr mäßiger. Nun ift aber mit der Ere 
richtung einer großen Anzahl von neuen Häuſern 
nicht bloß in der inneren Stadt, ſondern auch in den 
umgebenden Vorſtädten ein ſehr beträchtlich hohes 
Capital in der Anhoffung verwerthet worden, 
daß wenigſtens keine weſentlich ſchlechtere Stellung 
in dem Ertrage durch Staatsbeſtimmungen eintreten 
werde, als es bisher der Fall iſt. Es iſt gewiſſer 
maßen, wenn auch natürlich keine bindende Zuſage 
gemacht werden konnte, mit jenen großen Neubauten, 
die Wien zu dem gemacht haben, was es heute iſt, 
dem Capitale eine Veranlagung gegeben worden, in 
welcher es ſehr weſentlich geſchmälert werden würde, 
wenn man noch hinter die Linie deſſen zurückginge, 
was die bisherigen Verhältniſſe gegeben haben. 

Bereits von mehreren Herren Vorrednern 
wurde eingehend erörtert, daß Derjenige, der in Wien 
Beſitzer eines Hauſes iſt, bezüglich der Belaſtung im 
öffentlichen Intereſſe wahrlich nicht verſchont, ſondern 
in weitaus reichem Maße getroffen wird. 

Ich empfehle Ihnen daher in dieſer Richtung 
jenen Antrag, welcher am meiſten dem nahe kommt, 
daß die bisherigen Verhältniſſe der Hausbeſitzer 
wenigſtens nicht verſchlechtert werden. 

(Abgeordneter Ritter v. Kraeczunowicx 
meldet sich xum Worte.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Ritter 
v. Krzeezunowiez hat das Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Krzeezunowiez: Ich 
bitte Sie, meine Herren Abgeordneten von Wien, 


ſeien Sie gerecht! Sie wollen bei Ihren 15 Percent 


für die ertragreichſten Häuſer bleiben. Nun gut, 
machen wir es unter einander aus und ſtellen Sie 
den Antrag, daß diejenigen Orte, welche der ausge— 
dehnten Hauszinsſteuer unterliegen, auch bei ihren 
dermaligen Abzugspercenten, namentlich bei 30 Pere 
cent bleiben. (Rufe rechts: Sehr richtig!) Wenn Sie 
dieſen Antrag ſtellen wollen, dann werde ich ihn 
unterſtützen und für ihn ſtimmen. 

Nehmen Sie alle die von der Regierung geſtellten 
Anträge für die Abzüge nur für große Städte, 
nehmen Sie aber 30 Percent, ſowie es bisher der 
Fall war, für die Orte mit der ausgedehnten Steuer, 
dann werde ich ſagen, daß Sie gerecht ſind. Wenn 
Sie aber in kleinen Städten mit ausgedehnter Steuer 
mit ben Abzugspercenten heruntergehen wollen und 
nur bei Wien ſich ſträuben herunterzugehen, ſo 
kann ich dies nicht als gerecht anſehen. 

Der letzte Herr Redner hat von den Ausgaben für 
die Unterrichtsanſtalten und anderen Anſtalten und 
Communalbedürfniſſe geſprochen, die in Wien vor— 
kommen. Nun, ſie werden durch Zuſchläge beſtritten; 
aber nehmen Sie die ſtatiſtiſchen Daten in die Hand 


und ſchauen Sie, ob in Wien die Gemeinde- und 
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ift das ſchon fer viel. Noch möchte ich darauf auf- 
merkſam machen, daß das Wort „leer“ fid) doch ber 
Annahme mehr empfiehlt; denn „unbenützt“ iſt ein 
weitgehender, zudem unbeſtimmter Ausdruck; denn 
er ſchließt nicht aus, daß man jene Räumlichkeiten, 
in denen Möbel und dergleichen Sachen aufbewahrt 
werden, zu den unbenützten rechnen könnte. 

Der Herr Abgeordnete Baron Gudenus hat 
ein draſtiſches Beiſpiel angeführt, daß vielleicht eine 
Räumlichkeit beſteuert werde, weil darin eine Ahn— 
frau in Conterſei aufgeſtellt fei. Ja, wenn man fo 
großen Werth auf die Aufbewahrung alter Bilder 
und anderen Gerümpels legt, ſo ſoll man meines Er— 
achtens auch von den zu dieſem Behufe benützten 
Räumlichkeiten Steuer zahlen. 

Was die Anträge des Herrn Abgeordneten 
Pawlikow anbelangt, ſo möchte ich nur darauf 
hinweiſen, daß der $. 28 in ſeiner vorliegenden Ge— 
ſtalt nichts weſentlich Neues enthält, ſondern bloß 
die bisherigen Beſtimmungen der Geſetzgebung in 
eine neue Form kleidet. Ich erlaube mir auch auf— 
merkſam zu machen, daß in ſämmtlichen anderen 
Steuergeſetzgebungen der Abfall vom Tage der An— 
zeige an in Abrechnung gebracht wird. Es wurde 
allerdings vom Herrn Abgeordneten darauf hinge— 
wieſen, daß ein Gebäudebeſtandtheil zum Beiſpiel 
in den letzten Tagen des Monates December un— 
brauchbar wird und eine Anzeige nicht erſtattet wer— 
den könnte. Nun, darauf läßt fid) erwidern, daß in 
derartigen ausnahmsweiſen Fällen immer die Steuer— 
behörde eine gewiſſe Berückſichtigung eintreten läßt, 
und ich ſehe nicht ein, warum der Steuerträger ſich 
nicht die Mühe geben ſoll, augenblicklich die 
Anzeige zu erſtatten, wenn er eine Begünſtigung er— 
halten will. Wenn Sie dies Amendement annehmen, 
ſo öffnen Sie nicht nur der Willkür, ſondern auch 
Unzukömmlichkeiten Thür und Thor. 

Es iſt endlich beantragt worden, daß es hier 
heißen foll. (est): 

„Wenn ein Gebäude und deſſen einzelne Wohn— 
beſtandtheile durch zufällige Beſchädigung zum 
Theile unbrauchbar gemacht werden.“ 

Dffen geſtanden, verſtehe ich dieſen Antrag des 
Herrn Abgeordneten nicht. Denn im Punkte B 
heißt es: „Wenn ein Gebäude oder einzelne Wohn— 
beſtandtheile gänzlich abgebrochen ſind.“ Nach der 
früheren Faſſung der Regierungsvorlage, wo bloß 
von dem ganzen Hauſe die Rede war, wäre dieſes 
beantragte „theilweiſe“ am Platze geweſen. Allein 
nach der Faſſung des Ausſchuſſes ijt ja Won der theil- 
weiſen Unbrauchbarkeit eines Hauſes Rechnung ge— 
tragen, indem es heißt: „Wenn ein Gebäude oder ein— 
zelne Wohnbeſtandtheile unbrauchbar ſind.“ 

Wenn einzelne Wohnbeſtandtheile unbrauch— 
bar ſind, ſo iſt das ja eine theilweiſe Un— 
brauchbarkeit des Hauſes, die in Rechnung 
kommt. Wie aber ein Wohnbeſtandtheil theil— 


weiſe brauchbar und theilweiſe unbrauchbar ſein ſoll, 
dies vermag ich nicht zu begreifen. Dieſer Antrag 
iſt demnach vollſtändig unannehmbar. 

Ich habe nur noch ein paar Worte gegen den 
Minoritätsantrag zu ſprechen, der von dem Herrn 
Abgeordneten aus Galizien vertreten wird, und der 
darauf hinausläuft, daß man bei den Leerſtehungen 
ebenſo vorgehen ſolle, wie bei den der Hauszinsſteuer 
unterliegenden Gebäuden. 

Nur möchte ich darauf hinweiſen, daß denn 
doch ein ſehr großer Unterſchied iſt zwiſchen dem 
Nutzwerthe und dem Miethzinſe. Bei dem Nutz— 
werthe wird es nie möglich ſein, den wirklichen Er— 
trag in ähnlicher Weiſe zu bemeſſen, wie es bei der 
Hauszinsſteuer der Fall iſt. Auch die großen 
Unzukömmlichkeiten möchte ich hervorheben, welche 
daraus entſtehen können. Eine Steuerbehörde iſt 
factijd) nicht in der Lage, jede einzelne Anzeige 
von Leerſtehungen bei der Nutzwerthſteuer derart 
zu controliren, wie es bei der Hauszinsſteuer leicht 
der Fall iſt. 

Wenn Sie im Ganzen die vorliegende Geſtalt 
des Geſetzes in das Auge faſſen, werden Sie finden, 
daß man für die Steuerträger ſoweit gegangen iſt, 
als es nur irgend möglich war und daß es wahrhaftig 
nicht nothwendig iſt, noch andere Erleichterungen mit 
hineinzubringen welche weder dem Geiſte des Ge— 
ſetzes, noch den bisherigen Anordnungen entſprechen. 
Ich bin daher für die Ablehnung dieſer Anträge, 
und kann nur den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Dr. Schaup befürworten. 


Präſident: Ich ſchreite zur Abſtimmung. 
Zu den Ailnea 1, 2 und 3 des §. 28 wurde von 
leiner Seite ein Abänderungs- oder Zuſatzantrag 
geſtellt. Ich werde daher dieſe Abſätze bis zu den 
Worten „Ebenſo iſt“ in der Faſſung des Ausſchuſſes 
zur Abſtimmung bringen. 

Dann wünſcht Herr Abgeordneter Dr. Schaup 
als viertes Alinea ſeinen Antrag eingeſchaltet, ich 
werde daher dieſen Antrag nach der Abſtimmung 
über den dritten mit „Ebenſo iſt“ beginnenden Ab— 
ſatz zur Abſtimmung bringen. 

Zum nächſten Alinea, betreffend den Zuwachs 
und den Abfall, iſt von dem Herrn Abgeordneten 
Pawlikow ein Antrag geſtellt worden, den er als 
fünftes Alinea angenommen wiſſen will; ferner liegt 
ein Antrag des Abgeordneten Freiherrn v. Gudenus 
dazu vor. 

Ich werde daher dieſes Alinea zuerſt nach der 
Faſſung des Herrn Pawlikow, dann eventuell 
nach jener des Herrn Baron Gudenuss endlich nach 
jener des Ausſchuſſes zur Abſtimmung bringen. 

Zum Abſatze B ftellt eine Minorität, vertreten 
durch Herrn v. Krzeezunowiez, einen Abände— 
rungsantrag, den ich zuerſt zur Abſtimmung bringen 
werde; würde dieſer Antrag abgelehnt, ſo würde ich 


371 


4470 


Haus der Abgeordneten. — 128. Sitzung der 8. Seffion am 12. März 1875. 


den einleitenden Satz des Abſatzes B forie die lit. a | fid) zu erheben. (Geschieht.) Dieſe Faſſung ift a be 
nach dem Ausſchußantrage zur Abſtimmung bringen. geleht. | 


Bei lit. b werde ich zuerſt bie Abänderungs— 
anträge ber Herren Baron Gudenus und Ba we 
likow und im Falle ihrer Ablehnung die Faſſung 
des Ausſchuſſes zur Abſtimmung bringen. 

Sodann werde ich die übrigen Alinea, die 
unangefochten geblieben find, mit Ausnahme des vor 
letzten, zur Abſtimmung bringen. In dieſem vorletzten 
Alinea wünſcht Herr Pawlikow eine Umſtellung 
bezüglich der Vor- und Abſchreibungen, und ich 
werde daher dieſen Theil des vorletzten Alinea 
zuerſt nach der Faſſung des Herrn Abgeordneten 
Pawlikow und dann eventuell nach dem Ausſchuß— 
antrage zur Abſtimmung bringen. 

Wird gegen dieſe Art der Abſtimmung eine 
Einwendung erhoben? (Niemand meldet sich.) Es 
iſt nicht der Fall, ich werde daher in dieſer Weiſe 
vorgehen. 

Ich erſuche jene Herren, welche von 8. 28, 
„Aenderungen in der Steuerſchuldigkeit 
während der Steuerperiode“, die erſten drei 
Alinea des Abſatzes A bis „Ebenſo iſt“ annehmen, 
ſich zu erheben. (Geschieht.) Dieſe drei Alinea des 
Abſatzes A find angenommen. 

Ich bitte nun jene Herren, welche hier als 
viertes Alinea nach dem Antrage des Herrn Abge 
ordneten Dr. Schaup folgendes annehmen wollen 
(liest ): 

„Dieſelben Beſtimmungen gelten auch für 
ſolche lediglich zur gewerblichen oder in— 
duſtriellen Production gewidmete Gebäude 
oder Gebäudebeſtandtheile, bei welchen der 
Betrieb dieſer gewerblichen oder induſtriellen 
Unternehmung vollſtändig eingeſtellt iſt, in— 
foferne von denſelben nicht thatſächlich Mieth 
zinfe entrichtet und dieſelben nicht in irgend 
welcher Weiſe benützt werden, und inſoferne 
die Betriebsunterbrechung eine in der Natur 
des betreffenden Gewerbszweiges begründete 
und regelmäßig wiederkehrende ijt” — > 

fid) zu erheben. (Geschieht.) Der Autrag ijt ange— 
nommen. 

Nun bitte ich jene Herren, welchs das nächſte 
Alinea „Ebenſo ijt...“ mit den lit, a, b, c nach 
dem Ausſchußantrage annehmen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Sie find ange nommen. 

Ich erſuche nunmehr die Herren, welche das 
Schluß-Alinea des Abſatzes A nach dem Antrage des 
Herrn Pawlikow in folgender Faſſung annehmen 
(liest) : 

„Der Zuwachs, beziehungsweiſe der Ab— 
fall wird ſohin von dem dem Zeitpunkte deſſen 
Eintrittes nächſtfolgenden Zahlungstermine 
außer Beſteuerung, beziehungsweiſe in Aus— 
fall gebracht“ — 


Nunmehr wollen jene Herren, welche das 
Schluß -Alinca des Abſatzes A in der vom Ausfchuffe 
beantragten, gedruckt vorliegenden Faſſung annehmen, 
ſich erheben. (Geschicht.) Das letzte Alinea des 
Abſatzes A ift nach dem Ausſchußantrage ange 
nommen. | 

Ich bitte jene Herren, welche den Abſatz B nad) 
der Faſſung der Minorität, vertreten durch Ritter 
v. Krzeezunowiez, lautend (liest) : 

„Bei Gebäuden, welche nach dem Nutzungs— 
werthe beſteuert werden, finden die oben (A) 
über die Leerſtehungen ſeſtgeſtellten Beſtim 
mungen in Fällen von Leerſtehungen ganzer 
Gebäude oder einzelner Beſtandtheile ana 
loge Anwendung. Bei dieſen Gebäuden 
findet eine gänzliche oder theilweiſe Steuer— 
abſchreibung ſtatt“ — 

annehmen, fih zu erheben. (Geschieht.) Es ijt die 
Minderheit; der Antrag iſt abgelehnt. 

Ich erſuche nun jene Herren, die den einleitenden 
Cab, fowie litera a des Abſatzes B nach dem An 
trage des Ausſchuſſes, wie er gedruckt vorliegt, an— 
nehmen wollen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Dieſer 
Paſſus iſt angenommen. 

Ich bitte jene Herren, welche litera b, Abſatz B 
nach dem Antrage des Freiherrn v. Gudenus, 
lautend (liest) : 

„Wenn ein Gebäude ober Theile eines 
Gebäudes erweislich während eines vollen 
Jahres gänzlich unbenützt geblieben find“ — 

annehmen, fid) zu erheben, (Geschieht.) Es ift die 
Minorität; der Antrag iſt abgelehnt. 

Ich bitte nun jene Herren, die dieſen Abſatz 
nach dem Antrage des Abgeordneten Pawlikow, 
lautend (liest): 

„Der Zuwachs, beziehungsweiſe der Ab— 
fall wird ſohin von dem dem Zeitpunkte deſſen 
Eintrittes nächſtfolgenden Zahlungstermine 
in Beſteuerung, beziehungsweiſe außer Be— 
ſteuerung gebracht“ — 

annehmen, fid) zu erheben. (Geschicht.) Derſelbe ijt 
abgelehnt. 

Ich bitte jene Herren, die Litera b nad) 
dem Autrage des Ausſchuſſes, lautend (Test) : 

„b) wenn ein Gebäude erweislich während 

eines ganzen Jahres leer ſteht“ — 
annehmen, fic) zu erheben. (Geschieht,) Litera b 
iſt angenommen. 
Ich bitte nun jene Herren, welche in Abſatz B, 
litera e bis zum vorletzten Alinea die Anträge des 
Ausſchuſſes, wie ſie gedruckt vorliegen, annehmen, 


id zu erheben. (Geschieht,) Dieſelben find ang ee 
nommen. 

Im vorletzten Alinea find die erſten fünf Zeilen 
des Antrages Pawlikow gleichlautend mit dem 
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Ausſchußantrage; ich bringe dieſelben zunächſt zur 
Abſtimmung. Ich bitte jene Herren, welche folgenden 
Paſſus, lautend (iest) : 

„Die Erhebungsreſultate ſind der zuſtän— 
digen Bezirks- oder Ortscommiſſion zur vor- 
ſchriftsmäßigen Amtshandlung bekanntzu— 
geben; gleichzeitig aber iſt nach Maßgabe der 
erhobenen Beſteuerungsgrundlage die Stener- 
Vor- oder Abſchreibung“ — Ç 

annehmen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Derſelbe ijt 
angenommen, 

Ich bitte jene Herren, welche nach dem Antrage 
des Herrn Pawlikow den Mittelſatz in ſolgender 
Faſſung (liest): 

„gleichzeitig ift aber nach Maßgabe der 
erhobenen Beſteuerungsgrundlage die Steuer— 
Vor- oder Abſchreibung von dem dem Heite 
punkte des Zuwachſes, beziehungs 
weiſe des Abfalles nächſtfolgenden 
Steuerquartale proviſoriſch“ u. |. w. 

annehmen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Es ijt die 
Minorität, diefe Faſſung it abgelehnt. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche den Schluß 
des $. 28, lautend (Mest ): 

„und zwar die erſtere von dem dem Zeit— 
punkte des Zuwachſes, die letztere von dem 
dem Zeitpunkte der überreichten Anzeige 
nächſtfolgenden Steuerquartale proviſoriſch 
und vorbehaltlich der ſeinerzeitigen Aus— 
gleichung nach erfolgter definitiver Feſt— 
ſtellung der bezüglichen Nutzungswerthe 
durch die competente Commiſſion von der 
Steuerbehörde vorzunehmen. | 

Gegen die proviſoriſche Steuer-Bore ober 
Abſchreibung iſt ein Recurs nicht zuläſſig“ — 

annehmen, fic) zu erheben. (Geschieht,) Mithin iſt 
8. 28 mit Ausnahme des angenommenen Amen— 
dements des Herrn Abgeordneten Dr. Schaup nach 
dem Antrage des Ausſchuſſes angenommen. 

Zu 8. 29, „Entrichtung ber Gebäude- 
ſteuer und Haftung für dieſelbe“, ſtellt die 
Minorität des Ausſchuſſes einen Antrag. Ich er— 
theile dem Herrn Berichterſtatter der Mino— 
rität das Wort. 


Berichterſtatter der Minorität Ritter v. 
Wejyk: Die Minorität des Ausſchuſſes ſtellt ben 
Antrag, daß im erſten Alinea des §, 29 das Wort 
„vorhinein“ zu ſtreichen wäre. 

Der Unterſchied zwiſchen der Zahlung der 
Intereſſen von Privatſchulden, wenn ſie auch vor— 
hinein bedungen werden, und der Zahlung der 
Steuern beſteht darin, daß bei den Privatſchulden 
öfters die Zeit kommen kann, wo die Intereſſen nicht 
mehr bezahlt werden, wenn nämlich das Capital 
zurückgezahlt wird, die Steuer muß aber ſo lange in 
den feſtgeſetzten Terminen bezahlt werden, bis die 
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Welt untergeht, ohne Unterſchied, ob dieſelbe vor— 
hinein oder nachträglich gezahlt wird. 

Aus dieſem Unterſchiede geht es klar hervor, 
daß es den Steuerträgern ganz gleichgiltig iſt, ob 
die Steuer vorhinein oder nachträglich gezahlt wird, 
wenn ſie nur nicht der Gefahr ausgeſetzt werden, 
zwei Steuerraten auf einmal zu bezahlen. Für die 
Regierung iſt es auch ganz gleichgiltig, wenn nur 
die Steuer nach dem einmal feſtgeſetzten Termine, 
wie es in dem einen oder dem anderen Lande üblich 
iſt, ununterbrochen gezahlt wird. 

Es wäre alfo ungerecht, wenn man beſtimmen' 
wollte, daß die Steuer vorhinein gezahlt werden 
ſoll, weil dadurch in jenen Ländern, wo die Steuer 
nachträglich bezahlt wird, die Steuerträger zwei 
Steuerraten auf einmal zahlen müſſen, und folglich 
in dem Jahre, wo das neue Geſetz eingeführt 
wird, die Steuerträger in einem Jahre für fünf 
Quartale die Steuerraten zu zahlen hätten. Es iſt 
aber auch ungerecht, wenn man beſtimmen wollte, 
daß die Steuer nachträglich gezahlt werden ſoll, 
weil dadurch in jenen Ländern, wo die Steuer vor— 
hinein gezahlt wird, die Regierung eine Quartals- 
rate einbüßen müßte, da ſie in dem Jahre, wo das 
neue Gebäudeſteuergeſetz eingeführt wird, nur für 
drei Quartale die Steuer bekommen würde. ' 

Im erſten Falle wäre dies nichts Anderes, als 
eine Confiscation und im zweiten Falle wäre es 
nichts Anderes, als eine ungerechtfertigte Ver— 
kürzung des Aerars. 

Wenn es ſich aber ſchon um eine Verkürzung 
handelt, und wenn man keinen Ausweg für möglich 
hält, als zwiſchen zwei Uebeln zu wählen, ſo wäre 
es weit beſſer, die Regierung zu verkürzen, weil dieſe 
als eine moraliſche Perſon, als eine Allgemeinheit 
eher eine Verkürzung ertragen kann, als die Steuer— 
träger, welche durch dieſe Verkürzung in ihrer 
materiellen Lage tief bedroht werden können, be— 
ſonders in Oeſterreich, wo die Realſteuern ſo hoch 
jind, wie nirgends anders, wo fie weit höher find, 
als in irgend einem europäiſchen Staate, mit Aus— 
nahme vielleicht von Italien. In den meiſten euro— 
päiſchen Staaten und in der größeren Hälfte der 
öſterreichiſchen Monarchie werden die directen Steuern 
von unbeweglichen Gütern, wie z. B. von Grund und 
Boden und von den Gebäuden, in der Regel nach— 
träglich bezahlt, weil man dem Prineipe huldigen will, 
daß bei den unbeweglichen Gütern, bei den Gegen— 
ſtänden, welche doch nicht entfliehen können, der Nutzen 
der Steuer vorangehen ſoll. Was aber die Regierung 
in der Urzeit, wo die erſte Beſteuerung der unbe— 
weglichen Güter ſtattfand, bewogen hat, in jenen 
oder in anderen Ländern im vorhinein oder nach— 
träglich dieſe Steuer zahlen zu laſſen, kann un— 
möglich jetzt mit Sicherheit nachgewieſen werden. 
Aber es ſcheint, daß dazu wenigſtens die Billigkeits⸗ 
rückſichten vorhanden geweſen ſein müſſen; das iſt 
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aber ſicher, daß der Wille des damaligen Geſetz— 
gebers der war, daß dieſe Realſteuer auf die von 
ihm vorgeſchriebene und auf keine andere Art in 
alle Ewigkeit gezahlt werden ſolle. Jetzt aber, meine 
Herren, das ändern zu wollen, was vor Jahrhun— 
derten eingeführt wurde, nach Jahrhunderten dem 
jetzigen Steuerträger das aufbürden zu wollen, was 
dem erſten Steuerträger vor Jahrhunderten in einem 
weit geringeren Maße zukam, das ſcheint mir eine 
ſchreiende Ungerechtigkeit zu ſein. Die Beſtimmung 
der Zahlungstermine kann bei Einführung einer 
ganz neuen Steuergattung möglich und vortheilhaft 
ſein, keineswegs aber, wenn es ſich um die Reſorm 
der beſtehenden Steuer handelt. Etwas Derartiges 
hat ſich noch keine Regierung in der Welt erlaubt, 
das hat ſich auch das hohe Haus bei Votirung des 
Grundſteuergeſetzes vom Jahre 1869 nicht erlaubt, 
indem dieſes Wort in das Grundſteuergeſetz nicht 
aufgenommen wurde. 

Die Ungerechtigkeit, die darin liegt, ift fo groß, 
daß auch das hohe Haus jetzt bei Votirung des Ge— 
bäudeſteuergeſetzes dieſes Wort nicht aufnehmen wird. 

Ich will weder die Regierung, noch am alex. 
wenigſten den Steuerträger verkürzen laſſen, und 
deßhalb beantrage ich, daß das Wort „vorhinein“ 
geſtrichen werde. 

Wird nun dieſes Wort aus dieſem Paragraphe 
geſtrichen, fo wird doch dadurch die Continuität der 
Steuerzahlung nicht unterbrochen, die Sache wird 
ihren gewöhnlichen und gebräuchlichen Gang gehen, 
und die Steuern werden jetzt wie früher in den jetzt 
beſtehenden Terminen ununterbrochen weiter gezahlt 
werden, mit der einzigen Ausnahme, daß die erſte 
Rate nach Einführung des jetzigen Gebäudeſteuer— 
geſetzes in der Höhe gezahlt wird, wie es das neue 
Geſetz vorſchreibt. 

Meine Herren! Der Steuerreformausſchuß hat 
auch theilweiſe die Ungerechtigkeit anerkannt, indem 
derſelbe eine Reſolution beantragt, in welcher die 
Regierung aufgefordert wird, das Uebel auf eine 
wenig drückende Art zu beſeitigen. v 

Uber bie Refolution ift nicht im Stande, das 
Uebel zu beſeitigen, weil fie die Steuerträger weder 
vor der doppelten Zahlung für Quartale, noch vor 
der Confiscation ſchützt, und daß ſogar die Reſolution 
angeſichts des klaren Wortlautes des Geſetzes — 
wenn dasſelbe angenommen wird — nicht ausgeführt 
werden kann, wenn nämlich im Geſetze das Wort 
„vorhinein“ ausdrücklich angebracht wird. 

Nun, durch eine Weglaſſung des Wortes „vor— 
hinein“, wie bei dem Grundſteuergeſetze geſchehen, kann 
dem Uebel radical abgeholfen werden, und aus dem 
Grunde befürworte ich die Annahme des Antrages 
der Minorität. 


des Wortes „vorhinein“. Die Unterſtützungs— 
frage brauche ich aus dem Grunde nicht zu ſtellen, weil 
der Antrag ohnedies vom Ausſchuſſe kommt. Ich 
eröffne die Debatte. Gemeldet ſind die Herren Abge— 


Szwedzieki. 
Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Kronawetter das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Der 8. 29 
handelt vom Pfandrechte, welches einer rückſtändigen 
Steuer eingeräumt iſt an dem ſteuerpflichtigen Ob- 
jecte. Ich finde es ganz natürlich, daß eine wirklich 
rückſtändige Steuer auch ein geſetzliches Pfandrecht 
an dem Steuerobjecte habe. Ich habe nichts da- 
gegen, daß das Pfandrecht ein ſogenanntes pignus 
tacitum fein ſoll, und daß es drei Jahre rückwärts 
auch ohne eine Intabulation den anderen Satzgläu— 
bigern vorausgeht, obwohl dadurch die Verläßlich— 
keit unſerer Grundbücher in Betreff der Belaſtung 
der Realitäten, beſonders für Leute, welche die 
öſterreichiſchen Verhältniſſe und Geſetze nicht kennen, 
nicht eben vermehrt wird. Allein ich muß mich gegen 
eine Sache ausſprechen, die, wie ich weiß, in der 
Praxis vorkommt, gegen eine Sache, rückſichtlich der ich 
weiß, daß der Steuerpflichtige auch bis zum heutigen 
Tage keinen Schutz findet und auch durch dieſes Geſetz 
leinen Schutz finden wird. Es kommt nicht ſelten und 
beſonders auf dem Lande vor, daß ein ſteuerpflichtiges 
Object factiſch im Steuerbuche durch eine große 
Reihe von Jahren gar nicht vorkommt. Später 
wird es entdeckt, und nun wird der zufällige unglück— 
liche Beſitzer eines ſolchen Objectes, der den ganzen 
Umſtand gar nicht kennt und vielleicht von der 
Exiſtenz des ſteuerpflichtigen Objectes gar nichts 
gewußt hat, um die geſammte, für Jahre zurück— 
bemeſſene Steuer hergenommen. Da ich ſehe, daß 
ein Herr Abgeordneter ungläubig das Haupt 
ſchüttelt, Jo will ich ein Factum erzählen, welches 
mir ſelbſt in meiner Praxis untergekommen iſt. Es 
iſt Ihnen gewiß, meine Herren, der Ort Reichenau 
bekannt, und Sie werden wiſſen, daß dort ein ſehr 
reicher Grundeigenthümer lebt, welcher ein Curhaus 
hat, Villen vermiethet u. ſ. w. Er hat ſeine dortige 
Realität bedeutend vergrößert durch den Ankauf 
eines Waldcompleres, und bekommt kurz darauf plötz 
lich einen Zahlungsauftrag, wo er für etliche 30 Jahre, 
rückwärts gerechnet, Steuern bezahlen ſoll für ein 
Object, deſſen Exiſtenz ihm ganz unbekannt war. 
Das Object war eine Holzhauerhütte, welche einen 
Rauchfang hatte und von Holzhauern bewohnt 
wurde; ein Steuerinſpector hatte ſie geſehen und 
herausgefunden, daß ſie in die Hausclaſſenſteuer ge— 
höre und in dieſelbe noch nicht einbezogen war und 
daher zu verſteuern wäre. Nun hat er aber die 
Steuern nicht vom Momente der Entdeckung an 
gerechnet, ſondern vom Momente der Erbauung, er 
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hat gefunden, daß die Hütte etliche 30 Jahre ſteht, 
und der jetzige Eigenthümer, welcher die Realität vor 
einigen Monaten gekauft hat und von der Exiſtenz 
der Hütte nichts wußte, wurde nun aufge— 
fordert, die Steuern von etlichen 30 Jahren zu 
bezahlen. Ich hatte nun mit dem Grundbeſitzer 
in der Wiener Waſſerleitungsangelegenheit zu thun, 
und bei dieſer Gelegenheit ſtellte er an mich die 
Frage: „Sie ſind ja ein Juriſt. Bin ich wirklich 
verpflichtet, nach öſterreichiſchem Geſetze die Steuern 
zu zahlen? Ich kann das nicht glauben.“ Und 
da habe ich dem Herrn geantwortet: Ich glaube, das 
iſt nicht öſterreichiſches Geſetz. Denn, ſoweit ich 
weiß, gibt es nur ein geſetzliches Pfandrecht für 
Steuerrückſtände, für eine Steuer aber, die nicht 


ordnungsmäßig vorgeſchrieben ift, wobei ber Con- 


tribuent daher ſich nicht bei dem Steueramte erkun— 
digen konnte, bevor er das Object kauft, ob ein 
Steuerrückſtand vorhanden iſt, kann es doch nicht 
ein Pfandrecht geben, weil eben das Pfandrecht nur 
den Steuerrückſtänden zugute kommt, eine noch gar 
nicht vorgeſchriebene Steuer aber doch nicht rückſtän— 
dig ſein kann. Ich ſage, ich werde es probiren, 
machen wir einen Recurs. Ich habe den Recurs an 
die Finanzlandesdirection gemacht; er ijt aber ab: 
gewieſen worden mit der Begründung, daß die 
Steuer nicht verjährt und die Steuerpflicht mit der 
Errichtung des Objectes zu exiſtiren begonnen hat 
und fort exiſtirt hat für alle Beſitzer, daß daher die 
Steuerpflicht auch jetzt noch auf dem letzten Beſitzer 
laſtet, und daß daher dieſer die ganze Steuer für ſo 
viele Jahre zahlen muß. 

Nun, das ſind reiche Leute, die es betroffen 
hat, ſie ſind deßwegen nicht ärmer geworden, da 
hat es nichts gemacht; aber ebenſo, wie es da einen 
Reichen getroffen hat, kann es einen armen Teufel auch 
treffen, der kann auf dieſe Weiſe in die Lage kom— 
men, eine Steuer für etliche und dreißig Jahre 
zurück zahlen zu müſſen, von der er gar nichts weiß, 
daß ſie geſchuldet wird, die in den Steuerbüchern gar 
nicht vorkommt. 

Ich glaube, dieſes Pfandrecht, das einer Steuer 
eingeräumt wird, ſoll nur dann rechtskräftig beſtehen 
und nur dann exiſtiren, wenn die Steuer überhaupt 
als eine Schuldigkeit vorgeſchrieben iſt, ſo daß 
Jeder, der eine Realität kauft und ſich beim Steuer— 
amte früher erkundigt hat, wenn man ihm dort 
ſagt, es iſt kein Steuerrückſtand vorhanden, nicht 
plötzlich nach ein paar Monaten mit ſolchen Zah— 
lungsaufträgen überraſcht werde (Rufe links: Ganz 
richtig!), und damit das in Zukunft nicht mehr 
geſchehe, möchte ich mir zu Alinea 4 folgenden Zu— 
ſatzantrag erlauben (lest): 

„Der Beſitzer eines Gebäudes iſt nur 
dann verpflichtet, die für eine Zeit, in wel— 
cher er noch nicht Beſitzer war, bemeſſene 
Gebäudeſteuer zu zahlen, wenn dieſe Steuer 

zur Zeit, als er das Steuerobject erworben 


hat, bereits in den Steuerbüchern als Schul— 

digkeit ordnungsmäßig vorgeſchrieben war.“ 

(Beifall links.) 

Einen anderen Punkt möchte ich nod) erwäh— 
nen — ich will darüber keinen beſonderen Antrag 
ſtellen, ich will ihn nur ſtreifen — der hier auch 
nicht entſchieden und in der Praxis ſehr controvers 
iſt. Es iſt der folgende Punkt: Wenn Jemand in 
Concurs kommt, da iſt die Sache in der Concurs— 
ordnung klar beſtimmt. Dreijährige Steuerrückſtände 
kommen in erſter Claſſe und hinter allen Hypo— 
thekargläubigern kommen die Anderen, und der Er— 
ſteher haftet für nichts weiter mehr. 

Wenn aber eine Realität außerhalb des Con— 
curſes executirt wird, fo ijt es beim Nichtverjähren 
der Steuer und beim Nichtaufgeben des Pfandrechtes 
an der Realität bis jetzt immer ſehr zweifelhaft, ob 
die Pflicht zur Zahlung aller Steuerrückſtände nicht 
auf den Erſteher übergehe, und würde auch von 
Jedem, der eine ſolche Realität in der Feilbietung 
erſtanden hat, die Steuer eingefordert. Es iſt auch 
in dem Entwurfe der neuen Executionsordnung, der 
uns vorgelegt, aber vom hohen Hauſe abgelehnt 
wurde, dieſer Punkt mit Stillſchweigen übergangen 
worden; und er iſt auch hier nicht entſchieden. 

Ich glaube, bei der Berathung des Geſetzes 
über die Execution, das ohnehin in anderer Form 
jedenfalls noch vor das hohe Haus kommen wird, 
werde ich Gelegenheit haben, dieſen Punkt noch zur 
Sprache zu bringen, ich will daher heute darüber 
keinen Antrag ſtellen, erſuche aber, über dieſen An— 
trag, den ich zu dieſem Paragraphe geſtellt habe, die 
Unterſtützungsfrage zu ſtellen. 

(Während dieser Rede übernahm Vicepräsident 
Dr. Vidulich den Vorsitz.) 


Vicepráfident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Kronawetter ſtellt folgenden Antrag als viertes 
Alinea zum §. 29: (Liest denselben.) Ich bitte jene 
Herren, die denſelben unterſtützen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Derſelbe iſt unterſtützt. 

(Abgeordneter Fux meldet sich zum Worte.) 

Der Herr Abgeordnete Fur aus Mähren hat 
das Wort. 


Abgeordneter Fux: Ich möchte mir in Er 
gänzung des Antrages auf Weglaſſung des Wört— 
chens „vorhinein“ in dieſem Alinea einen Antrag zu 
ſtellen erlauben. 

Es wäre wünſchenswerth geweſen, wenn man 
ſtatt des Ausdruckes „Hauseigenthümer“ geſagt hätte 
„Hausbeſitzer“; denn der Ausdruck „Hauseigenthü— 
mer“ kann etwa nur deßhalb für nöthig befunden 
werden, damit man einen Steuerreſt über drei Jahre 
gegen ihn intabuliren kann. Nun haftet die Steuer 
ohnehin auf der Realität mittelſt des geſetzlichen 
Pfandrechtes; Hausbeſitzer und Hauseigenthümer ſind 
Begriffe, die ſich nicht decken, und es kann geſchehen, 
daß das Hauseigenthum, im engeren juriſtiſchen Sinne 
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betrachtet, ein ftrittiges fein und ber bezügliche 
Proceß fid) vielleicht jahrelang hinſchleppen kann; 
die Steuerbehörde weiß dann nicht, an wen ſie ſich zu 
halten hat. Man hätte an dem „Hausbeſitzer“ eine 
fefte Cynoſur, man könnte fic) an den factijden Bee 
fiber des Hauſes wenden und fo ſtets die rechte Per- 
ſon treffen. 

Mein Antrag bezieht ſich indeß nicht auf dieſen 
Punkt, ſondern auf die geſetzlichen Termine. Es iſt 
ausgeſprochen, daß die Steuer vierteljährig zu ent— 
richten fei; es wäre nun die Frage, ob es nicht 
zweckmäßiger wäre, die Steuer mona tweife abe 
ſtatten zu können. Dieſe Uebung beſteht in Deutſch— 
land, in den meiſten deutſchen Staaten werden die 
Realſteuern in der erſten Hälfte eines jeden Monates 
entrichtet und von den Gemeindevorſtehern in der 
zweiten Hälfte in Abfuhr gebracht, wofür die 
Gemeinden einige Percente, ich glaube 1 bis 3 
Percent erhalten. 

Außerdem braucht in Baden Niemand eine 
Steuer zu zahlen, dem nicht früher ein Forderungs— 
zettel zugeſtellt worden ijt, Ich denke aber, es wäre 
mit Rückſicht auf das Gewohnheitsrecht, welches in 
Oeſterreich bezüglich vierteljähriger Zahlung be— 
ſteht, und wegen der Uebereinſtimmung mit der 
Grundſteuer zweckmäßig, bei der vierteljährigen Ab— 
ſtattung zu beharren. 

Der Antrag der Minorität des Ausſchuſſes 
rechtfertigt ſich aus den von dem Herrn Bericht— 
erſtatter angegebenen Gründen und hauptſächlich 
deßhalb, weil wirklich in manchen Ländern die 
Zahlung im nachhinein beſteht und die Frage auf— 
tauchen würde, ob die Parteien in dieſen Ländern 
etwa bei Eintritt der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes die 
Zahlung doppelt zu leiſten hätten; praktiſch ließe ſich 
die Sache auch ſo arrangiren, daß man denjenigen 
Ländern, wo nach dem alten Geſetze im vorhinein 
die Steuer gezahlt wurde, dieſe Steuer bei der 
Zahlung des erſten Quartales nach dem neuen Geſetze 
gut rechnen würde. 

Ich finde hier bei der Weglaſſung des Wörtchens 
„vorhinein“ aber eine Lücke, und zwar eine wichtige 
Lücke. Es iſt mit dem „Vierteljahre“ noch nicht 
geſagt, auf welchen Termin dieſes Vierteljahr fällt, 
ob auf den erſten Jänner, April oder den erſten 
Februar, Mai u. ſ. w., mit Rückſicht auf die eigen— 
thümlichen Verhältniſſe eines jeden Landes, oder mit 
Rückſicht auf die eigenthümlichen Verhältniſſe, die 
ſich bei der Einhebung der Hausſteuer überhaupt 
nach ihrer Beſonderheit in Betracht ziehen ließen. 
Ich würde es für zweckmäßig halten, daß diesfalls 
eine geſetzliche Vorkehrung getroffen werde, daß 
es nicht dem Verordnungswege überlaſſen 
werde, zu welcher Annahme der Wortlaut der vom 
Ausſchuſſe beantragten Reſolution führt, daß man 
alſo im vorhinein im Geſetze ſelbſt feſtſetzt, daß der 
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oder auf einen anderen Tag zu fallen habe. Ueber— 
läßt man dies dem Verordnungswege, ſo werden 
wieder Divergenzen und Confuſionen eintreten, die 
wir doch hier bekämpfen wollen. 

Außerdem handelt es jid) bei der Hauszins— 
ſteuer um eine wichtige Verbindung zwiſchen der 
Steuer und dem ſogenannten Zinsjahre. Das Zins- 
jahr fällt nicht immer und überall mit dem Kalender— 
jahre oder Steuerjahre zuſammen, und iſt es gewiß, 
zweckmäßig, die Zahlung der Steuer ſo einzurichten, 
daß der Hausherr die Steuer dann zahlt, wo er 
den Zins bekommen hat; er iſt dann eben leichter in 
der Lage zu zahlen, und es würden damit eine 
Menge Executionen vermieden werden. 

Nun glaube ich, werden wir uns heute kaum 
entſcheiden können, auf welchen Termin dieſe 
Quartale zu fallen haben, und würde es ſich daher 
empfehlen, die Frage, was den Termin ſelbſt anbe— 
langt, offen zu laſſen, aber doch den Grundſatz ins 
Geſetz aufzunehmen, daß der Termin nicht im Ver— 
ordnungswege, ſondern nur im Wege des Geſetzes 
ſeſtgeſtellt werde. Es bietet dies den weiteren Vor— 
theil, daß die jeweilige Regierung ſich rechtzeitig um 
die Bewilligung des Budgets kümmern muß. Ich 
möchte mir daher den Antrag erlauben, daß 
ſtatt des Wörtchens „vorhinein“, welches 
entfällt, eingeſchaltet werde: „in den 
geſetzlich feſtzuſtellenden Terminen“. 

Der Paſſus würde dann lauten (liest) : 

„Die Gebäudeſteuer iſt von dem Haus— 
eigenthümer oder bleibenden Nutznießer 
vierteljährig in den geſetzlich feſtzu— 
ſtelenden Terminen zu entrichten.“ 


Vicepráfident: Der Herr Abgeordnete Fux 
ftellt folgenden Zuſatzantrag: Im erſten Alinea des 
8. 29 ijt ſtatt des Wortes „vorhinein“, welches zu 
entfallen hat, einzuſchalten: 

„in den geſetzlich feſtzuſtellenden Ter 
minen“. 

Wird dieſer Antrag unterſtützt? (Nach einer 
Pause:) Er ijt unterftüßt. 

(Abgeordneter Sxwedzicki meldet sich zum 
Worte,) 

Der err Abgeordnete Szwedzieki hat das 
Wort. 

Abgeordneter Szwedzieki: Auch ich ſchließe 
mich dem Antrage der Minorität an und werde 
dafür ſtimmen, daß in dem erften Alinea des $. 29 
das Wort „vorhinein“ geſtrichen werde. 

Zu dem von dem Herrn Berichterſtatter ange— 
führten Motive möchte ich noch Einiges aus der 
Praxis hinzufügen, welches das hohe Haus veran— 
laſſen möchte, auch dafür zu ſtimmen. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß bei den 


vierteljährige Termin, fei es auf den erſten Jänner! gegenwärtigen ungünſtigen Zeitverhältniſſen faſt alle 


Hauseigenthümer und bleibenden Nutznießer, welche 
lediglich von dem Zinsertrage ihrer Realitäten leben 
und überdies noch die auf denſelben oft laſtenden 
Schulden mit Zinſen dieſer Baffivcapitalien zahlen 
müſſen, in keiner beneidenswerthen Lage ſich befin— 
den und oft Schon in große Verlegenheiten kommen, 
wenn die Zeit herannaht, in welcher die Steuer auch 
nur für ein Quartal einzuzahlen kommt. Dieſe Ver— 
legenheit würde ſich natürlich umſomehr ſteigern, 
wenn der Steuerträger nach der Einführung dieſes 
Geſetzes die Steuer für zwei Quartale auf ein 
mal zu entrichten hätte. Denn woher ſoll dieſer 
Hauseigenthümer oder beſtändige Nutznießer dieſe 
Steuer zahlen? Natürlich von den Miethzinſen, 
welche er einnimmt. Und wer bewohnt denn nun die 
Häuſer in den Städten, Märkten oder auch Dörfern? 
Mit wenigen Ausnahmsfällen gewöhnlich Beamte, 
Handwerker und arme Taglöhner. ; 


Würden diefe Miethparteien im Stande fein, 
dem Hauseigenthümer den entfallenden Miethzins 
für das ganze Quartal im vorhinein zu zahlen, dann 
könnte es noch gehen; allein da ſo eine Forderung 
an die Miether nicht geſtellt werden kann, ſo kann 
auch die Einzahlung der Steuer von dem Haus— 
eigenthümer im vorhinein mit Recht nicht gefordert 
werden. Der Beamte bekommt ja ſeinen Gehalt, 
wenn auch anticipative, jedoch nur in Monats— 
raten, und er iſt froh, wenn er den monatlichen 
Zins vom Halſe hat, und muß gut wirthſchaften, 
damit er mit dem reſtlich gebliebenen Monats— 
gehalte bis zum Erſten des nächſtfolgenden Monates 
auskomme. Der Handwerker iſt beſchränkt auf ſein 
armes Handwerk, muß davon ſich und ſeine Familie 
fümmerlich ernähren, iſt auch nicht im Stande, 
zür ein Quartal den Miethzins im vorhinein zu 
kahlen. Endlich iſt der Verdienſt des armen Tag: 
löhners ungewiß und vom Zufalle abhängig. 


Wenn nun die Vorauszahlung von den Wohn— 
parteien nicht gefordert und erzielt werden kann, 
wie ſoll man dann vom Hauseigenthümer fordern, 
daß er für ein Quartal im vorhinein zahle?! Man 
muß hier nur vorausſetzen, daß. er vielleicht wo 
ein vorräthiges Geld beſitze, was man nicht 
wiſſen kann und wozu man nicht berechtigt iſt?! 
Oder ſollte man die ſicherſte Steuerkraft, welche 
die Hauseigenthümer bilden, anftatt zu berückſich— 
tigen, im Gegentheile noch mehr belaſten, damit 
ſie erlahme und endlich ſteuerunfähig werde? Es 
kommen auch Familienunglücksfälle vor, es ereignet 
ſich oft, wo der Miether durch Krankheit oder 
Todesfall in der Familie nicht in der Lage iſt, 
ſeinen Miethzins zeitgerecht zu zahlen. Er appellirt 
an den Hauseigenthümer und bittet um eine Zu— 
friſtung, welche ihm doch aus Menſchlichkeitsrück— 
ſichten gewährt werden muß. Iſt da der Haus— 
eigenthümer nicht in großen Schaden gebracht, 


Haus der Abgeordneten. — 128. Sitzung der 8. Seſſion am 12. März 1875. 


4475 


wenn er die Steuer quartaliter im voraus ein: 
zahlen muß? 

Es kommen auch andere Fälle vor, wo ein 
Miether den Zins oft einige Monate nicht zahlen 
will; der Hauseigenthümer aviſirt ihn, bis er aber, 
da oft, wenn auch ungegründete Recurſe eingebracht 
werden, zu ſeinem Gelde kommt, vergehen viele 
Tage, ja auch Monate; wäre es daher recht und 
billig, wenn man den Hauseigenthümer rückſichtslos 
verurtheilt, im vorhinein die Steuer zu bezahlen? 

Im Falle, daß der Hauseigenthümer dieſe 
Steuer im vorhinein bezahlt und eine oder die 
andere Partei ſchon nach einem Monate auszieht, 
wird dies dem Steueramte angezeigt; bis aber eine 
Steuerbefreiung oder Ermäßigung erfolgt, vergehen 
oft Tage und Monate, und der Hauseigenthümer 
muß darunter leiden, was doch das Geſetz nicht zu— 
geben ſollte. 

Das ſind Momente, welche zu Gunſten der 
Hauseigenthümer ſprechen und berückſichtigt werden 
ſollten. 

Zwar beantragt der Ausſchuß eine Reſolution, 
in der die Regierung aufgefordert wird, bei Durch— 
führung dieſes Geſetzes auf dieſe Verhältniſſe billige 
Rückſicht zu nehmen und den Uebergang allmälig 
eintreten zu laffen, um eine allzugroße Inanſpruch— 
nahme der Steuerträger zu vermeiden; allein dieſer 
Abſatz überläßt den Steuerträger der Willkür der 
Steuerämter, und wir wiſſen, wie manchmal bei 
dem zu großen Eifer der Steuerbeamten ſolche Ab— 
ſätze gedeutet werden. 

Es wäre ſicherer, wenn die Hauseigenthümer 
durch ein beſtimmtes Geſetz in Schutz genommen 
werden. 

Daher bitte ich, daß nach Billigkeit und Gerech— 
tigkeit im erſten Abſatze des 8. 29 das Wort „vor— 
hinein“ ausgeſtrichen werde, und daß der Herr 
Präſident ſo gefällig ſei, dieſes Alinea und 
dieſes Wort geſondert zur Abſtimmung 
zu bringen. (Bravo! Bravo! rechts.) 


Vicepräſident: 
Wort? 

(Abgeordneter Dr. Harant meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Harant hat 
das Wort. 


Wünſcht noch Jemand das 


Abgeordneter Dr. Harant: Das zweite 
Alinea des §. 29 gibt mir Gelegenheit, einen Miß— 
ſtand zu rügen, welcher ſich häufig zu ereignen 
pflegt. 

Es wird hier beſtimmt, daß, wenn die Zah— 
lungstermine nicht eingehalten werden, die Schul- 
digkeiten von dem auf den beſtimmten Einhebungs— 
tag folgenden Tage angefangen als Rückſtände zu 
behandeln und ſammt den Verzugszinſen eingehoben 
werden ſollen. 
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In Wien ift das erſte Stenerquartal bei ber 
Hauszinsſteuer die erſte Hälfte des Monates 
Februar, und da iſt es heuer vorgekommen, daß mir 
und Anderen die Zahlungsbögen allerdings zur 
rechten Zeit, aber knapp vor dem Termine zuge— 
lommen ſind; Vielen dagegen in Wien ſind die 
Steuerbögen erſt in der zweiten Hälfte des Monates 
Februar zugeſtellt worden; ſie haben ſich gleich mit 
der Zahlung geſputet, ſind zu den ſtädtiſchen 
Steuerämtern zahlen gegangen, waren aber nicht 
wenig erſtaunt, als man von ihnen die geſetzlichen 
Verzögerungszinſen einheben wollte und auch wirk— 
lich eingehoben hat. (Rufe rechts: Hört!) 

Man hat gefunden — und ich weiß dies aus 
Erfahrung — daß die mit der Einhebung betrauten 
Organe ſich manche recht unangenehme Sachen haben 
gefallen laſſen müſſen, obwohl ſie gerade am un— 
ſchuldigſten daran ſind. 

Es iſt erklärbar, daß in Wien Verſpätungen 
vorkommen können; denn bei einer Anzahl von mehr 
als 10.000 Steuerzahlern kann der Vorgang von 
Seite der Steueradminiſtration nicht ſo raſch er— 
folgen, ebenſo kann bei einer ſtädtiſchen Behörde, wo 
die Zuſchläge für die Stadt und das Land zuge— 
ſchrieben und berechnet werden ſollen, der Vorgang 
auch nicht ſo geſchwind ſein. Immerhin ſoll aber 
beſeitigt werden, daß der Steuerzahler nicht auch 
Verzögerungszinſen zahlen müſſe, weil er nicht zur 
rechten Zeit wußte, was er zahlen ſolle, und daß die 
mit der Einhebung betrauten Beamten fid) nicht In- 
ſolenzen gefallen laffen müſſen. 

Ich bringe keinen Antrag ein; ich glaube, es 
genügt ſchon, dies zur Kenntniß der Regierung 
gebracht zu haben, und daß dieſe ſich werde an— 
gelegen ſein laſſen, ſolche Unzukömmlichkeiten für die 
Zukunft abzuſtellen. 


Vicepräſident: Wünſcht noch Jemand das 
Wort? (Niemand meldet sich.) Es ijt nicht der 
Fall. Ich erkläre die Debatte für geſchloſſen. 

Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Es 
ſind zwei Anträge geſtellt worden. Dem Antrage 
des Herrn Abgeordneten aus der Joſef— 
ſtadt kann ich vollſtändig beipflichten, und ich 
empfehle denſelben zur Annahme. 

Was die Differenz zwiſchen der Majorität und 
Minorität anbelangt, das Wörtchen „vorhinein“ 
aufzunehmen oder fallen zu laſſen, will ich zunächſt 
nur bemerken, daß dieſer Gegenſtand im Ausſchuſſe 
ſehr eingehend erörtert wurde und daß der Ausſchuß, 
um jenen Unzukömmlichkeiten, welche von Seite des 
Herrn Berichterſtatters der Minorität hervorgehoben 
worden ſind, abzuhelfen, eine Reſolution zur An— 
nahme beantragte, um die Steuerträger nicht über— 
mäßig zu überbürden. Es wäre aber möglich, dieſen 
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Gegenſtand in einer anderen Weiſe zu regeln, näm— 
lich, wenn das hohe Haus ſich entſchließen wollte, 
den Antrag des Herrn Abgeordneten Fux anzu— 
nehmen, das Wörtchen „vorhinein“ fallen zu laſſen 
und es der Zukunft zu überlaſſen, die Termine im 
geſetzlichen Wege ſeſtzuſetzen. 

Die Urſache, welche mich dazu beſtimmt, dieſen 
Antrag der Erwägung des hohen Hauſes zu em 
pfehlen — ich kann in dieſer Angelegenheit nicht 
im Namen des Ausſchuſſes ſprechen — iſt folgende: 
Mir iſt ſeit dieſer Zeit eine Liſte in die Hände ge 
fallen über die Zahlungstermine für die Grund— 
ſteuer, Hauszinsſteuer, Hausclaſſenſteuer, Erwerb- 
ſteuer mit Einkommenſteuer, und es iſt wünſchens— 
werth, daß in Zukunft, wenn ſämmtliche neue Geſetze 
über dieſe Steuergattungen angenommen worden 
ſind, die Zahlungstermine in einem beſonderen 
Geſetze geregelt würden, damit nicht an einem und 
demſelben Tage ein Steuerträger ſämmtliche Steuern, 
die eventuell auf ihn fallen, zu bezahlen habe. Das 
könnte aber leicht eintreten, wenn wir ſchon heute in 
dieſer Beziehung ein Präjudiz ſchaffen. 

Ich mache darauf aufmerkſam, daß die Zale 
lungstermine heute allerdings theils monatliche, 
theils vierteljährige find; wenn man aber ſchon jetzt 
für alle Steuern feſtſtellt, daß ſie vierteljährig „im 
vorhinein“ zu entrichten ſeien, könnte der Fall ein— 
treten, daß die Erwerbſteuer, Hauszinsſteuer, 
Grundſteuer u. ſ. w. auf einen Tag fallen, ein 
keineswegs mit den wirthſchaftlichen Grundſätzen zu 
vereinbarendes Prineip, und aus dieſem Geſichts— 
punkte kann ich perſönlich nichts dagegen haben, 
wenn der Antrag des Herrn Abgeordneten Fux an 
genommen würde. 


Präſident (den Vorsitz wieder übernehmend) : 
Ich ſchreite nun zur Abſtimmung. Es liegen 
mehrere Anträge vor, und zwar erſtens der Antrag 
der Minorität, vertreten durch Herrn Abgeordneten 
Ritter v. Wezyk, welcher im erſten Alinea das 
Wörtchen „vorhinein“ ausgelaſſen wiſſen will, dann 
der Antrag des Herrn Abgeordneten Fux, der ſtatt 
des Wortes „vorhinein“ ſagen will: „in den geſetz— 
lich feſtzuſtellenden Terminen”; endlich der Zuſatzantrag 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter zum 
vierten Alinea, welcher bereits unterſtützt iſt. 

Ich werde in der Abſtimmung ſo vorgehen, daß 
ich zuerſt das Alinea 1 in der Faſſung des Aus— 
ſchuſſes mit dem Amendement des Herrn Abgeord— 
neten Fux zur Abſtimmung bringe, und wenn dieſes 
Alinea in der Form nicht angenommen wird, den 
Antrag des Ausſchuſſes mit Auslaſſung des Wörtchens 
„vorhinein“. Dann werde ich das Wörtchen „vor— 
hinein“ beſonders zur Abſtimmung bringen, dann 


das zweite und dritte Alinea nach dem Antrage 
des Ausſchuſſes, dann den Beiſatz, welchen der Herr 


Abgeordnete Dr, Kronawetter als viertes Alinea 
beantragt hat und endlich die beiden letzten Alineas 
nach dem Ausſchußantrage. ( Zustimmung.) 

Ich erſuche nun die Herren, welche zu $. 29 
bie Aufſchriſt (liest): 

„Entrichung der Gebäudeſteuer und Haf- 
tung für dieſelbe“ — 

dann als erfies Alinea die Faſſung nach dem An— 
trage des Herrn Abgeordneten Fux, dahin gehend 
(liest): | 

„Die Gebäudeſteuer ift von dem Hause 
eigenthümer oder bleibenden Nutznießer in 
den geſetzlich feſtzuſtellenden Terminen zu 
entrichten,“ — 

annehmen wollen, fich zu erheben. (Geschicht.) Das- 
ſelbe iſt angenommen. 

Somit entfällt die Abſtimmung über das 
erſte Alinea nach dem Ausſchußantrage. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche das 
zweite und dritte Alinea nach der Faſſung 
des Ausſchuſſes annehmen, fih zu erheben. 
(Geschieht.) Dieſelben find angenommen. 

Nun bitte ich jene Herren, welche als viertes 
Alinea den Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. 
Kronawetter, der lautet (Mest): 

„Der Beſitzer eines Gebäudes iſt nur dann 
verpflichtet, die für eine Zeit, in welcher er 
noch nicht Beſitzer war, bemeſſene Gebäude— 
ſteuer zu zahlen, wenn dieſe Steuer zur Zeit, 
als er das Steuerobject erworben hat, 
bereits in den Steuerbüchern als Schuldig— 
feit ordnungsmäßig vorgeſchrieben war.“ 

annehmen wollen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Der 
Antrag ift angenommen. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche die beiden 
letzten Alinea, nach dem Ausſchußantrage annehmen 
wollen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Die beiden 
Alinea find angenommen. 

Zu $. 30, „Recurſe“, liegt ein Minoritäts— 
antrag vor. 

Der Herr Berichterſtatter der Minorität Ritter 
v. Wezyk hat das Wort. 


Berichterſtatter ber Minorität Ritter v. Wezyk: 
Nach der Behandlung, welche unſere Hauptamende— 
ments in dem hohen Hauſe erfahren haben, werde 
ich mich jeder weiteren Begründung ent— 
halten und werde mich nur auf die Vorleſung des 
erwähnten Antrages beſchränken. Derſelbe lautet: 

In dem erſten Alinea nach den Worten „be— 
ziehungsweiſe Vertretern“ wäre einzuſchalten (lest): 

„gegen die für einen ganzen Ort aufge— 
ſtellten Nutzungswerthe und Abzugspercente, 
insbeſondere in Bezug auf das Verhältniß 
zu anderen Orten, ſteht der betreffenden 

Gemeindevertretung das Recht des Re— 

curſes ac, ac." 
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Prafident: Nachdem es der Antrag der Aus- 
ſchußminorität ijt, fo bedarf er keiner Unterſtützung. 

Wünſcht noch Jemand das Wort? 

(Abgeordneter Ritter v. Schönerer meldet 
sich.) 

Der Herr Abgeordnete Ritter v. Schönerer 
hat das Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Schönerer: Ich er— 
laube mir, zu $. 30 einen Antrag zu ſtellen, der, wie 
mir ſcheint, im logiſchen Zuſammenhange überhaupt 
mit dem Weſen des Recursrechtes ſteht, und da der 
Herr Berichterſtatter wiederholt betont hat, daß er 
ſehr conciliatovifdjer Natur fei, fo glaube ich denn 
doch, daß er dieſem Antrage nicht entgegentreten werde, 
der das Recht der Steuerträger in zweckmäßiger Weiſe 
wahrt. 

Mein Antrag geht nämlich dahin, daß im Geſetze 
ausgeſprochen werde, daß bie Commiſſionsmitglieder, 
namentlich aber die Recursberechtigten das Recht 
haben ſollen, Einſicht und Abſchrift von den Ver— 
handlungsgeten in den Commiſſionen zu nehmen, 
weil ich mir einen Recurs in Steuerſachen, nament- 
lich jetzt, wo durch die Commiſſionen die Arbeiten 
vorgenommen werden, mit Erfolg nicht gut denken 
kann, wenn man nicht die Gelegenheit zur Durch— 
ſicht hat. 

Ich wünſchte ſehr, daß im Intereſſe der Steuer— 
träger dieſer Paſſus im Geſetze aufgenommen werde, 
weil nur dadurch meiner Anſicht nach es in den 
meiſten Fällen möglich ſein wird, Recurs mit Aus— 
ſicht und Erfolg einzubringen. Ich empfehle den 
Herren die Annahme meines Zuſatzantrages, 
welcher lautet (West) : 

„Die Commiſſionsmitglieder und Recurs— 
berechtigten haben das Recht, Einſicht in die 
Berhandlungsacten und Abſchriften von 
Denfelben zu nehmen.“ 


Präſident: Ich bitte, wo ſoll dieſer Antrag 
eingefügt werden? 


Abgeordneter Ritter v. Schönerer: Ich hätte 
geglaubt, daß er als Zuſatz zu $. 30 angefügt 
werde. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Ritter 
v. Schönerer ſtellt zu $. 30 folgenden Antrag: 
(Liest denselben, ) 

Ich bitte jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen wollen, fic) zu erheben. (Geschieht.) Er 
ift unterſtützt. 

Wünſcht noch Jemand das Wort zu $. 30? 
(Niemand meldet sich.) Da es nicht der Fall ift, fo 
erkläre ich die Debatte für geſchloſſen und ertheile 
dem Herrn Berichterſtatter das Wort. 
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Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Ich 
muß beide Anträge, ſowohl den der Minorität, als 
den des Herrn Abgeordneten Ritter v. Schönerer, 
ſoweit ich urtheilen kann, als überflüſſig erklären; 
den Antrag der Minorität deßhalb, weil die Minorität 
ſich von der Majorität nur dadurch unterſcheidet, 
daß in dem Majoritätsantrage geſagt wird, es ſolle 
jedem Einzelnen das Recht freiſtehen, einen Recurs 
einzubringen, während die Minorität überdies noch 
verlangt, daß auch eine Ortſchaft das Recht haben 
folle, einen Mecurs einzubringen, 

Wird die Veranlagung und das Abzugspercent, 
welches auf der Baſis dieſer Veranlagung erfolgt, 
für den ganzen Ort vorgenommen, wie es bisher bei 
der urſprünglichen und bei der ausgedehnten Haus— 
claffenftener war, fo wäre die Auffaſſung der 
Minorität eine berechtigte. Allein hier handelt es fid) 
nicht mehr um ganze Orte, ſondern um einzelne 
Gebäude. Sind nun einzelne Gebäudebeſitzer eines 
Ortes höher abgeſchätzt, oder glauben ſie, daß ihr 
Abzugspercent zu gering bemeſſen iſt, ſo können ſie 
ſich zuſammenthun und einen ſolchen Recurs ein— 
bringen. Es liegt aber in der Tendenz des Geſetzes 
gar nicht, einer ganzen Ortſchaft die Möglichkeit zu 
gewähren, als Corporation gegen eine Steuerbemeſ— 
ſung einzuſchreiten. 

Was den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Ritter v. Schönerer anbetrifft, ſo würde ich ſehr 
gerne demſelben beiſtimmen; allein ich glaube, daß 
die Folge ſeiner Annahme eine große Anzahl von 
Inconvenienzen in der Verwaltung wäre, wenn 
jedem Steuerträger ein Einblick in die Heten ber 

Commiſſion gewährt werden wollte. 


Práfident: Ich (reite zur Abſtimmung. 

Ich werde zunächſt den erſten Abſatz nach dem 
Antrage des Ausſchuſſes — vorbehaltlich der Ab- 
ſtimmung über die von der Minorität beantragte 
Einſchaltung — zur Abſtimmung bringen, ſodann 
dieſe Einſchaltung ſelbſt. Darauf werde ich die Ab— 
ſtimmung über die Abſätze 2, 3, 4, 5 und 6, die 
unangefochten geblieben ſind, und endlich die über 
den von Herrn Ritter v. Schönerer beantragten 
Schlußſatz folgen laffen. ( Zustimmung.) 
l Ich erſuche zunächſt jene Herren, welche den 
erſten Abſatz des $. 30 — vorbehaltlich der Abſtim— 
mung über die von der Minorität beantragte Cine 
ſchaltung — nach der Faſſung des Ausſchuſſes an— 
nehmen, jid) zu erheben. (Geschieht.) Derſelbe ift 
angenommen. 

Nun erſuche ich jene Herren, welche in dem 
ſoeben angenommenen erſten Abſatze nach den Wor— 
ten „beziehungsweiſe Vertretern“ die Worte (liest) : 

„gegen die für einen ganzen Ort aufge— 
ſtellten Nutzungswerthe und Abzugspercente, 
insbeſondere in Bezug auf das Verhältniß 
zu anderen Orten, ſteht der betreffenden 
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ſes 20, 20,” 
einschalten wollen, fid) zu erheben. ( Geschieht.) Dieſe 
Einſchaltung it abgelehnt. 

Nun wollen jene Herren, welche die weiteren 
Alinea 2, 8, 4, 5 und 6 nach dem Ausſchußantrage 
annehmen wollen, fic) erheben. (Geschieht.) Dieſe 
Alinea find angenommen. 

Ich erſuche nunmehr jene Herren, die als 
Schlußſatz nach dem Antrage des Herrn Ritter 
v. Schönerer Folgendes annehmen wollen (liest): 

„Die Commiſſionsmitglieder und Recurs: 
berechtigten haben das Recht, Einſicht in 
die Verhandlungšacten und Abſchrift von 
denfelben zu nehmen“ — 

fid) zu erheben. ( Gesehteht,) Der Antrag ijt in der 
Minorität. 

Wünſcht Jemand zu $. 31,„Gebäudeſteuer— 
fatafter”, das Wort? (Niemand meldet sich.) Es 
ift nicht der Fall, id) erkläre daher die Debatte für 
geſchloſſen und erſuche jene Herren, welche den 
8. 31 nach der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen, 
fid) zu erheben. (Geschieht.) Er ijt angenommen. 

Zu $. 32 haben ſich Herr Dr. Kronawet— 
ter und Herr Kowalski zum Worte gemeldet. 

Herr Abgeordneter Dr. Kronawet ter hat 
das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: $, 32 han 
delt von den Strafbeſtimmungen, die Jenen, der von 
ihnen betroffen wird, recht empfindlich berühren dürf— 
ten. Ich kann bei dieſer Gelegenheit mein Bedauern 
nicht unterdrücken, daß wir kein Strafverfahren dies— 
bezüglich haben. Eine Strafe Joll erſt dann eintreten, 
wenn Jemand nach ordentlichem, gegen ihn abgeführ— 
tem Verfahren als ſchuldig erkannt wird, beſonders 
wenn eine fo Schwere Strafe dem Thäter angedroht ift. 

Wir haben für die indirecten Steuern eigene 
Strafgerichte, die Gefällſtrafgerichte, bei den directen 
Steuern ift — ſoviel ich weiß — gar kein Straf— 
verfahren normirt, indem höchſtens das Strafver- 
fahren, wie es für politiſche Uebertretungen beſteht, 
analog angewendet werden kann. Derjenige Beamte, 
der das Protokoll über den Thatbeſtand aufnimmt, 
(t zugleich Derjenige, der über die Strafbarkeit ent- 
ſcheidet, gewöhnlich iſt nicht ein Rathscollegium vor— 
handen, wo er einen Vorſchlag erſtatten könnte. Der 
Steuerinſpector nimmt den Thatbeſtand auf und das 
was ihm gut dünkt, darauf erkennt er, denn es gibt 
da keine Beweisregeln, daß man erſt dann, wenn 
etwas nachgewieſen iſt, den Betreffenden einer 
beſtimmten Handlung für ſchuldig erkennen kann. 
Kurz, die allereinfachſte und primitivſte Norm des 
Strafverfahrens finden Sie da nicht! Wenn ich nun 
bedenke, daß wegen der unbedeutendſten Uebertretung 
im Strafgeſetzbuche ein ordentliches Strafverfahren 
ſtattfinden muß und wo dort weit geringere Strafen 
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normirt find als hier, kann id) den Mangel einer 
Vorſchrift über das Strafverfahren bezüglich ber 
Prävarication directer Steuern bedauern. 

Weil aber jetzt nicht die Zeit iſt, daß ich ein 
eigenes Strafverfahren hierüber vorſchlagen könnte, 
ſo will ich doch, ſoweit es durch einen oder zwei 
Anträge geſchehen kann, das Publicum ſchützen, daß 
es nicht fo rein dem fubjectiven Ermeſſen des das 
Verfahren leitenden Beamten anheimgegeben und 
deſſen Willkür preisgegeben ſei. 

Es wird nach dieſem Geſetzentwurfe jede Zins— 
partei beſtraft, welche in der Abſicht, den 
Staatsſchatz zu ſchädigen, unrichtige Angaben 
in der Zinsfaſſion beſtätigt. 

Ich frage, wer entſcheidet über das Vorhanden— 
ſein dieſer Abſicht? Nach dem jetzigen Verfahren 
wird, wenn eine unrichtige Zinsfaſſion vorkommt, der 
Steuerinſpector bei der Bezirkshauptmannſchaft oder 
der betreffende Beamte bei der Steueradminiſtration 
in Wien die Partei vorladen und fragen: 

„Haben Sie unterſchrieben? — Ja!“ 

„Haben Sie es gewußt, daß dies unrichtig iſt? 
Ja!“ 

Geſtraft wird nur die Partei, denn Derjenige, 
der die Unterſuchung führte, hat auch über die 
Abſicht zu entſcheiden. Wie kann man nur eine 
Strafbeſtimmung feſtſtellen, wenn man andererſeits 
Demjenigen, der von ihr betroffen wird, keinen 
Schutz gewährt? 

Nun könnten dadurch ſehr viele Zinsparteien zu 
Schaden kommen. Es iſt bekannt, daß zur Zeit 
einer Wohnungsnoth in Wien das Verhältniß 
zwiſchen Miether und Vermiether ein der Sclaverei 
ähnliches iſt. 

Der Miether muß jede Zinsfaſſion unterſchrei— 
ben, und wenn er auch ſieht, daß ſie unrichtig iſt, 
wird er ſich deßhalb nicht mit dem Hausherrn zer— 
werfen und alle möglichen Fatalitäten und Placke— 
reien haben wollen, die eine Aufkündigung und der 
Wechſel der Wohnung mit ſich bringt. Nun kommt 
ſpäter die Unrichtigkeit der Beſtätigung zum Bore 
ſchein; die Partei wird vorgeladen. Dieſer Beiſatz 
„in der Abſicht, den Staatsſchatz zu ſchädigen“ 
gewährt dem Betroffenen gar keinen Schutz. Er 
ſollte freilich nun beſtraft werden, wenn er dieſe 
Abſicht hat; aber keine Miethpartei hat dieſe Abſicht, 
wenn ſie eine Zinsfaſſion unterſchreibt. 

Ich habe keinen Nutzen davon, wenn mein 
Hausherr — er thut's nicht, er iſt ein ganz 
honnetter Mann (Heiterkeit), aber ich nehme an, er 
würde es thun — wenn nun mein Hausherr eine 
falſche Faſſion macht, und kann daher auch nicht die 
Abſicht haben, den Staatsſchatz zu betrügen. Nie— 
mand will aber mit ſeinem Hausherrn einen Verdruß 
haben. Viele Leute leſen die Zinsfaſſion gar nicht, 
und doch ſind ſie, wenn ſie eine falſche Faſſion zufällig 
unterſchrieben haben, rein der Willkür des Beamten 
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anheimgegeben, der die Strafverhandlung leitet, und 
ich glaube, es ſollte der Beiſatz „ferner nur in 
derſelben Abſicht eine unrichtige Angabe 
in dem Bekenntniſſe beſtätigt“ ganz weg— 
geſtrichen werden. 

Es hat das noch einen anderen Grund. Bis 
jetzt find die Miethparteien nicht geſtraft worden, 
wenn ſie eine unrichtige Zinsfaſſion unterſchrieben 
haben; wenn der Hausherr es wünſchte, ſo konnten 
ſie, da ſie ſich in einer gewiſſen Zwangslage befan— 
den, dem nicht ausweichen, konnten aber, wenn ſie 
auszogen und daher nicht mehr in jenem Abhängig— 
keitsverhältniſſe waren, den Hausherrn denunciren; 
jetzt können ſie das nicht mehr thun, jetzt erſcheinen 
ſie der Uebertretung mitſchuldig. Damit iſt, wie ich 
glaube, gar keine Verbeſſerung in das Geſetz hinein— 
gebracht, und man könnte es beim Alten laſſen. 

Eine zweite Aenderung im $. 32 iſt die, daß 
man den Parteien jetzt eine Recursinſtanz weniger 
gibt, Bis jetzt war in den Steuergeſetzen das Gute, 
daß man bis zum Finanzminiſterium hinauf recur— 
riren konnte; dies hat für das Aerar keinen Nach— 
theil mit fid) gebracht, weil kein Recurs in Steuer— 
angelegenheiten eine ſuspenſive Kraft hatte. Das Er- 
kenntniß der erſten Inſtanz wurde bis zum letzten 
Tüpfelchen exequirt, der Recurs hatte keine Suſpen— 
ſivkraft, es konnte daher, wenn auch die Recurs— 
erledigung längere Zeit dauerte, das Aerar keinen 
Schaden erleiden; der Grundſatz, daß der Recurs 
keine Suſpenſivkraft hat, wurde auch in dieſem Ge— 
ſetzentwurfe und mit Recht aufrecht erhalten, denn 
ſonſt könnte Jeder gegen einen jeden Zahlungsauf— 
trag immerfort recurriren, und es käme nie zu einer 
Execution. Wenn man bei ſo bedeutenden Strafen, 
wie ſie §. 32 feſtſetzt, das Recursrecht an die dritte 
Inſtanz, wie ich glaube, zwecklos wegnimmt, ſo thut 
man den Parteien ein um ſo größeres Unrecht, da es 
richtig iſt, was ich geſagt habe, daß wir kein geord— 
netes Strafverfahren haben und beinahe der Will— 
kür des Beamten der erſten Inſtanz die ganze Ent— 
ſcheidung anheimgeſtellt ijt. Die Finanzlandesdiree— 
tion verläßt fid) natürlich auf den Beamten ber erften 
Inſtanz, eine Controle, da wir eben kein ordent— 
liches Strafverfahren haben, gibt es nicht, weil ein 
Geſetz und Normalien nicht exiſtirten, welche detail— 
lirte Beſtimmungen enthielten; man konnte aber bis 
jetzt an das Finanzminiſterium recurriren, und ich 
weiß aus eigener Erfahrung, daß über einen 
Finanzminiſterialrecurs ſehr oft gleichlautende Ent— 
ſcheidungen von den beiden unteren Inſtanzen abge— 
ändert wurden. Es kommen vielleicht bei gar keiner 
anderen Behörde ſo viele Fälle vor, daß gleichlau— 
tende Eutſcheidungen der Unterinſtanzen jo oft ab- 
geändert werden, wie in Steuerangelegenheiten. 
Wenn man nun das ändern will, wenn man es jetzt 
bei dem Erkenntniſſe der zweiten Inſtanzen belaſſen 
will, ohne daß man ein ſicheres ordentliches 
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Strafverfahren für die erſte Inſtanz hat, fo 
glaube ich nicht, daß man das Geſetz dadurch ver— 
beſſert, dem entgegen wäre der gegenwärtige Zuſtand 
noch ein entſprechender und beſſerer. Ich erlaube 
mir daher den Antrag zu ſtellen, daß in dem 
dritten Alinea die Schlußworte: „welche 
hierüber in letzter Inſtanz entſcheidet“ zu 
entfallen haben, und ftatt deffen geſetzt 
werde: „gegen deren Erkenntniß binnen 
30 Tagen vom Tage der Zuſtellung des— 


ſelben der weitere Recurs an das k. k. 
Finanzminiſterium eingebracht werden 
tann.“ 


Daß das, was ich beantrage, volllommen vid) 
tig iſt, will ich nur durch ein kleines Beiſpiel erläu 
tern. Die Stadt Wien ſollte für den Grund am 
Parabeplatz, auf welchen das Rathhaus erbaut wird, 
40.000 fl. Vermögensübertragungsgebühr nach dem 
Erkenntniſſe der erſten Inſtanz zahlen; die zweiter 
Inſtanz entſchied gar für 60.000 fl. und nur, weil 
ein Necurs an das Finanzminiſterium ſtatthaft war, 
wurde von dem Finanzminiſterium auf den Betrag 
von circa 10.000 fl. heruntergegangen. Der Recurs 
an die dritte Inſtanz in Steuerangelegenheiten hat 
einen großen Werth. 

So lange kein geordnetes Strafverfahren exi— 
Hirt, follen wir dem Publieum das Recursrecht an 
das Finanzminiſterium nicht wegnehmen. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Kronawetter beantragt im erſten Alinea die 
Worte „ferner war in derſelben Abſicht eine un— 
richtige Angabe in dem Belenntniffe beſtätigt“ wege 
zulaſſen, welchem Wunſche ich durch abgeſonderte 
Abſtimmung Rechnung tragen werde, ferner an 
Stelle der Schlußworte im dritten Alinea „welche 
hierüber in letzter Inſtanz entſcheidet“ zu ſetzen: 
„gegen deren Erkenntniß binnen 30 Tagen vom 
Tage der Zuſtellung desſelben der weitere Recurs 
an das k. k. Finanzminiſterium eingebracht werden 
kann.“ 

Jene Herren, welche dieſen Antrag unterſtützen, 
wollen fid) erheben. (Geschieht.) Der Antrag ift 
hinreichend unterſtützt. 

(Abgeordneter Dr. 
Worte.) i 

Der Herr Abgeordnete Kowalski hat das 
Wort. 


Roser meldet sich zum 


Abgeordneter Kowalski: Der $. 32 handelt 
auch von den Ordnungsſtraſen. Ich finde hier im 
vierten Abſatze desſelben eine Beſtimmung, welche 
der bisherigen Uebung entgegen iſt. Es iſt wohl doch 
eine Thatſache, daß gemeiniglich auch gegen Ord— 


nungsſtrafen ein Recurs zuläſſig iſt; hier aber zum 
erſten Male iſt die Beſtimmung beliebt worden, daß 


der Recurs gegen Ordnungsſtraſen nur dann zuläſſig 


ſei, wenn dieſelben den Betrag von 10 fl. über— 
ſteigen. Und wer hat dieſe Ordnungsſtrafen zu 
bemeſſen? Gerade die Steuerbemeſſungsorgane, 
welche ſehr oft aus Uebereile, wenn nicht aus Will— 
fir die Stenerträger ſehr hart treffen können. Und 
wenngleich nicht anzunehmen iſt, daß gegen jeden 
Steuerträger gleich bis zu der Höhe von 10 fl. 
gegriffen werden müſſe, dürften doch viele Fälle 
vorkommen, wo es hinlänglich erſcheinen wird, mit 
geringeren Strafen gegen einen Steuerverweigerer 
oder gegen einen läſſigen Steuerträger überhaupt 
vorzugehen. 

Es muß jedoch Jedermann, der hinlängliche 
Gründe gegen die ihm anbictirte Ordnungsſtraſe 
hat, möglich werden, auch dieſe Gründe zur Sprache 
zu bringen und feine Beſchwerden im Recursivege 
auszutragen. Eine ſolche Strafe — namentlich, 
wenn man die Neuerungen des Geſetzes und den 
geringen Bildungsgrad insbeſondere der Steuer 
träger auf dem Lande berückſichtigt — dürfte ſehr 
oft zu hart und nicht ſelten auch ungerecht erſcheinen. 
Denn man muß gerade nicht Alles auf den böſen 
Vorſatz, auf den böſen Willen zurückführen; die 
Unlenntniß des Geſetzes wird zumeiſt die eigentliche 
Schuld daran ſein, daß die Steuerbemeſſungsorgane 
ſich veranlaßt finden, gegen den einen oder anderen 
Steuerträger mit Strafen im Ordnungswege vor 
zugehen. Um nun ein Correctiv zumindeſt gegen die 
Uebereile und die Willkür eintreten zu laſſen und 
einen geregelten Vorgang herbeizuführen, muß 
Jedermann, der ſich durch eine Ordnungsſtrafe 
gekränkt findet, vor Allem die Möglichkeit erſchloſſen 
werden, im Recurſe ſein gutes Recht behaupten zu 
können. Ich glaube daher, daß die vom Ausſchuſſe allge— 
mein gehaltene Beſtimmung ſehr hart iſt und in vielen 


Fällen ungerecht ſein wird; ja, es wird dieſe Be— 


ſtimmung, auch wenn ſie einen Vermögenderen trifft 
und zu wiederholten Malen gegen denſelben in 
Anwendung gebracht wird, auch für dieſen ſehr 
fühlbar ſich geſtalten. Um nun einerſeits die Dis— 
ciplin nicht zu lockern und die Ordnung zu erhalten, 
andererſeits aber dennoch Denjenigen in Schutz zu 
nehmen, der ungerechter- und unbilligerweiſe mit 
einer Ordnungsſtrafe belegt wurde, glaube ich 
doch, daß es angezeigt erſcheint, gegen einen dies— 
fälligen Ausſpruch den Recurs geradezu nicht aus— 
zuſchließen, ſondern vielmehr ſolchen zuläſſig zu 
machen. 

Und dies nur umſomehr, als ein Steuerträger, 
gegen welchen mit Ordnungsſtrafen vorgegangen 
wird, viel ärger daran wäre, als Derjenige, gegen 
den ein Straferkenntniß erfloſſen ijt. Die Steuer- 
träger, gegen welche Straferkenntniſſe ergehen, wer- 
den, ſobald ſie einen Recurs eingebracht haben, 
wenigſtens nicht gleich exequirt, während bei Den— 
jenigen, welche mit Ordnungsſtrafen gerade bis 


10 fl. belegt wurden, der Ausſpruch ſogleich execu- 
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tionsfähig wäre. Ich halte alfo dafür, daß ſelbſt die 
Billigkeit es erfordert, den Zwiſchenſatz, dahin 
lautend „falls dieſe Strafe den Betrag 
von 10 fl. überſteigt“, ganz einfach Au ſtrei— 
chen, und demgemäß erlaube ich mir an den 


Herrn Präſidenten die Bitte zu ſtellen, 


dieſes Alinea getrennt zur Abſtimmung 
zu bringen, damit uns hierdurch die Möglichkeit 
geboten werde, auch für die Auslaſſung dieſer ſehr 
harten Beſtimmung zu ſtimmen. (Bravo! Bravo!) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Ko— 
walski ſtellt folgenden Antrag: (Wiederholt den- 
selben.) 

Ich werde Diefem Verlangen durch getrennte 
Abſtimmung Rechnung tragen. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Roſer hat das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Nofer: Alinea 1 des 8. 32 
lautet (liest): 

„Wer in dem Zinsertragsbekenntniſſe einen der 
Steuer unterliegenden Bezug, oder Umſtände, welche 
auf die Steuerbemeſſung von weſentlichem Einfluſſe 
ſind, in der Abſicht, um den Staatsſchatz in ſeiner 
Steuerforderung zu verkürzen, verſchweigt oder fo 
unrichtig angibt, daß dadurch die Steuer ganz oder 
doch zum Theile umgangen würde, ferner wer in 
derſelben Anſicht eine unrichtige Angabe in dem 
Bekenntniſſe beſtätigt, oder die Anzeige der Wieder- 
vermiethung eines Wohnbeſtandtheiles (S. 28) 
oder über das Entſtehen eines ſteuerpflichtigen Ob— 
jectes während der Dauer des geſetzlichen Termines 
unterläßt, unterliegt einer Geldſtrafe, welche mit dem 
ein- bis ſechsfachen Betrage der Steuer, um welche 
der Staatsſchatz verkürzt wurde oder verkürzt werden 
ſollte, zu bemeſſen iſt.“ 

Nicht nur, daß der ſchuldtragende Steuer— 
pflichtige den Steuerbetrag nachzutragen hätte, wird 
hier auch noch eine Maßregel eingeführt, daß er den 
ein- bis jechsfachen Betrag der Steuer zahlen muß. 
Ich finde das viel zu hart, umſomehr, als bei den 
allermeiſten Strafbeſtimmungen bloß das Ausmaß 
eines ein- bis fünffachen Betrages aufgenommen 
iſt. Ich erlaube mir daher zu beantragen, daß 
die letzten vier Zeilen im erſten Alinea des $. 32 
alfo lauten: „welche mit dem ein- bis drei- 
fachen Betrage der Steuer, um welche 
der Staatsſchatz verkürzt wurde oder 
verkürzt werden ſollte, zu bemeſſen iſt.“ 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Roſer ſtellt zu Alinea 1 des §. 32 den Antrag: 
( Wiederholt denselben, 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Er iſt 
unterſtützt. 

(Abgeordneter Fux meldet sich zum Worte.) 


Der Herr Abgeordnete Fux (Mähren) hat 
das Wort. 


Abgeordneter Fux: Ich bin mit den Anträgen 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter und 
Abgeordneten Kowalski einverſtanden, und auch 
damit, daß ber Steuerverkürzer empfindlich beſtraſt 
werden ſoll, weil ihm eine ſchwere Schuld zur Laſt 
fällt; denn das, um was er den Staatsſchatz verkürzt, 
müſſen die anderen Steuerträger erſetzen. Ich 
bin jedoch der Anſicht, daß man keine Latitude in 
den Strafſätzen geftatten ſolle, und insbeſondere 
ſcheint mir der Spielraum vom ein- bis zum ſechs— 
fachen Betrage willkürlich und zu weit ausgedehnt. 

Es ſcheint mir, daß der ſechsfache Betrag au 
und für ſich zu hoch gegriffen iſt. Wenn man auch 
gegen Steuerverkürzer bei der Strafbemeſſung nicht 
die Beſſerungs-, ſondern wohl nur die Abſchreckungs— 
theorie in Anwendung bringen kann, ſo wird doch die 
dreifache Ordnungsſtrafe genügen; denn es han— 
delt ſich hier um eine ſogenannte Ordnungsſtraſe. 
Auch in anderen Steuern und Gebühren ſind ſolche 
Beſtimmungen getroffen; man ſoll aber nicht die Strafe 
bald nach dieſem, bald nach dem anderen Principe 
einrichten, und bin daher dafür, daß bloß der drei— 
fache Betrag als Normale angenommen werde. 

Ich mache darauf aufmerkſam, daß bei dieſem 
weiten Spielraum vom ein-bis ſechsfachen Betrage das 
Bedenken ſtatthaben kann, daß eine Abfindung ſtatt— 
findet, indem Jemand dem Steuerverkürzer den ſechs— 
fachen Betrag dictiren will, den zweifachen empfängt, 
und dem Verkürzer entgegen den dreifachen Betrag 
ſchenkt, daher nur die einfache Strafe zahlen läßt. 
Ich glaube daher, daß man bei dem drei— 
fachen Betrage unter allen Umſtänden 
beharren ſolle, umſomehr, als durch den Antrag 
des Herrn Abgeordneten Kowalski gewiſſen Cau— 
telen Rechnung getragen wird. | 

(Abgeordneter Dr. Roser meldet sich zum 
Worte.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Ritter 
v. Krzeezunowicz hat das Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Krzeezunowiez: Es 
iſt ein nicht unwichtiger Paragraph, meine Herren, 
den wir jetzt vor uns haben, da gerade in dieſem 
Paragraphe das erſte Mal Beſtimmungen über 
Strafen in den neueſten Steuergeſetzen vorkommen. 
Was wir jetzt annehmen, werden wir jetzt conſequenter— 
weiſe auch in den anderen Steuergeſetzen, welche wir 
noch zu votiren haben, annehmen müſſen. 

Als im Ausſchuſſe die Debatte über dieſen Pa- 
ragraph gepflogen wurde, habe ich meine Meinung 
dahin geäußert, daß in dieſem Paragraphe zwar 
drakoniſche Strafen geſtellt worden ſind, aber in der 
Art, daß ſie nie und nimmer zur Ausführung 
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gelangen können, und dies aus zwei Gründen. Er- 
ſtens, weil ſie drakoniſch ſind und daher eine Menge 
Leute Demjenigen, der geſtraft werden ſoll, helfen 
werden, damit er ſich aus der Strafe herauswinde, 
und zweitens deßhalb, weil man gerade Denjenigen, 
der die Faſſion beſtätigt, auch mit ſtrafen will, daher 
den einzigen Zeugen beſeitigt, welcher die ſtrafbare 
Handlung bezeugen könnte. 

Wenn wir uns in den Geſetzgebungen anderer 
Staaten umſehen, ſo finden wir doch, inſoweit ich 
wenigſtens die Geſetzgebungen anderer Staaten kenne, 
jo drakoniſche Strafen bei Geſetzgebungen in directen 
Steuern nirgendwo. Wir finden in Preußen z. B. den 
zweifachen Betrag der verkürzten Steuer als Strafe, 
aber die Steuer ift mit bier, reſpeetive zwei Percent 
vom Bruttoertrage bemeſſen, es wird alſo die Strafe 
ungefähr zehn Percent vom verſchwiegenen Reine 
ertrage betragen. Bei uns aber, wo wir [don im 
günſtigſten Falle den 20percentigen Steuerfuß vor 
Augen haben, wird der ein- bis ſechsfache Straf— 
betrag 20 bis 120 Percent des verſchwiegenen Rein 
ertrages betragen, alſo, meine Herren, gerade zwei— 
bis ſechsmal ſoviel, als in Preußen. Man hat uns 
auch im Ausſchuſſe andere Beiſpiele angeführt, aus 
Baden, wie ich mich erinnere, aus einem Renten 
ſteuergeſetze, wo wirklich auch ein vierfacher Betrag 
der verkürzten Steuer als Strafe im Geſetze feſtge— 
ſtellt wurde. Nun aber beträgt die Steuer zwei ober 
drei Percent vom Reinertrage, alſo iſt der vierfache 
Betrag dieſer Steuer kaum zwölf Percent vom 
verſchwiegenen Reinertrage. Inſoweit ich die Ge 
febgebungen anderer Staaten kenne, finde ich 
keinen ſo enormen, drakoniſchen Strafbetrag als 
hier. — Einer der Herren Abgeordneten von der 
linken Seite hat ſchon eine Ermäßigung dieſer 
Strafe beantragt, ich meine aber, dieſe von ihm 
beantragte ermäßigte Strafe iſt noch viel zu groß; 
ſie iſt noch zwei- bis ſechsmal größer, als die in 
Preußen beſtehende. Da ich der Anſicht bin, daß man 
Strafen für ſolche Ueberſchreitungen feſtſetzen ſolle, daß 
man aber dieſe Strafen in einer entſprechenden, nicht 
drakoniſchen Weiſe bemeſſen, hingegen aber trachten 
ſolle, daß die Strafen ſtets den Schuldigen, ſoweit 
möglich, treffen, und eben nur eine nicht drakoniſche 
Strafe zu dieſer Folge führen könne, ſtelle ich den 
Antrag auf Herabminderung der Strafjäße, näm- 
lich daß anſtatt der Worte: „welche mit dem 
ein- Dié ſechsfachen Betrage“ einzuſchalten 
wären die Worte: „welche in einem Be— 
trage von 50 bis 90 Percent ber ver- 
kürzten Steuer zu bemeſſen wäre.“ 

Auch dieſer mein Antrag ſtellt die Strafe im 
Verhältniſſe zum Ertrage des ſteuerbaren Gegen— 
ſtandes noch höher, als dies in Preußen und den ver— 
ſchiedenen deutſchen Staaten der Fall iſt. Außerdem 
habe ich noch zu bemerken, daß die Aeußerungen der 
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Bezirkes, große Aufmerkſam keit verdienen in Bezug 
auf das Verfahren bei Erhebung der Schuld und 
Bemeſſung der Strafe. Wir haben Gefällsgerichte; 
ich weiß nicht, warum man die Erhebung der Schuld 
und die Feſtſtellung der Strafe nicht ebenſolchen Ge— 
richten anheimſtellen dürfe. In Preußen wird zwar 
die Strafe von der adminiſtrativen Behörde bemeſſen 
und der Schuldige von der Strafe verſtändigt; 
glaubt aber der Schuldige, daß ihm die Strafe nicht 
nach dem Geſetze oder ungerechterweiſe auferlegt 
wurde, und will er ſie nicht zahlen, ſo iſt dann die 
Behörde verpflichtet, die Sache vor das ordent— 
liche Gericht zu bringen, und bei den ordentlichen 
Gerichten ift das Verfahren offenbar ein anderes: 
Wenn wir in dieſem neuen Geſetze mit Straf: 
beſtimmungen den Anfang machen, ſo muß man doch 
auch in Erwägung ziehen, wie wir uns das ganze 
Strafverfahren in dem neuen Geſetze denken wollen, 
wie wir es am beſten anſtellen, damit weder dem 
Steuerträger ein ungerechtes Leid zugefügt, noch 
dem Staate dasjenige entzogen werde, was ihm ge— 
bührt. Ich meine, meine Herren, daß wir das Straf— 
ſyſtem nicht in einzelnen Steuergeſetzen verhandeln 
ſollen. Ich bin der Ueberzeugung, daß man für 
ſämmtliche directe Steuern gewiſſe Strafbeſtimmun— 
gen und ein Strafverfahren feſtſetzen, dieſe jedoch in 
einem beſonderen Geſetze behandeln und beſchließen 
ſolle. Wir ſind gegenwärtig gerade in der Reform 
unſerer verſchiedenen Geſetze begriffen: in der Reform 
der Geſetze über die gerichtliche Procedur; wir haben 
ein neues Geſetz über den Verwaltungsgerichtshof in 
Verhandlung. j 


Iſt es denn nicht beffer, mit ber Sache noch 
auszuwarten, da wir doch nicht gezwungen find, bie 
Strafbeſtimmungen im vorliegenden Geſetze zu be— 
ſchließen, bis wir ein Geſetz vor Augen haben, 
welches mit den anderen Geſetzen, die in der Reform 
begriffen ſind, in Einklang gebracht werden und 
ſämmtliche Strafbeſtimmungen in allen Steuern in 
ſich faſſen könnte, zumal wir dann auch die richtige 
Frage über das Verfahren bei ſolchen Straffällen 
in Berathung ziehen könnten, ſowie auch den Um— 
ſtand, ob in ſolchen Straffällen auch Gefällsgerichte 
oder andere Gerichte mitzuwirken hätten. Meine 
Herren! Dieſe Bedenken haben mich noch zu einem 
anderen Antrage veranlaßt, welcher lautet (liest) : 


„Die Strafbeſtimmungen ſind in das 
gegenwärtige Geſetz nicht aufzunehmen.“ 
Bezüglich dieſes Antrages erſuche ich den Herrn 

Präſidenten, denſelben nach $. 60 der Geſchäfts— 
ordnung zuerſt zur Abſtimmung bringen zu wollen 
und erſt wenn er abgelehnt würde, die Abſtimmung 
über $. 32 „Strafbeſtimmungen“ vorzunehmen. 


Präſident: Den Antrag des Herrn Abgeord— 


Herren Vorredner von der linken Seite, vorzüglich neten Fux habe ich noch zur ia J, zu 
die des Herrn Abgeordneten des achten Wiener bringen. 


Q 
` 
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Der Herr Abgeordnete Fux beantragt zum 
erſten Alinea des §. 32, daß der der Strafbeſtim— 
mung dieſes Paragraphes zuwiderhandelnde Steuer— 
pflichtige ſtatt mit dem ein- bis ſechsfachen Steuer— 
betrage, um welchen der Staatsſchatz verkürzt würde 
oder verkürzt werden ſollte, mit dem dreifachen dieſes 
Steuerbetrages beſtraft werde. Die Herren, welche 
dieſen Antrag unterſtützen, wollen ſich erheben. 
(Geschieht,) Der Antrag ift unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Roſer hat das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Noſer: Ich verzichte auf 
das Wort. 


Präſident: Herr Abgeordneter Ritter v. Rra e- 
czunowiez hat zu dieſem Paragraphe zwei An— 
träge geſtellt. Er hat zuerſt den Wunſch ausgeſpro— 


chen, das Hohe Haus möge principiel den Beſchluß 


faffen, ob auch Strafbeſtimmungen in das Geſetz 
aufgenommen werden ſollen, und iſt der genannte 
Herr Abgeordnete diesfalls der Meinung, daß ſie 
nicht in das Geſetz aufzunehmen ſeien. 

Ich werde dieſem Wunſche Rechnung tragen, 
indem ich ſeinerzeit, bevor ich zur Abſtimmung 


ſchreite, zuerst die Anfrage an das hohe Haus ſtelle, 


ob es gewillt ſei, Strafbeſtimmungen in das Geſetz 
nicht aufzunehmen, wonach im Falle der Bejahung 
der 8. 32 zu entfallen hätte. 

Falls das Hohe Haus dieſer Anſicht nicht bei- 
tritt, Hellt Herr Abgeordneter Ritter v. Krzeezu— 
nowiez den Antrag, daß ſtatt der Beſtimmung des 
ein- bis ſechsfachen Betrages ein Betrag von 50 bis 
90 Percent der verkürzten Steuer in das Geſetz auf— 
genommen werde. 

Jene Herren, welche dieſen letzteren Antrag 
unterſtützen, wollen fid) erheben. (Geschieht,) Der Ane 
trag ijt unterſtütz t. 

Wünſcht noch Jemand das Wort? (Niemand 
meldet sich,) Es iſt nicht der Fall. Ich erkläre die 
Debatte für geſchloſſen. 

Wünſcht der Herr Berichterſtatter der 
Majorität etwas zu bemerken? 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Ich 
werde in Kürze den Standpunkt des Ausſchuſſes 
über dieſe Anträge darlegen. 

Was zunächſt den Antrag des Herrn Abge— 


ordneten Dr. Kronawetter anbelangt, habe ich 


gegen die Annahme desſelben nichts einzuwenden. 

Was die prineipielle Frage betrifft, ob. Straf- 
beſtimmungen in das Geſetz aufgenommen werden 
ſollen, möchte ich den Herrn Abgeordneten, der 
dieſen Antrag geſtellt hat, anzugeben erſuchen, 
welches Vorbild er dafür anzugeben im Stande 
wäre. 


Mir iſt kein Steuergeſetz der Welt bekannt, wo 
derartige Strafbeſtimmungen nicht vorkämen. Er 
hat nun Vergleiche gezogen zwiſchen unſeren „dra— 
koniſchen“ Strafbeſtimmungen, wie er fie nannte, 
und den milderen, humaneren Strafbeſtimmungen in 
den übrigen Ländern, allein er hat durchaus kein 
einziges Steuergeſetz nachweiſen können, wo Straf— 
beſtimmungen nicht aufgenommen wären. Irgendwo 
müßten ſie jedenfalls Platz finden, entweder hier 
oder im Strafgeſetze. Wir haben es hier aber mit 
ſolch' eigenthümlichen Formen zu thun, daß die 
Strafbeſtimmungen, wie ich glaube, hier im Geſetze 
vollſtändig am Platze ſind. 

Was die zweite Frage anbelangt, nämlich die 
drakoniſche Form unſerer öſterreichiſchen Straf— 
beſtimmungen, ſo möchte ich in dieſer Beziehung das 
hohe Haus auf einen Umſtand aufmerkſam machen. 
Im Laufe der letzten Jahre ſind in verſchiedenen 
Ländern Steuergeſetze votirt worden, und zwar ähn— 
liche Geſetze, wie hier, Steuerkataſtergeſetze, und in 


allen Ländern hat man zu höheren Strafbeſtimmun- 
gen gegriffen, als es gegenwärtig bei uns in Defter- | 


reich der Fall iſt. 
Allerdings höre ich ſchon die Erwiderung von 


Seite meines geehrten Herrn Gegners während der 


Debatte über das Gebäudeſteuergeſetz, daß es fid) | 


hier auch darum handelt, das Ausmaß der Steuer 
zu berückſichtigen; allein ich glaube, das bleibt ſich 
vollſtändig gleich. Ob ich das Steuerausmaß mit 
1, 5 oder 10 Percent feſtſetze, hat mit der Straf— 
beſtimmung als ſolcher nichts zu thun. Man kann 
der Strafbeſtimmung ganz einfach entgehen, wenn 
man ſeiner Pflicht nachkommt. 

Die verſchiedenen Grade der Straffälligkeit 
laſſen ſich nur berückſichtigen, wenn Sie eine größere 
Latitude walten laſſen. Wenn Sie den Antrag des 
Herrn Abgeordneten Roſer oder Fux annehmen, 
die anſtatt des ein- bis ſechsfachen Betrages den ein— 
bis dreifachen geſetzt wiſſen wollen, ſo werden Sie 
wahrſcheinlicherweiſe die Steuerbehörde dazu treiben, 
daß ſie leichtere und ſchwerere Vergehen miteinander 
confundirt und alle mit dem doppelten oder drei— 
fachen Betrage belegt, während bei dem Spielraum 
von Eins bis ſechs eine angemeſſene Abſtufung ein— 
gehalten werden kann. 

Was die Bemerkung des Herrn Abgeordneten 
Kowalski gegen die Ordnungsſtrafen anbelangt, 
möchte ich denn doch darauf aufmerkſam machen, daß 
dieſe Ordnungsſtrafen nicht bloß von den Steuer— 
behörden oder Finanzorganen, ſondern auch von den 
Commiſſionen erlaſſen werden. Auch die Commiſſionen 
haben das Recht hierzu. Und wozu ſind denn dieſe 
Ordnungsſtrafen? Die ganze Sache hat ja keine 
andere Tendenz, als das ganze Commiſſionsgeſchäft ſo 
raſch als möglich abwickeln zu laſſen. Wenn Sie nun 
{chon bei mehr als zwei Gulden die Möglichkeit eines 
Recurſes ſchaffen, dann werden Sie jedenfalls den 
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Behörden eine große Laſt von Geſchäften aufbürden, 
und ich glaube nicht, daß dies in Ihren Intentionen 
liegt. 

Ich empfehle Ihnen daher die Annahme des 
Paragraphes in der vorliegenden Faſſung. Dem 
Zuſatzantrage des Herrn Abgeordneten Dr. Krona— 
wetter ſchließe ich mich an. 


Präſident: Nachdem der 8.60 der Geſchäfts— 
ordnung mir das Recht einräumt, vorerſt eine prin— 
cipielle Frage an das hohe Haus zu richten, und der 
diesbezügliche Wunſch ausgeſprochen wurde, werde 
ich dieſem Wunſche entſprechen. 

Es wurde nämlich vom Herrn Abgeordneten 
Ritter v. Krzeczunowiez der Antrag geſtellt, es 
möge eine Strafbeſtimmung überhaupt in das Geſetz 
nicht aufgenommen werden; dieſen ablehnenden 
Antrag kann ich als ſolchen nicht zur Abſtimmung 
bringen. Ich erſuche daher das hohe Haus, ſich dar— 
über auszuſprechen, ob eine Straf beſtimmung 
in das Geſetz aufgenommen werde, und bitte 
diejenigen Herren, welche dafür ſind, ſich zu erheben. 
( Geschieht.) Dieſelben werden aufgenommen. 


Ich werde nun zur Abſtimmung über den 8.32 
ſchreiten. 

Zum erſten Alinea wurde vom Herrn Abgeord— 
neten Dr, Kronawetter ber Wunſch ausgeſprochen 
daß über die Worte „ferner wer in derſelben Abſicht 
eine unrichtige Angabe in dem Bekenntniſſe beſtätigt“ 
eine getrennte Abſtimmung vorgenommen werde. 
Ich werde dieſem Wunſche entſprechen, indem ich 
dieſe Worte bei der Abſtimmung über das erſte 
Alinea auslaſſe und dann dieſelben ſeparat zur 
Abſtimmung bringe. 

Ueber das Ausmaß der Gelbftvafe liegen vier 
verſchiedene Anträge vor. Vorerſt der Ausſchuß— 
antrag, welcher die Geldſtrafe mit dem ein- bis 
ſechsfachen Betrage der Steuer feſtſetzt, der Antrag 
des Herrn Abgeordneten Fux, welcher bie Geldſtrafe 
mit dem dreifachen Betrage der Steuer bemißt, der 
Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. Roſer auf 
Bemeſſung ber Geldſtrafe mit dem ein- bis dreifachen 
Betrage der Steuer und endlich der Antrag des 
Herrn Abgeordneten Ritter v. Krzeczunowiez 
auf Bemeſſung der Geldſtrafe mit 50 bis 90 Per— 
cent des Steuerbetrages. 

Ich werde vorerſt das Alinea 1 mit Bore 
behalt der Abſtimmung über den Betrag der Geld— 
ſtrafe, dann das Ausmaß der Geldſtrafe nach den 
verſchiedenen Anträgen zur Abſtimmung bringen, 
und zwar vorerſt den Mindeſtbetrag, nämlich den 
ein- bis dreifachen Betrag der Steuer, dann den drei- 
fachen Betrag, ſodann 50 bis 90 Percent derſelben, 
dann. 


~ 


Abgeordneter Ritter v. Krzeezunowicz 
(unterbrechend): 50 bis 90 Percent der Steuer iſt 
ja weniger als die anderen Beträge! 


Präſident (fortfahrend): Ich werde alfo 
zuerſt das Strafausmaß nach dem Antrage Krzecezu— 
nowiez mit 50 bis 90 Percent der Steuern, 
dann den Antrag Roſer auf Feſtſetzung des ein— 
bis dreifachen Steuerbetrages als Strafe, dann den 
Antrag Fux und dann den Ausſchußantrag zur 
Abſtimmung bringen. 

Zum dritten Alinea wird vom Herrn Ub- 
geordneten Dr. Kronawetter beantragt, daß es 
anſtatt der Worte „welche hierüber in letzter Inſtanz 
entſcheidet“ heißen foll. (Mert): 

„gegen deren Erkenntniß binnen 30 Tagen 
vom Tage der Zuſtellung derſelben der 
weitere Recurs an das Finanzminiſterium 
eingebracht werden könnte“. 

Ich werde daher das dritte Alinea bis zu dem 
Worte „eingebracht werden könnte“, dann den An— 
trag Kronawetter und, falls derſelbe abgelehnt 
würde, die Schlußzeilen nach dem Ausſchußantrage 
zur Abſtimmung bringen. 

Zum nächſten, dem vierten Alinea wurde vom 


Herrn Abgeordneten Kowalsli beantragt, Die 


Worte „falls diefe Strafe den Betrag bon 10 fl. fiber: 
ſteigt“ wegzulaſſen, beziehungsweiſe eine getrennte 
Abſtimmung über dieſe Worte vorzunehmen. 

Ich werde alſo das vierte Alinea mit Aus— 
{affung dieſer Worte, dann diefe Worte zur Ab- 
ſtimmung bringen. 

Wird gegen dieſen Abſtimmungsmodus eine 
Einwendung erhoben? (Niemand meldet sich.) 

Ich erſuche alſo diejenigen Herren, welche das 
erſte Alinea nach dem Ausſchußantrage mit vor— 
läufiger Auslaſſung der Worte „ferner wer in der— 
ſelben Abſicht eine unrichtige Angabe in dem Bes 
lenntniſſe beſtätigt“, ferner mit Auslaſſung des 
Betrages der Geldſtrafe, annehmen, ſich zu er— 
heben. (Geschieht.) Dasſelbe ijt angenommen. 

Ich erſuche nun diejenigen Herren, welche nach 
dem Ausſchußantrage die Worte „ferner wer in ber: 
ſelben Abſicht eine unrichtige Angabe in dem Er— 
kenntniſſe beſtätigt“ eingefügt wiſſen wollen, ſich zu 
erheben. (Geschieht.) Die Einfügung ijt mit 110 
gegen 72 Stimmen angenommen. 

Ich ſchreite nun zur Abſtimmung über den 


Betrag der Geldſtrafe, welche verhängt werden kann. 


Ich erſuche vorerſt jene Herren, welche nach dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten v. Krze— 
czunowiez den Betrag der Geldſtrafe mit 50 bis 
90 Percent der Steuer, um welche der Staatsſchatz 


verkürzt würde oder verkürzt werden ſollte, be 


melen wollen, fic) zu erheben. (Geschieht.) Dieter 
Antrag iſt in der Minorität. 
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Nun bitte ich jene Herren, welche nad) dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Dr. Roſer den 
Gtrafbetrag mit dem ein- bis dreifachen Steuer: 
betrage bemeſſen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht,) 
Der Antrag iff mit 98 gegen 84 Stimmen 
angenommen. 

Ich bitte nun jene Herren, welche das zweite 
Alinea nach dem Antrage des Ausſchuſſes: (Liest 
dasselbe) annehmen wollen, fic) zu erheben. (Ge- 
schieht.) Dasſelbe ijt angenommen. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche das dritte 
Alinea nach der Faſſung des Ausſchuſſes mit Aus— 
nahme der letzten Zeile, welche lautet: „welche 
hierüber in letzter Inſtanz entſcheidet“, annehmen 
wollen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Dasſelbe ijt 
mit Ausnahme der letzten Zeile angenommen. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche im 
dritten Alinea ftatt der letzten Zeile nach dem An— 
trage des Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter 
den Satz (liest): 

„gegen deren Erkenntniß binnen 30 Tas 
gen vom Tage der Zuſtellung desſelben der 
weitere Recurs an das Finanzminiſterium 
eingebracht werden könnte“ — 

aufgenommen wiſſen wollen, ſich zu erheben. (Ge- 
schieht,) Derſelbe ift angenommen. 

Ich erſuche nun diejenigen Herren, welche das 
vierte Alinea vorläufig mit Auslaſſung der Worte 
„falls dieſe Strafe den Betrag von 10 fl. über— 
ſteigt“ nach dem Antrage des Ausſchuſſes annehmen 
wollen, fich zu erheben. (Nach einer Pause:) Es 
ſcheint hier ein Mißverſtändniß obzuwalten. Ich 
kann wegen der großen Unruhe im Hauſe kaum 
ſprechen. 

Ich erſuche nun abermals diejenigen Herren, 
welche das vierte Alinea vorläufig mit Auslaſſung 
der Worte „falls dieſe Strafe den Betrag von 
10 fl. überſteigt“ nach dem Antrage des Aus: 
ſchuſſes annehmen wollen, ſich zu erheben (Ge- 
schieht.) Dasſelbe iſt angenommen. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche haben 
wollen, daß dieſe Beſtimmung nach dem Antrage 
des Ausſchuſſes aufgenommen werde, ſich zu er— 
heben. (Geschieht) Der Antrag ijt abgelehnt. 
Es bleibt daher dieſe Zeile aus. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche das fünfte 
und ſechſte Alinea nach der Faſſung des Ausſchuſſes 
annehmen wollen, fid) zu erheben. (Geschieht.) 
Dieſelben ſind angenommen. 

Wünſcht Jemand zu §. 33, „Haftung für die 
Strafe“, das Wort? (Niemand meldet sich.) Da es 
nicht der Fall ijt, fo erkläre ich die Debatte für q e- 
ſchloſſen und erſuche jene Herren, welche den 
§. 33 nach dem Ausſchußantrage annehmen tol: 
(en, fid zu erheben. (Geschieht,) 8. 33 ijt anger 
nommen. 
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Zu 8. 34, „Einbringung und Zuweiſung der 
Strafgelder“, hat Herr Abgeordneter Dr. Krona— 
wetter das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Im §. 34 
heißt es: „Die Strafgelder ſind ſo wie die Steuer 
ſelbſt einzubringen.“ Ich will hier gar nicht ent— 
ſcheiden, ob damit die Strafgelder dasſelbe 
Prioritätsrecht genießen ſollen, welches den Steuern 
im 8.29 zugeſprochen worden ijt; Controverſen 
werden in der Praxis genug aus dieſer unklaren 
Stiliſirung entſtehen. Allein wenn es heißt, daß die 
Strafen wie die Steuern ſelbſt eingebracht werden, 
ſo werden ſie jedenfalls auch vom Beſitznachfolger 
eingebracht werden. 

Da es nun ein primitiver Grundſatz des 
Strafrechtes iſt, nur Denjenigen zu ſtrafen, der 
ſchuldig iſt, ſo ſoll man vom Beſitznachfolger nur die 
ordentliche Gebühr, nicht aber auch die Strafe ein— 
treiben, da ſoll man ſich rückſichtlich der Strafe nur 
an Den halten, der ſie verſchuldet hat. 

Ich würde daher folgenden Antrag ſtellen 
(liest): 
| „Die Strafgelder find fo wie die Steuer 
ſelbſt einzubringen und fließen dem Armen— 
fonde jener Gemeinde zu, in welcher ſich das 
Gtenerobject befindet, können aber von 
dem Beſitznachfolger nicht einge— 
fordert werden.“ 
| Der betreffende schriftliche Antrag befindet fid) 
bereits in den Händen des Herrn Präſidenten. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Kronawetter ſtellt folgenden Antrag: (Liest den- 
selben.) 

Jene Herren, welche denſelben unterſtützen 
wollen, belieben fid) zu erheben. (Geschieht.) Er ijt 
unterſtützt. 

Wünſcht noch Jemand das Wort? (Niemand 
meldet sich.) Da es nicht der Fall iſt, jo erkläre ich 
die Debatte für geſchloſſen und ertheile dem 
Herrn Berichterſtatter das Wort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Zur 
Aufklärung möchte ich dem hohen Hauſe mittheilen, 
daß der Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. Krona— 
wetter überflüſſig iſt, weil in dem Alinea 2 des 
§. 32, „Strafbeſtimmungen“, ohnehin der Satz auf— 
genommen wurde: „Außerdem iſt von dem ſchuld— 
tragenden Steuerpflichtigen der entgangene Steuer— 
betrag nachzuzahlen.“ Das Wort „ſchuldtragenden“ 
macht alſo jedenfalls den Antrag des Herrn Abge— 
ordneten Dr. Krona wetter unnöthig. 


Präſident: Ich ſchreite nun zur Abſtim⸗ 
mung. Ich werde zuerſt den 8. 34 nach dem Mn- 
trage des Ausſchuſſes und dann den Zuſatzantrag des 
Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter zur Ab— 
ſtimmung bringen. 
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Ich erfuche jene Herren, welche den $. 34, wie 
er vom Ausſchuſſe beantragt iſt, annehmen, ſich zu 
erheben. (Geschreht.) Er ift angenommen. 

Ich bitte nun die Herren, welche nach dem An— 
trage des Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter 
den Zuſatz (Mest): 

„können aber von dem Beſitznachfolger 
nicht eingefordert werden“ — 
beifügen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht,) Er iſt 
abgelehnt. 

Wünſcht Jemand zu §. 35, „Verjährung der 
Strafe“, das Wort? 

(Abgeordneter Dr. Vitexié meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Vitezie hat das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Vitezid: Ich möchte den 
Herrn Präſidenten erſuchen, den Satz mit den fetter 
gedruckten Lettern „Eine Verjährung der 
Steuerſchuldigkeit findet nicht ſtatt“ abge— 
ſondert zur Abſtimmung zu bringen, und zwar deß— 
halb, weil ich erſtens dafür halte, daß dieſe Beſtim— 
mung hier gar nicht an ihrem Platze iſt; dieſer und 
die vorhergehenden Paragraphe enthalten Beſtim— 
mungen über die Strafen der Uebertretungen des 
vorſtehenden Geſetzes und der Paragraph, von dem 
nun die Rede iſt, handelt zunächſt über die Ver— 
jährung der benannten Strafen. In dieſem Satze 
hingegen handelt es ſich um die Verjährung der 
Steuerſchuldigkeit. Das find zwei Sachen, 
welche nicht vereinbar ſind. 

Außer dieſem formellen Gebrechen ſcheinen mir 
noch materielle Gründe dafür zu ſprechen, daß dieſer 
Satz gänzlich ausgelaſſen werde. 

Der §. 1456 des allgemeinen bürgerlichen Ge— 
ſetzbuches, aus dem jener Satz entnommen iſt, ent— 
hält die Beſtimmung, daß Sachen und Rechte, welche 
ſchlechterdings unveräußerlich ſind, ſomit die dem 
Staatsoberhaupt als ſolchem allein zukommenden 
Rechte, z. B. das Recht, Zölle anzulegen, Münzen zu 
prägen, Steuern aus zuſchreiben und andere 
Hoheitsrechte (Regalien), weder durch Erſitzung er: 
worben, noch die dieſen Rechten entſprechen— 
den Schuldigkeiten verjährt werden 
können. 

Aus dem Zuſammenhange dieſes Paragraphes 
glaube ich zu entnehmen, daß die Verjährung der 
Schuldigkeit, welche als ſolche in abstracto beſteht, 
oder der Verpflichtung, Steuer zu zahlen, 
nicht eintreten könne; daß aber auch die einzelnen 
Steuerſchulden nicht verjährbar ſeien, das kann 
man, glaube ich, nicht behaupten; da man aber aus 
dem im Ausſchußantrage enthaltenen und aus dem be— 
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Ich werde alſo dafür ſtimmen, daß der Satz: 
„Eine Verjährung der Steuerſchuldigkeit findet nicht 
ftatt” weggelaſſen wer de. 

Sollte aber dieſe Weglaſſung nicht beſchloſſen 
werden, ſo möchte ich den Eventualantrag ſtellen, daß 
am Schluſſe des $. 35 die Citation „(§. 1456 a. b. 
(9, B.)“ hinzugefügt werde, damit man wenigſtens 
daraus entnehme, daß dieſer Paragraph hier volle 
Anwendung findet und man daran keine Aenderung 
machen wollte. 

(Abgeordneter Ritter v. Weiyk meldet sich 
xum Worte.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Ritter v. 
Meint hat das Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Wejyk: Ich erlaube 
mir, darauf aufmerkſam zu machen, daß in Folge 
des bei 8. 32 gefaßten Beſchluſſes auch hier im 
$. 35 im erſten Alinea eine Aenderung in dem 
Sinne vorgenommen werden muß, daß es ſtatt „mit 
dem ein bis ſechsfachen Betrage“ heißen foll: „mit 
dem eine bis dreifachen Betrage“. 


Präſident: Was die Bemerkung des Herrn 
Abgeordneten Ritter v. Wezyk betrifft, fo glaube 
ich, daß die beregte Abänderung nur eine Folge 
des vom hohen Hauſe bei $. 32 gefaßten Beſchluſſes 
ijt, die Geldſtrafen ſtatt auf den ein- bis ſechsfachen 
Betrag auf den ein- bis dreifachen Betrag zu 
beſtimmen, wornach auch hier der Conformität halber 
derſelbe Betrag einzuſetzen wäre. (Zustimmung.) 

Was den Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. 
Vitezić anbelangt, fo werde ich dem Wunſche deg- 
ſelben, fo weit er auf eine getrennte Abſtim— 
mung geht, entſprechen. 

Soweit jedoch der Antrag einen Beiſatz zu 
8. 35 betrifft, muß ich über ihn, fo einfach die 
Aenderung auch ſein mag, erſt die Unterſtützungs— 
frage ſtellen. Ich bitte daher jene Herren, welche 
den Autrag des Herrn Dr. Vitezié, am Schluſſe 
des §. 35 beizufügen: „(1456 a. b. G. B.)“ unter- 
ſtützen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag iſt 
unterſtützt. 

Wünſcht noch Jemand das Wort? (Niemand 
meldet sich.) Ich erkläre daher die Debatte für 
geſchloſſen und ſchreite zur Abſtimmung. 

Ich erſuche, hierbei zur Kenntniß zu nehmen, 
daß es in dem in Folge des bei 8. 32 früher 
gefaßten Beſchluſſes im erſten Alinea Hatt 
„mit dem ein- bis ſechsfachen Betrage“ heißen ſoll 
„mit dem ein- Dié dreifachen Betrage“, und 
bitte jene Herren, welche den §. 35 mit dieſer Cor— 


ſagten Paragraphe herausgeriſſenen Satze eine ſolche rection und vorbehaltlich ber Abſtimmung über den 
Deduction machen könnte, ſo glaube ich, daß es nicht Schlußſatz: „Eine Verjährung der Steuerſchuldig— 
nur unnütz, ſondern fogar gefährlich fei, diefe Beſtim- keit findet nicht ſtatt“, nach dem Ausſchußan— 
trage annehmen, fih zu erheben. ( Geschteht.) 


mung einzuſchalten. 
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8. 35 ijt vorbehaltlich ber Abſtimmung über den 
Schlußſatz angenommen. 

Nun erſuche ich jene Herren, welche den 

Schlußſatz: 
„Eine Verjährung der Steuerſchuldigkeit 
findet nicht ſtatt“ — 
nach deſſen Annahme dann die Abſtimmung über 
den Zuſatzantrag des Herrn Abgeordneten Dr. Vi— 
tezic erfolgen müßte — nach dem Ausſchuß— 
antrage annehmen, fid) zu erheben. (Geschieht,) 
Der Schlußſatz iſt angenommen. 

Ich bitte jene Herren, welche ganz am Schluſſe 
die Citation (8. 1456 a. b. G. B.) nach dem Antrage 
des Herrn Dr. Vitezie annehmen, fid) zu erheben. 
(Geschieht.) Es iſt die Minorität; der Antrag 
iſt abgelehnt. 

Wünſcht Jemand zu $, 36, „Verpflichtung der 
öffentlichen Behörden und Organe“, das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Da dies nicht der Fall iſt, 
jo bitte ich jene Herren, die den 8.36 annehmen, jid) 
zu erheben. (Geschieht.) Derſelbe iſt angenommen. 

Zum §. 37, „Zeitpunkt des Aufhörens der 
bisherigen Gebäudeſteuer“, haben ſich Herr Dr. 
Marchetti und Herr Dr. Blaas gemeldet. 

Herr Dr. Marchetti hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Marchetti: Ich erlaube 
mir, zu $. 37 einen Zuſatz zu beantragen; ich thue 
es aus verſchiedenen Urſachen, unter anderem aus 
dem Grunde, nicht etwa weil Tirol etwas Beſonderes 
für fid) beanſpruchen wollte, ſondern weil es jid) hier 
eigentlich darum handelt, nur den Ländern Tirol 
und Vorarlberg etwas Beſonderes zu beſcheeren, und 
ihnen eine bisher ungewohnte Laſt aufzubürden. 

Bei dieſer Sachlage wäre es den Vertretern 
dieſer Länder nahegelegen, dem Znſtandekommen des 
hier in Verhandlung ſtehenden Geſetzes Schwierigkeiten 
in den Weg zu legen. Sie thaten es aber nicht, weil 
ſie die Gerechtigkeit der Grundſätze nicht ausbeuten 
konnten, auf welchen die Steuerreform beruht, näm— 
lich die Allgemeinheit und Gleichheit der Be— 
ſteuerung. ; 

Die Vertreter jener Länder, welche auf dieſer 
(linken) Seite ſitzen, haben ehrlich für das Zuſtande— 
kommen des Geſetzes geſtimmt. Da es ſich jedoch 
um eine bedeutende Neuerung und ſchwere Laſten, 
welche ihnen aufgebürdet werden ſollen, handelt, ſo 
hoffen ſie, daß das hohe Haus die Grundſätze, welche 
bei ſolchen Auläſſen hänfig beobachtet wurden, nicht 
verleugnen und ſein Gerechtigkeitsſinn den hier 
ſitzenden Abgeordneten mit Billigkeitsrückſichten ent— 
gegenkommen wird. 

Ich beantrage daher folgenden Schlußſatz: 

„Für die Länder Tirol und Vorarlberg 
hat in der Durchführung dieſes Geſetzes eine 

Uebergangsperiode von wenigſtens 10 Jahren 

einzutreten.“ 


` 
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Ich empfehle dieſen Antrag der Annahme des 
hohen Hauſes. 


Präſident: Herr Dr. Marchetti ſtellt 
folgenden Antrag: (Wiederholt denselben.) Ich bitte 
Jene, welche den Antrag unterſtützen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Der Antrag iſt unterſtützt. 

Herr Dr. Blaas hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Blaas: Ich muß mich dem 
Antrage meines geehrten Landsmannes anfdlief en. 
Das hohe Haus wird mir als Abgeordneten eines 
tiroliſchen Wahlbezirkes nicht verargen, wenn ich 
aufrichtig ſage, daß es mich einige Ueberwindung 
koſtete, für das Eingehen in die Debatte über das 
Gebäudeſteuergeſetz zu ſtimmen. 

In Tirol und Vorarlberg, wo man bisher die 
Gebäudeſteuer nicht kannte, und dafür eine niedrige 
Grundſteuer hatte, bedeutet das gegenwärtige Geſetz 
eine neue, und zwar ſehr empfindliche Belaſtung, 
und die tröſtlichen Worte Seiner Excellenz des Herrn 
Finanzminiſters, welche wir in der Generaldebatte 
vernommen, daß die vorliegende Reform nicht eine 
Erhöhung der Steuern, ſondern vielmehr eine Regu— 
lirung derſelben bedeute, ſind für mein Heimatsland 
keineswegs zutreffend. Ich halte aber treu zum 
Reiche, und kann das gerechte Streben des hohen 
Hauſes, die Staatsſteuern gleichmäßig zu vertheilen, 
nicht verkennen, und will durchaus keine ungerecht— 
fertigte Ausnahmsſtellung für Tirol beanſpruchen. 
Andererſeits aber, ſcheint mir, ſollte eine erſprießliche 
Steuerpolitik denn doch auch beſtrebt ſein, die 
Leiſtungsfähigkeit der Einzelnen nicht noch allzuſtark 
und allzuraſch anzuſpannen, ſondern vielmehr dieſe 
Leiſtungsfähigkeit zu conſerviren trachten. Es ſollte 


daher die Gleichſtellung nur allmälig angebahnt 


werden. 

In dieſem Sinne hat auch die Landeshauptſtadt 
von Tirol im Jänner dieſes Jahres eine Petition 
beſchloſſen, welche dahin geht, daß eine Uebergangs— 
periode bei Einführung des Gebäudeſteuergeſetzes 
geſtattet werden möge, ſo zwar, daß in Tirol und 
Vorarlberg während der erſten zehn Jahre nur drei 
Fünftel und erſt nach Ablauf der zehn Jahre der 
ganze Percentſatz zu entrichten käme. Dieſe Petition 
hat auch der Tiroler Landesausſchuß energiſch befür— 
wortet und an die hohe Regierung geleitet. 

Ich glaube verſichern zu dürfen, daß die that— 
ſächlichen Verhältniſſe, welche dort ziffermäßig dar— 
geſtellt ſind, die vollſte Würdigung verdienen. Ich er— 
wähne 3.99. bloh Eines: in der Landeshauptſtadt Inns— 
bruck würde, wenn das Gebäudeſteuerpercent nur zu 
zehn Percent feſtgeſetzt würde, dies mehr als das Vier— 
fache der gegenwärtigen jährlichen Grundſteuer— 
ſchuldigkeit ausmachen. Eine ſolche Hinaufſchraubung, 
eine ſolche plötzliche Anſpannung der Steuerkraft des 
Landes müßte natürlich eine tiefe Verſtimmung und 
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eine arge Störung der landwirthſchaftlichen Bere | gebung eingeräumt war, und daß die Mehrbelaftung, 
hältniſſe bei uns zu Lande hervorrufen. welche die Länder Tirol und Vorarlberg und die 
Ich hoffe daher von der Billigkeit des hohen Steuerträger in denſelben treffen wird, bei der Durch— 
Hauſes, daß dasſelbe dem Antrage meines geehrten führung dieſes Geſetzes jedenfalls um ſo empfindlicher 
Herrn Vorredners auf Geſtattung einer Uebergangs— ſein wird, je größer die Begünſtigung war, die ſie 

periode freundlich zuſtimmen werde. bbisher genoſſen haben. 

Mir will aber ſcheinen, daß dieſer Paragraph 
Präſident: Der Herr Abgeordnete Neu- nicht der geeignete Ort wäre, um einer Beſtimmung 
wirth hat das Wort. Ausdruck zu geben, welche doch auch zur Durchfüh— 
rung kommen kann und deren Modalitäten erſt beur— 
Abgeordneter Neuwirth: Ich verzichte auf theilt werden können, wenn es ſich darum handeln 
das Wort zu Gunſten des Herrn Abgeordneten wird, da zu thun, was der $. 37 in Ausſicht ſtellt, 


Wolfrum, nämlich Den Termin zu beſtimmen, von welchem ab 
die neue Gebäudeſteuer in Wirkſamkeit treten Joll. 

Präſident: Der Herr Abgeordnete Wolfrum Meines Erachtens ſchiene es daher zweckmäßig, 

hat das Wort. daß anläßlich dieſes in Ausſicht genommenen Ge 


ſetzes auch beſtimmt würde, in welcher Weiſe dem 

Abgeordneter Wolfrum: Ichweiß zwar nicht, Lande Tirol und Vorarlberg ein Uebergangs— 
ob ich im Sinne des geehrten Herrn Abgeordneten ſtadium gewährt werden kann, und vielleicht würde 
ſprechen werde, ber zu meinen Gunſten auf das Wort die Sicherheit dafür, daß dies dann geſchehen 
verzichtet hat, aber ich danke ihm dafür. ſolle, in der Erklärung gefunden werden können, 

Ich wollte nur meine Meinung dahin abgeben, welche ich jetzt namens der Regierung abzugeben 
daß es wohl etwas viel verlangt ijt, wenn man für in der Lage bin, und in der Zuſtimmung, welche 
ein Land, welches ſeither von einer derartigen Steuer das hohe Haus dem Wunſche ſelbſt, wie es ſcheint, 
ſehr wenig betroffen wird, jetzt eine Ausnahmeſtellung, om im vorhinein gegeben hat; aber ich glaube, 
wenn die Vorlage zum Geſetze wird, verlangt; aber vom Standpunkte einer richtigen Oekonomie der 
gewiß wird die Billigkeit, an welche von Seite des Geſetzgebung würde es wohl zweckmäßiger ſein, ſich 
Herrn Antragſtellers appellirt wurde, auch einen vorzubehalten, dieſe Beſtimmung in dem künftigen 
Wiederhall bei den meiſten gegenwärtigen Herren Geſetze auszuſprechen; denn jetzt ift es auch ſchwer, 
Abgeordneten finden. (Bravo! Bravo!) Nur glaube | jid) mit Beſtimmtheit dafür auszuſprechen, ob es 
ich, daß ein Ausdruck in feinem Untrage etwas zu ſechs, zehn, zwölf Jahre fein follen. Dies kann 
weitgehend fei; denn, wenn fon ein Zeitraum von nach meiner Anſicht nur im Zuſammenhange mit 
zehn Jahren als Uebergangsperiode, welcher von dem künftigen Geſetze beurtheilt werden. 
ihm in Anſpruch genommen wird, ein genügend (Abgeordneter Dr, Herbst meldet sich zum 
ausgiebiger ijt, jo glaube ich, daß man dieſen langen Worte.) 

Zeitraum nicht noch durch das Wort „wenigjtens“ | 
vielleicht noch weiter auszudehnen möglich machen Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr, Herb ft 
ſollte. hat dus Wort. 

Ich erkläre mich daher vollkommen einverjtanden 
mit dem Sinne und auch mit dem Wortlaute des 
Antrages, jedoch nur ſoweit, daß anſtatt des Wortes 
„wenigſtens“ das Wort „höchſtens“ geſetzt werde. 
Ich empfehle mit dieſer Veränderung den Antrag haben, läßt zwar der Hoffnung Raum, daß ber 
der Annahme des hohen Hauſes. (Bravo! Bravo!) Wunſch, welcher ſeitens der Abgeordneten des 
(Finanzminister Freiherr de Pretis meldet i3 Tirol im Namen dieſes Landes und aud) 


Abgeordneter Dr. Herbſt: Die wohlwollende 
Aeußerung, welche wir von Seite Seiner Excellenz 
bes Herrn Finanzminiſters ſoeben vernommen 


zum Worte, ) von Vorarlberg ausgeſprochen wurde, ſeinerzeit 
von keiner Seite erheblichen Widerſtand finden 
wird. 

Mir ſcheint eben, daß es, nachdem ſich nichts 
Begründetes gegen den Antrag einwenden läßt, 
vielleicht aus politiſchen Gründen wünſchenswerth 
wäre, wenn dem Lande Tirol und Vorarlberg eine 
gewiſſe Beruhigung ſchon bei Votirung des vorliegen— 
den Geſetzes gegeben würde. Es iſt ja natürlich, 
daß man, wenn ein ſolches Geſetz beſchloſſen wird, 
im Lande die Sache nicht ſo ruhig auffaſſen werde, 
wie der Herr Finanzminiſter, und wie wir, ſondern 


Präſident: Seine Excellenz der Herr Finanz— 
miniſter hat das Wort. 


Finanzminiſter Freiherr be Pretis: Ich glaube 
auch, daß der Wunſch, der von Seite der Abgeordneten 
von Tirol ausgeſprochen wurde, in den Verhältniſſen 
begründet iſt. Wenn auch die Länder Tirol und Vor— 
arlberg bisher eine Begünſtigung gegenüber anderen 
Ländern genoſſen haben, ſo darf man doch nicht ver— 
geſſen, daß ihnen dieſe Begünſtigung durch die Geſetz— 
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dort wird man fih mit der Idee vertraut machen, laſſen ſoll, jo ijt dies viel drückender, als wenn es 
es jet ein Geſetz beſchloſſen worden, welches, wie es allmälig geſchieht. 


die Grundſätze der Gerechtigkeit erfordern, auch für 
die beiden genannten Länder in Hinkunft gelten wird; 
aber ein Antrag, die Laſt dieſes neuen Geſetzes den 
betreffenden Ländern weniger fühlbar zu machen, ſei 
abgelehnt worden. Das würde im Stande ſein, die wohl— 
wollenden Worte, welche von verſchiedenen Seiten 
geſprochen wurden, vollſtändig zu paralyſiren, daher 
würde, wie ich glaube, fein Anſtand obwalten, aus 
dem bloß formellen Grunde, den ich als vollkommen 
berechtigt anerfenne, den Antrag, welcher nicht recht 
in dieſes Geſetz paßt, aber mit demſelben doch nicht 
im Widerſpruche ſteht, anzunehmen. 

Ich glaube auch, wie der Herr Abgeordnete 
Wolfrum, daß das Wort „wenigſtens“ nicht zu 
acceptiren ſei, möchte aber glauben, daß man nicht 
das Wort „höchſtens“ an die Stelle desſelben ſetze, 
ſondern daß das Wort „wenigſtens“ einfach weg— 
gelaſſen werden ſoll, und zwar auch wieder aus dem 
Grunde, der ganz ähnlich ijt demjenigen, um deffen 
willen ich mir erlaube, für die Aufnahme der Be— 
ſtimmung in das Geſetz zu plaidiren. 


Wenn man imGeſetze jagt „höchſtens zehn Jahre“, 
ſo hat man ſich damit immerhin vorbehalten, in 
einem künftigen Geſetze eine beliebige Uebergangs— 
periode, vielleicht von einem oder zwei Jahren, aufzu— 
nehmen. Ich glaube zwar nicht, daß der, welcher ſich 
für dieſen Antrag ausſpricht, dies mit ſolchen Hinter— 
gedanken thue; aber im betreffenden Lande könnte 
man das glauben, und ich bin daher der Meinung, daß 
es angezeigt wäre, einſach das Wort „wenigſtens“ 
wegzulaſſen. In dem Worte „Uebergangsperiode“ 
liegt meinem Erachten nach ſelbſtverſtändlich, daß 
dieſe Länder nicht etwa nichts beizutragen hätten, 
ſondern daß jie ſucceſſive mit einem Theile in die 
Umlegung der Steuer einbezogen würden, und daß 
dann nach Ablauf von zehn Jahren die volle Steuer 
eingehoben werde. Daß dies aber geſchieht, ſcheint 
mir durch die Rückſichten der Billigkeit geboten zu 
ſein, und auch der Staatsſchatz gewinnt, wenn ein 
Land, welches bisher faft ganz von der Steuer aus: 
genommen war, nun derſelben unterliegt. 


Es tritt aber auch noch eine andere Rückſicht 
ein. Man kann nicht leugnen, daß Tirol und Vor— 
arlberg gegenwärtig nicht bloß bei der Gebäudeſteuer, 
ſondern auch bei der Grundſteuer weſentlich be— 
günſtigt find. Nun follen aber das neue Gebäude 
ſteuergeſetz und das Grundſteuergeſetz zu gleicher 
Zeit ins Leben treten, ſo daß, wenn die volle Summe 
beider Steuern ſofort im ganzen Lande in Wirkſam— 
keit treten würde, dies eine ſehr empfindliche Belaſtung 
ſein würde. Man kann doch einem Lande dies nicht 
auf einmal zumuthen, denn auch bei den Steuern, 
wie bei manchem anderen, gewöhnt man fich ſucceſſive; 
wenn man aber auf einmal Alles über ſich ergehen 


ligkeitsrückſichten den Herren 


Ich würde mir daher erlauben, den Herrn 
Präſidenten zu erſuchen, eine getrennte Abſtim— 
mung vorzunehmen, ſo zwar, daß bei derſelben das 
Wort „wenigſtens“ zuerſt wegbleiben ſollte. 
Ich möchte dieſen Antrag aus politiſchen und Bil— 
auf das wärmſte 
empfehlen. (Bravo! Bravo!) 


Präſident: Wünſcht nod) Jemand das Wort? 

(Abgeordneter Dr. Marchetti meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Marchetti Dat 
das Wort. 


Abgeordneter Dr. Marchetti: Ich ziehe 
das Wort „wenigſtens“ aus meinem Antrage 
zurück. 

(Abgeordneter Dr. Wolfrum meldet sich.) 

Präſident: Der Herr Dr. 
Wolfrum hat das Wort. 


Abgeordnete 


Abgeordneter Dr. Wolfrum: Ich ziehe das 
Wort „höchſtens“ aus meinem Antrage ebenfalls 
zurück. (Heiterkeit,) 


Präſident: Zu S. 37 ſelbſt wurde eine 
Aenderung der Faſſung, wie ſie der Ausſchuß bean— 
tragt hat, nicht beantragt, nur ein Zuſatzantrag von 
Herrn Abgeordneten Dr. Marchetti, welcher nun 
in Conformität mit dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Herbſt dahin lautet: (Liest denselben.) 

Ich werde zuerſt den $. 37, wie er vom Aus— 
ſchuſſe beantragt wurde, dann den Zuſatzantrag des 
Herrn Abgeordneten Dr. Marchetti zur Abſtim— 
mung bringen. 

Ich erſuche nun die Herren, welche den §. 37 
in der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen wollen, 


| fid) zu erheben. (Geschieht,) Er ijt angenommen, 


Ich erſuche nun jene Herren, welche den Zuſatz— 
antrag des Herrn Abgeordneten Dr. Marchetti, 
lautend: 

„Für die Länder Tirol und Vorarlberg 
hat in der Durchführung dieſes Geſetzes 
eine Uebergangsperiode von zehn Jahren 
einzutreten“ — 

annehmen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Er ijt ane 
genommen. 

Zu §. 38 „Uebergangsbeſtimmungen“ hat der 
Abgeordnete Meißler das Wort. 


Abgeordneter Meiſtler: Hohes Haus! Im 
8. 25 des vorliegenden Geſetzentwurfes wird unter 
gewiſſen Bedingungen neuen Bauobjecten eine 125, 
beziehungsweiſe 15- bis 20percentige Befreiung von 
der Gebäudeſteuer zugeſtanden; im §. 38 wird aus— 
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drücklich beftimmt, daß weitergehende Begünſtigun— 
gen, welche neuen Bauobjecten zugeſtanden wurden, 
durch dieſes Geſetz nicht berührt werden ſollen. Dieſe 
Beſtimmung des 2. 38 bedarf keiner weiteren Recht— 
fertigung, weil ſie nur den Fortbeſtand eines bereits 
beſtehenden Rechtes ſchützt. Durch dieſen §. 38 
würden aber die Beſtimmungen des Allerhöchſten 
Patentes vom 9. December 1782 und der Aller— 
höchſten Entſchließung vom 16. Februar 1836, nach 
welchen den Feſtungen Thereſienſtadt und Joſefſtadt 
eine 30%, beziehungsweiſe 15jährige Befreiung von 


der Gebäudeſteuer zugeſtanden wird, rückſichtlich 
ſolcher Gebäude aufgehoben, welche erſt nach 


dem Inslebentreten dieſes in Berathung ſtehenden 
Geſetzentwurfes erbaut werden würden. 

Es iſt bekannt, daß die Veranlaſſung zu dieſen 
Ausnahmsgeſetzen, welche gewöhnlich als Anſied— 
lungspatente bezeichnet werden, darin lag, daß bie 
Staatsverwaltung bemüht war, nach Erbauung die— 
ſer Feſtungen in denſelben Anſiedlungen zu ſchaffen, 
von welchen ſie erwarten durfte, daß ſie den Bedürf— 
niſſen der Beſatzung in ihren vielfältigen Beziehun— 
gen entſprechen. Es mußte der Staatsverwaltung 
daran liegen, in dieſen geſchloſſenen Feſtungen 
Communitäten ins Leben zu rufen und deßhalb die 
Bauluſt dortſelbſt zu erwecken. Das war aber nicht 
anders möglich, als dadurch, daß man den Bau 
luſtigen beſondere Vortheile in Ausſicht ſtellte, weil, 
wie es ja allgemein bekannt iſt, Gebäude in Feſtun— 
gen unter gewiſſen Vorausſetzungen den größten 
Gefahren preisgegeben ſind. Dieſe Begünſtigungen 
konnten nur in Steuerbefreiungen auf längere Ter— 
mine liegen und beſtanden darin, daß, und zwar in 
den Feſtungen Thereſienſtadt und Joſefſtadt, Ge- 
bäude, welche mit ärariſchen Vorſchüſſen gebaut 
wurden, eine fünfzehnjährige, alle anderen eine 
dreißigjährige Befreiung von der Gebäudeſteuer 
erhielten. 

Die Gründe, welche zu dieſen Begünſtigungen 
führten, dauern aber noch immer fort und ſind ge— 
wichtig genug, um auch in dem vorliegenden Geſetz— 
entwurfe ihre volle Berückſichtigung zu finden, zu— 
mal in beiden genannten Feſtungen und namentlich 
in der Feſtung Thereſienſtadt ſich noch bedeutende 
Bauplätze befinden, deren Ausbau im höchſten 
Grade wünſchenswerth erſcheint. Ich bin, meine 
Herren, kein Freund von Ausnahmen und Privi— 
legien; aber hier, in dem von mir angeführten Falle, 
handelt es ſich nicht um Schaffung von ſolchen, ſon— 
dern um ein bereits erworbenes und verbürgtes 
Recht, wie bereits in §. 38 ſolche erworbene Rechte 
geſchützt erſcheinen. 

Ich glaube, dieſen Rückſichten, welche hervor— 
zuheben ich mich als Vertreter der Einwohnerſchaft 
der Stadt und Feſtung Thereſienſtadt beſonders 
verpflichtet fühle, am beſten dadurch zu entſprechen, 
indem ich mir erlaube, den Antrag zu ſtellen: 


Haus der Abgeordneten. — 128. Sitzung der 8. Seſſion am 12. März 1875. 


dw 


„Jm zweiten Alinea des $. 38 follen 
nach den Worten: „vom 18. März 1784 
(R. G. Bl. Nr. 18)“ die Worte eingeſchaltet 
werden: „oder dem für die Feſtungen There— 
ſienſtadt und Joſefſtadt erlaſſenen Aller— 
höchſten Patente vom 19. December 1782 
und der Allerhöchſten Entſcheidung vom 
16. Februar 1836 u. ſ. w.“ 
Und ich bitte das hohe Haus, dieſem meinem 
Antrage die Zuſtimmung nicht zu verſagen. (Bravo! 
links. ) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Meißler 
beantragt: (Liest den Antrag.) Ich erſuche jene 
Herren, welche dieſen Antrag unterſtützen wollen, fid) 
zu erheben. (Geschieht,) Er ijt unter ftigt. 

Wünſcht noch Jemand das Wort? (Niemand 
meldet sich.) Es iſt nicht der Fall, daher erkläre ich 
die Debatte über $. 38 für geſchloſſen. 

Wünſcht der Herr Berichterſtatter der 
Majorität das Wort? 

(Berichterstatter Dr. Beer verstehtet,) 

Ich ſchreite zur Abſtimmung und werde 
bei derſelben in der Weiſe vorgehen, daß ich den 
$. 38 zuerſt in der Faſſung des Ausſchuſſes zur 
Abſtimmung bringe und dann die von dem Herrn 
Abgeordneten Meißler beantragte Einſchaltung. 

Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche $. 38 
nach der Faſſung des Ausſchuſſes vorbehaltlich der 
Abſtimmung über die vom Herrn Abgeordneten 
Meißler beantragte Einſchaltung annehmen 
wollen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Er iit ange: 
nommen. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche nach dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Meißler im 
zweiten Alinea nach den Worten: „vom 18. März 
1874 (R. G. Bl. Nr. 18)“ die Worte eingeſchaltet 
wiſſen wollen: 

„oder dem für die Feſtungen Thereſienſtadt 
und Joſefſtadt erlaſſenen Allerhöchſten 
Patente vom 19. December 1782 und der 
Allerhöchſten Entſcheidung vom 16. Februar 
1836“ — 

fid) zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag ift abe 
gelehnt. 

Wünſcht Jemand zu $. 39, „Vollzug des Gee 
ſetzes“, Titel und Eingang des Geſetzes, das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Da es nicht der Fall iſt, 
erſuche ich jene Herren, welche 8. 39, Titel und Eine 
gang des Geſetzes, annehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) §, 39, Titel und Eingang des Geſetzes 
ſind angenommen. 

Somit iſt das Geſetz in zweiter Leſung 
erledigt. 

Die vom Ausſchuſſe zu dieſem Geſetze beantragte 
Reſolution lautet (liest) : 


H 
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„Die Hohe Regierung wird aufgefordert, 
die bisherige Ungleichheit bezüglich des Zeit— 
punktes der Entrichtung der Gebäudeſteuer, 
wie ſie in einigen Ländern beſteht, in einer 
die Steuerträger möglichſt wenig belaſtenden 
Weiſe zu beſeitigen.“ 

Wünſcht Jemand zu derſelben das Wort? 

(Herr Abgeordneter Ritter v. Krzeczuno- 
wicx meidet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Ritter v. Rrzecsuno- 
wicz hat das Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Krezerzunowicz: Ich 
habe zu bemerken, daß, nachdem wir in einem Para— 
graphe beſchloſſen haben, daß die Zahlungstermine 
geſetzlich feſtgeſtellt werden ſollen, dieſe Reſolution 
gegenſtandslos geworden iſt. Man kann doch nicht 
die Regierung auffordern, die Ungleichheit zu beſeiti— 
gen, nachdem wir beſchloſſen haben, daß dies das 
Geſetz thun wird. Ich bin ſonach gegen dieſe 
Reſolution. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort 
über diefe Reſolution? (Niemand meldet sich.) Es 
iſt nicht der Fall. 

Ich bitte, meine Herren, auf die Plätze zu 
gehen, da ich ſonſt nicht abſtimmen laſſen kann. 
Wünſcht der Herr Berichterſtatter der Majo— 
rität etwas zu bemerken? 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Ich 
kann den Bemerkungen des verehrten Herrn Abge— 
ordneten aus Galizien nur beitreten. Ich glaube, 
daß nach den heute gefaßten Beſchlüſſen dieſe Reſo— 
lution in der That gegenſtandslos iſt. 


Präſident: Wenn dieſe Reſolution im Namen 
des Ausſchuſſes zurückgezogen wird, kommt ſie nicht 
zur Abſtimmung. 


Beſchlüſſe ihre Erledigung zu finden haben. 
Es iſt dies eine Anzahl von Petitionen aus Steier— 
mark, dann eine Petition aus Tirol und eine Reihe 
von Petitionen verſchiedener Curorte, von Karlsbad, 
Teplitz, Franzensbad u. ſ. w. 


Präſident: Das hohe Haus wird zur 
Kenntniß nehmen, daß diefe Petitionen 
durch die heute und in den vorausgegangenen 
Sitzungen gefaßten Beſchlüſſe ihre Erledigung 
finden. 

Ich weiß noch nicht, ob das hohe Haus heute 
noch andere Gegenſtände der Tagesordnung zu 
erledigen geneigt ijt (Widerspruch und Hufe: 
Schluss“); ich muß jedoch jedenfalls bitten, noch die 
Wahl vorzunehmen, die wir am Beginne der Sitzung 
hätten vornehmen ſollen. 

Ich bitte demnach, die Stimmzettel für die 
Wahl des Ausſchuſſes über den Antrag des 
Herrn Abgeordneten Dr. Menger und 
Genoſſen abzugeben. 

Ich bitte nochmals, die Stimmzettel abzu— 
geben, damit die Wahl vollzogen werden könne, und 
damit ſie nicht nochmals auf die Tagesordnung 
geſetzt werden müſſe. (Die Stimmzettel werden ein- 
gesammelt.) 

Während der Sitzung wurde mir befanntgeges 
ben, daß der Herr Abgeordnete Zeilberger er— 
krankt und daß Freiherr v. Pillerstorff 
unwohl iſt. 

Während der Sitzung wurde mir eine Inter— 
pellation überreicht vom Freiherrn v. Zſchock 
und Genoſſen, um deren Verleſung ich bitte. 


Schriftführer Gierowski (liest) : 

„Interpellation des Abgeordneten Baron 
Zſchock und Genoſſen bezüglich eines dem Lande 
Steiermark aus Staatsmitteln zu gewährenden 
Darlehens. 

Der Landtag des Herzogthumes Steiermark 
hat mit Beſchluß vom 8. October 1874 den ſteier— 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Ich märkiſchen Landesausſchuß beauftragt, zum Behufe 
bin nicht ermächtigt, im Namen des Ausſchuſſes der Linderung der durch die Waſſerſchäden des Jah— 


dieſe Reſolution zurückzuziehen. 


Präſident: Dann muß ſie zur Abſtim— 
mung kommen. 

Ich erſuche demnach jene Herren, welche die 
Reſolution, welche vom Ausſchuſſe beantragt, von 
der Berichterſtattung aber als nicht mehr zeitgemäß 


res 1874 entſtandenen Nothlage, und um vor Allem 


den Gemeinden und Bezirken die Wiederherſtellung 


der durch die Hochwäſſer zerſtörten Communicatio— 


nen und die Ausführung der zum Schutze gegen 
ſolche Ereigniſſe nothwendigen Schutzbauten ſchon 
jetzt zu ermöglichen, von der Regierung ein unver— 


zinsliches Darlehen in der Höhe bis zu 300.000 fl., 


erklärt wird, annehmen wollen, ſich zu erheben. und inſoferne es nothwendig wäre, auch unter 


(Geschieht.) Die Reſolution iſt abgelehnt. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Ich 
habe dem hohen Hauſe noch mitzutheilen, daß eine 
Reihe von Petitionen, die dem Steuerreform— 
aus ſchuſſe übermittelt worden find, in Folge der bei 


Garantie des Landes zu erwirken. 


Der ſteiermärkiſche Landesausſchuß hat in 


Ausführung dieſes Beſchluſſes das entſprechende 


Geſuch unterm 15. November 1874, Z. 12073, an 


den k. k. Statthalter von Steiermark gerichtet und 
in der Begründung dieſes Anſuchens insbeſondere 


der Berathung des Gebäudeſteuergeſetzes gefaßten auf die Größe und Ausdehnung der durch die ver— 
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heerenden Elementarereigniſſe des vorigen Jahres 
verurſachten Schäden, ſowie auf die aus ähnlichen 
Veranlaſſungen den Ländern Böhmen und Galizien 
aus Reichsmitteln gewährten ausgiebigen Unter— 
ſtützungen hingewieſen. Zugleich wurde hervorgeho 
ben, daß es dem Lande Steiermark mit Rückſicht auf 
deffen große Belaſtung mit Landes-, Bezirks- und 
Gemeindeumlagen unmöglich iſt, die zur Herſtellung 
ber in großem Umfange durch Hochwäſſer zerſtörten 
Communicationen erforderlichen Geldmittel ſofort 
aufzubringen. 

Nachdem die Bevölkerung der durch jene Ele— 
mentarereigniſſe auf das ſchwerſte heimgeſuchten 
Landestheile mit Spannung der Gewährung des 
erwähnten Darlehens entgegenſieht, die hohe k. k. 
Regierung aber die hierzu erforderliche Geſetzesvor— 


lage im Reichsrathe bisher nicht eingebracht hat, 


erlauben ſich die Unterzeichneten an Seine Excellenz 
den Herrn Miniſter des Innern die Frage zu 
Helen : 

„Gedenkt die hohe k. k. Regierung in Bee 
rückſichtigung des bom ſteiermärkiſchen Lande 
tage geſtellten Anſuchens dem Lande Steier— 
mark aus Anlaß der verheerenden Elemen— 
tarereigniſſe des Jahres 1874 ein unver— 
zinsliches Darlehen aus Staatsmitteln zu 
gewähren und die hierzu erforderliche Ge— 
ſetzesvorlage mit Beſchleunigung im Reichs— 
rathe einzubringen.“ 
Wien, 12. März 1875. 
Conrad Seidl, 

Syz. 

Kellersperg. 
Canaval. 
Hammer-Purgſtall. 
J. Stockert. 
Ritter. 

Dr. Joſef Kopp. 


Bd od. 
Walterskirchen. 
Coronini. 

Dr. Portugall. 
Pauer. 
Hackelberg. 
Brandſtetter.“ 
Dr. Heilsberg.“ 


Präſident: Weiters wurde mir ein Antrag 
überreicht vom Freiherrn v. Scharſchmid und 
Genoſſen, um deſſen Verleſung ich bitte. 


Haus der Abgeordneten. — 128. Sitzung der 8. Seſſion am 12. März 1875. 


Zweite Leſung der Regierungsvorlage, betref— 


fend den Geſetzentwurf über die Stempel- und Ge— 
| bührenfreipeit der Verhandlungen zur Durchführung 


der Grundentlaſtung in Bezug auf die unveränder— 
lichen Geld- und Naturalleiſtungen an Kirchen, 
Schulen, Pfarren oder kirchliche Organe im Erzher— 
zogthume Oeſterreich unter der Enns (344 der Bei- 
lagen). 

Bericht des Ausſchuſſes für die Vorlage, betref- 
ſend Abänderungen an dem Stempel- und Gebüh— 
rengeſetze; über die Petition der Wiener Tramway— 
geſellſchaft um Abänderung des Geſetzes vom 
11. Mai 1871 (R. G. Bl. Nr. 39), betreffend die 
Befreiung der Unternehmungen für den Localverkehr 
von der Perſonenfahrkarten-Beſteuerung (349 der 
Beilagen). 

Zweite Leſung ber Regierungsvorlagen, betref- 
fend die Geſetzentwürfe: 


a) über die ſyſtemmäßige erſte Gehaltsſtufe der 
Profeſſoren an der zu errichtenden Univerſität 
in Czernowitz, 

b) über die Eröffnung eines Nachtragseredites 
für das Jahr 1875 für bie zu errichtende Uni» 
verſität in Czernowitz (219 der Beilagen). 
Zweite Leſung der Regierungsvorlage, betref— 

fend das Geſetz über die Beitragsleiſtung des 
Staatsſchatzes zu den often der Regulirung des 
Gailfluſſes in Kärnten (848 der Beilagen). 

Zweite Leſung der Regierungsvorlage, betref— 
fend das Geſetz über die Bedeckung der Betriebs— 
toftenabgánge der Vorarlberger Bahn (316 der 
Beilagen). 

Eventuell Bericht des Ausſchuſſes zur Vorbe— 
rathung des vom Herrenhauſe beſchloſſenen Geſetz— 
entwurfes, betreffend die Errichtung eines Verwal— 
tungsgerichtshofes (231 der Beilagen). 

(Abgeordneter Freiherr v. Kellersperg mel- 
det sich zum Worte.) 

Ich ertheile dem Freiherrn v. Kellersperg 
das Wort. 


Abgeordneter Freiherr v. Kellersperg: Aus 
dem 25. Verzeichniſſe der Petitionen ſind noch meh— 


Schriftführer Gierowski (liest denselben aus rere Anträge und Vorſchläge über die Bahnen aus 


376 der Beilagen). 


Präſident: Ich werde bie Interpella— 
tion an die Regierung leiten, den An— 
trag in 
geſchäftsordnungsmäßigen 
zuführen. 

Als nächſten Sitzungstag beſtimme ich 
morgen, 11 Uhr Vormittags, und ſetze auf die 
Tagesordnung: 

Mündlicher Bericht des Legitimationsausſchuſ— 
ſes über die Wahl des Reichsrathsabgeordneten Dr. 
Blaas. 


Behandlung 


Druck legen laſſen und der 


dem Königreiche Böhmen nicht zum Vortrage gelangt, 
weil neulich der Herr Abgeordnete Dr. Ruß durch 
einen Urlaub und ich durch Krankheit verhindert 
waren, der Sitzung, in der das 25. Verzeichniß auf 
der Tagesordnung ſtand, beizuwohnen. Ich weiß 
genau, daß es Sache des Präſidenten iſt, nach Schluß 
der Seſſion alle nicht erledigten Petitionen der Re— 
gierung zu übergeben. Ich würde auch ſehr wenig 
Werth darauf legen, dieſe Angelegenheit noch in 
dieſer Reichsrathsſeſſion zur Sprache zu bringen, 
weil aber unter den Petitionen eine ſich befindet, 
refpective eine Hauptpetition und mehrere daran fih 
ganſchließende Petitionen, welche die Frage der fünf- 
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tigen Behandlung der Prag-Duxer Bahn betreffen, 
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Präſident: Nach S. 48 ber Geſchäftsordnung 


und weil diefe Frage nicht allein eine wichtige, fon- | ijt es Sache des Präſidenten, die Tagesordnung feſt— 


dern auch eine dringende iſt, und weil ich glaube, 
daß es nicht das Gleichgewicht hat, ob einfach der 
Eiſenbahnausſchuß darüber geſprochen oder ob das 
hohe Haus dem Antrage des Eiſenbahnausſchuſſes 
zuſtimmt und ſeine Anſichten darüber geäußert hat, 
erlaube ich mir nunmehr die Bitte zu ſtellen, auf 
die morgige Tagesordnung, und zwar 
gleich im Beginne derſelben, die Voll— 
endung jener Berichte des Eiſenbahnaus— 
ſchuſſes zu ftellen, welche aus dem 25. Bere 
zeichniſſe nicht vorgetragen und von der 
Tagesordnung abgeſetzt wurden. 

Ich ſtelle dieſe Bitte an den Herrn Präſi— 
denten, und falls dieſer auf meine Bitte nicht 
eingehen ſollte, den Antrag an das hohe Haus. 


Präſident: Was meine Perſon betrifft, ſo 
glaube ich an der Tagesordnung, wie ich ſie bereits 
vorgetragen habe, feſthalten zu ſollen. Ich verkenne 
nicht die Wichtigkeit dieſer Petition, ſie war auch 
bereits auf der Tagesordnung und iſt deßhalb nicht 
zum Vortrage gekommen, weil der Herr Bericht— 
erſtatter nicht anweſend war. Ich glaubte nunmehr 
vor Allem jene Gegenſtände auf die Tagesordnung 
ſetzen zu ſollen, über welche Beſchlüſſe gefaßt werden 
ſollen, welche, um Geſetzeskraft zu erlangen und voll— 
ſtändig perfeet zu werden, noch Gegenſtand der Be— 
ſchlußfaſſung des anderen hohen Hauſes ſein müſſen. 
Ich glaubte jetzt kurz vor Vertagung der Seſſion 
umſoweniger die Petitionen vorzubringen, weil ja 
der Antrag des Ausſchuſſes nichts Anderes enthält, 
als daß die Petitionen der Regierung neuerlich zur 
eingehenden Prüfung der Verhältniſſe des Bahn— 
baues abzutreten ſeien, eventuell die Regierung zu 
erwägen habe, wann der Fortbetrieb der ganzen, von 
Prag nach Brüx (Dux), Kloſtergrab und Mulde 
führenden Linie zu ſichern ſei. | 

Ich bin bereit, auch bieje Petitionen, wenn es 
die Zeit zuläßt, auf die Tagesordnung zu bringen, 
aber von der morgigen Tagesordnung könnte ich 
nicht abgehen. Wenn der Herr Abgeordnete Freiherr 
v. Kellersperg an das hohe Haus appellirt, 
werde ich den Antrag zur Abſtimmung bringen 
laſſen. 


Abgeordneter Freiherr v. Kellersperg: Ich 
werde mir erlauben bei meinem Antrage zu ver— 
bleiben, weil die Sache nicht einfach, ſondern ſehr 
wichtig iſt und weil das Haus dann Gelegenheit 
haben wird, ſich darüber in der Debatte auszu— 


| 


zuſtellen. Wenn dagegen eine Einwendung erhoben 
wird, iſt ohne Debatte darüber zu entſcheiden. 

Es iſt nun der Antrag geſtellt worden, es 
ſollen für morgen, und zwar als erſter 
Gegenſtand die im 25. Verzeichniſſe übrig 
gebliebenen Petitionen, zunächſt die 
Petitionen des Verwaltungsrathes der 
Prag-Duxer Eiſenbahn und mehrerer 
Kohlenwerksbeſitzer im nordweſtlichen 
Böhmen wegen Ausbaues der Eiſenbahn— 
linie Prag-Brüx⸗-⸗Mulde an die ſächſiſche 
Grenze, überreicht durch Abgeordneten Dr. Ruß 
und Meißler, auf die Tagesordnung geſtellt 
werden. 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) 
Der Antrag iſt mit 70 gegen 38 Stimmen abge— 
lehnt. Es bleibt daher bei der von mir beantragten 
Tagesordnung. 

(Abgeordneter Neuwirth 
Worte.) 

Der Herr Abgeordnete Neuwirth hat das 
Wort. 

Abgeordneter Neuwirth: Ich erlaube mir 
den Antrag zu ſtellen, nachdem der Antrag des 
Herrn Baron Kellersperg abgelehnt wurde, 
denſelben Gegenſtand an den Schluß der 
morgigen Tagesordnung zu ſtellen. (Leb- 
hafter Widerspruch.) 


meldet sich xum 


Präſident: Wenn nach der für morgen feſt— 
geſtellten Tagesordnung noch dieſer Gegenſtand zur 
Berathung kommen ſollte, ſo könnten wir morgen 
bis 9 Uhr Abends Sitzung halten, da der Verwal— 
tungsgerichtshof der letzte Gegenſtand ijt. (Zum Ab- 
geordneten Neuwirth gewendet?) Beſtehen Sie 
auf Ihrem Antrage? 


Abgeordneter Neuwirth: Ich gebe mich alſo 
mindeſtens der Hoffnung hin, daß dieſe Angelegen— 
heit noch überhaupt im hohen Hauſe zur Verhand— 
lung kommt. 


Präſident: Ich bitte noch die Einladun⸗ 
gen zu den Ausſchußſitzungen entgegen— 
zunehmen: 

Der Ausſchuß für Kunſtweine ver— 
ſammelt ſich morgen Abends 5 Uhr; 

der Steuerreformausſchuß morgen Vor— 
mittags um 10 Uhr; 

der Eiſenbahnausſchuß heute Abends um 


ſprechen, welchem Antrage ſich dasſelbe anſchließt. 6 Uhr. 


Ich bitte meinen Antrag zur Abſtimmung zu 


Der Ausſchuß für die Reform der polis 


bringen, daß dieſe Petition morgen vorftiſchen Verwaltung heute um 5 ½ Uhr Abends. 


Allem 
werde. 


auf die Tagesordnung geſtellt 


Ich erkläre die Sitzung für geſchloſſen. 
(Schluss der Sitzung 3 Uhr 55 Minuten.) 


DE 
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Landeszuſchläge höher als in den meiſten Orten find. 
Nein, im Gegentheile, Sie werden eine Menge von 
Orten finden, wo ſie noch höher als in Wien ſind. 
Meine Herren! Stellen Sie alſo den Antrag; 
nehmen Sie 15 Percent für große Städte und für 
die ausgedehnte Steuer 30 Percent, wo ſie bisher 
beſtanden, an, dann ſind wir, meiner Anſicht nach, 
bei der Gerechtigkeit. Wenn Sie aber den Antrag 
nicht ſtellen, ſo erlaube ich mir für den Ausſchuß— 
antrag zu ſtimmen. (Bravo! Bravo! rechts.) 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Da es nicht der Fall ijt, fo 
erkläre ich die Debatte für geſchloſſen. 

Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Die 
Argumente pro und contra, welche heute vorge 
bracht worden ſind, werden Jedermann die Ueber 
zeugung verſchafft haben, für welchen der Anträge 
Jeder zu ſtimmen gedenkt. Nur ein paar Worte 
möchte ich mir erlauben. 

Ich glaube, daß die übermäßige Furcht der— 
jenigen Herren, welche für das Intereſſe der Stadt 
Wien heute eingetreten ſind, eine unbegründete mir 
zu ſein ſcheint, weil ich der Meinung bin, daß, wenn 
man die verſchiedenen Häuſer in Betracht zieht und 
den Durchſchnittszins per Gebäudebeſtandtheil be— 
rechnet, fid) febr wenige Häuſer finden dürften, 
welche ein geringeres Abzugspercent als 15 erhalten 
werden. 

Ich erlaube mir zu bemerken, daß mir fol 
gende Notiz von Seite eines verehrten Freundes 
gegeben wird, welche ein Gebäude, das im Mittel— 
punkte der Stadt fid) befindet, betrifft. Der Mieth— 
zins einer in demſelben befindlichen Wohnung beträgt 
2600 fl. — man wird zugeben, daß dies ein ziem— 
lich hoher Betrag ift. Nepartirt man dieſe 2600 fl. 
auf die Gebäudebeſtandtheile, ſo iſt das Reſultat, 
daß im Ganzen per Gebäudebeſtandtheil nicht mehr 
als 70 oder 80 fl. entfallen. Denn es ſind 28 Ge— 
bäudebeſtandtheile bei einem Zinſe von 2600 fl. 
Wenn man aber davon ſpricht, daß Wien ſehr ſtark 
dadurch belaſtet wird, ſo möchte ich darauf hinweiſen, 
daß wir durch die Einbeziehung derjenigen Orte, 
welche jetzt der ausgedehnten Hauszinsſteuer unter— 
liegen, einer Anzahl von Hausbeſitzern ebenfalls 
größere Opfer auferlegen. 

Meiner Meinung nach darf die Frage nur von 
dem Standpunkte aufgefaßt werden: Genügen 
10 Percent für Erhaltung, Amortiſation des Hauſes? 
Meine beſcheidene Meinung geht dahin, daß ſie nicht 
nur genügen, ſondern weit den Betrag überſteigen, 
der nothwendig iſt. Denn ich bin überzeugt, daß 
jeder Hausbeſitzer nicht 10 Percent des Miethzins— 
ertrages jährlich braucht, um alles dasjenige, was 
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auf Erhaltungs-, Amortiſationskoſten u. f. w. kommt, 
zu beſtreiten. 

Aus dieſem Grunde möchte ich dem hohen 
Hauſe empfehlen, den Ausſchußantrag, der weſentlich 
ein Compromiß iſt, das nach langen Debatten zu— 
ſtande gekommen ijt, in feiner Totalität anzu- 
nehmen. 


Präſident: 
mung. 

Die ſämmtlichen geſtern von den verſchiedenen 
Herren Abgeordneten gebrachten Anträge zu §. 24 
ſind gegenſtandslos geworden dadurch, daß von dem 
Ausſchuſſe, an welchen ſie gewieſen worden ſind, 
eine neue Combination dem hohen Hauſe vorgebracht 
wird. Es liegt daher heute nur mehr der Aus— 
ſchußantrag und jener Antrag vor, den heute 
der Herr Abgeordnete Freiherr v. Tinti neu ge— 
ſtellt hat. Dieſe zwei Anträge unterſcheiden ſich von 
einander durch die Anſätze für die Abzugspercente, 
nach beiden iſt der Eingang des Paragraphes der— 
ſelbe. 

Ich werde daher bei der Abſtimmung ſo vor 
gehen, daß ich zunächſt den Eingang des Paragra— 
phes, der von allen Seiten gleich angenommen wird, 
dann den weitergehenden Antrag des Ausſchuſſes 
mit den höheren Ziffern, und falls dieſer abgelehnt 
würde, den Antrag des Herrn Abgeordneten Baron 
Tinti zur Abſtimmung bringe. 

Was den Wunſch auf getrennte Abſtimmung 
anbetrifft, ſo muß ich bemerken, daß der Ausſchuß 
durch ſeinen Berichterſtatter erklärt, daß ſein Antrag 
in ſeiner Totalität als Ganzes aufzufaſſen ſei, fo 
daß ich daher nicht in der Lage bin, einen Abſatz 
desſelben beſonders der Abſtimmung zu unter— 
ziehen. 

(Die Abgeordneten Dr. Kronawetter und 
Freiherr v. Tinti melden sich zum Worte.) 

Wenn über Alinea 1 abgeftimmt worden fein 
wird, werde ich das ziveite Alinea, zu dem ein abe 
ünbernber Antrag nicht geftellt wurde, nad) dem 
Antrage des Ausſchuſſes zur Abſtimmung bringen, 

Zum dritten Alinea wurde von dem Herrn 
Abgeordneten Pfeifer ein Antrag geſtellt, der 
heute von dem Ausſchuſſe nicht mehr vorgebracht 
wird, alſo keinen Gegenſtand der Abſtimmung mehr 
bildet. Es liegt alſo nur mehr der Antrag der 
Minorität vor, welche geſtern durch Abgeordneten 
v. Krzeezunowiez vertreten wurde. Ich werde 
alſo zu Alinea 3 zuerſt den Antrag dieſer Minori— 
tät und falls derſelbe abgelehnt würde, denjenigen 
des Ausſchuſſes zur Abſtimmung bringen. 

Sodann werde ich den Abſatz 4 nach dem 
Antrage der Minorität, vertreten durch Abgeord— 
neten Dr. Schaup, und im Falle der Ablehnung 
desſelben nach dem Antrage des Ausſchuſſes zur 
Abſtimmung bringen. | 


Ich ſchreite nun zur Abſtim— 
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— — — 


Der Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter 
hat ſich bezüglich der Abſtimmung zum Worte ge— 
meldet. Ich ertheile ihm dasſelbe. 


Der Herr Berichterſtatter der Majori— 
tät hat das Wort. 


Berichterftatter der Majorität Dr. Beer: Ich 
habe nur erſucht, den Antrag des Ausſchuſſes in 
ſeiner Totalität anzunehmen, habe indeſſen nichts | 
dagegen, wenn die getrennte Abſtimmung, wie fie 
Herr Dr. Kronawetter begehrt, ftattfindet, 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Mir iſt 
unſere Geſchäftsordnung im Momente nicht zur 
Hand, mir iſt alſo der betreffende Paſſus, welcher 
von der über den Wunſch eines Abgeordneten zu 
erfolgenden getrennten Abſtimmung über ein oder 
mehrere Worte, welche in einem Ausſchußantrage 
vorkommen, handelt, nicht bekannt. 

Allein ich glaube, es iſt doch immer die Uebung 
geweſen, daß beantragt werden konnte, über dieſen 
oder jenen Satz, über dieſe oder jene Worte eine 
ſeparate Abſtimmung vorzunehmen, und es hat ſich 
nie ein Widerſpruch dagegen erhoben; es wundert 
mich alſo, daß dies heute geſchieht. Iſt eine ſolche 
getrennte Abſtimmung in unſerem Falle gegen die 
Geſchäftsordnung — dieſe ift mir, wie geſagt, eben 


Präſident: Dann habe ich nichts dagegen, 
und iſt die getrennte Abſtimmung ganz in der Ord— 
nung. Ich habe mich eben nur deßhalb gegen die— 
ſelbe ausgeſprochen, weil der Herr Berichterſtatter 
vorhin den Antrag als ein Ganzes bezeichnet hat, 
und in welchem Falle wohl gegen den Willen des 
Antragſtellers nicht ein Theil des Antrages abge: 
ſondert zur Abſtimmung gelangen kann. 

Es hat noch Herr Abgeordneter Freiherr 
v. Tinti das Wort. 


c nicht zur Hand — fo kann ich natürlich keine Ein 
ſprache gegen die Unterlaſſung derſelben erheben;| ` Abgeordneter Freiherr v. Tinti: Ich vers | 
wäre fie aber nicht gegen bie Geſchäftsordnung, fo id te auf das Wort, nachdem ich nur basfelbe | 
müßte ich ſchon den Herrn Präſidenten nochmalg | fagen wollte, was ber Herr Abgeordnete Dr. Krona- 
bitten, über die Worte „und zwar für jene Gebäude, wetter vorgebracht hat. 
in welchen dieſer Durchſchnittszins 100 fl. erreicht - 
ober überſteigt, mit 10 Percent“ abgefonbert Präſident: Ich werde alſo in dieſer Bezie— 
abſtimmen zu laſſen, indem ich mit dem übrigen | Dung fo vorgehen, daß ich über den Satz „und zwar 
Theile des Antrages vollkommen einverſtanden bin für jene Gebäude, in welchen dieſer Durchſchnittszins 
und nur eben die Weglaſſung jener Worte wünſche. 100 fl. erreicht oder überſteigt, mit zehn Percent“ 
Diejenigen Herren, welche für diefe Worte find, ſeparat abſtimmen laſſe. | 
werden ja auch bei ber feparaten Abſtimmung für Wird bezüglich bes von mir angegebenen Ab- 
dieſelben jtimmen; die Herren aber, welche ben ſon-ſtimmungsmodus ſouſt noch etwas bemerkt? (Niemand | 
ftigen Theil des Antrages annehmen und nur eben | meldet sich) Es ijt nicht der Fall, id) werde daher | 
diefe Worte befeitigt wünſchen, würden im Falle ber in ber genannten Weiſe vorgehen. | 
zwungen fein, ihrer Ueberzeugung zuwider gegen ben | erjten Satz des Alinea 1, lautend (liest): 
ganzen Ausſchußantrag zu ſtimmen. „Der Abzug der Erhaltungs- und Amor— 
tiſationskoſten wird in jenen Orten, in 
a : a d Er welchen die Steuer nach dem Zinsertrage 
Präfident: Ich muß dem Herrn Redner be⸗ bemeſſen wird, nach dem von der Steuerbehörde 
merken, daß nach $. 61 der Geſchäftsordnung jeder efter Inſtanz zu erhebenden durchſchnitt— 
Abgeordnete das Recht hat, eine beſondere Abſtim— a C e i Oae, i r ) ) E 
j tie | 115 lichen Jahresbruttozinsertrage eines Gee 
mung, eine Trennung der Frage zu verlangen. Dieſe bäudebeſtandtheiles berechnet“ — 


kann aber nur dann erfolgen, wenn nicht ber Antrag— 
ſteller dagegen Einſprache erhebt. Wenn aber der An— 
tragjteller feinen Antrag als ein Ganzes hinſtellt, kann 
gegen ſeinen Willen nicht etwas Anderes zur Abſtim— 
mung kommen, als was er begehrt. Nun hat aber 
der Ausſchuß durch den Herrn Berichterſtatter erklärt, 
daß er ſeinen Antrag als Ganzes vorbringe, ich kann 
daher eine ſeparate Abſtimmung über einen einzelnen 
Theil des Antrages nicht einleiten und den Antrag felbe iſt angenommen 

nur ſo zur Abſtimmung bringen, wie er vom Aus— dr es , 

ſchuſſe vorgebracht wird, falls eben ber Ausſchuß SGE, m jene Herren, welche den Schluß, 
nicht etwas Anderes erklärt. 


annehmen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Er ijt ane 
genommen. 

Ich bitte jene Herren, welche nach dem An— 
trage des Ausſchuſſes den Abſatz (liest): 

„und zwar für jene Gebäude, in welchen 
dieſer Durchſchnittszins 100 fl. erreicht oder 
überſteigt, mit 10 Percent“ — 

annehmen wollen, fid) zu erheben, (Geschieht,) Der- 


nicht eintretenden abgeſonderten Abſtimmung ge— Ich erſuche zunächſt jene Herren, welche den 


„für Gebäude, in welchen dieſer Durch— 
(Berichterstatter Dr. Beer meldet sich zum ſchnittszins 45 fl. erreicht ober überfteigt und 
Worte.) 100 fl. nicht erreicht, mit 15 Percent, für 


Gebäude, in welchen biejer Durchſchnitts— 
zins 25 fl. überſteigt und 45 fl. nicht er— 
reicht, mit 20 Percent, für Gebäude, wo er 
5 fl. überſteigt und nicht höher als 25 fl. 
iſt, mit 25 Percent, endlich für jene Ge— 
bäude, in welchen derſelbe ſich auf oder 
unter 5 fl. herausſtellt, mit 30 Percent vom 
Bruttozinſe“ — 
annehmen wollen, jid) zu erheben. (Geschieht,) Ab— 
jah 1 ijt ſonach angenommen. 
Ich bitte nun jene Herren, welche den zweiten 


Abſatz, lautend (Mest): 


„2. Die Höhe der ermittelten Abzugs— 
percente iſt in geeigneter Weiſe zu ver— 
öffentlichen“ — 


annehmen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Derſelbe ijt 


— 


angenommen. 


Der dritte Abſatz lautet nach dem Autrage der 
Minorität des Ausſchuſſes (liest): 

„In den Orten, in welchen die Gebäude 
nach dem Nutzungswerthe beſteuert werden, 
haben die Commiſſionen (S. 7) die Erhal- 
tungskoſten der Gebäude und die Amortiſa— 
tionskoſten des in den Bau — ohne Ein— 
rechnung des Werthes der Bauarea — an: 
gelegten Capitales zu erheben, hierbei alle 
auf dieſe Koſten Einfluß nehmenden Um— 
ſtände — die klimatiſchen Verhältniſſe, die 
Bauart und die Beſchaffenheit der Bau— 
materialien, die Dauer der einzelnen Bau— 
theile und die wiederkehrenden Nachbeſſerun— 
gen, die üblichen Feuerverſicherungsprämien 
und andere zur Inſtandhaltung der Gebäude 
erforderlichen Auslagen zu berückſichtigen, 
— ſodann das Verhältniß der erhobenen 
Kosten zum Bruttoertrage der Gebäude zu 
ermitteln und die hiernach für diefe Koſten 
entfallenden Abzugspercente für jedes ein— 
zelne Gebäude in Abſtufungen von fünf zu 
fünf Percent feſtzuſtellen.“ 

Jene Herren, welche den Abſatz 3 in dieſer 
Faſſung annehmen, wollen fid) erheben. (Geschieht.) 
Der Antrag iſt abgelehnt. | 

Ich bitte nun jene Herren, welche den Abſatz 3 
nach dem Antrage ber Majorität des Ausſchuſſes, 
wie er gedruckt vorliegt, annehmen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Derſelbe ijt angenommen, 

Ich bitte nun jene Herren, die den vierten 
Abſatz nach dem vom Herrn Dr. Schaup vertretenen 
Antrage ber Minorität, lautend (liest): 

„4. Bei Gebäuden, deren Eigenthümer 
nicht zugleich Eigenthümer der Bauarea 
ſind, oder welche gegen einen Demolirungs— 
revers erbaut wurden, oder welche durch die 
eigenthümliche Ortsbeſchaffenheit, durch die 
Lage, ihren Bauzuſtand oder Benützungs— 

weiſe erheblich größere Auslagen für ihre 
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Erhaltung erfordern, hat in Orten, in wel— 
chen die Steuer nach dem Zinsertrage be— 
meſſen wird, die Steuerbehörde auf Grund 
der unter Beiziehung von Gemeindevertre— 
tern vorgenommenen commiſſionellen Er— 
hebungen über den Umfang und die Trag— 
weite der vorgedachten Umſtände, in allen 
übrigen Orten die Bezirks- oder Ortscom— 
miſſion die Abrechnung der Erhaltungs— 
und Amortiſationskoſten bis zu 50 Percent 
des Bruttozinſes, beziehungsweiſe Nutzungs— 
werthes, zu bewilligen“ — 
annehmen, fich zu erheben. ( Geschieht.) Abſatz 4 ijt 
in dieſer Faſſung angenommen. Somit iſt 8. 24 
erledigt. x 
Wir gehen nun zu 8. 28 über. Ich glaube, 
das hohe Haus wird die Vorleſung desſelben ſeitens 
des Herrn Berichterſtatters nicht verlangen. (Zu- 
stimmung.) Zum $. 28 ift ein Minoritäts— 
antrag angemeldet; ich ertheile dem Herrn 
Ritter v. Krzeezunowiez als Berichterſtatter 
das Wort zur Begründung des Antrages der 
Minorität. 


Berichterſtatter der Minorität Ritter v. Krze— 
czunowiez: Der Minoritätsantrag bezieht fid) auf 
lit. b. Ich werde denſelben nicht verleſen, da er ohne— 
hin gedruckt vorliegt; er geht dahin, daß bei dem 
Nutzwerthe die Leerſtehungen gerade in derſelben Weiſe 
berückſichtigt werden, wie bei der Miethzinsſteuer. 
Nach dem vorliegenden Entwurfe werden die Leer— 
ſtehungen in den hauszinsſteuerpflichtigen Orten in 
jedem Falle berückſichtigt, und zwar nach Maßgabe 
der Zeit der Leerſtehungen. In den Orten aber, wo 
die Steuer nach dem Nutzungswerthe erhoben werden 
ſoll, werden die Leerſtehungen in zweifacher Beziehung 
berückſichtigt, zuerſt im $. 18 lit. a, wenn Gebäude, 
Wohnbeſtandtheile oder Nebenlocalitäten in den der 
Steuerveranlagung vorausgegangenen fünf Jahren 
unbenützt und leer ſtehen. 

Nun, meine Herren, ich weiß nicht, ob Sie ſich 
ſolche Fälle denken können, ob ſolche Fälle irgendwo 
vorhanden ſein werden, daß ein Gebäude durch fünf 
Jahre nicht nur unbenützt, ſondern ganz leer ſteht. 
Es iſt dies alſo eigentlich eine Beſtimmung, welche 
nirgends Anwendung finden wird. 


Ferner haben wir im $. 28 lit. b auch eine 
Berückſichtigung der Leerſtehungen, aber nur dann, 
wenn ein Gebäude erweislich während eines ganzen 
Jahres leer ſteht. Ich kann mir aber einen ſolchen 
Fall auch nicht denken, denn wenn ein Gebäude nicht 
baufällig iſt und niedergeriſſen werden muß, ſo 
werden in demſelben doch einige Möbel untergebracht 
werden können, es wird daher nicht leer ſtehen, oder 
es wird Jemand darin wohnen, um es vor Beſchä— 
digung zu ſchützen; dann wird das Gebäude wieder 
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nicht ganz leer ftehen, ein Theil desſelben wird bod) 
benützt ſein. 

Gegen das Minoritätsvotum werden wohl Ein— 
wendungen erhoben werden, zuerſt der Einwand, 
daß die Evidenzhaltung der Leerſtehungen große 
Schwierigkeiten verurſachen dürfte. Ich meine aber, 
dies dürfte doch nicht der Fall ſein, denn die Leer— 
ſtehungen werden nur dann conſtatirt, wenn eine 
Anzeige an das Amt kommt; ſie können nicht nur 
durch die Regierungsorgane, ſondern auch durch die 
Gemeindeämter conſtatirt werden. 

Man wird freilich auch noch andere Einwen 
dungen geltend machen wollen, wie es z. B. geſtern 
von Seite des geehrten Herrn Referenten der Majo— 
rität der Fall war, welcher bei meinen Argumen 
tationen, daß bei den Abzugspereenten die Bauarea 
nicht berückſichtigt werde, meinte, dies werde ſpäter 
noch bei der Perſonaleinkommenſteuer ausgeglichen 
werden. Dann dürfte man jedenfalls auch ſagen 
lönnen, daß diefe Leerſtehungen, welche in einem 
Orte nicht, dagegen in anderen Orten berückſichtigt 
werden, doch auch bei der Perſonaleinkommenſteuer 
Berückſichtigung finden werden. Ich glaube dies aber 
nicht, denn bei der Perſonaleinkommenſteuer wird 
nur das Reinerträgniß zur Beſteuerung gelangen, 
und bei Leerſtehungen iſt in hauszinspflichtigen 
Orten kein Reinerträgniß ausgewieſen. Außerdem 
wird dieſe Ausgleichung einer Perſonaleinkommen— 
ſteuer gar Niemandem zugute kommen, wenigſtens 
dem Hausbeſitzer nicht in Bezug auf die Ausglei 
chung der Steuer; denn bei der Perſonaleinkommen— 
ſteuer wird doch das Reinerträgniß zu Grunde 
gelegt werden, und dieſes Reinerträgniß wird doch 
nicht beſonders für Häuſer erhoben werden. 

Dasſelbe, was zur Beſteuerung der Häuſer 
nach dem Gebäudeſteuergeſetze dient, wird bei der 
Perſonaleinkommenſteuer in Einrechnung kommen; 
es wird alſo die Ungerechtigkeit, welche durch die 
Gebäudeſteuer geſchaffen wird, noch einmal bei ber 
Perſonaleinkommenſteuer vorkommen. Die Ungleich— 
heit wird alſo ſo nur verdoppelt werden. 

Wenn man nun auf die Gleichheit der Steuer— 
grundlage, wie es im Motivenberichte ſowohl der 
Regierung, als auch im Berichte des Ausſchuſſes 
betont wird, wirklich abzielt, ſo möge man nur für 
das Amendement der Minorität ſtimmen, denn in 
dieſem ift diefe Gleichmäßigkeit wirklich zum Aus- 
drucke gekommen. Ich empfehle alſo dem hohen 
Haufe die Annahme des Minoritätsamendements. 


Präſident: Als Redner zu dieſen Para- 
graphen haben ſich eintragen laſſen die Herren Ab— 
geordneten Dr. Bareuther, Dr. Schaup und 
Freiherr von Gudenus. Ich ertheile dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Bareuther das Wort. 

Abgeordneter Dr. Bareuther: Ich habe mich 
zum Worte gemeldet in der Abſicht, für eine weitere 
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Ausdehnung des im $. 28 vorkommenden Begriffes 
„Leerſtehung“ zu ſprechen. Dieſer Ausdruck paßt 
offenbar nicht auf Gewerbs⸗ und Fabrikshäuſer, 
wenn darin der Betrieb eingeſtellt iſt. Ich habe 
jhon gelegentlich der Berathung über den $. 2 
darauf hingewieſen, daß in dem vorliegenden Geſetz 
entwurfe auf diefe Gebäude nicht genügende Mite: 
ſicht genommen worden iſt, und daß insbeſondere 
die Fabriken auf dem Lande günſtiger geſtellt ſind 
als die in den Städten. Der Motivenbericht beſchö— 
nigt dies wohl, indem er ſagt, daß auf dieſe Weiſe 


die Induſtrie gezwungen werde, ſich mehr auf das 


flache Land zu verbreiten. So geſchickt und trefflich 
nun auch im Motivenberichte die Anträge der Re 
gierung beleuchtet ſind, ſo kann ich ihm doch in dieſem 
Punkte nicht zuſtimmen. 

Ich glaube, die Erfahrung lehrt im Gegen— 
theile, daß die Fabriken vereinzelt auf dem Lande weit 
weniger proſperiren, als in Fabriksorten; es iſt 
dies auch erklärlich, weil in Fabriksorten fid) leichter 
eine tüchtige Arbeiterbevölkerung heranbilden kann, 
weil ihnen dort mehr Gelegenheit geboten iſt, ſich 
gewerblich auszubilden und ein gegenſeitiges Wise 
helfen eher ermöglicht ift. Um die angedeutete Un- 
gleichheit zu beleuchten, erinnere ich mich an den 
Fall, wenn eine Fabrik auf dem Lande und eine in 
der Stadt ihren Betrieb einſtellt. In dieſem Falle 
wird die Fabrik auf dem Lande gar keine Steuer 
zahlen, während die Fabrik in der Stadt noch die 
Gebäudeſteuer zahlt, indem man ſagen wird: ſolange 
nur noch eine Maſchine in einem Fabriksgebäude 
vorhanden iſt, ſtehe es nicht leer. Dieſe Praxis 
wird auch jetzt thatſächlich gehandhabt. 


Um nun dieſer Ungleichheit zu begegnen, 
beabſichtigte ich einen Antrag einzubringen, wonach 
ein Fabriks- oder Gewerbsgebäude, wenn der 
Betrieb des Unternehmens eingeſtellt iſt, als leer 
ſtehend und als nicht ſteuerpflichtig anzuſehen fet. Nach— 
dem ich jedoch zu meiner Freude vernommen habe, 
daß der Ausſchuß einen dem entſprechenden Antrag 
ſtellen und der Herr Abgeordnete Dr. Schaup 
dieſen Antrag formuliren wird, ſo verzichte ich gerne 
auf eine beſondere Antragſtellung und accommodire 
mich im vorhinein dem Antrage des Herrn Abge— 
ordneten Dr. Schaup, ` 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Schaup hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Schaup: Es iſt bereits bei 
ber Berathung über das Alinea 8 des $. 2 zur 
Sprache gekommen, daß eine Berückſichtigung der 
außer Betrieb geſetzten Fabriks- und Gewerbelocali— 
täten in hauszinsſteuerpflichtigen Orten nothwendig 
ſei; es iſt insbeſondere damals von den Herren 
Abgeordneten Dr. Haaſe, Dumba und meinem 


— 


unmittelbaren Herrn Vorſprecher der Gegenſtand 
beleuchtet und darauf hingewieſen worden, daß die 
bloße Berückſichtigung bei Bemeſſung der Erwerb— 
ſteuer in dieſem Falle nicht zureichend ſei. Ich habe 
mir bereits damals zu bemerken erlaubt, daß die 
Thatſache, die von dieſer Seite angeführt wurde, 
richtig ſei und in gewiſſen Beziehungen eine der— 
artige Berückſichtigung ſtattfinden müſſe, jedoch daß 
der Platz zu dieſer Aenderung eben bei dem gegen— 
wärtig in Verhandlung ſtehenden Paragraphe ſei. 
Ich habe mir daher das Wort erbeten, um nicht im 
Namen des Ausſchuſſes, ſondern für meine Perſon 
einen Antrag zu ſtellen, welcher kurz geſagt dahin geht, 
daß die Beſtimmungen der erſten drei Abſätze dieſes 
Paragraphes, welche eben von leer ſtehenden Woh— 
nungen handeln, auch Anwendung finden ſollen bei 
Fabriks- und Gewerbelocalitäten, welche außer Be— 
trieb geſetzt ſind. Ich war gezwungen, einige kleine 
Einſchränkungen vorzunehmen, welche auch in mei— 
nem Antrage enthalten ſind, und nicht bloß zu ſagen, 
Fabriken, die außer Betrieb geſetzt ſind, oder 
Gewerbelocalitäten, bei denen dasſelbe der Fall ijt, 
nach den Beſtimmungen über Leerſtehungen zu be— 
handeln. Dieſe Einſchränkungen ſind nämlich fol— 
gende: Ich glaubte, daß unbedingt daran feſtzuhal— 
ten ſei, daß, wenn von derartigen Localitäten that— 
ſächlich ein Miethzins entrichtet wird, da auch 
factijd die Gebäudeſteuer zur Bemeſſung kommen 
ſoll. Ich kann mir ſehr gut vorſtellen, daß, wenn eine 
Fabrikslocalität auf die Dauer von zehn Jahren ver— 
miethet worden iſt und nach fünf Jahren der Betrieb 
derſelben eingeſtellt wird, der Beſitzer der Fabrik 
natürlich ſeinen Miethzins contractmäßig fort und 
fort dem Eigenthümer entrichten muß. Ich würde 
aber nicht einſehen, warum der dem Hausbeſitzer 
entrichtete Miethzins nicht Gegenſtand der Beſteue— 
rung ſein ſoll. Dieſe Einſchränkung ſcheint mir daher 
geboten. Eine weitere Einſchränkung ergibt ſich 
wohl von ſelbſt. Sie iſt nämlich in der Voraus— 
ſetzung enthalten, daß eine derartige Localität nicht 
nur nicht zu dem urſprünglichen, aber auch zu kei— 
nem anderen Zwecke verwendet wird. Die dritte 
Einſchränkung endlich ſcheint mir nun in der Rich— 
tung nothwendig zu ſein, daß nämlich überhaupt die 
Unterbrechung des Betriebes nicht mit der Natur 
des Geſchäftes zuſammenhänge, daß ſie nicht eine 
der Natur des Geſchäftes eigenthümliche ſei, wie 
z. B. — um nur Eines hervorzuheben — dies bei 
Zuckerfabriken der Fall iſt. Befindet ſich eine ſolche 
in einer hauszinspflichtigen Stadt, iſt eine ſolche 
naturgemäß einige Monate hindurch im Betriebe, 
die übrige Zeit des Jahres hindurch aber ebenſo 
naturgemäß außer Betrieb geſetzt, ſo wäre ſelbſt— 
verſtändlich auch keine große Gebäudeſteuer nachzu— 
ſehen. Ich erlaube mir daher den Antrag, den ich 
ſogleich zur Verleſung bringen werde, der Annahme 
des hohen Hauſes zu empfehlen, und ich glaube, daß 
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in demſelben ſo ziemlich alle Cautelen getroffen ſind, 
welche nothwendig ſind, um zu verhüten, daß nicht 
ungerechte Befreiungen entſtehen. 

Es wäre nämlich als viertes Aline a ein 
zuſchalten (lest): 

„Dieſelben Beſtimmungen gelten auch für ſolche, 
lediglich zur gewerblichen oder induſtriellen Produc- 
tion gewidmete Gebäude oder Gebäudebeſtandtheile, 
bei welchen der Betrieb dieſer gewerblichen oder 
induſtriellen Unternehmung vollſtändig eingeſtellt iſt, 


inſoferne von denſelben nicht thatſächlich Miethzinſe 


entrichtet und dieſelben nicht in irgend welcher Weiſe 
benützt werden, und inſoferne die Betriebsunter— 
brechung eine in der Natur des betreffenden Gewerbs— 
zweiges begründete und regelmäßig wiederkeh— 
rende iſt.“ 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. € d) au p 
beantragt, daß bei dem dritten Abſatze des 8. 28 ein 
viertes Alinen eingeſchaltet werde, welches folgender— 
maßen zu lauten hätte: (Wiederholt dasselbe.) 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Er ijt 
unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Freiherr v. Gudenus 
hat das Wort. 


Abgeordneter Freiherr v. Gudenus: Ich kann 
mich mit der Faſſung des Abſatzes lit. b des 
8. 28 nicht einverſtanden erklären und habe dagegen 
hauptſächlich zwei Einwände. 

Es gibt bekanntlich auf dem flachen Lande viele 
und ausgedehnte Gebäude, welche in früheren Jahr— 
hunderten den damaligen Bedürfniſſen ihrer Be— 
wohner entſprechend erbaut worden ſind, welche aber 
gegenwärtig wegen ihrer Unzulänglichkeit, wegen 
ihrer unzeitgemäßen Bauart gar nicht benützt werden 
können und auch factiſch nicht benützt werden. Dieſe 
Gebäude ſind von den Beſitzern aus einer ſehr be— 
greiflichen und ihnen jedenfalls nicht zur Schande 
gereichenden Pietät für alte, hiſtoriſchen, oft eines 
Kunſt⸗ oder monumentalen Werthes nicht entbeh— 
behrende Denkmäler erhalten worden. Ich finde es 
ſehr ungerecht, wenn man ſie hierfür durch Aufbür— 
dung einer Steuer ſtrafen wollte. 

In Berückſichtigung dieſes Umſtandes iſt auch 
bei $. 18 für derartige Gebäude eine Steuerbefreiung 
ausgeſprochen worden, und zwar nicht bloß für Ge— 
bäude, ſondern auch für Wohnbeſtandtheile und 
Nebenlocalitäten. Ich finde nun, daß, wenn dieſe Ge— 
bäude eine immerwährende Steuerbefreiung verdie— 
nen, es ganz richtig und logiſch wäre, ihnen auch 
eine zeitliche Steuerbefreiung zu gewähren, wenn 
nämlich dieſe Umſtände zeitweilig eintreten. 

Es ijt aber ein großer Unterſchied zwiſchen den 
betreffenden Punkten im $. 18 und dem dritten 
Alinea der lit. b im $. 28. Während nämlich dort 
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die gänzliche Steuerbefreiung für derartige Gebäude, 
Wohnbeſtandtheile und Nebenlocalitäten gewährt 
wird, ift im dritten Alinea der lit. b des 8. 28 nur 
von Gebäuden die Rede, nicht aber von Wohn— 
beſtandtheilen, von Gebäudetheilen und von Neben- 
localitäten. 

Ich wünſche alſo, daß dieſes dritte Alinea in 
einer ſolchen Weiſe geändert werde, daß dieſe zeit— 
liche Befreiung auch den Gebäudebeſtandtheilen zu— 
gute komme; es iſt dies umſomehr billig, als wir 
wenige Zeilen tiefer leſen, daß ein Zuwachs auch 
dann eintritt, wenn nur einzelne Wohn beſtand— 
theile neu errichtet werden. Es tritt alfo nicht bloß 
dann ein Zuwachs ein, wenn ein neues Gebäude ent— 
ſteht, ſondern auch dann, wenn nur einzelne Wohn— 
beſtandtheile hinzukommen; es iſt demnach auch voll— 
kommen gerechtfertigt, daß ein Abfall der Steuer 
dann eintrete, wenn einzelne Wohnbeſtandtheile leer, 
das heißt unbenützt und unbewohnt ſind. 


i 


Meine zweite Einwendung gegen dieſes dritte 
Alinea der lit. b des 8, 28 beſteht darin, daß id) 
mich mit dem Ausdrucke „leer“ nicht einverſtanden 
erklären kann. Es ſind nämlich dieſe Ausdrücke „leer“ 
und „unbenützt“ keineswegs zuſammenfallende Be— 
griffe. Ich kann mir ſehr gut denken, daß ein Gebäude 
oder ein Gebäudebeſtandtheil leer und doch nicht un 
benützt iſt, und kann es mir auch denken, daß ein 
Gebäudebeſtandtheil nicht leer und dennoch unbe— 
nützt ift. | 

Die Beſteuerung von Gebäuden, welche nicht 
vermiethet werden, beruht auf dem Grundſatze der 
Nutzwerthbeſteuerung. Wenn alſo ein Gebäude oder 
ein Gebäudebeſtandtheil nicht benützbar ijt oder 
leinen Nutzen in einem gewiſſen Zeitraume abwirft, 
ſo iſt es billig, daß eine Befreiung von der Steuer 
eintritt; ob nun dieſes Gebäude oder dieſer Gebäude— 
beftandtheil leer fei oder nicht, das kommt meiner 
Anſicht nach hier gar nicht in Frage. Es wird über— 
haupt ſehr ſelten der Fall eintreten, daß ein Gebäude 
oder ein Gebäudebeſtandtheil vollkommen leer iſt. In 
einem ganz oder zum größten Theile unbewohnten 
Gebäude mag ſich in irgend einem Zimmer ein 
altes Gerümpel, ſei es ein zerbrochener Ofen oder 
vielleicht das Conterfei irgend einer Ahnfrau, vor— 
finden, und es hätte dann die Commiſſion das Recht 
zu ſagen, das Zimmer iſt nicht leer. Dieſer Ausdruck 

„leer“ dient alſo nur dazu, um Begriffsverwirrungen 
hervorzurufen. Wir haben nicht zu beurtheilen, ob 
ein Wohnbeſtandtheil leer oder nicht leer iſt, ſondern 
nur, ob er benützt oder unbenützt iſt, und aus dieſem 
Grunde möchte ich mir erlauben, nachſtehende Faſ— 
jung des 8. 28, B, lit. b vorzuſchlagen 
(liest) : 
„Wenn ein Gebäude oder Theile eines 
Gebäudes erweislich während eines vollen 
Jahres gänzlich unbenützt geblieben ſind.“ 


— — —A — — 
mm 
— 


der 8. Seſſion am 12. März 1875. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Freiherr 


v. Gudenus ſtellt folgenden Antrag: ( Wiederholt - 
denselben.) 


Ich erſuche jene Herren, die Delen Antrag 


unterſtützen, fid) zu erheben. (Geschieht.). Er iſt 
unterſtützt. 


(Abgeordneter Pawlikow meldet sich zum 


Worte.) 


Der Herr Abgeordnete Pawlikow hat das 


Wort. 


Abgeordneter Pawlikow: Mir ſcheint es, 


daß in Bezug auf den Zuwachs und den Abfall der 
ſteuerbaren Objecte hier die Grundlage gerade nicht 
e 
man im erſten Falle, beim Zuwachſe, bie Beſteuerung 


ine zutreffende und gerechtfertigte iſt, nach welcher 


m zweiten, beim Abfalle, bie Außerſteuerſetzung oder 


den Steuernachlaß zu beſtimmen hat. 


Es iſt hier im Alinea 7 dieſes Paragraphes 


gejagt (liest): 


„Der Zuwachs wird ſohin von dem dem Beit: 


punkte des Eintrittes nächſtfolgenden Zahlungs- 
termine in Beſteuerung, der Abfall von dem dem 
Zeitpunkte der überreichten Anzeige nächſt— 
folgenden 
gebracht.“ 


Zahlungstermine außer Beſteuerung 


Nun, meine Herren, nachdem man hier den 


dem Zeitpunkte des Eintrittes des Zuwachſes 
nächſtfolgenden Zahlungstermin als denjenigen be— 
ſtimmt, von welchem an der Zuwachs in Veſteuerung 
gebracht wird, ſieht man im zweiten Falle, wo vom 
Abfalle 
Anzeige nächſtfolgenden Zahlungstermin als den- 
jenigen Zeitpunkt an, von 
Außerbeſteuerung zu folgen hat. Ich finde dies nicht 
zutreffend und nicht gerechtfertigt. Ich finde es eher 


die Rede iſt, den der überreichten 


dem angefangen die 


entſprechend, daß, ſowie im erſten Falle beim Zu— 
wachſe, ſo auch im zweiten, beim Abfalle, dasſelbe 
Maß eingehalten werde, und ich glaube daher, daß 
von dem dem Zeitpunkte des Eintrittes nächſt— 
folgenden Zahlungstermine an ſowohl die Be— 
ſteuerung des zugewachſenen, als auch im zweiten 
Falle die Außerbeſteuerung und Steuerabſchreibung 
bei dem in Abfall gebrachten Objecte vorzu— 
nehmen ſei. 

Ich will das Geſagte durch ein Beiſpiel 
illuſtriren: Es kann der Fall eintreten und es kann 
dieſer Fall auch nicht vereinzelt daſtehen, daß, wenn 
in Orten, welche von dem Sitze der Steuerbehörde 
entlegen, meinetwegen drei oder vier Meilen entfernt 
ſind, noch dazu, wenn der Abfall in den letzten 
Tagen des der Steuereinzahlung nächſt vorher— 
gehenden Monates eintritt, es dem Steuerträger, 
wenn er ſich auch noch ſo tummeln wollte, beinahe 
unmöglich iſt, in einigen Tagen die diesfällige 
Anzeige zu erſtatten, welche als maßgebend in 
Betracht käme, weil von dem derſelben nächſtfolgenden 


Zahlungstermine erft die Steuer in Abfall zu 
bringen wäre. 

Nehmen wir an, der nächſte Zahlungstermin 
wäre am 1. Jänner und in den letzten Tagen des 
December käme ein Object in Abfall. 

Der Steuerträger hat nun nach dieſem Geſetze 
das Recht, binnen 30 Tagen die Anzeige davon zu 
erſtatten. So ſehr er es aber auch thun wollte, iſt 
es ihm doch nicht möglich, etwa zwei oder drei 
Tage nach dem am 28. oder 30. December zugetrof— 
fenen Abfalle die Anzeige rechtzeitig zu erſtatten. 
Indeß aber hat — angenommen — fein Commit- 
tent in der Stadt beim Steueramte am 1. Jänner 
bereits die bisherige Steuerrate zahlen müſſen, wenn 
ſonſt nicht die Strafe folgen ſollte, welche der $. 29 
vorſchreibt. 

Nehmen wir weiter an, die Anzeige über den 
Abfall in den letzten Tagen vom December langt 
am 3. oder 4. Jänner ein. Sie iſt alſo natürlich 
noch immer rechtzeitig eingebracht, weil die beſag— 
ten 30 Tage lange noch nicht abgelaufen ſind. Nach 
dem Wortlaute, den wir hier leſen, ſollte nun in 
dieſem Falle erſt von dem dieſer Anzeige nächſtfol— 
genden Zahlungstermine die Steuer in Abſchreibung 
gebracht werden, alſo vom 1. April an. 

Das finde ich aber ungerechtfertigt und jeden— 
falls drückend für die Steuerträger. So wie man alo 
für den Steuerzuwachs im Intereſſe des Fiscus 
ganz richtig normirt hat, daß von dem dem Zeitpunkte 
des Eintrittes dieſes Zuwachſes nächſtfolgenden 
Zahlungstermine die neue Steuer bemeſſen wer— 
den ſolle, möge man auch andererſeits im Intereſſe 
des Steuerträgers auf dieſelbe Art dort vorgehen, 
wo vom Abfalle die Rede iſt. 

In derſelben Conſequenz, daher ganz conform 

dem eben Geſagten finde ich mich auch veranlaßt, 
ein bezügliches Amendement bei Alinea 11 zu deme 
ſelben Paragraphe zu ſtellen, weil dort auch vom 
Zuwachſe und Abfalle, von Beſteuerung und Außer— 
ſteuerſetzung die Rede iſt. 
x Ich erlaube mir daher in dieſer Beziehung fol- 
gende Amendements zu beantragen, und 
zwar würde nach meinem Antrage zu $. 28 das 
Alinea 7 des Abſatzes A alfo lauten (Vest): 

„Der Zuwachs, beziehungsweiſe der Abfall 
wird ſohin von dem dem Zeitpunkte deſſen 
Eintrittes nächſtfolgenden Zahlungstermine 
in Beſteuerung, beziehungsweiſe außer Be— 
ſteuerung gebracht.“ 

Meinen zweiten Antrag ſtelle ich dem erſten 
conform zu $. 28, Alinea 11, Abſatz B, wo es heißt: 
„Die Erhebungsreſultate find der zuſtändigen Be- 
zirks⸗ oder Ortscommiſſion zur vorſchriftsmäßigen 
Amtshandlung bekannt zu geben“; dort ſoll es nach 
meinem Antrage weiter lauten (lest): 

„gleichzeitig iſt aber nach Maßgabe der 
erhobenen Beſteuerungsgrundlage die Steuer— 
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Bore oder Abſchreibung von dem dem Zeit— 

punkte des Zuwachſes, beziehungs— 

weiſe des Abfalles nächſtfolgenden 

Steuerquartale proviſoriſch . . . .“ u. ſ. w. 

Ich hätte noch zu dem §. 28 einen weiteren 
Zuſatzantrag zu ſtellen, und zwar beim Abſatze B, 
wo die Beſteuerung nach dem Nutzungswerthe Platz 
greift. Es iſt hier geſagt worden, daß bei Gebäuden 
eine gänzliche oder theilweiſe Steuerabſchreibung 
ſtatthabe, und zwar in den Fällen a, b, o. 

Was nun lit. a anbelangt, heißt e$ im Ausſchuß— 
antrage (liest): „a) Wenn ein Gebäude oder einzelne 
Wohnbeſtandtheile gänzlich abgebrochen oder durch 
Brand, Ueberſchwemmung oder durch ſonſtige Ereig— 
niſſe ganz unbewohnbar gemacht worden ſind.“ 

Nun frage ich, ſobald geſagt iſt, „wenn ein 
Gebäudebeſtandtheil gänzlich abgebrochen oder un— 
bewohnbar gemacht worden iſt“, kann man wohl 
auch den Fall denken, und er wird auch ſicher ein— 
treten, daß ein Gebäude oder ein Wohnbeſtandtheil 
vielleicht noch nicht gänzlich abgebrochen oder 
unbrauchbar gemacht wurde, aber zum Theile 
unbrauchbar geworden iſt, deßhalb glaube ich, 
daß für dieſen Fall wohl auch eine theilweiſe 
Nutzungswerthverminderung Platz, gegriffen habe, 
und iſt dies der Fall, ſo iſt es auch nur gerecht, ſo— 
dann auch eine Steuerermäßigung eintreten zu 
laſſen. 

Ich würde mir daher erlauben, zu bean— 
tragen, daß bei Abſatz B nach lit. a als lit. b 
geſetzt werde (liest): 

„p) wenn ein Gebäude oder deſſen einzelne 
Wohnbeſtandtheile durch zufällige Ve- 
ſchädigungen der sub a angegebenen 
Art zum Theile unbewohnbar wur— 
den.“ 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Paw- 
likow ſtellt zum §. 28 mehrere Anträge, und zwar 
fol Abſatz A, Alinea 7 folgendermaßen lauten: ( Wie- 
derholt diesen Antrag.) 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche dieſen 
Antrag unterſtützen, fic) zu erheben. (Geschieht.) 
Derſelbe iſt unterſtützt. ' 

Weiters ftellt ber Herr Abgeordnete P amw- 
likow den Antrag, daß als lit, b des Abſatzes B gez 
ſetzt werde: (Wiederholt diesen Antrag.) 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche dieſen 
Antrag unterſtützen, fid) zu erheben. (Geschieht.) 
Dieſer Antrag iſt hinreichend unterſtützt. 

Endlich ſtellt derſelbe den Antrag, das vorletzte 
Alinea habe zu lauten: (Liest dasselbe, ) 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche dieſen 
Antrag unterſtützen wollen, ſich zu erheben. (Ge- 
schieht.) Der Antrag iſt unterſtützt. 

(Abgeordneter Dr, Menger meldet sich xum 
Worte.) 


Der Herr Abgeordnete Dr. Menger hat das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Menger: Hohes Haus! 
Ich erlaube mir den vom Herrn Abgeordneten Dr. 
Schaup geſtellten Antrag auf das lebhafteſte zu 
unterſtützen. Derſelbe geht dahin, daß induſtrielle 
Gebäude, welche lediglich zum Betriebe einer Fabriks— 
induſtrie, nicht etwa zu Arbeiterwohnungen beſtimmt 
ſind, während der Zeit, wo in Folge einer Geſchäfts— 
frije und Geſchäftsſtockung der Betrieb in dieſem Gee 
bäude nicht ausgeübt wird, nicht zur Entrichtung der 
Gebäudeſteuer verpflichtet fein follen, 

Es ſcheint mir hierfür die Gerechtigkeit und 
Billigkeit in hohem Grade zu ſprechen. Jene Ge— 
bäude, welche für den Betrieb der Landwirthſchaft 
beſtimmt ſind, ſind überhaupt von der Gebäudeſteuer 
ausgenommen. Conſequent hätte man alſo das Ver— 
langen ſtellen können, daß auch jene Betriebsmittel 
ber Induſtrie, welche in Gebäuden beſtehen, von 
dieſer Steuer befreit ſein ſollen. Indeſſen das bean— 
tragt der Herr Abgeordnete Dr. Schaup gar nicht. 
Dr. Schaup iſt, wenn man ſeinen Antrag auch ganz 
annimmt, doch nur von der Intention geleitet, daß 
nur dann, wenn in Folge einer Geſchäftsſtockung das 
betreffende Gebäude nicht benützt wird, dieſes von 
der Steuer befreit ſein ſoll. 

Man ſagt allerdings, daß es im Intereſſe der 
Volkswirthſchaft iſt, die Induſtrie aus den Städten 
auf das Land hinaus zu verlegen und daß darum 
diefe Befreiung nicht im Intereſſe der Vollswirthſchaft 
gelegen iſt. 

Indeſſen dies ſcheint mir ein vollſtändiges Ver— 
kennen der ganzen Entwicklung dieſer Induſtrie in 
Oeſterreich und in anderen Ländern mit zu ent— 
halten. 

Seitdem die Induſtrie als motoriſche Kraft 
nicht mehr in erſter Linie die Waſſerkraft, ſondern 
die Dampfmaſchine benützt, iſt es nothwendig, daß 
die Fabriken ſich an beſtimmten Orten, da wo die 
Kohle am leichteſten zu erhalten iſt, concentriren. 
Hierfür ſpricht weiters der Umſtand, daß der commer— 
cielle Betrieb eines ſolchen Unternehmens erheblich 
gefördert wird, wenn eine ſolche Fabrik im Centrum 
einer großen Induſtrie iſt. Sollte man den Antrag 
meines geehrten Herrn Vorredners Dr. Schaup 
nicht annehmen, ſo wäre die einfache Folge die, daß 
irgend ein Induſtrieller, der ohnedies durch eine 
Kriſe ſehr ſchwer getroffen iſt, auch noch gezwungen 
würde, während der Zeit dieſer Kriſe, wo ſeine 
Fabrik in Folge einer Geſchäftsſtockung ſtille ſteht, 
die Gebäudeſteuer zu entrichten. Es wäre dies ge— 
radezu eine Verſchärfung der Kriſe und eine ſolche 
kann doch wahrlich nicht im Intereſſe des hohen 
Hauſes liegen. Ich empfehle daher auf das wärmſte 
die Annahme des Antrages des Herrn Abgeordneten 
Dr. Schaup. 
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Präſident: Wünſcht noch Jean das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Es ijt nicht der Fall. Ich 
erkläre die Debatte für geſchloſſen und ertheile 
dem Herrn Berichterſtatter das Wort. 


Berichterſtatter der Majorität Dr. Beer: Von 
den verſchiedenen Anträgen, welche heute geſtellt 
wurden, bin ich ermächtigt, im Namen des Ausſchuſſes 
die Erklärung abzugeben, daß ſich derſelbe dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schaup vollſtändig anſchließt. 

Seinerzeit, als bei 8. 2 von Steuerbefreiung 
die Rede war und die Herren Abgeordneten Dum ba, 
Dr. Bareuther und Conſorten auf die Verhält— 
niſſe der Induſtrie hingewieſeu haben, hat fid) ber 
Ausſchuß mit dieſem Punkte beſchäftigt und ſchon 
damals durch mich die Erklärung abgeben laſſen, 
daß denjenigen Fällen, von denen der Herr Abge— 
ordnete Dumba geſprochen hat, bei dem die Leer— 
ſtehungen betreffenden Paragraphe Rechnung ge— 
tragen werden könne und ſoll. 

Der Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schaup wurde im Ausſchuſſe ausführlich beſprochen 
und iſt das Reſultat einer eingehenden Berathung 
desſelben. Ich kann daher nur im Namen des Aus- 
ſchuſſes denſelben der Annahme des hohen Hauſes 
empfehlen. 

Leider bin ich nicht in der Lage, irgend einen 
Antrag, der von der anderen (rechten) Seite des 
Hauſes vorliegt, zu befürworten, weder den Mino— 
ritätsantrag, noch jenen des Herrn Abgeordneten 
Baron Gudenus und noch weniger den, der von 
dieſer (linken) Seite des hohen Hauſes geſtellt 
wurde. 

Der Herr Abgeordnete Baron Gudenus hat 
heute eine vollſtändig neue Theorie der Steuern ente 
wickelt; er hat die Steuer als eine Strafe dargeſtellt, 
die man Jemandem auferlegt. Bis zum heutigen 
Tage war ich der Ueberzeugung, daß die Steuer eine 
Pflicht ſei, die Jeder nach ſeinen Verhältniſſen und 
ſeinem Vermögen zu leiſten habe. 

Der Herr Abgeordnete macht einen Unterſchied 
zwiſchen „gänzlich unbenützt“ und „leer“, und 
meint, daß ſein Amendement „gänzlich unbenützt“ 
den Anforderungen mehr entſpreche, als das Wort 
„leer“. Ich möchte nun darauf aufmerkſam machen, 
daß ohnehin in der Faſſung des Ausſchuſſes „für 
den Fall, wenn ein Gebäude erweislich während eines 
Jahres leer ſteht“ ſchon eine ungemeine Begün— 
ſtigung liegt. 

Es iſt dies ein Paſſus, der früher vollſtändig 
fehlte, weil alle Gebäude, ob fie nun benützt oder 
nicht benützt wurden, ob ſie leer ſtanden oder nicht, 
jedenfalls Steuer zu entrichten hatten. Wenn alſo 
gefordert wird, daß ein Gebäude mindeſtens ein 
Jahr leer ſtehen ſoll, um dann der Begünſtigung 
einer Steuerabſchreibung theilhaftig zu werden, ſo 
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Stenographisches Protokoll, 


Haus der Abgeordneten. — VIII. Seffion, 129. Sitzung, 


am 13. März 1875. 


Verwendbarkeit der Obligationen dieſes Anlehens 
In h alt; zur Anlegung von Capitalien ; 
6. die Beitragsleiſtung des Staatsſchatzes zu den 
Koften der Regulirung des Murfluſſes in Steier- 
mark; 


Mittheilung des Reſultates der Wahlen für die Mus- 
ſchüſſe: 
1. Zur Vorberathung des Antrages des Abgeordneten 
Dr. Menger und Genoſſen auf Erlaſſung eines 
Incompatibilitätsgeſetzes; 


7. die Regulirung des Narentafluſſes und die Ent— 
ſumpfung des Narentathales. 


2. zur Vorberathung der Regierungs vorlage, betref- Petitionen. 
fend die Regiſtrirung der Seehandelsſchiffe. 
Mündlicher Bericht des Legitimationsausſchuſſes über 
Zuſchriften des Herrenhauſes, betreffend die unver— die Wahl des Reichsrathsabgeordneten Dr. Florian 
änderte Annahme der Gefehentmürfe, betreffend: B laas (Agnoscirung der Wahl). 


1. Einige Aenderungen in der Gebarung der auf Zweite und dritte Lefung der Regierungsvorlage, bes 
Grund des Geſetzes vom 13. December 1873 treffend den Geſetzentwurf über die Stempel- und 
errichteten Vorſchußcaſſen; Gebührenfreiheit der Verhandlungen zur Durch— 

führung der Grundentlaſtung in Bezug auf die 

unveränderlichen Geld- und Naturalleiſtungen an 

Kirchen, Schulen, Pfarren oder kirchliche Organe 

im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns 

(343 der Beilagen). 


2. die Verjährung des aus Staatsſchuldverſchreibun— 
gen, welche dem Staatsgläubiger keine Capitals- 
rückzahlungsforderung gewähren, gegen den Staats— 
fas zuſtehenden Verzinſungsanſpruches; 


3. die Verwendbarkeit der Obligationen des von der 
Gemeinde Wien auf Grund des Landesgeſetzes Bericht des Ausſchuſſes für die Vorlage, betreffend Ab— 


vom 11. Jänner 1874 aufgenommenen berzind- änderungen an dem Stempel- und Gebührengeſetze, 


lichen Anlehens von 10 Millionen Gulden zur über die Petition der Wiener Tramwahgeſellſchaft 
fruchtbringenden Anlegung von Gapitalien der um Abänderung des Geſetzes vom 11. Mai 1871 
Stiftungen der unter öffentlicher Aufſicht ſtehenden (R. G. Bl. Nr. 39), betreffend die Befreiung der 
p Anftalten, dann von Pupillar-, Fideicommif- und Unternehmungen für den Localberkehr von der 
Depoſitengeldern, ſowie zur Leiſtung der Cautionen; Perſonenfahrkarten = Beſteuerung (349 und 380 


der Beilagen). 
4. die Bewilligung der Aushebung der zur Erhaltung 


des ſtehenden Heeres (Kriegsmarine) und der Er-] Zweite und dritte Leſung der Regierungsvorlagen, be- 
fapreferve erforderlichen Reerutencontingente im treffend die Gefebentmürfe: 


> " Ko 
PRT 1. I. Annahme des betreffenden Geſetzes in zweiter 


5. die Gebührenfreiheit des auf Grund des Landes— und dritter Leſung. 
geſetzes vom 12. Februar 1873 zur Hintanhaltung] a) Ueber die ſyſtemmäßige erſte Gehaltsſtufe der Pro- 
des Nothſtandes aufgenommenen galiziſchen Un- feſſoren an der zu errichtenden Univerfität in 
lehens im Betrage von 1,600.000 fl. und die Czernowitz; 
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b) über die Eröffnung eines Nachtragseredites für | trages des Abgeordneten Dr. Menger, betreffend 
das Jahr 1875 für die zu errichtende Univerſität ein Incompatibihitätsgeſetz, erhalten haben: 


in Czernowitz (319 der Beilagen); Abgeordneter Dr. Hallwich . . 171 Stimmen, 
E Dr. Heilsberg . . 171 A 
2. über die Beitragsleiſtung des Staatsſchatzes zu * Dr. Ritter v. Leinner 171 t 
ben Koſten der Regulirung des Gailfluffes in 7 Dr. Menger 171 » 
Kärnten (348 der Beilagen). " Dr. v. Perger . . 171 " 
pe Dr. TAAL 171 " 
Mittheilung des abünbernben Beſchluſſes des Herren " BUE. + + 170 " 
hauſes über das Gefeb, betreffend die Organifirun 4 ot K Vader, 470 d 
f 1 dri 9 j Freiherr v. Beeß . . 169 " 
der Börſen (379 ber Beilagen — Zuweiſung an d Fürſt Czartoryski 169 A 
den Börſenausſchuß). K a 18 K 
K Ritter v. Kaminski. 168 ` 
Interpellationen: Dr. Danifd . . . 167 » 
b Gompertz . . 166 » 
1. Des Abgeordneten Haſchek unb Genoffen an den k Freiherr v. Walters 
Finanzminiſter, betreffend den Bezug des Dung— kirchen . 165 " 


Nachdem 171. Stimmzettel abgegeben wurden, 
die abſolute Majorität ſomit 86 beträgt, ſo erſcheinen 
2. des Abgeordneten Pfeifer und Genoſſen an Den die 15 genannten Herren als gewählt. Ich erſuche 

Cultusminiſter, betreffend die Beſetzung des Laie dieſelben, fih heute noch zu conftituiren, und zwar in 

baher Bisthums, der Abtheitung lV, und mir die erfolgte Conſtituirung 
dann anzuzeigen. 

Beſchluß auf Abſeßung des Ausſchußberichtes über den In den A us ſchuß E Vorbarath 8 

Geſegentwurf, betreffend dle Geri Aus Fer, des Geſetzentwurfes, betreffend die Re— 

eſeßentwurf, betreffend die Erric tung eines Bere giſtrirung der See f andelsſchiffe, wurden 
waltungsgerichtshofes, von der Tagesordnung. von den neun Abtheilungen folgende Herren ge— 

wählt: 
I. Abtheilung: Abgeordneter Freiherr v. Taceo, 


ſalzes; 


Beginn der Sitzung: 11 Uhr 20 Minuten. S " " B a TUM 
` " "n Frhr. ar 1. u rec + 
Vorſitzender: Präſident Dr. Redbaner , theil- IV. " nm" Dr. Ritter v. Saw 
weiſe Vicepräſident Dr. Vidulich. v " EO de 
* " ” Us Ri er, Dj y De 
Schriftführer: Freiherr v. Kotz, Dr. Nazlag, 4 | 5 renta. 
Graf Bonda, Graf Kraſicki. A P d Eh ` : ik 
d " " eu (1) " 
Auf ber Miniſterbank: Miniſterpräſident Fürſt i " n A is Ser | 
A. Dr. Vidulich. 


Adolf Auersperg, Miniſter für Cultus und Unterricht E 1 c | 
Dr. v. Stremayr, Juſtizminiſter Dr, Glaſer, Mini- Ich erſuche die gewählten neun Herren, fic) 
fter Dr. Unger, Ackerbauminiſter Ritter v. Chlumecky, heute noch in der Autheilung t W ue N: 
Finanzminiſter Freiherr de Pretis, Minifter Dr. mir die erfolgte Conſtituirung dann bekanntzu 


Ziemiakkowski. E ' d 
Bom Präſidium des Herrenhauſes find 
Präſident: Ich erkläre die Sitzung für Zuſchriften eingelangt, um deren Verleſung ich 
1 ; bitte. 


eröffnet. 

Gegen das Protokoll der Sitzung vom 
11. d. M. wurde keine Einwendung erhoben, dasſelbe 
iſt ſomit genehmigt. 


Schriftführer Dr. Razlag (liest) : 
„Das Herrenhaus iſt in ſeiner Sitzung vom 


Das Protokoll der Sitzung vom 12. 12. März 1875 den mit Zuſchrift vom 11. Februar 
1875 mitgetheilten Beſchlüſſen des Abgeord— 
netenhauſes über den Geſetzentwurf, be— 

Ich habe bie Ehre mitzutheilen, daß bei ber treffend einige Aenderungen in ber Geba- 
geſtern vorgenommenen Wahl eines Ausſchuſſes rung der auf Grund des Geſetzes vom 
von 15 Mitgliedern zur Vorberathung des An- 13. December 1873, R. G. Bl. Nr. 162, errich— 


d. M. liegt im Bureau zur Einſicht auf. 
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teten Vorſchußeaſſen, ohne Aenderung in dritter 
Leſung beigetreten. 

Auf Grund des 8. 10, Alinea 3 des Geſetzes 
über bie Geſchäftsordnung des Reichsrathes wird das 
Präſidium des Hauſes der Abgeordneten hiervon mit 
dem Beifügen, daß die Beſchlüſſe beider Häuſer 
gleichzeitig an das Miniſterium geleitet werden, in 
die Kenntniß geſetzt. 

Wien, 12. März 1875. 

Fürſt Karl Auersperg. 
G. Freiherr v. Haller, Schriftführer.“ 

„Das Herrenhaus iſt in ſeiner Sitzung vom 
12. März 1875 den mit Zuſchrift vom 11. Februar 
1875 mitgetheilten Beſchlüſſen des Abge— 
ordnetenhauſes über den Geſetzentwurf, 
betreffend die Verjährung des aus Staats— 
ſchuldverſchreibungen, welche dem Staats— 
gläubiger keine Capitalsrückzahlungs— 
forderung gewähren, gegen den Staatse 
ihag zuſtehenden Verzinſungsanſpruches, 
ohne Aenderung in dritter Leſung beigetreten. 

Auf Grund des $. 10, Alinea 3 des Geſetzes 
über die Geſchäftsordnung des Reichsrathes wird 
das Präſidium des Hauſes der Abgeordneten hiervon 
mit dem Beifügen, daß die Beſchlüſſe beider Häuſer 
gleichzeitig an das Miniſterium geleitet werden, in 
die Kenntniß geſetzt. 

Wien, 12. März 1875. 

Fürſt Karl Auersperg. 
(9, Freiherr v. Haller, Schriftführer.“ 


„Das Herrenhaus iſt in ſeiner Sitzung vom 
12. März 1875 den mit Zuſchrift vom 11. Februar 
1875 mitgetheilten Beſchlüſſen des Abgeord— 
netenhauſesüber den Geſetzentwurf, betref- 
fend die Verwendbarkeit der Obligationen 
des von der Gemeinde Wien auf Grund des 
Landesgeſetzes vom 11. Jänner 1874 auf⸗ 
genommenen verzinslichen Anlehens von 
zehn Millionen Gulden zur fruchtbringen⸗— 
den Anlegung von Capitalien der Stiftun— 
gen der unter öffentlicher Aufſicht ſtehen— 
den Anſtalten, dann von Pupillar-, Fidei- 
commiß- und Depoſitengeldern, ſowie zur 
Leiſtung von Cautionen ohne Aenderung in 
dritter Leſung beigetreten. 


Auf Grund des 8. 10, Alinea 3 des Geſetzes 


über die Geſchäftsordnung des Reichsrathes wird 
das Präſidium des Hauſes der Abgeordneten hiervon 
mit dem Beifügen, daß die Beſchlüſſe beider Häuſer 
gleichzeitig an das Miniſterium geleitet werden, in 
die Kenntniß geſetzt. 

Wien, 12. März 1875. 

Fürſt Karl Auersperg. 

G. Freiherr v. Haller, Schriftführer.“ 

„Das Herrenhaus iſt in ſeiner Sitzung vom 
12. März 1875 den mit Zuſchrift vom 24. Februar 


1875 mitgetheilten Beſchlüſſen des Abgeord— 
netenhauſes über den Geſetzentwurf, wo— 
mit die Aushebung der zur Erhaltung des 
ſtehenden Heeres (Kriegsmarine) und der 
Erſatzreſerve erforderlichen Reerutencon— 
tingente im Jahre 1875 bewilligt wird, 
ohne Aenderung in dritter Leſung beigetreten. 

Auf Grund des S. 10, Alinea 3 des Geſetzes 
über bie Geſchäftsordnung des Reichsrathes wird 
das Präſidium des Hauſes der Abgeordneten hiervon 
mit dem Beifügen, daß die Beſchlüſſe beider Häuſer 
gleichzeitig an das Miniſterium geleitet werden, 
in die Kenntniß geſetzt. 

Wien, 12. März 1875. 

Fürſt Karl Auersperg. 
G. Freiherr v. Haller, Schriftführer.“ 


„Das Herrenhaus iſt in ſeiner Sitzung 
vom 12. März 1875 den mit Zuſchrift vom 
11. Februar 1875 mitgetheilten Beſchlüſſen 
des Ubgeordnetenhaufeg über den Gejeb- 
entwurf, betreffend die Gebührenfreiheit 
des auf Grund des Landesgeſetzes vom 
12. Februar 1873 zur Hintanhaltung des 
Nothſtandes aufgenommenen galiziſchen 
Anlehens im Betrage von 1,600.000 fl. und 
der Verwendbarkeit der Obligationen 
dieſes Anlehens zur Anlegung von Capi: 
talien, ohne Aenderung in dritter Leſung bei- 
getreten. 

Auf Grund des $. 10, Alinea 3 des Geſetzes 
über die Geſchäftsordnung des Reichsrathes wird 
das Präſidium des Hauſes der Abgeordneten hiervon 
mit dem Beifügen, daß die Beſchlüſſe beider Häuſer 
gleichzeitig an das Miniſterium geleitet werden, in 
die Kenntniß geſetzt. 

Wien, 12. März 1875. 

Fürſt Karl Auersperg. 
G. Freiherr v. Haller, Schriftführer.“ 


„Das Herrenhaus iſt in ſeiner Sitzung 


vom 12. März 1875 den mit Zuſchrift vom 
27. Februar 1875 mitgetheilten Beſchlüſſen des 
Abgeordnetenhauſes über den Geſetzent— 
wurf, betreffend die Beitragsleiſtung des 
Staatsſchatzes zu den Koſten der Regu- 
lirung des Murfluſſes in Steiermark, 
ohne Aenderung in dritter Leſung beigetreten. 

Auf Grund des $. 10, Alinea 3 des Geſetzes über 
die Geſchäftsordnung des Reichsrathes wird das 
Präſidium des Hauſes der Abgeordneten hiervon mit 
dem Beifügen, daß die Beſchlüſſe beider Häuſer 
gleichzeitig an das Miniſterium geleitet werden, in 
die Kenntniß geſetzt. 

Wien, 12. März 1875. 

Fürſt Karl Auersperg. i 
G. Freiherr v. Haller, Schriftführer.“ 


374* 


4498 


„Das Herrenhaus ift in feiner Sitzung 
vom 12. März 1875 den mit Zuſchrift vom 
27. Februar 1875 mitgetheilten Beſchlüſſen des 
Abgeordnetenhauſes über den Geſetzent— 
wurf, betreffend die Regulirung des 
Narentafluſſes und die Entſumpfung 
des Narentathales, ohne Aenderung in dritter 
Leſung beigetreten. 

Auf Grund des $. 10, Alinea 3 des Geſetzes 
über die Geſchäftsordnung des Reichsrathes wird 
das Präſidium des Hauſes der Abgeordneten hiervon 
mit dem Beifügen, daß die Beſchlüſſe beider Häuſer 
gleichzeitig an das Miniſterium geleitet werden, in 
die Kenntniß geſetzt. 

Wien, 12. März 1875. 

Fürſt Karl Auersperg. 
G. Freiherr v. Haller, Schriftführer.“ 


Präſident: Dieſe Mittheilungen des Präſi— 
diums des Herrenhauſes werden vom hohen Haufe 
zur Keuntniß genommen. 

Ich habe heute vertheilen laſſen: 

Den Antrag des Abgeordneten Freiherrn v. 
Scharſchmid und Genoſſen, betreffend das Geſetz, 
wodurch 8. 4 des Geſetzes vom 24. Mai 1869, 
R. G. Bl. Nr. 88, über die Regelung der Grund— 
Weer, abgeändert wird (276 der Beilagen) ; 

den Bericht des Eiſenbahnausſchuſſes über die 
Regierungsvorlage, betreffend bie in Abänderung des 
Geſetzes vom 20. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 83, für 
die Unternehmung der Przemysl-Lupköwer Eiſenbahn 
zu gewährenden Zugeſtändniſſe und Bedingungen 
(359 der Beilagen); 

den Bericht des Budgetausſchuſſes über bie 
Regierungsvorlage, betreffend eine Erhöhung des 
Geſammtbetrages der unverzinslichen Vorſchüſſe aus 
Staatsmitteln an Gemeinden und Privaten in den 
vom Borkenkäfer befallenen Theilen des Böhmer— 
waldes (264 der Beilagen). 

Ich erſuche um die Mittheilung des weſentlichen 
Inhaltes der eingelangten Petitionen. 


Schriftführer Dr. Nazlag (liest): 

„Petition des Pfarrers Franz Nowak zuProblus 
in Böhmen wegen des Schutzes der Standbilder, 
Monumente und aller anderen Denkmäler (über- 
reicht durch Abgeordneten Dr. Roser).“ 

„Petition ber Schätzungs- und Vermeſſungs— 
beamten der Grundſteuerregelung in Steiermark um 
Gleichſtellung mit den anderen Staatsbeamten und 
entſprechender Rangseintheilung (üherreicht durch 
Abgeordneten Dr. Vošnj ak)." 

„Petition des Clubs der Lehrer im IX. Bezirke 
Wiens (durch den Oberlehrer Franz Waas und den 
Lehrer Franz Imhof) um geſetzliche Beſtimmungen 
behufs Errichtung von Erziehungs- und Unterrichts— 
anſtalten für jugendliche Verbrecher und ſittlich ver— 
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wahrloſte Kinder (überreicht durch Abgeordneten 
Dr, Hoffer)” 

„Petition ber Bürgermeiſter von Gradisca und 
Furra um Nachſicht des Erſatzes des im Jahre 1870 
für Uferſchutzbauten am Iſonzo vom Staatsſchatze 
vorgeſchoſſenen Betrages von 8547 fl. 10 kr. (über- 
reicht durch Abgeordneten Grafen Coronini),“ 

„Petition des Pfarrers Joachim Zarzyeki zu 
Jezierna in Galizien um Loszählung von der Ent— 
richtung der Aequivalentengebühr (überreicht durch 
Abgeordneten Oxarkiewtex),” 

„Petition des griechiſch-katholiſchen Pfarrers 
Andreas Gutkowski zu Jaroslowice in Galizien um 
Befreiung von der Laſt der Entrichtung der Aequi— 
valentengebühr (überreicht durch Abgeordneten 
Oxarkiewicz)." 

„265 Petitionen von Gemeindevorſtehern, Gee 
meinderäthen, Gemeindeausſchüſſen und ſelbſtändigen 
Hausbeſitzern Oberöſterreichs um Erweiterung des 
Wahlrechtes (überreicht durch Abgeordneten Grafen 
Brandis)” 


Präſident: Ich werde dieſe Petitionen ben 
betreffenden Ausſchüſſen zuweiſen. 

(Abgeordneter Graf Brandis meldet sich ium 
Worte.) 

Graf Brandis hat das Wort, 


Abgeordneter Graf Brandis: Bei der emi— 
nenten Wichtigkeit dieſes Gegenſtandes, bei dem 
Umſtande, daß es ein allgemeiner Wunſch der Be— 
völkerung ift, das Wahlrecht erweitert zu ſehen, und 
daß es 265 Petitionen ſind, die ich die Ehre gehabt 
habe, dem hohen Hauſe zu überreichen, und welche 
die Unterſchrift von 224 Gemeindevorſtehern, 392 
Gemeinderäthen, 1251 Gemeindeausſchüſſen und 
11.735 ſelbſtändigen Hausbeſitzern aufweiſen, erlaube 
ich mir nach 8. 72 der Geſchäftsordnung den Mu 
trag zu ſtellen (liest) : 

„Das hohe Haus wolle beſchließen: Es 
ſei ein eigener Ausſchuß aus dem 
Hauſe zu wählen, welcher ſich mit der 
eingehenden Erörterung dieſes Gegenſtandes 
zu beſchäftigen und dem hohen Hauſe darüber 
Bericht zu erftatten habe, damit hierdurch 
dem eminenten Wunſche der Bevölkerung 
Rechnung getragen werde.“ 


Präſident: Ich bitte den Herrn Antragſteller, 
ſich über die Zahl der Mitglieder des Ausſchuſſes 
auszuſprechen. 


Abgeordneter Graf Brandis: Ich würde einen 
Ausſchuß von 15 Mitgliedern wünſchen. 


Präſident: Ich erinnere zugleich, daß me he 
rere derartige Petitionen, die früher ein— 
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gebracht wurden, dem Petitions ausſchuſſe 
zugewieſen wurden. 

Der Herr Graf Brandis ſtellt folgenden An— 
trag: (Wiederholt denselben.) Ueber dieſen Antrag 
iſt nach 8. 72 der Geſchäftsordnung ohne Debatte 
abzuſtimmen. Ich werde daher die Frage an das 
hohe Haus ſtellen, ob es gewillt iſt, dem Antrage 
des Herrn Grafen Brandis entſprechend, einen 
Ausſchuß von 15 Mitgliedern zu wählen, 
welchem die ſoeben genannten 265 Petitionen, be— 
treffend die Erweiterung des Wahlrechtes, zur Vor— 
berathung und Berichterſtattung zuzuweiſen wären. 
Jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, 
wollen fid) erheben. (Geschieht.) Der Antrag ijt mit 
72 gegen 50 Stimmen abgelehnt. 

Ich werde alſo dieſe Petitionen, ſo wie 
die früher überreichten, denſelben Gegen 
ſtand betreffenden Petitionen dem Peti— 
tionsausſchuſſe zuweiſen. 

Wir gehen zur Tagesordnung über. Der 
erſte Gegenſtand derſelben iſt der mündliche Be— 
richt des Legitimationsausſchuſſes über 
die Wahl des Reichsrathsabgeordneten 
Dr. Blaas. 

Der Herr Berichterſtatter Dr. Wedl wird den 
betreffenden Bericht erſtatten. 


Berichterſtatter Dr. Wedl (von der Tribüne 
— liest) : 

„Bericht des Legitimationsausſchuſ— 
fes über die am 20. Februar 1874 vorge 
nommene Wahl eines Reichsrathsabge— 
ordneten aus der Wählerelaſſe der Städte 
Bozen, Meran, Glurns und der Handels— 
und Gewerbekammer in Bozen. 


In Bozen wurden 314 Stimmen abgegeben, 
hiervon entfielen auf 
Herrn Dr. Florian Blaas . 228 Stimmen, 
„ Franz v. Ballinger... 84 K 
e ofer Schueler 1 Stimme, 
va OER TT AX: A E al A 
314 Stimmen, 
In Meran wurden 177 Stimmen abgegeben, 
hiervon entfielen auf 
Herrn Dr. Florian Blaas 123 Stimmen, 
„ Franz v. Ballinger... BA „ 
177 Stimmen., 
In Glurns wurden 85 Stimmen abgegeben 
hiervon entfielen auf 
Herrn Dr. Florian Blaas . . 26 Stimmen’ 
n Franz v. Ballinger . . . 59 v 
| 85 Stimmen: 
Die von der Handels- und Gewerbekam— 
mer in Bozen abgegebenen 22 Stimmen fielen 
ſämmtlich auf Herrn Dr. Florian Blaas. 


Es wurden ſomit im Ganzen 598 Stimmen 
abgegeben, wovon auf 


Herrn Dr. Florian Blaas . 899 Stimmen, 


„ Franz v. Ballinger . . . 197 jr 
„ Joſef Schueler . . 1 Stimme, 
REDER eda ac E POT K 
598 Stimmen 
entfielen, 
Es ericheint ſomit Herr Dr. Florian Blaas 
gewählt. 


Gegen die Wahl wurde von keiner Seite eine 
Einwendung erhoben; nachdem auch formell den 
Vorſchriften der Reichsrathswahlordnung vollkom— 
men entſprochen worden iſt, ſtellt der Ausſchuß den 
Antrag: 

„„Das hohe Haus wolle die Wahl des 

Abgeordneten Dr. Florian Blaas als giltig 

anerkennen.“ 


Präſident: Der Legitimationsausſchuß bean— 
tragt, die Wahl des Abgeordneten Dr. Florian 
Blaas als Abgeordneten für die Stadtbezirke 
Bozen, Meran u. ſ. w. als giltig anzuerkennen. 

Wünſcht Jemand über dieſen Antrag das Wort? 
(Niemand meldet sich) Da dies nicht der Fall iſt, 
erſuche ich jene Herren, welche die Wahl des Herrn 
Dr. Florian Blaas als Reichsrathsabgeordneten 
für die Städte Bozen, Meran u. ſ. w. als giltig an— 
erkennen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Die Wahl ijt 
als giltig anerkannt. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
die zweite Leſung ber Regierungsvor— 
lage, betreffend den Geſetzentwurf über 
die Stempel- und Gebührenfreiheit der 
Verhandlungen zur Durchführung der 
Grundentlaſtung in Bezug auf die unver— 
änderlichen Geld- und Naturalleiſtungen 
an Kirchen, Schulen, Pfarren oder kirch— 
liche Organe im Erzherzogthume Oeſter— 
reich unter der Enns (843 der Beilagen). 

Ich erſuche den Herrn Berichterſtatter, die 
Verhandlung einzuleiten. 


Berichterſtatter Dr. Wegſcheider (von der 
Tribüne) Die Regierung hat einen Geſetzentwurf in 
Betreff der Stempel- und Gebührenfreiheit der Vere 
handlungen zur Durchführung der Grundentlaſtung 
bezüglich der unveränderlichen Geld- und Natural— 
leiſtungen an Kirchen, Schulen und Pfarren im Erz— 
herzogthume Oeſterreich unter der Enns im hohen 


Hauſe eingebracht. 


Durch dieſen Geſetzentwurf wird den diesfälli— 
gen Ablöſungsverhandlungen in Niederöſterreich die 
gleiche Erleichterung in Betreff, der Stempel- und 
Gebührenpflicht zugeſtanden, wie ſolche bereits in 
anderen Ländern für ähnliche Verhandlungen ge— 
währt wurde. 


= 
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Der vorliegende Geſetzentwurf ſchließt fid) den 
für die übrigen Länder erlaſſenen Geſetzen genau an, 
und der Budgetausſchuß ſtellt den Antrag (liest): 

„Das hohe Haus wolle beſchließen: Es 
werde der von der Regierung vorgelegte Geſetz— 
entwurf angenommen.“ 


Präſident: Wünſcht Jemand in der Gene— 
raldebatte das Wort? (Niemand meldet sich,) 
Da dies nicht der Fall iſt, erkläre ich die Debatte 
für geſchloſſen. 

Ich Helle an das hohe Haus die Frage, ob es 
gewillt iſt, in die Berathung des vorliegen— 
den Geſetzentwurfes einzugehen und den 
vom Ausſchuſſe vorgelegten Entwurf zum 
Gegenſtande der Specialdebatte zu 
machen. Jene Herren, welche dafür ſind, wollen 
fid) erheben. (Geschieht.) Das Eingehen in die Be 
rathung dieſes Geſetzes iſt beſchloſſen. 

Ich bitte den Herrn Berichterſtatter, den 
Artikel 1 des Geſetzes zu verleſen. 


Berichterſtatter Dr. Wegſcheider 
Artikel 1 des Gesetzes aus 343 der Beilagen), 


(liest 


Präſident: Wünſcht Jemand zu dem Artikel! 
das Wort? (Niemand meldet sich.) Es iſt nicht 
der Fall; ich erkläre daher die Debatte für 
geſchloſſen und erſuche jene Herren, welche dem 
Artikel 1 in der ſoeben verleſenen Faſſung ihre Zu 
ſtimmung ertheilen, fid) zu erheben. ( Geschieht.) 
Artikel 1 ift angenommen. 


Berichterftatter Dr. Wegſcheider (lies! 
Artikel 2 des Gesetzes aus 343 der Beilagen). 


Präſident: Ich bitte auch Titel und Eingang 
zu verleſen. 


Berichterſtatter Dr. Wegſcheider (liest 
Titel und Eingang des Gesetzes aus 343 der Bei- 
lagen). 


Präſident: Wünſcht Jemand zu Artikel 2, 
zu Titel und Eingang des Geſetzes das Wort? (Nie- 
mand meldet sich.) Es ijt nicht der Fall; ich erkläre 
daher die Debatte für geſchloſſen und erſuche 
jene Herren, welche Artikel 2, Titel und Eingang 
nach der verleſenen Faſſung annehmen, ſich zu 
erheben. (Geschieht,) Artikel 2, Titel und 
Eingang des Geſetzes find angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Wegſcheider: Da das 
Geſetz in zweiter Leſung unverändert angenommen 
wurde, ſo erlaube ich mir die Vornahme der 
dritten Leſung zu beantragen. 


Haus der Abgeordneten. — 129. Sitzung der 8. Seſſion am 13. März 1875. 


Präſident: Der Herr Berichterſtatter 
beantragt ſogleich die dritte Leſung vorzunehmen. 
Wünſcht Jemand dazu das Wort? (Niemand meldet 
sich.) Es ijt nicht der Fall; ich erſuche daher jene 


Herren, welche dafür find, daß die dritte Lefun q. 


ſogleich vorgenommen werde, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Der Antrag ift angenommen. 

Sohin bitte ich jene Herren, welche dem Ge 
ſetze endgiltig in dritter Leſung ihre Zu 
ſtimmung geben, fic zu erheben. (Geschieht) Das 
Geſetz in Betreff der Stempel- und Ge— 
bührenfreiheit der Verhandlungen zur 
Durchführung ber Grundentlaſtung in Bee 
zug auf die un veränderlichen Geld- und 
Naturalleiſtungen an Kirchen, Schulen, 
Pfarren oder kirchliche Organe im Erzher— 
zogthume Oeſterreich unter der Enns ift 
in dritter Leſung angenommen (gleich- 
lautend mit 343 der Beilagen), 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung ijt 
der Bericht des Ausſchuſſes für die Vor 
lage, betreffend Abänderungen an dem 
Stempel- und Gebührengeſetze, über die 
Petition der Wiener Tramwaygeſellſchaft 
um Abänderung des Geſetzes vom 11. Mai 
1871 (R. G. Bl. Nr. 39), betreffend die Be— 
freiung der Unternehmungen für den Lo 
calverkehr von der Perſonenfahrkarten 
Beſteuerung (249 der Beilagen), 

Ich bitte den Herrn Berichterſtatter, die 
Verhandlung einzuleiten. 


Berichterſtatter Dr. Nyger (von der Tribüne) : 
Unter dem 13. Februar d. J., Z. 3001, hat bie Die 
rection der Tramwaygeſellſchaft eine Petition an das 
hohe Haus überreicht, welche dem Ausſchuſſe für die 
Abänderung einiger Beſtimmungen des Stempel— 
und Gebührengeſetzes zugewieſen wurde, 

Dieſe Petition, deren voller Inhalt in einem 
vom Ausſchuſſe erſtatteten Berichte gedruckt im 
Hauſe aufgelegt wurde, bezieht ſich auf die Befreiung 
der Tramwaygeſellſchaft von der durch bie Finanz 
verwaltung abgeforderten Zahlung der Gebühr von 
Perſoneufahrkarten mit einem Kreuzer per Stück. 

In dem urſprünglichen Gebührengeſetze vom 
9. Februar 1850, R. G. Bl. Nr. 50, waren die 
Fahrkarten der verſchiedenen Eiſenbahnunterneh 
mungen und überhaupt der Tranusportgeſellſchaften 
keiner Fahrkartengebühr unterworfen. 

Durch das Geſetz vom 13. December 1862, 
R. G. Bl. Nr. 89, wurden die Fahrkarten in der 
Tarifpoſt 47, lit. c. einer Fahrkartengebühr unter— 
worfen, und zwar bis zu einem Fahrpreiſe von 50 kr. 
mit einem Kreuzer und bei jedem höheren Fahrpreiſe 
ſo oftmal mit einem Kreuzer, als 50 kr. in dem 
Fahrpreiſe enthalten ſind, dergeſtalt, daß jeder Be— 
trag unter 50 kr. als voll anzunehmen ſei. 


— — — 
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Hierbei war zugleich die Beſtimmung getroffen, 
daß die von einer Fahrkarte zu entnehmende Gebühr 


die Höhe von 15 kr. nicht überſteigen ſoll. Dieſe 


Fahrkartengebühr war ausdrücklich für Eiſenbahn— 
und Dampfſchifffahrtsunternehmungen für die Ueber- 
nahme von Perſonen zum Transporte verfügt. 

Als ſpäter die Tramway ins Leben trat, wur— 
den die Tramwayfahrkarten, welche ſämmlich unter 
50 kr find, der Fahrkartengebühr von einem 


Kreuzer per Stück Fahrkarte unterzogen, und die 


Geſellſchaft hat im Jahre 1870 eine Petition an das 
hohe Haus gerichtet, worin ſie die Schwierigkeit und 
Größe der auferlegten Gebühr vorbrachte, und aus 
Anlaß dieſer Petition wurde das Geſetz vom 11. Mai 
1871, R. G. Bl. Nr. 39, beſchloſſen und von der 
Krone fanctionirt, Der S. 1 dieſes Geſetzes lautet 
(liest): 

„Perſonenfahrkarten von Unternehmungen, 
welche bloß den Localverkehr vermitteln, das iſt von 
ſolchen, welche ihren Geſchäftsbetrieb auf das Gebiet 
einer Gemeinde und den Umkreis einer Meile von der 
Grenze dieſes Gebietes beſchränken, ſind, wenn der 
höchſte für die Beförderung einer Perſon von der 
Unternehmung eingehobene Fahrpreis 20 Neukreuzer 
nicht überſteigt, bedingt für gebührenfrei erklärt. 
(Tariſpoſt 48, lit. b).“ 

Der $. 2 lautet (Hesl): 

„Die in Tarifpoft 47, lit. ffeſtgeſetzte Maximal- 
gebühr wird von 15 kr. auf 25 kr. erhöht.“ 

In Folge dieſes Geſetzes ſind die Tramway— 
fahrkarten gebührenfrei, weil der höchſte Fahrkarten— 
preis nur 20 kr. beträgt. Im Laufe der Zeit aber 
hat ſich die Linie der Tramway bis zum Central— 
friedhofe ausgedehnt, und es ijt mithin die Möglich— 
keit geboten, daß eine Perſon, wenn auch auf ver— 
ſchiedene Fahrkarten, doch von irgend einem Punkte 
der Ringſtraße bis zum Centralfriedhofe eine Gebühr 
von 25 kr. zu entrichten hat. 

Dieſe Möglichkeit, daß eine Perſon für ihre 
Beförderung von einem Punkte der Bahn bis zum 
anderen eine Gebühr von 25 kr. zahlt, hat den Be— 
dingungen dieſes Geſetzes, inſoferne es ſich um die 
Befreiung der Fahrkarten im Allgemeinen handelt, 
nicht entſprochen, und es war die Finanzverwaltung 
mithin in der Lage, von allen Fahrkarten der Tram 
way, mögen die Preiſe nun 5, 10, 15, 20 oder 25 kr. 
betragen, eine Gebühr von einem Kreuzer per Fahr— 
karte einzuheben. 

Nach den Ausführungen der Petition ſoll die 


Fahrkartengebühr jährlich 240.000 fl. und fomit 


nahezu 54% Percent des Geſammteinkommens der 
Tramway betragen. 

Die Tramway befindet ſich nicht in der Lage, 
ihre Fahrkartenpreiſe zu erhöhen und die Gebühr 
auf die Vecturanten zu überwälzen, weil fie con- 
tractlich gebunden ijt, daß fie ihre Fahrkarten nicht 


ohne Zuſtimmung der Commune Wien erhöhen 


darf. Eine ſolche Ueberwälzung der Gebühr auf 
die Vecturanten wäre aber entſchieden eine ſehr 
ſchwere Bedrückung des Publieums und würde den 
allgemeinen Verkehr im Innern der Stadt und in 
der nächſten Umgebung weſentlich erſchweren und 
vertheuern. 

Von dieſen Erwägungen geleitet, hat ſich der 
Ausſchuß beſtimmt gefunden, dem hohen Hauſe ein 
Geſetz vorzuſchlagen, welches die Fahrkarten der 
Pferdeeiſenbahn-Unternehmungen, inſoferne ſie bloß 
zur Vermittlung des Localverkehres beſtimmt ſind, 


von der Fahrkartengebühr enthebt. Dieſes Geſetz ift- 


es, welches der Ausſchuß dem hohen Hauſe zur An— 
nahme empfiehlt. Derſelbebeantragt nämlich: „Das 
hohe Haus wolle in die Berathung und Beſchluß— 
faſſung über das aus drei Paragraphen beſtehende 
Geſetz eingehen.“ 


Präſident: Ich eröffne die General— 
debatte. 

Wünſcht Jemand über den Antrag des Aus— 
ſchuſſes, nämlich über das Geſetz, betreffend die Be— 
ſteuerung der Perſonenfahrkarten von Tramway— 
unternehmungen, das Wort? (Wemand meldet 
sich) Nachdem dies nicht der Fall ijt, ſchreite ich 
zur Abſtimmung und erſuche jene Herren, welche 
dafür ſind, daß in die Berathung des vor— 
liegenden Geſetzes eingegangen und daß 
der vom Ausſchuſſe vorgelegte Entwurf 
zur Grundlage der Specialdebatte ge— 
macht werde, fid) zu erheben. (Geschieht.) Der- 
ſelbe iſt zur Grundlage der Specialdebatte an— 
genommen. s 


Berichterſtatter Dr. Myger (liest $. 1 des 
Gesetzes aus 349 der Beilagen). 


Präſident: Zu S. 1 hat fid) der Herr Ab— 
geordnete Ritter v. Oppenheimer gemeldet. Ich 
ertheile demſelben das Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Oppenheimer: Ich 
möchte mir erlauben, im Texte des $, 1 eine Mende- 
rung vorzuſchlagen, daß nämlich ſtatt „Pferde— 
eiſenbahn-Unternehmungen“ geſetzt werde 
„Tramwayunternehmungen“. 

Ich nehme nämlich den Fall an, daß morgen 
eine Straßenlocomotive, welche eben den Verkehr 
nicht ſtört, oder irgend ein anderes Beförderungs— 
mittel erfunden würde; es würde dann auf Grund 
dieſes Geſetzes, da im Texte enthalten iſt „Pferde— 
eiſenbahn-Unternehmungen“, der Tramwaygeſellſchaft 
von Neuem die Steuer aufgelegt werden können, 
weil eben die Pferde als Beförderungsmittel ent— 
fallen. Ich glaube, daß, nachdem unter dem Begriffe 
Tramway eine ganz beſtimmte Art der Schienen— 
und der Schwellenlegung ſubſumirt iſt, dieſe Aen— 
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derung ohne jede Gefahr angenommen werden 
könnte. 

Ich beantrage daher ſtatt des Wortes 
„Pferdeeiſenbahn-Unternehmungen“ das 
Wort, Tramwayunter nehmungen“ zu 


ſetzen. 


Präſident: Ich werde zunächſt über den 
Antrag des Herrn Abgeordneten Ritter v. Oppen- 
heimer die Unterſtützungsfrage ſtellen. 

Der Herr Abgeordnete Ritter v. Oppenhei— 
mer beantragt: (Liest den Antrag.) Ich erſuche jene 
Herren, welche dieſen Antrag unterſtützen wollen, fid) 
zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag ijt unter— 
titt t. 


Wünſcht nod) Jemand das Wort? (Niemand 
meldet sich.) Es ift nicht der Fall. Ich erkläre daher 


die Debatte über S. 1 für geſchloſſen. 
Wünſcht der Herr Berichterſtatter zu 
ſprechen? 


Berichterſtatter Dr. Ryger: Nachdem ich mit 
dem k. k. Finanzminiſterium diesfalls mich ins Ein— 
vernehmen geſetzt und deſſen Zuſtimmung zu der 
von dem Herrn Antragſteller vorgeſchlagenen Abän— 
derung erlangt habe, fo glaube ich im Namen des 
Ausſchuſſes ermächtigt zu fein, dem Ane 
trage des Herrn Abgeordneten Ritter 


v. Oppenheimer zuzuſtimmen. 


Präſident: Ich werde nun zur Abſtimmung 
über §. 1 ſchreiten, und zwar werde ich denſelben 
zuerſt in der Faſſung des Herrn Abgeordneten Ritter 
v. Oppenheimer zur Abſtimmung bringen, und 
falls er in dieſer Form nicht angenommen würde, in 


der Faſſung des Ausſchuſſes. 


Nach dem Antrage des Herrn Abgeordneten 
Ritter v. Oppenheimer würde der erſte Para— 


graph lauten (West) : 

„F. 1. Perſonenfahrkarten von Tramway- 
unternehmungen, welche bloß den Local— 
verkehr vermitteln, das iſt ſolchen, welche 
ihren Geſchäftsbetrieb auf das Gebiet einer 
Gemeinde und den Umkreis einer Meile von 
der Grenze dieſes Gebietes beſchränken, ſind 
auch dann, wenn der höchſte für die Beförde— 
rung einer Perſon von der Unternehmung 
eingehobene Fahrpreis 20 kr. überſteigt, 
bedingt gebührenfrei (Zarifpoft 48, lit. b 
des Geſetzes vom 13. December 1862, 
R. G. Bl. Nr. 89).“ 
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Berichterſtatter Dr. Ryger (liest K. 2 des 


Gesetzes aus 349 der Beilagen), 


Präſident: Wünſcht Jemand zu $.2 das 
Wort? (Niemand meldet sich.) Ich erſuche $. 3, 
Titel und Eingang des Geſetzes zu verleſen. 


Berichterſtatter Dr. Ryger (liest K. 3, Titel 


und Eingang des Gesetzes aus 349 der Beilagen), 


Präſident: Wünſcht Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Nachdem es nicht der Fall 
ift, erſuche ich jene Herren, welche 8. 3, Titel und 
Eingang des vorliegenden Geſetzes annehmen wollen, 
fid) zu erheben. (Geschieht.) Sie find angeommen, 
und iſt das Geſetz mit der beſchloſſenen Abän— 
derung „Tramwayunternehmungen“ ſtatt 
„Pferdeeiſenbahn-Unternehmungen“ im 
8. Lin zweiter Leſung angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Wyger: Bei der Dring: 
lichkeit des Gegenſtandes, insbeſondere mit Rückſicht 
auf den Umſtand, daß dieſes Geſetz ſogleich nach 
deſſen Kundmachung in Wirkſamkeit tritt, in weiterer 
Berückſichtigung, daß die Zeit drängt, auch die Zu— 
ſtimmung des anderen hohen Hauſes des Reichs— 
rathes zu erhalten, beantrage ich bie ſogleiche 
Vornahme der dritten Leſung. 


Präſident: Der Herr Berichterſtatter 
beantragt die ſogleiche Vornahme der dritten Leſung. 
Wünſcht Jemand zu dieſem Antrage das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Es iſt nicht der Fall; daher 
erſuche ich jene Herren, welche dieſem Antrage zu 
ſtimmen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Er ijt ange 
nommen. 

Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche das 
Geſetz, betreffend die Abänderung einiger 
Beſtimmungen der Geſetze vom 13. Decem- 
ber 1862, R. G. Bl. Nr. 89, und vom 29. Fe— 
bruar 1864, R. G. Bl. Nr. 20, über die 
Stempel- und unmittelbaren Gebühren, 
in der vorliegenden Faſſung unter Zuſtim— 
mung zu der beſchloſſenen Aenderung im. 1 
in dritter Leſung annehmen wollen, ſich zu 
erheben. (Geschieht.) Das Geſetz iſt in dritter 
Leſung angenommen (380 der Beilagen). 

Der nächte Gegenstand der Tagesordnung ift 
die zweite Leſung DerMegierung svorlagen, 
betreffend die Geſetzentwürfe 

a) über die ſyſtemmäßige ſerſtechehalts— 
ſtufe der Profeſſoren an der zu errichten— 


Ich erſuche jene Herren, welche den S, 1 mit| den Univerſität in Czernowitz; 


dieſem Amendement des Herrn Abgeordneten Ritter 


b) über die Eröffnung eines Nach— 


v. Oppenheimer in der übrigen Faſſung, wie ſieftragseredites für das Jahr 1875 für die zu 


gedruckt vorliegt, annehmen wollen, ſich zu erheben. 


(Geschieht.) Der S. 1 ijt angenommen. 


errichtende Univerſität in Czernowitz 
(319 der Beilagen). 
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Frage ich nach den Gründen, welche den Aus— 
ſchuß zu dieſer bedeutenden Veränderung des Regie— 
rungsentwurfes bewogen haben, ſo ſuche ich ver— 
geblich nach ſtaatsrechtlichen Gründen, auf welche 
Weiſe der Ausſchuß zur Schlußfolgerung gelangte, 
daß nach Erlaſſung der Allerhöchſten Entſchließung 
vom 7. December 1874 noch ein Geſetz nothwendig 
iſt, daß die Univerſität überhaupt errichtet werden 
fole, 

Was die Gründe anbelangt, welche der Aus— 
ſchuß für das zweite Alinea des $. 1 des Geſetzes an- 
führt, nämlich für die Einführung der deutſchen 
Unterrichts- und Geſchäftsſprache, ſo ſind dieſe ganz 
eigenthümlicher Natur, die meiner Anſicht nach be— 
weiſen, daß der Ausſchuß die Verhältniſſe nicht 
genau kennt und beurtheilt. 

Vor Allem bitte ich die Verſicherung entgegen— 
zunehmen, nicht nur in meinem Namen, ſondern 
auch im Namen meiner politiſchen Geſinnungsgenoſſen, 
daß der Gründung von Unterrichtsanſtalten in 
irgend welcher Provinz nie und nimmer irgend ein 
Widerſtand von uns entgegengeſtellt wird, wenn 
auch dieſer Widerſtand ein numeriſch ſtarker ſein 
würde. Im Gegentheile, mit Freuden werden wir 
ſtimmen für jeden ſolchen Antrag, ebenſo wie für 
unſere Provinz, ſo auch für jede andere des Reiches, 
Hier iſt aber doch die Frage bezüglich der bedeuten— 
den Abweichungen, die der Ausſchuß an dem Regie— 
rungsentwurfe vorgenommen hat, etwas Wichtiges. 

Was nun den Motivenbericht des Ausſchuſſes 
anbelangt, fo jagt er unter Anderem (liest): „Seite 
dem die Univerſitäten in Krakau und Lemberg durch 


die Einführung der polniſchen Sprache an Stelle der 


deutſchen ihre univerſelle Bedeutung verloren und 
den Charakter von Particularanſtalten angenommen 
haben“ u. f. w. (Heiterkeit rechts), und dann 
weiter (liest:) „Wem in Galizien die Mittel fehlen, 
eine andere Univerſität zu beſuchen, der müßte ſich 
dem polniſchen Elemente in Krakau und Lemberg 
unterordnen, weil er eben nicht die Mittel hat, die 
lebendigen Quellen höheren Wiſſens aufzuſuchen.“ 

Wenn nun alle dieſe Ausdrücke irgend einen 
concreten Sinn Haben follen, fo find fie nichts Anderes 
als Motive, bie, glaube id) — das wird mir wohl 
Jedermann auch von Seite der Mehrheit des hohen 
Hauſes zugeben — etwas verletzend für mein Land, 
für meine Sprache, für die Univerſität, der anzuge— 
hören ich die Ehre habe, und vollkommen überflüſſig 
zur Begründung des Regierungsentwurfes ſind 
(Bravo! Bravo! rechts); denn wir hätten fo und fo 
für die Gründung ber Univerſität geftimmt, Ich weiß 
nicht, zu welchem Reſultate dies führen Joll, wenn in 
dieſem hohen Hauſe fortwährend, und zwar — ich 
bitte es zuzugeben — nicht von der Minderheit des 
hohen Hauſes derartige überflüſſige, unnütze und un— 
praktiſche Angriffe gegen dieſe oder jene Nationalität 


gerichtet werden. (Bravo! Bravo! rechts.) Der Herr 
Berichterſtatter möge mich ſchon entſchuldigen, ſo hoch 
ich ſeine wiſſenſchaftliche Stellung ſchätze, ſo glaube 
ich doch, daß der Ausdruck „univerſelle Bedeutung“ 
ſelbſt gegenüber den deutſchen Univerſitäten, denen 
ich jede Achtung zolle, denen ich ſehr viel verdanke, 
wenn nicht Alles, was ich weiß, etwas übertrieben 
iſt. Univerſell iſt nur die geiſtige Arbeit der Menſch— 
heit und die iſt von univerſeller Bedeutung und 
univerſeller Tragweite; die Form, in der ſie erſcheint, 
und die äußere Erſcheinung der Sprache kann keine 
univerſelle fein, (Rufe rechts: Bravo!) Wir achten 
die deutſche Sprache, wir wiſſen, daß ſie ein tüchtiges 
Volk von 40 Millionen ſpricht und cultivirt, aber 
nichtsdeſtoweniger glaube ich, daß dieſer Nebenhieb 
auf eine andere Sprache zum Mindeſten vielleicht auch 
nicht parlamentariſch ijt, (Rufe rechts: Bravo! 
Bravo!) 

Es heißt weiter in dieſen Motiven, daß fid) gee 
wiſſe Jünglinge dem polniſchen Elemente unterordnen 
müſſen. Ich bitte ſicher überzeugt zu fein, daß Nie- 
mand gezwungen iſt, ſich irgend einem Elemente in 
Galizien unterzuordnen; denn wir haben ja eine bere 
antwortliche Regierung, die für die Zuſtände in 
Galizien ebenſogut verantwortlich iſt, wie in den 
übrigen Provinzen, die dafür ſorgt, daß alle Elemente 
das gleiche Recht genießen; ich möchte nur wünſchen, 
daß ſie in vielen anderen Angelegenheiten dafür 
ſorgen wolle, daß ſie gleichmäßig ihre Pflicht er— 
füllen. 

Ich bitte mir zu verzeihen, wenn ich noch zu 
derjenigen Univerſität, der ich angehöre, zurückkehre. 
Wenn der Herr Berichterſtatter die Zuſtände der 
Provinz vor der Wiedereinführung der polniſchen 
Sprache ſo genau kennen würde, ſo wie es mir 
möglich iſt, ſo würde er ganz gewiß nicht von irgend 
einer Bedeutung der Univerſität dazumal, als die 
deutſche Vortragsſprache dort allein geltend war, 
ſprechen. Es iſt eine bekannte Sache, daß ganz 
tüchtige deutſche Lehrer eben deutſche Univerſitäten 
aufſuchen, und wenn ſie zufälligerweiſe durch irgend 
einen Sturmwind in den privaten und öffentlichen 
Verhältniſſen an eine nichtdeutſche Univerſität ver— 
ſchlagen werden, ſie dann Alles aufbieten, um in ihr 
Vaterland zurückzukehren. Es iſt dies ſehr begreiflich, 
Niemand kann dies übel nehmen. Was bleibt in den 
fremden Ländern von deutſchen Herren zurück? Wohl 
nicht jener Theil, der eben der Wiſſenſchaft und dem 
Unterrichte bereitwillig dient. Das iſt eine alte Er— 
fahrung, und ich möchte dem Herrn Berichterſtatter 
zu bedenken geben, daß feit dem Jahre 1860, reſpective 
1866, ſeit dem Zeitpunkte, als wir der Allerhöchſten 
Gnade Seiner Majeſtät des Kaiſers und dem Pflicht— 
gefühle und dem Wohlwollen der damaligen Regie— 
rung die Einführung der polniſchen Unterrichts— 
ſprache in Krakau verdanken, die Zahl der Zu— 
hörer ſtetig zunimmt, die Zahl der Privatdocenten 
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bedeutend fid) vermehrt, während früher fie gleich 
Null war, daß ſeit dieſer Zeit die geiſtige Produce 
tivität zunimmt, was in den bibliographiſchen Aus— 
weiſen ſehr leicht zu conftatiren wäre, während fie 
vor dieſer Zeit gleich Null war. 

Uebrigens iſt die Bedeutung unſerer Univer 
ſität eine viel ältere. Es mag ſich der Herr Bericht— 
erſtatter nur an die Geſchichtsquellen, die ihm zu 
Gebote ſtehen, wenden, und er wird finden, daß ſchon 
im 14. und 15. Jahrhunderte die Krakauer Univerſi 
tät, ich will nicht ſagen, eine univerſelle, aber eine euro— 
päiſche Bedeutung hatte. Man laſſe Jedem das Sei 
nige; das, glaube ich, iſt ein Prineip, das auch in 
politiſchen Inſtitutionen nicht ohne Vortheil gebraucht 
werden kann. Freilich ſagt man ſehr oft — und ich 
habe das auch im Privatgeſpräche ſehr oft erfahren — 
freilich ſagt man: ja, es beſuchen aber auch Polen 
ausländiſche Univerſitäten. Ganz gewiß, und ich freue 
mich deſſen, daß ſie die Mittel dazu haben. Es gibt 
Univerſitäten, die in der einen oder in der anderen 
Richtung Ausgezeichnetes leiſten, Univerſitäten, denen 
der Staat oder ihre Fonds es erlauben, mehr Hilfs— 
mittel, mehr Lehrmittel, überhaupt mehr Bedingun— 
gen für eine entſprechende wiſſenſchaftliche Bildung zu 
bieten. Sie, die Polen, ſollen nur dorthin gehen! Frei— 
lich aber ſollen ſie dann auch dasjenige von dort zurück— 
bringen, was man von ihnen verlangt: wiſſenſchaft 
liche Bildung! Daß aber nicht dieſe es iſt, was die 
Jugend in die Hauptſtädte, an die ſogenannten großen 
Univerſitäten hinzieht, dafür haben wir wohl den 
beſten Beweis in jener traurigen Nothwendigkeit, in 
welcher fid) unſere Unterrichtsverwaltung im Sep: 
tember 1874 befunden hat, jener Erlaß an die Uni— 
verſitäten, und bekanntlich hat dieſer Erlaß nur in 
Wien, wie man ſagt, böſes Blut erregt. 

Wir ſtehen alſo auf dem Standpunkte, daß wir 
der Gründung einer Univerſität in unſerem Nachbar— 
lande freudig zuſtimmen; wir ſtehen auf dem Stand— 
punkte, daß dieſe Gründung eigentlich eine beſchloſſene 
Sache iſt, folglich eine ſolche Aufnahme in dieſen 
Paragraph mindeſtens höchſt überflüſſig wäre; wir 
ſtehen weiter auf dem Standpunkte, daß die Verfü— 
gungen über die Unterrichts- und Geſchäftsſprache, 
ſowie über die einzelnen Lehrkanzeln Sache der Exe— 
cutive find, nicht Sache des Parlamentes. Wenn unſer 
Parlament das Parlament eines ganz homogenen 
Staates wäre, ſo wäre die Sache vielleicht nicht von 
praktiſchen Bedenken begleitet. Aber man muß die 
Thatſachen nehmen, wie ſie ſind. 

In jedem Miniſterium, welcher Parteifärbung es 
angehören mag, wird ſich nicht nur mehr Vertrautheit 
mit den bezüglichen Verhältniſſen, ſondern auch mehr 
Verantwortlichkeit für eine entſprechende Befrie— 
digung der verſchiedenartigen Nationalitäten und 
ihrer Wünſche finden. Die Mehrheit eines zahlreichen 
Parlamentes kann wohl auch ihre moraliſche Ber- 


Verantwortlichkeit mit 100 oder 200 Perſonen zu 


dender Theil der Verantwortlichkeit, der auf den 
Einzelnen entfällt. Etwas ſchwieriger iſt, die Ver— 
antwortlichkeit für nicht entſprechende Maßregeln 
von dem Regierungstiſche aus zu übernehmen, wo 
man die Verantwortlichkeit mit wenigen Collegen zu 
theilen hat. (Beifall rechts.) 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 

(Abgeordneter Eduard Suess meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Eduard Sueß hat das 
Wort. 


Abgeordneter Eduard Suefs: Die letzten Bee 
merkungen des geehrten Herrn Vorredners zwingen 
mich zu einigen Entgegnungen, zuerſt allerdings zu 
einer zuſtimmenden Bemerkung; denn ſo tief auch 
die Kluft ift, welche unſere beiderſeitigen Anſchauun— 
gen in Bezug auf das Weſen des Volksſchul- und 
des Mittelſchulunterrichtes in Galizien trennt, ſo 
vollkommen ſtimme ich mit ihm überein in Bezug 
auf die Wünſche, welche ſich auf den Aufſchwung der 
polniſchen Hochſchulen in Galizien beziehen, und ſo 
ſehr bedauere ich jeden Ausdruck, der irgend im Mo- 
tivenberichte als kränkend für dieſe Univerſitäten 
angeſehen werden könnte. 

Meine Anſicht geht aber, wenn ich nicht irre, 
in logiſcher Weiſe noch weiter, als die von dem 
Herrn Vorredner ausgeſprochene. Ich bin nämlich 
der Anſicht und kann mich von derſelben nicht tren— 
nen, daß die Hochſchulen, ſowie die Wiſſenſchaft mit 
der Nationalität und mit der Politik überhaupt 
nichts zu thun hat, daß ſie vielmehr ein Gemeingut 
aller Nationen ſei, daß jede Wiſſenſchaft in jeder 
Sprache erlernt werden könne, daß jede große Ent— 
deckung nicht das Eigenthum eines Volksſtammes, 
ſondern das Eigenthum der ganzen Welt geworden 
iſt. Deßhalb glaube ich aber auch, daß die Univer— 
ſitäten ſchlecht geeignete Werkzeuge ſeien, um irgend 
einen noch ſo löblichen politiſchen Zweck zu erreichen, 
und das iſt der Grund, warum ich im Ausſchuſſe, 
allerdings ohne Beifall zu finden, gegen dieſe 
Geſetzesvorlage im Allgemeinen geſtimmt habe, weil 
ich nämlich der Anſicht bin, daß wir für das Inland 
noch viel zu nothwendig Univerſitäten brauchen, als 
daß wir Zeit oder Geld finden könnten, um für das 
Ausland Univerſitäten zu errichten, wie das hier 
thatſächlich beabſichtigt wird. 

Ich habe aber, wie geſagt, darauf verzichtet 
und verzichte auch jetzt darauf, dieſe Anſicht aus— 
führlich auseinanderzuſetzen, weil ich nicht glaube, 
daß ſie in dieſem Hauſe die Majorität finden wird. 

Aber einem Umſtande muß ich entgegentreten, 
nämlich, daß von dem Herrn Vorredner betont 
wurde, daß es nicht einer beſonderen Geſetzes— 


antwortlichkeit fühlen, aber es ijt ſehr leicht, die beſtimmung bedürfe, um diefe Univerſität ins Leben 


theilen, mit denen man ſtimmt; das ijt ein verſchwin⸗ 
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zu rufen. Auf Grund einer Allerhöchſten Verorde 
nung könnte ich ſchon gar nicht der Errichtung dieſer 
Univerſität zuſtimmen. Dieſe Allerhöchſten Verord— 
nungen erfolgen, wenn ich recht unterrichtet bin, 
unter Vorbehalt der verfaſſungsmäßigen Behand— 
lung, das iſt wohl eine ſelbſtverſtändliche Sache; 
für mich aber hat dieſe Beſtimmung eine noch viel 
weitergehende Bedeutung, eine Bedeutung, die ſchon 
einmal hier erwähnt wurde, daß nämlich die geſetz— 
gebende Körperſchaft, ſo gut wie ſie Univerſitäten 
ins Leben ruft, auch das Recht haben ſoll, ganze 
Univerſitäten oder Theile derſelben aufzuheben, daß 
es mit einem Worte nicht eine bloße Finanzfrage ſei, 
die hier erledigt wird, ſondern daß, wie doch von 
allen Seiten zugeſtanden wurde, in dieſer Frage 
leider auch politiſche Anſchauungen mit zur Geltung 
kommen. Ich verzichte übrigens, wie ſchon erwähnt, 
auf jede weitere Auseinanderſetzung und beſchränke 
mich auf die Erklärung, daß ich gegen dieſen Geſetz— 
entwurf ſtimmen werde. (Bravo!) 

(Abgeordneter Dr. Tomaszezuk meldet sich 
vum Worte.) 


ander unterſtützen und ihre Zwecke und Ziele 
wechſelſeitig fördern. 

Man kann aber nicht ſagen, daß, wenn die 
Wiſſenſchaft die Zwecke des Staates fördert, ſie deß— 
halb der Politik dienſtbar ſei. 

Es kommt Alles darauf an, worin man das 
richtige Verhältniß zwiſchen Wiſſenſchaft und Staat 
ſucht. Der Staat als bloßer Machtbegriff gewinnt 
ſeine actuelle Bedeutung erft in ſeinem Verhältniſſe 
zu den Einzelnen, deren Gemeinſchaft den Staat 
bildet, zu jenen einzelnen Atomen, welche der 
Staat zu einem belebten Ganzen verbindet. Dem 
Staate als Willensmacht tritt gegenüber die Macht 
der Einzelwillen. Wohl iſt es — früher wenigſtens 
— üblich geweſen, auf die Omnipotenz der Staats— 
macht, des Staatswillens allein Gewicht zu legen 
und den Einzelwillen als den bloß zu lenkenden 
Automaten ganz unberückſichtigt zu laſſen. 


Die Hegel'ſche Staatsphiloſophie beruht ja auf 
dieſer Auffaſſung; dieſelbe Philoſophie, welche den 
Abſolutismus verherrlichen mußte, welche Alles, alſo 
auch die Wiſſenſchaft dem Staate dienſtbar machen 
mußte, welche aber eben darum ſich ſelbſt unmöglich 
machte, trotz der vielen Bemühungen ihrer jüngeren 
Schule, das öffentliche Leben mit dem Principe des 
Conſtitutionalismus in Einklang zu bringen. Man 
darf die Bedeutung der Einzelwillen nicht überſehen, 
wir müſſen uns vor Augen halten, daß der Wille 
des Staatsganzen in Wechſelwirkung zu dem Ein— 
zelwillen treten muß, und daß je aufgeklärter die— 
ſer Einzelwille iſt, jemehr dieſer Einzelwille ſich von 
individuellen Einflüſſen emancipirt und den Einklang 
mit den anderen Einzelwillen ſucht, je intenſiver in dem 
Einzelnen bezüglich der Zwecke des Staates das 
richtige Verſtändniß wirkt, deſto leichter der Staat 
ſeinen Zwecken und Aufgaben gerecht wird werden 
können, deſto geringer die Reibung zwiſchen dem 
Staatswillen und dem Einzelwillen ſein wird. 


Da nun eine Wechſelwirkung zwiſchen der 
Macht des Staates, zwiſchen dem Willen der als 
Freiheit gedachten Geſammtheit und der Geſammt— 
ſumme der Einzelwillen nicht geleugnet werden 
kann, ſo wird man mir wohl auch zugeben, daß dieſe 
Wechſelwirkung nur dann eine gedeihliche ſein wird, 
daß nur dann ein harmoniſcher Einklang zwiſchen 
dem Staate und den Einzelwillen im Staate ſich 
erzielen läßt, wenn der Staat dahin wirkt, daß 
möglichſt richtige Erkenntniſſe die Einzelwillen in 
der Bevölkerung lenken, daß aber auch dieſe Er— 
kenntniſſe und die durch fie bedingten Willen mög- 
lichſt homogen ſeien. Nur dann kann der Staat 
ſeinen ideellen Aufgaben gerecht werden, wenn er vor— 
ſorgt, daß durch Bildung das Verſtändniß für die 
Staatszwecke herbeigeführt wird, daß ſich die Maſſen 
von der richtigen und übereinſtimmenden Erkenntniß 
in ihren Entſchließungen leiten laſſen. 
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Präſident: Herr Abgeordneter Dr, To- 
maszezuk hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Tomaszezuk: Ich hatte 
nicht die Abſicht, in die Generaldebatte einzugreifen, 
ich hatte gehofft, daß der Verlauf derſelben keinen 
Anlaß bieten wird, zur Vertheidigung der Vorlage 
das Wort ergreifen zu müſſen. 

Der Nachhall jener warmen Worte, mit denen 
während der Budgetdebatte vom Regierungstiſche 
dem hohen Hauſe die in Verhandlung ſtehende 
Regierungsvorlage angekündigt wurde und die da— 
mals eine ſo freudige Aufnahme gefunden hat, lebt 
noch ſo mächtig in der Erinnerung, daß es mir über— 
flüſſig ſchien, die Regierungsvorlage noch durch 
neue Argumente zu unterſtützen. 

Prineipielle Bedenken find eigentlich nur von 
dem letzten Herrn Redner rege gemacht worden, und 
namentlich iſt es ein Argument, welches meiner 
Anſicht nach nicht unbeantwortet bleiben darf. 

Der Herr Vorredner hat die Sache ſo dargeſtellt, 
als ob die Tendenz der Vorlage, welche wir heute 
berathen, darin läge, daß man die Wiſſenſchaft in 
den Dienſt der Politik ziehen wolle, daß man die 
Wiſſenſchaft, dieſe erhabene freie Göttin, zu ihr 
fremden politiſchen Zwecken als Werkzeug ge— 
brauchen und dadurch entwürdigen wolle. Dieſes fo 
beſtechend vorgetragene Argument iſt aber nichts 
weniger als richtig. Nicht jede Mitwirkung zu dem— 
ſelben Zwecke begründet ein Verhältniß der Unter— 
ordnung einer mitwirkenden Kraft unter die andere. 
Staatswohl und Wiſſenſchaft ſind — ich möchte 
ſagen — einander ebenbürtige Kräfte, welche, wenn 
fie auch ſelbſtändige Zwecke verfolgen, dennoch ein- 
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Darum muß der Staat, welcher den Aufgaben 
eines Culturſtaates entſprechen will, zwar nicht die 
Wiſſenſchaft ſich dienſtbar machen, aber dennoch mit 
dem Einfluſſe der Wiſſenſchaft und der Macht der 
Bildung rechnen, deren Mitwirkung in Anſpruch 
nehmen. Indem der Staat die Wiſſenſchaft fördert, 
fördert er ſeine eigenen Zwecke; aber dieſe cooperirende 
Mitwirkung iſt nicht gleichbedeutend mit der Be— 
hauptung, daß ſich der Staat die Wiſſenſchaft zu 
Dienſten macht. 

Auf dieſe Erwägungen möchte ich die Bedeutung 
der gegenwärtigen Vorlage zurückführen. Die neue 
Univerſität ſoll nicht ein Mittel ſein, um einſeitige 
politiſche Zwecke zu erreichen, ſondern die Univerſität 
verdankt ihre Entſtehung der Erkenntniß, daß es 
nur dann dem öſterreichiſchen Staate möglich ſein 
wird, ſeiner hiſtoriſchen Miſſion gerecht zu werden, 
wenn er dieſe ſeine Miſſion darin erblickt, durch Cultur 
und Bildung ein gemeinſames Bindeglied zwiſchen 
feinen Staatsangehörigen zu Schaffen. Die Förderung 
einer möglichſt intenſiven, homogenen Bildung fördert 
auch das Bewußtſein der Zuſammengehörigkeit und 
mithin den öſterreichiſchen Staatsgedanken. Darin 
erblicke ich die Aufgabe und Exiſtenzberechtigung der 
neuen Univerſität, zumal nicht geleugnet werden 
kann, daß der gegenwärtige Zuſtand die Gefahr birgt, 
der ganze Oſten der Monarchie werde dem bisher 
gemeinſamen Bildungsgange der Monarchie ent— 
frembet werden. 

Es iſt aber ſelbſtverſtändlich, daß der Staat außer 
den allgemeinen auch ſeine ſpeciellen Zwecke bei ber 
Errichtung der Univerſität vor Augen hat und daß 
demnach der öſterreichiſche Staat, wenn er durch die 
zu errichtende Univerſität neue Garantien für die 
Staatseinheit ſchaffen will, dabei nicht vergeſſen kann, 
daß ſeine Geſchichte auf dem tauſendjährigen Zu— 
ſammenhange ſeiner Entwicklung mit der Ent— 
wicklung der deutſchen Bildung und Cultur beruht, 
Ich finde es daher begreiflich, daß, wenn auf 
Staatskoſten eine Univerſität errichtet würde, dafür 
vorgeſorgt wird, daß dieſe Verbindung mit der 
deutſchen Wiſſenſchaft auch auf der neuen Univerſität 
erhalten werde. (Bravo!) 

Man kann die univerfelle Bedeutung der 
deutſchen Univerſitäten, auf welche der Herr Berichter— 
ſtatter in ſeinem Berichte hingewieſen hat, nicht leugnen. 

Darin liegt meiner Ueberzeugung nach gewiß 
kein Vorwurf gegen irgend eine Nationalität. Ich 
begreife vollſtändig, daß die polniſche Nation die 
Errungenſchaft ihrer zwei Univerſitäten vertheidigt, 
dieſe Errungenſchaft wird aber nicht verkürzt, wenn 
die univerſelle Bedeutung deutſcher Wiſſenſchaft 
anerkannt wird; hat doch der Herr Vorredner von 
jener (rechten) Seite des Hauſes darauf hingewieſen, 
daß das deutſche Volk 40 Millionen Seelen zählt. 
Bei 40 Millionen muß die Production an Talenten 
eine ungleich reichere ſein, als bei einer kleineren 
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Nation. Je größer die Nation iſt, deſto productiver 
iſt ſie an Talenten und je Mehrere dasſelbe Ziel ver— 
folgen, deſto leichter wird dasſelbe erreicht werden. 

In der numeriſchen Ueberzahl liegt ſchon an 
und für fid) die culturelle Bedeutung einer großen 
Nation. 

Wenn man ſich ferner der Erkenntniß nicht ver— 
ſchließt, was die deutſche Nation für die Wiſſenſchaft 
gethan, welche Stellung ihre wiſſenſchaftliche Literatur 
in der ganzen Welt einnimmt, ſo kann ich es nicht 
unbeſcheiden finden, wenn für die deutſche Wiſſenſchaft 
der Anſpruch der Univerſalität erhoben wird. Und 
nur weil die deutſche Bildung eine univerſelle Be— 
deutung hat, ſtreben auch meine nichtdeutſchen Mit— 
bürger die deutſche Univerſität an. Ich ſelbſt bin von 
Geburt ebenſowenig ein Deutſcher, wie mein Herr 
Vorredner aus Galizien, aber wir Beide müſſen das 
Bekenntniß ablegen, daß wir unſer Wiſſen, dasjenige, 
was wir können und vermögen, der deutſchen Wiſſen— 
ſchaft verdanken, daß wir an den Brüſten deutſcher 
Wiſſenſchaft großgezogen wurden. Mein Herr Bor- 
redner iſt aber zugleich ein leuchtendes Beiſpiel dafür, 
daß die Erſchließung der Schätze deutſcher Wiſſen— 
ſchaft das Nationalgefühl nicht zu beeinträchtigen 
vermag. Wehe der Nation, welche ſich fürchten muß 
vor dem Einfluſſe fremder Cultur! Dieſe hat ſich 
ſelbſt das Todesurtheil geſprochen. Wenn ich daher 
wiederholt dafür eingetreten bin, daß eine deutſche 
Univerſität in Czernowitz errichtet werde, ſo haben 
deßhalb meine Sympathien für meine Stammes— 
genoſſen doch nie aufgehört. 

Ich hoffe, daß das befruchtende Element deut— 
ſcher Bildung die Wege erſchließen wird, auf welchen 
die anderen Nationen in Oeſterreich ſich entwickeln 
ſollen und auch entwickeln müſſen. Und wenn das 
Schreckbild, die Germaniſirung, hingeſtellt werden 
wollte, ſo glaube ich, daß dieſes Schreckbild nur ein 
Popanz iſt. Die Bildung individualiſirt nothwen— 
digerweiſe, die Bildung führt erſt zum richtigen 
Verſtändniſſe ber Stammeseigenheiten; indem aber 
die Bildung individualiſirt, bringt ſie auch zum Be— 
wußtſein die gemeinſamen Intereſſen aller Nationen. 
Man fühlt ſich als Mitglied einer einzelnen Nation, 
aber man begreift auch, daß die einzelnen Natio— 
nen etwas Gemeinſames verbindet, das rein Menſch— 
liche. Jene Nationalen, welche bei der Vertheidigung 
der Stammesverſchiedenheit die Humanität vergeſſen, 
ſind auf halbem Wege ſtehen geblieben. Wir ſind 
nicht bloß Polen, Deutſche, Rumänen, ſondern wir 
ſind in erſter Linie Menſchen, welche in demſelben 
Boden wurzeln, aus dem wir unſere gemeinſame 
Kraft ziehen, ich meine unſer Oeſterreich. Und die 
Univerſität in Czernowitz iſt ein echt öſterreichiſcher 
Gedanke. 

Dieſe Gründe ſind es, aus denen ich mich rück— 
haltlos für die Regierungsvorlage ausſpreche, und 
welche mir und meinen Geſinnungsgenoſſen aus der 
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Bukowina zur Pflicht machen, nochmals ſowohl der 
Regierung, wie auch der überwiegenden Majorität 
des hohen Hauſes, welche ſeinerzeit bei der Ankündi— 
gung dieſer Vorlage derſelben ſo lebhafte Sympathie 
entgegengebracht hat, unſeren wärmſten Dank aus— 
zuſprechen. (Verfall.) 

(Abgeordneter Dr. Menger meldet sich zum 
Worle.) 


Prafident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Menger hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Menger: Ich ſchließe mid) 
den Anſichten und Ausführungen des Herrn Abge— 
ordneten Profeſſor Sueß an und werde mit ihm 
ſtimmen. 

Die Gründe, welche mich dazu bewegen, ſind 
allerdings anderer Natur, als die eben vom geehrten 
Herrn Vorredner für die entgegengeſetzte Anſicht an— 
geführten. Ich will ihm nicht folgen auf das Gebiet 
der Erörterung über den Werth oder Unwerth des 
Hegel'ſchen Syſtemes. Ich bemerke nur, daß auf 
dem Grund und Boden der Hegel'ſchen Philoſophie 
Vorkämpfer der Freiheit und des Fortſchrittes wie 
Caſtellar erwachſen ſind, und daß die Jung-Hegel'ſche 
Schule geradezu die bedeutendſten Vorkämpfer für 
Freiheit und Fortſchritt heranbildete. Indeſſen dieſe 
Erörterungen ſcheinen mir nicht in dieſes Haus zu 
gehören, weil jie rein philoſophiſche, alfo rein theo- 
retiſche Bedeutung haben. 

Die Gründe, die mich bewegen, mit dem Herrn 
Abgeordneten Profeſſor Sueß und gegen den geehr— 
ten Herrn Vorredner zu ſtimmen, liegen auf einem 
ganz anderen Gebiete. 

Meine Herren! Wenn irgend ein Plan vor— 
getragen wird, welcher den bedeutenden Aufwand 
geiſtiger und finanzieller Mittel, eine erhebliche Bela— 
ſtung des Budgets, eine bedeutende Vermehrung der 
Regierungsthätigkeit in Anſpruch nimmt, da muß ich 
mich fragen: Wird dieſer Plan wirklich erheblichen 
Nutzen ſchaffen, iſt der Nutzen, den dieſe neue Bela— 
ſtung unſeres Budgets und mit Rückſicht darauf, daß 
die Bukowina nicht gerade zu jenen Provinzen ge— 
hört, welche irgendwie bedeutende Ueberſchüſſe an den 
Staat abliefern, iſt dieſe Belaſtung der übrigen Pro— 
vinzen von einem ſo offenbar klaren Nutzen begleitet, 
daß ich mit Ruhe für die Ausführung eines ſolchen 
Planes ſtimmen kann? 

Meine Herren! Ich verkenne nicht das große 
Wohlwollen, welches für Tendenzen, die mir ſehr 
nahe liegen, aus dem Antrage, aus dem ganzen 
Plane ſpricht. Ich kann dies, wie geſagt, durchaus 
nicht verkennen, aber es ſcheint mir, daß nicht mit 
gehöriger Berückſichtigung der Verhältniſſe — wie 
ſchon mein geehrter Vorredner angedeutet — bei der 
Concipirung, bei der verſuchten Ausführung des 
Planes vorgegangen worden iſt. Ich glaube, daß 


man ſich über die Thatſachen täuſcht. Ich glaube die 
Aufſtellung dieſes Planes einem mehr unbeſtimmten, 
halb romantiſchen Drange zuſchreiben zu ſollen, ſtatt 
einer ruhigen, wie in ſolchen Dingen nöthigen, ſtreng 


ſachlichen Erwägung der Verhaltniffe. 


Meine Herren, wenn man eine Univerſität 
gründen will, ſo müſſen, ſcheint es, vor Allem drei 
Dinge ins Auge gefaßt werden: 

Fürs Erſte der allgemeine Stand der Volks— 
bildung in dem betreffenden Lande; die zweite Frage 
iſt die, auf welche Zahl von Studenten und auf 
welche Qualität derſelben man rechnen könne, endlich 
drittens, ob wir mit den zur Verfügung ſtehenden 
Mitteln eine genügende Anzahl von tüchtigen Pro— 
feſſoren erhalten werden. 

Dieſe drei Fragen muß man ſich ſtellen und je 
nach der Beantwortung dieſer Fragen muß man für 
den Antrag ſtimmen oder nicht. Dagegen irgend 
welche politiſche Momente in die Begründung für 
die Errichtung einer Univerſität hineinzuziehen, 
ſcheint mir, im vorhinein ſich auf einen verfehlten, 
der Natur der Angelegenheit nicht entſprechenden 
Standpunkt zu ſtellen. Man beurtheilt die Frage 
ſonſt von einem unrichtigen, weil nicht ſtreng ſeien— 
tifiſchen Standpunkte, da ſie doch in erſter Linie 
ſtreng wiſſenſchaftlicher Natur iſt. 

Wenn ich mich nun frage, wie ſteht es mit 
jenem mächtigen, für die Entwicklung der Univer— 
ſität maßgebenden Momente der allgemeinen Volks— 
bildung in dem Lande, wo die Univerſität gegründet 
werden fol, wie ſteht es damit im, Kronlande Buto- 
wina? 

Mein geehrter Herr Vorredner hat geſagt, es 
beſtehe eine mächtige Wechſelwirkung zwiſchen dem 
allgemeinen Willen und dem ſämmtlicher Einzelnen. 
Je weiter die Maſſenbildung vorgeſchritten ſein 
werde, deſto erleuchteter werde muthmaßlich auch der 
Geſammtwille ſein. Das iſt vollſtändig richtig. Was 
folgt aber daraus? Daß man auf die Maſſenbildung 
in erſter Linie hinarbeiten ſoll, daß zum Mindeſten, 
ehe die Maſſenbildung da iſt, man denn doch nicht 
an die Gründung einer neuen Univerſität in 
einem Lande, wo dieſe Maſſenbildung noch fehlt, 
gehen ſoll. 

Es läßt ſich wohl nicht leugnen, daß nicht bloß 
die Profeſſoren, nicht bloß die Vorträge, wenn auch 
noch ſo berühmter Lehrer auf die Bildungsſtufe 
eines jungen Mannes, der auf der Univerſität ſein 
Triennium oder Quadriennium abſolvirt, von Eine 
fluß ſei. Auch der Geiſt des Ortes und Landes, in 
dem der Student ſich befindet, üben einen oft noch 
weitergehenden Einfluß auf ihn aus, als die be— 
treffenden Vorträge dieſes oder jenes bekannten 
Profeſſors. y 

In dieſer Beziehung glaube ich — ich habe das 
ſtatiſtiſche Jahrbuch bei mir, aus dem ich die Daten 
nicht zur Verleſung bringe, weil ſie den geehrten 
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Herren ohnedies bekannt fein werden — die That- und jene, die man für den Beſuch einer Univerſität 
jade bemerken zu follen, daß in Bezug auf die in Mähren hat. Bei der Berechnung, auf welchen 
Volksſchulbildung, wenn gleich der Bukowinger Beſuch man in Mähren zu rechnen habe, wird ange- 
Landtag in löblicher Weiſe fid) bemüht hat, die vor- führt, daß dann doch nicht alle Studenten aus Mäh- 
handenen Schäden zu beſeitigen, denn doch in dieſem ren, die derzeit an anderen Univerſitäten ſtudiren, 
Lande noch überaus viel zu thun iſt, daß in Bezug muthmaßlich die neu zu gründende Univerſität in 
auf die Volksſchulbildung die Bukowina hinter faſt Mähren beſuchen werden. In Bezug auf die Studen— 
allen anderen Provinzen Oeſterreichs zu mindeſt hin- ten aus der Bukowina iſt man aber anderer Anſicht. 


ter allen Provinzen, die deutſche Univerſitäten haben, 
weit zurückſteht. Was wäre nun bei den Ausfüh 
rungen des Herrn Vorredners folgerichtig? Man 
mag dort Volksſchulen gründen, das Volks— 
ſchulweſen heben, dann wird ſich auf Grund der 
Volsſchulen ein Syſtem von Gymnaſien im Lande 
erheben und erſt dann vielleicht, wenn dieſe Volks 
ſchulen und Gymnaſien einigermaßen entwickelt ſind, 
mag man eine Univerſität gründen. Aber eine Uni— 
verſität gründen zu wollen, wo man ſo wenige Volks— 
ſchulen, ſo überaus wenige Gymnaſien im Vergleiche 
zu der Ausdehnung des Landes und der Zahl der Be— 
wohner hat, das, meine Herren, ſcheint mir die Hand— 
lungsweiſe eines Baumeiſters zu ſein, der nur an die 
Zieraten denkt, die er an dem Gebäude anbringen 
will, der nur daran denkt, irgend eine, wenn auch 
noch ſo ſchöne Statue für eine Niſche herbeizuſchaf— 
fen, aber vergißt, daß das Gebäude Grundlagen 
haben müſſe, auf denen es ſich ſicher erheben könne. 
Darum ſcheint mir ſchon von dieſem Standpunkte 
aus der Plan, eine Univerſität in Czernowitz zu 
gründen — ſo ſehr ich die Intentionen anerkenne, 
ſo ſehr mir dieſelben ſympathiſch ſind, ein verfehlter 
zu ſein. Was ich ernſtlich befürchte, iſt, daß die Uni— 
verſität, die man gründet, ohne eine genügende 
Volksbildungsbaſis geſchaffen zu haben, wahrſchein— 
lich verkümmern oder zu einem höchſt pauvren, un— 
bedeutenden Daſein verurtheilt ſein werde. Nachdem 
ich nun die erſte Frage erörtert habe, komme ich zur 
zweiten Frage: Welche Studentenſchaft haben wir zu 
erwarten? 

Ich kann den geehrten Herrn Referenten 
durchaus keiner Voreingenommenheit bei der Verfaſ— 
ſung des Berichtes beſchuldigen, dies liegt mir durch— 
aus ferne. Der geehrte Herr Referent hat mancher 
Beſorgniß, der ich Ausdruck gab, einen, wenn auch 
beſcheidenen Ausdruck in ſeinem Berichte ver— 
liehen. ' 

Aber mir ſcheint der berühmte Interpret und 
ſtrenge Kritiker des Protagoras denn doch ein Mo— 
ment überſehen zu haben, was mir in unangenehmer 
Weiſe aufgefallen iſt. Eine der Grundlagen zum 
Plane der Gründung einer Univerſität zu Czernowitz 
bilden zwei Promemorien des Unterrichtsminiſteriums, 
die im Jahresberichte des Miniſteriums für Cultus 
und Unterricht durch einen eigenthümlichen Zufall, 
gerade hintereinander abgedruckt ſind. In dieſen 
Promemorien werden die Chancen beſprochen, die 
man für den Beſuch einer Univerſität in Czernowitz 


Wenn man bei den mähriſchen Studenten ſagte, daß 
die Reicheren die großen Städte aufſuchen werden, 
um ſich zu vergnügen, die Aermeren, um ihren Lebens— 
unterhalt zu gewinnen, fo wäre, glaube ich, bieles 
Moment doch auch in Bezug auf den Beſuch der 
Univerſität in Czernowitz ins Auge zu faſſen gewe— 
ſen. Meine Anſicht geht dahin, daß die aufgeſtellten 
Berechnungen in Bezug auf den Beſuch der Uni— 
verſität in Czernowitz irrig ſind; denn die Reicheren 
werden ſicher die Großſtädte auffuchen, aus den Grün 
den, die ich ſchon bei der Beſprechung des muthmaß— 
lichen Beſuches einer mähriſchen Univerſität ange— 
führt habe. Aber ein viel höheres Percent der Stu— 
denten, welche man für die künftige Univerſität Czer— 
nowitz in Anſpruch nimmt, beſteht in ſo armen jungen 
Leuten, daß die Lebensnoth fie zwingt, große Städte 
aufzuſuchen, um dort neben den Studien auch für den 
Lebensunterhalt zu ſorgen. 

Die Berechnungen alſo, die man in dieſem Pro 
memoria über den künftigen Beſuch der Univerſität 
Czernowitz aufgeſtellt hat, und jene Berechnungen, 
auf welchen namentlich auch der Bericht des Budget— 
ausſchuſſes baſirt, ſind, glaube ich, unrichtig. 

Der Beſuch wird ein viel geringerer ſein, als man 
annimmt, und ich wiederhole es, der Student, der 
eine Univerſität beſucht, wird nicht nur dadurch gebil 
det, daß er dieſen oder jenen Vortrag hört; er wird auch 
namentlich dadurch gebildet, daß ein großes, mächtiges 
Culturleben an dem Orte, an dem er ſich befindet, ihn 
umgibt; darum ziehen ſo viele Studenten in den 
letzten Jahrzehnten nach Berlin, Paris, nach Wien. 
Sie wünſchen eben, den Einfluß der Kunſtinſtitute, 
der Theater, des ganzen großen Culturlebens einer 
großen Stadt auch auf ſich einwirken zu laſſen. Dies 
wird in Czernowitz unmöglich geboten werden 
können. Viele von denen alſo, auf die man rechnet, 
werden nicht nach Czernowitz gehen und die vielen 
armen, mittelloſen Studenten müſſen ja nach Wien 
oder in eine andere große Stadt gehen, lediglich um 
da den Lebensunterhalt zu finden. Es ſcheint mir 
alſo, daß in Bezug auf die Zahl der Studenten der 
Budgetausſchuß ſich verrechnet hat, und weit mehr 
hat man ſich verrechnet, wenn man glaubt, daß aus 
Ungarn oder Rumänien viele Studenten kommen 
werden. Rumänien iſt ein Land der Napoleoniſchen 
Geſetzgebung. 

Wenn alſo ſchon Jemand aus Rumänien forte 
geht, dann geht er an irgend eine Univerſität, wo 
franzöſiſches Recht vorgetragen wird, er geht nach 


Bonn oder Paris, kurz an eine Univerſität, wo er 
das lernt, was er braucht. Dagegen wird man fran— 
zöſiſche Geſetzgebung — wenigſtens liegt das nicht 
im Plane, ſoweit er uns bekannt iſt — in Czernowitz 
nicht vortragen wollen. Der Beſuch wird alſo ein 
viel geringerer ſein, als der Budgetausſchuß und 
das betreffende Promemoria annehmen. 


Die ſchwerſten Bedenken erheben ſich mir aber 
gegen den ganzen Plan, wenn ich auf die dritte Seite 
der Frage zu reden komme, nämlich auf die Frage, 
welche Profeſſoren muthmaßlich an der künftigen 
Univerſität Dociren werden. Es ijt in der That ein 
ſo eklatanter, ganz unbegreiflicher Widerſpruch 
zwiſchen den zwei Promemorien in dem Jahres— 
berichte des Miniſteriums für Cultus und Unter— 
richt pro 1874, daß ein ähnlicher entſchiedener 
Widerſpruch mir in meiner Lectüre noch ſelten vor— 
gekommen iſt. 

Das erſte Promemoria klagt über den Mangel 
an Profeſſoren, beklagt, daß von den — wenn ich 
nicht irre — 71 ſyſtemiſirten Lehrkanzeln an ben juridi- 
ſchen Facultäten der beſtehenden Univerſitäten 21 
nicht beſetzt werden können, weil man die hierzu 
nöthigen Kräfte nicht auftreiben kann. 


Das zweite Promemoria ſchlägt dagegen die 
Gründung einer neuen Univerſität in Czernowitz, 
alſo die Gründung einer Reihe neuer Lehrkanzeln vor. 
Iſt das nicht ein ganz eclatanter Widerſpruch, meine 
Herren? Das erſte Promemoria klagt darüber, daß 
man die Gehalte der Profeſſoren bedeutend erhöhen 
müßte, weil Straßburg und Deutſchland überhaupt 
und bedeutend beſſer zahlen. Die Vorlage, wie wir ſie 
haben, ſcheint aber anzunehmen, daß man immerhin 
nennenswerthe Kräfte für Czernowitz, alſo für eine 
Univerſität in Czernowitz, welche doch weniger An— 
ziehendes haben dürfte, als Straßburg oder eine 
andere deutſche Univerſität, z. B. Erlangen, Leipzig 
oder ſelbſt eine kleinere öſterreichiſche Univerſität, wie 
Innsbruck oder Gratz, erlangen könne. Mir ſcheint, 
daß man ſich diesfalls einer vollſtändigen Täuſchung 
hingibt. Man wird eben entweder nur im erſten 
Beginne ihrer akademiſchen Laufbahn befindliche 
junge Gelehrte gewinnen, welche ein oder zwei Se— 
meſter lehren werden und, ſobald ſie wo anders un— 
terkommen können, zum großen Schaden der Uni— 
verſität wegziehen werden, oder man wird ſich mit 
ganz unbedeutenden Profeſſoren begnügen müſſen, 
welche keineswegs irgendwie Nennenswerthes an der 
Univerſität leiſten werden. 

Es ſcheint mir alſo, daß eine Univerſität für 
Czernowitz derzeit nicht zeitgemäß iſt, weil man 
in einem Lande vor Allem zuerſt die Volks- und 
Mittelſchule auf eine genügende Höhe der Entwick— 
lung gebracht haben muß, ehe man die Krone der 
Univerſität aufſetzt. Die Gründung dieſer Univer— 
ſität ſcheint mir nicht zeitgemäß, weil eine relativ nicht 
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bedeutende Anzahl von Studenten an derſelben ſtudi— 
ren wird. 

Selbſt im Intereſſe der Wiſſenſchaft ſcheint es 
mir gefährlich, daß unter dem Aushängeſchilde einer 
Univerſität höchſtens eine und, wie mir ſcheint, ziem— 
lich pauvre Rechtsakademie zuſtande kommen wird, 
welche in keiner Weiſe der Idee und den Anſprüchen, 
die man an eine deutſche Univerſität zu ſtellen berech— 
tigt iſt, entſprechen wird. 

Man wird vielleicht mit irgend welchem politi— 
ſchen Momente kommen, und ich habe ſchon in der 
Einleitung zu meiner Rede geſagt, daß Univerſitäten 
nicht dazu da ſind, irgend welchem politiſchen Mo— 
mente zur Ausführung zu verhelfen. Man wird mir 
vielleicht mit irgend welchem linguiſtiſchen Momente 
kommen und ſagen, daß die deutſche Univerſität 
dort germaniſiren werde; ich begreife es in der That 
nicht, wie man ſich dieſem Irrthume hingeben kann. 

An eine deutſche Univerſität ſollten doch Leute 
kommen, die meiner Anſicht nach ſchon etwas mehr 
können, als deutſch reden; daß man aber eine Uni— 
verſität gründen will, auf die Leute kommen, die dort 
erſt deutſch lernen ſollen, gar noch nicht deutſch ſpre— 
chen können, ſcheint mir in der That ebenſo neu zu 
ſein, als es ungerechtfertigt und unwahr iſt. 

Und darum, meine Herren, ſo ſehr ich die In— 
tention anerkenne, die die Regierung mit der Vor— 
lage dieſes Geſetzentwurfes bewieſen hat, ſo ſehr ich 
die Anſicht der Majoriät in dieſer Frage würdige, 
glaube ich doch mit meinem Herrn Vorredner Pro— 
feſſor Sueß gegen die Vorlage ſtimmen zu müſſen. 

Ich thue das, obwohl ich weiß, daß die Majo- 
rität, und vielleicht die große Majorität anderer An— 
ſicht ſein wird; indeß ſcheint mir der ganze Plan ein 
ſo gefährlicher und möglicherweiſe für die Wiſſen— 
ſchaft bedrohlicher zu ſein (Aufe: Oho!); es ſcheint 
mir ſo unnöthig, das Budget zu belaſten, daß ich, 
wenngleich ich wohl weiß, daß meine Anſicht in der 
Minorität iſt, es doch für eine Art Gewiſſenspflicht 
gehalten habe, meine Anſicht zu begründen, ihr zum 
Ausdrucke zu verhelfen. (Bravo! Bravo!) 


Präſident: Wünſcht noch Jemand zu ſprechen? 

(Abgeordneter Dr, v. Plener meldet sieh,) 

Der Herr Abgeordnete Dr. v. Plener hat 
das Wort. 


Abgeordneter Dr. v. Plener: Mein unmittelbarer 
Herr Vorredner hat als Hauptargument gegen das 
vorliegende Geſetz angeführt, daß man nicht aus 
wiſſenſchaftlichen und literariſchen Gründen die 
Gründung einer Univerſität in Czernowitz anſtrebt, 
ſondern daß politiſche Momente hergeholt werden, 
und daß der politiſche Standpunkt in eine angeblich 
rein wiſſenſchaftliche Frage, wie die Gründung der 
Univerſität, hineingezogen wird, und darum ſehe er 
ſich genöthigt, dieſes Projeet zu bekämpfen. 
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Ich erlaube mir nun auf der anderen Seite 
dieſes Gegenſatzes zu ſtehen, und für mich ſind ge— 
rade die Rückſichten auf politiſche Erwägungen 
der Grund, warum ich für dieſes Geſetz ſtimme. 

Wenn ich gleich zugeben will, daß wiſſenſchaft— 
liche Zwecke bei ſo kleinen Univerſitäten im Anfange 
nicht in vollkommen zutreffender Weiſe erreicht werden 
lönnen — für mich ſteht bei Gründung der Univer— 
ſität Czernowitz der politiſche Gedanke im Vorder 
grunde — und wenn mein unmittelbarer Herr Vor— 
redner ſagt, Univerſitäten feien nicht dazu da, um 
politiſche Actionen einzuführen, fo vergißt er ganz 
das große und bekannte Beiſpiel gerade der preu 
ßiſchen Univerſitäten. Die Berliner Univerſität 
wurde in einer Zeit gegründet, wo der preußiſche 
Staat vollkommen zerrüttet war, jede äußere Vor— 
bedingung, ja die Exiſtenz des preußiſchen Staates 
bedroht war; dennoch hat der preußiſche Staat die 
Univerſität Berlin und auch andere Univerſitäten ge 
gründet, weil er wohl wußte, daß in der Gründung 
und Eutwicklung einer Univerſität das befte polie 
tiſche Mittel zur Kräftigung des preußiſchen Staats— 
bewußtſeins liege. Und die preußiſchen Univerſitäten 
haben ebenſoviel dazu beigetragen, um das fpecifijd) 
preußiſche Bewußtſein, den ſpecifiſch preußiſchen 
Patriotismus zu heben, als zur allgemeinen Hebung 
der Wiſſenſchaft, und dieſen Punkt haben die Staats— 
männer in Berlin verſtanden, und darum haben ſie 
das Univerſitätsweſen als die Pflanzſtätte des preu— 
ßiſchen Patriotismus immer gehegt und gepflegt. 

Und für uns ſoll es ein Vorwurf ſein, wenn 
wir bei Gründung der Univerſität in Czernowitz 
politiſche Momente ins Gewicht legen wollen! Im 
Gegentheile, dieſe müßten gerade der Grund ſein, die 
Sache zu wünſchen. Und was der Herr Abgeordnete 
Menger als romantiſche und unklare Richtung 
anſieht, möchte ich mit einem anderen Ausdrucke be— 
zeichnen, das iſt die Rückſicht auf den politiſchen Ein— 
fluß Oeſterreichs nach Oſten, auf die Machtſtellung 
Oeſterreichs im Oſten; dieſen Gedanken will man 
durch Gründung der Univerſität in Czernowitz vor— 
bereiten, und darum ſehe ich in dieſem Schritte eine 
bedeutende politiſche Leiſtung, und jeder Oeſterreicher 
muß dem Herrn Unterrichtsminiſter dafür dankbar 
ſein, daß er den Gedanken, eine Univerſität in Czer— 
nowitz zu gründen, ergriffen (Bravo! Bravo! im 
'entrum) und dadurch den Boden vorbereitet hat, 
um Oeſterreich eine Einflußnahme auf den Oſten zu 
verſchaſſen. 

Und nun, meine Herren, höre ich von anderer 
Seite die Einwendung: dieſe Univerſität wird für 
nichts Anderes als für das Ausland beſtehen. Ich 
will diefe Einwendung gelten laffen, ja, id) acceptire 
ſogar dieſen Standpunkt; ja wohl, ſie ſoll für das 
Ausland gelten, es ſollen ausländiſche Studenten 
aus den Donaufürſtenthümern nach Czernowitz 
kommen, um auf einer öſterreichiſchen Univerſität zu 
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ſtudiren, und gerade dadurch, daß ſie dort durch ein 
bis zwei Jahre ihre Jugendbildung erhalten, wird 
auch der öſterreichiſche Einfluß nach den ſüdöſtlichen 
Ländern wieder gekräftigt und geſtärkt werden, denn 
das war ja das größte Verſäumniß der öſterreichiſchen 
Politiker in den letzten Jahren, daß ſie die natür— 
liche Machtſphäre der Länder, welche im Südweſten 
unſerer Monarchie liegen, vernachläſſigt und preis— 
gegeben haben. Es war ein Fehler unſeres deutſchen 
Stammes, unſerer kaufmänniſchen Bevölkerung, dieſe 
Länder ſich nicht längſt geiſtig und materiell ab— 
hängig gemacht zu haben, und wir können darum 
jetzt, wo von Seite der Regierung der Verſuch 
gemacht wird, dieſes Verſäumniß wenigſtens auf 
einem Gebiete gutzumachen aus patriotiſchen und 
politiſchen Motiven dieſem Verſuche nur beiſtimmen, 
und darum werde id) für dieſes Geſetz ſtimmen. 
(Bravo! Bravo! links,) 


Präſident: Wünſcht nod) Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Es ijt nicht der Fall. Ich 
erkläre die Generaldebatte über die beiden Ge— 
ſetze, ſowie über die Reſolutionen für geſchloſſen. 

Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 


Berichterftatter Dr. Wildauer: Meine 
Herren! Wenn ich auf den Verlauf der ziemlich aus— 
gedehnten Generaldebatte zurückkomme, muß ich 
unterſcheiden zwiſchen zwei Claſſen von Rednern. 
Zuerſt haben ſich nur Stimmen erhoben, welche die 
Errichtung einer Univerſität in Czernowitz mit 
Freude und Dankbarkeit begrüßten. Am Schluſſe aber 
iſt eine abwehrende, das ganze Projeet zurückweiſende 
Stimme laut geworden. 

Zuerſt haben wir hierbei Rückſicht zu nehmen 
auf die Aeußerungen der Herren Abgeordneten 
Ozarkiewiez, Gierowski, Tomaszezuk, 
Stimmen aus dem Oſten, auf deſſen Boden wir die 
neue Univerſität als eine Pflanzung des Geiſtes ver— 
legen wollten, Stimmen, welche dieſe neue Pflanzung 
freudigſt willkommen heißen. 

War ein ſolcher Willkommengruß aus ſolchem 
Munde ſelbſtverſtändlich, ſo war ich um ſo freudiger 
überraſcht durch die anerkennenswerthen Aeußerungen 
eines Herrn Abgeordneten aus Mähren, der die 
Vorliebe für die Intereſſen ſeines Landes dem Ge— 
wichte der Gründe, die für die Univerſität in Czer— 
nowitz ſprechen, untergeordnet hat. Der Herr Abge— 
ordnete Gomperz hat ſich nämlich begnügt, die 
Anſprüche, welche Mähren geltend machen kann, nur 
in einer Reſolution darzulegen, durch welche die Re— 
gierung aufgefordert wird, die Erhebungen bezüglich 
der Errichtung einer Univerſität in Mähren fortzu— 
ſetzen und möglichſt bald eine Vorlage zur parlamen— 
tariſchen Verhandlung einzubringen. 

Was nun die Reſolution anbelangt — ich glaube 
gleich jetzt darauf eingehen zu ſollen — ſo bin ich als 


„An ber theologischen Facultät ift nad) 
Erforderniß der Vortrag einzelner Fächer in 
einer anderen Sprache zuläſſig.“ 

Jene Herren, welche dieſen Zuſatz aufgenommen 
wiſſen wollen, belieben ſich zu erheben. (Geschieht.) 
Der Antrag iſt abgelehnt. 

Ich bitte nun, auf den $. 2 überzugehen. 


Berichterſtatter Dr. Wildauer (liest K. 2 des 


I, Gesetzes aus 319 der Beilagen), 


Präſident: Wünſcht Jemand das Wort zu 
8. 2? 

(Abgeordneter v. Hormuzaki meldet sich.) 

Herr Abgeordneter v. Hormuzaki hat das 
Wort. 


Abgeordneter v. Hormuzaki: Der $. 2, wie 
er eben verleſen wurde, lautet: ( Wiederholt den- 
selben.) Dem gegenüber erlaube ich mir folgende 
Faſſung vorzuſchlagen. 8.2 foll lauten (Mest): 

„Die ſyſtemmäßige erſte Gehaltsſtufe der 
ordentlichen Profeſſoren an der rechts- und 
ſtaatswiſſenſchaftlichen, dann an der philo— 
ſophiſchen Facultät beträgt 1800 fl. 

Wegen Bedeckung des Aufwandes für die 

theologiſche Facultät aus dem Bukowinger 

griechisch » orientalischen Religionsfonde hat 
bie kaiſerliche Regierung das Erforderliche 
vorzukehren.“ 

Zur Erläuterung werde ich mir erlauben, 
wenige Worte vorzubringen. Die Dispoſition über 
den genannten Privatfond, aus welchem eben der 
Aufwand für die theologiſche Facultät beſtritten 
wird ... (Unruhe.) 


Präſident (unterbrechend): Ich bitte den 
Herrn Redner, etwas lauter zu ſprechen, es iſt nicht 
möglich, bei dieſer Unruhe ihn zu vernehmen. Die 
Herren Abgeordneten erſuche ich aber, etwas ruhiger 
zuzuhören. 


Abgeordneter v. Hormuzaki (fortfahrend) : 
Ich wollte bemerken, daß ber ſogenannte Bufowinaer 
griechiſch-orientaliſche Religionsfond, aus welchem 
eben der ganze Aufwand für die theologiſche Facul— 
tät beſtritten wird, ſich ſowohl der Verfügung des 
hohen Reichsrathes, als auch jeder anderen Ver— 
tretung entzieht. Er unterſteht unmittelbar der Dispo— 
ſition des Allerhöchſten Schutzherren der griechiſch— 
orientaliſchen Kirche in Oeſterreich und wird durch 
die Regierung verwaltet. Es wäre nun eine Ano— 
malie, auf dieſe Weiſe über einen Fond zu verfügen, 
wozu eben keine Berechtigung vorhanden iſt, und 
welchem Umſtande noch überdies verſchiedene Statute, 
Allerhöchſte Entſchließungen und Patente entgegen— 
ſtehen. 
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Was meine Behauptung anbelangt, ſo kann ich 
mich auf keine beſſere Autorität berufen, wenn ich 
mich ſo ausdrücken darf, als eben auf Seine Excellenz 
den Herrn Cultusminiſter ſelbſt, da Niemand den 
Stand dieſer Angelegenheit beſſer kennt, als der 
Herr Miniſter. 

Da die Regierung die Verwaltung hat, die in 
der Leitung des Herrn Cultusminiſters culminirt, 
ſo glaube ich, daß man die von mir beantragte 
Faſſung des 8. 2 als eine correctere mit voller Be— 
ruhigung annehmen kann. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete v. Hor— 
muzaki beantragt, der 8. 2 habe zu lauten: (Wie- 
derholt den Antrag.) Jene Herren, welche dieſen An— 
trag unterſtützen, wollen fid) erheben. (Geschieht,) 
Er iſt unterſtützt 

Wünſcht noch Jemand zu $. 2 das Wort? 

(Minister für Cultus- und Unterricht Dr. v. 
Siremayr meldet sich.) 

Seine Excellenz der Herr Cultus- und Untere 
richtsminiſter hat das Wort. 


Miniſter für Cultus- und Unterricht Dr. v. 
Stremayr: Ich muß zwiſchen der Syſtemiſirung 
eines Gehaltes und der Art der Bedeckung des dadurch 
entſtandenen Aufwandes unterſcheiden. Das gegen— 
wärtig in Verhandlung ſtehende Geſetz ſpricht nur 
von der Syſtemiſirung des Gehaltes. Nach dem 
zweiten Geſetze wird für dieſen ſyſtemiſirten Gehalt 
der Profeſſoren an der theologischen Facultät kein 
Anſpruch erhoben. In welcher Weiſe dieſe Bedeckung 
durch den griechiſch-orientaliſchen Religionsfond 
erfolgt, iſt demnach nicht Sache des vorliegenden 
Geſetzes, und ich könnte mich in gar keiner Weiſe für 
den Antrag des Herrn Abgeordneten v. Hormu— 
zaki ausſprechen. 

(Abgeordneter v, Hormuxzaki meldet sich 
zum Worte.) 


Präſident: Herr Abgeordneter v. H ormus 
zaki hat das Wort. 


Abgeordneter v. Hormuzaki: Ich bin durch 
die Erklärung des Herrn Reſſortminiſters vollkom— 
men beruhigt und ziehe meinen Antrag zurück. 


Präſident: Wenn der Antrag zurückgezogen 
wird, liegt kein anderer Antrag als der des Aus— 
ſchuſſes vor. Wenn Niemand das Wort verlangt 
(Niemand meldet sich), fo ſchreite ich zur Ab ftim- 
mung. Diejenigen Herren, welche den §. 2 in der 
vorliegenden Faſſung nach dem Antrage des Aus— 
ſchuſſes annehmen, wollen fid) erheben. (Geschieht.) 
Er iſt angenommen. 
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Berichterftatter Dr, Wildauer (liest $. 3 des 
I. Gesetzes aus 319 der Beilagen), 


Präſident: Wünſcht Jemand zu $. 3 das 
Wort? (Niemand meldet sich.) Ich bitte auch Titel 
und Eingang des Geſetzes zu leſen. 


Berichterſtatter Dr. Wildauer (liest Titel 
und Eingang des I. Gesetzes aus 319 der Beilagen). 


Präſident: Wünſcht Jemand zu Titel und 
Eingang des Geſetzes das Wort? (Niemand meldet 
sich.) Nachdem es nicht der Fall ijt, fo erſuche ich 
jene Herren, welche §. 3, Titel und Eingang des 
Geſetzes in der verleſenen Faſſung annehmen, ſich zu 
erheben, (Geschieht,) Sie ſind angenommen. 

Somit iſt das erſte Geſetz in der vom Aus 
ſchuſſe beantragten Faſſung in zweiter Leſung 
angenommen. 

Wir gehen jetzt zum nächſten Geſetze über, und 
zwar zum Geſetze Il über die Eröffnung 
eines Nachtragseredites für das Jahr 1875 
für die Univerſität in Czernowitz (219 der 
Beilagen), 

Ich erfuhe den Herrn Berichterſtatter, 
den Artikel 1 zu verleſen. 


Berichterſtatter Dr. Wildauer (liest Artikel 1 
des II. Gesetzes aus 319 der Beilagen). 


Präſident: Zu dieſem Artikel hat der Herr 
Abgeordnete Gierowski einen Antrag geſtellt. 
Derſelbe lautet (liest): _ 

„Im Artikel 1 hat es zu lauten: 

„„Für die Univerſität in Czernowitz wird 
für das Jahr 1875 ein ordentlicher 
Credit von PS , 21.693 fl. 
u. f. w. bewilligt.” * 

Ich werde zuerſt die Unterſtützungsfrage ſtellen, 
und erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) 
Er ift nicht unterſtützt. (Nach einer Pause: ) 
Wie mir ſoeben mitgetheilt wird, hat ſich noch ein 
zwanzigſter Herr dafür erhoben. Der Antrag iſt 
alſo unterſtützt. 


— 129. Sitzung der 8. Seſſion am 13. März 1875. 


„Artikel 1. 
Für die Univerſität in Czernowitz wird 
für das Jahr 1875 ein ordentlicher Credit 


bon . ma Wine ait . 21.693 fl. 
ferner ein außerordentlicher Credit 
bon . AD cere he 55.000 „ 


bewilligt“ — 
alſo nach dem Antrage des Herrn Abgeordneten 
Gierowski die höhere Ziffer eingeſtellt wiſſen 
wollen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag 
iſt abgelehnt. 

Ich bitte nun jene Herren, die den Artikel 1, 
wie er vom Ausſchuſſe beantragt gedruckt vor 
liegt, annehmen wollen, fid) zu erheben. (Gesehieht,) 
Er iff angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Wildauer (liest Artikel 2, 
ferner Titel und Eingang des Il. Gesetzes aus 319 der 
Beilagen). 


Präſident: Wünſcht Jemand zu Artikel 2, 
Titel oder Eingang das Wort? (Niemand meldet 
sich.) Es ijt nicht der Fall. Ich erkläre daher die 
Debatte für geſchloſſen und erſuche da— 
her jene Herren, welche Artikel 2, Titel und Ein— 
gang in der eben verleſenen Faſſung annehmen 
wollen, fih zu erheben. (Geschieht.) Sie find 
angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Wildauer: Ich erlaube 
mir den Antrag zu ſtellen, ſofort in die 
dritte Lefung der beiden Geſetze 
einzugehen. 


Präſident: Der Herr Berichterſtatter be— 
antragt die ſofortige Vornahme der dritten Leſung 
der vorliegenden Geſetze. 

Wünſcht Jemand hierüber das Wort? 

(Abgeordneter Kowalski meldet sich.) i 

Der Herr Abgeordnete Kowalski hat das 
Wort. 


Abgeordneter Kowalski: Ich glaube, daß es 
zweckmäßig wäre, mit der Vornahme der dritten 
Leſung noch innezuhalten, weil noch über die bean— 
tragte Reſolution ein Beſchluß nicht gefaßt wurde, 
und man bei Beſchlußfaſſung über die Reſolution die 


Wünſcht Jemand das Wort? (Niemand meldet] Ziffern noch ganz anders beſtimmen kann, und hier- 


sich.) Es iſt nicht der Fall. Ich erkläre daher die 
Debatte für geſchloſſen. 

Ich werde die Abſtimmung derart vor— 
nehmen, daß zuerſt die höhere Ziffer, die der 
Herr Abgeordnete Gierowski beantragt, und, 
falls dieſe abgelehnt würde, die Ziffer, die der 
Ausſchuß beantragt, zur Abſtimmung gelangt. 

Ich erſuche jene Herren, welche dafür ſind, 
daß Artikel 1 lautet (liest) : 


durch könnte es geſchehen, daß ein anderer Ziffer— 
anſatz in das Geſetz aufgenommen werden könnte. 


Präſident: Ich bitte um Entſchuldigung! Bei 
der dritten Leſung kann nach der Geſchäftsordnung kein 
abändernder Antrag geſtellt werden, außer er beträfe 
ſtiliſt iſche Achderungen. Es ijt daher nicht mög— 
lich, bei der dritten Leſung eine Ziffer zu ändern. 
Die Reſolutionen ſind ganz ſelbſtändig und haben 


Haus M 


mit dem Geſetze gar nichts FMF haren, hindern daher 
die Vornahme der dritten Leſung gar nicht. 

Ich ſtelle daher die Frage an das hohe 
Haus, ob es die dritte Leſung fogleid vore 
nehmen will. 

Die Herren, die dafür ſind, wollen ſich erheben. 
(Geschieht.) Der Antrag auf ſofortige Vornahme 
der dritten Leſung iſt angenommen. 

Ich bitte nun jene Herren, welche den Geſetzen 
in dritter Leſung beiſtimmen, ſich zu erheben. (Ge- 
schielt.) Das Geſetz Nr. I, mit welchem die Errich— 
tung einer Univerſität in Czernowitz an 
geordnet und die ſyſtemmäßige erſte Ge— 
haltsſtufe der Profeſſoren an derſelben 
feſtgeſetzt wird, ſowie das Geſetz Nr. II, be— 
treffend die Eröffnung eines Nachtrags— 
credites für das Jahr 1875 für bie Univer 
ſität in Czernowitz, ſind in dritter Leſung end— 
giftig angenommen (gleichlautend mit 319 der Bei- 
lagen), 

Nun gelangen wir zu den Reſolutionen. 


Berichterſtatter Dr. Wildauer (liest) : 

„Das hohe Haus wolle beſchließen: 

„„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, 
gleichzeitig mit den in den Erläuterungen be— 
zeichneten Lehrkanzeln an der philoſophiſchen 
Facultät, 

1. anſtatt der ordentlichen Lehrkanzel für 
orientaliſche Sprachen, welche der theologi= 
ſchen Facultät zu überlaſſen iſt, eine Lehr— 
tangel für Philologie der romaniſchen Sprachen 
und 

2. eine ordentliche Lehrkanzel für die rumä— 
niſche Landesſprache und Literatur zu er— 
richten.““ 

Präſident: Die Debatte über dieſe Reſolu— 
tionen iſt bereits geſchloſſen. Außerdem liegen noch 
drei Reſolutionsanträge vor, die von den Herren Ab— 
geordneten Gomperz, Ozarkiewiez und Ritter 
v. Hormuzaki kommen, wovon der Reſolutions— 
antrag des Herrn Abgeordneten Gomperz ein 
ganz ſelbſtändiger iſt und mit dem vorliegenden 
Gegenſtande eigentlich gar nicht in Beziehung ſteht. 
Was den Antrag des Herrn Abgeordneten Ritter 
v. Hormuzaki anbelangt, fo ijt bie ſtiliſtiſche Aen— 
derung in dem Ausſchußantrage nur eine einfache 
Folge der Annahme der von dieſem Herrn Abgeord— 
neten beantragten weiteren Punkte 3 und 4, ſo daß 
dann das Wort „und“ am Schluſſe des erſten 
Punktes wegzubleiben hätte. Wenn alſo der Zuſatz— 
antrag des Herrn Abgeordneten Ritter v. Hormu— 
zaki — und das iſt er im Weſentlichen — ange— 
nommen wird, ſo müßte dann einfach jene ſtiliſtiſche 
Aenderung eintreten, daher wohl über dieſe letztere 
keine beſondere Abſtimmung nöthig ijt. (Zustim- 
mung.) Ich werde daher bei der Abſtimmung fo Vors 
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gehen, daß ich zuerſt die beiden von dem Ausſchuſſe 
beantragten Reſolutionen zur Abſtimmung bringe. 
Da nämlich die beiden Reſolutionsanträge der Herren 
Ozarkiewiez und Ritter v. Hor muzaki eigent— 
lich nur Zuſatzanträge ſind, kann es keinem Anſtande 
unterliegen, zuerſt die Anträge des Ausſchuſſes und 
ſodann erſt jene der beiden genannten Herren Abge— 
ordneten zur Abſtimmung zu bringen. (Zustimmung.) 

Ich erſuche nun zunächſt jene Herren, welche 
für die beiden vom Ausſchuſſe beantragten Reſolu— 
tionen 1 und 2, wie ſie der Herr Berichterſtatter vor— 
geleſen hat, ſtimmen, fic) zu erheben. (Geschieht.) 
Dieſelben find angenommen, 

Nun bitte ich die Herren, die nach dem Antrage 
des Herrn Abgeordneten Ozarkiewicz beigefügt- 
wiſſen wollen (liest) : 

„Die Regierung wird aufgefordert, ſchon 
bei Errichtung der Univerſität in Czernowitz 
eine ordentliche Lehrkanzel für die rutheniſche 
Landesſprache und Literatur zu errichten“ — 

fid) zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag ijt an ge— 
nommen. 

Ich bitte nunmehr jene Herren, welche nach dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Ritter v. Hormu— 
zak i noch als weitere Reſolution das Folgende (liest) : 

„3. eine ordentliche Lehrkanzel für Landes— 
geſchichte zu errichten, 

4. endlich dafür Sorge zu tragen, damit 
mindeſtens für den Vortrag einzelner prak— 
tiſch-juridiſcher Fächer, namentlich für Civil- 
recht und Civilproceßordnung, Strafrecht 
und Strafproceßordnung, ſowie für die poli— 
tiſch⸗adminiſtrativen Staatsgeſetze in rumä— 
niſcher Sprache die erforderliche Zahl von 
ordentlichen Profeſſoren oder Docenten ot: 
geſtellt werde“ — 

annehmen wollen, fich zu erheben. (Geschieht.) Der 
Antrag ift in der Minorität, ſomit abgelehnt. 

Es erübrigt alſo noch der Antrag des Herrn 
Abgeordneten Gomperz, folgende Reſolution zu be- 
ſchließen (lest) : 

„Das hohe Haus wolle beſchließen: Die 
Regierung wird aufgefordert, die Erhebungen 
wegen Errichtung einer Univerſität in Mähren 
fortzuſetzen und baldmöglichſt die diesbezüg— 
liche Vorlage zur verfaſſungsmäßigen Be— 
handlung zu bringen.“ 

Die Herren, welche dieſen Antrag annehmen, 
bitte ich, ſich zu erheben. (Geschieht.) Er ijt anger 
nommen, ſomit dieſer Gegenſtand erledigt. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung 
ijt die zweite Leſung der Regierungsvor⸗ 
lage, betreffend das Geſetz über die Bei— 
tragsleiſtung des Staatsſchatzes zu den 
Koſten der Regulirung des Gailfluſſes 
in Kärnten (848 der Beilagen). 

(Rufe: Schluss! Widerspruch.) 


376* 


nove 


4530 
Ich bitte den Herrn Berichterſtatter, bie 
Verhandlung einzuleiten. 


Berichterſtatter Pauer (von der Tribune:) Die 
Regierungsvorlage, betreffend die Beitragsleiſtung 
des Staatsſchatzes zu Den Koſten der Regulirung des 
Gailfluſſes in Kärnten, wurde dem Budgetausſchuſſe 
zur Vorberathung zugewieſen. Dieſer hat den Gefebe | 
entwurf einer eingehenden Berathung unterzogen 
und empfiehlt auf Grund derſelben dem hohen Hauſe 
die unveränderte Annahme der Regierungsvorlage. 


Präſident: Wünſcht Jemand in der Gene— 
raldebatte das Wort? 

(Abgeordneter Auspitx meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Auſpitz hat das Wort. 


Abgeordneter Auſpitz: Ich möchte mir wenige 
Worte zur Unterſtützung des Antrages erlauben. 
Das hohe Haus hat in der letzten Zeit mehrere Bee | 
willigungen für Flußregulirungen vorgenommen; es 
wurde für die Regulirung der Mur ein Betrag 
von 890.000 fl. bewilligt und damit begründet, 
daß die Mur ein ſchiffbarer Fluß fei, ferner wurde 
für die Narenta ein folofjaler Betrag von viereinhalb 
Millionen bewilligt und auch dieſe Bewilligung 
wurde durch verſchiedene Gründe motivirt, von denen 
nach meiner Meinung der durchſchlagendſte wohl der 
iſt, daß die Narenta das Glück hat in Dalmatien zu 
liegen. 

Es liegt uns heute eine Vorlage vor, bei der es 
ſich um einen Fluß handelt, welcher von einer nicht 
ſehr großen Bedeutung iſt, und ich glaube, daß viele 
Mitglieder des hohen Hauſes von der Exiſtenz des— 
ſelben erſt durch gegenwärtige Vorlage Kenntniß er— 
hielten. (Rufe: Oho! — Lebhafter Widerspruch 
links.) 


Präſident: Ich bitte den Herrn Redner nicht 
zu unterbrechen. Die geografiſchen Kenntniſſe bleiben 
dabei außer Frage. 


Abgeordneter Auſpitz (fortfahrend) : Bei die- 
ſem Fluſſe wird in der Vorlage nun nicht behauptet, 
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daß er ſchiffbar fei, ſondern es ift eben Zweck ber 
Vorlage, den Fluß ſchiffbar zu machen, um die Cul- 
turverhältniſſe jener Gegenden, die er durchſtrömt, zu 
verbeſſern. Zu dieſem Zwecke wird von Seite des 
Staates ein Credit von 305.000 fl., das ift 4/10 der 
Geſammtkoſten, bewilligt und außerdem noch ein Dar- 
Leben von 300.000 fl. zu bewilligen beantragt, ein Dar- 
lehen, welches in zwanzig Jahresraten rückzahlbar 
ſein ſoll, eine Rückzahlung, die aber erſt zehn Jahre 
nach Vollendung der Regulirung beginnen ſoll und 
welches in der ganzen Zeit, was ſo ziemlich einen 
Zeitraum von einem Vierteljahrhundert ausmacht, 
unverzinslich gewährt iſt, ſo daß thatſächlich der 
Beitrag des Staates, nicht wie in der Vorlage ſteht, 
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% der Geſammtkoſten beträgt, ſondern nahezu 
3 derſelben, wenn nämlich der Zinſenverluſt 
einigermaßen berückſichtigt wird, wenn dieſes Dar— 
lehen gewährt wird, Ich bin nicht gegen dieſe Vor— 
lage, weil die Verhältniſſe dieſes Landes wahr— 
ſcheinlich eine ſo ausgiebige Unterſtützung fordern, 
aber ich möchte mir erlauben, das hohe Haus darauf 
aufmerkſam zu machen, daß hier etwas verlaſſen 
wird, was bisher als Prineip angerufen wurde, ſo 
oft es ſich um Flußregulirungen gehandelt hat. 

Es wurde immer geſagt, das Reich, der Staat 
könne nur für ſolche Flüſſe in Anſpruch genommen 
werden, welche ſchiffbar ſind. 

Dieſer Grundſatz iſt auch kürzlich in einer 
Interpellationsbeantwortung zum Ausdrucke ge— 
kommen, welche die hohe Regierung bezüglich eines 
anderen Gegenſtandes gegeben hat. Ich muß geſtehen, 
daß ich dieſen Grundſatz nie begriffen habe, denn er 
widerſpricht ſich ſelbſt. 

Die große Mehrzahl der Flüſſe in Oeſterreich, 
welche überhaupt ſchiffbar ſind, verdanken dieſe 
Schiffbarkeit nur dem Umſtande, daß ſeit Jahren, 
ja Jahrzehnten von Seite des Staates Tauſende 
und Hunderttauſende auf die Regulirung von 
Flüſſen verwendet wurden, und ſehr viele andere 
Flüſſe, welche nicht ſchiffbar ſind, ſind eben deßhalb 
nicht ſchiffbar, weil von Seite des Staates noch nie 
ein Kreuzer auf ihre Regulirung ausgegeben 
wurde. 

Zu ſagen alſo, daß nur für ſchiffbare Flüſſe 
von Seite des Staates etwas verwendet werden 
dürfe, heißt ſoviel als ſagen: für diejenigen Flüſſe, 
für welche ſehr viel Geld ausgegeben wurde, für 
dieſe müſſe vorderhand Geld ausgegeben werden; 
für die aber, für welche noch nie etwas ausgegeben 
wurde, müſſe auch in Zukunft nichts ausgegeben 
werden. 

Ich begrüße in dieſer Vorlage das Verlaſſen 
dieſes von mir als nicht richtig anerkannten Prin— 
cipes, und ich hoffe, daß, wenn man in dieſem Falle 
dieſes Princip verlaſſen hat, man ſich auch deſſen 
erinnern wird, wenn es ſich darum handelt, einen 
ähnlichen Gegenſtand bei einem Fluſſe zu behandeln, 
deſſen Bedeutung demjenigen unendlich überlegen, 
um den es ſich heute handelt. 

Ich wollte mir nur erlauben, dieſe wenigen 
Worte zur Unterſtützung des Ausſchußantrages vors 
zubringen. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Da dies nicht der Fall iſt, 
ſo erkläre ich die Generaldebatte für ge— 
ſchloſſen. Der Herr Berichterſtatter hat das 
Schlußwort. 


Berichterſtatter Pauer: Die Frage, über welche 
der Herr Vorredner ſprach, wurde auch ſchon im 
Budgetausſchuſſe in Erörterung gezogen. Der Budget— 
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ausſchuß glaubte fid) in eine principielle Erörterung zwei Paragraphe beigeſtimmt, und zwar hat es bei 
und Erledigung der Frage, ob in ähnlichen Fällen den SS. 11 und 17 abändernde Beſchlüſſe gefaßt, in 
das Reich zur Unterſtützung herangezogen werden Folge deſſen das Geſetz im hohen Hauſe nochmals 
ſoll, nicht einlaſſen, ſondern glaubte es dem hohen zur Berathung kommen muß. Ich würde mir daher 
Hauſe von Fall zu Fall überlaſſen zu ſollen, ſich erlauben, die Mittheilung dieſer Zuſchrift 
darüber auszuſprechen, umſomehr bei dem Um- an den Börſenausſchuß ſogleich vorzu— 


ſtande, als für die Regulirng des Gailfluſſes, 
deſſen Namen den Mitgliedern des hohen Hauſes 
doch auch ſchon bekannt fein dürfte, ſehr wichtigecßründe 
obwalten. Deßhalb glaubte der Ausſchuß auf die 
Annahme der Regierungsvorlage einrathen zu ſollen. 


Präſident: Nachdem das Geſetz nun eine 
motibirenbe Beſtimmung enthält, fo bedarf es wohl 
der beſonderen Abſtimmung über das Eingehen auf 
das Geſetz nicht der Zuſtimmung und ich frage ob 
Jemand zum $. 1 das Wort wünſcht? (Nach einer 
Pause:) Da Niemand das Wort verlangt, erſuche ich | 
jene Herren, welche $. 1, nachdem kein Amendement 
zu demſelben geſtellt wurde, wie er gedruckt vorliegt, 
annehmen wollen, fid) zu erheben. (Geschreht.) 
8. 1 ift angenommen. 


Berichterſtatter Pauer (liest $. 2, Titel und 
Eingang des Gesetzes aus 348 der Beilagen), 


Präſident: Ich bemerke nur, daß in der Vor— 
lage ein Druckfehler vorkommt, es ſoll nämlich ſtatt 
„Geſetzentwurf“ heißen „Geſetz“. Wünſcht Jemand 
das Wort? (Niemand meldet sich.) Da dies nicht 
der Fall ift, erſuche ich jene Herren, welche $. 2, 
Titel und Eingang des Geſetzes annehmen wollen, 


| 
| 
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ſich zu erheben. (Geschieht.) 8. 2 
Eingang des Geſetzes find angenommen, 


Berichterſtatter Paner: Bei dem Umſtande, 
als bei der zweiten Leſung der Vorlage keine Aen— 
derung an derſelben vorgenommen wurde, erlaube 
ich mir zu beantragen, daß ſogleich die dritte 
Leſung vorgenommen werde. 


Präſident: Wünſcht Jemand über den Antrag 
auf ſofortige Vornahme der dritten Leſung das 
Wort? (Niemand meldet sich.) Da dies nicht der 
Fall iſt, ſo erſuche ich jene Herren, welche dieſem 
Antrage zuſtimmen, fid) zu erheben. (Geschieht.) 
Der Antrag iſt angenommen. 

Nun erſuche ich jene Herren, welche das ſoeben 
in zweiter Leſung angenommene Geſetz in dritter 
Leſung endgiltig annehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Das Geſetz, betreffend die Beitrags— 


leiſtung des Staatsſchatzes zu den Koſten der Re- 


gulirung des Gailfluſſes in Kärnten, iſt in dritter 
Leſung endgiltig angenommen (gleich- 
lautend mit 348 der Beilagen), 

Ich habe mitzutheilen, daß mir während ber 
Sitzung von dem Präſidium des Herren— 
hauſes eine Zuſchrift zugekommen iſt, betreffend | 


„Titel und 


übrigen 


den Geſetzentwurf über die Organiſirung 
der Börſen (879 der Beilagen). Das Herrenhaus 
hat den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes bis auf 


nehmen, damit derſelbe eheſtens in die Lage 
komme, darüber zu berichten. (Zustimmung.) 

Es ſind mir zwei Interpellationen über— 
reicht worden; ich bitte, dieſelben zu verleſen. 


Schriftführer Dr. Nazlag (liest) : 

„Interpellation bes Abgeordneten Haj def 
und Genoſſen an das hohe k. k. Finanzmini— 
ſterium. 

Zur Erleichterung des Bezuges von Dungſalz 
und behufs Vereinfachung der zollfreien Abfertigung 
hatte das k. k. Finanzminiſterium bereits im Jahre 
1868 die Hauptzollämter Böhmens mit authentiſchen 
Dungſalzmuſtern verſehen und die folgenden Staß— 
furter Präparate, als: 

rothes ſchwefelſaures Kali, 

ſchwefelſaures Kali, Magneſiadünger 

dreifach concentrirtes Kaliſalz 
als unbedingt zollfrei erklärt und nur zum Behufe 
des Monopolſchutzes eine Reihe von Cautelen von 
Seite der Importeure verlangt. 

Mit dem Erlaſſe vom 4. Februar 1870 hat 
das k. k. Finanzminiſterium auf Grund genauer 
chemiſcher Analyſen die zollfreie Behandlung der 
obgenannten drei Kalipräparate und weiters des 
concentrirten Kalidüngers beſtätigt, die früher ange— 
ordneten Cautelen, das iſt Aufſchreibungen der Be— 
züge und der Abgaben, monatweiſe Vorlage dieſer 
Abſchreibungen von Seite der Importeure aufge— 
hoben, und nur die Einſchränkung des Importes auf 
die bezeichneten Zollämter aufrechterhalten. Zugleich 
wurde neuerdings ausgeſprochen, daß von den 
Staßfurter Dungſalzpräparaten: das 
fünfach concentrirte Kochſalz als Chlorkalium 
(Digeſtivſalz) zu behandeln und dieſes, ſowie 
das gereinigte ſchwefelſaure Kali im Hinblick auf 
Tarifpoſt 18e der Anlage a zum Vertrage vom 
9. März 1868 der Einfuhrsgebühr von 40 kr. für 
den Centner Brutto unterworfen ſind. 

Nachdem nun auf Grund dieſer geſetzlichen Be— 
ſtimmungen die Landwirthe Böhmens, Mährens und 
Schleſiens ſich jahrelang dieſer Staßfurter Kali— 
präparate zum großen Vortheile des landwirth— 
ſchaftlichen Betriebes bedienten und alljährig be— 
deutende Quantitäten dieſes Düngers beſtellten, 


und 


erſchien ein Erlaß des Finanzminiſteriums vom 


25. October 1874, Nr. 23862, welcher auf Grund 
von Wahrnehmungen, daß in neuerer Zeit aus aus— 
ländiſchen Fabriken, namentlich aus Staßfurt und 
Umgebung, als Dungſalz erklärte Salzgemenge mit 
einem ſehr hohen Kochſalzgehalt eingeführt werden, 
ohne weitere Uebergangsbeſtimmung und ohne 
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Rückſicht auf bereits auf Grund der früheren geſetz— 
lichen Normen effectuirte Beſtimmungen anordnet, 
daß derlei Salzgemenge nur dann als Dungſalze 
nach Zolltarif, Poſt 80, lit. a zollfrei zu behandeln 
find, wenn durch vorausgegangene, auf Koſten der 
Partei durch eine landwirthſchaftliche Verſuchsſtation 
oder durch ein polytechniſches Staatsinſtitut von Fall 
zu Fall vorzunehmende chemiſche Analyſe von 
Muſtern unzweifelhaft conſtatirt wird, daß die einzu— 
führenden Salzgemenge keine andere Verwendung 
als zum Dünger zulaſſen und höchſtens 30 Percent 
Chlornatrium enthalten. 

Ueber Reclamation und Bitte der Bezugs— 
parteien wurde mit Erlaß des k. k. Finanz- 
miniſteriums vom 14, Februar 1875, H. 3647, die 
zollamtliche Abfertigung dahin feſtgeſtellt, daß jede 
Sendung auf ber Grenzſtation gegen Erlag der 
Zoll A Licenzgebühr, alſo eines Betrages von 
5 fl. 42 kr. per Centner, und gegen Abnahme von 
Muſtern der Partei abgelaſſen und die ſpätere zoll— 
amtliche Behandlung von dem Ergebniſſe der chemi— 
ſchen Analyſe abhängig gemacht wird. Zugleich ſprach 
dieſer Erlaß aus, daß der Bezug der Salzgemenge, 
welche mehr als 30 Percent Chlornatrium enthalten, 
nicht ausgeſchloſſen ijt, ſondern nur der Analyſirungs— 
befund dem k. k. Finanzminiſterium vorgelegt werden 
muß, welches über die zollfreie Zulaſſung bie Ente 
ſcheidung fällen wird. 


Da nun nach dieſen beiden Erläſſen die Par— 
teien nicht mehr wiſſen, welche Salzgemenge ſie 
einführen dürfen, da fie ihre kaufmänniſchen Trang- 
actionen unmöglich ſo lange in der Schwebe laſſen 
können, bis die chemiſche Analyſe, reſpective die 
Entſcheidung des Finangminifteriums, ſpruchreif gewor— 
den, da überdies für die chemiſche Analyſe keine 
Taxe beſteht, dieſelbe ſich erfahrungsgemäß ſehr 
theuer, und zwar mit 45 kr. ſtellt, der Erlag von 
5 fl. 42 kr. per Centner den fünffachen Werth des 
ganzen Handelsobjectes erreicht und hierdurch [don 
jede kaufmänniſche Operation in Dungſalzen un— 
möglich macht, ſo ſtellen ſich die mehrgedachten Er— 
läſſe des Finanzminiſteriums als ein vollſtändiges 
Einfuhrsverbot dar, welches die traurigſten Wir— 
kungen auf die öſterreichiſche Landwirthſchaft und 
ſpeciell auf die Rübenzucker- und Kartoffelſpiritus— 
fabriken hervorzubringen geeignet iſt. 


In Erwägung nun, daß die Staßfurter Qali- 
präparate, welche bisher zollfrei eingingen, nach den 
der hohen Regierung bereits im Jahre 1867 be— 
kannten Analyſen mehr als 30 Percent Kochſalz 
enthalten, daß dieſe Dungſalze ſich äußerlich hin— 
länglich kennzeichnen und jede chemiſche Analyſe 
überflüſſig machen, und in weiterer Erwägung, daß 


die öſterreichiſche Landwirthſchaft in Böhmen, Mähe | 


ren und Schleſien dringend des Kalidungſalzes 
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lieferfähigen inländiſchen Bezugsquellen auf die 
Kalipräparate der Fabriken in Staßfurt ange— 
wieſen iſt — ſo beehren ſich die Unterzeichneten an 
das hohe k. k. Finanzminiſterium folgende Anfrage 
zu ſtellen: 

1. Auf welcher geſetzlichen Grundlage beruht die 
Beſtimmung, daß Kalipräparate nur 30 Percent Mod, 
ſalz enthalten dürfen, um zollfrei behandelt zu werden? 

2. Auf welcher geſetzlichen Grundlage beruht die 
Beſtimmung, daß die Koften der jedesmaligen Hemi- 
ſchen Analyſe von den Parteien zu tragen ſind? 

3. Sind dem hohen k. k. Finanzminiſterium 
die nachtheiligen Wirkungen bekannt, welche ſowohl 
für jetzt, als für die Zukunft durch die oft eitirten 
Erläſſe der heimiſchen Landwirthſchaft und der land— 
wirthſchaftlichen Induſtrie erwachſen? 

4. Wäre das hohe k. k. Finanzminiſterium nicht 
geneigt, ſtatt der gegenwärtigen Normen Maßregeln 
anzuordnen, welche das Salzmonopol zu ſchützen 
geeignet ſind, ohne die Landwirthſchaft in eminenter 
Weiſe zu beſchädigen? 

Wien, 13. März 1875. 


Proskowetz. Haſchek. 

J. Fuchs. A. Streeruwitz. 
Ed. Siegl. Zaillner. 
Rieſe⸗Stallburg. Hecke. 
Korb-Weidenheimsen. Sandner. 
Neumann. Richter. 
Kübeck. Korb jun. 
Zſchock. Klier. 

Dubsky. Friedrich. 

Dr. Heilsberg. Neuwirth. 
Walterskirchen. Schwab. 
Theumer. M. Hotſchevar. 
Seidemann. Meißler. 

Dr. Klepſch. Latzel. 
Grübler. Fux.“ 


Präſident: Ich werde dieſe Interpellation an 
den Herrn Finanzminiſter leiten. 

Ich erſuche nun um die Verleſung der zweiten 
Interpellation. 


Schriftführer Dr. Nazlag (liest): 

„Interpellation des Abgeordneten 
W. Pfeifer und Genoſſen an Seine Excellenz den 
Herrn Cultusminiſter. 

Der geweſene Fürſtbiſchof von Laibach, Herr 
Dr. Bartholomäus Widmer, hat ſchon vor mehr als 
zwei Jahren auf ſein Bisthum reſignirt, welche Re— 
ſignation Allerhöchſten Orts, ſowie von der römiſchen 
Curie auch angenommen und ſohin derſelbe interi— 
miſtiſch mit der Adminiſtration des Bisthums be— 
traut wurde. 

Dieſe Adminiſtration iſt wiederholt Gegenſtand 
heftiger Angriffe geweſen, namentlich wegen forft- 
geſetzwidriger Raſirung großer Flächen des zu den 


bedarf, ja die Zuckerrübenproduction ohne dasſelbe Dotationsgütern Altenburg-Oberburg in Steiermark 
nicht zu exiſtiren vermag, und bei dem Mangel an gehörigen Waldbeſtandes von circa 12.000 Joch. 


Haus der Abgeordneten. 


In gleicher Weiſe ift in der Diöceſanverwal— 
tung die Erſcheinung zu Tage getreten, daß Depu— 
tationen ſchon im Jahre 1874 — welche wegen 
ſchreiender Uebelſtände in ihren Pfarrſprengeln um 
Abhilfe bei dem Bisthumsverweſer anſuchten — 
von dieſem auf ſeinen Nachfolger, deſſen Ernennung 
in kürzeſter Zeit zu gewärtigen ſei — verwieſen 
wurden. 

Manche Seelſorger haben die Gebetformel 
„pro antistite nostro“ bereits entfernt und in von 
einigen Geiſtlichen geleiteten und erhaltenen Blättern 
wurde der geweſene Herr Fürſtbiſchof und gegen— 
wärtige Adminiſtrator ſchoͤnungslos dem öffent- 
lichen Spotte preisgegeben, was auf eine Lockerung 
der Disciplin und auf den Mangel jeder Autorität 
des geweſenen Kirchenfürſten hindeutet. 

Von Diöceſan- und Decanatsconferenzen ift 
(don feit Jahren in der Didcefe nichts zu hören und 
der zur Zeit des ſeligen Fürſtbiſchofes Alois Wolf 
herrſchende Geiſt der chriſtlichen Mäßigung ſcheint 
abhanden kommen zu wollen. 

Der herrſchende Unfug, daß gelegentlich der 
Spendung des Sacramentes der Firmung in den 
Gatrifteien Opfergaben für die biſchöflichen Bedien— 
ten und Kutſcher geſammelt werden, wird noch 
immer geduldet. So wurden beiſpielsweiſe in den 
armen Pfarreien Unterkrains voriges Jahr bei ſol— 
chen Anläſſen bis zu je 60 fl. und darüber zu dem 
gedachten Zwecke den unwiſſenden Leuten ab— 
genommen. B 

Weiters erſcheint das Ergebniß ber zweijähri— 
gen Intercalarien — obwohl der krainiſche Reli— 
gionsfond paſſiv iſt — in die Staatsvoranſchläge 
unter der Rubrik „Religionsfond für Krain“ nicht 
eingeſtellt; zudem ſchreibt das Geſetz vom 7. Mai 
1874 im $. 12 vor, daß erledigte kirchliche Aemter 
und Pfründen innerhalb eines Jahres vom 
Zeitpunkte der Erledigung wiederbeſetzt werden 
müſſen. 

Seither ſind über zwei Jahre verfloſſen, ohne 
daß die gewünſchte Ordnung durch Beſetzung des 
Bisthums hergeſtellt wäre. 

Angeſichts dieſer abnormen Verhältniſſe er— 
lauben ſich die Gefertigten an Seine Excellenz den 
Herrn Cultusminiſter die Anfrage: 

Aus welchen Gründen wird das ſeit mehr als 


zwei Jahren erledigte Laibacher Bisthum nicht beſetzt? anderen Gegenſtänden zu beſchäftigen. 


Wien, 13. März 1875. 


Kardaſch. W. Pfeifer. 
Stockert. Dr. Monti. 
Ritter. Dr. Ruß. 
Hecke. E. Sueß. 
Nabergoj. Göllerich. 
Langer. Friedrich Sueß. 
Dr. Steffens. Dr. Hallwich 
Streeruwitz. Dr. Roſer. 


Dr. Kopp. 


Haſchek. 
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Dr. Razlag. 


M. Hotſchevar. 
K. Deſchmann. 


Dr. Vosnjak.“ 


Präſident: Ich werde dieſe Interpellation an 
den Herrn Cultusminiſter leiten. 

Die nächſte Sitzung beſtimme ich für Mon— 
tag Vormittags 11 Uhr. Die Tagesordnung der— 
ſelben iſt folgende: 

1. Zweite Leſung der Regierungsvorlage, be— 
treffend das Geſetz über die Bedeckung der Betriebs— 
toftenabgänge der Vorarlberger Bahn (216 der 
Beilagen). 

2. Bericht des Ausſchuſſes zur Vorberathung 
des vom Herrenhauſe beſchloſſenen Geſetzentwurfes, 
betreffend die Errichtung eines Verwaltungsgerichts— 
pofeš (351 der Beilagen). 

3. Dritte Leſung des Geſetzes über die Ge- 
bäudeſteuer. 

4. Geſetz, betreffend die Umwandlung der in 
den gegenwärtig beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften 
vorkommenden Maß- und Gewichtsſätze in metriſches 
Maß und Gewicht (365 der Beilagen). 

5. Zweite Leſung des Geſetzes wegen der durch 
die Einführung der neuen Maße und Gewichte be— 
dingten Aenderungen in den Beſtimmungen über die 
Verzehrungsſteuern (270 der Beilagen), 

6. Bericht des Ausſchuſſes über Organiſirung 
der Aichbehörden (269 der Beilagen). 

7. Bericht des zur Vorberathung der Regie— 
rungsvorlage über das Geſetz, betreffend die zeit— 
weilige Gebührenbefreiung der die Löſchung kleiner 
Satzpoſten bezweckenden Verhandlungen, beſtimmten 
Ausſchuſſes (354 der Beilagen). 

8. Bericht des Ausſchuſſes, betreffend die 
Salzkammergutbahn (361 der Beilagen). 


Abgeordneter Dr. Prajak: Ich bitte um das 
Wort. 


Präſident: Der Herr 
Prazak hat das Wort. 


Abgeordnete Dr. 


Abgeordneter Dr. Prazak: Das Geſetz über 
den Verwaltungsgerichtshof iſt zu einer Zeit an uns 
gekommen, wo wir Alle mit dem Gebäudeſteuergeſetze 
beſchäftigt waren und keine Zeit hatten, uns mit 
Ich glaube 
nun, daß kaum Jemand vom hohen'Hauſe in der Sache 
informirt iſt, oder ſich in 24 Stunden über eine ſo 
umfangreiche Geſetzesvorlage informiren kann. Es 
ſind von Seite des Ausſchuſſes Aenderungen gegen— 
über dem Beſchluſſe des Herrenhauſes vorgenommen 
worden, und es iſt daher nothwendig, nicht bloß die 
Berichte des Herrenhauſes zu ſtudiren, ſondern 
auch die Regierungsvorlage, da an dieſem Entwurfe 
Aenderungen vorgenommen wurden, und ich glaube, 
daß eine Zeit von mehreren Tagen erforderlich iſt, 
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um fic) derart zu informiren, um in die Berathung 
des Geſetzentwurfes eingehen zu können. 

Ich erlaube mir daher an den Herrn Präſi 
denten die Bitte zu ſtellen, den Gegenſtand von der 
Tagesordnung abzuſetzen. Ich führe zur Begründung 
weiter an, daß der Geſetzentwurf dann noch an das 
Herrenhaus zurückgeleitet werden müßte, und zwar 
deßhalb, weil weſentliche Aenderungen an den Be— 
ſchlüſſen des Herrenhauſes vorgenommen werden und 
es ohnehin kaum möglich ſein wird, das Geſetz während 
der wenigen Tage, die uns gegönnt ſind, zu erledigen. 
Ich bitte daher dieſen Gegenſtand von der Tages— 
ordnung abzuſetzen. 

(Abgeordneter Dr. Kronawetter meldet sich 
zum Worte.) 


Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Krona 
wetter hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Ich kann 
mich mit dem Antrage des Herrn Vorredners nur 
einverſtanden erklären, es handelt ſich hier um ein 
Fundamentalgeſetz für Oeſterreich, um einen Gegen 
ſtand, den man nicht oberflächlich behandeln darf, der 
die gründlichſte Erwägung nach allen Seiten hin 
erheiſcht; das hohe Haus tagt beinahe täglich, die 
Herren ſind in den Ausſchüſſen angeſtrengt, die Er— 
müdung und Ermattung greift um ſich, und es iſt 
daher erklärlich, daß nicht Jeder einem Gegenſtande 
oft jene Aufmerkſamkeit ſchenken kann, die er verdient. 
Der Bericht des Ausſchuſſes über den Verwaltungs 
gerichtshof ift erſt feit einigen Tagen in unſeren 
Händen, und da ich keinem Club angehöre und nur 
gehört habe, es ſei ein Programm vereinbart wor— 
den mit unſerem löblichen Präſidium über die Ge— 
genſtände, die noch zur Verhandlung gelangen ſollen 
in der kurzen Zeit, wo wir noch verſammelt ſind, ſo 
habe ich mich an einen der Herren Obmänner des 
Clubs gewendet und ihn gebeten, mir zu ſagen, was 
noch vorkommen werde; ich hörte ſo, daß der Geſetz— 
entwurffüber die Reblaus, und einige Eiſenbahnvor— 
lagen u. ſ. w. noch vorkommen werden. Ich habe 
auch dieſen Herrn direct gefragt, ob nicht der „Ver— 
waltungsgerichtshof“ noch zur Beſprechung kommen 
werde, und es wurde mir geantwortet: Man habe 
ſich geeinigt, daß dieſer Gegenſtand vor der Ver— 


tagung nicht mehr zur Verhandlung kommen ſolle.“ 


„Ich habe demnach dem Geſetzentwurfe feine Aufmerk— 
ſamkeit mehr geſchenkt (Heiterkeit) und habe zu meinem 
großen Erſtaunen geſtern gehört, daß die Angelegen— 
heit bereits auf der Tagesordnung für heute ſein 
ſoll. Dieſes Materiale in wenigen Stunden zu 
bewältigen, iſt geradezu unmöglich. Die öſterreichiſche 
Geſetzgebung verläßt uns hier, wir haben kein Vor— 
bild in derſelben. Die Deutſchen haben hiervon auch 
nichts, mit Ausnahme deſſen, was dort im Jahre 
1872 angeführt wurde, was ich aber für eine Imi— 
tation des franzöſiſchen Syſtems halte. 
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Man muß hierbei die Zuſtände im Auslande, 
in England und Frankreich durchgehen, um ſich 
hierüber eine Meinung zu bilden. 

Ich war nicht einmal in der Lage, den Moti— 
venbericht der Regierung bekommen zu können; ich 
habe mich darum an den Herrn Kanzleidirector 
heute gewendet und ihn gebeten, er möge mir 
ihn geben, damit ich doch die Angelegenheit noch 
ſtudiren könnte; der Herr Nangleidirector jagte mir 
jedoch, er habe keinen. Meine Herren, wie kann ſich da 
ein Abgeordneter über einen ſo wichtigen Gegenſtand 
in einem oder zwei Tagen ſo informiren, als dies 
nothwendig iſt? Ich bin der Meinung, daß der Ge— 
ſetzentwurf auf einer ganz verfehlten Baſis beruht, 
daß er nicht bloß in einzelnen Details falſch ijt. . .. 


Präſident (unterbrechend) ` Es ijt gegen 
wärtig nicht das Geſetz über den Verwaltungs, 
gerichtshof ſelbſt in Debatte, ſondern nur die Frage, 
ob es auf die Tagesordnung der nächſten Sitzung 
geſetzt werden ſoll. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter(fort/ahrend): 
Ich wollte nur bemerken, daß ich nicht in der Lage 
bin, in ſo kurzer Zeit auch nur das Material, welches 
in der öſterreichiſchen Literatur über dieſen Gegen— 
ſtand bereits exiſtirt, zu bewältigen. 

Es iſt undenkbar, daß ein Deputirter, der z. B. 
nicht mit Allem einverjtanden ijt, was in dem Gee 
ſetzentwurfe ſteht, einem fo gewiegten Theoretiker 
und fo gewandten Dialectifer, wie es der Vertreter 
dieſes Entwurfes von Seite der Regierung ift, ent 
gegentreten könne. Seit dem Jahre 1867 ſchon ent: 
behren wir eines ſolchen Geſetzes, ich glaube alſo, daß 
es wegen der paar Monate, die wir es weiter ent— 
behren ſollen, nicht nothwendig iſt, die Erledigung 
desſelben zu überſtürzen. 

Ueberdies ſind vom Ausſchuſſe Abänderungen 
an den Beſchlüſſen des Herrenhauſes vorgenommen 
worden, und ich glaube nicht, daß das Herrenhaus 
in ſo kurzer Zeit mit der Berathung dieſer Aende— 
rungen zu Ende ſein kann. 

Ich bin daher der Anſicht, die Angelegenheit 
ſolle ihrer eminenten Wichtigkeit halber lieber vertagt 
werden, bis wir im Herbſte wieder zuſammentreten. 
(Bravo! Bravo!) 


Präſident: Ich muß bemerken, daß nad) 
$. 48 der Geſchäftsordnung diesfalls keine Debatte 
zuläſſig iſt, ſondern daß über den Antrag auf Aende— 
rung der Tagesordnung ohne Debatte abgeſtimmt 
werden muß. 

Ich erlaube mir noch Folgendes beizufügen. 
Vor Allem hätte ich gedacht, daß der Herr Abge— 
ordnete Dr. Krona wetter, wenn er es hätte 
wiſſen wollen, ob der Ausſchußbericht über den Ge— 
ſetzentwurf, betreffend die Errichtung eines Verwal— 
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tungsgerichtshofes, noch in dieſer Seſſion zur Ber- 
handlung komme, hätte ſollen die Güte haben, 
mich zu fragen, nachdem ich die Tagesordnung zu 
beſtimmen und dem hohen Hauſe vorzutragen habe. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter 
hat diesfalls nie eine Anfrage an mich gerichtet, und 
ich bin daher nicht in der Lage geweſen, es ihm zu ſagen, 
daß dieſer Gegenſtand noch vor Schluß der Seſſion 
auf die Tagesordnung geſetzt werde. 

Was den weiteren Umſtand betrifft, daß der 
Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter den bezüg— 
lichen Motivenbericht nicht erhalten haben ſoll, muß 
ich bemerken, daß derſelbe meines Erinnerns allen 
Herren Abgeordneten zugeſchickt wurde und daß ihn 
daher auch der Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter 
gewiß erhalten haben muß. 

Daß ich den Gegenſtand auf die Tagesordnung 
geſetzt habe, iſt in der Ordnung, weil ſich der Aus— 
ſchußbericht über die betreffende Regierungsvorlage 
bereits ſeit mehreren Tagen und jedenfalls ſeit 
10. d. M. in den Händen der Heren Abgeordneten 
befindet und der Geſetzentwurf eine Regierungs— 
vorlage iſt. 

Daß wir jetzt ſehr in Anſpruch genommen ſind, 
iſt die einfache Folge davon, daß ſich unmittelbar vor 
Schluß der Seſſion viele und wichtige Gegenſtände 
zuſammendrängen, und ich bin gewiß nicht Derjenige, 
der ſich dabei nicht zu beklagen hätte. 

Ich glaube übrigens, daß dies eine Laſt iſt, wie 
ſie das parlamentariſche Leben ſelbſtverſtändlich mit 
ſich bringt. 

Wenn übrigens das hohe Haus anders ver— 
fügen will, füge ich mich gern dem Beſchluſſe des— 
ſelben. 

Ich bitte, meine Herren, die Plätze einzuneh— 
men, da ich die Abſtimmung hierüber vornehme. 
(Nach einer Pause:) Herr Abgeordneter Pra zak 
beantragt, daß der Ausſchußbericht über 
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den Geſetzentwurf, betreffend die Errich— 
tungeinesVerwaltungsgerichtshofes, von 
der Tagesordnung abgejebt werde, 

Jene Herren, welche für dieſe Abſetzung ſind, 
wollen ſich erheben. (Geschieht.) Der Antrag iſt mit 
54 gegen 51 Stimmen angenommen. 

In Folge der Abſetzung dieſes Gegenſtandes 
muß ich die Tagesordnung der nächſten Sitzung 
etwas ändern, nachdem ich vorausgeſetzt habe, daß 
die Berathung des Geſetzentwurfes, betreffend die 
Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes, längere 
Zeit in Anſpruch nimmt. l 

Nachdem biejer Gegenftand entfällt, werde ich 
den bereits früher kundgemachten Gegenſtänden einige 
anfügen, ſo daß die Tagesordnung der nächſten 
Sitzung folgende iſt: 


Die bereits verkündete Tagesordnung mit Aug- 
ſchluß des 2. Punktes, betreffend den Verwaltungs— 
gerichtshof, dagegen weiters: 

8. Zweite Leſung des Antrages des Abgeord— 
neten Dr. Klepſch und Genoſſen, betreffend die 
Regelung der äußeren Rechtsverhältniſſe der Alt— 
katholiken (846 der Beilagen), und eventuell 

9. Zweite Leſung des vom Herrenhauſe be— 
ſchloſſenen Geſetzes, betreffend die Handelsmakler 
oder Senſale (353 der Beilagen). 


Ich habe noch zwei Einladungen mitzutheilen ; 
der Eiſenbahnausſchuß .. (Unruhe,) — Es ſteht mir 
kein Sprachrohr zu Gebote, ich muß daher um 
etwas Ruhe bitten. — Der Eiſenbahnausſchuß 
wird für heute Abends 6 Uhr, der Steuerrefo rm- 
ausſchuß für morgen Vormittags 11 Uhr zu einer 
Sitzung eingeladen. 


Ich erkläre die Sitzung für geſchloſſen. 


(Schluss der Sitzung 3 Uhr 40 Minuten.) 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 
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Berichterſtatter freilich nicht ermächtigt, weder cine 
Zuſtimmung noch eine Ablehnung auszuſprechen. 
Perſönlich muß ich offen geſtehen, daß ich ſchon in 
früherer Zeit, ſo oft von der Errichtung einer neuen 
Univerſität die Rede war, mit einer Vorliebe an die 
Markgrafſchaft Mähren gedacht habe, und es läßt 
ſich auch nicht verkennen, daß dieſes Land vermöge 
ſeiner Bevölkerung und Steuerleiſtung und durch den 
ehemaligen Beſitz einer erſt im Jahre 1853 auf— 
gehobenen Univerſität nicht zu unterſchätzende An— 
ſprüche geltend machen kann, Anſprüche, denen unbe— 
dingt entgegenzutreten mir außerordentlich ſchwer 
fallen würde. 

Aber, meine Herren, ſo ſehr ich dieſe An— 
ſprüche anerkenne, ſo wenig könnte ich es billigen, 
daß heute ſchon die Errichtung einer Univerſität in 
Mähren ſelbſt in Ausſicht genommen würde, und ich 
erlaube mir zu bemerken, daß das Wörtlein „bald— 
möglichſt“ ſehr mit Beſchränkung oder, wenn Sie 
wollen, mit großer Ausdehnung aufzufaſſen ſein wird. 
(Oho!) 

ES ift ja ganz unmöglich, gleichzeitig an die 
Errichtung zweier Hochſchulen zu denken, da nicht 
bloß die finanziellen Mittel, ſondern auch die Be— 
ſetzung der Lehrſtühle, die Gewinnung des Lehr— 
perſonales dabei in Frage kommt. Erwägen die 
Herren nur, mit welchen enormen Opfern, mit 
welchen enormen Mitteln an die Gründung der Uni— 
verſität in Straßburg gegangen werden mußte, und 
daß die Heranziehung von Lehrkräften aus verſchie— 
denen Univerſitäten deutſcher Zunge weſentlich dazu 
beigetragen hat, den Organismus einzelner hoch an— 
geſehener Facultäten in faſt bedenklicher Weiſe zu 
erſchüttern. Es wäre daher in nächſter Zukunft un— 
möglich, an die Gründung einer zweiten Univerſität 
in Oeſterreich zu gehen, und wenn ich da ganz offen 
meine Meinung ausſprechen ſoll, ſo begreife ich es 
eher, wenn man vor dem Gedanken erſchrickt, jetzt 
überhaupt auch nur Eine neue Hochſchule zu gründen, 
als wenn man ſich mit dem Plane tragen wollte, 
jetzt Schon auch die Gründung einer zweiten in Mus- 
ſicht zu nehmen. Wenn aber die Zeit kommt, ſo 
werde ich ſehr gern bereit ſein, falls ich noch Mit— 
glied des hohen Hauſes ſein ſollte, die Anſprüche, 
welche Mähren geltend machen kann, offen anzu— 
erkennen. 

Ich erlaube mir nun auf den Reſolutionsantrag 
des Herrn Abgeordneten Ozarkiewiez überzu— 
gehen, welcher die Forderung ſtellt, es ſolle auch 
eine Lehrkanzel für rutheniſche Sprache errichtet 
werden. 

Bevor ich mich über dieſen Reſolutionsantrag 
äußere, wolle mir das hohe Haus geſtatten, auf die 
Bedenken zu antworten, die der Herr Abgeordnete 
Gierowski geäußert hat, als er dieſen Reſolu— 
tionsantrag des Herrn Abgeordneten Ozarkiewicz 
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unterſtützte. Es war ihm zweifelhaft, was denn in 
der Vorlage unter dem Namen „Lehrkanzel für 
ſlaviſche Philologie“ zu verſtehen fei, ob altſlaviſch, 
was nicht identiſch mit der rutheniſchen Sprache ſei, 
oder irgend etwas Anderes. Die Sache ſcheint mir 
ſehr einfach. Wenn eine akademiſche Kanzel für fla- 
viſche Philologie in Rede ſteht, fo kann man unter 
dieſer Philologie doch nur die Sprachwiſſenſchaft ver— 
ſtehen — alſo hier die ſlaviſche Sprachwiſſenſchaft — 
die es nicht nur mit dem augenblicklichen, momen— 
tanen Stande der Sprache und ihrer Erzeugniſſe, 
ſondern auch mit ihrer ganzen hiſtoriſchen Entwick— 
lung zu thun hat. Denn die Sprachwiſſenſchaft muß 
ja die Sprache als ein organiſches Gebilde auffaſſen, 
das, ſowie die Cultur, vielleicht aus ſchwachen, unan— 
ſehnlichen Keimen hervorgeht und weiter wächſt. 


Die Sprachwiſſenſchaft muß die hemmenden 
und fördernden Kräfte dieſes Wachſens, die Geſetze, 
nach welchen die Entwicklung erfolgt, erforſchen und 
ſicherſtellen. Eine ſolche Sprachwiſſenſchaft auf ſolchem 
Boden wäre alſo gar nicht möglich ohne eine 
Betrachtung der hiſtoriſchen Entwicklung der Sprache, 
aljo ohne Heranziehung des Altſlaviſchen und der 
verſchiedenen ſlaviſchen Dialekte, da ſich nur durch 
eine Vergleichung der verſchiedenen Dialekte die 
Geſetze der Entwicklung der Sprache, insbeſondere 
der Umbildung der Laut- und Flexionsformen und 
der Syntax feſtſtellen laffen. 


Was nun den Antrag ſelbſt anbelangt, fo 
erlaube ich mir ebenfalls zu wiederholen, daß ich von 
Seiten des Ausſchuſſes wieder keine Ermächtigung 
habe, mich zuſtimmend oder ablehnend zu verhalten. 
Meine perſönliche Ueberzeugung, von der ich vor— 
ausſetze, daß ihr auch die meiſten Mitglieder des 
Ausſchuſſes beitreten würden, iſt kurz folgende: Es 
ſeien die rutheniſche und die rumäniſche Nationalität auf 
gleichem Fuße zu behandeln. (Rufe rechts: Bravo!) 
Wenn es daher für nothwendig befunden wird, nach 
der vom Ausſchuſſe vorgeſchlagenen Reſolution eine 
Lehrkanzel nicht bloß für romaniſche Sprachwiſſen— 
ſchaft überhaupt, ſondern ſpeciell für die rumäniſche 
Sprache und Literatur zu ereiren, dann glaube ich, 
muß der rutheniſchen Nationalität mit gleichem 
Maße zugemeſſen werden. (Rufe: Bravo!) 


Hält man es aber für genügend, daß bloß eine 
ordentliche Lehrkanzel für flavifde Philologie er- 
richtet und daß dieſer Lehrkanzel auch die Vertretung 
des fpeciellen Zweiges, des rutheniſchen, zugewieſen 
werde, dann, glaube ich, wird auch das rumäniſche 
Element der Bukowina ſich in die gleichen Grenzen 
zurückzuziehen haben. 


Indem ich mir vorbehalte, über den Reſolu— 
tionsantrag des Herrn Abgeordneten v. Hormuzaki 
ſpäter zu ſprechen, wende ich mich für jetzt zu den 
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Bemerkungen des Herrn Abgeordneten Dr. Duna- 
je wski. 

Dieſelben ſind doppelter Natur; einerſeits Ein— 
wendungen gegen den Geſetzesantrag, wie er aus 
den Berathungen des Ausſchuſſes hervorgegangen iſt, 
und zwar vom ſtaatsrechtlichen Standpunkte aus, 
zweitens aber auch Anklagen über den Ausſchuß— 
bericht, für den ich fpeciell die größte Verantwort 
lichkeit zu tragen habe. 

Was nun den letzten Punkt anbelangt, ſo er— 
kläre ich mich bereit, die ganze Verantwortung dafür 
vollſtändig auf mich zu nehmen, aber ich erkläre 
auch, daß ich außerordentlich bedauern würde, wenn 
ich durch die Faſſung des Berichtes irgendwie Anlaß 
zu einem Mißverſtändniſſe, Anlaß zu irgend einer 
Kränkung gegeben hätte. Wenn man aber den Be— 
richt unbefangen lieſt, ſo glaube ich, hat Niemand 
eine Urſache, darüber in Empfindlichkeit zu gerathen, 
wie es bei dem geehrten Herrn Vorredner der Fall 
zu ſein ſcheint, denn er hat nicht bloß mit warmem, 
ſondern geradezu mit wallendem Herzen geſprochen. 
Ich glaube, in der Gegenüberſtellung der Poloni— 
ſirung der Lemberger und Krakauer Univerſität und 
ber univerſellen Bedeutung der deutſchen Hochſchulen 
kann keine Kränkung für das polnische Element 
gefunden werden. Wenn ich von der univerfellen 
Bedeutung der deutſchen Sprache geſprochen habe, 
ſo war das genauer beſtimmt durch das vorher— 
gehende Epitheton „allgemein zugänglich“. Die 
deutſchen Univerſitäten bieten aber das univerſelle 
Gut der Wiſſenſchaft in dem univerſellen, allen ge 
bildeten Oeſterreichern zugänglichen Medium der 
deutſchen Sprache. Gegenüber dieſer Univerſalität 
der deutſchen Sprache in Oeſterreich läßt ſich nicht 
leugnen, daß das Polniſche mehr ein particulares 
Element iſt. Denn an Culturbedeutung für Oeſter— 
reich, an allgemeinem Verſtändniſſe, an allgemeiner 
Zugänglichkeit ragt die deutſche Sprache nach der 
ganzen Structur und Entwicklung des Reiches über 
jede andere Landesſprache hinaus, da ja jeder ge— 
bildete Oeſterreicher, der das Gymnaſium verläßt, 
in ſeinem Maturitätszeugniſſe zugleich die Beſtäti— 
gung der Erlernung der deutſchen Sprache mit— 
bringt. Mehr als das wollte zunächſt nicht geſagt 
werden. Aber weil denn doch ber Gegenftand zur 
Sprache gebracht wurde, erlaube ich mir auch 
noch die Bemerkung zu machen, daß die deutſche 
Sprache und Literatur auch in anderem Sinne noch 
eine univerſelle Bedeutung hat. Die deutſche Sprache 
iſt, ganz entſprechend der deutſchen Eigenart, die 
nicht bloß ſpontan und ſchöpferiſch, ſondern auch 
eben ſo ſehr receptiv, aufnehmend iſt — die deutſche 
Sprache und Literatur iſt nicht bloß die Trägerin 
deſſen, was der deutſche Geiſt aus ſich ſelbſt ge— 
ſchaffen hat, ſondern ſie trägt auch das Wiſſen aller 
anderen Nationen, da der deutſche Fleiß ſich die 
Hauptwerke aller Culturnationen durch Ueberſetzun— 
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gen vermittelt und angeeignet. Auch in dieſem Sinne 
alſo hat die deutſche Sprache und Cultur eine uni— 
verſelle Bedeutung: ſie iſt im Stande, ihre Jünger 
auf die Höhe der geſammten Wiſſenſchaft und Bil— 
dung der Zeit zu erheben. 

Was dann die ſtaatsrechtlichen Bedenken anbe— 
langt, ſo muß ich denſelben entſchieden entgegen— 
treten, obwohl es nicht meine Aufgabe iſt, Staats— 
rechtslehrer zu ſein und Staatswiſſenſchaften zu ver— 
treten. Nach dem Staatsgrundgeſetze über die 
Reichsvertretung kommt die Geſetzgebung über die 
Univerſitäten dem Reiche zu, „die Geſetzgebung über 
die Univerſitäten“ ohne Ausnahme. Die Frage iſt 
nun freilich die, ob dieſe Geſetzgebung ſich nur auf 
die ganze Gattung jener hohen Schulen, die man 
Univerſitäten nennt, beziehe, oder ob ſie ſich auch 
unmittelbar auf die einzelnen Univerſitäten, ich 
möchte ſagen, auf das einzelne Individuum dieſer 
Gattung ausdehnt. Der Herr Vorſprecher Dr. Du— 
najewski hat Letzteres offenbar geleugnet. Dem 
Ausſchuſſe war im Ganzen nicht darum zu thun, 
dieſe wichtige ſtaatsrechtliche Frage nur ſo beiläufig 
zur Eutſcheidung zu bringen, ſondern es war ihm 
zunächſt nur darum zu thun, die neu zu errichtende 
Univerſität, die in einem vielſprachigen Lande an— 
gelegt wird, als eine Hochjtätte deutſcher Wiſſenſchaft 
und Lehre hinzuſtellen; es mußte alſo eine Be 
ſtimmung fpeciell für diefe Univerſität aufgenommen 
werden, und es mußte daher auch eine Beſtimmung 
Platz finden über die Creirung dieſer Hochſchule 
— das iſt zunächſt der Anlaß. 

Ich weiche übrigens, obwohl ich, wie geſagt, 
nicht Staatsrechtslehrer bin, einer Controverſe über 
die Tragweite des Geſetzgebungsrechtes in dieſem 
Zweige nicht aus. Mir ſcheint dieſe Tragweite be— 
reits durch einzelne Acte der Geſetzgebung klar eut: 
ſchieden zu ſein. Unſere bisherige Univerſitätsgeſetz— 
gebung, meine Herren, bezieht ſich ja nicht ausſchließ 
lich auf das ganze Genus der hohen Schulen, die 
man Univerſität nennt, ſondern enthält auch Bee 
ſtimmungen, welche der einzelnen hohen Schule 
gelten. Ich verweiſe die Herren nur auf die Geſetze 
über die Gehalte der Univerſitätsprofeſſoren; da 
werden für die verſchiedenen Univerſitäten ver 
ſchiedene ſyſtemmäßige Gehaltsſtufen geſetzlich feſt— 
geſtellt — ein klarer, evidenter, gar nicht zurückzuwei 
ſender Beleg dafür, daß die Geſetzgebung des Reiches 
auch auf das einzelne Univerſitätsindividuum, um 
mich ſo auszudrücken, ſich erſtrecken könne. Und 
weiter erlaube ich mir darauf aufmerkſam zu machen, 
daß wir ja Geſetze und Statuten für einzelne tech— 
niſche Hochſchulen berathen haben, die von dem 
Reiche in Folge der Abtretung ſeitens der be— 
treffenden Länder erlaſſen worden ſind. 

Hat der Herr Abgeordnete Dr. Dunajewski 
ſich im Ganzen zu dem Gedanken der Errichtung 
einer Univerſität in Czernowitz zuſtimmend ver— 


halten, und nur Einzelnes im Antrage bekämpft, fo 
hat dagegen der letzte Herr Redner, Abgeordneter 
Dr. Menger, den ganzen Gedanken abgelehnt und 
in einer ſcharfen, zerſetzenden Weiſe die Gründe 
dafür auseinandergelegt. Ich erlaube mir, kurz 
darauf einzugehen. 

Meine Herren! Die Schwierigkeiten, mit 
denen die neue Hochſchule zu kämpfen haben wird, 
waren auch mir nicht unbekannt, und ich will offen 
das Geſtändniß ablegen, daß ich mir dieſelben viel— 
jac) vergegenwärtigt habe; den Nachklang dieſer 
meiner Befürchtungen hat ſelbſt der Herr Ab— 
geordnete Dr. Menger noch in dem Ausſchuß— 
berichte wiedertönen gehört. Meine Herren! Gewiß 
wird die neue Hochſchule mit vielen Schwierigkeiten 
zu kämpfen haben, ehe es ihr gelingt, ſich zu der 
Blüthe und Fruchtbarkeit ihrer älteren Schweſtern 
zu entwickeln. Ja, es ift wahr, die neue Hochſchule 
wird auf einen Boden gepflanzt, im fernen Oſten, 
der von der Pflugſchar des Geiſtes noch nicht in dem 
Maße durchgearbeitet iſt, wie in den älteren Cultur— 
ländern des Weſtens. Ich gebe auch gern zu, die 
Profeſſoren und Schüler werden ſich im Anfange 
nicht in einer Umgebung finden, die von einem ſo 
reichen Geiſtesleben erfüllt iſt, ſie werden ſich an— 
fangs nicht in einer Atmoſphäre befinden, die geiſtig 
ſo anregend, erfriſchend und erhebend iſt, wie in 
vielen Univerſitätsſtädten des Continentes. 

Dieſe und andere Schwierigkeiten gebe ich zu, 
aber ich räume dem Abgeordneten Dr. Menger 
nicht das Recht ein, aus dieſen Schwierigkeiten den 
Schluß zu ziehen, daß die Univerſität in Czernowitz 
an geiſtiger Verkümmerung zu Grunde gehen muß, 
daß ſie bloß ein geſuchter, träumeriſch angelegter 
Zierat ſei, den man aufſtecke, daß ſie ein Bau ſei, 
den man in verkehrter Weiſe von oben herab 
beginne. 

Meine Herren! Wenn auch die Volksſchule der 
Bukowina Manches zu wünſchen übrig läßt, ſo muß 
ich doch vor Allem darauf aufmerkſam machen, daß 
auch jene Univerſitäten, die heute in hoher Blüthe 
ſtehen, ſich nicht immer derſelben Gunſt der Verhält— 
niſſe erfreut haben, deren ſie ſich heute erfreuen. 


Die Hauptſache, meine Herren, und die erſte 
Bedingung für das Gedeihen einer neuen Hochſchule 
iſt die, daß ſie einem tiefen lebendigen Bedürfniſſe 
entſpringt zu deſſen Befriedigung ſie wirken ſoll. Ein 
ſolches Bedürfniß beſteht aber im Oſten des Reiches, 
das zeigt die Anzahl von Schülern, die an deutſchen 
Gymnaſien ſtudiren, die Anzahl der Univerſitäts— 
ſtudirenden, die zu deutſchen Vorleſungen ſich 
drängen. So mangelhaft im Allgemeinen die Volks— 
ſchule ſein mag, ſo werden doch das Land Bukowina, 
welches der Herr Abgeordnete Dr. Menger allein 
ins Auge gefaßt hat, und ebenſo auch Galizien an 
die neue Univerſität ein ſolches Contingent von Zu— 
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hörern ſtellen, welches vollkommen ausreicht, um 
eine Univerſität anſtändig zu bevölkern. 

Meine Herren! Ich gehe noch weiter; je mehr 
die Univerſität, die dort im Oſten errichtet wird, dem 
Bedürfniſſe genügt, zu deſſen Befriedigung ſie ge— 
gründet wird, deſto mehr wird auch das Bedürfniß 
ſelbſt ſich ſteigern und erweitern. Ich meine, je mehr 
akademiſch gebildete Männer von der neuen Hochſchule 
ausgehen und ins praktiſche Leben eintreten, deſto 
mehr Apoſtel ihrer ſegensvollen Thätigkeit, deſto 
mehr Träger einer werkthätigen Propaganda ſendet 
diefe neue Hochſchule nach allen Richtungen aus. 

Die neue Hochſchule wird daher nicht nur 
lebenfördernd, ſondern auch lebenweckend wirken; 
ſie wird auf den Beſuch der Gymnaſien und Volks— 
ſchulen fördernden Einfluß üben. 

Was von dem Herrn Abgeordneten Dr. Men— 
ger noch weiter geſagt wurde, über die Zahl und 
Qualität der Studirenden, bedarf auch, wie ich 
glaube, einer kurzen Beleuchtung und Zurückweiſung. 
Der Herr Abgeordnete Dr. Menger hat einen 
Widerſpruch gefunden in den Negierungserpofes, die 
dem neueſten Jahresberichte des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht beigegeben ſind. Dieſelben 
verſprechen einer Hochſchule in Mähren nicht einen 
ſo bedeutenden Zufluß von Zuhörern, wie der Uni— 
verſität in Czernowitz und doch, meint Dr. Menger, 
muß angenommen werden, daß die Reichen und Wohl— 
habenden aus der Bukowina und dem Oſten Gali— 
ziens ebenſo ſehr nach Wien ſtreben werden, wie die 
aus Mähren und Schleſien. Dem ſcheint doch nicht 
ſo! Der Herr Abgeordnete Dr. Menger hat dabei 
einmal die Vermögensverhältniſſe und dann auch die 
Entfernung in Betracht zu ziehen vergeſſen. 

Mähren und Schleſien ſind — ohne der Selb— 
ſtändigkeit dieſer Länder nahe treten zu wollen, ſei 
es mir erlaubt, es auszuſprechen — Mähren und 
Schleſien ſind, namentlich Mähren, in ſocialer und 
akademiſcher Beziehung mehr Dependenz von Wien 
und Prag, als es jemals die Bukowina oder der Oſten 
Galiziens ſein kann. 

Wenn die Anziehungskraft, welche die Groß— 
ſtadt Wien mit ihren großartigen Sammlungen, mit 
ihren Bildungsmitteln wie mit ihren rauſchenden 
Vergnügungen u. ſ. w. auf die nahen reichen Mährer 
übt, mächtig und groß iſt, ſo wird ſich dieſe Wir— 
kung in der Ferne nicht ſo mächtig erweiſen gegen— 
über den Söhnen des mehr als hundert Meilen ent— 
fernten Oſtens in unſerem Reiche. 

Endlich erlaube ich mir noch einige Worte über 
die genügende Zahl der Lehrkräfte zu fagen. Aller— 
dings wird es große Schwierigkeiten haben, alle Lehr— 
kanzeln mit tüchtigen Lehrkräften zu beſetzen, aber 
gerade in der Vorausſicht dieſer Schwierigkeit und 
um der Unterrichtsverwaltung die Mittel an die Hand 
zu geben, denſelben zu begegnen, wurde vom Aus- 
ſchuſſe eine bedeutende Erhöhung der Dotation in 
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Vorſchlag gebracht, fo daß die Unterrichtsverwaltung 
in der Lage ijt, jugendlichen, tüchtigen, wiſſenſchaft— 
lichen Kräften ziemlich glänzende Anerbietungen 
zu machen. 

Meine Herren! Wenn es ſich um die Beſetzung 
der Lehrkanzeln handelt, ſo muß zwiſchen einer 
Univerſität in Brünn und der in Czernowitz ein 
großer Unterſchied gemacht werden. Eine Univerſität 
in Brünn oder Olmütz mitten zwiſchen Wien und 
Prag müßte nothwendig eine Concurrenzuniverſität 
ſein, ſie müßte eine Ausſtattung mit Lehrmitteln und 
eine Beſetzung der Lehrerſtellen haben, durch welche 
ſie in der Lage wäre, mit den Univerſitäten in Wien 
und Prag zu wetteifern. Ganz anders ift e$ mit einer 
kleineren Hochſchule im ſernen Oſten, in einer kleineren 
Stadt. Da werden ſich junge, aufſtrebende, wiſſen— 
ſchaftliche Kräfte finden, Kräfte, welche ihren Platz 
ganz vorzüglich ausfüllen werden, die aber in der 
gelehrten Welt noch nicht jene Bedeutung erlangt 
haben, um auf eine Stelle an einer Hochſchule wie 
Wien oder Prag Anſpruch zu machen. Gerade auf 
der Kunſt, junge, aufftrebende Talente für ſich zu 
gewinnen und heranzuziehen, beruhen die noch immer 
blühenden kleinen Univerſitäten in der Schweiz. 

Meine Herren! Indem ich die Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Dr. Menger verlaſſe, bin 
ich ſo frei, auf das überzugehen, was der Herr Ab— 
geordnete v. Hormuzalki geſprochen hat. 

Derſelbe hat ganz meinem eigenen Geſchmacke 
entſprechend, die culturelle Bedeutung der neuen 
Hochſchule in den Vordergrund geſtellt, er Gat fid) 
aber dann weiter in Ausführungen ergangen, denen 
ich — ſo weit ich ſie verſtanden habe — durchaus 
nicht mehr folgen kann. 

Ich bin genöthigt, was die culturelle Beden- 
tung der neuen Hochſchule anbelangt, meinen Stand— 
punkt klar zu prácificen, und werde dies auf die Ge— 
fahr hin wagen, daß man mir den Vorwurf macht, 
daß ich das culturelle Element der Politik dienſtbar 
machen wolle. Ich verdiene einen ſolchen Vorwurf 
nicht; denn ich gebe dem culturellen Elemente feine 
ſelbſtändige Bedeutung, weiß aber auch, welche 
immenſe Tragweite es in politiſcher Beziehung hat. 

Meine Herren! Wenn wir die neue Univerſität 
in den fernen Oſten des Reiches pflanzen, ſo ſchaffen 
wir damit auch ein Werk von weittragender ſtaat— 
licher Bedeutung. Unſer Oeſterreich iſt nämlich kein 
einheitlicher uniformer Nationalſtaat, unſer Oeſter— 
reich ſchließt vielmehr zwiſchen dem Bodenſee und 
dem Pruth eine Vielheit von Nationen und Stäm— 
men, von Confeſſionen und Riten, von geiſtigen und 
wirthſchaftlichen, Bildungsſtufen in ſich, dieſe Unter— 
ſchiede, meine Herren, ſind, an und für ſich betrach— 
tet, eher Elemente der Trennung, als einer innigen 
Verſchmelzung; deſto mehr bedarf unſer Oeſterreich 
ſtarker, einigender Kräfte, um einen machtvollen, 
lebendigen Staatsgedanken, um eine durchgreifende 
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politiſche Einheit darzuſtellen. Oeſterreich hat ſolche 
lebendige Kräfte, und wenn ich mich nicht täuſche, 
ſind die mächtigſten derſelben gerade geiſtiger Natur. 
Ich nenne vor Allem die gemeinſame Liebe und 
Treue zum Herrſcherhauſe, die gemeinſame Geſchichte 
und in den gebildeten Lebenskreiſen die gemeinſame 
Cultur. Unterlaſſen wir es nicht, alle dieſe einigen— 
den Kräfte zu pflegen, namentlich in einer Zeit, wo 
die nationalen Gedanken ſo mächtig ſind und leicht 
auf Abwege gerathen können; unterlaſſen wir es 
nicht, die Cultur zu pflegen, damit ſie als gemeinſame 
Seele den ganzen Staatskörper durchdringe und zu 
kräftigem Leben befähige. 

Meine Herren! durch die Cultur, durch die An— 
ſtalten und Wirkungen der Cultur haben Maria 
Thereſia und Kaiſer Joſef den öſterreichiſchen Ein— 
heitsſtaat gegründet und haben ihn in dem Bewußt— 
fein der Völker dauernd beſeſtigt. 

Die geiſtige Cultur, die geiſtige Bildung ar— 
beitet ja aus dem Menden das Gemeinſame hervor, 
entwickelt die gemeinſamen Kräfte, die der Schöpfer 
in die Menſchennatur gelegt hat, ſchafft daher gemein— 
ſame geiſtige Intereſſen, ſchafft einen gemeinſamen 
Inhalt und eine gemeinſame Richtung des Denkens, 
reißt dadurch die Schranken localer Vorurtheile und 
Abſonderungen nieder, ſammelt bie Gleichgebildeten 
um die gemeinſamen Güter der Cultur und bindet 
ſie durch das Bewußtſein der Gemeinſamkeit zu— 
ſammen. Errichten wir daher eine Univerſität in 
Czernowitz und ſtellen wir ſie hinein wie einen geiſtigen 
Leuchtthurm in die Mitte der vielſprachigen Völker, 
allen das gleiche Licht ſpendend, alle mit derſelben 
Aufklärung erhellend und alle durch das Bewußtſein 
der Gemeinſamkeit verbindend. Die Söhne jener 
Völker werden ſich herandrängen zu dieſer geiſtigen 
Lichtquelle in jährlich ſteigender Zahl, und je tiefer 
und verbreiteter die gemeinſame Anſicht wirkt, deſto 
bewußter und freudiger werden ſie zu uns in den 
Weſten und ins Centrum herüberſehen, von wo das 
Licht zu ihnen ausgegangen iſt, ſie werden zu uns 
herüberſchauen mit dem freudigen Bewußtſein, alle 
die höchſten Güter der Cultur mit uns gemeinſam zu 
haben. 

Dieſe große Aufgabe, meine Herren, wird aber 
die Univerſität in Czernowitz dann am beſten erfüllen, 
wenn ſie eine Pflegſtätte deutſcher Wiſſenſchaft und 
Lehre iſt. Die deutſche Wiſſenſchaft und Cultur 
hat nach der Structur und Entwicklung des Reiches 
jedenfalls den Beruf, die maßgebende Grundlage 
alles höheren Erziehungs- und Bildungsweſens in 
Oeſterreich zu ſein. Sie wird drüben im fernen 


Oſten, wie wir ſo oft ſchon vernommen haben, freudig 
begrüßt, ſie wird begehrt und willkommen geheißen. 

Meine Herren! Mir liegt es ferne, irgend welche 
Nationalität und irgend welche nationale Cultur 
irgendwie zurückſetzen zu wollen; aber das müſſen 
Sie mir doch erlauben auszuſprechen, daß die deutſche 
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Cultur eine univerfelle, die am meisten allgemein 
menschliche ift, und daher den Angehörigen anderer 
Nationen am wenigſten eine Selbſtentäußerung zu— 
muthet. Wenn daher bie Univerſität die deutſche 
Wiſſenſchaft nach dem Oſten bringt, ſo wird ſie ihre 
Jünger nicht einem fremden nationalen Weſen 
unterordnen, ſondern vielmehr ihr eigenes angebo— 
renes Weſen erhöhen und verklären; ſie will und 
wird nicht geiſtige Herrſchaft bringen, ſondern geiſtige 
Befreiung; es kann und wird ihre Aufgabe nicht 
ſein, zu germaniſiren, ſondern zu bilden und zu ver— 
edeln. Wenn alſo auch die Univerſität deutſche 
Wiſſenſchaft anbieten wird, ſo wird damit den ande— 
ren Nationalitäten und ihrer Entwicklung durchaus 
nicht in den Weg getreten. 

Den Forderungen aber, welche der Herr 
Abgeordnete v. Hormuzaki ausgeſprochen 
hat, und welche eigentlich darauf hinauslaufen, die 
Czernowitzer Univerſität in eine polyglotte Univer— 
ſität umzuwandeln, kann ich mich nun und nimmer— 
mehr anſchließen. Die Gründe, welche er für die 
Vorbildung der Juriſten anführt, daß ſie nämlich in 
gewiſſen rumäniſchen Fächern unterrichtet werden 
müſſen, um leiſtungsfähig in das praftifche Leben 
übertreten zu können, ſind durchaus nicht maßgebend. 
Der Unterricht der Juriſten in der deutſchen Sprache 
iſt ja durchaus kein Hinderniß für den unmittel— 
baren Eintritt in die Praxis. Die Deutſchen haben 
vor Jahrhunderten in Italien lateiniſche Vorleſun— 
gen gehört und doch daheim deutſch praktieirt. Jta- 
liener, Franzoſen und Deutſche wurden einſt latei— 
nijd unterrichtet und haben doch in ihrer Volks- 
ſprache prafticirt. 

Die Univerſitäten ſind überhaupt — wie ich 
weiters bemerken muß — nicht dazu da, um eine 
Volksſprache zu entwickeln, und namentlich nicht, um 
deren Ausbildung für die Praxis zu vermitteln, fon- 
dern ſie haben die höhere, reinere Aufgabe, Pfleg— 
ſtätten der Wiſſenſchaft zu ſein. An den Univerſitäten 
müſſen daher jene Sprachen in Gebrauch ſein, welche 
ſich als geeignete Inſtrumente, als geeignete Organe 
für die Wiſſenſchaft darſtellen. Ob dies mit dem Rumä— 
niſchen der Fall iſt, das zu beurtheilen bin ich nicht 
im Stande. Nur das Eine weiß ich, daß der Unter— 
richt in einer fremden Sprache, wie ehemals im 
Lateiniſchen und jetzt im Deutſchen, durchaus kein 
Hinderniß für die Entwicklung der Volksſprache iſt, 
da für dieſe nicht nur in den Mittelſchulen, ſondern 
durch eigene Lehrkanzeln auch an den Univerſitäten 
geſorgt werden ſoll. Die Volksſprache wird aber 
erſt dann als Organ der Wiſſenſchaft dienen können, 
wenn ſie ſelbſt eine vollkommene Culturſprache ge— 
worden, und wenn ſie die Trägerin iſt nicht bloß 
der nationalen Entwicklung, ſondern überhaupt der 
wiſſenſchaftlichen Erwerbungen der Welt. 

Die deutſche Sprache iſt auch beſcheiden zurück— 
getreten vor der lateiniſchen, denn an den deutſchen 


Hochſchulen hat man ohne Beeinträchtigung der deut— 
ſchen Sprache lateiniſch unterrichtet bis ungefähr zum 
Jahre 1740. Die deutſche Sprache hat ſich beſchei— 
den zurückgezogen, und ſich nicht zu frühzeitig auf die 
Lehrſtühle gedrängt, ſondern ſie hat an ihrer eigenen 
Ausbildung gearbeitet und ſich namentlich an den 
claſſiſchen Sprachen herangebildet, bis fie auf jene 
Höhe gelangte, wo ſie ſich den Wiſſenſchaften als 
geeignetes Inſtrument anbieten konnte. Erſt von da 
an hat ſie einen Lehrſtuhl nach dem anderen in Be— 
fig genommen, eine Disciplin nach der anderen ers 
obert und iſt auf den Univerſitäten herrſchend ge— 
worden. 

Wenn die einzelnen Volksſprachen ſeinerzeit 
eine ſolche literariſche Entwicklung, eine ſolche wiſſen— 
ſchaftliche Ausbildung gewonnen haben werden, daß 
ſie Trägerinnen aller Wiſſenſchaft ſind, die auf der 
Univerſität gelehrt wird, dann können ſie auch Organe, 
der akademiſchen wiſſenſchaftlichen Gedankenmitthei— 
lung ſein, aber jetzt, meine Herren, die Univerſität in 
Czernowitz zu einer polyglotten Anſtalt machen, 
würde einmal den Staatsſchatz ungebührlich belaſten, 
— denn es hieße ſoviel als drei Univerſitäten in Eine 
zuſammenbinden — und weiter wäre es der Verbrei— 
tung der Wiſſenſchaft, alſo jener reinen Aufgabe, 
welcher die Univerſitäten zu dienen haben, durchaus 
nicht günſtig. 

Meine Herren! Errichten wir daher die Univer— 
ſität in Czernowitz auf jener Grundlage, die die 
Ausſchußanträge enthalten, errichten wir ſie als 
Pflanzſtätte deutſcher Wiſſenſchaft und Lehre und 
geben wir ihr die Aufgabe, durch die milde und ver— 
ſöhnende Macht der Cultur die verſchiedenſprachigen 
Völker zu einer geiſtigen Einheit zuſammenzuführen, 
ohne ihre nationale Einheit irgendwie zu zer— 
ſtören. 

Je mehr ihr dieſes große Werk gelingt, deſto 
mehr werden die Angehörigen der verſchiedenen 
Stämme ſich für das öſterreichiſche Geſammtvater— 
land erwärmen, deſto inniger werden ſie an dem gro— 
ßen Völkerreiche hängen, das allein die große Miſ— 
ſion vollbringen kann, ihnen eine höhere Cultur zu 
bieten und zugleich ihre nationale Eigenheit zu 
ſchonen. Errichten wir daher bie Univerfitát in Czer- 
nowitz und rufen wir ihr durch einen möglichſt ein— 


helligen Beſchluß ein glückverheißendes Vivat! 
crescat! floreat! zu. (Beifall links und im 
Centrum.) 


(Minister fiir Cultus und Unterricht Dr. 


v. Stremayr meldet sich zum Worte.) 


Präſident: Seine Excellenz der Herr Mi— 
niſter für Cultus und Unterricht hat das 
Wort. 


Miniſter für Cultus und Unterricht Dr. v. 
Stremayr: Ich habe den Standpunkt ber Ree 


en 


gierung in dieſer Frage bereits in der Budget- 
debatte erörtert; derſelbe iſt heute theils mit 
patriotiſcher Wärme, theils mit dem weiteſtgehenden 
Detail der Gründe von Neuem motivirt worden. 
Ich habe daher vom Standpunkte der Regie— 
rung nur die dringende Bitte an das hohe Haus 


zu richten, dem vorliegenden Geſetze die Zuſtimmung 


zu geben. ( Beifall.) 


Präſident: Mit Rückſicht auf die neue Ge— 
ſchäftsordnung muß ich nur die Frage ſtellen, ob Je— 
mand das Wort wünſcht. Da dies nicht geſchieht, 
iſt die Generaldebatte geſchloſſen; ich 
ſchreite zur Abſtimmung über das Geſetz, 
vorbehaltlich der Abſtimmung über die Nefol 
tion, welche zum Schluſſe vorzunehmen ſein 
wird. Ich bitte diejenigen Herren, welche dafür ſind, 
daß das Geſetz, betreffend bie Errichtung einer 
Univerſität in Czernowitz und die Feſt 
ſetzung der ſyſtemmäßigen erften Gehalts 
ſtufe der Profeſſoren an derſelben, zur 
Grundlage der Specialdebatte angenommen 
werde, fid) zu erheben. (Geschieht.) Es ift auge 
nommen. 

Nun erſuche ich jene Herren, welche dafür find, 
daß das Geſetz betreffend die Eröffnung eines 
Nachtragtseredites für das Jahr 1875 für 
die Univerſität in Czernowitz, zur Grund— 
lage der Specialdebatte genommen werde, 
fid) zu erheben. (Geschieht.) Es ift angenommen. 

Ich bitte den $. 1 des erſten Geſetzentwurfes 
zu verleſen. 


Berichterſtatter Dr. Wildauer (liest $. 1 des 
I. Gesetzes aus 319 der Beilagen). 
Abgeordneter Dumba meldet fid) zum Worte, 


Präſident: Herr Abgeordneter Dumba hat 
das Wort. 


Abgeordneter Dumba: Der §. 1 beſagt, daß 
die Unterrichts- und Geſchäſtsſprache an dieſer 
Univerſität die deutſche it. Es ift (Mon von Seite 
des Herrn Berichterſtatters erörtert worden, welche 
Bedeutung dieſe Beſtimmung des Geſetzes habe und 
glaube ich wohl hierüber nicht weiter Worte verlieren 
zu ſollen, indem ich mich einfach mit ſeinen diesbezüg— 
lichen Auseinanderſetzungen einverſtanden erkläre. 
Allein ich glaube, daß es in der Würde des geſetz— 


daß die Beſtimmung desſelben nicht durchführbar iſt, 
eine Ausnahme gleich ſtipulirt werde, und zwar 
gerade in Bezug auf die theologische Facultät. Ins— 
beſondere ift e$ bei der griechiſch-orientaliſchen Kirche 
nothwendig, da die Lithurgie immer in der Sprache 
des betreffenden Volksſtammes geleſen wird und 
daher in dieſer Sprache vorgetragen werden muß; 
es iſt dies insbeſondere nothwendig in Fächern, 
wie: der praktiſchen Theologie, Paſtoraltheologie, 
Lithurgik, Kathechetik, Homilethik, die in einer ande— 
ren als der Landesſprache, geradezu unmöglich 
gelehrt werden können. 

Ich würde mir daher erlauben, zu 8. 1 folgen— 
den Zuſatz zu beantragen (Vest): 

„An der theologischen Facultät ift nach 
Erforderniß der Vortrag einzelner Fächer 
in einer anderen Sprache zuläſſig“ — 

und erlaube mir weiters die Bemerkung, daß der Fi— 


gebenden Körpers begründet iſt, daß er beſtrebt iſt, 
die Beſtimmungen eines Geſetzes überhaupt in ſtreng— 
ſter Weiſe zur Ausführung gelangen zu laſſen; nun 
iſt es unleugbar, daß die Durchführung der Beſtim— 
mung des $. 1, was die theologische Facultät an— 
belangt, in dieſer Weiſe geradezu unmöglich iſt; es iſt 
unmöglich, daß in den Fächern der praktiſchen Theo— 
logie in deutſcher Sprache vorgetragen werde. Ich 
glaube daher, daß es beſſer iſt, wenn im Geſetze 


nanzausſchuß dem Herrn Berichterftatter bie Ermäch— 
tigung gegeben hat, ſich im Namen des Ausſchuſſes 
mit dieſem Antrage einverſtanden zu erklären. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dum ba 
beantragt zu $. 1 folgenden Bujak: € Liest denselben). 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Er iſt 
unterſtützt. 

(Abgeordneter Dr. Kronawetter meldet sich 
zum Worte,) e 

Der Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter hat 
das Wort. 

Abgeordneter Dr. Kronawetter: Ich kann 
mich nur gegen den Antrag des unmitelbaren Herrn 
Vorredners ausſprechen; wenn alle Gegenſtände an 
den anderen Facultäten in der deutſchen Sprache 
bocirt werden können, fo ſehe ich nicht ein, warum 
gerade bei der theblogiſchen Facultät eine Ausnahme 
gemacht werden ſoll. Sind alle anderen Gegen— 
ſtände in deutſcher Sprache verſtändlich, ſo ſind es 
auch diejenigen Doctrinen, die hier vorgetragen 
werden ſollen; ſie ſind in deutſcher, lateiniſcher, 
griechiſcher und wie immer Namen habender Sprache 
gleich verftändlid, und fefe ich darum keinen Grund 
für den Antrag des Herrn Vorredners ein. 

(Abgeordneter v, Hormuzaki meldet sich 
zum Worte.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete v. Dor: 
muzaki hat das Wort. 


Abgeordneter v. Hormuzaki: Ich erlaube 
mir die Streichung des zweiten Alinea des 
8. 1, welches bejagt: „Die Unterrichts: und Gee 
ſchäftsſprache iſt die deutſche“ zu beantragen. 
Dieſe Beſtimmung findet ſich auch in der Regierungs— 
vorlage nicht vor, und gehe ich demnach auf die Re— 
gierungsvorlage zurück. Eine ſolche Beſtimmung kommt 


ſelbſt, gerade dort, wo man die Ueberzeugung hat, faſt bei keiner der anderen öſterreichiſchen Univerſitäten 


— wie man mich wenigſtens allgemein verſicherte — 
vor, Es ift aber andererſeits kein Grund vorhanden, 
eine Neuerung diesfalls einzuführen, und wäre dies 
auch eine Anomalie, denn es ſtünde im Widerſpruche 


licht nur mit dem Antrage des geehrten Herrn Vorred— 


ners, Herrn Abgeordneten Dumba, ſondern auch mit 
den vorhergegangenen Amendements, welche ſowohl 
von rumäniſcher, als auch rutheniſcher Seite in der 
Abſicht geſtellt wurden, um die diesfällige gerechte 
Berückſichtigung der nationalen Elemente, der Lan— 
desſprachen, zu erzielen. 

Ich glaube, das iſt eine interne Angelegenheit, 
welche man mit voller Beruhigung dem Profeſſoren— 
collegium im Einvernehmen mit dem Herrn Reſ— 
ſortminiſter überlaſſen kann, und aus dieſen Gründen 
erlaube ich mir den Antrag zu ſtellen: „Im $. 1 
iſt das zweite Alinea, welches lautet: „„Die 
Unterrichts- und Geſchäftsſprache derſelben iſt die 
deutſche““, zu ſtreichen.“ 


Präſident: Der Herr Abgeordnete v. Hor- 
muzaki beantragt, e$ fei das zweite Alinea 
des 8. 1, lautend (liest): 

„Die Unterrichts-undGeſchäftsſprache 
derſelben ift die deutſche“, zu ſtreichen. 

Der Antrag iſt in dieſer Form nicht zuläſſig, 
weil ablehnende Anträge nach der Geſchäftsord— 
nung überhaupt unzuläſſig ſind. 

Ich werde aber dem Wunſche des Herrn Ab— 
geordneten dadurch Rechnung tragen, daß ich die 
Abſtimmung über 8.1 getrennt vornehme. 
Diejenigen Herren, welche für die Annahme des 
Hormuzaki'ſchen Antrages ſind, werden ſohin 
gegen das zweite Alinea ftimmen. 

Wünſcht noch Jemand das Wort? 

(Abgeordneter Dr. Tomasxexuk meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Tomaszezuk hat 
das Wort. 


Abgeordneter Dr. Tomaszezuk: Ich habe 
mich fd)on in der Generaldebatte dahin ausgeſpro— 
chen, daß ich es gerechtfertigt finde, wenn der neu 
zu errichtenden Univerſität der deutſche Charakter 
gewahrt wird. Nichtsdeſtoweniger glaube ich, daß 
der Antrag des Herrn Abgeordneten Dumba in der 
vorgetragenen Faſſung, wiewohl er bezüglich der 
theologiſchen Facultät eine Ausnahme gewähren will, 
nicht annehmbar iſt, und zwar aus dem Grunde, 
weil dieſer Antrag ſich nicht begnügt, den deutſchen 
Charakter der Univerſität in Czernowitz zu wahren, 
ſondern es geradezu unmöglich machen würde, daß 
an den weltlichen Facultäten dieſer Univerſität auch 
nur über ein einzelnes Nebenfach in einer anderen als 
der deutſchen Sprache Vorträge gehalten werden, 
während an allen öſterreichiſchen Univerſitäten ohne 
Ausnahme die Möglichkeit beſteht, daß, wenngleich 
die Unterrichtsſprache die deutſche iſt, dennoch einzelne 
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Vorträge auch in einer anderen Sprache gehalten 
werden können. 

Der deutſche Charakter der Univerſität hat 
nur zur Folge, daß die Disciplinen der ordent- 
lichen Lehrkanzeln in deutſcher Sprache vorgetragen 
werden müſſen. Wenn aber ein Privatdocent, wel— 
cher nicht vom Staate bezahlt wird, und der alle 
Vorbedindungen, welche man nach der Geſetzgebung an 
denſelben ſtellen kann, erfüllt, ſich meldet, um viel— 
leicht Vorträge über einen oder den anderen Gegen— 
ſtand in einer anderen als der deutſchen Sprache zu 
halten, ſo, glaube ich, liegt kein zwingender Grund 
vor, dieſe Möglichkeit auszuſchließen. 

Ich gehe durchaus nicht ſoweit, um jenen An— 
trägen zuzuſtimmen, welche der Herr Abgeordnete 
aus dem Großgrundbeſitze meines Heimatslandes 
geſtellt hat. Ich glaube, daß es nicht zweckmäßig iſt, 
Parallelkanzeln zu errichten, wie wir ſie z. B. an 
den Univerſitäten Innsbruck und Graz haben, 
wo man, weil man nicht tüchtige Lehrkräfte hat, 
genöthigt iſt, den erſten beſten Supplenten zuzulaſſen, 
deſſen Fähigkeit zum Lehrfache in erſter Linie nur 
nach der Kenntniß der Vortragsſprache beurtheilt 
zu werden pflegt. 

Ich möchte durchaus nicht, daß ſich eine ähnliche 
Uebung an der neuen Univerſität einbürgere. Wenn 
aber irgend Jemand allen Anforderungen des Ge— 
ſetzes entſpricht, ſo mag ihm die Möglichkeit geboten 
werden, allfällig in einer anderen, etwa in einer der 
Landesſprachen Vorträge zu halten. 

Ich erlaube mir daher zum zweiten Alinea 
des $. 1 den Antrag zu ſtellen (Vest) : 

„Das zweite Alinea des 8. 1 habe zu 
lauten: 

„„Die Geſchäftsſprache dieſer Univerſität, 
ſowie die Unterrichtsſprache an den welt— 
lichen Facultäten derſelben ijt die deutſche.““ 
Dadurch iſt der Charakter der Univerſität als 

einer deutſchen gewahrt; es iſt aber auch anderer— 
ſeits die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß, wenn 
den geſetzlichen Vorausſetzungen Genüge gethan und 
die Lehrkanzeln durch deutſche Kräfte beſetzt ſind, 
Privatdocenten, welche in einer anderen Sprache 
vortragen wollen, ſich habilitiren können. | 

Es liegt mir aber auch noch aus einem anderen 
Grunde daran, daß die Frage bezüglich der theolo- 
giſchen Facultät hier in dem Geſetze nicht gelöſt 
werde. 

Die Sprachenfrage bezüglich der theologiſchen 
Facultäten iſt ja bei uns überhaupt noch gar nicht 
gelöſt, und ſelbſt an Univerſitäten, deren deutſcher 
Charakter gar nicht geleugnet wird, wird gerade in 
den theologischen Facultäten die Mehrzahl der Vor— 
träge in einer anderen als der deutſchen Sprache 

gehalten. 

Hier kommt aber auch noch der Umſtand in 
Betracht, daß die theologiſche Facultät nicht aus dem 
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Staatsſäckel erhalten werden foll, ſondern die Koften Mir ſcheint daher, daß durch dieſes Alinea wohl 
für die Facultät vollſtändig und ausſchließlich aus nichts Anderes geſagt werden ſoll, als daß der 
dem griechiſch-orientaliſchen Religionsfonde beſtritten Charakter dieſer Univerſität in Czernowitz ein 


werden ſollen. deutſcher fein ſoll. (Rufe: So ist es!) 
Es war bisher immer ein Grundſatz der Geſetz— Präſident: Gemäß der neuen Geſchüftsord— 


gebung, daß Derjenige, welcher das Geld hergibt, auch | nung frage ich, ob noch Jemand das Wort verlangt? 
die Unterrichtsſprache zu beſtimmen hat, das ſind WL) (Niemand meldet sich.) Es iſt nicht der Fall. Ich 
gegenwärtigen Falle die Verwalter des Religions- erfläre die Debatte wieder für geſchloſſen. 
fondes. Die Kirchenbehörden, welche zunächſt auf das Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 
praktiſche Bedürfniß der Seelſorge Rückſicht nehmen b 
müſſen, legen bei gewiſſen eventuellen Lehrgegen= | Berichterſtatter Dr. Wildauer: Ich bin von 
ſtänden darauf Gewicht, daß der künftige Seelſorger dem Budgetausſchuſſe ermächtigt, dem 
die Sprache ſeiner Pfarrlinge genau kenne. Zuſatzantrage des Herrn Abgeordneten 
Und um Conflicten in einer rein formalen Dum ba die Zuſtimmung auszusprechen. Da- 
Sache zwiſchen den Vertretern desReligionsfondes und gegen fehlt mir eine ähnliche Befugniß, irgend einem 
der Staatsverwaltung zu vermeiden, glaube ich, daß anderen der von anderer Seite geſtellten Anträge 
die Sprachenfrage bezüglich der theologiſchen Facul- zuzuſtimmen. Ich kann daher nur mit Beziehung auf 
tät hier gar nicht berührt werden foll. Dadurch wird das, was ich in meinem Schlußworte angeführt 
nicht ausgeſchloſſen, daß gewiſſe Fächer in deutſcher habe, die Ablehnung der anderweitigen Anträge em— 
Sprache vorgetragen werden, da ſchon gegenwärtig, pfehlen. 
obgleich die Anſtalt nur eine Diöceſananſtalt iſt, an Präſident: Ich ſchreite nun zur Abſtim— 
der theologiſchen Facultät in Czernowitz gewiſſe mung. Ich werde bei der Abſtimmung fo vorgehen, 
Gegenſtände in deutſcher Sprache vorgetragen werden. daß ich bei 8. 1 eine getrennte Abſtimmung dor: 
(Bravo! Bravo!) nehme; zuerſt das exfte Alinea nach dem Antrage des 
Ausſchuſſes, dann den Antrag des Herrn Abgeordne— 
Präſident: Wünſcht noch Jemand zu Alinea 2 ten Dr. Tomaszezuk als zweites Alinea, und falls 
des $. 1 zu ſprechen? (Niemand meldet sich.) Dal dieſer abgelehnt wird, das zweite Alinea nach dem 
dies nicht der Fall iſt, erkläre ich die Debatte Antrage des Ausſchuſſes, und endlich den Zuſatzantrag, 


für geſchloſſen. welchen der Herr Abgeordnete Dumba geſtellt hat. 
Ich werde vorerſt die Unterſtützungsfrage bezüg- (Zustimmung.) 
lich des Antrages des Herrn Abgeordneten Dr. To— Ich erſuche jene Herren, welche nach dem An— 


maszezuk ſtellen. (Wiederholt denselben.) Ich erſuche trage des Ausſchuſſes als erſtes Alinea des 8.1 
diejenigen Herren, welche dieſen Antrag unterſtützen, annehmen wollen (liest) : 


fid) zu erheben. (Geschieht.) Derſelbe ift unter: „Es wird eine Univerſität in Czernowitz 

[tii t. errichtet, welche ihre Wirkſamkeit mit bent 
(Der Minister für Cullus und Unterricht Winterſemeſter 1875/76 zu beginnen hat“ — 

meldet sich zum Worte,) annehmen wollen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Das: 
Seine Excellenz der Herr Unterrichts- ſelbe ift angenommen. 

miniſter hat das Wort. Ich erſuche nun jene Herren, welche als zwei— 


; tes Alinea des $, 1 nad) dem Antrage des Herrn 
Minifter für Cultus und Unterricht Dr. v. Abgeordneten Dr. Tomaszezuk aufnehmen wollen 
Stremayr: Ich kann das zweite Alinea des 8. 1 | (liest): 


des Geſetzes „die Unterrichts- und Geſchäftsſprache „Die Geſchäftsſprache dieſer Univerſität, 

derſelben iſt die deutſche“ wohl nur ſo verſtehen, daß ſowie die Unterrichtsſprache an den weltlichen 

dies als Regel, als praktiſch für die Univerſität ſelbſt Facultäten derſelben iſt die deutſche“ — 

ausgeſprochen werde. fid) zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag ift in der 
Ich ſetze aber voraus und könnte dieſes Alinea | Minorität, 

nicht anders verſtehen, als daß an dieſer Univerſität, Ich erſuche nun jene Herren, welche nach dem 


ſowie an jeder anderen deutſchen Univerſität in Antrage des Ausſchuſſes als zweites Alinea 
Oeſterreich gewiſſe Gegenſtände, wie es die Natur des §. 1 aufnehmen wollen (lest) : 

der Sache, die Natur des Gegenſtandes ſelber mit „Die Unterrichts- und Geſchäftsſprache 
ſich bringt, auch in einer anderen Sprache vor— derſelben iſt die deutſche“ — 

getragen werden können; fo werden z. B. die fram-| jid) zu erheben. (Geschicht.) Dasſelbe ijt ange- 
zöſiſche, die italieniſche Literaturgeſchichte in fran- nommen. 

zöſiſcher, beziehungsweiſe italieniſcher Sprache vor— Der Herr Abgeordnete Dumba beantragt, es 
getragen, der eine oder andere Gegenſtand wird in ſolle als Zuſatz zum zweiten Alinea aufge- 
lateiniſcher Sprache vorgetragen und dergl. nommen werden (liest): 


—. 


Ich erſuche den Herrn Berichterſtatter Abgeord— 
neten Dr. Wildauer, die Debatte einzuleiten. 


Berichterſtatter Dr. Wildauer (von der Tri- 
bime): Hohes Haus! Bei der Einleitung der 
Generaldebatte erlaube ich mir einfach auf den ge 
gedruckten Bericht zu verweiſen, der in einer ſolchen 
Ausführlichkeit gehalten ijt, daß er die Geſichts— 
punkte klar hervortreten läßt, welche für die Aus— 
ſchußanträge entſcheidend waren. Eine Ergänzung 
der Begründung, ſoweit ſie ſich als nothwendig 
erweiſen dürfte, behalte ich mir für das Schluß— 
wort vor. 


Präſident: Ich eröffne die General— 
debatte über beide Geſetzentwürſe, da dieſelben 
im Zuſammenhange ſtehen. Es haben ſich zum 
Worte gemeldet die Herren Abgeordneten Ozarkie 
mica und Gomperz. 

Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten Ozar— 
kiewiez das Wort. 


Abgeordneter Ozarkiewiez: Mit dem größ 
ten Wohlwollen hat die rutheniſche Bevölkerung 
von Galizien und der Bukowina die Nachricht be 
grüßt, daß eine Univerſität in Czernowitz errichtet 
werden ſolle, wodurch derſelben die Möglichkeit ge— 


boten würde, ihre Bildungsbedürfniſſe im vollen 


Maße zu befriedigen. 

Mit ebenſo warmem Gefühle ſieht dieſelbe der 
baldigen Eröffnung dieſer Univerſität entgegen, 
welche ſchon mit dem nächſten Schuljahre erfolgen 
ſoll, was auch bereits der Budgetausſchuß in ſeinem 
Berichte auf Grund der Regierungsvorlage befür— 
wortet. 

Ich bin mit den Anträgen des Ausſchußberich— 
tes gänzlich einverſtanden und werde für dieſelben 
ſtimmen. Ich kann jedoch den Umſtand nicht ver— 
hehlen, daß ſich in demſelben eine Lücke befindet, 
deren Ausfüllung die rutheniſche Bevölkerung von 
Galizien und der Bukowina ſehnſuchtsvoll erwartet, 

Nach den Erläuterungen Seiner Excellenz des 
Herrn Cultusminiſters in der Abendſitzung vom 
7. December 1874, in den von der hohen Regierung 
in Betreff der Nachtragseredite zum Budget pro 
1875 gegebenen Erläuterungen, wie auch in dem 
Motivenberichte des Budgetausſchuſſes ſelbſt iſt es 
überall erſichtlich, daß bei der Errichtung der Uni— 
verſität in Czernowitz dafür geſorgt werden ſoll, 
daß auch den Bedürfniſſen der rutheniſchen Bevöl— 
kerung im vollſten Maße entſprochen werde. 

Der Budgetausſchuß bekennt in feinen Uus- 
führungen, daß in der Bukowina auch Ruthenen ſind, 
daß den Gedanken der Bildung auch die rutheniſche Na— 
tionalität lebendig begehrt und freudig hernimmt, daß 
dieſes rutheniſche Element eine bedeutende Anzahl von 
den rutheniſchen Studirenden geben kann, denn von die— 
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ſem Elemente kann ein Contingent auf zwei Fünftel im 
Vergleiche mit anderen Univerſitäten, jährlich gerechnet, 
ungefähr gegen 200 Studirende rutheniſcher Nationa— 
lität betragen, und wenn man ferner auf den Jahres— 
bericht des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unter— 
richt, welcher für das Jahr 1874 vorgelegt wurde, 
einen Blick wirft, ſieht man ang deffen ſtatiſtiſchen 
Tabellen, daß am k. k. Obergymnaſium zu Czer— 
nowitz, wo die rutheniſche Sprache obligat 
iſt, mit Ende des zweiten Semeſters 1874 mit Rück— 
ſicht auf die Mutterſprache der Schüler 163 Deutſche, 
85 Polen, 149 Ruthenen, 105 Rumänen, 2 Magya— 
hren und 2 Angehörige anderer Nationalitäten inferi- 
birt find. 

Da alſo bei Vergleichung der rutheniſchen 
und rumäniſchen Schülerzahl ein Uebergewicht 
auf Seite der Ruthenen mit 44 Köpfen zu erſehen 
iſt, ſo glaube ich, wenn im Budgetausſchuſſe für die 
rumäniſche Nationalität gehörig vorgeſorgt wurde, 
ſoll in gleichem Maße auch auf die rutheniſche Na— 
tionalität in der Bukowina und in Galizien Bedacht 
genommen werden, und dies umſomehr, als bei der 
Gründung der in Rede ſtehenden Univerſität auf eine 
überwiegende Anzahl von Ruthenen hingewieſen 
wurde, welche in dieſer Hochſchule ihren Wiſſens— 
drang befriedigen und ihre Bildung im umfang— 
reichen Maße ſich erwerben wollen. 

Ich will nicht in die Urſachen eingehen, warum 
der Budgetausſchuß dieſen ſo wichtigen Umſtand, 
nämlich Berückſichtigung der rutheniſchen National— 
ſprache, für die ſtets verfaſſungstreue rutheniſche Bez 
völkerung von der Bukowina und Galizien nicht in 
Erwägung zog, zumal für die rumäniſche Bevöl— 
terung durch die vom Budgetausſchuſſe gefaßte Ne- 
ſolution hinlänglich vorgeſorgt iſt, und ich kann es 
nicht unterlaſſen, dem Gedanken Ausdruck zu geben, 
daß dieſe Zurückſetzung des rutheniſchen Elementes 
auf die geſammte rutheniſche Bevölkerung einen un— 
angenehmen Eindruck gemacht hat, was ich von 
meinen Wählern, deren Wahlbezirk eben an die 
Bukowina angrenzt, vernommen habe. 

Ich beantrage alſo hiermit eine Reſolu— 
tion mit folgendem Inhalte (liest) : 

„Das hohe Haus wolle beſchließen: 

„„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, 
jon bei der Eröffnung der Univerſität in 
Czernowitz eine ordentliche Lehrkanzel für 
die rutheniſche Landesſprache und Literatur 
zu errichten.““ 

Ich hoffe, daß das hohe Haus meinem Reſo⸗ 
lutionsantrage beiſtimmen wird, umſomehr, als auch 
die hohe Regierung bei Einbringung der Vorlage, 
betreffend die Eröffnung dieſes Nachtragseredites, 
fic) bereit erklärt hat, für die ſlaviſche Sprache 
gehörig zu ſorgen. 

Ich empfehle daher dieſen meinen Reſolutions— 
antrag aufs wärmſte der Würdigung des hohen 
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Hauſes. (Bravo! Bravo! auf den Bänken der 
Ruthenen. Unruhe im Hause. 
Glockenzeichen.) 


Präsident gibt das 


Präſident: Haben Herr Redner einen Antrag 
geſtellt? Es herrſcht eine ſolche Unruhe im Hauſe, 
daß ich nicht in der Lage war zu vernehmen, ob 
Herr Redner einen Antrag geſtellt haben. (Der Re- 
solulionsantrag wird überreicht.) 

Der Herr Abgeordnete Ozarkiewicz ſtellt 
folgenden Reſolutionsantrag: ( Wiederholt denselben.) 
Ich erſuche diejenigen Herren, welche benfelben 
unterſtützen, fid) zu erheben. '(Geschieht.) Derſelbe 
út unterſtützt. 

Wiünſcht noch Jemand zu ſprechen? 

(Abgeordneter Gomperx meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Gomperz hat das 
Wort. 


Abgeordneter Gomperz: Die günſtige Er— 
ledigung, welche die Regierungsvorlage über die 
Errichtung einer Univerſität in Czernowitz im 
Shope des Budgetausſchuſſes erfahren hat, über 
hebt mich der Aufgabe, für bie Regierungsvorlage 
ſelbſt einzutreten. 

Ich fühle mich jedoch verpflichtet, eine An— 
gelegenheit, die in innigem Zuſammenhange mit der 
Errichtung einer Univerſität in Czernowitz ſteht, 
heute zur Sprache zu bringen, weil ſich nicht wieder 
die Gelegenheit finden dürfte, die es geſtattet, dieſen 
Gegenſtand vor das hohe Haus zu bringen. 

Ich erlaube mir zu dieſem Zwecke, auf die 
Entſtehungsgeſchichte der Errichtung der Univerſität 
in Czernowitz mit wenigen Worten zurückzugreifen. 

Als die Verhandlungen im hohen Hauſe über 
das Unterrichtsbudget für das Jahr 1874 jtatte 
fanden, wurde im Berichte des verehrten Herrn 
Berichterſtatters ausdrücklich betont, daß es ein 
Bedürfniß ſei, eine neue Univerſität in Oeſterreich 
zu gründen. 

Die Motivirung des damaligen Herrn Bericht— 
erſtatters erlaube ich mir mit wenigen Worten zu 
recapituliren. Er ſagte unter Anderem: „Als eines 
der bedeutendſten Hinderniſſe des weiteren günſtigen 
Aufſchwunges der Hochſchulen müſſe, insbeſondere 
was alle mit Demonſtrationen verbundenen Collegien 
betrifft, die Ueberfüllung einzelner Facultäten an— 
geſehen werden.“ 

Der Ausſchuß hielt hierbei ſich vor Augen die 
Wirkſamkeit der Hochſchulen im nördlichen Deutſch— 
land und die große Anzahl kleinerer Univerſitäten 
daſelbſt. 

Es wird ſonach in dieſem Berichte des Abge— 
ordneten ChuardS ue $ auf die Univerſitäten in Defter- | 
reich ein Blickgeworfen, auf deren Gründungsgeſchichte, 
auf deren Frequenz und ſchließlich der Antrag ger | 


ſtellt: „Das hohe Haus wolle beſchließen, es feil 
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durch eine Reſolution die hohe Regierung einzuladen, 
in der nächſten Seſſion Vorſchläge über die Grün— 
dung einer neuen Univerſität zu erſtatten.“ 

Wenn man ſich auch damals darüber nicht klar 
ausgeſprochen hat, welcher Zweck mit dieſer Reſolu— 
tion erreicht werden ſoll, glaube ich, iſt es doch kaum 
außer Zweifel geſtellt, daß damit die Errichtung einer 
Univerſität in der Bukowina nicht gemeint geweſen 
ſei. Denn weder die Vermeidung der Ueberfüllung 
einer Facultät an anderen Univerſitäten, noch die 
Befriedigung des Bedürfniſſes, mit Demonſtrationen 
verbundene Collegien einzuführen, noch auch die 
vielfache geiſtige Coneurrenz, welche nun Hervor- 
gerufen werden ſoll — wird durch Errichtung einer 
Univerſität in Czernowitz erreicht. Ich verkenne nicht 
das politische Moment, welches durchſchlagend fein 
mag und der Regierungsvorlage auch zum Siege 
verholfen hat; allein die Motive, welche das Haus 
damals zur Grundlage be v Beſchlüſſe angenommen 
hat, werden nicht durch die Er richtung einer Univerſität 
in Czernowitz in Erfüllung gebracht, daß hierdurch 
nämlich bie Ueberfüllung an anderen Univerſitäten 
vermindert werde und daß der mit Demonſtration 
verbundene Unterricht einen beſſeren Fortgang 
erlange. Dieſen Erfolg kann unmöglich die Errichtung 
einer Univerſität in Czernowitz erlangen — denn 
in der Regierungsvorlage heißt es, daß die Er— 
richtung einer medieiniſchen Facultät daſelbſt aus— 
geſchloſſen iſt. 

Seit einer Reihe von Jahren hat ſich das Land 
Mähren um die Errichtung einer Univerſität be— 
worben, es wurden in dieſem Hauſe ſelbſt ver— 
ſchiedene Reſolutionen beſchloſſen, welche darauf 
abzielten, die Regierung einzuladen, die Univerſität 
in Mähren, welche durch 300 Jahre beſtanden hat, 
zu reactiviren. 

Im allerunterthänigſten Vortrage des Herrn 
Unter richtsminiſters vom 26. November 1874 wird 
ausdrücklich betont, daß Mähren dasjenige Land ſei, 
welches ein erhebliches Contingent an die juriſtiſche 
und medieiniſche Facultät ſtelle, und welches es in 
erſter Linie verdiene, eine Univerſität zu erlangen 
Es wird auch in dieſem allerunterthänigſten Vor— 
trage geſagt, daß die Wiener und Prager Univerſität 
zuſammen für eine Bevölkerung von 10 Millionen 
Seelen ausreichen ſollen — während z. B. in Deutſch⸗ 
land auf eine ſolche Bevölkerung durchſchnittlich fünf 
Univerſitäten kommen — endlich daß es zweifellos ſei, 
daß eine Univerſität, welche mit dem Zwecke der Ab— 
leitung der Frequenz der Wiener Univerſität errichtet 
wird, nur nach Mähren verlegt werden kann. Es 
iſt hierdurch ein klarer Fingerzeig gegeben, daß 
neben den Univerſitäten in Wien und Prag eine 
ſolche in bem Nachbarlande Mähren ebenfalls noth- 
wendig ſei. 

Die ſtatiſtiſchen Daten ſprechen gleichfalls ganz 
deutlich dafür, daß Mähren nicht länger umgangen 


— 


werden könne, wenn es ſich um Errichtung einer 
Univerſität handelt. 

Abgeſehen von jenen Ziffern, welche klar dar— 
legen, daß Mähren vermöge ſeiner Steuerleiſtung 
gewiß einen gerechten Auſpruch auf eine Univerſität 
habe — Mähren zahlt an directen Steuern neun Mil— 
lionen, gegenüber den 850.000 fl., welche die Buko— 
wina zahlt — abgeſehen davon, daß Mähren 20 Gym- 
naſien mit einer Frequenz von 4700 Schülern 
beſitzt, und das Land Schlejien fünf Gymnaſien mit 
einer Frequenz von 1000 Schülern, während die 
Bukowina nur zwei Gymnaſien mit einer Frequenz 
von kaum 1000 Schülern beſitzt, iſt es auch durch 
ſtatiſtiſche Erhebungen feſtgeſtellt, daß die Zahl ber 
Abiturienten von mähriſchen Gymnaſien ſich jährlich 
auf 200 bis 300 beläuft, daß in Schleſien nahezu 
80 Schüler im letzten Jahre ein Zeugniß der Reife 
erhielten, während in der Bukowina dieſe Zahl im 
vorigen Jahre 36 betrug, eine Zahl, welche von der 
Stadt Brünn allein überflügelt wird, denn die Zahl 
derjenigen Schüler, welche im vorigen Jahre in 
Brünn die Maturitätsprüfung mit dem Zeugniß der 
Reiſe abgelegt haben und nach Brünn zuſtändig ſind, 
betrug allein 60. 

Es kann daher keinem Zweifel unterliegen, daß 
früher oder ſpäter daran gegangen werden muß, in 
Mähren eine Univerſität zu errichten. Ob nun die 
Wahl des Ortes von der hohen Regierung und von 
dem hohen Reichsrathe auf Brünn oder Olmütz 
fallen wird, möge eine offene Frage bleiben. Es 
mögen die Erhebungen von Seite der Regierung 
jortgejeht werden; es möge die Opferwilligkeit ber 
beiden Städte ermeſſen, vor Allem die Zweckmäßig— 
leit hinreichend gewürdigt werden, und ich bin über— 
zeugt, die Regierung und die geſetzgebenden Körper 
werden hierbei das Richtige treffen. 

Wird aber heute die Univerſität in Czernowitz 
beſchloſſen, dann möge das hohe Haus die Güte 
haben, neuerdings durch einen Beſchluß zu bekräftigen, 
daß der Wunſch vorhanden iſt, daß ſobald als 
möglich auch in Mähren eine Univerſität errichtet 
werde; man müßte ſonſt mit Recht beſorgen, daß 
für eine lange Reihe bon Jahren, und vielleicht für 
immerwährend, dieſe Frage von der Tagesordnung 
geſtrichen und kaum mehr eine Ausſicht vorhanden 
iſt, daß Mähren das ſo lange erſehnte Ziel erreicht. 

Aus dieſen Gründen erlaube ich mir in der 
Generaldebatte eine Reſolution anzumelden, die 
folgendermaßen lautet (liest) : 

„Die Regierung wird aufgefordert, die 
Erhebungen wegen Errichtung einer Univer— 
fitát in Mähren fortzuſetzen und bald— 
möglichſt die diesbezügliche Vorlage zur ver— 
faſſungsmäßigen Behandlung zu bringen.“ 
Ich glaube, daß die Reſolution in dieſer 

Faſſung vom hohen Hauſe angenommen werden 
könne, denn ſie präjudicirt der Regierung in keiner 
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Weiſe; ſie ſpricht nur den Wunſch aus, daß die 
Erhebungen fortgeſetzt werden, daß die Regierung 
nicht aufhöre, das Project im Andenken zu behalten, 
daß nicht durch den Beſchluß, der heute bezüglich 
der Univerſität in Czernowitz gefaßt wird, die Frage 
der Errichtung einer Univerſität in Mähren von der 
Tagesordnung geſtrichen werde; und Sie werden die 
Bevölkerung des reichstreuen Landes Mähren, wel 
ches vermöge ſeiner vorgeſchrittenen Cultur und mit 
Rückſicht auf ſeine induſtriellen und gewerblichen 
Verhältniſſe zu den hervorragenden und bedeuten— 
zen Provinzen zählt, zufriedenſtellen. Ich gebe nicht 
die Hoffnung auf, daß auf dieſe Weiſe endlich das— 
jenige Ziel erreicht wird, das ſeit Jahren von 
meinem Heimatlande angeſtrebt wird. Ich erlaube 
mir daher die Reſolution der Annahme des hohen 
Hauſes dringend zu empfehlen. (Bravo! Bravo!) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Gom 
pers beantragt eine Reſolution, welche folgender 
maßen lauten foll: (Wiederholt dieselbe.) Jene 
Herren, welche dieſe Reſolution unterſtützen, wollen 
fid) erheben. (Geschieht.) Sie ift unterſtützt. 

Wünſcht noch Jemand das Wort? 

(Abgeordneter Dr. Russ meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Ruß hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Ruß: Es iſt eine von dem 
Gegenſtande der Tagesordnung mehr abſeits liegende 
Frage, welche ich mir nur anzuregen erlauben will, 
Es iſt auch nicht bloß der ſpäte Zeitpunkt, in dem 
dieſe beiden Geſetzentwürfe dem hohen Hauſe zur 
Berathung vorliegen, welcher mich bewegt, nur ganz 
kurz dieſer Anregung Ausdruck zu geben. 

Es iſt eine bekannte Thatſache, daß die Reform 
der Univerſitäten, die Organiſation ihres Unterrichtes 
und die Frage der Specialſchulen feit längerer Zeit 
und mamentlich in Deutſchland auf der Tagesord— 
nung ſteht. In conereteſter Weiſe hat ſich dies 
in der Schaffung einer ſtaatswiſſenſchaftlichen und 
einer mathematiſch-naturhiſtoriſchen Facultät aus— 
gedrückt. | 

Namentlich über die erſtere find bie Erfahrun— 
gen in mehreren Ländern fon viele Jahre alt, und 
dieſe Erfahrungen haben dort ſo ſehr zu Gunſten 
dieſer Organiſation geſprochen, daß es Niemandem 
eingefallen iſt, dieſe Facultäten etwa wieder auf— 
zuheben, und namentlich in Oeſterreich, wo vielfache 
Klagen über mangelhafte theoretiſche oder wiſſen— 
ſchaftliche Bildung in einigen Zweigen der politiſchen 
Verwaltung zu vernehmen ſind, dürfte die Schaffung 
von ſtaatswiſſenſchaftlichen Facultäten nicht ohne 
Bedeutung ſein. Ich bedauere, daß ſowohl die 
Verhandlungen, als der Bericht in gar keiner 
Weiſe Anlaß zur Anregung dieſer Frage im 
hohen Hauſe gegeben haben, und auch dies iſt 
mit ein Grund, daß ich mir nicht erlauben darf, 
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zu fo fpäter Zeit die Aufmerkſamkeit des hohen 
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Bevölkerung in der Bukowina wird von der rumäni— 


Hauſes für diefe, wenn gleich außerordentlich wich- den nicht überwogen, und ich glaube, daß die 


tige Frage in Anſpruch zu nehmen. 

Aber bedauern darf ich, daß eine ſo günſtige 
Gelegenheit vorübergehen muß, welche uns geboten 
war, über dieſe Frage vielleicht ſogar ſchlüſſig zu 
werden; denn eine allſeitige, plötzliche und gleich— 
zeitige Reform der Organiſation der Univerſitäten 
in dieſer Richtung würde kaum vom Guten ſein. 
Ich beſchränke mich in dieſem Augenblicke auf dieſe 
Anregung und auf jenen Ausdruck des Bedauerns 
und erlaube mir nur, damit meinen Standpunkt zu 
wahren, wenn ich dieſen beiden Geſetzentwürfen zu— 
ftimmen werde. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand in der 
Generaldebatte über die Geſetzentwürfe, betreffend 
bie ſyſtemmäßige erſte Gehaltsſtufe der Proſeſſoren 
an der zu errichtenden Univerſität in Czernowitz und 
die Eröffnung eines Nachtragseredites für das Jahr 
1875 für dieſe Univerſität, das Wort? 

(Abgeordneter Gierow ski meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Gierowski hat das 
Wort. * 


Abgeordneter Gierowski: Ich habe mir das 
Wort erbeten, um kurz die von dem Herrn Abge— 
ordneten Ozarkiewiez beantragte Reſolution zu 
befürworten. 

In den Erläuterungen zu dem Geſetzentwurſe, 


betreffend den Nachtragseredit für das Jahr 1875 


für die in Czernowitz zu errichtende Univerſität, iſt 
enthalten, daß auf der philoſophiſchen Facultät unter 
Anderem eine Lehrkanzel für die ſlaviſche Sprache 
errichtet werde. Nun iſt es mir nicht klar, welche 
ſlaviſche Sprache die hohe Regierung darunter ver— 
ſtanden hat. Sollte damit die altſlaviſche Sprache 
gemeint ſein, ſo iſt die Errichtung einer Lehrkanzel 
für die altſlaviſche Sprache allerdings zweckmäßig 
und nothwendig; aber hierdurch wird den Bedürf— 
niſſen der rutheniſchen Nationalität in der Bukowina 
nicht entſprochen. Denn die altſlaviſche Sprache 
unterſcheidet ſich weſentlich von der rutheniſchen 
Sprache, und wenn auch einerſeits richtig iſt, daß 
das Studium ber rutheniſchen Sprache ohne eine genaue 
Kenntniß der altflaviſchen Sprache nicht betrieben 
werden kann, ſo iſt andererſeits das Studium der 
altſlaviſchen Sprache ein ſelbſtändiges Ganzes für 
fih, eine Lehrkanzel für die altſlaviſche Sprache 
begreift alſo ipso facto noch nicht eine Lehrkanzel 
für die rutheniſche Sprache in ſich. Wenn daher 
den Bedürfniſſen der rutheniſchen Nationalität in der 
Bukowina entſprochen werden ſoll, ſo müßte auf der 
Univerſität in Czernowitz eine beſondere Lehrkanzel 
für die rutheniſche Sprache errichtet werden, dies er— 
fordert die Gerechtigkeit und der Grundſatz der 
Gleichberechtigung der Nationalitäten. Die rutheniſche 


rutheniſche Bevölkerung einen nicht minder wichtigen 
Factor dieſes Landes bildet, als die rumäniſche; 
und doch wurde von Seite des geehrten Ausſchuſſes 
nur auf die Bedürfniſſe der Rumänen der Bukowina 
Rückſicht genommen, indem von demſelben eine Reſo— 
lution beantragt wird, welche dahin zielt, daß die 
Regierung aufgefordert werde, anſtatt der ordent— 
lichen Lehrkanzel für orientaliſche Sprachen eine 
Lehrkanzel für Philologie der romaniſchen Sprachen 
und eine ordentliche Lehrlanzel für die rumäniſche 
Landesſprache und Literatur zu errichten. Ich meines— 
theils halte dieſen Antrag für vollkommen gerecht— 
fertigt, ich glaube aber, daß auch die Ruthenen nach 
dem gleichen Maßſtabe behandelt werden ſollen, denn 
gleiches Recht für Alle! 

Ich kann daher meine Verwunderung darüber 
nicht unterdrücken, daß ſowohl von Seite der hohen 
Regierung, als auch von Seite des geehrten Aus— 
ſchuſſes die Bedürfniſſe der rutheniſchen Nationalität 
im Lande Bukowina überſehen wurden, und dies 
umſomehr, da ja doch die Erwägungen, welche die 
hohe Regierung zur Errichtung einer Univerſität in 
Czernowitz, ſowie Jene, die den Ausſchuß dazu ver— 
anlaßt haben, dieſer Vorlage feine Zuſtimmung zu 
geben, doch eigentlich dazu hätten führen ſollen, daß 
die Errichtung einer Lehrkanzel für die rutheniſche 
Sprache an der Univerſität in Czernowitz eine Noth— 
wendigkeit ſei. 

Seine Excellenz der Herr Unterrichtsminiſter 
hat in der Sitzung vom 9. December 1874, als er 
dem hohen Hauſe die Allerhöchſte Entſchließung über 
die Errichtung einer Univerſität in Czernowitz zur 
Kenntniß brachte, darauf hingewieſen, daß dieſer Wet 
auch von der benachbarten rutheniſchen Bevölkerung 
Galiziens mit Befriedigung aufgenommen werden 
wird, und ich muß meinerſeits zur Steuer der Wahr- 
heit hier beſtätigen, daß die Kunde von der Errich— 
tung einer Univerſität in Czernowitz von der ruthe— 
niſchen Bevölkerung thatſächlich mit Befriedigung 
aufgenommen wurde. 

Und auch in dem vorliegenden Ausſchußberichte 
wird bei der Ermittlung der Beſuchsziffer auf der 
Ezernowiber Univerſität darauf hingewieſen, daß 
außer den Ruthenen, Rumänen und Deutſchen der 
Bukowina auch das rutheniſche Element von Galizien 
ein namhaftes Contingent an Studenten der Univer— 
ſität in Czernowitz zuführen wird. 

Unter Anderem wird hervorgehoben, daß von 
den 479 rutheniſchen Studirenden, welche im Som— 
merſemeſter 1874 die Univerſitäten Lemberg, Wien, 
Krakau und Prag beſuchten, zwei Fünftel ſich nach 
Czernowitz wenden werden. 

Iſt dieſe Annahme richtig — und ich glaube, 
dieſelbe iſt richtig — ſo iſt zu erwarten, daß die 
neue Univerſität, wenn nicht in überwiegender, ſo 


Haus der Abgeordneten. — 129. Sitzung der 8. Seſſion am 13. März 1875. 


doch in namhafter Zahl von rutheniſchen Studirenden 
beſucht werden wird, und es iſt daher nur gerecht 
und billig, daß für die ſtudirende Jugend eine beſon— 
dere Lehrkanzel für die rutheniſche Sprache und 
Literatur errichtet werde. 

Ich glaube ſomit die Nothwendigkeit der Er— 
richtung einer beſonderen Lehrkanzel für die ruthe— 
niſche Sprache und Literatur zur Genüge dargethan 
zu haben und halte auch dafür, daß dies eine 
Maßregel der Klugheit wäre. Im entgegengeſetzten 
Falle würde hierdurch Mißtrauen gegen die hohe 
Regierung in der rutheniſchen Bevölkerung ent— 
ſtehen; die Ruthenen würden darin eine Nichtbeach— 
tung ihrer Intereſſen und eine Bevorzugung der 
Rumänen erblicken. Dadurch würde im Lande Bu— 
fowina Zwietracht geſäet werden, was nach meiner 
Anſicht für die hohe Regierung nicht gleichgiltig ſein 
kann. Ich unterſtütze daher aufs wärmſte die vom 
Herrn Abgeordneten Ozarkiewicz geſtellte Mes 
ſolution. 

Was aber die Koſten betrifft, ſo glaube ich, 
daß dieſelben hierdurch nur um einen unbedeutenden 
Betrag vergrößert würden, nämlich um 1800 fl. an 
Gehalt und 400 fl. an Activitätszulage für den zu 
ernennenden Profeſſor der rutheniſchen Literatur, 
und es würde ſich ſonach das Erforderniß für 
die Univerſität in Czernowitz für das Studienjahr 
1875/76 um 550 fl. höher ſtellen. 

Ich erlaube mir daher den Antrag zu ſtellen, 
daß im Geſetze Il, betreffend die Eröff— 
nung eines Nachtragseredites für das 
Jahr 1875 für die Univerſität in Czer— 
nowitz, in Artikel 1 ein ordentlicher 
Credit ſtatt mit 21.143 fl. mit 21.693 fl. 
eingeſtellt werde, und erlaube mir dieſen An— 
trag dem hohen Haufe zur Annahme zu empfehlen. 
(Bravo! Bravo! rechts.) 


Präſident: Wünſcht noch Jemand in ber 
Generaldebatte ſowohl über die beiden Gefebente 
würſe, als auch über die von dem Herrn Abgeord— 


neten Oz arkiewiez geftellte Reſolution das Wort? 


(Abgeordneter v. Hor mus akr meldet sich.) 

Der Antrag des Herrn Abgeordneten Gie— 
rowski gehört in die Specialdebatte, ich werde ihn 
dann zur Unterſtützung bringen und erkläre die 
Generaldebatte für geſchloſſen. 


Abgeordneter v. Hormuzaki: Ich bitte, Herr 
Präſident, ich habe bereits vor Schluß der Debatte 
um das Wort gebeten. 


Präſident: Ich habe zwar die Generaldebatte 
geſchloſſen, wenn ſich der Herr Abgeordnete aber 
früher zum Worte gemeldet haben, bitte ich das 
Wort zu ergreifen. 
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Abgeordneter v. Hormuzaki: Es gibt befannt- 
lich über die vorliegende Angelegenheit, das iſt über 
die in Czernowitz zu errichtende Univerſität, verſchie— 
dene Anſchauungen. Es iſt nicht meine Abſicht, in 
eine Erörterung der Einwendungen und Bedenken 
einzugehen, die auf verſchiedenen Seiten des hohen 
Hauſes ſich äußerten. 

Was mich perſönlich anbelangt, ſo ſei mir 
geſtattet, meine eigene Anſchauung zum Ausdrucke 
zu bringen. Und ſo muß ich geſtehen, daß für mich 
das culturelle Moment, welches ich in der Regie— 
rungsvorlage erblide, das überwiegende, entſcheidende 
und maßgebende iſt, und daß ich als Bukowiner nach 
meiner unmaßgeblichen Anſicht keinen anderen Stand— 
punkt einnehmen kann, als denjenigen, der durch das 
Verhältniß meines nur allzu bildungsbedürftigen 
Heimatslandes gegenüber einem großen entwicklungs— 
fähigen und daher zukunftreichen Culturinſtitute, wie 
es die zu ereirende Univerſität iſt, geboten iſt. 
Deßhalb wurde auch die Kunde von der erhabenen 
Huld der Krone und der allergnädigſten Intention, 
welche meinem Heimatslande eben die höchſte Bil— 
dungsanſtalt zugedacht hat, in der Bukowina ſofort 
mit ehrfurchtsvollem und innigem Danke begrüßt. 
Es iſt auch ſehr natürlich, daß, wenn die Errichtung 
einer Hochſchule überall als ein hohes Gut angeſehen 
wird, dieſelbe in einem, in Hinſicht der Cultur 
hinter den glücklicheren öſterreichiſchen Schweſter— 
ländern zurückgebliebenen Lande um ſo unendlich mehr 
geſchätzt wird. 

Allerdings gilt auch bei der zu errichtenden 
Univerſität dasſelbe, was von den fruchtbarſten, 
gemeinnützlichſten und ſchönſten Ideen und von den 
vielverſprechendſten Inſtitutionen gilt. Die volle 
Wirkſamkeit, der ganze Erfolg derſelben hängt von 
der Art und Weiſe ab, wie dieſe Ideen ins Leben 
treten, wie ſie durchgeführt werden. Und in dieſer 
Beziehung muß ich hauptſächlich zwei Punkte in Bes 
tracht ziehen. 

Der erſte iſt die — ich möchte ſagen — äußer— 
liche Durchführung derſelben: die Beſetzung mit 
gediegenen und ausgezeichneten Lehrkräften, ebenſo 
die entſprechende Ausſtattung mit den nothwendigen 
Lehrmitteln. 

Ich kann nicht leugnen, daß hierbei etwas allzu 
ſparſam zu Werke gegangen wird; doch iſt mir 
dieſerwegen für die Zukunft nicht bange darum. 
Seine Excellenz der Herr Unterrichtsminiſter weiß 
ſehr wohl, in welcher Weiſe bedeutende Kräfte 
acquirirt werden können; und hat man die Univer— 
ſität einmal gegründet, ſo — glaube ich — wird 
ſich die Nothwendigkeit von ſelbſt ergeben, ſie auch 
würdig auszuſtatten, daß ſie auch in dieſer Bezie— 
hung würdig daſtehe. 

Die zweite Rückſicht, die ins Auge fällt, iſt die 
Nothwendigkeit, eben auf den Standpunkt der Uni— 
verſität das Augenmerk zu richten, auf die Landes— 
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verhältniffe, auf bie Bevölkerung; und in dieſer 
Beziehung glaube ich, daß die Vorlage denn doch 
einige bedeutende Lücken hat, und daß es wünſchens— 
werth und nothwendig iſt, dieſelben in einer ſolchen 
Weiſe auszufüllen, damit die Univerjitat nach allen 
Richtungen allen den Bedürfniſſen und Wünſchen 
desjenigen Theiles der Monarchie gerecht werde, 
wo dieſelbe errichtet wird, und daß eben dadurch 
auch der Erfolg und die Wirkſamkeit derſelben in 
glänzender und befriedigender Weiſe garantirt 
wird. 

Ich will den ſchmerzlichen Eindruck übergehen, 
den die Vorlage in der erſten Geſtalt gemacht hat; 
ich würde aber eine allgemein bekannte Thatſache 
verſchweigen, wenn ich nicht mittheilen würde, daß 
es in meinem Heimatslande viel Kummer, daß es 
den ſchmerzlichſten Eindruck gemacht hat, daß auf 
einen ganzen großen Volksſtamm, den rumäniſchen, 
der die Bukowina ſeine Heimat nennt, die alte 
Stammbevölkerung, die nach ihrer Geſchichte, nach 
ihrer zahlreichen Vertretung in den öſterreichiſchen 
Staaten, mit den Rumänen in Siebenbürgen und 
Ungarn über drei Millionen beträgt, in der 
Regierungsvorlage über die Czernowitzer Univer 
ſität gar nicht Bedacht genommen worden iſt. 

Ich ſchulde es allerdings der Wahrheit und 
muß es dankbar anerkennen, daß ich die Verſicherung 
erhielt, daß es durchaus nicht im Sinne des Herrn 
Reſſortminiſters gelegen ſein konnte, unſeren Volks 
ſtamm irgendwie zu kränken oder zurückzuſetzen, die 
Erfüllung diesfälliger möglicher Wünſche ſei vor 
behalten, was denn aud) theilweiſe durch das febr 
gütige Entgegenkommen gegen die im Ausſchuſſe 
geſtellten, leider ungenügenden Anträge zur theil— 
weiſen Ergänzung der Regierungsvorlage bewieſen 
wurde. Aber durch die zwei ordentlichen Lehrkanzeln 
für Philologie der romaniſchen Sprachen, wie für 
die rumäniſche Landesſprache und Literatur, welche 
der löbliche Budgetausſchuß hinzugefügt hat, iſt dem 
Bedürfniſſe nicht entſprochen. 

Ich will Sie, meine Herren, darauf aufmerſam 
machen, daß es rein unmöglich iſt, daß die Univerſi— 
tät in der Weiſe proſperire, daß jie die große Cultur- 
aufgabe, welche ihr geſtellt iſt, im öſtlichen öſterreichi— 
ſchen Grenzlande erfülle, wenn eben durch die Vernach— 
läſſigung oder Ignorirung der Sprache eines zahl— 
reichen Volksſtammes, dem anzugehören ich die Ehre 
habe, der in der Monarchie ſelbſt drei Millionen, 
außerhalb der Grenzen des Reiches, das iſt in Ru— 
mänien, fünf Millionen und außerdem noch in den 
benachbarten öſtlichen Großſtaaten ebenfalls zwei 
Millionen beträgt — gewiſſermaßen eine eiſerne 
Mauer zwiſchen der Hochſchule und der einheimischen 
Bevölkerung, der dieſelbe doch zunächſt zugute 
kommen ſoll, aufgerichtet wird. Ich will nur erwähnen, 


daß in den erſten Jahren nach der Vereinigung der daher das Streben hiernach 
zur beſonderen Pflicht gemacht werden 


Bukowina mit Oeſterreich unter der öſterreichiſchen 


Regierung durch eine lange Reihe von Jahren, und 
zwar nur dieſe Sprache ganz allein auch die officielle 
im Verkehre zwiſchen der Regierung und der Bevölke— 
rung, zwiſchen Aemtern und Gerichten mit der letzteren 
ausſchließlich vorherſchend war, und daß auch bis 
in die neueſte Zeit herauf kein Geſetz promulgirt 
wird, welches nicht auch in romaniſchem Texte bei- 
gefügt wird. Das Landes- und das Reichsgeſetzblatt, 
die Proclame der Regierung und alle wichtigen 
Kundmachungen, wenn ſie an die Bevölkerung ge— 
richtet ſind, erſcheinen ſeit einer langen Reihe von 
Jahren ſtets mit beigefügtem romaniſchen Texte. 
Wenn der Herr Präſident es erlaubt, ſo werde ich 
mir geſtatten, ein officielles Schriftſtück zur Keuntniß 
des hohen Hauſes zu bringen, welches geeignet ift, 
Licht zu werfen auf die diesfälligen Verhältniſſe 
unſeres Landes. Es iſt ein Erlaß vom Landespräſi 
denten der Bukowina aus dem Jahre 1866 (liest) : 

„Das k.k. Landespräſidium findet ſich beſtimmt, 
dem k. k. Bezirksamte die mit dem Erlaſſe vom 9. Jänner 
1861 intimirten Anordnungen des hohen I, Staats: 
miniſteriums von wegen Anwendung der Landes— 
ſprachen, und zwar der deutſchen, romaniſchen und 
rutheniſchen Sprache im Dienſtverkehre mit Parteien 
zur genauen Nachachtung in Erinnerung zu bringen. 

Nach dieſen Anordnungen ſteht es den 
Parteien und ihren Vertretern im unter⸗ 
ſtehenden Verwaltungsgebiete frei, ihre 
Eingaben an Behörden und Aemter in 
einer der erwähnten drei Landesſprachen 
einzubringen, und ſind die hierländigen 
Behörden und Aemter auch verpflichtet, 
Protokolle über mündliche Anbringen von 
Parteien, ſowie über Vernehmungen der— 
jelben, dann der Zeugen und Sachver— 
ſtändigen bei amtlichen Verhandlungen 
in jener Landesſprache aufzunehmen, 
welche die Mutterſprache der betreffenden 
Parteien iſt. 

In den amtlichen Ausfertigungen an 
Parteien haben ſich die Behörden und 
Aemter jener der gedachten drei Sprachen 


gabe überreicht wurde oder das mündliche 
Anbringen oder die protokollariſche Verz 
nehmung ſtattfand, und wenn keine derlei 
Veranlaſſung im Mittel liegt, in der 
Mutterſprache der betreffenden Bar: 
te ien.“ i 

„Dieſe Beſtimmungen hat das k. k. Bezirksamt 
genau zu beobachten, und da auf deren Durch— 
führung mit allem Eruſte gedrungen werden 
muß, fo liegt es gewiß auch im Intereſſe 
der Beamten, ſich mitallen Landesſprachen 
in möglichſt kurzer Zeit vertraut zu machen, 
ihnen umſomehr 


zu bedienen, in welcher die ſchriftliche Ein— 


— 
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muß, als bie Renntnif ber Landesſprachen 
ein wichtiges Moment in ber Qualifica- 
tion eines Beamten bildet. Der innere Dienft 
der Behörden, ber Aemter, ſowie der dienstliche Ber- 
kehr derſelben untereinander hat, wie bisher, in 
deutſcher Sprache ſtattzufinden. 

Czernowitz, 15. Februar 1866. 

Der k. k. Landeschef: 
Myrbach.“ 

Es iſt dies eine authentiſche Abſchrift des 
Erlaſſes. 

Nun bitte ich, wie ſoll es denn den Beamten 
möglich werden, mit den Parteien in ihrer Sprache 
zu verkehren, Ausfertigungen zu ſchreiben, die Geſetze 
zu berufen und anzuwenden u. f. f., wenn ihnen nicht 
auch die Gelegenheit und Möglichkeit geboten wird, 
damit dieſelben auch wiſſenſchaftlich dieſe Landes— 
ſprachen — und ich ſpreche zunächſt im Intereſſe 
der rumäniſchen Sprache — ſich aneignen. 

Dieſer Sachverhalt, wie das Bedürfniß nach 
Univerſitätsunterricht in der romaniſchen Landes— 
ſprache überhaupt wird ſowohl bei uns, wie auch 
unter den Romanen Siebenbürgens und Ungarns 
ſeit vielen Jahren ſo lebhaft empfunden, daß dieſes 
Volk, das bekanntlich mit Glücksgütern nicht allzu 
reichlich geſegnet iſt, ſeit mehreren Jahren bereits 
voll Selbſtverleugnung und Hingebung für die Sache 
eine große Geldſammlung veranſtaltet hat und die— 
ſelbe, wenn auch nur allmälig, aber ſtetig vermehrt, 
um eine romaniſche Univerſität, und zwar zunächſt 
eine Rechtsakademie mit romaniſcher Vortrags— 
ſprache, ſei es in Siebenbürgen, in Ungarn oder in 
der Bukowina, zu errichten. 

Ich habe bemerkt, daß das romaniſche Volk 
wenig bemittelt iſt, und darum iſt es noch nicht bei 
jener Summe angelangt, welche erforderlich iſt, um 
eine ſo koſtſpielige Bildungsanſtalt ins Leben zu 
rufen. 

Was mich anbelangt, ſtehe ich auf dem Stand— 
punkte des gleichen Rechtes für Alle, und wünſche 
allen Anderen dasjenige, was ich meinen Stammes— 
genoſſen wünſche. Ich muß aber betonen, daß, wenn 
eine Univerſität, die heutzutage, im Jahrhunderte des 
Lichtes und der Gerechtigkeit, wie das gegenwärtige 
genannt wird, in einem andersſprachigen Lande er— 
richtet werden ſoll, in welchem die deutſche Bevölke— 
rung, der ich vom Herzen jede Bildungsanſtalt und 
jede Möglichkeit der Fortbildung und Entwickelung 
wünſche, von der aber gleichwohl nur ein kleines Per— 
cent, ungefähr ein Zehntel der Bevölkerung im gan— 
zen Lande vorhanden iſt, daß, wenn eine Univerſität 
— ſage ich — in deutſcher Sprache errichtet und 


rumäniſchen Landesſprache die Möglichkeit gegeben 
werden ſoll, die von den abſolvirten Univerſitätshörern 
erworbenen Kenntniſſe entweder im Staatsdienſte 
oder in einem anderen Lebensberufe im unmittel— 
baren Verkehre mit dem Volke, mit dem großen 
Publicum, für dasſelbe, für die Wiſſenſchaft und 
Literatur und bei jeder ſich ergebenden Gelegenheit 
in der Nationalſprache zu verwerthen. Deßhalb werde 
ich mir auch vorbehalten, einige diesbezügliche 
Amendements zu ſtellen. Ich möchte mir hierbei 
noch Folgendes zu bemerken erlauben. 

Eine Univerſität hat zwei Aufgaben zu erfüllen; 
wenn ſie auf der einen Seite als Pflanzſtätte, als 
Hochſchule der Wiſſenſchaft gelten und die Wiſſen— 
ſchaft an ſich lehren ſoll, muß ſie auch gleichzeitig den 
praktiſchen Zweck verfolgen, dem Staate geeignete 
Staatsdiener, Gerichtsbeamte, Adminiſtratoren, Ad— 
vocaten, Notare u. f. w. zu liefern; weiters Lehrer 
heranzubilden für die Gymnaſial- und Realſchulen. 
Nach dem natürlichen Rechte, nach dem unausrottbaren 
Gefühle des Nationalbewußtſeins, das jeder pflicht— 
erfüllte Mann als ein unantaſtbares Heiligthum in 
ſeinem Herzen bewahrt und pflegt, endlich nach dem 
Wortlaute der Staatsgrundgeſetze ſelbſt, welche die 
legale Grundlage ſind, auf der wir ja Alle ſtehen und 
welche uns Allen das gleiche Recht zuerkennen, er— 
ſcheint es als eine gebieteriſche Forderung, in die— 
ſer Richtung auch der einheimiſchen Stammbevöl— 
terung bei ber Errichtung der Univerſität gerecht zu 
werden. 

Ich halte es daher für dringend nothwendig, 
daß erſtens noch einige Lehrkanzeln für einige juridiſch— 
praktiſche Fächer mit rumäniſcher Vortragsſprache mit 
diesfälliger facultativer Freiheit für die Univerſitäts— 
hörer errichtet werden, daß zweitens auch bei der 
philoſophiſchen Facultät darauf Bedacht genommen 
werde, daß mindeſtens einige der dringendſt nothwen— 
digen Lehrkanzeln, deren Beſtimmung ich übrigens 
Seiner Excellenz dem Herrn Unterrichtsminiſter 
überlaſſen muß, ebenfalls in ſolcher Weiſe beſetzt 
werden. 

Ich erlaube mir noch kurz hinzuzu— 
fügen, daß der Antrag, den ich eben geſtellt 
habe, keineswegs etwas Neues iſt, indem in 
unſerem Nachbarlande Galizien ſchon im Jahre 
1862 ungefähr in derſelben Weiſe für das 
rutheniſche Element vorgeſorgt wurde. Da nämlich 
die Lehrkanzeln für die vorerwähnten praktiſch— 
juridiſchen Fächer und für ruthenifde Sprache und 
Literatur nicht ſogleich beſetzt werden konnten, weil 
hinlänglich vorbereitete und disponible Kräfte augen— 
blicklich nicht zu beſchaffen waren, wurde durch einen 


auf die anderen vorherrſchenden Volkselemente nicht | Regierungserlaß verfügt, daß gebildete junge Männer: 
Rückſicht genommen wird — der Univerſitätsunter-Gerichtsbeamte, Beamte der Finanzprocuraturen, 
richt nicht auf einen kleinen Kreis beſchränkt bleiben Advocaten u. f. w. inſolange hierzu herangezogen 
ſollte, nämlich bloß auf die Hörer der Univerſität, werden, bis ſich geeignete Perſönlichkeiten finden, 
ſondern, daß alsdann eben durch den Unterricht in der welche die Profeſſur in definitiver Weiſe übernehmen. 
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Mag nun in dieſer Beziehung vorgegangen 
werden, wie es der Herr Unterrichtsminiſter am 
zweckmäßigſten erachten wird, immerhin muß ich ver— 
ſichern, daß ich nur einem in meinem Heimatslande 
ſehr lebhaft und allgemein empfundenen Wunſche 
Ausdruck gegeben habe. 

Ich wäre in der Lage, dem Herrn Unterrichts— 
miniſter viele Telegramme, viele Briefe aus vere 
ſchiedenen Theilen des Landes, von Vereinen, Privat— 
perſonen aus verſchiedenen Kreiſen vorzuweiſen, 
welche es auf das empfindlichſte berühren würde, 
wenn dieſem gerechten Wunſche nicht entſprochen 
werden möchte, 

Ich erlaube mir demnach zu den Ausſchuß— 
anträgen, welche ich im Ganzen unter Vorbehalt 
einiger von mir einzubringende Amendements ſonſt 
vollinhaltlich acceptire, einige Abänderungs- und Zus 
ſatzanträge zu ſtellen, welche ich ſogleich zur Ver— 
leſung bringen zu ſollen glaube. 


Ich beantrage, daß bei Ziffer 1 am Schluß— 
ſatze das Wort „und“ zu ſtreichen ſei, ferner daß 
bei Ziffer 2 die Schlußworte „zu errichten“ zu 
ſtreichen und anſtatt derſelben das Wort „und“ zu 
ſetzen ſei, und ferner ſei folgender Zuſatz anzu— 
fügen (liest) : 


„3. eine ordentliche Lehrkanzel für Lane 
desgeſchichte zu errichten, 

4. endlich dafür Sorge zu tragen, damit 
mindeſtens für den Vortrag einzelner prak— 
tiſch-juridiſcher Fächer, namentlich für Civil— 
recht und Civilproceßordnung, Strafrecht 
und Strafproceßordnung, ſowie für bie polie 
tiſch-adminiſtrativen Staatsgeſetze in rumäni— 
ſcher Sprache die erforderliche Zahl von 
ordentlichen Proſeſſoren oder Docenten an— 
geſtellt werde.“ 


Was den erſten Antrag wegen der zu errich— 
tenden Lehrkanzel für Landesgeſchichte anlangt, ſo 
glaube ich, meine Herren, daß es eine Vermeſſenheit 
von mir wäre, wenn ich mir erlauben würde, hier in 
dieſem hohen Hauſe die Nothwendigkeit der Errich— 
tung einer ſolchen Lehrkanzel für Landesgeſchichte noch 
beſonders darzuthun. Es iſt Ihnen Allen ſehr wohl 
bekannt, daß es keine Univerſität in der civilifirten 
Welt gibt, welche einer ſolchen Lehrkanzel für 
Landesgeſchichte entbehrt. 


Was die anderen Wünſche anlangt, ſo habe ich 
dieſelben, glaube ich, auf ein ſolches Minimum redu— 
cirt, daß, wenn es mir geſtattet ift, es zu fagen, 
ich mich diesbezüglich ſogar in Widerſpruch mit vielen 
meiner Stammesgenoſſen befinde; aber ich will die 
Sache nicht erſchweren; ich wäre ſehr glücklich, wenn 
den vorgebrachten Wünſchen wenigſtens in dieſer 
Ausdehnung Rechnung getragen werden würde. 
(Bravo! rechts.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Freiherr 
v. Hormuzaki ſtellt mehrere Anträge in Betreff 
der vom Ausſchuſſe beantragten Reſolution: (Mieder- 
holt diese Antrige.) Ich erſuche diejenigen Herren, 
welche dieſe Anträge unterſtützen, ſich zu erheben. 
(Geschieht,) Dieſelben find unterſtützt. 

(Abgeordneter Dr, Dunajewski meldet sich 
zum Werte.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Duna- 
je wski hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Dunajewsfi: Aus der 
Discuſſion bezüglich der Errichtung der Univerſität 
in Czernowitz habe ich für meine Perſon nur die 
Lehre gezogen, wie bedenklich es überhaupt iſt, bei 
Regierungsentwürfen, betreffend die Errichtung 
öffentlicher Anſtalten, dem hohen Hauſe bedeutende 
Abweichungen vorzuſchlagen. 

Principiell muß man jedoch ohne Unterſchled 
des Parteiſtandpunktes jeder Regierung, namentlich 
in einem großen Staate eine genauere und gründ— 
lichere Kenntniß der verſchiedenen Localverhältniſſe 
zutrauen, als der Majorität eines Hauſes. 

Praltiſch iſt es dann bedenklich, wenn eben 
dieſe Majorität beim beſten Willen, vorausgeſetzt, 
daß dieſer vorhanden iſt, nicht in der Lage iſt, in 
einer verhältnißmäßig kurzen Zeit den verſchieden— 
artigen Vorſchlägen, Verbeſſerungen und Zuſatzan⸗ 
trägen Rechnung zu tragen. 

Von Seiten der hohen Regierung wurde ein 
Geſetzentwurf vorgelegt, womit die Syſtemiſirung der 
Gehalte für die Profeſſoren der künftigen Univerſi— 
tät geregelt wird, und es wurde in dem Motivenberichte 
meiner Anſicht nach ganz correct geſagt: „Nach Anſicht 
der Regierung iſt von der Mitwirkung der geſetz— 
gebenden Factoren nur hinſichtlich der Syſtemiſirung 
der Gehalte des Lehrer- und Beamtenperſonales die 
Rede.“ 

Der Ausſchuß iſt darüber weit hinaus gegangen. 
Er ſagt zunächſt im §. 1, daß eine Univerſität 
gegründet werden ſolle. Ich glaube, das war über— 
flüſſig, nachdem mit der Allerhöchſten Entſchließung 
vom 7. December 1874 die Gründung einer ſolchen 
Univerſität in Czernowitz rechtskräftig beſchloſſen 
wurde. Sache des Ausſchuſſes iſt es, die finan— 
zielle Frage ins Auge zu fafjen und keine andere, 
das iſt wenigſtens meine perſönliche Anſicht. Nun iſt 
es nach dem bisher geltenden öffentlichen Rechte 
weder in Oeſterreich noch irgendwo vorgekommen, 
daß bei Gründung von Lehrkanzeln die Einführung 
der einen oder anderen Unterrichtsſprache im Wege 
der Geſetzgebung erfolgt wäre. 

Ich glaube, dieſes Novum iſt gerade kein 
wünſchenswerthes, ſchon aus den allgemeinen 
Gründen, die ich mir im Eingange meiner Bemer— 
kungen anzuführen erlaube. 
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Interpellationen an den Handel8minifter : 


1. Des Abgeordneten Ritter v. Grocholski und 
Genoſſen, betreffend die Ausführung der Bahn— 
linie von Lemberg bis zur Landesgrenze bei 
Netreba (Tomaszöw); 


2. des Abgeordneten Jaworski und Genoſſen, 
betreffend das galiziſche Eifenbahnnep. 


Beginn der Sitzung: 11 Uhr 25 Minuten. 


Vorſitzender: Präſident Dr. Rechbauer; theil- 
weiſe Vicepräſident Dr. Vidulich. 


Schriftführer: de Franceschi, Neuwirth, Ritter 
von Oppenheimer, Dr. Stöhr. 


Auf der Miniſterbank: Miniſterpräſident Fürſt 
Adolf Auersperg, Miniſter des Innern Freiherr 
v. Laſſer, Miniſter für Cultus und Unterricht Dr. 
v. Stremayr, Juſtizminiſter Dr. Glaſer, Miniſter 
Dr. Unger, Ackerbauminiſter Ritter v. Chlumecky, 
Finanzminiſter Freiherr de Pretis, Miniſter für 
Landesvertheidigung Oberſt Horſt, Miniſter Dr. 
Ziemiakkowski. 


Auf der Bank der Regierungsvertreter: Sec» 
tionsrath im Finanzminiſterium Emil Chertek. 


Präſident: Ich erkläre die Sitzung für 
eröffnet. 

Gegen das Protokoll der Sitzung vom 
26. Februar 1875 wurde keine Einwendung erhoben, 
dasſelbe iſt ſomit genehmigt. 

Das Protokoll der Sitzung 
27. Februar 1875 liegt im Bureau zur 
Einſicht auf. 


Ich erſuche zur Kenntniß zu nehmen, daß ich 
dem Herrn Abgeordneten Dormitzer einen Ur— 
laub von zwei Tagen, dem Herrn Abgeordneten 
Ritter v. Carneri einen Urlaub von drei 
Tagen ertheilt habe. 

Die Herren Abgeordneten Dr. Promber, 
Göllerich und Heinrich ſind als unwohl ge— 
meldet. 

Der Ausſchuß für die Vorberathung 
der Regierungsvorlage, betreffend die 
Verzehr ungsſteuer von Fleiſch, hat ſich be 
reits conjtituirt und zum Obmanne den Herrn 
Abgeordneten Dr. Schaup, zum Obmannſtellver⸗ 
treter den Herrn Abgeordneten Ritter v. Stree— 


vom 


Vom Präſidium des Herrenhauſes, 
von dem Herrn Miniſter des Innern und 
dem hohen Finanzminiſterium, dann dem k. k. 
Handelsminiſterium ſind Zuſchriften einge— 
langt, um deren Verleſung ich bitte. ‘ 


Schriftführer Neuwirth (liest) : 

„Das Herrenhaus hat in feiner Sitzung am 
26. Februar 1875 dem mit Zuſchrift vom 1. Fee 
bruar, Z. 2318/A, I., mitgetheilten Beſchluſſe des 
Abgeordnetenhauſes über die Convention der öſter— 
reichiſch-ungariſchen Monarchie und Ruß— 
land zum gegenſeitigen Schutze der Han— 
delsmarken ſeine verfaſſungsmäßige Zu— 
ſtimmung ertheilt. 

Auf Grund des 8. 10, Alinea 3 des Geſetzes 
über die Geſchäftsordnung des Reichsrathes wird das 
Präſidium des Abgeordnetenhauſes hiervon unter 
Rückſchluß des mit der Zuſchrift vom 13. Februar 
d. J., H 3009 /A. H., mitgetheilten franzöſiſchen 
Originaltextes der erwähnten Convention mit dem 
Beifügen, daß die Beſchlüſſe beider Häuſer gleich— 
zeitig an das Miniſterium geleitet werden und mit 
dem Bemerken in die Kenntniß geſetzt, daß das 
Herrenhaus gleichzeitig folgende Reſolution be— 
ſchloſſen hat: 

„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, 
in der beiliegenden deutſchen Ueberſetzung 
des franzöſiſchen Originaltextes nachſtehende 
Aenderungen zu veranlaſſen: 

1. Als Ueberſchrift „Erklärung“ zu ſetzen; 

2. der Einleitung folgende Faſſung zu 
geben: „Da die Regierung Seiner Majeſtät 
des Kaiſers von Oeſterreich und Apoſtoliſchen 
Königs von Ungarn und die Regierung 
Seiner Majeſtät des Kaiſers von Rußland 
von dem Wunſche beſeelt find, der Manufac- 
turinduſtrie der öſterreichiſchen und der 
ungariſchen Unterthanen einerſeits, ſowie 
der ruſſiſchen Unterthanen andererſeits, 
einen vollſtändigen und wirkſamen Schutz 
zu ſichern, ſo haben die Unterzeichneten nach 
diesfalls erfolgter Ermächtigung die in— 
ſtehenden Beſtimmungen vereinbart“; endlich 

3. im Artikel III das Wort „nicht“ zu 
ſtreichen. 

Wien, 26. Februar 1875. 

Fürſt Karl Auersperg. 
Ritter v. Roſchmann, Schriftführer.“ 


Präſident: Dieſe Zuſchrift dient dem hohen 
Hauſe zur Kenntniß. 


Schriftführer Neuwirth (liest) : 
„Ich gebe mir die Ehre, dem löblichen Präſi— 


ruwitz, zu Schriftführern die Herren Abgeordneten dium die Acten über die am 20. d. M. ftattgefundene 


Steudel und Cienciala gewählt. 


Wahl eines Reichs rathsabgeordneten für 
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Wahlcertificat ausgefolgt worden ift. 
Wien, 28. Februar 1875. 
Der k. k. Miniſter des Innern: 
Laſſer.“ 


Präſident: Ich habe den Wahlact bereits 
dem Legitimationsausſchuſſe zur Prüfung 
übergeben. 


Schriftführer Neuwirth (Liest) : 

„Mit Allerhöchſter Ermächtigung beehre ich 
mich, dem löblichen Präſidium des Abgeordneten— 
hauſes des Reichsrathes in der Anlage einen Geſetz— 
entwurf, betreffend die Eröffnung von 
Nachtragserediten zum Staatsvoran— 
ſchlage für das Jahr 1875 (343 der Beila- 
gen), mit dem Erſuchen zu übermitteln, denſelben 
gefälligſt der verfaſſungsmäßigen Behandlung zu— 
führen zu wollen. 

Wien, 1. März 1875. 

Der k. k. Finanzminiſter: 
Pretis.“ 


„Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 
28. Februar d. J. beehre ich mich, den anverwahrten 
Geſetzentwurf, wodurch die Artikel 2, 5 und 
7 des Geſetzes vom 3. Mai 1874, R. G. 
Bl. Nr. 54, betreffend die Bedingungen 
und Zugeſtändniſſe für die Herſtellung 
einer Locomotiveiſenbahn von Troppau 
an die mähriſch-ungariſche Grenze am 
Vlarapaſſe, abgeändert werden (344 der 
Beilagen), nebſt einer darauf bezüglichen Begrün— 
dung dem löblichen Präſidium mit dem ergebenſten 
Erſuchen zu übermitteln, dieſe Regierungsvorlage 
der verfaſſungsmäßigen Behandlung gefälligſt zu— 
führen zu wollen. 

Wien, 1. März 1875. 

In Vertretung des k. k. Handelsminiſters 

der k. k. Ackerbauminiſter: 
Chlumecky.“ 


Präſident: Dieſe Geſetzentwürfe werden der 
geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung 
unterzogen werden. 

Ich habe heute vertheilen laſſen: 

Die Regierungsvorlagen, betreffend den Geſetz— 
entwurf wegen der durch die Einführung der neuen 
Maße und Gewichte bedingten Aenderungen in den 
Beſtimmungen über die Verzehrungsſteuer (321 der 
Beilagen), die Begründung der Abänderungen des 


den Wahlbezirk der Städte Botzen, Me— 
ran, Glurns und der Handels- und Ge— 
werbekammer in Botzen mit dem Bemerken zur 
weiteren gefälligen Veranlaſſung zu übermitteln, daß 
dem gewählten Abgeordneten Dr. Florian Blaas, 
k. k. Oberlandesgerichtsſeeretär in Innsbruck, das 


Geſetzentwurfes, betreffend die Vereinigung der Oeſter— 
reichiſchen Nordweſtbahn mit den Unternehmungen 
der Südnorddeutſchen Verbindungsbahn, der Mähri— 
jhen Grenzbahn und der Lundenburg-Grußbach— 
Zellerndorfer Bahn (184 der Beilagen), und die 
Umwandlung der in den gegenwärtig beſtehenden 
geſetzlichen Vorſchriften vorkommenden Maß- und 
Gewichtsſätze in metriſches Maß und Gewicht (236 
der Beilagen), das vom Herrenhauſe beſchloſſene 
Geſetz über die Familieneinſtandsrechte (234 der 
Beilagen), die Ausſchußberichte über den Antrag 
Göllerich's, betreffend die Reform der politiſchen 
Verwaltung (231 der Beilagen), und über die Peti— 
tion der Handels- und Gewerbekammer in Salzburg 
um Verminderung der Feiertage (229 der Beilagen), 
den Antrag des Abgeordneten Ozarkie wiez und 
Genoſſen hinſichtlich der Abänderung des Stempel— 
und Gebührengeſetzes (832 der Beilagen), die Ge— 
ſchäftsordnung (333 der Beilagen) und das 27. Vere 
zeichniß über Petitionen. > a 

Ich erſuche um die Mittheilung des weſent— 
lichen Inhaltes der eingelaufenen Petitionen. 


Schriftführer Neuwirth (lest): 

„Petition desRomanTobaczyuͤski, Eigenthümers 
eines Hausantheiles in Laka mit Toroszeza, Sam— 
borer Kreiſes in Galizien, um Erledigung des von 
ihm im Jahre 1874 im Namen der Gemeinde 
Toroszeza mit Laka eingebrachten Einſchreitens wegen 
Abſchreibung von Steuern anläßlich der die Ge— 
meinde betroffenen Elementarunglücksfälle (uber- 
reicht durch Abgeordneten Nau movie x),“ 

„Petition der rutheniſchen Gemeinde Kury— 
lowka in Galizien um Gewährung einer Unterſtützung 
zum Kirchenbaue (überreicht durch Abgeordneten 
Gotab).“ 

„Petition des Marcell Sirzeczowsti, Pfarrers 
in Miedzybrodzie in Galizien, um Gewährung einer 
Unterſtützung zum Zwecke einer Badecur (überreicht 
durch Abgeordneten Zakliüski).“ 

„Petition der Landgemeinden Michldorf, Klaus, 


Pankratz, Pichl, Rading, Windiſch-Garſten, Spital 


am Pyhrn, Edlbach, Roſenau, Roßleitner, Vorder— 
Stoder, Hinter-Stoder, Molln, Grünburg, Steinbach, 


Waldneukirchen, Inzersdorf, Pettenbach, Nußbach 


und Schlierbach in Oberöſterreich wegen Ausdehnung 


des ſteuerfreien Branntweinbrennens zum Haus— 


bedarfe und Regelung dieſes ganzen Verhältniſſes 
(überreicht durch Abgeordneten Dr. Edi hae her).“ 

„Petition der Landgemeinden Eggerding und 
Schardenberg in Oberöſterreich wegen Ausdehnung 
des ſteuerfreien Branntweinbrennens zum Haus— 


bedarfe in Oberöſterreich und Regelung dieſes ganzen 


Verhältniſſes (überreicht durch Abgeordneten Dr. 
Edlbacher).“ 

„Petition der Alpenintereffenten der im weft- 
lichen Goſauer Riedel gelegenen Alpen, Johann Paul 
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Steinbrecher, Joſef Gamsjäger, Joſef Pachler, 
Mathias Gamsjäger, Joſef Nutz, Ernſt Gapp, 
Franz Gamsjäger, Johann Wallner, Joſef Wallner, 
Leopold Sommerer, Paul Gamsjäger, Paul Pam— 
berger, Michael Urſtöger, Ignaz Hubner, Karoline 
Fasl, Maria Gamsjäger ſämmtlich in Goſau um 
Wiederherſtellung ihrer Alpenrechte und Grenzen, 
eventuell Entſchädigung (überreicht durch Abgeord- 
neten Dr. Edlbacher)," 

„Petitionen der Gemeindevertretungen Goldegg 
mit den Gemeinden Weng, Leſſach, Maria-Pfarr mit 
den Gemeinden Pichl, Steindorf, Goriach, Weis— 
briach, St. Andrä und Zankwarn, St. Michael, 
Ramingſtein, Sauerfeld mit Laſſaberg, Haiden, 
Wölting und Mörtelsdorf, Seethal, Tweng und 
Unternberg im Kronlande Salzburg um Erwirkung 
eines gerechteren Reichs- und Landtagswahlgeſetzes 
‚(überreicht durch Abgeordneten Lienbacher),“ 

„Petition der Diurniſten des k. k. Kreisgerichtes 
in Böhmiſch-Leipa um Erhöhung der Diurnen, Ab- 
ſchaffung des Titels „Diurniſt“ und Einführung 
der Benennung „Aushilfs- oder Manipulations: 
beamte“ und Aufnahme der Diurniſten auf ein bis 
drei Jahre mit einem Gehalte von 400 bis 600 fl., 
dann um Gewährung einer Penſion oder wenigſtens 
Proviſion (überreicht durch Abgeordneten Meiss- 
ler)” 

„Petition der Grundſteuerregulirungsbeamten 
in Südtirol um Gleichſtellung mit den anderen 
Staatsbeamten und entſprechende Rangseinreihung 
(überreicht durch Abgeordneten Dr. Marchetti).* 

„Petition der Induſtriellen von Zwittau (Mäh— 
ren) um Aufhebung des engliſchen Handelsvertrages 
(überreicht durch Abgeordneten Dr. Batant),” 

„Petition ber Grundſteuerregulirungsbeamten 
in Iſtrien um Gleichſtellung mit den Staatsbeamten 
(überreicht durch Abgeordneten Dr. Vi du lieh.“ 

„Petition der Amtsdiener ber k. k. Landes- 
gerichte Linz und Salzburg um Gleichſtellung ihrer 
Gehalte mit jenen des Amtsdiener des k. k. Landes— 
gerichtes in Wien (üherreicht durch Abgeordneten 
Dr, Edlbacher)." 

„Betittonen der Gemeindevertretungen Meran, 
Algrund, Eppan, Lana, Ober- und Unter Mais, 
Marling, Nals, Schönna, Ferlan und Tirol in Tirol 
um Subventionirung des Baues der Botzen-Meraner 
Vieinaleiſenbahn (überreicht durch Abgeordneten 
Dr. Blaas)” 


Präſident: Dieſe Petitionen werden den 
betreffenden Ausſchüſſen zugewieſen. 

Bevor wir zur Tagesordnung übergehen, er— 
theile ich Seiner Durchlaucht dem Herrn Miniſter— 
präſidenten das Wort. 


Miniſterpräſident Fürſt Auersperg: In 
der Sitzung des hohen Abgeordnetenhauſes vom 
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23. Jänner l. J. haben die Herrn Abgeordneten 
Graf Bonda und Genoſſen hinſichtlich der Ent— 
führung der Tochter Anna des Dubravaer 
Inſaſſen Matthäus Simunovié durch 
Türken eine Interpellation des Inhaltes mit 
der Frage an mich gerichtet: (Liest die beiden Schluss- 
fragen der auf Seite 3660 des stenographischen Pro- 
tokolls enthaltenen Interpellation.) 

„Ich beehre mich hierüber dem hohen Haufe 
zu eröffnen, daß das k. und k. Miniſterium des 
Aeußern gleich auf die erſte Nachricht von dieſem 
Vorfalle im telegraphiſchen Wege die erforderlichen 
Weiſungen wegen der Reclamation der minder— 
jährigen Annica Simunovié behufs deren Zurück— 
führung in die väterliche Gewalt erlaſſen hat. Dieſe 
Reclamationen, anfangs von dem k. und k. Conſulate 
Moſtar, und als die dortige Localbehörde denſelben 
nicht willfahrte, von dem Generalconſulate in Sera— 
jevo beim dortigen türkiſchen Generalgouverneur und 
endlich von der k. und k. Botſchaft in Conſtantinopel 
bei der ottomaniſchen Pforte erhoben, hatten das 
Reſultat, daß die von der türkiſchen Regierung 
geforderte ſtriete Befolgung der Tractate im Prin— 
cipe auch erreicht wurde. 

Die genannte Annica Simunovic war nämlich 
während der Verhandlungen über doie von der k. 
und k. Regierung erhobenen Reclamationen zum Islam 
übergetreten, und da der Artikel 16 des Paſſarowitzer 
Vertrages vom 27. Juli 1718 beſtimmt, daß der 
Uebertritt eines öſterreichiſch-ungariſchen Unterthans 
zum Islam nur dann als giltig angefehen werden 
darf, wenn der Betreſſende diesfalls eine freiwillige 
Erklärung in Gegenwart des k. und k. Dragomans 
abgibt, ſo wurde von dem türkiſchen Gouverneur 
von Moftar im Einvernehmen mit ber k. und k. Cone 
ſulatsbehörde ein Verhandlungstermin zur Ver— 
nehmung ber Annica Simunovié anberaumt, welche 
auch am 16. Jänner l. J. wirklich ſtattgefunden hat, 
zu der aber die als Zeugen vorgeladenen Eltern der 
Genannten trotz eindringlicher Mahnung von Seiten 
des k. und k. Conſuls nicht erſchienen. 

Bei dieſer Verhandlung hat nun die genannte 
Annica Simunovie in Gegenwart des Vertreters ber 
k. und k. Conſularbehörde die beſtimmte und feier— 
liche Erklärung abgegeben, ſie ſei nicht entführt, 
ſondern freiwillig aus dem elterlichen Hauſe ent— 
flohen, um zum türkiſchen Glauben überzutreten. Da 
ſie in allen Punkten aus freiem Antriebe gehandelt 
habe, ſo wolle ſie auch nicht zu ihren Eltern zurück— 
kehren, ſondern zu ihrem muſelmänniſchen Gatten, zu 
deſſen Religion ſie ſich ſelbſt bekenne, zurückkehren. 

Hiermit erſcheinen die Bedingungen und For— 
malitäten der Tractate erfüllt, und es hat gegenüber 
der feſten Willensäußerung der genannten Annica 
Simunovi¿ und den Beſtimmungen der öſterreichiſchen 
Geſetze, welche ihr die freie Selbſtbeſtimmung bezüglich 
der Wahl ihres Glaubensbekenntniſſes gewährleiſten, 
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die berechtigte Intervention der k. und k. Schutz— 
behörden ihre Grenze erreicht, beziehungsweiſe die 
erhobenen Reclamationen ihren Abſchluß gefunden.“ 


Seine Excellenz Freiherr v. Hein erklärte mir, 
daß er von ſeinem Privatſchreiben, eben weil er es 
als ſolches betrachtete, weder ein Concept, noch eine 
Abſchrift beſitze. 

Das iſt Alles, was ich in thatſächlicher Hinſicht 
mitzutheilen in der Lage bin. 

Was nun die Frage betrifft, welche die Herren 
Interpellanten am Schluſſe an das Miniſterium 
richten, ſo habe ich darauf folgende Antwort zu er— 
theilen: 

Durchdrungen von der Nothwendigkeit, die Un— 
abhängigkeit des Richterſtandes nicht bloß gegen 
jeden unberechtigten Eingriff, ſondern ſelbſt gegen 
den Schein eines ſolchen zu ſchützen, muß die Regie— 
rung ſich gegenwärtig halten, daß der Abſender des 
erwähnten Briefes unter dem Schutze derſelben, die 
Unabhängigkeit des richterlichen Amtes wahrenden 
Geſetze ſtehe, wie der Empfänger. 

Ob und inwieferne der k. k. Oberlandesgerichts— 
präſident durch die Abſendung des fraglichen Briefes 
den Kreis ſeiner — in dieſer Richtung jedem Ein— 
fluſſe der Staatsverwaltung entrückten — Befugniſſe 
überſchritten habe, ob ihm in Beziehung auf Weſen 
oder Form ſeines Vorgehens ein Vorwurf gemacht 
werden könne, darüber hat nicht das Miniſterium, 
ſondern der für ſolche Angelegenheiten beſtellte Senat 
des Oberſten Gerichtshofes zu urtheilen. Den Mus- 
ſpruch dieſer höchſten Inſtanz herbeizuführen, habe 
ich nicht geſäumt. ( Beifall.) 

(Abgeordneter Dr. Roser meldet sich zum 


Worte.) 
Práfident: Herr Dr. Rofer hat das Wort. 


Präſident: Seine Excellenz der Herr Juſtiz— 
minifter hat das Wort. 


Juſtizminiſter Dr. Glaſer: In der Sitzung 
des hohen Abgeordnetenhauſes vom 23. Februar 
haben die Herren Abgeordneten Johann Fux und 
Genoſſen nachſtehende Interpellation an mich 
gerichtet: (Liest die Interpellation mit den Fragen von 
Seite 4019 des stenographischen Protokolles,) 

Ich habe die Ehre, hierauf jetzt, wo die bee 
zügliche Hauptverhandlung beendigt iſt, Folgendes zu 
antworten: 

Der Herr Präſident des k. k. öſterreichiſchen 
Oberlandesgerichtes Freiherr v. Hein hat mir am 
23. Februar d. J. Morgens einen Brief überſendet, 
in welchem er mir unter Hinweiſung auf Mit— 
theilungen der öffentlichen Blätter anzeigt, er habe 
an den Herrn Landesgerichtsrath Freiherrn v. Witt— 
mann ein Privatſchreiben gerichtet. 

Als Gegenſtand dieſes Schreibens bezeichnete 
Seine Excellenz gewiſſe, in der von Freiherrn v. 
Wittmann geleiteten Schwurgerichtsverhandlung von 
der Vertheidigung vorgebrachte Aeußerungen, in 
welchen er Anſchuldigungen gegen die Gerichte, als 
hätten ſie ſich zu Werkzeugen für einen unbegründeten 
Tendenzproceß hergegeben, erblicke. 

Das Schreiben habe keine amtliche Faſſung 
gehabt, keine Rüge enthalten und ſei ausdrücklich als 
vertrauliches bezeichnet und Freiherr v. Hein meint, 
daß dasſelbe für ſich allein einen nachtheiligen Ein— 
fluß auf die Geſundheit des gedachten Herrn Landes— 
gerichtsrathes nicht üben konnte. 

Ich habe mich ſogleich nach Empfang des 
Schreibens des Freiherrn v. Hein und noch ehe die 
eingangs erwähnte, am ſelben Tage eingebrachte 
Interpellation zu meiner Kenntniß gelangte, mit 
Seiner Excellenz dem Herrn Präſidenten des Oberſten 
Gerichtshofes ins Einvernehmen geſetzt und hierauf 
Schritte gethan, um in die Kenntniß des Wortlautes 
des fraglichen Briefes zu gelangen. Der Vater des 
erkrankten Herrn Adreſſaten Hofrath Freiherr v. 
Wittmann erklärte jedoch: 

„Dieſer Brief, deſſen geſchehene Zuſendung in 
den öffentlichen Blättern zur Publieität gelangte, iſt 
nur ein Privat- und kein amtliches Schreiben und 
da Privatſchreiben an ſich wider den Willen des Em— 
pfängers zu einer Mittheilung nicht geeignet er— 
ſcheinen, ſo dürfte der Herr Juſtizminiſter von der 
gewünſchten Ausfolgung dieſes Schreibens gütigſt 
Umgang nehmen und meinem Sohne das herbe Gefühl 
der Bloßlegung einer privaten Mittheilung, welche 
ihm nie zu einer Beſchwerde einen Anlaß gegeben 
hätte, erſparen.“ 


Abgeordneter Dr. Roſer: Ich ſtelle auf Grund 
des $. 68 der proviſoriſchen Geſchäftsordnung den 
Antrag, daß über die Beantwortung der 
Interpellation des Abgeordneten Fux 
und Genoſſen, betreffend das Schreiben 
des Oberlandesgerichtspräſidenten Frei— 
herrn v. Hein an den Landesgerichtsrath 
Freiherrn v. Wittmann, eine Beſprechung 
in der nächſten Sitzung ſtattfinde. 


Prajident: Der Herr Abgeordnete Dr. Rofer 
ſtellt folgenden Antrag: (Liest denselben.) 

Nach der Geſchäftsordnung iſt ein ſolcher An— 
trag ohne Debatte zur Abſtimmung zu bringen. Ich 
erſuche Jene, welche dem Antrage des Herrn Abge— 
ordneten Dr. Roſer beiſtimmen, ſich zu erheben. 
(Geschieht,) Der Antrag iſt in der Minorität, 
daher abgelehnt. 

Wir gehen zur Tagesordnung über, und 
zwar zur erſten Leſung des vom Herren- 
hauſe beſchloſſenen Geſetzes, womit die 
Vereinigung einiger in Böhmen gelege— 
nen Realitäten mit dem herzoglich Fried— 
rich Auguſt Alexander v. Beaufort-Spon⸗ 
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tin'ſchen Fideicommiffe bewilligt wird 
(327 der Beilagen), 

(Abgeordneter Freiherr v. Beess meldet sich 
zum Worte.) 


Abgeordneter Freiherr v. Beefs: Da das hohe 
Haus bereits einen Ausſchuß beſtellt hat, dem die 
Moscon'ſche und ſpäter die Liechtenſtein'ſche Fidei— 
commißangelegenheit zur Vorberathung zugewieſen 
wurde, ſo glaube ich, daß dieſer analoge Fall dem— 
ſelben Ausſchuſſe zugewieſen werden könnte. Ich 
ſtelle daher den Antrag, daß dieſer Gegen 
ſtand dem mit der Moscon'ſchen Fidei— 
commiß angelegenheit beſchäftigt gewe 
jenen Ausſchuſſe zugewieſen werde. 


Präſident: Freiherr v. Beeß ſtellt den An— 
trag: (Wiederholt denselben.) 

(Abgeordneter Dr. Herbst meldet sich zum 
Worte.) 

Herr Abgeordneter Dr. Herbſt hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Herbſt: Ich erlaube mir 
nur zu bemerken, daß der vom Herrn Abgeordneten 
Freiherrn v. Beeß gemeinte Ausſchuß als ſolcher 
nicht mehr beſteht, nachdem der ſelbe feine Agenden 
vollſtändig erledigt hat und die betreffenden Ent— 
würfe bereits Geſetze ſind. Ich halte aber die An— 
ſchauung, daß ein vorlängſt erloſchener Ausſchuß wie— 
der ins Leben gerufen werden könne, für eine ſolche, 
die in mancher Beziehung unzuläſſige und nachthei 
lige Conſequenzen nach ſich ziehen würde. 

Dieſelbe ſteht auch im Widerſpruche mit der 
Geſchäftsordnung und den ausdrücklichen Beſtim— 
mungen derſelben. Man denke ſich z. B., daß Jemand 
Mitglied des Adreßausſchuſſes, welcher vor bald 
zwei Jahren ſeine Thätigkeit beendigt hat, und Mite 
glied dieſes vom Freiherrn v. Beef} gemeinten Mus- 
ſchuſſes geweſen ſei. Soll nun derſelbe berechtigt 
ſein, die Wahl in einen jeden weiteren Ausſchuß 
abzulehnen, weil er bereits Mitglied zweier Aus— 
ſchüſſe iſt? Würde man die Ausſchüſſe als beſtändig 
fortbeſtehend anſehen, weil man ſie einmal gewählt 
hat, ſo wäre dies eine nothwendige Conſequenz. Ich 
glaube daher, daß man nicht der Anſchauung bei— 
pflichten könne, alle Ausſchüſſe, die einmal gewählt 
wurden, ſeien auch als fortbeſtehende zu erklären. 
Ich bin der Meinung, daß es vielleicht zweckmäßiger 
wäre, wenn wir ſchon die Wahl eines neuen Aus— 
ſchuſſes vermeiden wollen, daß wir dieſe Ange— 
legenheit dem beſtehenden Juſtizausſchuſſe 
zuweiſen und erlaube mir, dies hiermit zu bean— 
tragen. 


Präſident: Ich muß conſtatiren, daß der 
Ausſchuß, den Herrn Baron Beeß im Sinne hat, 
ſeine Thätigkeit vollſtändig vollendet, ſeine Aufgabe 


erledigt hat und ſomit als fortbeſtehend nicht mehr 
angeſehen werden kann. 

In formeller Beziehung ſtellt der Herr Abgeord— 
nete Dr. Herbſt den Antrag, daß diefe Regierungs- 
vorlage dem beſtehenden Juſtizausſchuſſe zugewieſen 
werde. 

Wünſcht noch Jemand das Wort? (Niemand 
meldet sich.) Es liegen alſo zwei Anträge, be— 
treffend die formelle Behandlung, vor. Ich bitte zu— 
nächſt jene Herren, welche dem Antrage des Abge— 
ordneten Freiherrn v. Beef, daß diefe Regierungs- 
vorlage dem für das Moscon'ſche und Liechten— 
ſtein'ſche Fideicommiß gewählt geweſenen Ausſchuſſe 
zur Vorberathung überwieſen werde, zuſtimmen wollen, 
ſich zu erheben. (Geschieht). Derſelbe iſt abgelehnt. 

Der zweite Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. 
Herbſt geht dahin, daß dieſe Regierungsvorlage dem 
beſtehenden Juſtizausſchuſſe zugewieſen werde. Jene 
Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, wollen ſich 
erheben. (Geschieht.) Der Antrag ift anger 
nommen. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesord— 
nung iſt die erſte Leſung der Regierungs— 
vorlage, betreffend den Geſetzentwurf, 
wodurch Artikel 2 des Geſetzes vom 
6. Mai 1874 (R. G. Bl. Nr. 73), betreffend die 
Herſtellung der projectirten Locomotive 
eiſenbahn von Steinach an der aus Ober— 
ſteiermark nach Salzburg und Tirol fih- 
renden Eiſenbahn über Auſſee, Steg, Iſchl, 
Ebenſee, Antnang, Ried nach Andieſen— 
hofen, eventuell Schärding, abgeändert 
wird (825 der Beilagen). 

Wünſcht Jemand über die formelle Behand— 
lung dieſes Geſetzes das Wort. 

(AbgeordneterWolfrum meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Wolfrum hat das Wort 


Abgeordneter Wolfrum: Ich erlaube mir den 
Antrag zu ſtellen, daß dieſe Regierungs— 
vorlage dem beſtehenden Eiſenbahnaus— 
ſchuſſe zur Vorberathung zugewieſen werde. 


Präſident: Wünſcht Jemand über dieſen An— 
trag das Wort? (Niemand meldet sich.) Da dies nicht 
der Fall iſt, erſuche ich jene Herren, welche dem Antrage 
des Herrn Abgeordneten Wolfrum, daß die Re— 
gierungsvorlage, betreffend die Eiſenbahn von 
Steinach nach Andieſenhofen, eventuell Schärding, 
dem beſtehenden Eiſenbahnausſchuſſe zur Vorbera— 
thung zugewieſen werde, zuſtimmen, ſich zu erheben. 
(Geschieht,) Der Antrag ift angenommen. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesord— 
nung iſt die erſte Leſung der Regierungs— 
vorlage über die Abänderung des Geſetz— 
entwurfes, betreffend die Vereinigung der 
Oeſterreichiſchen Nordweſtbahn mit den 
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Unternehmungen der Südnorddeutſchen 
Verbindungsbahn, der Mähriſchen Grenz— 
bahn und der Lun denburg-Grußbach— 
Zellerndorfer Bahn (zu 184 der Beilagen). 

Wünſcht Jemand über die formelle Behand— 
lung dieſes Gegenſtandes das Wort? 


(Abgeordneter Wolfrum meldet sich.) 


Der Herr Abgeordnete Wolfrum hat das 
Wort ? 


Abgeordneter Wolfrum: Ich erlaube mir 
den Antrag zu ſtellen, daß diefe Regierungs: 
vorlage ebenfalls dem beſtehenden Eiſen— 
bahnausſchuſſe zur Vorberathung zuge— 
wieſen werde. 


Präſident: Wünſcht Jemand das Wort über 
dieſen Antrag? (Niemand meldet sich.) Da dies nicht 
der Fall iſt, erſuche ich jene Herren, welche nach dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Wolfrum dieſe 
Regierungsvorlage dem Eiſenbahnausſchuſſe zur 
Vorberathung zugewieſen wiſſen wollen, ſich zu er— 
heben. (Geschieht.) Dieſer Antrag ijt ange 
nommen. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung 
ift die dritte Leſung des Geſetzes, betref 
fend die Organiſirung der Börſen (347 
der Beilagen). 

Der Herr Berichterſtatter wird die Güte haben, 
jene Paragraphe namhaft zu machen, bei welchen 
Abänderungen ſtattgefunden haben, die vollſtändige 
Leſung des Geſetzes dürfte das hohe Haus wohl nicht 
verlangen. (Zustimmung.) 


Berichterſtatter Dr. Menger (von der Tri- 
büne — liest die in der zweiten Lesung des Gesetz- 
entwurfes, hetreffend die Organisirung der Börsen, 
nach 314 der Beilagen an demselben vorgenommenen 
Abänderungen aus 347 der Beilagen). 


Präſident: Der Herr Berichterſtatter hat die 
Abänderungen bekanntgegeben, welche in der zweiten 
Leſung an dem Geſetze vorgenommen worden ſind. 
Nach $. 39 der proviſoriſchen Geſchäftsordnung hat 
bei der dritten Leſung die Abſtimmung über das 
Geſetz als Ganzes ſtattzufinden und können hierbei 
Nebenanträge nicht mehr eingebracht werden. 

Wünſcht Jemand das Wort? (Niemand melllet 
sich.) Da dies nicht der Fall ijt, erkläre ich die D e- 
batte für geſchloſſen. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche das Geſetz, 
betreffend die Organiſirung der Börſen, in dritter 
Leſung nach den in der zweiten Leſung gefaßten 
Beſchlüſſen annehmen, fid) zu erheben. (Geschieht.) 
Das Geſetz ift it dritter Leſung angenommen 
(347 der Beilagen). 


Der nächte Gegenstand ift die dritte Leſung 
ber Geſchäftsordnung des Abgeordneten— 
hauſes (233 der Beilagen). 

Ich glaube, daß es auch hier, ſoferne vom hohen 
Haufe nicht die Verleſung gewünſcht wird (Niemand 
meldet sich), wohl genügen dürfte, wenn der Herr 
Berichterſtatter die in zweiter Leſung an den Aus— 
ſchußanträgen beſchloſſenen Aenderungen kundgibt. 
¶ Zustimmung.) 


Berichterſtatter Dr. Sturm (von der Tribüne 
— liest die in xweiter Lesung an den Ausschuss- 
anträgen zur provisorischen Geschäftsordnung nach 
147 der Beilagen beschlossenen Aenderungen aus 


333 der Beilagen). 


Präſident: Das hohe Haus hat vernommen, 
welche Abänderungen an den Ausſchußanträgen be— 
ſchloſſen wurden. Wünſcht Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Es ijt nicht der Fall. Wir 
ſchreiten daher zur Abſtimmung; ich erſuche jene 
Herren, welche der in zweiter Leſung beſchloſſenen 
Geſchäftsordnung in dritter Leſung ihre Zuſtimmung 
ertheilen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Die Ge— 
ſchäftsordnung iſt in dritter Leſung an— 
genommen (333 der Beilagen). 

Nachdem bie Geſchäftsordnung nur auf einem 
Beſchluſſe des hohen Haufes beruht und zu ihrer 
Geltung keine Allerhöchſte Sanction einzuholen iſt, 
ein Termin, in welchem dieſelbe in Wirkſamkeit 
zu treten hat, aber nicht beſtimmt iſt, ſo glaube ich, 
daß dieſelbe ſogleich ins Leben zu treten 
hat. ¶ Zustimmung.) 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung 
it die zweite Leſung ber Regierungsvor— 
lage, betreffend den Geſetzentwurf über 
die Gebäudeſteuer (294 der Beilagen). 

Ich habe die Ehre, dem hohen Hauſe mitzu— 
theilen, daß im Namen der Regierung der 
Herr Sectionsrath im Finanzminiſterium Emil 
Chertek anweſend ijt. 

Ich erſuche nun den Herrn Berichterſtatter, 
die Verhandlung einzuleiten. 


Berichterſtatter Dr. Beer (von der Tribüne) : 
Nachdem ſich der Bericht ſchon geraume Zeit in den 
Händen der Mitglieder des hohen Hauſes befindet, 
ſo glaube ich, daß das hohe Haus von der Verleſung 
desſelben mich entbinden wird. (Zustimmung.) Im 
Ausſchuſſe hat man ſich wohl mit der Frage beſchäftigt, 
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ob ſämmtliche Steuervorlagen, welche die Regierung im 


vorigen Jahre eingebracht hat, gleichzeitig dem hohen 


Hauſe vorgelegt werden oder ob eine Theilung der⸗ 


ſelben, wie es factiſch geſchehen iſt, eintreten ſolle. 
Der Ausſchuß hat ſich nach eingehender Berathung zu 
dem Letzteren entſchloſſen, indem er von ber Ueber- 
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zeugung getragen ift, daß die Gebäudeſteuer mit den 
übrigen noch reſtirenden Steuervorlagen, nämlich 
der Erwerb- und Einkommenſteuer, in geringerem 
Zuſammenhange ſteht, und daher ſelbſtändig 
behandelt werden kann. Er hat aber zugleich ſich 
im Allgemeinen dahin geeinigt, daß die übrigen drei 
Steuergeſetze, die Erwerbſteuer, die Rentenſteuer und 
die Perſonaleinkommenſteuer, welche in einem inni— 
geren Contacte mit einander ſtehen, im Zuſammen— 
Pange berathen und ſeinerzeit dem hohen Hauſe wo— 
möglich gleichzeitig vorgelegt werden ſollen. 

Ich erlaube mir ſchließlich im Namen des 
Ausſchuſſes zu beantragen, daß das hohe 
Haus in die Specialberathung des Geſetzes 
eingehen möge. 


Präſident: Ich eröffne die General— 
debatte. 

Zum Worte haben ſich gemeldet gegen 
die Ausſchußanträge die Herren Abgeordneten Dr. 
v. Plener, Wurm, Pfeifer, Auſpitz; für die 
Anträge die Herren Abgeordneten Dr. Krona— 
wetter, Fuchs. 

Ich habe zugleich mitzutheilen, daß im Aus— 
ſchuſſe ſich auch eine Minorität geltend gemacht 
hat, welche einen Minoritätsantrag ſtellt, welchen 
der Herr Abgeordnete Ritter v. Krzeezunowiez 
vortragen wird. Ich ertheile demſelben das Wort. 


Abgeordneter Krzeezunowiez: Der Antrag 
der Minorität lautet: (Liest denselben von Seite 43 
des Ausschussberichtes aus 294 der Beilagen.) 

Dieſer Minoritätsantrag ift begründet im Mino— 
ritätsberichte, prineipiell unterſcheidet er ſich vom 
Regierungsentwurfe dadurch, daß er einen einheit— 
licheren Steuermodus für alle Gebäude einführen 
will. Ich werde am Schluſſe der Debatte überdies 
noch das Wort ergreifen, um den Minoritätsantrag 
näher zu begründen. 


Präſident: Ich ertheile dem Herrn Abgeord— 
neten Dr. v. Plener das Wort. 


Abgeordneter Dr. v. Plener: Ich bedauere, 
daß der hohe Reichsrath nicht in der Lage iſt, bei der 
Berathung der Reform der Gebäudeſteuer ſich über 


die allgemeinen Principien auszuſprechen. Ob das 


gegenwärtige Syſtem der Ertragsſteuern ausgebildet 
und beibehalten werden ſoll und ob das Syſtem einer 
Perſonaleinkommenſteuer zu den bisherigen Ertrags— 
ſteuern hinzuzutreten habe. Dieſe Frage, ſo wichtig 
ſie ſcheint, iſt durch die Form der Berathung des 
Ausſchuſſes gegenwärtig nicht vor das Haus gebracht, 
und es wird ſpäter, insbeſondere bei der Erwerbs— 
ſteuer, die Aufgabe des hohen Reichsrathes ſein, dar— 
auf zu dringen, daß dieſes Princip, ob das gegen— 
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in einer principiellen und allgemeinen Weiſe ent- 
ſchieden werde. i 

Allein auch felbft bei einem Eingehen in die 
Berathung des Gebäudeſteuergeſetzes erheben ſich 
allgemeine Fragen, deren Löſung vor der Berathung 
des einzelnen Textes gefordert werden ſoll. 

Wie die Gebäudeſteuer und insbeſondere die 
Hauszinsſteuer ſich in Oeſterreich entwickelt hat, iſt 
ſie zu einer Aufwandſteuer der drückendſten Art ge— 
worden. 

Es wird zwar von theoretiſcher Seite häufig 
die Unüberwälzbarkeit dieſer Steuer behauptet und 
man beruft ſich hierbei auf die Steuer der ländlichen 
Grundrente, welche in dem Preiſe der Producte nicht 
erſcheint. Allein hierbei überſieht man, daß der Martt- 
preis der ländlichen Produete vom Weltverkehre ab— 
hängt, während hier bei den Objecten der Gebäude— 
ſteuer fid) ber Hauseigenthümer einer Monopolſtellung 
erfreut und die Conſumenten genöthigt ſind, ſich eher 
an allen anderen Conſumtionszweigen Abbruch zu 
thun, als am Wohnungsbedürfniſſe. Es kann auch 
nicht eingewendet werden, daß die Steuerfreiheit 
ihren Ausdruck nicht in einer Ermäßigung des 
Miethzinſes findet, daher auch die Steuer umgekehrt 
keinen Theil des Miethpreiſes bildet. Dagegen iſt zu 
bemerken, daß der Miethzins in Orten mit hoher 
Hauszinsſteuer ſich längſt nach dem üblichen Zins 
regulirt hat und die Hauszinsſteuer zu einem Ele— 
mente des Miethzinſes geworden iſt. 

Es ſind eben die ungünſtigen Productions— 
bedingungen, welche für die Regelung des Preiſes maß— 
gebend find, und die günſtigen Productionsverhält— 
niſſe, in dieſem Falle die Beſitzer von ſteuerfreien 
Gebäuden; dieſe erfreuen ſich in dieſem Falle eines 
Extragewinnes, einer Rente im eigentlichen Sinne des 
Wortes. In dieſem Sinne hat der Ruf nach Steuer- 
befreiung die Bedeutung, daß man dem Eigenthümer, 
den man von der Steuer befreit hat, dieſen Extra— 
gewinn zuwenden will, das heißt, das man jenen 


Theil der Miethe, welcher bisher der Steuer ent-, 


ſpricht, nicht dem Staate, ſondern dem Hausherrn 
zugute kommen laſſen will, und in dieſem Falle hat 
der Ruf nach Steuerbefreiung den Sinn, die Bau— 
luſt, vefpective den Gewinn des Hauseigenthümers 
zu erhöhen. 

Selbſt die theoretiſchen Gegner der Ueberwälz— 
barkeit müſſen zugeſtehen, daß die Steuer dann über— 
wälzbar wird, wenn ſie eine ſolche Höhe erreicht, daß 
ſie die Rente ſelbſt angreift. Bei uns iſt aber dieſe 
Höhe eine ſolche, wie in keinem anderen Staate, die 
Höhe unſerer Hauszinsſteuer überſteigt mehr als das 
Doppelte der höchſten Steuer in jedem anderen 
Staate, und Io ijt die Hauszinsſteuer eine der Haupt- 
urſachen der allgemeinen Vertheuerung aller Lebens— 
bedürfniſſe und der ſchlechten Sanitätsverhältniſſe in 
größeren Städten geworden. 
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Und nun komme ich auf den Punkt, wo id) 
weſentlich vom Minoritätsgutachten abweiche, und 
der mich bewogen hat, für das Majoritätsgutachten 
| zum Worte vormerken zu laſſen. Was will die Mino— 
rität und was will bie Majoritát mit ihren Gute 
achten? Beide wollen nichts Anderes finden als 
eine Steuerquelle, ſie wollen denjenigen Ertrag 
finden, den ein beſtimmtes Object, alſo hier ein 
Wohngebäude einer Wirthſchaft, liefert, welches 
der Beſteuerung unterzogen werden ſoll, ſie wollen 
den Ertrag finden, den bei der Grundſteuer Grund 
und Boden, bei der Hauszinsſteuer und Haus— 
claſſenſteuer die Gebäude abwerfen, den Ertrag, 
welcher durch ein ſolches Object dem Wirthſchaf— 
tenden und Steuerzahlenden zukommt. 

Während das Majoritätsgutachten im Ein— 
flange mit der ganzen bisherigen öſterreichiſchen 
Steuergeſetzgebung dieſen Ertrag direct ſucht und 
finden will, ſagt das Minoritätsgutachten: Nein, 
dieſen Ertrag ſoll man auf einem Umwege finden; 
wir wollen zuerſt den Capitalswerth des ganzen 
Objectes und dann die Rente dieſes Capitalswerthes 
berechnen, nehmen dieſe dann als Ertrag und von 
dieſer Rente nehmen wir einen beſtimmten Percent— 
jag als Steuer und nur in ſecundärer Weiſe; wo 
der abſolute Capitalswerth gar nicht eruirbar iſt, 
wollen wir den Nutzungswerth ſuchen. 

Mir ſcheint dieſes Syſtem ein abſolut verfehl— 
tes, weil die Erhebung des Capitalswerthes, welcher 
zur Zeit der Kataſtrirung ſtattfinden ſoll, mir viel 
unſicherer zu ſein ſcheint, als die Erhebung des Er— 
trages, den das ſteuerpflichtige Objeet liefert. 

Der Ertrag hängt von ſehr vielen Umſtänden 
ab, die ſich oft und oft wiederholen, die ganz klar 
find und die man conftatiren kann; man hat daher 
Direct dasjenige Einkommen im Auge, von dem ein 
Theil in die Steuercaſſe fließen ſoll, während der 
Kauſwerth eine Fiction ijt, der lediglich in den Ka- 
tafter eingeſchrieben wird, weßhalb der daraus ab— 
geleitete, der Beſteuerung zu unterziehende Betrag 
die zweite Fiction iſt. 

Unſer Geſetz ſteht diesfalls in Uebereinſtim— 
mung mit der bisherigen öſterreichiſchen franeiscei— 
ſchen Geſetzgebung, die — ich ſage es offen — eine 
Muſtergeſetzgebung für Europa geworden iſt. 

Die joſefiniſche und franeisceiſche Grundſteuer— 
geſetzgebung und Gebäudeſteuergeſetzbung iſt ein Werk, 
welches einen Vergleich mit irgend einer Steuer— 
geſetzgebung in ganz Europa nicht zu ſcheuen hat. 

Etwas ganz Anderes iſt es mit der Einkommen— 
ſteuergeſetzgebung, die im Jahre 1849 zuſtande 
gekommen iſt. 

Dieſe ſteht ſchon auf einer falſchen Baſis. Allein 
ich habe oft bewundert, mit welcher Genauigkeit, mit 
welchem Fleiße und welcher Gründlichkeit die joſefi— 
niſchen und franeiseeiſchen Steuergeſetze gearbeitet 
ſind, und wie nicht bloß das der Abſchätzung des Er— 
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trages zu Grunde liegende Princip, ſondern auch 
die Durchführung in den concreten Fällen der Bevöl- 
kerung in der damaligen Zeit nicht die geringfte/ 
Urſache zu Klagen gegeben hat. 

Ich werde nun erläutern, wodurch ich mich in 
meinen Anſchauungen auch vom Majoritätsgutachten 
unterſcheide und nicht bloß vom Minoritätsgutachten, 
welches auf einer noch unrichtigeren Baſis beruht. 

Wenn nicht das Minoritätsgutachten voraus— 
gegangen wäre, ſo hätte ich mich gegen die Ausſchuß⸗ 
vorlage eintragen laſſen, weil rd geradeſo, wie mein 
unmittelbarer Vorredner Herr Dr. v. Plener, in 
dem Majoritätsgutachten keine Verbeſſerung unſerer 
gegenwärtigen über dieſen Gegenſtand beſtehenden 
Geſetze finde, es muß — ich ſage es offen — gut 
gehen, wenn wir die Sachlage mit dieſem Gebäudes | 
ſteuergeſetze nicht ſchlechter machen, als wenn wir | 
bei denſelben Grundſätzen verbleiben, auf welchen 
unſere gegenwärtige Geſetzgebung baſirt. 

Worin liegt nun der Fehler? Dieſen Fehler hat 
Herr v. Plener mit meiner Anſchauung übereinſtim— 
mend bekanntgegeben. Er liegt in der Einſchätzung 
des Nutzungswerthes von den bis jetzt der Haus— 
claſſenſteuer unterliegenden Gebäuden; der zweite 
Fehler beſteht darin, daß künftighin auch von wirk— 
lich vermietheten Gebäuden in Orten, welche als der 
Hausclaſſenſteuer unterliegend erklärt wurden, nur 
die Hausclaſſenſteuer, das iſt, daß die Steuer nach 
dem Nutzwerth und nicht die Hauszinsſteuer nach dem 
Miethzinſe eingehoben werden ſoll. 

Ich muß, um das zu rechtfertigen und zu be— 
weiſen, daß mit dem hier angenommenen Syſteme 
der Einſchätzung nichts beſſer gemacht wird, auf die 
Erfahrungen hinweiſen, die wir in der Angelegen— 
heit bereits — nicht heuer oder jetzt, wo wir uns 
mit der Steuerreform abgeben, ſondern theilweiſe 
fon im Jahre 1849 — gemacht haben. Ich erlaube 
mir ganz kühn es auszuſprechen, daß das Syſtem 
der Einſchätzung in Oeſterreich bis Dato ſich nicht be— 
währt hat; ich werde dies durch poſitive, ziffer— 
mäßige Daten dem hohen Hauſe nachweiſen, und 
nachdem ich praktiſch geſehen habe, daß es ſich bisher 
nicht bewährt hat, wo man es wirklich verſucht hat, 
kann ich mir nicht denken, daß es ſich auf einem 
Felde, wo es erſt eingeführt werden ſoll, bewähren 
werde. 

Warum haben wir jetzt für die Gebäude, 
deren Ertrag nicht nach dem wirklichen oder parifieir— 
ten Miethzinſe beſteuert werden kann, zwölf Claſſen? 

Iſt das willkürlich gemacht worden bei jenen Ge— 
bäuden, die nicht der Hauszinsſteuer unterliegen? 
Nein. Man hat den Ertrag geſucht und hat ihn auf 
eine andere Weiſe finden zu können geglaubt, wie 
jetzt mit der Einſchätzung; man hat ihn dadurch zu 
finden geglaubt, daß, wenn man die Wohnungs- 
beſtandtheile, deren Lage, Größe, Zahl der Stock— 
werke u. ſ. w. nimmt und die Gebäude nach dieſen 
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Merkmalen in gewiſſe Claſſen theilt, man am beften 
den Ertrag der Gebäu de durch Einreihung in eine 
dieſer Claſſen trifft, daß man, wenn man zwölf Claſſen 
macht, auf Willkürlich keiten ſtößt, daß man bei 
dem Steuerſatze mitunter willkürlich wird, ift klar, 
und iſt es in dieſer Hinſicht unmöglich, in jedem 
individuellen Falle das Richtige ganz genau zu treffen ; 
es wäre das eine Aufgabe, die ſich leine Steuer— 
geſetzgebung der Welt ſtellen kann. Man kann ein 
ſolches Syſtem nur nach dem beurtheilen, wie es ſich 
im Großen und Ganzen dargeſtellt hat, und da 
glaube ich, hat dieſes Zwölfclaſſenſyſtem eine fo 
große Modification für die einzelnen conereten Ver— 
hältniſſe geboten, daß leine gegründete Urſache zur 
Klage war; und der Umſtand, daß etliche 90 Per— 
cent der Gebäude in allen der Hausclaſſenſteuer 
unterliegenden Orten in die zwei letzten, niedrigſten 
Claſſen eingeſetzt wurden, beweiſt die Humanität, 
mit welcher bis jetzt hierbei vorgegangen wurde— 
Die Einſchätzung oder das Syſtem der Einſchätzung 
hat theoretifch Worausſetzungen, von denen ich leider 
behaupten muß, daß ſie in Oeſterreich nicht vor— 
handen find; es ift ein großer, ein erhabener Ge— 
danke, die Idee der Selbſtbeſteuerung, und dieſe 
Idee der Selbſtbeſteuerung liegt dem Syſteme der 
Einſchätzung zu Grunde, während die franeisceiſchen 
und ferdinandeiſchen Geſetze auf der Grundlage 
beruhen, daß amtliche Organe höchſtens mit Zu— 
hilfenahme und Zuziehung von Sachverſtändigen 
den Reinertrag jener Objecte erheben ſollen, die 
der Beſteuerung unterworfen find, Unſere neuen 
Staatsverfaſſungen in Europa, die Idee des modernen 
Wonftitutionalismus hat es zur unabweislichen Folge 
gehabt, daß man ſagte: Die Selbſteinſchätzung muß 
die Baſis für die Steuerveranlagung bilden — nicht 
amtliche Organe ſollten den Ertrag der Steuer— 
objecte erheben, die ſteuerpflichtigen Staatsbürger 
ſollten es ſelbſt thun; eine Form für dieſe Selbſt— 
beſteuerung iſt auf der einen Seite die Faſſion des 
Steuerpflichtigen, auf der anderen Seite die Con— 
trole durch eine Commiſſion von ſeinen ſteuerpflich— 
tigen Mitbürgern. Allein dieſe Selbſtbeſteuerung 
hat wie ich ſagte — Vorausſetzungen, die 
in Oeſterreich nicht oder doch nicht in jenem 
Mae vorhanden find, daß fie zu einem gedeihlichen, 
erſprießlichen Reſultate bei der wirklichen Steuer— 
verwaltung führen könnten; ich meine, es muß 
erſtens ein gewiſſer höherer Grad von Intelligenz in 
der Bevölkerung ſein, die Bevölkerung muß die 
Steuergeſetzgebung verſtehen, muß den Zweck der 
Steuer wiſſen, muß ſich darüber klar ſein, um was 
es ſich handelt, und dann zweitens gehört neben 


dieſer Intelligenz hierzu ein freies Volk; nie und 
nimmermehr wird man bei einem unfreien Volke 
in der Lage ſein, das Syſtem der Steuereinſchätzung 
einzuführen. Das Volk muß wiſſen, daß das Geld, 
welches durch die Steuer aufgebracht werden ſoll, 
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für ſeine eigenen Zwecke verwendet wird, daß ſein 
eigener Wille damit erreicht werden ſolle, daß ſein 
Wille Geſetz iſt. „Le peuple souverain“, der allge— 
meine Volkswille, muß Geſetz ſein; der Einzelne 
muß wiſſen, daß mit dem, was er an Steuern leiſtet, 
nur ſeine eigenen ſelbſt geſetzten Zwecke erreicht werden; 
wo aber die Verhältniſſe derartig ſind, daß die Staats— 
aufgaben und ihre Realiſirung entweder wegen noch 
mangelhafter Intelligenz von einem großen Theile 
des Volles nicht begriffen werden, oder daß die 
herrſchenden Regierungsgrundſätze von einem großen 
Theile der Bevölkerung geradezu bekämpft werden, 
in einem ſolchen Staate iſt das Syſtem der Steuer— 
einſchätzung ein geradezu verfehltes, ein unmögliches, 
und da glaube ich denn, daß Oeſterreich, weder 
was den erſten Punkt, die Intelligenz ſeiner Be— 
wohner im großen Durchſchnitte, noch was den zwei— 
ten Punkt, die Freiheit ſeiner Bevölkerung, betrifft, 
auf jenem Punkte ſteht, der es uns möglich machen 
würde, in der Steuergeſetzgebung das Syſtem der 
Selbſtbeſteuerung durch die Staatsbürger in der 
Weiſe einzuführen, ſo daß es da als entſcheidendes 
Moment auftritt und nicht vielleicht als eine Maske 
für die Anſätze, welche factifch die Beamten der Re- 
gierung gemacht haben. 

Dieſe meine Behauptung hat leider thatſäch— 
liche Belege. Wir haben mit dieſem Syſteme der 
Selbſteinſchätzung zweimal den Verſuch gemacht. 

Der erſte wurde bei der Einführung der Cine 
kommenſteuer im Jahre 1849 gemacht. Es ſollten 
Steuercommiſſionen beſtehen, gerade wie die jetzigen, 
theilweiſe ernannt, theilweiſe durch die Wahl der 
ſteuerpflichtigen Bürger berufen werden; dieſe ſollten 
die Faſſionen der einzelnen Contribuenten prüfen 
u. ſ. w. Nun, was iſt die Folge davon geweſen? Ich 
geſtehe es hier ganz offen, ich weiß das Ding prak— 
tiſch, wie es geweſen iſt. Man hat in Wien zum 
Beiſpiel die Vertreter der Bürger mit allen nur 
möglichen Mitteln von dieſen Commiſſionen ferne 
zu halten geſucht; die mußten fortgehen, die von 
Seite der Bevölkerung dazu beruſen worden waren, 
weil ihre Meinung bei der wirklichen Steuer— 
bemeſſung nie eine Berückſichtigung gefunden Gat, 
In der damaligen Zeit des Belagerungszuſtandes 
hat das amtliche, ſtaatliche, adminiſtrative Element 
bei dieſen Commiſſionen durchaus überwogen. Die 
Beamten haben dietirt und damit war es aus. 
Punctum! Man hat dem Ausſpruche der Vertreter 
der Bevölkerung nicht das nothwendige Gewicht bei— 
gelegt; man hat zu wenig auf ſie geachtet. Aber 
das Odium, den Haß für die hohe Beſteuerung, den 
haben dieſe Vertreter der Bevölkerung mit tragen 
müſſen. 

Sie haben daher geſagt: „Wir bedanken uns 
für die Theilnahme an dieſen Commiſſionen“, und 
damit ſind dieſe Commiſſionen unmöglich geworden. 
Es ſitzen ja hier Herren aus dem Handelsſtande, die, 


(HA 


e Haus der Abgeordneten. — 119. Sitzung der 8. Seffion am 2. März 1875. 4175 | 


fo viel ich glaube, feinerzeit perſönlich an dieſen 
Commiſſionen Antheil nahmen. Dieſe werden vielleicht 
in der Lage ſein, das zu berichtigen, wenn das, was 
ich ausgeführt habe, bezweifelt werden ſollte; dieſe 
Herren ſind in der Lage, zu wiſſen, ob ich die Wahr— 
heit ſage oder ob ich ſie nicht ſage. 

Das war damals die Urſache, warum dieſe 
Einkommenſteuercommiſſionen ihren Zweck nicht er— 
reichten und gänzlich abgekommen ſind. Jetzt werden 
die Einkommenſteuerfaſſionen in Wien einfach von 
der Steueradminiſtration geprüft. 

Damit die Sache einen Namen hat, wird dann 
und wann einmal der Vorſtand des Handels— 
gremiums oder einer Genoſſenſchaft um feine An— 
ſicht gefragt, und ohne daß man ſeiner Anſicht viel 
Bedeutung beilegt, wird von der Admini— 
ſtrativbehörde ganz ſelbſtändig die Faſſion richtig— 
geſtellt und die Einkommenſteuer hinauf dividirt. 
(Heiterkeit und Rufe: Sehr gut! links.) 

Ja, meine Herren, id) ſpreche da ganz das 
Richtige und Wahre aus. 

Ich werde Ihnen gleich ein Beiſpiel bringen 
von der Einkommenſteuer, welche auf die Erwerb— 
ſteuer gelegt wird; weniger als ein Drittel der Er— 
werbſteuer darf es nie ſein, mehr kann es ſein. Wer 
ein halbwegs bedeutenderes Etabliſſement hat, wird 
alljährlich zur Steueradminiſtration gerufen; da 
wird ihm eindringlich zu Gemüthe geführt, der bloße 
Drittelzuſchlag zur Erwerbſteuer genüge nicht, er 
ſolle eine ordentliche Faſſion ſeines Einkommens 
ablegen bei dem Eide eines treuen Staats bürgers. 
Es wird dann gefragt: Wie viel zahlen Sie für die 
Wohnung? Wie viele Kinder laſſen Sie in die 
Schule gehen und wie viel zahlen Sie an Schulgeld? 
Wohnt Ihre Familie im Sommer auf dem Lande? 
Was der Mann für das Alles ausgibt, wird ihm 
haarklein vorgerechnet. Damit der Mann ſich nicht 
noch mehr ausfragen laſſen muß, ſagt er in Gottes 
Namen Ja und läßt ſich ſtatt eines Drittels der Er— 
werbſteuer noch um ein Bischen mehr beſteuern. 
Man hat das „Mehranbot“ geheißen und unterm 
Namen „Mehranbot“ vorgeſchrieben. Man hat das 
Unpaſſende dieſes Wortes „Mehranbot“ eingeſehen, 
und es wird daher gegenwärtig unter einem anderen 
Titel „Aufſchlag“, „Einkommenſteuermehrbetrag“ 
oder einem ähnlichen Titel in den Steuerbüchern 
vorgeſchrieben. Das waren die Steuercommiſſionen 
des Jahres 1849. 

Den ganz entgegengeſetzten Verlauf nahmen 
die Commiſſionen anläßlich der Grundſteuerreguli— 
rung, und ich muß auf diefe Commiſſionen des Naͤhe— 
ren eingehen, weil nach dem Minoritätsantrage die 
Grundſteuerregulirungs-Commiſſionen auch zugleich 
für die Schätzung derjenigen Gebäude verwendet 
werden ſollen, die nach dem Nutzungswerthe der Be— 
ſteuerung zu unterziehen ſind. 


Meine Herren! Ich bin durch meine praktiſche 
Thätigkeit in die Lage gekommen, von den verſchie— 
denen Ertrag sſchätzungen auf dem flachen Lande 
Kenntniß zu haben, und zu wiſſen, in welcher Art 
und Weiſe da vorgegangen wurde. Wenn meine Ver— 
muthung richtig iſt, daß die Regierung, nachdem ſie 
ſämmtliche Steuerrepartitionsgeſetze für alle Gattun— 
gen der Ertragſteuer verfaßt hat, dann mit der Ge— 
ſammtſteuerſumme hervortreten will, und nach dem 
Verhältniſſe des erhobenen Reineinkommens der ver— 
ſchiedenen Stenerobjecte den Steuerfuß durch den 
Percentſatz, welcher von jeder einzelnen Steuergat— 
tung aufzubringen iſt, feſtſtellen will, ſo iſt die noth— 
wendige Vorausſetzung hierfür, daß man wirklich 
bei jedem Objecte, welches der Steuer unterworfen iſt, 
alſo von Grund und Boden, von Gewerben, Ge— 
bäuden, von der Rente, vom Einkommen der Beam— 
ten, den genauen und ſicheren Reinertrag fixirt habe, 
ſonſt wird eine Ungerechtigkeit in das Steuerſyſtem 
eingeführt, wie ſie bis jetzt nicht beſteht. 

Nun ſind aber zwei Objecte vorhanden, bei 
denen man beinahe nicht einen Heller leugnen und 
der Steuer entziehen kann, das iſt der Miethzins bei 
Gebäuden und bei Beſoldungen, der Gehalt, den 
Jemand bezieht. Dieſe beiden Einkommensquellen 
(affen fih beinahe gar nicht verſchweigen. Bei der 
Hauszinsſteuer muß der Hausherr die Faſſion legen, 
und wenn er die Faſſion unrichtig legt, ſetzt er ſich 
der Gefahr aus, daß eine Miethpartei, wenn ſie aus— 
zieht oder mit ihm in Colliſion geräth, ihn verklagt, 
und er wird dann ſehr ſtrenge beſtraft. Der Haus» 
zinsſteuerkataſter iſt zu Jedermanns Einſicht offen, 
und es iſt das auch ganz in der Ordnung, damit man 
wiſſen kann, wie viel Jemand Hauszins fatirt hat 
und Hauszinsſteuer zahlt; ich bin ſelbſt ſchon öfter 
in das Rechnungsdepartement der Steueradminiſtra— 
tion gegangen und habe mir die betreffenden Daten 
von einem Hauſe aufſchlagen laſſen. 

Von dem Hauszinſe und von der Beſoldung 
kann nichts verleugnet werden. Ganz anders iſt es — 
und das iſt ein Fehler, der ſtark hervortreten wird — 
bei jenen Stenerobjecten, deren Ertrag, wie hier, durch 
Commiſſionen feſtgeſtellt werden ſoll; ganz anders iſt 
es, weil diesfalls dieſer Ertrag nicht ganz genau und 
wahrheitsgetreu feſtgeſtellt wird. Nach den prafti- 
ſchen Erfahrungen, die ich habe und die ich ziffer— 
mäßig belegen werde, kann ich Ihnen ſagen, daß die 
Reſultate der commiſſionellen Schätzungen nicht 
immer richtig ſind, daß man, wo ein ſolcher Ertrag 
derzeit durch die Commiſſionen geſchätzt wurde, 
ihn um das Drei- bis Vierfache zu gering gee 
ſchätzt hat. Ich bin bei Grundſchätzungen zugegen ge— 
weſen und habe auch gehört, wie da dieſe Schätzun— 
gen in einzelnen Schätzungsbezirken auf dem flachen 
Lande von Niederöſterreich vorgenommen wurden, ich 
habe dieſelben Objeete, die Gegenſtand der Ein— 
ſchätzung geweſen ſind, wo man alſo den Ertrag für 
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einzelne Schätzungsbezirke behufs ber Grundſteuer 
feſtgeſtellt hat, genau dieſelben Objecte habe ich zwei— 
mal ſchätzen geſehen, als es ſich nämlich um Expro— 
priation ſolcher Gründe, durch welche die Wiener 
Waſſerleitung durchgegangen iſt, gehandelt hat, 
welche Gründe mitunter von denſelben Schätzleuten 
wieder geſchätzt wurden, die bei der Schätzung für 
die Grundſteuer intervenirt haben. 


Es iſt erſtaunlich und unglaublich, welches 
Reſultat da zu Tage trat. Es iſt einmal unſerem 
Herrn Finanzminiſter in einer Interpellation der 
Vorwurf gemacht worden, warum er ſich denn um 
diefje Schätzungsoperate lümmert, die bei verſchiedenen 
Anläſſen bei gerichtlichen Schätzungen zu Tage ge— 
treten ſind, und ich muß offen geſtehen, wenn er das 
gethan hat, hat er nur ſeine Schuldigkeit gethan, und 
wenn ich Finanzminiſter wäre, ich müßte im 
Intereſſe des Geſammtwohles und der geſammten 
ſteuerpflichtigen Bevölkerung dasſelbe thun. Denn es 
iſt nicht möglich — Schätzung iſt doch die Erhebung 
des Werthes und Ertrages des zu ſchätzenden Gegen— 
ſtandes — es iſt nicht möglich, daß ein beeideter 
Schätzmann mit reinem und gutem Gewiſſen ein und 
dasſelbe Object einmal mit dieſem Exträgniſſe und 
gleich darauf mit einem um das Fünffache höheren 
Betrage ſchätzen kann. Ich habe z. B. über die Ge— 
meinden Gloggnitz und Ruppach im Schätzungs— 
diſtriete Neunkirchen das Schätzungselaborat über die 
anläßlich des Baues der Wiener Waſſerleitung in 
dieſen Gemeinden zu expropriirenden Gründe vor 
mir liegen, wonach der gemeine Werth für den ein— 
fachen Ackergrund mit 64 fl. 27 kr. Reinerträgniß 
per Joch oder miteinem Capitalswerthe von 1280 fl. 
per Joch, alſo mit dem Werthe von 80 kr. per 
Klafter im gemeinen Werthe geſchätzt wurde. 


Das Schätzungselaborat iſt ganz ausführlich 
gearbeitet und geht in die kleinſten Details ein und 
erliegt bei dem Bezirks gerichte Gloggnitz unter 
dem 5. November 1869. 

Nun, für denſelben Ackergrund, wo das Joch 
mit einem Reinertrage von 64 fl. 27 kr. im gemeinen 
Werthe anläßlich der Expropriation der für die Waſſer— 
leitung nothwendigen Gründe geſchätzt wurde — ich 
ſage, der gemeine Werth, denn bei der eigentlichen 
Beſtimmung deſſen, was die Commune zahlen muß, 
haben die Schätzleute geſagt: das iſt der gemeine 
Werth und für die Aufdammung, Zerſtückelung der 
Gründe, Erſchwerung der Bewirthſchaftung 2c. 2. 
haben wir noch die befonderen über den gemeinen 
Werth ausgemittelten Beträge zahlen müſſen — iſt 
in demſelben Schätzungsbezirke Neunkirchen für die 
Grundſteuer als Ertrag des allerbeſten Grundes in 
der erſten Claſſe die Summe von 16 fl. 50 kr. (Rufe: 
Hört! Hört!) und in der achten und letzten Claſſe 
der Betrag von 1 fl. 50 kr. per Joch geſchätzt worden. 
(Hufe; Hirt! Hört!) 
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Solchen Thatſachen gegenüber hat der Herr 
Finanzminiſter ganz Recht gethan, wenn er ſich 
darum umſchaut, wie dieſelben Herren bei anderen 
Gelegenheiten ſchätzen und ihre Schätzungsreſultate 
vergleicht und ſich um die Urſachen erkundigt, warum 
der Reinertrag einmal z. B. mit 64 fl. 27 kr. und 
gleich darauf mit 16 fl. 50 kr., ja ſogar mit nur 
1 fl. 50 kr. per Joch angegeben wird. 

Einen zweiten ſolchen Fall, wie bei dieſen 
Schätzungen vorgegangen wird, und was dieſe 
Selbſteinſchätzungen für ein Reſultat liefern, will 
ich von der Gemeinde Gumpoldskirchen erzählen. 

In der Gemeinde Gumpoldskirchen wurde für 
die Steuerſchätzung von den Grundbeſitzern der 
Reinertrag von Grund und Boden mit 10 fl. per 
Joch Weingarten angegeben, und alle mögliche Mühe 
hat es geloftet, daß bie Schätzungscommiſſion für 
die beſten Weingärten in Gumpoldskirchen einen 
Reinertrag von 80 fl. per Joch, was einem Rein— 
ertrage von fünf Kreuzern per Klafter entſpricht, feſt— 
geſetzt hat. 

Nun war einer der Schätzmeiſter der Bezirks— 
ſchätzungscommiſſion Baden der Bürgermeiſter eines 
Ortes zwiſchen Vöslau und Baden. Derſelbe war 
auch Schätzmann des k. k. Bezirksgerichtes Baden bei 
der Schätzung der für den Bau der Wiener Waſ— 
ſerleitung zu expropriirenden Gründe. (Heiterkeit 
links.) Für die Grundſteuer wurde der Ertrag der 
Weingärten in Gumpoldskirchen mit fünf Kreuzern per 
Klafter, das iſt als Capitalswerth per Quadrat— 
klafter ein Gulden, feſtgeſtellt. Soviel find die Wein- 
gärten in Gumpoldskirchen werth beim Verſteuern, 
und derſelbe Mann hat die Gründe, welche die Waf- 
ſerleitung gebraucht hat mit 30 bis 33 Gulden per 
Klafter geſchätzt. Und dieſe beiden Schätzungen ſind 
faſt gleichzeitig vorgenommen worden. Wenn ein 
ſolches Schätzungsoperat die Baſis abgeben ſoll für eine 
gerechte Steuerumlage oder für ein gerechtes Steuer— 
ſyſtem überhaupt, bei dem ja nicht die Grundſteuer 
allein zu betrachten, ſondern auch in Vergleich zu ziehen 
ift mit allen anderen Steuern, z. B. mit der Hauszins— 
ſteuer, mit der Steuer von Aetiengeſellſchaften, mit 
der Steuer, die auf Beſoldungen gelegt wird, und 
wenn ich mir denke, daß die auf diefe Weiſe erho— 
benen Reinerträgniſſe als Baſis angenommen were 
den für die Berechnung jenes Antheiles an dem Ge— 
ſammtbedarfe des Staates, der durch die Grund— 
ſteuer eingebracht werden ſoll, ſo kann ich mir nicht 
vorſtellen, daß unſere Steuerreform jemals das 
Ziel einer gerechten, weil auf die ganze Bevölkerung 
des Staates gleichmäßig vertheilten Beſteuerung 
erreichen werde. 

Ich will nicht 


auf die Gründe eingehen, 


warum dieſe Schätzungscommiſſionen ihre Aufgabe 
nicht löſen. Weil aber das einmal eine unbeſtreit— 
bare Thatſache iſt, halte ich das bisherige Syſtem 
mit der Einreihung der Gebäude in zwölf Claſſen 


noch für viel beffer und gerechter, als dieſen Geſetz— 
entwurf, wonach ſolche Schätzungscommiſſionen die 
Grundlagen für die Steuerbemeſſung liefern ſollen. 


Nun komme ich auf einen Theil des Minori— 
tätsberichtes, und zwar auf denjenigen, der uns trotz 
der von mir geſchilderten Verhältniſſe, für deren 
Wahrheit ich jede Stunde einſtehe, beweiſen will, 
daß die Stadt Wien viel weniger nach dem Operate 
der Majorität belaſtet würde, als wie es der Steuer, 
welche das flache Land tragen muß, gegenüber recht 
und billig iſt. Ich muß ſagen, dieſer Theil des Mino— 
ritätsgutachtens hat auf mich den Eindruck ge— 
macht, daß diejenigen Herren, welche ihn gearbeitet 
haben, mit den Wiener Verhältniſſen und mit der 
Wiener Beſteuerung in gar keiner Weiſe vertraut 
ſind und gar keine Ahnung haben von dem, was 
meine Vaterſtadt leiſten muß und in Wahrheit auch 
leiſtet. 


Man hat aus dem Umſtande, daß die Percent 
ziffer, welche für die Ermittlung der Reparaturs— 
foften in Wien vom Bruttozinſe abgeſchlagen wird, 
mit 15 Percent beſtimmt iſt, während auf dem 
Lande hierfür eine Scala von 15 bis 30 Percent 
feſtgeſetzt iſt, herausdedueirt, daß das Land bedeu— 
tend gegenüber der Stadt Wien benachtheiligt iſt, 
wenn die Hauszinsſteuer nach dem vorliegenden Ge— 
ſetzentwurfe eingeführt wird; und dies hat mich 
trotz aller Mängel, die ich dem Majoritätsberichte 
nachgeſagt habe, weſentlich bewogen, für denſelben 
einzutreten; denn ich bin überzeugt, daß, wenn die 
Herren, die das Minoritätsgutachten verfaßt haben, 
von ſolchen Anſchauungen über die Steuerverhält— 
niſſe in Wien ausgehend einen anderen Geſetzent— 
wurf ausarbeiten würden, Wien dann noch viel mehr 
belaſtet ſein würde, als es jetzt ſchon iſt. Es wurde 
geſagt, für die Erhaltungs- oder Reparaturskoſten 
der Gebäude werden in Wien 15 Percent und auf 
dem Lande 15 bis 30 Percent abgezogen. Ja, auf 
dem Lande iſt eine Bauarea nichts werth, ſondern 
nur das Gebäude, welches oben ſteht; auch hat dies 


gewöhnlich nicht ſo viel Stöcke wie die Gebäude in 


Wien, und die Bauarea wird nicht ſo theuer ver— 
kauft. Und um recht extrem zu ſein, hat man 
behauptet, daß in Wien eine Klafter Baugrund um 
7000 fl. verkauft wird. Nun, da gratulire ich den 
Baugeſellſchaften in Wien, wenn ihnen die Herren 
die Klafter Grund um dieſen Preis abnehmen. 
(Heiterkeit.) 

In Rußland beſteht, wie ich irgendwo gelefen 
habe, ein Zollgeſetz, wonach, wenn ein Kaufmann 
eine Waare über die Zollgrenze führt, der Zollbeamte 
berechtigt iſt, ihm um den declarirten Werth die 
Waare abzunehmen. Wenn man nun die Verfaſſer 
des Minoritätsgutachtens ſo verpflichtet hätte, den 
Baugeſellſchaften die Klafter Grund in Wien um 
7000 fl. abzukaufen, ſo hätten ſie, ich bin davon 
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überzeugt, gewiß nicht dieſe Ziffer ins Minoritäts— 
gutachten hineingeſchrieben. (Grosse Heiterkeit,) 

Es iſt nicht ſo arg. Zur Zeit des größten 
Schwindels iſt mir nur der Preis von 4000 fl. als 
Maximum aufgefallen, welcher, wenn ich mich nicht 
irre, auf der Brandſtatt und am Peter und auch da 
nicht für einen bloßen Baugrund, ſondern für eine 
mit fiinfftodhohen Häuſern verbaute Area bezahlt 
wurde; dieſer Preis von 4000 fl. iſt aber nur ein 
höchſt ausnahmsweiſer. 

Für den Grund beim Kärntnerthor-Theater 
wurde 2800 fl. per Quadratklafter gezahlt. Gehen 
Sie aber in die Brigittenau hinunter oder vor die 
Favoritenlinie hinaus, nach Erdberg, und fragen 
Sie, wie viel die Häuſer daſelbſt tragen und wie viel 
ſie werth ſind; die Hausherren daſelbſt möchten oft 
gern ihre Häuſer um den Betrag des Geldes, wel— 
chen ſie von den Sparcaſſen auf ihre Häuſer erhal— 
ten haben, hergeben, weil die Leute keinen Mieth— 
zins zahlen und ſoweit herabgekommen ſind, daß 
ſie ſich keine Einrichtung kaufen, damit der Haus— 
herr ſie nicht pfänden könne, und von einer Woh— 
nung in die andere ziehen, wie fie liegen und ſtehen. 
Gehen Sie ins Grundbuch von Wien und fragen 
Sie, wie viel Realitäten vor der Favoritenlinie 
verkauft werden, woſelbſt die Sparcaſſen leiden 
mußten, indem bei den executiven Feilbietungen 
nicht einmal das hereingebracht wurde, was die 
Sparcaſſen als Darlehen darauf gegeben haben, und 
da redet man von den enormen Beträgen, mit denen 
Bauarea und Gebäude ſich in Wien verzinſen. 

Es iſt unrichtig, daß in dem Erträgniß der 
Wiener Miethhäuſer ein ſo großer Bodenzins ſich 
verintereſſirt, daß vom Bruttozinſe 15 Percent Ab— 
zug für Reparaturen eine viel zu große Summe ſei 
gegenüber den 30 Percent Abzug auf dem Lande; 
mit dieſer Scala von 15 bis 30 Percent iſt den 
allerdings mitunter viel geringeren Werthen der 
Bauarea auf dem Lande genügend Rechnung getra— 
gen, da Reparaturen an den Gebäuden auf dem 
Lande bei weitem nicht ſo koſtſpielig ſind, wie an 
Wiener Häuſern. 

Ich will noch auf ein Anderes aufmerkſam 
machen. Die Miethwerthe, welche in dem Berichte 
der Majorität für die einzelnen Gebäude auf 
dem Lande nach deren Nutzwerth mit 10 fl. 
für einen Wohnungsbeſtandtheil, bei zwei und drei 
nicht unter 7 fl., und bei den übrigen nicht unter 
8 fl. feſtgeſtellt ſind, ſind minime Beträge gegenüber 
dem Nutzungswerthe, den ſolche Gebäude in Wirk— 
lichkeit haben. Ich habe mir auch auf dem Lande 
eine Wohnung miethen müſſen, die nicht wohlfeiler 
war als in Wien. (Rufe: Oho!) Ja wohl, meine 
Herren, das iſt wahr, und zwar in einem Orte, wo 
die Hausclaſſenſteuer eingeführt war, und wo die 
Hausherren nicht einmal den Zins, den ſie ein— 
nahmen, fatirt haben, obwohl ſie es hätten ſollen, 
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habe ich für cin Zimmer mit Küche 10 fl. monatlich 
zahlen müſſen, das iſt 120 fl. per Jahr, während 
man in Wien auch nicht mehr als 10 fl. per Monat 
für Zimmer und Küche zahlt. 

Es iſt alſo nichk wahr, daß man auf dem 
Lande ſo geringe Miethzinſe einnimmt und in Wien 
ſo enorm große. Und in den Orten, wo die Haus— 
claſſenſteuer eingeführt ift, jagt der Steuerbehörde 
Niemand: Ich habe jetzt vermiethet. Bis jetzt war 
man verpflichtet, die Vermiethung anzuzeigen. Der 
Steuerinſpeetor eines großen Bezirkes kann aber 
nicht alle Tage die Ortſchafſten durchwandern und 
nachſehen, wo ein Haus vermiethet ift. Selbſt von 
den Bürgermeiſtern wird oft verſchwiegen, wer eine 
Wohnung vermiethet hat, damit der Ort nicht in jene 
Kategorie geſtellt werde, wo mehr als die Hälſte 
der Gebäude vermiethet IG und ſomit der Hauszins— 
ſteuer unterworfen wird. Das find faetiſche, reelle, 
wahre Zuſtände. Und trotzdem, daß man am Lande 
ſo viel von dem Miethzinſe verſchweigen kann und 
der thatſächliche Nutzen der Gebäude am Lande in 
gar keinem Verhältniſſe zu den Beträgen ſteht, die 
im Antrage der Majorität des Ausſchuſſes ange— 
nommen werden, behauptet man, daß die Leute am 
Lande noch zu kurz kommen gegenüber der Bevöl— 
lerung von Wien, nachdem ohnehin für das Land 
fogar ſchon ein Abzug bis 30 Percent von bent erho- 
benen Nutzen geſtattet wird. 

Meine Herren! Ich habe eine Zuſammenſtel— 
lung der von Wien bezahlten Steuern gemacht. Es 
wurde mit Recht von dem Referenten der Majorität 
in ſeinem Berichte hervorgehoben, daß man bei einer 
ſolchen Frage nicht auf die Ziffer der landesfürſt— 
lichen Steuer allein ſehen ſoll, ſondern daß man auch 
die Zuſchläge für das Land und die Gemeinde, ja das 
geſammte Steuerſyſtem in Betracht ziehen muß, bevor 
man über einen ſolchen Punkt ein genügendes Urtheil 
abgeben kann. 

Ich will nur im Vorübergehen erwähnen, daß 
von den 58 Millionen Gulden, welche die Ver— 
zehrungsſteuer einträgt, Wien mit ſeinen 600.000 
Bewohnern, weil es einen Separatverzehrungs— 
ſteuertarif hat, fünfmal ſo viel belaſtet iſt, als die 


Landbevölkerung, daß es mehr als 10 Millionen 


von dem Geſammterträgniſſe der Verzehrungsſteuer 
allein leiſten muß, und als die Wiener Deputirten 
einen Antrag, bezweckend eine gleichmäßigere Ver— 
| tfeifung dieſer Steuer auf die geſammten Bewohner 
des Reiches, einbrachten, erwiderte der Referent: 
Wenn wir die Verzehrungsſteuer für Wien herab— 
ſetzen, müßten wir ſie für das Land erhöhen, deß— 
wegen haben uns unſere Wähler nicht hergeſchickt. Ich 
will nicht erwähnen, daß Wien einen Separater— 


werbſteuertarif hat, daß Wien zum Beiſpiel in Bezug 
auf die Erwerbſteuer in der erſten Claſſe ſteht und 
daß, wenn in Wien ein Kaufmann mit 100 Gulden 
Conv.⸗Münze beftenert wird, ein Kaufmann in einer 
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kleinen Stadt mit 25, 20, 15 und in Ortſchaften 
unter 1000 Seelen ſogar nur mit einem und zwei 
Gulden per Jahr beſteuert wird. Das iſt aber auch 
in Erwägung zu ziehen; wenn man über bie Steuer— 
leiſtung von Wien reden will und wenn man nun 
die 15 Percent, die vom Bruttozinſe für Reparatur 
und Verwaltungskoſten abgeſchlagen werden, redu— 
ciren will, wer wird das zahlen müſſen? Niemand 
Anderer als die Miethparteien, denn der Hausherr 
wird den vollen Ertrag von ſeinem Hauſe haben 
wollen, den er jetzt hat. Es iſt ein alter Satz, der 
vorzüglich für die Ertragsſteuer giltig iſt: Jede alte 
Steuer iſt gut, jede neue Steuer iſt ſchlecht. Gerade 
bei der Steuer auf Grund und Boden, ſei es von dem 
Ertrage des Grund und Bodens, fei e$ von dem Hause 
zinſe oder Nutzungswerthe, gilt der Grundſatz, daß 
Derjenige, der den Ertrag des Bodens verwerthet 
durch Verkauf der Producte, durch Vermiethung oder 
Ueberlaſſung zur Benutzung die bereits beſtehende 
Steuer einmal in den Werth des Grund und Bodens 
eingerechnet hat und Demjenigen aufrechuet, der ihm 
die Producte abnimmt oder Zins für die Benützung 
des Gebäudes zahlt. Bei einer Erhöhung der Steuer 
wird der Realitätenbeſitzer eine Erhöhung des Zinſes 

oder des Preiſes der Bodenproduete vornehmen, dav 

gegen bei einer Steuerreduction keine Preisherab— 
ſetzung eintreten laſſen. Und deßhalb liegt ein tiefer 
Sinn in dem alten Sprichworte, daß jede alte Steuer 
gut und die neue ſchlecht iſt. Aber abgeſehen davon, 
daß das Minoritätsgutachten exorbitante Ziffern 
genannt hat, die als Verkaufspreiſe für Bauſtellen 
in Wien nie erreicht worden ſind, daß es auf die Be— 
deutung des ganz anderen Steuerſyſtems für Wien 
leine Rückſicht genommen hat, ſind auch bezüglich der 
Hauszinsſteuer die gemachten Angaben nicht ganz 
richtig. 

Wien zahlt die Hälfte von der Hauszinsſteuer, 
welche die ſämmtlichen in dieſem Hauſe vertretenen 
Länder zahlen. Wien Dat im Jahre 1874 an Lane 
desfürſtlicher Hauszinsſteuer 7,548.435 fl. 15 ½ kr., 
an Zuſchlägen darauf, und zwar an Grundent— 
laſtung, die ausſchließlich für die Landbevölkerung ge— 
zahlt wird, und für die Wien gar kein Aequivalent 
genießt, 353.878 fl. 31 kr., an Landeserforderniß— 
beitrag 1,415.513 fl. 23 tr, an Communalſteuer 
7,191.89 1 fl. 88 tr, an Einquartierung 164.977 fl. 
25 fr, Gewölbewache 25.061 fl. 66 fr, Canal: 
räumungsgebühr 191.088 fl. 59 kr. und noch dazu 
an Verzugszinſen 9.222 fl. 76 kr., — das war von 
einem Bruttoz inje | von 53,325,128 fl. 42 kr. 

Und willen S Sie, wie viel dieſe 15 Percent, die 
uns Wienern von der Minorität ſo genau vorge— 
rechnet werden, betragen? Es haben dieſelben 
7,998.769 fl. 27 kr. ausgemacht, der rein zu ver— 
ſteuernde Zins im Jahre 1874 betrug 45,326.359 fl. 
15 kr. Ich habe beiſpielsweiſe das Haus Nr. 499 
der Leopoldſtadt mir aus unſeren Steuerbüchern 


— 
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herausgeſchrieben; dasſelbe hat 1874 einen Brutto— 
zins von 29.556 fl. 44 kr., davon betragen die 
15 Percent 4.433 fl. 47 kr., alſo, wie ich ſagte, 
etwa 14 fl. per Tag, und ſoviel braucht der Haus— 
herr auch wirklich; wenn wir bie Moien ber Admi— 
niſtration, ber Aſſecuranz, die Gasbeleuchtung, bie 
Reinigung, den Comfort, bie Koſten für Alles, was 
er fonjt den Parteien bieten muß, nachrechnen, 
wird ihm nicht viel erübrigen. Von dem reinen Zins 
von 25.122 fl. 97 kr. beträgt die Steuer ſammt Zu— 
ſchlägen 12.469 fl. 86 fr, und 12.653 fl. 11 kr. 
ſind ſomit dem Hausherrn übrig geblieben. 

Wie das Minoritätsgutachten, wenn die Her— 
ren dieſe Verhältniſſe gekannt haben, behaupten 
konnte, Wien fei dem Lande gegenüber zu niedrig 
beſteuert, die 15 Percent Abzug ſeien zu viel und 
man müſſe davon etwas herabzwicken, um dem Lande 
gegenüber gerecht zu werden, das verſtehe ich nicht, 
und ich würde es im Intereſſe meiner Vaterſtadt 
bedauern, wenn ſolche Anſchauungen, wie ſie die 
Minorität zum Ausdrucke bringt, zu Anſchauun— 
gen der Majorität dieſes hohen Hauſes werden 
ſollten. 

Ich ſchließe nun mit wenigen Worten. Es iſt in 
dem alten Geſetze vielleicht ſehr Vieles auszubeſſern. 
Wenn Sie mich aber um meine Anſicht fragen, ſo 
ſage ich: bleiben wir bei dem alten Geſetze, das neue 
macht nichts beſſer. Ehe ich jedoch den Anſichten der 
Minorität zuſtimme, das muß ich offen geſtehen, 
nehme ich lieber das neue Geſetz nach dem Majori— 
tätsantrage an, und darum habe ich mich für die 
Anträge der Majorität zum Worte gemeldet. (Ber- 


Vicepráfident: Der Herr Abgeordnete 
Wurm hat das Wort. 
Abgeordneter Wurm: Ich bin von der 


Syſtemloſigkeit und ſomit auch von der Unſtichhäl— 
tigkeit des gegenwärtigen Beſteuerungsweſens vol— 
lends überzeugt und verlenne durchaus nicht das 
Bedürfniß einer Steuerreform, Nur wünſchte ich, 
daß dem hohen Hauſe das Ganze der Steuerreform 
nach allen ihren Richtungen und nicht nur ein Bruch— 
ſtück über die Hauszinsſteuer wäre vorgelegt worden. 

Wenn ich aber das Wort in dieſer Angelegen— 
heit ergreiſe, fo geſchieht es nur deßhalb, um zu con- 
ſtatiren, wie „ungerne“ ich über den Säckel meiner 
Wähler verſügen laſſe; wie „ungern“ ich eine 
Steuererhöhung, um die es ſich doch dermal, na— 
mentlich in Bezug auf die Landbevölkerung handelt, 
bewillige, weil eben die zu erhebenden und erhobenen 
Steuern dazu dienen, um Zuſtände zu befeſtigen, die 
im Intereſſe meiner Wähler und aller ihrer Geſin— 
nungsgenoſſen nicht gelegen ſind, und die ſich mit dem 
Wohle Oeſterreichs nicht vereinbaren laſſen. 
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Statiſtiſche Daten und Ziffern ſprechen es aus, 
in welch' einem ungeahnten Aufſchwunge bei uns die 
raffinirteſte Defraudation, der gemeine Diebſtahl, der 
verwegenſte Raub und das Ende vom Liede — der 
Selbſtmord — begriffen ſind. Oeffentliche Verhand— 
lungen lüften allmälig den Schleier, der eine Gore 
ruption verhüllte, die mit dem Begriffe eines ehr: 
lichen Oeſterreich nimmer verträglich ijt und die dort 
nie behoben werden wird, wo man die „Kleinen 
hänget und die Großen laufen läßt“. 

Ich frage, wird die Mehrſteuer, wie ſie die 
Landbevölkerung treffen dürfte, dazu verwendet 
werden, in Oeſterreich Gut, Leib und Leben ſicherer 
zu machen? Wird ſie das Vagabundenweſen nicht 
durch koſtſpielige Erweiterung und Vermehrung der 
Straf- und Zwangsarbeitshäuſer, ſondern durch An— 
wendung von moraliſchen, wirklich veredelnden Mit— 
teln eindämmen? Wird ſie das ſtumpfgewordene 
Schwert der Gerechtigkeit ſchärfen? 

Zweifelsohne! Zweifelsohne! — — 


Ich frage weiter, wird mit dem Gelde meiner 
Wähler die ausgeartete und mißbrauchte Freizügig— 
keit, unter deren Laſt jetzt ſchon zahlreiche Stadt- und 
Landgemeinden zuſammenbrechen, nach Gebühr ge— 
bunden oder wenigſtens erträglich gemacht werden? 
Wird mit dem Gelde meiner Wähler dem ſichtlichen 
Ruin des fleißigen Gewerbes und des redlichen 
Handwerks entgegengearbeitet? Wird mit dem Gelde 
meiner Wähler der Schwielenhand des ſparſamen 
Arbeiters die Möglichkeit geboten werden, allmälig 
befibfábig zu werden? Ich frage, wird mit dem 
Gelde meiner Wähler dem überhandnehmenden 
Wucher, der die Zertrümmerung des Grundes und 
Bodens, die Verarmung und gänzliche Vernichtung 
des Bauernſtandes zur Folge haben muß, Einhalt 
gethan werden? Wird mit dieſem Gelde die große 
Geld- und volkswirthſchaftliche Kriſe behoben werden? 


Ich höre die Antwort: „Niemand zweifelt 
daran!“ — Aber — mit Erlaubniß — „ich“ bin 
dieſer „Niemand!“ Meine Wähler ſind dieſer 
„Niemand!“ Und dieſer „Niemand“ wird plötz— 
lich „Jemand“, der wohl mit allen Faſern ſeines 
Herzens an Kaiſer, Reich und Land hängt, der mit 
ſeinem letzten Kreuzer und ſeinem letzten Blutstropfen 
für die Beſtandkraft Oeſterreichs eintritt; — jedoch aus 
den hohlen Zuſtänden heraus, vielleicht mit der letzten 
Verwunderung ſich fragt, wieſo „er“ denn „gerne“ 
die Geldmittel bewilligen und herbeiſchaffen ſoll, um 
vielleicht eine Preſſe ſubventioniren zu helfen, welche die 
unſittlichſte fpeculative Ausbeutung des Volkes, 
welche den eraſſeſten Sackpatriotismus als eine 
Bürgertugend verhimmelt! Eine Preſſe, welche in 


ihrer Frechheit die edelſten und heiligſten, religiöſen, 


nationalen und patriotiſchen Ueberzeugungen, eben 
dieſen ſteuertragenden „Jemand“ täglich auf die un— 
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verantwortlichſte Weiſe mit 
darf. 

Meine Herren! nur wenn dieſer „Jemand“ 
ein Narr wird, dann wird er ſich die Zumuthung 
gefallen laſſen, für derartige liebreiche Bedienung 
und Appretirung die nöthigen Gelder „gerne“ 
zu bewilligen. 

Dieſem Jemand, das iſt: „meinen 
Wählern“ und „mir“, dünkt es aber, daß es für 
ſie und für mich eine wahrhaft furchtbare Sache ſei, 
aus der eigenen Taſche „gerne“ Gelder zu be— 
willigen und herbeiſchaſſen zu follen und zu wollen, 
welche dazu dienen, uns hinſichtlich der Steuerleiſtung 
und Steuerkraft immer mehr und mehr „unfähig“ 
zu machen. 

Man ſagt: „Bildung iſt Macht.“ Ein 
ſlaviſcher Spötter könnte für Oeſterreich vielleicht 
den Witz wagen: „Die höchſt merkwürdig zur 
Herrſchaft gelangte teutoniſche Macht ift 
in Oeſterreich Bildung.“ Da aber in Geld 
fragen bekanntlich die Gemüthlichkeit aufhört, ſo 
ſage wohl ich richtiger: „Bildung iſt Erwerb.“ 
Wer mich in der Bildung hindert, hindert mich im 
Erwerbe, der hindert mich in der Steuerfähigkeit, 
und zwar auf Koſten des Staates und ſchädigt 
Oeſterreich. 

Es iſt ein ungeheuerer, höchſt unöſterreichiſcher 
Steuerfrevel, die flaviſche Bevölkerung im Ueber- 
gange zur Mittelſchule überhaupt und im Ueber— 
gange zur Realſchule insbeſondere germaniſatoriſch 
zu übervortheilen und daher in der Bildung 
zurückzudrängen. 

Wohl überwindet fie (die flaviſche Vee 
völkerung) durch eiſernen Fleiß und durch ihre 
größere geiſtige Begabung die Hinderniſſe der Bil— 
dung; wie viel Steuerkraft aber dem Staate dabei 
entgeht, das, meine Herren! — um mit dem Dichter 
zu reden — „weiß fein deutſcher Weber“. — 

Oeſterreich iſt einmal — ich wiederhole es — 
nicht auf das Deutſchthum geſtellt, es iſt auch nicht 
auf das Slaventhum allein geſtellt, ſondern auf die 
Steuergulden „Aller“ zuſammen. Im Intereſſe 
Oeſterreichs werde ich bis zum letzten Athemzuge 
dagegen proteſtiren, daß meine Wähler zur Be 
feftigung von Zuſtänden, durch welche fie wegen 
hintangehaltener Bildung mehr und mehr ſteuer— 
unfähig werden, die Steuergulden „gerne“ be— 
willigen und leiſten ſollen. 


Koth bewerfen 


Präſident (den Vorsitz wieder 
nehmend): Der Herr Abgeordnete Fuchs hat das 
Wort. 


über- 


Abgeordneter Fuchs: Die Auseinanderſetzun— 
gen meines unmittelbaren Herrn Vorredners haben 
ſo wenige ſachliche Momente enthalten, daß ich eine 
eigentliche Entgegnung gar nicht nothwendig hätte, 
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nachdem es mir heute einzig und allein um die Sache 
zu thun iſt. Der Herr Abgeordnete hat von Cor— 
ruption, von Diebſtahl, von Mord geſprochen. Wie 
nun dieſe Sachen mit der Gebäudeſteuer in Zuſam— 
menhang gebracht werden können, das vermag ich 
wahrhaftig nicht zu entziffern; ich glaube, daß ſolche 
Argumente bei einem ſo ſtreng ſachlichen Geſetzent— 
wurſe doch entſchieden an den Haaren herbeigezogen 
worden ſind. Der Herr Abgeordnete hat geſagt, 
daß durch Annahme des vorſtehenden Geſetzent— 
wurfes der Wohlſtand der Landbevölkerung in Ge 
fahr ſei. Nun, darauf muß ich doch entgegnen, daß 
ich ebenſo warm für den Wohlſtand der Landbevöl— 
terung fühle, daß ich ebenſo unermüdlich für den 
ſelben arbeite, als mein unmittelbarer Herr Vor 
redner, und deſſen darf der Herr Abgeordnete der 
rechten Seite des Hauſes verſichert ſein, daß ich 
dann, wenn ich für den Wohlſtand der Landbevöl 
kerung fürchten müßte, gewiß gegen das Eingehen 
in die Specialberathung des vorliegenden Geſetz— 
entwurfes ſtimmen würde. Der Herr Abgeordnete 
hat es ferner für nothwendig gehalten, in dieſem 
hohen Hauſe die Preſſe auf das Empfindlichſte zu 
beſchimpfen. Im Namen der öſterreichiſchen unab 
hängigen Preſſe — und wir haben noch, eine ſolche 
in Oeſterreich — halte ich mich für verpflichtet, gegen 
die Ausführungen in dieſer Richtung feierlichſt zu 
proteſtiren. 

Ich will mich jedoch nicht in eine weitere derartige 
Polemik einlaſſen, ſondern ſogleich zur Sache ſelbſt 
übergehen. Ich habe mich zum Worte gemeldet, um für 
den vorliegenden Geſetzentwurf zu ſprechen und bee 
finde mich in derſelben Lage wie mein Vorredner, 
der gleichfalls für das Eingehen in die Special— 
berathung des Geſetzentwurfes geſprochen hat, daß 
ich nämlich nicht mit allen Beſtimmungen des vor— 
liegenden Geſetzentwurfes einverſtanden bin und 
nicht alle und jene Aenderungen des Steuerreform- 
ausſchuſſes acceptire, allein ich erblicke in dem bor: 
liegenden in Berathung ſtehenden Geſetzentwurfe 
eine entſchiedene Beſſerung, einen entſchiedenen Fort— 
ſchritt gegenüber den beſtehenden Hausclaſſenſteuer— 
vorſchriften. Ich werde mich bei meinen Ausführun— 
gen nicht in eine Erörterung der allgemeinen Prin- 
cipien über die Steuergeſetzgebung oder auch nur 
über die Gebäudeſteuer einlaſſen, ſondern mich in 
meinen Ausführungen nur auf ſtreng ſachliche, mit 
den praktiſchen Verhältniſſen in thatſächlichem 
Zuſammenhange ſtehende Vorkommniſſe beſchränken. 

Ich gehöre nicht zu den Bewunderern des 
gegenwärtigen Hausclaſſenſteuerſyſtems, wie der 
Herr Abgeordnete Dr. v. Plener, ſondern erblicke 
im Gegentheile in den gegenwärtigen Claſſenſteuer— 
vorſchriften eine große Ungerechtigkeit, eine Un— 
gleichmäßigkelt, und ich erlaube mir fogar in dieſer 
Richtung den Ausſpruch zu thun, daß unſer altes, 
jetzt noch zu Recht beſtehendes Claſſenſteuerſyſtem 


Haus der Abgeordneten. — 119. Sitzung ber 8. Seffion am 2. März 1875. 


geradezu dem Begriffe des Rechtsſtaates wider— 
ſpricht. Ich werde mir erlauben, zur Erhärtung 
dieſes meines Ausſpruches einige concrete Fälle 
anzuführen. 

Nach der alten Hausſteuerclaſſification hatte 
ein elendes Häuschen mit einem kleinen Zimmer 
dieſelbe Claſſenſteuer zu zahlen als ein großes, wohl— 
gebautes Wohnhaus mit drei Wohnungsbeſtand— 
theilen. Ohne irgendwie auf die ſehr günſtige Lage 
des Gebäudes Rückſicht zu nehmen gegenüber der 
ſehr ungünſtigen eines anderen Hauſes, iſt die gegen— 
wärtige Claſſenſteuerbemeſſung vorgenommen wor— 
den. Auch werden bei ber Clafjification als Wohn- 
beſtandtheile nur die bewohnbaren Zimmer, Kam— 
mern und erſt ſeit neuerer Zeit auch die bewohnbaren 
Küchen, Schreibzimmer rc. in Anſchlag gebracht 
werden, während oftmals bedeutende Räumlichkeiten, 
Werkſtätten, Magazine, Böden u. ſ. w., wenn ſie 
nicht bewohnt ſind, bei der Steuerbemeſſung nicht 
berückſichtigt werden dürfen. In einer Ortſchaft, 
welche nicht der Hauszinsſteuer unterliegt, wo alſo 
nur vermiethete Gebäude ganz oder theilweiſe der 
Zinsſteuer unterworfen find, befindet fid) nun bei- 
ſpielsweiſe eine Fabrik, welche drei Wohnbeſtandtheile 
hat, welche auch nur als claſſifieirfähig erſcheinen, 
ohne Rückſicht auf die großartigen Arbeitshallen, 
auf die Magazine, Keller u. ſ. w. Nun werden dieſe 
Fabrik und die Räumlichkeiten derſelben ausſchließlich 
vom Eigenthümer bewohnt, und mit Rückſicht auf die 
drei Wohnbeſtandtheile zahlt nun heute dieſes große 
Fabriksetabliſſement mit Inbegriff des Eindrittel— 
zuſchlages und des außerordentlichen Kriegszuſchlages 
nur 1 fl. 63 kr. öſterr. Währ. jährliche Hausclaſſen— 
ſteuer, während beiſpielsweiſe in derſelben Ortſchaft 
ein Wohnhaus, welches über vier Wohnbeſtandtheile 
verfügt und dieſelben zu 200 fl. vermiethet hat, mit 
Inbegriff obgenannter Steuerzuſchläge jährlich 14 fl. 
entrichten muß. Auch das ſchon angeführte elende 
Häuschen mit einem Zimmer zahlt wie die große 
Fabrik 1 fl. 63 kr. öſterr. Währ. 

Noch ein anderes Beiſpiel erlaube ich mir 
dem Herrn Abgeordneten Dr. v. Plener entgegen— 
zuhalten. Ein Hausbeſitzer hat in ſeinem Hauſe drei 
große Zimmer und zahlt ebenfalls nur 1 fl. 63 kr. 
jährliche Claſſenſteuer; er theilt nun, weil ihm die 
Zimmer zu groß ſind, jedes durch eine Zwiſchen— 
mauer, ohne daß die äußeren Hausmauern irgendwie 
alterirt oder erweitert werden. Er zahlt jetzt für die 
nun gewonnenen ſechs Wohnbeſtandtheile auch nicht 
mehr als 1 fl. 63 kr. 

Ich könnte noch viele andere Uebelſtände, 
welche mit dem Häuſerclaſſificirungs- und dem Ge— 


bäudekataſter und beffen Evidenzhaltung zuſammen-⸗ 


hängen, anführen; ich will dies aber mit Rückſicht 
auf die Beſchränktheit der Zeit unterlaſſen. Ich 
glaube jedoch, daß die wenigen angeführten 
Thatſachen genügen, um eine durchgreifende Reform 


4181 


als wünſchenswerth und höchſt nothwendig erſcheinen 
zu laſſen. Eine ſolche Reformirung bietet der vor— 
liegende in Berathung ſtehende Geſetzentwurf über 
Gebäudeſteuer, doch fühle ich mich gedrängt, gleich 
jetzt die Erklärung abzugeben, daß ich der darin 
enthaltenen Zweitheilung der Steuern nach dem 
Zinsertrage und dem Nutzungswerthe, ſowie der 
ſehr ſchwerfälligen und in der Praxis viel Unziem— 
lichkeiten mit fid) führenden Procedur der Beſteuerung 
nach dem Nutzungswerthe und der Beſchaffung der 
richtigen Grundlagen hierfür nicht zuſtimmen kann. 
Im Motivenberichte zur Regierungsvorlage heißt 
es auf Seite 71 (liest) : 

„Die in dem neuen Geſetzentwurfe ent— 
haltenen Aenderungen oder Ergänzungen 
der jetzt geltenden Vorſchriften bezwecken 
lediglich eine ſichere und genauere Durch— 
führung wie auch eine leichtere Handhabung 
der einſchlägigen Normen.“ 

Wenn man nun eine möglichſt gleichmäßige 
Beſteuerung und eine raſchere Manipulation an— 
ſtrebt, wo liegt dann der Grund, daß zweierlei Be— 
ſteuerungsſyſteme, zweierlei Manipulationsſyſteme, 
zweierlei Erhebungs- und Bemeſſungsorgane ge— 
ſchaffen werden ſollen? Sollte die Beſteuerung 
nach dem Nutzungswerthe weniger drückend ſein 
als die Beſteuerung nach dem Zinsertrage? Und 
wenn dies der Fall wäre, wo iſt der Grundſatz der 
gleichmäßigen Beſteuerung, der gerechten Verthei— 
lung der Laſten? Warum ſollen die Hauseigen— 
thümer in den Orten, in denen die Zahl der ver— 
mietheten Wohnbeſtandtheile geringer iſt als die 
Zahl der nicht vermietheten, etwa geringer beſteuert 
werden? | 

Uebrigens ijt nach dem vorliegenden Geſetz— 
entwurfe noch gar nicht erwieſen, daß die Gebäude— 
ſteuer nach dem Nutzungswerthe geringer ausfallen 
würde, als nach dem Zinsertrage. Spricht ſich doch 
ſogar der Motivenbericht zur Regierungsvorlage im 
gleichen Sinne aus. Seite 14 heißt es (liest): 

„Unbezweifelt werden durch die Beſchrän— 
kung der Miethzinsſteuer auf Orte, wo die 
Vermiethung prävalirt, viele Gebäude, die 
ſchon gegenwärtig zinsſteuerpflichtig find, in 
die Kategorie ber Nutzwerthobjeete gereiht 
werden; doch folgt hieraus noch keineswegs 
eine Verminderung der Beſteuerungsgrund— 
lage, weil mit Zuverſicht erwartet werden 
darf, daß bei der Einſchätzung des Nutzungs— 
werthes der gegenwärtige Miethzins zum 
Ausgangspunkte bei Beurtheilung dieſes 
Werthes angenommen werde, dieſer daher 
vom factijd) erzielten Miethzins nicht diffe- 
riren wird.“ 

Wenn nun die Commiſſionsmitglieder in der 
Zuſammenſetzung nach den Anträgen des Ausſchuſſes 
bei der Ermittlung des Nutzwerthes fid) den orts— 
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üblichen Miethzins oder den des Nachbarortes im 
Sinne des 8. 18 der Ausſchußarbeit zur Richtſchnur 
nehmen, was iſt denn dann der Nutzwerth Anderes, 
als ein durch Vergleich, durch Parificirung erhobener 
Miethzinswerth, und wenn er dies iſt, wozu dann die 
Zweitheilung des Beſteuerungsſyſtemes in der ganzen 
Verwaltung und Verrechnung? 

Auch beruht das Princip der zweifachen ſehr 
ſchwankenden Beſteuerungsmodalität meiner Meinung 
nach auf einer ſehr unſicheren, von kleinlichen Zufällig— 
leiten abhängigen Baſis. Es hängt nämlich dieſes 
Princip von der Vermiethung oder Nichtvermiethung 
oft nur eines einzigen Wohnungsbeſtandtheiles, bei 
ſpielsweiſe von einer um 5 fl. Jahreszins ver— 
mietheten Bodenkammer ab. 

Geſetzt nun, ein aus 1000 Wohnbeſtandtheilen 
beſtehender Ort hätte 501 vermiethete und 499 un— 
vermiethete Beſtandtheile, fo wäre die Gebäude- 
ſteuer für den ganzen Ort nach dem Miethzins— 
betrage zu bemeſſen. 

Ein einziger Beſtandtheil iſt alſo maßgebend, 
daß die Benützer aller anderen auch nach dem Mieth— 
zinswerthe, welcher vom Eigenthümer zu fatiren und 
ndthigenfalls im Barificirungswege zu erheben ift, 
beſteuert werden. Die größere Nachbarſtadt B. bei— 
ſpielsweiſe hat nun 10.600 Wohnbeſtandtheile, von 
welchen 5301 in Benützung der Eigenthümer und 
5299 in Vermiethung ſtehen und einen Miethzins 
von z. B. 20.000 fl. abwerfen. Dieſe Gemeinde wäre 
alſo ganz, auch die wirklich vermietheten Wohn— 
beſtandtheile, nach dem vorliegenden Geſetzentwurfe 
mit einem Zinsbetrage von 20.000 fl. nach dem 
Nutzwerthe zu beſteuern. Die ganz kleine, um noch 
eine dritte Gemeinde beiſpielsweiſe zu nennen, die 
Nachbargemeinde C. mit nur 100 Wohnungsbeſtand— 
theilen hat 51 mit einem jährlichen Miethzinsertrage 
von 510 fl. vermiethet und 49 Wohubeſtandtheile 
nicht vermiethet. Dieſelbe müßte ganz nach dem 
Miethzinsertrage beſteuert werden. Die Eigenthümer 
unvermietheter Wohnbeſtandtheile müßten dann 
wahrſcheinlich Miethzinsbeträge bekennen, während 
— um das Beiſpiel durchzuführen — für 10.600 
Wohnungsbeſtandtheile der Nachbargemeinde ein— 
fac) die Miethzinsſteuer zu entfallen hätte und 
ſämmtlich nach dem Nutzwerth beſteuert würden. 

Was hat nun aber zu geſchehen, wenn in einer 
Gemeinde die Zahl der vermietheten Gebäude gleich 
iſt mit der Zahl der nicht vermietheten? Der geehrte 
Ausſchuß hat allerdings der allzugroßen Variabilität 
zu ſteuern geſucht, daß er die Qualification für die 
eine oder andere Gattung entweder nach dem Mieth— 
zinsertrage oder dem Nutzungswerthe nicht allein von 
der Anzahl der Wohnungsbeſtandtheile, ſondern auch 
von der Anzahl der vermietheten Gebäude abhängig 
macht; dadurch iſt die Sache nicht beſſer geworden, 
denn wie iſt es dann, wenn beiſpielsweiſe in 


einer Gemeinde die Anzahl der vermietheten Gebäude 
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größer iſt als die der nicht vermietheten, die vermietheten 
Wohnbeſtandtheile der Zahl nach aber geringer find 
als die nicht vermietheten? Wie ſoll dann vorgegangen 
werden? 

Aus den angeführten Beiſpielen geht nun — 
wie ich glaube — hervor, daß das dem vorliegen— 
den Geſetzentwurfſe zu Grunde liegende Princip auf 
einer ſehr unſicheren Baſis beruht und eine große 
Verſchiedenartigkeit und Ungleichheit im Beſteuerungs— 
modus zur Folge haben werde. Da die Steuern im 
vorhinein, beiſpielsweiſe für das Jahr 1876 ſchon 
im Jahre 1875 bemeſſen werden, jo müſſen die 
Zinsfaſſionen ſchon immer früher eingeſammelt 
und der Steuerbehörde zur Prüfung und Steuer— 
bemeſſung vorgelegt werden, und zwar nach dem 
gegenwärtigen Uſus ſchon im Monate Juni. Ange- 
nommen, die Steuerbehörde findet bei der genannten 
Gemeinde B. von den 10.600 Wohnungsbeſtand 
theilen 5301 nicht vermiethet, und entſcheidet am 
10. Juni 1875, daß dieſe Gemeinde nicht nach dem 
Miethzinsertrage, ſondern nach dem Nutzungswerthe 
zu beſteuern ſei. Die Commiſſion zur Erhebung des 
Nutzungswerthes wird in Bewegung geſetzt, kommt 
an Ort und Stelle und findet, daß in Folge nachher 
eingetretener Vermiethungen die Zahl der vermietheten 
Wohnungsbeſtandtheile auf 5300 geſtiegen, die Zahl 
der nicht vermietheten aber auf 5200 herabgeſunken 
iſt. Soll nun die Commiſſion die Erhebung nach dem 
Nutzungswerthe durchführen oder unverrichteter Sache 
auseinandergehen und der Steuerbehörde die Mi: 
zeige von den thatſächlichen Verhältniſſen erſtatten? 
Ich kann in einem ſolchen Gebaren durchaus keine 
Vereinfachung der Geſchäftsmanipulatlon erblicken, 
da Vermiethungen und Eutmiethungen das ganze 
Jahr bis in den letzten Monat bes Jahres vorkommen 
können. Es frägt ſich nun, wann die Steuerbehörde 
eine endgiltige, rechtskräftige Entſcheidung treffen 
ſoll, nach welcher die Orte nach dem Miethzinsertrage 
oder dem Nutzungswerthe zu beſteuern ſind. Schon 
das bloße Wegreißen oder Aufführen einer einzigen 
Zwiſchenmauer iſt maßgebend, daß die vermietheten 
Wohnungsbeſtandtheile und damit das ganze Be— 
ſteuerungsſyſtem alterirt werde. 

Da ferner die Beſteuerung nach dem Nutzungs— 
werthe durch volle fünf Jahre fixirt bleiben ſoll, 
muß ſie offenbar gegen den Grundſatz einer gerech— 
ten und gleichmäßigen Vertheilung der Steuerlaſt 
verſtoßen. 

Ich bin zu wenig Fachmann, als daß ich allge— 
meine Grundſätze aufſtellen könnte, nach welchen bei 
ber Aufſtellung der Gebäudeſteuer vorgegangen were 
den ſoll; ich kann mich aber den Befürchtungen nicht 
anſchließen, welche der Herr Abgeordnete Dr. v. 
Plener ausgeſprochen hat, nämlich, daß das flache 
Land durch den vorliegenden Geſetzentwurf hart 
betroffen wird, denn nach 8,2, Alinea 8 ijt in dieſer 
Richtung vorzugehen. 


Wenn der Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter 
ſagt, daß der Zinsertrag auf dem flachen Lande 
ziemlich gleich ſei mit dem von Wien, ſo befindet er 
ſich in einem großen Irrthum; es mag dies für die 
allernächſte Umgebung von Wien richtig ſein, aber 
für die Provinzen iſt das nicht zutreffend, denn bei— 
ſpielsweiſe in Schleſien befinden ſich ganze Häuschen 
in Ortſchaften in Vermiethung, welche jedoch nur 
einen Jahreszins von 10 fl. abwerfen. 

Wenn ich jedoch trotz und alledem für das Ein— 
gehen in die Specialberathung des vorliegenden 
Geſetzentwurfes ſtimmen werde, fo thue ich dies, 
weil ich eben in dieſem Geſetzentwurfe bedeutende 
Verbeſſerungen und Fortſchritte gegenüber allen alten 
Claſſenſteuerſyſtemen erblicke, weil ich mich ferner 
der Hoffnung hingebe, daß Verbeſſerungsanträge 
gegenüber den großen Härten und Ungleichheiten 
der Ausſchußarbeiten die Zuſtimmung des hohen 
Hauſes erlangen dürften. 


Práfident: Der Herr Abgeordnete Pfeifer 
hat das Wort. 


Abgeordneter Pfeifer: Ich habe mich zum 
Worte gemeldet, um einerſeits den Standpunkt dar— 
zulegen, welchen die Bevölkerung meiner Heimat und 
insbeſondere jene Wahlbezirke, welche ich in dieſem 
hohen Hauſe zu vertreten berufen bin, den Steuer— 
vorlagen gegenüber einnimmt; andererſeits aber 
auch meine Bedenken gegen die Gebäudeſteuer nach 
dem Nutzwerthe auszuſprechen, weil ſie in dieſer 
Form hauptſächlich die ländliche Bevölkerung empfind— 
licher treffen dürfte als bisher. 

Wenn die Wähler jeder Neuerung auf dem 
Gebiete des Steuerweſens gewöhnlich die Hoffnung 
auf Beſſerung des Beſtehenden entgegenbringen, ſo 
begegnen fie der beabſichtigten Reform der Gebäude— 
ſteuer mit Mißtrauen. Dieſes Mißtrauen wird nicht 
unerheblich durch den Umſtand genährt, daß die in 
Folge des aufgehobenen Unterthausverbandes zu 
leiſtende Geldentſchädigung dem heißerſehnten Ab— 
ſchluſſe endlich nahe iſt, und die Steuercontribuenten 
auf dem Lande fürchten, daß an Stelle der Grund— 
entlaſtungsquote ein Erſatz in einer anderen Form 
geſucht werde, daher eine Erhöhung der Steuerlaſt 
eintreten könnte. 

Dieſe guten Leute ſcheinen ſich leider zu täuſchen. 
Schon im Motivenberichte über die Regulirung der 
Grundſteuer iſt die Abſicht, auch die Grundſteuer zu 
erhöhen, in den Worten ausgeſprochen, welche ich hier 
anjühre (liest): „Die Nothwendigkeit der gegen- 
wärtig über die Grundſteuer beſtehenden geſetzlichen 
Beſtimmungen einer eingehenden Reviſion zu unter— 
ziehen, und zwar auch im Intereſſe eines zu erzie— 
lenden höheren Erträgniſſe s. E 

Aber auch im neuen Motivenberichte zu ben 
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rung des Stenercapitals entgegengeſehen und daraus 
kein Hehl gemacht, daß der Geſammtertrag der direc- 
ten Steuer höher ausfallen wird. Wenn der Moti— 
venbericht für alle Ertragsobjecte, mithin für alle 
Steuerarten einen gleichmäßigen Steuerſatz in Aus— 
ſicht ſtellt, mit Ausnahme der Perſonaleinkommen— 
ſteuer, für welche, wegen ihres Charakters als Er— 
gänzungsſteuer, das Percent alljährlich von der 
Reichsvertretung fixirt werden ſoll, ſo ſcheint mir 
dies der Billigkeit nicht zu entſprechen, daß man die— 
ſen Grundſatz ausnahmslos auf die Gebäudeſteuer 
anwenden will, weil bei dieſer eine doppelte Steuer— 
veraulegung nach dem Miethzinſe und nach dem 
Nutzwerthe ftattjindet; denn beim Miethzinſe wird 
doch der wirkliche Ertrag beſteuert und im §. 28 
des Entwurfes iſt für jeden Fall der Leerſtehung 
der Gebäude oder Gebäudebeſtandtheile die Steuer— 
abſchreibung zugeſtanden, während an den nach dem 
Nutzwerthe zu beſteuernden Orten, alſo auf dem flachen 
Lande, wo die Gebäude eigentlich keinen Nutzen, ſon— 
dern vielmehr nur einen Gebrauch bieten, eine der— 
artige Begünſtigung in den ſeltenſten Fällen eintre— 
ten dürfte. 

An Orten, deren Gebäude der eigentlichen 
Hausclaſſenſteuer unterliegen, wo mithin Vermie— 
thungen nur ſelten vorkommen, iſt die wirkliche Er— 
tragsfähigkeit eine geringere als an Orten, wo die 
Hauszinsſteuer beſteht. Namentlich hat in letzteren 
Orten das Einkommen von Gebäuden eine Aehnlich— 
keit mit dem Geldcapitale, welches einen ſicheren 
Zins trägt, während das in Gebäuden inveſtirte Ca- 
pital, beſonders auf dem flachen Lande, wo es eigent— 
lich kein Erträgniß abwirft, ſondern nur für den Ge— 
brauch landwirthſchaftlicher Arbeiter beſtimmt iſt, 
ſich fortwährend nur vermindert. 

Eine übergroße Beſteuerung dieſer Art des 
Eigenthums mußte naturgemäß eine Entwerthung 
desſelben herbeiführen, da man dasſelbe vorkommen— 
den Falles um einen der Steuerquote entſprechend 
geringen Preis wird weggeben müſſen. Anſtatt daß 
man am flachen Lande Häuſer bauen und die ohne— 
dies ſehr elenden Wohnhütten ausbeſſern würde, 
kann es geſchehen, daß der Eigenthümer eines nach 
dem Nutzwerthe beſteuerten Hauſes oder Wohn— 
theiles, wovon er keinen poſitiven Nutzen bekommt, 
dasſelbe niederreißt, jedenfalls ſich aber in der Zahl 
ſeiner Wohnungslocalitäten einſchränkt. Immerhin 
liegt die Befürchtung nahe, daß die Steuercontri— 
buenten auf dem flachen Lande aus Scheu vor der 
übergroßen Steuerlaſt ſich eine übermäßige Ein— 
ſchränkung der ohnedies primitiven Wohnungen auf— 
legen werden, was ein ſchädliches Zuſammendrängen 
der Bevölkerung nach ſich ziehen wird. 

Grund und Boden mit dem darauf befind— 
lichen Gebäude als greifbarſtes Steuerobject gewäh— 
ren die bequemſte Form der Ueberlaſtung. Faſt alle 


direeten Steuern wird einer naturgemäßen Steiger ¡often der Selbſtverwaltung am Lande werden auf 
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dieſelbe umgelegt, ſo daß ein derartiges Vorgehen 
fajt darauf berechnet zu fein ſcheint, die Steuer- 
träger gegen die Autonomie, ohne welche eigentlich 
ein Fortſchritt nicht möglich iſt, immer apathiſcher 
zu machen. 

Man ſollte dieſe Objecte doch mehr ſchonen, und 
die Bevölkerung kann nicht glauben, daß eine ge— 
rechte Volksvertretung ein fo hartes Geſetz votiren 
werde. Sollen wir denn immer unſeren Wählern 
geſteigerte Laſten ohne greifbare Vortheile heim— 
bringen? 

Es ſoll alſo ſtets das wirkliche Einkommen be— 
ſteuert werden, ſonſt kann Oeſterreich ſeinem Berufe, 
ein entwickelter Agriculturftaat zu werden, nicht ent- 
ſprechen, weil angeſichts der vielen wirthſchaftlichen 
und klimatiſchen Unfälle die Exiſtenz der ländlichen 
Bevölkerung geradezu bedroht iſt. 

Nicht mit Unrecht wird in Oeſterreich ſehr viel— 
fad) der Vorwurf erhoben, daß ohne gründliche Vor 
erhehungen der thatſächlichen Verhältniſſe Reformen 
verſucht werden, welche ſchließlich nicht eine Ver— 
beſſerung, ſondern eine Verſchlechterung nach ſich 
ziehen, daher die Erſcheinung ſo häuſig zu Tage tritt, 
daß Geſetzesreformen in kürzeſter Zeit wieder noth 
wendig werden. Auch die im $, 18 des vorſtehenden 
Geſetzentwurfes über die Gebäudeſteuer für den 
Nutzungswerth normirten Minimalſätze, ſowie die 
im $, 24 für die Erhaltungs- und Abnützungskoſten 
beantragten Abzugspercente entbehren jeder faetiſchen 
Begründung und find vielmehr einer doctrinären bei- 
läufigen Berechnung entſprungen. Vorſtehender Ent- 
wurf über die Gebäudeſteuer bedarf alſo weſentlicher 
Veränderungen, welche ſich durch die Stellung von 


wiederholtenmalen in den Jahren 1869, 1871 und 
1874 bei der hohen Reichsvertretung in Anregung 
gebracht hat, muß vorausgeſetzt werden, daß dieſelbe 
die Wichtigkeit dieſer Bahnanlage für das allgemeine - 
Intereſſe und insbeſondere zur Hebung der Ertrags— 
fähigkeit der Lemberg-Czernowitzer Eiſenbahn und 
Entlaſtung des Staatsſchatzes von der ſich alljähr— 
lich wiederholenden Subvention von mehr als Einer 
Million Gulden anerkannt, ſohin die ſofortige Aus— 
führung dieſer Bahn fid) zur unausweichlich drin- 
genden Aufgabe geſtellt habe. 

Nachdem jedoch ſeither beinahe ein Jahr ver 
gangen, ohne daß es vorliegt, ob und wie für die 
Verwirklichung dieſer Aufgabe Sorge getragen ſei; 
nachdem ferner nicht nur Rückſichten auf die zu be 
deutenden Opfern für die Lemberg-Czernowitzer 
Eiſenbahn fortdauernd herangezogenen Staats— 
finanzen, ſondern auch volkswirthſchaftliche Intereſſen, 
namentlich aber die in jüngſter Zeit in dieſem hohen 
Hauſe zur Sprache gebrachte dringende Nothwendig— 
feit der Erbauung von ſeeundären, fid) an die Bahn 
linie Lemberg-Netreba (Tomaszoͤw) anſchließenden 
Eiſenbahnen im nordöſtlichen Theile Galiziens jede 
weitere Verzögerung im Ausbaue der letztgedachten 
Bahnſtrecke als nachtheilbringend erſcheinen laſſen, 
jo erlauben fih die Gefertigten die Anfrage an 
das k. f. Handelsminiſterium zu ſtellen: 

„Ob und welche Vorkehrungen ſeither ge— 
troffen wurden, um die möglichſt baldige 
Ausführung der in Rede ſtehenden Bahn— 
linie von Lemberg bis zur Landesgrenze bei 
Netreba (Tomaszöw) ſicherzuſtellen?“ 

Wien, 2. März 1875. 


Amendements in der Specialdebatte werden kaum Gniewosz. Grocholski. 
erreichen laſſen; daher werde ich gegen das Ein Mendelsburg. Czaykowski. 
gehen in die Specialdebatte auf Grund dieſes Ent— Leon Chrzanowsli. Rabat, 
wurfes ſtimmen. (Bravo! Bravo! Rufe: Schluss! Petrowicz. Rydzowsli. 
Schluss!) Lepkowski. Dr. Hoszard. 
Präſident: Ich glaube den Schluß der REN ee 
Sitzung ausſprechen zu ſollen, weil wir voraus— N e > is 
ſichtlich mit ber Generaldebatte nicht zu Ende kommen. a ei Vaas eM MUI 
7 - r, Weigel. Euſt. Rylski. 
EA) - C Czartoryski Tarnowsti 
Ich erſuche früher zur Kenntniß zu nehmen, daß e L 8 3; K dk 
zwei Interpellationen überreicht worden find, Dr. 3. Czerkawsli. Toroſiewiez. 
um deren Verleſung ich erſuche Jaſinski. Horodyski. 
0 Ruczka. Jaworski. 
Schriftführer Neuwirth (liest): Smarczewski. Dworsli.“ 


„Interpellation an Seine Excellenz den 


Herrn Handelsminiſter: 

Mit dem Geſetze vom 24. Mai 1874, 
8. 85 R. G. Bl., wurden die Bedingungen und Zu— 
geſtändniſſe für die Actiengeſellſchaft der Lemberg— 
Czernowitz-Jaſſyer Eiſenbahn zum Behufe der Fort- 
ſetzung ihrer Bahnlinie von Lemberg bis zur Lan— 
desgrenze bei Netreba (Tomaszów) feſtgeſetzt. 

Im Hinblicke auf den Umſtand, daß die k. k. 
Regierung die Sicherſtellung dieſer Bahnſtrecke zu 


Präſident: Ich bitte nun, die weitere Inter— 


pellation des Herrn Abgeordneten Jaworski und 
Genoſſen an den Handelsminiſter zu verleſen. 


Schriftführer Neuwirth (liest) : 
„Interpellation an Seine Excellenz den 
Herrn Handelsminiſter: 

Auf eine in der 9. Sitzung der 8. Seſſion 
des Abgeordnetenhauſes am 24. November 1873 
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vom Abgeordneten Chelmecki und Genoffen an 
Seine Excellenz den Herrn Handelsminiſter ge- 
ſtellte Interpellation, dahin lautend: was die hohe 
Regierung einzuleiten gedenke, um den Bau des 
ganzen von der Reichsvertretung als dringend aner— 
kannten und mit Geſetz vom 22. April 1873 be— 
ſchloſſenen Eiſenbahnnetzes Tarnöw-Leluchöͤw, Gry- 
böw-Zagorz, Neu-Sandec-Saybuſch und Suha- 
Krakau definitiv ſicherzuſtellen, wurde in der 22. Sitzung 
derſelben Seſſion am 22. Februar 1874 ſeitens 
der hohen Regierung den Interpellanten eröffnet, 
daß ſich bisher die Möglichkeit nicht geboten habe, 
die im obeitirten Geſetze behandelten weſtgaliziſchen 
Eiſenbahnlinien im Wege der Conceſſionirung ſicher— 
zuſtellen, und der Regierung nichts Anderes er— 
übrigte, als im Sinne des Artikels 9 des erwähnten 
Geſetzes den Bau der Linie Leluchoͤw-Tarnöw auf 
Staatskoſten zu beginnen und durchzuführen, daß 
jedoch die Regierung unausgeſetzt beſtrebt fei, die 
Sicherſtellung aller übrigen Linien baldigſt zu er— 
möglichen. 

In Erwägung, daß ſeit dieſer von der hohen 
Regierung abgegebenen Erklärung und beziehungs— 
weiſe ſeit der geſtellten Interpellation bereits ein 
Zeitraum von mehr als einem Jahre verſtrichen iſt, 
ohne daß die Inangriffnahme des Baues obiger 
Bahnen ſichergeſtellt wäre; 

in Erwägung, daß bei dem Zuſtandekommen 
der meiſten Bahnen Galiziens Gründe allgemein 
ſtaatlicher Natur in erſter Linie und erſt in zweiter 
Linie volkswirthſchaftliche Intereſſen maßgebend 
waren; 

in Erwägung der eminent volkswirthſchaftlichen 
Bedeutung der obbezeichneten Bahnen, welche auch 
von der hohen Regierung mehrſeitig hervorgehoben 
und von der Reichsvertretung wiederholt anerkannt 
wurde; 

in Erwägung und anknüpfend an die den 
Interpellanten im Jahre 1874 ſeitens der hohen 
Regierung ertheilte Antwort, daß dieſelbe unaus— 
geſetzt beſtrebt ſei, die Sicherſtellung obiger Linien 
baldigſt zu ermöglichen, 

erlauben ſich die Gefertigten an die hohe 
Regierung die Anfrage zu ſtellen: 

„1. Ob ſeit Beantwortung mehrerwähnter 
Interpellation die Hohe Regierung Offert— 
ausſchreibungen eingeleitet habe, ob ſich 
Unternehmer meldeten, und woran beiletzterer 
Vorausſetzung die diesfälligen Unterhand— 
lungen geſcheitert ſind? 

2. In welcher Weiſe gedenkt die hohe 
Regierung der bei der vorjährigen Inter— 
pellationsbeantwortung gemachten Zuſage 
zu entſprechen?“ 
Wien, 2. März 1875. 
Z. Kozlowski. 

Jaſinski. 


Jaworski. 
Smarzewski. 


Dr. Hoszard. J. Tarnowslki. 


A. Dworski. Czaykowski. 
Kaminski. Mendelsburg. 

Dr. Weigel. L. Chrzanowski. 
L. Skrzynski. Dr. J. Czerkawski. 
Horodyski. Euſt. Rylski. 
Gniewosz. Lepkowski. 

Wezyk. Dzwonkowsli. 
Mieroszowski. Czartoryski. 
Dunajewsli. Dr. Chelmecki. 
Wodzieki. Dr. Petrowicz. 


Ruczka.“ 


Präſident: Ich werde diefe beiden Jnter- 


pellationen an das Handelsminiſterium 
leiten. 
Die nächſte Sitzung iſt morgen, den 


3. März, 11 Uhr Vormittags. 


Tagesordnung: 


Erſte Leſung der Regierungsvorlage, betreffend 
den Geſetzentwurf wegen der durch die Einführung 
der neuen Maße und Gewichte bedingten Aenderun— 
gen in den Beſtimmungen über die Verzehrungs— 
ſteuern (321 der Beilagen). 


Erſte Leſung der Regierungsvorlage, betreffend 
den Geſetzentwurf über die Umwandlung der in den 
gegenwärtig beſtehenden geſetzlichen Vorſchriſten bors 
kommenden Maß- und Gewichtsſätze in metriſches 
Maß und Gewicht (336 der Beilagen). 

Erſte Leſung des vom Herrenhauſe beſchloſſenen 
Geſetzes über die Wirkſamkeit der in den öffentlichen 
Büchern eingetragenen Familieneinſtandsrechte und 
über das Verfahren zur Löſchung unwirkſamer Ein— 
tragungen dieſer Art (334 der Beilagen). 

Fortſetzung der Verhandlung über das Geſetz, 
betreffend die Gebäudeſteuer (294 der Beilagen). 

Ich erſuche folgende Einladungen zur Kenntniß 
zu nehmen: 


Der Budgetausſchuß iſt für heute Abends 
6 Uhr, Abtheilung II; 

der Ausſchuß für den Verwaltungs— 
gerichtshof für morgen Mittwoch 10 Uhr; 

der Aus ſchuß für bie Regierungsvorlage, 
betreffend die Aenderung des Stempel- und 
Gebührengeſetzes heute Abends 6 Uhr, endlich 

ber Ausſchuß für bie Kunſtweinfabri— 
cation für morgen Mittwoch Abends 5 Uhr ein— 
geladen. 


Ich erkläre die Sitzung für geſchloſſen. 


(Schluss der Sitzung 2 Uhr 35 Minuten.) 


4186 Haus der Abgeordneten. — 119. Sitzung der 8. Seffion am 2. März 1875. 


Beridtigung. 


Im ſtenographiſchen Protokolle ber 118. Sitzung am 27. Februar 1875 foll es Seite 4152, 
2. Spalte, Zeile 25 von oben in der Rede des Berichterſtatters Pauer ſtatt der Worte: „den Antrag 
des Budgetausſchuſſes“ richtig heißen: „den Antrag des Dr. Portugall“. 


Tus der f, k. Hof- und Staalsdruckerei, 
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Es mußte fid) die Frage aufdrängen, ob man 
bei der Reform der Gebäudeſteuer überhaupt nicht 
vorerſt ſich mit dem Percent der Hauszinsſteuer be— 
ſchäftigen ſoll, und ob nicht die beſte Reform der 
Hauszinsſteuer die wäre, eine bedeutende Ermäßigung 
des gegenwärtigen Steuerſatzes eintreten zu laſſen. 

Noch eine andere allgemeine Frage drängt ſich 
vor dem Eingehen in die eigentliche Berathung dieſes 
Geſetzes auf, nämlich das Verhältniß der directen 
Staatsſteuer zu den Landes- und Communalſteuern. 
Alle Koften der Landes- und der Communalverwal— 
tung werden durch Zuſchläge zu den directen 
Steuern aufgebracht, und insbeſondere ift es der Bue 
ſchlag zu der Hauszinsſteuer, aus welchem zum 
größten Theile der Etat der verſchiedenen Gemeinden 
beſtritten wird, und welcher am meiſten zur Ver— 
theuerung der Miethe und der Lebensbedürfniſſe 
geführt hat. Wäre es da nicht am Platze, zu unter— 
ſuchen, ob nicht eine Reform des ganzen Communal- 
ſteuerweſens einzutreten hätte, und zu unterſuchen, 
ob in einem Zeitpunkte, wo der Ruf nach Reform 
der politiſchen Verwaltung ſich ſo allgemein erhebt, 
nicht dieſe Reform vorerſt mit der Reform des Lan— 
des- und Communalſteuerweſens zu beginnen hätte. 
Solche Erwägungen allgemeiner Natur ſcheinen 
mir bei dem großen Reformwerke der directen 
Steuern vorangeſtellt werden zu ſollen. Die Reform 
der directen Steuern ſoll nicht bloß eine Befriedigung 

des langjährigen populären Wunſches nach Steuer— 
reform, ſondern der Ausgangspunkt und die Grund— 
lage für große organiſche Reformen im ganzen 
Steuerweſen abgeben. 
| Allein bie Regierung und der Ausſchuß haben 
es nicht für angezeigt gefunden, ſolche allgemeine 
Geſichtspunkte höherer Natur ihren Reformarbeiten 
voranzuſtellen, und ſich darauf beſchränkt, einen 
Geſetzestext auszuarbeiten, ohne dabei allgemeine, 
adminiſtrative und finanzielle Fragen zu erörtern, 
und fo ſieht fid) das Haus ohne principielle Bore 
berathung in die Lage verſetzt, in einen beſtimmten 
Geſetzestext der Gebäudeſteuer einzugehen und ſein 
Urtheil über den vorliegenden Entwurf abzugeben. 
Dieſer äußeren Nöthigung folgend, will ich mich zu 
dem Geſetze ſelbſt wenden. 

Die Reformprojecte der Jahre 1863, 1864, 
1869 und 1874 haben es als Regel hingeſtellt, daß 
in demſelben Orte nicht zwei verſchiedene Steuer— 
grundlagen einzutreten haben und daß der gegen— 
wärtige Zuſtand, daß in demſelben Orte Gebäude 
nach der Hauszinsſteuer und andere nach der 
Claſſenſteuer zu beſteuern ſeien, abgeſchafft werde. 
Ich muß geſtehen, daß mir die von vielen Seiten 

als beſonders arg hingeſtellten Uebelſtände dieſes 
Verhältniſſes nicht fo ſehr einleuchten, denn die 
verſchiedenen Beſteuerungsarten in demſelben Orte 
beruhen auf der verſchiedenen Benützung der Häuſer, 


und ſelbſt die verſchiedene Höhe der Steuerpercente 
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beruht auf der einfachen Thatſache, daß vermiethete 
Häuſern ein höheres Steuerpercent vertragen als 
unvermiethete. Die Schwierigkeiten, die ſich dabei 
ergeben, find mehr adminiſtrativer als wirthichaft- 
licher Natur, weil es immer mit großen Unzukömm— 
lichkeiten und Schwerfälligkeit verbunden war, den 
Uebergang eines Hauſes aus dem Haussclaſſenſteuer— 
kataſter in den der Hauszinsſteuer zu bewerkſtel— 
ligen; aber nachdem die Klagen und insbeſondere 
die Klagen der Behörden in dieſem Punkte in 
den letzten Jahren ſich vervielfältigt haben, ſcheint 
es mir angezeigt, darauf einzugehen und dieſes 
Princip der Einheit zuzugeſtehen; nur möchte ich zu 
bedenken geben, daß man ſich darum über den in 
Folge des Geſetzentwurfes einzutretenden Zuſtand 
nicht täuſchen möge, denn auch dann werden zwei 
verſchiedene Steuergrundlagen eingehalten werden. 
Nach dem Geſetzentwurfe würden ja in demſelben 
Orte, welcher der Hauszinsſteuer unterworfen ſein 
Io, auch nicht vermiethete Häuſer der Hauszing- 
ſteuer unterworfen ſein, und Jedermann weiß, daß 
der parificirte Zins anders beſteuert, als ein auf 
einer wirklichen Faſſion beruhender Zins. 

Die zweite und weſentlichſte Neuerung 
des Geſetzes beſteht in der Abſchaffung der 
bisherigen Hauselaſſenſteuer. Die Einwen— 
dung, welche man gegen dieſe Steuer bisher vor— 
brachte, iſt, daß ſie den Tarif nach willkürlichen 
äußerlichen Merkmalen aufſtellt, ohne irgend welche 
Rückſicht auf die Lage, Beſchaffenheit und den Werth 
des Hauſes zu nehmen; die Umgehungen des Ge— 
ſetzes ſeien deßhalb ſehr häufig. Es wird angeführt, 
daß Fälle vorkommen, wo einzelne Häuſer mit Bor- 
bedacht mit großen Wohnräumen gebaut worden 
ſind, daß die Abtheilungen nur vorbereitungsweiſe 
markirt wurden, damit die ſogenannte Beſchauungs— 
commiſſion eine geringere Wohnräumeanzahl con- 
ſtatire und das Haus in eine niedrigere Steuerclaſſe 
verſetze. A 

Bald nachher werden bie Zwiſchenwände ein- 
gefügt, und das Haus bezahlt eine niedrigere Steuer, 
als es nach der Wirklichkeit zu zahlen hätte. Allein 


das bezieht ſich mehr auf den Mangel einer admini— 


ſtrativen Controle der Behörde, als auf das Weſen 
des Geſetzes ſelbſt. Wenn die ſogenannten Evidenz- 
haltungsausweiſe genau geführt und ordnungsmäßig 
controlirt werden, alle Neuerungen eingetragen 
würden, ſo würden ſich dieſe Uebelſtände leicht be— 
heben laſſen. Allein, wie ich früher erwähnt habe, 
das Hauptargument gegen die Hausclaſſenſteuer 
laftet darin, daß der Tarif ohne Rückſicht auf den 
Werth und die Beſchaffenheit des Hauſes baſirt iſt, 
und in dieſem Sinne theilt unſere Hausclaſſenſteuer 
allerdings die Mängel der franzöſiſchen Steuer auf 
Fenſter und Thüren, welche jedoch viel roher iſt, 
indem ſie den für die Geſundheit nöthigen Zutritt an 
Luft und Licht beſchränkt. 


C WË — * 


4166 


Die Hausclaſſenſteuer, wie ſie ſich bei uns ent— 
wickelt hat, iſt eine alte Realſteuer und iſt wie alle 
alten Ertragsſteuern zur Real laſt geworden, welche 
wohl hier und da ungerecht und ungenau aufgelegt, 
allmälig aber dem Werthe des Objectes ſich eingefügt 
hat, welche bei allen Verkäufen und Verpfändungen 
berückſichtigt wird und welche darum im Einzelnen 
dem Steuerpflichtigen weniger fühlbar iſt. 

Was ſagt nun der Entwurf? Der Entwurf will 
einfach den Tarif aufheben und an deſſen Stelle eine 
freie Schätzung durch eine Commiſſion treten laſſen, 
welche, unbeengt durch die Schranken irgend einer 
gegliederten Scala, frei den wirklichen Nutzungswerth 
des einzelnen Hauſes erhebt. Hier iſt man auf dem 
Punkte angelangt, der bei Reformirung der directen 
Steuern immer ſehr bedenklich iſt und große Schwie— 
rigkeiten bereitet. Die Hausclaſſenſteuer, ſowie alle 
alten Ertragsſteuern, wollte nicht den wirklichen 
Ertrag finden, ſondern beſchränkte ſich nach der 
Natur der Ertragsſteuer auf den verhältnißmäßi— 
gen und durchſchnittlichen Ertrag des Hauſes. 
Die vielen Ungenauigkeiten und Ungerechtigkeiten, 
die ſich im Laufe der Zeit durch die veränderten Ver— 
hältniſſe ergeben, legen nun den Gedanken nahe, den 
wirklichen Ertrag zu treffen und nicht mehr den alten 
verhältnißmäßigen Ertrag beizubehalten. Allein ſo— 
bald man ſich auf dieſen Standpunkt der Individua— 
liſirung der Objecte begibt, geräth man auf den ab— 
ſchüſſigen Boden eines anderen Principes. Man 
führt Elemente der Einkommenbeſteuerung in die 
Ertragsſteuer ein und geräth aus Reformeifer in 
prineipielle Widerſprüche. 

Wie weit ſolche Widerſprüche gehen, beweiſt 
der von der Regierung gleichfalls vorgelegte Ent— 
wurf einer Erwerbsſteuer, welche bis auf die Nicht— 
berückſichtigung der Paſſivzinſen lauter Einkommen— 
ſteuerelemente enthält, nämlich: die freie Selbſtan— 
gabe des Steuerpflichtigen, die freie Einſchätzung, die 
Abweſenheit jeder Tarifirung, die Berückſichtigung 
des fubjectiven Elementes, die Zugeſtehung eines 
ſteuerfreien Exiſtenzminimums, ja ſogar in der drit— 
ten Claſſe einer Progreſſivſteuex. Noch mehr zeigt 
ſich der Widerſpruch in der Rentenſteuer, welche ein— 
geſtandenermaßen eine Ertragsſteuer ſein ſoll, aber 
in einem beſtimmten Falle ſogar den Abzug der 
Paſſivzinſen geſtattet. 

Alle dieſe Widerſprüche treten immer in jenen 
Fällen hervor, wo man die Ertragsſteuer mit Hin— 
zuziehung von Elementen der Einkommenſteuer re— 
formiren will. | 

Ich gebe zu, daß im vorliegenden Entwurfe 
der Gebäudeſteuer dieſer Nachtheil, wie es in der 
Natur der Sache liegt, geringer als bei der Erwerbs— 
und Rentenſteuer hervortritt; allein auch hier will 
man das Steuerobject individualiſiren; man will 
das Abzugspercent für das einzelne Haus erheben, 
man will das ſubjective Element und, wie es ſogar 
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nach der vom Ausſchuſſe vorgenommenen Abände— 
rung heißt, den Lohnbezug berückſichtigen und will 
die Werthziffer in verhältnißmäßig ſehr kurzen Zeit— 
räumen revidiren; alles Elemente, die der Einkom— 
menſteuer entlehnt ſind und welche mit dem Weſen 
einer Ertragsſteuer, welche die Verhältnißmäßigkeit 
und Durchſchnittlichkeit zu treffen hat, im Wider- 
ſpruche ſteht. 

Ich will keineswegs behaupten, daß der Re— 
gierung bei der Ausarbeitung des gegenwärtigen 
Geſetzentwurfes diefe principiellen Widerſprüche 
nicht nahe gelegen wären. Ich kann mir ſogar den 
äußerlichen Grund denken, welcher die Aufnahme 
dieſes Syſtemes in die Nutzwerthbeſteuerung her— 
beigeführt hat. Es war dies offenbar die Rückſicht 
und Analogie mit der Hauszinsſteuer, welche von 
Anfang an ſich nicht auf die Verhältnißmäßigkeit 
des Ertrages beſchränkt, ſondern durch die von den 
Miethern beſtätigten Faſſionen den wirklichen Ertrag 
ins Auge genommen hatte. Es mochte nun als eine 
Forderung der Conſequenz und der Gerechtigkeit 


erſcheinen, dieſe Analogie der Hauszinsſteuer auf die 


bisher hausclaſſenſteuerpflichtigen Häuſer zu über— 
tragen, um eben alle Gebäude nach einem einheit— 
lichen Steuerprineipe zu behandeln. 

Allein in Steuerſachen, ſowie überhaupt in 
politiſchen Dingen trifft die bloße Conſequenz des 


Gedankens noch nicht immer das Richtige. Die beiden 
Objecte ſind allerdings äußerlich gleich, allein ihre 


wirthſchaftliche Function iſt innerhalb des Haus— 
zins- und Haussclaſſenſteuerſyſtemes eine wesentlieh, 
verſchiedene. 


Die Hauszinsſteuer, der Ertrag der 


Häuſer, welche der Hauszinsſteuer unterworfen ſind, 


iſt der deutliche, ziffermäßige wirkliche Ertrag, und 
durch langjährige Uebung der Behörden, welche mit 
den von den Miethern beſtätigten Faſſionen zu mani— 


puliren gewohnt ſind, iſt es bei keiner Steuer ſo 
leicht gemacht, den wirklichen Ertrag zu treffen, als 


bei der Hauszinsſteuer. 

Anders iſt es jedoch bei den Häuſern, welche 
bisher der Hause laſſenſteuer unterworfen 
waren und nunmehr der ſogenannten Nutzwerthſteuer 
unterliegen ſollen. 


liefern kein deutliches, reines, wirkliches Erträgniß, 
ihr Ertrag iſt eigentlich mehr oder minder nur ein 
Theil der Befriedigung der Lebensbedürfniſſe des 
ländlichen Grundbeſitzes, ihr Ertrag läßt ſich daher 
auch ziffermäßig nicht rein darſtellen und abſchätzen. 
Aus dieſem Grunde, vermöge der verſchiedenen wirth— 
ſchaftlichen Function des Hauſes, in den Städten, wo 
die Vermiethung vorwaltet und dem flachen Lande, 
wo die eigene Benützung und Bewohnung durch den 
Landbeſitzer vorwaltet, ſcheint es mir nun ſehr be- 
denklich, dasſelbe Princip, welches ſich auf die Erhe— 
bung des wirklichen Ertrages richtet, herüberzutragen, 


| 


Diefe Häuſer, welche mehr oder 
minder die Häuſer auf dem flachen Lande bedeuten, 
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und insbeſondere ſcheint es mir bedenklich, hier 
die freie Einſchätzung ſofort eintreten zu 
laſſen, denn die freie Einſchätzung, welche das eigent— 
liche Element der Einkommenbeſteuerung iſt, iſt 
immer mit großen Bedenken und Schwierigkeiten 
verknüpft, und ſelbſt bei dem Erträgniffe aus dem 
Gewerbe und dem gewerblichen Capital wird in Län— 
dern mit nicht ganz gleicher Culturſtufe der ſofortige 
Uebergang zur Einkommenbeſteuerung immer mit 
großen Bedenken verbunden ſein. Allein beſonders 
bemerkbar wird dieſer Uebelſtand, wenn es ſich um 
eine Bolfsclaffe, wie im vorliegenden Falle handelt, 
welche notoriſch zur freien Einſchätzung, wie ſie der 
Einkommenſteuer angehört, wenig befähigt iſt, ja, 
welche vorausſichtlich von der neu einzuführenden 
Perſonaleinkommenſteuer nicht betroffen werden wird. 

Denn vergegenwärtigen wir uns einmal, wer 
eigentlich dieſer Nutzwerthſteuer unterworfen werden 
ſoll. Gegenwärtig ſind 2,638.866 Häuſer der 
Hausclaſſenſteuer unterworfen. Davon ſind je— 
doch 235.658 zugleich noch der ausgedehnten Haus— 
zinsſteuer unterworfen. Von dieſen letzteren ſind 
142.685 jener ausgedehnten Hauszinsſteuer unter- 
worfen, welche ganze Ortſchaften umfaßt. Dieſe 
alſo werden künftig im Großen und Ganzen auch 
der Zinsſteuer unterworfen bleiben. Sie müſſen da— 
her von der Hauszinsſteuer ausgeſchieden werden. 
92.973 Gebäude unterliegen der Hauszinsſteuer 
wegen Einzelvermiethung, ſie werden daher an die 
Nutzwerthſteuer zurückfallen, ſomit erhalten wir für 
die künftige Nutzwerthſteuer 2,496.181 Häuſer. Nun 
bitte id) zu bedenken, daß von der gegenwärtigen Haus: 
claſſenſteuer der niedrigſten Tarifſtufe 2,363.211 
oder 89˙55 Percent angehören, daß der vorletzten 
Claſſe 178.361, zuſammen alſo 2,571.572 Häuſer 
angehören, ſomit die beiden letzten Claſſen 97˙4 Per- 
cent aller elaſſenſteuerpflichtigen Häuſer ausmachen, 
und es iſt ſicher keine gewagte Behauptung, wenn 
ich annehme, daß dieſelben Häuſer der beiden letz ten 
Claſſe zum mindeſten dasſelbe Percent auch der 
Geſammtheit der der Nutzwerthſteuer zu unterwerfen: 
den Häuſer ausmachen wird. Nun, wiſſen Sie, 
meine Herren, welcher Art dieſe Häuſer der beiden 
letzten Kategorien ſind? Das ſind Häuſer ohne 
Stockwerke von einem bis drei und von vier bis fünf 
Wohnbeſtandtheilen, alſo Häuſer der ärmſten länd— 
lichen Bevölkerung, und auf dieſe will man das 
Syſtem der freien Einſchätzung ohne jeden äußeren 
Anhaltspunkt anwenden! 

Man könnte die Schwierigkeit und Gefahren 
einer ſolchen Veranlagungsmethode nicht beſſer aus— 
drücken, als es im Motivenberichte der Regierung 
ſteht, von welchem ich mit Erlaubniß des Herrn 
Präſidenten einige Worte vorleſen will (liest aus 
Seite 65 des Motivenberichtes) : 

„Es dürfen die Gefahren nicht überſehen 
werden, die aus der vorgeſchlagenen Methode für 


bie Vorhältnißmäßigkeit der Beſteuerung erwachſen 
können; ſie würden aber bei der beantragten Ver— 
anlagungsmethode um ſo ſicherer und greer hervor— 
treten, jemehr die hierlands beſtehenden Verſchieden— 
heiten in dem Bildungsgrade der Bevölkerung, in 
den Anſprüchen, welche an die Befriedigung der 
Wohnungs- und ſonſtigen Lebensbedürfniſſe gez 
ſtellt werden, in der Bethätigung der induſtriellen 
Fertigkeit 2c. die Vorausſetzung rechtfertigen, daß 
die Urtheile der Steuerveranlagen über die Ertrags— 
fähigkeit der Steuerobjecte differiren.“ 

Der Motivenbericht der Regierung ſieht nun das 
einzige Gorrectib gegen die von ihr ſelbſt hervorge— 
hobenen Gefahren in der Minimalſtufe von Nutz 
werthen und in der adminiſtrativen Einrichtung, daß 
der ſtaatliche Referent der Veranlagungscommiſſion 
ein Appellrecht an die Landescommiſſion beſitzen foll, 
Dies mag in einzelnen Fällen, wo es ſich um finan— 
zielle Intereſſen handelt, von Nutzen ſein, iſt aber 
nur eine rein formale Handhabe, um neue Erhebungen 
herbeizuführen, wenn die erſten Erhebungen ohne 
genügende Anhaltspunkte vor ſich gegangen ſein 
werden. Für uns handelt es ſich aber nicht bloß um 
finanzielle Schwierigkeiten, ſondern auch um wirth— 
ſchaftliche Bedenken, und dieſe werden bedeutend 
ſein, wenn andererſeits nicht auf die Minimalſtufe 
herabgegangen und die Häuſer ohne Anhaltspunkte 
von den einzelnen Commiſſionen bewerthet werden. 


Ich kenne keine Geſetzgebung der größeren 
Staaten, welche die Schätzung der Häuſer zum 
Zwecke der Beſteuerung ohne jeden Anhaltspunkt 
vornehmen, als die engliſche Communalſteuer, 
welche zu Zwecken der Armenpflege und localen 
Selbſtverwaltung eine Steuer auf Grund und 
Boden auflegt. Dieſe Communalſteuer auf die 
Häuſer iſt keine eigentliche Ertragsſteuer in unſerem 
Sinne des Wortes, fie ift vielmehr eine mittelalter- 
liche Einkommenſteuer, welche ſich zum Zwecke der 
Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit und des ſteuer— 
baren Einkommens an das ſichere Vermögen hält. 
Dafür ſind Grund und Boden beſonders geeignet. 
Allein die Einſchätzungen, obwohl ſie häufig durch 
bezahlte berufsmäßige Schätzleute geſchehen, ſind 
äußerſt ſchwankend, und noch in der jüngſten 
Zeit beſtätigt der letzte Band der Memoiren Lord 
Ruſſel's, daß dieſe Schätzungen zum Zwecke der Armen⸗ 
ſteuer, welche in der früheren Zeit auch für den 
Wahlcenſus bie Cenſusclaſſen abgaben, außerordent- 
lich unzuverläſſig waren. 


Die engliſche Staatshausſteuer hat auch keine 
Anhaltspunkte, allein man darf nicht vergeſſen, daß 
ſie ſich nur auf jene Häuſer bezieht, welche über 
zwanzig Pfund an jährlicher Miethe abwerfen und 
wo die Miethe leicht einen Anhaltspunkt bietet, und 
daß alſo die Häuſer, die bei uns in die Hausnutzſteuer 
gehören, ausgeſchloſſen ſind. x 
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Dagegen hat die franzöſiſche und preußiſche 
Geſetzgebung, wo die Steuer nicht unmittelbar auf 
den Miethzins umliegt, nad) feften Anhaltspunkten 
geſucht, um die Arbeit der Schätzungscommiſſion zu 
erleichtern, und würde ich vorziehen, mich lieber auf 
Preußen und Frankreich zu beziehen, als auf die 
Verhältniſſe der kleinen deutſchen Staaten, die mit 
den öſterreichiſchen viel weniger Aehnlichkeit beſitzen, 
als jene von Großſtaaten. 

Wenn ich mich frage, was für Oeſterreich das 
Angezeigteſte wäre, ſo ſcheint mir bei der Lage 
unſerer Bevölkerung der ſofortige Uebergang von 
der Hausclaſſenſteuer zum Syſteme der freien Ein— 
ſchätzung außerordentlich bedenklich und der 
Sprung von einem ſchematiſchen Tarife, 
wie er jetzt beſteht, zu einer durch gar keine 
Anhaltspunkte unterſtützten Schätzung 
mit den wirthſchaftlichen Verhältniſſen in 
Widerſpruch ſtehend. 

Der Tarif, wie er gegenwärtig beſteht, mag 
ungerecht und roh ſein, ich will es zugeben, allein es 
ließe ſich noch immer eine neue Vornahme und 
Reviſion des Kataſters denken, welche die inzwiſchen 
eingetretenen Ungerechtigkeiten und Veränderungen 
erhebt und welche wenigſtens einigermaßen die wirk— 
lichen Verhältniſſe mit der Kataſtrirung in Einklang 
jest. Allein wenn man aus Gründen der Doctrin 
um keinen Preis einen Tarif nach äußerlichen Merk— 
malen beibehalten will, ſo iſt das darum noch kein 
Grund, jeden Tarif überhaupt zu ver— 
werfen. 

Es gibt ja noch immer ein Mittelding und das 
ſind Werthſtufen; ein Tarif, welcher nach Art des 
preußiſchen Entwurfes und nach Art der früheren 
öſterreichiſchen Reformvorſchläge nach beſtimmten 
Werthſtufen aufgeſtellt wird, wo mit Zugrundelegung 
der Bevölkerungszahl die Nutzwerthe der Häuſer 
in aufſteigender Linie claſſifieirt werden. Hierdurch 
erhalten die Schätzungsorgane einen feſten Anhalts— 
punkt, um das einzelne Gebäude in eine Werth— 
und Tarifftufe einzuſchätzen und dadurch wird zus 
gleich jenes Princip der Verhältnißmäßigkeit und 
der Durchſchnittlichkeit gewahrt, welches ja das 
Weſen und die natürliche Forderung der Ertrags— 
ſteuer iſt. Ich glaube, daß die Aufſtellung eines 
ſolchen Tarifes für die Regierung — ich will nicht 
ſagen, für ein einzelnes Mitglied, welches die Ver— 
hältniſſe, namentlich die ſtatiſtiſchen Verhältniſſe 
nicht ſo überblicken kann — nicht mit allzugroßen 
Schwierigkeiten verbunden wäre. 

Wenn man als Grundlage Ortseclaſſen nach 
der Bevölkerungszahl aufftellen würde und als Cin- 
heit die Nutzwerthe einzelner Gebäude annimmt und 
die Einheit der Wohnungsräume, Zimmer, Kammer 
u. ſ. w., preisgegeben würde, würde man der gegen— 
wärtigen Strömung, welche allzu äußerliche Merk— 
male nicht gelten laſſen will, entgegenkommen und 
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dennoch feſte Anhaltspunkte für die Schätzung finden, 
um die Verhältnißmäßigkeit der Ertragsſteuer nicht 
völlig preiszugeben. Gerade ſo wie man bei der 
Grundſteuer nicht den wirklichen Ertrag des Gutes 
erheben wollte, ſondern ſich aus Gründen des Er— 
tragsſteuerſyſtemes darauf beſchränkte, das Gut in 
eine beſtimmte Bonitätsclaſſe einzuſchätzen, das iſt, 
den Ertrag nach dem durchſchnittlich verhältniß— 
mäßigen Ertrage des einzelnen Objectes zu berechnen, 
ſo kann die Einſchätzung eines Hauſes in einzelne 
Werthſtufen in derſelben Art und Weiſe eine Garantie 
für die Beibehaltung des Principes der Durſchnitt— 
lichkeit gewähren. 

Wenn mich alſo die Abweſenheit jedes fixen 
Anhaltspunktes, die Abweſenheit jedes Tarifes, der 
völlig unvermittelte Sprung von dem Syſteme einer 
ſtrengen Kataſterſteuer zu einer freien Nutzwerth— 
ſteuer beſtimmt, gegen das Geſetz zu ſtimmen, ſo iſt 
noch ein anderer Punkt, der mir gegen die Annahme 
des vorliegenden Entwurfes zu ſprechen ſcheint. 

Es iſt dies der Grundſatz, daß die Frage 
nach dem Steuerpercent offen gelaffen 
werden foll, und daß das Steuerpercent für alle 
Objecte der Gebäudeſteuer ein gleiches ſein ſollte. 

Man beruft ſich hierbei auf die Analogie oder 
vielmehr auf das Beiſpiel des Vorgehens des 
Hauſes bei der Berathung der Grundſteuer, wo 
man auch die Frage des Steuerpercentes offen gee 
laſſen und ſich begnügt hat, eine einfache Kataſter— 
ſteuer zu beſchließen, einer ſpäteren Zukunft die 
finanzielle Frage vorbehaltend. Allein bei der 
Grundſteuer war ein ſolches Vorgehen, in einem 
gewiſſen Maße wenigſtens, berechtigt; denn hier 
handelte es ſich nach den vielfachen Veränderungen 
der letzten Jahre in der That darum, Objecte, die 
bisher gar nicht von der Grundſteuer betroffen 
waren und welche in ganz andere Culturarten über— 
gegangen waren, wieder der Steuer zu unterwerfen 
und in die Kataſterordnung einzubeziehen. 

Die Verhältniſſe bei Häuſern ſind anders. 
Ich glaube nicht, daß ſich ähnliche Verhältniſſe in 
irgend einem Lande — abgeſehen von Tirol, wo 
die Hausſteuer nicht in der Form, wie anderswo, 
beſteht — finden, daß Hausobjecte völlig der 
Steuer entzogen ſind. Hier war es daher leicht 
und natürlich, ſich auch bei der Frage der Steuer— 
reform nicht bloß auf reine Kataſterfragen zu be— 
ſchränken. Denn eine Reform der directen Steuern 
ijt nicht bloß ein Verſuch, die befte Veranlagungs⸗ 
art zu finden, ſondern man muß ſich auch klar 
werden, was die neuen Steuern ertragen ſollen. 
Eine Steuerreform ohne finanziellen 
Plan iſt keine Steuerreform. Man muß 
wiſſen, was die einzelnen Steuern tragen, und unſer 
Urtheil über einzelne Steuern wird weſentlich 


differiren, je nach der Annahme, wie ſchwer die 
Steuern auf den einzelnen Objecten laſten werden. 
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Es ijt zwar, wie es ſcheint, von Seite des Herrn 
Finanzminiſters im Ausſchuſſe die Erklärung ab— 
gegeben worden, daß durch die Steuerreform keine 
Mehrbelaſtung erfolgen werde. Solche allgemein 
gehaltene Erklärungen können aber für die Bera— 
thung des Geſetzes nicht maßgebend ſein. Es iſt 
Pflicht des Abgeordnetenhauſes, bei dieſem großen 
Werke der Reform der directen Steuern ſich auch 
klar zu werden, wie viel dieſe Steuern eintragen 
ſollen, und gerade jetzt iſt das Haus beſſer in der 
Lage als in ſpäterer Zukunft, weil es durch die ein— 
gehenden Ausſchußberathungen, durch die Gründ— 
lichkeit derſelben beſſer in der Lage iſt, über die 
ſinanzielle Seite der Frage zu entſcheiden, als wenn 
wir dieſe Frage einer ſpäteren Zukunft zuſchieben, 
wo wir der ſachlichen Berathung wieder mehr entrückt 
ſind. Das ſchiene mir die Verantwortlichkeit für 
den ſchwerſten Punkt der Steuerreform hinaus— 
ſchieben, ſtatt ihr offen zu begegnen, ſtatt ſich die 
Frage aufzuwerfen und zu beantworten: Wie viel 
ſollen die neuen Steuern tragen? 


Ein zweiter Grundſatz in dem Entwurfe, den 
ich bekämpfen muß, iſt der freilich nur allgemein 
gehaltene Satz, daß für die gefammte(Gebäude- 
ſteuerſein Ausmaß feſtgeſetzt werden foll. 


Nun, meine Herren, wiſſen Sie, daß in Oeſter— 
reich drei verſchiedene Stenerpercente beſtehen. Es 
beſteht ein hoher Percentſatz für die Hauszinsſteuer 
von 26%; Percent, von 20 Percent für die aug- 

gedehnte Hauszinsſteuer und der Tariffa der Haus— 
claſſenſteuer, welcher in den meiſten Fällen weniger 
als 20 Percent erreicht. Und dieſe Verſchiedenheit 
des Steuerfußes iſt eine thatſächliche Anerkennung 
der wirklich verſchiedenen Verhältniſſe. Denn die 
Erträgniſſe eines Hauſes in den großen Städten, 
welche der Hauszinsſteuer unterworfen ſind, enthal— 
ten viel bedeutendere Elemente an Grundrente, als 
die Häuſer in kleineren Städten, und dieſes Element 
der Grundrente verträgt erfahrungsgemäß eine 
höhere Beſteuerung, als der Ertrag aus dem bloßen 
Baucapitale, welcher auf dem Lande oft allein die 
Rente des Hauſes ausmacht. Und ſelbſt, wenn man, 
wie ich, die Ueberwälzbarkeit eines guten Theiles 
der Hauszinsſteuer annimmt, verträgt ſie als Auf— 
wandſteuer in den großen Städten eine höhere Bela: 
ſtung als in kleinen. Daß dieſer Gedanke ber ber: 
ſchiedenen Steuerpercente berechtigt iſt, beweiſt übri— 
gens der Antrag der Regierung, welcher die Abzugs— 
percente nach den Durchſchnittspercenten der einzel— 
nen Orte berechnet wiſſen wollte. Nach der Regie— 
rungsvorlage wurden die verſchiedenen Abzugsper— 
cente je nach dem Durchſchnittszinsertrage der ein— 
zelnen Ortſchaften berechnet, ſo daß in Orten mit 
einem hohen Erträgniſſe geringere Abzugspercente, 
in Orten mit geringem Erträgniſſe höhere Abzugs- 
percente eintreten ſollen. 
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Hier hatten die Abzugspercente in der That 
die Bedeutung von verſchiedenen Steuerpercenten, 
welche ſich auf dieſem Unwege der Abzugspercente 
ergeben. Nehmen wir zum Beiſpiel den Fall an, 
es würde die neue Hauszinsſteuer 25 Percent des 
Reinertrages ausmachen, ſo würde bei dem erſten 
Gliede dieſes Schemas, bei einem Abzuge von 
15 Percent dieſes einer Steuer von 981; Percent 
vom Bruttozins, bei einem Abzuge von 20 Percent 
einer Steuer von 20 Percent auf den Bruttozins, 
bei einem Abzuge von 25 Percent einer Steuer von 
18°75 Percent auf den Bruttozins, bei einem Ab— 
zuge von 30 Percent einer Steuer von 15 Percent 
auf den Bruttozins gleichkommen, und man würde 
in der That auf dem Umwege der Abzugspercente 
verſchiedene Steuerpercente bekommen können, worin 
eben die Anerkennung liegt, daß bei Orten mit 
höherem Ertrage eine größere Beſteuerung möglich 
iſt, als in Orten mit einem kleineren Zinsertrage. 

Der Ausſchuß hat jedoch dieſen Standpunkt 
der Regierung nicht angenommen und die Abzugs— 
percente nicht nach der Ortseintheilung, ſondern für 
die einzelnen Durchſchnittszinſe der einzelnen Häuſer 
berechnet. Dadurch verlieren aber dieſe Abzugs— 
percente ihre Bedeutung, und es geht nicht mehr an, 
das allgemeine Schema der Regierung beizubehalten. 
Denn dann müſſen die Abzugspercente auch indi— 
viduell bemeſſen werden, und hier treten die Argu— 
mente der Minorität in ihr Recht, welche vom 
Standpunkte der individuellen Berechnung der Ab— 
zugspercente, auf die ſich der Ausſchuß geſtellt hat, 
nicht mehr bekämpft werden können. In dieſer Be— 
ziehung hat der Minoritätsbericht überzeugend nach— 
gewieſen, daß, wenn man ſich auf die individuelle 
Berechnung der Abzugspercente einläßt, die Ber- 
ſchiedenheit ber Abzugspercente viel mehr bariirt, 
als nach dem allgemeinen Schema der Regierung, 
welches nur ſo lange einen Sinn hatte, als es zum 
Zwecke der Berechnung der verſchiedenen Stener- 
percente nach verſchiedenen Ortſchaften gebraucht 
wurde. 

Alle diefe Schwierigkeiten werden nach meiner 
Meinung beſeitigt oder wenigſtens einigermaßen 
abgeſchwächt werden, wenn man ſich entſchlöſſe, 
verſchiedene Cteuerpercente nach den 
thatſächlichen Verhältniſſen, das heißt 
nach den Erträgniſſen der großen, mittle— 
ren und kleineren Städte und des flachen 
Landes feſtzuſtellen. 

Denn ein gleiches Ausmaß für alle Objecte der 
Gebäudebeſteuerung erſcheint nur einem oberfläch— 
lichen Beobachter als berechtigt. Denn es iſt nicht 
richtig, zwei Dinge wegen ihrer bloß äußerlichen 
Gleichheit auf dieſelbe Weiſe zu behandeln. Fünf 
Gulden Erträgniß in Wien bedeutet etwas ganz 
Anderes als fünf Gulden in einer kleinen Stadt 
oder gar auf dem flachen Lande. Wenn das Haus 
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auf dem Lande in einer guten Baubeſchaffenheit fid) 
befindet, fo würde es auch nur einen 15percentigen 
Abzug erfahren, alſo mit demſelben Steuerpercente 
getroffen werden, wie ein Haus in einer großen Stadt, 
offenbar eine verkehrte und ungerechte Belaſtung. 

Dieſes ganze Syſtem, dieſe Verkennung der 
thatſächlichen Verhältniſſe, der verſchiedenen Bedeu— 
tung des Hausertrages in den verſchiedenen Städten 
erſcheint mir als eine Mehrbelaſtung des flachen 
Landes, die durch nichts gerechtfertigt iſt. 

Dann vergegenwärtige man ſich wenigſtens 
für den Augenblick die finanzielle Bedeutung dieſes 
Prineipes, nach welchem dasſelbe Steuerpercent für 
Alle erhoben werden ſoll. Die gegenwärtige Haus— 
zins ſteuer ijt, wie Sie wiſſen, außerordentlich Dod) 
und der Geſammbetrag derſelben beläuft ſich auf mehr 
als das Doppelte der Hausclaſſenſteuer. 

Wenn wir nun — was ich nicht glaube, da die 
gegenwärtigen Verhältniſſe kaum dazu angethan 
ſind, aber ſetzen wir dieſen äußerſten Fall — die 
Hauszinsſteuer um ein Fünſtel herabſetzen, ſo 
müßte, um das bisherige Geſammtreſultat der Ge— 
bäudeſteuer wieder zu beſchaffen, die Nutzwerthſteuer 
auf die Häuſer um ein Drittel erhöht werden, eine 
Belaſtung, wie ſie auf dem flachen Lande kaum er— 
tragen werden kann. Und dieſer Mehrbelaſtung des 
flachen Landes ſteht nur ein zweifelhafter Gewinn 
in den großen Städten gegenüber, denn es iſt höchſt 
fraglich, ob, wenn man die Hauszinsſteuer um ein 
geringes Percent herabſetzt, damit den Miethern ein 
Vortheil geſchaffen wird, ob nicht vielmehr der 
ganze Ausfall den Hauseigenthümern zugute 
kommt, ohne daß dadurch an den drückenden Wir— 
kungen der Hauszinsſteuer etwas Erhebliches ge— 
ändert wird. 

Ich muß alſo geſtehen, daß mir der Geſetz— 
entwurf an ſolchen principiellen Schwierigkeiten und 
Widerſprüchen zu leiden ſcheint, daß ich nicht in 
der Lage bin, für das Geſetz zu ſtimmen, denn es 
nimmt keine Rückſicht auf die thatſächlichen Verhält— 
niſſe, es enthält Widerſprüche gegen das Syſtem der 
Ertragsſteuer, enthält eine ſchwere Mehrbelaſtung 
des flachen Landes und iſt mit den Grundſätzen 
einer geſunden Steuerpolitik nicht vereinbar. (Bravo! 
Bravo!) 


(Während vorstehender Rede übernahm Vice- 
präsident Dr. Vidulich den Vorsitz), 


Vicepráfident: Herr Dr. Kronawetter 
hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Kronawetter: Ich habe mich 
für das Eingehen in die Debatte über den vorliegen- 
den Geſetzentwurf als Redner eintragen laſſen, aber 
nicht vielleicht aus der Urſache, weil ich in dieſem Ge— 
ſetzentwurfe ein ſo vorzügliches und treffliches Ela— 
borat finde, daß es eine Zierde unſerer zukünftigen 
Steuergeſetzgebung werden wird, ſondern mich hat 
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vorzüglich dazu der Minoritätsantrag bewogen, der 


mir auf einer noch viel unrichtigeren Baſis zu beruhen 
ſcheint als wie der Antrag der Majorität. Ich kann 
ſagen, um das Reſultat meines Studiums dieſer Vor— 
lage mit wenigen Worten darzulegen: ich finde in den 
Anträgen der Majorität keine Verbeſſerung unſerer 


gegenwärtigen Steuerzuſtände, ich würde aber in den, 


Anträgen der Minorität geradezu eine Verſchlech— 
terung derſelben finden und ſo zwiſchen dieſen beiden 
Dingen herumſchwankend, habe ich mich für das 
kleinere Uebel entſchieden, und werde für das Ein— 
gehen in die Berathung des vorliegenden Geſetzent— 
wurfes ſtimmen. 

Es iſt — und nicht mit Unrecht — von allen 
Seiten ſowohl im Ausſchuſſe, als hier im hohen Hauſe 
betont worden, daß wir uns an die Reform von hoch— 
wichtigen Details der Steuergeſetzgebung machen, 
ohne über die Grundprincipien einig zu fein, von 
denen eigentlich eine Reform der Steuern getragen 
werden ſoll. 

Wir ſind da in einer Zwangslage; wir haben 
da eine Erbſchaft von unſeren Vorgängern überkom— 
men, indem ſich die frühere Legislative in die Be— 
rathung des Grundſteuergeſetzes eingelaſſen hat, be— 
vor ſie ſich ein klares Bild von dem Zwecke gemacht hat, 
den die Regierung bei der ganzen Steuerreform an— 
ſtrebt. Es iſt wiederholt betont worden, daß man 


| 


über dieſen Endzweck, den letzten Zweck aller biefer ^ 


detaillirten Geſetze und über das, was ſchließlich 


das Geſammtreſultat davon fein wird, noch fefr / 


im Zweifel it. Da man 
nur im Zuſammenhange mit dem letzten Zwecke, 
der erreicht werden- Joll, behandeln muß, und 
weil ich es für ganz unmöglich halte, eine ein— 
zelne Steuer auch nur zu beſprechen, bevor man über 
das ganze Syſtem der directen und indivecten 
Steuern undüber ihr gegenſeitiges Ineinandergreifen 
im Klaren iſt, habe ich verſucht, mir eine eigene 
Meinung über den Zweck, den die Regierung eigent— 
lich dabei anſtrebt, zu bilden, von der ich es natürlich 
dahin geſtellt ſein laſſen muß, ob ſie richtig iſt oder 
nicht. Was ſollen die Finanzen eines Staates in 
letzter Linie? Sie ſollen einfach das wirthſchaftliche 
Bedürfniß des Staates beſtreiten, ſie ſollen aus 
den einzelnen Einkommen, die im Staate ſind, die 
den Schutz des Staates genießen, eine Quote aus— 
ziehen, und durch die Addition dieſer Quoten ſoll 
der wirthſchaftliche Bedarf des geſammten Staates 
beſtritten werden. 

Dieſe Theorie iſt ganz richtig; es ergibt ſich 
aber daraus die Conſequenz, die man ſehr oft und 
gewöhnlich überſieht, die Conſequenz nämlich, daß 
viel weniger in einem Staate das geltende poſitive 


Steuerſyſtem an der Bedrückung und an der Ueber— 


bürdung der einzelnen Steuerträger ſchuld iſt, als 
dasjenige, auf was man eigentlich die Steuer ver— 
wendet, alfo die Staatsausgaben und die Verwal- 


aber eine Detailfrage 
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tung dieſer Staatsausgaben. Es ergibt fih daraus 
die Conſequenz, daß in einem Staate ein recht 
ſchlechtes Steuerſyſtem beſtehen kann, ein Syſtem, 
deſſen Grundſätze von der Volkswirthſchaft unbedingt 
verurtheilt werden, und daß die Leute ſich doch nicht 
über die Höhe der Steuer beklagen, während in 
einem anderen Staate ein Steuerſyſtem auf der 
Baſis der neueſten Wiſſenſchaft aufgebaut ſein kann, 
und die Leute werden ſich über die Höhe der Steuern 
beklagen. Wir haben derlei auch in Oeſterreich er— 
lebt; ein- und dasſelbe Steuerſyſtem hat von der 
franeisceifchen Periode bis jetzt exiſtirt, und ich 
kann mich erinnern, daß bis zum Jahre 1848 eine 
beſondere Klage über die Ueberbürdung an Steuern 
nicht geherrſcht hat, während man jetzt trotz des forte 
beſtehenden Steuerſyſtemes allgemeine und gerechte 
Klagen über Ueberbürdung mit Steuern hört. 

Es kann daher der Fehler nicht im Finanzſyſteme 
liegen, ſondern er muß wo anders geſucht werden, 
und dieſer Fehler liegt in dem, was mit den ein— 
laufenden Steuern geſchieht, in der unrichtigen 
Verwendung des Geldes, welches wir hergeben. 
Wird unſer Geld auf Ausgaben verwendet, die den 
Zwecken der Staatsbürger fremd ſind, die ihnen 
gleichgiltig oder gar ſchädlich ſind, ſo entſteht daraus 
die Folge, daß die Staatsbürger für ihre geleiſteten 
Steuern nichts bekommen, daß ihnen das nicht in 
einer anderen Form wieder zugute kommt, 
was ihnen der Staat als Steuer nimmt, daß alſo 
die Steuern aus der Wirthſchaft zu unproductiven 
Zwecken herausgezogen werden und dieſen Wirth— 
ſchaften, denen ſie entnommen wurden, durch die 
Verwendung oſt geſchadet, ftatt genützt wird. 

Wenn aber die Ausgaben des Staates auf Sachen 
verwendet werden, die der Wirthſchaft der Steuer— 
träger in letzter Linie ti eber zugute kommen, wenn 
jede Ausgabe, die der Einzelne als Steuer macht, 
demſelben wieder als ein Vortheil vergütet wird, 
der ihm die Reproduction in ſeiner Wirthſchaft er— 
möglicht, dann wird von einem Lande auch leicht 
eine hohe Steuer getragen werden können, weil das, 
was die Steuertragenden auf einer Seite hergeben, 
auf der anderen Seite durch das, was der Staat 
für fie ſchafft, reichlich rückvergütet wird. 

Es iſt daher falſch zu glauben, daß in erſter 
Linie das geltende Finanzſyſtem an der Klage über 


den Druck, über die Steuerüberbürdung ſchuld ſei. 


Ich will nicht leugnen, daß ein fehlerhaftes Syſtem 
die Steuerträger mehr belaftet als ein richtiges; 
allein ich halte das gegenüber der geſammten Ver— 
waltung der Staatsausgaben für ein untergeord— 
netes Moment. $ 

Wenn wir daher die Verſicherung von Seite 
der Regierung bekommen, es wird eine Erhöhung 
der Steuern nicht geplant, ſo heißt dies, wenn dieſer 
Verſicherung — und ich glaube es — eine Wahrheit 
inne wohnt, wir wollen euere Steuern nur zu Zwecken 


verwenden, welche der Geſammtheit zugute kommen, 
wir wollen keine unproductiven Auslagen mehr 
machen, wir wollen trachten, daß das, was die 
Steuertragenden leiſten, wieder in den Säckel des 
Steuerträgers zurückkomme, das heißt, wir wollen 
keine anderen Zwecke verfolgen, als das Wohl, die 
Intereſſen und das Heil der Geſammtheit der Ye- 
völkerung. Sollte die Zuſicherung, daß keine Steuer— 
erhöhung durch die Steuerreform beabſichtigt werde, 
in dieſem Sinne gemeint ſein — und ich will nicht 
daran zweifeln — dann wird auch eine Steuer— 
erhöhung nie nöthig ſein; ſollten aber andere Ten— 
denzen in irgend einer Richtung verfolgt werden, 
wobei man das Geld für Zwecke braucht, die dem 
Wohle des Volkes ferne liegen, ſo wird auch dieſes 
Verſprechen nicht viel nützen und eine Steuer— 
erhöhung nicht ausbleiben. 

Uebergehend auf das Syſtem, von dem ich 
wohl glaube, aber natürlicherweiſe nicht weiß, ob die 
Regierung bei den Steuervorlagen davon aus— 
gegangen iſt, ſo ſcheint mir, daß die Regierung 
geglaubt hat, ſie werde jährlich einen beſtimmten 
Bedarf aufbringen müſſen, z. B. einen Betrag von 
400,000.000 fl., und dieſer Betrag müſſe von der 
ſteuerzahlenden Bevölkerung genommen werden. 
Man nimmt alfo zuerſt das, was die Zölle, bie 
Monopole, kurz was die indireeten Steuern tragen, 
man nimmt das Wenige, was die Staatsdomänen 
tragen, dann bleibt noch ein Deficit zu decken, und 
dieſes zu deckende Deficit wird theilweiſe auf die 
ſogenannten Objeetſteuern und theilweiſe auf die 
Perſonaleinkommenſteuer geworfen, und auf dieſe 
Weiſe ſoll dann das Ideal erreicht werden, daß 
Oeſterreich künftighin alle Jahre ohne Deficit im 
Budget daſtehen wird. Man ſieht in den Object- 
ſteuern diejenigen Steuern, welche für einen längeren 
Zeitraum einen gewiſſen ziemlich unveränderlichen 
Ertrag abwerfen, fo die Grund-, Gebäude-, Criverb-, 
Capitalrenten- und Beſoldungsſteuer, und welche 
auch durch eine beſtimmte Zeitperiode faſt unva— 
riabel bleiben; ſo hat man bei der Grundſteuer 
einen Zeitraum von 15 zu 15 Jahren, bei der 
Gebäudeſteuer einen Zeitraum von fünf zu fünf 
Jahren, bei der Erwerbſteuer einen Zeitraum von 
je drei Jahren, wie ich glaube, für Aenderungen 
der Kataſtrirung im Plane; alſo dieſe Objeetſteuern 
bleiben für eine ganze Reihe von Jahren fix. 

Der variable Theil der Staatsbedürfniſſe, der 
ſich von Jahr zu Jahr ändert, aber auch durch die 
Objeetſteuern noch nicht gedeckt ijt, Joll nun durch 
die Perſonaleinkommenſteuer aufgebracht werden, ſo 
daß dieſer unbedeckte Reſt in Form von jährlich 
variablen Zuſchlägen zu den Objeetſteuern, theil- 
weiſe auch in Form einer directen Bemeſſung auf 
die Bevölkerung aufgebracht wird. Wenn nun die 
Regierung in dem Motivenberichte zu ihren Vor- 
lagen durchaus behaupten will, daß diefe Perſonal— 
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einkommenſteuer keine Doppelbeſteuerung in fid) 
enthalte, ſo halte ich dieſe Behauptung einfach für 
unrichtig. Es iſt daher bei allen den Geſetzentwürfen 
über einzelne Steuern, die uns vorgelegt wurden, 
mit vorſorglicher Bedachtheit dasjenige ausgelaſſen 
worden, um was es ſich weſentlich bei jeder Steuer 
handelt, nämlich der Steuerfuß. - 

Wir haben wohl eine neue Grundſteuer, aber 
darin keinen Steuerfuß für die Grundſteuer; wir 
haben jetzt den Entwurf eines Gebäudeſteuergeſetzes, 
aber es wird von keinem Steuerfuß für die Gebäude— 
flener geſprochen. Auch bei den anderen Steuern, 
welche noch dem Ausſchuſſe zur Vorberathung vor— 
liegen, iſt nirgends ein Steuerfuß angegeben, es heißt, 
dieſer ſolle ſeinerzeit im Wege der Geſetzgebung feſt— 
geſtellt werden. 

Dadurch werden aber alle dieſe Steuergeſetze 
mangelhaft und lückenhaft, es ſind das eigentlich 
keine vollſtändigen Steuergeſetze, ſondern vielmehr 
Steuerrepartitionsvorlagen. Es iſt nicht wahr, daß 
unſer Grundſteuergeſetz vom Jahre 1869 ein ſyſte— 
matiſches Geſetz über die Grundſteuer ſei, abgeſehen 
davon, daß nur äußerſt ſchwache Andeutungen über 
die Anlage und Einrichtungdes Kataſters darin vor— 
kommen; ſo iſt über die Einhebung der Steuern, über 
die Friſten, über das ganze Verfahren zur Einbringung 
von Steuerrückſtänden, über die Steuerexecution 2e, 2¢., 
alſo über Gegenſtände, die doch im Detail viele 
Normen brauchen, beinahe gar nichts zu finden. Und 
wie das Grundſteuergeſetz vom Jahre 1869 nichts 
Anderes iſt als ein Steuerrepartitionsgeſetz, ſo iſt es 
auch mit dieſem Gebäudeſteuergeſetzentwurfe, wobei 
ich aber wieder das Weſentliche nicht weiß, nämlich 
wie viel vom geſammten Steuerbedarfe eben durch die 
Gebäudeſteuer aufgebracht werden ſoll. 

Nun näher eingehend auf den vorliegenden 
Entwurf kann ich nicht umhin, mich mit der An— 
ſchauung des Berichterſtatters der Majorität in einer 
Richtung nicht einverſtanden zu erklären, in Betreff 
deſſen nämlich, was im Motivenberichte gegen die 
Ertragsſteuer und gegen die Richtigkeit derſelben ge— 
ſagt wird. Es ſagt der Herr Referent im Berichte 
der Majorität, es ſeien die Ertragsſteuern nicht 
wiſſenſchaftlich, ein überwundener Stundpunkt, 
wiſſenſchaftlich ließen ſich ganz andere Syſteme recht— 
fertigen. Ich weiß nicht recht, an welches Syſtem er 
dabei gedacht hat, allein nicht bloß vom theoretiſchen, 
ſondern vom rein praktiſchen Standpunkte kann ich 
nach einer jahrelangen Beſchäftigung mit den Steuern 
ſagen, daß es noch keinen Staat gegeben, welcher 
das Ertragsſteuerſyſtem nicht eingeführt hatte, und 
daß es auch nie einen geben wird, ſo lange überhaupt 
Steuern beſtehen, der dieſes Syſtem für die Dauer 
aufgeben könnte. Die Phyſiokraten haben bekanntlich 
zuerſt die Theorie von einer einzigen Steuer aufge— 
ſtellt — und ſie wurde auch theilweiſe in der fran— 
zöſiſchen Revolution und einmal auch, ich glaube in 
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Baden, verwirklicht — die Theorie, daß nämlich alle 
Steuern auf den Grund und Boden gelegt werden 
ſollen, da bloß dieſe allein, wie ſie meinten, ein Rein— 
einkommen abwerfen. Die Praxis hat gezeigt, daß dieſe 
Theorie praktiſch unausführbar iſt, die Bauern konnten 
einfach die Steuern nicht bezahlen, man mußte auch auf 
andere Ertragsquellen greifen; das Schiboleth der 
neueren Theorie iſt die der einzigen und allgemeinen 
Einkommenſteuer, aber ſie iſt ſo wenig ausführbar, 
wie die Theorie der Phyſiokraten. Wo das indivi— 
duelle Einkommen als Ganzes, die Wirthſchaft als 
ſolche beſteuert wird, ſtehen wir auf den roheſten 
Formen der directen Steuern, wir haben dann die 
Kopfſteuer und die Vermögensſteuer. Was man da 
als allgemeine und einzige Einkommenſteuer declarirt, 
die alle anderen Sleuern erſetzen ſoll, das halte ich 
für theoretifch unrichtig. 


Es ift wohl wahr — nicht das Object ſteuert, das 
zu behaupten iſt auch Niemandem eingefallen, und 
in dieſer Richtung ift der Ausdruck Objeetſteuer voll- 
kommen unrichtig, ſondern die Einzelwirthſchaft 
ſteuert, die Güter ſteuern nicht, ſondern der, welcher 
ſie verwaltet und bewirthſchaftet, und zwar mit dem 
Ertrage, den ſie abwerfen; alſo kann man auch 
ſagen, der Ertrag, ſoferne er aus den Gütern ge— 
zogen wird, ſteuert, das iſt das Richtige, 


Allein andererſeits iſt es auch richtig, daß das 
Einkommen einer Wirthſchaft zerlegt werden kann 
nach den vornehmlichſten Beſtandtheilen der Wirth- 
ſchaft, aus denen es reſultirt. Es ift unzweifelhaft, 
daß das Capital einer Wirthſchaft ſelbſtändig einen 
ganz eigenartigen Ertrag abwirft. Die Arbeit in der 
Wirthſchaft hat wieder einen eigenartigen Charakter 
und ihren eigenen Ertrag, und ob nun das 
Element der Wirthſchaft nämlich, wie das aus 
Arbeit und Capital entſtandene Reineinkommen 
noch außer den auf das Capital, auf die Güter, mit 
denen man wirthſchaftet, gelegten Steuern durch 
eine beſondere Steuer getroffen werden ſoll, die 
Einkommenſteuer heißt, ob neben dieſen beiden 
Steuergattungen, die auf Capital und auf Arbeit 
laften, noch eine dritte Cteuerform, die Einkommen» 
ſteuer, beſtehen ſoll, und in welcher Weiſe, das allein, 
glaube ich, ift theoretijd noch vielfach beſtritten, und 
da iſt auch die Praxis, trotz der verſchiedenen Ein— 
kommenſteuergeſetze, lange noch nicht auf der richti— 
gen Fährte. 8 

Allein das Syſtem der Ertragsſteuer, welches 
auf der Beſteuerung des Ertrages der Wirthſchaft 
beruht, ift nicht bloß theoretiſch gerechtfertigt, ſondern 
es wird auch keine Steuergeſetzgebung ſich realiſiren 
laſſen, ohne dieſe Steuern, und damit, glaube ich, ijt 
die praktiſche Unausführbarkeit des anderen 
Syſtemes und alſo auch die theoretiſche Richtigkeit 
des Syſtemes ber ſogenannten Ertragsſteuer gerecht— 
fertigt. 


Stenographisches protokoll. 
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am 3. März 1875. 


Inhalt: 


Petitionen und deren Zuweiſung an die betreffenden 
Ausſchüſſe. 


Urlaubsertheilungen und Verhinderungsanzeigen. 


Erſte Leſung der Regierungs vorlagen, 
Geſeßentwürfe 


betreffend die 


1. wegen der durch die Einführung der neuen Maße 
und Gewichte 
Beſtimmungen über die Verzehrungsſteuer (324 
der Beilagen — Zuweiſung an den Ausſchuß für 
die Verzehrungsſteuer auf Fleiſch); 


bedingten Aenderungen in den 


‚ über die Umwandlung der in den gegenwärtig 
beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften vorkommenden 
Maß- und Gewichtsſätze in metriſches Maß und 
Gewicht (336 der Beilagen — Zuweiſung an den 
Budgetausſchuß). 


Leſung des vom Herrenhauſe beſchloſſenen Geſetzes 
über die Wirkſamkeit der in den öffentlichen Büchern 
eingetragenen Familieneinſtandsrechte und über das 
Verfahren zur Löſchung unwirkſamer Eintragungen 
dieſer Art (334 der Beilagen — Zuweiſung an 
den Juſtizausſchuß). 


Fortfeßung der Verhandlung über das Geſetz, betreffend 
die Gebäudeſteuer (294 der Beilagen — Fort— 
ſetzung der @eneraldebatte). 


— nn en — — 


Beginn der Sitzung: 11 Uhr 20 Minuten. 


Vorſitzender: Präſident Dr. Rechbauer, theil— 
weiſe Vicepräſident Freiherr v. Pillerstorff. 


Schriftführer: Ritter v. Oppenheimer, Dr. 
Stöhr, Freiherr v. Kotz. | 


Auf ber Miniſterbank: Miniſterpräſident Fürſt 
Adolf Auersperg, Miniſter des Innern Freiherr 
v. Laffer, Miniſter für Cultus und Unterricht Dr. 
v. Stremayr, Juſtizminiſter Dr. Glaſer, Miniſter 
Dr. Unger, Ackerbauminiſter Ritter v. Chlumecky, 
Finanzminiſter Freiherr de Pretis, Miniſter für 
Landesvertheidigung Oberſt Horft, Miniſter Dr. 
Ziemialkowski. 


Auf der Bank der Regierungsvertreter: 
Sectionsrath im Finanzminiſterium Emil Chertek. 


Präſident: Ich erkläre die Sitzung für 
eröffnet. 

Gegen das Protokoll der Sitzung vom 
27. Februar d. J. wurde keine Einwendung erhoben, 
dasſelbe iſt ſomit genehmigt. 

Das Protokoll der Sitzung vom 
2. März d. J. liegt im Bureau zur Ein— 
ſicht auf. 

Ich habe heute vertheilen laſſen die Regie— 
rungsvorlagen, betreffend die Organiſirung der Aich— 
behörden (835 der Beilagen) und die Sicherſtellung 
der Eiſenbahnlinie Troppau-Vlarapaß (344. der 
Beilagen), dann den Antrag des Herrn Abgeord— 
neten Ritter v. Schönerer und Genoſſen, betreffend 
die Errichtung einer ökonomiſch- paraſitologiſchen 
Verſuchs- und Centralſtation (338 der Beilagen) ; 
ferner den Ausſchußbericht, betreffend die Geſetz— 
entwürfe über die Errichtung der Univerſität in 
Czernowitz (319 der Beilagen), den Ausſchußbericht 
über die Stempel- und Gebührenfreiheit der Ver— 
handlungen zur Durchführung der Grundentlaſtung 
in Bezug auf die unveränderlichen Geld- und Natural- 
leiſtungen an Kirchen, Schulen, Pfarren oder kirch— 
liche Organe im Erzherzogthume Oeſterreich unter 
der Enns (843 der Beilagen), den Ausſchußbericht 
über die Petition der Stadtgemeinde Eger um Auf— 
hebung, eventuell Regelung des Kirchenpatronates 
der Stadt Eger (330 der Beilagen), und endlich das 
28. Verzeichniß der Berichte des Eiſenbahnausſchuſſes 
über Petitionen. 

Ich erſuche nun, den Inhalt der eingelaufenen 
Petitionen mitzutheilen. 


Schriftführer Ritter v. Oppenheimer (liest): 
„Petition des Dr. Franz Edlen v. Marinelli, 
Hof- und Gerichtsadvocaten in Wien, um partielle 
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Aenderung des Geſetzes vom 23. Mai 1873, 
Nr. 121 R. G. Bl., betreffend die Bildung der Ge— 
ſchworenenliſte (überreicht durch Abgeordneten Dr. 
Wedl)." 

„Petition der Ortsgemeinden Laſſing, St. Loe 
renzen, Erlach, Oppenberg, Versbichl in Betreff des 
neuen Strafgeſetzes (überreicht durch Abgeordneten 
Bärnfeind).” 

„Neuerliche Petition der Handels- und Gee 
werbekammer in Olmütz um Regulirung der March 
ſammt deren Nebengewäſſern (überreicht durch Ab- 
geordneten Ritter v. Proskowetz).“ 


Präſident: Ich werde die Petitionen den 
betreffenden Ausſchüſſen zuweiſen. (Zu- 
stimmung.) 

Ich erſuche zur Keuntniß zu nehmen, daß 
ich dem Herrn Abgeordneten Dr. Schaffer einen 
Urlaub von ſechs Tagen ertheilt habe. 

Die Herren Abgeordneten Baron Tinti und 
Graf Barbo ſind als unwohl gemeldet. 

Der Herr Abgeordnete Baron Poleſini hat 
um einen Urlaub von vierzehn Tagen nach— 
geſucht. 

Ich bitte um Verleſung des Urlaubsgeſuches. 


Schriftführer Ritter v. Oppenheimer (liest): 
„Hohes Präſidium! 

Dringende Familienangelegenheiten zwingen 
mich, von hier auf einige Tage mich zu entfernen. 

Ich erſuche daher das hohe Präſidium, mir 
einen Urlaub von 14 Tagen vom hohen Ab— 
georbnetenhauſe erwirken zu wollen. 

Wien, 3. März 1875. 

Mit beſonderer Hochachtung 
Freiherr v. Poleſini.“ 


Präſident: Ich bitte jene Herren, welche 
dem Herrn Abgeordneten Baron Poleſini den 
augeſuchten Urlaub bewilligen wollen, ſich zu ers 
heben. (Geschieht.) Der Urlaub ijt bewilligt. 

Wir gegen nun zur Tagesordnung über. 

Der erſte Gegenſtand derſelben iſt die 
erſte Leſung des Geſetzentwurfes wegen 
der durch die Einführung der neuen 
Maße und Gewichte bedingten Aenderun— 
gen in den Beſtimmungen über die Ver— 
zehrungsſteuern (321 der Beilagen). 

Wünſcht Jemand das Wort? 

(Abgeordneter Wolfrum meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Wolfrum hat das 
Wort. 


Abgeordneter Wolfrum: Es iſt ſehr drin- 
gend nothwendig, daß dieſe Geſetzesvorlage, ſowie 
alle jene Geſetzesvorlagen, welche auf die Einführung 
des metriſchen Maßes und Gewichtes Bezug haben, 


noch in der kurzen Zeit, in der das Haus beiſammen 
iſt, Geſetz werden können. Würde man aber einen 
beſonderen Ausſchuß dafür niederſetzen, ſo würden 
die nothwendigen Vorarbeiten, um dieſen Ausſchuß 
zur Thätigkeit zu bringen, ſchon ſo viele Tage in 
Anſpruch nehmen, daß dieſes Geſetz in dieſer Seſſion 
durchzubringen nicht mehr möglich iſt. 

Deßwegen erlaube ich mir den Antrag zu 


ſtellen,dieſen Geſetzentwurf an einen [don 


beſtehenden Ausſchuß zu weiſen, und da 
der Ausſchuß, welcher für die Verzehrungsſteuer 
auf Fleiſch niedergeſetzt iſt, ganz darnach angethan 
iſt, dieſes Geſetz zu beurtheilen, ſo erlaube ich mir 
zu beantragen, daß dieſe Regierungsvorlage dem 
Ausſchuſſe, welcher für die Verzehrungs— 
ſteuer auf Fleiſch niedergeſetzt iſt, zur 
Berathung zugewieſen werde. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Wolfrum 
beantragt, die Regierungsvorlage, be— 
treffend den Geſetzentwurf wegen der 
durch die Einführung der neuen Maße 
und Gewichte bedingten Aenderungen in 
den Beſtimmungen über die Verzehrungs— 
ſteuern, dem Ausſchuſſe zuzuweiſen, welcher un— 
längſt zur Worberathung der Geſetzesvor— 
lage über die Verzehrungsſteuer auf 
Fleiſch gewählt wurde. 

Wünſcht Jemand hierüber das Wort? (Niemand 
meldetsich.) Es iſt nicht der Fall. Ich bitte daher jene 
Herren, welche dem Antrage des Herrn Abgeordneten 
Wolfrum, daß die Regierungsvorlage, be— 
treffend den Geſetzentwurf wegen der 
durch die Einführung der neuen Maße 
und Gewichte bedingten Aenderungen in 
den Beſtimmungen über die Verzehrungs— 
ſteuern (321 der Beilagen), dem zur Borbera 
thing des Geſetzentwurſes, betreffend 
die Verzehrungsſteuer auf Fleiſch, ge— 
wählten Ausſchuſſe zur Vorberathung zuge— 
wieſen werde, zuſtimmen, fid) zu erheben. (Geschieht, ) 
Derſelbe iſt angenommen. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung 
iſt die erſte Leſung der Regierungsvor— 
lage über die Umwandlung der in den 
gegenwärtig beſtehenden geſetzlichen Bore 
ſchriften vorkommenden Maß- und Ge— 
wichtsſätze in metriſches Maß und Ge— 
wicht (336 der Beilagen), ` 

(Abgeordneter Wolfrum meldet sich zum 
Worte.) 

Der Herr Abgeordnete Wolfrum hat das 
Wort. ; 

Abgeordneter Wolfrum: Zieler Geſetzent— 
miu fenthalt allgemeine Grundſätze, welche bei ber Um- 
wandlung der gegenwärtigen Maß- und Gewichts— 
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ſätze in metriſches Maß zur Anwendung kommen. 
Ich glaube, daß der Budgetausſchuß der zur 
Vorberathung dieſer Vorlage geeignete Ausſchuß 
wäre. Ich beantrage daher die Zuweiſung 
dieſer Regierungsvorlage an den Budget- 
ausſchuß. 


Präſident: Wünſcht Jemand zu dieſem Antrage 
das Wort? (Niemand meldet sich.) Es ijt nicht der 
Fall; ich bitte daher jene Herren, welche nach dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Wolfrum die 
Regierungsvorlage über die Umwandlung 
der in den gegenwärtig beſtehenden geſetz— 
lichen Vorſchriften vorkommenden Maß— 
und Gewichtsſätze in metriſches Maß und 
Gewicht bem Budgetausſchuſſe zuweiſen 
wollen, fid) zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag ift 
angenommen. 

Der nächſte Gegenſtand iſt die erſte 
Leſung des vom Herrenhauſe beſchloſſe— 
nen Geſetzes über die Wirkſamkeit der 
in den öffentlichen Büchern eingetragenen 


Familieneinſtandsrechte und über das 
Verfahren zur Löſchung unwirkſamer 


Eintragungen dieſer Art (334 der Beilagen). 
(Abgrordneter Wolfrum meldet sich zum 
Worte.) 
Der Herr Abgeordnete Wolfrum hat das 
Wort. 


Abgeordneter Wolfrum: Ich beantrage, 
dieſe Regierungsvorlage dem beſtehen— 
den Juſtizausſchuſſe zur Vorberathung 
zuzuweiſen. 


Präſident: Wünſcht Jemand zu dieſem 
Antrage das Wort? (Niemand meldet sich.) Es iſt 
nicht der Fall; ich erſuche daher jene Herren, welche 
nach dem Antrage des Herrn Abgeordneten Wolfrum 
das vom Herrenhauſe beſchloſſene Geſetz über 
die Wirkſamkeit der in den öffentlichen 
Büchern eingetragenen Familienein— 
ſtandsrechte und über das Verfahren zur 
Löſchung unwirkſamer Eintragungen Die 
ſer Art dem Juſtizausſchuſſe zur Vorberathung 
zuweiſen wollen, fich zu erheben. (Geschicht.) Der 
Antrag iſt angenommen. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
die Fortſetzung der Verhandlung über das 
Geſetz, betreffend die Gebäudeſteuer (294 
der Beilagen). d 

Ich habe bie Ehre mitzutheilen, daß außer 
den bereits dem hohen Haufe bekanntgegebenen 
Herren fid) noch folgende Herren als Redner, und 
zwar für den Ausſchußantrag haben ein— 
tragen laſſen: Neuwirth, Fux, Wolfrum, 
Dr. Schaup. 
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Nachdem geſtern der letzte Herr Redner, Abgeord— 
neter Pfeifer, gegen den Ausſchußantrag ge— 
ſprochen hat, ertheile ich zunächſt einem Redner für 
den Ausſchußantrag, und zwar dem Herrn Abge— 
ordneten Neuwirth das Wort. 


Abgeordneter Neuwirth: Im Leben einer 
Volksvertretung bildet die Votirung eines neuen 
Steuergeſetzes unter allen Umſtänden einen außer— 
ordentlich wichtigen Abſchnitt, und es geſchieht wohl 
mit Rückſicht darauf, daß das hohe Haus ſich be— 
ſtimmt findet, der Debatte über das vorliegende 
Gebäudeſteuergeſetz freien Lauf zu laſſen. 

Indem ich gleichfalls in die Debatte eintrete, 
will ich im vorhinein erklären, daß ich mich zwar 
für den Geſetzentwurf habe eintragen laſſen, daß 
jedoch dieſe Eintragung „für“ nicht den Sinn hat, 
als wollte ich ohne Vorbehalt für den vorliegenden 
Geſetzentwurf in ſeiner Totalität eintreten, ſondern 
daß dem nur der Sinn unterlegt werden kann, daß 
ich für die Specialbehandlung des vorliegenden 
Geſetzeutwurfes ſtimme. Nachdem geſtern von meh- 
reren Seiten in höchſt werthvoller Weiſe Ausfüh— 
rungen nach der fpeciellen Seite der Frage hin 
gemacht wurden, will ich mir heute erlauben, mehr 
nach der allgemeinen Seite hin innerhalb des 
Rahmens der Generaldebatte eine Reihe von Be— 
merkungen vorzubringen. 

Ich bitte mir zu geſtatten, daß id) diefe Be 
merkungen zunächſt jenen Ausführungen, welche der 
Minoritätsbericht enthält, zuwende. Ich halte die 
Annahme des Minoritätsantrages, wie er uns vor— 
liegt, für ein Ding der Unmöglichkeit, nicht etwa 
wegen ſeiner weit ausgedehnten Polemik gegen das 
Ausmaß und Prineip der Abzugspercente, ſondern 
vielmehr wegen der Capitalswerthphantaſien, 
welche in demſelben enthalten ſind. 

Man wird den Standpunkt des Minoritäts— 
antrages in Bezug auf den Capitalswerth ſofort 
begreifen, wenn man ſich vergegenwärtigt, in 
welchem Ausmaße die Gebäudeſteuer die einzelnen 
Theile des Reiches belaſtet, wenn man ſich ver— 
gegenwärtigt, daß von den 13˙6 Millionen, welche 
die Gebäudeſteuer im Jahre 1872 eingebracht hat, 
72 Millionen, alſo weit mehr als die Hälfte, 
von der Stadt Wien und ihrer nächſten Um— 
gebung allein getragen wurden. Man wird im Hin— 
blicke darauf die Gefühle, von welchen der Minoritäts— 
antrag ausgeht, ſicherlich begreifen können, ich für 


meinen Theil aber wäre nicht in der Lage, dieſe 
Gefühle auch zu theilen. 


Es heißt auf Seite 66 des Motivenberichtes 


zum Minoritätsantrage (liest): 


„Die entſprechendſte Grundlage bietet 
der gemeine Capitalswerth der Ge— 
bäude, das iſt jener Werth, welchen das 
Gebäude unter den gegebenen Verhältniſſen 
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für jeden Beſitzer hat, um welchen es einen 

Käufer leicht finden könnte.“ 
Da muß man denn doch zunächſt fragen: Was 
bedeutet denn der Begriff „gemeiner Capitalswerth“, 
wenn man denſelben auf das ganze Land ausgedehnt 
wiſſen will? In Wien z. B., welches, ich wieder— 
hole das, mehr als die Hälfte der Gebäudeſteuer 
bezahlt, hat die Kriſe, aus welcher der Minoritäts— 
antrag mir nicht die richtigen Lehren zu ziehen 
ſcheint, den Begriff des Capitalswerthes derart 
verſchoben, daß der letztere innerhalb eines Zeit— 
raumes von einem bis ein einhalb Jahren um 
25, ja bis zu 40 und 45 Percent ab genommen hat. 
Ich möchte nun fragen: Wo gibt es denn einen 


dung zwiſchen Bodenrente und Baurente 
ausgeht. Theoretiſch hat die Unterſcheidung für mich 
ſehr viel Beſtechendes. Allein ich glaube, daß, wie in 
der großen Politik, ſo namentlich auch in der 
Wirthſchafts- und ſpeciell in der Steuerpoliti! 
mit den concreten Verhältniſſen gerechnet werden 
muß, und wenn man diefe concreten Verhältniſſe, 
wie ſie in Oeſterreich heute liegen, ins Treffen führt 
gegen den rationellere Gedanken der Einführung einer 
allgemeinen Einkommenſteuer, ſo glaube ich, daß 
man dieſe concreten Verhältniſſe nicht überſehen 
kann, wo es ſich, wie hier, um ein Experiment han— 
delt, welches noch von keiner Steuergeſetzgebung 
praktiſch ins Leben geführt wurde. 


Kataſter, der unter ſolchen Umſtänden auf dem 
gemeinen Capitalswerthe baſirt werden kann? 

Es heißt auch weiter im Berichte, es ſolle der 
Capitalswerth auf Grund des Kriteriums ermittelt 
werden, welches durch den Preis gegeben iſt, „um 
welchen das Gebäude einen Käufer leicht finden 
könnte“. Es wurde geſtern fon von dem Herrn 
Abgeordneten der Joſeſſtadt erwähnt, daß die Bau- 
geſellſchaften derzeit in der Lage wären, darüber ein 
Lied zu ſingen, deſſen Diapaſon ein ganz anderer 
wäre, als jener, welcher aus dem Berichte ber Mino— 
rität herauszuhören iſt. Es iſt, meine ich, heute 
überhaupt nicht leicht, ein Gebäude zu verkaufen, 
und am allerwenigſten läßt ſich auf dieſe ſchwan— 
lende Grundlage hin ein Kataſter für längere Zeit 
aufbauen. Der Begriff des Capitalswerthes ſetzt ſich 
auch nicht zuſammen lediglich auf dem Wege der 
Capitaliſirung des Reinertrages; namentlich in 
Wien wird bekanntlich bei der Erwerbung von 
Häuſern auch ein zweiter Factor in Betracht ge— 
zogen, nämlich der Werth der Grundarea und die 
Baukoſten. 

Meine Herren! Gerade dieſer Factor hat im 
Laufe der letzten zwei Jahre ganz furchtbare Variatio— 
nen durchgemacht. Grundparcellen, die per Quadrat- 
flajter vor zwei Jahren 800 bis 900 fl. gekoſtet 
haben, koſten heute 250 bis 300 fl., und während 
man vor zwei Jahren die Quadratklafter in Wien 
nur mit 1300 bis 1400 fl. verbauen konnte, iſt es 
heute möglich, dieſelbe mit 600 bis 700 fl. zu vere 
bauen. Wie kann man bei ſolchen Variationen inner— 
halb des kurzen Zeitraumes von anderthalb bis zwei 
Jahren den Capitalswerth mit Hilfe dieſes Factors 
feſtſtellen wollen und darauf hin einen Gebäude— 
kataſter aufführen? Der Kataſter, auf ſolche Weiſe 
aufgeführt, wäre gleich bei ſeiner Geburt eine Un— 


wahrheit, mindeſtens ſoweit es fih um Wien han- 


delt, von welcher Stadt, ich wiederhole es, mehr als 
die Hälfte der Gebäudeſteuer bezahlt wird. 

Soviel über den Minoritätsbericht. 

Ich kann mich aber auch nicht auf jenen aller— 
dings in beſter Abſicht hervortretenden Standpunkt 
ſtellen, der von der Zweckmäßigkeit einer Unterſchei— 


Der gute Wille und auch die fiskaliſch größte 


Geſchicklichkeit allein möchten da wohl in keinem 
Falle ausreichen, um dieſes Experiment, für welches 
die durchführenden Elemente bei uns heute noch 
fehlen, irgendwie empfehlen zu können, 


Nach dem Geſagten ſtehe ich demnach dem 
Majoritätsberichte relativ am nächſten, wenn ich auch 
der Meinung bin, daß der eingeſchlagene Weg nicht 
der richtige war, und daß die Gebäudeſteuer die— 
jenige von den Ertragsſteuern fei, welche vielleicht 
zu allerletzt hätte vorgenommen werden können. 
Denn bei der Gebäudeſteuer handelt es ſich nicht, 
wie bei anderen Steuern, um eine Erweiterung der 
Steuergrundlage, um die Heranziehung von Steuer— 
objecten, die bisher fid) der Beſteuerung zu ent- 
ziehen vermochten, ſondern es exiſtirt da ein ziem 
lich verläßlicher Kataſter, und wenn man allenfalls 
von Tirol abſieht, wo abnorme Verhältniſſe auch 
heute noch obwalten, fo darf man vielleicht behaup— 
ten, daß überhaupt gar kein dringendes Bedürfniß 
vorhanden fei, zun 0 d) ft mit der Gebäudeſteuer vor- 
zugehen. 

Wenn ich alſo auch dem Majoritätsberichte 
mich nähere, ſo kann ich doch eine Reihe von Be— 
denken nicht überſehen, welche mir mit dem vor— 
liegenden Geſetze auf das innigſte zuſammenzu— 
hängen ſcheinen. Das hohe Haus, welches über die 
Steuerreform beräth, ijt aus directen Wahlen her- 
vorgegangen, und es ſind neue Elemente in das 
Haus gekommen, welche bisher nicht in der Lage 
waren, fic) über die große hochwichtige Frage ber 
Steuerreform auszuſprechen. 

Es iſt wohl eine natürliche Erſcheinung, daß 
dieſe Elemente, welche bisher nicht in der Lage waren, 
ſich darüber auszuſprechen, etwas weiter ausgreifen, 
daß ſie ſich nicht auf den vorliegenden Geſetzentwurf 
über die Gebäudeſteuer beſchränken, ſondern auf den 
Zuſammenhang reflectiven, welcher zwiſchen dieſer 
Vorlage und dem Enſemble des Steuerreformpro— 
jectes überhaupt beſteht. Man kann dagegen auch nicht 
einwenden, daß man jetzt vor der Gebäudeſteuer 


ſtehe, daß dazu fid) der richtigere Anlaß bei der ſeiner⸗ 


zeitigen Berathung über die Perſonaleinkommen⸗ 


| 
| 


Vertrauen mit Recht entgegenbrachte und auch heute 
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ſteuer finden werde. Der Zuſammenhang iſt evident 
und „ſpäter“ wäre hier vielleicht in dieſem Falle 
zu ſpät! Die Gebäudeſteuer iſt eben ein Glied in 
der Kette der Steuerreform, und wenn die einzelnen 
Glieder geſchmiedet werden, darf der Zweck der Kette 


nicht aus dem Auge gelaſſen werden. 

Gleichwohl möchte ich, bevor ich die angeregten 
Bedenken ausſpreche, mich gegen ein etwaiges Miß— 
verſtändniß im vorhinein verwahren. Ich gehöre 
nicht zu Jenen — und ich glaube, es gibt überhaupt 
Niemanden in dieſem hohen Hauſe — welche die 
Steuerreform etwa verzettelt ſehen möchten. Jeder 
Abgeordnete, der in dieſes hohe Haus eingetreten iſt, 
hat ſeinen Wählern das Verſprechen gegeben, für die 
Durchführung der Steuerreform zu wirken, und gewiß 
hält ſich jeder Abgeordnete dieſes Verſprechen gegen— 
wärtig. Ich bin auch der Meinung, daß von den 
vielen Schattirungen, in denen der Patriotismus in 
einem Lande auftritt, die Schattirung des Stener- 
zahlers die allerbedeutendſte und weſentlichſte für 
den Staat ſelbſt ſei. Der Staat muß leben wie der 
einzelne Menſch, und ſo wie der Menſch nicht lebt, 
um zu eſſen, ſondern ißt, um zu leben, ſo muß man 
auch vom Staate behaupten, er lebt nicht, um Steuern 
einzuheben, ſondern er muß Steuern einheben, 
um zu leben. Es kann ſich demnach nicht um das 
Ob, ſondern nur um das Wie des durchzuführenden 
Reformwerkes handeln. 

Zu den Bedenken, welche ſich mir aufdrängen, 
gehört nun aber zunächſt die mangelnde Klar— 
heit über den materiellen Effect des 
ganzen Steuerreformprojectes. 

Als im Jahre 1864 ſich der damalige Steuer— 
reformausſchuß in Permanenz erklären ließ, da hatte 
er es vorerſt für nothwendig gefunden, die Prine 
cipien der geſammten Steuerreform zu erörtern, er 
bigcutirte über das mögliche Ausmaß ber künf— 
tigen Steuerleiſtung, er ſuchte ins Klare zu kom— 
men über die Höhe der Zuſchläge und ihr Verhält— 
niß zu der einzuführenden Perſonalein— 
kommenſteuer, er erörterte damals auch das 
hochwichtige Princip der Mobiliſirung der 
Ertragsſteuer. Der damals eingetretene Syſtem— 
wechſel machte dem löblichen Beginnen leider ein 
Ende. 

Es kam das Jahr 1869; man unternahm 
einen neuen Anlauf zur Reform der directen Be— 
ſteuerung. 

Es ſtand damals an der Spitze der Finanz— 
geſchäfte ein Mann, dem man in Steuerſachen wie 
in allen anderen Fragen das allergrößte, weitgehendſte 


noch entgegenbringt. Der Mann, der damals an der 
Spitze der Finanzgeſchäfte des Staates ſtand, ver— 
mochte zwar nicht einmal als tranſitoriſche 
Maßregel die als ſolche auch wiſſenſchaftlich gerecht— 
fertigte Vermögensbeſteuerung im hohen 


Hauſe durchzuſetzen, aber dazu war das hohe Haus 

damals merkwürdigerweiſe bereit, die wichtigſte 

Steuer, nämlich die Grundſteuer loszulöſen aus dem 

Enſemble der directen Beſteuerung, und es wurde 

friſchweg, ohne Rückſicht auf den Zuſammenhang der 

Projecte, die neue Grundſteuer votirt. Jetzt zum 
dritten Male wird ein Anlauf genommen, und wir 

finden uns verwieſen darauf, daß das hohe Haus 

im Jahre 1869 bereits die Grundſteuer 

votirt habe! 

Nun, meine Herren, ich glaube nicht, daß dieſes 
Moment maßgebend ſein kann. Es war ein anderes 
Parlament, welches die Grundſteuerreform votirte, 
und es iſt kein Hinderniß vorhanden, ſich heute mit 
allem Freimuth über die noch nicht Geſetz gewordenen 
Theilprojecte zu äußern. Der unmittelbare Anlaß 
hierzu iſt aber umſomehr gegeben, als wir auf Seite 1 
des Motivenberichtes des verehrten Steuerreform— 
ausſchuſſes den Satz ausgeſprochen finden, daß „der 
Ausſchuß in ſeiner Geſammtheit den in dem Mo— 
tivenberichte niedergelegten Anſichten über 
die Grundlagen der Steuergeſetzgebung keines— 
wegs vollftändig beiſtimme“. 

Für uns, die wir nicht dem Steuerreformaus— 
ſchuſſe angehören — und wir ſind eben die weit über— 
wiegende Majorität — für uns kann es nur Eine 
Quelle der Aufklärung über die Intentionen des 
Ausſchuſſes geben, und das ift der Motivenbericht 
des Ausſchuſſes, der in dieſem Falle, weniger als 
in anderen Fällen, lediglich als Ausdruck der ſub 
jectiven Anſchauung des Referenten aufgefaßt wer- 
den kann. 

Was ſagt nun der Motivenbericht auf Seite 3 ? 
Dort heißt es, daß die in Frage ſtehende Steuer— 
geſetzgebung „lediglich Kataſtergeſetzgebung“ 
ſei, welche über die künftige Höhe des 
Steuerfußes keine ziffermäßigen An- 
haltspunkte biete, obwohl gerade dieſer Punkt 
naturgemäß die Steuerträger am meiſten intereſſire. 
Und weiter heißt es dort (liest): „Der Ausſchuß ergriff 
zu wiederholten Malen die Gelegenheit, um die In— 
tentionen der Regierung kennen zu lernen, 
und er erhielt immer aus dem Munde Seiner Excel- 
lenz des Herrn Finanzminiſters die Verſicherung, 
daß durch die Reform der Ertragsſteuern nicht eine 
Erhöhung, ſondern bloß eine gleichmäßige 
Vertheilung der Abgaben erzweckt wird. Iſt auch 
dieſe gewiß dankenswerthe Erklärung einiger— 
maßen beruhigend und ermöglicht fie es, ohne fich all- 
zugroßen Befürchtungen hinzugeben, an die Berathung 
der Geſetzentwürfe über die Steuern zu gehen, einen 
vollkommenen Einblickin die eigentlichen 
Abſichten der Regierung gewährt ſie 
nicht. Es wäre jedenfalls im Intereſſe der Sache 
zu wünſchen geweſen, wenn man in den maßgeben— 
den Kreiſen ſchon volle Klarheit gewonnen hätte 
über die Ziſſer, mit welcher künftighin jede Gattung 
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von Steuern imGeſetze erſcheinen foll. Das hätte, meint 
der Bericht zur Beſeitigung der Befürchtungen über 
eine Steuererhöhung gedient, ſagt aber weiter (liest): 
„Dieſe Befürchtung wäre zum Schweigen gebrachtwor— 
den, wenn den legislativen Körperſchaften 
auch nur einige Anhaltspunkte zur Beur— 
theilung ber eſſentiellſten Seite der rage 
geboten worden wären.“ Damit iſt nun doch 
wohl conjtatirt, daß der Steuerreformausſchuß ſelbſt 
über die wünſchenswerthen Anhaltspunkte zur Be— 
urtheilung der eſſentiellſten Seite der Frage nicht 
verfügte. Das aber, was vom Steuerreformausſchuſſe 
erwartet wurde und heute noch erwartet wird, das, 
was die Steuerreform allein wollen kann und was 
heute allein gewollt wird, das iſt: Klarheit und 
Sicherheit in Bezug auf die künftigen Steuer— 
laſten! 


Was bezweckt denn die Steuerreform in Oeſter— 
reich, wo gewiß nicht zu wenig Steuern im Gan 
zen gezahlt werden? Sie bezweckt in erſter Reihe 
eine Ausgleichung der beſtehenden Steuer— 
ungleichheit, eine gerechtere Vertheilung der 
beſtehenden Steuerlaſt, fie bezweckt eine Erw ei 
terung des Kreiſes der Steuerpflich 
tigen durch eine Heranziehung Solcher, welche der— 
ſelben bisher ſich zu entziehen wußten. Das allein 
kann der Zweck der Steuerreform ſein — und nun 
ſtehen wir vor einer Steuerreform, bei welcher dem 
Ausſchuſſe ſelbſt, welcher fie vorſchlägt, die Anhalts— 
punkte zu einer eſſentiellen Beurtheilung der Frage 
überhaupt fehlen! 


Das zweite Bedenken richtet ſich gegen die 
Elaſticität der Ertragsſteuer, obendrein in 
Verbindung mit einer variablen Pere 
ſonaleinkommenſteuer. Hier kommt gleichzeitig 
auch die Frage des Verhältniſſes der jetzigen Zu— 
ſchläge zu der künftigen Perſonaleinkommenſteuer in 
Betracht, ganz ſpeciell in Betreff der Gebäudeſteuer, 
bei welcher die Zuſchlagswirthſchaft ganz abnorm 
geworden iſt. 

Es heißt nun allerdings, es ſei ſeitens der Re— 
gierung die „Verſicherung“ gegeben, daß die künf— 
tige Perſonaleinkommenſteuer nur die Beſtimm ung 
habe, an Stelle der Zuſchläge zu treten. Eine 
Gewähr dafür, eine Sicherheit, daß dem ſo ſein 
werde, liegt aber in dem Geſetzentwurfe ſelbſt nicht. 
Sie liegt auch nicht im Motivenberichte der Regie— 
rung, am allerwenigſten aber im Motivenberichte 
des Ausſchuſſes. Darüber zu reden, iſt aber heute 
um ſo wichtiger, als ja mittlerweile der Steuer— 
reformausſchuß, wie aus den Zeitungsberichten über 
ſeine jüngſten Verhandlungen bekannt geworden iſt, 
ſich ſeither darüber definitiv ſchlüſſig gemacht hat, 
daß die Perſonaleinkommenſteuer einzuführen ſei, 
ohne ſich darüber klar geworden zu ſein, was in 
Hinkunft mit den Zuſchlägen geſchehen werde. 
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Wir ſtehen alſo jetzt mitten drinnen im Syſtem 
der Steuermobiliſirung neben einer va— 
riablen Perſonaleinkommenſteuer. Dieſes 
Syſtem, meine Herren, in Verbindung obendrein 
mit dieſer variablen Einkommenſteuer iſt nicht ohne 
Gefahr; es iſt nicht ohne Gefahr namentlich in einem 
Lande wie Oeſterreich, wo die Staatsausgaben 
niemals nach hinunter, ſondern immer nur nach 
hinauf variiren. 

Die directen Steuern haben feit dem Jahre 
1868 bis zum Jahre 1873 eine Zunahme von 
74˙0 Millionen auf 91˙9 Millionen Gulden 
erfahren, alſo einen Zuwachs von 17˙9 Millionen, 
gleich 24°14 Percent im Laufe von fünf Jahren. 
Unſer Ausgaben budget iſt ſeitdem in der Weiſe 
angewachſen, daß wir heute diesſeits der Leitha ein 
Ausgabenbudget haben, das ſogar um eine Kleinig— 
leit größer iſt, als das Ausgabenbudget des ganzen 
Reiches bis zum Jahre 1867. ,C8 hat bisher fein 
Jahr gegeben, in welchem die Geſammtausgaben 
nicht beträchtlich gewachſen wären. 

Wenn das nun der Fall iſt, dann liegt in der 
Verbindung des Syſtemes der Steuermobiliſirung mit 
der variablen Perſonaleinkommenſteuer ſogar eine, von 
irrationellen oder rationellen Grundlagen der Steuer— 
reform ſelbſt unabhängige Gefahr für die Steuer— 
träger. Es liegt darin nach meiner Auffaſſung eine 
Art von Inſtitution für Defieitverſicherun— 
gen für künftige Zeiten. Ja, es könnte eines Tages 
ſogar der Fall eintreten, daß man, namentlich in 
guten Jahren, wenn die Ernte eine gute war und 
auch fonft die Geſchäfte beffer gehen — was ſich ja 
immer wieder ändert, weil dann wieder ſchlechte 
Jahre kommen — die Verbindung der mobilen 
Ertragsſteuern mit der variablen Perſonal— 
einkommenſteuer als das rechte Mittel betrachten 
möchte behufs Bedeckung von ſogenannten Ere 
ſorderniſſen etwa für ein neues Geſchützſyſtem, für 
neue Hinterlader! 

Bei der Gebäudeſteuer aber iſt die Gefahr der 
Mobiliſirung inſoferne eine noch fpeciell bedenklichere, 
als bei der Capitalsbewerthung — das Wort nicht 
im Sinne des Minoritätsberichtes, ſondern im ge— 
wöhnlichen Sinne — nämlich bei der Capitals— 
bewerthung für Käufe und Verkäufe, für Täuſche 
u. ſ. w. die Frage der Höhe der Steuerleiſtung einen 
wichtigen Factor bildet. Wer ein Haus kauft, fragt, 
welche Steuerlaſt ruht auf dieſem Hauſe, und zwar 
umſomehr, ſeit das Syſtem der Steuerbefreiung 
in einem ſolchen Ausmaße, wie es jetzt beſteht, ein— 
geführt iſt. Wenn die Steuer eine mobile iſt, ſo iſt 
die Capitalsbewerthung naturgemäß eine ſchwan— 
kende, und die nächſte Folge iſt eine mehr oder weni— 
ger ausgiebige und empfindliche Entwerthung 
des im Gebäude ſtecken den Vermögens. 

Das dritte Bedenken hängt mit der Frage 
der Doppelbe ſteuerung zuſammen. Auch dafür 
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citive ich den Ausſchußbericht als meinen Gewährs— 
mann. In dem Ausſchußbe richte heißt es auf 
Seite 2 (liest): 

„Die Theorie der objectiven und Ju bz 
jectiven Beſteuerung iſt nicht haltbar.“ 

Das iſt aber ſeltſamerweiſe gerade jenes Prineip, 
auf welchem die Regierungsvorkage aufgebaut ift! 

Nun heißt es allerdings in dem Motivenberichte 
der Regierung zu der Steuerreformvorlage auf 
Seite 48 (liest): „Man hat dieſem Bedenken in dem 
Schlagworte „Doppelbeſteuerung“ Ausdruck 
gegeben. Allein es theilt dieſe Bezeichnung das 
Schickſal ſo vieler anderer Schlagworte, die für den 
erſten Moment ſehr beſtechend ſind, bei genauer 
Zergliederung aber nicht allſeitig zutreffend be— 
funden werden.“ 

Es iſt alſo ſchon damit indirect das Geſtändniß 
gemacht, daß es einſeitig doch zutreffe, wenn auch 
nicht allſeitig. Ich möchte aber beſtreiten, daß in 
der Behauptung von einer Doppelbeſteuerung 
in dem vorliegenden Falle lediglich ein Schlag— 
wort gelegen ſei. 

Was führt der Motivenbericht der Regierung 
an? Ich war erſtaunt, eine ſo ſeltſame Analogie, 
wie ſie in dieſem Motivenberichte angeführt iſt, auf— 
geſtellt zu finden, 

Da heißt es nämlich (liest) „Wer würde — auf 
dem eben bezeichneten Standpunkte ſtehend — nicht mit 
derſelben Berechtigung behaupten wollen, daß bei— 
ſpielsweiſe die unmittelbare Gebühr, die bei 
Beſitzveränderungen unbeweglicher Güter 
angefordert wird, eine Doppelſteuer ſei, da ja das 
Gut ſchon durch die Grund- und Gebäudeſteuer 
getroffen iſt, oder daß das Einkommen aus ſtehenden 
Bezügen in Folge der Abnahme eines Quittungs— 
ſtempels u. ſ. w. doppelt beſteuert ſei, weil dieſe 
Bezüge [fon von der Einkommenſteuer getroffen 
ſind?“ 

Ja, meine Herren, der Autor dieſes Motiven— 
berichtes vergißt, da, daß die Beſitzveränderungs— 
gebühr und der Quittungsſtempel zu den indirecten 
Abgaben gehören, während es ſich in dem vorliegen— 
den Falle um die Frage handelt, ob eine Doppel— 
beſteuerung innerhalb des Syſtemes der directen 
Beſteuerung vorhanden ſei und ſein ſoll! 

Es heißt ferner weiter auf Seite 49, und ich halte 
auch diefe Auffaſſung für irrthümlich (liest): „Faßt 
man den Begriff Doppelbeſteuerung richtig auf, ſo 
wird man von einer ſolchen nur dort reden können, 
wo ein und dasſelbe Object mit derſelben 
Steuer zweimal belegt wird.“ Das iſt nun, meine 
ich, ein großer Irrthum; wenn ein und dasſelbe 
Object mit derſelben Steuer wieder belegt iſt, dann 
ijt das keine Doppel beſteuerung, ſondern eine 
Steuererhöhung, ein Unterſchied, welchen der 
Motivenbericht vollſtändig überſieht. Die Verd opp- 
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lung der Steuer forderung iſt noch keine Doppel- 
beſteuerung, und ich will mir erlauben, dies an 
einem ganz ſimplen und primitiven Rechenexempel 
nachzuweiſen: 2 X 1 ijt zwei und 1 1 it auch 
zwei; ich kann aber nicht ſagen, daß in beiden Fällen 
der Vorgang der nämliche iſt; in dem einen Falle 
wird addirt, in dem anderen multiplieirt; 
die Doppelbeſteuerung iſt wie dieſe Multiplication 
und Addition weſentlich zu unterſcheiden von der 
Forderung einer weiteren, höheren Steuer in der— 
ſelben Steuerkategorie. So lange eben ein Unter— 
ſchied in der Arithmetik beſteht zwiſchen 14-1 und 
2 1, fo lange ijt auch hier eine Doppelbeſteuerung 
vorhanden, wenn Derjenige, der als Beſitzer des 
Objectes eine Steuer bezahlt hat, als Subject wieder 
herangezogen wird, nochmals eine Steuer, und zwar 
eine andere zu zahlen. Es ſind dies dann eben zwei 
Steuern, welche dieſelbe Perſon zu zahlen hat, alſo 
eine Doppelbeſteuerung. Ich begreife nicht, warum 
dies den fiscaliſchen Sprachgebrauch in Verlegenheit 
jeen ſollte; ich begreife, daß nach Worten geſucht 
wird, dieſes Prineip als nicht vorhanden darzuſtellen; 
ich muß aber erklären, daß nach meiner Auffaſſung 
das Prineip der Doppelbeſteuerung in dem vorlie— 
genden Steuerprojecte allerdings in der evidenteſten 
Weiſe enthalten iſt. 

Das allerſchwerſte Bedenken beſteht aber darin, 
daß auf das Syſtem der directen Beſteuerung derzeit 
in Oeſterreich das Syſtem der communalen und 
Landesabgaben, von welchen ein verehrter Herr 
Vorredner im Allgemeinen [hon geſtern geſprochen 
hat, aufgepfropft iſt und ihm — wie es den Anſchein 
hat — auch in Zukunft aufgepfropft bleiben ſoll. Der 
Ausſchußbericht enthält auch in dieſer Richtung ein 
ſehr intereſſantes Bekenntniß. Dort heißt es nämlich 
auf Seite 4 (liest): „Eine jede Steuerreform wird ein 
unvollſtändiges Werk bleiben, welches feinen - 
Zweck ganz oder theilweiſe verfehlen wird, 
wenn nicht zugleich die Frage der Communal— 
und Landesſteuern in reifliche Erwägung 
gezogen wird, und die Regierung würde ſich ein 
großes Verdienſt erwerben, wenn ſie derſelben ein 
ernſtes Studium zuwenden möchte.“ Ich bekenne 
nun, daß mir dieſe zahme Andeutung der Regierung 
gegenüber in gar keiner Weiſe genügt; ich gebe zu, 
daß es ein ſehr großes, nicht hoch genug anzuſchla— 
gendes Verdienſt ſein wird, wenn die Regierung 
dieſe Frage regulirt haben wird; ich behaupte aber, 
daß, wenn die Steuerreform eingeführt wird und 
dieſe Regulirung nicht erfolgt, dies eine große 
Pflichtverletzung gegen die Steuerträger wäre. 

In vielen Theilen des Reiches, meine Herren, 
ſind dieſe Landes- und Communalſteuern, aufge— 
pfropft auf das Syſtem der Ertragsſteuer, (don feit 
Langem nachgerade unerträglich geworden. Wie 
wird ſich das erſt geſtalten, nachdem dieſe Steuer— 
reform durchgeführt ſein wird?! 
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Da gedenke ich der treffenden Worte eines nam— 
haften deutſchen Volkswirthes, der zu einer Zeit, als 
in Deutſchland dieſe Frage in Fluß gekommen war, 
und große Enqueten veranſtaltet wurden, die ſich auf 
das ganze deutſche Gebiet erſtreckt haben, folgenden 
Ausſpruch gethan hat (liest) : 

„Bei dem Communalzuſchlage zur Staatsſteuer 
wird Derjenige, der vom Staate beſonders ſchwer mit 
Steuern heimgeſucht wird, von der Gemeinde noch 
einmal dafür abgeſtraft, daß ihm dieſes 
Unglück ohne fein Verſchulden zugeſtoßen 
ift. Bei der Identität der Beſteuerungsart für Staat 
und Gemeinde multiplieiren fid) die Fehler 
des einzelnen Steueranſatzes durch deffen 
doppelte Anwendung.“ 

Das iſt auch ganz evident. Wenn Ungerechtig 
leiten, wenn Härten vorhanden ſind bei dem gewöhn 
lichen Syſtem, bei den Ertragsſteuern für den Staat, 
wie müſſen ſie ſich potenziren dann, wenn auf dieſes 
Syſtem neue Steueranſätze zum Zwecke der Com— 
munal- und Landesſteuer aufgepfropft werden? 

Das waren auch die Rückſichten, welche den 
volkswirthſchaftlichen Congreß in Deutſchland be— 
ſtimmt haben, im Jahre 1867 in ſeiner Verſamm— 
lung in Hamburg folgende Reſolution zu faſſen (liest) : 

„Bei der weſentlichen Verſchiedenheit der Zwecke 
des Staates und der Gemeinde erſcheint 
grundſätzlich eine Identifieirung der 
Staats- und Gemeindeſteuer nicht ge 
rechtfertigt.“ 

So denkt die Volkswirthſchaft über die Frage 
ber Aufpfropfung des Syſtemes der Landes- und 
Communalſteuern auf die directen Steuern. 

Ich glaube, meine Herren, daß in dem Mo 
mente, wo das Steuevreformproject ins Leben ges 
rufen werden ſoll, die Frage des Zuſammenhanges 
zwiſchen der Communal- und Landesbeſteuerung 
mit der Staatsbeſteuerung nicht zeitlich genug, nicht 
ernſt und nicht ſcharf genug ins Auge gefaßt werden 
kann. Iſt es ja doch bekannt, daß beiſplelsweiſe in 
Wien bei ber Gebäudeſteuer der Staat 26% Per- 
cent erhebt, und da die Geſammtſteuerſchuldigkeit 
eines Gebäudes ſich auf 46 bis 48 Percent beläuft, 
ſo conſumiren Land und Stadt in Wien nicht 
weniger als 20 bis 22 Percent, alſo nahezu ſoviel 
wie der Staat ſelbſt. Wie weit das geht, das konnten 
wir im Jahre 1868 ſehen. Aus Rückſicht der damals 
beſchloſſenen Finanzmaßregeln und im Zuſammen— 
hange mit dieſen Finanzmaßregeln wurde als tran— 
ſitoriſche Steuer eine fünfpercentige Einkommen— 
ſteuer auch auf die ſteuerfreien Gebäude umgelegt. 
Sofort war die Commune Wien bei der Hand, auch 
ihren Zuſchlag zu dieſer fünfpercentigen Einkommen— 
ſteuer einzuheben, welche als eine Nothmaßregel von 
Staatswegen beſchloſſen war und durchgeführt 
wurde, und ſie hebt ihn auch heute noch ein. Ja, es 
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kommt fogar der exorbitante Fall vor, daß der Staat 
auf ſeine Steuer bei Gebäuden aus allgemeinen 
wirthſchaftlichen Intereſſen verzichtet, während die 
Länder und die Communen gleichwohl ihre Steuer 
von Gebäuden einheben, ſo daß demnach Communal— 
und Landesbeſteuerung über der Staatsbeſteuerung 
ſteht. Dabei will ich von dem Oetroi, der vielſeitig 
zur Deckung der Communalbedürfniſſe eingehoben 
wird, gar nicht ſprechen. Ich will auch darüber nicht 
ſprechen, daß auf dem flachen Lande noch viel grel 

lere Verhältniſſe vielfach vorkommen, ſo daß nicht 
felten der Zuſchlag über 100 Percent der Staats- 
ſteuer und darüber beträgt! 

Nun ſehe ich ſehr wohl ein, daß das eine Folge 
des Principes der Autonomie ift, Die Autonomie iſt 
eine ſehr koſtſpielige Einrichtung. Die Bedürfniſſe, 
die daraus erwachſen, müſſen gedeckt werden. Allein, 
meine Herren, dieſe Art der Zuſchlagswirthſchaft 
zur Bedeckung von Staats- und Communalbedürf— 
niſſen datirt nicht aus der Zeit, wo die Autonomie 
eingeführt wurde, ſondern ſie datirt aus der Zeit 
vor Einführung der Autonomie. Es ift demnach 
jhon durch diefe Aenderung in Beziehung auf die 
politiſche Verwaltung allein das Argument gegeben, 
um dieſe Frage zuſammen mit der Frage der ganzen 
Steuerreform ins Auge zu faſſen. 

Damit, meine Herren und ich nähere mich 
hiermit zugleich dem Schluſſe meiner Ausführungen 
habe id) die Bedenken, welche mit dem vorliegen 
den Geſetzentwurfe nach meiner beſcheidenen Auf: 
faffung verknüpft find, mir darzulegen erlaubt. Ich 
bin nun allerdings gefaßt darauf, daß man mir auf 
Grund dieſer Ausführungen entgegenhalten wird: 
Ja, wenn das die richtigen Anſchauungen ſind, dann 
würde daraus folgen, daß auf das Geſetz überhaupt 
nicht einzugehen ſei. 

Nun, ich hätte auch in dieſer Richtung ein Vor— 
bild für mich, das iſt der Motivenbericht des Aus— 
ſchuſſes ſelbſt, welcher mehr oder weniger verhüllt 
auf demſelben Standpunkte ſteht ich habe mir 
don erlaubt die betreffende Stelle zu citiren — 
und der doch darauf einräth, in die Berathung des 
Geſetzes einzugehen. 

Aber ich will mich auf dieſes Exempel gar nicht 
berufen, Ich ſpreche auch nur für das Eingehen in 
das Geſetz unter Vorbehalten. 

Der erſte dieſer Vorbehalte iſt hier noch eine 
nähere Ausführung und eine nähere Garantie in 
Bezug auf den $. 37, welcher in der Specialdebatte 
berathen werden wird, nämlich in Bezug auf den 
Paragraph, wo geſagt wird, daß der Zeitpunkt, von 
welchem an die Einhebung der Gebäudeſtener 
zu erfolgen hat, durch ein beſonderes Geſetz 
beſtimmt wird. Ich glaube, es wäre hier jedenfalls 
zweckmäßigerweiſe zu ſorgen, daß das nicht bloß 
in dieſer vagen Weiſe geſchehe, ſondern daß in prä— 
cifer Weiſe dafür geſorgt werde, daß, wie es auch 
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ausmaßes im ganzen Reiche, auf biejem Wege nicht | fo anregend und fo belehrend die Ausführungen 


wird erreicht werden können, und ich hege endlich bie 
Befürchtung, daß durch die Erſetzung der Haus— 
claſſenſteuer durch die Nutzwerthſteuer eine Ueber- 
wälzung von Reallaſten in dem Sinne einer Erleich— 
terung der Reichen und möglichen Mehrbelaſtung 
der Aermeren möglicherweiſe eintreten kann. 

Ich bin aus allen dieſen Gründen nicht in der 
Lage, meinerſeits für das Eintreten in die Special— 
debatte zu ſtimmen, und ich habe mich gedrungen 
gefühlt, die Bedenken, die ſich mir ergeben haben, 
dem hohen Hauſe zur Erwägung anheimzugeben. 
(Bravo! Bravo!) 

(Während dieser Rede übernahm der Vice- 
präsident Freiherr v. Piller stor ff den Vorsitz.) 


Vicepräſident: Der Herr Abgeordnete Fux 
hat das Wort. 


Abgeordneter Fux: Nachdem ich in der General— 
debatte fo ſpät an die Reihe komme und mir einige Nede 
ner vorangingen, welche in finanziellen und wirth— 
ſchaftlichen Fragen erfahren find, tann ich mir beſchei— 
denerweiſe nicht zumuthen, daß ich doch noch man— 
ches Neue und Bedeutſame vorbringe. Gleichwohl 
fühle ich mich gedrungen, im eigenen Namen und im 
Namen einiger Geſinnungsgenoſſen den Standpunkt 
zu Präcifiven, welchen wir gegenüber der ganzen 
Steuerreform und fpeciell der Gebäudeſteuer gegen— 
über, wie ſie hier in Vorſchlag gebracht wird, ein— 
nehmen, und zwar aus dem Grunde, weil dieſer 
Standpunkt meines Erachtens bisher noch nicht in 
genügender Weiſe markirt worden iſt. 

Ich habe im Ausſchuſſe den Antrag geſtellt, 
daß eine Generaldebatte über die Principien der 
Steuerreform und über die Rückwirkung derſelben 
auf die indirecten Steuern ſtattfinde. Man iſt 
darauf nicht eingegangen. Der Herr Finanzminiſter 
hat über die Rückwirkung auf die inbirecte Be— 
ſteuerung und über das Programm der indirecten 
Steuern, welches die Regierung in petto hat, nur 
ſehr ſpärliche und allgemeine Auskünfte gegeben, und 
ich wünſche, daß er heute die Gelegenheit ergreifen 
möge, in dieſer Beziehung ſich etwas ausführlicher 
zu expectoriren. 

Ueber die Gebäudeſteuer ſelbſt wurde im Wus- 
ſchuſſe eigentlich auch keine umfaſſende General- 
debatte abgehalten. Man iſt ſofort zur Behandlung 
der Vorlage geſchritten, und es iſt gewiß nicht för— 
derlich für die richtige Beurtheilung dieſer Vorlage, 
wenn man ſie aus dem ganzen Syſteme und aus dem 
Zuſammenhange der Steuerreform herausreißt. Es 
iſt im Gegentheile nothwendig, daß man ſich den 
Zuſammenhang mit anderen Steuergattungen klar 
macht, daß man aber auch das letzte Ziel klar aus— 
ſpricht, welches man mit der Steuerreform überhaupt 
verfolgt, und ich muß geſtehen, ſo beherzigenswerth, 


waren, welche wir von Seite der Herren v. Plener 
und Dr. Kronawetter gehört, ich habe aus dieſen 
Ausführungen den feſten Pol, auf welchen ſie zu— 
ſteuern, nicht herausfinden können. | 

Ich bedauere, daß der Herr Abgeordnete 
Auſpitz, welcher ſich ungefähr auf demſelben 
principiellen Standpunkt befindet, wie ich ſelbſt und 
wie der geehrte Herr Berichterſtatter, ſich deſſen— 
ungeachtet nicht entſchließen kann, auf die gegenwär— 
tige Reformvorlage einzugehen. Ich erkläre im vor- 
hinein, daß ich für das Eingehen in die Special: 
debatte ſtimmen werde, allerdings mit einigen wich— 
tigen Vorbehalten und unter wichtigen Bore 
ausſetzungen. 

Zunächſt werde ich natürlich wünſchen, daß die 
Verbeſſerungen, welche der Ausſchuß an der Vorlage 
der Regierung vorgenommen hat, nicht alterirt, ja 
ich wünſche, daß ſie erweitert werden, ich deute nur 
beiſpielsweiſe darauf hin, daß ich beſonderes Gewicht 
auf die baldige Einberufung der Central— 
commiſſion im Hinblicke auf gemachte Erfah— 
rungen lege; ich wünſche, daß das Minimum für 
den Nutzwerth bei Wohnbeſtandtheilen in ein rich— 
tiges Verhältniß gebracht werde, und der Herr 
Berichterſtatter dürfte ſchon heute zugeben, daß die 
Ziffern von 10, 7, 8, welche der Ausſchuß projectirt, 
den Grundſätzen der Gerechtigkeit und Billigkeit nicht 
ganz entſprechen, daß es beiſpielsweiſe zweckmäßig 
wäre, die Ziffern 8 bis 5 oder 10 bis 6 zu ſtatuiren. 
Ich bin auch dafür, daß die Ausdehnung der fteuer- 
freien Jahre für Neubauten, welche Arbeiter— 
und Taglöhnerwohnungen betreffen, aus— 
gedehnt werde, und zwar aus ſocial-politiſchen 
Gründen. Ich denke, daß eine Steuerreform nicht 
immer rein fiscaliſche Intereſſen im Auge haben 
foll, ſondern auch ſoecial-politiſche Rückſichten. Aber eine 
der wichtigſten Vorausſetzungen, unter welcher ich 
für dieſe Gattung von Ertragsſteuern und überhaupt 
für Ertragsſteuern noch ſtimmen werde, iſt die, daß 
wir den ganzen Schwerpunkt der Steuerreform in 
die letzte Steuergattung, in die Perſonalein— 
kommenſteuer, verlegen und ſie ergiebiger 
machen, damit, wenn nicht ſogleich, doch nach und nach 
die Ertragsſteuern verſchwinden. 

Ich fühle mich nicht verpflichtet, gegen den 
Herrn Abgeordneten Wurm ausführlich zu polemi— 
ſiren. Er hat uns zwar ein rührendes Klagelied über 
die Steuerbedrückung angeſtimmt, er hat uns aber 
das Recept, die Art und Weiſe, wie er ſich eine gute 
Steuerreform denkt, in ein myſteriöſes Dunkel ge— 
hüllt. Seine Ausführungen machten auf mich den 
Eindruck, als wollte er ſagen: jede Steuer iſt an 
und für ſich ſchon ein Unglück. Wenn das richtig 
wäre, dann wäre der Staat, der ja die Steuer for— 
dert und haben muß, auch ein Unglück, und wenn 
man die Billigkeit und Bequemlichkeit der Exiſtenz 
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alg die Summe des Menſchenſtrebens betrachtet, 
dann müßte man Steuer und Staat abſchaffen, weil 
dann wahrſcheinlich die Menſchheit billiger und 
bequemer leben könnte. 

Aber eine Bemerkung kann ich nicht unbeant— 
wortet laſſen, welche die Landbevölkerung be— 
trifft. Ich bin ſelbſt Vertreter von Landgemeinden 
und muß mir die gewiſſenhafte Frage vorlegen, ob 
in dieſer Nutzwerthſteuer wirklich jene Gefahr zu 
finden iſt, welche der Herr Abgeordnete Wurm 
darin erblickt. Die Möglichkeit einer Gefahr 
einer höheren Beſteuerung will ich zugeben, deßhalb 
ging ich auch mit Vorſicht an die Berathung des 
Geſetzes, aber die Wirklichkeit des Eintretens der 
Gefahr hängt von vielen Umſtänden ab, beiſpiels— 
weiſe davon, daß wir eben im Wege der Steuer— 
reform eine Menge neuer Objecte zur Beſteuerung 
finden, welche ſich ihr bisher entzogen haben, weiters 
auch davon, daß die Steuercommiſſionen, die ja aus 
Steuerträgern gebildet werden, ihre volle 
Schuldigkeit thun, und daß ſeinerzeit der 
Reichsrath den Steuerſatz mit Rückſicht auf die 
beſonderen Verhältniſſe der kleinen Landwirthe ent— 
ſprechend wird feſtſtellen können. 

Es wurde auch von einer einheitlichen 
Nutzwerthſteuer an Stelle der Zins- und Nutzwerth— 
ſteuer geſprochen, und ich bekenne offen: ich ſelbſt 
war zunächſt für eine ſolche einheitliche Steuer, und 
glaubte, fie liege im Intereſſe der Landbevilfe- 
rung. Allein ich bin nun von dieſem Gedanken ab: 
ge lommen, und zwar deßhalb, weil ich beſorge, daß 
wir hierdurch auf dem beſten Wege wären, die kleinen 
Landwirthe zu ſchädigen, weil die Objeete, welche 
jetzt durch bie Zinsſteuer ein bedeutendes Steuer- 
erträgniß abwerfen, dann eine minder ergiebige 
Summe leiſten würden und die Verluſte auf alle 
Landwirthe vertheilt werden müßten; außerdem 
aber aus dem Grunde, weil unter Aufrecht— 
erhaltung der beiden Steuergattungen uns die 
Möglichkeit reſervirt iſt, mit Rückſicht auf die 
Verhältniſſe der kleinen Landwirthe einen verſchie— 
denen und geringeren Steuerſatz bezüglich der Nutz— 
werthſteuer einzuführen. 

Ich gebe zu, daß dagegen manche Bedenken 
ſprechen, aber man möge ſich nicht der Möglichkeit 
im vorhinein berauben. (Richtig! links.) 

Um nun meinen prineipiellen Standpunkt zu 
kennzeichnen, muß ich nothwendig einiges Allgemeine 
voranſchicken. 

Rein ideal betrachtet, war die Baſis einer ge— 
rechten und gleichmäßigen Beſteuerung das 
Princip von Leiſtung und Gegenleiſtung, 
das heißt, jeder Staatsbürger wäre in jenem Ver— 
hältniſſe zur Deckung der Staatsbedürfniſſe mittelſt 
der Steuer heranzuziehen, in welchem er Vortheil 
oder Nutzen aus dem Staats verbande 
empfängt. 
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Nun wird man aber zugeben, daß die Feſt— 
ſtellung des Nutzens ziffermäßig nicht erreichbar iſt. 
Man wird daher nach anderen greifbaren Objecten 
langen müſſen; damit iſt jedoch nicht geſagt, daß 
man zu ſogenannten Objectivfteuern oder gar 
ausſchließlich zu ſolchen greifen müſſe, weil dieſe auf 
einer Summe von Fictionen beruhen und heutzutage 
die wiſſenſchaftliche Kritik nicht mehr vertragen und 
von der Finanzwiſſenſchaft, wenn nicht verurtheilt, ſo 
doch zum großen Theile aufgegeben ſind. 

Daß aber die Regierung ſelbſt die Objective 
ſteuer oder Ertragsſteuer verurtheilt, ſagt ſie in 
ihrem eigenen Motivenberichte. Es kommt dort die 
Stelle vor (liest) : „Die richtige Formel für die Steuer- 
forderung ift einerſeits die Abgrenzung des Staatse 
bedürfniſſes durch weiſe Geſetze und anderer— 
ſeits ift es bie Leiſtungs fähigkeit der einzel— 
nen Steuerträger.“ 

Wenn das richtig iſt — und ich halte es für 
vollkommen richtig, daß die individuelle Lei— 
ſtungsfähigkeit der Steuerträger das Grund— 
princip einer rationellen Beſteuerung ijt — dann ift 
die logiſche, naturgemäße Forderung die einer all 
gemeinen progreſſiven Einkommenſteuer. In dieſer 
Richtung hat die Regierung ſelbſt einen Schritt nach 
vorwärts gethan, und es iſt das Werthvollſte der uns 
vorgelegten Steuerreform, daß ſie ſich überhaupt ent— 
ſchloſſen hat, eine allgemeine progreffive Einkom— 
menſteuer im Gegenſatze zu den früheren partiellen 
progreffiven Steuern in Antrag zu bringen. Selbſt— 
verſtändlich kann die Progreſſion nicht ins Unend— 
liche gehen, ſondern die Progreſſion wird da eine 
naturgemäße Grenze finden, wo die Capitalsbil— 
dung durch die Fortſetzung der Progreſſion bereits 
in Gefahr käme, und es wird kein vernünftiger 
Nationalökonom eine ganz unbegrenzte Progreſſion 
wünſchen. 

Auf dem Standpunkte, auf den ich mich jetzt bes 
geben, ſteht im Grunde auch der Herr Berichterſtat— 
ter. Er ſelbſt ſagt in ſeinem Berichte, daß die Er— 
tragsſteuern unhaltbar ſeien. Er eitirt uns auf 
Seite 2 des Berichtes den Ausſpruch eines Hoff— 
mann, der zu den hervorragendſten Vertretern der 
Ertragsbeſteuerung gerechnet wird und folgenden 
Satz am Abende ſeines dem Studium der Steuer— 
wiſſenſchaft gewidmeten, erfahrungsreichen Lebens 
ausgeſprochen hat: „Der Grundſatz, worauf die 
Grundſteuer beruht (der Reinertrag eines gewiſſen 
Raumes) iſt durchaus irrig; die todte Sache kann 
nicht ſteuern, ſondern nur der lebende Menſch.“ 

Es iſt in der That richtig, und ſelbſt bei der 
Landwirthſchaft hängt die Ertragsfähigkeit und die 
Steuerfähigkeit von der Befähigung Desjenigen, der 
den Boden cultivirt, im reicheren Maße ab, als man 
gewöhnlich annimmt. 


Wenn die Regierung uns aber eine allge - 
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ponirt und wir fie ebenfalls wünſchen, jo beſteht bod) 
zwiſchen uns ein ganz weſentlicher und gewal— 
tiger Unterſchie d. Wir ſtreben nämlich die allge- 
meine progreſſive Einkommenſteuer als eine Prin— 
cipalſteue Y an, als eine Kuppel oder vielmehr als 
das Fundament des ganzen Steuergebäudes, welche 
berufen ſein ſoll, nach und nach die Ertragsſteuern 
verſchwinden zu machen, nach Möglichkeit auch die 
indireete Steuern zu regeln oder wenigſtens die 
drückendſten zu aboliren, 

Die Regierung will jedoch die Einkommen— 
ſteuer zunächſt bloß als eine Supplements— 
ſteuer einführen, bloß zur Ergänzung, zur Aus— 
füllung von Lücken, wie ſie es nach Maßgabe des 
Budgets u. ſ. w. bedarf. Das iſt nun weſentlich 
etwas Anderes. 

Ich mache der Regierung übrigens keinen 
Vorwurf, daß fie ſich zu einer radicalen Umän— 
derung des Steuerſyſtemes nicht entſchließen kann; 
man muß in der That bei dieſen Dingen ſehr vor— 
ſichtig ſein; eine Aenderung des Steuerſyſtemes 
bedingt auch eine Aenderung im wirthſchaftlichen und 
ſocial-politiſchen Leben, und es mag auch manche 
conſervative Rückſicht für unſer politiſches Leben 
die Regierung beſtimmen, an dem Syſteme der 
Ertragsſteuern nicht ganz zu rütteln. Aber noch 
etwas Anderes. In Oeſterreich beſteht leider — 
fage ich — noch kein organiſcher Zuſammen— 
hang der wirthſchaftlichen Intereſſen, 
wir haben es zum Beiſpiele bei der Verhandlung 
über die Maßregeln zur Hintanhaltung der Rinder— 
peſt geſehen, daß in den in dieſem Reichsrathe ver— 
tretenen Ländern keine ſolche organische Gemeinſchaſt, 
ſondern nach Umſtänden ſogar ſchroffe Gegenſätze 
beſtehen. 

Ein großer Vortheil, den die Regierung durch 
die gegenwärtige Steuerreform erlangt, wäre die 
Gleichartigkeit der Beſteuerung und des Syſtemes 
für alle im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder. Die Regierung hätte auf dieſe Weiſe ein ſehr 
werthvolles Mittel, um jene organiſche Verbindung 
der Intereſſen, wie ſie mir vorſchwebt, im Vereine mit 
anderen Vehikeln anzubahnen. 

Ich danke der Regierung für das Project der 
progreſſiven Einkommenſteuer, wenn auch borerj 
nur als Ergänzungsſteuer, auch aus dem Grunde, 
den der Berichterſtatter anführt. 

Er citirt nämlich den Ausſpruch einer Koryphäe 
in dieſem Fache: Helferich (liest): 

„Wo einmal das Ertragsſteuerſyſtem von der 
Einkommenſteuer auch nur in einzelnen Stücken 
durchbrochen iſt, gewinnt dieſe mehr und mehr Gel— 
tung, und es wird keine Ruhe, bis ſie zur Herrſchaft 
gelangt.“ i 

Und das ift uns von unſerem Standpunkte 
aus ſehr willkommen. Wenn dieſe Einkommenſteuer 
überhaupt eingeführt wird, dann wird ſie immer 
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mehr Breſche um Breſche legen in die Ertragsſteuern, 
und die werden wir mit der Zeit faſt ganz ver— 
ſchwinden oder auf ein für den Verkehr kaum fühl— 
bares Maß zurückführen können. Nun, meine Herren, 
iſt auch noch ein anderer Grund, aus dem die Re— 
gierung ſich ſträubt, auf eine allgemeine Einkommen— 
ſteuer als Principalſteuer ſofort einzugehen, das ijt, 
daß das Staatsgefühl, das Pflichtbewußtſein für die 
Bedürfniſſe des Staates zu wirken und herzugeben, 
noch nicht in dem Maße entwickelt iſt, als es er— 
wünſcht wäre, ſo man ſich noch an ſichtbare, erkenn— 
bare und nicht verſteckbare Momente und Grund— 
lagen der Beſteuerung halten muß. Mit dem Fort— 
ſchreiten der Cultur wird ſich auch dieſes Pflicht— 
bewußtſein heben, und wenn auch thatſächlich richtig 
iſt, was der Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter 
ſagte, daß noch in vielen Ländern dieſes progreſſive 
Einkommenſteuerſyſtem nicht zum Druchbruche ge— 
kommen, ſo findet dies in dem früher von mir An— 
gedeuteten ſeine natürliche Erklärung. Aber Oeſter— 
reich iſt ein Culturſtaat, ſoll mindeſtens ein Cultur— 
ſtaat im vollen Sinne werden, daher iſt es ganz gut, 
daß man ſich ſofort entſchließt, mindeſtens den erſten 
Schritt zur radicalen Aenderung des Steuerſyſtemes 
zu machen. 

In die Gattung von Ertragsſteuern gehört die 
vorliegende Gebäudeſteuer, ſind Grundſätze darin 
aufgenommen, welche bereits in das Grundſteuer— 
geſetz aufgenommen und daher, wenn man ſich ſchon 
für Ertragsſteuern entſchließt, wegen der innigen 
Verbindung zwiſchen Grund- und Gebäudeſteuer 
auch maßgebend für die letztere ſind. Es wird nach 
einer doppelten Richtung beſteuert, entweder nach 
dem Zinsertrage oder dem Nutzwerthe, beziehungs— 
weiſe nach dem parifieirten Zinſe. 

Es iſt richtig, daß alle vorgelegten Steuer— 
reformgeſetze bezüglich der directen Steuern bloße 
Kataſtergeſetze ſind, die lediglich den Zweck haben, 
durch rationelle Erhebung die richtigen Grundlagen 
für die Beſteuerung zu ſchaffen, und zwar für eine 
längere Dauer von Jahren. Leider iſt die Doppel— 
beſteuerung unvermeidlich, wenn man ſich bei— 
ſpielsweiſe bei der Erwerbſteuer auf den Standpunkt 
ſtellt, den die Regierungsvorlage einnimmt, wenn 
man da nicht ſcharf unterſcheidet zwiſchen Erwerb 
und Ein kommen, zwiſchen Subjectivem und Ob— 
jectivem, wenn man die Gewerbeſteuer zur Er— 
werb fteuer macht. Da muß natürlich, wenn man 
obendrein die progreſſive Einkommenſteuer proponirt, 
eine Doppelbeſteuerung herauskommen. j 

Ebenso bedenklich ijt aber auch bie vom Herrn 
Abgeordneten Neuwirth tangirte Variabilität 
der directen Steuer. Es iſt kein Zweifel, daß da— 
durch eine gefährliche Fluetuirung in unſeren ganzen 
Verkehr kommen könnte, aber wir haben ein mil— 
derndes Palliativ, denn es wird ſeinerzeit vom 
Abgeordnetenhauſe abhängen, die Variabilität min⸗ 
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deſtens dadurch abzuſchwächen, daß man für längere 
Zeit gewiſſe Steuerſätze fixirt. 

Ich möchte aber auch noch auf einen anderen 
wichtigen Punkt aufmerkſam machen, weßhalb es 
nothwendig, der Variabilität entgegenzuwirken, 
nämlich hauptſächlich deßhalb, weil unſer Abgeord— 
netenhaus auf dem Principe der Intereſſenvertre— 
tung beſteht, und weil es da leicht kommen kann, 
daß, wenn man ſeinerzeit die kautſchulartigen 
Kataſtergeſetze in die Hand nimmt und die Stener- 
ſätze auf die einzelnen Steuergattungen vertheilt, 
beiſpielsweiſe die Ruralbeſitzer durch ihre Majorität 
im Hauſe die Erwerbſteuerträger bedrücken könnten 
und umgekehrt. Auf dieſe Weiſe könnte die Feſt— 
ſtellung des Steuerſatzes ſogar zum Gegenſtande und 
Preiſe politiſcher Kämpfe werden. 

Was die Kataſtergeſetze anbelangt, 10 
haben ſie allerdings den Charakter der Variabilität, 
aber ich denke, daß in dieſer Beweglichkeit wieder 
zugleich ein großer Fortſchritt liegt, denn die bis— 
herige Unbeweglichkeit des Steuerſyſtemes, weil man 
eben nicht bezüglich aller Arten des Ertrages und 
Einkommens rationelle Grundlagen für die Beſteue— 
rung gefunden und gejchaffen hatte, war von bedent- 
lichen Folgen. 

Man wußte eben deßhalb nicht das Verhält— 
nif der Ertragsfähigfeit der einzelnen 
Einkommenſteuerquellen und man war dae 
her gar nicht im Stande, eine Ermäßigung einzu— 
führen, auch wenn die Möglichkeit dazu vorhanden 
geweſen wäre, weil man die Ueberſicht nicht hatte 
und keine Steuererhöhung eintreten laſſen konnte 
wegen der Gefahr der Potenzirung beſtehender 
Lücken, Unzukömmlichkeiten und Ungerechtigkeiten. 
Da man nun die ſteigenden Staatsbedürfniſſe nicht 
im Steuerwege bedecken konnte, griff man zum 
verderblichen Mittel des Schuldenmachens, vere 
derblich deßhalb, weil es dabei doch wieder auf die 
Steuerträger hinausgeht, indem dieſelben zur Bin 
ſenzahlung, alſo zu einer unprobuctiven Auslage 
beitragen müſſen. 

Es empfehlen ſich alſo daher die Kataſtergeſetze 
als flüſſiges Moment im Anſchluſſe an den Fort- 
gang der Verhältniſſe in auf- und abſteigender 
Richtung, vorausgeſetzt, daß die Regierung ſie nicht 
bloß als Steuerſchraube mitten in dem Fortgange 
der Verhältniſſe benützt und die Volksvertretung den 
Muth hat, die rechten Schranken zu ziehen. 

Was nun die Gebäudeſteuer ſpeciell anbe— 
langt, ſo liegen uns mehrere Anträge vor; der Aus— 
ſchußantrag auf eine doppelte Art der Heranziehung; 
ein Antrag des Abgeordneten Wezyk, den Capitals 
werth als Beſteuerungsbaſis zu verwenden, das 
heißt den Preis, um den ein Gebäude in der betref— 
fenden Gegend leicht zu haben ijt; und der Antrag 
des Abgeordneten Ritter v. Krzeezunowicz, wel- 
cher eine einheitliche Nutzwerthſteuer eingeführt 
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wiſſen will, controfirt durch ein Combinationsmittel, 
nämlich durch den Capitalswerth. 

Der Antrag des Herrn Wezyk würde fid) 
durch ſeine Einfachheit empfehlen, man braucht dann 
nämlich nicht die Einſchätzung ſo im Detail vor— 
zunehmen; allein er hat den Nachtheil, daß mit ihm 
die Grundſteuer collidirt und es nicht zweckmäßig iſt, 
bei einem ſo innigen Zuſammenhange, wie er zwi— 
ſchen der Gebäude- und Grundſteuer beſteht, die 
eine nach dieſem, die andere nach jenen Principe eine 
zurichten. Auch ift der Capitalswerth, wie fon 
Dr. Kronawetter betonte, keine ſichere und ver— 
läßliche Baſis. 

Der Antrag des Herrn Abgeordneten Ritter 
v. Krzeezunowiez empfiehlt fid) ebenfalls aus dem 
Grunde der Koſtenerſparniß, weil die Anlegung von 
zwei Kataſtern entfällt. Wenn man bedenkt, daß die 
Steuercommiſſionen in manchen Ländern denn doch 
leine volle Gewähr für die Sachrichtigkeit der Aus— 
führung bieten, wenn man weiter bedenkt, daß die 
Controle dieſer Einſchätzung auf dem ganzen Ge— 
biete nicht ſo leicht iſt und vielleicht auch noch ferner 
mehr Verſchweigungen oder Verdeckungen als jetzt 
mittelſt der Zunge ſtattfinden werden, wenn man 
weiter bedenkt, daß es nicht zweckmäßig ſein kann, 
dort, wo man fon ſichtbare Grundlagen ber 
Steuer hat, wo man in der Einbekennung des 
Zinſes eine ſichtbare Grundlage beſaß, ſich die Sache 
ſelber ſchwerer zu machen: dann muß ich wohl ſagen, 
daß die Anträge des Ausſchuſſes zweckmäßiger ſind, 
zumal es immer möglich iſt, daß man mit Rückſicht 
auf das Moment der Sichtbarkeit bei der Zinsſteuer 
ſeinerzeit bei der Beſtimmung der Steuerſätze zu 
Gunſten der Zinsſteuer bedacht nimmt, wogegen 
allerdings wieder das Moment ſpricht, daß die Zins— 
ſteuer viel leichter auf die Miether überwälzt werden 
kann, als die Nutzwerthſteuer. 

Was die Höhe der Steuer anbetrifft, ſo kann 
diefe Frage nach dem Stande der Dinge nicht beant- 
wortet werden, nicht vom Verfaſſer des Geſetzes und 
gewiß nicht vom Ausſchuſſe. Es hängt das von der 
ſeinerzeitigen Beſtimmung des Steuerſatzes ab, 
und die Beſtimmung des Steuerſatzes iſt wieder 
von den Tendenzen abhängig, die man überhaupt 
verfolgt, ob man nämlich auf eine Hebung der pro— 
greſſiven Einkommenſteuer reflectirt oder ob man im 
Wege der directen Steuern auch die indirecten 
Steuern aboliren will, wo man dann natürlich höhere 
Steuerſätze braucht. Jene Frage iſt alſo kaum zu 
beantworten. 

Wenn der Herr Abgeordnete Dr. Krona— 
wetter auf die Beſteuerung Wiens hingewieſen und 
geſagt hat, die Reichshauptſtadt ſei zu hoch beſteuert, 
[o ift wohl richtig, daß Wien gegenwärtig im Ordi- 
narium 16 Percent Gebäudeſteuer gegen 12 Percent 
Hauszinsſteuer in anderen Orten entrichtet. Nun aber 
ergibt ſich wohl die abſolut hohe Beſteuerung in 
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Wien mehr aus den Communal- und ſonſtigen Neben- 
beſteuerungen, welche in Wien beſtehen. Wohl aber 
muß man die Frage generaliſirend aufwerfen, ob 
nicht abſolut die Beſteuerung nicht bloß in Wien, 
ſondern in der ganzen Monarchie eine zu hohe ſei. 


werthvollſten Errungenſchaften, die uns die Regie— 
rung geboten hat und die wir durch das Grund— 


ſteuergeſetz bereits angenommen haben und die wir, 
Gott ſei Dank, weiter ausdehnen wollen. Aber der 


Herr Abgeordnete braucht nicht zu beſorgen, daß die 


Ich muß es offen ſagen, daß mir die ſteigenden Bäume in den Himmel wachſen; der Bezirksreferent 


Staatsbedürfniſſe und die Steuererforderniſſe nicht im 
richtigen Verhältniſſe zu ſtehen ſcheinen zu den Fort— 
ſchritten der Production, zu den Fortſchritten in in— 
duſtrieller und commercieller Beziehung, ein Fort— 
ſchritt, welcher in Oeſterreich nicht in dem Maße 
wie in anderen Ländern vor ſich gehen kann. Ich muß 
mir fagen, daß ber Fiscus häufig [don den 
Schwamm nimmt dort, wo er kleine Anſätze und 
Gedanken von Steuerfähigkeit erblickt, unbekümmert 
darum, daß da kleine Dafen neuer Production und Ju- 
duſtrie entſtehen könnten, unbekümmert um die große 
Wüſte, die bei einem ſolchen Verfahren mit der Zeit 
kommen kann. Relativ aber, ſcheint mir, iſt Wien 
bezüglich der Staatsſteuern nicht ſchlimmer daran, 
wie die Provinz, einfach aus dem Grunde, weil Wien 
als Brenn- und Sammelpunkt des Verkehres nature 
gemäß viele Exiſtenzen, Steuer- und Erwerbsfähig— 
keiten, die fid) in den Provinzen durch Benützung ber 
dortigen Kräfte gebildet haben, abforbirt, weil in 
Wien doch offenbar die Möglichkeit eines Erwerbes 
größer iſt als an anderen Orten. Eine Mehrbelaſtung 
dürfte in Hinkunft gegen andere Städte nicht ein— 
treten; ich mache nur aufmerkſam, daß die Mehr— 
belaſtung im Weſentlichen darin beſteht, daß in 
Wien das Ordinarium mit 16 Percent, in den an— 
deren Orten mit 12 Percent vorgeſchrieben und 
das Gebäudeerhaltungspercent etwas geringer an— 
genommen iſt. 

Die Differenz der 16 Percent und 12 Percent 
entfällt von ſelbſt, weil dieſes Geſetz einen gleichen 
Steuerſatz implicite von Wien für alle Orte einführt, 
und bezüglich des Erhaltungspereentes können ja in 
der Specialdebatte Anträge geſtellt werden und ſie 
mögen im Intereſſe der Reichshauptſtadt billige 
Rückſicht finden. 

Wenn aber der Herr Abgeordnete Dr. Kro— 
nawetter ſeine Bedenken dahin ausgeſprochen hat, 
daß Vertrauensmänner aus den Kreiſen der Steuer— 
träger in die Commiſſionen gewählt werden und 
dort ihre Controle üben, ſo ſcheint mir, daß er ſich 
mit dieſen Bedenken auf eine abſchüſſige Bahn be— 
geben, welche mit ſeinen ſonſtigen Principien nicht 
recht im Einklange ſteht; denn, meine Herren, die 
Theorie des beſchränkten Unterthanenverſtandes mag 
auf anderen Gebieten Stich halten, aber auf dem Ge— 
biete der Steuergeſetzgebung ſicher nicht, und ſelbſt 
Leute, die kein A-B-C kennen und die in keine 
Elementarſchule gegangen ſind, wenn es ſich um den 
Steuerſack und ihre wirthſchaftlichen Intereſſen han— 
delt, verſtehen ſie es zur Genüge, ſich zu ſchützen, 
wenn man ihnen dazu Gelegenheit gibt. Alſo Selbſt— 


controle durch die Steuerträger, das iſt ja eine der! 


iſt ja da, denn die Landescommiſſion mit ihrem 
Rothſtifte und zuletzt die Centraleommiſſion, die auch 
dieſe und jene Rückſichten hat. 

Ich glaube, daß der Fiscus nun und nimmer 
zu kurz kommen wird. Was ich aber zugeben möchte, 
das iſt, daß ſich die Bezirkscommiſſionen bis jetzt 
nicht in vollem Maße bewährt haben, daß man gerade 
auf dem Gebiete der Grundſteuerregulirung, welche 
bis zur Einſchätzung gediehen iſt, oft und ſchwer 
geſündigt hat. Wären die Bezirkscommiſſionen im 
Geiſte des Geſetzes gehandhabt worden, wir würden 
jene traurigen Erfahrungen erſpart haben, die wir 
mitunter machten; man hat ſie ja hier und da 
zu reinen Materialienſammlern für die Bezirks— 
referenten und Landescommiſſionen degradirt und die 
Landescommiſſionen mit ihrem Rothſtifte nahmen 
keine Rückſicht auf die Selbſteontrole der Steuer— 
träger. Dazu kam noch, daß der Vorſitzende, der von 
der Regierung ernannt wird, zwei bis drei Stimmen 
in der Commiſſion hatte. Alſo, ich gebe zu beden— 
ken, daß die Idee der Heranziehung der Steuerträ— 
ger und der autonomen Körperſchaften gewiß eine 
richtige iſt; wenn nun der Herr Abgeordnete dagegen 
opponirt, obgleich er darin einen großen Gedanken 
erblickt, ſo kann ich das nur ſo auffaſſen, daß er es 
nach Maßgabe der gegebenen Verhältniſſe bedenklich 
findet und nun wünſcht, daß nach Maßgabe der bei 
der Grundſteuer zu Tage getretenen Erfahrungen die 
Commiſſionen im rechten Geiſte geleitet werden. 

Aus dem Angedeuteten werden Sie nun ent— 
nehmen, weßhalb ich mich für den Geſetzentwurf 
ausſpreche. 

Nicht etwa aus principieller Sympathie — aus 
dieſer nur etwa inſofern, weil ich mir denke, daß bie 
Genehmigung dieſes Entwurfes auch die ganze 
Steuerreform früher durchgeführt wird und dann 
auch die progreſſive Einkommenſteuer durchgeht, und 
wir einen Hebel haben, um die Ertragsſteuern ver— 
ſchwinden zu laſſen; ich ſtimme vielmehr für das 
Eingehen auf den Entwurf aus Rückſichten der 
Opportunität. 

Aus Opportunitätsgründen darum, weil wir 
uns bei der Grundſteuer bezüglich der Grundſätze 
präjudieirt haben, weil wir uns in Folge deſſen ſchon 
in einer Zwangslage befinden, wenn wir nicht die 
ganzen Koſten der Grundſteuerregulirung preisgeben 
wollen, und weil wir einſehen müſſen, daß wir die 
Ertragsſteuern in Oeſterreich, vorläufig wenigſtens, 
nicht ſo mir nichts dir nichts verſchwinden laſſen 
können. Ich trete auch ein für den Geſetzentwurf, 
weil wir auf dieſem Wege der Reform etwas erlan— 
gen, was wir gegenwärtig nicht beſitzen, nämlich ein 
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einheitliches Ertragsſteuerſyſtem, und dann wei— 
ter bezüglich aller im Reichsrathe vertretenen König— 
reiche und Länder auch ein gleichartiges Steuer- 
ſyſtem, welches die von mir früher erwähnten öko— 
nomiſchen Wirkungen haben dürfte; wir erlangen 
aber noch etwas, nämlich eine gerechte und gleich— 
mäßige Beſteuerung. Ich gebe zu, daß auf dem 
Wege dieſer Steuerreform Niemand einen Nachlaß 
an Steuern erlangen wird, aber eines wird Jeder 
erreichen können: Gerechtigkeit und Gleich— 
mäßigkeit im Verhältniſſe zu den Nachbarn und 
anderen Steuerträgern. Man ſpricht ſeit Jahren ſtets 
von der Steuerreform, man erklärt ſie als eine Noth— 
wendigkeit, die Steuerträger drängen uns fortwäh— 
rend dazu, und Niemand wird leugnen, daß bis zur 
Durchführung derſelben noch bedeutende Vorarbeiten 
nöthig ſind, wenn auch heute ſchon die Steuerreform 
genehmigt würde. 

Meine Herren! Auf dem Wege der Verſchlep— 

pung und Verzögerung kommen wir eben nie zu 
einer Steuerreform, wir werden unbegrenzte Jahre 
warten müſſen, bevor wir die kleinen Steuerträger 
befriedigen können, deren Intereſſe mit der Durch— 
führung der Steuerreform innig zuſammenhängt. 
Wenn wir aber die ſehnlichſt erwartete Steuerreform 
wieder auf unbeſtimmte Zeit vertagen, dann provo- 
ciren und potenziren wir die bedenklichen Wirkungen, 
welche auf ſo vielen Gebieten der jetzigen Beſteue— 
rung, namentlich der Erwerbſteuer ſtattfinden; wir 
ſchädigen damit die Production, die Volkswirthſchaft 
und den Credit des Staates. Ich kann daher nichts 
Anderes ſagen, wenn ich mir dieſe Tendenzen vor 
Augen halte, daß, wenn die Wohlthat der baldigen 
Durchführung dieſer Steuerreform, wenn ſie auch 
kein Ideal iſt, auch nur zum Theile zur Geltung 
kommt, wir obendrein auf dieſem Wege die 
Regelung der indireeten Steuern und die Verbeſſe— 
rung unſerer ſocialen und politiſchen Lage anbahnen 
können, und darum kann ich nur unbedingt und mit 
aller Wärme für das Eingehen in die Spe— 
cialbebatte über dieſes Geſetz ſtimmen. (Beifall 
links.) 
Vieepräſident: Der Herr Abgeordnete Dr, 
Weigel hat ſich noch als Redner gegen die Vor— 
lage eintragen laſſen. Ich ertheile demſelben das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Weigel: Hohes Haus! 
Wenn ich mich gegen die Ausſchußanträge zum 
Worte gemeldet habe, ungeachtet ich mir nicht ver— 
hehle — um mit den Worten des Ausſchußberichtes 
zu ſprechen — daß ſowohl der Verfaſſer des treff— 
lich gearbeiteten Berichtes der Regierung ſich die 
Mühe gegeben hat, die Grundſätze ſeiner Steuer— 
reformanſchauung zu rechtfertigen, wie auch der Aus— 
ſchuß ſelbſt das Möglichſte gethan hat, um mannig- 
fache Verbeſſerungen hineinzubringen, ſo will ich 
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mich nebſt der Bedenken, die ich mit den Rednern 
der anderen (linken) Seite des hohen Hauſes be— 
treffs der Vorlage ſelbſt theile, auch noch im Ganzen 
und Großen inſolange nicht für das Eingehen in die 
Specialdiscuſſion erwärmen kann, als mir nicht klar 
geworden iſt, oder ſolange ich nicht darüber beru— 
higt bin, was bei einer partiellen, ich will nicht 
ſagen, einſeitig herausgeriſſenen Steuervorlage, wie 
dieſe, meinen Wählern oder den Beſteuerten zunächſt 
zu erwarten oder zu befürchten bevorſteht. 

Die Bevölkerung denkt ſich die Steuerreform 
zunächſt ſo, daß angeſichts der großen Belaſtung 
oder eigentlich Ueber laſtung mit directen Steuern 
bei einer, auf neuen Grundlagen zu beruhenden 
Auftheilung eine Entlaſtung der Ueberſteuerten er— 
folgen werde, ja, erfolgen müſſe, nachdem die Be— 
ſteuerung und namentlich die directe in manchen 
Kronländern geradezu unerträglich geworden iſt; — 
eine Thatſache, die vielleicht auch die Regierung 
nicht in Abrede ſtellen wird, wenn ſie ſich die jähr— 
lichen Steuerabſchreibungsausweiſe, die nach Tauſen— 
den zählen, vor Augen hält. Fragen Sie nun, wie 
haben wir uns dieſe neue Steuerreform vorgeſtellt, 
ſo antworte ich namens der Wähler: Nicht anders 
als ſo, daß in demſelben Maße, als durch die Ueber— 
tragung der Autonomie in manchen Zweigen der 
Geſchäftsverwaltung an die einzelnen Kronländer 
eine Decentralijirung der Geſchäftsagenden im 
Centrum der höchſten Verwaltungsbehörden erfolgt 
iſt, pro rata, möchte ich ſagen, auch die Länder ent— 
laſtet werden von jenem Quotienten, den ſie noch 
immer beitragen zu den Koſten der Centralver— 
waltung, ungeachtet ſo vieler Agenden, die früher 
zu derſelben gehörten, nun kraft der Autonomie 
in den eigenen Wirkungskreis der Landesbehörden 
übergingen, oder die z. B. von Gemeinden im über— 
tragenen Wirkungskreiſe namens der Behörden 
beſorgt werden. 

Wenn aber die Steuerreform keine andere 
ſein ſollte, als daß zum unverminderten Maße der 
jetzigen Steuern neue Steuern, und zwar auch in 
der Form einer in Ausſicht ſtehenden mobilen Per— 
ſonalſteuer zuwachſen, dann, meine Herren, kann 
man ſich unmöglicherweiſe für einen Entwurf 
erwärmen, der wenigſtens die Bevölkerung dadurch 
in Unruhe verſetzt, daß das Maß der Laſten in Hin— 
kunft ja nicht geringer und erträglicher, ſondern viel— 
mehr noch größer ſein werde, denn bis jetzt. Ich 
möchte mich gerne klar genug ausgedrückt haben, 
wenn ich ſage — und der hochverehrte Abgeordnete 
der Brünner Handelskammer, Herr Neuwirth, 
hat es ebenfalls hervorgehoben — daß, ſobald die 
Autonomie ein genug theueres Geſchenk, das wir 
gerne acceptiren, fie nicht nur ijt, mit einem honos, 
ſondern auch mit einem „onus“ verbunden iſt, deſſen 
Beſtreitung die Bevölkerung nicht noch abgeſondert 
zu decken vermag, ſobald an den Staatsſteuern kein 


doch meinen Standpunkt dahin kennzeichnen, daß ich | Nachlaß erfolgt. Nehmen Sie, meine Herren, gefälligſt 
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auf das Kronland Rückſicht, das zu vertreten id) hier 
die Ehre habe, und Sie werden ſich überzeugen, daß 
die Landeserforderniß- und die Grundentlaſtungs— 
beiträge ſchon gegenwärtig 85 kr. von jedem 
directen Steuergulden betragen. Zählen Sie die 
Bezirks- und andere Communallaſten dazu, ſo ſtehen 
wir 100 von 100 und darüber, und es iſt keine Aus— 
ſicht vorhanden — ich vermiſſe wenigſtens dieſe Ver— 
tröſtung im Berichte des verehrten Ausſchuſſes — 
daß es in Hinkunft beſſer werden ſolle. Da heißt es 
lediglich, „daß bei der jetzigen Veranlagungsform 
eine Erhöhung der ſtaatlichen Einnahmen ſchwer, 
vielleicht gar nicht erreichbar iſt, was wohl keinem 
Zweifel unterliegt“. Das beweiſt aber auch, daß wir 
am Culminationspunkte der Steuerlaſt ſtehen. Wohl 
acceptire ich aber die weitere Ausführung des Aus— 
ſchußberichtes: „auf dieſem Felde gebe es für die 
Theorie und Praxis nur einen ſicheren Anhaltspunkt, 
der zu faſt unumſtößlichen Reſultaten führe, und 
dieſer ſei die vergleichende Statiſtik. Der Ver— 
gleich der Steuerleiſtung eines Landes mit anderen 
Ländern, die auf derſelben Stufe der Cultur ſtehen 
und in ſtaatlicher Beziehung an der Löſung gleicher 
Aufgaben arbeiten, ift überdies ungemein lehrreich..“ 

An dieſe Belehrung will ich mich ebenfalls 
halten. Vergleiche ich das Kronland, welches ich hier zu 
vertreten die Ehre habe, mit anderen Kronländern 
der Monarchie, ſo ſtehen wir in der Productivität 
ſehr weit zurück und ſind doch in den Laſten außer— 
ordentlich weit voran. Ich werde namentlich des 
Wahlbezirkes erwähnen, welcher mich unmittelbar hier— 
her geſchickt hat, der Stadt Krakau und des Groß— 
herzogthumes gleichen Namens. Schon bei der 
Grundſteuerreform, glaube ich, iſt es vorgekommen 
und bekannt worden ſeitens der damaligen Finanz— 
verwaltung, daß dieſes Kronland ſeit ſeiner Einver— 
leibung bei der Grundſteuer durch 18 Jahre hin— 
durch überſteuert war; trotzdem aber hat ſich die 
Regierung nicht veranlaßt geſehen, die fünfhundert 
und etliche taufend Gulden, um welche wir an 
Grundſteuer überhalten waren, den Steuerträgern 
zurückzuerſtatten. Ganz ähnlich wie bei der Grund— 
ſteuer kommt auch bei der Gebäudeſteuer eine 
immenſe Belaſtung der Steuerträger vor, von 
welcher die Stadt vorher keinen Begriff hatte. 

Nicht nur, daß wir von einer boa constrictor 
umwunden find, weil die Stadt im Fortifications- 
rayon liegt und wir für jeden Bau Demolirungs— 
reverſe einlegen müſſen, nicht nur, daß wir unſere Stadt, 
die einer ihrer Dichter die „verſchollene Königsſtadt 
an der Weichſel“ nannte, meiſt alte Häuſer, von 
Scarpen geftüßt, nicht leicht umbauen und auch nicht 
mit dem unausreichenden Pereente reſtauriren 
können, das man bei Bemeſſung des Steuerſatzes 
vom Ertrage in Abzug bringt, Neubauten aber 
der fortificatoriſchen Schwierigkeiten wegen nur 
ſchwer auszuführen ſind, — nein, wir ſollen über— 


dies herangezogen werden zu neuen Leiſtungen, die 
ganz gewiß nicht abzunehmen verſprechen und noch 
immer als Schreckbild die künftige mobile Perſonal— 
ſteuer im Gefolge haben ſollen, was doch nicht eine 
Reform zum Frommen der Steuerträger, ſondern 
eine höchſt bedenkliche Doppelſteuer zu nennen iſt. 

Um ſich daher an der Specialberathung zu 
betheiligen, muß man ſich als Abgeordneter vor 
Allem klar werden: Haben wir bei dieſer Reform 
für unſere Wähler eine Entlaſtung zu erwarten oder 
vielmehr eine größere Belaſtung zu befürchten? 
Möge es mir das hohe Haus entſchuldigen, wenn ich 
der letzteren Beſorgniß Raum gebe und keine Ent— 
laftung vorausſehe. Ich habe aber ſchon oben ange- 
führt, daß, während andere Kronländer an Grund— 
entlaſtungsbeiträgen geringere Zuſchläge leiſten, 
unſeres 51 kr. vom Steuergulden zahlt. Das Land 
hat ſich überdies zu Schulzwecken, Landeserforder— 
niſſen u. f. w. mittelſt Landtagsbeſchluſſes eine Muf- 
lage von 35 kr. auferlegt, trägt alſo zuſammen 
85 kr. vom directen Steuergulden, und wenn man 
alle anderen Communal- und Bezirkszuſchläge dazu 
nimmt, ſo zahlt das Land geradezu mehr als 
100 Percent. Es iſt daher erklärlich, inſolange 
ich über jene Zweifel nicht hinwegkomme, die ſich mir 
nothwendig als die erſte und dringendſte Frage auf— 
drängen, und für welche hinwieder der Ausſchuß— 
bericht ſelbſt den Schlüſſel an die Hand gibt, ſobald 
er ſagt, die vergleichende Statiſtik möge die nöthigen 
Anhaltspunkte bieten und aus dem Vergleiche der 
Productivität des einen Kronlandes mit anderen 
des Reiches die Grenze der Beſteuerung finden, daß 
ich Bedenken nehme, mich an einer Special— 
discuſſion zu betheiligen, welche die Beſorgniß nicht 
ſchwinden machen kann, daß die Laſten, die ich vor— 
herſehe, größer oder wenigſtens nicht geringer ſein 
werden, als ſie es eingeſtandenermaßen leider jetzt 
ſchon find, obwohl jo viele Agenden deeentraliſirt 
ſind und an die Landesautonomie zurückfallen, da— 
durch aber auch das Landes- oder Gemeindebudget 
belaſten. 

Dies der Grund, warum ich, obwohl ich die 
Bedenken, welche von den Herren Rednern jener 
(linſeen) Seite des Hauſes angezogen wurden, voll— 
ends theile und nur nicht begreife, warum ſie ſich 
trotz der ſo gewaltigen Bedenken für den Ausſchuß— 
antrag eingetragen haben, mich gegen den Antrag 
zum Worte melden zu müſſen meiner Pflicht ſchuldig 
zu fein glaubte. (Beifall rechts.) 


Vicepräſident: Der Herr Abgeordnete Wol— 
frum hat das Wort. 


Abgeordneter Wolfrum: Es iſt mißlich, in 
ſo vorgerückter Stunde das Wort zu ergreifen, aber 
es iſt noch mißlicher, wenn man ſich im Ganzen und 
Großen rückhaltlos für ein Steuergeſetz ausſprechen 
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ſoll, wie ich dies hiemit thue. Da hat die Oppofition 
immer einen großen Vortheil für ſich, denn die unbe— 
ſtimmte Furcht, daß durch das vorgelegte Steuer— 
geſetz die Laſten der Steuerträger erhöht würden, 
ſchlägt gewaltig in die Wagſchale der Oppoſition 
und zieht dieſelbe zu Ungunſten Derjenigen herab, 
die für das Geſetz das Wort ergreifen. 

Aber mir ſcheint, gerade die Klagen des Herrn 
Vorredners über die große Belaſtung, ja Ueberlaſtung 
desjenigen Kronlandes, aus welchem er hierher 
geſendet iſt, ſollten uns veranlaſſen, eine reformirende 
Hand an die beſtehenden Steuergeſetze zu legen. 

Denn eben dieſe Klagen der Ueberlaſtung, die 
ungleichartige Beſteuerung, ſind Urſache, daß dieſes 
Steuergeſetz von der Regierung eingebracht wurde 
und deſſen Inslebentreten von der ganzen Be— 
völkerung mit Sehnſucht erwartet wird. 

Denn denken wir zurück, ſeit welcher Zeit der 
Ruf nach Reform der Steuergeſetze am heftigſten 
laut geworden iſt. Es iſt ſeit dem Jahre 1868. Als 
damals das frühere Abgeordnetenhaus gezwungen 
war, um die Staatsbedürfniſſe zu decken, Zuſchläge 
zu den beſtehenden directen Steuern in ausgiebigſtem 
Maße zu beſchließen, Zuſchläge, die bei der Haus— 
zinsſteuer und bei der Grundſteuer !/; Percent, bei 
der Erwerbſteuer und bei der hier in Rede ſtehenden 
Hausclaſſenſteuer 100 Percent des Ordinariums 
betrugen, wurde der Ruf nach Reform zum erſten 
Male laut. 

Die Grundlage unſerer Steuer iſt eine falſche, 
eine ungleiche, und durch die einfache Votirung von 
Zuſchlägen wird dieſe Ungleichheit, ja dieſe Un— 
gerechtigkeit potenzirt. Es muß eine Steuerreform 
eintreten. Der Ruf nach ihr ertönt ſeit dem Jahre 
1868 und iſt nicht ſchwächer geworden. Die Ur— 
ſachen, die damals als Grund zur Unzufriedenheit 
der Steuerträger mit Recht erkannt wurden, dauern 
noch heute fort, denn Jahr für Jahr haben wir in 
unſeren Finanzgeſetzen dieſe im Jahre 1868 zum 
erſten Male in ſo ausgiebigem Maße beſchloſſenen 
Steuererhöhungen immer wieder als Geſetz be— 
ſchließen müſſen. Aber gerade als wir im Jahre 1868 
dazu gezwungen waren, iſt das Prineip, daß die 
Grundſteuer und überhaupt die directen Steuern 
nicht mobiliſirt werden, zu Grabe getragen worden; 
das Abgeordnetenhaus ſelbſt mußte dieſes Princip 
zu Grabe tragen, weil die Bedürfniſſe des Staates 
ſo groß waren, daß mit einer gewöhnlichen ſtabilen 
Steuer das Auskommen nicht gefunden werden 
konnte. Deßwegen iſt die Furcht, daß, wenn man 
jetzt ein neues Steuergeſetz beräth, durch die Mo— 
biliſirung der Steuern der Realeredit und überhaupt 
das ganze wirthſchaftliche Leben unheilbar geſchädigt 
werden ſoll, eine nicht begründete. 

Denn die Mobiliſirung beſtand früher ebenfalls, 
trotzdem man ausgeſprochen hat, daß die Grundſteuer, 
die Hausſteuer und die Erwerbſteuer etwas Stabiles 
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ſind. Die Bedürfniſſe des Staates haben uns ge— 
zwungen, die Stabilität über den Haufen zu werfen 
und die Mobiliſirung eintreten zu laſſen; nur durch 
dieſe einfache Votirung von Zuſchlägen und die Ver— 
doppelung der Steuern iſt die Ungleichheit, die früher 
icon beſtanden hat, noch viel drückender und ecla— 
tanter geworden. i 

Und warum beftand früher diefe Ungleichheit ? 
Weil bie Anlage ber Beſteuerung in den Händen 
fiscaliſcher Beamter geweſen iſt. Deßhalb war die 
Grundlage eine ungleiche, es waren die mitwirkenden 
Perſonen nicht diejenigen, von denen man abſolut 
erwarten konnte, daß ſie das richtige Maß treffen 
werden. Daher iſt im Jahre 1869, nachdem der Ruf 
nach einer Reform der directen Steuer ein allge— 
meiner war, von der Regierung bereitwillig darauf 
eingegangen worden, eine Reform der Steuern in der 
Art eintreten zu laſſen, daß die Grundlage der Be— 
ſteuerung einer Reviſion unterzogen werden ſoll, und, 
meine Herren, alle die Geſetze, welche die Regierung 
vorgelegt hat, und das Grundſteuerregulirungs-Geſetz, 
das ſchon beſchloſſen ijt, find ja keine eigentlichen 
Steuergeſetze, ſondern, wie man ſich auszudrücken 
beliebt, Kataſtergeſetze, es ſind ſolche Geſetze, auf 
Grund deren erſt eine Steuer aufgelegt werden ſoll, 
und wenn man in dieſer Beziehung Furcht vor dieſer 
Steuerſchraube hat — wie man ſie zu nennen beliebt 
— dann ſage ich, das Abgeordnetenhaus hat eine 
maßgebende Hand an dieſer Steuerſchraube; ohne 
das Abgeordnetenhaus, ohne die Zuſtimmung des— 
ſelben kann dieſe Steuerſchraube nicht angezogen 
werden, und wenn wir nur in den Ausgaben uns 
immer vergegenwärtigen, daß wir mit jeden 
100.000 fl., mit jeder Million Ausgaben an dieſer 
Steuerſchraube einen Druck auf die Steuerträger 
machen müſſen, werden wir nie in die Lage kommen, 
dieſe Steuerſchraube etwa ſo anwenden zu müſſen, 
daß ſie zu drückend für die Steuerträger wird. Wir 
haben es vollſtändig in der Hand, daß aus dieſem 
Steuergeſetze nicht etwas wird, was für die Steuer— 
träger unerträglich werden könnte. Wir müſſen die 
Grundlagen, nach welchen die Steuern umgelegt wer— 
den, ändern, denn die frühere Grundlage wurde von 
bezahlten Steuerbeamten feſtgeſtellt und Diejenigen, 
die hierzu beigezogen worden ſind, waren als Sach— 
verſtändige beigezogen, hatten kein entſcheidendes 
Votum, und es lag in der Hand der Steuerbeamten, 
zu urtheilen, ob ſie auf die Angaben der Sachver— 
ſtändigen eingehen wollen oder nicht. Der Grundſatz, 
der in den ganzen Steuergeſetzen, die ſowohl die 
vorige Regierung vorgelegt hat, als auch die jetzige 
Regierung vorlegt, iſt ein bedeutſamer, und ich bin 
durchaus nicht der Meinung derjenigen Herren, die 
hervorgehoben haben, daß kein Princip in dieſem 
Geſetze enthalten iſt. Es iſt ein großes und ſehr 
werthvolles Princip, welches (don mein unmittel— 
barer Herr Vorredner von dieſer (linken) Seite 
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berührt hat, in dieſen Geſetzen niedergelegt, das ift 
die Heranziehung der Steuerträger ſelbſt mit ent— 

ſcheidender Stimme für die Grundlage dieſer Be— 
ſteuerung. 

Sehen wir uns nun die Commiſſionen an, wie 
ſie zuſammengeſetzt ſind; die Majorität muß jeden— 
falls den Steuerträgern zufallen; die eine Hälfte 
wählen die Steuerträger und die andere Hälfte muß 
wieder zur Hälfte aus Steuerträgern vom Finanz- 
miniſter ernannt werden. Wo kann man ſich ein frei— 
ſinnigeres, ein den Wünſchen der Bevölkerung ent— 
gegenkommenderes Vorgehen denken, als wenn man 
die Steuerträger ſelbſt über ihre eigene Steuer zur 
Selbſtbeſtimmung aufruft, denn ſie haben eine ent— 
ſcheidende Stimme. 

Nun ſagt der geehrte Herr Abgeordnete der 
Egerer Handelskammer allerdings, daß überhaupt 
das Princip der Ertragsſteuer in Frage ſtände, daß 
man ſich nothwendig darüber ausſprechen müßte, ob 
dieſes Prineip der Ertragsſteuer feſtgehalten werden 
kann und er verwirft dieſes Prineip; ich aber ſage, 
es iſt kein anderes Princip möglich, als das Princip 
einer Ertragsſteuer; dies beweiſt ſchon der Umſtand, 
daß alle unſere Steuern Ertragsſteuern von jeher 
geweſen ſind und immer noch ſein werden; denn 
ſelbſt die Idee einer progreſſiven Einkommenſteuer, 
die alle Steuern in ſich faſſen und erſetzen ſoll, beruht 
ebenfalls auf dem Ertrage. Denn eben nach den 
Kräften eines Steuerträgers ſoll derſelbe zu den 
Laſten des Staates beitragen; wie kann man dies 
anders beſtimmen, als dadurch, daß man den Ertrag 
des Grundes, den Ertrag des Erwerbes, den Ertrag 
eines Steuerobjectes erſt ſicherſtellt, um darnach zu 
bemeſſen, wie viel Steuer der betreffende Mann zahlen 
kann. Nun glaubte der geehrte Herr Abgeordnete 
der Egerer Handelskammer, man hätte, wenn man 
ſich auch über das Prineip noch nicht definitiv aus— 
ſprach, vielleicht beſſer gethan, wenn man den jetzigen 
Tarif der Haussclaſſenſteuer beibehalten hätte; 
indem er aber doch zugeſtand, daß er einigermaßen 
reformbedürftig iſt, hätte man dieſe Verbeſſerung im 
adminiſtrativen Wege einführen ſollen. Mir ſcheint 
da eine große Vorliebe für den Bureaukratismus 
hervorzutreten. Gerade das iſt ja die Urſache der 
Reform, daß der Tarif, den die Bureaukraten, wenn 
ich ſie ſo nennen darf, zuſammengeſtellt haben, zu 
ungleich iſt, daß er nicht alle Verhältniſſe richtig 
berückſichtigt und deßwegen Ungleichheit in der 
Grundlage der Beſteuerung eingetreten iſt. Und deß— 
wegen iſt die Reform nothwendig, denn die Reform 
liegt darin, daß wir eben zur Feſtſtellung dieſer 
Grundlage die Steuerträger ſelbſt heranziehen. 
Nun verwirft allerdings der geehrte Herr Abgeord— 
nete der Joſefſtadt, den ich jetzt vor mir zu ſehen 
das Glück habe (Heiterkeit), dieſe Combination 
ebenfalls, und zwar aus dem Grunde: Er findet 
nicht genug Intelligenz beim Volke, um ſich ſelber 


—— ä .F¾W' ä üñ l ääͥ ' — ——— nn — — 


die Beſtimmung zu machen, wie hoch oder auf welche 
Art und Weiſe es beſteuert werden ſoll. Er hält 
indirect — ich mug es daraus ſchließen — wahr: 
ſcheinlich die Beamten für diesfalls viel geeignetere 
Perſönlichkeiten. Es erinnert mich dieſer Vorwurf, 
den man dem Volke, dem Steuerträger macht, und 
über welchen unſere Wähler gerade nicht ſehr erbaut 
fein werden Heiterkeit), an ein Wort, welches in einer 
anderen Volksvertretung, aber vom Miniſtertiſche 
aus geſprochen worden ijt, nämlich an das Wort 
von dem „beſchränkten Unterthanenverſtande“. 

Er erinnert mich aber auch an die Erwide— 
rungen, die man vor dem Jahre 1848 und während 
der Fünfziger-Jahre dem Rufe nach einer Gonjti- 
tution immer entgegengeſetzt hat. Man hat uns immer 
geſagt: „Ihr ſeid ja noch nicht reif für eine Conſti— 
tution! Ja, wenn Ihr einmal reif ſein werdet, wird 
man Euch eine Conſtitution geben, aber jetzt iſt noch 
nicht genug Intelligenz bei Euch.“ Nun, wenn das 
Sprichwort ſagt: „Wenn man ſchwimmen lernen 
will, muß man ins Waſſer gehen“, und wenn die 
Steuerträger ihre Intereſſen kennen lernen ſollen, 
muß man ſie eben heranziehen, und ich bin keinen 
Augenblick im Zweifel, daß die Intelligenz, wenn 
ſie auch noch nicht in dem Maße vorhanden ſein 
ſollte, ſich finden wird. (Bravo! links und im 
Centrum.) 

Eben deßwegen wird alle fünf Jahre eine neue 
Einſchätzung vorgenommen, und wenn auch in der . 
erſten Zeit bei der Neuheit des ganzen Mechanismus 
vielleicht Nachtheile hervortreten und Fehler gemacht 
werden, in den nächſten fünf Jahren werden ſie ver— 
beſſert werden, und Sie können ſich, meine Herren, 
darauf verlaſſen: Wenn das Volk in dieſer Art der 
Autonomie wird einigermaßen Uebung haben — 
denn die richtige Autonomie iſt die „Selbſtbeſtim— 
mung“, nicht die Selbſtverwaltung — wenn das 
Volk in dieſer Autonomie wird einigermaßen Erfah— 
rung haben, ſo wird Niemand rufen, dieſe Autonomie 
ſolle wieder wegfallen, Jedermann wird mit derſelben 
zufrieden ſein, dieſe Autonomie, dieſes Grundrecht 
bietet der gegenwärtige Geſetzentwurf und alle unſere 
Steuergeſetze. Sie legen in die Hand der Steuerträger 
ſelbſt die Beſtimmung, nach welcher Grundlage die 
Beſteuerung vorgenommen werden ſoll. Ja, kann 
man, wie ich ſchon erwähnt habe, etwas Anderes 
wünſchen?! 

Jede Einwendung und namentlich diejenige des 
Herrn Abgeordneten der Egerer Handelskammer, daß 
man dieſe Commiſſionen ohne irgend einen Behelf 
hinſtellt, zerfällt von ſelbſt. Glaubt denn der geehrte 
Herr Abgeordnete, daß die Commiſſionsmitglieder, 
wenn ſie von Dorf zu Dorf, von Ort zu Ort gehen, 
nicht auch ohne Behelf wiſſen werden, was ein Haus 
trägt. Dieſe werden es doch beſſer wiſſen, als der 
Steuerinſpector, der vielleicht heute von Steyer nach 
Teplitz geſchickt wird, um dort ein Urtheil abzugeben, 
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ob dies oder jenes Object einen Ertrag liefert. Die 
Steuerträger, bie im Orte und Bezirke ſelbſt wohnen, 
werden doch dieſes Urtheil abgeben können, wenn ſie 
auch gar keine Behelfe haben ſollten; aber man hat 
ihnen Behelfe gegeben in dieſem Geſetze und ſie wer— 
den es treffen mit und ohne Behelfe. 

Das iſt eigentlich die ganze Frage, die dieſes 

Geſetz zu löſen beſtimmt iſt. 
; Die Grundlage, mad) welcher eine Steuer und 
fpeciell die Hauszins- und Haussclaſſenſteuer einge: 
hoben wird, iſt eine zu verſchiedene, ſo daß ſie zur 
Ungerechtigkeit wird. Wir müſſen eine andere Grund— 
lage finden, und dieſe Grundlage, ſagt die Regierung, 
will ich finden mit ausgiebiger Zuhilfenahme der 
Steuerträger ſelbſt. 

Nun, meine Herren, wenn die Steuerträger 
ſelbſt die Grundlage feſtſtellen und in dieſem Geſetze 
dann ſpäter geſagt wird: „Wie viel auf dieſe Grund— 
lage Steuer gelegt werden ſoll, dies wird der Reichs— 
rath (alſo das Abgeordnetenhaus, das Herrenhaus 
und die Sanction der Krone) beſtimmen“, dann weiß 
ich nicht, ob man da wegen der großen Belaſtung 
oder vielleicht Ueberlaſtung der Steuerträger noch 
eine große Furcht haben ſoll. Sie kann ja nicht ein— 
treten, und eben deßwegen, weil die Beſtimmung des 
Percentſatzes, welcher auferlegt werden ſoll, ja in der 
Hand des Abgeordnetenhauſes iſt, kann ſie jetzt in 
dieſes Geſetz, welches einen ganz anderen Zweck ver— 
folgt, gar nicht aufgenommen werden; nur das iſt ja 
der große Vorzug dieſes Geſetzes, denn gewiß würde 
man uns den Vorwurf der Unwiſſenſchaftlichkeit mit 
viel größerem Rechte entgegenſchleudern können, 
wenn wir jetzt ſchon den Percentſatz feſtſetzen wollten, 
ohne die Grundlage, auf welche dieſer Percentſatz ge— 
legt werden ſoll, zu kennen. 

Der Herr Abgeordnete der Egerer Handels— 
kammer hat auch entgegnet: Es iſt ein Fehler, daß 
ein gleichmäßiger Percentſatz auf die verſchiedenen 
Arten dieſer Steuer gelegt werden ſoll. Ja, im Ge— 
ſetze ſteht nicht apodiktiſch, daß nicht zwiſchen Haus— 
zinsſteuer und Nutzwerthſteuer ein Unterſchied ge— 
macht werden könnte. Das ſteht nicht darin; und 
wenn der Herr Abgeordnete dann einen Capital- 
fehler ſieht, dann iſt in der Specialdebatte Zeit und 
Gelegenheit, denſelben zu verbeſſern. Ich finde aber 
wirklich keinen Mangel darin, daß dies im Geſetze 
nicht ausgeſprochen iſt; denn wie ſchon der Herr Ab— 
geordnete ebenfalls bemerkt hat, es iſt ſchon im Ge— 
ſetze ſelbſt der Grundſatz aufgenommen, daß nicht 
jede Art der Steuer gleich ſei und nicht jedes Object, 
welches in dieſer Steuer getroffen wird, gleichmäßig 
getroffen werde, wenn auch der Percentſatz, der aus— 
gedrückt wird und der ſpäter angenommen werden 
wird, ein gleicher iſt. Die Grundlage iſt eine 
verſchiedene, verſchieden durch die Abzugspercente, 
und ich glaube, der Steuerreformausſchuß hat dieſes 
Geſetz weſentlich verbeſſert, wenn er diefe Abzugs— 
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percente für jedes Haus verſchieden nach den Wohn— 
beſtandtheilen angenommen hat. 

Da iſt das Beſtreben erkennbar, durch dieſes 
Geſetz, ſoweit nur irgend möglich iſt, die Gerechtig— 
keit einzuführen und den jetzigen Grundſatz, daß Ein 
Abzugspercent für den ganzen Ort gelte, der unbe— 
dingt eine gewiſſe Ungerechtigkeit in ſich ſchließt, 
wieder zu verlaſſen und die Gleichartigkeit der Be— 
ſteuerung, ſoweit als möglich, ins Leben zu führen. 

Das, meine Herren, find fo ziemlich bie Haupt- 
principien, die in dieſem Geſetze niedergelegt worden 
ſind. Es bezweckt eine größere Gerechtigkeit in 
unſerer Beſteuerung und namentlich in der Be— 
ſteuerung der Wohngebäude; es hat dabei im Auge, 
dieſen Zweck mit Zuhilfenahme der Steuerträger 
auf breiteſter Grundlage zu erreichen. Und wenn 
mir ein Geſetz vorgelegt wird, welches dieſen Zweck 
der Gerechtigkeit verfolgt und dieſen mit Buhilfe- 
nahme der Steuerträger erreichen will, ſtimme ich 
ſtets dahin, in die Specialdebatte einzugehen. 

(Während dieser Rede übernahm der Pr d si- 
dent wieder den Vorsitz.) 


Präſident: Der 
Schaup hat das Wort. 


Herr Abgeordnete Dr. 


Abgeordneter Dr. Schaup: Ich hatte aller- 
dings urſprünglich nicht die Abſicht, in der General— 
debatte das Wort zu ergreifen, weil ich vorausſah, 
daß ich bei einigen Punkten in der Specialdebatte 
genöthigt ſein werde, mich zu betheiligen, da es 
überhaupt nicht meine Gewohnheit iſt, das hohe Haus 
mit meinen Auseinanderſetzungen zu behelligen. 
Allein ich fühle mich durch den Verlauf der geſtrigen 
Verhandlung und zum Theile auch durch die Aeuße— 
rungen des unmittelbaren Herrn Vorredners veran— 
laßt, das zu thun, und zwar nicht nur deßhalb, weil ich 
doch einige Bedenken geltend machen möchte, die auch 
mir gegenüber der Vorlage aufgeſtoßen ſind und die 
ich an derſelben zu beanſtänden habe, ſondern auch 
darum, weil einige Vorwürfe dem Ausſchuſſe als 
ſolche gemacht worden ſind, die meines Erachtens 
nicht vollkommen begründet ſind. 

Ich erkläre im vorhinein, daß ich nicht zu den 
Schwärmern für dieſes Geſetz gehöre und glaube, 
diejenigen Herren, die fid) an die Ausſchußverhand— 
lungen erinnern, werden mir zugeben, daß ich oft in 
die Gelegenheit gekommen bin, in ziemlich entſchie— 
dener Weiſe gegen einzelne Beſtimmungen der Regie- 
rungsvorlage und ſelbſt auch der gegenwärtigen 
Ausſchußanträge aufzutreten. Ich habe auch ein 


principielles Bedenken gegen das ganze Geſetz, das 
mir bisher zu wenig hervorgehoben erſcheint. Es 
beſteht nämlich darin, daß das Geſetz zwei febr verſchie— 
dene Gegenſtände gleichzeitig zu regeln bemüht iſt. 
Das führt gewiß zu Complicationen in der Durd)- 
führung und in Bezug auf die Technik des Geſetzes, 
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die nicht zu unterſchätzen find; allein ich mußte mir 
auf die Frage, ob dieſes Bedenken ſtark genug ſei, 
um deßhalb nicht für die Specialdebatte zu ſtimmen, 
dennoch erwidern, daß auch ſelbſt bei Anerkennung 
der verſchiedenartigen Verhältniſſe beide Gegenſtände 
in Einem Punkte in inniger Beziehung ſtehen. Ich 
kann nicht umhin, zuzugeben, daß jenes Verhältniß, 
wo der Beſitzer eines Hauſes, welches der Zinsſteuer 
unterliegt, ſeine eigene Wohnung benützt, dem Ver— 
hältniſſe, welches überhaupt bei der ſogenannten 
Nutzwerthſteuer ſtattfindet, ganz analog iſt. Hier iſt 
entſchieden eine innere Beziehung, und da die 
übrigen Schwierigkeiten doch nur auf die Durch— 
führung und Technik des Geſetzes Einfluß haben, 
konnte ich dieſes principielle Bedenken doch nicht für 
bedeutend genug halten, um nicht auf die Berathung 
einzugehen. 

Ich gebe auch zu und muß es zugeben, daß 
namentlich der Regierungsvorlage einzelne Härten 
innewohnen, und zwar nicht nur bei der zweiten 
Kategorie der Nutzwerthſteuer, ſondern auch bei der 
Hauszinsſteuer, welche zu beſeitigen dem Ausſchuſſe 
theilweiſe gelungen iſt, theilweiſe aber auch nicht, 
und gebe ich mich allerdings keiner ſicheren, aber doch 
einer ſchwachen Hoffnung hin, daß es im Verlaufe 
der Specialdebatte gelingen wird, noch eine weitere 
Anzahl derartiger drückender Beſtimmungen aus dem 
Geſetze verſchwinden zu machen. 

Ich ſetze eben voraus, daß dieſes gelingen wird, 
ſowie ich vorausſetze, daß es gelingen wird, diejeni— 
gen Verbeſſerungen, die der Ausſchuß vorgenommen 
hat, feſtzuhalten, und trifft dieſe Vorausſetzung zu, 
ſo glaube ich, haben wir mit der Berathung und 
Beſchlußfaſſung dieſes Geſetzes etwas Gutes gethan. 


Täuſche ich mich aber in meiner Vorausſetzung, 
dann, meine Herren, geſtehe ich offen, daß auch ich 
nicht in der Lage wäre, bei der dritten Leſung für 
das Geſetz zu ſtimmen. 

Ich muß noch auf einige Aeußerungen zurück— 
kommen, die von den Herren Vorrednern gemacht 
wurden. 


Es iſt da insbeſondere dem Ausſchuſſe der Vor— 
wurf gemacht worden, daß er eine principielle Erör— 
terung vermieden hat. Bereits der Herr Abgeordnete 
aus Znaim hat conſtatirt, daß er ſelbſt den Antrag 
geſtellt hat, eine principielle Erörterung, und zwar 
mit Hereinziehung der indirecten Beſteuerung zu 
pflegen. Dieſelbe hat auch ſtattgefunden. 


Ich war allerdings mit dem Beſchluſſe des 
Ausſchuſſes einverſtanden, daß dann der Antrag auf 
Hereinziehung der inbirecten Beſteuerung in die 
Discuſſion abgelehnt werde. Ich glaube, der Aus— 
ſchuß, der dies mit großer Majorität gethan hat, 
hat ganz Recht gehabt, weil man in einem finanziell 
nicht ganz conſolidirten Staate, wie in Oeſterreich, 
nicht wagen konnte, gleichzeitig zwei ſo große Ein— 


4213 


nahmsquellen des Staates einer fo totalen Reform 
zu unterziehen. 

Allein der Umſtand, daß der Antrag geſtellt 
und discutirt worden iſt und daß ein ablehnender Be- 
ſchluß ſtattgefunden hat, gibt doch wohl den Beweis, 
daß der Ausſchuß eine principielle Erörterung auf 
dieſem Gebiete nicht geſcheut hat. Darüber Hat aller= 
dings der Ausſchuß nicht bei der Generaldebatte, 
aber bei verſchiedenen anderen Gelegenheiten ſehr 
principielle Erörterungen gepflogen, ob man denn an 
dem Ertragsſteuerſyſteme feſthalten ſoll. Und ich 
komme dabei namentlich auf jene Erörterungen zurück, 
welche heute von dem zweiten Herrn Abgeordneten 
aus Mähren gegeben worden ſind. 

Ich billige auch in dieſer Beziehung den Be— 
ſchluß des Ausſchuſſes vollſtändig. Er hat allerdings 
daran nicht mehr gezweifelt, daß, nachdem die Grund— 
ſteuer auf der Baſis des Ertrages beruht, es auch 
unbedingt nothwendig ſei, die in ſo vielen Beziehun— 
gen nahe ſtehende Gebäudeſteuer auch auf die Baſis 
des Ertrages zurückzuführen, und daß es nicht an— 
gehe, bei einer ſo nahe verwandten Steuerart eine 
andere Grundlage, nämlich den Capitalswerth an— 
zunehmen. Es iſt aber auch in dieſer Beziehung 
einer principiellen Erörterung nicht aus dem Wege 
gegangen worden. 

Wenn hingewieſen wurde, man hätte ſich ins— 
beſondere mit der Discuffion der Geſetzgebung über die 
Communal- und Landeszuſchläge beſchäftigen ſollen, 
ſo weiß ich nicht recht, wie man dies hätte anfangen 
ſollen. Mir ſcheint es nicht recht möglich, daß man 
im Abgeordnetenhauſe die Frage der Communal— 
und Landeszuſchläge im Wege der Geſetzgebung 
regelt. Dasjenige, was das Abgeordnetenhaus legis— 
lativ in dieſer Beziehung thun kann, das iſt, nach 
Möglichkeit dazu beitragen, daß die Grundlage, auf 
welcher die Communal- und Landeszuſchläge dann 
umgelegt werden, eine möglichſt gleichartige und ge— 
rechte ift. Allein eine Geſetzgebung über Communal- 
und Landeszuſchläge ſcheint mir nicht auf dieſem 
Boden gut geordnet zu werden, und in dieſer Bezie— 
hung glaube ich, ſind der vorliegende Geſetzentwurf 
und die weiteren in Ausſicht ſtehenden Geſetzentwürfe 
beſtrebt, eine gerechtere Durchführung der Steuer zu 
geben und mithin die Härten, die durch die Zu— 
ſchläge natürlich potenzirt werden, auch weniger 
fühlbar zu machen. 

Wenn auch bei der geſtrigen Verhandlung aus- 
geſprochen wurde, daß man ein einheitliches Steuer— 
percent im Auge gehabt hat, ſo hat einen Theil der 
Einwendungen der unmittelbare Herr Vorredner 
vorgebracht. Ich glaube aber, er geht noch nicht weit 
genug. Ich glaube, daß die Beſtimmungen des Ge— 
ſetzes, wie ſie vorliegen, volle freie Hand laſſen. 

Es findet ſich eine einzige Beſtimmung, nämlich 
im $, 23 des Geſetzes, wo es heißt: „Das Ausmaß 
ber Gebäudeſteuer wird im Wege des Geſetzes feft- 
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geſtellt.“ Ich könnte mir unter dieſer Beſtimmung 
gerade ſo gut denken, daß ſeinerzeit durch die Legis— 
lative feſtgeſetzt werden ſoll, die Gebäudeſteuer ſei 
im Betrage von ſoundſoviel Millionen einzuheben 
und nach den Ertragsſummen zu vertheilen, als wie 
ich mir vorſtellen kann, es ſei Ein Percent oder für 
die verſchiedenen Kategorien ein verſchiedenes Per— 
cent feſtzuſetzen. 

Darüber aber ein Urtheil heute abzugeben, iſt 
das hohe Haus gewiß nicht in der Lage, das kann 
unmöglich früher geſchehen, bevor nicht die Veran— 
lagung durchgeführt iſt, bevor man nicht die Er— 
tragsſummen, welche in Folge der Veranlagung 
conſtatirt werden, vor Augen hat. 

Wenn es als ein Fehler bezeichnet wurde, daß 
man beſtimmte Claffentarife, Zifferanſätze verlaſſen 
hat, und daß man jetzt keinen Anhaltspunkt habe, 
ſo möchte ich mir da einen Vergleich zu machen 
erlauben. Ich weiß wohl, daß dieſer, wie jeder Ver— 
gleich, hinkt, aber eine gewiſſe Richtigkeit kann ihm 
nicht abgeſprochen werden. 

Wir hatten in der früheren Straſproceßordnung 
gelehrte Richtercollegien und beſtimmte geſetzliche 
Beweisregeln; wir haben jetzt bei den Geſchworenen 
keine Beweisregeln. Ich glaube, ein ähnlicher Unter— 
ſchied findet ſtatt, ob die Bemeſſung und Berechnung 
der Grundlagen den Finanzbehörden, oder ob ſie den 
Steuerpflichtigen in erſter Linie ſelbſt überlaſſen iſt. 
Ich kann es aber nicht zugeben, daß man ſagt, es 
ſeien keine Anhaltspunkte gegeben; ich bitte die 
88. 17 und 18 des Entwurfes genauer zu leſen und 
Sie werden allerdings keine Zifferanſätze, aber eine 
ganze Reihe von Umſtänden angeführt finden, welche 
zu berückſichtigen eben Aufgabe der Commiſſionen ſein 
wird. 

Es iſt ebenſo von einem Herrn Abgeordneten der 
Stadt Wien geſtern auf die verhältnißmäßig geringen 
Klagen hingewieſen worden, die vor dem Jahre 1848 
laut wurden und die ſeither ſo zugenommen haben. 
Nun mir ſcheint nichts erklärlicher als dieſes. Wir 
haben eben ſehr geringe Steuern gehabt und es iſt 
klar, wenn das Steuerſyſtem falſch war, was der 
Herr Abgeordnete nicht beſtreitet daß dann bei 
geringeren Steuern der Druck verhältnißmäßig 
geringer wird, als wenn die Steuern nach einem 
einfachen Percentzuſchlage erhöht werden; es mußte 
daher der Druck immer größer werden. Ich kann 
nicht auf die Polemik zurückkommen, die ſeitens zweier 
Herren Redner bezüglich des Motivenberichtes der 
Regierung und des Berichtes des Ausſchuſſes geführt 
wurde. Ich habe den Bericht des Ausſchuſſes immer 
mehr als eine ſubjective Aeußerung des Bericht— 
erſtatters aufgefaßt, ich mache darauf aufmerkſam, 
daß es unmöglich iſt, einen ſo bedeutenden eingehen— 
den Bericht in einem ſo großen Aus ſchuſſe Satz für 
Satz der Discuffion zu unterziehen, ich glaube, 
das kommt nirgends vor; es wird dem Bericht— 


erſtatter in gewiſſer Beziehung freie Hand gelaffen- 
und der Ausſchuß hat wohl keinen anderen Beruf, 
als dafür zu ſorgen, daß im Großen und Ganzen 
ſeine Anſchauungen zum Ausdrucke kommen. 

Um aber zum Schluſſe zu eilen, möchte ich noch 
Folgendes anführen: Daß ein Bedürfniß der Reform 
der directen Steuer, insbeſondere auch der Gebäude- 
ſteuer, vorhanden iſt, iſt ziemlich klar geworden. Das 
hat ſchon die Verhandlung gezeigt, und dies iſt ins- 
beſondere auch aus dem Motivenberichte hervor— 
gegangen. 

Wir haben leider auf dieſem Gebiete ebenfo 
große Verſchiedenheiten als bei der Grundſteuer. 

Es iſt hingewieſen worden, daß in einigen 
Ländern eine eigentliche Gebäudeſteuer gar nicht 
beſteht; es iſt hingewieſen worden, daß im anderen 
Theile des Reiches eine fixe Pauſchalſumme entrichtet 
wird; es iſt hingewieſen worden, daß ſelbſt dort, wo 
die gleiche Gattung von Steuern eingehoben wird, 
dieſelbe mit verſchiedenem Percentſatze eingehoben 
wird, wie die ſogenannte „angewendete Hauszins— 


ſteuer“. Es ift gewiß nicht zu leugnen, daß die Ume 


faſſung von fo verſchiedenartigen Objecten, wie Gee 
bäude mit einem und ſolche mit drei Wohnbeſtand— 
theilen, die gegenwärtig alle in der zwölften Claſſe 
der Hausclaſſenſteuer gelegen ſind, auch nicht der 
Billigkeit entſpreche, und iſt dieſer Umſtand um ſo 
gewichtiger, als wir ja aus den ſtatiſtiſchen Daten 
eben geſehen haben, daß die Zahl dieſer Gebäude 
ganz außerordentlich und ihr Einfluß auf den Ge— 
ſammtertrag der Steuer ganz außerordentlich iſt. 

Wenn alſo der gegenwärtige Steuergeſetz— 
entwurf bewerkſtelligt, daß dieſe Ungleichheiten be— 
ſeitigt werden; wenn er ferner ermöglicht, daß die 
Bemeſſung und Durchführung von den Finanz- 
organen weg- und mehr in die Hände der Steuer— 
pflichtigen gelegt wird, ſo erblicke ich darin einen 
weſentlichen und großen Fortſchritt. 

Ich glaube, wenn mehrerſeits die Befürch— 
tung ausgeſprochen wurde, es könne ein größe— 
rer Druck durch die neuen Steuergeſetze ein— 
geführt werden, ſo möchte ich doch glauben, daß 
in dieſer Beziehung das hohe Haus und auch 
die Regierung zwei Mittel in der Hand haben, 
um den Steuerdruck weniger gefährlich zu machen: 
das Eine ijt, daß dringendſt Sparſamkeit geboten 
iſt, und da möge nur das hohe Haus ſtrenge darauf 
ſehen und bei allen Bewilligungen ſich genau vor— 
halten, ob dieſelben dringend nothwendig und zweck— 
mäßig ſind; das Zweite — und ich muß geſtehen, 
es iſt das bis jetzt noch gar nicht berührt worden, 
es ſcheint mir dies aber auf die Frage des Steuer— 
druckes von allerentſchiedenſtem Einfluſſe zu ſein — 
iſt, daß ich wünſche, die Regierung und das hohe 
Haus mögen es auch ermöglichen, daß die Bevölkerung 
die Steuer tragen könne. Beide Factoren 
mögen für die Erhaltung und Kräftigung 
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ber Steuerfähigkeit des Volkes beſorgt 
ſein; ich glaube, in keinem Zeitpunkte 
iſt ein derartiger Appell nothwendiger 
als in dem gegenwärtigen. 

Ich werde daher für das Eingehen in die Spe— 
cialberathung ſtimmen. (Bravo!) 


Präſident: Der 
Menger hat das Wort. 


Herr Abgeordnete Dr. 


Abgeordneter Dr. Menger: Ich verzichte auf 
dasſelbe. 


Präſident: Dann ertheile ich dem Herrn 
Abgeordneten Friedrich Sueß das Wort. 


Abgeordneter Friedrich Suefs: Auch ich werde 
nur mit wenigen Worten mich dahin ausſprechen, 
daß dieſes Geſetz die Gelegenheit bietet, daß die 
Steuerträger mit der Steuerbehörde gemeinſchaftlich 
jene Steuerquote feſtſetzen können, welche auf fie ent- 
fällt. Die allgemeinen Klagen in der Bevölkerung 
zielen meiſt dahin, daß dieſe Beſteuerung eine ſehr 
ungleichmäßige iſt. Die Gebäudeſteuer iſt aber auf 
einer feften Baſis aufgebaut und ift eine Ertrags- 
ſteuer, bei welcher durch bie feſte Baſis für bie Bee 
meſſung eben die Gelegenheit geboten iſt, alle 
Ungleichmäßigkeiten zu begleichen. 

Ich will das hohe Haus bei der vorgerückten 
Zeit nicht länger in Anſpruch nehmen und möchte 
nur, indem ich für das Eingehen in die Special— 
berathung mich ausſpreche, den Ausdruck der Hoff— 
nung hinzufügen, daß das hohe Haus keine Gelegen— 
heit vorübergehen laſſen wird, um auch der Induſtrie 
jene Rückſichten zu erweiſen, die dasſelbe gegenüber 
der Landwirthſchaft leiten. 


Präſident: Es iſt kein Redner mehr ein— 
getragen. Wünſcht noch Jemand in der General— 
debatte das Wort? (Niemand meldet sich.) Es iſt 
nicht der Fall, ich erkläre daher die General— 
debatte für geſchloſſen. (Rufe: Schluss der 
Sitzung!) 


Abgeordneter Fürſt Czartoryski: Ich 
beantrage den Schluß der Sitzung. 


Präſident: Ich bitte jene Herren, welche 
den Antrag des Herrn Fürſten Czartoryski auf 
Schluß der Sitzung annehmen, ſich zu erheben. 
(Geschieht,) Der Antrag ift angenommen. 

Die nächſte Sitzung beraume ich auf morgen 
11 Uhr Vormittags an und ſtelle folgende Gegen— 
ſtände auf die Tagesordnung: 

Erſte Leſung der Regierungsvorlage, betreffend 
den Geſetzentwurf über die Organiſirung der Aich— 
behörden (335 der Beilagen). 

Erſte Leſung der Regierungsvorlage, betreffend 
den Geſetzentwurf, wodurch die Artikel IE, V und VII 
des Geſetzes vom 3. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 54, 
betreffend die Bedingungen und Zugeſtändniſſe für 
die Sicherſtellung einer Locomotiveiſenbahn von 
Troppau an die mähriſch-ungariſche Grenze am 
Vlarapaſſe, abgeändert werden (344 der Beilagen), 

Erſte Leſung des Antrages des Abgeordneten 
Dr. Ritter v. Czaykowski und Genoſſen wegen 
Erbauung von ſecundären Eiſenbahnen in dem nord- 
öſtlichen Theile Galiziens (207 der Beilagen). 

Fortſetzung der Verhandlung über das Gebäude— 
ſteuergeſetz (294 der Beilagen). 

Was den letzten Punkt betrifft, ſo wird zuerſt 
der Herr Berichterſtatter der Minorität, dann jener 
der Majorität das Wort erhalten. 

An Einladungen zu Ausſchußſitzungen 
habe ich mitzutheilen: 

Der Petitionsausſchuß verſammelt ſich 
heute Abends um 6 Uhr; 

der Ausſchuß zur Vorberathung der Regie— 
rungsvorlage, betreffend die Verzehrungsſteuer 
von Fleiſch, hält heute Abends 6 Uhr eine Sitzung; 

ber Aus ſchuß zur Vorberathung des 
Stempel- und Gebührengeſetzes morgen den 
4. März, Vormittags um 10 Uhr; 

der Juſtizausſchuß morgen Abends um 
6 Uhr. 


Ich erkläre die Sitzung für geſchloſſen. 


(Schluss der Sitzung 2 Uhr 30 Minuten.) 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 


—-—————— 
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auf Seite 18 des Motivenberichtes des Ausſchuſſes 
ſteht, die Einhebung der Gebäudeſteuer nur mit den 
übrigen directen Steuern gleichzeitig beginnen 
dürfe. 

Der Ausſchuß hat ſich in dieſer Richtung damit 
begnügt, daß der Herr Finanzminiſter erklärt hat, 
dieſe Anſicht des Ausſchuſſes ſtimme mit der ſeinigen 
vollkommen überein. Es iſt das nun gewiß recht 
werthvoll, eine ſolche Erklärung im Berichte des 
Ausſchuſſes zu haben, aber es wird jedenfalls zur 
Beruhigung dienen, wenn dieſer Vorbehalt im Geſetze 
ſelbſt gemacht wird, und zwar im $. 37. 

Ein weiterer Vorbehalt, den ich mir von 
meinem beſcheidenen Standpunkte zu machen erlaube, 
bezieht fid) auf den $. 23, refpective 20 der Regie 
rungsvorlage. Dort heißt es nämlich: „Das Ausmaß 
ber Gebäudeſteuer wird im Wege des Geſetzes feft- 
geſtellt.“ Es wird demnach bei dieſem Paragraphe 
der richtige Anlaß fein, um eine gewiſſe Sta 
bilität in Bezug auf die Entrichtung der 
Gebäudeſteuer eintreten zu laſſen und der Ge 
fahr einer zu weitgehenden Mobiliſirung vorzubeugen. 

Der dritte Vorbehalt, den ich mache, iſt der, 
daß ſich das Hohe Haus vielleicht, bewogen finden 
wird, ausgehend von dem von mir vorgeleſenen 
Satze im Motivenberichte des Ausſchuſſes in Bezug 
auf die Communal- und Landesſteuern, die 
Regierung bindend zu verpflichten, daß fie y Leide 
zeitig mit der Durchführung der Steuer— 
reform und in dem Maße, in welchem dieſes 
Steuerreformproject in dieſem hohen Hauſe Er— 
ledigung finden wird, der Frage der Regelung und 
Reform der Landes- und Communalbeſteuerung 
ihre Aufmerkſamleit zuwende und daß diefe Steuer- 
reform in ihrem Enſemble nicht ins Leben geführt 
werde, bevor nicht die Reform auch dieſer hoch— 
wichtigen Frage der Landes- und Communal 
beſteuerung durchgeführt iſt. 

Meine Herren! Meiner unmaßgeblichen Auf 
faffung nach geſtaltet fid) das vorliegende Geſetz, 
wenn in dieſen drei Richtungen Vorſorge getroſſen 
wird, lediglich zu einem Kataſtergeſetze, zu einem 
Geſetze, bei welchem die größte Gefahr, die eintreten fann, 
darin liegt, daß der Aufwand für die Kataſtrirung, 
welcher in der Regierungsvorlage mit 1— 1 
Millionen beziffert iſt, ſchlimmſten Falles — ich 
glaube, er wird nicht eintreten — verloren ijt. 

Wenn dieſe drei Vorbehalte im Geſetze in 
irgend einer Weiſe Ausdruck finden, dann ſcheint mir 
eine Gefahr für die Steuerträger nicht vorhanden 
zu ſein, namentlich dann nicht, wenn diejenigen ver— 
ehrten Herren Redner, welche bereits in der Gene— 
raldebatte Bedenken gegen fpecielle Beſtimmungen 
vorgebracht haben, fie bei der Specialdebatte dem 
hohen Hauſe vorlegen, wobei ſie gewiß auf wohl— 
wollendes und freundliches Entgegenkommen zu 
rechnen haben. Dieſe Vorbehalte, die Möglichkeit 


zweckmäßiger Aenderungen in der Specialdebatte und 
der Umſtand, daß jid) dieſes Geſetz daun wirklich 
nur als ein Kataſtergeſetz ohne weſentliche Gefahren 
darſtellt, ſind es, welche mich veranlaſſen, in dieſem 
Sinne für das Eingehen in die Special 
debatte zu ſtimmen. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Auſpitz 
hat das Wort. 


Abgeordneter Auſpitz: Die Herren Redner, 
welche ſich geſtern an der Generaldebatte betheiligt 
haben, haben mit Ausnahme des Abgeordneten der 
Egerer Handelskammer die Frage, um die es ſich 
eigentlich handelt, nämlich, ob eine dringende Noth- 
wendigkeit vorhanden iſt, die beſtehenden Geſetze über 
die Gebändeſteuer zu ändern, und ob das, was der 
Ausſchuß bringt, geeignet ſei, eine Beſſerung zu er— 
zielen, nicht eingehend und nahezu nur nebenbei be— 
handelt. Die meiſten Herren haben ſich in der geſtrigen 
Debatte mit den Detailbeſtimmungen des Ausſchuß— 
antrages beſchäftigt. 

Der Herr Abgeordnete aus der Joſefſtadt hat 
nach einer ſehr eingehenden und treffenden Kritik 
einiger Beſtimmungen des Ausſchußantrages ſich 
ſchließlich dahin erklärt, daß er für die Majorität 
ſtimmen werde, wenigſtens habe ich es ſo verſtanden, 
weil der Antrag der Minorität noch um Vieles 
ſchlechter ſei als der der Majorität. Ich ſtimme ihm 
in dieſer Anficht über die relative Werthſchätzung 
der beiden Anträge vollkommen bei, kann mich aber 
nicht zur gleichen Coneluſion bequemen. 

Der Herr Abgeordnete aus Schleſien, welcher 
für die Vorlage eingeſchrieben war, hat die Befiir- 
wortung der Vorlage namentlich an einzelne Beſtim— 
mungen geknüpft, er hat namentlich die Erwartung 
ausgeſprochen, daß durch die Anträge dieſer Geſetzes— 
vorlage einzelne Härten, welche jetzt in der Haupt— 
claſſenſteuer beſtehen, werden beſeitigt werden. Er 
hat hervorgehoben, daß heute ein Wohngebäude, 
welches mit einem großen Fabriksetabliſſement in 
Verbindung ſteht, nicht höher beſteuert wird, als ein 
kleines, ſelbſtändig ſtehendes Wohngebäude. Er 
macht ſich hier über die Wirkſamkeit des neuen 
Geſetzes einige Illuſionen, denn auch nach dem 
neuen Geſetze wird in dieſem Falle höchſtens nur die 
beſſere Qualität der betreffenden Wohnungsbeſtand 
theile eine andere Beſteuerung provociren, aber fiir 
eine Rückſichtnahme auf den Umſtand der Verbindung 
mit einem großen Fabriksgebäude iſt auch in der 
neuen Geſetzesvorlage keine Handhabe geboten und 
ſoll auch nicht geboten werden, weil ja das Fabriks— 
gebäude in der Erwerbſteuer feine eutſprechende Be— 
ſteuerung findet, 

Die beiden Herren Redner von jener Seite des 
Hauſes (rechts) waren gleich mir gegen die Vorlage 
eingeſchrieben, und muß ich alſo dem Herrn Berichte 
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erftatter bie zum Theile ſehr dankbare Aufgabe über— 
(affen, die Erörterungen dieſer Herren einer Kritik 
zu unterziehen. Nur gegen meinen Landsmann aus 
Mähren, Herrn Abgeordneten Wurm, muß ich mir 


einige Worte erlauben. 


Der Herr Abgeordnete Wurm hat es ſich in 
ber Budgetdebatte über das Unterrichtsminiſterium 
meine Bemerkungen hinſichtlich 


herausgenommen, 
der Zweckmäßigkeit ſlaviſcher Mittelſchulen als Pfu- 


ſcherei zu bezeichnen. Ich werde mir nicht erlauben, 


einen ähnlichen unparlamentariſchen Ausdruck zu 
gebrauchen, aber ich kann nach den merkwürdigen 
Proben von volkswirthſchaftlicher Begabung, welche 
dieſer Herr Abgeordnete geſtern hier zu Tage geför— 
dert hat, mit großer Beruhigung es dem Urtheile 
des hohen Hauſes überlaſſen, zu entſcheiden, wer von 
uns Beiden ſich eines Uebergriffes auf ein Gebiet, 
welches ſeiner Wiſſensſphäre gänzlich entrückt iſt, 
ſchuldig gemacht hat. 

Was nun meine Oppoſition gegen die Vorlage 
betriſſt, wendet ſich dieſelbe nicht ſo ſehr gegen ein— 
zelne Beſtimmungen, auch nicht einmal gegen das 
Prineip dieſer fpeciellen Vorlage, als vielmehr gegen 
die Principien, auf denen die Geſammtheit der Vor— 
lagen beruht, welche die Regierung bezüglich der 
Steuerreform in dieſem Hauſe eingebracht hat. 

Es iſt ſchon vom Herrn Abgeordneten Edlen 
v. Plener und auch heute wieder von dem Herrn 
Abgeordneten der Brünner Handelskammer ganz 
richtig bedauert worden, daß über die Geſammtheit 
dieſer Vorlagen eine prineipielle Debatte nicht ſtatt— 
gefunden hat, obwohl doch nach den eigenen Worten 
des Motivenberichtes der Regierung dieſe Vorlagen 
ein untrennbares Ganzes bilden, und es vielleicht 
daher ſtrenge genommen nothwendig geweſen wäre, 
dieſelben als Ganzes einer Generaldebatte zu unter— 
ziehen, gegenüber welcher ſich die heutige Debatte 
eigentlich als eine Specialdebatte erweiſen würde. 
Da dies nicht geſchehen iſt, ſo wird es mir wohl 
hoffentlich geſtattet ſein, bei Gelegenheit der heuti— 
gen Berathung dieſe Lücke einigermaßen auszufüllen 
und die Geſammtheit der Reformvorlagen in den 
Kreis der Betrachtung zu ziehen. Dieſe Reformvor— 
lagen beruhen weſentlich auf zwei Grundprincipien. 
Es ſollen erſtens einmal die beſtehenden Ertragsſteuern 
reformirt, ſyſtemiſirt und vervollſtändigt werden, der 
Art, daß keine wie immer denkbare Gattung menſch— 
lichen Einkommens den Ertragsftenern entgehe; es 
ſoll aber außerdem neben dieſem ſchon übercompleten 
und kunſtvoll ausgebildeten Syſteme noch ein zweites, 
ebenſo vollſtändiges Perſonaleinkommenſteuerſyſtem 
geſetzt werden. 

Die Frage, ob hierdurch eine Doppelbeſteue— 
rung geſetzt und eine Doppelbeſteuerung zuläſſig 
ſei, iſt heute ſchon berührt worden, in eine genaue 
Erörterung brauche ich mich aber hierüber nicht ein— 
zulaffen, weil dieſe Frage namentlich dann, wenn die 
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Erwerbſteuer vor das hohe Haus treten wird, ges 
wiß eingehend erörtert werden wird. Für heute ſei 
es mir geſtattet, meine Meinung kurz dahin auszu— 
ſprechen, daß allerdings in den Vorlagen der Re— 
gierung eine Doppelbeſteuerung geſetzt ſei, daß 
dies aber meiner Meinung nach kein Grund wäre, 
um dieſelbe zu bekämpfen, weil ich von der Anſicht 
ausgehe, daß es dem einzelnen Steuerträger gleich— 
giltig ſei, wie groß die Anzahl der Steuern ſei, von 
denen er betroffen wird, daß für ihn nur die Anzahl 
der Gulden, welche ihm in toto abgenommen werden, 
maßgebend iſt. 

Ich glaube ferner, daß eine Doppelbeſteue— 
rung zweckmäßig und unvermeidlich iſt, wenn man 
erkennt, daß ein althergebrachtes, aber nicht ſehr 
fortbildungsfähiges Steuerſyſtem durch ein neues, 
mehr verſprechendes erſetzt oder auch nur ergänzt 
werden ſoll. Ich acceptive alſo auch weiterhin die 
Tendenz, welche in der Regierungsvorlage gelegen 
iſt, die Tendenz, neben unſeren bisher beſtehenden 
Ertragsſteuern, welche als alleinige Form der di— 
recten Beſteuerung auf die Dauer nicht haltbar find, 
die reine Form der reinen Perſonaleinkommenſteuer 
zu ſetzen. Ich will hier mir nicht erlauben, auch 
nur einen Blick auf den ſo vielfach gekämpften 
und noch lange nicht ausgekämpten Kampf 
zwiſchen der Ertrags und der reinen Einkommen— 
ſteuer zu werfen. Ich glaube, der Kampf erledigt ſich 
einfach dadurch, daß die Ertragsſteuer das natür— 
liche Product des mittelalterlichen, des ſtändiſchen 
Staates iſt, der den Begriff des Staatsbürgers nicht 
kannte, der fif aus Ständen und Corporationen 
aufbaute, der daher bei der Beſteuerung vorzugsweiſe 
nach Objecten griff und ſich um die Individuen nicht 
kümmerte und auch nicht kümmern konnte; während 
der moderne Rechtsſtaat, welcher in allen dieſen 
Dingen von dem entgegengeſetzten Principe ausgeht, 
dem einzelnen Staatsbürger politiſche Rechte er- 
theilt, auch nothgedrungen dahin kommen muß, bei 
Aufbringung der Laſten ſich an die einzelnen Staats— 
bürger nach Maßgabe ihrer Leiſtungsfähigkeit durch 
die perſönliche reine Einkommenſteuer zu wenden. 
Ich glaube, um es kurz zu ſagen, es gilt von der 
reinen Einkommenſteuer, was der geiſtreiche fran— 
zöſiſche Schriftſteller Tocqueville von der Demokratie 
geſagt hat: „Man mag ſie lieben oder haſſen, wün— 
ſchen oder fürchten, man muß doch anerkennen, daß 
die ganze moderne Entwicklung ihr unaufhaltſam 
entgegentreibt.“ 

Ich bin alfo, wie geſagt, mit der einen Haupt— 
tendenz, mit der weſentlichen Neuerung, die ins— 
beſondere die Regierung mit den Vorlagen beab— 
ſichtigt, mit der Einführung des Syſtemes der reinen 
Einkommenſteuer in unſerem Beſteuerungsſyſteme 
vollkommen einverſtanden. Meine Divergenz gegen— 
über den Vorlagen der hohen Regierung beginnt erſt 
dort, wo es ſich um die Methode handelt, wie der 
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Uebergang von der alten zur neuen Einkommen— 
ſteuer vorgenommen werden ſoll, und ich bin in 
dieſem Punkte in der glücklichen Lage, mich auf das 
Beiſpiel eines großen Nachbarſtaates berufen zu 
können, welchem man eine glückliche Hand auch in 
der Ordnung ſeiner finanziellen Verhältniſſe gewiß 
nicht abſprechen kann. In Preußen hat man [don 
vor einem Vierteljahrhundert die Nothwendigkeit 
erkannt, neben der Ertragsſteuer eine reine perſön— 
liche Einkommenſteuer einzuführen und hat dies im 
Jahre 1850 in Form der Claſſenſteuer, der claffifi- 
cirten Einkommenſteuer gethan. Man hat aber dabei 
die alte und veraltete Ertragsſteuer unverändert ge— 
laſſen und hat eine Einnahme durch die neue Steuer ge— 
ſchaffen, welche dazu verwendet wurde, die drückend— 
ften indivecten Steuern, die Mahl- und Schlacht— 
ſteuer, aufzuheben. — Erſt nach 12jährigem Beſtande 
der neuen Einkommenſteuer iſt man daran gegangen, 
die alten Ertragsſteuern zu reformiren. Man ift aber 
bei dieſer Reform im Jahre 1862 außerordentlich 
behutſam zu Werke gegangen und hat ſich ſelbſt bei 
der ſehr ſtark antiquirten Erwerbſteuer nur ſehr 
wenig aus dem Rahmen des Althergebrachten her— 
ausbewegt. Einen entgegengeſetzten Weg hat man 
allerdings in Süddeutſchland, namentlich in Würt— 
temberg eingeſchlagen. Dort hat man aus Gründen, 
die ich hier nicht näher erörtern will, die Einführung 
der perſönlichen reinen Einkommenſteuer perhorres— 
eirt und hat in Folge beffen fid) genöthigt gefehen, 
die alten Ertragsſteuern zu reformiren, zu vervoll— 
ſtändigen, zu ſyſtemiſiren, ohne jedoch dabei es ver— 
meiden zu können, daß einige dieſer Ertragsſteuern, 
namentlich die Erwerbs-, noch mehr die Dienſt- und 
Berufsſteuer, die Form von partiellen Einkommen— 
ſteuern einnehmen mußten. Bei uns nun ſollen beide 
Wege eingeſchlagen werden; man will einerſeits nach 
preußiſchem Muſter die reine Einkommenſteuer ein— 
führen; man will andererſeits nach württemberg'ſchem 
Muſter die Ertragsſteuer in ein vollſtändig in ſich 
abgeſchloſſenes Syſtem bringen. Es iſt das ein Ver— 
ſuch, der meines Wiſſens noch von keinem Staate 
der Welt angeſtrebt worden iſt; und ich geſtehe, ich 
frage mich vergebens, warum die hohe Regierung 
ſich die ohnedies nicht leichte Aufgabe, die neue Ein— 
kommenſteuer einzuführen, noch dadurch erſchwert, 
daß ſie gleichzeitig auch alle alten Ertragsſteuern 
ſelbſtändig ummodeln und reformiren will. Wäre 
dieſe letztere Aufgabe überhaupt möglich, wäre es 
möglich, mit der bloßen Ertragsſteuer ein in ſich 
gerechtes Syſtem der Beſteuerung zu erreichen, dann 
könnte man ja von der Einführung der Einkommen— 
ſteuer abſehen. Wenn man aber, wie die Regierung 
— und ich ſchließe mich darin vollkommen derſelben 
an — es für nothwendig erachtet, um eine gerechte Ber- 
theilung der Laſten zu erzielen, die reine Einkommen— 
ſteuer einzuführen, dann kann ich nicht abſehen, 
warum gleichzeitig die Rieſenaufgabe der Ummode— 
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lung der alten Ertragsſteuer angeſtrebt werden Joll. 
Die Erfahrung ſpricht mir zu ſehr dafür, daß die 
Aufgabe eine allzugroße iſt. 

Seit zwölf Jahren unter drei verſchiedenen 
Miniſterien ſteht das große Reformwerk in nahezu 
unveränderter Geſtalt auf der Tagesordnung und 
noch ſind wir kaum über die erſten Schritte hinaus— 
gelangt. Welche rieſige Arbeit dieſe Ummodelung 
aller Steuern und die Einführung der neuen Ein— 
kommenſteuer gleichzeitig bedingt, das verräth ſchon 
ein Blick auf das Heer von Commiſſionen, welche 
nach der Regierungsvorlage zu dieſer Arbeit heran— 
gezogen werden ſollen. 

Ein kleines Armeecorps von, wie ich glaube, 
14.000 Mann bilden die Mitglieder aller dieſer 
bei den verſchiedenen Steuerformen zur Veran— 
lagung nöthigen Commiſſionen. Ich fürchte, daß 
durch dieſe doppelte Aufgabe dasjenige, was ich als 
das hauptſächliche und wünſchenswertheſte Endziel 
der Steuerreform betrachte, die reine Einkommen— 
ſteuer, in eine unabſehbare Ferne hinausgeſchoben 
werde, und wenn ich dies beklage, geſchieht dies 
nicht etwa aus theoretiſch-ſpeeulativer Vorliebe für 
die eine oder die andere Steuerform, ſondern, wie 
ich glaube, vom eminent praktiſchen Standpunkte. 

Es iſt vielfach ſowohl in der Publieiſtik, als in 
Abgeordnetenkreiſen gewünſcht worden, und ſelbſt 
die Regierung, wenigſtens Seine Excellenz der 
Herr Finanzminiſter hat ſich dieſer Anſicht ange— 
ſchloſſen, daß die Reform der directen Steuern keine 
Erhöhung des Ertrages der directen Steuern be— 
wirken ſolle. Ich muß geſtehen, ich habe in dieſem 
Punkte die gegentheilige Anſicht, ich finde es gerade— 
zu nothwendig, daß die Reform der directen 
Steuern, wenigſtens in der Geſammtheit derſelben, 
eine Erhöhung ihres Ertrages bewirke; denn ich 
halte es ſowohl vom volkswirthſchaftlichen, als vom 
ſocial-politiſchen Standpunkte für dringend noth- 
wendig, daß es endlich möglich werde, die drückend— 
ſten indirecten Steuern aufzuheben oder doch zu 
mildern. Ich verſtehe darunter die Salzſteuer in 
erſter Linie, weiterhin die Fleiſchſteuer, über welche 
uns leider in den letzten Tagen eine neue Vorlage 
zugegangen iſt, und möchte dieſen noch die 
ſchimpflichſte aller Staatseinnahmen, das Lotto, 
anreihen. Dieſes ſo wünſchenswerthe Ziel kann aber 
nur erreicht werden, wenn die directen Steuern in 
ihrer Summe einen größeren Ertrag liefern, das 
aber kann wieder nur erreicht werden, wenn durch 
eine neue Einkommenſteuer das Mittel geboten wird, 
die reichen Claſſen der Bevölkerung in höherem 
Maße, als es bisher möglich war und es in der 
Form der Ertragsftener überhaupt möglich ijt, zur 
Beſteuerung heranzuziehen. 

Nach meiner Ueberzeugung kann und muß dabei 
die Reform der Ertragsſteuern in zweiter Linie ſtehen 
bleiben; denn ſo hart und drückend dieſelben auch in 


einzelnen Fällen fein mögen, fo für die ärmeren Bee 
völkerungsclaſſen und die Kleingewerbetreibenden, fo 
bin ich doch nicht ſanguiniſch genug, um hoffen zu 
können, daß es bei den ſtets ſich ſteigernden Staats— 
bedürfniſſen möglich fein werde, die Reform der 
directen Steuern anders auszuführen als fo, daß 
die Reicheren mehr zahlen als bisher, die Aermeren 
aber nicht weniger als bisher zu entrichten haben 
werden, und ich ſehe daher keine dringende Nöthigung, 
die Ertragsſteuern als ſolche einer durchgreifenden 
Reform zu unterziehen. Man ſagt — und es ijt dies 
ſowohl in dem Berichte des Ausſchuſſes, als auch 
geſtern von dem Abgeordneten der Joſefſtadt ge— 
äußert worden — es fei für das Princip, das in der 
Regierungsvorlage niedergelegt iſt, durch die im 
Jahre 1869 angenommene Regulirung der Grund: 
ſteuer ſchon präjudieirt. Ich muß geſtehen, ich kann 
mich dieſer Anſicht durchaus nicht anſchließen. Das 
Geſetz über die Grundſteuer iſt, wie ſchon der Titel 
beſagt, lediglich ein Geſetz über die Regulirung der— 
ſelben, es ift nicht ein Reſormgeſetz. Das, was durch 
das Grundſteuerregulirungsgeſetz angebahnt wird, 
iſt genau genommen im Weſentlichen nichts Anderes 
als das, was bei den anderen Steuern, z. B. bei der 
Hauszinsſteuer durch die jährliche Faſſion, bei der 
Erwerbſteuer durch die Evidenzhaltung des Kata— 
ſters ohnedies fortwährend geſchieht, nämlich eine 
Reviſion der ziffermäßigen Höhe der Steuergrund— 
lage in den einzelnen Fällen, nicht aber die Neu— 
Ihaffung ober eine neue Definition der Steuergrund 
lage ſelbſt. Daß man aber zugleich mit dieſer Revi— 
fion eine Aenderung des Steuerausmaßes, beziehungs— 
weiſe eine Herabſetzung desſelben in das Auge gefaßt 
hat, iſt eine natürliche und billige Rückſicht auf die 
beſonderen Verhältniſſe des Grundbeſitzes, welcher 
eine ſprungweiſe Aenderung in dem Geſammtbetrage 
der Steuer nicht verträgt, ändert aber nichts an der 
Thatſache, daß die Grundlage der Beſteuerung nad) 
wie vor dieſelbe geblieben iſt, daß es ſich nur um 
eine Reviſion der ziffermäßigen Höhe handelt. Ich 
kann daher aus der Annahme dieſes Regulirungs— 
geſetzes durchaus fein Präjudiz ziehen für die An: 
nahme von Vorlagen, welche, wie es bei den Vorlagen 
der Regierung der Fall iſt, die Schaffung von ganz 
neuen Steuergrundlagen bezwecken, wie dies in ecla— 
tantefter Weiſe bei ber Erwerbſteuer der Fall ift und 
auch, wenngleich in einem geringeren Maße und nur 
theilweiſe bei der Gebäudeſteuer. 

Indem ich nun auf die Gebäudeſteuer ſelbſt, 
und zwar zunächſt jenen Theil derſelben übergehe, 
welcher an die Stelle der heutigen Hauszinsſteuer 
treten ſoll, ſo muß ich zunächſt meine Bedenken dahin 
ausſprechen, daß ich glaube, daß der weſentlichſte 
ausgeſprochene Zweck der ganzen Reform, nämlich 
die Einführung eines einheitlichen Steuermaßſtabes 
für die ganze Monarchie, auf dieſem Wege nicht wird 
erreicht werden können. Schon der Herr Abgeordnete 
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der Egerer Handelskammer hat geſtern das Mißliche 
einer ſolchen, nur ſcheinbar gleichförmigen Beſteue— 
rung hervorgehoben, und ich glaube in der That, daß 
ſie auf dieſem Wege überhaupt nicht wird erreicht 
werden können; denn heute beſtehen, abgeſehen von 
einzelnen localen Abweichungen, zwei weſentlich ver- 
ſchiedene Steuerausmaße, und zwar die urſprüngliche 
Hauszinsſteuer mit 26%; Percent in den Landes— 
hauptſtädten und einigen anderen Orten und die ſo— 
genannte ausgedehnte Hauszinsſteuer mit 20 Percent 
für die übrigen Orte. 

In der Vorlage iſt die Frage des Steueraus— 
maßes ganz offen gelaſſen; wenn aber ſeinerzeit dieſe 
Frage denn doch wird in Angriff genommen werden, 
fo wird man fih, wie ich glaube, vor einem unlös— 
baren Dilemma befinden, wenn die heutige Vorlage 
angenommen wird. 

Dieſes Dilemma wird einfach darin beſtehen: 
Adoptirt man den heute in den Landeshanptjtädten 
beſtehenden höheren Steuerfuß, ſo würde das eine 
koloſſale Ueberbürdung des flachen Landes — ich 
habe dabei ſpeciell die Landſtädte vor Augen — nach 
ſich ziehen, und es bedurfte in der That der ſehr 
weitgehenden Auseinanderſetzungen des Minoritäts 
berichtes nicht, um es begreiflich zu machen, daß die 
Erſetzung eines 20percentigen Steuerfußes, bei 
welchem heute noch ein 3Opercentiger Abzug geſtattet 
iſt, der alſo eigentlich nur 14 Percent Brutto 
beträgt, durch ein Steuerausmaß von 26% Percent 
mit wahrſcheinlich auch geringeren Abzugspercenten 
eine ganz koloſſale Steigerung der dermaligen Laften 
bedeutet. Ich habe ſpeciell von den Landſtädten 
geſprochen, weil man über die Wirkung der Be— 
ſteuerung auf das flache Land, auf diejenigen Orte, 
welche der Hausclaſſenſteuer unterliegen, kein prin- 
cipielles Urtheil fällen kann, weil hierzu alle Anbalts- 
punkte fehlen. In dem einen Falle haben wir alſo 
eine koloſſale Ueberbürdung der Landſtädte, in dem 
anderen Falle, wenn man ſich entſchließen ſollte, das 
niedrigere Steuermaß von 20 Percent allgemein 
einzuführen, einen Ausfall an den Staatseinnahmen 
bei den Steuern in den Landeshauptſtädten von 
circa vier Millionen, ein Ausfall, welcher nicht etwa 
einem großen Bruchtheile der Bevölkerung oder gar 
der Geſammtheit der großſtädtiſchen Bevölkerung zu 
gute kommen würde, weil eben die Miethpreiſe der 
ſtädtiſchen Wohnungen zum großen Theile Monopol— 
preiſe ſind. Ich werde auf dieſen Gegenſtand noch 
ſpäter zurückkommen, weil dieſe Eigenſchaft der 
Miethpreiſe als Monopolpreiſe es den Hausbeſitzern 
ermöglicht, jeden Steuernachlaß nicht ihren Miethern 
zukommen zu laſſen, ſondern ſich ſelbſt zuzuwenden. 
Es würde alſo im Weſentlichen das Reſultat der 
großen Opfer, welche die Staatscaſſen bringen 
würden, nur darin beſtehen, den Capitalswerth der 
großſtädtiſchen Realitäten weſentlich in die Höhe zu 
treiben. 


— 


Nun mag es wohl allerdings für den Einzelnen 
ſehr empfindlich ſein, daß die Werthe dieſer Realitäten 
in Folge der jetzigen Verhältniſſe einen Rückſchlag er- 
litten haben, aber es kann meiner Meinung nach 
nicht die Aufgabe des Staates ſein, dieſe Werthe 
durch Steuernachläſſe, und zwar für die Dauer wieder 
hinaufzutreiben. 


Ganz dieſelben Einwendungen werden mit 
demſelben Rechte, und zwar auch beide vereint gegen 
jedes Steuerausmaß geltend gemacht werden können, 
welches zwiſchen den beiden jetzigen oder gar unter— 
halb des jetzt niedrigſten Steuerausmaßes etwa würde 
beliebt werden wollen. Ich glaube alſo, daß der 
ausgeſprochene Zweck der Ausſchußvorlage, die Her— 
ſtellung eines einheitlichen Steuerausmaßes in der 
ganzen Monarchie, auf dieſem Wege nicht erreicht 
werden kann, und daß die Reform an ſich ſelbſt 
ſcheitert. 


Um es zu ermöglichen, eine einheitliche Behand— 
lung, welche auch ich für wünſchenswerth halte, durch 
die ganze Monarchie herſtellen zu können, müßte man, 
wie ich glaube — und das iſt ein Punkt, welchen ich 
allerdings fon im Ausſchuſſe eingehend erörtert 
habe — die beiden Elemente ſcheiden, aus welchen 
der Ertrag eines jeden Gebäudes zuſammengeſetzt 
iſt, nämlich das Element der Grundrente und das 
Element der Baurente. Dieſe Scheidung iſt keines— 
wegs eine theoretiſche Spikfindigkeit, da jedem 
Praktiler bekannt ift, daß das Capital, welches zum 
Ankaufe von Baugründen nothwendig iſt, und das 
Capital, welches zur eigentlichen Ausführung des 
Baues ſelbſt erforderlich iſt, zwei verſchiedene Dinge 
ſind, daß beide in dem Ertrage des Hauſes eine ent— 
ſprechende Verzinſung finden müſſen, daß aber beide 
in ihrem Verhältniſſe zu einander, und zwar je nach 
dem Stande des Gebäudes, febr variiren können, ine 
dem das eine Element, das Baucapital, vom Stand— 
orte des Gebäudes weſentlich unabhängig iſt, während 
das Grundcapital je nach dem Standorte des Gebäudes 
von 5 fl. per Quadratklafter bis 300 fl. variiren 
kann. Es iſt auch jedem Praktiker der große Unter— 
ſchied geläufig, welcher in der Natur der beiden 
Capitalien dadurch gegeben iſt, daß das eine, das 
Baucapital, nach und nach einer Deteriorirung miter- 
liegt und daher im Laufe der Benützung des Ge— 
bäudes amortiſirt werden muß, während das Grund— 
capital einer Deteriorirung niemals unterliegt, ſon— 
dern ſogar, bei halbwegs normalen Zuſtänden, einer 
continuirlichen, mitunter ſehr bedeutenden Werth— 
ſteigerung unterliegt. Ich glaube nun, daß, wenn 
man ſich entſchließen wollte, dieſe beiden Elemente, 
welche den Ertrag jedes Gebäudes ausmachen, zu 
ſcheiden, und dieſelben einer verſchiedenen Beſteuerung 
zu unterziehen, die Grundrente einer höheren Bee 
ſteuerung, die Baurente einer niedrigeren Beſteuerung, 
dadurch und dadurch allein das Problem gelöſt 
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werden könnte, eine gleichmäßige Behandlung durch 
das ganze Reich, einen gleichmäßigen Steuerſatz durch 
alle Orte einzuführen, ohne daß jene Nachtheile 
daraus erwachſen würden, welche ich vorhin bezeichnet 
habe. 

Dieſe Frage hängt auf das innigſte mit der 
Frage der Ueberwälzbarkeit der Gebäudeſteuer zu- 
ſammen, eine Frage, welche ſchon der Herr Abgeord— 
nete Dr. v. Plener geſtreift, aber meiner Meinung 
nach nicht erſchöpft hat. Es herrſchen über dieſe 
Frage der Ueberwälzbarkeit der Gebäudeſteuer ſehr 
merkwürdige Anſichten, und man hört oft die wider— 
ſprechendſten Aeußerungen darüber. Es wird in 
einem Athem geſagt, daß jede Steuererhöhung 
von den Hausbeſitzern auf die Miether über— 
wälzt wird, gleich darauf kann man aber die 
Behauptung hören, daß eine Steuerermäßigung 
für die Miether keine nützlichen Folgen habe, 
weil ſie nur den Hausbeſitzern zugute kommt. 
Dieſe beiden Behauptungen ſtehen offenbar mit ein— 
ander in flagrantem Widerſpruche; denn wenn die 
Verhältniſſe derart ſind, daß es den Hausbeſitzern er— 
möglicht war, jede Steuererhöhung ſofort auf die 
Miether zu überwälzen, ſo müſſen ſie dieſelben Ver— 
hältniſſe auch zwingen, jede Steuererleichterung den 
Miethern zugute kommen zu laſſen. Die Begriffs— 
verwirrung, die da herrſcht, kommt daher, daß man 
unterſchiedlos alle Gebäude in einen Topf wirft, die 
koloſſalen Verſchiedenheiten außer Acht läßt, welche 
ſich dadurch ergeben, ob bei einem Gebäude eine 
namhafte Grundrente exiſtirt oder nicht. Die Ge— 
bäude laſſen ſich eben im Großen und Ganzen in 
zwei verſchiedene Kategorien ſcheiden, zwiſchen welchen 
es allerdings eine große Anzahl von Uebergängen 
gibt. In die eine Kategorie von Gebäuden gehören 
diejenigen, in deren Nähe ſich eine unbegrenzte An— 
zahl von unverbauten Bauplätzen gleicher Qualität 
befindet. Dieſe ſind mit ihren Miethpreiſen der 
ſchrankenloſen Concurrenz neu entſtehender Gebäude 
ausgeſetzt. Dieſe Gebäude werden immer nur die landes— 
übliche Verzinſung des Baucapitales abwerfen; denn 
wenn die Beſitzer ſolcher Gebäude es verſuchen 
würden, die Miethe über das Niveau hinauszutreiben, 
ſo würde ſofort in unmittelbarer Nähe eine Anzahl 
neuer Gebäude entſtehen und durch die Concurrenz 
die Miethen wieder auf das Niveau herabgedrückt 
werden. Es können aber die Miethen auch unter 
dieſes Niveau der landesüblichen Verzinſung des 
Baucapitales nicht heruntergehen, wenigſtens nicht 
auf längere Zeit; denn wenn dies geſchehen würde, 
ſo würde eben das Baucapital die landesübliche 
Verzinſung nicht finden, es würden nicht neue Häuſer 
gebaut werden, und zwar inſolange nicht, bis durch 
das Steigen der Miethen, welches in Folge des 
Stillſtandes in Neubauten und der fortwährenden 
Zunahme der Bevölkerung eintreten muß, das nor⸗ 
male Verhältniß wieder hergeſtellt wäre und die 


Miethen die landesübliche Verzinſung des Bau— 
capitales wieder abwerfen würden. 

Ganz anders verhält es ſich, um zu dem 
Extreme überzugehen, mit jenen Gebäuden, welche 
in compact verbauten Stadttheilen liegen und in 
deren Nähe es gar keine freien Bauplätze gleicher 
Qualität gibt. Dort hängt die Ausbedingung des 
Miethpreiſes einzig und allein von der Nachfrage und 
dem Angebote ab. Es wird nicht gefragt, ob die 
Miethe die Verzinſung des Baucapitales abwirft 
oder ob ſie mehr abwirft, ſondern dieſe Miethen 
ſteigen mit der Zunahme der Bevölkerung und der 
dadurch bewirkten Zunahme der Nachfrage conti— 
nuirlich, während das Angebot nicht zu ſteigen ver— 
mag, da es abſolut begrenzt iſt. Hier entſteht eine 
ſehr bedeutende Grundrente, während bei den frü— 
heren eine ſolche Grundrente nicht exiſtirt. 

Was wird nun die Folge einer Steuererhöhung 
oder Ermäßigung bei dieſen beiden Kategorien von 
Gebäuden ſein? Bei der erſten Art von Gebäuden, 
die einer ſchrankenloſen Concurrenz ausgeſetzt find, 
bei welchen, wie ich auseinandergeſetzt habe, die 
Miethen nicht über das Niveau der landesüblichen 
Verzinſung des Baucapitales ſteigen, aber auch nicht 
auf die Dauer unter dieſes Niveau herabſinken 
können, wird jede Erhöhung auf bie Miether über: 
wälzt werden, es muß aber auch bei dieſen jede 
Steuerermäßigung den Miethern zugute kommen. 
Es wird alſo bei dieſen Gebäuden die Beſteuerung 
factiſch von den Miethern getragen, fie wird, wie 
geſtern ſchon ganz richtig bemerkt wurde, wenn ſie in 
der bisherigen Höhe beſteht, und beſtehen bleibt, zu 
einer febr drückenden Verbrauchsſteuer auf den noth- 
wendigſten Lebensbedarf. 

Umgekehrt bei jenen Gebäuden, welche der 
Concurrenz von Neubauten nicht aus geſetzt und 
welche einer bedeutenden Grundrente genießen. Bei 
dieſen Gebäuden wird weder eine Steuererhöhung, 
noch eine Steuerermäßigung auf die Miethe einen 
bedeutenden Einfluß üben, denn die Momente, von 
denen die Preisbeſtimmung abhängt, die Nachfrage 
und das Angebot, ſind von der Steuererhöhung ganz 
unabhängig, es wird, wenn auch die Steuer bedeutend 
erhöht wird, deßwegen die Nachfrage nach ſolchen 
Wohnungen nicht mehr ſteigen, als dies im natür— 
lichen Laufe der Dinge der Fall wäre. Es wird um— 
gekehrt, wenn die Steuern ermäßigt werden, die 
Nachfrage nach ſolchen Wohnungen nicht geringer 
werden, es wird vielmehr jede Aenderung in der 
Beſteuerung ohne Einfluß auf die Miethe bleiben 
und nur einen Einfluß üben auf die Hausbeſitzer und 
auf die Capitalswerthe ihrer Realitäten. 

Wenn nun, wie ich glaube, als erwieſen an— 
genommen werden kann, daß die Verhältniſſe ſo 
beſtehen, dann wäre durch die Scheidung beider 
Elemente bei der Beſteuerung durch eine ſtärkere Be— 
laſtung der Grundrente und eine mindere Belaſtung 
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der Baurente die Möglichkeit gegeben, eine gleich— 
mäßige, ebenmäßige Behandlung aller Gebäude im 


ganzen Reiche herzuſtellen, ohne daß ein Verluſt für 


den Staatsſchatz daraus erwachſen würde, ohne daß 
eine Mehrbelaſtung der landſtädtiſchen Bevölkerung 
zu befürchten wäre, und ſo würde ſogar das Ziel 
erreicht werden, eine Erleichterung der Laſten zu be— 
wirken, welche heute in Form einer hohen Gebäude— 
ſteuer und durch die vorhin geſchilderte Ueberwälzung 
auf die ärmeren Theile der großſtädtiſchen Bevöl— 
kerung ruht. (Rufe: Hört! Hört!) 

Das würde in der That die Folge fein, wenn 
Sie dieſem Vorſchlage ein geneigtes Gehör ſchenken 
würden. Es würde, wenn die Baurente weſentlich 
niedriger, die Grundrente weſentlich höher beſtimmt 
würde, die Steuer in den Landſtädten entweder 
unverändert oder, wenn wir einen niedrigeren Satz 
als den, welcher heutzutage beſteht, wählen würden, 
ſogar herabgedrückt werden, und es würde in allen 
jenen Gebäuden der Großſtädte, welche keine Grund— 
rente abwerfen, alſo in den nicht dicht verbauten 
Vorſtädten und in den Vororten, die Geſammtſteuer, 
welche auf den Gebäuden laſtet, vermindert werden. 
Dieſe Verminderung wird aber aus den vorhin 
geſchilderten Umſtänden nothwendigerweiſe ſofort, 
oder wenigſtens ſehr bald dem Miether zugute 
kommen, es wird alſo dieſer Steuernachlaß nicht 
etwa einzelnen Beſitzern, ſondern der großen Maſſe 
der armen und mittleren Volksſchichten zugute 
tommen, welche eben diefe Gebäude bewohnen. Die 
Miethe in den centralgelegenen Häuſern der Groß— 
ſtädte, welche von den Reichen bewohnt werden, wird 
allerdings nicht verändert werden, weil dort die 
Miethe, wie ich mir ſchon zu bemerken erlaubte, von 
der Beſteuerung überhaupt unabhängig iſt. Der 
Staatsſchatz braucht aber auch nichts zu verlieren, 
denn man kann natürlich beide Steuerſätze, die Sätze 
auf die Grundrente und auf die Baurente, fo come 
biniren, daß der Geſammtertrag der Gebäudeſteuer 
unverändert bliebe. Die Einzigen, welche hierbei ver— 
lieren würden, wären diejenigen Beſitzer von groß— 
ſtädtiſchen Häuſern, welche eine ſehr bedeutende 
Grundrente beziehen. Aber auch dieſe könnten ſich, 
wie ich glaube, über eine Härte und Ungerechtigkeit 
nicht beklagen, denn ſie beziehen eben eine be— 
deutende Grundrente, welche noch fort und fort von 
Decennium zu Decennium ſteigt, wenn auch kleine 
Schwankungen, wie die, welche wir jetzt ſehen, vor— 
kommen, verdanken aber ihre Grundrente und den 
ſteigenden Capitalswerth ihrer Realität nicht ihrer 
eigenen Mühe und Arbeit, ſondern den günſtigen 
Verhältniſſen, und die Entwerthung, welche durch 
eine ſtärkere Beſteuerung der Grundrente bei dieſen 
Realitäten momentan eintreten würde, würde ſehr 
bald durch die im Laufe der natürlichen Verhältniſſe 
eintretende Steigerung der Miethe und die damit 
verbundene Steigerung des Capitalswerthes com— 


bes 


penſirt. Man könnte ſelbſt jeden Schein ber Un- 
gerechtigkeit und Härte vermeiden, wenn man, wie 
dies überhaupt bei einer Aenderung von Realſteuern 
äußerſt wünſchenswerth, ja ſogar nothwendig er— 
ſcheint, eine Uebergangsperiode von etwa fünf Jahren 
normiren würde, innerhalb welcher ſucceſſive und 
ſtufenweiſe der Uebergang aus der alten Steuer in 
die neue bewirkt werden würde. 

Es iſt von dem Herrn Abgeordneten der Wiener 
Joſefſtadt geſtern gegenüber den allerdings übertrie— 
benen Behauptungen des Minoritätsvotums geſagt 
worden, daß eine ſo bedeutende Grundrente ſelbſt in 
Wien nur ausnahmsweiſe vorkommen, und daß man 
darauf ein Syſtem nicht gründen könne. Dem gegen— 
über möchte ich mir erlauben, nur einige ganz kurze 
ziffermäßige Daten anzuführen. 

Die Geſammtheit der Miethzinſe, nicht in ganz 
Wien, ſondern nur im erſten Bezirke in der inneren 
Stadt, beträgt 20 Millionen Gulden; die Geſammt— 
baufläche der Häuſer, welche dieſen Miethzins ent— 
richten, umfaßt einen Flächenraum von 250.000 
Quadratklafter. Der Bauwerth per Quadratklaſter 
kann mit Rückſicht auf den Umſtand, daß in dieſer 
Fläche auch die Hofräume eingerechnet ſind, ferner 
daß dabei eine große Anzahl alter, ſchlecht gebauter 
Häuſer einbezogen iſt, nicht höher als höchſtens mit 
800 fl. veranſchlagt werden; das macht bei 250.000 
Quadratklaftern ein Baucapital von 200 Millionen 
Gulden. Für Verzinſung und Amortiſirung braucht 
man keine höheren Ziffern als fünf Percent bei einer 
ſo geſicherten Capitalsanlage anzunehmen. Die fünf— 
percentige Rente nur von 200 Millionen Gulden 
beträgt zehn Millionen Gulden. Da die geſammten 
Zinſungen der inneren Stadt Wien 20 Millionen 
betragen, ſo entfällt an Bodenrente für die innere 
Stadt Wien, dieſen einen Bezirk, die koloſſale 
Summe von zehn Millionen Gulden. 

Um dieſe Ziffer zu beurtheilen, ijt es noth- 
wendig, fie mit Der Bodenrente der landwirthſchaft— 
lichen Gründe zu vergleichen. Ein Joch mittleren 
Ackers kann im Pachtwerthe, abgeſehen von den Ge— 
bäuden, die gewöhnlich mitverpachtet werden, auf 
25 fl. veranſchlagt werden. Nimmt man dies als 
Maßſtab an, ſo iſt die Bodenrente, welchen der kleine 


Fleck Erde, den die innere Stadt Wien bedeckt, ab— 


wirft, gleich der Bodenrente von 400.000 Joch oder 
40 Quadratmeilen mittelguten Ackerlandes. 

Der ſchwerwiegendſte Einwand, der gegen 
meine Ausführungen allſeitig gemacht worden iſt, 
beſteht darin, daß in der Praxis die Scheidung von 
Grundrente und Baurente unmöglich ſei. Ich glaube, 
daß dieſer Einwand nicht abſolut ſtichhältig iſt. 

Das Problem, um das es ſich hier handelt, iſt 
weſentlich ein ſolches, wie bei der Grundſteuer. 
So wie es ſich bei der Grundſteuer darum handelt, 
den Reinertrag zu ermitteln, den ein im Wege des 
Pflanzenbaues nutzbar gemachtes Grundſtück ab- 
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werfen kann, wird es ſich hier darum handeln, den 
Reinertrag der Grundſtücke zu ermitteln, welche im 
Wege des Häuſerbaues nutzbar gemacht werden. Es 
mag ſchwierig ſein, ich gebe dies zu, namentlich bei 


alten Häuſern, das Baucapital abzuſchätzen, aber ich 


glaube, daß die Schwierigkeiten kaum viel größer ſein 
dürften, als die Schwierigkeit, halbwegs richtige 


und verläßliche Schätzungen der Culturkoſten bei 
Aeckern, Weinbergen und Forſten vorzunehmen, und 
doch hält man dieſe Schätzungen bei der Grundſteuer 
für möglich und durchführbar. 

Die Schwierigkeiten dieſer Schätzungen, welche 
aus meinen Vorſchlägen erwachſen würden, werden 
noch eine weſentliche Verminderung durch zwei Um— 
ſtände erfahren: erſtens dadurch, daß dieſe Schätzun— 
gen bei jedem Gebäude durch die ganze Dauer ſeines 
Beſtehens nur ein einziges Mal vorzunehmen ſind 
und nicht etwa, wie bei der Grundſteuer, ſich von 15 
zu 15 Jahren zu wiederholen hätten. 

Ein weiterer weſentlicher Umſtand beſteht darin, 
daß die Anzahl der Gebäude, welche einer ſolchen 
Schätzung zu unterziehen wären, eine verhältniß— 
mäßig geringe iſt. 

Die Geſammtzahl der Gebäude, welche der 
urſprünglichen Hauszinsſteuer in ganz Oeſterreich 
unterliegen, beträgt 45.000; die Geſammtheit der 
Gebäude, die der ausgedehnten Hauszinsſteuer unter— 
worfen ſind, beträgt 228.000. Nun iſt aber zu 
bemerken, daß man bei der großen Mehrzahl der 
Orte, bei der großen Mehrzahl der Städte und 
Märkte, welche der Hauszinsſteuer unterworfen ſind, 
von dieſer Schätzung des Baucapitales, von der Gr. 
höhung der Grundrente von vornherein wird abſehen 
können, weil es bekannt iſt, daß die Grundrente in 
denſelben verſchwindend klein iſt. 

Ich mache eine große und übertriebene An— 
nahme, wenn ich annehme, daß durch Einbeziehung in 
dieſe Schätzung alle diejenigen größeren, der ausgedehn— 
ten Hauszinsſteuer unterworfenen Städte, bei deren 
Gebäuden von einer Grundrente keine Rede ſein kann, 
die Zahl der abzuſchätzenden Gebäude ſich auf 100.000 
erhöhen würde. Das iſt gewiß übertrieben. Ich glaube, 
wenn die Regierung, beziehungsweiſe Seine Excellenz 
der Herr Finanzminiſter nicht vor der Aufgabe zurück— 
ſchreckt, bei 2, 400.000 Häuſern, welche heute 
der Hausclaſſenſteuer unterworfen ſind, die Schätzung 
des Nutzungswerthes durchzuführen und nicht nur 
einmal durchzuführen, ſondern dieſelbe von fünf zu 
fünf Jahren zu wiederholen, wenn er vor dieſer 
Aufgabe nicht zurückſchreckt, dann glaube ich, kann 
er auch vor der Aufgabe nicht zurückſchrecken, die 
verhältnißmäßig geringere Anzahl von 100.000 
Häuſern ein- für allemal auf bie Baukoſten abzu— 
ſchätzen. 

Ich komme nun zu dem letzten Theile der Vor— 
lage, zu demjenigen, welcher beſtimmt iſt, an die 
Stelle der Hausclaſſenſteuer zu treten. Da muß ich 
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allerdings zugeben, daß das Princip, welches vore 
geſchlagen wird, von vorneherein unendlich viel be— 
ſchränkter iſt als dasjenige, das heute beſteht, und 
wenn wir tabula rasa hätten, wenn es ſich darum 
handeln würde, eine Gebäudeſteuer überhaupt zu 
ſchaffen, würde ich mich unbedingt dafür ausſprechen, 
das Princip zu acceptiren, Dem ift nun nicht fo; die 
ganze Wahrheit, welche in dem wiederholt eitirten 
Satze euthalten iſt, iſt: „Alle alten Steuern ſind gut, 
alle neuen ſchlecht“, und dieſes Körnchen Wahrheit 
iſt geeignet, in dieſem Falle die Wage der Entſchei— 
dung auf die andere Seite zu neigen. 

Die ganze Hausclaſſenſteuer, fo hoch der Tarif 
auch ſein mag, hat eine ſolch' merkwürdige, bei der Er 
tragsſteuer ſonſt nicht vorkommende Eigenthümlichkeit, 
die Eigenthümlichkeit nämlich, daß fie progreſſiv ift; 
ein Gebäudebeſtandtheil in einem großen ſtockhohen 
Hauſe erſter Claſſe zahlt nahezu 5 fl., ein Gebäude— 
beſtandtheil in einem kleinen Häuschen zwölfter Claſſe 
zahlt 50 bis 160 kr.; diefe Progreſſion in ihrer will 
kürlichen Annahme mag ungerecht, mag hart ſein, 
aber unter dem Regime dieſes Steuerſyſtemes ſind 
alle derzeit beſtehenden Gebäude des flachen Landes 
entweder entſtanden, oder ſie ſind mit Rückſicht auf 
die aus dieſem Steuerſyſteme ihnen anhaftenden 
Voten verkauft oder vererbt und dabei bewerthet 
worden. Es hat alſo die Steuer den Charakter als 
Steuer nahezu verloren und iſt zur Reallaſt gewor— 
den. Eine Verſchiebung von Reallaſten hat aber 
immer etwas ſehr Mißliches; ſie ſoll nur dann vor— 


genommen werden, wenn hierzu die dringende Nöthi— 
gung vorhanden iſt, nämlich dann, wenn jetzt die 
Beſtandtheile eine übermäßige Belaſtung der unteren 


Bolfsclaffen gegenüber den reicheren Schichten 
bedingen. Das ijt bei der Hausclaſſenſteuer nicht der 
Fall; ich glaube im Gegentheile, es wird bei der 
Erſetzung der Hausclaſſenſteuer durch die Nutzwerth— 
ſteuer das Entgegengeſetzte eintreten. Mit Gewißheit 
läßt ſich jedoch darüber allerdings nichts ausſprechen, 
denn es hängt von der Art des Vorganges der Com— 
miſſion ab, und dieſes Element entzieht ſich jeder 
Vorausberechnung. Aber möglich und wahrſcheinlich 
iſt es immerhin, daß in Folge dieſer Steuerreform 
die kleinen Häusler relativ weniger, und die großen 
Schlöſſer, Klöſter, Villen, kurz die großen, reichen 
Gebäude des flachen Landes relativ mehr zahlen 
werden als bisher. 

Ich vergleiche abſichtlich nur die Häuſer des 
flachen Landes unter ſich und nicht die Häuſer des 
flachen Landes mit jenen der Städte, welche jetzt der 
Hauszinsſteuer unterliegen, weil, wie geſagt, alle 
Combinationen, welche in finanzieller Beziehung an 
die Erſetzung der Hausclaſſenſteuer durch die Nutz— 
werthſteuer im Ganzen geknüpft werden können, mir 
jeder Baſis zu entbehren ſcheinen, da über das, was 
Nutzwerth ſein wird und ebenſo über das Ausmaß 
der Steuer etwas Beſtimmtes nicht vorliegt. Ver— 
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ſchiebungen innerhalb der Gebäude, welche jetzt einer 
und derſelben Beſteuerungsart unterworfen ſind, 
werden eintreten können; dieſe, glaube ich, ſind zu 
berückſichtigen, und iſt es vielleicht ein ſchwerwiegen— 
des Moment gegen die Annahme der Nutzwerthſteuer 
an Stelle der Hausclaſſenſteuer, wenn dadurch die 
Möglichkeit ſolcher Verſchiebungen in der Richtung, 
wie ich angedeutet habe, geboten iſt. Es hat ſogar 
der Ausschuß durch einige Mobificationen, welche er 
an der Regierungsvorlage vorgenommen hat, die 
Möglichkeit oder Wahrſcheinlichkeit, daß eine Steuer— 
überwälzung von reichere an ärmere Gebäude ein— 
treten könne, noch vermehrt. 

Ich will mich aber enthalten, auf die Details 
einzugehen, um nur noch flüchtig einen Punkt berüh— 
ven, nämlich den ganz exorbitanten Koſtenpunkt, 
welcher durch die Einſchätzung zum Nutzwerthe 
entſtehen ſoll. Es iſt das allerdings auch ſchon im 
Minoritätsberichte hervorgehoben, aber da ich mich 
im Uebrigen nicht gerade auf den Standpunkt dieſes 
Minoritätsberichtes geſtellt habe, noch ſtellen konnte, 
fühle ich mich gedrungen, dieſes Moment noch meiner— 
ſeits auch vorzubringen. 

In der Regierungsvorlage find die Koften 
dieſer Erhebung auf Eine Million präliminirt. Man 
wird auf dem flachen Lande nach den übrigen wahr— 
ſcheinlichen Maßſtäben, die bei Voranſchlägen ein— 
zutreten pflegen, nicht fehlgreifen, wenn man an— 
nimmt, daß thatſächlich diefe Koſten 11, Million 
betragen werden. Dieſe often follen fid) von fünf 
zu fünf Jahren wiederholen, wiederholen bei einer 
Steuer, welche im Ganzen nur 6%, Millionen eine 
bringt, (Rufe links und im Centrum: Hört! Hört!) 
Mir ſcheinen diefe often im Verhältniſſe zum Er- 
trage der Steuer ganz unverhältnißmäßige zu fein, 

Ich bin mit meinen Ausführungen zu Ende 
und erlaube mir dieſelben in wenigen Sätzen zu 
recapituliren: Ich bin mit der Regierung einver— 
ſtanden rückſichtlich der Anſtrebung des Zieles der 
Einführung einer allgemeinen reinen Perſonal— 
einkommenſteuer. Ich befürchte aber, daß die in der 
Regierungsvorlage gleichzeitig angeſtrebte durch— 
greifende und totale Reform aller beſtehenden Er— 
tragsſteuern die Erreichung dieſes wünſchenswerthen 
Zieles in unabſehbare Ferne hinausrückt. Ich fürchte 
ferner, daß die Annahme dieſer Gebäudeſteuer, wie 
fie hier vorliegt, präjudieirlich wird fein können für 
die Annahme der Erwerbſteuer, wie fie vorgelegt 
wird und welche einen total neuen, höchſt bedenk— 
lichen Punkt enthält, weil fie nämlich eine Ertrags— 
fteuer fein will, factifd) aber eine Einkommenſteuer 
iſt, und weil es mir unzukömmlich erſcheint, wenn 
man eine allgemeine Einkommenſteuer und daueben 
auch noch eine partieuläre Einkommenſteuer für die 
Gewerbe einführen will. Ich glaube ferner, daß der 
ausgeſprochene Zweck der Vorlage, nämlich die Her— 
ſtellung uniformer Verhältniſſe bezüglich des Steuer— 
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Bericht 


der 


Minorität des Steuerreformausſchuſſes 


über den 


Geſetzentwurf, betreffend die Gebäudeſteuer. 


Zu den wichtigſten, in das Intereſſe der Staatsbürger tief eingreifenden Geſetzen gehören unbedingt 
die Steuergeſetze. Jede Reform dieſer Geſetze hat die unausweichliche üble Folge, daß ſie eine Aende— 
rung, eine Ueberwälzung der Steuerlaſt, daher eine Störung ber Werth- und Vermögensverhältniſſe, in 
welche die Steuerträger ſich eingelebt haben, veranlaſſen muß. 

Schon aus dieſem Grunde ſollen die Steuerreformen nur in Fällen unbedingter Nothwendigkeit 
eintreten, und mit jenen Garantien umgeben werden, welche die Erzielung der beſtmöglichen Reſultate, 
namentlich aber eine gerechte und gleichmäßige Steuerumlage in fidere Ausſicht ſtellen. 

Dieſe Garantien ſind in dem vom Steuerreformausſchuſſe eingebrachten Geſetzentwurfe über die 
Gebäudeſteuer nicht enthalten. Dies zu erweiſen, iſt die Aufgabe der Minorität, welche ſich gegen dieſen 
Entwurf ausſpricht. 


I. 
In Bezug auf die Beſteuerung nach dem Miethzinsertrage. 


Dem vorliegenden Geſetzentwurfe gemäß folle: ebenfo wie bisher, der Beſteuerung nach dem Mieth- 
zinsertrage jene Ortſchaften unterliegen, in welchen Lie Vermiethungen vorwiegen. 

Nach den bisherigen Vorſchriften beſteht aber ein bedeutender Unterſchied in der Steuergrundlage 
und im Steuerſatze zwiſchen den Ortſchaften, welche der Hauszinsſteuer urſprünglich unterzogen waren, 
und jenen, auf welche dieſe Steuer erſt in Folge des Geſetzes vom Jahre 1850 ausgedehnt worden iſt. 
Es wird nämlich dermalen für die Erhaltungskoſten der Gebäude und Amortiſirung des Anlagecapitales 
ein Abzug in Anwendung gebracht welcher in den erſteren Ortſchaften 15, in den letzteren 30 Percent 
vom Bruttoertrage beträgt, und wird die Steuer von dem hiernach übrigbleibenden Rei nertrage in den 
erſteren Ortſchaften an Ordinarium mit 16, an den Zuſchlägen mit 10%, zuſammen mit 26% Percent, 
in den letzteren hingegen am Ordinarium mit 12, an den Zuſchlägen mit 8, zuſammen mit 20 Percenten 
bemeſſen. Es entfällt daher die Steuer von je 100 fl. des Brutto ertrages in den erſteren Ort— 
ſchaften auf 22 fl. 66% kr., in den letzteren auf 14 fl. 

Zu Folge des vorliegenden Geſetzentwurfes würden in dieſen Beſteuerungsverhältniſſen zwei 
wichtige Aenderungen eintreten. 
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Nach dem $. 24 des Geſetzentwurfes follen nämlich die Abzüge vom Bruttoertrage für die Erhal— 
tungs- und Abnützungskoſten in allen hausziunsſteuerpflichtigen Orten nach dem für jedes Gebäude zu 
erhebenden Durchſchnittszinſe eines Gebäudebeſtandtheiles, und zwar: für jene Gebäude, in welchen dieſer 
Durchſchnittszins 45 fl. erreicht oder überſteigt, mit 15 Percenten, für Gebäude, wo er 15 fl. überſteigt 
und 45 fl. nicht erreicht, mit 20 Percenten, für Gebäude, wo er 5 fl. überſteigt und nicht höher iſt als 
15 fl., mit 25 Percenten, endlich für jene Gebäude, in welchen derſelbe ſich auf oder unter 5 fl. heraus— 
ſtellt, mit 30 Percenten vom Bruttoertrage bemeſſen werden. 

Die zweite wichtige Aenderung wird in der Ausgleichung des Steuerſatzes beſtehen. Obwohl der 
8. 23 des Geſetzentwurſes das Ausmaß der Gebäudeſteuer einem ſpäteren Geſetze vorbehält, fo kann ber 
Sinn dieſer Beſtimmung im Zuſammenhange mit den übrigen Beſtimmungen des Entwurfes nicht anders 
gedeutet werden, als daß die Steuer den zu ermittelnden Reinertrag in allen Orten mit einem gleich— 
mäßigen Percente treffen fol. Denn es wird im Geſetzentwurfe die Schaffung einer gleichmäßigen 
Steuergrundlage bezweckt, durch Ermittlungen des ſteuerbaren Reinertrages aller Gebäude. Dieſe Ermitt— 
lungen werden unter einander ſo verwoben ſein, daß es nicht möglich ſein wird, zu beurtheilen, ob und 
inwieweit der ermittelte Reinertrag bei den einen Ortſchaften oder Gebäuden mit einem höheren oder 
geringeren Steuerſatze getroffen werden könne, als bei den anderen. Zu einer ſolchen Beurtheilung werden 
auch keine Anhaltspunkte vorhanden ſein. Bei der Ausgleichung des Steuerſatzes wird aber mit Rückſicht 
auf unſere finanziellen Zuſtände die Abſicht offenbar nicht darauf gerichtet fein, den vom Reinertrage 
bemeſſenen Steuerſatz von 26% Percent in Orten, wo er ſchon beſteht, zu ermäßigen, ſondern vielmehr 
darauf, den für andere Orte beſtehenden geringeren 20percentigen Steuerſatz auf 26% Percent, das ijt 
um ein Drittel zu erhöhen. 

Unter der Vorausſetzung, daß der Steuerſatz mit 262; Percent vom Reinertrage auf alle Orte 
angewendet werden wird — und mit Zugrundnahme der vom k. k. Finanzminiſterium für die einzelnen 
hauszinsſteuerpflichtigen Orte geſammelten Daten über die im Jahre 1871 beſtandenen Durchſchnitts— 
miethzinſe eines Gebäudebeſtandtheiles — kann man die für ganze Gruppen dieſer Orte zu gewärtigenden 
Folgen der im vorliegenden Geſetzentwurfe beantragten Maßregeln annäherungsweiſe in Ziffern darſtellen. 

In Wien iſt der Durchſchnittszins eines Gebäudebeſtandtheiles für die ganze Stadt mit 50 fl. 34 kr., 
in Prag mit 49 fl. 92 kr. ausgewieſen. In dieſen Städten hat die größere Anzahl von Gebäuden einen 
Durchſchnittszins für einen Gebäudebeſtandtheil über 45 fl., und werden die dieſen Gebäuden bisher 
zugeſtandenen 15percentigen Abzüge für die Erhaltungskoſten aufrecht erhalten. Bei einer bedeutenden 
Anzahl von Gebäuden wird ſich jedoch der Durchſchnittszins zwiſchen 15 fl. und 45 fl., bei einer geringe— 
ren Zahl auch unter 15 fl. ſtellen. Dieſe Gebäude würden einen größeren Abzug, als ihnen bisher zuge— 
ſtanden war, nämlich einen Abzug von 20 und 25 Percent erhalten. Im Ganzen würde ſich die Steuer— 
grundlage, daher auch die nach dem beſtehenden Steuerſatze zu bemeſſende Steuerſumme in dieſen Städten 
geringer ſtellen, und müßte der ſich hieraus ergebende Steuerausfall aus anderen Quellen gedeckt 
werden. 

In 39 anderen Städten, welche der urſprünglichen Hauszinsſteuer unterliegen, ſtellen ſich die 
Durchſchnittszinſe eines Gebäudebeſtandtheiles in jeder einzelnen Stadt nicht über 45 fl. und nicht unter 
15 fl. Es wird in dieſen Städten einzelne Gebäude geben, deren Beſtandtheile einen durchſchnittlichen 
Zins über 45 oder unter 15 fl. abwerfen, und würden die erſteren Gebäude bei dem ihnen bisher zuge— 
ſtandenen Abzuge von 15 Percent verbleiben, die letzteren aber einen 25percentigen oder 30percentigen 
Abzug erhalten. Für die meiſten Gebäude wird ſich aber der Durchſchnittszins auf 15 bis 45 fl., daher 
der Abzug auf 20 Percent ſtellen. Im Ganzen und Großen wird daher in dieſen Städten der Abzug 
durchſchnittlich nicht wie bisher 15, ſondern 20 Percent betragen, und wird in Folge deſſen der ſteuerbare 
Reinertrag von 85 Percent auf 80 Percent des Bruttoertrages ermäßigt werden 1), 
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Die 827 Orte, welche nach den Daten vom Jahre 1871 der ausgedehnten Hauszinsſteuer unter— 
liegen, haben dermalen einen Abzug von 30 Pereent für die Gebäudeerhaltungskoſten, und einen Steuer— 
jah, welcher 20 Percent vom Reinertrage und 14 Percent vom Bruttoertrage beträgt. Unter der Vor— 
ausſetzung, daß in dieſen Orten der Steuerſatz auf jene Höhe gebracht werden wird, welche dermalen in den 
urſprünglich zinsſteuerpflichtigen Orten beſteht, d. i. auf die Höhe von 26°/ Percent bom Reinertrage, 
werden ſich in Folge der im Geſetzentwurfe beantragten Beſtimmungen für die einzelnen Gebäude dieſer Orte 
folgende Reſultate ergeben: 
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In jedem einzelnen Orte werden die einen Gebäude in die höhere, die anderen in die geringere Stufe 
der Abzugspercentſcala fallen, daher die erſteren eine geringere, die letzteren eine größere Steuererhöhung 
erleiden. Für den ganzen Ort wird jedoch bei allen Gebäuden durchſchnittlich das Abzugspercent und die 
Steuererhöhung ſich nach dem für dieſen Ort durchſchnittlichen Bruttozinſe richten. Dieſer Bruttozins und 
die für jeden Ort zu gewä rtigende durchſchnittliche Steuererhöhung ift in der Anlage A ausgewieſen. 

Man könnte zwar einwenden, daß der Steuerſatz nach Durchführung der Steuerreform nicht mehr 
26% Percent vom Reinertrage in Anſpruch nehmen, ſondern ſich geringer ſtellen würde, daher bie oben 
angedeuteten Steuererhöhungen nicht eintreten dürften. Allein bei unſeren finanziellen Zuſtänden können 
wir eher eine Erhöhung des Steuerſatzes erwarten, ſchon aus dem Grunde, daß bie Koſten der neuen 
Steuerveran lagung einzubringen ſind, nebſtbei aber jener Ausfall im Steuerertrage gedeckt werden muß, 
welcher ſich in Folge der Erhöhung der Abzugspercente für eine bedeutende Anzahl der Gebäude in Wien 
und in anderen Orten, welche der urſprünglichen Hauszinsſteuer unterliegen, ergeben wird. — Wenn aber 
auch die unerhoffte Herabminderung des Steuerſatzes eintritt, fo wird fie ſicher nur in einem folden Maße 
erfolgen können, daß ſie in den urſprünglich hauszinsſteuerpflichtigen Orten, welche dieſen Steuerſatz der— 
malen haben, eine geringe Ermäßigung der Steuer, hingegen aber in jenen Orten, in welchen die aus— 


Auch die urſprünglich zinsſteuerpflichtigen dalmatiniſchen Städte Zara, Spalato, Cattaro, dann die Stadt 
Salzburg haben den Durchſchnittszins eines Wohnbeſtandtheiles zwiſchen 15 und 45 fl. In dieſen Städten wird 
aber die Hauszinsſteuer dermalen niedriger als in anderen bemeſſen, weßhalb ſie zufolge der im Geſetzentwurfe 
beantragten Aenderungen im Durchſchnitte für alle Gebäude keine Ermäßigung, ſondern eine Erhöhung der Steuer 
zu gewärtigen hätten. 

In Salzburg wird nämlich dermalen die Steuer ſammt Zuſchlägen mit 20 fl. von je 100 fl. des Brutto- 
ertrages bemeſſen, und würde auf 21 fl. 332% fr., daher um 7 Percent erhöht werden. 

In Zara, Spalato und Cattaro wird dermalen für die Erhaltungskoſten ein Drittel des Bruttoertrages in 
Abzug gebracht, und wird von dem übrigbleibenden Reinertrage die Steuer ſammt Zuſchlägen mit 25˙75 bemeſſen, 
wonach ſelbe auf 17 fl. 17 kr. von je 100 fl. des Bruttoertrages entfällt; ſie würde aber durchſchnittlich auf 21 fl. 
33% kr., daher um 24˙3 Percent erhöht werden. 
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gedehnte Hauszinsſteuer befteht, noch immer eine bedeutende Steuererhöhung herbeiführen würde, zumal 
die nach dem bisherigen Beſteuerungsmodus zu erwartende Gebäudeſteuerſumme der erſteren Orte nach den 
in der Anlage H dargeſtellten Daten 82 Percent, jene der letzteren aber nur 18 Percent der geſammten 
Hauszinsſteuerſumme beträgt, woraus erhellt, daß zur Deckung eines Ausfalles, welcher ſich aus der 
Ermäßigung der Steuer in den erſteren Orten um ein Percent ergeben würde, es nothwendig wäre, den 
Steuerſatz im Verhältniſſe zum Bruttoertrage in den letzteren Orten um vier Percent zu erhöhen. 

Daß ein Ausfall im Steuerertrage der zinsſteuerpflichtigen Orte ſich gerechterweiſe auch durch 
Erhöhung der Steuer von den bisher der Hausclaſſenſteuer unterliegenden Gebäuden nicht hereinbringen 
laſſen wird, werden wir im zweiten Theile dieſer Schrift nachweiſen. 

Mag nun aber die Steuererhöhung in den bisher der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterliegenden 
Orten ihrer abſoluten Ziffer nach die oben angedeutete Größe nicht erreichen, ſo wird ſie doch in ihrer 
relativen Ziffer, d. i. im Verhältniſſe zur Steuer jener Orte, welche dermalen der urſprünglichen Hauszins— 
ſteuer unterliegen, in eben derſelben Höhe erfolgen, daher immer eine Steuerüberwälzung von den 
Einen auf die Anderen veranlaſſen. 

Es iſt nunmehr zu erörtern, ob die im Geſetzentwurfe vorgeſchlagenen Maßregeln, welche zu ſolchen 
Folgen führen, gerecht, ob fie nämlich geeignet feien, die Gleichmäßigkeit ber Steuerveranlagung, welche die 
wichtigſte Aufgabe eines Steuerreformgeſetzes bilden ſoll, herbeizuführen, oder wenigſtens die bisher 
beſtandene Ungleichmäßigkeit in einer erheblichen Weiſe zu vermindern. 

Für die im $. 24 beantragte Bemeſſung der Abzugspercente find im Motivenberichte der Regierung 
teine aus factiſchen Zuſtänden entnommenen Gründe angeführt. Bei den Berathungen im Ausſchuſſe haben 
wir erfahren, daß keine Erhebungen, keine Schätzungen gepflogen worden find zur Darweiſung der facti- 
iden Gebäudeerhaltungskoſten und des Verhältniſſes derſelben zum Bruttoertrage. Man hat das Beſte— 
hende zum Ausgangspunkte genommen und eine ziffermäßige Ausgleichung in der Richtung treffen wollen, 
daß die Abzüge bei allen Ortſchaften in den Stufen von 15, 20, 25 oder 30 Percent vom Bruttoertrage 
zu ſtellen ſind und als einziges Merkmal zur Anwendung der höheren oder geringeren Stufe bei 
einem Gebäude der Durchſchnittszins eines Gebäudebeſtandtheiles zu gelten habe. 

Daß aber dieſes Merkmal kein richtiges ijt, erhellt ſchon aus dem Umſtande, daß die Gebäude- 
beſtandtheile in einem Hauſe viel größer ſind als in einem anderen. Zu den Gebäudebeſtandtheilen wollen 
neben den Wohnzimmern auch Boden- und Kellerabtheilungen und andere Nebenlocalitäten gerechnet 
werden, deren Zahl von der Einrichtung und Benutzung des Hauſes abhängt, jedoch auf das Verhältniß 
ber Gebäudeerhaltungskoſten zum Bruttoertrage meiſtens keinen Einfluß hat. In drei- bis fünfſtöckigen 
Zinshäuſern wird es viele Miethparteien geben, daher auch in einem Flächenraume von 100 bis 
150 Quadratklaftern 20 bis 40 Boden- und Kellerabtheilungen untergebracht werden, während in eben- 
erdigen oder einſtöckigen Häuſern bei einem gleichen Flächenraume 2 bis 10 Boden- oder Kellerabtheilungen 
beſtehen. 

Offenbar ſind andere Umſtände für die Beurtheilung des Verhältniſſes der Gebäudeerhaltungs— 
foften zum Bruttoertrage maßgebend, nämlich: die klimatiſchen Verhältniſſe, die Bauart, bie Vere 
miethungsverhältniſſe, das Verhältniß des Bruttoertrages zum Flächeninhalte der Bauarea oder des 
Werthes dieſer Area zu dem in den Bau ſelbſt angelegten Capitale. Auf alle dieſe Verhältniſſe wird aber 
im Geſetzentwurfe bei der Feſtſtellung der Abzugspercente gar keine Rückſicht genommen. 

Daß in den klimatiſchen Verhältniſſen zwiſchen den einzelnen Ländern, ja zwiſchen den Gebirgs- und 
anderen Gegenden desſelben Landes Unterſchiede vorkommen, welche auf die Gebäudeerhaltungskoſten ein— 
fließen, iſt unleugbar. Eben ſo wenig kann geleugnet werden, daß die Erhaltungs- und Abnützungskoſten 
der aus ſchlechterem Materiale gebauten Häuſer im Verhältniſſe zum Werthe und Ertrage derſelben größer 
ſind als die Erhaltungskoſten der aus beſſerem Materiale gebauten, und gerade iſt das zum Baue verwen— 
dete Materiale in den größten Städten im Allgemeinen bedeutend beſſer, als in den kleineren Ortſchaften. 
Die Vermiethungsverhältniſſe haben ſich in den größten Städten, insbeſondere in Wien, zu Gunſten der 
Hauseigenthümer derart geftaltet, daß Termine feſtgeſtellt find, in welchen die Wohnparteien ein- und aus: 
ziehen, ohne daß der Hauseigenthümer auch nur einen Zinstag verliert; ferner, daß die Wohnparteien die 
Wohnung ſelbſt nicht nur in Stand halten, ſondern auch einrichten, daß die einziehende Wohnpartei die 
von der ausziehenden bewirkten Einrichtungen ablöſt oder auf eigene Koſten die Einrichtung (die Ausſtat— 
tung der Wände mit Tapeten, Lackiren der Thüren und Fenſter u. dgl.) beſorgt; da hingegen in anderen 
Ortſchaften dieſe Auslagen ganz oder zum großen Theile dem Hauseigenthümer zur Laſt fallen und der 
Hauseigenthümer nach dem Ausziehen einer Partei die Wohnungseinrichtungen verbeſſern oder neu 
anſchaffen muß, zwiſchen dem Ausziehen der einen und Einziehen der anderen Partei aber eine Zeit ver— 
geht, während welcher der Hauseigenthümer keinen Zins bezieht. 
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Der Werth der Bauarea hat ebenfalls einen bedeutenden Einfluß auf das Verhältniß der Gebäude— 
erhaltungskoſten zum Geſammtbruttoertrage eines Gebäudes. 

Um in dieſer und auch in den anderen angedeuteten Beziehungen eine Vergleichung zwiſchen den 
hauszinsſteuerpflichtigen Orten anzuſtellen, müſſen wir die Stadt Wien zum Ausgangspunkte nehmen, zumal 
diefe, die Reichthümer der Monarchie an fih ziehende Großcommune eine bedeutende Rolle in der 
Gebäudeſteuer ſpielt, denn die Summe der Erträgniſſe ihrer Gebäude bildet die Hälfte der Geſammt— 
erträgniſſe aller der Hauszinsſteuer unterliegenden Gebäude, und wird diefe Summe laut Anlage B ftets 
durch Neubauten in einem weit höheren Maße als in allen anderen Orten vergrößert. 

Keiner beſonderen Sachkenntniß bedarf man, um zu erkennen, daß bei Gebäuden am Graben, 
Kohlmarkt und anderen dergleichen beſuchteſten Plätzen und Gaſſen Wiens, wo eine von der Miethpartei 
eingerichtete Gewölbslocalität einen Zins von 2000 bis 5000 fl. abwirft, bie Erhaltungskoſten factiſch 
nicht 15 Percent vom Bruttoertrage, ſondern bedeutend weniger in Anſpruch nehmen können. Dieſer 
hohe Miethzins iſt durch die für den Verkehr günſtige Lage begründet. Dieſe Lage bringt es mit ſich, 
daß der Werth der Bauarea groß iſt. Das in die Bauarea angelegte Capital trägt Zinſen. Dieſes 
Capital wird nicht abgenützt und erfordert die Erhaltungskoſten nicht. Nur für das in den Bau ſelbſt 
angelegte Capital ſind Erhaltungs- und Abnützungskoſten erforderlich. In den beſuchteſten Plätzen und 
Gaſſen der inneren Stadt Wien iſt die Quadratklafter Bauarea ſchon mit 900 bis 7000 fl. bezahlt 
worden, während die Ueberbauung dieſer Area bei gewöhnlichen drei- bis vier- und fünfſtöckigen Zins— 
häuſern 900 bis 1200 fl., bei mit mehr Luxus gebauten Häuſern bis 1500 fl. koſtet. Bei ſolchen 
Häuſern verhält fid) der Werth der Bauarea zu dem in den Bau ſelbſt angelegten Capitale wie 100, 200, 
300, 400, 500 und in maximo wie 600 zu 100. Hieraus ergibt ſich, daß der Werth der Bauarea, ſo 
wie der auf dieſen Werth entfallende Ertrag 50, 66, 75, 80 und 86 Percent, das in den Bau ſelbſt angelegte 
Capital und der Ertrag desſelben aber 50, 34, 25, 20 und 14 Percent des Geſammtwerthes und Ertrages 
dieſer Häuſer bildet. Da aber für dieſe Gebäude, welche einen durchſchnittlichen Miethertrag über 45 fl. 
für einen Beſtandtheil haben, für die Erhaltungs- und Abnützungskoſten 15 Percent von dem geſammten 
Bruttoertrage in Abſchlag gebracht werden wollen, ſo würde ſich dieſer Abzug im Verhältniſſe zu dem 
Ertrage des in den Bau angelegten Capitales, welches allein der Erhaltungs- und Abnützungskoſten 
bedürftig iſt, auf 30, 45, 60, 80 und 105 Percent ſtellen. Eine ſolche Bemeſſung der Abzugspercente 
tann zur Gleichmäßigkeit der Beſteuerung dieſer Gebäude nicht führen, um fo weniger zur Gleichmäßigkeit 
der Beſteuerung dieſer ertragreichſten Gebäude im Verhältniſſe zu jenen in den entfernteren Vorſtädten, 
wo der Werth der Bauarea viel geringer iſt, wo die Erhaltungskoſten vieler Gebäude auch anderer 
Umſtände wegen ſich im Verhältniſſe zum Bruttoertrage höher ſtellen. Zu dieſen Umſtänden gehört ins— 
beſondere die Art der Benützung der Gebäude und deren Bauart. Niemand wird es leugnen können, daß 
die Fabriksgebäude eher abgenützt werden als andere — daß die Erhaltung dreier Dächer, welche in drei 
einſtöckigen Vorſtadthäuſern zuſammen 180 Beſtandtheile decken, bedeutend mehr Tote, als die Erhaltung 
eines Daches, welches in einem vierſtöckigen Hauſe eine gleiche Zahl der Beſtandtheile deckt. 

Obgleich in einem geringeren Maße, als in Wien, würden ſich aus ähnlichen Gründen auch in 
anderen hauszinsſteuerpflichtigen Orten Ungleichmäßigkeiten in der Beſteuerung der einzelnen Gebäude 
ergeben, zumal unter dieſen Orten viele vorkommen, wo die einen Gebäude gemauert und feuerfeſt gedeckt, 
die anderen aber von Holz oder Flechtwerk gebaut, mit Schindel- oder auch Strohdächern verſehen ſind. 


Im offenbaren Nachtheile gegenüber Wien befinden ſich ſchon dermalen alle Orte, welche der 
urſprünglichen, nach denſelben Modalitäten wie in Wien veranlagten Hauszinsſteuer unterliegen; 
denn in keinem dieſer Orte ſind die Werthe der Bauplätze und der Ertrag der Gebäude im Verhältniſſe zu 
den in den Bau gelegten Capitalien ſo groß — in keinem derſelben haben ſich die Vermiethungsverhält— 
niſſe durch Ueberwälzung der Einrichtungs- und anderer Laſten auf die Miethparteien für die Hausbeſitzer 
ſo günſtig geſtaltet — in den meiſten dieſer Orte ſind die Bauart und die Baumaterialien, in vielen auch 
die klimatiſchen Verhältniſſe ſchlechter — in allen dieſen Orten ſind daher die Erhaltungskoſten der Gebäude 
im Verhältniſſe zum Bruttomiethzinſe durchſchnittlich bedeutend größer als in Wien. — Gegenüber 
Wien gebührt einem jeden dieſer Orte eine den localen Verhältniſſen entſprechende, größere oder geringere, 
durchgehends aber eine bedeutend höhere Steuerermäßigung, als ſolche denſelben laut der oben dargeſtellten 
Berechnung zugedacht werden will. 

In Bezug auf die Orte, welche der urſprünglichen Hauszinsſteuer unterliegen, wird man vielleicht 
den Grund geltend machen wollen, daß die Werthverhältniſſe der Gebäude ſich in die ſeit Jahren beſte— 
hende hohe Steuer eingefügt, und dadurch auch die Ungleichmäßigkeiten der Beſteuerung ſich von ſelbſt 
ausgeglichen haben. : 

Allein diefer Grund — wenn er überhaupt bei einer die Steuerausgleichung bezweckenden Reform 
anwendbar wäre — kann nicht angeführt werden für die beabſichtigte übermäßige Steuererhöhung 
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bei den Gebäuden jener Orte, welche dermalen der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterliegen; für eine 
Steuererhöhung welche ſowohl in ihrer abſoluten Ziffer, als auch relativ, namentlich im Verhältuiſſe zu 
Wien, höchſt ungerecht und drückend wäre. 

In dieſen kleineren Orten ift der Werth der Bauarea überhaupt fer gering; bei den meiſten Gee 
bäuden hat er gar keine Bedeutung. In dieſen Orten nun ſoll ein Abzug für die Gebäudeerhaltungskoſten 
feſtgeſtellt werden, welcher im Verhältniſſe zum Ertrage des in den Bau gelegten Capitales viel geringer 
iſt als in Wien, und zwar geringer nicht nur bei den einzelnen Gebäuden, ſondern auch durchſchnittlich, 
weil der Werth der Bauarea in dieſen Orten auch durchſchnittlich bedeutend niedriger iſt, als in Wien. 
Factiſch ſind die Gebäudeerhaltungskoſten in den erwähnten Ortſchaften nicht nur im Verhältniſſe zum 
geſammten, den Werth der Bauarea einſchließenden Ertrage der Gebäude, ſondern auch im Verhältniſſe 
zum Ertrage des eigentlichen Baucapitales bedeutend größer als in Wien, weil in dieſen Orten alle 
anderen Verhältniſſe — Bauart, Baumaterialien, Vermiethungsverhältniſſe — fid) für die Hausbeſitzer 
bedeutend ſchlechter geſtalten, als in Wien. 

Bei genauer Erwägung aller dieſer Verhältniſſe wird man ſich der Ueberzeugung kaum verſchließen 
lönnen, daß die dermalen geltende Beſteuerung, welche in Wien 22˙66% Percent und in den erwähnten Orten 
14 Percent, daher in dieſen letzteren Orten um 8.66% Percent vom Bruttoertrage weniger als in Wien in 
Anſpruch nimmt, im Ganzen und Großen gerechter und gleichmäßiger iſt, als jene, welche nach 
den im vorliegenden Geſetzentwurfe beantragten Beſtimmungen einzutreten hätte. 

Man wird ſich wenigſtens der Ueberzeugung nicht verſchließen wollen, daß ſolche tiefgreifende Maß— 
regeln ohne genaue Erwägung der maßgebenden factif den Verhältniſſe nicht beurtheilt werden dürfen, 
und da über dieſe Verhältniſſe keine genauen Daten und Erhebungen vorliegen, der Gegenſtand auch nicht 
als ſpruchreif angeſehen werden kann. 


II. 
In Bezug auf die Beſteuerung nach dem Nutzungswerthe. 


Dieſer bei uns neuen Art der Beſteuerung ſollen dem Geſetzentwurfe gemäß, hauptſächlich jene 
Orte unterzogen werden, deren Gebäude dermalen in der Regel der Hausclaſſenſteuer unterliegen. 

Im Steuerreformausſchuſſe ift zu wiederholten Malen bie Anſicht geltend gemacht worden, daß die 
beſtehende Hausclaſſenſteuer im Verhältniſſe zur Hauszinsſteuer viel zu gering ſei. Für dieſe Anſicht ſind 
aber keine Gründe, keine Daten angeführt worden. — Die vom Finanzminiſterium geſammelten Daten 
ſprechen eher gegen dieſe Anſicht. In den dem Regierungsmotivenberichte beigeſchloſſenen ſtatiſtiſchen 
Tabellen (Seite 14) finden wir eine Berechnung des, der gegenwärtigen Hausclaſſenſteuer nach dem Um— 
lagsmaßſtabe für die ausgedehnte Hauszinsſteuer entſprechenden Bruttomiethzinſes eines Wohnbeſtand— 
theiles. Dieſer Bruttoertrag geſtaltet ſich verſchiedenartig bei den einzelnen Claſſen, beträgt aber in ſeinen 
Extremen, und zwar in der unterſten XII. Claſſe bei Gebäuden mit drei Wohnbeſtandtheilen 3 fl. 89 kr., in 
der höchſten, 1. Claſſe 35 fl. für einen Wohnbeſtandtheil. Nach den im Finanzminiſterium vorfindigen 
Daten aus dem Jahre 1871 ſind 827 Orte der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterzogen. Von dieſen 
Orten haben die größten (211 an der Zahl) den Durchſchnittszins eines Gebäudebeſtandtheiles über 15 fl. 
Mit einem geringeren Durchſchnittszinſe ſind die übrigen 616 Orte, und zwar 422 mit einem Durchſchnitts— 
zinſe von 5 bis 15 fl., 116 mit 3 bis 5 fl., und 78 mit 1 bis 3 fl. ausgewieſen. Wenn nun auch die 
obigen Durchſchnittszinſe für einen Gebäudebeſtandtheil, daher nicht nur für die Wohn-, ſondern auch für 
die Nebenlocalitäten ausgewieſen erſcheinen, ſo iſt doch zu erwägen, daß bei Vermiethungen der größeren 
Objecte die Zahl ber Wohnbeſtandtheile jene der Nebenlocalitäten in der Regel überſteigt und bei Vere 
miethungen von einer oder wenigen Stuben für kleine Miethparteien entweder wenige oder keine Neben— 
localitäten zugegeben werden, daß daher die durchſchnittlichen Miethzinſe der eigentlichen Wohn beſtand— 
theile in den erwähnten Orten ſich kaum auf das Doppelte des für einen Beſtandtheil ausgewieſenen 
Durchſchnittszinſes, ſomit in 422 Orten auf 10 bis 30 fl., in 116 Orten auf 6 bis 10 fl., in 78 Orten 
auf 3 bis 6 fl., und im Ganzen und Großen noch immer niedriger ſtellen, als der obenerwähnte, für die 
der Hausclaſſenſteuer unterzogenen Gebäude berechnete Bruttozins, von welchem eine Steuer entrichtet 
wird, welche der ausgedehnten Hauszinsſteuer der gedachten 616 Orte gleichkommt. Hiebei iſt noch zu 
erwägen, daß in dieſen Orten Vermiethungen vorwiegen, daher auch die wirkliche Ertragsfähigkeit der 
Gebäude größer iſt, als in Orten, wo Vermiethungen nicht vorwiegen, und die Hausclaſſenſteuer vor— 
herrſchend iſt. 
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Die erwähnten Daten und Erwägungen deuten darauf hin, daß die ſchon dermalen hochgeſtellte 
Hausclaſſenſteuer — welche ſeit 1850 eine Erhöhung von 30, ſodann von 100 Percent über die urfprüng— 
lichen Tarife erlitten hat — gerechterweiſe im Großen und Ganzen nicht erhöht werden könne. Bei einer 
gerechten Einſchätzung des ſteuerbaren, reinen Nutzungswerthes der Gebäude, welche dieſer Steuer 
zu unterliegen haben, wären daher finanzielle Vortheile — das iſt eine Vergrößerung des Steuereinkommens 
— nicht zu erwarten. Dieſe Einſchätzung würde aber bedeutende often verurſachen, welche in den ſtati— 
ſtiſchen Tabellen (Seite 243) auf 1.030,500 fl. veranſchlagt worden find, und dieſer Voranſchlag wird 
vorausſichtlich bedeutend überſchritten werden. Die erſchwerte Evidenzhaltung wird auch eine Koſtenver— 
mehrung zur Folge haben. Bedeutende Koſten werden endlich aus den beantragten periodiſchen, alle 
fünf Jahre wiederkehrenden Reviſionen erwachſen. Es muß daher genau erwogen werden, ob und in wie 
weit es angemeſſen iſt, an der beſtehenden Hausclaſſenſteuer, in welche ſich die Werth- und Vermögens— 
verhältniſſe ſchon eingefügt haben, zu rütteln. 

Wenn man aber willens iſt, über dieſe ſchwer wiegenden Bedenken hinauszugehen, und eine neue 
Steuergrundlage für die bisher der Hausclaſſenſteuer unterliegenden Gebäude durch Einſchätzung des 
ſteuerbaren Nutzungswerthes zu ſchaffen, ſo ſollen die ſich darauf beziehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
nicht unbillig ſein, nicht eine die Einſchätzung einzwängende, fiscale Richtung verfolgen, wie dies gerade 
im vorliegenden Geſetzentwurfe der Fall iſt. 

In Bezug auf fiscale Richtung iſt die Regierungsvorlage des Jahres 1869 und der damals im 
Ausſchuſſe des Abgeordnetenhauſes beſchloſſene Antrag durch den gegenwärtig vorliegenden Entwurf über— 
boten. 


Schon in den Anträgen des Jahres 1869 war die für das flache Land nicht paſſende Beſtimmung 
enthalten, daß ber Nutzungswerth der Gebäude nach der Anzahl und Größe der Woh beſtandtheile ein- 
zuſchätzen ift “). Im gegenwärtigen Geſetzentwurfe will aber auch die Anzahl und Größe der zu den Woh- 
nungen gehörigen Nebenlocalitäten bei der Einſchätzung berückſichtigt werden ($. 18). Als Neben- 
localitäten werden beiſpielsweiſe die Speiſekammern, Böden, Keller angeführt und hiezu ein recht dehn— 
bares et cetera beigefügt *). Dieſe Beſtimmung, im Zuſammenhange mit der anderen über die Minimal— 
ſätze des Nutzungswerthes für jeden Wohnbeſtandtheil, zwingt der Einſchätzung eine ſolche Richtung auf, 
daß nicht jener wirkliche und richtige Nutzungswerth, welchen das Gebäude als ein Ganzes unter den 
gegebenen Verhältniſſen hat, zu erfaſſen, ſondern vielmehr die Nutzungswerthe aller Gebäudebeſtandtheile 
zu ſuchen und aus der Summe derſelben der Nutzungswerth des ganzen Gebäudes feſtzuſtellen ſein wird. 
Ein ſolcher Vorgang dürfte den Verhältniſſen großer Städte entſprechen, weil in dieſen ein jeder Gebäude— 
beſtandtheil einen Miethwerth und auch Miethertrag haben kann. Auf dem flachen Lande haben aber die 
ſogenannten Nebenlocalitäten entweder keinen, oder einen geringen Nutzungswerth und werden auch 
meiſtens zur Aufbewahrung landwirthſchaftlicher Producte oder zu anderen landwirthſchaftlichen Zwecken 
benützt ***), In Dörfern und auch in kleineren Städten gibt es Gebäude, welche unter vorübergehenden 


— 


+) Antrag des Steuerreformausſchuſſes vom Jahre 1869, 88. 13 und 14 lit, a, 

**) Dieſe Beſtimmung ijt noch erhärtet durch die im Motivenberichte der Regierung (Seite 14) dargelegte An— 
ſchauung, welche bei der Ausführung des Geſetzes fid) wird Geltung verſchaffen wollen; durch die Auſchauung nämlich, 
daß bei den nach dem Nutzungswerthe zu beſteuernden Gebäuden die Nebenlocalitäten „in der für das ganze Haus 
erhobenen Wer thſumme ebenſo vollſtändig berückſichtigt erſcheinen, wie in dem vertragsmäßig vereinbarten 
Jahreszinſe für eine Wohnung in zinsſteuerpflichtigen Orten“. 

TEN) So z. B. Böden, Keller in Bauernhäuſern, oder die in Wohnhäuſern eingebauten Räume für Wägen, Vieh 
u. dgl., welche, da ſie Beſtandtheile der Wohnhäuser bilden unter die im $. 2, Punkt 8, von der Steuer befreiten tand- 
wirhicpaftlichen Gebäude nicht gehören dürften. Aus dieſem Anlaſſe glauben wir eine im Regierungsmotivenberichte 
(Seite 22 und 23) enthaltene Anſchauung hervorheben zu müſſen, welche dahin geht, daß der Ertrag jener Gebäude, 
welche zur Beſchaffung des von der Grundſteuer getroffenen Ertrages nothwendig ſind, bei Ermittlung des ſteuerbaren 
Gr undertrages nicht berückſichtigt ijt, — ferner, „daß jhon durch die Befreiung der ſelbſtbenützten landwirthſchaftlichen 
Geb dude von der Gebäudeſteuer von Seite der Geſetzgebung eine Conceſſion gemacht wird, die fic) principiell 
keineswegs rechtfertigen läßt und nur durch techniſche Schwierigkeiten begründet werden kann“. — Solche 
Anſchauungen können nicht für's Allgemeine principiell aufgeſtellt werden, denn es muß hiebei auf den Stand der 
jeweilig beſtehenden Geſetzgebung Bedacht genommen werden. — Unſer Grundſteuergeſetz vom 24. Mai 1869, welches 
bei Abfaſſung des Motivenberichtes über die Gebäudeſteuer in Vergeſſenheit gerathen zu ſein ſcheint, läßt den ſteuerbaren 
Reinertrag der Grundſtücke derart feſtſtellen, daß dadurch jener Ertrag erfaßt werde, welcher ſich unter der Vorausſetzung 
einer im Diftricte gemeingewöhnlichen Bewirthſchaftung nach Abſchlag aller nothwendigen gemeingewöhnlichen 
Bewirthſchaftungs- und Gewinnungskoſten durchſchnittlich für jeden Beſitzer ergibt. — Der gemeingewöhnliche Ertrag 
der Grundſtücke ift ohne gemeingewöhnliche landwirthſchaftliche Gebäude nicht erzielbar; er kann daher nur jo erfaßt 
werden, wie er ſich von den Grundſtücken ſammt den erforderlichen Gebäuden ergibt. — Der Ertrag der landwirthſchaft⸗ 
lichen Gebäude wäre in dem eingeſchätzten gemeingewöhnlichen Grundertrage nur in dem Falle nicht einbegriffen, 
wenn man bei der Grundertragsſchätzung nicht nur die Koften der Erhaltung und Abnützung der EE 
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einen Zinsertrag oder fonft einen Nutzen verſprechenden Verhältniſſen — z. B. für Unterbringung des 
Militärs oder eines Amtes und deſſen Beamten oder für zahlreiche Mitglieder einer Körperſchaft oder 
einer Familie — erbaut, mit der Aenderung dieſer Verhältniſſe aber ganz oder zum Theile unvermiethbar 
und nutzlos geworden ſind oder einen ſehr geringen Nutzen abgegeben. 

Bei Einſchätzung des Nutzungswerthes aller dieſer Gebäude in Orten, wo Vermiethungen zwar nicht 
vorwalten, aber ein größerer Theil der Gebäude fortdauernd vermiethet iſt, ſoll nach dem Geſetzentwurfe 
(8. 18 a) zur Gewinnung ziffermäßiger Anhaltspunkte auf die üblichen durchſchnittlichen Miethzinſe der 
unmittelbar vorausgegangenen fünf Jahre Bedacht genommen werden. Welcher Theil der vermietheten 
Gebäude als ein größerer zu betrachten, und wie die Bedachtnahme auf die Miethzinſe zu geſchehen habe, 
ift den Anſichten der ausführenden Organe überlaffen, und nicht einmal die nothwendige und gerechte 
Be ſſtimmung aufgenommen worden, daß diefe Bedachtnahme nur unter genauer Berückſichtigung der Bere 
miethbarkeit und Ertragsfähigkeit der vorwiegenden Anzahl unvermietheter Gebäude ſtattfinden dürfe. 


Die Ertragsverhältniſſe der Gebäude in Orten, wo Vermiethungen vereinzelt oder gar nicht vor— 
kommen, find ſchon dieſes Umſtandes wegen offenbar verſchieden von den Ertragsverhältniſſen jener Orte, 
wo Vermiethungen in größerer Zahl vorkommen. Der Geſetzentwurf zwingt aber den ausführenden 
Organen die Anſchauung auf, daß die Nutzungswerthverhältniſſe der erſteren Orte jenen der letzteren 
ähnlich ſeien und nach dieſen beurtheilt werden können. Der Geſetzentwurf läßt nämlich auch in Orten, in 
welchen Vermiethungen vereinzelt oder gar nicht vorkommen, einen ziffermäßigen Anhaltspunkt für die 
Einſchätzung des Nutzungswerthes der Gebäude in den durchſchnittlichen Miethzinſen der anderen, ähnliche 
Verhältniſſe beſitzenden naheliegenden Orte ſuchen, ohne anzudeuten, wie die Aehnlichkeit und das 
Naheliegen zu verſtehen und zu beurtheilen ſei. 


Im Abſatze e des $. 18 wird den Einſchätzungscommiſſionen ein Minimum aufgezwungen, 
unter welches ſie den Bruttonutzungswerth nicht einſchätzen dürfen, und will dieſes Minimum nicht für 
ein ganzes Gebäude, fondern für einen Wohnbeſtandtheil feſtgeſtellt werden, fo daß ein kleines Gebäude, 
wenn es eine Schlafſtelle unter dem Dache oder einen durch Holzwand in zwei getheilten Wohnungsraum 
hat, ſchon bedeutend höher eingeſchätzt werden müßte, als ein Gebäude von gleicher Größe, welches keine 
ſolchen Abtheilungen beſitzt. 


Das Minimum will bei Gebäuden mit einem Wohnbeſtandtheile auf 10 fl., bei Gebäuden mit zwei 
oder drei Wohnbeſtandtheilen auf 7, bei den übrigen Gebäuden auf 8 fl. für einen Wohnbeſtandtheil 
feſtgeſetzt werden“). 


Gebäude, ſondern auch den eigentlichen Ertrag dieſer Gebäude — nämlich die Zinſen von dem in dieſe Gebäude ange— 
legten Capitale — als eine Auslage betrachten und dieſelbe vom Grundertrage in Abzug bringen würde. — So iſt es in 
Preußen geſchehen, wo das Geſetz die Grundſtücke, mit Ausſchließung der Gebäude, einſchätzen ließ, und 
wo die Centralcommiſſion im Sinne des Geſetzes principiell entſchieden hat, daß die Zinſen des Gebäude- und Inven— 
tarialcapitals als Abzugsgegenſtand zu betrachten ſeien. — Anders verhält ſich die Sache bei uns. Bei der Berathung 
des Grundſteuergeſetzes im Haufe der Abgeordneten wurde der Antrag geſtellt, nur die Erhaltungs- und Abnützungs— 
foften der Gebäude zu erheben und in Abſchlag zu bringen; dieſer Antrag ift aber gefallen (Sitzung des Abgeordneten— 
hauſes vom 17. April 1869, ſtenogr. Prot. Seite 5618). Freundlicher wurde ein ähnlicher Antrag im Herrenhauſe vom 
damaligen Finanzminiſter aufgenommen, welcher erklärte, daß die Erhaltungs- und Abnützungskoſten der Gebäude nicht 
ſpeciell zu erheben ſeien, aber in einem gewiſſen Betrage berückſichtigt werden können (Sitzung des Herrenhauſes vom 
12. Mai 1869, ſtenogr. Prot. Seite 1997). — Den Antrag aber, daß auch der Ertrag der landwirthſchaftlichen 
Gebäude — das iſt: die Zinſen von dem in dieſe Gebäude angelegten Capitale — bei der Grundertragsſchätzung in 
Abzug gebracht werde, hat ſich Niemand bei uns zu ſtellen getraut. Dieſer Ertrag der Gebäude wird daher bei uns im 
eingeſchätzten Grundertrage einbegriffen ſein, und zwar nicht nur der Ertrag der Scheuern, Speicher und der zur Erzeu— 
gung des Düngers und Verwerthung des Futters nothwendigen Stallungen, ſondern auch der Ertrag der Wohnungen 
landwirthſchaftlicher Beamten und Diener, zumal bei der Einſchätzung des Grundertrages auch keine Rückſicht genommen 
wird auf die Verwaltungskoſten, welche nicht nur beim Großgrundbeſitze, ſondern auch beim Kleingrundbeſitze beſtehen, 
da der Bauer ſeine Zeit und Mühe der Verwaltung ſeines Grundbeſitzes widmet. — Gegen den Vorgang, daß die Zinſen 
des Gebäudecapitales keinen Abzugsgegenſtand bei der Grundertragsſchätzung bilden, wollen wir keine Einwendung 
erheben, weil die Ausſcheidung des Ertrages der landwirthſchaftlichen Gebäude vom gemeingewöhnlichen, ohne dieſe 
Gebäude nicht einmal denkbaren Grundertrage, und die abgeſonderte Einſchätzung und Beſteuerung dieſer Gebäude unge— 
meine Schwierigkeiten und Willkürlichkeiten zur Folge haben würde. 

Allein unter dieſen Umſtänden kann von einer durch die Geſetzgebung der Landwirthſchaft gemachten, principiell 
nicht zu ^ tfertigenden, in der Befreiung landwirthſchaftlicher Gebäude von ber Gebäudeſteuer liegenden „Coneeſſion“ 
keine Rede ſein. 


*) Im Regierungsentwurfe vom Jahre 1869 war das Minimum geringer feſtgeſetzt, nämlich für Gebäude mit 
nur einem Wohnbeſtandtheile auf 6 fl., für andere Gebäude auf 5 fl. für einen Wohnbeſtandtheil. In dem damaligen 
Entwurfe des Steuerreformausſchuſſes war dieſes Minimum angenommen, jedoch mit der Beſchränkung auf die 
benützten Wohnbeſtandtheile. Auch dieſe Beſchränkung iſt in dem dermaligen Geſetzentwurfe weggefallen. 


Durch dieſe Feſtſtellung des Minimums werden zunächſt jene Gebäude mit ein bis drei Wohnbeſtand— 
theilen getroffen, welche dermalen in die XII. Hausſteuerclaſſe fallen und ſammt Zuſchlägen 1 fl. 63 kr. an 
Steuer entrichten. Zufolge des feſtgeſtellten Minimums dürften dieſe Gebäude, wenn ſie einen Wohn— 
beſtandtheil haben, nicht unter 10 fl., wenn ſie zwei Wohnbeſtandtheile haben, nicht unter 14 fl., wenn ſie 
drei Wohnbeſtandtheile haben, nicht unter 21 fl. eingeſchätzt werden. Bei Anwendung auch des höchſten 
für Erhaltungskoſten im 8. 24 geſtatteten Abzuges von 30 Percent und des anzuhoffenden Steuerſatzes 
von 26% Percent vom Reinertrage dürften bie erſteren Gebäude nicht unter 1 fl. 87 kr., die zweiten nicht 
unter 2 fl. 61 kr., die dritten nicht unter 3 fl. 92 kr. beſteuert werden; es würden daher im günſtigſten 
Falle die erſteren Gebäude, gegenüber der bisher entrichteten Steuer von 1 fl. 63 kr., eine Steuerhöhung 
von 9 Percent, die zweiten eine Steuerhöhung von 60 Percent, und die dritten von 140 Percent erleiden. 


Im 8.18 lit. e des Geſetzentwurfes ift zwar ein zweites Alinea enthalten, welche den Nutzungswerth 
der Morlakenhütten i in Dalmatien, dann der Rohrhütten, Erdhütten und anderen ſchlechteſten Hütten auch 
unter das oben gedeutete Minimum zu ſtellen geſtattet. Dieſe Hütten haben aber auch dermalen einen 
geringeren Steuerſatz, welcher ſammt Zuſchlägen 81½ tr., in Dalmatien 41 kr. beträgt, welcher aber con- 
ſequenterweiſe, ebenſo wie jener der anderen Häuſer von geringem Werthe, in demſelben, und vielleicht in 
einem noch höheren percentualen Verhältniſſe erhöht werden dürfte. Ueberdieß hat der Steuerreform— 
ausſchuß die Regierungsvorlage hierin derart geändert, daß der Nutzungswerth unter dem feſtgeſetzten 
Minimum nur bei jenen Erdhütten angeſetzt werden könne, welche kein Mauerwerk haben, ſo daß dieſe 
Hütten von der gerechten Begünſtigung ſchon ausgeſchloſſen wären, wenn ſie einen gemauerten Kamin 
oder Feuerherd beſitzen. 


Doch abgeſehen von der für derlei ſchlechteſte Hütten geſtatteten Ausnahme, iſt zu erwähnen, daß 
das im Geſetzentwurfe beantragte Minimum für die zu dieſer Ausnahme nicht gehörigen Gebäude einer 
aus factiſchen Zuſtänden geſchöpften Begründung entbehrt. 


Beim Finanzminiſterium haben wir zwar die in der Anlage 4 zuſammengeſtellten Daten über die 
Durchſchnittsmiethzinſe eines Gebäudebeſtandtheiles gefunden, jedoch nur aus ſolchen Orten, welche der 
Hauszinsſteuer ganz unterliegen, weil die Vermiethungen daſelbſt vorwiegen, welche Orte daher ſchon aus 
dieſem Grunde beſſere Gebäudeertragsverhältniſſe haben, als jene, in welchen die Vermiethungen nicht 
vorwiegen, und welche der Steuer nach dem eingeſchätzten Nutzungswerthe zu unterliegen haben. In 116 
dieſer Orte beträgt der Durchſchnittszins für einen Gebäudebeſtandtheil 3 bis 5 fl., in 78 aber nur 1 bis 
3 fl. für einen Gebäudebeſtandtheil. Viele dieſer Orte ſind in Ländern und Gegenden gelegen, wo es keine 
Morlaken-, Rohr- und Erdhütten gibt, auf welche die Ausnahme von dem Minimum anwendbar wäre. Die 
daſelbſt für einen Gebäudebeſtandtheil ausgewieſenen Durchſchnittszinſe würden ſich für einen Wohn— 
beſtandtheil kaum mehr als auf's Doppelte ſtellen. — Dief find aber Durchſchnittszinſe von ganzen Orten; 
bei den einzelnen Gebäuden können ſich die Zinſe oder Zinswerthe noch niedriger, daher offenbar geringer 
ſtellen, als die im Geſetzentwurfe für den Nutzungswerth feſtgeſetzten Minimalſätze von 10 fl. und 7 fl. 


Nach den bisherigen Vorſchriften war — bei allen der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterliegenden 
vermietheten Gebäuden, bei welchen die Steuer nach dem Miethzinſe geringer entfiel als die Hausclaſſen— 
ſteuer — der Steuerbetrag nach den für die Hausclaſſenſteuer beſtehenden Beſtimmungen zu bemeſſen und 
einzuheben. Nach dem neuen Geſetzentwurfe wird dies nicht mehr der Fall ſein. Es dürften ſich daher Fälle 
ereignen, daß die nach dem Miethzinſe zu bemeſſende Steuer in Orten, wo Vermiethungen vorwiegen, für 
die geringſten Gebäude niedriger fein wird, als die nach dem feſtgeſetzten Minimalſatze des Nutzungs- 
werthes zu bemeſſende Steuer in naheliegenden Orten, wo Vermiethungen vereinzelt oder gar nicht vor— 
kommen. 


Bei den Ausſchußberathungen iſt zur Begründung des für den Nutzungswerth beantragten Minimums 
die Erreichung eines finanziellen Zweckes geltend gemacht worden. Von den 2,638.866 Häuſern, welche 
dermalen der Hausclaſſenſteuer unterliegen, ſind 2,363.211 oder 89.55 Percent in die geringſte 
XII. Claſſe eingereiht. Es will für ſolche Häuſer ein Minimum des Nutzungswerthes feſtgeſtellt werden, 
um einen Ausfall im Steuerertrage zu verhindern, ja auch eine Vermehrung dieſes Ertrages zu erzielen, 
zumal dieſe Vermehrung für die Beſitzer ſolcher Häuſer nicht drückend wäre, da auch ein vom Taglohn 
lebender Hausbeſitzer eine allenfalls auf 1 fl. 87 fr., 2 fl. 61 fr., 3 f. 92 kr. entfallende Steuer von ſeinem 
Erwerbe aufbringen kann. 


In Folge der Feſtſtellung eines Minimums aus dieſen Gründen würde aber die Steuer bei allen 
Gebäuden, deren wirklicher Nutzungswerth unter das feſtgeſetzte Minimum fällt, nicht mehr das Gebäude, 
ſondern den perſönlichen Erwerb vom Taglohne treffen, und um gleichmäßig zu ſein, müßte ſie auch auf 
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jene Orte, welche der Hauszinsſteuer unterliegen, ausgedehnt werden, und müßte ferner bei deren Bemeſſung 
auf den Preis des Taglohnes, welcher in den einen Orten bedeutend höher iſt, als in den anderen, Rückſicht 
genommen werden. 


Der obgedachte finanzielle Zweck ließe ſich in einer viel ſicheren und ſogar gerechteren Weiſe erreichen 
durch Aufſtellung eines Minimalſatzes für die Steuer ſelbſt. Dies wird geſchehen können nach 
Beendigung der Gebäudeeinſchätzungsoperationen auf Grund der hiebei geſammelten Daten, 
und zwar in dem im $. 23 des Geſetzentwurfes angedeuteten beſonderen Geſetze, in welchem das Ausmaß 
der Gebäudeſteuer feſtzuſtellen ſein wird. 


Will man aber ein Minimum des Nutzungswerthes im Voraus ohne gehörige Grundlage feſt— 
ſetzen, fo Helle man es nicht für den Bruttonutzungswerth, ſondern für den reinen ſteuerbaren 
Ertrag, und zwar derart, daß dieſes Minimum nicht für die Commiſſionen bei der Einſchätzung maßgebend 
fei, ſondern von der Steuerbehörde bei der Bemeſſung der Steuer angewendet werde. 


Denn das im $. 18 des Geſetzentwurfes beantragte, bie Commiſſionen bei der Einſchätzung bindende 
Minimum des Bruttonutzungswerthes kann und muß das Einſchätzungsgeſchäft beeinfluſſen und dasſelbe 
nicht nur in Bezug auf die Gebäude, auf welche das Minimum anwendbar tft, ſondern auch in Bezug auf 
andere Gebäude beirren. Dort, wo der Nutzungswerth factiſch höher iſt, wird man doch auf die im Geſetze 
angedeutete Minimalziffer herunterſteigen wollen. Dort, wo der Werth factiſch geringer ijt, wird bie Com— 
miſſion den Minimalſatz für die ſchlechteſten Gebäude anwenden müſſen. Der angewendete Minimalſatz wird 
ſodann zum Ausgangspunkte dienen, an welchen die Nutzungswerthe der beſſeren Gebäude in ſteigenden 
Sätzen gereiht werden müßten, um der in S. 18 Abſatz b angeordneten Einhaltung des richtigen Mer: 
hältniſſes zwiſchen den Gebäuden Genüge zu leiſten. 


Wir haben bereits die Ungleichmäßigkeiten und Ungerechtigkeiten in der Beſteuerung dargeſtellt, 


welche ſich aus den im 8. 24 beantragten Abzügen für Gebäudeerhaltungskoſten zwiſchen den einzelnen 
nach dem Miethzinsertrage zu beſteuernden Orten, insbeſondere zum Nachtheile der kleineren, ergeben 
müſſen. 

Am härteſten werden aber die nach dem Nutzungswerthe zu beſteuernden Gebäude auf dem flachen 
Lande durch die für fie (S. 24, Abſatz 3) in ähnlichen Ziffern wie in Städten feſtgeſetzten 15: bis 30per— 
centigen Abzüge für Erhaltungskoſten getroffen werden. Zu gering find diefe Percente in ihrer abſoluten, 
noch mehr aber in ihrer relativen Ziffer, das iſt im Verhältniſſe zu den für Städte zugeſtandenen. Es ift 
ſchon dargeſtellt worden, welchen Einfluß der Werth des Bauareacapitals auf das Reſultat der Bemeſ— 
ſung der Abzugspercente übt. Während die für Wien, wo der Areawerth der größte iſt, mit 15 Percent 
vom Geſammtertrage der Gebäude für deren Erhaltung zugeſtandenen Abzüge bei vielen Gebäuden 30 
bis 105 Percent vom Ertrage des in den Bau gelegten Capitals bilden, ſollen ſie auf dem flachen Lande, 
wo der geringe Werth der Bauarea gar nicht in die Wagſchale kommt, mit nur 15 bis 30 Percent von 
dieſem Ertrage, alſo viel geringer bemeſſen werden, während factiſch die Sache ſich gerade umgekehrt 
verhält. Rauher iſt das Klima auf dem flachen Lande und übt auf die daſelbſt iſolirt ſtehenden Gebäude 
einen nachtheiligeren Einfluß als in den Städten. Von großem Einfluſſe auf die Erhaltungskoſten iſt auch 
die Bauart. Wenn in großen Städten ein Dach nothwendig iſt für Gebäude, die 10.000 bis 50.000 fl. 
Ertrag abwerfen, fo find auf dem flachen Lande 10 bis 40 Gebäude mit ebenſo großen Dächern noth- 
wendig, um einen ſolchen Ertrag zu bieten. Deutlich ſtellt ſich auch die Unzulänglichkeit der für das flache 
Land beantragten Abzugspercente bei Gebäuden von geringſtem Werthe heraus. Hölzerne Gebäude mit 
dem geringſten Nutzungswerthe von 10 fl. werden einen Capitalswerth von wenigſtens 100 fl. haben. 
Der höchſte 30percentige Abzug wird 3 fl. betragen, wovon auf die Feuerverſicherung allein, bei einer 
Prämie von 11, Percent vom Capitalswerthe, 1 fl. 25 kr. entfällt, und für die anderen Erhaltungs— 
foften der Betrag von 1 fl. 75 kr. übrig bleibt. Es wäre jedoch unmöglich, zu behaupten, daß bie 1 fl. 
75 kr. oder auch die 3 fl. für die Abnützung eines ſolchen aus undauerhaften Materialien gebauten Hauſes 
und für die jährlichen zur Inſtandhaltung desſelben erforderlichen Reparaturen ausreichen können. 


Um nun aber auch den für das flache Land ungerechten, im Geſetzentwurfe enthaltenen, grundſätz— 
lichen Beſtimmungen die Krone aufzulegen, will im $. 28 bie Steuerabſchreibung, in den nach dem Mieth— 
zinsertrage zu beſteuernden Orten für jeden Fall der Leerſtehung der Gebäude oder der Gebäudebeſtand— 
theile zugeſtanden werden, während ſie auf dem flachen Lande nur auf ſeltene Fälle eingeſchränkt wird, 
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und zwar auf ſolche Fälle, welche wahrſcheinlich nicht eintreten werden“). Der Beſitzer eines nach dem 
Nutzungswerthe zu beſteuernden Gebäudes oder Gebäudebeſtandtheiles, welches ihm keinen Nutzen bringt, 
wird ſich von der ſchweren darauf laſtenden Steuer nur durch das Niederreißen des Gebäudes befreien 
können. 


Bei den Berathungen im Steuerreformausſchuſſe iſt oftmals betont worden, daß die Einſchätzung 
des Nutzungswerthes der Gebäude durch Commiſſionen erfolgen wird, welche aus Mitgliedern zuſammen— 
geſetzt werden, deren Mehrheit dem Stande der betheiligten Hausbeſitzer angehört, welche daher den Ver— 
hältniſſen billige Rückſicht tragen werden. Allein dieſe Commiſſionen müſſen nach den geſetzlichen Beſtim— 
mungen und nach den innerhalb derſelben zu erlaſſenden finanzminiſteriellen Inſtruetionen vorgehen; ſie 
werden in ihrem durch die Minimen der Nutzungswerthe, durch die ziffermäßig feſtgeſtellten Abzugs— 
percente und andere unbillige Beſtimmungen gebunden ſein. Die Finanzorgane werden in dieſen Commiſ— 
ſionen auch ein gewichtiges Wort führen. Wenn die Beſchlüſſe der einen oder der anderen Commiſſion von 
den Anträgen der durch das Finanzminiſterium ernannten Referenten in Bezug auf Bruttonutzungswerthe 
differiren, ſo werden dieſe Anſichten, ebenſo wie es bei der Grundertragsſchätzung der Fall iſt, neben den 
Commiſſionsbeſchlüſſen in den Acten erſichtlich gemacht und werden fid) bei den oberen Commiſſionen 
Geltung verſchaffen, insbeſondere bei der Centralcommiffion, wo auch die vom Reichsrathe gewählten, 
mit den Verhältniſſen aller Länder nicht bekannten Mitglieder zumeiſt auf die Referentenanträge compro— 
mittiren werden. Die Sanirung der unbilligen geſetzlichen e e kann nicht bei der Ausführung 
derſelben geſucht werden. 


Man hat ſich auch bei den Ausſchußberathungen auf die Beiſpiele anderer Staaten, insbeſondere 
der angrenzenden deutſchen Staaten: Preußen, Sachſen und Baiern berufen. Es iſt überhaupt ſchwer, 
angemeſſene Vergleichungen mit den Gebäudeſteuergeſetzen anderer Staaten anzuſtellen, denn es wäre 
hiezu die genaue Kenntniß auch der anderen Steuergeſetze dieſer Länder erforderlich, ſowie der Verhält— 
niſſe, welche vor der Erlaſſung dieſer Geſetze beſtanden haben. Auch müßte auf die in dieſen Staaten 
geltenden Steuerſätze Rückſicht genommen werden. Denn viel ſchärfer muß bei uns auf die Gleichmäßigkeit 
der Steuergrundlage Bedacht genommen werden — da wir eine Steuer von 26 Percent vom 
Reinertrage oder darüber zu gewärtigen haben — als in anderen Staaten, welche geringe Steuerſätze 
haben, wie z. B. Preußen, wo der Steuerſatz für hauptſächlich zur Wohnung dienende Gebäude mit 
vier Percent und für andere Gebäude mit zwei Percent vom Bruttoertrage feſtgeſtellt worden iſt. 
Allein auch in Preußen, ebenſo wie in Sachſen und Baiern, iſt in den geſetzlichen Beſtimmungen 
ein ſtrenger Unterſchied zwiſchen den Orten, wo Vermiethungen vorwiegen, und den anderen Orten vor— 
handen, und ſind zur Einſchätzung des ſteuerbaren Ertrages ſolche Regeln feſtgeſtellt worden, welche 
dieſen Ertrag in den letzteren Orten gerechterweiſe bedeutend mäßiger als in den erſteren zu ſtellen anord— 
nen ““); denn obgleich man auch dort bie betheiligten Steuerträger bei der Ausführung der Gebäudeein— 
ſchätzung mitwirken ließ — und insbeſondere in Preußen und Baiern alle Mitglieder der Veranlagungs— 
commiſſionen mit Ausnahme des Vorſitzenden dem Stande der betheiligten Steuerträger angehören, in 
Baiern überdies alle von den Steuerträgern gewählt werden — fo wollte man doch im Geſetze ſelbſt 
keine unbilligen Einſchätzungsvorſchriften feſtſtellen. Man wollte ſich dort der Ueberzeugung nicht ver— 
ſchließen, daß in ſolchen Orten die Gebäude in der Regel nicht vermiethet werden und auch nicht ver— 
miethet werden können, daß es bei ſolchen Gebäuden keinen eigentlichen Ertrag gibt, daß die darauf 
laſtende Steuer ſich nicht als eine eigentliche Ertragsſteuer, ſondern vielmehr als eine Conſumtionsſteuer, 
als eine Beſteuerung des befriedigten Wohnbedürfniſſes darſtelle, daß dieſe Steuer nicht vom Einkommen 
des beſteuerten Gegenſtandes, ſondern von einem anderweitigen Einkommen oder Verdienſte beſtritten, 


* Im 8. 18 lit. a ift zwar die Beſtimmung enthalten, daß die Gebäudebeſtandtheile, welche in den, der 
Steuerveranlagung vorausgegangenen fünf Jahren gänzlich unbenützt und leer ſtanden, bei der Nutzwertherhebung 
nicht zu berückſichtigen ſeien. Iſt es aber denkbar, daß es Gebäude gebe — mit Ausnahme jener, deren Theile ſeit Jahren 
in Verfall gerathen und nur Ruinen bilden — in welchen einzelne Beſtandtheile durch ganze fünf Jahre auch nicht vorüber- 
N RG benützt worden ſeien oder bei denen eine ſolche fünfjährige gänzliche Nichtbenützung und Leerſtehung erweisbar 
wäre? 

Im $. 28 lit. B, Abſatz b ift weiter für die nach dem Nutzungswerthe zu beſteuernden Gebäude die Goncejfion Vors 
gedacht, daß die Steuerabſchreibung ſtattzufinden habe, wenn ein Gebäude ſerweislich während eines ganzen Jahres 
leer ſteht. Eine vorübergehende Benützung im Jahre hindert ſchon die Steuerabſchreibung. Ueberdies iſt es auch hier 
nicht denkbar, daß ein Gebäude mit Ausnahme eines wegen Baufälligkeit geſperrten durch ein ganzes Jahr nicht einmal 
ſolche Bewohner habe, welche es vor Beſchädigung ſchützen. 


**) Siehe die betreffenden Auszüge aus den Geſetzen Preußens, Baierns und Sachſens in der Anlage C. 
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daher geringer bemeſſen werden müſſe, als die Steuer von Gebäuden in Orten, wo Vermiethungen 
vorwiegen und der Zinsertrag vom Hausbeſitzer wirklich eingehoben wird oder jederzeit in Folge der 
Vermiethung eingehoben werden kann. 


Eine ſolche Ueberzeugung hat ſich aber in dem Geſetzentwurfe unſerer Regierung und des Steuer— 
reformausſchuſſes die Bahn nicht gebrochen. 


Im Allgemeinen. 


Die aus den Beſtimmungen des Geſetzentwurſes zu gewärtigenden Folgen laffen fid) fürs Große und 
Ganze derart zuſammenfaſſen, daß der ſteuerbare Reinertrag in Wien, ebenſo wie in anderen Orten, welche 
der urſprünglichen Hauszinsſteuer unterliegen, vermindert, in anderen hauszinsſteuerpflichtigen oder nach 
dem Nutzungswerthe zu beſteuernden Orten aber bedeutend erhöht werden ſolle. 


Abgeſehen von den Beſtimmungen, welche die Feſtſtellung des Bruttonutzungswerthes in eine 
fiscale Richtung einzwängen, wollen wir hier die Folgen der im Geſetzentwurfe beantragten Bemeſſung 
der Abzugspercente ziffermäßig darſtellen. 


Unſerer Anſicht nach ſtellen ſich die Erhaltungs- und Abnützungskoſten in den ertragsreichſten 
Häuſern Wiens — wo der Bauarealwerth drei- bis ſechsmal größer iſt, als das in den Bau angelegte 
Capital — factifd) kaum auf fünf Percent vom Miethzinsertrage, während fie in den kleinen 
Städten und Dörfern factiſch auch 40, 50, 60 und 75 Percent des Bruttoertrages in Anſpruch nehmen. 


Dieſe Anſicht iſt im Steuerreformausſchuſſe von mehreren Mitgliedern desſelben als nicht begründet 
und übertrieben angeſehen worden. Den Mangel an aus faetiſchen Zuſtänden geholter Begründung 
können wir aber auch den von der Majorität des Ausſchuſſes beantragten Abzugspercenten vorwerfen “). 


Zur Begründung unſerer Anſchauung diene auch das Beiſpiel Sachſens, wo es keine ſo heterogenen 
Verhältniſſe wie in Oeſterreich gibt, wo es weder ſolche Gebäude gibt, welche den ertragsreichſten Wiens 
gleichkommen, noch ſo ſchlechte wie in vielen Städtchen und Dörfern Oeſterreichs. In Sachſen ſind jedoch 
im Geſetze vom Jahre 1838 die Abzugspercente für Wohnhäuſer mit 10 bis 50 Percent, für Fabriks— 
und Gewerbshäuſer bis 70 Percent vom Bruttoertrage zugeſtanden. In einer von der ſächſiſchen Regie— 
rung im Jahre 1868 berufenen Verſammlung von Sachverſtändigen, an welcher auch Steuerbeamte 
theilgenommen haben, wurde einſtimmig beſchloſſen, daß die Abzugspercente im Allgemeinen bis 
50 Percent und bei Fabriks- und Gewerbsgebäuden bis 75 Percent von Bruttoertrage anzunehmen ſeien. 

Wäre nun unſere Anſchauung, welche jener der ſächſiſchen Sachverſtändigen nahekommt, die richtige, 
ſo würde bei der Anwendung der unrichtigen im Geſetzentwurfe der Ausſchußmajorität beantragten Abzugs— 
percente bie Beſteuerung des factifchen Reinertrages jid) in folgenden Ziffern darſtellen: 


*) Aus den Aeußerungen des Herrn Regierungsvertreters im Ausſchuſſe haben wir entnommen, daß keine Erhe— 
bungen, keine Daten über Minimalmiethzinſe auf dem flachen Lande oder aus probeweiſe eingeſchätzten Nutzungswerthen 
vorliegen, welche zur Darweiſung der Angemeſſenheit der für den Nutzungswerth im 8. 18 beantragten Minimalſätze 
und der im $. 24 für die Erhaltungskoſten beantragten Abzugspercente dienlich wären. Erft am 19. December erlangten 
wir einige Daten, welche die beantragten Minimalſätze des Nutzungswerthes als zu hoch gegriffen darſtellen dürften. Wir 
haben daher bei der Wiederaufnahme der Berathungen nach den Ferien im Ausſchuſſe den Antrag geſtellt: 1. daß Sach— 
verſtändige aus verſchiedenen Ländern einzuladen wären, welche Aufklärungen über die Koſten der Gebäudeerhaltung bei 
Gebäuden von verſchiedener Lage und Bauart und über das Verhältniß dieſer Koſten zum Bruttoertrage zu ertheilen 
hätten; 2. daß der Regierungsvertreter erſucht werde, die ſich auf das flache Land beziehenden Daten vorzulegen, und 
zwar über die Durchſchnittsmiethzinſe, über die geringſten Miethzinſe für ein Gebäude- und einen Wohnbeſtandtheil, und 
über den geringſten Capitalswerth von Gebäuden mit einem bis drei Wohnbeſtandtheilen. Dieſer Antrag wurde jedoch 
vom Ausſchuſſe abgelehnt. 


— 
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Erhaltungskoſten in Percenten des Bruttoertrages ein Beſtimmungen des Geſetzentwurfes 
vom Brmttoertrage Reinertrag feſtgeſtellt wird, bemeſſene Steuer 


| nad) dem nad) Den belaſtet 
ſichfactiſch Geſetzentwurfe Beſtimmungen C den factiſchen 
gelen auf ſaber zu bemeſſen faetiſch des beträgt Reinertrag mit 
ſind auf Geſetzentwurfes Percenten 
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Zu folden HärtenundUngleichmäßigfeiten führen bie Beſtimmungen des Geſetzentwurfes, im Zuſammen— 
hange mit dem zu gewärtigenden hohen Steuerſatze. Dieſen hohen Steuerfa ſoll man immer 
vor Augen haben, da gerade er es zur gebieteriſchen Nothwendigkeit macht, daß die Steuer— 
grundlage, auf welche er angewendet wird, eine gerechte und gleichmäßige ſei. 

Finanzielle Vortheile verſpricht man ſich von der beantragten Regelung der Gebäudeſteuer. Man 
kann fih aber dabei arg verrechnen. Denn finanzielle Vortheile kann man von einem Geſetze, welches bie 
Veranlagung einer recht ſchweren Steuer regelt, nur dann mit einiger Sicherheit erwarten, wenn die Um— 
legung der Steuer auf die einzelnen Steuerträger eine verhältnißmäßig gerechte iſt. Wenn aber der vor— 
liegende Entwurf zum Geſetze wird, ſo kann es nicht in das Gebiet des Unmöglichen fallen, daß die 
Mängel dieſes Geſetzes und die daraus folgende Ungleichmäßigkeit der Beſteuerung ſich vor oder während 
der Ausführung immer klarer herausſtellen, die Ueberzeugung von dieſer Ungleichmäßigkeit in immer 
weitere Kreiſe dringen, und auch in einem, allenfalls in einer anderen Zuſammenſetzung verſammelten Ab— 
geordnetenhauſe einen folden Widerhall finden wird, daß entweder bei der im $. 23 vorgedachten Feſt— 
ſtellung des Ausmaßes der Gebäudeſteuer dieſes Ausmaß — um die große Mehrheit der Orte nicht allzu— 
hart und ungerecht zu treffen — geringer feſtgeſetzt werden, und keine finanziellen Vortheile bringen 
dürfte — oder noch vor Feſtſtellung des Ausmaßes Aenderungen im Geſetze und neue, mit Zeitverluſt 
und Auslagen verbundene Erhebungen angeordnet werden müßten. 

Es iſt zu bedauern, daß man bei der Behandlung des Geſetzentwurfes nicht dem Beiſpiele Preußens, 
deſſen Gebäudeſteuergeſetz im Motivenberichte der Regierung bezogen wird, gefolgt iſt. In Preußen ſind 
durch mehrere Jahre Gutachten von Sachverſtändigen geſammelt, und zuletzt unter Mitwirkung der aus 
verſchiedenen Provinzen berufenen Sachkenner Geſetzentwürfe für die Grund- und Gebäudeſteuer zuſtande 
gebracht worden. Dieſe Entwürfe haben ſodann die Grundlage der im Landtage beſchloſſenen und ſanctio— 
nirten Geſetze vom Jahre 1861 gebildet. 

Auch bei uns hätten viele Mängel des vorliegenden Geſetzentwurfes beſeitigt werden können, wenn 
genaue Erhebungen der factiſchen Zuſtände gepflogen worden wären, und die aus verſchiedenen Ländern 
berufenen Sachverkenner an der Berathung und Beſchließung des Entwurfes theilgenommen hätten. “) 


) Wir können bei dieſem Anlaſſe nicht umhin, das im Jahre 1869 beſchloſſene Grundſteuergeſetz anzuführen, in 
welchem zwar das preußiſche Geſetz zum Vorbilde genommen, in dieſem Vorbilde aber ſolche Aenderungen und Zuſätze 
eingeſchaltet worden find, welche unſeres Erachtens auf die Bildung der neuen Steuergrundlage in Bezug auf Einhal- 
tung des richtigen Verhältniſſes nachtheilig einwirken, überdies aber auch die Durchführung der Grundertragsſchätzung 
durch Sammlung einer Maſſe von Behelfen und Anbahnung von Rechnereien mit einem nutzloſen und ſo ſchwerfälligen 
als in edge haben, daß dieje Durchführung vielfach länger dauern und vielfach mehr often verurſachen wird 
als in Preußen. 
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Obgleich das preußiſche Geſetz die Einſchätzung der Gebäude in die Hände der durch locale Vertre— 
tungen gewählten Commiſſionen gelegt hat, ſo war doch im Geſetze die weitere Vorſchrift enthalten, daß für 
jede Provinz nach Vernehmung des Provinziallandtages die Merkmale zuſammenzuſtellen 
ſeien, nach welchen in Orten, wo Vermiethungen nicht vorwiegen, die ſteuerpflichtigen Gebäude mit Be— 
rückſichtigung der in der Provinz obwaltenden Verhältniſſe in die einzelnen Stufen des im Geſetze ziffer— 
mäßig feſtgeſtellten Tarifes eingeſchätzt werden follen. Selbſt in dem centraliſtiſch regierten Frankreich wird 
das Contigent an directen Steuern von der Reichslegislative für einzelne Departements feſtgeſtellt, bei der 
Vertheilung dieſes Contigentes aber im Innern der Departements und Arrondiſſements eine namhafte 
Einflußnahme den Conseils généreaux und den Conseils d'arrondissements überlaſſen. 

Bei uns beſtehen Landesordnungen, in welchen ein Paragraph derart lautet: „Die mitwirkende und 
überwachende Einflußnahme des Landtages in Steuerſachen, namentlich in Betreff der Umlegung und Ein— 
hebung der landesfürſtlichen directen Steuern wird durch beſondere Vorſchriften geregelt.“ — Dieſen 
Paragraphen der Landesordnungen will man aber als einen überwundenen Standpunkt betrachten. Die 
den Landtagen zugeſicherte Einflußnahme iſt weder im Grundſteuergeſetze vom Jahre 1869, noch in dem 
vorliegenden Geſetzentwurfe über die Gebäudeſteuer zugeſtanden. Man will ſich bei uns noch immer der 
Ueberzeugung verſchließen, daß ſelbſt ſtaatswirthſchaftliche Gründe für eine ausgiebige Einflußnahme ber 
Landtage auf die Steuerumlegung und Einhebung ſprechen, weil die mit den Landesverhältniſſen beſſer be— 
lannten Landtage eine ſolche Aufgabe beffer löſen können, als die Centralbehörde und die Reichslegislative. 

Nach dem preußiſchen Geſetze vom Jahre 1861 wird die Steuergrundlage durch Einſchätzung aller 
Gebäude in Stadt und Land auf eine Steuerperiode von 15 Jahren geſchaffen, und ſoll die Reviſion der 
Einſchätzungen von 15 zu 15 Jahren eintreten. 

In dem uns dermalen vorgelegten Geſetzentwurfe will aber für die nach dem Nutzungswerthe ein— 
zuſchätzenden Gebäude die Steuerperiode auf fünf Jahre feſtgeſtellt und die Reviſion alle fünf Jahre vor— 
genommen (8. 22), und überdies noch die fid) während der Steuerperiode ergebenden Aenderungen 
commiſſionell behandelt werden (8. 24). Dieſes immerwährende Einſchätzen wird aber ganz ſicher in jeder 
fünfjährigen Periode mindeſtens 1,500.000 fl. foften; ein ſicherer finanzieller Erfolg läßt ſich aber von 
den fünfjährigen Reviſionen nicht erwarten. 

In dem vorliegenden Geſetzentwurfe will weiters in den Orten, wo die Gebäude nach dem Zins— 
ertrage beſteuert werden ſollen, die bisherige Einhebungsart der Hauszinsſteuer behalten werden, mit allen 
ihren Schreibereien und Plackereien, mit den jährlichen Faſſionen und Gebäudebeſchreibungen, mit den Mis 
zeigen in jedem Falle des Leerſtehens, der Veränderung der Miethpartei und der Miethzinſe, mit den 
amtlichen Prüfungen und Richtigſtellungen dieſer Faſſionen, Beſchreibungen und Anzeigen, mit den Amts— 
handlungen über zahlreiche aus dieſem Anlaſſe vorkommende Straffälle, mit allen den bedeutenden Koſten, 
welche dieſe unzähligen Amtshandlungen nach ſich ziehen. 

Alle dieſe bedeutenden Auslagen werden wieder aus den Steuererträgniſſen gedeckt werden müſſen. Es 
wäre aber ſchon an der Zeit, auch darüber zu denken, daß dem Staatsſchatze nicht 
ſowohl durch Steuererhöhungen als vielmehr durch Erſparung unnützer Auslagen 
geholfen werden ſolle. 

Wenn eine wirkliche Reform der Gebäudeſteuer beabſichtigt wird, ſo muß man ſich befleißen, eine 
einheitliche Steuergrundlage für alle Gebäude zu ſuchen, eine Steuergrundlage, welche eine Gleich— 
mäßigkeit der Steuerveranlagung in ſichere Ausſicht ſtellen dürfte. 

Die entſprechendſte Grundlage bietet der gemeine Capitalswerth der Gebäude, das iſt jener Werth, 
welchen das Gebäude unter den gegebenen Verhältniſſen für jeden Beſitzer hat, um welchen es einen 
Käufer leicht finden könnte.“) Würde man aber auch bei der Schaffung der Steuergrundlage dem ermit- 
telten reinen Ertrage oder Nutzungswerthe den Vorzug geben wollen, ſo wäre dieſer Ertrag oder Nutzungs— 
werth durch Vergleichung mit dem Capitalswerthe zu prüfen und hiernach richtig zu ſtellen. Denn nur im 
Capitalswerthe können alle jene Momente zum vollinhaltlichen Ausdrucke gelangen, welche auf den 
Reinertrag gewichtig einfließen, deren Berückſichtigung aber fid) nicht durch fpecielle Beſtimmungen regeln 
läßt, weil Niemand im Stande iſt, ſolche Beſtimmungen hiefür feſtzuſtellen, welche auf die in einem großen 
Reiche obwaltenden verſchiedenartigen Verhältniſſe im gleich gerechten Maße anwendbar wären. Ueberdies 
wird auch der Capitalswerth den einſchätzenden Commiſſionen mit Zuhilfenahme der vorgefallenen Käufe 
leichter erfaßbar ſein, als der Nutzungswerth, welcher in Orten, wo Vermiethungen nicht vorkommen, ſich 


*) Eine ſolche Steuergrundlage wird in den nordamerikaniſchen Staaten und in manchen Kantonen der Schweiz 
angewendet. Im Königreiche Würtemberg hat das Geſetz vom Jahre 1821 und das neueſteGeſetz von 1873 den erhobenen 
Capitalswerth der Gebäude zur Grundlage der Steuerveranlagung genommen. 


| 
| 


' 


n 
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nicht aus dem Thatſächlichen ermitteln, ſondern nur ideell aufſtellen läßt, und von welchen wieder die ſchwer 
zu beurtheilenden Erhaltungs- und Abnützungskoſten in Abzug zu bringen ſind. 

Soviel iſt aber nach der Anſchauung der Minorität gewiß, daß die Mängel des vom Steuerreform— 
ausſchuſſe eingebrachten Geſetzentwurfes zahlreich und bedeutend ſind und ſich durch Amendements bei der 
Specialberathung im Hauſe nicht beſeitigen laſſen, zumal ſie in den, grundſätzlichen Beſtimmungen 
gelegen ſind. 


Wien, am 3. Februar 1875. 


Arzeczunowicg, 
Berichterſtatter der Minorität. 
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Anlage A zum Berichte ber Minorität. (Siehe Seite 55.) 
. 


Verzeichniß der Orte, 


welche dermalen der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterliegen, und der daſelbſt im Jahre 1871 
beſtandenen Durchſchnittszinſe eines Gebäudesbeſtandtheiles, nebſt Angabe der Steuererhöhung, welche 
die Gebäude dieſer Orte durchſchnittlich für den Fall zu gewärtigen hätten, wenn das vom Steuerreform— 
ausſchuſſe beantragte Geſetz über die Gebäudeſteuer zur Ausführung gelangt, und auf dieſe Orte der 
Steuerſatz angewendet wird, welcher dermalen für die urſprünglich zinsſteuerpflichtigen Orte beſteht. 


In Niederöſter reich: Altlettenhof, Amſtetten, Atzgersdorf, 
Brunn, Breitenſee, Baumgarten, Brühl, Bruck, Dornbach, 
Dörfel, Floridsdorf, Gerſthof, Grinzing, Hacking, Hadersdorf, 
Hetzendorf, Hütteldorf, Jedlersdorf, Kalksburg, Klauſen, 
Krems, Korneuburg, Lainz, Lieſing, Mauer, Mödling, Neun— 
kirchen, Neulengbach, Neuwaldegg, Neu-Leopoldau, Ottakring, 
Perchtoldsdorf, Pötzleinsdorf, Purkersdorf, Rodaun, St. Pöl⸗ 
ten, St. Veit, Schwechat, Simmering, Salmannsdorf, Spei— 
ſing, Stadlau, Stein, Stockerau, Ternitz, Unter-Sievring, 
Vöslau, Weidlingau, Wiener-Neuſtadt, Weikersdorf u. A. 


Ebenfurt, Horn, b, EE Ze a. b. 


15 bis 45 


Durchſchnitts-] Die durch- 
miethzins ſchnittlich für 
Anzahl] eines Gebäu-] den ganzen 
bes debeſtand. [Ort zu gewär— 
theiles in tigende 
Orte | Gulden öfter- | Steuererhd- 
reichiſcher | Hung in Per 
Währung centen 


Ybbs, Ybbs u. A. 50] 5 bis 15 42°86 

kleinere Orte . : 3l unter 5 MI 
In Oberöſterreich: Gmunden, n m galkenbach, Klein⸗ i 

münchen, Mühlbank, Steyer, Traunsdorf, Unterfelbern, Wels, 10] 15 bis 45 52˙4 

Aigen, Aſchach, Braunau, Enns, Efferding, Freiſtadt, Grün— 

burg, Lambach, Mauthhauſen, Mattighofen, Neufelden, Ottes— 

heim, Prägarten, Payerbach, Rohrbach, Ried, Raab, Schwert— 

berg, Steyeregg, Schwanenſtadt, Vöklamark, Weyer u. A. 60] 5 bis 15 42˙86 

kleinere Orte . 22| unter 5 83%, 
In Steiermark: Bruck, Cilli, Breede Sr Leoben, 

Marburg, Pettau, Unter-Raudnitz, Voitsberg, Waafen . 10 | 15 bis 45 52'4 

| Hartberg, Gleisdorf, Feldbach, SEKR — 

Köflach, Piſchk, Leibnitz, Waltendorf ^ 9| 5 bis 15 42.86 

Unger-Vorftadt, St. Ruprecht 2| unter 5 331/s 
In Salzburg: Froſchheim . 11 15 bià 45 52˙4 

Mönchsberg, Lehen, Riedenburg, Schale 4| 5 bis 15 


— — 


In 


Im 


In 


Anzahl 
der 
Orte 


dE EE HUE REO hat IA EP 1 
St. Bet, Wolfsberg LE FA A E 2 
Krain: Udmat, Unter⸗Schiſchkalal. 2 
Biſchofslak, Krainburg, Kropp, BEN: slae 
Stein, Steinbüchel. .. ie et : 7 
«oria, Unter-Idria 7 2 
SL Ce THOS Se ppfla A o LE 1 
NANA Spee , DEE Med Wi 1 
Capo d'Iſtria, Cormons, Fogliano, Grafenberg, Gradiska, 
Monfalcone, Preſtau, Parenzo, Pieris, Pirano, Rovigno, 
iir 8 12 
Soden St Poll H E 2 
Dalmatien: Sebenico, Obrovazzo MALET : 2 
In Bezug auf bie Städte Zara, Spalato, Cattaro ift oben 
(Seite 55) dargeſtellt worden, daß fie eine Steuererhöhung 
von 24°3 Percent zu gewärtigen hätten. 
Böhmen: Karolinenthal BESEM, T 1 
Auſſig, Arnau, Alt-Bunzlau, Alt-Habendorf, Böhmiſch-Leipa, 
Braunau, Brüx, Budweis, Brandeis, Bodenbach, Eger, 
Groß⸗Cakowie, Holesowie, Hohenelbe, Jikin, Jarvmer, 
Joſeſſtadt, Johannisbad, Jung-Bunzlau, Kolin, Kohlſtadt, 
Königgrätz, Königinhof, Komotau, Katharinenberg, Kladno, 
Kralup, Leitmeritz, Libotz, Melnik, Nachod, Neu-Paulsdorf, 
Nürſchan, Owenee, Podol, Pilſen, Piſek, Pardubic, Pribram, 
Rakonie, Raudnie, Reichenberg, Rochlie, Roſenthal, Roſtok, 
Rumburg, Sekerau, Saat, Selz, Smichow, Schlan, Streſowitz, 
Tabor, Tetſchen, Trautenau, Visovic, Vysocan, S 
Wran, Weinbergl, Weißdorf, Weiher u. A. . 84 
EE A CU ee ee 211 
: . 155 
Mähren: Gaja, Ung.-Hradiſch, Iglau, Koloredow, Kremſier, 
Miſtek, Neutitſchein, Mähr.-Oftrau, Privus, Proßnitz, Schön 
berg, Sternberg, Wiſchau, Znaim . 14 
Ung.-Brod, Holleſchau, Leipnik, Meſeritſch, Müglitz, Neuſtadt, 
Ung.⸗Oſtrau, Trebitſch, Mähr, ⸗Trübau, Weißkirchen u. A. 37 
Heinere Atte A X AT 6 
Schleſien: Troppau's Boritibte Bielig, Friedek, Werben 
thal, Freiwaldau, Jägerndorf, Tefen . te 7 


Durchſchnitts⸗ 


miethzins 


eines Gebäu- 


Debeftand- 
theileš in 


Gulden öfter- 


reichiſcher 
Währung 


15 bis 45 


5 


bis 15 


15 Dié 45 


5 


unter 5 


bis 15 


liber 45 


15 bi8 45 


5 bis 15 
unter 5 
15 bis 45 


über 45 


15 bis 45 


5 bis 15 
unter 5 


15 


bis 45 


5 bis 15 


unter 5 


15 


42˙86 
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Die durd- 
ſchnittlich für 
den ganzen 
Ort zu gewär— 
tigende 
Steuererhö— 
hung in Per: 


centen 


52˙4 


42°86 
33 1/5 


52'4 


33 ½ 
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Durchſchnitts-] Die durch— 
miethzins ſchnittlich für 

Anzahl] eines Gebäu-] den ganzen * 
4 debeſtand Ort zu gewär— 
theiles in tigenbe ` 
Orte | Gulden öfter- ] Steuererhö— 
reichiſcher hung in Per— 

Gulden centen 


Beniſch, Brandeis, Engelsberg, Freyſtadt, Hruſchau, Hotzen— 
plotz, Muglinau, Olbersdorf, Oſtrau, Schwarzwaſſer, Wag— 
ſtadt, Zamoſt u. A. EE KSM AT ed, ak 


5 bis 15 
JDR RITE Zr ß unter 5 
In Galizien: Biata, Boryslaw, Brzezany, Buczacz, Chrza— 
now, Drohobyez, Jaroslaw, Podgórze, Pötwſie-Zwierzenieekie, 
Przemysl, Rzeszoͤw, Sanot, Sambor, Saca Nowy, Stanisla 
wow, Stry, Strufina, Tarnopol, Tarnow. oo. 9| 15 bis 
Andrychów, Czarnawies, Dukla, Grzegorzki, Grabköwka, 
Lipnik z Leszezynem, Pogwizdöw, Sednica i Mierzeezka, 
Trzebinia, Wielicgta, Zablocie, Zuraw . s s s sss 5 bis 15 


der Bukowina: Czernowitz ohne Borftädte . . , +. +. 15 bis 45 


Anmerkung: Die durchſchnittlichen Miethzinſe find hier angeführt nach den Daten, welche das Quang 
miniſterium aus dem Jahre 1871 geſammelt hat. Bei dem Umſtande, daß die Miethzinſe ſich 
ſtets im Wachſen befinden, kann mit Beſtimmtheit erwartet werden, daß bis zum Zeitpunkte 
der Veranlagung der Steuer nach dem neuen Geſetze die Durchſchnittszinſe eines Gebäude— 
beſtandtheiles höher, daher die nach demſelben zu bemeſſenden Abzugspercente in vielen Orten 
ſich geringer ſtellen werden, ſomit auch die Steuerhöhung in dieſen Orten größer ſein wird, 
als ſelbe ſich nach den aus dem Jahre 1871 geſammelten Daten berechnen läßt. 


Für die Stadt Trieſt, welche dermalen ein Averſum entrichtet, fehlen die Daten zur 
Vergleichung der bisherigen Steuer mit jener, welche nach dem Geſetzentwurfe zu gewärtigen 
wäre. 

Die größte Steuererhöhung würde die Gebäude in Tirol und Vorarlberg treſſen, 
weil dort gegenwärtig die Gebäude nur bei ber Grundſteuer berückſichtigt, und mit ſehr gerin= 

gen Steuern belaſtet waren. 
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Die Hauszinsſteuer und Hausclaſſenſteuer 
für das Jahr 1872, mit Einſchluß jener Steuer, welche auf die in demſelben Jahre wegen bewilligter 
Baufreijahre von der Steuer zeitlich befreit geweſenen Gebäude entfällt, welche daher mit Ende der 
Baufreijahre zur Einhebung kommen wird. 


Steuer 


Gulden 
1 May » 
öſterreichiſcher in Gulden in Percenten 


von der ge— 


Währung öſterreichiſcher ſammten 
Tait Hauszins⸗ 
ss ee cia ſteuerſumme 
J. Die Hauszinsſteuer. 
a) in der Stadt Wien. 
Steuerſchuldigkeit für 1872154 «+ | 6,384.995 
der ſteuerbare — d. i., ber nach Abzug pr von 15 Percent 
für die Erhaltungskoſten verbleibende — Miethzins 
jener Gebäude, welche wegen bewilligter Baufreijahre | 
zeitlich ſteuerfrei waren, betrug 9,940,029 fl.; hiervon | 
entfällt an der nach dem bisherigen Steuerſatze mit | | 
26% Percent bemeſſenen Steuer | 48:32 | 


2,650.6 74] 9,035.669 
b) in ben übrigen Orten, welche der urſprünglichen MIT Te 
Hauszinsſteuer unterliegen, war die für das Jahr 
1872 vorgeſchriebene Steuerſchuldigkeit 

Der ſteuerbare Reinertrag der 1 Baufreijahre 
zeitlich ſteuerfreien Gebäude betrug 3,452.702 fl., 
hiervon die Steuer mit 96%; Percent : 
in Orten, welche ber ausgedehnten Hauszinsſteuer 
ganz unterliegen, mit Einſchluß der in anderen Orten 
auf dem flachen Lande vermietheten, derſelben Steuer 
unterzogenen Gebäude, betrug im Jahre 1872 die 
Steuerſchuldigkeit. ^ 

In dieſer Summe ijt ſchon⸗ die denſelben Gebäuden 
abgeſondert vorgeſchriebene, zuſammen mit der Haus— 
zinsſteuer eingehobene, in dieſe eingerechnete Haus— 
claſſenſteuer im Betrage von 1,340.6 11 fl. enthalten. 

Von den der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterlie— 
genden 235,688 Gebäuden waren 228.694 ſteuer— 
pflichtig, und nur 6994 wegen bewilligter Baufrei— 
jahre ſteuerfrei. Auf ein ſteuerpflichtiges Gebäude ent— 
fiel die Steuer durchſchnittlich mit 14 fl. 45 kr. Bei 
Anwendung dieſes Steuerbetrages auf die erwähnten 
6994 ſteuerfreien Gebäude würde die Steuerſumme 
derſelben entfallen auf Me ; 


5,335.545 | 


920.720] 6,256.265 33°46 


EE ——————— 


O 
— 


3.304.906 


101.064] 3,405.970| 1822 


A — — — 


Geſammtſumme der Hauszinsſteuer. | . . . . | 18,697.904 100 


| 


2* 
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Gulden 
öſterreichiſcher 
Währung 


Die Hausclaſſenſteuer 


ift für das Jahr 1872 ausgewieſen mit einer Geſammtſumme vonn l 6,606-195 


Nach Abzug der zuſammen mit der ausgedehnten Hauszinsſteuer eingehobenen 
und in dieſe oben eingerechneten Summe vonnnn“.n s. [1,340.6 11 


verbleibt an der eigentlichen Hauselaſſenſteuer . .. 65,58 


In dieſer Summe iſt der Betrag nicht enthalten, welcher auf die wegen Bau 
freijahre von der Hausclaſſenſteuer zeitlich befreiten Gebäude entfällt, und im 
Ordinarium mit 91.266 fl. ausgewieſen erſcheint. Zu dieſem Ordinarium ift der 
bei der Hausclaſſenſteuer beſtehende ein Drittel Zuſchuß, und der außerordentliche 
Zuſchlag von 100 Percent zuzurechnen, wonach die von dieſen Gebäuden mit Ende 
der Baufreijahre zu gewärtigende Steuerſumme fid) ſtellen würde auf . VER 212.0; 54 


Geſammtſumme der Hausclafjenfteuer .. | 5,478.538 


Die oben dargeſtellten Summen der Hauszins- und Haus- 


claſſenſteuer betragen zufammen . « n . + « 0 2.002 « + 24,1176.442 fl. 
Hiervon bie Hauszinsfteuer +... . 202 + «+ . 18,697,904 „ daher 7734 Percent 
die Sausefalfeuiteiter v + we 5,478,588 „ 22°66 Percent 


Erläuterungen. 


Die obigen Daten über die Steuerſummen und über die Reinerträgniſſe der zeitlich ſteuerfreien 
Gebäude ſind entnommen aus den dem Regierungsmotivenberichte angeſchloſſenen ſtatiſtiſchen Tabellen 
(Tafel II, III, dann Tafel X Seite 37). Dieſe Daten find geſammelt aus dem Jahre 1871 für das 
Steuerjahr 1872. | 

Aus den obigen Daten ift zu entnehmen, daß im Jahre 1871 die Reinerträgniſſe ber wegen bewil— 
ligter Baufreijahre zeitlich befreiten Gebäude ſich im Verhältniſſe zu jenen der beſteuerten Gebäude in 


Wien auf han tp e „ „% 4151 Percent 
in den übrigen der urſprünglichen Hauszinsſteuer unter liegenden Orten auf. „„ Ü ES 
bei den der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterliegenden Gebäuden auf... 20022 
bei den der Hausclaſſenſteuer unterliegenden Gebäuden aun 4041795. 


geſtellt haben. 


Bei der durch bewilligte Baufreijahre und durch wirklichen Ertrag in großen Städten geweckten 
Bauluſt ſteigt auch daſelbſt, insbeſondere in Wien, die Zahl der Neubauten und des ſteuerbaren Ertrages 
in einem weit größeren Maße, als in anderen Ortſchaften. Die Summen der Gebäudeerträgniſſe ſind ſchon 
dermalen in den großen Städten, insbeſondere in Wien, im Verhältniſſe zu jenem der anderen Orte ohne 
Zweifel größer als die Erträgniſſe, welche auf Grund der Daten vom Jahre 1871 ausgewieſen erſcheinen. 


29% ber Beilagen zu den ftenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — VIII. Seffion. 21 
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Die Gebäudeſteuergeſetze in Baiern, Preußen und Sadjfen. 


In Baiern iſt die Hausſteuer zuſammen mit der Grundſteuer im Geſetze vom 15. Auguſt 1828 ge— 
regelt worden. — Dieſem Geſetze gemäß wird der Maßſtab zur Veranlagung der Gebäudeſteuer in der 
Miethertragsfähigkeit der Häuſer geſucht, und zwar: a) in Orten, wo in wirklichen Miethbeſtänden 
genügende Anhaltspunkte vorliegen, durch Erhebung der Miethzinſe vermietheter und eine an Muſtern 
abgleichende Miethenſchätzung unvermietheter Häuſer und Haustheile; b) in anderen Orten durch die An— 
nahme einer Ertragsgröße, welche ſich aus dem Flächeninhalte der überbauten und zu Hofräumen be— 
ſtimmten Plätze, und aus der durchgängig anzunehmenden dreißigſten Bonitätsclaſſe berechnet; in dieſe 
letztere Kategorie fallen insbeſondere die landwirthſchaftlichen Gebäude überhaupt (alſo auch in Orten, wo 
Vermiethungen vorwiegen), dann auch die Schlöſſer und Pfarrhöfe auf dem platten Lande. — Für die 
sub b erwähnten Gebäude wird als Minimum der ſteuerbaren, überbauten und zu Hofräumen ver— 
wendeten Fläche 1/10 eines baieriſchen Tagwerkes zu 40.000 Quadratfuß (1111 Quadratklafter) und 
als Maximum dieſer Fläche / eines Tagwerkes angenommen. Nach den 88. 26 und 83 des Grund- 
ſteuergeſetzes bildet der Ertrag von / Scheffel Korn, welcher einem baieriſchen Gulden gleichgeſtellt wird, 
die Verhältnißzahl, und wird die erſte Bonitätsclaſſe mit 1 fl. per Tagwerk, ſodann jede höhere Claſſe 
von 1 zu 1 fl. ſteigend angenommen. Darnach ſtellt ſich der Ertrag eines Tagwerkes dreißigſter Bonitäts— 
clajje auf 30 Gulden. Das auf dem glatten Lande mit 1/10 eines Tagwerkes dreißigſter Bonitätsclaſſe 
feſtgeſtellte Minimum des ſteuerbaren Ertrages eines Gebäudes entfällt daher auf drei baieriſche 
Gulden. — Nach einem am 10. Jänner 1856 erlaſſenen Geſetze hat eine örtliche Reviſion der Häuſer— 
ſteuer ſtattzufinden: 1. Wenn in einer nach der Miethe beſteuerten Gemeinde eine Veränderung des Mieth— 
ſußes eingetreten ijt, welche den vierten Theil erreicht; 2. wenn die Verhältniſſe, unter welchen in einer 
Gemeinde entweder die Mieth- oder Arealſteuer eingeführt worden, jid) jo weſentlich verändert haben, daß 
eine dieſer Steuergattungen an die Stelle der anderen zu treten hat. 

Das in Preußen gleichzeitig mit dem Grundſteuergeſetze erlaſſene Gebäudeſteuergeſetz vom 21. Mai 
1861 hat auch den gleichzeitigen Eintritt der Hebung dieſer beiden Steuergattungen angeordnet. — Nach 
dem Grundſteuergeſetze ſind die Grundſtücke, mit Ausſchluß der Gebäude einzuſchätzen. Als Reinertrag 
der Grundſtücke iſt anzuſehen der nach Abzug der Bewirthſchaftungskoſten (worunter auch die Gebäude— 
und Verwaltungskoſten begriffen ſind) verbleibende Ueberſchuß, welcher von den Grundſtücken nachhaltig 
erzielt werden kann. — Laut des Sitzungsprotokolles ber Grundſteuer-Centraleommiſſion vom 23. Mai 
1862 hat ſich dieſe Commiſſion prineipiell dahin ausgeſprochen, daß die „Tarifſätze den Reinertrag der 
Grundſtücke nach Abzug aller Wirthſchaftskoſten — zu denen auch die Zinſen des zu einer gemein— 
gewöhnlichen Wirthſchaftsweiſe erforderlichen Gebäude- und Inventariencapitals gehören — 
ausdrücken ſollen.“ — Dem $. 1 des Grundſteuergeſetzes gemäß, find kleine, einen Morgen nicht über— 
ſteigende Hausgärten nicht der Grundſteuer, ſondern zuſammen mit dem Hauſe der Gebäudeſteuer zu 
unterziehen. — Im Gebäudeſteuergeſetze ſind unter anderen auch folgende Gebäude als ſteuerfrei erklärt: 
die Dienſthäuſer der mit geiſtlichen Functionen bekleideten Perſonen, der mit Corporationsrechten verſehenen 
Religionsgeſellſchaften, der Gymnaſial-Seminar- und Schullehrer, der Küſter und anderer Diener des 
öffentlichen Cultus, ſowie die unbewohnten Gebäude, welche zum Betriebe der Landwirthſchaft, z. B. zur 
Unterbringung des Wirthſchaftsviehes, der Wirthſchaftsgeräthe, der Bodenerzeugniſſe (Keller, Speicher, 
Remiſen, Scheunen, Ställe) u. ſ. w. beſtimmt ſind; nicht minder ſolche zu gewerblichen Anlagen gehörige 
Gebäude, welche nur zur Aufbewahrung von Brennmaterialien und Rohſtoffen, ſowie als Stallung für 
das zum Gewerbebetriebe beſtimmte Zugvieh dienen. Dem Geſetze iſt ein Tarif mit Stufen des ſteuerbaren 
Nutzungswerthes beigeſchloſſen, zu welchen alle Gebäude nach Maßgabe ihres Nutzungswerthes eingeſchätzt 
werden. In dieſem Tarife iſt der Minimalſatz des ſteuerbaren Nutzungswerthes eines ganzen Gebäudes 
mit vier Thaler angenommen. Trifft der ermittelte Nutzungswerth eines Gebäudes zwiſchen zwei 
Stufen des Tarifes, ſo wird das Gebäude zu der geringeren eingeſchätzt. — In den Städten und 
jenen Orten, wo eine überwiegende Anzahl von Wohngebäuden regelmäßig durch Vermiethung be— 
nützt wird, iſt der Nutzungswerth der Gebäude nach dem mittleren jährlichen Miethwerthe feſtzuſtellen, 
und letzterer nach jenen durchſchnittlichen Miethzinſen abzumeſſen, welche innerhalb der vorangegangenen 
zehn Jahre in der Ortſchaft bedungen worden ſind. — In den übrigen Ortſchaften ſind, inſoweit aus 
wirklichen Miethspreiſen ein zureichender Anhalt für die Feſtſtellung des Nutzungswerthes der Gebäude 
nicht zu gewinnen iſt, zu dieſem Behufe neben der Größe, Bauart und Beſchaffenheit der Gebäude, ſowie der 
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Größe und Beſchaffenheit der dazu gehörigen Hofräume und Hausgärten, auch die Geſammtverhältniſſe der zu 
denſelben gehörigen ländlichen Beſitzungen und nutzbaren Grundſtücke zu berückſichtigen. Für dieſe Ortſchaften 
find noch folgende Vorſchriften zu beobachten: zu der erſten Stufe des Tarifes mit 4 Thaler Nutzungswerth find in 
der Regel die Wohngebäude von geringerem Werthe einzuſchätzen, welche nur für eine Familie Wohnungs- 
räume darbieten und zu welchen keine oder nurkleine Grundſtücke von geringem Ertrage gehören ; andere Wohnge— 
bäude, welche zu ländlichen Grundſtücken von fo geringem Ertrage gehören, daß deren Beſitzer zu ihrem 
Unterhalte noch anderweiten Verdienſt durch Tagelohn oder dieſem ähnliche Lohnarbeit ſuchen müſſen, 
ebenſo wie die Wohngebäude der kleinen Handwerker, Fabriksarbeiter u. ſ. w. ſind in einer der ſechs erſten 
Stufen (4 bis 20 Thaler) zu veranlagen; bei den zu größeren ländlichen Beſitzungen gehörigen Wohn— 
gebäuden wird nur das Hauptwohngebäude zu der den Geſammtverhältniſſen der Beſitzung entſpre— 
chenden Stufe des Tarifes eingeſchätzt, u. z. wenn der Reinertrag der Beſitzung nach ungefährer Schätzung 
1000 Thaler nicht erreicht, zu einer der Stufen 7 bis 22 (25 bis 200 Thaler) und wenn dieſer Reinertrag 
1000 Thaler erreicht oder überſteigt, zu einer der Stufen 17 bis 37 (100 bis 750 Thaler); die übrigen 
zu derſelben ländlichen Beſitzung gehörenden Wohngebäude, wie: Pächter, Jnſpectoren-, Hofmeiſter-, Förſter— 
wohnungen, Geſinde-, Taglöhnerhäuſer u. f. w., find mit Berückſichtigung ihres Umfanges und ihrer Woh— 
nungsräume zu einer der Stufen 1 bis 6 (4 bis 20 Thaler), daher zu denſelben Stufen einzuſchätzen, 
welche auch für Wohngebäude der kleinſten Beſitzer und kleinen Handwerker beſtimmt ſind. Für die Koſten 
der Erhaltung und Abnützung der Gebäude finden keine beſonderen Abzüge ſtatt. In dem Motivenberichte 
der preußiſchen Regierung iſt aber geſagt worden, daß dieſe Koſten mit 50 Percent vom Bruttoertrage 
durchſchnittlich angenommen und derart berückſichtigt werden, daß der für die Realſteuer damals grund— 
ſätzlich mit 8 Percent angenommene Steuerſatz, für die Gebäude herabgemindert wird. Es wurde auch im 
Geſetze vom 21. Mai 1861 der Steuerſatz für vorzugsweiſe zum Bewohnen dienende Gebäude auf 4 Per— 
cent, für andere Gebäude auf 2 Percent vom Nutzungswerthe feſtgeſtellt. — Die Gebäudeſteuerveranlagung 
wird alle fünfzehn Jahre einer Reviſion unterworfen. 

Im Königreiche Sachſen iſt die Veranlagung der Grund- und der Gebäudeſteuer gleichzeitig 
nach den Beſtimmungen der Schätzungsanweiſung vom 30. März 1858 geregelt worden. — Die Abſchätzung 
der Grundſtücke iſt mit Ausſchluß der Gebäude zuſtande gebracht worden, und ſind hierbei die Ver— 
waltungskoſten ſowie die Verzinſung, Abnützung und der Reparaturaufwand für die wirthſchaftlichen 
Gebäude als Abzugsgegenſtände berückſichtigt worden. — Der Bruttoertrag der Gebäude in Städten 
wird nach dem aus einer längeren Reihe von Jahren ermittelten Miethertragsdurchſchnitte beurtheilt. 
Dasſelbe geſchieht in anderen Orten, wo gehörige Anhalte aus Vermiethungen vorliegen; in Orten aber, 
wo dies nicht der Fall iſt, werden die Nutzungswerthe durch Vergleichung der Miethwerthe der nächſten 
Orte, vorausgeſetzt, daß daſelbſt nicht eigenthümliche Verhältniſſe ftattfinden, jedoch nach den 
daſelbſt vorkommenden niedrigſten Sätzen feſtgeſtellt. — In den Wohngebäuden, welche mit 
anderen, zum Betriebe der Landwirthſchaft gehörigen Räumen in Verbindung ſtehen, ſind nur die wohn— 
baren Stuben abzuſchätzen; die übrigen bleiben unberückſichtigt. — Bei Schlöffern und anderen größeren 
Wohngebäuden auf dem Lande, werden nur zehn Stuben als Wohnſtuben abgeſchätzt, die übrigen aber 
nicht berückſichtigt, inſoferne ſich zu deren Vermiethung oder anderweiten Benützung keine Gelegen— 
heit findet; Kammern und ſonſtige Behältniſſe kommen hiebei nicht in Betracht. Bei dieſen Gebäuden befind— 
liche Pferdeſtälle, Remiſen, werden, inſoferne ſie eingebaut ſind, gar nicht berückſichtigt, und wenn ſie nicht 
eingebaut ſind, nach der Grundfläche nach der beſten anſtoßenden Bodenclaſſe abgeſchätzt. — Nach der 
Grundfläche werden auch abgeſchätzt alle zum Betriebe der Landwirthſchaft dienenden Gebäude, ferner Luſt— 
Gewächshäuſer, Thürme und andere derartige Gebäude, von denen weder ein Gebrauch zu wohnlichen 
Zwecken gemacht, noch eine Benützung zum Betriebe eines Gewerbes erwartet werden kann. — Land- und 
Gartenhäuſer, welche nur den Sommer über bewohnt oder benützt werden können, werden nur mit Berück— 
ſichtigung dieſes Umſtandes als ertragsfähig angeſehen und darnach abgeſchätzt. Vom eingeſchätzten Brutto— 
ertrage werden die Erhaltungs- und Reparaturskoſten, ſowie die Amortiſation des Anlagscapitales in 
Abzug gebracht, und darf dieſer Abzug in der Regel die Hälfte des Bruttoertrages nicht überſchreiten; 
nur bei Fabriks- und Gewerbsgebäuden mit eigenthümlichen Verhältniſſen kann eine Erhöhung der Abzüge 
bis auf 70 Percent vom Bruttoertrage ſtattfinden. — Das Minimum des jährlichen Reinertrages für 
ein Wohngebäude darf nicht unter zwei Thaler ſinken. Bei Gebäuden und Hofräumen, welche nach 
der Grundfläche abgeſchätzt werden, wird als Minimum der Flächeninhalt von 3 Quadratruthen ange— 
nommen. (Das Längenmaß einer Ruthe iſt 7 Ellen 14 Zoll.) 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 
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Dritte Teſung. 
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Gebäudeſteuer. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes verordne Ich, wie folgt: 


8.1. 
Gegenstand Der Gebäudeſteuer. 


Gegenſtand Der Gebäudeſteuer ijt entweder ber 
Miethzinsertrag der Gebäude oder der Nutzungs— 
werth der Wohngebäude. 


In Orten, in welchen in dem der Steuerver— 
anlagung, beziehungsweiſe Kataſterreviſion (8. 22) 
vorausgegangenen Jahre die Anzahl der Gebäude, 
welche einen Zinsertrag durch Vermiethung abwer— 
fen, jene der nicht vermietheten Gebäude und außer— 
dem die Anzahl der vermietheten Wohnbeſtandtheile 
jene der nicht vermietheten Wohnbeſtandtheile über— 
ſtieg, tritt die Beſteuerung nach dem Miethzins— 
ertrage, das iſt nach jenem Betrage ein, welchen 
der Hauseigenthümer für die vermietheten Locali— 
täten wirklich erhält, oder welchen er für die nicht 
vermietheten Localitäten im Falle ihrer Vermiethung 
erhalten würde. 


In allen übrigen Orten wird die Steuer nach 
dem im Wege der Einſchätzung zu erhebenden jähr— 
lichen Nutzungswerthe der Wohngebäude bemeſſen. 


§. 2. 


Befreiungen von der Gebäudeſteuer. 


Von der Gebäudeſteuer ſind befreit: 
1. Die Gebäude, welche zur Allerhöchſten Hof— 
dotation gehören, dann die Staatsgebäude. 


2. Die Gebäude auswärtiger Staaten, info- 
ferne fie von den bei dem Allerhöchſten Hofe accredi— 
tirten Geſandtſchaften benützt werden. 

3. Die für Zwecke der öffentlichen Verwaltung 
beſtimmten Gebäude der Landes-, Bezirks- und Ge- 
meindevertretungen. 

4. Kirchen und andere dem Gottesdienſte ge— 
widmete Räumlichkeiten. 

5. Die Amtslocalitäten der zur Seelſorge ge— 
hörigen Perſonen aller geſetzlich anerkannten Kirchen 
und Religionsgenoſſenſchaften. 

6. Die Gebäude der öffentlichen, das iſt der 
ganz oder theilweiſe aus Landes-, Bezirks- oder 
Gemeindemitteln erhaltenen Wohlthätigkeitsanſtal— 
ten, ferner die Gebäude aller anderen Wohlthätig— 
keitsanſtalten, inſoferne dieſe letzteren keine Erwerbs— 
unternehmungen bilden und allgemein oder doch 
allen Angehörigen eines Landes, eines Bezirkes, 
einer Gemeinde oder einer Confeſſion zugänglich 
ſind. 

7. Die Gebäude der zur freien öffentlichen Be— 
nützung gewidmeten Bibliotheken und Muſeen und 
der aus öffentlichen oder anderen Mitteln erhal— 
tenen, mit dem Oeffentlichkeitsrechte verſehenen Un— 
terrichts-, Bildungs- und Erziehungsanſtalten, fo- 
ferne dieſelben keine Erwerbsunternehmung bilden, 
ferner der Akademien der Wiſſenſchaften und Künſte. 


8. Die zum Betriebe der Land- und Forſt⸗ 
wirthſchaft gewidmeten Gebäude und Gebäudetheile 
mit Ausnahme der Wohnbeſtandtheile, zu welchen 
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jedoch die zeitweiligen Unterſtände für die bei der 
Oekonomie verwendeten Arbeiter nicht gehören. 

9. Leichenkammern und Todtengräberwoh— 
nungen. 


10. Die für öffentliche Behörden und Aemter, 
die zur Unterbringung des Militärs unentgeltlich, 
dann die von Gemeinden oder Ländern für Militär— 
zwecke nur gegen Bezug der normalmäßigen Ein— 
quartierungsgebühr gewidmeten Gebäude und Ge— 
bäudetheile. 

11. Die auf öffentlichen Plätzen vorübergehend 
aufgeſtellten Marktbuden und Kramläden. 

12. Die zu Zwecken von Bauführungen errich— 
teten Baukanzleien, Wächter- und Werkhütten bis 
zur Vollendung des bezüglichen Baues. 

Die Steuerbefreiung der unter 2 bis einſchließ 
lich 9 bezeichneten Gebäude und Gebäudebeſtand— 
theile tritt nicht ein, wenn dieſelben für einen der 
gedachten Zwecke gemiethet ſind; ſie erliſcht ganz 
oder theilweiſe, wenn dieſe Gebäude oder einzelne 
Beſtandtheile zu anderen Zwecken entgeltlich oder 
unentgeltlich verwendet werden. 


g 


L 


«Bi 
Ausführende Organe, 


Die oberſte Leitung der von den Steuerbehörden 
und von den in den 88. 6—9 erwähnten Com- 
miſſionen beſorgten Geſchäfte zur Durchführung des 
Gebäudeſteuergeſetzes führt der Finanzminiſter, 
welcher zur Ueberwachung der Schätzungsarbeiten 
in den einzelnen Ländern (88. 16 bis 19) eigene 
Organe verwendet. 


des Abgeordnetenhauſes. — VIII. Seſſion. 


Falle der Nichtvermiethung den im Verhältniſſe zu 
wirklich vermietheten Objecten für das Vorjahr zu 
berechnenden Miethzinswerth der nicht vermietheten 
Localitäten, fermer die Beſtätigung des Hauseigen— 


thümers oder ſeines Vertreters über die Richtigkeit 


aller Angaben, ſowie die Beſtätigung der Miethpar— 
teien über die Richtigkeit der ihre Miethobjecte 
betreffenden Angaben zu enthalten. 

Gehören zur Wohnung auch Einrichtungsſtücke, 
Gärten, Gewerbsrechte u. dgl., oder wird vom 
Miether auch ein Entgelt für andere Leiſtungen, 
z. B. für Bedienung, Beheizung u. ſ. w. entrichtet, 
jo ift der entrichtete Geſammtbetrag einzubelennen 
und der auf die mitvermietheten Gegenſtände und 
bedungenen Leiſtungen entfallende Betrag zum Be— 
hufe der Abrechnung desſelben von dem geſammten 
Miethzinſe der Partei anmerkungsweiſe anzugeben. 

Von jenen Gebäudebeſtandtheilen, welche der 
Eigenthümer ſelbſt benützt, nicht vermiethet oder an 
Adminiſtratoren, Hausbeſorger, Auverwandte oder 
aus privatrechtlichem Titel an ſonſt Jemanden unent— 
geltlidy ober um einen billigeren Miethzins als an 
andere Parteien überläßt, muß jener Zinsbetrag 
einbekannt werden, welcher im Falle einer fonftigen 
Vermiethung erzielt werden würde. 

Wird das Zinsertragsbelenntniß innerhalb des 
anberaumten Termines nicht eingebracht, ſo iſt das 
Zinserträgniß auf Koſten des Hauseigenthümers 
durch die Steuerbehörde zu erheben. Außerdem iſt 
gegen den ſäumigen Steuerpflichtigen nach $. 32 
vorzugehen. 


8. 5. 


b) Prüfung der Bekenntniſſe und Feſtſtellung des 


8. 4, 


Feſtſtellung der Beſteuerungs-Grundlage. 
I. Bei der Beſteuerung nach dem Bütsertrage. 
a) Einbringung von Bekeuntniſſen. 


Jeder Hauseigenthümer oder deſſen Vertreter 
hat jährlich in dem von der Steuer-Landesbehörde 
anzuberaumenden Termine das Hauszinsertrags— 
bekenntniß bei der Steuerbehörde erſter Inſtanz 
einzubringen. 

Dieſes Bekenntniß hat die topographiſche Be— 
ſchreibung aller Beſtandtheile des Hauſes nach fort— 
laufenden Nummern und, im Falle Hofräume be— 
ſonders vermiethet werden, auch den Umfang der— 
ſelben und die Art der miethweiſen Benützung, dann 
den mit den Miethparteien vereinbarten Bruttozins, 
das iſt ſämmtliche, den Miethparteien für die Be— 
nützung der gemietheten Hausbeſtandtheile, be— 


ziehungsweiſe Hofräume obliegenden Leiſtungen in 


Geld und Geldeswerth aus dem, dem Steuerjahre 
unmittelbar vorausgegangenen Zinsjahre und im 


ſteuerbaren Miethzinſes. 


Die Steuerbehörde hat die Zinsertrags— 
Bekenntniſſe in Bezug auf Form und Inhalt zu 
prüfen und etwaige Mängel nach Einvernehmung 
der Parteien zu beſeitigen. 

Wird bei nicht vermietheten Gebäudebeſtand— 
theilen der im Vermiethungsfalle erzielbare Zins 
nicht einbekannt oder der in ſolchen Fällen als erziel— 
bar einbekannte Zins dem Ertrage wirklich ver— 
mietheter Gebäudetheile nicht angemeſſen befunden, ſo 
hat eine commiſſionelle Erhebung ber Zinswerthe unter 
Beiziehung des Hauseigenthümers oder deſſen Ver— 
treters ſtattzufinden. Die hiezu berufene Commiſſion 
beſteht unter der Leitung eines Finanzorgans, aus zwei 
von der Gemeindevertretung, und, wenn der Ort im 
Bezirke mit Bezirksvertretungen getheilt iſt, von die— 
ſen gewählten und aus zwei von der Steuerbehörde be— 
rufenen Hausbeſitzern, welche nach vorgenommener Be— 
ſichtigung der bezüglichenSteuerobjecte den der Beſteue— 
rung zu unterziehenden Zinswerth derſelben im Ver— 
gleiche mit anderen vermietheten ähnlichen Gebäuden 
oder Gebäudebeſtandtheilen ziffermäßig feſtzuſtellen 
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haben. Die Beſchlußfaſſung hat auf bie im S. 14 feft- 
geſetzte Weiſe ſtattzufinden. 

Wird die Wahl der von der Gemeindevertre— 
tung zu wählenden Commiſſionsmitglieder innerhalb 
der von der Steuerbehörde entſprechend feſtzu— 
ſetzenden Drift nicht vorgenommen, fo ift die zur 
Ergänzung der Commiſſion erforderliche Anzahl der 
Mitglieder von der Steuerbehörde zu berufen. 

Dasſelbe Verfahren findet ſtatt: 

a) Wenn bei Gebäudebeſtandtheilen, welche der 
Eigenthümer ausnahmsweiſe an Jemanden 
unentgeltlich oder um einen billigeren Mieth— 
zins als an andere Parteien überläßt, der in 
Gemäßheit des $. 4 einzubekennende Miethzins 
dem unter gewöhnlichen Verhältniſſen erziel— 
baren Ertrage nicht entſprechend befunden wird. 
Bei ſolchen Zinsermittlungen iſt in den Fällen, 
iu welchen eigene Wohnungen von Gewerbs— 
leuten geringerer Claſſe oder Grundbeſitzern, 
die den Grund ſelbſt bearbeiten, benützt wer— 
den, ferner bei Wohnungen, welche der Haus— 
eigenthümer an ſeine eigenen Arbeiter ver— 
miethet, auf dieſe Verhältniſſe und auf die in 
den unmittelbar vorausgegangenen fünf Jah— 
ren durchſchnitlich bedungenen Miethzinſe bil— 
lige Rückſicht zu nehmen; 


b) wenn bei Wohnungen, welche mit Einrichtungs— 
ſtücken, Gewerberechten, Gärten und dergl. ver— 
miethet werden, oder wo ein Entgelt für beſon— 
dere Leiſtungen bedungen ift (8. 4), ein unver— 
hältnißmäßig hoher Betrag für dieſe Objecte, 
beziehungsweiſe Leiſtungen angegeben erſcheint. 
Von dem nach den vorausgehenden Beſtim— 

mungen ſeſtgeſtellten Bruttozinsertrage wird durch 
Abzug der Erhaltungs- und Amortifationstoften 
($. 24) der ſteuerbare reine Zinsertrag ermittelt 
und hievon die Steuer mit Rückſichtnahme auf die 
eingetretenen Aenderungen (8. 28 A) jährlich bee 
meſſen. 


$. 6. 


Feſtſtellung der Beſteuerungs-Grundlage. 


II. Bei der Beſteuerung nach dem Nutzungswerthe. 
Organe. 

Zur Erhebung und Feſtſtellung der Nutzungs— 
werthe der Gebäude werden beſondere Commiſſionen 
beſtellt, und zwar Bezirks-, eventuell Ortscommiſ— 
ſionen, ferner Landescommiſſionen, dann eine Cen— 
tralcommiffion. 


8. 7. 
a) Bezirks- und Ortscommiſſionen. 


Jede Bezirkscommiſſion beſteht außer dem Vor- 
fibenden, welcher ſowie deſſen Stellvertreter vom 


ſchen Bezirkes. 


Finanzminiſter ernannt wird, aus ſechs Mitgliedern, 


welchen eine entſcheidende Stimme zuſteht. 

Von dieſen wird die Hälfte vom Finanz— 
miniſter, darunter zwei aus den betheiligten Haus— 
beſitzern des Bezirkes berufen. 

Ein Mitglied wird von den 20 höchſtbeſteuer— 
ten betheiligten Hausbeſitzern des Bezirkes und die 
übrigen werden von den Vorſtänden der betheiligten 
Gemeinden des Bezirkes gewählt. 

In gleicher Weiſe wird auch dieſelbe Anzahl 
Erſatzmänner vom Finanzminiſter, beziehungsweiſe 
von den Wahlberechtigten berufen. 

Die Berufung oder die Wahl der Mitglieder 
und Erſatzmänner erfolgt auf die Dauer von fünf 
Jahren. 

Die Wirkſamkeit der Bezirkscommiſſionen ers 
ſtreckt ſich in der Regel auf den Umfang eines politi— 
Doch kann außerdem der Finanz: 
miniſter auf Antrag oder mit Zuſtimmung der Lan— 
descommiſſion für größere Orte mit vorwiegend 
induſtrieller Bevölkerung oder für mehrere ſolche 
Orte gemeinſchaftlich die Aufſtellung beſonderer 
Ortscommiſſionen anordnen. 

Auf die Zuſammenſetzung dieſer Ortsſchätzungs— 
commiſſionen finden obige Beſtimmungen ſinngemäße 
Anwendung. j 

Wo die Thätigkeit der Commiſſion ſich auf 
einen einzigen Ort beſchränkt, übt die Gemeindever— 
tretung das ſonſt den Gemeindevorſtänden zuſtehende 
Wahlrecht aus. 


Die Referenten für dieſe Commiſſionen werden 
vom Finanzminiſter ernannt; denſelben ſteht jedoch 
nur dann ein entſcheidendes Stimmrecht zu, wenn ſie 
Mitglieder der betreffenden Commiſſionen ſind. 


§. 8. 
b) Landescommiſſionen. 


In jedem Kronlande wird unter dem Vorſitze 
eines Vorſtandes, welcher ſowie deſſen Stell— 
vertreter vom Finanzminiſter ernannt wird, eine 
Landescommiſſion gebildet, welche außer dem Vor— 
ſitzenden noch aus vier bis acht Mitgliedern mit 
entſcheidender Stimme zu beſtehen hat, wovon die 
eine Hälfte der Finanzminiſter, und zwar mindeſtens 
zur Hälfte aus den betheiligten Hausbeſitzern des 
Landes, beruft, die andere Hälfte die betreffende 
Landesvertretung wählt. 

Für die Mitglieder werden vom Finanzminiſter, 
beziehungsweiſe von der bezüglichen Landesvertre— 
tung Erſatzmänner in gleicher Anzahl und auf 
gleiche Weiſe beſtimmt. 

Die Berufung oder Wahl der Mitglieder, ſowie 
der Erſatzmänner erfolgt auf die Dauer von fünf 
Jahren. l 
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Der Referent der Landescommiſſion wird vom 
Finanzminiſter ernannt, hat jedoch, wenn er nicht 
Mitglied der Commiſſion iſt, kein entſcheidendes 
Stimmrecht. 

Die Feſtſetzung der Anzahl der Mitglieder der 
Landescommiſſionen bleibt dem Finanzminiſter nach 
Einvernehmung des betreffenden Landesausſchuſſes 
vorbehalten. 


8. 9. 


e) Centralcommiſſion. 


Unter dem Vorſitze des Finanzminiſters oder 
deſſen von ihm ernannten Stellvertreters beſteht 
die Centraleommiſſion aus 18 Mitgliedern und 
ebenſo viel Erſatzmännern, wovon je ſechs der 
Finanzminiſter beruft, je drei das Herrenhaus und 
je neun das Abgeordnetenhaus auf die Dauer von 
fünf Jahren wählt. 

Beide Häuſer des Reichsrathes ſind bei ihrer 
Wahl nicht auf die eigenen Mitglieder beſchränkt. 

Der vom Finanzminiſter zu ernennende Re— 
ferent hat, wenn er nicht Mitglied der Commiſſion 
iſt, kein entſcheidendes Stimmrecht. 


§. 10. 


Allgemeine Beſtimmungen bezüglich der Wahl ber 
Commiſſionsmitglieder. 


Bezüglich der Wahl in die Commiſſionen haben 
nachſtehende Beſtimmungen zu gelten: 

1. Von der Wählbarkeit ſind diejenigen aus— 
geſchloſſen, welche wegen einer ſtrafbaren Handlung 
von der Ausübung des Wahlrechtes in der Gemeinde 
ausgeſchloſſen ſind. 

2. Ein Mitglied oder Erſatzmann der Central- 
commiſſion kann nicht gleichzeitig Mitglied oder 
Erſatzmann einer Landes⸗„Bezirks-oder Ortscommiſ— 
ſion, ebenſo ein Mitglied oder Erſatzmann einer 
Landescommiſſion nicht gleichzeitig Mitglied oder 
Erſatzmann einer in demſelben Lande fungirenden 
Bezirks- oder Ortscommiſſton fein. 

3. Wird die rechtzeitige Vornahme der Wah— 
len in die Landes-, beziehungsweiſe Bezirks- oder 
Ortscommiſſionen durch die Wahlberechtigten ver— 
weigert, oder werden die Wahlen durch Verſchulden 
der Wahlberechtigten nicht vorgenommen, ſo iſt die 
zur Ergänzung einer jeden Commiſſion erforderliche 
Anzahl der Mitglieder oder Erſatzmänner aus der 
Reihe der Hausbeſitzer vom Finanzminiſter zu 
berufen. 

Dieſe Mitglieder und Erſatzmänner haben die— 
ſelben Rechte und Pflichten, wie die von den Wahl— 
berechtigten zu wählenden Mitglieder und Erſatz— 
männer. 


Ihr Mandat erliſcht jedoch ſogleich, wenn die 
Wahlen nachträglich von den Wahlberechtigten vor— 
genommen werden und die von dieſen Gewählten in 
die Commiſſion eintreten. 

4. Die gewählten Mitglieder oder Erſatzmänner 
behalten ihr Mandat für die in den vorhergehenden 
Paragraphen feſtgeſetzte Dauer von fünf Jahren, 
wenn auch während dieſer Zeit die zur Wahl berech— 
tigten Vertretungskörper in der zur Zeit der vorge— 
nommenen Wahl beſtandenen Zuſammenſetzung nicht 
mehr beſtehen. 

Sind dieſelben im Zeitpunkte des Erlöſchens 
des Mandates nicht verſammelt, oder erfolgt die 
Neuwahl erſt nach Ablauf der regelmäßigen fünf— 
jährigen Wahlperiode, ſo verbleibt gleichwohl bis 
zu der nach dieſer Wahl erfolgten Conſtituirung 
der neuen Commiſſion die frühere in Function, 

5. Erſatzwahlen während der Dauer ber Wahl- 
periode gelten ſtets für die noch übrige Zeit der 
Functionsdauer. 

6. Die durch die beiden Häuſer des Reichs— 
rathes, beziehungsweiſe die Landtage vorzunehmen— 
den Wahlen werden nach den verfaſſungs- und 
geſchäftsorbnungsmäßigen Beſtimmungen derſelben 
vorgenommen. 

Für die Wahlen in die Bezirks- und Orts— 
commiſſionen gilt die Regel, daß diejenigen als 
gewählt anzuſehen ſind, welche bei vorhandener abſo— 
luter Majorität der abgegebenen Stimmen die meiſten 
der ſelben erhalten haben. 

Kommt beim erſten Wahlgange eine abſolute 
Majorität für alle zu Wählenden nicht zu Stande, 
ſo findet die engere Wahl ſtatt, in welche die doppelte 
Anzahl der zu Wählenden, auf welche die meiſten 
Stimmen gefallen ſind, einzubeziehen iſt. Bei gleicher 
Stimmenzahl entſcheidet in allen Fällen das Los. 

Die Wahlen finden mit Stimmzettel und die der 
Mitglieder und Erſatzmänner getrennt ſtatt. 


§. 11. 
Wirkungskreis 
a) der Bezirks- und Ortscommiſſionen. 


Den Bezirks- und Ortscommiſſionen obliegt die 
Vornahme der Schätzungsarbeiten in Gemäßheit 
dieſes Geſetzes und der in Uebereinſtimmung mit 
demſelben vom Finanzminiſter zu erlaſſenden In— 
ſtructionen. 


8. 12. 


b) der Landescommiſſionen. 


Die Landescommiſſion hat die gleichmäßige 
Ausführung des Schätzungswerkes im Lande zu 
überwachen und zu dieſem Behufe ſich erforderlichen 
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Falles durch Entſendung ihrer Mitglieder von dem 
Vorgange der Bezirks- und Ortscommiſſionen zu 
unterrichten und für Abſtellung hervortretender 
Mängel Sorge zu tragen; ſie entſcheidet über die 
gegen das Verfahren dieſer Commiſſionen einge— 
brachten Beſchwerden überhaupt und insbeſondere 
über Recurfe gegen die Einſchätzungen dieſer Come 
miſſionen. i 


8. 13, 
e) der Centralcommiſſion. 


Die Centralcommiſſion hat die Vorlagen aller 
Landescommiſſionen (§. 20) zum Zwecke der Her— 
ſtellung der Gleichmäßigkeit der Steuerveranlagung 
eingehend zu prüfen und im Vergleiche der ver— 
ſchiedenen Länder und im Hinblicke auf die Ergeb— 
niſſe der Einſchätzung in den einzelnen Ländern, 
Bezirken und Orten die wahrgenommenen Ungleich— 
förmigkeiten in den Bemeſſungsgrundlagen nach Ein— 
vernehmung der betreffenden Landescommiſſion 
ſofort oder nach Vornahme einer neuen Einſchätzung 
zu beheben. 


8. 14. 


Beſchlußfähigkeit und Art der Beſchlußfaſſung der 
Commiſſionen. 


Zu jeder Commiſſionsſitzung hat der Vorſitzende 
alle Mitglieder derſelben und im Falle dauernder 
Verhinderung eines Mitgliedes den Erſatzmann 
desſelben einzuladen. Die Commiſſionen ſind beſchluß— 
ſähig, wenn außer dem Vorſitzenden oder deſſen 
Stellvertreter wenigſtens die Hälfte der Mitglieder 
anweſend iſt. Sollte jedoch die beſchlußfähige Anzahl 
der Mitglieder nicht erſcheinen, fo find alle Mit- 
glieder zur nächſten Sitzung mit dem Bemerken 
ſchriftlich einzuladen, daß die Commiſſion auch ohne 
Rückſicht auf die Zahl der Anweſenden beſchlußfähig 
ſein würde. 


Die Commiſſionen fällen ihre Entſcheidungen 
mit abſoluter Stimmenmehrheit der anweſenden 
Mitglieder. Der Vorſitzende ſtimmt nur bei gleich— 
getheilten Stimmen und entſcheidet in dieſem Falle 
jene Anſicht, für welche er ſich ausgeſprochen hat. 
Kommt bei der Abſtimmung über die Höhe einer 
Ziffer eine abſolute Stimmenmehrheit nicht zu 
Stande, ſo ſind die Stimmen für die höchſte Ziffer 
zu den Stimmen für die nächſt niedere hinzuzu— 
zählen, bis ſich für die bezügliche Ziffer die abſolute 
Mehrheit ergibt. 


8. 15. 
Koſtenaufwand für die Commiſſionen. 


Die Mitglieder der Commiſſionen und die 
beigezogenen Sachverſtändigen haben, inſoferne ſie 
nicht als Staatsbeamte fungiren, für die Tage 
ihrer wirklichen Verwendung bei den commiſſionellen 
Erhebungen und Berathungen außerhalb ihres 
Wohnortes auf das Taggeld von 10 fl. ö. W. bei 
der Centralcommiſſion, von 6 fl. bei der Landes— 
commiſſion und von 3 fl. bei der Bezirks- und 
Ortscommiſſion Anſpruch; auch gebührt denſelben 
die Vergütung der aus dieſem Anlaſſe nothwen— 
digen Fuhrkoſten mit 1 fl. per Meile. 

Die Vergütung von Taggeldern und Reiſe— 
gebühren entfällt, wenn die Mitglieder an Orten in 
Function ſind, wo ſie ohnehin ſolche Bezüge aus 
dem Staatsſchatze genießen. 

Die bei den Commiſſionen verwendeten Staats— 
beamten ſind rückſichtlich ihrer Gebühren nach den 
beſtehenden Normen zu behandeln. 

Sowohl dieſe Gebühren, als auch alle anderen 
aus dem Schätzungsgeſchäfte entſpringenden Aus— 
lagen werden aus dem Staatsſchatze beſtritten. 


8. 16. 
Einreihung der Orte nach Maßgabe ber Miethver— 
hältniſſe. 


Die Erhebung und Feſtſtellung des Umſtandes, 
in welchen Orten die Beſteuerung nach dem Zins— 
ertrage und in welchen nach dem Nutzungswerthe 
einzutreten hat, obliegt den Bezirkscommiſſionen. 
Die Finanzorgane ſind verpflichtet, alle dazu nöthi— 
gen Behelfe den Bezirkscommiſſionen zu liefern. 

Das Ergebniß der diesfälligen Schlußfaſſung 
iſt den einzelnen Gemeindevorſtehungen behufs all— 
fälliger Einwendungen (8. 30) ſchriftlich mitzuthei— 
len und durch dieſelben in entſprechender Weiſe zu 
veröffentlichen. E 

Außerdem hat dasſelbe an der Amtstafel ber 
Steuerbehörde verlautbart zu werden. l 

Während der Dauer der fünfjährigen Steuer- 
periode findet eine Veränderung der Einreihung 
nicht ſtatt. 


§. 17. 
Erhebung des Nutzungswerthes. 
1. Vorerhebungen. 


Ueber ſämmtliche nach dem Nutzungswerthe 


zu beſteuernde Gebäude eines Ortes mit Ein— 
ſchluß jener, welche nach $. 25 von der Gebäude— 


ſteuer zeitlich befreit find, läßt die Bezirkscom 
miſſion auf die ihr geeignet erſcheinende Weiſe 
Verzeichniſſe nach fortlaufenden Hausnummern an— 
fertigen, welche die Hausnummern, die Namen der 
Hauseigenthümer, die Anzahl der Wohnbeſtandtheile 
und der zu jeder Wohnung gehörigen Küchen, 
Speiſe- und Vorrathskammern, Keller, Stallungen, 
Bodenabtheilungen u. ſ. w., dann die Anzahl der 
Stockwerke zu enthalten haben, und in denen auch 
erſichtlich zu machen iſt, aus welchem Materiale das 
Gebäude erbaut iſt. In dieſe Verzeichniſſe iſt 
ferner aufzunehmen: die Lage des Gebäudes im Allge 
meinen, und zwar ob dasſelbe in oder außer dem Orte, 
ob es näher oder entfernter von den Hauptverkehrs— 
plätzen gelegen iſt. Für jede Ortſchaft iſt die Zahl 
der vermietheten Wohnbeſtandtheile, ſowie der 
Miethparteien und deren Berufsbeſchäftigung 
anzugeben. 

Nach Einlangen dieſer Verzeichniſſe entſendet 
die Commiſſion in eine beſtimmte Anzahl von Ge 
meinden je zwei Mitglieder aus ihrer Mitte, welche 


mit Beiziehung der zuſtändigen Gemeindevorſteher, 
beziehungsweiſe der Vorſteher der ausgeſchiedenen 
gutsherrlichen Gebiete und der bei den Commi): 
ſionen beſtellten Regierungsorgane die Verzeichniſſe 
richtigzuſtellen haben. Mit Berückſichtigung der in 
denſelben enthaltenen und allfälliger anderer auf 
den Nutzungswerth Einfluß nehmenden Umſtände 
haben die entſendeten Commiſſionsmitglieder 
in beſonderen Rubriken des Verzeichniſſes 
den Betrag erſichtlich zu machen, der nach ihrer 
Auffaſſung den Nutzungswerth der Gebäude dar— 
ſtellt, ſowie das Percent, welches für Erhaltung ber 
Gebäude und Amortiſation des Anlagecapitales nach 
8. 24 in Abſchlag zu bringen wäre. | 

In gleicher Weife ift in Beziehung auf die Er- | 
hebung und Veranſchlagung der Nutzungswerthe, 
dann der Abzugspercente von den zum Behufe dieſer 
Vorerhebungen beſtellten Mitgliedern der Ortscom— 
miſſion vorzugehen. 


Die definitive Feſtſtellung der Werthziffer 
erfolgt erſt nach Beendigung der Vorerhebungen von 
Seite der zuſammentretenden Bezirks-, beziehungs— 
weiſe Ortscommiſſion. 


§. 18. 
2. Grundſätze. 


In Bezug auf bie Ermittlung der Werthziffer 
werden die entſendeten Commiſſionsmitglieder, wie 
auch die Bezirks- und Ortscommiſſionen nach fol— 


genden Grundſätzen vorzugehen haben: 
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a) 


b) 


Der Nutzungswerth eines Gebäudes ijt nach 
der Anzahl und Größe der Wohnbeſtandtheile und 
Der zu Wohnungen gehörigen Nebenlocalitäten 
(Speiſekammern, Böden, Keller, Küchen ꝛc.), der 
Bauart und Beſchaffenheit, unter Berückſichtigung 
der Anſprüche zu ermitteln, welche den Orts— 
verhältniſſen gemäß an die Befriedigung des 
Wohnbedürfniſſes nach dem Verhältniſſe des 
Beſitzes von dem Eigenthümer des letzteren 
geſtellt zu werden pflegen. Zur Gewinnung 
ziffermäßiger Anhaltspunkte iſt in Orten, 
in welchen die Vermiethung zwar nicht vor— 
waltet, in denen jedoch ein größerer Theil der 
Gebäude fortdauernd vermiethet iſt, auf die 
üblichen Miethzinſe, welche innerhalb der, der 
Abſchätzung unmittelbar vorangegangenen fünf 
Jahre durchſchnittlich bedungen worden ſind, 
Rückſicht zu nehmen, und kann in Orten, in 
welchen Vermiethungen nur vereinzelt oder gar 
nicht vorkommen, auf die Durchſchnitts-Mieth— 
zinſe der letzten fünf Jahre in nahe gelegenen 
Orten mit ähnlichen Micths-, Verkehrs- und 
Wohnungsverhältniſſen, in denen Vermiethungen 
vorkommen, Bedacht genommen werden. Ge— 
bäude, Wohnbeſtandtheile oder zu ſolchen ge— 
hörige Nebenlocalitäten, welche in den der 
Steuerveranlagung vorausgegangenen fünf 
Jahren gänzlich unbenützt und leer ſtanden, 
ſind bei der Nutzwertherhebung nicht zu berück— 
ſichtigen. 


Die Commiſſionsmitglieder haben das richtige 
Verhältniß der Gebäude eines und desſelben 
Ortes zu einander zu ermitteln, wozu nebſt 
5 ad a angedeuteten Momenten auch die 

Lage d des Gebäudes im Allgemeinen, und zwar 
ob in oder außer dem Orte, ob näher oder ent— 
fernter von den Hauptverkehrsplätzen, zu berück— 
ſichtigen ſein wird. 


Insbeſondere wird auf dem flachen Lande, 
im Gegenſatze zu Wohngebäuden, welche zu 
einem größeren Grundbeſitze gehören, ſelbſt 
bei gleicher Anzahl von Wohnbeſtandtheilen 
eine Unterſcheidung zu Gunſten ſolcher Wohn— 
gebäude einzutreten haben, deren Beſitzer ihren 
Unterhalt ganz oder zum Theile aus dem Tag— 
lohne ziehen. 


Letzteren gleichzuſtellen ſind auch die 
Wohngebäude der kleinen Handwerker und die 
zu Arbeiter-, Taglöhner- und Geſindewohnun⸗ 
gen beſtimmten, zu größeren Gutsbeſitzungen 
oder gewerblichen Unternehmungen gehörigen 
Gebäude. 


Der Nutzungswerth darf bei Gebäuden mit nur 
Einem Wohnbeſtandtheile nicht unter 10 fl., bei 
Gebäuden mit zwei und drei Wohubeſtand⸗ 
theilen nicht unter 5 fl., bei Gebäuden nit | 
vier und fünf Wohnbeſtandtheilen nicht unter 
6 fl., bei den übrigen Gebäuden nicht unter 
8 fl. für Einen Wohnbeſtandtheil veranſchlagt 
werden. 


Nur bei den Morlakenhütten, dann bet, 


Rohrhütten, Erdhütten ohne Grundmauern 
oder 
gerammten Pflöcken errichteten Hütten iſt ein 


geringerer Nutzungswerth anzunehmen. 


d) Neben den ad a und b hervorgehobenen Moe 
menten iſt bei Feſtſtellung der n von 
den Commiſſionen auch auf das Verhältniß der 
eingeſchätzten Orte des Bezirkes zu einander 
Bedacht zu nehmen, damit nicht zwiſchen Or— 
ten mit ähnlichen Mieths-, Wohnungs- und 
Verlehrsverhältniſſen auffällige Ungleichheiten 
entſtehen. 


19. 


3. Feſtſtellung der Werthziffer durch die Bezirks— 
und Ortscommiſſion. 


Findet die Commiſſion bei ihrem Zuſammen— 
tritte das ihr durch die Erhebungen der Commiſ— 
ſionsmitglieder gebotene Materiale zureichend, um 
ein poſitives ſicheres Urtheil ſchöpfen zu können, oder 
ſind die nachträglichen Verbeſſerungen entdeckter 
Mängel eventuell nach einer an Ort und Stelle vor— 
genommenen Ueberprüfung durchgeführt, ſo ent— 
ſcheidet ſie über die Höhe des Nutzungswerthes der 
einzelnen Gebäude und über die Höhe des Bercentes | 
der Erhaltungs- und Amortiſationskoſten (8. 24) 
und gibt das Ergebniß durch Verzeichniſſe den Gee | 
meindev orſtehern, beziehungsweiſe den Vorſtehern 
der ausgeſchiedenen Gutsgebiete bekannt. 


§. 20. 


4. Veröffentlichung und endgiltige Feſtſtellung der 
Schätzungsreſultate. 


Die Gemeindevorſteher haben den einzelnen 
Hausbeſitzern die von den Bezirks-, beziehungs- 
weiſe Ortscommiſſionen beſchloſſenen Anſätze des 


Nutzungswerthes und der Abzugspercente fchrift- | 


lich mitzutheilen und in geeigneter Weiſe die⸗ 


aus bloßem Ruthenflechtwerke, oder ein- 
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Schätzungsreſultate mit dem Beifügen zu veröffent— 
lichen, daß Recurſe gegen dieſelben binnen der 
im $. 30 feſtgeſetzten Friſt einzubringen find. Nach 
abgelaufener Recursfriſt haben die Commiſſionen 
die Schätzungsoperate nach vorgenommener Richtig— 
ſtellung jener Anſätze, die in Folge eingebrachter 
Recurſe für unrichtig erkannt wurden, in Begleitung 
der zur Berückſichtigung nicht für geeignet befundenen 
Recurſe, ſowie ihres Gutachtens über die letzteren, 
dann der allfälligen Bemerkungen des Referenten an 
die n vorzulegen. 

Die Landescommiſſion unterzieht die Schätzungs— 
operate einer ſorgfältigen Prüfung, veranlaßt die 
Beſeitigung vorkommender Mängel und Bedenken, 
entſcheidet ſohin endgiltig über die vorgelegten 
Recurſe, ſtellt die Operate richtig und erſtattet ihr 
Gutachten über die Angemeſſenheit der erzielten 
Reſultate an den Finanzminiſter, welcher die Central— 
commiſſion zur Ausübung der ihr nach §. 13 ob— 
liegenden Functionen beruft. 


§. 21. 


5. Berechnung des ſteuerbaren Nutzungswerthes. 


Aus dem nach den vorausgehenden Beſtim— 
mungen feſtgeſtellten Nutzungswerthe wird durch 
Abzug der Erhaltungs- und Amortiſationskoſten 
(8. 24) der ſteuerbare reine Nutzungswerth ermittelt 
und hievon durch die Steuerbemeſſungsbehörde die 
Steuer zu dem geſetzlich feſtgeſetzten Percente ($. 23) 
bemeſſen. 

8. 22. 


Steuerperiode für die nach dem Nutzungswerthe 
beſteuerten Gebäude. 

Die von den Commiſſionen feſtgeſtellten 
Nutzungswerthe haben für einen Zeitraum von zehn 
Jahren als Grundlage der Steuerbemeſſung zu 
dienen. Von zehn zu zehn Jahren findet eine Revi- 


ſion des Gebäudeſteuerkataſters im Sinne dieſes 
Geſetzes ſtatt. ($. 31.) 


8. 23. 
Steuerausmaß. 
Das Ausmaß der Gebäudeſteuer wird von 
zehn zu zehn Jahren im Wege des Geſetzes feſtgeſtellt. 


8. 24. 


Abzugspercente für die Erhaltung der Gebäude und 
die Amortiſation des Anlagecapitales. 


1. Der Abzug der Erhaltungs- und Amorti— 
ſationskoſten wird in jenen Orten, in welchen die 
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Steuer nach dem Zinsertrage bemeſſen wird, nach dem 
von der Steuerbehörde erſter Inſtanz zu erhebenden 
durchſchnittlichen Jahres-Brutto-Zinsertrage eines Me5 o 2 
Gebäudebeſtandtheiles berechnet, und zwar für jene d) wenn ganze, zur ſelbſtändigen Benützung 
Gebäude, in welchen dieſer Durchſchnittszins 100 fl. geeignete Theile eines Gebäudes bis an die 
erreicht oder überſteigt, mit 10 Percent, für Gebäu de, Erdoberfläche niedergeriſſen oder einzelne 
in welchen dieſer Durchſchnittszins 45 fl. erreicht Stockwerke im ganzen Umfange abgetragen und 
oder überſteigt und 100 fl. nicht erreicht, mit 15 Per— neu erbaut werden. 

cent, für Gebäude, in welchen dieſer Durchſchnitts— 
zins 25 fl. überſteigt und 45 fl. nicht erreicht, mit 
20 Percent, für Gebäude, wo er 5 fl. überſteigt und 
nicht höher als 25 fl. iſt, mit 25 Pereent, endlich für 
jene Gebäude, in welchen derſelbe fid) auf oder unter 
5 fl. herausſtellt, mit 30 Percent vom Bruttozinſe. 

2. Die Höhe der ermittelten Abzugspercente iſt 
in geeigneter Weiſe zu veröffentlichen. 

3. In Orten, in welchen die Gebäude nach dem 
Nutzungswerthe beſteuert werden, hat die Commiſſion 
das Abzugspercent für jedes einzelne Gebäude in 
Abſtufungen von fünf zu fünf Percent ſeſtzuſtellen; 
doch ſoll dasſelbe nicht unter 15 Percent und in der 
Regel nicht mehr als 30 Percent des angenommenen 
Nutzungswerthes betragen. 

4. Bei Gebäuden, deren Eigenthümer nicht zu 
gleich Eigenthümer der Bauarea find, oder welche 
gegen einen Demolirungsrevers erbaut wurden, 
oder welche durch die eigenthümliche Ortsbeſchafſen 
heit, durch die Lage, ihren Bauzuſtand oder Be— 
nützungsweiſe erheblich größere Auslagen für ihre 
Erhaltung erfordern, hat in Orten, in welchen die 
Steuer nach dem Zinsertrage bemeſſen wird, die 
Steuerbehörde auf Grund der unter Beiziehung von 
Gemeindevertretern vorgenommenen commiſſionellen 
Erhebungen über den Umfang und die Tragweite der 
vorgedachten Umſtände, in allen übrigen Orten die 
Bezirks- oder Ortscommiſſion die Abrechnung der 
Erhaltungs- und Amortiſationskoſten bis zu 50 Per— 
cent des Bruttozinſes, beziehungsweiſe Nutzungs— 
werthes, zu bewilligen. 


größert wird, daß dadurch ein neues ſteuer— 
pflichtiges Object entſteht; 


Für alle dieſe Bauführungen wird die Gebäude— 
ſteuerfreiheit auf zwölf Jahre vom Zeitpunkte der 
behördlich bewilligten oder früheren factifchen Bee 
nützung feſtgeſetzt; jedoch kann ſich dieſelbe in den 
sub e und d angeführten Fällen immer nur auf 
jenen Theil der Steuer erſtrecken, welcher für die 
neu entſtandenen Objecte entfällt. 


Unter denſelben Bedingungen a bis d genie- 
hen Gebäude, welche ausſchließlich zum Zwecke ber 
Bewohnung durch Arbeiter, Taglöhner und Geſinde 
der Induſtrie oder der Forſt- und Landwirthſchaft 
errichtet werden, eine Steuerfreiheit von fünfzehn 
Jahren, wenn ſie während dieſes Zeitraumes dieſem 
Zwecke gewidmet bleiben. Erhalten ſolche Gebäude 
innerhalb der erſten zwölf Jahre eine andere 
Widmung, ſo genießen dieſelben lediglich die den 
anderen Gebäuden zugeſtandene Steuerbefreiung. 
Tritt die geänderte Widmung nach Ablauf der 
erſten zwölf Jahre ein, ſo erliſcht die Steuerbefreiung 
mit dem Aufhören der urſprünglichen Widmung. 


8. 26. 


Beſchränkung der Steuerbefreiung auf bie f. f. 
Steuer. 


Die zeitliche Befreiung von der Gebäudeſteuer 
begründet feinen Anſpruch auf die Befreiung von 
anderen öffentlichen oder Gemeindelaſten, welche der 
Hauseigenthümer rückſichtlich des Gebäudes zu 
tragen hat. 


Zeitliche Steuerbefreiungen. T. 


JP 


Eine zeitliche Befreiung von ber Gebäudeſteuer 
findet rückſichtlich aller nach dem Eintritte der Wirk— 
ſamkeit dieſes Geſetzes begonnenen Bauten ſtatt: 


Friſt zur Einbringung der Geſuche um zeitliche 
| Steuerbefreiung. 


Die Geſuche um zeitliche Befreiung von der 
Gebäudeſteuer ſind von denjenigen, welche darauf 
Anſpruch machen, längſtens 45 Tage mad) vollen- 
detem Baue des Gebäudes oder eines zur ſelbſtändigen 


a) Wenn ein Gebäude auf unverbautem Grunde 
neu hergeſtellt; 


b) wenn ein beſtehendes Gebäude bis an die Erd— 
oberfläche niedergeriſſen und von da an neu 
aufgebaut wurde; 


e) wenn ein beſtehendes Gebäude durch den Bau 
auf einer noch unverbauten Area oder durch 
Aufſetzen eines Stockwerkes in der Art ver— 


vor Benützung desjenigen Objectes, für welches die 
Steuerfreiheit in Anſpruch genommen wird, bei der 
betreffenden Steuerbehörde erſter Inſtanz einzu— 
bringen, welche hierüber zu entſcheiden hat. 


Benützung geeigneten Gebäudetheiles und jedenfalls 


Ueber ſpäter eingelangte Geſuche wird in dem 
Falle, wenn ſich die zur Entſcheidung erforderlichen 
Thatſachen und Verhältniſſe noch conſtatiren laſſen, 
die Steuerfreiheit nur für jene Zeitdauer eingeräumt 


werden, welche von dem dem Tage der Einbringung des 


Geſuches nächſtfolgenden Steuerquartale bis zum 
Schluſſe der mit Rückſicht auf den Zeitpunkt der 
Vollendung des Baues (8. 25) zu berechnenden 
Dauer der zwölf, 
Steuerfreiheit noch nicht abgelaufen iſt. 

Recurſe gegen Entſcheidungen über Steuer— 
beſreiungsgeſuche find binnen vierzehn Tagen, vom 
Tage der Zuſtellung der Eutſcheidung an gerechnet, 
bei der Steuer-Landesbehörde einzubringen, 
hierüber endgiltig entſcheidet. 


$. 28. 


Aenderungen in der Steuerſchuldigkeit während der 
Steuerperiode. 


A. Bei Gebäuden, welche nach dem Zinsertrage 
beſteuert werden, ſind alle Aenderungen, welche ſich 
nach Einbringung des Zinsertrags-Bekenntniſſes 
(8.4) bis zum Schluſſe des Zinsjahres in ber topo— 
graphiſchen Beſchreibung und durch Erhöhungen 
oder Verminderungen des Zinsertrages 


der Steuerbehörde anzuzeigen, welche hierauf bei der 
Steuervorſchreibung Rückſicht zu nehmen hat. 

Die im Laufe des Zinsjahres vorkommenden 
Leerſtehungen und Wiedervermiethungen, beziehungs— 
weiſe Wiederbenützung find binnen vierzehn Tagen 
nach ihrem Eintritte der Steuerbehörde beſonders 
anzuzeigen, und hat dieſe die der Dauer der Leer— 


ſtehung entſprechende Steuerabſchreibung zu ver- 


fügen. 

Wird die Anzeige über die Leerſtehung eines 
ſteuerpflichtigen Objectes nach obiger Friſt überreicht, 
ſo wird die Steuer nur vom Tage der Ueberreichung 
der Anzeige abgeſchrieben. , 


Dieſelben Beſtimmungen gelten auch für folde, | 


lediglich zur gewerblichen oder induftriellen Produce 
tion gewidmeten Gebäude oder Gebäudebeſtandtheile, 


in welchen der Betrieb dieſer gewerblichen ober indu- | 


ſtriellen Unternehmungen vollſtändig eingeſtellt iſt, 
inſoferne von denſelben nicht thatſächlich ein Mieth— 
zins entrichtet und dieſelben nicht zu anderen Zwecken 
in irgend welcher Weiſe benützt werden, und inſoferne 
die Betriebsunterbrechung nicht eine in der Natur 


des betreffenden Gewerbszweiges begründete und 


regelmäßig wiederkehrende iſt. 
Ebenſo iſt 
a) wenn ſteuerpflichtige Gebäude oder einzelne 
Beſtandtheile derſelben in die Claſſe der ſteuer— 
freien oder 


beziehungsweiſe fünfzehnjährigen 


welche 


ergeben, 
binnen vierzehn Tagen nach eingetretener Aenderung 


b) ſteuerfreie Gebäude oder einzelne Veſtandtheile 
| derſelben in die Claſſe der ſteuerpflichtigen 
übergehen und i 
€) wenn Gebäude oder einzelne Beſtandtheile neu 

entſtehen oder gänzlich eingehen, 

die Anzeige binnen 30 Tagen, vom Zeitpunkte 

| der Aenderung an cl an die Steuer— 
| behörde zu erſtatten. 

Der Zuwachs wird ſohin von dem, dem Zeit— 
punkte des Eintrittes nächſtfolgenden Zahlungs— 
termine in Beſteuerung, der Abfall von dem, dem 
Zeitpunkte der überreichten Anzeige nächſtfolgenden 
Zahlungstermine außer Beſteuerung gebracht. 

B. Bei Gebäuden, die nach dem Nutzungswerthe 
beſteuert werden, findet eine gänzliche oder theilweiſe 
Steuerabſchreibung ſtatt: 

a) wenn ein Gebäude oder einzelne Wohnbeſtand— 
theile gänzlich abgebrochen oder durch Brand, 
Ueberſchwemmung oder durch ſonſtige Ereigniſſe 
ganz unbewohnbar gemacht worden ſind; 

b) wenn ein Gebäude erweislich während eines 
| ganzen Jahres leer ſteht; 
e) wenn ſteuerpflichtige Gebäude ganz oder theil— 

weiſe in die Claſſe der ſteuerfreien übergehen. 

Als Zuwachs ſind nachſtehende Aenderungen 
zu berückſichtigen: 

1. Wenn ſteuerfreie Gebäude ganz oder theilweiſe 
in die Claſſe der ſteuerpflichtigen übergehen; 

2. wenn Gebäude auf unverbautem Grunde oder 
an Stelle eines bis an die Erdoberfläche nieder— 
geriſſenen Gebäudes neu entſtehen; 

3. wenn einzelne Wohnbeſtandtheile in Folge von 
Bue oder Erweiterungsbauten neu errichtet 
werden. 

| Von allen Delen, einen Steuerabfall oder gu- 
wachs begründenden Aenderungen iſt die Anzeige 
binnen 30 Tagen, vom Zeitpunkte der eingetretenen 
Aenderung an gerechnet, an die Steuerbehörde zu er— 
ſtatten. 

Dieſe hat in den Fällen, in welchen es ſich 
um den Abfall ganzer Gebäude handelt, die 
Steuerabſchreibung ſofort zu veranlaſſen, in den 
anderen Fällen aber den Nutzungswerth der in Zu— 
wachs oder in Abfall gekommenen Wohnbeſtandtheile 
unter Berückſichtigung der im $. 18 feſtgeſtellten 
Grundſätze im commiſſionellen Wege zu erheben, wobei 
in Beziehung auf die Zuſammenſetzung der Com— 
miſſion und die Beſchlußfaſſung die einſchlägigen 
Beſtimmungen des §. 5, alinea 2, in ſinngemäße 
Anwendung zu bringen ſind. 

Die Erhebungsreſultate ſind der zuſtändigen 
Bezirks- oder Ortscommiſſion zur vorſchrifts— 
mäßigen Amtshandlung bekannt zu geben; gleich— 
zeitig aber iſt nach Maßgabe der erhobenen Beſteue— 
rungsgrundlage die Steuer-Vor- und Abſchreibung, 
und zwar die erſtere von dem, dem Zeitpunkte des 
Zuwachſes, die letztere von dem, dem Zeitpunkte der 
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überreichten Anzeige nächſtfolgenden Steuerquartale 
proviſoriſch und vorbehaltlich der ſeinerzeitigen Aus— 
gleichung nach erfolgter definitiver Feſtſtellung der 
bezüglichen Nutzungswerthe durch die competente 
Commiſſion von der Steuerbehörde vorzunehmen. 

Gegen die proviſoriſche Steuer-Vor- und Ab 
ſchreihung iſt ein Recurs nicht zuläſſig. 


Entrichtung der Gebäudeſteuer und Haftung für 
dieſelbe. 


29. | 


Die Gebäudeſteuer ift von dem Hauseigen: | 
thümer oder bleibenden Nutznießer vierteljährig in 
den geſetzlich feſtzuſtellenden Terminen zu entrichten. 

Wenn die feſtgeſetzten Zahlungstermine nicht 
eingehalten werden, ſo ſind die Schuldigkeiten von 
dem auf den beſtimmten Einhebungstag folgenden 
Tage angefangen als Rückſtände zu behandeln und 
ſammt den nach dem Geſetze vom 9. März 1870 
(R. G. Bl. Nr. 23) entfallenden Verzugszinſen auf 
dem für die zwangsweiſe Einbringung der directen 
Steuern überhaupt und der Realſteuern insbeſondere 
vorgezeichneten Wege einzubringen. 

Die Gebäudeſteuer ſammt Nebengebühren hat 
ein geſetzliches Pfandrecht an jenen Realitäten, von 
welchen ſie zu entrichten iſt. Dieſes Pfandrecht geht 


im Falle einer Einzelnerecution, ſofern die Steuer- 


ſchuldigkeit nicht für länger als für die letzten 
drei Jahre vor der executiven Feilbietung der 
Realität im Rückſtande ift, allen auch bücherlich 


eingetragenen Laſten vor. 

Der Beſitzer eines Gebäudes iſt nur dann ver— 
pflichtet, die für eine Zeit, in welcher er noch nicht 
Beſitzer war, bemeſſene Gebäudeſteuer zu zahlen, 
wenn diefe Steuer zur Zeit, als er das Steuerobject 
erworben hat, bereits in den Steuerbüchern als 
Schuldigkeit ordnungsmäßig vorgeſchrieben war. 

Aeltere Rückſtände genießen, wenn ſie nicht 
bücherlich einverleibt ſind, das Pfandrecht unmittelbar 
nach den Hypothekargläubigern. 


Wie das Pfand- und Vorzugsrecht dieſer Steuer 
in Concursfällen geltend zu machen iſt, beſtimmt die 
Coneursordnung (R. G. Bl. Nr. 1 vom Jahre 
1869). | 


8. 30. 
Recurſe. 


Gegen den Ausſpruch der Bezirkscommiſſion 
über die nach §. 16 vorgenommene Einreihung der 
Orte ſteht der betreffenden Gemeindevertretung, 
gegen den Ausſpruch über den richtig geſtellten 
Nutzungswerth und die bei jedem Objecte zugeſtan— 
denen Abzugspercente (8. 24) ſteht dem Hauseigen— 


des Abgeordnetenhauſes. — VIII. Seffion. 


thümer (bleibenden Nutznießer), beziehungsweiſe 
deſſen Vertreter, das Recht des Recurſes an die 
Landescommiſſion zu, welcher bei der Bezirks-, bezie— 
hungsweiſe Ortscommiſſion einzubringen iſt. 

Recurſe gegen die nach 8. 24 ermittelte Höhe der 
Abzugspercente in den nach dem Zinsertrage der 
Beſteuerung unterzogenen Orten können von den zu 
ſtändigen Gemeindevertretungen, Recurſe gegen die 
Steuerbemeſſung auf Grund des einbekannten oder 
nach $. 5 commiſſionell erhobenen Zinsertrages 
ſowie gegen das Ausmaß der Erhaltungs- und Amor 
tiſationspercente rückſichtlich jener Gebäude, bei 
welchen von der Steuerbehörde ein Abzug bis 50 
Percent des Bruttozinſes bewilligt werden kann 
($. 24), von den betreffenden Hauseigenthümern 
(bleibenden Nutznießern), beziehungsweiſe Vertretern, 
im Wege der Steuerbehörde erſter Inſtanz bei der 
Steuer-Landesbehörde eingebracht werden, gegen 
deren Entſcheidung keine weitere Berufung zuläſſig ift. 

Alle Recurſe ſind binnen 30 Tagen einzubringen. 
Dieſe Friſt iſt bei den von Gemeindevertretungen 
eingebrachten und den gegen die Einſchätzung des 
Nutzungswerthes (§. 19) gerichteten Recurſen vom 
Tage der Veröffentlichung der angefochtenen Be 
ſchlüſſe der Steuerbehörde rückſichtlich der Commiſſion 
(8. 16, 20, 24), bei den übrigen Recurſen vom Tage 
der Zuſtellung des angefochtenen Auftrages oder 
Beſcheides zu berechnen. s 

Die Commiſſionen und Steuerbehörden erfter 
Inſtanz haben bei Richtigbefund der im Recurſe 
vorgebrachten Gründe ihre urſprünglichen Beſchlüſſe 
abzuändern, im anderen Falle aber die Recurſe der 
Landescommiſſion, beziehungsweiſe Steuer-Landes 
behörde vorzulegen. 

Recurſe haben keine einhaltende Kraft rückſicht— 
lich der Maßregeln zur Einbringung der Steuern. 

Nach Maßgabe der über den Recurs ergehenden 
Eutſcheidung erfolgt jedoch bei dem nächſtfolgenden 


Zahlungstermine die entſprechende Steueraus— 


gleichung. 


f 8. 31, 
Gebäudeſteuer-Kataſter. 


Ueber die der Beſteuerung nach dem Zinsertrage 
ſowohl, als auch nach dem Nutzungswerthe unter- 
liegenden Gebäude werden beſondere Gebäudeſteuer— 
Kataſter geführt. 

Wie dieſe Kataſter anzulegen und fortzuführen 
ſind, wird im Verordnungswege beſtimmt. 


§. 32. 


Strafbeſtimmungen. 


Wer in dem Zinsertragsbekenntniſſe einen der 
Steuer unterliegenden Bezug oder Umſtände, welche 


* 


381 der Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — VIII. Seſſion. 11 


auf die Steuerbemeſſung von weſentlichem Einfluſſe 
ſind, in der Abſicht, um den Staatsſchatz in ſeiner 
Steuerforderung zu verkürzen, verſchweigt oder fo 
unrichtig angibt, daß dadurch die Steuer ganz oder 
doch zum Theile umgangen würde, ſerner wer in 
derſelben Abſicht eine unrichtige Angabe in dem 
Bekenntniſſe beſtätigt, oder die Anzeige der Wieder- 
vermiethung eines Wohnbeſtandtheiles (§. 28) oder 
über das Entſtehen eines ſteuerpflichtigen Objectes 
während der Dauer des geſetzlichen Termines unter— 
läßt, unterliegt einer Geldſtrafe, welche mit dem ein— 
bis dreifachen Betrage der Steuer, um welche der 
Staatsſchatz verkürzt wurde oder verkürzt werden 
ſollte, zu bemeſſen iſt. 

Außerdem ijt von dem ſchuldtragenden Stener- 
pflichtigen der entgangene Steuerbetrag nachzu— 
zahlen. 

Das Straferkenntniß iſt von der zur Durchfüh— 
rung der Unterſuchung ſolcher Geſetzesübertretungen 
berufenen Steuerbehörde erſter Inſtanz unter Angabe 
der Gründe zu fällen, gegen welches der Recurs 
binnen 30 Tagen vom Tage der Zuſtellung desſelben 
an die Steuer-Landesbehörde eingebracht werden 
tann, und ift gegen deren Erkenntniß binnen 
30 Tagen, vom Tage der Zuſtellung desſelben, der 
weitere Recurs an das Finanzminiſterium zuläſſig. 

Andere Außerachtlaſſungen dieſes Geſetzes oder 
die Nichtbefolgung der von den Steuerbemeſſungs— 
organen auf Grund dieſes Geſetzes erlaſſenen Auf— 
träge ſind von denſelben mit Ordnungsſtrafen von 
1 bis 50 fl. zu ahnden, gegen welche der Recurs 
binnen 8 Tagen vom Tage der Zuſtellung des Er— 
kenntniſſes im Wege des Bemeſſungsorganes bei der 
Steuer-Landesbehörde einzubringen iſt, die hierüber 
endgiltig entſcheidet. 

Die Vollſtreckung von Straferkenntniſſen, gegen 
welche ein Recurs ergriffen wurde, ift bis zur end- 
giltigen Eutſcheidung zu verſchieben. 

Straferkenntniſſe werden nach fruchtlos ver— 
ſtrichener Recursfriſt mit Ablauf derſelben, im Falle 
des eingebrachten Recurſes aber mit dem Zeitpunkte 
der Zuſtellung des Erkenntniſſes der Steuer-Landes— 
behörde rechtskräftig. 


Haftung für die Strafe. 


Vereine, Geſellſchaften und einzelne Perſonen, 
welche durch Geſchäftsführer, Beſtellte oder Macht— 
haber überhaupt hinſichtlich der ihnen durch die 
Steuervorſchriften auferlegten Verpflichtungen ver— 
treten werden, haften auch für jene Geldſtrafen, 


8. 34. 
Einbringung und Zuweiſung der Strafgelder. 


Die Strafgelder ſind ſo, wie die Steuer ſelbſt, 
einzubringen und fließen dem Armenfonde jener 
Gemeinde zu, in welcher fic) das Stenerobject be— 
findet. 


§. 35. 
Verjährung der Strafe. 


Die Strafbarkeit der dieſem Geſetze zuwider— 
laufenden Handlungen oder Unterlaſſungen, welche 
mit dem ein- bis dreifachen Betrage der verkürzten 
Steuer geahndet werden, iſt durch Verjährung er— 
loſchen, wenn der Straffällige innerhalb drei Jahren 
nach Ablauf jenes Steuerjahres, auf welches ſich die 
ſtraffällige Handlung oder Unterlaſſung bezieht, nicht 
zur Verantwortung gezogen worden iſt. 

Zur Verjährung der erkannten Strafe wird ein 
Ablauf von fünf Jahren nach Rechtskräftigwerdung 
des Erkenntniſſes erfordert. 

Rückſichtlich der nach $. 32 mit Ordnungs— 
ſtrafen zu ahndenden Außerachtlaſſungen der geſetz— 
lichen Vorſchriften wird die Verjährung innerhalb 
ſechs Monaten vollendet. Eine Verjährung der 
Steuerſchuldigkeit findet nicht ſtatt. 


§. 36. 
Verpflichtung der öffentlichen Behörden und Organe. 


Alle öffentlichen Behörden und Organe ſind 
verpflichtet, die Steuerbehörden und Commiſſionen 
wirkſam zu unterſtützen, insbeſondere ihnen über 
Anſuchen die für die Zwecke der Steueranlage und 
Einbringung nöthigen Auskünfte mit Beſchleunigung 
mitzutheilen. 


8.37, 
Zeitpunkt des Aufhörens der bisherigen Gebäude— 
ſteuer. 


Der Zeitpunkt, von welchem ab die Einhebung 
der Gebäudeſteuer nach dem durch dieſes Geſetz be— 
ſtimmten Grundlagen zu erfolgen hat, wird durch 
ein beſonderes Geſetz beſtimmt. 

Mit dieſem Zeitpunkte treten die über die jetzige 


welche wegen Außerachtlaſſung dieſer Verpflichtungen Beſteuerung der Gebäude beſtehenden Geſetze und 
gegen die ſie vertretenden Perſonen verhängt werden. Verordnungen außer Kraft. 


Pupillen und Curanden ſind der Haftung für 


Für die Länder Tirol und Vorarlberg hat in 


die ihren behördlich beſtellten Vertretern auferlegten der Durchführung des Geſetzes eine Uebergangs— 


Strafen enthoben. 


periode von 10 Jahren einzutreten. 


2e 


19 


S. 38. 
Uebergangsbeſtimmungen. 


Durch die im §. 25 feſtgeſetzten Beſtimmungen 
werden die bereits vor der Wirkſamkeit des Geſetz's 
erworbenen Anſprüche auf zeitliche Steuerbefreiung 
nicht berührt. 

Gebäude und Gebäudebeſtandtheile, deren Bau 
vor Eintritt der Wirkſamkeit der gegenwärtigen 
Beſtimmungen begonnen wurde, ſind hinſichtlich der 
Gewährung der Steuerbefreiung nach den bis zu 
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jenem Zeitpunkte geltenden Geſetzen und Verordnun— 
gen, jene Gebäude, die auf den in der Allerhöchſten 
Eutſchließung vom 14. Mai 1859 bezeichneten 
Stadterweiterungsgründen in Wien erbaut wurden, 
oder den im Geſetze vom 18. März 1874 (R. G. 
Bl. Nr. 18) feſtgeſetzten Beſtimmungen entſprechen, 
ſind nach denſelben zu behandeln. 


8. 89. 
Vollzug des Geſetzes. 


Der Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge dieſes 
Geſetzes beauftragt. 


I 


och ée 


Aus ber k. k. Hof- 


und Staatsdruckerei. 


| 
| 
IN 
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Bericht 


der 
Minorität des Steuerreformausſchuſſes 
über den 


Geſetzentwurf, betreffend die Gebäudeſteuer. 


Zu den wichtigſten, in das Intereſſe der Staatsbürger tief eingreifenden Geſetzen gehören unbedingt 
die Steuergeſetze. Jede Reform dieſer Geſetze hat die unausweichliche üble Folge, daß ſie eine Aende— 
rung, eine Ueberwälzung der Steuerlaſt, daher eine Störung der Werth- und Vermögensverhältniſſe, in 
welche die Steuerträger ſich eingelebt haben, veranlaſſen muß. 

Schon aus dieſem Grunde ſollen die Steuerreformen nur in Fällen unbedingter Nothwendigkeit 
eintreten, und mit jenen Garantien umgeben werden, welche die Erzielung der beſtmöglichen Reſultate, 
namentlich aber eine gerechte und gleichmäßige Steuerumlage in ſichere Ausſicht ftellen. 

Dieſe Garantien ſind in dem vom Steuerreformausſchuſſe eingebrachten Geſetzentwurfe über die 
Gebäudeſteuer nicht enthalten. Dies zu erweiſen, iſt die Aufgabe der Minorität, welche ſich gegen dieſen 
Entwurf ausſpricht. 


X. 
In Bezug auf die Beſteuerung nach dem Miethzinsertrage. 


Dem vorliegenden Geſetzentwurfe gemäß ſollen ebenſo wie bisher, der Beſteuerung nach dem Mieth— 
zinsertrage jene Ortſchaften unterliegen, in welchen die Vermicthungen vorwiegen. 

Nach den bisherigen Vorſchriften beſteht aber ein bedeutender Unterſchied in der Steuergrundlage 
und im Steuerſatze zwiſchen den Ortſchaften, welche der Hauszinsſteuer urſprünglich unterzogen waren, 
und jenen, auf welche dieſe Steuer erſt in Folge des Geſetzes vom Jahre 1850 ausgedehnt worden iſt. 
Es wird nämlich dermalen für die Erhaltungskoſten der Gebäude und Amortiſirung des Anlagecapitales 
ein Abzug in Anwendung gebracht welcher in den erſteren Ortſchaften 15, in den letzteren 30 Percent 
vom Bruttoertrage beträgt, und wird bie Steuer von dem hiernach übrigbleibenden Rei nertrage in den 
erſteren Ortſchaften an Ordinarium mit 16, an den Zuſchlägen mit 10%, zuſammen mit 26% é Percent, 


in den letzteren hingegen am Ordinarium mit 12, an den Zuſchlägen mit 8, zuſammen mit 20 Percenten 


bemeſſen. Es entfällt daher die Steuer von je 100 fl. des Bruttoertrages in den erſteren Ort- 
ſchaften auf 22 fl. 66% fr, in den letzteren auf 14 fl. 

Zu Folge des vorliegenden Geſetzentwurfes würden in dieſen Beſteuerungsverhältniſſen zwei 
wichtige Aenderungen eintreten. 
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Nach dem $. 24 des Geſetzentwurfes follen nämlich die Abzüge vom Bruttoertrage für die Erhal— 
tungs- und Abnützungskoſten in allen hauszinsſteuerpflichtigen Orten nach dem für jedes Gebäude zu 
erhebenden Durchſchnittszinſe eines Gebäudebeſtandtheiles, und zwar: für jene Gebäude, in welchen dieſer 


Durchſchnittszins 45 fl. erreicht oder überſteigt, mit 15 Percenten, für Gebäude, wo er 15 fl. überſteigt 


und 45 fl. nicht erreicht, mit 20 Percenten, für Gebäude, wo er 5 fl. überſteigt und nicht höher iſt als 
15 fl., mit 25 Percenten, endlich für jene Gebäude, in welchen derſelbe ſich auf oder unter 5 fl. heraus— 
ſtellt, mit 30 Percenten vom Bruttoertrage bemeſſen werden. 

Die zweite wichtige Aenderung wird in der Ausgleichung des Steuerſatzes beſtehen. Obwohl der 
8. 23 des Geſetzentwurſes das Ausmaß der Gebäudeſteuer einem ſpäteren Geſetze vorbehält, fo kann ber 
Sinn dieſer Beſtimmung im Zuſammenhange mit den übrigen Beſtimmungen des Entwurfes nicht anders 
gedeutet werden, als daß die Steuer den zu ermittelnden Reinertrag in allen Orten mit einem gleich— 
mäßigen Percente treffen ſoll. Denn es wird im Geſetzentwurfe die Schaffung einer gleichmäßigen 
Steuergrundlage bezweckt, durch Ermittlungen des ſteuerbaren Reinertrages aller Gebäude. Dieſe Ermitt— 
lungen werden unter einander ſo verwoben ſein, daß es nicht möglich ſein wird, zu beurtheilen, ob und 
inwieweit der ermittelte Reinertrag bei den einen Ortſchaften oder Gebäuden mit einem höheren oder 
geringeren Steuerſatze getroffen werden könne, als bei den anderen. Zu einer folden Beurtheilung werden 
auch keine Anhaltspunkte vorhanden ſein. Bei der Ausgleichung des Steuerſatzes wird aber mit Rückſicht 
auf unſere finanziellen Zuſtände die Abſicht offenbar nicht darauf gerichtet ſein, den vom Reinertrage 
bemeſſenen Steuerſatz von 26%; Percent in Orten, wo er (Aon beſteht, zu ermäßigen, ſondern vielmehr 
darauf, den für andere Orte beſtehenden geringeren 20percentigen Steuerſatz auf 26% Percent, das iſt 
um ein Drittel zu erhöhen. 

Unter der Vorausſetzung, daß der Steuerſatz mit 26% Percent vom Reinertrage auf alle Orte 
angewendet werden wird — und mit Zugrundnahme der vom k. k. Finanzminiſterium für die einzelnen 
hauszinsſteuerpflichtigen Orte geſammelten Daten über die im Jahre 1871 beſtandenen Durchſchnitts— 
miethzinſe eines Gebäudebeſtandtheiles — kann man die für ganze Gruppen dieſer Orte zu gewärtigenden 
Folgen ber im vorliegenden Geſetzentwurfe beantragten Maßregeln annäherungsweiſe in Ziffern darſtellen. 

In Wien ijt der Durchſchnittszins eines Gebäudebeſtandtheiles für die ganze Stadt mit 50 fl. 34 tr., 
in Prag mit 49 fl. 92 kr. ausgewieſen. In dieſen Städten hat die größere Anzahl von Gebäuden einen 
Durchſchnittszins für einen Gebäudebeſtandtheil über 45 fl., und werden die dieſen Gebäuden bisher 
zugeſtandenen 15percentigen Abzüge für die Erhaltungskoſten aufrecht erhalten. Bei einer bedeutenden 
Anzahl von Gebäuden wird ſich jedoch der Durchſchnittszins zwiſchen 15 fl. und 45 fl., bei einer geringe— 
ren Zahl auch unter 15 fl. ſtellen. Dieſe Gebäude würden einen größeren Abzug, als ihnen bisher zuge— 
ſtanden war, nämlich einen Abzug von 20 und 25 Percent erhalten. Im Ganzen würde ſich die Steuer— 
grundlage, daher auch die nach dem beſtehenden Steuerſatze zu bemeſſende Steuerſumme in dieſen Städten 
geringer ſtellen, und müßte der ſich hieraus ergebende Steuerausfall aus anderen Quellen gedeckt 
werden. 

In 39 anderen Städten, welche der urſprünglichen Hauszinsſteuer unterliegen, ſtellen ſich die 
Diurchſchnittszinſe eines Gebäudebeſtandtheiles in jeder einzelnen Stadt nicht über 45 fl. und nicht unter 
15 fl. Es wird in dieſen Städten einzelne Gebäude geben, deren Beſtandtheile einen durchſchnittlichen 
Zins über 45 oder unter 15 fl. abwerfen, und würden die erſteren Gebäude bei dem ihnen bisher zuge— 
ſtandenen Abzuge von 15 Percent verbleiben, die letzteren aber einen 25percentigen oder 30percentigen 
Abzug erhalten. Für die meiſten Gebäude wird ſich aber der Durchſchnittszins auf 15 bis 45 fl., daher 
der Abzug auf 20 Percent ſtellen. Im Ganzen und Großen wird daher in dieſen Städten der Abzug 
durchſchnittlich nicht wie bisher 15, ſondern 20 Percent betragen, und wird in Folge deſſen der ſteuerbare 
Reinertrag von 85 Percent auf 80 Percent des Bruttoertrages ermäßigt werden ). 


1) Zu dieſen Ortſchaften gehören: 


in Niederöſterreich, und zwar in der Umgebung von Wiennzzn nnn 22 Orte 
in Oberbſterr eich die Städte Linz und Urfahr dite 
hom Git CMTE Saber DTIC ode E TT ORT leefs 00 
in Galizien bie Städte Lemberg, Krakau, Brody . ns ENS UNES 
in Mähren bie Städte Brünn und Olmütz AQUA n J CAN 
in Schleſien die Stadt Troppau ohne Borftädte . . . eee EE 
TIDE Ti TEC a Gira s ͤ ë „ 1 
in Kärnten E ji RE ⁵ A OV ar RE . ae, „, EK : 
in rain SA AT AE EE dete dy oe io rd ND Co: pra 1 
im Küftenlande die Stadt U „ L bon Ge ae ege) K aw vse Cha 


zuſammen . 39 Orte 
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Die 827 Orte, welche nach den Daten vom Jahre 1871 der ausgedehnten Hauszinsſteuer unter- 
liegen, haben dermalen einen Abzug von 30 Percent für die Gebäudeerhaltungskoſten, und einen Stener- 
jab, welcher 20 Percent vom Reinertrage und 14 Percent vom Bruttoertrage beträgt. Unter der Bore 
ausſetzung, daß in dieſen Orten der Steuerſatz auf jene Höhe gebracht werden wird, welche dermalen in den 
ursprünglich zinsſteuerpflichtigen Orten beſteht, b. i. auf die Höhe von 26⅜ Percent vom Reinertrage, 
werden ſich in Folge der im Geſetzentwurfe beantragten Beſtimmungen für die einzelnen Gebäude dieſer Orte 
folgende Reſultate ergeben: 


Die mit Gegenüber der 
Für Gebäude mit einem Verbleibt an gegenwärtigen 


Gott l 2/, “ce 
Bruttodurchſchnittszinſe gos — dem ſteuerbaren SÉ is ud Steuer bon 
eines a Y ta Reinertrage in e 1 14 Percent vom 
| 1 = 
Gebäudebeſtandtheiles ee ungs BEG Percenten emeſſene * Bruttoertrage er 
in beträgt in gibt fid) eine 
E SE? Steuer⸗ 
| | Percenten Ip Percenten vom 1 
Gulden Bruttozinſe erhöhung in 
Bruttoertrage 
Percenten 


45 und darüber .. 15 85 22°662/s 
Aber 18 bis 58 20 80 21'331/, 
über 5 bis 15. . . u 25 75 20 

5 oder unter bo... s 30 70 18'667/; 


In jedem einzelnen Orte werden bie einen Gebäude in die höhere, die anderen in die geringere Stufe 
ber Abzugspercentſcala fallen, daher die erſteren eine geringere, die letzteren eine größere Steuererhöhung 
erleiden. Für den ganzen Ort wird jedoch bei allen Gebäuden durchſchnittlich das Abzugspercent und die 
Steuererhöhung ſich nach dem für dieſen Ort durchſchnittlichen Bruttozinſe richten. Dieſer Bruttozins und 
die für jeden Ort zu gewä rtigende durchſchnittliche Steuererhöhung ijt in der Anlage A ausgewieſen. 

Man könnte zwar einwenden, daß der Steuerſatz nach Durchführung der Steuerreform nicht mehr 
26 ¾ Percent vom Reinertrage in Anſpruch nehmen, ſondern ſich geringer ſtellen würde, daher die oben 
angedeuteten Steuererhöhungen nicht eintreten dürften. Allein bei unſeren finanziellen Zuſtänden können 
wir eher eine Erhöhung des Steuerſatzes erwarten, fon aus dem Grunde, daß bie Koſten der neuen 
Steuerveran lagung einzubringen ſind, nebſtbei aber jener Ausfall im Steuerertrage gedeckt werden muß, 
welcher ſich in Folge der Erhöhung der Abzugspercente für eine bedeutende Anzahl der Gebäude in Wien 
und in anderen Orten, welche der urſprünglichen Hauszinsſteuer unterliegen, ergeben wird. — Wenn aber 
auch die unerhoffte Herabminderung des Steuerſatzes eintritt, ſo wird ſie ſicher nur in einem ſolchen Maße 
erfolgen können, daß ſie in den urſprünglich hauszinsſteuerpflichtigen Orten, welche dieſen Steuerſatz der— 
malen haben, eine geringe Ermäßigung der Steuer, hingegen aber in jenen Orten, in welchen die aus— 


Auch die urſprünglich zinsſteuerpflichtigen dalmatiniſchen Städte Zara, Spalato, Cattaro, dann die Stadt 
Salzburg haben den Durchſchnittszins eines Wohnbeſtandtheiles zwiſchen 15 und 45 fl. In dieſen Städten wird 
aber die Hauszinsſteuer dermalen niedriger als in anderen bemeſſen, weßhalb ſie zufolge der im Geſetzentwurfe 
beantragten Aenderungen im Durchſchnitte für alle Gebäude keine Ermäßigung, ſondern eine Erhöhung der Steuer 
zu gewärtigen hätten. l 

In Salzburg wird nämlich dermalen die Steuer ſammt Zuſchlägen mit 20 fl. von je 100 fl. des Brutto- 
ertrages bemeſſen, und würde auf 21 fl. 33% kr., daher um 7 Percent erhöht werden. 

In Zara, Spalato und Cattaro wird dermalen für die Erhaltungskoſten ein Drittel des Bruttoertrages in 
Abzug gebracht, und wird von dem übrigbleibenden Reinertrage die Steuer ſammt Zuſchlägen mit 25°75 bemeſſen, 
wonach ſelbe auf 17 fl. 17 kr. von je 100 fl. des Bruttoertrages entfällt; ſie würde aber durchſchnittlich auf 21 fl. 

33% Tr, daher um 243 Percent erhöht werden. 


1 * 


ke 
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gedehnte Hauszinsſteuer beſteht, noch immer eine bedeutende Steuererhöhung herbeiführen würde, zumal 
die nach dem bisherigen Beſteuerungsmodus zu erwartende Gebäudeſteuerſumme der erſteren Orte nach den 
in der Anlage B dargeſtellten Daten 82 Percent, jene der letzteren aber nur 18 Percent der geſammten 
Hauszinsſteuerſumme beträgt, woraus erhellt, daß zur Deckung eines Ausfalles, welcher ſich aus der 
Ermäßigung der Steuer in den erſteren Orten um ein Percent ergeben würde, es nothwendig wäre, den 
Steuerſatz im Verhältniſſe zum Bruttoertrage in den letzteren Orten um vier Percent zu erhöhen. 

Daß ein Ausfall im Steuerertrage der zinsſteuerpflichtigen Orte ſich gerechterweiſe auch durch 
Erhöhung der Steuer von den bisher der Hausclaſſenſteuer unterliegenden Gebäuden micht hereinbringen 
laſſen wird, werden wir im zweiten Theile dieſer Schrift nachweiſen. 

Mag nun aber die Steuererhöhung in den bisher der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterliegenden 
Orten ihrer abſoluten Ziffer nach die oben angedeutete Größe nicht erreichen, ſo wird ſie doch in ihrer 
relativen Ziffer, d. i. im Verhältniſſe zur Steuer jener Orte, welche dermalen ber urſprünglichen Hauszins— 
ſteuer unterliegen, in eben derſelben Höhe erfolgen, daher immer eine Steuerüberwälzung von den 
Einen auf die Anderen veranlaſſen. 

Es iſt nunmehr zu erörtern, ob die im Geſetzentwurfe vorgeſchlagenen Maßregeln, welche zu ſolchen 
Folgen führen, gerecht, ob ſie nämlich geeignet ſeien, die Gleichmäßigkeit der Steuerveranlagung, welche die 
wichtigſte Aufgabe eines Steuerreformgeſetzes bilden ſoll, herbeizuführen, oder wenigſtens die bisher 
beſtandene Ungleichmäßigkeit in einer erheblichen Weiſe zu vermindern. 

Für die im $. 24 beantragte Bemeſſung der Abzugspercente find im Motivenberichte der Regierung 
feine aus factiſchen Zuſtänden entnommenen Gründe angeführt. Bei den Berathungen im Ausſchuſſe haben 
wir erfahren, daß keine Erhebungen, keine Schätzungen gepflogen worden ſind zur Darweiſung der facti— 
iden Gebäudeerhaltungskoſten und des Verhältniſſes derſelben zum Bruttoertrage. Man hat das Beſte— 
hende zum Ausgangspunkte genommen und eine ziffermäßige Ausgleichung in der Richtung treffen wollen, 
daß die Abzüge bei allen Ortſchaften in den Stufen von 15, 20, 25 oder 30 Percent vom Bruttoertrage 
zu ſtellen ſind und als einziges Merkmal zur Anwendung der höheren oder geringeren Stufe bei 
einem Gebäude der Durchſchnittszins eines Gebäudebeſtandtheiles zu gelten habe. 

Daß aber dieſes Merkmal kein richtiges iſt, erhellt ſchon aus dem Umſtande, daß die Gebäude— 
beftandtheile in einem Hauſe viel größer find als in einem anderen. Zu den Gebäudebeſtandtheilen wollen 
neben den Wohnzimmern auch Boden- und Kellerabtheilungen und andere Nebenlocalitäten gerechnet 
werden, deren Zahl von der Einrichtung und Benutzung des Hauſes abhängt, jedoch auf das Verhältniß 
der Gebäudeerhaltungskoſten zum Bruttoertrage meiſtens keinen Einfluß hat. In drei- bis fünfſtöckigen 
Zinshäuſern wird es viele Miethparteien geben, daher auch in einem Flächenraume von 100 bis 
150 Quadratklaftern 20 bis 40 Boden- und Kellerabtheilungen untergebracht werden, während in eben— 
erdigen oder einſtöckigen Häuſern bei einem gleichen Flächenraume 2 bis 10 Boden- oder Kellerabtheilungen 
beſtehen. 

Offenbar ſind andere Umſtände für die Beurtheilung des Verhältniſſes der Gebäudeerhaltungs— 
koſten zum Bruttoertrage maßgebend, nämlich: die klimatiſchen Verhältniſſe, die Bauart, die Ver— 
miethungsverhältniſſe, das Verhältniß des Bruttoertrages zum Flächeninhalte der Bauarea oder des 
Werthes dieſer Area zu dem in den Bau ſelbſt angelegten Capitale. Auf alle dieſe Verhältniſſe wird aber 
im Geſetzentwurfe bei der Feſtſtellung der Abzugspercente gar keine Rückſicht genommen. 

Daß in den klimatiſchen Verhältniſſen zwiſchen den einzelnen Ländern, ja zwiſchen den Gebirgs- und 
anderen Gegenden desſelben Landes Unterſchiede vorkommen, welche auf die Gebäudeerhaltungskoſten ein— 
fließen, iſt unleugbar. Eben ſo wenig kann geleugnet werden, daß die Erhaltungs- und Abnützungskoſten 
der aus ſchlechterem Materiale gebauten Häuſer im Verhältniſſe zum Werthe und Ertrage derſelben größer 
ſind als die Erhaltungskoſten der aus beſſerem Materiale gebauten, und gerade iſt das zum Baue verwen— 
dete Materiale in den größten Städten im Allgemeinen bedeutend beſſer, als in den kleineren Ortſchaften. 
Die Vermiethungsverhältniſſe haben ſich in den größten Städten, insbeſondere in Wien, zu Gunſten der 
Hauseigenthümer derart geſtaltet, daß Termine feſtgeſtellt ſind, in welchen die Wohnparteien ein- und aus— 
ziehen, ohne daß der Hauseigenthümer auch nur einen Zinstag verliert; ferner, daß die Wohnparteien die 
Wohnung ſelbſt nicht nur in Stand halten, ſondern auch einrichten, daß die einziehende Wohnpartei die 
von der ausziehenden bewirkten Einrichtungen ablöſt oder auf eigene Koſten die Einrichtung (die Ausſtat— 
tung der Wände mit Tapeten, Lackiren der Thüren und Fenſter u. dgl.) beſorgt; da hingegen in anderen 
Ortſchaften dieſe Auslagen ganz oder zum großen Theile dem Hauseigenthümer zur Laſt fallen und der 
Hauseigenthümer nach dem Ausziehen einer Partei die Wohnungseinrichtungen verbeſſern oder neu 
anſchaffen muß, zwiſchen dem Ausziehen der einen und Einziehen der anderen Partei aber eine Zeit ver— 
geht, während welcher der Hauseigenthümer keinen Zins bezieht. 2 


pv 


= 
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Der Werth ber Bauarea hat ebenfalls einen bedeutenden Einfluß auf das Verhältniß der Gebäude- 
erhaltungskoſten zum Geſammtbruttoertrage eines Gebäudes. 

Um in dieſer und auch in den anderen angedeuteten Beziehungen eine Vergleichung zwiſchen den 
hauszinsſteuerpflichtigen Orten anzuſtellen, müſſen wir die Stadt Wien zum Ausgangspunkte nehmen, zumal 
dieſe, die Reichthümer der Monarchie an ſich ziehende Großcommune eine bedeutende Rolle in der 
Gebäudeſteuer ſpielt, denn die Summe der Erträgniſſe ihrer Gebäude bildet die Hälfte der Geſammt— 
erträgniſſe aller der Hauszinsſteuer unterliegenden Gebäude, und wird dieſe Summe laut Anlage B ſtets 
durch Neubauten in einem weit höheren Maße als in allen anderen Orten vergrößert. 

Keiner beſonderen Sachkenntniß bedarf man, um zu erkennen, daß bei Gebäuden am Graben, 
Kohlmarkt und anderen dergleichen beſuchteſten Plätzen und Gaſſen Wiens, wo eine von der Miethpartei 
eingerichtete Gewölbslocalität einen Zins von 2000 bis 5000 fl. abwirft, die Erhaltungskoſten factiſch 
nicht 15 Percent vom Bruttoertrage, ſondern bedeutend weniger in Anſpruch nehmen können. Dieſer 
hohe Miethzins iſt durch die für den Verkehr günſtige Lage begründet. Dieſe Lage bringt es mit ſich, 
daß der Werth der Bauarea groß ijt. Das in bie Bauarea angelegte Capital trägt Zinſen. Dieſes 
Capital wird nicht abgenützt und erfordert die Erhaltungskoſten nicht. Nur für das in den Bau ſelbſt 
angelegte Capital ſind Erhaltungs- und Abnützungskoſten erforderlich. In den beſuchteſten Plätzen und 
Gaſſen der inneren Stadt Wien iſt die Quadratklafter Bauarea ſchon mit 900 bis 7000 fl. bezahlt 
worden, während die Ueberbauung dieſer Area bei gewöhnlichen drei- bis vier- und fünfſtöckigen Zins— 
häuſern 900 bis 1200 fl., bei mit mehr Luxus gebauten Häuſern bis 1500 fl. koſtet. Bei ſolchen 
Häuſern verhält fid) der Werth der Banarea zu dem in den Bau ſelbſt angelegten Capitale wie 100, 200, 
300, 400, 500 und in maximo wie 600 zu 100. Hieraus ergibt ſich, daß der Werth der Bauarea, 10 
wie der auf dieſen Werth entfallende Ertrag 50, 66, 75, 80 und 86 Percent, das in den Bau ſelbſt angelegte 
Capital und der Ertrag desſelben aber 50, 34, 25, 20 und 14 Percent des Geſammtwerthes und Ertrages 
dieſer Häuſer bildet. Da aber für dieſe Gebäude, welche einen durchſchnittlichen Miethertrag über 45 fl. 
für einen Beſtandtheil haben, für die Erhaltungs- und Abnützungskoſten 15 Percent von dem geſammten 
Bruttoertrage in Abſchlag gebracht werden wollen, jo würde jid) dieſer Abzug im Verhältniſſe zu dem 
Ertrage des in den Bau angelegten Capitales, welches allein der Erhaltungs- und Abnützungskoſten 
bedürftig ift, auf 30, 45, 60, 80 und 105 Percent ſtellen. Eine ſolche Bemeſſung der Abzugspercente 
kann zur Gleichmäßigkeit der Beſteuerung dieſer Gebäude nicht führen, um fo weniger zur Gleichmäßigkeit 
der Beſteuerung dieſer ertragreichſten Gebäude im Verhältniſſe zu jenen in den entfernteren Vorſtädten, 
wo der Werth ber Bauarea viel geringer ijt, wo die Erhaltungskoſten vieler Gebäude auch anderer 
Umſtände wegen ſich im Verhältniſſe zum Bruttoertrage höher ſtellen. Zu dieſen Umſtänden gehört ins— 
beſondere die Art der Benützung der Gebäude und deren Bauart. Niemand wird es leugnen können, daß 
die Fabriksgebäude eher abgenützt werden als andere — daß die Erhaltung dreier Dächer, welche in drei 
einſtöckigen Vorſtadthäuſern zuſammen 180 Beſtandtheile decken, bedeutend mehr koſte, als die Erhaltung 
eines Daches, welches in einem vierſtöckigen Hauſe eine gleiche Zahl der Beſtandtheile deckt. 

Obgleich in einem geringeren Maße, als in Wien, würden ſich aus ähnlichen Gründen auch in 
anderen hauszinsſteuerpflichtigen Orten Ungleichmäßigkeiten in der Beſteuerung der einzelnen Gebäude 
ergeben, zumal unter dieſen Orten viele vorkommen, wo die einen Gebäude gemauert und feuerfeſt gedeckt, 
die anderen aber von Holz oder Flechtwerk gebaut, mit Schindel- oder auch Strohdächern verſehen ſind. 


Im offenbaren Nachtheile gegenüber Wien befinden ſich ſchon dermalen alle Orte, welche der 
urſprünglichen, nach denſelben Modalitäten wie in Wien veranlagten Hauszinsſteuer unterliegen; 
denn in keinem dieſer Orte ſind die Werthe der Bauplätze und der Ertrag der Gebäude im Verhältniſſe zu 
den in den Bau gelegten Capitalien ſo groß — in keinem derſelben haben ſich die Vermiethungsverhält— 
niſſe durch Ueberwälzung der Einrichtungs- und anderer Laſten auf die Miethparteien für die Hausbeſitzer 
ſo günſtig geſtaltet — in den meiſten dieſer Orte ſind die Bauart und die Baumaterialien, in vielen auch 
die klimatiſchen Verhältniſſe ſchlechter — in allen dieſen Orten ſind daher die Erhaltungskoſten der Gebäude 


im Verhältniſſe zum Bruttomiethzinſe durchſchnittlich bedeutend größer als in Wien. — Gegenüber 


Wien gebührt einem jeden dieſer Orte eine den localen Verhältniſſen entſprechende, größere oder geringere, 
durchgehends aber eine bedeutend höhere Steuerermäßigung, als ſolche denſelben laut der oben dargeſtellten 
Berechnung zugedacht werden will. 

In Bezug auf die Orte, welche der urſprünglichen Hauszinsſteuer unterliegen, wird man vielleicht 
den Grund geltend machen wollen, daß die Werthverhältniſſe der Gebäude ſich in die ſeit Jahren beſte— 
hende hohe Steuer eingefügt, und dadurch auch die Ungleichmäßigkeiten der Beſteuerung ſich von ſelbſt 
ausgeglichen haben. ; 

Allein diefer Grund — wenn er überhaupt bei einer die Steuerausgleichung bezweckenden Reform 
anwendbar wäre — kann nicht angeführt werden für die beabſichtigte übermäßige Steuererhöhung 
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bei den Gebäuden jener Orte, welche dermalen der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterliegen; für eine 
Steuererhöhung welche ſowohl in ihrer abſoluten Ziffer, als auch relativ, namentlich im Verhältuiſs zu 
Wien, höchſt ungerecht und drückend wäre. 

In dieſen kleineren Orten ift der Werth der Bauarea überhaupt fer gering; bei den meiſten Gee 
bäuden hat er gar keine Bedeutung. In dieſen Orten nun ſoll ein Abzug für die Gebäudeerhaltungskoſten 
feſtgeſtellt werden, welcher im Verhältniſſe zum Ertrage des in den Bau gelegten Capitales viel geringer 
iſt als in Wien, und zwar geringer nicht nur bei den einzelnen Gebäuden, ſondern auch durchſchnittlich, 
weil der Werth der Bauarea in dieſen Orten auch durchſchnittlich bedeutend niedriger iſt, als in Wien. 
Factiſch ſind die Gebäudeerhaltungskoſten in den erwähnten Ortſchaften nicht nur im Verhältniſſe zum 
geſammten, den Werth der Bauarea einſchließenden Ertrage der Gebäude, ſondern auch im Verhältniſſe 
zum Ertrage des eigentlichen Baucapitales bedeutend größer als in Wien, weil in dieſen Orten alle 
anderen Verhältniſſe — Bauart, Baumaterialien, Vermiethungsverhältniſſe — ſich für die Hausbeſitzer 
bedeutend ſchlechter geſtalten, als in Wien. 

Bei genauer Erwägung aller dieſer Verhältniſſe wird man ſich der Ueberzeugung kaum verſchließen 
können, daß die dermalen geltende Beſteuerung, welche in Wien 2266 Percent und in den erwähnten Orten 
14 Percent, daher in dieſen letzteren Orten um 8.66% Percent vom Bruttoertrage weniger als in Wien in 
Anſpruch nimmt, im Ganzen und Großen gerechter und gleichmäßiger iſt, als jene, welche nach 
den im vorliegenden Geſetzentwurfe beantragten Beſtimmungen einzutreten hätte. 

Man wird fih wenigſtens der Ueberzeugung nicht verſchließen wollen, daß ſolche tiefgreifende Maß— 
regeln ohne genaue Erwägung der maßgebenden factifchen Verhältniſſe nicht beurtheilt werden dürfen, 
und da über dieſe Verhältniſſe keine genauen Daten und Erhebungen vorliegen, der Gegenſtand auch nicht 
als ſpruchreif angeſehen werden kann. 


II. 
In Bezug auf die Beſteuerung nach dem Nutzungswerthe. 


Dieſer bei uns neuen Art der Beſteuerung ſollen dem Geſetzentwurfe gemäß, hauptſächlich jene 
Orte unterzogen werden, deren Gebäude dermalen in der Regel der Hausclaſſenſteuer unterliegen. 

Im Steuerreformausſchuſſe ift zu wiederholten Malen die Anſicht geltend gemacht worden, daß die 
beſtehende Hausclaſſenſteuer im Verhältniſſe zur Hauszinsſteuer viel zu gering ſei. Für dieſe Anſicht ſind 
aber keine Gründe, keine Daten angeführt worden. — Die vom Finanzminiſterium geſammelten Daten 
ſprechen eher gegen dieſe Anſicht. In den dem Regierungsmotivenberichte beigeſchloſſenen ſtatiſtiſchen 
Tabellen (Seite 14) finden wir eine Berechnung des, der gegenwärtigen Hausclaſſenſteuer nach dem Um— 
lagsmaßſtabe für die ausgedehnte Hauszinsſteuer entſprechenden Bruttomiethzinſes eines Woh n beſtand⸗ 
theiles. Dieſer Bruttoertrag geſtaltet ſich verſchiedenartig bei den einzelnen Claſſen, beträgt aber in ſeinen 
Extremen, und zwar in der unterſten XII. Claſſe bei Gebäuden mit drei Wohubeſtandtheilen 3 fl. 89 kr., in 
der höchſten, I. Claſſe 35 fl. für einen Wohnbeſtandtheil. Nach den im Finanzminiſterium vorfindigen 
Daten aus dem Jahre 1871 ſind 827 Orte der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterzogen. Von dieſen 
Orten haben die größten (211 an der Zahl) den Durchſchnittszins eines Gebäudebeſtandtheiles über 15 fl. 
Mit einem geringeren Durchſchnittszinſe find die übrigen 616 Orte, und zwar 422 mit einem Durchſchnitts— 
zinſe von 5 bis 15 fl, 116 mit 3 bis 5 fl., und 78 mit 1 bis 3 fl. ausgewieſen. Wenn nun auch die 
obigen Durchſchnittszinſe für einen Gebäudebeſtandtheil, daher nicht nur für die Wohn-, ſondern auch für 
die Nebenlocalitäten ausgewieſen erſcheinen, ſo iſt doch zu erwägen, daß bei Vermiethungen der größeren 
Objecte die Zahl der Wohn beſtandtheile jene der Nebenlocalitäten in der Regel überſteigt und bei Ver: 
miethungen von einer oder wenigen Stuben für kleine Miethparteien entweder wenige oder keine Neben— 
localitäten zugegeben werden, daß daher die durchſchnittlichen Miethzinſe der eigentlichen Wohn beſtand— 
theile in den erwähnten Orten ſich kaum auf das Doppelte des für einen Beſtandtheil ausgewieſenen 
Durchſchnittszinſes, ſomit in 422 Orten auf 10 bis 30 fl., in 116 Orten auf 6 bis 10 fl., in 78 Orten 
auf 3 bis 6 fl., und im Ganzen und Großen noch immer niedriger ſtellen, als der obenerwähnte, für die 
der Hausclaſſenſteuer unterzogenen Gebäude berechnete Bruttozins, von welchem eine Steuer entrichtet 
wird, welche der ausgedehnten Hauszinsſteuer der gedachten 616 Orte gleichkommt. Hiebei iſt noch zu 
erwägen, daß in dieſen Orten Vermiethungen vorwiegen, daher auch die wirkliche Ertragsfähigkeit der 
Gebäude größer iſt, als in Orten, wo Vermiethungen nicht vorwiegen, und die Hausclaſſenſteuer vor— 
herrſchend iſt. 


| 
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Die erwähnten Daten und Erwägungen deuten darauf hin, daß die ſchon dermalen hochgeſtellte 
Hausclaſſenſteuer — welche ſeit 1850 eine Erhöhung von 30, ſodann von 100 Percent über die urfprüng— 
lichen Tarife erlitten hat — gerechterweiſe im Großen und Ganzen nicht erhöht werden könne. Bei einer 
gerechten Einſchätzung des ſteuerbaren, reinen Nutzungswerthes der Gebäude, welche dieſer Steuer 
zu unterliegen haben, wären daher finanzielle Vortheile — das iſt eine Vergrößerung des Steuereinkommens 
— nicht zu erwarten. Dieſe Einſchätzung würde aber bedeutende Koſten verurſachen, welche in den ſtati— 
ſtiſchen Tabellen (Seite 243) auf 1.030,500 fl. veranſchlagt worden find, und dieſer Voranſchlag wird 
vorausſichtlich bedeutend überſchritten werden. Die erſchwerte Evidenzhaltung wird auch eine Koſtenver— 
mehrung zur Folge haben. Bedeutende Koſten werden endlich aus den beantragten periodiſchen, alle 
fünf Jahre wiederkehrenden Reviſionen erwachſen. Es muß daher genau erwogen werden, ob und in wie 
weit es angemeſſen iſt, an der beſtehenden Hausclaſſenſteuer, in welche ſich die Werth- und Vermögens— 
verhältniſſe ſchon eingefügt haben, zu rütteln. 

Wenn man aber willens iſt, über dieſe ſchwer wiegenden Bedenken hinauszugehen, und eine neue 
Steuergrundlage für die bisher der Hausclaſſenſteuer unterliegenden Gebäude durch Einſchätzung des 
ſteuerbaren Nutzungswerthes zu ſchaffen, ſo ſollen die ſich darauf beziehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
nicht unbillig fein, nicht eine die Einſchätzung einzwängende, fiscale Richtung verfolgen, wie dies gerade 
im vorliegenden Geſetzentwurfe der Fall iſt. 

In Bezug auf fiscale Richtung iſt die Regierungsvorlage des Jahres 1869 und der damals im 
Ausſchuſſe des Abgeordnetenhauſes beſchloſſene Antrag durch den gegenwärtig vorliegenden Entwurf über— 
boten. 


Schon in den Anträgen des Jahres 1869 war die für das flache Land nicht paſſende Beſtimmung 
enthalten, daß ber Nutzungswerth der Gebäude nach der Anzahl und Größe ber Wo hnbeſtandtheile ein- 
zuſchätzen ift ). Im gegenwärtigen Geſetzentwurfe will aber auch die Anzahl und Größe der zu den Woh- 
nungen gehörigen Nebenlocalitäten bei der Einſchätzung berückſichtigt werden (§. 18). Als Neben— 
localitäten werden beiſpielsweiſe die Speiſekammern, Böden, Keller angeführt und hiezu ein recht dehn— 
bares et cetera beigefügt “). Dieſe Beſtimmung, im Zuſammenhange mit der anderen über die Minimal: 
ſätze des Nutzungswerthes für jeden Wohnbeſtandtheil, zwingt der Einſchätzung eine ſolche Richtung auf, 
daß nicht jener wirkliche und richtige Nutzungswerth, welchen das Gebäude als ein Ganzes unter den 
gegebenen Verhältniſſen hat, zu erfaſſen, ſondern vielmehr die Nutzungswerthe aller Gebäudebeſtandtheile 
zu ſuchen und aus der Summe derſelben der Nutzungswerth des ganzen Gebäudes feſtzuſtellen ſein wird. 
Ein ſolcher Vorgang dürfte den Verhältniſſen großer Städte entſprechen, weil in dieſen ein jeder Gebäude— 
beſtandtheil einen Miethwerth und auch Miethertrag haben kann. Auf dem flachen Lande haben aber die 
ſogenannten Nebenlocalitäten entweder keinen, oder einen geringen Nutzungswerth und werden auch 
meiſtens zur Aufbewahrung landwirthſchaftlicher Producte oder zu anderen landwirthſchaftlichen Zwecken 
benützt“). In Dörfern und auch in kleineren Städten gibt es Gebäude, welche unter vorübergehenden 


— 


*) Antrag des Steuerreformausſchuſſes vom Jahre 1869, 88. 13 und 14 lit. a. 

**) Dieſe Beſtimmung ijt noch erhärtet durch die im Motivenberichte der Regierung (Seite 14) dargelegte Mn- 
ſchauung, welche bei der Ausführung des Geſetzes ſich wird Geltung verſchaffen wollen; durch die Anſchauung nämlich, 
daß bei den nach dem Nutzungswerthe zu beſteuernden Gebäuden die Nebenlocalitäten „in der für das ganze Haus 
erhobenen Werthſumme ebenſo vollſtändig berückſichtigt erſcheinen, wie in dem vertragsmäßig vereinbarten 
Jahreszinſe für eine Wohnung in zinsſteuerpflichtigen Orten“. : 

ain) So z. B. Böden, Keller in Bauernhäuſern, ober bie in Wohnhäuſern eingebauten Räume für Wägen, Vieh 
u. dgl., welche, da fie Beſtandtheile der Wohnhäuſer bilden unter die im 8. 2, Punkt 8, von der Steuer befreiten lande 
wirhſchaftlichen Gebäude nicht gehören dürften. — Aus dieſem Anlaſſe glauben wir eine im Regierungsmotivenberichte 
(Seite 22 und 23) enthaltene Anſchauung hervorheben zu müſſen, welche dahin geht, daß der Ertrag jener Gebäude, 
welche zur Beſchaffung des von der Grundſteuer getroffenen Ertrages nothwendig find, bei Ermittlung des ſteuerbaren 
Gr undertrages nicht berückſichtigt iſt, — ferner, „daß ſchon durch die Befreiung der ſelbſtbenützten landwirthſchaftlichen 
Geb dude von der Gebäudeſteuer von Seite der Geſetzgebung eine Conceſſion gemacht wird, die fic) principiell 
keineswegs rechtfertigen läßt und nur durch techniſche Schwierigkeiten begründet werden kann“. — Solche 
Anſchauungen können nicht für's Allgemeine principiell aufgeſtellt werden, denn es muß hiebei auf den Stand der 
jeweilig beſtehenden Geſetzgebung Bedacht genommen werden. — Unſer Grundſteuergeſetz vom 24. Mai 1869, welches 
bei Abfaſſung des Motivenberichtes über die Gebäudeſteuer in Vergeſſenheit gerathen zu ſein ſcheint, läßt den ſteuerbaren 
Reinertrag der Grundſtücke derart feſtſtellen, daß dadurch jener Ertrag erfaßt werde, welcher fic) unter der Vorausſetzung 
einer im Diſtriete gemein gewöhnlichen Bewirthſchaftung nach Abſchlag aller nothwendigen gemeingewöhnlichen 
Bewirthſchaftungs- und Gewinnungskoſten durchſchnittlich für jeden Beſitzer ergibt. — Der gemeingewöhnliche Ertrag 
der Grundſtücke iſt ohne gemeingewöhnliche landwirthſchaftliche Gebäude nicht erzielbar; er kann daher nur ſo erfaßt 
werden, wie er fid) von den Grundſtücken ſammt den erforderlichen Gebäuden ergibt. — Der Ertrag ber landwirthſchaft⸗ 
lichen Gebäude wäre in dem eingeſchätzten gemeingewöhnlichen Grundertrage nur in dem Falle nicht einbegriffen, 
wenn man bei der Grundertragsſchätzung nicht nur die Koften der Erhaltung und Abnützung der landwirthſchaftlichen 
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einen Zinsertrag oder fonft einen Nutzen verſprechenden Verhältniſſen — z. B. für Unterbringung des 
Militärs oder eines Amtes und deſſen Beamten oder für zahlreiche Mitglieder einer Körperſchaft oder 
einer Familie — erbaut, mit der Aenderung dieſer Verhältniſſe aber ganz oder zum Theile unvermiethbar 
und nutzlos geworden ſind oder einen ſehr geringen Nutzen abgegeben. e 

Bei Einſchätzung des Nutzungswerthes aller diefer Gebäude in Orten, wo Vermiethungen zwar nicht 
vorwalten, aber ein größerer Theil der Gebäude fortdauernd vermiethet iſt, ſoll nach dem Geſetzentwurfe 
(8. 18 a) zur Gewinnung ziffermäßiger Anhaltspunkte auf die üblichen durchſchnittlichen Miethzinſe der 
unmittelbar vorausgegangenen fünf Jahre Bedacht genommen werden. Welcher Theil der vermietheten 
Gebäude als ein größerer zu betrachten, und wie die Bedachtnahme auf die Miethzinſe zu geſchehen habe, 
iſt den Anſichten der ausführenden Organe überlaſſen, und nicht einmal die nothwendige und gerechte 
Be ſſtimmung aufgenommen worden, daß diefe Bedachtnahme nur unter genauer Berückſichtigung der Ber- 
miethbarkeit und Ertragsfähigkeit der vorwiegenden Anzahl unvermietheter Gebäude ſtattfinden dürfe. 


Die Ertragsverhältniſſe der Gebäude in Orten, wo Vermiethungen vereinzelt oder gar nicht vor— 
kommen, ſind ſchon dieſes Umſtandes wegen offenbar verſchieden von den Ertragsverhältniſſen jener Orte, 
wo Vermiethungen in größerer Zahl vorkommen. Der Geſetzentwurf zwingt aber den ausführenden 
Organen die Anſchauung auf, daß die Nutzungswerthverhältniſſe der erſteren Orte jenen der letzteren 
ähnlich ſeien und nach dieſen beurtheilt werden können. Der Geſetzentwurf läßt nämlich auch in Orten, in 
welchen Vermiethungen vereinzelt oder gar nicht vorkommen, einen ziffermäßigen Anhaltspunkt für die 
Einſchätzung des Nutzungswerthes der Gebäude in den durchſchnittlichen Miethzinſen der anderen, ähnliche 
Verhältniſſe beſitzenden naheliegenden Orte ſuchen, ohne anzudeuten, wie die Aehnlichkeit und das 
Naheliegen zu verſtehen und zu beurtheilen ſei. 


Im Abſatze e des $. 18 wird den Einſchätzungscommiſſionen ein Minimum aufgezwungen, 
. unter welches fie den Bruttonutzungswerth nicht einſchätzen dürfen, und will dieſes Minimum nicht für 
ein ganzes Gebäude, ſondern für einen Wohnbeſtandtheil ſeſtgeſtellt werden, fo daß ein kleines Gebäude, 
wenn es eine Schlafſtelle unter dem Dache oder einen durch Holzwand in zwei getheilten Wohnungsraum 
hat, ſchon bedeutend höher eingeſchätzt werden müßte, als ein Gebäude von gleicher Größe, welches keine 
ſolchen Abtheilungen beſitzt. 


Das Minimum will bei Gebäuden mit einem Wohnbeſtandtheile auf 10 fl., bei Gebäuden mit zwei 
oder drei Wohnbeſtandtheilen auf 7, bei den übrigen Gebäuden auf 8 fl. für einen Wohnbeſtandtheil 
feſtgeſetzt werden“). 


Gebäude, ſondern auch den eigentlichen Ertrag dieſer Gebäude — nämlich die Zinſen von dem in dieſe Gebäude ange— 
legten Capitale — als eine Auslage betrachten und dieſelbe vom Grundertrage in Abzug bringen würde. — So iſt es in 
Preußen geſchehen, wo das Geſetz die Grundſtücke, mit Ausſchließung der Gebäude, einſchätzen ließ, und 
wo die Centralcommiſſion im Sinne des Geſetzes principiell entſchieden hat, daß die Zinſen des Gebäude- und Inven— 
tarialcapitals als Abzugsgegenſtand zu betrachten feien. — Anders verhält fid) die Sache bei uns. Bei der Berathung 
des Grundſteuergeſetzes im Hauſe der Abgeordneten wurde der Autrag geſtellt, nur die Erhaltungs- und Abnützungs— 
foften der Gebäude zu erheben und in Abſchlag zu bringen; beier Antrag ift aber gefallen (Sitzung des Abgeordneten— 
hauſes vom 17. April 1869, ſtenogr. Prot. Seite 5618). Freundlicher wurde ein ähnlicher Antrag im Herrenhauſe vom 
damaligen Finanzminiſter aufgenommen, welcher erklärte, daß die Erhaltungs- und Abnützungskoſten der Gebäude nicht 
ſpeciell zu erheben ſeien, aber in einem gewiſſen Betrage berückſichtigt werden können (Sitzung des Herrenhauſes vom 
12. Mai 1869, ſtenogr. Prot. Seite 1997). — Den Antrag aber, daß auch der Ertrag der landwirthſchaftlichen 
Gebäude — das iſt: die Zinſen von dem in dieſe Gebäude angelegten Capitale — bei der Grundertragsſchlhung in 
Abzug gebracht werde, hat ſich Niemand bei uns zu ſtellen getraut. Dieſer Ertrag der Gebäude wird daher bei uns im 
eingeſchätzten Grundertrage einbegriffen ſein, und zwar nicht nur der Ertrag der Scheuern, Speicher und der zur Erzeu— 
gung des Düngers und Verwerthung des Futters nothwendigen Stallungen, ſondern auch der Ertrag der Wohnungen 
landwirthſchaftlicher Beamten und Diener, zumal bei der Einſchätzung des Grundertrages auch keine Rückſicht genommen 
wird auf die Verwaltungskoſten, welche nicht nur beim Großgrundbeſitze, ſondern auch beim Kleingrundbeſitze beſtehen, 
da der Bauer ſeine Zeit und Mühe der Verwaltung ſeines Grundbeſitzes widmet. — Gegen den Vorgang, daß die Zinſen 
des Gebäudecapitales keinen Abzugsgegenſtand bei der Grundertragsſchätzung bilden, wollen wir keine Einwendung 
erheben, weil die Ausſcheidung des Ertrages der landwirthſchaftlichen Gebäude vom gemeingewöhnlichen, ohne dieſe 
Gebäude nicht einmal denkbaren Grundertrage, und die abgeſonderte Einſchätzung und Beſteuerung dieſer Gebäude unge— 
meine Schwierigkeiten und Willkürlichkeiten zur Folge haben würde. 

Allein unter dieſen Umſtänden kann von einer durch die Geſetzgebung der Landwirthſchaft gemachten, principiell 
SCH zu De Mere raei in der Befreiung landwirthſchaftlicher Gebäude von ber Gebäudeſteuer liegenden , Conceffion” 

eine Rede ſein. 


*) Im Regierungsentwurfe vom Jahre 1869 war das Minimum geringer feſtgeſetzt, nämlich für Gebäude mit 
nur einem Wohnbeſtandtheile auf 6 fl., für andere Gebäude auf 5 fl. für einen Wohnbeſtandtheil. In dem damaligen 
Entwurfe des Steuerreformausſchuſſes war dieſes Minimum angenommen, jedoch mit der Beſchränkung auf die 
benützten Wohnbeſtandtheile. Auch dieſe Beſchränkung iſt in dem dermaligen Geſetzentwurfe weggefallen. 
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Durch dieje Feſtſtellung des Minimums werden zunächſt jene Gebäude mit ein bis drei Wohnbeſtand— 
theilen getroffen, welche dermalen in die XII. Hausſteuerclaſſe fallen und ſammt Zuſchlägen 1 fl. 63 kr. an 
Steuer entrichten. Zufolge des feſtgeſtellten Minimums dürften dieſe Gebäude, wenn ſie einen Wohn— 
beſtandtheil haben, nicht unter 10 fl., wenn ſie zwei Wohnbeſtandtheile haben, nicht unter 14 fl., wenn ſie 
drei Wohnbeſtandtheile haben, nicht unter 21 fl. eingeſchätzt werden. Bei Anwendung auch des höchſten 
für Erhaltungskoſten im $, 24 geftatteten Abzuges von 30 Percent und des anzuhoffenden Steuerſatzes 
von 26% Percent vom Reinertrage dürften die erſteren Gebäude nicht unter 1 fl. 87 fr., die zweiten nicht 
unter 2 fl. 61 kr., die dritten nicht unter 3 fl. 92 kr. beſteuert werden; es würden daher im günſtigſten 
Falle die erſteren Gebäude, gegenüber der bisher entrichteten Steuer von 1 fl. 63 kr., eine Steuerhöhung 
von 9 Percent, die zweiten eine Steuerhöhung von 60 Percent, und die dritten von 140 Percent erleiden. 


Im 8.18 lit. e des Geſetzentwurfes ift zwar ein zweites Alinea enthalten, welche den Nutzungswerth 
der Morlakenhütten in Dalmatien, dann der Rohrhütten, Erdhütten und anderen ſchlechteſten Hütten auch 
unter das oben gedeutete Minimum zu ſtellen geſtattet. Dieſe Hütten haben aber auch dermalen einen 
geringeren Steuerſatz, welcher ſammt Zuſchlägen 81½ Tr, in Dalmatien 41 kr. beträgt, welcher aber con- 
ſequenterweiſe, ebenſo wie jener der anderen Häuſer von geringem Werthe, in demſelben, und vielleicht in 
einem noch höheren percentualen Verhältniſſe erhöht werden dürfte. Ueberdieß hat der Steuerreform— 
ausſchuß die Regierungsvorlage hierin derart geändert, daß der Nutzungswerth unter dem feſtgeſetzten 
Minimum nur bei jenen Erdhütten angeſetzt werden könne, welche kein Mauerwerk haben, ſo daß dieſe 
Hütten von der gerechten Begünſtigung ſchon ausgeſchloſſen wären, wenn ſie einen gemauerten Kamin 
oder Feuerherd beſitzen. 


Doch abgeſehen von der für derlei ſchlechteſte Hütten geſtatteten Ausnahme, iſt zu erwähnen, daß 
das im Geſetzentwurfe beantragte Minimum für die zu dieſer Ausnahme nicht gehörigen Gebäude einer 
aus factiſchen Zuſtänden geſchöpften Begründung entbehrt. 


Beim Finanzminiſterium haben wir zwar die in der Anlage 4 zuſammengeſtellten Daten über die 
Durchſchnittsmiethzinſe eines Gebäudebeſtandtheiles gefunden, jedoch nur aus ſolchen Orten, welche der 
Hauszinsſteuer ganz unterliegen, weil die Vermiethungen daſelbſt vorwiegen, welche Orte daher ſchon aus 
dieſem Grunde beſſere Gebäudeertragsverhältniſſe haben, als jene, in welchen die Vermiethungen nicht 
vorwiegen, und welche der Steuer nach dem eingeſchätzten Nutzungswerthe zu unterliegen haben. In 116 
dieſer Orte beträgt der Durchſchnittszins für einen Gebäudebeſtandtheil 3 bis 5 fl., in 78 aber nur 1 bis 
3 fl. für einen Gebäudebeſtandtheil. Viele dieſer Orte ſind in Ländern und Gegenden gelegen, wo es keine 
Morlaten-, Rohr- und Erdhütten gibt, auf welche die Ausnahme von dem Minimum anwendbar wäre. Die 
daſelbſt für einen Gebäudebeſtandtheil ausgewieſenen Durchſchnittszinſe würden ſich für einen Wohn— 
beſtandtheil kaum mehr als auf's Doppelte ſtellen. — Dieß ſind aber Durchſchnittszinſe von ganzen Orten; 
bei den einzelnen Gebäuden können ſich die Zinſe oder Zinswerthe noch niedriger, daher offenbar geringer 
Wellen, als die im Geſetzentwurfe für den Nutzungswerth feſtgeſetzten Minimalſätze von 10 fl. und 7 fl. 


Nach den bisherigen Vorſchriften war — bei allen der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterliegenden 
vermietheten Gebäuden, bei welchen die Steuer nach dem Miethzinſe geringer entfiel als die Hausclaſſen— 
ſteuer — der Steuerbetrag nach den für die Hausclaſſenſteuer beſtehenden Beſtimmungen zu bemeſſen und 
einzuheben. Nach dem neuen Geſetzentwurfe wird dies nicht mehr der Fall ſein. Es dürften ſich daher Fälle 
ereignen, daß die nach dem Miethzinſe zu bemeſſende Steuer in Orten, wo Vermiethungen vorwiegen, für 
die geringſten Gebäude niedriger ſein wird, als die nach dem feſtgeſetzten Minimalſatze des Nutzungs— 
werthes zu bemeſſende Steuer in naheliegenden Orten, wo Vermiethungen vereinzelt oder gar nicht vor— 
kommen. 


Bei den Ausſchußberathungen iſt zur Begründung des für den Nutzungswerth beantragten Minimums 
die Erreichung eines finanziellen Zweckes geltend gemacht worden. Von den 2,638.866 Häuſern, welche 
dermalen der Hausclaſſenſteuer unterliegen, find 2,363.211 oder 89.55 Percent in die geringſte 
XII. Claſſe eingereiht. Es will für ſolche Häuſer ein Minimum des Nutzungswerthes feſtgeſtellt werden, 
um einen Ausfall im Steuerertrage zu verhindern, ja auch eine Vermehrung dieſes Ertrages zu erzielen, 
zumal dieſe Vermehrung für die Beſitzer ſolcher Häuſer nicht drückend wäre, da auch ein vom Taglohn 
lebender Hausbeſitzer eine allenfalls auf 1 fl. 87 fr., 2 fl. 61 fr., 3 fl. 92 kr. entfallende Steuer von feinem 
Erwerbe aufbringen kann. 


In Folge der Feſtſtellung eines Minimums aus dieſen Gründen würde aber die Steuer bei allen 


Gebäuden, deren wirklicher Nutzungswerth unter das feſtgeſetzte Minimum fällt, nicht mehr das Gebäude, 
ſondern den perſönlichen Erwerb vom Taglohne treffen, und um gleichmäßig zu ſein, müßte ſie auch auf 
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jene Orte, welche der Hauszinsſteuer unterliegen, ausgedehnt werden, und müßte ferner bei deren Bemeſſung 
auf den Preis des Taglohnes, welcher in den einen Orten bedeutend höher iſt, als in den anderen, Rückſicht 
genommen werden. 


Der obgedachte finanzielle Zweck ließe ſich in einer viel ſicheren und ſogar gerechteren Weiſe erreichen 
durch Aufſtellung eines Minimalſatzes für die Steuer ſelbſt. Dies wird geſchehen können nach 
Beendigung der Gebäudeeinſchätzungsoperationen auf Grund der hiebei geſammelten Daten, 
und zwar in dem im $. 23 des Geſetzentwurfes angedeuteten beſonderen Geſetze, in welchem das Ausmaß 
der Gebäudeſteuer feſtzuſtellen ſein wird. 


Will man aber ein Minimum des Nutzungswerthes im Voraus ohne gehörige Grundlage feſt— 
ſetzen, fo Helle man es nicht für den Bruttonutzungswerth, ſondern für den reinen ſteuerbaren 
Ertrag, und zwar derart, daß dieſes Minimum nicht für die Commiſſionen bei der Einſchätzung maßgebend 
fei, ſondern von der Steuerbehörde bei der Bemeſſung der Steuer angewendet werde. 


Denn das im $. 18 des Geſetzentwurfes beantragte, die Commiſſionen bei der Einſchätzung bindende 
Minimum des Bruttonutzungswerthes kann und muß das Einſchätzungsgeſchäft beeinfluſſen und dasſelbe 
nicht nur in Bezug auf die Gebäude, auf welche das Minimum anwendbar ift, ſondern auch in Bezug auf 
andere Gebäude beirren. Dort, wo der Nutzungswerth factiſch höher iſt, wird man doch auf die im Geſetze 
angedeutete Minimalziffer herunterſteigen wollen. Dort, wo der Werth factiſch geringer ijt, wird die Com: 
miſſion den Minimalſatz für die ſchlechteſten Gebäude anwenden müſſen. Der angewendete Minimalſatz wird 
ſodann zum Ausgangspunkte dienen, an welchen die Nutzungswerthe der beſſeren Gebäude in ſteigenden 
Sätzen gereiht werden müßten, um der in $. 18 Abſatz b angeordneten Einhaltung des richtigen Bere 
hältniſſes zwiſchen den Gebäuden Genüge zu leiſten. 


Wir haben bereits die Ungleichmäßigkeiten und Ungerechtigkeiten in der Beſteuerung dargeſtellt, 


welche fid) aus den im $. 24 beantragten Abzügen für Gebäudeerhaltungskoſten zwischen den einzelnen 


nach dem Miethzinsertrage zu beſteuernden Orten, insbeſondere zum Nachtheile der kleineren, ergeben 
müſſen. 

Am härteſten werden aber die nach dem Nutzungswerthe zu beſteuernden Gebäude auf dem flachen 
Lande durch die für fie (S. 24, Abſatz 3) in ähnlichen Ziffern wie in Städten feſtgeſetzten 15- bis 3Opere 
centigen Abzüge für Erhaltungskoſten getroffen werden. Zu gering ſind dieſe Percente in ihrer abſoluten, 
noch mehr aber in ihrer relativen Ziffer, das iſt im Verhältniſſe zu den für Städte zugeſtandenen. Es iſt 
(don dargeſtellt worden, welchen Einfluß der Werth des Banareacapitals auf das Reſultat der Bemeſ— 
ſung der Abzugspercente übt. Während die für Wien, wo der Areawerth der größte iſt, mit 15 Percent 
vom Geſammtertrage der Gebäude für deren Erhaltung zugeſtandenen Abzüge bei vielen Gebäuden 30 
bis 105 Percent vom Ertrage des in den Bau gelegten Capitals bilden, ſollen ſie auf dem flachen Lande, 
wo der geringe Werth der Bauarea gar nicht in bie Wagſchale kommt, mit nur 15 bis 30 Percent von 
dieſem Ertrage, alſo viel geringer bemeſſen werden, während factiſch die Sache ſich gerade umgekehrt 
verhält. Rauher iſt das Klima auf dem flachen Lande und übt auf die daſelbſt iſolirt ſtehenden Gebäude 
einen nachtheiligeren Einfluß als in den Städten. Von großem Einfluſſe auf die Erhaltungskoſten ijt auch 
die Bauart. Wenn in großen Städten ein Dach nothwendig iſt für Gebäude, die 10.000 bis 50.000 fl. 
Ertrag abwerfen, fo find auf dem flachen Lande 10 bis 40 Gebäude mit ebenſo großen Dächern noth- 
wendig, um einen folden Ertrag zu bieten. Deutlich ſtellt fid) auch die Unzulänglichkeit der für das flache 
Land beantragten Abzugspercente bei Gebäuden von geringſtem Werthe heraus. Hölzerne Gebäude mit 
dem geringſten Nutzungswerthe von 10 fl. werden einen Capitalswerth von wenigſtens 100 fl. haben. 
Der höchſte 30percentige Abzug wird 3 fl. betragen, wovon auf die Feuerverſicherung allein, bei einer 
Prämie von 11, Percent vom Capitalswerthe, 1 fl. 25 kr. entfällt, und für die anderen Erhaltungs— 
foften der Betrag von 1 fl. 75 kr. übrig bleibt. Es wäre jedoch unmöglich, zu behaupten, daß die 1 fl. 
75 kr. oder auch die 3 fl. für die Abnützung eines ſolchen aus undauerhaften Materialien gebauten Hauſes 
und für die jährlichen zur Inſtandhaltung desſelben erforderlichen Reparaturen ausreichen können. 


Um nun aber auch den für das flache Land ungerechten, im Geſetzentwurfe enthaltenen, grundſätz— 
lichen Beſtimmungen die Krone aufzulegen, will im 8. 28 die Steuerabſchreibung, in den nach dem Mieth— 
zinsertrage zu beſteuernden Orten für jeden Fall der Leerſtehung der Gebäude oder der Gebäudebeſtand— 
theile zugeſtanden werden, während ſie auf dem flachen Lande nur auf ſeltene Fälle eingeſchränkt wird, 


| 
| 
| 
| 


294 ber Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — VIII. Seſſion. 11 


und zwar auf ſolche Fälle, welche wahrſcheinlich nicht eintreten werden“). Der Beſitzer eines nach dem 
Nutzungswerthe zu beſteuernden Gebäudes oder Gebäudebeſtandtheiles, welches ihm keinen Nutzen bringt, 
wird ſich von der ſchweren darauf laſtenden Steuer nur durch das Niederreißen des Gebäudes befreien 
können. 


Bei den Berathungen im Steuerreformausſchuſſe iſt oftmals betont worden, daß die Einſchätzung 
des Nutzungswerthes der Gebäude durch Commiſſionen erfolgen wird, welche aus Mitgliedern zuſammen— 
geſetzt werden, deren Mehrheit dem Stande der betheiligten Hausbeſitzer angehört, welche daher den Ver— 
hältniſſen billige Rückſicht tragen werden. Allein diefe Commiſſionen müſſen nach den geſetzlichen Beſtim— 
mungen und nach den innerhalb derſelben zu erlaſſenden finanzminiſteriellen Inſtructionen vorgehen; ſie 
werden in ihrem durch die Minimen der Nutzungswerthe, durch die ziffermäßig feſtgeſtellten Abzugs— 
percente und andere unbillige Beſtimmungen gebunden ſein. Die Finanzorgane werden in dieſen Commiſ— 
fionen auch ein gewichtiges Wort führen. Wenn die Beſchlüſſe der einen oder der anderen Commiſſion von 
den Anträgen der durch das Finanzminiſterium ernannten Referenten in Bezug auf Bruttonutzungswerthe 
differiren, ſo werden dieſe Anſichten, ebenſo wie es bei der Grundertragsſchätzung der Fall iſt, neben den 
Commiſſionsbeſchlüſſen in den Acten erſichtlich gemacht und werden ſich bei den oberen Commiſſionen 
Geltung verſchaffen, insbeſondere bei der Centraleommiſſion, wo auch die vom Reichsrathe gewählten, 
mit den Verhältniſſen aller Länder nicht bekannten Mitglieder zumeiſt auf die Referentenanträge compro— 
mittiren werden. Die Sanirung der unbilligen geſetzlichen Beſtimmungen kann nicht bei der Ausführung 
derſelben geſucht werden. 


Man hat ſich auch bei den Ausſchußberathungen auf die Beiſpiele anderer Staaten, insbeſondere 
der angrenzenden deutſchen Staaten: Preußen, Sachſen und Baiern berufen. Es iſt überhaupt ſchwer, 
angemeſſene Vergleichungen mit den Gebäudeſteuergeſetzen anderer Staaten anzuſtellen, denn es wäre 
hiezu die genaue Kenntniß auch der anderen Steuergeſetze dieſer Länder erforderlich, ſowie der Verhält— 
niſſe, welche vor der Erlaſſung dieſer Geſetze beſtanden haben. Auch müßte auf die in dieſen Staaten 
geltenden Steuerſätze Rückſicht genommen werden. Denn viel ſchärfer muß bei uns auf die Gleichmäßigkeit 
der Steuergrundlage Bedacht genommen werden — da wir eine Steuer von 26 Percent vom 
Reinertrage oder darüber zu gewärtigen haben — als in anderen Staaten, welche geringe Steuerſätze 
haben, wie z. B. Preußen, wo der Steuerſatz für hauptſächlich zur Wohnung dienende Gebäude mit 
vier Percent und für andere Gebäude mit zwei Percent vom Bruttoertrage feſtgeſtellt worden iſt. 
Allein auch in Preußen, ebenſo wie in Sachſen und Baiern, iſt in den geſetzlichen Beſtimmungen 
ein ſtrenger Unterſchied zwiſchen den Orten, wo Vermiethungen vorwiegen, und den anderen Orten vor— 
handen, und ſind zur Einſchätzung des ſteuerbaren Ertrages ſolche Regeln feſtgeſtellt worden, welche 
dieſen Ertrag in den letzteren Orten gerechterweiſe bedeutend mäßiger als in den erſteren zu ſtellen anord— 
nen ““); denn obgleich man auch dort die betheiligten Steuerträger bei der Ausführung der Gebäudeein— 
ſchätzung mitwirken ließ — und insbeſondere in Preußen und Baiern alle Mitglieder der Veranlagungs— 
commiſſionen mit Ausnahme des Vorſitzenden dem Stande der betheiligten Steuerträger angehören, in 
Baiern überdies alle von den Steuerträgern gewählt werden — ſo wollte man doch im Geſetze ſelbſt 
keine unbilligen Einſchätzungsvorſchriften feſtſtellen. Man wollte ſich dort der Ueberzeugung nicht ver— 
ſchließen, daß in ſolchen Orten die Gebäude in der Regel nicht vermiethet werden und auch nicht ver— 
miethet werden können, daß es bei ſolchen Gebäuden keinen eigentlichen Ertrag gibt, daß die darauf 
laſtende Steuer ſich nicht als eine eigentliche Ertragsſteuer, ſondern vielmehr als eine Conſumtionsſteuer, 
als eine Beſteuerung des befriedigten Wohnbedürfniſſes darſtelle, daß dieſe Steuer nicht vom Einkommen 
des beſteuerten Gegenſtandes, ſondern von einem anderweitigen Einkommen oder Verdienſte beſtritten, 


*) Im 8. 18 lit. a ift zwar die Beſtimmung enthalten, daß bie Gebäudebeſtandtheile, welche in den, der 
Steuerveranlagung vorausgegangenen fünf Jahren gänzlich unbenützt und leer ſtanden, bei ber Nutzwertherhebung 
nicht zu berückſichtigen ſeien. Iſt es aber denkbar, daß es Gebäude gebe — mit Ausnahme jener, deren Theile ſeit Jahren 
in Verfall gerathen und nur Ruinen bilden — in welchen einzelne Beſtandtheile durch ganze fünf Jahre auch nicht vorüber— 
gehen benützt worden jeien oder bei denen eine ſolche fünfjährige gänzliche Nichtbenützung und Leerſtehung erweisbar 
wäre? 

Im $. 28 lit. B, Abſatz b ift weiter für die nach dem Nutzungswerthe zu beſteuernden Gebäude die Goncejfion vore 
gedacht, daß die Steuerabſchreibung ſtattzufinden habe, wenn ein Gebäude erweislich während eines ganzen Jahres 
leer ſteht. Eine vorübergehende Benützung im Jahre hindert ſchon die Steuerabſchreibung. Ueberdies iſt es auch hier 
nicht denkbar, daß ein Gebäude mit Ausnahme eines wegen Baufälligkeit geſperrten durch ein ganzes Jahr nicht einmal 
ſolche Bewohner habe, welche es vor Beſchädigung ſchützen. 


**) Siehe die betreffenden Auszüge aus den Geſetzen Preußens, Baierns und Sachſens in der Anlage C. 
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daher geringer bemeſſen werden müſſe, als die Steuer von Gebäuden in Orten, wo Vermiethungen 
vorwiegen und der Zinsertrag vom Hausbeſitzer wirklich eingehoben wird oder jederzeit in Folge der 
Vermiethung eingehoben werden kann. 


Eine ſolche Ueberzeugung hat ſich aber in dem Geſetzentwurfe unſerer Regierung und des Steuer— 
reformausſchuſſes die Bahn nicht gebrochen. 


III. 


Im Allgemeinen. 


Die aus den Beſtimmungen des Geſetzentwurfes zu gewärtigenden Folgen laſſen ſich fürs Große und 
Ganze derart zuſammenfaſſen, daß der ſteuerbare Reinertrag in Wien, ebenſo wie in anderen Orten, welche 
der urſprünglichen Hauszinsſteuer unterliegen, vermindert, in anderen hauszinsſteuerpflichtigen oder nach 
dem Nutzungswerthe zu beſteuernden Orten aber bedeutend erhöht werden ſolle. 


Abgeſehen von den Beſtimmungen, welche die Feſtſtellung des Bruttonutzungswerthes in eine 
fiscale Richtung einzwängen, wollen wir hier die Folgen der im Geſetzentwurfe beantragten Bemeſſung 
der Abzugspercente ziffermäßig darſtellen. 


Unſerer Anſicht nach ſtellen fid) die Erhaltungs- und Abnützungskoſten in den ertragsreichſten 
Häuſern Wiens — wo der Bauarealwerth drei- bis ſechsmal größer iſt, als das in den Bau angelegte 
Capital — factiſch kaum auf fünf Percent vom Miethzinsertrage, während fie in den kleinen 
Städten und Dörfern factifd auch 40, 50, 60 und 75 Percent des Bruttoertrages in Anſpruch nehmen, 


Dieſe Anſicht ift im Steuerreſormausſchuſſe von mehreren Mitgliedern desſelben als nicht begründet 
und übertrieben angeſehen worden. Den Mangel an aus factijden Zuſtänden geholter Begründung 
können wir aber auch den von der Majorität des Ausſchuſſes beantragten Abzugspercenten vorwerfen *). 


Zur Begründung unſerer Anſchauung diene auch das Beiſpiel Sachſens, wo es keine ſo heterogenen 
Verhältniſſe wie in Oeſterreich gibt, wo es weder ſolche Gebäude gibt, welche den ertragsreichſten Wiens 
gleichkommen, noch ſo ſchlechte wie in vielen Städtchen und Dörfern Oeſterreichs. In Sachſen ſind jedoch 
im Geſetze vom Jahre 1838 die Abzugspercente für Wohnhäuſer mit 10 bis 50 Percent, für Fabriks 
und Gewerbshäuſer bis 70 Percent vom Bruttoertrage zugeſtanden. In einer von der ſächſiſchen Regie— 
rung im Jahre 1868 berufenen Verſammlung von Sachverſtändigen, an welcher auch Steuerbeamte 
theilgenommen haben, wurde einſtimmig beſchloſſen, daß die Abzugspercente im Allgemeinen bis 
50 Percent und bei Fabriks- und Gewerbsgebäuden bis 75 Percent von Bruttoertrage anzunehmen feien. 

Wäre nun unſere Anſchauung, welche jener der ſächſiſchen Sachverſtändigen nahekommt, die richtige, 
ſo würde bei der Anwendung der unrichtigen im Geſetzentwurfe der Ausſchußmajorität beantragten Abzugs— 
percente die Beſteuerung des factiſchen Reinertrages ſich in folgenden Ziffern darſtellen: 


— EY 


*) Aus ben Aeußerungen des Herrn Regierungsvertreters im Ausſchuſſe haben wir entnommen, daß keine Erhe— 
bungen, keine Daten über Minimalmiethzinſe auf dem flachen Lande oder aus probeweiſe eingeſchätzten Nutzungswerthen 
vorliegen, welche zur Darweiſung der Angemeſſenheit der für den Nutzungswerth im $. 18 beantragten Minimalſätze 
und der im $, 24 für die Erhaltungskoſten beantragten Abzugspercente dienlich wären. Erſt am 19. December erlangten 
wir einige Daten, welche die beantragten Minimalſätze des Nutzungswerthes als zu hoch gegriffen darſtellen dürften. Wir 
haben daher bei der Wiederaufnahme der Berathungen nach den Ferien im Ausſchuſſe den Antrag geſtellt: 1. daß Sach— 
verſtändige aus verſchiedenen Ländern einzuladen wären, welche Aufklärungen über die Koſten der Gebäudeerhaltung bei 
Gebäuden von verſchiedener Lage und Bauart und über das Verhältniß dieſer Koſten zum Bruttoertrage zu ertheilen 
hätten; 2. daß der Regierungsvertreter erſucht werde, die ſich auf das flache Land beziehenden Daten vorzulegen, und 
zwar über die Durchſchnittsmiethzinſe, über die geringſten Miethzinſe für ein Gebäude- und einen Wohnbeſtandtheil, und 
über den geringſten Capitalswerth von Gebäuden mit einem bis drei Wohnbeſtandtheilen. Dieſer Antrag wurde jedoch 
vom Ausſchuſſe abgelehnt. 


291 der Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — VIII. Seſſion. 13 


x ; j Die mit 26 Percent von jenem 
Bei Gebäuden, wo die Bleibt von je 100 e welcher did den 


Erhaltungskoſten in Percenten des Bruttoertrages ein Beſtimmungen des Geſetzentwurfes 
vom Bruttvertrage Reinertrag feſtgeſtellt wird, bemeſſene Steuer 


nach dem nach den belaſtet 
fih faetiſch | GefeBentmurfe 4 Beſtimmungen S den factiſchen 
gelen auf ſaber zu bemeſſen factiſch des eträgt Reinertrag mit 
ſind auf Geſetzentwurfes Percenten 


23'13 
24°60 
32°50 
36°40 
45°50 
60°66 
72°80 


Zu folden Härten undUngleichmäßigfeiten führen die Beſtimmungen des Geſetzentwurfes, im Zuſammen⸗ 
pange mit dem zu gewärtigenden hohen Steuerſatze. Dieſen hohen Steuerſatz Joll man im mer 
vor Augen haben, da gerade er es zur gebieteriſchen Nothwendigkeit macht, daß die Steuer— 
grundlage, auf welche er angewendet wird, eine gerechte und gleichmäßige ſei. 

Finanzielle Vortheile verſpricht man ſich von der beantragten Regelung der Gebäudeſteuer. Man 
kann fic) aber dabei arg verrechnen. Denn finanzielle Vortheile kann man von einem Geſetze, welches die 
Veranlagung einer recht ſchweren Steuer regelt, nur dann mit einiger Sicherheit erwarten, wenn die Um— 
legung der Steuer auf die einzelnen Steuerträger eine verhältnißmäßig gerechte ift. Wenn aber der. vor 
liegende Entwurf zum Geſetze wird, ſo kann es nicht in das Gebiet des Unmöglichen fallen, daß die 
Mängel dieſes Geſetzes und die daraus folgende Ungleichmäßigkeit der Beſteuerung ſich vor oder während 
der Ausführung immer klarer herausſtellen, die Ueberzeugung von dieſer Ungleichmäßigkeit in immer 
weitere Kreiſe dringen, und auch in einem, allenfalls in einer anderen Zuſammenſetzung verſammelten Ub- 
geordnetenhauſe einen folden Widerhall finden wird, daß entweder bei der im $. 23 vorgedachten Feſt— 
ſtellung des Ausmaßes der Gebäudeſteuer dieſes Ausmaß — um die große Mehrheit der Orte nicht allzu— 
hart und ungerecht zu treffen — geringer feſtgeſetzt werden, und keine finanziellen Vortheile bringen 
dürfte — oder noch vor Feſtſtellung des Ausmaßes Aenderungen im Geſetze und neue, mit Zeitverluſt 
und Auslagen verbundene Erhebungen angeordnet werden müßten. 

Es iſt zu bedauern, daß man bei der Behandlung des Geſetzentwurfes nicht dem Beiſpiele Preußens, 
deſſen Gebäudeſteuergeſetz im Motivenberichte der Regierung bezogen wird, gefolgt iſt. In Preußen ſind 
durch mehrere Jahre Gutachten von Sachverſtändigen geſammelt, und zuletzt unter Mitwirkung der aus 
verſchiedenen Provinzen berufenen Sachkenner Geſetzentwürfe für die Grund- und Gebäudeſteuer zuſtande 
gebracht worden. Dieſe Entwürfe haben ſodann die Grundlage der im Landtage beſchloſſenen und fanctio- 
nirten Geſetze vom Jahre 1861 gebildet. 

Auch bei uns hätten viele Mängel des vorliegenden Geſetzentwurfes beſeitigt werden können, wenn 
genaue Erhebungen der factifchen Zuſtände gepflogen worden wären, und die aus verſchiedenen Ländern 
berufenen Sachverkenner an der Berathung und Beſchließung des Entwurfes theilgenommen hätten. “) 


*) Wir können bei dieſem Anlaſſe nicht umhin, das im Jahre 1869 beſchloſſene Grundſteuergeſetz anzuführen, in 
welchem zwar das preußiſche Geſetz zum Vorbilde genommen, in dieſem Vorbilde aber ſolche Aenderungen und Zuſätze 
eingeſchaltet worden find, welche unſeres Erachtens auf die Bildung der neuen Steuergrundlage in Bezug auf Einhal- 
tung des richtigen Verhältniſſes nachtheilig einwirken, überdies aber auch die Durchführung der Grundertragsſchätzung 
durch Sammlung einer Maſſe von Behelfen und Anbahnung von Rechnereien mit einem nutzloſen und ſo ſchwerfälligen 
i Preußen, haben, daß dieſe Durchführung vielfach länger dauern und vielfach mehr Koſten verurſachen wird 
als in Preußen. 
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Obgleich das preußiſche Gefetz die Einſchätzung der Gebäude in die Hände der durch locale Vertre— 
tungen gewählten Commiſſionen gelegt hat, ſo war doch im Geſetze die weitere Vorſchrift enthalten, daß für 
jede Provinz nach Vernehmung des Provinziallandtages die Merkmale zuſammenzuſtellen 
ſeien, nach welchen in Orten, wo Vermiethungen nicht vorwiegen, die ſteuerpflichtigen Gebäude mit Be— 
rückſichtigung der in der Provinz obwaltenden Verhältniſſe in die einzelnen Stufen des im Geſetze ziffer— 
mäßig feſtgeſtellten Tarifes eingeſchätzt werden ſollen. Selbſt in dem centraliſtiſch regierten Frankreich wird 
das Contigent an directen Steuern von der Reichslegislative für einzelne Departements feſtgeſtellt, bei der 
Vertheilung dieſes Contigentes aber im Innern der Departements und Arrondiſſements eine namhafte 
Einflußnahme den Conseils généreaux und den Conseils d'arrondissements überlaſſen. 

Bei uns beſtehen Landesordnungen, in welchen ein Paragraph derart lautet: „Die mitwirkende und 
überwachende Einflußnahme des Landtages in Steuerſachen, namentlich in Betreff der Umlegung und Ein— 
hebung der landesfürſtlichen directen Steuern wird durch beſondere Vorſchriften geregelt.“ — Dieſen 
Paragraphen der Landesordnungen will man aber als einen überwundenen Standpunkt betrachten. Die 
den Landtagen zugeſicherte Einflußnahme iſt weder im Grundſteuergeſetze vom Jahre 1869, noch in dem 
vorliegenden Geſetzentwurfe über die Gebäudeſteuer zugeſtanden. Man will ſich bei uns noch immer der 
Ueberzeugung verſchließen, daß ſelbſt ſtaatswirthſchaftliche Gründe für eine ausgiebige Einflußnahme der 
Landtage auf die Steuerumlegung und Einhebung ſprechen, weil die mit den Landesverhältniſſen beſſer be— 
kannten Landtage eine ſolche Aufgabe beſſer löſen können, als die Centralbehörde und die Reichslegislative. 

Nach dem preußiſchen Geſetze vom Jahre 1861 wird die Steuergrundlage durch Einſchätzung aller 
Gebäude in Stadt und Land auf eine Steuerperiode von 15 Jahren geſchaffen, und ſoll die Reviſion der 
Einſchätzungen von 15 zu 15 Jahren eintreten. 

In dem uns dermalen vorgelegten Geſetzentwurfe will aber für die nach dem Nutzungswerthe ein— 
zuſchätzenden Gebäude die Steuerperiode auf fünf Jahre feſtgeſtellt und die Reviſion alle fünf Jahre vor— 
genommen ($, 22), und überdies noch die ſich während der Steuerperiode ergebenden Aenderungen 
commiſſionell behandelt werden ($. 24). Dieſes immerwährende Einſchätzen wird aber ganz ſicher in jeder 
fünfjährigen Periode mindeſtens 1,500.000 fl. koſten; ein ſicherer finanzieller Erfolg läßt fid) aber von 
den fünfjährigen Reviſionen nicht erwarten. 

In dem vorliegenden Geſetzentwurfe will weiters in den Orten, wo die Gebäude nach dem Zins— 
ertrage beſteuert werden ſollen, die bisherige Einhebungsart der Hauszinsſteuer behalten werden, mit allen 
ihren Schreibereien und Plackereien, mit den jährlichen Faſſionen und Gebäudebeſchreibungen, mit ben Une 
zeigen in jedem Falle des Leerſtehens, der Veränderung der Miethpartei und der Miethzinſe, mit den 
amtlichen Prüfungen und Richtigſtellungen dieſer Faſſionen, Beſchreibungen und Anzeigen, mit den Amts— 
handlungen über zahlreiche aus dieſem Anlaſſe vorkommende EEN mit allen den bedeutenden often, 
welche dieſe unzähligen Amtshandlungen nach fid) ziehen. 

Alle dieſe bedeutenden Auslagen werden wieder aus den Steuererträgnifſen gedeckt werden müſſen. Es 
wäre aber ſchon an der Zeit, auch darüber zu denken, daß dem Staatsſchatze nicht 
ſowohl durch Steuererhöhungen als vielmehr durch Erſparung unnützer Auslagen 
geholfen werden ſolle. 

Wenn eine wirkliche Reform der Gebäudeſteuer beabſichtigt wird, ſo muß man ſich befleißen, eine 
einheitliche Steuergrundlage für alle Gebäude zu ſuchen, eine Steuergrundlage, welche eine Gleich— 
mäßigkeit der Steuerveranlagung in ſichere Ausſicht ſtellen dürfte. 

Die entſprechendſte Grundlage bietet der gemeine Capitalswerth der Gebäude, das iſt jener Werth, 
welchen das Gebäude unter den gegebenen Verhältniſſen für jeden Beſitzer hat, um welchen es einen 
Käufer leicht finden könnte.“) Würde man aber auch bei der Schaffung der Steuergrundlage dem ermit- 
telten reinen Ertrage oder Nutzungswerthe den Vorzug geben wollen, ſo wäre dieſer Ertrag oder Nutzungs— 
werth durch Vergleichung mit dem Capitalswerthe zu prüfen und hiernach richtig zu ſtellen. Denn nur im 
Capitalswerthe können alle jene Momente zum vollinhaltlichen Ausdrucke gelangen, welche auf den 
Reinertrag gewichtig einfließen, deren Berückſichtigung aber ſich nicht durch ſpecielle Beſtimmungen regeln 
läßt, weil Niemand im Stande iſt, ſolche Beſtimmungen hiefür feſtzuſtellen, welche auf die in einem großen 
Reiche obwaltenden verſchiedenartigen Verhältniſſe im gleich gerechten Maße anwendbar wären. Ueberdies 
wird auch der Capitalswerth den einſchätzenden Commiſſionen mit Zuhilfenahme der vorgefallenen Käufe 
leichter erfaßbar ſein, als der Nutzungswerth, welcher in Orten, wo Vermiethungen nicht vorkommen, ſich 


*) Eine ſolche Steuergrundlage wird in den nordamerikaniſchen Staaten und in manchen Kantonen der Schweiz 
angewendet. Im Königreiche Würtemberg hat das Geſetz vom Jahre 1821 und das nenejteßejeg von 1873 den erhobenen 
Capitalswerth der Gebäude zur Grundlage der Steuerveranlagung genommen. 


e 
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nicht aus dem Thatſächlichen ermitteln, ſondern nur ideell aufſtellen läßt, und von welchen wieder die ſchwer 
zu beurtheilenden Erhaltungs- und Abnützungskoſten in Abzug zu bringen ſind. à 


Soviel ijt aber nach ber Anſchauung ber Minorität gewiß, daß bie Mängel des vom Steuerreform— 
ausſchuſſe eingebrachten Geſetzentwurfes zahlreich und bedeutend ſind und ſich durch Amendements bei der 


Specialberathung im Hauſe nicht beſeitigen laſſen, zumal ſie in den grundſätzlichen Beſtimmungen 
gelegen ſind. 


Wien, am 3. Februar 1875. 


Arzeczunowicg, 
Berichterſtatter der Minorität. 
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Anlage A zum Berichte ber Minorität. (Siehe Seite 55.) 
— Y —" 


NVerzeichniß der Orte, 


welche dermalen der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterliegen, und der daſelbſt im Jahre 1871 
beſtandenen Durchſchnittszinſe eines Gebäudesbeſtandtheiles, nebſt Angabe der Steuererhöhung, welche 
die Gebäude dieſer Orte durchſchnittlich für den Fall zu gewärtigen hätten, wenn das vom Steuerreform- 
ausſchuſſe beantragte Geſetz über die Gebäudeſteuer zur Ausführung gelangt, und auf dieſe Orte der 
Steuerſatz angewendet wird, welcher dermalen für die urſprünglich zinsſteuerpflichtigen Orte beſteht. 


— ———M——— — — 


Durchſchnitts⸗ 


Die durch- 
miethzins 


ſchnittlich für 


Anzahl] eines Gebäu- | den ganzen 
der debeftand» [Ort zu gewär— 
theiles in tigende 
Orte [Gulden öfter- | Steuererhö⸗ 
SE hung in Pere 
Währung centen 


In Niederöſterreich: Altkettenhof, Amſtetten, Atzgersdorf, 
Brunn, Breitenſee, Baumgarten, Brühl, Bruck, Dornbach, 
Dörfel, Floridsdorf, Gerſthof, Grinzing, Hacking, Hadersdorf, 
Hetzendorf, Hütteldorf, Jedlersdorf, Kalksburg, Klauſen, 
Krems, Korneuburg, Laing, Lieſing, Mauer, Mödling, Neun— 
kirchen, Neulengbach, Neuwaldegg, Neu-Leopoldau, Ottakring, 
Perchtoldsdorf, Pötzleinsdorf, Purkersdorf, Rodaun, St. Pöl⸗ 
ten, St. Veit, Schwechat, Simmering, Salmannsdorf, Spei— 
fing, Stadlau, Stein, Stockerau, Ternitz, Unter-Gievring, 
Vöslau, Weidlingau, Wiener-Neuſtadt, Weikersdorf u. A. 


Ebenfurt, Horn, Vrindurg, EE RE a. b. 


15 bis 45 


Ybbs, Ybbs u. A. 50| 5 bis 15 42˙86 
kleinere Orte y 31 unter 5 33'1/, 
In Oberöſterreich: Gmunden, dal, am gue | Klein- 
münchen, Mühlbank, Steyer, Traunsdorf, Unterfelbern, Wels, 10] 15 bis 45 52˙4 
Aigen, Aſchach, Braunau, Enns, Efferding, Freiftadt, Grin- 
burg, Lambach, Mauthhauſen, Mattighofen, Neufelden, Ottes— 
heim, Prägarten, Payerbach, Rohrbach, Ried, Raab, Swert- 
berg, Steyeregg, Schwanenſtadt, Vöklamark, Weyer u. A. . 60] 5 bis 15 42'86 
kleinere Orte 22] unter 5 331, 
In Steiermark: Bruck, Gilli, Gleichenberg, S a ga 
Marburg, Pettau, Unter-Raudnitz, Voitsberg, Waafen . . . 10 | 15 bis 45 52'4 
| Hartberg, Gleisdorf, Feldbach, D RSC SEN 
Köflach, Piſchk, Leibnitz, Waltendorf . . . 9| 5 bis 15 42.86 
Unger-Borftadt, St. Ruprecht 2| unter 5 88%; 
In Salzburg: Froſchheim 15 bis 45 52˙4 


SE Lehen, Riedenburg, — v E A| 5 big 15 


; (ARS 31 
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In 


In 


Im 


In 


In 


In 


Kärnten: Villach, 
St. Veit, Wolfsberg . 
Krain: Udmat, Unter-Schiſchka 


Biſchofslak, Krainburg, SSC R EE STE 
Stein, Steinbüchel. : pa 


rid INTER DELE A pt 2 
Küſtenlande: Pola 

Muggia 

Capo d'zſtria, 
Monfalcone, 
Nojenthal . 
Starvegóra, St, Pol. 

Dalmatien: Sebenico, Obrovazzo WEN 
Sn Bezug auf die Städte Zara, Spalato, Cattaro iſt oben 


(Seite 55) dargeſtellt worden, daß ſie eine Steuekerhöhung 
von 24°3 Percent zu gewärtigen hätten. 


Preſtau, 


Böhmen: Karolinenthal . 


Auſſig, Arnau, Alt-Bunzlau, Alt-Habendorf, Böhmiſch-Leipa, 


Braungu, Brüx, Budweis, Brandeis, Bodenbach, Eger, 
Groß— Cakowie, Holesowie, Hohenelbe, Jikin, Jaromek, 
Sofefítadt, Johannisbad, Jung-Bunzlau, Kolin, Kohlſtadt, 


Königgrätz, Königinhof, Komotau, Katharinenberg, Kladno, 
Kralup, Leitmeritz, Libotz, Melnik, Nachod, Neu-Paulsdorf, 
Nürſchan, Owenee, Podol, Pilſen, Piſek, Pardubic, Pribram, 
Rakonic, Raubnic, Reichenberg, Rochlie, Roſenthal, Roſtok, 
Rumburg, Sekerau, Saatz, Selz, Smichow, Schlan, Streſowitz, 

Tabor, Tetſchen, Trautenau, Visovic, Vysocan, EE 
Wran, Weinbergl, Weißdorf, Weiher u. A. ] 


andere Drie 


Mähren: Gaja, Ung.⸗Hradiſch, Iglau, Koloredow, Kremſier, 
Miſtek, Neutitſchein, Mähr.-Oſtrau, Privus, Proßnitz, Schön— 
berg, Sternberg, Wiſchau, Znaim TM 

Ung.-Brod, Holleſchau, Leipnik, Meſeritſch, Müglitz, Neustadt, 
Ung. „Oſtrau, Trebitſch, Mähr.-Trübau, Weißkirchen u. A. 


kleinere Orte . 


Schleſien: Troppau's naig BZ? Frieder, e 
thal, Freiwaldau, Jägerndorf, Teſchen .. 


Cormons, Fogliano, Grafenberg, Gradiska, 
Parenzo, Pieris, Pirano, Rovigno, 


Durchſchnitts-] Die durch⸗ 
miethzins ſchnittlich fü 
Anzahl] eines Gebäu-] den ganzen 
der debeftand= [Ort zu gewäß⸗ 
= theiles in tigende | 
Orte | Gulden öfter- | Steuererhö— 
reichiſcher hung in Pe 
Währung centen 
> bis Ab 
2| 5 bis ds, 
2| 15 piai buis DRA 
noisdin® i7, | 
"| 5 biëd 45% 410114:2°86 | 
2| unter. du VICA 
utat 
1 über E EBD 
ated dii me 
1 15 > big 451 ie! 52˙ 4 
piid A | 
tatui 1:6 nh 
19] 5 bis 15 42°86. 
2| unter 5 33 1/5 
2| 15 bis 45 524 
y rtu Tn MAS 
1| über 45 55 
zi 
| 
84| 15 bis 45 52'4 
211| 5 bi8 15 42'86 x 
155] unter 5 31/5 
14] 15 bis 45 52'4 
371 5 bis 15 42'86 
6| unter 5 34 
7| 15 bis 45 52'4 
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Durchſchnitts-] Die durch- 
miethzins ſchnittlich für 
Anzahlf eines Gebäu- ] den ganzen 
Ms bebeftanb Ort Au gewär— 
theiles in tigenbe 
Orte | Gulden öfter- ] Steuererhö 
reichiſcher hung in Per 
Gulden centen 


Beniſch, Brandeis, Engelsberg, Freyſtadt, Hruſchau, Hotzen— 
plotz, Muglinau, Olbersdorf, Oſtrau, Schwarzwaſſer, Wag— 
NADEL Saher EE A O e ER se 5 Dié 15 


kleinere Orte 


In Galizien: 


Andrychöw, 


Anmerkung: 


Piata, Boryslaw, Brzezany, Buczacz, Chrza— 
now, Drohobyez, Jaroslaw, Podgórze, Pötwſie-Zwierzenieekie, 
Przemysl, Rzeszoͤw, Sanot, Sambor, Sacy Nowy, Stanista- 
wow, Stry], Strufina, Tarnopol, Tarn: . wo ; 91 15 big 45 


Czarnawies, Dukla, Grzegorzli, Grablótota 
Lipnik z Leszezynem, Pogwizdów, Sednica i Mierzeczta, 
Trzebinia, Wieliczka, Zablocie, Zuraw oo. 5 bis 15 


In der Bukowina: Czernowitz ohne Vorſtädte . . 15 bis 45 


M La AR lat WAAS unter 5 


Die durchſchnittlichen Wiethzinſe find hier angeführt nach den Daten, welche das Finanz— 
miniſterium aus dem Jahre 1871 geſammelt hat. Bei dem Umſtande, daß die Miethzinſe ſich 
ſtets im Wachſen befinden, kann mit Beſtimmtheit erwartet werden, daß bis zum Zeitpunkte 
der Veranlagung der Steuer nach dem neuen Geſetze die Durchſchnittszinſe eines Gebäude— 
beſtandtheiles höher, daher die nach demſelben zu bemeſſenden Abzugspercente in vielen Orten 
ſich geringer ſtellen werden, ſomit auch die Steuerhöhung in dieſen Orten größer ſein wird, 
als jelbe ſich nach den aus dem Jahre 1871 geſammelten Daten berechnen läßt, 

Für die Stadt Trieſt, welche dermalen ein Averſum entrichtet, fehlen die Daten zur 
Vergleichung der bisherigen Steuer mit jener, welche nach dem Geſetzentwurfe zu gewärtigen 
wäre. 

Die größte Steuererhöhung würde die Gebäude in Tirol und Vorarlberg treffen, 
weil dort gegenwärtig die Gebäude nur bei der Grundſteuer berückſichtigt, und mit ſehr gerin— 
gen Steuern belaſtet waren. 
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Anlage B zum Berichte der Minoritát. 


Die Hauszinsſteuer und Haus claſſenſteuer 


für das Jahr 1872, mit Einſchluß jener Steuer, welche auf die in demſelben Jahre wegen bewilligter 
Baufreijahre von der Steuer zeitlich befreit geweſenen Gebäude entfällt, welche daher mit Ende der 
Baufreijahre zur Einhebung kommen wird. 


Steuer 


| 
EA] 


Gulden 


öſterreichiſcher in Gulden 


in Percenten | 
von der gee | 


Währung öſterreichiſcher ſammten 
ne Hauszins— 
Währung ſteuerſumme 


J. Die Hauszinsſteuer. 
a) in der Stadt Wien. 


Steuerſchuldigkeit für 18721 6,384.995 
der ſteuerbare — d. i., der nach Abzug bi von 15 5 Percent 
für die Erhaltungskoſten verbleibende — Miethzins 
jener Gebäude, welche wegen bewilligter Baufreijahre 
zeitlich ſteuerfrei waren, betrug 9,940,029 fl.; hiervon | 
entfällt an der nach dem bisherigen Steuerſatze mit” | 
26 Percent bemefjenen Steuer ... 2,650.6 74] 9,03 5.669 48˙32 
in den übrigen Orten, welche der urſprünglichen 5 | 
Hauszinsſteuer unterliegen, war die für das Jahr | 
1872 vorgeſchriebene Steuerſchuldigkeit . . 5,335.545 
Der ftenerbare Reinertrag der wegen Baufreijahre 
zeitlich ſteuerfreien Gebäude betrug 3,452.702 fl., 
hiervon die Steuer mit 26% Percent . . . . 920.720] 6,256.265 33:46 
in Orten, welche der ausgedehnten Hauszinsſteuer — 
ganz unterliegen, mit Einſchluß ber in anderen Orten 
auf dem flachen Lande vermietheten, derſelben Steuer 
unterzogenen Gebäude, betrug im Jahre 1872 die 
Steuerſchuldigkeit. .. 3.304.906 | 
In dieſer Summe ift ſchon die denſelben Gebäuden | 
abgejondert vorgeſchriebene, zuſammen mit der Haus— , 
zinsſteuer eingehobene, in dieſe eingerechnete Haus— 
clajjenftener im Betrage von 1,340.6 11 fl. enthalten. 
Von den der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterlie- 
genden 235,688 Gebäuden waren 228.694 ftener- 
pflichtig, und nur 6994 wegen bewilligter Baufrei— 
jahre ſteuerfrei. Auf ein ſteuerpflichtiges Gebäude ent- 
fiel die Steuer durchſchnittlich mit 14 fl. 45 kr. Bei 
Anwendung dieſes Steuerbetrages auf die erwähnten 
6994 ſteuerfreien Gebäude würde die Steuerſumme 
een entfallen ß A dd 101.064] 3,405.970 18˙22 


— 
Na 


e 
— 


Geſammtſumme ber Hauszinsſteuer . . . . | 18,697.904 100 


ox 
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Gulden 
öſterreichiſcher 
Währung 


LL. Die Hausclaſſenſteuer 


ift für das Jahr 1872 ausgewieſen mit einer Geſammtſumme vonn... | 6,606.195 


Nach Abzug der zuſammen mit der ausgedehnten Hauszinsſteuer eingehobenen 
und in dieſe oben eingerechneten Summe von. » +... a nn . | 1,340.611 


verbleibt an der eigentlichen Hausclaſſenſteuer . 


In dieſer Summe iſt der Betrag nicht enthalten, welcher auf die wegen Bau— 
freijſahre von der Hausclaſſenſteuer zeitlich befreiten Gebäude entfällt, und im 
Ordinarium mit 91.266 fl. ausgewieſen erſcheint. Zu dieſem Ordinarium iſt der 
bei der Hausclaſſenſteuer beſtehende ein Drittel Zuſchuß, und der außerordentliche 
Zuſchlag von 100 Percent zuzurechnen, wonach die von dieſen Gebäuden mit Ende 
ber Baufreijahre zu gewärtigende Steuerſumme ſich Wellen würde auf - EE 212.954 


Geſammtſumme der Hausclaſſenſteuer .. | 5,478,538 


A 


Die oben dargeſtellten Summen ber Hauszins- und Hause 


claſſenſteuer betragen gufammen e se e e s e o u o se a 24176442 fl. 
Hiervon die Hauszinsftener » » e o s n e er. 18,6697.904 „ daher 7734 Percent 
bie Hausclaſſenſteuer c. 5,478,588 „ n 22°66 Percent 


Erläuterungen. 


Die obigen Daten über die Steuerſummen und über die Reinerträgniſſe der zeitlich ſteuerfreien 
Gebäude ſind entnommen aus den dem Regierungsmotivenberichte angeſchloſſenen ſtatiſtiſchen Tabellen 
(Tafel II, III, dann Tafel X Seite 37). Dieſe Daten ſind geſammelt aus dem Jahre 1871 für das 
Steuerjahr 1872. 

Aus den obigen Daten iſt zu entnehmen, daß im Jahre 1871 die Reinerträgniſſe der wegen bewil— 
ligter Baufreijahre zeitlich befreiten Gebäude fid) im Verhältniſſe zu jenen der beſteuerten Gebäude in 


ir ffn d bai OE Hg Use qs 
in den übrigen ber urſprünglichen Hauszinsſteuer unterliegenden Orten auf. . . - 1726 „ 
bei den der ausgedehnten Hauszinsſteuer unterliegenden Gebäuden auf.. SOG E 
bei den der Hausclaſſenſteuer unterliegenden Gebäuden aul. LOLE 


geſtellt haben. 

Bei der durch bewilligte Baufreijahre und durch wirklichen Ertrag in großen Städten geweckten 
Bauluſt ſteigt auch daſelbſt, insbeſondere in Wien, die Zahl der Neubauten und des ſteuerbaren Ertrages 
in einem weit größeren Maße, als in anderen Ortſchaften. Die Summen der Gebäudeerträgniſſe ſind ſchon 
dermalen in den großen Städten, insbeſondere in Wien, im Verhältniſſe zu jenem der anderen Orte ohne 
Zweifel größer als die Erträgniſſe, welche auf Grund der Daten vom Jahre 1871 ausgewieſen erſcheinen. 


— 
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Anlage € zum Berichte ber Minorität. 


Die Gebäudeſteuergeſetze in Baiern, Preußen und Sadfen. 


In Baiern iſt die Hausſteuer zuſammen mit der Grundſteuer im Geſetze vom 15. Auguſt 1828 ges 
regelt worden. — Dieſem Geſetze gemäß wird der Maßſtab zur Veranlagung der Gebäudeſteuer in der 
Miethertragsfähigkeit der Häuſer geſucht, und zwar: a) in Orten, wo in wirklichen Miethbeſtänden 
genügende Anhaltspunkte vorliegen, durch Erhebung der Miethzinſe vermietheter und eine an Muſtern 
abgleichende Miethenſchätzung unvermietheter Häuſer und Haustheile; b) in anderen Orten durch die An— 
nahme einer Ertragsgröße, welche ſich aus dem Flächeninhalte der überbauten und zu Hofräumen be— 
ſtimmten Plätze, und aus der durchgängig anzunehmenden dreißigſten Bonitätsclaſſe berechnet; in dieſe 
letztere Kategorie fallen insbeſondere die landwirthſchaftlichen Gebäude überhaupt (alſo auch in Orten, wo 
Vermiethungen vorwiegen), dann auch die Schlöſſer und Pfarrhöfe auf dem platten Lande. — Für die 
sub b erwähnten Gebäude wird als Minimum der ſteuerbaren, überbauten und zu Hofräumen ver— 
wendeten Fläche Vis eines baieriſchen Tagwerkes zu 40.000 Quadratfuß (1111 ¼ Quadratklafter) und 
als Maximum dieſer Fläche / eines Tagwerkes angenommen. Nach den $S. 26 und 83 des Grund- 
ſteuergeſetzes bildet der Ertrag von Scheffel Korn, welcher einem baieriſchen Gulden gleichgeſtellt wird, 
die Verhältnißzahl, und wird die erſte Bonitätsclaſſe mit 1 fl. per Tagwerk, ſodann jede höhere Claſſe 
von 1 zu 1 fl. ſteigend angenommen. Darnach ſtellt jid) der Ertrag eines Tagwerkes dreißigſter Bonitäts— 
elaſſe auf 30 Gulden. Das auf dem glatten Lande mit ½ eines Tagwerkes dreißigſter Bonitätsclaſſe 
feſtgeſtellte Minimum des ſteuerbaren Ertrages eines Gebäudes entfällt daher auf drei baieriſche 
Gulden. — Nach einem am 10. Jänner 1856 erlaſſenen Geſetze hat eine örtliche Reviſion der Häuſer— 
ſteuer ſtattzufinden: 1. Wenn in einer nach der Miethe beſteuerten Gemeinde eine Veränderung des Mieth— 
fußes eingetreten ijt, welche den vierten Theil erreicht; 2. wenn die Verhältniſſe, unter welchen in einer 
Gemeinde entweder die Mieth- oder Arealſteuer eingeführt worden, ſich ſo weſentlich verändert haben, daß 
eine dieſer Steuergattungen an die Stelle der anderen zu treten hat. 

Das in Preußen gleichzeitig mit dem Grundſteuergeſetze erlaſſene Gebäudeſteuergeſetz vom 21. Mai 
1861 hat auch den gleichzeitigen Eintritt der Hebung dieſer beiden Steuergattungen angeordnet. — Nach 
dem Grundſteuergeſetze ſind die Grundſtücke, mit Ausſchluß der Gebäude einzuſchätzen. Als Reinertrag 
der Grundſtücke ift anzuſehen der nach Abzug der Bewirthſchaftungskoſten (worunter auch die Gebäude- 
und Verwaltungskoſten begriffen ſind) verbleibende Ueberſchuß, welcher von den Grundſtücken nachhaltig 
erzielt werden kann. — Laut des Sitzungsprotokolles der Grundſteuer-Centraleommiſſion vom 23. Mai 
1862 hat ſich dieſe Commiſſion prineipiell dahin ausgeſprochen, daß die „Tarifſätze den Reinertrag der 
Grundſtücke nach Abzug aller Wirthſchaftskoſten — zu denen auch die Zinſen des zu einer gemein— 
gewöhnlichen Wirthſchaftsweiſe erforderlichen Gebäude- und Inventariencapitals gehören — 
ausdrücken follen.” — Dem $. 1 des Grundſteuergeſetzes gemäß, find kleine, einen Morgen nicht über— 
ſteigende Hausgärten nicht der Grundſteuer, ſondern zuſammen mit dem Hauſe der Gebäudeſteuer zu 
unterziehen. — Im Gebäudeſteuergeſetze ſind unter anderen auch folgende Gebäude als ſteuerfrei erklärt: 
die Dienſthäuſer der mit geiſtlichen Functionen bekleideten Perſonen, der mit Corporationsrechten verſehenen 
Religionsgeſellſchaften, der Gymnaſial-Seminar- und Schullehrer, der Küſter und anderer Diener des 
öffentlichen Cultus, ſowie die unbewohnten Gebäude, welche zum Betriebe der Landwirthſchaft, z. B. zur 
Unterbringung des Wirthſchaftsviehes, der Wirthſchaftsgeräthe, der Bodenerzeugniſſe (Keller, Speicher, 
Remiſen, Scheunen, Ställe) u. ſ. w. beſtimmt ſind; nicht minder ſolche zu gewerblichen Anlagen gehörige 
Gebäude, welche nur zur Aufbewahrung von Brennmaterialien und Rohſtoffen, ſowie als Stallung für 
das zum Gewerbebetriebe beſtimmte Zugvieh dienen. Dem Geſetze iſt ein Tarif mit Stufen des ſteuerbaren 
Nutzungswerthes beigeſchloſſen, zu welchen alle Gebäude nach Maßgabe ihres Nutzungswerthes eingeſchätzt 
werden. In dieſem Tarife iſt der Minimalſatz des ſteuerbaren Nutzungswerthes eines ganzen Gebäudes 
mit vier Thaler angenommen. Trifft der ermittelte Nutzungswerth eines Gebäudes zwiſchen zwei 
Stufen des Tarifes, ſo wird das Gebäude zu der geringeren eingeſchätzt. — In den Städten und 
jenen Orten, wo eine überwiegende Anzahl von Wohngebäuden regelmäßig durch Vermiethung bee 
nützt wird, iſt der Nutzungswerth der Gebäude nach dem mittleren jährlichen Miethwerthe feſtzuſtellen, 
und letzterer nach jenen durchſchnittlichen Miethzinſen abzumeſſen, welche innerhalb der vorangegangenen 
zehn Jahre in der Ortſchaft bedungen worden ſind. — In den übrigen Ortſchaften ſind, inſoweit aus 
wirklichen Miethspreiſen ein zureichender Anhalt für die Feſtſtellung des Nutzungswerthes der Gebäude 
nicht zu gewinnen iſt, zu dieſem Behufe neben der Größe, Bauart und Beſchaffenheit der Gebäude, ſowie der 
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Größe und Beſchaffenheit der dazu gehörigen Hofräume und Hausgärten, auch bie Geſammtverhältniſſe der zu 
denſelben gehörigen ländlichen Beſitzungen und nutzbaren Grundſtücke zu berückſichtigen. Für dieſe Ortſchaften 
find noch folgende Vorſchriften zu beobachten: zu der erſten Stufe des Tarifes mit 4 Thaler Nutzungswerth ſind in 
der Regel die Wohngebäude von geringerem Werthe einzuſchätzen, welche nur für eine Familie Wohnungs— 
räume darbieten und zu welchen keine oder nur Heine Grundſtücke von geringem Ertrage gehören; andere Wohnge— 
bäude, welche zu ländlichen Grundſtücken von ſo geringem Ertrage gehören, daß deren Beſitzer zu ihrem 
Unterhalte noch anderweiten Verdienſt durch Tagelohn oder dieſem ähnliche Lohnarbeit ſuchen müſſen, 
ebenſo wie die Wohngebäude der kleinen Handwerker, Fabriksarbeiter u. ſ. w. ſind in einer der ſechs erſten 
Stufen (4 bis 20 Thaler) zu veranlagen; bei den zu größeren ländlichen Beſitzungen gehörigen Wohn— 
gebäuden wird nur das Hauptwohngebäude zu der den Geſammtverhältniſſen der Beſitzung entſpre— 
chenden Stufe des Tarifes eingeſchätzt, u. z. wenn der Reinertrag der Beſitzung nach ungefährer Schätzung 
1000 Thaler nicht erreicht, zu einer der Stufen 7 bis 22 (25 bis 200 Thaler) und wenn dieſer Reinertrag 
1000 Thaler erreicht oder überſteigt, zu einer der Stufen 17 bis 37 (100 bis 750 Thaler); die übrigen 
zu derſelben ländlichen Beſitzung gehörenden Wohngebäude, wie: Pächter, Inſpectoren-,Hofmeiſter-, Förſter— 
wohnungen, Geſinde-, Taglöhnerhäuſer u. f. w., find mit Berückſichtigung ihres Umfanges und ihrer Woh— 
nungsräume zu einer der Stufen 1 bis 6 (4 bis 20 Thaler), daher zu denſelben Stufen einzuſchätzen, 
welche auch für Wohngebäude der kleinſten Beſitzer und kleinen Handwerker beſtimmt find. Für die Koſten 
der Erhaltung und Abnützung der Gebäude finden leine beſonderen Abzüge ſtatt. In dem Motivenberichte 
der preußiſchen Regierung iſt aber geſagt worden, daß dieſe Koſten mit 50 Percent vom Bruttoertrage 
durchſchnittlich angenommen und derart berückſichtigt werden, daß der für die Realſteuer damals grund— 
ſätzlich mit 8 Percent angenommene Steuerſatz, für die Gebäude herabgemindert wird. Es wurde auch im 
Geſetze vom 21. Mai 1861 der Steuerſatz für vorzugsweiſe zum Bewohnen dienende Gebäude auf 4 Pere 
cent, für andere Gebäude auf 2 Percent vom Nutzungswerthe feſtgeſtellt. — Die Gebäudeſteuerveranlagung 
wird alle fünfzehn Jahre einer Reviſion unterworfen. 

Im Königreiche Sachſen iſt die Veranlagung der Grund- und der Gebäudeſteuer gleichzeitig 
nach den Beſtimmungen der Schätzungsanweiſung vom 30. März 1858 geregelt worden. — Die Abſchätzung 
der Grundſtücke iſt mit Ausſchluß der Gebäude zuſtande gebracht worden, und ſind hierbei die Ver— 
waltungskoſten ſowie bie Verzinſung, Abnützung und der Reparaturaufwand für die wirthſchaftlichen 
Gebäude als Abzugsgegenſtände berückſichtigt worden. — Der Bruttoertrag der Gebäude in Städten 
wird nach dem aus einer längeren Reihe von Jahren ermittelten Miethertragsdurchſchnitte beurtheilt. 
Dasſelbe geſchieht in anderen Orten, wo gehörige Anhalte aus Vermiethungen vorliegen; in Orten aber, 
wo dies nicht der Fall iſt, werden die Nutzungswerthe durch Vergleichung der Miethwerthe der nächſten 
Orte, vorausgeſetzt, daß daſelbſt nicht eigenthümliche Verhältniſſe ſtattfinden, jedoch nach den 
daſelbſt vorkommenden niedrigſten Sätzen feſtgeſtellt. — In den Wohngebäuden, welche mit 
anderen, zum Betriebe der Landwirthſchaft gehörigen Räumen in Verbindung ſtehen, ſind nur die wohn— 
baren Stuben abzuſchätzen; die übrigen bleiben unberückſichtigt. — Bei Schlöſſern und anderen größeren 
Wohngebäuden auf dem Lande, werden nur zehn Stuben als Wohnſtuben abgeſchätzt, die übrigen aber 
nicht berückſichtigt, inſoferne ſich zu deren Vermiethung oder anderweiten Benützung keine Gelegen— 
heit findet; Kammern und ſonſtige Behältniſſe kommen hiebei nicht in Betracht. Bei dieſen Gebäuden befind— 
liche Pferdeſtälle, Remiſen, werden, inſoferne ſie eingebaut ſind, gar nicht berückſichtigt, und wenn ſie nicht 
eingebaut ſind, nach der Grundfläche nach der beſten anſtoßenden Bodenclaſſe abgeſchätzt. — Nach der 
Grundfläche werden auch abgeſchätzt alle zum Betriebe der Landwirthſchaft dienenden Gebäude, ferner Luſt— 
Gewächshäuſer, Thürme und andere derartige Gebäude, von denen weder ein Gebrauch zu wohnlichen 
Zwecken gemacht, noch eine Benützung zum Betriebe eines Gewerbes erwartet werden kann. — Land- und 
Gartenhäuſer, welche nur den Sommer über bewohnt oder benützt werden können, werden nur mit Berück— 
ſichtigung dieſes Umſtandes als ertragsfähig angeſehen und darnach abgeſchätzt. Vom eingeſchätzten Brutto- 
ertrage werden die Erhaltungs- und Reparaturskoſten, ſowie die Amortiſation des Anlagscapitales in 
Abzug gebracht, und darf dieſer Abzug in der Regel die Hälfte des Bruttoertrages nicht überſchreiten; 
nur bei Fabriks- und Gewerbsgebäuden mit eigenthümlichen Verhältniſſen kann eine Erhöhung der Abzüge 
bis auf 70 Percent vom Bruttoertrage ſtattfinden. — Das Minimum des jährlichen Reinertrages für 
ein Wohngebäude darf nicht unter zwei Thaler ſinken. Bei Gebäuden und Hofräumen, welche nach 
der Grundfläche abgeſchätzt werden, wird als Minimum der Flächeninhalt von 3 Quadratruthen ange— 
nommen. (Das Längenmaß einer Ruthe iſt 7 Ellen 14 Zoll.) 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 


Hegierungsvorlage. 


Gefeh, 
betreffend die 


Einführung einer Gebäudeſteuer. 


— ee 


Mit Zuſtimmung beider Häufer Meines Reichs 
rathes verordne Ich, wie folgt: 


§. 1. 

Gegenſtand der Gebäâudefteuer. Gegenſtand ber Gebäudeſteuer ift entweder ber 
Miethzinsertrag oder der Nutzungswerth der Ge- 
bäude. 

In Orten, in welchen die Anzahl der ver: 
mietheten Wohnbeſtandtheile jene der in eigener Be- 
nützung befindlichen überſteigt oder ihr gleichkommt, 
tritt die Beſteuerung nach dem Miethzinsertrage, d. i ` 
nach jenem Betrage, ein, welchen ber Hauseigenthuͤmer 
für die vermietheten Localitäten wirklich erhält, oder 
welchen er für ſelbſt benützte Localitáten im Falle 
ihrer Vermiethung erhalten würde. i 

Sn allen übrigen Orten wird der jährliche 
Nutzungswerth der Gebäude im Wege ber Gin 
ſchätzung erhoben und der Beſteuerung zu Grunde 
gelegt. 

§. 2. 
Befreiungen von der Gebäudeſteuer. Von ber Gebäudeſteuer find befreit: 

Die Gebäude welche zur Allerhöchſten Hof: 
dotation gehören, Staatšgebäude, öffentliche Spitäler 
und Armenverſorgungshaͤuſer, Amtsgebäude der 
Landes-, Bezirks und Gemeindevertretung, Kirchen 
und andere dem Gottesdienſte gewidmete Räumlich. 
keiten, die Amtswohnungen der Seelſorger aller 
geſetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgenofjen- 
ſchaften, die Klöſter jener geiſtlichen Orden, deren 
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Feſtſtellung der Steuergrundlage. 


Bei Beſteuerung der Gebäude nach dem Ring- 


ektrage. 


a) Einbringung von Bekenntniſſen. 


Mitglieder ſich ihre Subſiſtenzmitteln durch Almoſen— 
ſammeln beſchaffen, die Gebäude der öffentlichen 
Lehr, Bildungs. und Erziehungsanſtalten, dann die 
zum Betriebe der Land wirthſchaft erforderlichen Ge- 
bäude, in ſoweit die hier bezeichneten Gebäude nicht 
für einen der gedachten Zwecke in Miethe genommen 
oder für andere Zwecke vermiethet ſind, ferner die 
für Quaficafernen oder für öffentliche Behörden und 
Aemter unentgeltlich gewidmeten Gebäude und Ge, 
bäudetheile, 
8. 3. 

Zum Behufe der Bemeſſung der Gebäudeſteuer 
nach dem Zinsertrage hat jeder Hauseigenthümer 
oder beffen Beftellier in dem von der Steuer Landes. 
behörde anzuberaumenden Termine das Hauszins— 
ertrags-Bekenntniß bei der Steuerbehörde, welche für 
den Bezirk, in dem der Ort liegt, zur Beſorgung der 
Steuergeſchaͤfte in erſter Inſtanz beſtellt ijt, einzu 
bringen. 

Dieſes Bekenntniß hat die topografiiche Ver 
ſchreibung des Hauſes nach forklaufenden Nummern 
aller Gebäudebeſtandtheile und im Falle Hofraume 
befonber& vermiethet werden, auch der Umfang Der: 
ſelben und die Art der miethweiſen Benützung, dann 
den mit den Miethparteien vereinbarten Bruttozins, 
b. i. ſämmtliche den Miethparteien für die Benützung 
der gemietheten Hausbeſtandtheile, beziehungsweiſe 
Hofräume obliegenden Yeiftungen aus dem, dem 
beginnenden Steuerjahre unmittelbar vorausgegan- f 
genen Jahre, und im Falle der Selbſtbenützung den 
im Verhältnifje zu wirklich vermietheten Objecten für 
das Vorjahr berechnenden Miethzinswerth der felbjt- 
benügten Localitäten, ferner die Beſtätigung des 
Hauseigenthümers oder ſeines Beſtellten über die 
Richtigkeit aller Angaben, ſowie die Beſtätigung der 
Miethparteien über die Richtigkeit der ihre Mieth? 
objeete betreffenden Angaben zu enthalten. 

Werden mit der Wohnung zugleich Einrichtungs- 
ſtücke, Gärten u. dgl. vermiethet, fo ijt der geſammte 
Miethzins einzubekennen und der auf die mitver- 


mietheten Gegenſtände entfallende Betrag zum Be 


b) Prüfung der Bekenntniſſe, Feſtſtellung des 
ſteuerbaren Miethzinſes. 


hufe der Abrechnung desſelben von dem geſammten 


Miethzinſe der Partei anmerkungsweiſe anzu- 


geben. 


Von jenen Gebäudebeſtandtheilen, welche der 
Eigenthümer ſelbſt bewohnt oder an Adminiſtratoren, 
Hausbeſorger, Anverwandte oder ſonſt aus privat: 
rechtlichen Titeln an Jemanden unentgeltlich oder 
um einen billigeren Miethzins als an andere Par- 
teien überläßt, muß jener Zinsbetrag einbekannt 
werden, welcher im Falle einer ſonſtigen Vermiethung 
erzielt werden wurde. 


F. 4. 

Die Steuerbehörde hat die Zinsertrags-Bekennt- 
niſſe in Bezug auf Form und Inhalt zu prüfen und 
etwaige Mängel nach Einvernehmung der Par— 
teien zu beſeitigen. 

Wird bei nicht vermietheten Hausbeſtandtheilen 
der im Vermiethungsfalle erzielbare Zins nicht einbe- 
kannt oder der in ſolchen Fällen als erzielbar ein— 
bekannte Zins dem Ertrage wirklich vermietheter 
Gebäude nicht angemeſſen gefunden, ſo hat die 
Steuerbehörde eine Localunterſuchung unter Bei— 
ziehung des Hauseigenthümers oder feines Bevoll— 
mächtigten und zweier von der Orksgemeinde ge— 
wählten Hausbeſitzer des Ortes vorzunehmen, bei 
welcher ſich die Letzteren darüber auszuſprechen 
haben, ob die zur Beſteuerung einbekannten Beträge 
bei Vergleichung mit anderen vermietheten ähnlichen 
Gebäuden ober Hausbeſtandtheilen genügen, ober auf 
welche Summe ſie zu erhöhen ſind. 

Dasſelbe Verfahren findet jtatt, wenn bei 
Wohnungen, welche mit Einrichtungsſtücken, Gärten 
u. dgl. vermiethet werden, ein unverhältnißmäßig 
hoher Betrag für dieſe Objeete in Abzug gebracht 
wird. 

Nach Feſtſtellung des Brutto- Zinsertrages wird 
durch Abzug der Erhaltungs. und Amortifations- 
koſten (S. 18) von demſelben der ſteuerbare reine 
Zinsertrag ermittelt, 


J * 


Steuerperiode bezüglich der nach dem Bins- 
ertrage beſteuerten Gebäude. 


Feſtſtellung der Bemeſſungsgrundlage bei Be- 
ſteuerung der Gebäude nach dem Nutzungs— 
werthe. 

1. Organe. 

Commiſſionen. 


a) Bezirks-Commiſſionen. 


b) Landes-Commiffionen. 


2. Obliegenheiten der Commiſſionen. 
a) in Betreff der Einreichung der Orte nach 
Maßgabe der Miethverhältniſſe. 


§. 5. 

Der Zinsertrag der ſteuerpflichtigen Gebäude 
ift jährlich einzubekennen und darnach mit Berück— 
ſichtigung der eingetretenen Aenderungen die Steuer 
zu bemeſſen. 

§. 6. 

Zur Abſchätzung des Nutzungswerthes der Ge— 
bäude werden beſondere Commiſſionen beſtellt, deren 
Mitglieder mit Ausnahme des hierzu delegirten 
Finanzorganes, welches zugleich als Referent der 
Commiſſion zu fungiren hat, aus der Mitte der Haug- 
befiger gewählt werden. 


KR 


Die unmittelbare Vornahme der Schätzungs— 
arbeiten Debt den Bezirkscommiſſionen zu, deren 
Wirkungskreis ſich in der Regel auf den Umfang 
eines politiſchen Bezirkes zu erſtrecken hat; doch 
können erforderlichenfalls auch Commiſſionen für 
kleinere Diſtrickte beſtellt werden. 

Die Mitglieder der Commiſſion werden zur 
Hälfte von der Regierung ernannt, zur anderen 
Hälfte von der Bezirksvertretung gewählt. Wo keine 
Bezirksvertretungen beſtehen, wird ein Mitglied durch 
die zwanzig dermaligen, die bodite Hausclaſſenſteuer 
bezahlenden Hausbeſitzer des Bezirkes, die Übrigen 
durch die Gemeindevorſtände des Bezirkes gewählt. 


S. 8. 

Zur Entſcheidung der Necurfe gegen die Gin. 
ſchätzungen der Bezirkseommiſſionen find bie Landes— 
commiſſionen berufen, deren Mitglieder zur Hälfte 
von der Landesvertretung, zur Hälfte von der Regie— 
rung gewählt werden. 

Den Vorſitzenden der Landescommiſſion er— 
nennt der Finanzminiſter, jene ber Bezirkseommiſ— 
ſionen der Chef der Steuer-Landesbehörde. 


S. 9. 
Die erfte Aufgabe der Bezirkseommiſſion be 
ſteht in der Erhebung und Feſtſtellung des Unter— 
ſtandes, in welchen Arten die Beſteuerung nach dem 


b) in Betreff der Erhebung bes Nutzungs— 


werthes. 


Art der Beſchlußfaſſung der Commiſſionen. 


Vorerhebungen. 
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Zinsertrage und in welchen nach dem Nutzungswerthe 
einzutreten hat. 

Das Ergebniß der dießfälligen Schlußfaſſung 
iſt in den einzelnen Ortsgemeinden in entſprechender 
Weiſe zu veröffentlichen. 


§. 10. 


Nach erfolgter Einreihung der Orte nach ben 
vorerwähnten Categorien ſchreitet die Bezirkseommiſ— 
ſion zur Erhebung der Nutzungswerthe. 


9. 11, 


Die beſtellten Commiſſionen fällen ihre Ent- 
ſcheidungen nach abſoluter Stimmenmehrheit der 
Anweſenden. Bei gleichgetheilten Stimmen ift jene 
Anſicht zum Beſchluſſe zu erheben, für welche der 
Vorſitzende ſich ausſpricht. Kommt eine abſolute 
Stimmenmehrheit nicht zu Stande, ſo ſind die 
Stimmen für die höchſte Ziffer zu den Stimmen für 
die nächſt niedere hinzuzuzählen, bis fid) für die be. 
zügliche Ziffer eine abſolute Mehrheit ergibt. 


9. 12. 


Behufs der Erhebung der Nutzungswerthe ent— 
jendet die Bezirkseommiſſion in eine beſtimmte Anzahl 
von Gemeinden je zwei Mitglieder aus ihrer Mitte, 
welche mit Beiziehung der betreffenden Gemeindevor 
ſtände unter Leitung und Ueberwachung ſeitens der 
bei den Commiſſionen beſtellten Regierungsorgane 
über ſämmtliche Wohngebäude, Verzeichniſſe nach 
fortlaufenden Hausnummern auszufertigen haben, 
welche die Hausnummer, die Namen der Hauseigen- 
thümer, die Anzahl der Wohnbeſtandtheile und der 
zu jeder Wohnung gehörigen Küchen, Speiſe- und 
Vorrathskammern, Keller und Stallungen ıc., dann 
die Anzahl der Stockwerke zu enthalten haben, und 
in denen auch erſichtlich zu machen iſt, aus welchem 
Materiale das Gebäude erbaut iſt. 

Mit Berückſichtigung dieſer und anderer auf 
den Nutzungswerth Einfluß nehmenden Umſtände, 


machen die entſendeten Commiſſions Mitglieder in 


einer beſonderen Rubrik des Verzeich niſſes den Bee 


Grundſätze. 


trag erſichtlich, welcher nach ihrer Auffaſſung den 
Nutzungswerth der von ihnen beſichtigten Gebäude 
bargeftellt. Die definitive Feſtſtellung der Werth» 
ziffer erfolgt erſt von Seite der nach Beendigung 
der Vorerhebungen zuſammentretenden Bezirks- 
commifjion. 

S. 13. 

In Bezug auf die Ermittlung ber Werthziffer 
werden die entſendeten Commiſſionszmitglieder, wie 
auch bie Bezirkseommiſſionen, nach folgenden Grund— 
ſätzen vorzugehen haben: 

a) Der Nutzungswerth eines Gebäudes wird ziffer— 
mäßig repräſentirt durch das Erſparniß an 
Miethzins, den der Beſitzer eines Gebäudes 
durch die eigene Benützung desſelben erzielt. 


b) In Orten, in welcher die Vermiethung zwar 
nicht vorwaltet, in denen jedoch ein größerer 
Theil der Gebäude fortbauernd vermiethet ift, 
werden die üblichen Miethzinſe, welche inner— 
halb der dem Veranlaſſungsjahre unmittelbar 
vorangegangenen 6 Jahre durchſchnittlich bes 
dungen worden find, einen ſicheren Anhalts- 
punet zur Ermittlung der Werthziffer bieten. 


e) In Orten dagegen, in welchen Vermiethungen 
nur vereinzelt oder gar nicht vorkommen, und 
daher aus wirklichen Miethpreiſen ein zureichen- 
der Anhaltspunet nicht zu gewinnen iſt, iſt 
der Nutzungswerth nach der Anzahl und Größe 
ber Wohnbeſtandtheile, der Bauart und Be: 
ſchaffenheit unter Berückſichtigung der Anſprüche 
zu ermitteln, welche der Landesſitte gemäß an 
die Befriedigung des Wohnbedürfniſſes nach 
dem Verhältniſſe des Beſitzes von dem Eigen— 
thümer des Letzteren geſtellt zu werden pflegen, 
wobei zur Gewinnung ziffermäfjiger Anbalts- 
punete auch auf die Durchſchnittsmiethzinſe in 
nahegelegenen Orten mit ähnlichen Verkehrs- 
und Wohnungsverhältniſſen, in denen Vermie— 
thungen vorkommen, Bedacht zu nehmen ſein 
wird. 


| 
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d) Das Hauptaugenmerk ber Commiſſionsmitglie— 
der wird darauf gerichtet fein, das richtige 
Verhältniß der Gebäude eines und desſelben 
Ortes zu einander zu ermitteln, wozu nebſt den 
ad. b) und e) angedeuteten Momenten auch 
die Lage des Gebäudes im Allgemeinen, 
und zwar ob in oder außer dem Orte, ob näher 
oder entfernter von den Hauptverkehrsplätzen 
ze, (omie in Bezug auf die etwa dazu 
gehörigen Grundſtücke zu berückſichtigen ſein. 


Insbeſondere wird auf dem flachen Lande ſelbſt 
bei gleicher Anzahl von Wohnungsbeſtandtheilen 
eine Unterſcheidung einzutreten haben zwiſchen Wohn- 
gebäuden, welche zu einem größeren Grundbeſitze ge— 
hören, und jenen, deren Beſitzer gar keine ober Grund- 
ſtücke von jo geringem Ertrage hat, daß berfelbe zu 
ſeinem Unterhalte noch anderweitigen Verdienſt durch 
Taglohn ſuchen muß. 

Letzteren gleichzuſtellen find auch die Wohn- 
gebäude der kleinen Handwerker und die zu Tag— 
(ner - und Geſindewohnungen beſtimmten, zu 
ſelbſtſtändigen Gutskörpern gehörigen Gebäude, 
(Winzerhütten, Alpenhuͤtten ac.) 

e) Der Nutzungswerth kann bei Gebäuden mit 
nur einem Wohnbeſtandtheile nicht unter 6 fl., 
bei den übrigen Gebäuden nicht unter 5 fl. für 
je einen Wohnbeſtandtheil veranſchlagt werden. 
Nur bei den Rohrhütten in Galizien, den 
Morlakenhütten in Dalmatien, dann den aus 
bloßem Ruthenflechtwerke oder eingeraumten 

Pflöcken errichteten und den Erdhütten in der 

Bukowina iſt die Ausnahme eines geringeren 

Nutzungswerthes geſtattet. 

f) Neben den ad a—d hervorgehobenen Momenten 
hat die Bezirkscommiſſion bei Feſtſtellung der 
definitiven Werthziffer auch auf das Verhält— 
niß der eingeſchätzten Orte des Bezirkes zu 
einander Bedacht zu nehmen, damit nicht 
zwiſchen Orten mit ähnlichen Wohnungs- und 
Verkehrsverhältniſſen auffällige Ungleichheiten 


entſtehen. 


Definitive Feſtſtellung der Werth ziffer. 


Veröffentlichung der Schagungsrefultate. 


Steuerperiode für die nach dem Nutzungswerthe 
beſteuerten Gebäude. 


Steuerausmaß. 


Abzugspereente für die Erhaltung der Gebäude 
und die Amortiſation des Anlagecapitals. 


F. 14. 

Findet die zuſammgetretene Commiſſion das ihr 
durch die Erhebungen der Commiſſions-⸗-Mitglieder 
gebotene Material zureichend, um ein poſitives ſicheres 
Urtheil ſchöpfen zu können, oder find die nachträg- 
lichen Verbeſſerungen entdeckter Mängel durchgeführt, 
fo fällt fie ibre Entſcheidung über die Höhe des 
Nutzungswerthes der einzelnen Gebäude und die 
Höhe des Pereentes der Erhaltungs- unb Amortiſations— 
toften (S. 18) und gibt das Ergebniß mittelſt Ber- 
zeichniſſen den betreffenden Gemeindevorſtänden und 
der Steuerbehörde bekannt. 


S. 15. 

Die Gemeindevorſtände veröffentlichen die 
Schäßungsrefultate in geeigneter Weiſe und ſtellen 
die Verzeichniſſe nach beſtimmter Friſt den Bezirks- 
commiffionen zurück. 

8. 16. 

Die von der Commiſſion feſtgeſtellten Nutzungs— 
werthe haben für einen Zeltraum von 5 Jahren als 
Grundlage ber Steuerbemeſſung zu dienen, nach Ab- 
lauf welcher Periode eine neuerliche Wertherhebung 
ftattzufinden hat. 

8. 17. 

Die Gebäudeſteuer wird mit dem durch das 
Fin anzgeſetz alljährlich beſtimmten Percente von dem 
reinen Zinsertrage ober Nutzungswerthe bemeſſen. 

Als reiner Zinsertrag oder Nutzungswerth wird 
jener Betrag angeſehen, wecher ſich nach Abzug der 
Erhaltungs- und Amortiſationskoſten der Gebäude 
von dem Brutto- Zinsertrage oder dem eingeſchätzten 
Nutzungswerthe derſelben ergiebt. 

§. 18. 

Der Abzug der Erhaltungs- und Amortifationd: 

koſten wird für jeden Ort, in welchem die Steuer nach 


dem Zinsertrage bemeſſen wird, nach dem von der 
Steuerbehörde J. Inſt anz zu erhebenden durchſchnitt⸗ 
lichen Brutto Zinsertrage eines Gebäudebeſtandtheiles, 
und zwar für jene Orte, in welcher dieſer Durch: 
ſchnittspreis 45 fl. erreicht oder überſteigt, mit 
15 Percent, in Orten, wo er 15 fl. überſteigt und 


Zeitliche Steuerbefreiungen. 


45 fl. nicht erreicht, mit 20 Percent, in Orten wo, er 
5 fl überſieigt und 15 fl. nicht erreicht, mit 25 Percent, 
und für jene Orte, in welchen derſelbe ſich auf oder 
unter 5 fl. herausſtellt, mit 30 Pereent von dem 
Bruttozinſe geſtattet. 

Das von der Steuerbehörde ermittelte Ausmaß 
der Abzugspercente ift in dem betreffenden Orte in 
geeigneter Weiſe zu verlautbaren. 

Kommen in ſolchen Orten Gebäude vor, deren 
Eigenthümer nicht zugleich Eigenthümer der Bauarea 
ſind, oder welche gegen einen Demolirungsrevers 
erbaut ſind, ſo kann von der Steuerbehörde auf 
Grund der unter Beiziehung von Gemeindevertretern 
vorgenommenen commiſſionellen Erhebungen über 
den Umfang und die Tragweite der vorgedachten 
Eigenthumsbeſchränkungen die Abrechnung der Er- 
haltungs- unb Amortifationstoften bis zu 50 Percent 
des Bruttozinſes bewilligt werden. 

In Orten, in welchen die Gebäude nach dem 
Nutzungswerthe beſteuert werden, hat die Bezirks- 
commiſſion das Abzugspereent für jedes einzelne Ge. 
bäude feſtzuſtellen; doch darf dasſelbe nicht mehr als 
30 Percent des angenommenen Nutzungswerthes be— 
tragen. 

S. 19, 

Eine zeitliche Befreiung von der Gebäudeſteuer 
findet ſtatt; 

a) wenn ein noch nicht bejtandenes Gebäude für 
ſich beſtehend hergeſtellt, oder wenn ein be— 
ſtehendes Gebäude durch den Bau auf einer 
noch unverbauten Area oder an Stelle eines bis 
dahin nicht ſteuerpflichtigen Gebäudes oder durch 
Aufſetzen eines noch nicht beſtandenen Stock— 
werkes in der Art erweitert oder vergrößert wird, 
daß dadurch ein neues ſteuerpflichtiges Gebäude 
entſteht oder die beſtandene Steuerpflicht ſich 
erhöht. 

b) wenn das Gebäude zwar früher beſtanden hat, 
aber mindeſtens bis an die Erdoberfläche nieder- 
geriſſen und von da an ohne Benützung alten 
Mauerwerkes neu aufgebaut wurde; 


> 
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Befchrantung der Steuerbefreiung auf die landes- 
fürſtliche Steuer. 


Friſt zur Einbringung der Geſuche um zeitliche 
Steuerbefreiung. 


c) wenn Theile eines Gebäudes mindeſtens bis 
an die Erdoberfläche niedergeriſſen, und die 
ohne Benützung alten Mauerwerkes hergeſtell— 
ten Gebäudetheile zur felbftftandigen Benützung 
geeignet ſind. 

Für alle diefe Bauführungen wird, in ſoferne 
hierzu die behördliche Bewilligung ertheilt wurde, die 
Gebäudeſteuerfreiheit (vorbehaltlich der durch Bau- 
führungen oder für beſtimmte Objecte bereits erwor- 
benen Steuerfreiheiten) auf zehn Jahre vom Zeit 
puncte der behördlich bewilligten oder früheren fac- 
tiſchen Benützung feſtgeſetzt, jedoch kann ſich dieſelbe 
immer nur auf jenen Theil der Steuer erſtrecken, 
welcher für die neu entſtandenen Objecte entfällt. 


$. 20, 


Die zeitliche Befreiung von der Gebäudeſteuer 
hat fih nur auf die ordentliche Steuer ſammt Wera 
rialzuſchlägen zu beſchränken und begründet ſomit 
keinen Anſpruch auf die Befreiung von anderen 
öffentlichen oder Gemeindelaſten, welche der Haus— 
eigenthümer rückſichtlich des Gebäudes zu tragen hat. 


§, 21. 

Die Geſuche um zeitliche Befreiung von der 
Gebüubefteuer find von denjenigen, welche darauf 
Anſpruch machen zu können glauben, für jede für 
ſich vollendete Bauführung immer längſtens ſechs 
Wochen nach vollendetem Baue, und jedenfalls vor 
Benützung dieſes Baues, bei der betreffenden Steuer: 
behoͤrde 1. Inſtanz einzubringen, welche hierüber zu 
eniſcheiden hat, 


Ueber ſpäter eingelangte Geſuche kann in dem 
Falle, wenn fid) die zur Entſcheidang erforderlichen 
Thatſachen und Berhältniſſe noch eonſtatiren Laffen, 
die Steuerfreiheit nur für jene Zeitdauer eingeräumt 
werden, welche von dem Tage der Einbringung des Gefu- 
ches bis zum Schluße der mit Nübficyt auf den Voll- 
endungszeitpunet des Baues (S. 19.) an berechnen. 


den Dauer der 10jährigen Steuerfreiheit noch nicht 
abgelaufen iſt. 


Aenderungen in der Steuerſchuldigkeit während 
der Steuerperiode. 
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Gegen Entſcheidungen über Steuerbefreiungs— 
geſuche ſteht der ſich beſchwert erachtenden Partei 
binnen 14 Tagen, vom Zuſtellungstage der Ent 
ſcheidung an gerechnet, das Reeursrecht an die 
Steuer-Landesbehörde offen, welche über derlei Reeurſe 
endgiltig entſcheidet. 

$, 22. 

Bei Gebäuden, welche nach dem Zinsertrage 
beſteuert werden, find alle Aenderungen, welche ſich 
im Laufe des Steuerjahres in der topografifchen 
Beſchreibung oder in dem Zinsertrage, und zwar riick 
ſichtlich des letzteren in Folge von Erhöhungen oder 
Verminderungen des Miethzinſes oder in Folge von 
Leerſtehungen ergebe, binnen 14 Tagen vom Tage 
Steuerbehörde 
anzuzeigen, welche hierauf bei der Steuervorſchrei— 
bung für das nächſtfolgende Jahr Bedacht zu neh— 
men haben wird. 


der eingetretenen Aenderung der 


Bei Gebäuden, die nach dem Nutzungswerthe 
der Beſteuerung unterzogen werden, find Aenderun- 
gen, welche ſich im Laufe der Steuerperiode, während 
welcher die Bemeſſungsgrundlage ungeändert bleibt, 
nicht zu berückſichtigen, und findet eine Steuerabfchrei- 
bung nur dann ſtatt, wenn das Gebäude durch 
Brand, Ueberſchwemmung oder durch ſonſtige Natur- 
ereigniſſe ganz unbewohnbar gemacht oder vom 
Elgenthümer gänzlich abgebrochen worden ijt. 

Bei der Beſteuerung der Gebäude ſowohl nach 
dem Zinsertrage als nach dem Nutzungswerthe iſt: 
a) wenn bisher ſteuerpflichtige Gebäude oder ein- 

zelne Beſtandtheile derſelben in die Claſſe der 
ſteuerfreien oder bisher ſteuerfreie Gebäude 

oder einzelne Beſtandtheile derſelben in die 

Claſſe der ſteuerpflichtigen übergehen und 

b) wenn Gebäude‘ oder einzelne Wohnbeſtand— 
theile neu entſtehen oder gänzlich eingehen, die 

Anzeige binnen 14 Tagen vom Zeitpuncte der 

Aenderung an gerechnet, an die Steuerbehörde zu 


erſtatten. 
Die Zuwächſe werden ſohin von dem, bem Beit- 
punete ihres Eintrittes nächſtfolgenden Zahlungstermine 


2° 
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Entrichtung ber Gebäudeſteuer. 


Reeurſe. 


in Veſteuerung, die Abfälle von dem, dem Zeilpunete der 
überreichten Anzeige nächſtfolgenden Zahlungstermine 
außer Beſteuerung gebracht. : 


. 6 L 
8. 23. 


Die Gebaudefleuer ijt von dem Hauseigenthü— 
ler oder bleibenden Nutznießer vierteljährig vor 
hinein zu entrichten. 

Wenn die feſtgeſetzten Zahlungstermine nicht 
eingehalten werden, fo find die Schuldigkeiten, von 
dem auf den beſtimmten Einhebungstag folgenden 
Tag angefangen, als Nückjtände zu behandeln und 
auf dem für die zwangsweiſe Einbringung der Di— 
reeten Steuern überhaupt und der Realſteuern ins 
beſondere vorgezeichneten Wege einzubringen. 


8. 24. 


Gegen den Ausſpruch der Bezirkscommiſſion 
über die Orte, welche in die Beſteuerung nach dem 
Zinsertrage einzubringen find (8. 9), Debt den betref. 
fenden Ortsgemeinden gegen den Ausſpruch über den 
richtig geſtellten Nutzungswerth und die bei jedem 
Objecte zugeſtandenen Abzugspercente dem fid) De: 
ſchwert erachtenden Hauseigenthümer das Recht des 
Reeurſes an die Landescomiffion zu. Gegen die Ent 
ſcheidung der Landeseemmiſſion ſteht der Partei kein 
weiteres Mecursrecht zu. 

Reeurſe gegen die mit Rückſichtnahme auf den Bins: 
werth cines Wohnbeſtandtheiles ermittelte Höhe der Ab- 
zugspereente in den nach dem Zinsertrage der Bee 
ſteuerung unterzogenen Orten ($. 18), können nur von 
den betreffenden Ortsgemeinden Recurje gegen die 
Steuerbemeſſung auf Grund des einbekannten ober 
nach $. 3 commiffionell erhobenen Zinsertrages, fo 
wie gegen das Ausmaß der Erhaltungs- und 
Amortiſatiospereente rückſichtlich jener Gebäude, bei 
welchen von der Steuerbehörde ein Abzug bis 
50 Percent des Bruttozinſes bewilligt werden kann 
(§. 18), von den betreffenden Hauseigenthümern im 
Wege der Steuerbehörde 1. Inſtanz bei ber Steuer 
Landesbehörde eingebracht werden, gegen deren Ent- 


ſcheidung keine weitere Berufung zuläſſig iſt. 


| 


| 
| 


Gebäudeſteuer-Kataſter. 


Strafbeftimmungen. 
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D 


Alle Mecurfe find binnen 3 Wochen einzu- 


bringen, welche Friſt bei den von Gemeinden einge— 
brachten Recurfen vom Tage der Veröffentlichung der 
angefochtenen Beſchlüſſe der Steuerbehörde rückſichtlich 
der Commiſſion (§. 9 und 18), bei den von Parteien 
überreichten Reeurſen vom Tage der Zuſtellung des 
Steuerzahlungsauftrages zu berechnen ijt. 

Den den Commiſſionen beigegebenen Finan}: 
organen ſteht das Recht zu, die Siſtirung der 
Commiſſions-Beſchlüſſe zu verlangen und über bie. 
ſelben die höhere Entſcheidung einzuholen. 


Die Bezirks-Commiſſionen und Steuerbehörden 
1. Inſtanz haben bei Richtigbefund der im Reeurſe 
vorgebrachten Gründe ihre urſprünglichen Beſchlüſſe 
abzuändern, im anderen Falle aber die Reeurſe ber 
Landescommiſſion beziehungsweiſe Steuer -Landesbe— 
hörde vorzulegen. 


Reeurſe haben keine einhaltende Kraft rückſicht— 
lich der Maßregeln zur Einbringung der Steuern. 
Nach Maßgabe der über den Reeurs ergehenden 
Entſcheidung erfolgt jedoch nachträglich die ent— 


ſprechende Steuerausgleichnng. 


s. 25. 


Ueber die der Beſteuerung nach dem Zinsertrage 
ſowohl als auch nach dem Nutzungswerthe unter- 
liegenden Gebäude werden beſondere Gebäudeſteuer— 
kataſter geführt. 

Wie dieſe Kataſter anzulegen und fortzuführen 
ſind, wird durch eine eigene Vorſchrift beſtimmt. 

§. 26. 

Wer in dem Zinsertragsbekenntniſſe einen der 
Steuer unterliegenden Bezug oder Umſtände, welche 
auf die Steuerbemeſſung von weſentlichem Einfluſſe 
ſind, abſichtlich verſchweigt oder ſo unrichtig angiebt, 
daß dadurch die Steuer ganz oder doch zum The ile 
umgangen würde, oder wer die Anzeige über das 
Entſtehen eines ſteuerpflichtigen Objektes unterläßt, 
unterliegt einer Geldſtrafe, welche mit dem 4 bis 


10 fachen Betrage der Steuer, um welche der Staats- 
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Haftung der Machtgeber für die Geldſtrafen 
ihrer Machthaber. 


Einbringung und Zuweifuug der Geldſtrafen. 


Verjährung. 


fhag verkürzt wurde oder verkürzt werden folte, zu 
bemeſſen ijt. | 

Das Strafertenntnig ijt von der, zur Durd) 
führung der Unterſuchung ſolcher Geſetzesübertretun— 
gen berufenen Steuerbehörde 1. Inſtanz zu fällen, 
gegen welches der Reeurs binnen 4 Wochen vom Tage 
der Zuſtellung desſelben an die Steuerlandesbehörde 
eingebracht werden kann, welche hierüber in letter 
Inſtanz entfcheidet. 

Die Vollſtreckung der Straferkenntniſſe, gegen 
welche der Reeurs ergriffen wurde, ift bis zur endgil— 
tigen Entſcheidung zu verſchieben. 

Andere Uebertretungen dieſes Geſetzes oder die 
Nichtbefolgung der von den Steuerbemeſſungsorganen 
erlaſſenen Aufträge ſind von denſelben mit Ord— 
nungsſtrafen von 1 — 100 fl. zu ahnden, gegen 
welche kein Reeurs zuläſſig ift. 

§. 27. 

Vereine, Geſellſchaften und einzelne Perſonen, 
welche durch Geſchaͤftsfüͤhrer, Beſtellte oder Maht- 
haber überhaupt hinſichtlich der ihnen durch die 
Steuervorſchriften auferlegten Verpflichtungen ver- 
treten werden, haften nebſt den Fallen, in denen fie 
ſelbſt als einer Uebertretung ſchuldig zu behandeln 
find, für jene Geldſtrafen, welche wegen Außeracht— 
laſſung dieſer Verpflichtungen gegen die fie vertreten- 
den Perſonen verhängt werden. 

§. 28. 

Die Geldftrafen find, ſowie die Steuer ſelbſt 

einzubringen und fließen dem Steuerfonde zu. 
&, 29. 

Die Strafbarkeit der dieſem Geſetze zuwider- 
laufenden Handlungen oder Unterlaſſungen, welche 
mit dem 4 bis 10fachen Betrage der verkürzten 
Steuer geahndet werden, ift durch Verjährung er. 
loſchen, wenn der ſtraffällige innerhalb drei Jahren 
nach Ablauf jenes Steuerjahres, auf welches ſich die 
ſtraffällige Handlung ober Unterlaſſung bezieht, nicht 
zur Verantwortung gezogen worden iſt. 

Rückſichtlich der übrigen Uebertretungen, für 


welche eine Ordnungsſtrafe ausgeſprochen iſt, wird 


Uebergangsbeſtimmung. 


Zeitpunet der Einführung der Gebäudeſteuer. 


Geſetzesvollzug. 
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die Verjährung innerhalb ſechs Monaten vollendet 

Eine Verjährung der Steuerſchuldigkeit findet 
nicht ſtatt. 

S. 30. 

Zum Zwecke der Bemeſſung der Steuer für das 
Jahr . . . iſt von den ber Beſteuerung nach dem 
Zinsertrage unterliegenden, bisher hauszinsſteuer 
pflichtig geweſenen Gebäuden der für das Jahr . 
einbekannte Bruttozinsertrag ohne Rückſicht auf die 
in dieſem Jahre eingetretenen Leerſtehungen einzu- 
bekennen. 

Die Gebdudefteuer tritt mit..... 
in Wirkſamkeit. 

Mit dem Zeitpunete der Einführung dieſes Ge- 
fees treten die über die jetzige Beſteuerung der Ge- 
bäude beſtehenden Geſetze und Verordnungen außer 
Kraft. 

8. 32. 

Der Finanzminiſter ijt mit bem Vollzuge diefes 

Geſetzes beauftragt. 


— St en 


Erlänterungen zu dem Geſetzentwurfe, 


betreffend Die 


Einführung einer Gebäudeſtener. 


Der vorliegende Geſetzentwurf beruht im Allge. 
meinen auf denſelben Principien, welche bem im Jahre 
864 dem hohen Haufe zur verfaſſungsmäßigen Be 
handlung vorgelegten Gebäudeſteuergeſetze zu Grunde 
liegen. 

Die damals gleichz itig eingebrachte Begrün— 
dung jener Regierungsvorlage enthält die Darſtellung 
der gegenwärtig beſtehenden Gebäudebeſteuerung in 
den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern, deren aufmerkſame Prüfung zur Ueberzeu— 
gung führen muß, daß ber Beſtand der Hauszins, 
ſteuer neben einer Hauselaſſenſteuer, ſelbſt unter 
der Vorausſetzung der gleichen Zweckmäßigkeit beider 
Steuerarten, nicht zweckmäßig, um ſo weniger aber 
dann zuläßig erſcheint, wenn dieſe Vorausſetzung nicht 
zutrifft. 

Daß die Hausclaſſenſteuer nicht auf jenen 
Grundlagen ruht, die eine gerechte und gleichmäßige 
Vertheilung der Steuergouten ermöglicht, ijt durch 
die im Laufe von nahezu einem halben Jahrhundert 
gewonnenen Erfahrungen zur Genüge dargethan. 

An das äußerliche Merkmal des Beſtandes einer 
Wohnungslocalität, jedoch ohne Berückſichtigung der 
Verſchiedenheit der Letzteren ſich anklammernd, voll— 
zieht ſich die Bemeſſung innerhalb des Rahmens 


eines Tarifes, der durch feine Einfachheit jede Rück— 
ſichtsnahme auf die den Werth des Objectes weſentlich 


| 
| 
| 
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bebingenben Verhaͤltniſſe vollkommen ausſchließt, und 
Objecte, die durch ihre Lage, ihre Bauart, Größe 
und Benützbarkeit vollſtändig verſchieden ſind, dem 
gleichen Maßſtabe der Beſteuerung unterwirft. 

Selbſt der vermeintliche Vorzug der Einfachheit 
dieſer Steuerart wird durch die gemachte Erfahrung 
verdunkelt, daß bei dem natürlichen Streben der 
Steuerpflichtigen, in eine niedere Tarifelaſſe gereiht 
zu werden, die Conſtatirung des Umſtandes, ob 
eine Localitát in die Kategorie der Wohnbeſtand. 
theile zu reihen fei oder nicht, weitwendige Verhand— 
lungen wiederholte, mit Koſten verbundene Local- 
erhebungen hervorruft. 

Zu dem bietet das Criterium der Bewohnbar— 
keit in ſeiner Anwendung auf vorhandene Objecte 
mit Rückſicht auf die Verſchiedenheit des größeren 
oder geringeren Wohlſtandes der Bewohner, mit 
Rückſicht auf Landesſitte und Bedarf den Steuer- 
bemeſſungsorganen einen unendlich weiten Spiel— 
raum, der je nach der Rigoroſität dieſer Organe 
entweder zum Nachtheile der Steuerträger oder des 
Steuerärars ausgebeutet werden kann. 

Berückſichtigt man weiters das dieſem Steuer- 
ſyſteme inliegende Princip der Stabilität, welches eine 
Aenderung der einmal feſtgeſtellten Steuerſchuldigkeit 
nur dann gejtattet, wenn das Steuerobject fid) in 
feinen Umfangsmauern vergrößert oder verkleinert, 
jede Vermehrung der ſteuerpflichtigen Räumlichkeiten 
im Innern des Gebäudes aber ausſchließt, ſo treten 
die Schattenſeiten der Hauptelaſſenſteuer um ſo greller 
hervor, als die gemachten Erfahrungen dargethan 
haben, daß dieſes Prineip der Stabitität in nicht 
ſeltenen Fällen die Erbauer neuer Gebäude angeregt 
hat, durch Herſtellung großer, aber nur weniger 
Wohnbeſtandtheile ſich die Einreihung in eine niedere 
Tarifelaſſe zu ſichern, um nach erfolgter Steuers 
bemeſſung zur Untertheilung der urſprünglich großen 
Räume und zur Umgejtaltung von Wirthſchafts und 
anderen Localitäten in Wohnzimmer zu ſchreiten. 

Erſcheint ſo die Hausclaſſenſteuer ſchon an ſich 
nicht haltbar, ſo iſt ſie es um ſo weniger neben der 


3 


18 


Hauszindfteuer, indem fie in diefer Verbindung zu 
den größten Ungleichheiten führt, und namentlich in 
Orten, wo vermiethete Objeete vorkommen, den 
Beſitzern nicht vermietheter Gebäude durch die im 
Berhältniffe zur Zinsſteuer niederere Steuerqoute eine 
Prämie für bie Nichtvermiethung ſchafft. 

In dieſer Kritik der Hausclaſſenſteuer liegt aber 
auch die Verurtheilung aller anderen Arten der Ge— 
bäudebeſteuerung, welche blos an äußeren Merkmalen, 
wie z. B. an die Zahl der Fenfter und Thüren, an 
den Umfang der Hausräume, an die Zahl der Schorn- 
ſteine ze. anknüpfend, den Maßſtab zur Bemeſſung 
der Steuerquote ſuchen, weil allen dieſen Merkmalen 
der Cauſalnexus zwiſchen ihnen und der zu erhebenden 
Größe des Steuercapitales fehlt, und auch unter 
dieſen Formen, wie die Erfahrungen in anderen Län— 
dern darthun, alle jene Mängel zu Tage treten, welche 
der Hausclaſſenſteuer ankleben. 

In ſoferne es ſich daher um die Wahl eines 
anderen geeigneten Modus für die Beſteuerung von 
Gebäuden handelte, durfte aber auch die Regierung 
jene Gränzen nicht überſehen, die ihr bei dieſer Wahl 
durch das bei der Grund und Erwerbsſteuer ange- 
nommene Princip: der Beſteuerung des Ertra— 
ges gezogen find, und wenn fie daher nicht zweifel 
haft fein fonnte, daß auch bei ber künftigen Befteue- 
rung der Gebäude nur der Ertrag berfelben ben maß— 
gebenden Factor für die Steuerbemeſſung zu bilden 
habe, fo glaubt fie hiedurch nicht nur der nothwendi- 
gen Uebereinſtimmung mit den anderen Steuergaltun- 
gen Rechnung getragen, ſondern zugleich einen Modus 
geſchaffen zu haben, der geeignet iſt, ohne tief gehende 
Aenderungen des beſtehenden und im Anſchmiegen 
an ein bereits erprobtes und bekanntes Syſtem den 
Forderungen an eine zweckmäßige Steuerreform zu 
entſprechen. 

Die Beſteuerung der Gebäude nach dem 
Ertrage iſt bereits in der Hauszinsſteuer zur Geltung 
gebracht. 

Wenn man von ben unweſentlichen Mängeln 


dieſer Steuergattung in ihrer Anwendung auf das 
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einzelne Object abfieht, von Mängeln, deren Befeiti- 
gung keine Schwierigkeiten bietet, jo läßt fid) nicht 
n Abrede ftellen, daß diefelbe in ihren Grundſätzen 
allen Anforderungen entſprochen hat, bie man gered)" 
terweiſe an eine Steuer ftellen kann. 

Die Erhebung des als Zins ſich präſentirenden 
Ertrages, die Controle desſelben bietet keine Schwie— 
rigkeiten, und wenn man von der Höhe des dermaligen 
Steuerpereentes abſehen will, fo läßt fid) eine Ab- 
neigung der Steuerträger gegen dieſe Steuerart nicht 
conftatiren. 

Wenn es fid) unter dieſen Vorausſetzungen em- 
pfiehlt, den eben beſprochenen Steuermodus beizube- 
halten, fo kann es fid) nur darum handeln, bie Dem, 
felben zu Grunde liegenden Prineipien auch auf jene 
Gebäude in Anwendung zu bringen, welche, weil 
nicht vermiethet, bisher der Hauszinsſteuer nicht 
unterzogen werden konnten. 

Indem die Regierung dieſes Problem dadurch 
zu löſen glaubt, daß fie bei Gebäuden der letztern 
Art den ziffermäßig ausgedrückten Nutzungswerth 
als Baſis der Beſteuerung annimmt, wird ſie von 
der Anſicht geleitet, daß bei richtiger Erhebung der 
Nutzwerthziffer in demſelben der wirkliche Ertrag des 
durch das Steuerobjeet repräſentirten Capitalls nach 
den gleichen ökonomiſchen Geſetzen wie bei einer 
faetifchen Vermiethung zum Ausdrucke gelangen muß. 

Hier wie dort wird die Ertragsziffer nicht von 
der Größe des Unlagecapitals allein, ſondern durch 
die vielſeitigen Nebenumſtände, die die Preiswürdig— 
keit eines Gebäudes oder ſeiner einzelnen Beſtand— 
theile beſtimmen, abhängen, und wie dieſe Neben— 
umſtände (Lage, Bauart, Bevölkerungszahl 3c.) in 
Miethorten den Miethzins reguliren, wird deren 
richtige Würdigung auch bei nicht vermietheten 
Objeeten der Regulator für die Beſtimmung der 
Werthziffer ſein. 

Damit wäre für die Feſtſtellung der Steuer— 
grundlage ein einheitliches Prineip gewonnen 
welches durch den Umſtand, daß einmal ein wirklich 


bezahlter, ein andermal ein fietiver Miethzins in 
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De tracht fommt, feine Störung erleidet, ba jener 
Unterſchied bei richtiger Auffaſſung des Begriffes vom 
Nutzwerthe eine nur formelle Bedeutung erlangt, die 


lediglich in der Verſchiedenartigkeit des Verfahrens 


bei Erhebung der Steuergrundlage ihre Berückſich. 
tigung findet. | 

In diefer zur Wahrung der Einheit des 
Prinzips nothwendigen Auffaſſung der nur formellen 
Natur jenes Unterſchiedes find zugleich die Gränzen 
gegeben, innerhalb welcher ſich das Geſetz zu be— 
wegen hat. 

Indem es die Aufgabe zu löſen hat für alle 
ſteuerpflichtigen Gebäude eine gleiche Bemeſſungs— 
grundlage zu ſchaffen, war die Regierung beſtrebt, 
den einzelnen Beſtimmungen jenen präcifen Ausdruck 
zu geben, der weder über bie angeftrebten Zlelpunete, 
noch über die zur Erreichung derſelben geeigneten 
Mittel einen Zweifel aufkommen laſſen dürfte. 

Nachdem ber vorliegende Geſetzes-Entwurf, wie 
vorbemerkt, im Allgemeinen dieſelben Grundſätze, wie 
die Regierungsvorlage vom Jahre 1864, zum 
Ausgangspunete bat und fid) auch in feiner Concep— 
tion im Weſentlichen dieſer anſchließt, wird auch der 
dem hohen Hauſe im Jahre 1864 übergebene 
Motivenbericht: „Begründung zu dem Geſetze über 
die Regelung der Grundſteuer und der Gebäude— 


ſteuer“ die erforderlichen Anhaltspunete zur Beur— 


theilung der Detailbeſtimmungen bieten, die daher 
nur in jenen Puneten einer Erörterung bebürfen, in 
denen der neue Entwurf von der früheren Vor— 
lage abweicht. 

So wurde dem Bebürfniffe nach einer genauen 
Präeiſirung der Begriffe: „wirklicher Zinsertrag und 
Nutzungswerth“ durch die Beſtimmungen der 88. 3 
und 13 a) Rechnung getragen, und kann es ſohin 
keinem Zweifel unterliegen, daß der wirkliche Zinser— 
trag nicht nur durch den Geldbetrag repräfentirt wird, 
den der Miether dem Eigenthümer unter dem Titel 
des Miethzinſes bezahlt, ſondern überhaupt durch alle 


Leiſtungen, ob in Geld oder in natura, deren Präfti- 
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rung Der Miethpartei für die Benützung des gemiethe— 
ten Objeetes obliegt. 

In ſoferne der Nutzungswerth fid) ziffermäßig in 
dem Erſparniſſe an Miethzins darſtellt, welches vom 
Eigenthümer durch Selbſtbenützung ſeines Gebäudes 
erzielt wird, muß bei der Darſtellung des Nutzwerthes 
von dieſem Eigenthumsverhältniſſe abgeſehen werden, 
und dieß um ſo ſicherer, als nur dann die bereits be— 
tonte Einheit der Steuergrundlage gewahrt werden 
kann. 

Um aber dieſes Ziel um ſo ſicherer zu erreichen, 
ſchien es zweckmäßig, auch in dem neuen Entwurfe 
von dem Grundſatze, daß bei wirklich vermietheten 
Gebäuden der faetiſche Zinsertrag, bei allen anderen 
Objecten der Nutzungswerth als Baſis der Bee 
ſteuerung zu dienen habe, in der Richtung eine Aus- 
nahme zu ſtatuiren, daß in Orten, in welchen die 
Anzahl der vermietheten Wohnbeſtandtheile jene der 
in eigener Benützung ſtehenden überſteigt, auch die 
nicht vermietheten Objecte nach dem Bingertrage be. 
ſteuert werden follen. 

Es mußte Diebei die Erwägung maßgebend 
ſein, daß in dieſen Orten der Nutzungswerth nicht 
vermietheter Gebäude oder einzelner Beſtandtheile 
ſich genau nach den Miethzinſen der Mehrzahl der 
vermietheten Objeete regulirt und ſomit ſchon feſte 
Anhaltspunete zur Beſtimmung der Ertragsziffer ge— 
boten ſind, die in anderen Orten erſt im Wege der 
Abſchätzung gewonnen werden müſſen. 

Es konnte daher auch kein Bedenken erregen, 
das ganze Operat der Steuerbemeſſung in ſolchen 
Orten den Händen der Finanzorgane anzuvertrauen, 
zumal fir jene Falke, wo die Intereſſen der Steuer— 
pflichtigen mit jenen des Aerars in Colliſion zu 
kommen drohen, durch Beiziehung Sachverſtändiger 
(§ 4.) Abhilfe geſchaffen werden kann. 

Anderſeits ſpricht auch die bisherige Erfahrung, 
die in den bis nun ganz der Hauszinsſteuer unter: 
zogenen Orten gewonnen wurde, für die Zweck— 
. müfigfeit dieſes Verfahrens, welches fid) überdieß 
auch dadurch empfiehlt, daß es die Schaffung der Be— 


meſſungsgrundlagen gerade in jenen Orten be— 
ſchleunigt, in denen ſich die erträgnißreichſten dun 
daher wichtigſten Steuerobjeete beſinden. 

Dieſer Vorzug der Schnelligkeit des Verfahrens 
läßt es auch gerechtfertigt erſcheinen, die Steuerperiode 
für die nach dem Zinsertrage bemeſſene Steuer auf 
Ein Jahr zu beſchränken (§. 5), und dieß um ſo 
mehr, als bei Miethobjeeten die Aenderungen im 
Ertrage weit raſcher eintreten, als dieß bei anderen 
Gebäuden der Fall ift, und daher jene Gründe, die 
für die Belbehaltung des erhobenen Nutzwerth es 
durch fünf Jahre (§. 16) ſprechen, bier nicht zur 
Geltung gelangen können, 

In den Beſtimmungen über die zeitlichen 
Steuerbefreiungen ($. 19) wird dem Grundſatze, 
daß überall ohne Unterſchied der Orte, wo ein neues 
Steuerobjeet entſteht, auch der Anſpruch auf bie zeite 
liche Steuerfreiheit anerkannt werden ſoll, ohne 
weitere Beſchränkung Eingang in die Praxis ver- 
ſchafft und durch Erweiterung der Befreiungsperiode 
von 6 auf 10 Jahre den dießfalls von mehreren 
Seiten ausgeſprochenen Wünſchen in ausreichendſtem 
Maße Rechnung getragen. 

Was endlich das Verfahren bei Erhebung der 
Nutzungswerthe betrifft, ſo legt die Regierung die 
Durchführung derſelben vertrauungsvoll in die 
Hände der von den Steuerträgern ſelbſt gewählten 
Vertreter, und zwar durchdrungen von ber Ueber: 
zeugung, daß dieſelben in vollkommener Kenntniß 
aller Verhältniſſe, die auf bie Beſtimmung des zu 
erhebenden Nutzwerthes influenziren, am ſicherſten 
den abſoluten Werth jedes einzelnen Objeetes und 
das Werthverhältniß ber Objecte zu einander zu be 
urtheilen in der Lage find, und darnach in gerechter 
Weiſe die Werthziffer beſtimmen werden. 

Wenn ſich das Geſetz darauf beſchränkt, nur die 
hervorragendſten Momente zu bezeichnen, die bei der 
Jeſtſtellung der Werthziffer zu berückſichtigen find, 


und insbeſondere von der in der früheren Regierungs- 
vorlage beabſichtigten Aufſtellung eines Tarifes nach 
Verhältniß der Bevölkerungszahl und der Zahl der 
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Hausbeſtandtheile abfiebt, fo geſchieht es einerſeits 
deßhalb, weil die Vielfältigkeit der den Nutzungs— 
werth bedingenden Factoren die Formulirung be. 
ſtimmter Normen ausſchließt, und insbeſondere die an- 
gedeutete Tarifirung den mit der Hauselaſſenſteuer 
verbundenen Mängeln abermals in dem neuen 
Syſteme Eingang verſchaffen würde, anderſeits deß— 
halb, um den Schäßzungs-Commiſſionen die moͤglichſte 
Freiheit der Bewegung zu ſichern. 

Aus dem letzteren Geſichtspunete wurde den 
Commiſſionen — abweichend von der früheren Vor— 
(age — die Beſtimmung ber Abzugspereente für Gr. 
haltung und Amortiſation allerdings mit jener Be— 
ſchränkung eingeräumt (§ 18), die im Intereſſe des 
Steuerärars geboten erſcheint, deren Gränzen aber 
immmerhin jo weit geſteckt find, daß innerhalb ber. 
ſelben billigen Forderungen ganz wohl entſprochen 
werden kann. 

Die beantragten Beſtimmungen ruͤckſichtlich der 
Wahl der Commiſſionsmitglieder tragen die Garantie 
in ſich, daß die Intereſſen der Steuerträger ihre volle 
Berückſichtigung finden können, wenn deren Vertreter 
beſtrebt ſein werden, in richtiger Auffaſſung der ihnen 
übertragenen Pflichten und Rechte ihre Aufgabe zu 
(fen. 
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